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An das 



Kgl. Staatsministerium des Innern 

Abteilung für Landwirtschaft, Gewerbe und Handel 
München. 



In Erfüllung der uns durch Allerhöchste Verordnung vom 25. Oktober 
1 889 § 2 Abs. 4 aufcrlegten Verpflichtung bringen wir nachstehend 
unseren Bericht für das Jahr 1904 in Vorlage. 

Würzburg, im Mai 1905. 



Die 

Handels- und G e wer bekam m e r 

für 

Unterfranken und Aschaffenburg. 

Der Vorstand: 

Hilcken, 

Kgl. Kommerzienrat. 

Der Syndikus: 

Dr. Kittel 
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Überblick über die allgemeine Lage 



Das Jahr 1904 zeigte nach verschiedenen Richtungen hin abnorme 
oder neue oder wenigstens verschärfte wirtschaftliche Erscheinungen. Ab- 
norm war schon der Witterungscharakter des Jahres, das im Sommer 
eine Zeit langanhaltender Dürre hatte. Die Erntcvcrhältnisse sind 
dadurch in hohem Grade, wenn auch nicht ungünstig, beeinflusst worden. 
Quantitativ war das Ergebnis an Getreide, namentlich an der in Franken 
wichtigsten Frucht, der Gerste, etwas weniger als in dem reichen Vor- 
jahr; dafür war aber die Qualität eine durchgängig recht gute, der Preis 
wesentlich höher als im Vorjahr, so dass das Gesamtergebnis für die 
Landwirtschaft nicht ungünstig sein konnte. Schwieriger lag jedenfalls 
der Getreidehandel, der mit scharfen Konjunkturen rechnen musste und 
ausserdem die stetig wachsende Konkurrenz der landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften und Lagerhäuser fühlte. Die Bierbrauerei konnte 
infolge des heissen Sommers wohl ihren Absatz erhalten , musste aber 
für ihre Rohmaterialien durchweg höhere Preise anlegen. 

Auch die übrigen landwirtschaftlichen Produkte, ausser Getreide, 
wurden durch die Witterung beeinflusst; so musste die Gärtnerei in- 
folge der Dürre im Sommer mit erhöhten Spesen für Wasserbesprcngung 
rechnen Der Obst ertrag war mit Ausnahme der Beeren durchschnitt- 
lich recht gut und auch die Konservenindustrie hatte ein befriedigendes 
Ergebnis. Der Wein geriet quantitativ sehr gut und auch die Qualität 
ist eine befriedigende. Der Absatz des Weinhandels dagegen litt noch 
immer unter der Einwirkung der verflossenen wirtschaftlichen Krise so- 
wie der antialkoholistischcn Agitation. 

Sehr lohnend waren wiederum die Ergebnisse der Viehzucht. 
Die Preise für Grossvieh und namentlich für Kälber standen durchweg 
hoch ; Schweine waren in der ersten Jahreshälfte verhältnismässig billig, 
später gleichfalls steigend. F'ür den Viehhandel und indirekt für die 
allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse brachte das Wiederauftauchen 
der Maul- und Klauenseuche zum Jahresschluss noch eine wirkliche 
Krise. Die verschärften Massnahmen, namentlich die Sperre der Märkte 
und das Verbot des Viehhandels im Umherziehen, wirkten empfindlich 
schädigend, und von den betroffenen Handelskreisen wie auch von einem 
grossen Teil der Landwirtschaft wird hervorgehoben, dass solche rigorose 
Massnahmen nicht nötig gewesen wären, sondern dass zur Unterdrückung 
der Seuche wohl die einfache Gehöft- oder höchstens Markungssperre 
cenügt hätte. 

Abnorme Verhältnisse für Handel und Gewerbe irn allgemeinen 
brachten weiter die Ringe und Syndikate, die in einzelnen Branchen 
vielleicht der Notwendigkeit entspringen mögen, in anderen aber ihre er- 
rungene Machtstellung entschieden zu Preistreibereien ausnutzen. So ver- 
teuerte namentlich der Spiritusring das für verschiedene Geschäftszweige 
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notwendige Rohmaterial, den Sprit, ein Vorgehen, das um so bedauer- 
licher ist, als es nicht bloss den Trinkbranntwein, sondern auch den 
Spiritus für technische Zwecke trifft. Auch das Kohlenkontor machte 
seinen Einlluss geltend , wozu noch die Einwirkung eines Streiks im 
Kohlengebiet verschärfend hinzutrat. Auffällig ist die Erscheinung, dass 
— augenscheinlich unter dem Druck der Verhältnisse — auch im lokalen 
Rahmen Neigung zu Produktions- oder Preiskonventionen, also gewisser- 
massen zu lokalen Ringen, besteht. 

Kleinhandel und Gewerbe hatten ziemlich gedrückte Verhält- 
nisse, sowohl was Absatz als Preise anlangt. Für das Baugewerbe zeigte 
sich als misslich, dass die lokale Bautätigkeit immer noch eine recht 
geringe ist. Nach der allmählichen besseren Beschäftigung der wichtigen 
Stcinindustrie des Maintals zu schliesscn, scheint sich ja auswärts wieder 
mehr Baulust zu zeigen; in unserem Gebiet ist dies leider noch nicht 
zu konstatieren. 

Die Industrie im allgemeinen hat wohl bessere Absatz Verhält- 
nisse wieder errungen; allein die Preise der Fabrikate werden durchweg 
als sehr gedrückte bezeichnet, während die Rohmaterialien meist hoch 
im Preise stehen. Die kriegerischen Verwicklungen in Ostasien haben 
nur vereinzelt Einfluss auf das Geschäft geübt: weit einschneidender für 
Industrie und namentlich auch für den Handel waren die internationalen 
wirtschaftlichen Abmachungen, welche das Jahr ioo.J wirklich als ein 
kritisches erscheinen lassen, die Handelsverträge. Durch diese 
handelspolitischen Konventionen ist auf Jahre hinaus für das Geschäfts- 
lcbcn ein sehr schwieriger Boden geschaffen. In unsenn Kreise wurden 
vor allem die Schnellprcssenindustric, die Mälzerei, die Bierbrauerei und 
der Weinhandel betroffen; aber auch die übrigen Geschäftszweige werden 
tlie Folgen dieser Handelspolitik, insbesondere die Verteuerung «1er 
Lebenshaltung für weite Kreise der Bevölkerung und den Rückgang «1er 
Exportfähigkeit, fühlen müssen. Bayerns Industrie und Gewerbe sind 
ohnehin gegen die gleichen Erwerbszweige im übrigen Deutschland in 
ungünstigeren Verhältnissen, und zwar teils durch die geographische Lage 
und die Verkchrsverhältnisse, welche den Bezug der Rohmaterialien ver- 
teuern, teils durch gewisse lokale unil provinzielle Verhältnisse, wie den 
Bestand zahlreicher Feiertage, wodurch die Konkurrenzfähigkeit gegenüber 
«len übrigen «lcutschcn Gegenden geschwächt wird. 

Dringend nötig erachten wir unter solchen Umständen einerseits 
eine «lein Handel und Gewerbe günstigere Fortsetzung der Handelsvertrags- 
politik, namentlich bei den bevorstehenden Verhandlungen mit «len Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika und mit Grossbritannien, anderseits 
eine grosszügige Verkchr.spolitik, insbesondere eine Hebung 
«les Wasscrstrassenverkchrs durch den Ausbau einer leistungsfähigen, 
nicht durch Airgaben künstlich verteuerten bayerischen Grossschiffalirts- 
strassc. 
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A. Tätigkeitsbericht. 

(Gutachten, Ansichten und Wünsche der Kammer.) 
<$. 

I. Innere Angelegenheiten der Kammer. 

1. Personalstand der Kammer. 

Am 31. Dezember 1904 war der Personalstand der Kammer 
folgender : 

a) Handelsabteilung. 

Herr Hilcken, Wilhelm, Kommerzienrat, Direktor der Würzburger 
Volksbank, Vorsitzender. 

„ Hellmann, Bernhard, jun., Weingrosshändler, Stellvertreter des 
Vorsitzenden. 

„ Kahle, Max, Direktor der Portland-Cementfabrik Karlstadt a. M., 
Kassier. 

„ Ach, Hans Stephan, Direktor der Bayerischen Bodcncrcdit- Anstalt. 
„ Bock, Heinrich, Kommerzienrat, Direktor des Brauhauses Würzburg. 
„ Eck, Theodor, Getreidegrosshändler. 

„ Eckert, Franz, Holzgrosshändler und Sägewcrksbcsitzcr. 

„ Kraus, Wilhelm Jakob, Kolonialwarenhändler. 

„ Krug, Karl, Kolonialwarenhändler. 

„ Lang, Fritz, Kommerzienrat, Baumaterialiengrosshändler. 

„ Leinecker, Artur, Kolonialwarengrosshändler. 

b) Gewerbeabteilung. 

Hert Wolf, Franz, Maler-, Tüncher- und Lackierermeister, Vorsitzender. 
„ Wolpert, Sebastian, Privatier, vorm. Bäckermeister u. Weinwirt, 
Stellvertreter des Vorsitzenden. 
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Herr Ankenbrand, Joseph, Glasemicister. 

„ Bub, Friedrich, Zimmeimcister. 

„ Haseibrunner, Michael, Vergoldcrmeistcr. 
„ Hetterich, Stephan, Schuhmachcmieistcr. 

., J and er, Joseph, Metzgermeister. 

„ Lutz, Stephan, Schreinermeister. 

„ Sch.'idler, Kaspar, Häfncrmeister. 

„ Schmidt, Johann, Sattlermeister. 

„ St rau ss, Johann, Privatier, früher Gastwirt. 

c) Sekretariat 

Syndikus: Dr. J. B. Kittel. 

Amtsgehilfe : Michael Diener. 

Amtsschreiber : J ohann H o f f m e v e r. 

Bureau: Domerschulstrassc 6 (Franziskaneqilatz). 



2. Personalstand der Bezirksgremien. 

I. Vorsitzende des Bezirksgremiums Aschaffenburg, 

a) Handelsabteilung. 

Herr St enger, Valentin, Fabrikdirektor, Vorsitzender. 

„ Schmitt, Wilhelm, Fabrikdirektor, Stellvertreter. 

.b) Gewerbeabteilung. 

Herr Hock, Knnrad, Privatier, vorm. Tünchermcistcr, Vorsitzender. 
„ Engelhard, Georg, Zimmermeister, Stellvertreter. 

2. Vorsitzende des Bezirksgremiums Dettelbach. 

Herr Wies engrund, Moritz, Weinhändler, Vorsitzender. 

„ Stahl, Franz, Weinhändler, Stellvertreter. 

3. Vorsitzende des Bezirksgremiums Kitzingen. 

Herr Wildhagen, Hermann, Fabrikant, Vorsitzender. 

„ Gassncr, Michael, Brauereibesitzer, Stellvertreter. 

4. Vorsitzende des Bezirksgremiums Lohr a. M. 

Herr Brand, S. G., Essig- und Liqueurfabriknnt, Vorsitzender. 

„ Crümcr, August, Fabrikant, Stellvertreter. 
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5. Vorsitzende des Bezirksgremiums Marktbreit. 

Herr Schmid, Richard, Bankier, Vorsitzender. 

„ Lang, Adam, Kaufmann, Stellvertreter. 

6. Vorsitzende des Bezirksgremiums Miltenberg. 

Herr Schwa ab, Eduard, Kaufmann, Vorsitzender. 

„ D ei d csh cim e r, August, Fabrikdirektor in Klingenberg, Stell- 
vertreter. 

7. Vorsitzende des Bezirksgremiums Ochsenfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Weigand, Paul, Kommerzienrat, Bankier, Vorsitzender. 

„ Dress, Heinrich, Kunstmühlenbesitzer in Tückeihausen, Stell- 
vertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Grccb, Burkard, Kunst- und Handelspartner, Voisitzcnder. 

„ Oechsner, Martin, Bäckermeister, Stellvertreter. 

8. Vorsitzende des Bezirksgremiums Schweinfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Hurtzig, Dr. Leopold, Kommerzienrat, Fabrikant, Vorsitzender. 
„ Georg, W., Kommerzienrat, Fabrikdirektor, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Bechert, Friedrich, Spcnglermeister, Vorsitzender. 

„ Sr hm idt, Johann, Restaurateur, Stellvertreter. 



Der Personalstand der Kammer erfuhr hinsichtlich der Würzburger 
Mitglieder nur eine Änderung, indem Herr Kommerzienrat Georg Karl 
Ehemann aus Gesundheitsrücksichten um Entlassung aus der Kammer 
nachsuchte. Herr Kommerzienrat Ehemann war das älteste Mitglied 
unserer Kammer und hat derselben lange Jahre, namentlich in seiner 
Eigenschaft als I. Vorstand, beste Dienste geleistet, bis ihn seine ge- 
sundheitlichen Verhältnisse leider zwangen, zunächst die Vnrstandschaft 
und nunmehr auch sein Mandat als Mitglied der Handelsabteilung 
niederzulegen. Die Kammer musste die Gründe zu diesem Schritte an- 
erkennen und brachte ihrem früheren Vorstand den besten Dank mit 
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dem Wunsche baldiger Genesung und dauernder Gesundheit zum Aus- 
druck. An seine Stelle wurde am 8. April Herr Kolonialwarengrosshändler 
Artur Leinecker von Würzburg kooptiert. 

Von den auswärtigen Kammermitgliedern mussten wir den Tod 
des langjährigen Vorsitzenden unseres Bezirksgremiums Marktbreit, Herrn 
Bürgermeisters und Kaufmann Adolf Hartmann beklagen , der am 
8. April plötzlich an den Folgen einer Operation verschied. An seiner 
Stelle trat der neugewählte Vorsitzende des Handelsgremiums Markt- 
breit, Herr Bankier Richard Sc h m i d , in das Plenum der Kammer ein. 
— Bei der Konstitution des Bezirksgremiums für Handel in Dettelbach 
wurde Herr Weinhändler M. Wieseng rund als I. Vorsitzender wieder- 
um! Herr Weinhändler Franz Stahl als dessen Stellvertreter neu- 
gewählt. 

Im übrigen blieb der Personalstand unseres Kammerplenums un- 
verändert. Als Staatskoinmissar fungierte wie in den Vorjahren Herr 
kgl. Regierungsrat Ludwig Bogen dorf er, der den Plenarsitzungen 
regelmässig beiwohnte und auch sonst die Bestrebungen der Kammer 
in dankenswertester Weise unterstützte. 



Die im Jahre 1903 in Angriff genommene Reorganisation 
der Handels- und Ge werbe kümmern in der Richtung, dass 
durch Abtrennung oder Aufhebung der Gewerbeabteilungen reine Han- 
delskammern gebildet würden , ist infolge der bereits im letzten Bericht 
geschilderten Uneinigkeit der bayerischen Kammern über diesen Kern- 
punkt der Frage wieder völlig niedergeschlagen oder doch auf unbe- 
stimmte Zeit vertagt worden. Wir bedauern dies aufrichtig; denn nach 
unserer unveränderten Meinung wäre eine reinliche Scheidung zwischen 
der Vertretung von Handel und Industrie einerseits und derjenigen des 
Kleingewerbes andererseits dem jetzigen Dualismus entschieden vor- 
zuziehen gewesen. Wir betonen ausdrücklich, dass natürlich keinerlei 
persönliche Motive für diesen unseren Standpunkt massgebend sind ; im 
Gegenteil ist das persönliche Verhältnis zwischen den Mitgliedern unserer 
beiden Abteilungen ein durchaus freundliches, und in vielen Fragen 
nehmen die Mitglieder unserer Handelsabteilung gerne besondere Rück- 
sicht auf die von der Gewerbeabteilung vertretenen Interessen. Allein 
aus sachlichen Gründen halten wir eine Trennung doch als unausbleib- 
lich und auch als das einzig Richtige. Das Kleingewerbe besitzt — 
darüber kommt man nicht hinaus — nach Entstehung der Handwerks- 
kammern nunmehr eine Doppelvertretung. Die Entschliessung der reinen 
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Handelskammern wäre aber ohne die Komplikation mit der Gewerbe- 
abteilung entschieden freier und richtiger. Wir nehmen daher auch an 
dieser Stelle Veranlassung, unsem Standpunkt zu wahren, der die selbst- 
ständige Organisation der Handelskammern zur Vertretung von Handel 
und Industrie bezweckt Diese Entwickelung ist nach unserer festen 
Überzeugung unaufhaltbar, und je eher die Entscheidung erfolgt, desto 
richtiger ist es. 



Die Gremienorganisation unseres Kreises hat im ver- 
flossenen Jahre nicht unbeträchtliche Fortschritte gemacht. Angeregt 
durch den Passus auf Seite 8 unseres Eerichts pro 1903 wurde seitens 
Interessenten des Bezirks Hassfurt bei dem dortigen k. Bezirksamt 
der Antrag gestellt, die Vorarbeiten für Bildung eines Gremiums zu 
unternehmen. Seitens dieses Bezirksamts wurden hierauf die erforder- 
lichen Erhebungen gepflogen. Bereits in der Sitzung vom 13. Juli 1904 
erklärte sich unsere Kammer bereit, die Bildung eines Handelsgremiums 
für den Bezirk Hassfurt zu unterstützen. Die betreffenden Verhand- 
lungen wurden uns am 29. September von der K. Kreisregierung über- 
sandt; zugleich wurden wir zur gutachtlichen Äusserung darüber auf- 
gefordert, ob die Errichtung eines neuen Bezirksgremiums für die drei 
Amtsbezirke Ebern , Hassfurt und Hofheim mit dem Sitze in Hassfurt 
ein Bedürfnis und daher bei höchster Stelle zu befürworten sei. Wir 
kamen diesem Auftrag durch folgenden Bericht vom 22. Oktober nach: 

Unter Rückgabe der mit Entschliessung vom 29. September Nr. 23728 uns 
übersandten Akten berichten wir ergebenst, dass unsere Kammer die Bildung eines 
Bezirksgremiums für H. u. G. in Hassfurt mit dem Bezirk der drei Amtsbezirke 
Ebern, Hassfurt und Hofheim begutachtet. 

Bereits seit Jahren haben wir in unsern Jahresberichten stämlig darauf hinge- 
wiesen , dass eine Gremialorganisation im Osten unsers Kreises wünschenswert sei. 
Der direkte Anstoss für die jetzige Agitation zur Bildung eines Gremiums ging von 
der Steinindustric am Obermain aus, die eine wesentliche Bedeutung errungen hat und 
bei ihrer exponierten Lage eine intensivere Verbindung mit der Interessenvertretung, 
also unserer Kammer, wünscht. Neben der Steinindustric kommen aber auch eine 
grosse Anzahl anderer Handels- und Gewerbebetriebe in den drei genannten Amts- 
bezirken in Betracht. 

Seit Einrichtung der Handwerkskammern haben wir uns für Lostrennung der 
Gewerbeabteilung und auch im Prinzip gegen die Bildung neuer Gewerbegremien aus- 
gesprochen. Wenn wir im vorliegenden Kalle nun eine Ausnahme machen, so geschieht 
dies deshalb, um dem neu zu gründenden Gremium, in dessen Bezirk die drei gewerbe- 
reichen Städtchen Hofheim , Hassfurt und Ebern liegen würden, zahlreichere Interes- 
senten zuzuführen , ferner , weil in der bezcichneten Gegend hauptsächlich V erkchrs- 
angelegenheitcn in Betracht kommen, die bekanntlich von den Handwerkskammern nur 
wenig hehandelt werden; an diesen Verkehrsfragen ist auch die gewerbliche Be- 
völkerung sehr interessiert. Nachdem die Gewerbeabteilung — wenigstens vorläufig — 
mit der Handeisabteilung gemeinschaftlich zu arbeiten berufen ist, befürworten wir die 
Biiduog eines Handels und Gewerbegremiums in Hasslurt. , 
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Dem Antrag auf Neuerrichtung eines Bezirksgreiniurns in Hass- 
furt (jedoch nur für Handel) wurde seitens des K. Staatsministeriums 
stattgegeben ; jedoch fallt diese Entschließung sowie die faktische Bil- 
dung des Gremiums bereits über den Rahmen des Berichtsjahres hinaus. 

Nicht in gleicher, zustimmender Weise konnten wir uns für die 
von Interessenten beantragte Gründung eines eigenen Bezirksgremiums 
für Handel und Gewerbe in Gern finden aussprechen. Unterm 29. Sep- 
tember forderte uns die K. Kreisregierung zur Äusserung darüber auf, 
ob ein Bedürfnis nach einem eigenen Bezirksgremium in Genuinden 
unter Abtrennung des Bezirks Gemünden vom Handelsgremium Lohr 
anzuerkennen sei. In unserer Sitzung vom 4. November erstattete Herr 
Wolf hierüber Referat und beschlussgemftss unterbreiteten wir darnach 
am 8. November der K. Regierung folgenden Bericht: 

Uuter Rückgabe der mit Entsch Messung vom 29. September Nr. 23 759 uns 
überlassenen Akten berichten wir. dass unsere Kammer kein Bedürfnis für Errichtung 
eines eigenen Bczirksgremiums für Handel und Gewerbe in Gemündco unter Ab- 
trennung des Bezirkes Gemünden vom Handelsgremium Lohr erkennen kann. 

So sehr wir im allgemeinen die Organisation der Handels- und Gewerbe- 
treibenden im Kreise zu fördern suchen , können wir doch anderseits eine allzugrossc 
Zersplitterung in gar zu kleine Grcmialbezirkc , deren Vertretungen kaum lebensfähig 
d. h. kaum zu intensiverer Tätigkeit berufen erscheinen, nicht befürworten. Die Agita- 
tion für ein eigenes Bezirksgremium Gemünden ist wohl nur durch die Neubildung 
des Bezirksamts Gemünden hervorgerufen ; cs geht aber doch nicht an, für jedes Bezirks- 
amt nur der formalen Verwaltungsorganisation wegen ein eigenes Gremium zu errichten. 
Wir verweisen in dieser Beziehung, um ein Gegenstück zu zeigen, auf unser Bezirks- 
gremium AschafTenburg , das doch schon in der Stadt Aschaflenburg selbst genügend 
Rü.'khalt hätte, sich aber noch auf die Distrikte der Bezirksämter Aschaffcn bürg, 
Alzenau und Obcrnburg (mit Ausnahme von Klingcnbeig) erstreckt. 

Ein sachliches Bedürfnis für ein eigenes Handelsgremium in Gemünden ist 
gewiss kaum gegeben, nachdem im ganzen Bezirk Gemünden nur etliche 30 eingetragene 
Handelsfirmen bestehen; von diesen sprachen sich bei den Voicrhcbungcn cbcnsovielc 
(jeweils 9) gegen, wie für die Neubildung eines Gremiums aus. Die Petenten haben 
den Interessentenkreis dadurch zu vergrössern gesucht , dass sie auch ein Gewerbe- 
gremium anstreben; aus prinzipiellen Gründen, insbesondere im Hinblick auf die Doppel- 
vertretung des Kleingewerbes, müssen wir uns jedoch gegen eine solche Einl»eziehung 
der klein-gewerblichen Kreise ausspreeben. 

Im allgemeinen muss die Vertretung der Handels- und Industrie-Interessen im 
Bezirk Gemünden durch das bestehende HandeUgremium Lohr als genügend erachtet 
werden. Sowohl der Stadt- wie der Landbc/.irk von Gemünden sind gegenwärtig 
unter den Mitgliedern des Gremiums Lohr vertreten und diese zwei Mitglieder müssen 
bei prozentualer Berechnung der Interessenten des Bezirks Gemünden gegenüber denen 
des Bezirks Lohr als ausreichend gelten. Tatsächlich sind auch die wichtigeren Ge- 
schäfte im Bezirke Gemünden, so /.. B, die Industrie im Sinngrunde, mit der Interessen- 
vertretung durch das Handclsgremium Lohr durchaus zufrieden. Die örtliche Ent- 
fernung zwischen Lohr und Gemünden ist dabei auch so gering und die Eisenbahn- 
verbindung ist eine so gute, dass eine Verkehrs-Zusammengehörigkeit der Städte und 
Bezirke Lohr und Gemünden wohl angenommen werden kann. Wollen die Interessenten 
von Gemünden sich eine stärkere Vertretung im Gremium sichern, so ist bei den 
Ersatzwahlen hiezu ja Gelegenheit gegeben. 

Unter den vorhandenen Verhältnissen beschloss die Kammer in letzter Plenar- 
sitzung einstimmig — nur der Vertreter unseres Gremiums Lohr enthielt sich in Rück- 
sicht auf den Gegenstand der Stimme , eine Abtrennung des Bezirks Gemünden 
vom Grcmialbezirk Lohr und die Errichtung eines eigenen Bezirksgremiums in Gemünden 
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nicat zu l>efürwortcn. Vielmehr halten wir die Aufrechterha)tunj> der gegenwärtigen 
Organisation für zweckmässig un<l bitten nur — es ist dies ja lediglich eine formale 
Sache — , in Hinblick auf die Neubildung des Bezirksamt Gemünden auch bestimmen 
zu wollen, dass der Bezirk des llandelsgremiums Lohr die Bezirksämter Lohr und 
Gemünden umfasst. 

Entsprechend unserem Beschluss und unserer Begutachtung ent- 
schied das kgl. Staatsministerium des Innern am 29. Dezember mit fol- 
gender Entschliessung : 

Dem Antrag auf Errichtung eines Bezirksgremiums für Handel und Gewerbe 
zu Gemünden kann mangels eines ausreichenden Bedürfnisses keine Folge gegeben 
werden. Dagegen besteht infolge Änderung des Amtsbezirkes Lohr Anlass, in Er- 
gänzung der Entschliessung vom 26. April 1890 Nr. 5860 zu bestimmen, dass der 
Bezirk des Handelsgremiums in Lohr sich auch fernerhin auf den nunmehrigen Amts- 
bezirk Gemünden erstreckt. Hienach ist das Weitere zu verfügen. 

Noch in einem dritten Falle beschäftigten wir uns mit der Gründung 
eines Gremiums. Im Bezirk Brückenau zeigte sich Neigung zur 
Bildung einer Handels- und Iiulustrievertretung. In mehrfachen Korre- 
spondenzen wiesen wir die Interessenten an, die betr. Schritte beim 
K. Bezirksamt zu unternehmen , unter gleichzeitiger Aufklärung über 
das Wesen und die Aufgaben der Handels- und Gewerbekammem sowie 
der Bezirksgremien. Die weitere Verfolgung dieser Angelegenheit fällt 
über den Rahmen des Berichtsjahres hinaus; wir werden darüber im 
nächsten Jahre Bericht erstatten. 

Im Gegensatz zu den Bestrebungen im Osten unseres Kreises 
f Hassflirt) sowie im Bezirk Brückenau fehlen noch entsprechende An- 
regungen zur Gremienbildung namentlich in den übrigen nördlichen Be- 
zirken, so z. B. in den Städten Bad Kissingen, Neustadt a. S., Münner- 
stadt, Mellrichstadt, Hammelburg u. s. w. Die Bildung weiterer Gremien 
in diesen Gegenden ist wünschenswert 



Eine das Wahlrecht zu den Handels- und Gewerbc- 
kaininern betreffende Angelegenheit, nämlich die Frage, ob auch die 
Vorstandsmitglieder der ins Genossenschaftsregister eingetragenen land- 
wirtschaftlichen Darlehenskassen vereine wahlberechtigt seien, 
kam im Berichtsjahre zur eingehenden Verhandlung. Den Anstoss hierzu 
gab folgender Vorfall : 

Unter dem 27. August 1904 fragte die Stadtverwaltung Dettel- 
bacli bei dem K. Bezirksamt Kitzingen an , ob die Vorstandsmitglieder 
des Darlehenskassenvereins Dettelbach bei der demnächst stattfindenden 
Wahl zum Bezirksgremium Wahlrechte ausüben und wählen dürften, 
nachdem sich Zweifel über deren Wahlfähigkeit ergeben hätten. Das 
K. Bezirksamt Kitzingen teilte hierauf der Stadtverwaltung Dettelbach 
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unterm gleichen Datum mit, dass das Wahlrecht der Vorstandsmitglieder 
des Darlehenskassenvereins ausser Zweifel stehe. Auch bei der ersten 
Wahl hätten diese ihr Wahlrecht unbeanstandet ausgeübt. 

Nicht ganz befriedigt von diesem Bescheid des Bezirksamts 
Kitzingen wandte sich die Stadtverwaltung Dettelbach hierauf unterm 
i. September 1904 mit derselben Anfrage, wie an das kgl. Bezirksamt 
Kitzingen gerichtet, an unsere Kammer mit der Bitte um gutachtliche 
Äusserung über fragliche Angelegenheit Der unterm 2. September an 
die Stadtverwaltung Dettelbach gerichtete Bescheid der Kammer lautete: 

Zurück mit dem Bemerken, dass unsere Kammer bereits im Mai 1898 Stellung 
zu dieser Frage genommen hat und zwar auf Anregung des Bezirksgremiums Lohr. 
Wir haben die Wahlberechtigung der Vorstände der Darlehenskassen vereine verneint. 
Nach § 4 Ziff. 1 der Allerhöchsten Verordnung vom 25. Oktober 1889 sind wahl- 
stimmberechtigt alle Personen, welche selbständig ein zur Gcwcibcstcuer veranlagtes 
Gewerbe betreiben, etc. ferner die Vorstandsmitglieder der Handelsgeschäfte be- 
treibenden Aktiengesellschaften und eingetragenen Genossenschaften. 

Beides trifft für Darlehenskassen vereine nicht zu; sic sind weder zur Gewerbe- 
steuer veranlagt, noch treiben sie „Handelsgeschäfte“, oder wenn ja, doch nur miss- 
bräuchlich. 

Sie sind deshalb nach unserer Auffassung als nicht steuerpflichtig und somit 
auch zur Exigenz der Handels- und Gewerbekammern bezw. der Bezirksgremien nichts 
beitragend , ferner als nicht Handelsgeschäfte betreibend nach dem Sinne der Aller- 
höchsten Verordnung nicht berechtigt, zu der Interessenvertretung der Handels- und 
Gewerbetreibenden zu wählen. 

In unserer nächsten Plenarsitzung nahm der Vorsitzende unseres 
Bezirksgremiums Dettelbach, Herr Wie seng rund, unterstützt von dem 
Vorsitzenden des Bezirksgremiums Lohr, Herrn Brand, Veranlassung 
zu dem Antrag, es möge eine prinzipielle Entscheidung des kgl. Staats- 
ministeriums in dieser Angelegenheit erbeten werden. Unser Plenum 
erhob diesen Antrag zum Beschlüsse und wir richteten darauf am 
11. Oktober folgende Petition an das kgl. Staatsministerium des Innern: 

In mehreren Fällen, so namentlich bei den Wahlen zu unsern in ländlichen 
Bezirken gelegenen Gremien, beanspruchten die Vorstände der zum Bezirk gehörigen 
landwirtschaftlichen Genossenschaften das Wahlrecht. § 4 der Allerhöchsten Verord- 
nung vom 25. Oktober 1889 sagt über das Wahlrecht, dass als wahlstimmbcrcchtigt 
gelten „alle Personen, welche am Sitze der Kammer selbständig ein zur Gewerbesteuer 
veranlagtes Gewerbe betreiben, und als Inhaber oder persönlich haftende Teilhaber der 
betreffenden Handelsfirma im Handelsregister eingetragen sind, ferner die am Sitze der 
Kammer wohnenden Vorstandsmitglieder derjenigen Handelsgeschäfte betreibenden 
Aktiengesellschaften und eingetragenen Genossenschaften, welche daselbst ihren Silz 
haben“. 

Nach diesen Bestimmungen ist also das Wahlrecht der Firmeninhaber bezw. 
Gesellschafts- und Genossenschaftsvorstände an die Bedingungen geknüpft : 

1. dass die Firmen zur Gewerbesteuer veranlagt sind und 

2. dass die Gesellschaften bezw. Genossenschaften „Handelsgeschäfte“ betreiben. 

Die landwirtschaftlichen Genossenschaften (Darlehenskassen vereine) sind nicht 

zur Gewerbesteuer veranlagt und entrichten daher auch keine Beiträge zur Interessen- 
vertretung des Handels und Gewerbes. Zweifellos sind aber nach dem Sinn der Aller- 
höchsten Verordnung nur solche Firmen und Betriebe zur Wahl zuzulassen , welche 
Gewerbesteuer bezahlen und somit mittelbar oder unmittelbar durch Zuschläge zu dieser 
Steuer zur Exigenz der Interessenvertretung beitragen. 
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„Handclgeschäftc“ zu betreiben, sind die landwirtschaftlichen Genossenschaften 
nicht befugt, und wenn sie solche dennoch betreiben, so geschieht dies nur miss- 
bräuchlich. Es fehlen somit die Voraussetzungen, welche im Sinne der Allerhöchsten 
Verordnung das Wahlrecht zur Handels- und Gewerbekammer verleihen. 

Wir haben diese unsere Anschauung mehrfach in Gutachten sowohl auf Er- 
suchen unserer Gremien wie der mit Leitung der Wahl beauftragten Behörden ver- 
treten; trotzdem sind die Verstandsmitglieder von landwirtschaftlichen Genossenschaften 
teilweise zur Wahl zugelassen worden, und cs ist damit der Zustand geschaffen, dass 
Nichtinteressenten auf die Zusammensetzung der Interessenvertretungen ein Einfluss 
cingeraumt wurde. Wir gestatten uns daher, an Hohes Königliches Staatsministerium 
die ehrerbietigste Bitte zu richten, durch eine prinzipielle Entscheidung aussprechen 
zu wollen, 

dass landwirtschaftliche Genossenschaften , welche keine Gewerbesteuer ent- 
richten und nicht die Bestimmung haben , Handel zu treiben , nicht zur 
Wahl für die Handels- und Gewerbekammern bezw. für die Bezirksgremien 
zuzulassen sind. 

Bei dem gemeinsamen Interesse, welches die Angelegenheit nach 
unserer Ansicht für alle bayerischen Handels- und Gewerbekamraem 
besitzt, glaubten wir, auch unsere Schwesterkammern zum gleichmäßigen 
Vorgehen auffordern zu sollen. Allein, sei es, dass das landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen in den übrigen bayerischen Kreisen nicht 
die Ausdehnung wie in Unterfranken genommen hat, oder dass die 
prinzipielle Wichtigkeit der Frage nicht gebührend gewürdigt wurde, die 
Unterstützung durch die übrigen bayerischen Kammern erfolgte nicht im 
gewünschten Masse. 

Auf diese mangelnde Unterstützung ist es wohl auch teilweise 
zurückzuführen, dass die Frage auch seitens der K. Staatsregierung nicht 
im gewünschten Sinne entschieden wurde. Im weiteren Verlauf der 
Verhandlungen erhielten wir zunächst von der K. Kreisregierung unterm 
2 . November nachstehende Aufforderung : 

Zum Bericht vom 11. v. Mts. Nr. 86 1 an das Königl. Staatsministcrium des 

Innern. 

Inhaltlich genannten Berichtes hätten in mehreren Fällen bei den Wahlen 
zu den in ländlichen Bezirken gelegenen Gremien die Vorstände landwirtschaftlicher 
Genossenschaften das Wahlrecht beansprucht. 

Die von der Kgl. Regierung im Aufträge des Kgl. Staatsininistcriums bei den 
Wahlkommissären gepflogenen Erhebungen haben nur einen einzigen solchen Fall fest- 
lichen können, und zwar hat der „Darlehenskassen verein Dettellach“ das Wahlrecht 
beansprucht bezw. zugebilligt erhalten in der Erwägung, dass diese Genossenschaft 
ausser dem Kreditgeschäft (Hingabe von Darlehen auf ländliche Anwesen) auch Ge- 
schäfte betreibt, die sich als spezifische Bank geschälte darstellen. 

Sollten der vcrehrlichcn Handels- und Gewerbekammer weitere Fälle der Be- 
anspruchung des Wahlrechts seitens landwirtschaftliche! Genossenschaften bekannt sein, 
so ersuchen wir um gefällige beschleunigte Mitteilung. 

Wir erstatteten hierauf unterm 5. November folgenden Bericht : 

In Erledigung der Kntschhessung vom 2. d. Mts. Nr. 26753 berichten wir, 
dass die Frage des Wahlrechts der landwirtschaftlichen Genossenschaften zu den 
BezirksgTcmicu uns bereits in den Jahren 1895 und 1898 beschäftigte. Bei der Wahl 
für das Handelsgremium Lohr itn Jahre 1895 waren nach unsern Erkundigungen die 
Darlehenskassenvereine Sendelbach, Gösscnhcim, Aura und Fellen als wahlberechtigte 
hinnen in die vom Bezirksamt Lohr aufgestcllte Wählerliste eingetragen, und die 
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Vorstandsmitglieder dieser Vereine haben auch von dem Wahlrecht Gebrauch gemacht. 
Wir haben hierauf dem Bezirksamtc Kohr im Jahre 1 8«>8* als wieder eine Ergäozungs- 
wahl in Krage stand, unsern abweichenden Standpunkt mitgctcilt ; unsers Wissens sind 
hierauf die Darlehcnskassenvereine nicht mehr in die Wählerliste Lohr aufgenommen 
worden. Wir bitten jedoch um eine prinzipielle Entscheidung über die Krage, da nur 
hiedurch Klarheit über die voiausvichtlich immer wieder auftauchende Krage der Wahl- 
berechtigung landwirtschaftlicher Genossenschaften geschaffen weiden kann. 

Was den Fall des Darlehenskassen verzins Dettelhach anlangt, so möchten wir 
darauf hin weisen, dass nach unserer Meinung als Kriterium für die Wahlberechtigung 
nicht blos die Tatsache des Betreiben» von „ Handelsgeschäften* * — cs ist dies ohnehin 
ein schwankender Begriff — sondern auch die Veranlagung zur Gewerbesteuer und 
die daraus folgende Verpflichtung zur Beilragsleistung für das Gremium aufzufassen 
sind. Die Allerhöchste Verordnung vom 25. Oktober 1889 gibt in § 4 Ziff. 1 hierüber 
allerdings keine ganz klare Bestimmung ; allein wir meinen, dass die Veranlagung zur 
Gewerbesteuer nicht nur für die Handelsfirmen sondern in sachgemässer Analogie auch 
für die Aktiengesellschaften und eingetragenen Genossenschaften die ganz selbstverständ- 
liche Voraussetzung für die Ausübung des Wahlrechts bildet. 

Der endgiltige Bescheid des kgl. Staatsministeriums des Innern er- 
ging am 1. Dezember und hat folgenden Wortlaut: 

Die von der K. Regierung von Unterfranken und Aschaffenburg, Kammer des 
Innern, gepflogenen Erhebungen haben ergeben, dass seitens der Vorstände landwirt- 
schaftlicher Genossenschaften lediglich bei den Wahlen zu den Be/irksgremicn Kohr 
und Dettelhach das Wahlrecht auf Grund des § 4 der K. Allerhöchsten Verordnung 
vom 25. Oktober 1880 ausgeübt wurde. 

Kaut Bericht des K. Bezirksamtes Kohr wurden anlässlich der Wahlen zum 
Bezirksgremium Kohr im Jahre 1895 die Vertreter der Raiffcisen'schen D;u lehenskassen 
ohne ihr Zutun in die Kiste der Wahlstimmbercchtigtcn eingetragen, weil die l»e- 
treffenden Vereine im Handelsregister eingetragen und seitens des Bc/irksgremiums 
zur Beitragsleistung beigezogen worden waren. Die Vertreter der Darlehenskassen, die 
selbst niemals eine Zugehörigkeit zum Bczirksgremium angestrebt hatten, beteiligten 
sich daraufhin zahlreich an der Wahl des Jahres 1895. Nachdem jedoch die Dar- 
lehnskasscn im Jahre 1898 auf eine Belehrung der Geschäftsführung des Kandcs verbände» 
landwirtschaftlicher Darlehcnskassenvereine hin die Beitragszahlung zum Bezirksgremium 
verweigerten, das Gremium aber dementsprechend nunmehr den Vertretern dieser Ver- 
eine die Wahlbeicchtigung liestritt, wurden diese in die Wählerlisten nicht mehr auf- 
genommen und beteiligten sich daher auch nicht mehr an den Wahlen. 

Das K. Bezirksamt Kitzingen hat die Vertreter des Darlehenskassen Vereins 
Dettelhach im laufenden Jahre zur Wahl zum Bczirksgremium Dettelhach zugelassen : 
da es diese Genossenschaft, die allerdings hauptsächlich auf ländliche Auwcsen Dar- 
lehen gewährt, ausser dem Kreditgeschäft aber auch Geschäfte betreibt, die sich als 
spezifische Bankgeschäfte darstellen, nicht als ausgesprochene landwirtschaftliche Ge- 
nossenschaft erachtet hat . 

Ausser diesen beiden Fällen wurde nach den Erhebungen von landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften das Wahlrecht zur Handelskammer oder zu den Bezirks- 
gremien auch nicht einmal in Anspruch genommen. 

Hicnach besteht aber kein ausreichender Anlass, eine allgemeine Entschließung 
im Sinne des Antrages vom II. Oktober d. J. zu erlassen. 



Am 1 t. August feierte der Herr Künigl. Staatsminister des Innern, 
Exzellenz Freiherr von Feilitzsch, sein 70. Geburtsfest und wurde gleich- 
zeitig von S. K. H. dem Prinzregenten in den Grafenstand erhoben. 
Zu beiden Anlässen brachte die Kammer dem hochverdienten laug- 
jähiigen Leiter des ihr Vorgesetzten K. Staatsministcriums die ehr- 
erbietigsten Glückwünsche dar, worauf Se. Exzellenz der Herr Künigl. 
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Staatsminister Graf von Fcilitzsch in einem herzlichen Handschreiben vom 
14. August dankte. 

Mit Jahresschluss wurden die Referate für Handel, Industrie und 
Gewerbe vom Kgl. Staatsministerium des Innern getrennt und dem 
Kgl. Staatsministerium des Kgl. Hauses und des Aussern angegliedcrt. 
Wir erkennen dankbar das wohlwollende und rege Interesse an, welches 
der Herr Kgl. Staatsminister des Kgl. Hauses und des Äussem, Minister- 
präsident Exzellenz Freiherr von Podewils-Dürniz, bereits in dem Erlass 
vom Januar 1905 den Vertretungen von Handel, Industrie und Gewerbe 
gegenüber bekundete, und wir bitten auch fernerhin um tatkräftige Unter- 
stützung und Förderung der von uns vertretenen Interessen. 



Durch Entsehliessung des Kgl. Staatsministeriums für Verkehrs- 
angelegenheiten vom 31. März wurden die bayerischen Handelskammern 
ermächtigt, die von ihnen ausgehenden unfrankierten dienstlichen Brief- 
semlungeu im innern bayerischen Verkehr sowie im deutschen Wechsel- 
verkehr mit dein Vermerk „Portopflichtige Dienstsache“ zu versehen. 
Eine besondere Vergünstigung stellt jedoch diese Entsehliessung nicht 
dar, da die Kammer aus allgemeinen Rücksichten fast nie den Porto- 
betrag auf den Briefempfänger abwälzen kann. Weit wichtiger wäre eine 
Portofreiheit, namentlich im Verkehr mit den Registerämtern (Kgl- Amts- 
gerichten) sowie mit den Bezirksgreinien. 



Wie in den Vorjahren erfolgten seitens der Kammer die regel- 
mässigen Wahlen zu verschiedenen bürgerlichen Ehre n ä mter n. 

Bei Erledigung der H an d eis ri ch ters t e 1 1 e n bei dem Kgl. 
Landgerichte Würzburg, Kammer für Handelssachen, wurden wir regel- 
mässig zu Vorschlägen aufgefordert, auf Grund welcher als Kgl. Handels- 
richter bei genanntem Gerichte die Herren Bankdirektoren Oskar Iluth 
und Hans Stephan Ach neuernannt und die Herren Kommerzienrat und 
Braucrcibcsitzer Gustav d’Hengeliere, Kommerzienrat und Schaum- 
weinfabrikant Franz Josef Lang und Kaufmann Hermann Rückoldt 
wiederernannt wurden. 

In den Kreisstiftungsrat der Wittelsbacher Landesstiftung, zu welchem 
nunmehr sowohl die Handwerkskammer wie unsere Gewerbeabteilung je ein 
Mitglied stellen, wählten wir unsererseits den Vorsitzenden unserer Ge- 
werbeabteilung, Herrn Malermeister Franz W o I f , und als dessen Stell- 
vertreter unser Mitglied, Herrn Glasermeister Josef Ankenbrand. 
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Im Berichtsjahre kam eine Gründung einer Aktiengesellschaft im 
Kammerbezirke, nämlich der „Aktiengesellschaft Gaswerk Volkaeh“, vor. 
Die Kammer ernannte am 7. Mai als Revisoren Herrn städtischen Gas- 
werksdirektor Karl La mb in Würzburg sowie den Kammersekretär; die- 
selben erstatteten am 10. Mai Revisionsbericht an das Kgl. Amtsgericht 
(Registeramt) Schweinfurt. 



Ein Überblick über die während des Berichtsjahres abgehaltenen 
Sitzungen ergibt sechs Plenarsitzungen. Mit vier dieser Sitzungen 
waren geheime Sitzungen verbunden, in welchen insbesondere die Personal- 
fragen , sowie einige als vertraulich bezeflchnete Gegenstände zur Ver- 
handlung kamen. Daneben fand eine grössere Anzahl von Vorstands- 
und Ki Immissionsberatungen statt, insbesondere jeweils über Etats-, 
Rechnungs- und Jahresberichtsangelegenheiten. Inder Hauptsache dienten 
sie zur Vorberatung der Gegenstände in den Plenarsitzungen, in ver- 
schiedenen Fällen aber auch zur sofortigen Beschlussfassung; es geschah 
dies insbesondere bei dringenden Angelegenheiten , welche keinen Auf- 
schub erleiden durften , in welchen jedoch die Vorstandschaft erst den 
Rat dieser Mitglieder einholen wollte, ferner in Fragen, deren Natur die 
öffentliche Verhandlung nicht zulicss. 

In den Einlauf der Kammer kamen während des Berichtjahres 
rund 5000 Schriftstücke, wobei zu bemerken ist, dass die auf einen 
Betreff bezüglichen Einläufe, z. B. die Antwortschreiben auf Unter- 
stützungsgesuche oder die Eingänge auf eine veranstaltete Enquete, ferner 
die von den Distriktspolizeibehörden quartaliter eingesandten Gewerbc- 
anmeldungslisten für die Berichtigung und Vervollständigung der Handels- 
register stets nur einfach gezählt wurden, sowie dass in der Aufzählung 
die kurzhändig erledigten Sachen , insbesondere die zahlreichen An- 
fragen der Registergerichte, Geschäftsbriefe, Erkundigungen, über- 
haupt kleinere Korrespondenzen, sowie endlich auch sämtliche Bei- 
träge zum Jahresberichte nicht einbegriffen sind. Von obiger Zahl der 
Einläufe gaben über 900 Anlass zu Antwortschreiben, Eingaben etc. 

Im Auslaufjournal sind über 1000 Nummern aufgeführt. Doch 
sind auch hier einerseits die aut einen Betreff bezüglichen Gegenstände 
(Rundschreiben , namentlich über Eisenbahn - Tarifierungsfragen , ferner 
Drucksachen etc.) zu einer Nummer zusammengefasst, andererseits kleinere 
Korrespondenzen, wie Erledigungen von kurzer Hand, die sehr zahlreichen 
kleineren Gutachten an die Regisleigerichtc , Unterstützungs- und 
Dankesschreiben, Auskünfte an Private etc., die stets in grosser Anzahl 



Digitized by Google 



•3 



Vorkommen, nicht eigens aufgczählt. Ebenso ist die Ausstellung von 
Ursprungszeugnissen sowie die Enquete für den Jahresbericht 
nicht miteinbegriffen. 

Unter den Korrespondenzen, die meistens direkt durch das 
Bureau erledigt wurden , erwähnen wir namentlich die sehr zahlreichen 
Auskünfte und Benennungen von Adressen für Behörden wie für Private, 
ferner Gratulations- und Kondolationsschreiben aus persönlichen Anlässen, 
weiter die Benennung von Prozesssachverständigen für die Gerichte, Gut- 
achten über Tarifmassnahmen und Registergerichtsfragen, Rechtsgutachten 
über Handelsbräuche etc. etc. Bei der vertraulichen Natur vieler dieser 
Korrespondenzen , oder weil si^ nur für die zuständigen Behörden und 
Privatpersonen von Interesse s^id , nehmen wir von einer ausführlichen 
Berichterstattung hierüber Umgang. 



II. Auswärtiger Handel, Zollwesen und Zolleinrichtungen. 

Gleichwie im Jahre 1903 so gab uns auch im Jahre 1904 die 
Vorbereitung der Handelsverträge besondern Anlass zur Tätig- 
keit. Die Sammlung von Materialien und Erstattung von Gutachten an 
die Kgl. Staatsregierung wurde fortgesetzt; die Erhebungen und Begut- 
achtungen bezogen sich, nachdem die Vorarbeiten für die Handelsverträge 
mit Russland, Österreich-Ungarn, Belgien, Schweiz, Italien und Rumänien 
schon im Jahre 1903 betätigt waren, im Jahre 1904 namentlich auf 
die Handelsverträge mit Serbien, Griechenland, sowie auf die Zolltarif- 
entwürfe von Serbien und Bulgarien , weiter nachtragsweise in mehreren 
Eingaben wiederholt auf den Handelsvertrag mit Russland , endlich auf 
Veranlassung des Handelsvertragsvereins auch auf das handelspolitische 
Verhältnis zu Schweden. Des weiteren beschäftigten wir uns in ver- 
schiedenen Einzelfällen mit Zollfragen. So intervenierten wir auf Ver- 
anlassung einer Steinmetzfirma in Reistenhausen wegen der Zollbehand- 
lung von groben Steinmetzwaren in Österreich ; des weitem brachten wir 
eine Vorstellung der Aschaffcnburger Zelluloseindustrie, betr. den Zoll 
auf Zellstoff, dem K. Staatsministerium des Innern empfehlend in Vorlage. 

Aus den gleichen Gründen wie im Vorjahre, insbesondere weil 
die vorgetragenen Wünsche zu den Handelsverträgen meist einzelne 
Spezialbranchen, teilweise sogar nur einzelne Firmen betreffen und somit 
vielfach individuellen Charakter besitzen, sehen wir von der Veröffent- 
lichung unserer Gutachten und der dazu gehörigen Materialien und 
Einzelwünsche in diesem Berichte ab. 
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Leider war die von allen Handelsvertretungen Deutschlands auf- 
gewandte Mühe ziemlich resultatlos. Bei dem Abschluss der neuen 
Handelsverträge wurde lediglich das Prinzip des erhöhten Schutzes land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse festgehalten, wahrend die eingehend begründeten, 
vielfach dringend vorgetragenen Wünsche von Handel und Industrie auf 
günstigere Gestaltung der Zollpositionen zurückstehen mussten, vielfach 
auch direkt ungünstigere Verhältnisse als bisher geschaffen wurden. 
Speziell in unserem Kreise sind namentlich die Maschinenindustrie 
(Schnellprcssenfabrikation) durch die russische Zollerhebung, ferner die 
Mälzerei durch die geringere Spannung zwischen den Zöllen auf Gerste 
und Malz, die Bierbrauerei durch Erhöhung der Zölle auf sämtliche 
Rohmaterialien und der Weinhandel durch die erhöhten und komplizierter 
gewordenen Wein- und Traubcnzölle geschädigt Auf lange Jahre hinaus 
sind auch die allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse durch Verteuerung 
der notwendigen Lebensmittel für die weitesten Kreise der Bevölkerung, 
namentlich für die Arbeiterschaft misslich beeinflusst. Die ganze zoll- 
und handelspolitische Aktion des letzten Jahres schliesst — darüber kann 
kaum ein Zweifel sein — im Hauptteil , in den Handelsverträgen mit 
sieben europäischen Staaten, für Deutschlands Handel und Industrie un- 
günstig ab. 

Umsomehr wäre zu wünschen , dass bei dem weiter geplanten 
Ausbau des Handclsvertragswerks die Interessen von Handel und In- 
dustrie mehr zu ihrem Rechte und zur Geltung kommen ; wichtig sind 
namentlich günstige Handelsübereinkommen mit Grossbritannien , den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, mit den skandinavischen Ländern, 
weiter mit Portugal , Griechenland und verschiedenen südamerikanischen 
Staaten. Bei den meisten dieser Länder wäre der Ersatz des bis- 
herigen Mcistbcgünstigungsvcrhältnisscs durch Tarifverträge recht wünschens- 
wert, aber diese Tarifverträge müssten , wie dies die sieben bereits ab- 
geschlossenen leider nicht tun, auch dem Standpunkt von Industrie und 
Handel Rechnung tragen und nicht lediglich von der einseitigen Pro- 
tektion der Landwirtschaft diktiert sein. Eine freiere Handelsvertrags- 
politik wäre namentlich auch um deswillen zu wünschen , damit die 
bereits in bedenklicher Entwickelung begriffene Bildung von Ringen und 
Syndikaten nicht weitere Förderung und die Möglichkeit missbräuchlicher 
Ausnützung ihrer Machtstellung erfährt. 

Neben den Arbeiten für die Handelsverträge mit ausländischen 
Staaten liefen noch gleichzeitig die Erhebungen für die Neugestaltung 
der rechtlichen Grundlagen für das innere deutsche Zollwesen. Zwei 
wichtige Revisionsarbeiten kommen hier in Betracht, einerseits die Ncu- 
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bearbeitung des amtlichen Warenverzeichnisses zum Zolltarif, 
anderseits die Revision des Vereinszollgesetzes. Zum Entwurf 
eines amtlichen Warenverzeichnisses zum Zolltarif erstattete die Kammer 
auftragsgemäss unterm 14. April ein Gutachten, das wir aber bei der 
vorläufig noch vertraulichen Behandlung des Entwurfs nicht veröffent- 
lichen wollen. Hingegen wurde die Revision des Vcrcinszollgesetzes von 
uns am 13. Juli in öffentlicher Plenarsitzung beraten, wobei der Kammcr- 
sekretär folgendes Referat erstattete : 

Das Vereinszollgesetz vom Jahre 1869 ist noch eines jener Gesetze, die ihren 
Ursprung auf die Zollvercinszcitcn direkt zurückführen. Es ist entstanden formell aus 
den Verträgen, welche die Zollvereinsstaaten hinsichtlich der gemeinschaftlichen 
Durchführung der Zollgcschäftc mit einander abschlosscn, und dieser Ursprung zeigt 
sich deutlich n*>ch in einer Reihe Ausdrücke und Bestimmungen in dem Gesetz, die 
dem vertragsmäßigen Verhältnis entnommen sind. Für den tatsächlichen Inhalt 
des Vereinszollgesctzcs war von Wichtigkeit, dass es zu einer Zeit entstand, in der 
man die Zolle nur noch als vorübergehendes Übel auffasste, und wo man glaubte, dass 
in absehbarer Zeit die Zollschranken überhaupt wegfallen würden. 

Die Zeiten haben sich aber gründlich geändert : Statt des zu Ende der 60er 
Jahre erwarteten Freihandels sind wir kaum ein Jahrzehnt später in eine Schutzzoll- 
periode eingetreten, und die Richtung, die der 1879er Tarif in dieser Beziehung ein- 
nahm. ist inzwischen bekanntlich mehrfach noch wesentlich verschärft worden, ins- 
besondere durch den Tarif von 1902, der ganz und gar auf dem Boden einer scharfen 
Schutzzollpolitik steht. Das ursprüngliche, im Zollvereinsgesctz § 3 ausgesprochene Prinzip, 
dass, die Einfuhr zollfrei sein solle und dass nur Ausnahmen von dieser Regel 
im Zolltarif statuiert werden, ist jetzt in das reine Gegenteil verkehrt : Die Regel ist 
die Zoll pflicht aller eingeführten Waren, und nur wo im Zolltarif dies ausdrücklich 
konstatiert ist, tritt Zollficiheit ein. Dass unter solch veränderten Grundbedingungen 
das alte VeTcinszollgcsctz nicht mehr ganz mit den gegenwärtigen V erhält nissen iil»er- 
eiustimmt, das ist bei aller Anerkennung der Tendenz und der vorsichtigen Fassung 
de* alten Vcrcinszollgesetzes klar. Überdies enthält das Gesetz aber auch noch viel- 
fach Härten, die teils aus dem ursprüngliches Vertragscharakter herrühren, teils auch 
alten Zollvorschriften entstammen, die man anno 1869 nicht reformierte, weil man 
überhaupt damals meinte, dass die Überreste des ganzen Zollwalls bald niedergerissen 
würden. 

Aus der alten vertragsmässigen Zeit stammt vor allem noch die Organisation 
des Zollgerichtsvcrfahrens. Man wachte damals eifersüchtig über die einzcl- 
staatliche Kompetenz, und daher ist cs zu erklären, dass heute noch Beschwerden über 
Zollentscheidungcn nicht in einheitlicher Weise und nicht vor einem Gericht behandelt 
werden, sondern dass die Zollbehörden selbst itn Verwaltungswege darüber entscheiden. 

Diese völlig einseitige Rechtsprechung, bei der die eine Partei, die Zollbehörde, 
zugleich Richter in eigener Sache ist, entspricht in keiner Weise den heutigen An- 
schauungen hinsichtlich des Gerichtsverfahrens. Es muss, wie wir das schon früher 
auch in unserer Kammer mehrfach betont haben, eine unparteiische Stelle geschaffen 
werden, die über streitige Zollangclegenheiten ohne Voreingenommenheit und ohne 
fiskalisches Interesse entscheidet Es mag dahin gestellt sein, ob zur Rechtsprechung 
in Zollstreitigkeiten eine eigene Stelle, also etwa ein Zollgcrichtshof, errichtet werden 
soll — die Einsetzung einer solchen Reichsbehörde wird vielleicht an Artikel 36 der 
Reichs Verfassung scheitern, wonach die Zollverwaltung -jedem Bundesstaat» überlassen 
bleibt — oder, was vielleicht zweckmässiger wäre, dass die ordentlichen Gerichte l>ezw. 
die Ycrwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtshof) darüber zu entscheiden hätten. Jeden- 
falls aber ist eine unparteiische Rechtspflege auch im Zollwcsen eine unbedingte Not- 
wendigkeit. 

Als Überbleibsel aus der alten Vertragszeit und der früheren freien Anschauung 
über die Ausnahmestellung der Zölle charakterisieren sich ferner eine Reihe Bestim- 
mungen, die nicht mehr zu den heutigen Verhältnissen passen; so muss (leider!), 
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schon wegen der formellen Übereinstimmung mit dem neuen Zolltarifgesetz, der Passus 
in § 3, wonach alle aus dem Ausland eingehenden Gegenstände zollfrei sind, soweit 
nicht der Vereinszolltarif einen Zoll festsetzt, in die gerade umgekehrte Fassung um- 
gewandelt werden, also dass jegliche Einfuhr zollpflichtig ist, soweit nicht im Tarif 
eine Ausnahme statuiert wird. Veraltet ist wohl auch die Bestimmung in § 5, wo 
von Ausfuhrzöllen die Hede ist. Nachdem Ausfuhrzölle heutzutage kaum mehr in 
Frage kommen, dürfte am besten diese Bestimmung überhaupt wegfallen. 

Einer gründlichen Regelung bedarf weiter die Frage der Zollnachforderungen. 
Bei den heutigen Geschäfts Verhältnissen ist es für den Importeur eine höchst missliche 
Sache , dass eventuell noch bedeutende Zollnachforderungen kommen können, 
unter Umständen zu einer Zeit, wo bereits längst über die Waren disponiert und eine 
nachträgliche Kalkulation ausgeschlossen ist. Im Zusammenhang mit dieser Angelegen- 
heit steht die weitere Frage der amtlichen Zollauskunftsstellen. Bei der kom- 
plizierten Gestalt, die unser Zolltarif nunmehr angenommen hat (aus den 43 Positionen 
des 79 er Tarifs sind 946 Hauptnummern mit rund 1300 Unterpositionen geworden J f 
müssen solche amtliche Zollauskunftsstellen unbedingt in vermeinter Anzahl geschaffen 
werden. Die Handelskammern, die bisher, soweit eben möglich, als freiwillige Aus- 
kunftsstellen fungierten, können künftig kaum mehr das Material bewältigen, und vor 
allem können sie keine Garantie für ihre Auskünfte geben. Der Staat aber müsste 
sich und könnte sich auch wohl recht gut an seine Zollfestsetzungen endgültig binden; 
so verlangt es wenigstens der moderne Geschäftsgang, der seine Kalkulationen nicht 
hintennach durch Zollnachforderungen völlig über den Haufen werfen lassen kann. In 
§ 15 ist für Nachforderungen wie auch für ctw\iige Ersatzansprüche eine Verjährungs- 
frist von einem Jahr festgesetzt; zum mindesten wäre zu wünschen, dass diese Ver- 
jährungsfrist eventuell für Nachforderungen ganz wesentlich herabgesetzt wild, am 
besten aber wäre es, w r ie erwähnt, wenn der Staat überhaupt an seine Zollfestsetzung 
gebunden wäre. 

Ganz veraltet ist auch die Vorschrift über die Beschaffung von öffentlichen 
Z o 1 1 n i cd e r 1 a ge - Räumlichkeiten. Nach § 97 letzter Absatz ist cs, wenn kein ge- 
eignetes staatliches Gebäude zur Verfügung steht, Sache der »Kaufmannschaft« oder der 
Kommunen, welche solche Einrichtungen w ünschen, den erforderlichen Raum zur Ver- 
fügung des Staats zu stellen. Dieser § spielte auch bei den Verhandlungen ül>cr die 
Erbauung eines neuen Hauptzollamts mit Zollniederlagen in Würzburg eine Rolle. 
Nun ist doch der Kaufmannssland überhaupt nicht mehr zünftig oder innungsmässig 
zu einer »Kaufmannschaft« organisiert, und auch den Städten kann man unmöglich zu- 
muten, dass sie für den Zollverkehr die Räumlichkeiten herstcllen, da doch der Staat 
die Zolleinnahmen allein hat. Es entspricht wohl durchaus der Billigkeit, dass der 
Staat unter solchen Verhältnissen auch selbst für geeignete und ausreichende Nieder- 
lagen sorgt. Die gegenwärtigen Verkehrs Verhältnisse und die nun einmal geschehene 
bedeutende Erweiterung des Zollwesens legen dem Staat wohl auch die Verpflichtung 
auf, zollfreie Niederlagen nach dem sich zeigenden Bedürfnis hcrzustellcn. 

Bereits im vorigen Jahre haben wir mit einer Eingabe vom 5. August unsere 
Ansichten über die Zollrückvergütungen für Retourwaren dargelegt. Was wir vom 
Ausland verlangen, das müssen wir auch im Inlandc zugestehen, und Deutschland 
sollte gleich der Schweiz mit gutem Beispiele vorangehen und eine Zoll rück Vergütung 
bei W iederausfuhr importierter Waren innerhalb bestimmter Frist gewähren. In gleicher 
Weise sollte auch der aktive Veredelung» verkehr Zollfreiheit gemessen. Der 
deutsche Gewerbetreibende, der ein ausländisches Rohprodukt oder Halbfabrikat weiter- 
verarbeitet und wieder exportiert, w'ürdc eine wesentliche Vergünstigung erfahren, wenn 
sein Material keine Zollbelastung im Inland tragen müsste, ja er wird dadurch eigent- 
lich erst wettbewerbsfähig gegenüber dem ausländischen Konkurrenten. In § 115 ist 
ja schon fakultativ eine solche Zollbefreiung für den Vcredelungsverkehr zugelassen, 
wünschenswert wäre aber, wenn ein wirkliches Anrecht auf Zollfreihcit wenigstens für 
den aktiven Veredelungs verkehr bestände. 

In § 133 sind die Geschäftsstunden der Zollbehörden festgesetzt. Es sind uns 
Fälle bekannt geworden, in denen leicht verderbliche Waren, z. B. ausländische Blumen- 
sendungen, infolge Verschleppung der Zollabfertigung zu Grunde gingen. Es wäre 
daher zu wünschen, dass die Abfertigungsstunden der Zollbehörden etwa in Einklang 
mit den Dienststunden bei der Eisenbahn und Post zu bringen wären. 
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Schliesslich erübrigt sich auch noch, das Zollstrafrecht zu berühren. 
Das Zoilstrafrecht, wie es im Vereinszoll gesetz niedergclegt ist, macht nach § 137 die 
Straffälligkeit lediglich von dem Vorhandensein bestimmter Tatsachen abhängig. Es 
steht also itn völligen Widerspruch mit den modernen Prinzipien des sonstigen Straf- 
rechts, wonach subjektives Verschulden als Erfordernis der Straffälligkeit gilt. Der 
neuzeitlichen Rechtsanschauung dürfte es al>er ganz entschieden entsprechen, wenn auch 
für Zollvergehen ein subjektives Verschulden als Grundbedingung aufgestellt wird. 

Die Zollslrafen bestehen ausser Konfiskation nach dem bestehenden Recht meist 
in einem Mehrfachen des defraudirten Betrags oder sogar des Werts der Gegenstände. 
Es dürfte wohl billig scheinen, den Strafbetrag nach oben zu begrenzen, um allzugrosse 
Härten im Strafmass, namentlich im Vergleich zu andern strafgesetzlichen Bestimmungen, 
zu vermeiden. Und endlich dürfte es auch dem Rechtsgefühl entsprechen, dass ein 
Antrag auf spezielle Revision überhaupt vor Defraudationsstrafen schützt. 

Das wären im wesentlichen die Wünsche zum Vercinszollgesetz, jedoch aus- 
genommen die Ausführungsvorschriften, die ja einer späteren Behandlung Vorbehalten 
werden sollen. Es wäre nur noch dem Wunsche Ausdruck zu geben, dass auch der 
künftige Gesetzentwurf den Handelsvertretungen zur Begutachtung überwiesen wird, 
wie dies der Bedeutung der Angelegenheit entspricht. 

In der Debatte befürwortete Herr H eil mann nachdrücklichst die 
Zuweisung von Zollstreitigkeiten an die ordentlichen Gerichte; des wei- 
tern beantragte er die Befürwortung einer längeren Geltungszeit (etwa ein 
Jahr) für eingeführte Zollsätze, und endlich hielt er die Bestimmung 
über die regelmässige Unzulässigkeit von Ausfuhrzöllen für beibehaltungs- 
wert. da das Beispiel Englands gezeigt habe, dass auch in der Neuzeit 
Ausfuhrzölle nicht zu den Unmöglichkeiten gehören. Nach Zustimmung 
des Referenten zu diesen Ausführungen wurden dessen Anträge nebst 
den Modifikationsvorschlägen des Herrn Hellmann einstimmig an- 
genommen. Dementsprechend berichteten wir unterm 28. Juli an das 
K. Staatsministerium des Innern. Auch dem K. Hauptzollamte sowie dem 
K. Oberpostamte machten wir im gleichen Sinne Mitteilungen. 



Zur Revision des Vereinszollgesetzes gehörte auch eine Anregung 
der Handelskammer Heilbronn bzgl. Haftung für Zoll - und Steuer- 
gefälle in Zollniederlagen bei Brandschaden, worüber in 
unserer Plenarsitzung vom 4. November Herr Eck referierte. Beschluss- 
gemäss richteten wir an das K. Staatsministerium des Innern folgende 
Eingabe vom 16. November: 

Die Handelskammer Heilbronn richtete an das Kaiser]. Reichsschatzamt eine 
Eingalx», worin zu der bevorstehenden Revision des Vereinszollgesetzes von 1869 noch 
beantr;igt wurde, dass die Haftpflicht des Lagerinhabers für Zoll- und Steuergefälle 
gesetzlich klargestellt werde in dem Sinne, dass sie, der allgemeinen Rechtsanschauung 
entsprechend, auf verbrannte oder durch Brand verdorbene Waren nicht angewendet 
wird ; und zwar soll dies Platz greifen bei allen Waren, mögen sie auf den allgemeinen 
Niederlagen der Zollämter oder auf Privatlagem mit amtlichem Mitverschluss unter- 
gebracht sein. Der Antrag ist veranlasst durch die zahlreichen Brandf&llc im Laufe 
dieses Jahres. Zur Begründung ist insbesondere angeführt, dass bei ßrandfällcn die 
Zoll- und SteuergefäUe doch meistens in» „Gnadenwege** erlassen würden, womit aber 
immer noch viele Widerwärtigkeiten verbunden wären , und wodurch ein zuverlässiger 
Rechtsix »den nicht geschaffen ist. Die verbrannten , nicht in den Konsum überge- 
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gangcncn Waren werden aber doch meist durch andere ersetzt, sodass der Fiskus durch 
den Nachlass von Zöllen und Steuern keinerlei Einbusse erleidet. 

In Anerkennung dieser Gründe beschloss unsere Kammer in leuter Plenar- 
sitzung , die Anregung der Handelskammer Heilbronn zu unterstützen ; wir gestatten 
uns daher die ehrerbietigste Bitte, Hohes K. Staatsministerium «olle die gedachte 
Airänderung des Vcreinszollgesetzes im Bundesnit des Deutschen Reiches hochgeneigtest 
befürworten, 



Bei der Revision des Vereinszollgesetzes ist unsers Erachtens die 
endliche Bildung unabhängiger Zollgerichtshöfe wohl die dringendste 
und berechtigste Forderung. Es ist doch mit neuzeitlichen Begriffen der 
Rechtssprechung unvereinbar, tlass eine Behörde als Partei und zugleich 
als Richter in eigener Sache fungiert, wie dies seitens der Zollverwaltung 
bei Streitigkeiten mit Zollpflichtigen gegenwärtig der Fall ist. Bei der 
komplizierten Gestaltung des neuen Zolltarifes ist die Errichtung un- 
parteiischer Zollgerichte — etwa nach Art der Verwaltungsgerichtshöfe — 
noch nötiger als früher. 

Eine Reihe vertraulicher amtlicher Mitteilungen über auswärtige 
Handels verhält nässe brachten wir zur Kenntnis solcher Geschäftsfinnen, 
bei denen wir ein Interesse hiefür voraussetzen konnten. Sehr be- 
deutend und stets wachsend war die Inanspruchnahme unseres Bureaus 
hinsichtlich Auskünfte über die Zollsätze der verschiedenen Staaten. Bei 
der umwälzenden Neugestaltung der Zoll Verhältnisse im Jahre tgo6 wären 
uns verlässige Nachschlagewerke über die Zolltarife dringend erwünscht, 
und wir wiederholen daher den Wunsch, dass die systematischen Zu- 
sammenstellungen der Zolltarife des In- und Auslandes seitens das 
Reichsamts des Innern baldigst Neubearbeitungen auf Grund der neuen 
zollgesetzlichen Grundlagen der verschiedenen Länder erfahren nnigen. 

Unsere Tätigkeit hinsichtlich der auswärtigen Handelsverhältnisse 
erstreckte sich ferner w’ieder auf die Mitwirkung bei Feststellung der 
Durchschnittswerte für die Warenpreisstatistik, weiter auf die Aus- 
stellung zahlreicher Ursprungszeugnisse; die Beglaubigung der Ur- 
sprungszeugnisse hat im letzten Jahre wieder wesentlich zugenommen, 
sie betrafen namentlich den Export von Schnellpressen , Maschinen und 
Maschinenteilen, Flaschenweinen, Silberwaren, Antiquitäten und Feuerwerk. 



In unseren lokalen Zollverhältnissen steht endlich eine Besserung 
in Aussicht; der Bau des neuen Hauptzollamtsgebäudes am 
Staatshafen in Würzburg ist im Berichtsjahr in Angriff genommen worden, 
und damit verwirklicht sich in absehbarer Zeit ein schon seit Jahrzehnten 
immer dringlicher geäusserter Wunsch des hiesigen Handelsstandes. 
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Bei der Anlage dieses neuen Hauptzollamls trat eine neue Frage 
auf, nämlich die Errichtung einer Zoll wer ft halle am Staatshafen. 
Am 2 9. August richtete das K. Hauptzollamt in dieser Angelegenheit an 
den Stadtmagistrat folgenden eingehenden Bericht : 

Mit Entschließung des K. Staatsministeriums der Finanzen bezw. der K. General* 
dircklion der Zölle und indirekten Steuern vom 26. Juli c. Nr. 18 194 bezw. 2. August c. 
Nr. 22 161 wurden wir beauftragt, im Benehmen mit der Bauleitung für den Haupt- 
zollamtsneubau dahier mit vcrehrlichem Stadtmagistrat in Verhandlung zu treten wegen 
Überlassung der am Ufergelände des Staatshafens südlich des städtischen l^agerhausei 
erforderlichen Fläche für Errichtung einer kleineren, nur aus Erd- und einem Ober- 
geschoss bestehenden Zoll -Werfthalle von circa 450 Qm Grundfläche zum Zwecke 
der unmittelbaren Verbindung des Zollniederlagegebäudes mit dem Staatshafen. 

Das Bedürfnis für eine solche unmittelbare Verbindung bezw. zur Errichtung 
einer solchen Zoll -Werfthalle gründet sich auf folgende Erwägungen: 

Schon das alte Hauptzoilamt mit grossem Krahnen am Krahnenquai dahier 
wurde seinerzeit in praktischer Weise unmittelbar an das Wasser gebaut, um mit 
möglichst wenig Spesen wasserwärts ankommende Zollgüter direkt zur Zollabfertigung 
und Einlagerung in die Zollniederlagshallen verbringen zu können. 

Dass eine Zunahme der wasserwärts ankommenden Güter nunmehr wieder nach 
Regulierung des Maines, Einrichtung der Kettcnschlcppschiffahrt und besonders auch 
nach Kanalisierung des Maines bis Aschaffcnburg für Würzburg zu erwarten steht, 
geht aus dem Bau des städtischen Lagerhauses dahier direkt am Staatshafen, den fach- 
kundigen Ausführungen des technischen Referenten vcrchrlichen Stadtmagistrats bei 
der General -Versammlung der Kanalvereinssektion Würzburg am 29. Januar 1904, 
den bezüglichen weiteren Ausführungen Dr. Heubachs in dessen Buch über die zu- 
künftige Verkehrsentwicklung auf dem regulierten Main mit besonderer Berücksichtigung 
der Stadt Würzburg — Leipzig. A. Deicherische Verlagsbuchhandlung Nachf. 1901 — , 
welches sich nach einer Vorrede von der Ham] des K. Universitätsprofessors Dr. Schanz 
durch fachmännische Beherrschung des Tarif wesens auszcichnet, ferner aus der Tatsache 
kenmr. «lass io allen an schiffbaren Flüssen gelegenen Städten bei Einrichtung von 
entsprechenden Hafenanlagcn, Hebung des Wasserverkehrs eintrat, wie das z. B. an 
dem Emporblühen von Frankfurt a. M. und Heilbronn ersichtlich ist. — Seitens der 
Vertretungen der hauptsächlichsten Interessenten in hiesiger Stadt, nämlich des hiesigen 
Handels Vereins mit Zuschrift vom 15. Oktober 1888 und 25. September bezw. seitens 
der hiesigen Handels- und Gewerbekammer mit Zuschrift vom 26. September 1900 
und 18. April 1900 an uns, wurde immer wieder die Notwendigkeit hervorgehoben, 
dass das neue Hauptzollamt Verbindung mit Bahn und Wasser haben müsse und da- 
her auf ein am Main gelegenes Grundstück zu errichten sei, bezw. dass die mit Bahn 
oder Wasser ankommenden Güter ohne kostspielige und zeitraubende Benützung von 
Fuhrwerken in die Niederlagen verbracht werden müssten. Mangels eines anderen, 
günstigeren Bauplatzes wurde hiernach auch das am Bahngeleise und in der Nähe des 
Staatshafens gelegene Eckert \sche Anwesen mit einem Aufwand von 340000 Mark von 
der Staatsregierung angekauft, welcher Aufwand nach Fertigstellung des neuen Haupt- 
zollamtsgebüudcs sich auf circa 1 500000 Mark belaufen dürfte. 

Liegt dieses Anwesen nun auch günstig zur Bahn, so ist dies weniger bezüglich 
dessen Lage zum Wasser der Fall, nachdem dasselbe in schräger Stellung bezw. 
zwischen 37 und 32 m von diesem entfernt liegt und daher die direkte Verbindung 
des projektierten Zollniederlagegebäudes mit dem Wasser mittelst eines Portalkrahnens 
ausgeschlossen ist. Der bezügliche Vertrag mit der Stadt vom 24. Mai 1903 räumt 
nun zwar der Zollverwaltung das Recht ein, auf dem Ufcrgelände vor dem projek- 
tierten Zollniederlagcgebäudc einen Krahnen, sowie eine Verladebrücke zur Her- 
stellung dieser direkten Verbindung mit dem Wasser auf/ustellen. Dergleichen Aus- 
hdungsvorrichtungen eignen sich jedoch nach Urteil Sachverständiger wohl für Massen- 
güter, wie Kohlen, Erden, Erze, Roheisen etc., nicht aber für wertvollere Kaufmanns- 
güter, wie Wein, Kaffee, Gewürze, Tabak, Reis und sonstige Kolonialwaren, um 
«eiche es sich bei den wasserwärts hier ankommenden Zollgütern handeln wird, welche 
rasch als möglich aus den gedeckten Räumen der Schiffe in gedeckte Hallen zum 
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Schutze vor den Unbilden der Witterungsvcrhältnisse gebracht werden müssen. Einen 
Hauptgrund gegen die direkte Überführung dieser Zollgüter von den Schiffen in das 
im Mittel 33 m vom Wasser zurückliegende Zollnicderlagegebäude mittelst K rahnen 
und Umladebrücke ohne Einschaltung einer Werfthalle bildet jedoch der Kostenpunkt. 
Ein grnsscr Teil der für Würzburg Ankommenden Zollgüter wird nämlich sofort zum 
Eingänge verzollt und dann mit Hahn oder Fuhrwerk wieder abgeführt bezw. in die 
in der Stadt befindlichen Privatlager übergeführt. Alle diese Güter müssten nun 
mangels einer Zoll werfthalle direkt am Wasser zur Revision, Ver wiegung etc. mittelst 
Krahnens und Verladebrücke in das 35 tn zurückliegende Zollniederlagcgcbäude über- 
geführt werden, was die Umschlagspesen für diese Güter bedeutend erhöhen würde, 
während dieselben nach Errichtung einer Zoll werfthalle unmittelbar am Staatshafen 
in gleicher Flucht mit dem städtischen Lagerhause direkt aus dem Schiff mittelst 
Portalkrahnens in dieses, somit mit dem Minimum von Umschlagspesen, abgeladen 
und nach Zollabfertigung in demselben mit Bahn oder Fuhrwerk wieder abgeführt 
werden könnten, ohne mit höheren Spesen in das zurückliegende Zollniederlagegebäude 
übergeführt werden zu müssen. Durch deu angezogenen Vertrag ist nun zwar der 
Zollverwaltung das Recht eiugeräumt, in der allgemeinen Abteilung des städtischen 
T-agerhauscs Zollgüter vorübergehend niederzulegen und abzufertigen. Hiebei kann cs 
sich jedoch nicht um eine ständige Einrichtung handeln, denn diese bedingt eine 
Trennung der Zollgüter von den Inlandsgütern schon am Abfertigungsraum zur Ver- 
wendung von Verwechslungen, wie das in der allgemeinen Abteilung des städtischen 
Lagerhauses bei regerem Schiffahrtsverkehr nicht durchführbar sein wird. Abgesehen 
hievon wird aber die Überführung der wasserwärts ankominenden und beim städtischen 
Lagerhause zur Ausladung kommenden Zollgüter, welche zur Einlagerung im seitwärts 
vom städtischen Lagerhaus und gegen dieses zurückliegenden Zollniederlagegebäude be- 
stimmt sind, Schwierigkeiten bereiten. Diese Lagergüter — hauptsächlich Wein, Kaffee, 
Tabak, Reis, Gewürze, Öle etc. — müssten nämlich wegen der zwischenliegenden 
Geleise wieder mit Fuhrwerk vom städtischen Lagerhaus zum Zollniederlagcgcbäude 
verbracht werden, auf welchem Wege diesellwn noch dazu von Zol lau Lehern eskortiert 
werden müssten. 

Dem Handclsstandc würden also trotz der hohen Aufwendungen des Staates 
wie der Stadt für die Verbesserung der Umschlageinrichtungen in hiesiger Stadt doch 
wieder die verhältnismässig hohen Kosten für den Transport der Lagergüter zur Zoll- 
niederlage mittelst Fuhrwerk zu Last fallen, welche Kosten doch dem Handclsstunde 
dessen wiederholten Eingaben entsprechend durch die neuen Einrichtungen wie an 
allen anderen an schiffbaren Flüssen gelegenen Städten erspart werden wollten. 

Zcitgemäss könnte wohl dieser Transport der Zolllagergüter vom städtischen 
Lagerhaus zum Zollnicderlagegebäude an der Veitshöchheimcrstrasse mittelst Fuhr- 
werken nicht bezeichnet werden. Durch Errichtung einer Zollwerfthalle südlich vom 
städtischen Lagerhaus und in gleicher Flucht init diesem, könnten dagegen diese zur 
Einlagerung bestimmten Zollgüter direkt vom Schiff mittelst Portalkrahnens in das 
Obergeschoss dieser Zollwerfthalle gehoben und von diesem mit Rollwagen ganz eben 
über die 12 m lange und 10 m breite geschlossene Verbindungsbrücke zu den betr. 
Lagerstellcn des Zollniederlagegebäudes mit für diese Lagergüter möglichst niedrigen 
S|>esen verbracht werden. 

Anders verhält es sich dagegen mit den nicht für Würzburg selbst bestimmten 
Zollgütern, mit den sogenannten Transit-Zollgütern, welche hier nur zum Umschläge 
von Schiff auf Hahn kommen sollen, um mit der Hahn zur Schlussabfertigung bei 
einem anderen Zollamt weiter beföidcrt zu werden. Der Umschlag dieser Transit- 
güter, mit welchen bei der erhofften Verkehrszunahmc auf dem Maine hauptsächlichst 
zu rechnen ist, kann wohl dem städtischen Lagerhaus bezw. den I-adungsvorrichtungen 
und dem Arbeitspersonal desselben überlassen werden. Dieser Transit-Umschlag bildet 
keine Einnahmequelle für das Hauptzollamt, sondern wird vielmehr vom hiesigen Zoll- 
personal nur zu Überwachen sein. 

Nach den gegen gefällige Rückgabe anliegenden Plänen der Bauleitung für den 
Hauptzollamtsneubau wäre diese nur aus Eid- und einem Obergeschoss bestehende 
Zoll -Wcrfthalle circa 13 m südlich vom städtischen Lagerhaus entfernt, in gleicher 
Flucht mit diesem, 37 m lang, 15 auf 10 in breit projektiert, und wird hiebei an- 
genommen, dass entsprechend der bczügl. Vertragsl>estiinmiing, nach welcher die Stadt- 
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Verwaltung den Hafenbetrieb übernimmt, die städtischen Pnrtalkrahnen nach Ver- 
längerung der K rahnengeleise den Umschlag an dieser Werfthalle und zwar im In- 
teresse der Rentabilität dieser städtischen Krahnen mit übernehmen, während die Zoll- 
verwaltung die Kosten der Errichtung dieser Wcrflhalle nebst elektrischem Aufzug in 
derselben, sowie der Verbindungsbrücke übernimmt. 

Bei den oben angegebenen Dimensionen — eine volle Schiffslänge — würden 
noch 50 m bis zum Hafenende für den allgemeinen Verkehr frei bleiben. Die Ent- 
fernung von 13 m vorn städtischen Lagerhaus wurde aus Verkehrsgründen und, um 
der Südfront des städtischen I-agerhauses möglichst wenig Licht zu nehmen, gewählt. 
Nachdem auch in anderen Binnenhäfen Lagerhäuser verschiedener Inhaber nicht weiter 
von einander entfernt stehen, ohne dass dies zu besonderen Unzukömmlichkeiten führt 
— nach dem RinncnschifTahrtsgosetz gilt eben die Reihenfolge der Anmeldung bei der 
Anlegung an den genehmigten Löschungsplätzen — wird dies auch im Würzburger 
Staatshafen durchführbar sein. Durch Auslegen des einen Schiffes, Umholen der Schiffe 
nach den entgegengesetzten Räumen etc. werden sich die Schiffer hier wie wo anders 
zu helfen wissen. Ausnahmsweise kann ja die Ausladung für Würzburg bestimmter 
Zollgüter am städtischen Lagerhaus bei Belegung der Zollwerfthalle etc. im Notfälle 
immer wieder zugelassen werden, um die Schiffe baldmöglichst zur Entladung zu 
bringen. 

Die Errichtung dieser Zollwerfthalle 13 m vom städtischen Lagerhaus bedingt 
aber den Verzicht auf Bebauung des zwischcnliegenden Terrains mit einem städtischen 
Verwaltung*- bezw. Dienstwohngebäude, da eine weitere Abrückung der Zollwcrfthalle 
vom städtischen Lagerhaus die Breite des ersteren an der Südfront derartig verjüngern 
würde, dass die hieraus resultierende Grundfläche in keiner Weise mehr für die pro- 
jektierte Zoll werfthalle genügen würde. Die Verbauung dieser Geländcstreckc am 
Staatshafen mit einem Verwaltungsgebäude erscheint um so weniger zweckdienlich, als 
die für den Güterumschlag ausnützbare Ufcrstreckc des hiesigen Staatshafens an und 
für sich sehr kurz ist und es daher wohl angezcigt wäre, jeden Meter dieser direkt 
am Staatshafen gelegenen Uferstrecke nur für den Güterumschlag auszunützen, wie dies 
auch bei anderen Handelsstädten an schiffbaren Flüssen geschieht. 

Indem w ir n<xh anfügen, dass die hier vorgeschlagenen und auch vom K. Staats- 
ministerium der Finanzen und den einschlägigen Staatsbaubehörden als zweckmässig 
und vorteilhaft erachtete Einschaltung einer Zollwerfthalle zwischen dem genehmigten 
Zollniederlagegcbüudc und dem Staatshafen auch seitens der von dem Spczialkommissär 
für den Hauptzollamtsncubau auf einer im Aufträge des K. Staatsministeriums der 
Finanzen unternommenen Informationsreise einvernommenen Sachverständigen als das 
einfachste und empfehlenswerteste Mittel zur unmittelbaren Verbindung des Zollnietler- 
lagegebäudcs mit dem Staatshafen anerkannt worden ist, ersuchen wir verehrlichen 
Stadtmagistrat, der Überlassung der fragl. Fläche des städtischen Geländes zur Er- 
richtung einer Zollwcrfthalle zuzustimmen und das Geineindekollcgium aus den an- 
geführten Gründen ebenfalls hiezu zu veranlassen. — Durch diese Zustimmung w'ürde 
in erster Linie dein hiesigen Handclsstand durch Verbilligung der Umschlagspcsen für 
Lagergüter ein Entgegenkommen bewiesen, ohne dass die Rentabilität des städtischen 
Lagerhauses geschädigt würde, nachdem demselben der Transit-Umschlag der Zollgüter 
überlassen bliebe und die städtischen Fortalkrahncn auch den Umschlag an der pro- 
jektierten Zollwcrfthalle gegen Einzug der betr. Gebühren mit besorgen würden. 

Die Verbesserung der jetzigen ungünstigeren Lage des projektierten Hauptzoll- 
amts zum Wasser in einfacher und praktischer Weise durch Verbindung desselben 
mittelst gedeckter Brücke und Werfthallc mit dem Wasser zur Errichtung eines direkten 
Umschlags der Schiffsgüter liegt aber auch im Interesse der Stadt selbst, deren Ver- 
kchrsbild am hiesigen Staatshafen durch diese Verbesserung sich heben würde, während 
zugleich für späterhin dem Vorwurf begegnet würde, dem Verkehrsbedürfnis nicht in 
praktischer Weise entsprochen zu haben. 

Mit Schreiben am 31. August forderte das K. Hauptzollamt auch 
unsere Kammer zur Unterstützung des Projekts einer Zollwcrfthalle auf. 
W ir richteten darauf an den Stadtmagistrat Würzburg unterm 16. Sep- 
tember folgendes Gutachten: 
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Mit Zuschrift vom 2<). August d. J„ deren Abschrift auch unserer Kammer 
zuging, unterbreitete das K. Haupt/.ollamt Würzburg dem Stadtmagistrat das vom 
K. Finanzministerium genehmigte Projekt der Errichtung einer sog. „Zoll werfthalle**, 
d, h. einer mit dem künftigen Hauptzollamtsgebäude verbundenen Halle direkt am 
Staatshafen- Kai zur Erleichterung der zollamtlichen Behandlung von Gütern, die auf 
dem Wasserwege hier ankommen und hier entweder sofort verzollt werden oder zur 
Einlagerung in dem zurückliegenden Zollniedcrlagegebäude bestimmt sind, mit welch 
letzterem die projektierte Zollwerfthalle durch eine gedeckte Brücke verbunden 
werden soll. 

Das Motiv für dieses neuerliche Ergänzungsprojekt zu dem Plane für das Haupt- 
zollamtsgebäude , nämlich die Erleichterung dci zollamtlichen Behandlung für Schiffs- 
gütcr, wird von uns uüumw'unden als richtig, ja als absolute Notwendigkeit an- 
erkannt, Wir haben von jeher grossen Wert darauf gelegt, dass das künftige Haupt- 
/ollamt bzw. dessen Nicderlagegebäudc direkten Anschluss nicht nur an die Eisenbahn, 
sondern auch an die Wasserstrasse erhält, und hauptsächlich aus diesem Grunde be- 
fürworteten wir auch s. Zt. den Erwerb des Eckcrt’schen Lagerhausterrains, das Bahn- 
anschluss besitzt und nahe dem Staatshafen-Kai gelegen ist. Nach den Ausführungen 
der Zollbehörde und allerdings auch nach den Erfahrungen in anderen Städten ist je- 
doch nicht blos nahe Lage an der Wasserstrassc , sondern unmittelbarer An- 
schluss des Zollgebäudcs an die Ausladestelle erforderlich, wenn auch den zu Schiff 
ankommenden Gütern die Erleichterung direkter Verzollung bzw. die Einlagerung in 
die zollamtlichen Niedcrlageräume ohne weitere Umständlichkeiten zu Teil werden soll. 
Von diesem Gesichtspunkt aus w'äre es allerdings besser gewesen, wenn man bei Auf- 
stellung der Pläne für das neue Hauptzollamt sich nicht strikt an die historische 
Grundlage, das Eckert’schc Terrain, gehalten, sondern im Übereinkommen mit der 
Stadtgemeinde direkten Anschluss an die Kai-Elucht des Staatshafens gesucht hätte. 
Auch heute noch, da ja der Bau des Hauptzollamts überhaupt noch nicht begonnen 
ist, würde uns diese Lösung als die beste erscheinen, und wir möchten — selbst auf 
die Gefahr hin, dass der sehnlichst erwartete Hauptzollamtsneubau wieder um einige, 
jedenfalls aber nur kurze Zeit hinausgeschoben wird — in erster Linie eine Revision 
der Pläne zum Zweck der Situierung des ganzen Hauptzollamts bzw. der Niedcrlage- 
räume unmittelbar an der Kaimauer des Staatshafens in Anregung zu bringen. Auf 
diese Weise würde der Zweck, die Erleichterung der zollamtlichen Behandlung von 
Schiffsgütern, unzweifelhaft am vollkommensten erreicht, und es könnte die Verbindung 
mit der Bahn, sowohl durch das Doppelgeleise längs der Kaimauer w’ie auch durch 
rückwärtige Geleiseführung, aufrecht erhalten bleiben. Jedenfalls würde man durch 
eine solche Planrevision dem allenfallsigen späteren Vorwurf begegnen, dass von vorne 
herein ein unpraktisch gelegenes Hauptgebäude hergestellt worden sei. 

Sollte jedoch eine prinzipielle Änderung an den gegenwärtig vorliegenden und 
schon genehmigten Plänen des Hauptznllamtsgehäudes absolut nicht mehr möglich sein, 
so wäre das in der Eingangs erwähnten Zuschrift des K. Hauptzollamts entwickelte 
Projekt einer „Zollwerfthalle“ unmittelbar am Ufer und einer gedeckten Verbindungs- 
brücke zu den Niederlageräumlichkeitcn immerhin als Aushilfsmittel zu betrachten, das 
im Interesse des Schiffahrtsverkehrs und seiner Hebung zu begriissen wäre, ja sogar 
direkt notwendig erscheinen dürfte. Wir stehen nicht an, dieses Projekt als Aushilfs- 
mittel dem Stadtmagistrat zu empfehlen und ihn zu bitten, zur Verwirklichung des 
Projekts, falls unserer obigen Anregung nicht stattgegeben werden könnte, tunlichst 
mitzu wirken. Zweifelsohne würde eine solche „Zollwerfthalle“ dem Verkehr gute 
Dienste tun. 

Bei diesei Gelegenheit möchten wir jedoch darauf hin weisen, dass der freie Platz 
zwischen dem bestehenden städtischen Lagerhause und der etwaigen künftigen Zoll- 
werfthalle nicht zu klein l>cmessen werden möge (in der Zuschrift des K. Hauptzoll- 
amts ist er nur auf ca. 13 m Länge veranschlagt). Gerade am Nordende des städtischen 
Lagerhauses konnte man nämlich bisher am besten mittelst des Portalkrahnens vom Schiff 
direkt aufs Fuhrw erk verladen ; der Platz am Südende des l^igcrhauses hat sich w egen 
der dortigen Geleiscanlagen als weniger günstig für den Fuhrwerksverkehr erwiesen. 
Wenn nun der freie Platz an der Nordseite durch die projektierte Zollw erfthalle all- 
zusehr eingeschränkt würde, könnte man dort künftig sehr schwer mit Fuhrwerk ver- 
kehren; cs bliebe höchstens noch eine Verladung durch die allgemeine Abteilung des 
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städtischen Ijgerhauses übrig. was aber wesentlich mehr Umstände machen würde als 
die direkte Verladung auf das Fuhrwerk am Uferrand. Wir bitten, diese Verhältnisse 
tunlichst zu berücktichtigen. 



III. Gesetzgebung und Einrichtungen für Handel 
und Gewerbe. 

Einen grossen Raum nahm im Berichtsjahr wieder die Mitwirkung 
der Kammer bei der Berichtigung und Vervollständigung der Handels- 
register ein. Ausser den quartalweisen’ Begutachtungen über die 
Firmen , welche von den Distriktspolizeibehörden in den Gewerb- 
anmeldungslisten zur Eintragung ins Handelsregister vorgeschlagen werden, 
hatte das Bureau der Kammer nahezu täglich auf Anfrage der Register- 
gerichte Spezialgutachten über die Eintragspflicht von einzelnen Finnen 
zu erstatten, weiter ergänzten wir in verschiedenen Fällen die Zahl der 
von uns aufgestellten Vertrauensmänner für die einzelnen Amtsgerichts- 
bezirke, und endlich erstatteten wir, wie in den Vorjahren, den Register- 
gerichten Gutachten über die für die Veröffentlichungen geeigneten 
Publikationsorgane, die auch durchweg nach unsern Vorschlägen bestimmt 
wurden. Nach unserer bisherigen Erfahrung ist die Inanspruchnahme 
der Tätigkeit der Kammer zu Registerangelegenheiten seitens der drei 
Registergerichte unseres Kreises eine stetig wachsende. Die Arbeiten, 
die für die Kammer daraus entstehen, sind sehr umfangreiche und in 
den meisten Fällen auch recht schwierige, da bei dem Umfang unsers 
Kreises die nötige Lokalkenntnis doch nur schwierig zu erlangen ist. 

In mehreren Fällen erstattete die Kammer auch Gutachten in 
Registersachen von allgemeinerer Bedeutung, so u. a. über den Zusatz 
der Bezeichnung „Industrie“' bei reinen Handelsgeschäften (ohne Fabri- 
kation). Die Kammer stellte sich hiebei auf den Standpunkt, dass kein 
Handelsbrauch bestehe, wonach mit dem Ausdruck „Industrie“ ohne 
weiters auch ein Handelsgeschäft bezeichnet werden könne, dass vielmehr 
die genannte Bezeichnung in erster Linie von Fabriken gebraucht werde. 



Eines der wichtigsten neuen Gesetze des Vorjahrs bildete das 
Reichsgesetz vom 6. Juli 1904 betr. die Kaufmannsgerichte. Zur 
Durchführung dieses Gesetzes erliess die K. Regierung am 2 7. August 
folgende Entschliessung , die wir, ihrer prinzipiellen Wichtigkeit wegen, 
hier im Wortlaut veröffentlichen : 
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Das Reichsgesetz vom 6. Juli 1904, die Kaufmannsgerichtc betreffend (Reichs- 
gcsctzblattS. 266 ff.), zu dessen Vollzug die Allerhöchste Verordnung vom 3. August 1904 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 43) ergangen ist, tritt mit dem 1. Januar 1905 in 
seinem vollen Umfange in Kraft. # 

Das Gesetz, welches sich an jenes über die Gcwerbegcrichtc anschliesst, be- 
zweckt zur Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Dienst- oder Lehrverhiltnisse 
zwischen Kaufleuten einerseits und ihren Handlungsgehilfen oder Handlungslehrlingen 
andererseits bei vorhandenem Bedürfnisse die Errichtung von Kaufmannsgenchten. 

Im § 2 des Gesetzes ist, wie im § 2 des nunmehr geltenden Gewerbegerichts- 
gesetzes, für jene Gemeinden, welche nach der jeweilig letzten Volkszählung mehr als 
20000 Einwohner haben, die Errichtung von Kaufmannsgerichten vorgeschrieben und 
sind deshalb in den in Betracht kommenden Gemeinden Kaufmannsgerichte nach Mass- 
gabe des § l des Gesetzes so rechtzeitig zu errichten, dass solche mit dem I. Januar 
1905 ihre Tätigkeit beginnen können. 

Da in diesen Gemeinden, , wie erwähnt, bereits Gewerbegerichte bestehen, so er- 
scheint es zweckmässig, von der Bestimmung in § 9 Abs. 3 des Gesetzes Gebrauch 
zu machen und die Vorsitzenden des Gewerbegerichtes bzw. deren Stellvertreter, sofern 
auf sie die im § 11 Abs. 1 des Gesetzes bezcichneten Voraussetzungen zutreffen, zu- 
gleich zu Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der neu zu errichtenden 
Kaufmannsgerichte zu bestellen und gemeinsame Einrichtungen für die Gerichtsschrciberei, 
den Bureaudienst, die Sitzungs- und Bureauräumlichkeiten und dergleichen zu treffen. 

Die sachliche Zuständigkeit der Kaufmannsgerichte ist im § 5 des Gesetzes ge- 
regelt, während der § 4 den Kreis der Handlungsgehilfen, auf welche das Gesetz An- 
wendung findet, cinschränkt. 

im § 10 Abs. I des Gesetzes sind jene Personen bezeichnet, welche zum Mit- 
glied eines Kaufmannsgerichts nicht berufen werden können, während im Abs. 2 und 3, 
dann im § 12 Abs. I die Voraussetzungen für die Berufung zum Mitglied bzw. Bei- 
sitzer eines Kaufmannsgerichts aufgeführt sind. 

Im § 11 sind die Vorschriften für die Wahl des Vorsitzenden und deren 
Stellvertreter enthalten; bezüglich der Wahl der Beisitzer bestimmt § 12 Abs. 2 des 
Gesetzes, dass dieselbe nach den Grundsätzen der Verhältniswahl direkt stattzuflnden 
hat, dass neben den Mehrheitsgruppen auch die Minderheitsgruppcn entsprechend ihrer 
Zahl vertreten sind. Dabei kann die Stimmabgabe auf Vorschlagslisten l>cschränkt 
werden, die bis zu einem im Statut festgesetzten Zeitpunkte vor der Wahl cin- 
zureichcn sind. 

Die Wahl hat auf mindestens ein Jahr und höchstens sechs Jahre zu erfolgen. 

§ *3 regelt die Berechtigung zur Wahl und § 14 bestimmt, welche Personen 
bei Aktiengesellschaften etc. den Kaufleuten im Sinne der §§ 11 bis 13 gleich zu 
achten sind. 

Im § 1 5 ist sodann auf die auch hier entsprechend anzuwendenden Vorschriften 
des Gewerbegerichtsgesetzes verwiesen. 

Im Statut, durch welches nach § 7 die Zusammensetzung des Gerichts zu regeln 
ist, sind alle diese Einzelheiten und insbesondere das Wahlverfahren genau zu be- 
stimmen und ist neben den Vorschriften über den Wahlbrrechtigungsausweis namentlich 
darauf zu achten, dass die gesetzliche Vorschrift im § 12 Abs. 2 wegen der Ver- 
hältniswahl zum Vollzug gelangt. Im § I Abs. 6 des Gesetzes ist bestimmt, dass 
vor der Errichtung der Kaufmannsgerichtc sowohl Kaufleute als Handlungsgehilfen des 
Bezirks in entsprechender Anzahl zu hören sind. 

Es erscheint zweckmässig, dass bei dieser Einvernahme den Beteiligten bereits 
ein Entwurf des Statuts mitgeteilt wird, damit dieselben sich hierütier äusscra und 
dafür Sorge tragen können, dass bei der Wahl sämtliche Gruppen entsprechend ver- 
treten sind. 

Schliesslich wird noch auf die §§17 und 18 des Gesetzes hingewiesen, wonach 
die Kaufmannsgerichte bei Streitigkeiten zwischen Kaufleulen und Handlungsgehilfen 
oder Handlungslehrliugen über die Bedingungen der Fortsetzung oder Wiederaufnahme 
des Dienst- oder Lehrverhältnisses als Einigungsämter nach Massgabc der §§ 63 bis 73 
des Gewerbegerichtsgesetzes angerufen werden können und ferner als gutachtliches 
Organ von Staatsbehörden etc. über Fragen, welche das kaufmännische Dienst- oder 
Lehrverhältnis betreffen, bezeichnet sind. In letzterer Beziehung, sowie zur Vor- 
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bercituog von Anträgen im Sinne des § 18 Abs. 2 ist die Bildung von Ausschüssen 
vorgesehen, über die das Statut gleichfalls Bestimmung zu treffen hat. 

Die K. Regierung hat im Vollzüge einer höchsten Entschlicssung vom 28. d. M. 
auf Grund des § 2 des Reichsgesetzes mit Entschlicssung vom heutigen die Errichtung 
von Kaufmannsgerichten in Würzburg und in Aschaffen bürg, für welche Gemeinden 
die Voraussetzungen des § 2 1 . c. zutreffen, angeordnet und gleichzeitig dem Stadt- 
niagislrat Schweinfurt, für welche das Bedürfnis nach Errichtung eines Kaufmanns- 
gerichtes nicht wohl in Abrede gestellt werden kann und ein Gewerbegericht gleich- 
falls schon besteht, die Errichtung eines solchen anempfohlen. 

Es ergeht nunmehr das Ansuchen, etwa nach Einvernahme der Bezirksgremien 
anher baldtunlichst mitteilen zu wollen , für welche sonstigen Stadtgemcinden oder 
Distriktsgemeinden, woselbst ein lebhafter Handelsverkehr herrscht und eine erhebliche 
Zahl von Kaufleuten sowie Handlungsgehilfen und Handlungslehrlingen vorhanden ist, 
etwa noch ein Bedürfnis nach Errichtung von Kaufmannsgerichten besteht, damit 
eventuell die zuständigen Behörden zu deren Bildung veranlasst werden können. 

Hiezu wird bemerkt, dass ausser in Würzburg, Aschaffenburg und Schweinfurt 
noch nirgends im Regierungsbezirke Gcwerbegenchtc bestehen, an welche die zu bil- 
denden Kaufmannsgerichte angeschlossen werden könnten, so dass an anderen Plätzen 
die Bestellung der Vorsitzenden und die Beschaffung der Einrichtungen eventuell 
Schwierigkeiten l>cgegncn könnte. 

Unser Bericht hierauf, den wir unterm 20. September an die 
K. Kreisregierung erstatteten, lautete: 

In Erledigung der K. Rcgierangsentschliessung vom 27. v. M. Nr. 20908 be- 
ehren wir uns zu berichten, dass für die Errichtung von Kaufmannsgerichten ausser 
den in genannter Entschliessung bczeichnetcn Plätzen Würzburg, Aschaffenburg und 
Schweinfurt auch die vierte unmittelbare Stadt des Regierungsbezirks, Kitz in gen 
a. M., in Betracht kommt. Wohl steht Kitzingcn, was die reine Bcvölkerungszift'er 
anlangt, hinter den erstgenannten drei Städten wesentlich zurück ; hingegen zeichnet der 
Platz Kissingcn sich durch regen Handelsverkehr aus und ist der Sitz zahlreicher 
Handelsfirmen, insbesondere der Weinhandelsbranche, sowie verschiedener industrieller 
Betriebe. Nachweislich befinden sich m Kitzingen über 200 eingetragene Firmen und 
über 400 kaufmännische Angestellte. Aus diesen Gründen hat auch das dortige Be- 
zirksgremium auf Anfrage unsererseits sich für ein Kaufmannsgericht in Kitzingen 
ausgesprochen 

Wohl existiert in Kitzingen kein Gewerbegericht, allein bei dem Überwiegen 
der merkantilen Bedeutung des Platzes Kitzingen gegenüber der rein gewerblichen Ist 
dies wohl kein Grund gegen die selbständige Errichtung eines Kaufmannsgerichts. Die 
städtische Verfassung der Gemeindeverwaltung von Kitzingen als einer unmittelbaren 
Stadt mit einem rechtskundigen Magistratsvorstand, der zugleich als Vorsitzender des 
Kaufmannsgerichts fungieren könnte und unseres Wissens auch zur Übernahme dieser 
Funktion bereit ist. gibt auch die faktische Möglichkeit zur Bildung eines Kaufmanns- 
gerichts im Sinne des Reichsgesetzes l>ezw. der K. Regierungscntschliessung. Wir be- 
fürworten daher die Errichtung eines Kaufmannsgcrichts auch in Kitzingcn a. M. 

Um die Durchführung und Organisation des Kaufmannsgerichts in 
Würzburg machten sich namentlich die kaufmännischen Vereine in Würz- 
burg verdient. Auf ihre Veranlassung erörterte der Sekretär unserer 
Kammer in einem öffentlichen Vortrage die rechtlichen Verhältnisse der 
Kaufmannsgerichte sowie die Proportional wählen. 

Der Stadtmagistrat legte mit Schreiben vom 14. Oktober unserer 
Kammer den Entwurf eines Ortsstatuts für das Kaufmannsgericht vor. 
Unseie Begutachtung desselben ergibt sich aus folgendem Bericht an den 
Stadt mag is trat vom 7. November : 
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In Erledigung geschlitzter Zuschrift vmn 14. vor. Mts. Nr. 32390 lieehrcn wir 
uns zu dem übersandten Entwurf eines Ortsstatuts für das Kaufmannsgericht Würz- 
burg folgendes Gutachten zu erstatten : 

Wir billigen den Entwurf in seinen ürundzügen durchaus; er trägt im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften den lokalen Verhältnissen in Würzburg tunlichst Rechnung 
und stipuliert in der wichtigsten Frage, bezüglich des W ahl Verfahrens, jenen Modus, 
(ler unter den gegebenen Verhältnissen wenn auch nicht als der ideale, so doch als 
der einfachste und zweck massigste erscheint : die Proportional wähl mit gebundenen 
Listen. Unsere Wünsche und Vorschläge l>cziehen sich somit nur auf einige Detail- 
vorschriften des Entwurls, und ersuchen wir um Berücksichtigung, sei es durch aus- 
drückliche Bestimmung im Ortsstatut oder, falls dies im jetzigen Zeitpunkt nicht mehr 
möglich sein sollte, beim Vollzug. 

Hinsichtlich der Fristen für die einzelnen Vorgänge beim Wahlverfahren (§§ 9 
und 13) scheinen uns kleine Unstimmigkeiten zu bestehen; ausserdem halten wir die 
einzelnen Fristen für etwas kurz bemessen. Für die bevorstehende heurige Wahl 
werden sich bei der Kürze der verfügbaren Zeit die Fristen allerdings sehr zusammen- 
drängen müssen ; hingegen bitten wir für die späteren, in normalen Verhältnissen ver- 
laufenden Wahlen grössere Fristen zu normieren, etwa in der Weise, wie cs die ver- 
einigten kaufmännischen Vereine in ihrem Gutachten vorgeschlagen haben. 

Von dem Prinzip der Wahl nach gebundenen Listen macht § 24 einige Aus- 
nahmen für solche Personen, welche auf mehreren Vorschlagslisten benannt sind. Ein- 
verstanden erklären wir uns damit, dass eine Person, deren Name auf allen Vorschlags- 
listen steht (Abs. 3) und die somit «Las allgemeine Vertrauen besitzt, von vornherein 
als gewählt gelten soll. Hingegen erscheint uns die in Alis. 2 normierte Bevorzugung 
einer Person, die zwar nicht auf allen, aber doch auf mehreren Listen sieht, in der ge- 
wählten Form nicht als ganz zweckmässig; wenn überhaupt eine Bevorzugung solcher 
Personen als angezeigt erscheint, dürfte dieselbe in einem Modus erfolgen, der die 
Wahlfcststellung nicht zu sehr kompliziert. 

Die Besetzung des Gerichts mit drei Mitgliedern (einschliesslich dem Vorsitzenden) 
gemäss § 35 halten wir im allgemeinen für genügend. Hingegen glauben wir, dass 
die Einberufung der Beisitzer nicht nach der einfachen Reihenfolge erfolgen sollte, wie 
dies bisher beim Gewerbegericht üblich war. Die Wahl nach Listen bringt es mit 
sich, dass die Einberufung nach der Reihenfolge für die Kaufmannsgerichte untunlich 
erscheint, denn einerseits ist kaum fcstzustellen, mit welcher Liste die Reihenfolge be- 
gonnen werden soll, sodann würden zunächst wohl immer Mitglieder einer Partei und 
dann solche der andern Partei als Beisitzer berufen werden, und schliesslich besteht 
v« »raussichtlich auch wohl innerhalb der einzelnen Listen eine Graduierung der Kan- 
didaten, sodass die strikte Einhaltung der Reihenfolge eigentümliche Folgen haben 
könnte. Auch eine Eint>crufung nach Branchen erscheint kaum wünschenswert; denn 
abgesehen von formellen Schwierigkeiten ist die Zuziehung solcher direkt branche- 
kundigen Mitglieder für den Einzelfall vielleicht gar nicht erwünscht. Wenn ein sach- 
verständiges Gutachten nötig ist, so soll solches von vereidigten Sachverständigen in 
der öffentlichen kontradiktorischen Verhandlung, nicht von einem Beisitzer im geheimen 
Beratungszimmer abgegeben werden. Den einzig richtigen und unbeanstandbaren 
Modus für die Einberufung der Beisitzer dürfte somit die Auslosung der Beisitzer 
darstellen. Wir bitten, speziell diesen Punkt bei dem Vollzug des Gesetzes bezw. des 
Ortsstatuts zu berücksichtigen. 



Eine Reform des Wechselprotestes wurde im Vorjahr 
seitens der Ältesten der Kaufmannschaft in Berlin angeregt Auch 
unsere Kammer beschäftigte sich in der Sitzung vom 4. November mit 
der Frage und richtete am 15. November nach einem Referat unsers 
I. Vorsitzenden, Herrn Kommerzienrat Hi Icke n, folgende Petition an das 
K. Staatsministerium : 

Die Umständlichkeiten, die mit dem Wechselprotest gegenwärtig noch ver- 
bunden sind, haben neuerdings das Verlangen nach einer Reform des Wechselprotests 
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wieder wachgerufen ; insbesondere haben die Aeltestcn der Kaufmannschaft in Berlin 
an den Herrn Reichskanzler eine diesbezügliche Eingabe gerichtet, die im wesentlichen 
auf einer bemerkenswerten Schrift von Dr. Stranz „Ein Protest gegen den Wechsel- 
protest“ beruht. Auch unsere Kammer hat sich in letzter Sitzung mit der Materie 
befasst und musste die Reform bedürftigkeit des Wechselprotests anerkennen. In der 
Tat sind mit dem heutigen Modus des Wechselprotests, der aus dem 14. Jahrhundert 
stammt und sich seitdem nur wenig verändert hat, noch eine Menge Umständlichkeiten 
verknüpft, welche, wie z. B. die verlangte „wörtliche“ Abschrift des Wechsels, vielfach 
eine tjuclle der Ungiltigkeit des Protestes bilden, denn jeder Formfehler macht den 
Protest ungiltig. Geradezu unsinnig ist es auch, dass gegen Personen, die sich im 
Konkurs befinden oder verstorben sind, Protest erhoben werden muss. Diese sowie 
eine Reihe weiterer Umständlichkeiten lassen das Verlangen nach einer Reform des 
Wechselprotests als sehr berechtigt erscheinen, insbesondere, da auch die Protestkosten 
von Wechseln auf Nebenplätze häufig gar nicht im Verhältnis zur Wechselsumme stellen. 

Eine Vereinfachung wäre namentlich in der Weise möglich, dass der Protest 
einfach auf dem Wechsel selbst oder (nach belgischem Muster) auf einer Allonge kurz 
konstatiert würde. Für Proteste auf Nelienplätze könnte unbedenklich auch ein Post- 
protest zugelassen werden ; gegen letzteres hat man cingewandt , dass dann der Staat 
auch die Haftung für Versehen der Beamten übernehmen müsse, allein in Bayern 
werden die weitaus meisten Proteste ohnehin durch den Gerichtsvollzieher erhoben, 
für deren Versehen gleichfalls der Staat haftet. Ein dritter Vorschlag zur Verein- 
fachung des Wechselprotests, nämlich die Zulassung des Privatprotests bei Inlands- 
wechseln, erscheint jedoch bedenklich, denn man wird einerseits den Akzeptanten kaum 
veranlassen können, seine eigene Zahlungsunfähigkeit festzuslcllen , und andererseits er- 
scheint der Protest durch Kassaboten etc. nicht einwandsfrei. 

Zur Erzielung der wünschenswerten Reform bitten wir Hohes K. Staats- 
ministerium , im Bundesrat des Deutschen Reiches hochgencigtcst dahin wirken zu 
wollen, dass 

1. der Protest durch kurze Konstatierung auf dem Wechsel oder auf einer Allonge 
vorgenommen werden kann und 

2. dass auch der Postprotest zugelassen wird. 



Eine weitere Frage betraf den Zwangsvergleich auserhalb 
des Konkurses, worüber in unserer Sitzung vom 16. Dezember Herr 
Direktor Ach in folgender Weise referierte : 

Seitens der Handelskammer in Berlin ist an das Reichsjustizamt der Antrag 
gestellt worden, einen Gesetzentwurf betr. die Einführung des gerichtlichen Zwangs- 
vergleichs vci fahren. s ausserhalb des Konkurses einzubringen. Die Eingabe ist ja bereits 
durch die Presse bekannt geworden und hat allerseits Zustimmung erfahren. In der 
Begründung ist insbesondere ziflermässig nachgewiesen, dass die Vergleiche vor Kon- 
kursausbruch durchschnittlich einen höheren Prozentsatz (zirka 50 °Iq) der Abfindung 
ergaben, als die Resultate bei durchgeführtem Konkurs oder bei Zwangsvergleich nach 
Konkurseröffnung {durchschnittlich zirka 26l/*<ty n bzw. 35 */ 2 °/o)- Selbstverständlich 
muss bei Festsetzung des Zwaugsvergleichs ausserhalb des Konkurses Garantie geboten 
werden, dass das Vergleichsangebot nicht auf unlautere Motive zurückzuführen ist. 
Hinsichtlich der Mindestabfindungsquotc wird analog den ausländischen Gesetzen die 
Festsetzung von 40 — 50 °/o empfohlen. 

Die gegenwärtigen Verhältnisse, so z. B. auch die vorgekommenen Fälle in 
Würzbarg, lassen in der Tat die Einrichtung eines gerichtlichen Zwangsvcrgleichs 
ausserhalb des Konkurses als recht wünschenswert erscheinen. Referent empfiehlt da- f 

her die Unterstützung der Berliner Eingabe durch entsprechenden Bericht an den 
deutschen Handelstag, der seine Mitglieder zur Äusserung über diesen Gegenstand auf- 
gefordert hat. 

Antragsgemäss unterstützte unsere Kammer das Vorgehen der 
Berliner Handelskammer. 
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Wahrend die Öffentlichkeit über die wirklich eröffneten Konkurse 
durch ausführliche Publikation unterrichtet wird, kommen jene Fälle, in 
welchen eine Konkurseröffnung mangels ausreichender Masse nicht 
verfügt werden kann, gar nicht zur Veröffentlichung. Und doch 
sind die letzteren Fälle ganz entschieden die schwereren, wobei auch im 
allgemeinen Interesse eine Bekanntgabe recht erwünscht und gewiss ge- 
rechtfertigt wäre. 

Bestimmungen der Gewerbeordnung gaben in einer Frage 
Anlass zur Behandlung, wobei die Ausdehnung des § 123 Ziff. 5 G.-O. 
auf Tätlichkeiten der Arbeiter unter einander den Gegen- 
stand der Beratung bildete. Herr Kommerzienrat Dr. Hu rtzig referierte 
hierüber in der Plenarsitzung vom 18. Februar in folgender Weise: 

Vom K. Suatsminislerium des Innern wurde der Kammer eine an den Bundes- 
rat und Reichstag gerichtete Vorstellung des deutschen Arbeitgeberbundes für das Bau- 
gewerbe betr. Ausdehnung des § 123 Ziff. 5 der G.-O. auf Tätlichkeiten der Arbeiter 
untereinander z.ur gutachtlichen Äusserung überwiesen. 

In § 123 Abs. 5 der Gewerbeordnung ist nur als Grund für sofortige Ent- 
lassung der Arbeiter bestimmt : »Tätlichkeiten gegen den Arlteitgebcr» ; die Eiogabe 
wünscht die Ausdehnung des Entlassungsgrundes auch auf Tätlichkeiten der Arbeiter 
unter sich. Es dürfte dieser Antrag nur zu unterstützen sein, wenn auch die Begründung 
desselben gerade nicht glücklich gewählt wurde, namentlich ist die Horeinziehung von 
sozialdemokratischer Agitation und von politischen Zettelungen ganz überflüssig und un- 
angebracht. Die meisten derartigen Störungen werden durch rauflustige, rohe Burschen 
meistens in Trunkenheit oder aus Übermut verübt. Dass derartige Vorfälle häufiger 
Vorkommen, ist wohl sicher und können dadurch gewiss unhaltbare Zustände geschaffen 
werden, wenn der Störenfried nicht sofort entlassen werden kann. 

ln § 134 b wird der Kall für Fabriken insoferne berührt, dass hier für die 
Fabrikordnungen ausgesprochen wird, dass Tätlichkeiten gegen Mitarbeiter mit Geld- 
strafen bis zum vollen Betrage des durchschnittlichen Tagesverdienstes bestraft werden 
können, während für andere Verfehlungen nur die Hälfte des Verdienstes als Strafe 
festgesetzt wird. 

Gemäss Antrag des Herrn Referenten unterstützte die Kammer 
den betr. Antrag des Deutschen Arbeitgeberbundes für das Baugewerbe 
beim K. Staatsministcrium mit Bericht vom 19. Februar. 



Schon in früheren Jahren war die missbräuchliche Taraberech- 
nung im Zuckerhandel Gegenstand von Verhandlungen in unserer 
Kammer gewesen. Auf Veranlassung des Vereins Deutscher Zuckerhändler 
in Magdeburg stellten wir die Frage in unserer Plenarversammlung vom 
4. November abermals zur Beratung. Unser Mitglied, Herr Leinecker, 
referierte hierüber in folgender Weise : 

Der Verein Deutscher Zuckerhändler in Magdeburg, dem auch die hiesigen 
Zuckergrosshändler als Ortsgruppe Würzburg angehören, ersuchte in seinem Rund- 
schreiben vom 25. Oktober um Unterstützung seines Bestrebens, die Missstände, welche 
bezüglich der Tara im Zuckcrhandcl bestehen, zu bekämpfen. Von Grossisten und 
Detaillisten sind schon wiederholt diesbezügliche Versuche gemacht worden , doch 
scheiterten dieselben bisher stets an dem sehr begreiflichen Widersunde der Katfinericn. 
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Wie bekannt berechnen dieselben bei Zucker in Fässern, Kisten und Körben die 
Reifen, Nägel und Papiere, bei Zucker in Säcken diese und bei Brod-Zucker das 
Papier und die Schnüre, also dieses minderwertige Verpackungsmaterial für Zucker, 
und zwar für versteuerten, also um Mark 14, — pro 100 Kilo teurem Zucker, 
während sie selbst Netto -Versteuerung haben, und erzielen dadurch einen ganz erheb- 
lichen Extragewinn, auf welchen sie nicht verzichten wollen. Dieser Missstand ist 
unhaltbar. 

Viele Raffinerien haben auf ihren Würfelzucker-Kisten oder auf Papier-Ein- 
lagen die Bemerkung: „50 bezw. 25 oder l 2 i/ 2 Kilo rangiert“, worin ohne Zweifel 
eine Täuschung des Detaillisten oder des kaufenden Publikums erblickt werden kann; 
zumal eine Kontrolle des Netto-Inhalts der Kisten nicht gut vor der schliesslichcn 
Entleerung möglich ist, was erschwerend ins Gewicht fällt. Die Tara bei Würfelzucker, 
welche für Zucker berechnet wird, beträgt ca. 4 0 0 . Kür Zucker in Säcken dürfte 
sich eine Netto- Packung von 100 und 50 Kilo mit Rücksicht auf die durch Auf- 
rundung un verhältnismässig erhöhten Frachten bei Bahnsendungen nicht empfehlen; 
über die Brutto-Berechnung bei Sackzucker kann der Käufer aber auch leichter hinweg- 
sehen, weil der mitgewogene Sack noch einen Wert für ihn hat. Immerhin sollte das 
Gewicht der Säcke festgelegt werden und 800 Gramm nicht übersteigen dürfen. In 
gleicher Weise wäre für Brod-Zucker eine Maximal-Tara zu bestimmen ; die jetzige 
Tara beträgt bei einem Brode von ca. 13— 1 3 */-j Kilo ca. 600 bis 620 Gramm, also 
ca. 5 °/o» und wäre cs wohl möglich, dieselbe durch Verwendung eines besseren, halt- 
baren und nicht künstlich besch werten Papiers und ebensolcher Schnüre auf 2 '/s 0 /o 
zu reduzieren. 

Von der Zucker- Raffinerie Friedrich Meyers Sohn, Tangermünde, wurde im 
Jahre 1899 nebenbei eine Netto-Packung von Würfelzucker eingefUhrt, welche jedoch, 
bevor sie sich weiter einbürgern konnte, durch die Normalbestimmungcn des s. Zt. Syn- 
dikates Deutscher Zucker-Raffinerien wieder beseitigt wurde. Gegenwärtig wird von 
den Raffinerien nur Würfelzucker in 2 1 ,.» Kilo Netto-Paketen mit einem Aufschläge 
von nur Mk. 1.50 lose oder Mk. 3. — in Kisten verpackt, gegenüber rangierten Kisten 
von 30 Kisten geliefert; diese 2 l 2 Kilo Netto-Pakete erfreuen sich seitens der De- 
taillistcn und des kaufenden Publikums grosser Beliebtheit. Mit diesen Netto-Paketen 
ist aber auch der Beweis der leichten Durchführbarkeit der Netto-Packung überhaupt 
erbracht. Selbstverständlich ist es bei Einführung der Netto-Packungen nötig, dass die 
Borsennotierungcn auch für Netto-Packungen fcstgelegt werden. 

In der am 22. Oktober in Berlin stattgefundenen Generalversammlung des 
Vereins Deutscher Zuckcrhändler wurde nun beschlossen: 

1. Ab 1. September 1905 sind sämtliche Zuckersorten und Kandis, welche in 
Fässern, Kisten, Körben verpackt gehandelt werden, nur mit dem Rein- 
gewicht zu liefern und zu berechnen. 

2. Die Packmaterialien für Brotraffinade sind aus widerstandsfähigem, nicht 
künstlich beschwertem Material, sowohl Papier als Schnur, zu wählen, 
so dass das Gewicht 2i/ 2 o/ 0 nicht übersteigt. 

3. Die zur Verwendung für gemahlenen Zucker kommenden 100 kg Säcke sollen 
800, für Granulated und Kristallzncker 600 — 700 Gramm als Höchstgewicht 
nicht überschreiten. 

Diese Anträge sind gewiss völlig berechtigt, und empfiehlt es sich daher, die- 
selben namentlich im Interesse der Detaillisten und des kaufenden Publikums zu unter- 
stützen. Eine grundsätzliche Änderung der herrschenden Missstände wird freilich nur 
durch eine gesetzliche Regelung möglich sein, wie dies auch s. Zt durch den Bundes- 
rat für die Fabrikation und den Handel in Stearin- und Paraffin- Kerzen geschehen ist, 
indem bestimmt wurde, dass auf diesen Paketen der Netto-Iuhalt angegeben sein muss. 

Antraggemäss wurden wir unterm 1 7. November bei dem K. Staats- 
ministerium vorstellig. 

Im Laufe des Sommers des Berichtsjahrs machte sich das Ein- 
dringen einer Rabattgesellschaft, namens „Parsimonia“, in das 
Würzburger Geschäftsleben bemerkbar. Das Geschüftsgebahren dieser 
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Gesellschaft veranlasste bereits im August die Vereine zum Schutz des 
Detailhandels und zum Schutze des Handwerks sowie die vereinigten 
Innungen in Würzburg zu einer Protestversamralung am 9. August , an 
welcher auch der Kammersekretär teilnahm. Unser Plenum beschäftigte 
sich mit der Frage der Rabattgesellschaften in der Sitzung vom 2 9. Sep- 
tember, wobei Herr Wolpert referierte. Unsere Stellungnahme geht 
aus folgender Eingabe an das K. Staatsministerium des Innern vom 
8. Oktober hervor: 

Bereits durch Entschliessung Hohen K. Staatsministeriums an die K. Kreis- 
regierung für Mittelfranken vom 22. November 1900 N. 25 287 wurde bestätigt, dass 
der Geschäftsbetrieb der Rabattgesellschaften, insbesondere der „ Deutschen Rabatt- 
gesellschaft Parsimonia“ in volkswirtschaftlicher Beziehung schädlich erscheint, und dass 
deshalb eine Warnung der Geschäftsleute und des Publikums vor der Gesellschaft Par- 
simonia vollständig gerechtfertigt ist. 

Trotz dieser Warnungen, die teils von den gewerblichen Interessenvertretungen, 
teils von den Distriktspolizeibehörden erfolgten, hat sich der Geschäftsbetrieb der Par- 
simonia erweitert. Seit einigen Monaten hat die Gesellschaft auch in Würzburg eine 
Niederlassung gegründet und hat zahlreiche Geschäftsleute zu vertragsmässigen Ab- 
machungen über Abnahme ihrer Marken veranlasst. Wohl sind auch hier Warnungen 
an das Publikum durch die gewerblichen Vereinigungen erfolgt ; allein diese Veröffent- 
lichungen scheinen bei einem Teil des Publikums fast als eine Art Reklame für das 
Unternehmen zu wirken. Wir halten darum weitere Warnungen in Form von 
Zeitungsbekanntmachungen für ein zweifelhaftes Kampfmittel gegen die Gesellschaft und 
haben daher uns darauf beschränkt, das Gcschäftsgebahren der Parsimonia in unserer 
öffentlichen Sitzung als volkswirtschaftlich schädigend zu kennzeichnen. 

Dass der Geschäftsbetrieb solcher RabaUgesellschaftcn wie der Parsimonia tat- 
sächlich einen wirtschaftlichen Missstand bedeutet und dass das ganze Geschäftsprinzip 
solcher Gesellschaften verwerflich ist, dürfte zweifellos sein. Der Hauptnutzen der 
Parsimonia besteht, ganz abgesehen davon, dass sie statt einer baren Vergütung Waren 
hergibt und hierdurch wieder einer Reihe von Geschäften unlauterer Konkurrenz 
macht, eben darin, dass zahlreiche Marken und Sammelbücher überhaupt nicht zur 
Einlösung kommen, weil die Marken entweder von den Kunden verloren oder weil 
die Sammelbücher aus irgend welchen Gründen nicht komplett werden. Aber auch 
abgesehen hievon ist (Las Gcschäftsgebahren der Parsimonia ein höchst bedenkliches; 
denn die der Gesellschaft angeschlossencn Geschäftsleute geben einen unverhältnismässig 
hohen Teil ihrer Einnahme, meist fünf Prozent, ab, während die von der Parsimonia 
dagegen in Aussicht gestellte Erhöhung des Umsatzes sich in der Praxis als ganz 
trügerisch erweist. Die Hoffnung auf Umsatzsteigerung ist aber auch theoretisch um 
so geringer, je mehr sich die Gesellschaft ausbreitet. 

Nachdem jedoch das Mittel der Warnung gegen die Rabattgesellschaften bei 
einem grossen Teil des Publikums versagt, dürfte im Hinblick auf die offenkundige 
Schädigung sowohl der Geschäftsleute wie des Publikums ein anderer Weg zur Be- 
kämpfung der Rabattgesellschaften eingeschlagen werden. Nach unserer Meinung wird 
sich ein solches Einschreiten analog dem Vorgehen gegen die sogenannten Hvdra- 
geschäfte wohl ermöglichen lassen, und wir bitten daher Hohes K. Staatsministerium, 
wenn tunlich, im Verordnungswege den Verkauf und die Abgabe von Rabattmarken, 
soweit davon gcschäftsmässige Vermittler Nutzen ziehen, zu verbieten. Sollte im Wege 
der Verordnung oder der Interpretation unserer Strafgesetze ein Vorgehen unmöglich 
erscheinen, so bitten wir eventuell, ein Einschreiten im Wege der Gesetzgebung zu 
veranlassen. 



Nach wie vor hemmen die zahlreichen Feiertage in den 
katholischen Gegenden Bayerns — und dazu gehören namentlich die 
ehemals unter geistlicher Herrschaft gestandenen fränkischen Lande — die 



Digitized by Google 




3 « 



gewerbliche Entwicklung im höchsten Grade. Aber auch die landwirt- 
schaftliche Bevölkerung ist durch die vielen Feiertage, welche gerade in 
die Sommerszeit fallen, unseres Erachtens sehr in ihrer Arbeit gehindert. 
Wir verweisen z. B. nur darauf, dass heuer in die 30 Tage vom 10. Juni 
bis 10. Juli für die Diözese Würzburg nicht weniger als 10 Sonn- und Feier- 
tage fallen, dass also ein volles Drittel dieses Monats aus Feiertagen besteht. 
Die kirchliche und weltliche Feier eines Teils dieser Feste, z. B. für 
St. Johannes, Peter und Paul und Kilian (Patronatsfest), könnte unseres 
Erachtens sehr wohl auf die folgenden Sonntage verlegt werden , ohne 
dass der Charakter dieser Feste dadurch Schaden leiden würde. Die 
K. Ministerialentschliessung vom 30. April 1895 hat zwar bestimmt, dass 
an den sog. Feiertagen zweiter Ordnung keine gesetzliche Beschränkung 
des Gewerbebetriebs ausser der Hauptgottesdienstzeit und abgesehen von 
geräuschvollen Arbeiten eintreten sollte; aber gerade durch diese Aus- 
nahmen hat sich die Massregel nur als halb bzw. gar nicht wirksam er- 
wiesen, denn der Feiertagscharakter ist nach unserer Erfahrung eben 
nicht beseitigt worden. Die einzig richtige Lösung bildet die Verlegung 
auf die nächstliegenden Sonntage. 

An einer solchen Lösung der Feiertagsfrage ist nicht nur die In- 
dustrie, sondern auch der weitaus überwiegende Teil des übrigen Ge- 
werbes in hohem Grade interessiert. Auch das Nahrungsmittel- oder 
Gastwirtsgewerbe hat nicht, wie man irrig manchmal hört , ein be- 
sonderes Interesse an der Aufrechterhaltung des jetzigen Zustandes; denn 
wenn auch ein in Mitte der Woche fallender Feiertag vielleicht an diesem 
Tage und seinem Vorabend eine Umsatzmehrung bringt, so bleibt der 
Rückschlag nicht aus. Dem Gewerbe ist ein reguläres Wochentags- 
geschäft gewiss viel lieber als ein auf einen Feiertag forcierter Betrieb, 
dem eine öde Geschäftsstille an den nächsten Tagen folgt. Für jene 
industriellen Geschäfte, die (wie z. B. die wichtige Steinindustrie) viel 
nach Norddeutschland zu liefern haben , bringen die vielen Feiertage 
unseres Landes geradezu Verluste, empfindliche Störungen und Differenzen 
mit der Kundschaft. 



Nach wie vor und stets in steigendem Masse mehren sich die 
Beschwerden über die landwirtschaftlichen Genossenschaften, 
die rücksichtslos dem Handel Konkurrenz machen. Am bittersten klagen 
darüber namentlich die Geschäftsleute in den Landstädten , und zwar 
nicht nur die Händler mit landwirtschaftlichen Produkten, sondern auch 
die mit anderen Bedarfsartikeln. Wenn heutzutage in den grösseren 
Städten seitens der Detailkaufleute und Gewerbetreibenden über die 
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Wirkung der grossen Warenhäuser geklagt wird, so mrichten wir darauf 
hinweisen, dass die Wirkung des Geschäftsgebahrcns der landwirtschaftl. 
Genossenschaften sehr grosse Ähnlichkeit mit jener des Warenhausbetriebs 
hat, dass die Genossenschaften aber noch wohlwollendste Staats Unter- 
stützung geniessen. Die materielle Förderung solcher Genossen- 
schaften, sei es durch Subventionen oder durch billige Dar- 
lehen oder durch Steuerfreiheit, ist eine Ungerechtigkeit gegen- 
über den geschädigten übrigen Ständen. 



Eine Steuerreform, die nach allgemeinen Nachrichten wieder 
in Bayern geplant sein soll, müsste unseres Erachtens mit dem allen 
System der Ertragssteuern endgiltig brechen und das System der 
allgemeinen progressiven Einkommensteuer mit Ergänzungs- 
Vermögens-) Steuer übernehmen. Trotz der verhältnismässig kurzen Zeit- 
spanne seit der letzten grösseren Steuergesetzgebung im Jahre 1899 muss 
eine solche neue Steuerreform als recht wünschenswert bezeichnet werden. 
Die Gesetzgebung von 1899 hat eben keine Besserung gebracht, weil 
ihre Grundlagen verfehlte blieben. Insbesondere sollte die gänzlich ver- 
altete „Normalanlage“ unserer Gewerbesteuer, ein Überbleibsel aus der 
Zeit der alten Gewerbe-Patente und -Konzessionen , das aber seiner 
starren Form wegen gerade für das Kleingewerbe sehr fühlbar ist, endlich 
einmal aus unserer bayerischen Steuergesetzgebung verschwinden. 



VI. Soziale Gesetzgebung. 

Von den sozialen Bestrebungen zu Bestimmungen über die Ar- 
beitszeit in Fabriken trat im Berichtsjahr namentlich die von der Ge- 
sellschaft für soziale Reform gewünschte gesetzliche Regelung der Ar- 
beitszeit von Abeiterinnen über 16 Jahren in Fabriken und 
diesen gleichgestellten Anlagen hervor. Der Vorstand genannter Gesell- 
schaft hatte in einer Eingabe an den Bundesrat gebeten , dass diese 
Regelung in der Weise erfolgen solle, dass 

1. die nach § 137 Abs. 2 der Gewerbeordnung zulässige tägliche Arbeitszeit 
von II auf io Stunden, tut den Voraliendcn der Sonn- und bcsttagc auf 9 Stunden 
herabgesetzt wird, wenn nötig mit der Massgalze, dass während einer Uebergangsfrist 
von 2 Jahren der Bundesrat für bestimmte Fabrikationszweige Ausnahmen zulassen 
kann, 

2. dementsprechend bei Bewilligung von Uebcrarbeit gemäss §§ 138 a Abs. I 
und 139 a Ziff. 4 die tägliche Arbeitszeit an Wochentagen 12 Stunden und an Sonn- 
abenden bei Arbeitsschluss spätestens um 7 */ a Uhr 9 Stunden, ferner gemäss § 139a 
Abs. 2 die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit in den daselbst genannten Fällen 
59 Stunden nicht überschreiten darf; 
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3 « die nach § 137 Abs. 3 a. a. O. zu gewahrende Mittagspause von 1 Stunde 
auf 1 •/j verlängert wird, die Einhaltung einer kürzeren Mittagspause jedoch aut Antrag 
«xler jedenfalls nach Anhörung der Arbeiter durch die höhere Verwaltungsbehörde 
gestattet werden kann (§ 139 Abs. 2), wenn dies im Interesse der Mehrheit der 
beteiligten Arbeiter liegt;, 

4. die Beschäftigung von Wöchnerinnen vor Ablauf von 6 Wochen nach ihrer 
Niederkunft überhaupt nicht und während der folgenden zwei Wochen nur dann 
gestattet wird, wenn das Zeugnis eines approbierten Arztes dies für zulässig erklärt. 

Auf Veranlassung des K. Staatsministeriums des Innern wurden 
wir seitens der K. Kreisregierung aufgefordert, uns über diese Anträge 
gutachtlich zu äussem. Wir veranstalteten bei wichtigeren Interessenten 
eine Umfrage. In unserer Sitzung vom 18. Februar referierte hierauf 
unser Mitglied Herr Direktor Kahle über die Angelegenheit; gemäss 
seinen Anträgen erstatteten wir unterm 20. Februar folgendes Gutachten 
an die K. Regierung: 

In Erledigung der Entschliessung vom 30. v. Mts. Nr. 2794 beehren wir uns, 
auf Grund unserer Beratung in der Plenarsitzung vom 18. ds. Mts. folgenden ergebensten 
Bericht zu erstatten: 

Bei aller sozialer Rücksichtnahme gerade auf die Verhältnisse der weiblichen An- 
gestellten ist es uns doch unmöglich, uns mit den von der Gesellschaft fiir soziale Reformen 
gestellten Anträgen in allen Punkten einverstanden zu erklären, und zwar sowohl im 
Interesse der Arbeitgeber, deren Betriebe durch eine gesonderte Regelung der Arbeitszeit 
für weibliche Angestellte im hohen Grade gestört würden, als auch mit Rücksicht auf 
die Arbeiterinnen, die vielfach kaum mit solchen, ihre Erwerbsmöglichkeit ein- 
schränkenden Vorschriften einverstanden sein dürften. Eine generelle Regelung der 
Frage scheint uns überhaupt unmöglich. Wohl sind in einzelnen Branchen die 
gestellten Forderungen bereits ganz oder teilweise durchgeführt, so z. B. in Buch- 
druckereien ; cs geschah dies jedoch nicht etwa speziell in Rücksicht auf die weiblichen 
Angestellten, sondern gleichmässig für die männlichen und weiblichen Arbeiter. In 
anderen Branchen ist dies jedoch nicht der Fäll, und hier würde eine gesonderte 
Regelung der Arbeitszeit für Arbeiterinnen die schwersten Bedenken gegen sich haben; 
denn die weiblichen Angestellten müssen mit den männlichen Arbeitern vielfach Hand 
in Hand arl »eilen, und eine Verschiedenheit der Arbeitszeit würde die Fabrikation 
geradezu unterbrechen. 

Aus diesem Grunde dürfte sich die in Ziffer 1 und 2 der Anfrage berührte 
Einschränkung der Arbeitszeit auf 9 Stunden bezw. die Festsetzung einer kürzeren 
Ueberarbeitszeit kaum durchführbar erweisen, ohne für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
gleichmässig schwere Nachteile zu ergeben. Hiezu muss auch bemerkt werden, dass 
die Arbeitsleistung, die den Arbeiterinnen zugewiesen wird, durchweg keine schwere ist. 
Man kann Arbeiterinnen für Manipulationen, die eine besondere Sorgfalt erheischen, 
kaum entbehren; hingegen wird den Arbeiterinnen niemals eine schwerere körperliche 
Anstrengung zugemutet, sodass aus der IO. oder 11. Arbeitsstunde, welch letztere wohl 
nur in Saisongeschäften in Anspruch genommen wird, kein Nachteil in sanitärer und 
familiärer Hinsicht zu erwarten wäre. Wohl aber dürfte aus der Verkürzung der Arbeits- 
zeit für Arbeiterinnen eine pekuniäre Schädigung derselben zu befürchten sein, die 
oamendich bei Akkordarbeit nicht gering angeschlagen werden darf und von den 
Arbeiterinnen Gelfach als unbillig empfunden wird. Man könnte daher höchstens dem 
zustimmen, dass für Arbeiterinnen nur dort eine von der allgemeinen Zeiteinteilung 
verschiedene Dauer der Arbeitszeit cingeführt wird, wo die Arbeiterinnen ganz un- 
abhängig von dem übrigen Betrieb beschäftigt sind. 

Hinsichtlich der vorgcschlagenen Verlängerung der Mittagspause ist zu bedenken 
zu geben, tLias es der Arbeiterbevölkerung, welche vielfach in Vororten und benachbarten 
Dörfern wohnt und dann oft bis zu einer Stunde Weges hat, um zur Fabrik zu 
gelangen, angenehmer sein dürfte, des Abends um eine halbe Stunde früher nach 
Hause zu kommen, als die vollständig genügende Mittagspause von einer Stunde weiter 
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verlängert zu sehen. Mit dieser verlängerten Mittagspause, welche die grösste Zahl 
der Arbeiter in Kantinen zubringen müsste, ist aus dem angeführten Grund niemand 
gedient; die wenigsten Leute sind in der Lage, zum Mittagessen nach Hause 
zu gehen. 

Die in Punkt 4 der Zuschrift beantragte Festsetzung einer Schutzfrist von 
6 Wochen für Wöchnerinnen wäre ja vom sanitären Standpunkt aus gewiss zu 
begrüssen ; es liegt jedoch sicherlich im wirtschaftlichen Interesse der Arbeiterinnen, und 
zwar vorzugsweise der ledigen, die ja bekanntlich ein gtosses Contingent zu den 
Wöchnerinnen stellen, dass sie nach der Entbindung bald wieder etwas verdienen 
können. Es wäre deshalb zu empfehlen, dass Arbeiterinnen, die keinerlei schädliche 
Folgen von ihrer Entbindung haben, ihre Arbeit wieder aufnehmen können, wenn 
der Arzt sie hierzu für befähigt erachtet. 



Zwei schon lange in Diskussion stehende Fragen, die Ausgestal- 
tung der Sonn- und Feiertags-Ruhe für die offenen Verkaufs- 
stellen und der Übergang 7.11 einem früheren Abendladenschluss, 
kamen im Berichtsjahre für Würzburg zum Austrag. Den Anstoss in 
beiden Angelegenheiten gab der Verein zum Schutz des Detailhandels 
in Würzburg, der seine beiden diesbezüglichen an den Stadtmagistrat 
gerichteten Eingaben auch unserer Kammer vorlegte. In unserer Plenar- 
sitzung vom 7. April referierte hierüber unser Mitglied Herr Kraus. 
Die Stellungnahme der Kammer kommt in folgendem Bericht an den 
Stadtmagistrat vom 12. April zum Ausdruck: 

Auf Anregung des Vereins zum Schutze des Detailhandels« sowie im Anschluss 
an die Beschlüsse des Würzburger Handclsvcrcins beschäftigte sich unsere Kammer 
in letzter Plenarsitzung wiederum mit dcu Fragen der Sonntagsruhe und des Abend- 
ladenschlusses. Wir kamen hiebei zu den folgenden Beschlüssen, die wir vcrchrlicbem 
Stadtmagistrat zur geneigten Würdigung empfehlen. 

I. Sonn tagsruh c : 

Bei der gegenwärtigen Regelung der Geschäftszeiten an Sonn- und Feiertagen 
(7 — 9 und 11 — 2 Uhr) ist die letzte Stunde von 1 — 2 Uhr für die meisten Geschäfte 
gegenstaudslos. Bereits jetzt schliessen fast sämtliche Kngros-Gcschäfte spätestens um 
1 Uhr und auch für die meisten Detail-Geschäfte hat das Oflenhaltcn der Läden von 
1 — 2 Uhr geschäftlich recht wenig Belang, belästigt aber vielfach sowohl Geschäfts- 
inhaber wie Angestellte. Sowohl die Einnahme des Mittagessens wie die Ausnutzung 
des Sonntag nachmittags zu Erholungsausflügen wird durch die Geschäftsstunde von 
1 — 2 Uhr in unzweckmässiger Weise beeinflusst; cs ist daher ziemlich allgemeiner 
Wunsch der Würzburger Geschäftswelt, dass die Geschäftsstunde von 1 — 2 Uhr 
künftig wegfallen und der Schluss der offenen Verkaufsstellen etc. bereits um 1 Uhr 
ein treten möge. 

Lediglich von Geschäften der Bekleidungsbranchc wurde geltend gemacht, dass 
bei Geschäftsschluss um 1 Uhr die zweistündige Geschäftszeit mittags nicht zur Ab- 
wicklung der Geschäfte und Befriedigung des Publikums, namentlich jenes vom Lande, 
das am Sonntage seine Einkäufe in der Stadt mache, ausreiche. In Würdigung dieser 
vorgebrachten Gründe bitten wir, bezüglich der Bekleidungsbranche noch Erhebungen 
bei den einschlägigen Geschäften zu pflegen, und hievon abhängig zu machen, ob die 
Belastung der Geschäftszeit bis 2 Uhr für diese Branche nötig erscheint. Im übrigeu 
ersuchen wir, den Geschäftsschluss auf 1 Uhr nachmittags feslzusctzcn. 

Wir bemerken hiezu, dass nach Acusserung von Vertretern des Textilwaren- 
geschäftes auch diese Branche mit dem 1 Uhr Ladenschluss einverstanden wäre, wenn 
die Geschäftszeit statt um 1 1 Uhr bereits um 10 Uhr vormittags beginnen könnte. 
Wir kommen hiemit auf einen Vorschlag, der nach unserer Meinung überhaupt für 
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die Gesamtheit der Geschäfte Vorteil böte, zu dem aber ein Einvernehmen mit den kirch 
liehen Stellen der Hauptkonfessionen behufs Festsetzung einer anderen Hauptgottesdienst- 
zeit erforderlich wäre. Unseres Erachtens dürfte nämlich die I Iauptgottesdienstzcit, 
wie dies auch in anderen Städten, z. B. Augsburg, München und Regensburg der 
Fall ist, auf die Stunden von 8 — io Uhr verlegt werden. Unter dieser Voraussetzung 
könnte die jetzige Frühgeschäftszeit an Sonn- und Feiertagen künftig ganz in Wegfall 
kommen (nur den Bedürfnisgewerben, wie Milch- und Brodhändlern wäre natürlich 
eine Ausnahme zu gestatten), und es würde dann lediglich eine einheitliche Geschäftszeit 
von i o — i Uhr bestehen bleiben. Diese Regelung böte ganz entschieden Vorteile 
gegenüber dem jetzigen Zustand; denn die Stunden von io Uhr ab könnten für das 
Geschäft voll aasgenutzt werden, während die jetzige Frühgoschäftszeit von 7 — 9 Uhr 
für die meisten Geschäfte ziemlich belanglos ist, der zweite Teil der jetzigen Sonntags- 
geschäftszeit aber zu spät liegt und, wie erwähnt, in Kollision mit der Zeit des 
Mittagessens tritt. 

Unseres Wissens ist von den kirchlichen Stellen das bischöfliche Ordinariat 
auch geneigt, in eine derartige frühere Festsetzung der Hauptgottesdienstzeit einzu- 
willigen. Hingegen hat das protestantische Dekanat Bedenken, die sich hauptsäch- 
lich auf die Ansetzung des Militärgottesdienstes stützen. 

Wir halten aber ein Uebereinkommen mit den sämtlichen kirchlichen Stellen 
wohl für möglich und im Interesse der Geschäftswelt und der Angestellten, also 
sowohl aus wirtschaftlichen wie aus sozialen Gründen für höchst wünschenswert. Ja, 
wir erachten eine derartige Vereinbarung so wichtig, dass wir unter dieser Voraus- 
setzung auch dem Wunsche der protestantischen Kirchenstellen entsprechend gern der 
Erhebung des Charfreitag zum wirklichen Feiertage im gleichen Rang wie der katho- 
lische Fronleichnamstag zustimmen würden, obgleich unsere Gegend ohnehin schon 
unter der übergrossen Zahl der Feiertage, insbesondere der sogenannten Feiertage 
zweiter Ordnung, geschäftlich recht empfindlich zu leiden hat. 

Was diese sogenannteu Feiertage zweiter Ordnung anlangt, so haben wir uns 
bereits mehrfach für deren Aufhebung bezw. Verlegung auf die nächstliegendeu Sonn- 
tage ausgesprochen. In Betracht kommen hier hauptsächlich die Feiertage : Mariä 
Lichtmess, St. Josef, Mariä Verkündigung, St. Johann d. T., St. Peter und Paul, 
St. Kilian, Mariä Gebuit und Mariä Empfängnis. Zwar ist schon gegenwärtig an 
diesen Tagen das Offenhaltcn der Läden wie an Werktagen mit Ausnahme der 
Hauptgottesdienstzeit gesatttet, allein der kirchliche Charakter als Feiertag und die 
Unterbrechung der Vonnittagsgeichäfiszeit durch die Hauptgottesdienststunden bewirken, 
dass tatsächlich gar kein Unterschied zwischen diesen Festtagen zweiter Ordnung und 
dco übrigen Sonn- und Festtagen besteht. Publikum und Geschäftsleute kennen sich 
überhaupt hinsichtlich des Werts der einzelnen Feiertage nicht mehr aus, und die 
Folge ist, dass an den Feiertagen zweiter Ordnung die Geschäfte fast durchweg ebenso 
geschlossen gehalten werden, wie an den Sonntagen. Aus wirtschaftlichen Rücksichten 
wäre aber die Verminderung der zahlreichen Feiertage unserer Gegend dringend er- 
wünscht, und wir bitten, die Aufhebung bezw. Verlegung der Feiertage zweiter 
Ordnung bei der K. Staatsregierung angelegentlichst empfehlen zu wollen. Sollte 
diese Verminderung der Feiertage, die auch von zahlreichen anderen Vertretungen, 
und zwar sowohl von gewerblichen wie landwirtschaftlichen Korporationen gewünscht 
wird, nicht durchzusctzen sein, dann hat allerdings nach unsern Erfahrungen eine 
Unterscheidung zwischen den Feiertagen zweiter Ordnung und den Sonn- und 
übrigen Feiertagen absolut keinen Zweck. 

Schliesslich bemerken wir zu der von uns vorgeschlagenen Neuregelung der 
Sonntagsruhe noch, dass als Aasnah metage wie bisher die drei letzten Sonntage vor 
Weihnachten und der letzte Sonntag im Dezember, ferner die Messsonntage und das 
Kosenkranzfest von uns in der Weise begutachtet wird, dass das Offenhaltcn der 
LJden an diesen Sonntagen von 11 Uhr (bezw. möglichst schon von 10 UI11) bis 
5 Uhr nachmittags gestattet sein möge. 

II. Abcndladcnschluss: 

Die Einführung des 9 Uhr Abcndlndenschlussos in Würzburg hat gezeigt, dass 
die Befürchtungen, welche an die Einführung einer Uadcnschlussstundc überhaupt 
geknüpft wurden, nicht stichhaltig waren. Es ist nun seitens zahlreicher Geschäfts- 
inhaber der dringende Wunsch ausgesprochen worden, dass der allgemeine Ladenschluss 
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auf 8 Uhr abends festgesetzt würde. In der Tat sprechen auch viele Gründe für den 
Ladenschluss um 8 Uhr: geschäftlich ist die Stunde von 8—9 Uhr für die über- 
wiegende Zahl der Läden völlig belanglos; für die Geschäftsinhaber und Angestellten 
aber wäre der frühere Schluss der Verkaufsstellen etc. vielfach eine wahre Wohltat. 
Lediglich von den Zigarren- und Tabakspezialgeschäften wurde teilweise die Beibe- 
haltung der Geschäftsstunden von 8 — 9 Uhr gewünscht. Wenngleich wir eine Ver- 
schiedenheit der Laden schlussstunde für einzelne Geschäftsbranchen möglichst vermieden 
wissen möchten, so wollen wir doch der Zigarrenbranche insofern entgegenkommen, 
als wir für diese Geschäftsspar te eine besondere getrennte Abstimmung l>efürworten. 
Im übrigen aber glauben wir, dass von keiner anderen Branche in erheblichem Masse 
Einspruch gegen den 8 Uhr- Ladenschluss zu erwarten ist , weshalb wir den Stadt- 
magistrat bitten, die allgemeine Einführung des 8 Uhr- I^adcnschlusscs herbeiführen 
bezw. bei der K. Regierung beantragen zu w'ollen. 

An Samstagen und an Vorabenden von Feiertagen würde sich die Beibehaltung 
des Ladenschlusses um 9 Uhr empfehlen; ebenso befürworten wir, die Ausnahmen 
nach § 139 d und e der Gewerbeordnung wie seither beizubehalten. 

Die Regelung der beiden Fragen durch Ortsstatut des Stadtmagi- 
strats entspricht im allgemeinen unseren Anträgen. Nachdem sich bei 
der Abstimmung der Ladengeschäftsinhaber — abgesehen von den Ge- 
werben der Bäcker, Konditoren, Metzger- und Zigarrenhändler — eine 
tatsächliche Zweidrittel- Majorität der Beteiligten filr den 8 Uhr-Laden- 
schluss ergab, war noch zur Frage der Ausnah me tage Stellung zu 
nehmen. Auf Veranlassung des Stadtmagistrats äusserten wir uns in 
dieser Hinsicht unterm 17. Dezember mit folgendem Gutachten: 

ln Erledigung geschätzter Zuschrift vom 26. v. Mts. Nr. 37486 berichten w-ir 
ergebenst, dass unsere Kammer als Ausnahmetage für den 8 Uhr-Ladenschluss — um! 
zwar jeweils zum 9 Uhr- landen Schluss, also unter gänzlichem Fortfall des bisherigen 
10 Uhr-I«adenschlusses — folgende Tage empfiehlt; sämtliche Samstage und die Vor- 
abende aller Feiertage , ferner die sämtlichen Werktage zwischen dem Feste Mariä 
Empfängnis (8. Dezember) und dem Neujahrsfeste , die Werktage in der Woche vor 
Ostern (mit Ausnahme des Charfrcitags) und die Werktage in der Woche vor Pfingsten. 
Die Ausnahmetage vor Ostern und Pfingsten sind zwar nach Mitteilung von Geschäfts- 
inhabern in der Praxis kaum nötig; wir stimmen aber dennoch deren Festsetzung zu, 
um keine Verschiedenheit zwischen der Ladenschlusszeit und der gewerblichen Arbeils- 
zeitfe.stsctzuog in diesen Saisonzeiten hervorzurufen. 

Endlich erwähnen wir noch im Zusammenhang mit der Regelung 
der Sonntagsruhe die Frage der Verhängung der Schaufenster 
während der Sonntags-Ruhezeit. Auf Umfrage des Deutschen Handels- 
tages äusserten wir uns zu dieser Angelegenheit unterm 29. November 
in folgendem Brief an den Deutschen Handelstag : 

In Erledigung des Rundschreibens vom 14. d. Mts. betr. Verhängung der 
Schaufenster an Sonntagen berichten wir ergebenst, dass weder die für unsern Bezirk 
in Betracht kommenden Landes- noch ortspolizeilichen Vorschriften Bestimmungen ül>cr 
das Verhängen der Schaufenster an Sonntagen enthalten. Das Otlenhalten der .Schau- 
fenster muss darnach als erlaubt gelten, und tatsächlich sind z. B. in hiesiger Stadt 
viele Schaufenster an Sonn- und Festtagen offen. In zahlreichen Fällen bestehen über- 
haupt keine Vorrichtungen (wie Läden oder Vorhänge), 11m die Schaufenster zu ver- 
decken, und weiter werden z. B. zur jetzigen Weihnachtssaison die Schaufenster- Aus- 
lagen in manchen Geschäften auch Sonntags abends erleuchtet. 

Irgendwelcher wirtschaftlicher Nachteil , der aus dieser freieien Auffassung des 
Sonntagsruhe-Prinzips entstanden w'äre, ist uns nicht bekannt geworden. Wir sind 
auch der Meinung, dass die Sonntagsruhe in erster Linie nur eine sozial-pol irische 
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Massregel zu Gunsten sowohl der Angestellten wie der Geschäftsinhaber ist» dass aber 
keineswegs damit weitere Beschränkungen in der Geschäftsausübung verbunden sein 
sollen. Eine Vorschrift zur zwangsweisen Verhängung der faidenfcnster scheint uns 
daher zwecklos streng ; nebenbei bemerkt bewirkt ein derartiger Zwang an Sonntagen 
auch eine wahre Verödung des städtischen Strassenbildes , während bei nicht vei - 
hängten Schaufenstern immerhin der lebendige, auch ästhetische wirksame Anblick einer 
Geschäftsstrasse einigermassen gewahrt bleibL Der feiertägliche Charakter oder gar 
das religiöse Gefühl wird anderseits durch Offenhalten der Auslagen gewiss nicht gestört. 

Zu den Kapiteln „Sonntagsruhe“ und „Abendladenschluss“ können 
wir schliesslich konstatieren, dass die gegenwärtige Regelung in Würzburg 
gewiss der Ansicht der Mehrheit der Beteiligten entspricht; nach unseren 
Erfahrungen sind die Geschäftsleute mit den jetzigen Bestimmungen 
durchaus zufrieden. 

Umsomehr sollte man — veieinzelten Wünschen gegenüber — 
konsequent an der nun gefundenen , bewährten Norm festhaltcn und 
seitens der Ortsbehörde für beantragte Ausnahmen im allgemeinen nicht 
so leicht zugängig sein. 



V. Schulwesen. 

Die in unseren früheren Jahresberichten regelmässig gestreifte Frage 
der Einführung des Tagesunterrichts statt der seitherigen 
Abendkurse bei der Handelslehrlingsschule des polytechnischen Zentral- 
vereins in NVürzburg kam im verflossenen Jahre erneut zur Behandlung, 
wobei wir in dankenswerter Weise die Unterstützung der K. Regierung 
zu unserem Bestreben fanden. Das K. Staatsministerium des Innern 
forderte mit Entschliessung vom 6. Juni Bericht über den Erfolg der in 
unserm letzten Jahresbericht enthaltenen Eingabe an den Stadtmagistrat 
ein. Der polytechnische Zentralverein erstattete nach Aufforderung an 
die K. Regierung unterm 14. Juni einen Bericht, welcher in der Haupt- 
frage der Verlegung des Unterrichts von den Abendstunden auf die 
Tageszeit folgende Äusserung enthält: 

Was die Frage der Verlegung des Unterrichts von den Abendstunden auf 
Tageszeit betrifft, so hat der Polytechnische Zentralverein, solange er die Fortbildungs- 
schulen auf dem Lande l>csass, es in den meisten Landstädten dahin gebracht, dass 
der Unterricht zur Tageszeit gegeben wurde. In Würzburg selbst war bis jetzt die 
Durchführung unmöglich. 

Im Sommersemester allerdings findet der Unterricht an den gewerblichen Fort- 
bildungsschulen in den Morgenstunden von 6 Uhr an statt. I111 Wintersemester scheitert 
die Verlegung des Unterrichts an dem Mangel an Lokalen und Lehrkräften. 

Eine Verschiebung des Unterrichts an der gewerblichen Fortbildungsschule bezw. 
der Handclslehrlingsschulc auf die Stunden von 5—7 statt von 7 — 9 Uhr abends bringt 
keinen wesentlichen Vorteil, da während des grössten Teils des Winters dieselben zu 
den Abendstunden zu rechnen sind, ausserdem auch crfahrungsgemilss sie für die 
Geschäftsleute zu den «angestrengtesten gehören, Lehrlinge deswegen nur schwer ent- 
behrt werden können. 
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Die beste und geeignetste Zeit wäre der Vormittag, dessen Wahl aber absolut 
undurchführbar ist, denn I. sind in keinem Schulgebäude und namentlich nicht im 
Muxschulgchäudc vormittags Lokale zu haben ; 2. stehen keine Lehrkräfte zur Ver- 
fügung, da diese an der Kgl. Kreisrealschulc bezw. an den städtischen Schulen be- 
schäftigt sind. 

Nachdem diese Punkte unüberwindliche Hindernisse bilden, wird an eine Verlegung 
des Unterrichts von den Abend- auf Tagesstunden nicht gedacht werden können. 

Was den im Bericht der Handelskammer weiterhin betonten „Unfug“ anbelangt, 
so möchten wir bemerken , dass bei der strengen Handhabung der Schuldisziplin 
unsererseits von einem solchen nichts bemerkt wurde. Wären uns Klagen hierüber 
zugekommen, so wäre sofort geeignete Abhilfe geschaffen worden. 

Die K. Regierung legte diesen Bericht dem K. Kultusministerium 
vor, liess es dabei aber nicht bewenden, sondern forderte auch unsere 
Kammer auf, gegenüber der Erklärung des polytechnischen Vereins eine 
Erwiderung abzugeben. Wir kamen dieser Aufforderung mit folgendem 
Bericht an die K. Regierung vom 4. August nach: 

In Erledigung des Auftrags vom 20. Juni Nr. 15 139 beehren wir uns, nach- 
stehenden Bericht zu erstatten: Zunächst wollen wir ausdrücklich betonen, dass wir 
die Bemühungen, die Verdienste und die Lehrerfolge des Polytechnischen Zentral- 
vereins in dessen Fortbildungsschulen gerne anerkennen. Dennoch müssen wir den 
gegenwärtigen Abendunterricht in der Handelslehrlingsschule als einen wesentlichen 
Fehler des kaufmännischen Fortbildungsunterrichts dahier bezeichnen. 

Jeder, der Lehrlinge im Geschäft hat, und zweifellos auch jeder, der solchen 
Lehrlingen Unterricht gibt, weist, dass die jungen Leute in den Abendstunden meist 
zu müde und abgespannt sind , um dem Unterricht in zweckdienlicher Weise folgen 
zu können. Viele Lehrlinge stehen von den frühesten Morgenstunden an in den Ge- 
schäften, in Läden und Magazinen, häutig in Lokalen, die im Winter nicht heizbar 
sind ; mit Ausnahme der Mittagspause sind die jungen Leute bis in die Abendstunden, 
und häutig gerade in diesen am meisten beschäftigt. Wenn sie dann abends müde 
in ein warmes Schullnkal kommen, so kann es kaum Wunder nehmen, wenn solche 
im Entwicklungsstadium befindliche junge Leute auch beim besten Unterricht einfach 
cinschlafcn oder doch nur geringe Aufmerksamkeit zeigen. Der Abendunterricht ist 
— darüber kann gar kein Zweifel sein — für gute Schulerfolgc nicht geeignet. 

Ebenso dürfte klar sein , dass junge Leute in dieser Altersperiode nach Schul- 
schluss gerne lärmen und allerlei Unfug verüben und dass sich bei Nachtzeit leichter 
solcher Unfug verüben lässt als bei Tage. Nach unserer Meinung gehören junge Leute 
um die jetzige Schulschlusszeit heim und nicht auf die Strasse. 

Nun erkennen wir ja auch an, dass die Verlegung des kaufmännischen Fort- 
bildungsschulunterrichts hier aus den vom Polytechnischen Zentralverein angegctiencn 
Gründen tatsächlich ihre Schwierigkeiten hat. Allein wir glauben, dass doch eine be- 
friedigende Lösung gefunden werden könnte. Der Polytechnische Zentralverein weist 
namentlich auf den Mangel an Schulrüumen und Lehrkräften hin. Bekanntlich sind 
nun die regulären Schulen an Mittwochen und Samstagen nachmittags geschlossen. Es 
müssen darum zu diesen Zeiten doch gewiss Schullokalc zur Verfügung stehen. Ebenso 
sind zu gleichen Zeiten die Lehrkräfte meist frei. Wenn vielleicht in dem Gebäude 
des Polytechnischen Zentralvereins (Maxschulc) wegen anderer Fortbildungsschulen an 
Mittwochen und Samstagen nachmittags keine Schulräume zur Verfügung stehen sollten, 
so würde gewiss von der Stadtverwaltung in Anerkennung des gemeinnützigen Zweckes 
für freie Schullokalc, etwa im Zentralschulhaus oder einem sonstigen Schulgebäude im 
Innern der Stadt, gesorgt werden können. 

Indem wir Hoher K. Regierung unsern ganz ergebensten Dank für gütige 
Verwendung in dieser zweifellos für den Handeisstand wichtigen Angelegenheit aus- 
sprechcn, bitten wir, die Frage in unserem oben dargclegtcn Sinne fördern zu wollen. 

Schliesslich bemerken wir noch, dass — wie wir wohl wissen — vielleicht auch 
vereinzelte Stimmen aus dem Kaufmannsstandc sich gegen den Tagesunterricht an Mitt- 
wochen und Samstagen nachmittags wenden werden, weil die Lehrlinge in gewissen 
Dctailgcschäftcn um diese Zeit gute Verwendung zum Geschäftsbetrieb finden. Wir 
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möchten demgegenüber aber von vornherein betonen , dass derartige vereinzelte ge- 
schäftliche Nachteile nicht im Verhältnis zu dem allgemeinen Nutzen stehen , der aus 
der endlichen Verlegung des kaufmännischen I-'ortbildungsuntcrrichts auf die Tageszeit 
resultiert. Wir sind auch überzeugt, dass weitaus die Mehrheit der kaufmännischen 
Geschäftsinhaber die Verlegung des Fortbildungsunterrichts auf die Tagesstunden durch- 
aus billigt, und unter Umständen auch zu dem geschäftlichen Opfer, das ja immerhin 
durch Kntlasscn der l-chrlinge während der Schulstunden aus dem Geschäft entspringt, 
bereit ist. 

Die weitere Verfolgung der Angelegenheit fällt bereits über den 
Rahmen des Berichtsjahres hinaus; wir bemerken jedoch vorgreifend, 
dass die Angelegenheit wenigstens zum Teile ihre Verwirklichung im 
Sinne unserer Anregung findet, indem vom Schuljahr 1905/06 ab ein 
Teil der Ilandelslchrlingsschule in der Tageszeit abgehalten werden soll. 



Gleichfalls in dem von uns vertretenen Sinne wurde auch die Frage 
des Ausbaues der Volksschule durch die Stadtverwaltung Würzburg be- 
handelt; nach Beschluss der beiden städtischen Kollegien wird das 
achte Schuljahr zunächst für die Knaben in Würzburg obligatorisch 
eingeführt. Wir begrüssen lebhaft diese Erweiterung der Volksschule, 
wodurch eine Unstimmigkeit zu der Reichsgesetzgebung über die Be- 
schäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken beseitigt und eine gründ- 
lichere Schulbildung gewährleistet wird. 



Auch heuer verfehlen wir nicht, für die noch ausstehende Ent- 
scheidung über die Wahl eines Platzes für eine zweite technische 
Hochschule iti Bayern die Stadt Würzburg als entschieden günstig- 
sten und zweckmässigsten Ort dringend zu empfehlen. Keine andere 
der sonst in Betracht kommenden bayerischen Städte bietet derartige 
Vorteile, wie gerade Würzburg, das mit seiner altberühmten Universität 
den denkbar günstigsten Anschluss für eine technische Hochschule ge- 
währleistet. Wir wiederholen daher die Bitte an die K. Staatsregierung, 
dass die geplante zweite technische Hochschule in Bayern an die 
K. Universität Würzburg angegliedert werden möge. 



Wie in den Vorjahren überwiesen wir der Direktion des Poly- 
technischen Zentralvereins ein Geldgeschenk zur Verteilung an zwei 
würdige und bedürftige Handelslchrlings-Schtller. 
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VI. Weinverkehr. 

Trotz der Jugend des Weingesetzes, welches den Wünschen der 
Agrarier und Puristen in denkbar weitestem Masse entgegenkam, scheinen 
diese neuerdings einen Sturmlauf gegen das Gesetz und gegen dessen 
Ausführung in Szene setzen zu wollen. Den fränkischen Kreisen fern- 
stehende Agitatoren glaubten, die in ihrer Heimat vielleicht an- 
gebrachter erscheinenden Massregeln in unser Gebiet übertragen zu sollen, 
und sie fanden da auch, in allerdings beschränkten Kreisen, ein Ent- 
gegenkommen, welches eine Winzerve rsa mm lung am hiesigen Platze 
im November 1904 Zusammenkommen Hess. Diese Versammlung er- 
weckte bei stark agitatorischen Reden das Ansehen, als wollte sie dem 
um den Weinbau seit Jahrzehnten verdienten untcrfränkischen Weinbau- 
verein zu Leibe gehen. In der Resolution, welche in dieser Versamm- 
lung vorgeschlagen wurde, sind Wünsche enthalten, die durch die Ge- 
setzgebung längst erledigt, andere, die, wenn sie auch dem einseitigen 
Urteil der damaligen Versammlung entsprachen, doch unmöglich zur Aus- 
führung gebracht werden können, und endlich solche, die nach dem 
Urteil der Gesetzgeber von 1901 gerade den Produzenten, den Winzern, 
würden sie Gesetz werden, nur zum Schaden gereichen würden. Als 
solche Massnahme betrachten wir insbesondere die in der Resolution 
beantragte Zulassung des Handels in einfachem Haustrunk (Tresterwein). 

Bei der Vertretung der Resolution im deutschen Reichstage kamen 
auch einzelne der in der Versammlung gestellten Forderungen gar nicht 
mehr zur Sprache. Sie sollten offenbar nur dazu dienen, in der Ver- 
sammlung den Hörern das vorzutragen, was ihnen am besten passt, ohne 
Rücksicht zu nehmen auf die vielseitigen und wichtigen Interessen 
anderer. 

Der Handel hat sich im allgemeinen mit den Bestimmungen des 
Weingesetzes abgefunden, wenn sie ihm auch genau die Unannehmlich- 
keiten brachten , welche s. Zt., als das Gesetz noch Entwurf war , vor- 
auszuschcn waren. Als solche Unannehmlichkeit wird es insbesondere 
empfunden, dass einzelne Punkte, welche den Gesetzgebern und den 
Fachleuten bei Schaffung des Gesetzes vollkommen klar waren, nunmehr 
von chemischen Sachverständigen und von den Gerichten als zweifelhaft 
betrachtet und in allen Instanzen zum Austrag gebracht weiden sollen. 
Bayern beliebt es, nach dieser Richtung vorzugehen, während andere 
Bundesstaaten auf ihren Handel Rücksicht genug nehmen, um 
diese Fragen nach Anhörung Sachverständiger, insoweit Strafanzeigen er- 
stattet waren, von kurzer Hand niederzuschlagen. Man möge sich doch 
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klar darüber sein, dass dem, der so gewissermassen seinen Ruf für 
die Allgemeinheit auf den Markt tragen muss, schwerer 
Schaden geschieht an Ansehen, am Rufe seiner Firma und durch Ge- 
mütsaufregungen , die es jedem achtbaren Kaufmannc zuwider machen 
müssen, sich einem Berufe weiter zu widmen, der solche Gefahren in 
sich birgt. 

Was dem Weinhandel not tut zu seiner Entwicklung, das ist 
Ruhe! Ruhe vor unangebrachten gerichtlichen Einschreit- 
ungen, Ruhe vor widersinnigen Agitationen; denn an und für 
sich hat der Weinhandel jetzt mehr als je zu kämpfen. Die all- 
gemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse, das Misstrauen 
der Konsumenten, hervorgerufen durch die vielen , von einer ge- 
wissen Presse über die Maassen ausgenützten Weinprozesse, die immer 
mehr zunehmende Bewegung gegen den Genuss des Alkohols, 
das immer anwachsende Wirken der zum Teil selbst vom Staate mit 
reichlichen Mitteln unterstützten Genossenschaften — das alles 
sind Feinde des Weinhandels, deren Bekämpfung ihm harte Nüsse zu 
knacken geben. — Wer ist denn, wir wollen nicht sagen, der Pionier, 
aber doch sicher der hauptsächlichste Förderer des Weinbaues? Wie 
soll denn der Wein an den Konsumenten gelangen , wenn der W e i n - 
handel nicht, unter Aufgebot aller seiner Kräfte, horrender Arbeit und 
sehr bedeutender Spesen, seine ganze Kraft daran setzt, das Absatz- 
gebiet nicht heruntergehen zu lassen, sondern es aufrecht zu erhalten 
und, soweit das die jetzigen Verhältnisse erlauben, auszudehnen? Ver- 
dient denn der Weinhandel nicht wenigstens die Rücksicht seitens der 
Produzenten selbst, dass sie ihm diese Tätigkeit nicht unmöglich machen ? 
Viele Produzenten aber stehen leider auf dem Standpunkt, den auch 
andere Agrarier einnehmen, dass der Handel überflüssig, dass sein Er- 
werb weniger des Schutzes bedarf als der des Produzenten selbst; sie 
glauben sich durch den Handel benachteiligt, übervorteilt und bedrängt, 
sie glauben in ihm einen Gegner zu sehen , während er in der Tat ihr 
bester Freund ist, soweit allerdings es mit seinen eigenen Interessen ver- 
einbarlich. Der Handel ist zu seinem eigenen Bedauern heute nicht in 
der Lage, höhere Preise den Winzern zu genehmigen, als er es lut, und 
die Erfahrungen gerade, die die Genossenschaften bei dem Verkaufe 
ihrer Produkte machen, müssen den Winzern das vollauf bestätigen. 

Wir sehen den Segen für die wirtschaftliche Entwicklung des Wein- 
baues und des Weinhandels nur in einem friedlichen Zusammen- 
wirken und wir können auch heute den Winzern nur den ehrlich ge- 
meinten Rat geben, mehr auf die Qualität ihres Produktes zu halten als 
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das hei uns früher geschehen ist, und nur dadurch können sie cs dem 
Weinhandel ermöglichen, den fränkischen Weinen in der Konkurrenz 
mit den Produkten anderer Weinbaugebiete ein erweitertes Absatzfeld zu 
verschaffen. 

Die H andelsver trägesind abgeschlossen, den Wünschen des Han- 
dels wegen der T r a u b c n e i n f u h r ist keine Rechnung getragen worden, 
wegen des Zollsatzes für Verschnitt weine nur zum Teile. Es ist heute 
nicht angebracht, die Befürchtungen zu wiederholen, welche wir vor 
Schaffung der Handelsverträge geäussert haben ; wir wollen wünschen, 
wagen es aber nicht zu hoffen, dass die Handelsverträge im allgemeinen 
die Erwerbsverhältnisse im Reiche in der Weise fördern , die notwendig 
erscheint, um eine breite Schicht der Bevölkerung kaufkräftig genug zu 
machen, um sich den Luxus des Weingenusses erlauben zu können. 
Dringend aber empfehlen wir aus diesen Gründen den Abschluss der 
noch ausständigen Veiträgc in der Weise, dass der deutsche Export 
nach Möglichkeit gefördert wird. 



Dem Export deutscher Weine nach Nordamerika drohen erschwerte 
Einfuhrbedingungen für Weine. Diese projektierten Bestimmungen sollen 
angeblich zur Verhütung der Einfuhr verfälschter Weine dienen; geplant 
sind namentlich rigorose Vorschriften über die Angabe der Verzuckerung 
und über die Herkunftsbezeichnung verschnittener und klassifizierter 
Weine. Wir wandten uns gegen diese projektierten Einfuhrerschwerungen 
mit folgender Eingabe vom 4. November an das K. Staatsministerium 
des Innern: 

Ein im landwirtschaftlichen Departement der vereinigten Staaten von Nordamerika 
ausgearlrciteter Entwurf betr. die Aufsicht von importierten Kruchtproduktcn bedroht 
in hohem Grade den Import deutscher Eruchterzeugnisse, namentlich deutscher Weine. 
Insbesondere bezweckt der Entwurf eine absolut identische Etikettierung von Wein 
mit der Weinlage, wo der Wein gewachsen: des weitern sollen verschnittene Weine 
den Vermerk „gemischt" und rationell verbesserte Weine die Bezeichnung „Sugarwines" 
tragen, und der Prozentsatz der etwaigen Verzuckerung soll in eigener Deklaration 
angegeben werden. 

Diese Vorschriften durch/ufuhrcn, ist absolut ein Ding der Unmöglichkeit; denn 
einmal lassen sich Weine mit dem Vermerk ..gemischt" oder „gezuckert“ überhaupt 
kaum bei den Konsumenten einführen, sodann ist dem deutschen Versender, der den 
Wein vielfach erst aus zweiter Hand bezieht, meist gar nicht bekannt und auch nicht 
nachträglich feststellbar, ob ein Wein verschnitten oder rationell verbessert ist, und 
schliesslich würde der strikte Elikettierungszw ang nurmchr einige wenige in Amerika ein- 
geführtc Marken von Original« einen zulassen, während die grosse Menge der übrigen 
Gewächse (darunter sehr gute, nur in Amerika nicht bekannte Marken) vom Export 
einfach ausgeschlossen wären. 

Unsere deutsche Gesetzgebung, insbesondere die Spezialgcsctzc über den Ver- 
kehr mit Wein, über den Verkehr und die Untersuchung von Nahrungs- und Genuss- 
mitteln, über die Warenbezeichnungen etc. geben nach unserer Meinung doch volle 
Bürgschaft, dass die deutschen Weine allen durch die Praxis berechtigten Anforderuugen 
entsprechen, und tatsächlich werden nach unserer Eifahrung gerade zum Ex|x>rt nach 
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Amerika «»ogar vorwiegend gute Qualitäten bestimmt. Der neue amerikanische Entwurf 
trägt tatsächlich auch nur den Stempel einer Repressalie gegen die deutschen Vor- 
schriften öl»er die amerikanische Ficischeinfuhr: das deutsche Verbot der Fleischeinfuhr 
soll durch verschärfte Vorschriften für den deutschen Weinexport vergolten werden. 

Der Weinexport nach Amerika hat trotz der günstigen Geschmacksrichtung 
in der Union seit Jahren durch Zoll- und andere Erschwerungen abgenommen, ist aber 
immer noch von Wichtigkeit. Gegen d»c neue Beeinträchtigung des Weinexports, die 
nahe/u einem vollständigen Verbot der deutschen Weineinfuhr nach Amerika glcich- 
käruc, bitten wir Hohes K. Staatsministerium in geeigneter Weise bei der Reichs- 
regicrung einwirken zu wollen. 



VII. Münz-, Bank- und Börsenwesen. 

Im Herbst des Berichtsjahres wurde das neue Dienstgebäude der 
Reichsbankstelle Würzburg vollendet, und die Eröffnung dieses 
Gebäudes gab auch unserer Kammer Anlass, das hervorragende Interesse 
der Würzburger Geschäftswelt an diesem Reichsinstitute in offizieller 
Weise kundzugeben. Unsere Kammer wurde von der Leitung der 
hiesigen Reichsbankstelle gleich vom Anfang an bei der Vorbereitung 
der Feier zur Beteiligung hcrangezogen, und wir stellten in Anerkennung 
der hoben Bedeutung der Reichsbank für die geschäftliche Entwicklung 
unseres Platzes und unseres Kreises gerne unsere Dienste für diesen 
Zweck zur Verfügung. 

Eine besondere Fieude für uns bildete die Tatsache, dass der 
Präsident des Rcichsbankdirektoriums, Seine Excellenz Herr Kaiserl. 
wirkl. Geheimer Rat Dr. Koch, unserer bereits im letzten Jahresbericht 
enthaltenen Einladung zum persönlichen Besuch unseres Platzes bei Er- 
öffnung des Reichsbankgebäudes in freundlichster Weise entsprach. Wir 
wiederholten die Einladung am iG. August und erhielten bereits am 
1 8. desselben Monats die erfreuliche Zusage, dass Seine Excellenz das 
neue Bankgebäude persönlich dem Betriebe übergeben und der Ein- 
ladung unserer Kammer zu einer besonderen Feier am Eröffnungstag, 
sowie zum Besuche verschiedener industrieller Betriebe gerne nachkommen 
würden. 

Bei der am 14. Oktober stattgefundenen Einweihungsfeier de* 
neuen Reichsbankgebäudes waren unsere Kammer sowie verschiedene 
unserer Gremien durch die Vorstände und zahlreiche Mitglieder ver- 
treten. Weiter nahmen die Vorstände der Behörden in Würzburg sowie 
viele Vertreter von Handel und Industrie unserer Stadt an den Feier- 
lichkeiten teil. Bei dem offiziellen Festakte im neuen Reichsbankgchäudc 
brachte der Vorstand unserer Kammer, Herr Kommerzienrat Hilcken, 
das Interesse und die Anerkennung der Geschäftswelt für die Wirksamkeit 
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der Reichsbank in unserem Bezirke zum Ausdruck. Am Abend des 
gleichen Tages veranstaltete die Kammer zu Ehren des anwesenden 
Herrn Reichsbank-Präsidenten ein Festmahl im städtischen Schrannen- 
saal, an dem auf unsere Einladung wiederum zahlreiche Vertreter der 
Behörden und des Handels- und Gewerbestandes sich beteiligten. Am 
gleichen sowie am darauffolgenden Tage besuchte seine Excellenz der 
Herr Reichsbankpräsident eine Reihe geschäftlicher Etablissements, nämlich 
die Schnellpressenfabrik Koenig & Bauer, das Hofbräuhaus Wiirzburg, 
die Schokoladen- und Konservenfabrik W. F. Wucherer & Co., und das 
Kaufhaus M. Pli. Seisser, alles unter Führung der Vorstandschaft unserer 
Kammer. Bei dem von unserer Kammer veranstalteten Festmahl, welches 
wir bereits erwähnten, nahm der Vorsitzende unserer Kammer nochmals 
Gelegenheit, dem Herrn Reichsbankpräsidenten für das der Stadt Würz- 
burg und dem hiesigen Geschäftsstande erwiesene Wohlwollen zu danken. 
Die ganze Feier verlief unseres Erachtens in würdiger Weise, und es 
erübrigt nur, dem Wunsche Ausdruck zu geben, dass auch Sc. Excellenz, 
der Herr Reichsbankpräsident, sich gerne seines Besuches in Würzburg 
erinnern, und dass die Reichsbank auch fernerhin dem Handels- und 
Gewerbestand von Würzburg und Unterfranken ihre Unterstützung 
leihen möge. 

Noch immer verzögert sich die nötige Revision des Börsen- 
gesetzes. Wir haben von Anfang an eine solche Revision für absolut 
notwendig erklärt, um die durch das Börsengesetz geschaffene Rechts- 
unsicherheit zu beseitigen und der Burse ihren inneren Halt wieder- 
zugeben. Die von der Reichsregierung beim deutschen Reichstag ein- 
gebrachte Börsengesetznovelle kommt den bestehenden Wünschen aller- 
dings nur teilweise entgegen. Und doch ist auch diese Vorlage noch 
nicht zur Annahme gelangt. Wir hielten es für unsere Pflicht, die an 
unserm Platze lebenden Mitglieder des Reichstags um eine wohlwollende 
Prüfung und Stellungnahme zu der Börsengesetznovelle zu ersuchen. 
Wir wiesen insbesondere darauf hin, dass die Börse als Geld-, Kredit- 
und Wertpapiermarkt wichtige Funktionen im gesamten volkswirtschaft- 
lichen Organismus zu erfüllen habe, und dass es im Interesse aller 
Erwerbsstände wie auch des deutschen Staatskredits liege, dass ein solches 
Institut lebens- und wirkungsfähig gestaltet werde. Wir wiesen weiter 
darauf hin, dass durch die dem Reichstag vorliegende Novelle die 
Schädigungen des soliden Bankgeschäfts und namentlich des Provinz- 
bankgeschäfts nur einigermassen repariert werden sollen, dass zur 
Gesundung des Geschäfts die rechtliche Gültigkeit von Schuldancrkennt- 
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nissen, die zeitliche Beschränkung des Differenzcinwands und die Auf- 
hebung des den Geldstand verteuernden Verbots des Terminhandels 
nötig sei; auch das überflüssige Börsenregister sollte aufgehoben werden, 
und die Umsätze in Wertpapieren unter Mk. 600.— sollten wieder wie 
früher steuerfrei sein, damit nicht gerade kleine Sparer un verhältnismässig 
hoch belastet bleiben. 



Bei Beratung der letzten Münzgesetznovelle im Reichstage wurde 
bekanntlich die Ausprägung von Dreimarkstücken als Reichs- 
silbermünzen beschlossen. Der Bundesrat hat diesem Beschluss zu- 
nächst keine Folge gegeben ; dagegen wurde von den Bundesregierungen 
eine Umfrage über das Bedürfnis von Dreimarkstücken eingelcitet, und 
auch an unsere Kammer erging seitens des K. Staatsministeriums des 
Innern der Auftrag, entsprechende Erhebungen vorzunehmen und gut- 
achtlichen Bericht zu erstatten. Gemäss diesem Auftrag versandte die 
Kammer teils direkt, teils durch Vermittlung der Gremien an Geschäfts- 
treibende des Kreises eine Aufforderung zur gutachtlichen Äusserung. 
Auf Grund des eingelaufcnen Materials referierte in unserer Sitzung 
vom 28. September der Vorsitzende unserer Kammer, Herr Kommerzien- 
rat Hilcken, über die Frage. Auf seinen Antrag erstatteten wir am 3. 
Oktober folgenden Bericht an das K. Staatsministerium des Innern : 

In Erledigung des Auftrags vom 18. Juli Nr. 15 'II beehren wir uns zu be- 
richten, dass wir bezüglich der Einführung von Dreimarkstücken eine grössere Umfrage 
bei Geschäftsleuten unseres Bezirks veranstaltet haben. Es liefen daraufhin im ganzen 
105 Einzelgutachten bzw. Antworten ein. Von diesen sprachen sich 84 gegen Aus- 
prägung von Dreimarkstücken aus, 10 für Ausprägung von Dreimarkstücken, it sind 
unbestimmt; letztere betonen, dass der Taler nur wegen der unhandlichen Grösse des 
Kilnfmarkstückes vorgezogen werde und eine gewisse Beliebtheit geniessc. 

Nach Branchen bzw. Gewerbegruppen ausgesebieden . verteilen sich die ein- 
gelaufenen Gutachten in folgender Weise: 

gegen Taler unbestimmt für Taler 
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18 Bankgeschäften äusserten sich 
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15 ürosshandlungen „ „ 
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6 Kollektivgutachten (Vereinen etc.) 
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Bei Gelegenheit dieser Enqudte suchten wir auch sonstige Wünsche hinsichtlich 
der Ausgestaltung unseres Münzsystems bzw. der Scheidemünzcausgabc fcstzustellen. 
Von den zahlreichen hierauf eingegangenen Äusserungen wünschen einige die Wieder- 
ausgabe von Zwanzigpfennigstucken, teilweise auch von Künfundzwanzigpfennigstückcn, 
ferner Vermehrung der Ein- und Zweimarkstücke, sowie der Kronen (Zehnmarkstücke) ; 
weitaus die meisten aller befürworten die Ausprägung eines Fünfzigpfcnnigstücks, das 
sich besser wie das seitherige vom Zchnpfcnnigstuck unteischeidct. 
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Auf Grund des gesamten eingelaufenen Materials fasste unseie Kammer in der 
Plenarsitzung vom 28. September d. J. nachstehenden einstimmigen Beschluss, welchen 
wir Hohem K. Staatsministerium ehrerbietigst unterbreiten : 

„Die Handels- und Gewerbekammer nimmt ganz entschieden Stellung gegen 
alle Versuche, unser nationales, auf dem Dezimalsystem aufgebautes Münz- 
systeni zu durchbrechen; sie hält den Umlauf von Talern, sowie die Neu- 
prägung von Dreimarkstücken für vollständig überflüssig und wünscht den bal- 
digen gänzlichen Einzug dieser in das Dezimalsystem nicht passenden Münze. 

Eine genügende Umlaufmenge von Einmark* , namentlich aber von Zwei- 
markstücken dürfte für den geschäftlichen Verkehr ausreichend sein. Immerhin 
ist es wünschenswert, für gewisse Zwecke, wie Lohnzahlungen etc., eine grössere 
Silbermünze zu haben: als solche kann nur ein Fünfmarkstück in Frage 
kommen, dessen handlichere Gestaltung die Kammer empfiehlt. Es wird aber 
dieses grössere Silberstück stets — mag es gestaltet sein wie immer — beim 
grossen Publikum unbeliebt bleiben. Ferner ist auch die Ausgabe eines Fünfzig- 
pfennigstücks, das sich leichter wie das seitherige vom Zchnpfennigsiück unter- 
scheidet, wünschenswert.“ 

Im Zusammenhang mit dieser Angelegenheit steht eine weitere 
Eingabe, welche wir, veranlasst durch eine Mitteilung des Herrn Reichs- 
schatzsekretärs an das Reichsbankdirektorium betr. die Ausprägung von 
Scheidemünzen, unterm 2 9. Oktober an das K. Staatsministerium 
des Innern richteten : 

Bereits in unserm ehrerbietigsten Bericht vom 3. ds. Mts. Nr. 851 betr. Ein- 
führung von Dreimarkstücken als Reichssilbermünzen haben wir darauf hingewiessen, 
dass der Umlauf von Talern sowie die etwaige Neuprägung von Dreimarkstücken voll- 
ständig überflüssig und deshalb der baldige gänzliche Einzug dieser in das Dezimal- 
system nicht passenden Münze zu wünschen sei. Ferner betonten w-ir ausdrücklich, 
dass eine genügende Umlaufmenge von Einmark-, namentlich aber von Zweimark- 
Stücken für den geschäftlichen Verkehr ausreichend ist. 

Im Gegensatz zu diesen, nach unsern Erhebungen in den weitesten Kreisen 
der Bevölkerung herrschenden Ansichten stehen jedoch die Anordnungen, die der Herr 
Staatssekretär des Reichsschatzamtes nach einer bekannt gewordenen Mitteilung an das 
Reichsbankdircktorium getroffen hat. Danach soll wegen umfangreicheren Neuprägungen 
von Fünfzigpfennigstücken die weitere Ausmünzung von Zwei- und Einmarkstücken 
eine erhebliche Einschränkung erfahren, und ferner sollen die Taler wieder in grösserem 
Umfange, insbesondere in jenen Gegenden, wo von den Interessenvertretungen ein 
diesbezüglicher Wunsch geäussert wurde, dem Verkehr übergeben werden. 

Wir vermeiden es heute, auf die Frage des ferneren, eventuell vennehrten 
Talerumlaufes nochmals zurückzukommcn, zumal wir der Ucbcrzeugung sind, dass 
jene Gegenden, wo ein Wunsch nach Ausgabe von Talern hervortrat, bei stärkerer 
Versorgung mit dieser unpraktischen Münzgattung sehr bald gegenteiliger Ansicht sein 
werden. Hingegen gibt uns die wegen umfangreicherer Neuprägung von 50 Pfg.- 
Stücken beabsichtigte Einschränkung der Einmark* und Zw'eimarkstück-Prägurig Anlass, 
unsere Bedenken hiegegeo vorzutragen. Gewiss ist die Ausgabe eines 50 Pfg.-Stückcs, 
das sich leichter wie das seitherige vom 10 Pfg. -Stück unterscheidet, wünschenswert. 
Allein das 50 Pfg.-Sttick wird im Verkehr niemals die Rolle einnehmen, die das Ein- 
und Zweimarkstück haben. Es muss konstatiert werden, dass letztere beide Münz- 
sorten weitaus die grösste Bedeutung in unserm Scheidemünzenverkchr besitzen, dass 
sie sehr gangbar sind, stets gerne angenommen werden und das bequemste Zahlungs- 
mittel bilden. Namentlich nach dem Zweimarkstück besteht immer grosse Nachfrage, 
sodass stets ein Bedarf an dieser Sorte herrscht und eine steigende Xeuausprägung 
zu wünschen wäre. Bei genügendem Vorrat an Zweimarkstücken wird sicherlich auch 
der Wunsch nach Talern zum grössten Teil verschwinden. Eine Einschränkung der 
Ausgabe dieser Münzgattung wie auch der Einmarkstücke (der Einheit unseres Münz- 
systems) wäre — wenn auch vorübergehend — sehr unzweck massig, und ein Mangel 
an diesen Sorten würde im Verkehr bald sehr misslich empfunden. Die Ausgabe der 
neuen Fünfzigpfennigstücke eilt absolut nicht so sehr, dass deswegen die reguläre 
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Zuführung der weit wichtigeren Münzsnrten des Hin- und Zweimarkstücks unterbrochen 
werden sollte. Wir sind noch lange nicht iilwrzetigt, dass das 50 ffg. -Stück in seiner 
neuen Gestalt grossere Beliebtheit sich erringen wird: hingegen steht die Zweckmässig- 
keit der Ein- und Zweimarkstücke und der stete Begehr nach diesen Sorten ganz 
ausser Frage, und die notwendige Versorgung mit diesen Münzgattungen sollte nicht 
eines unsichem Experiments wegen unterbrochen werden. 

Wir bitten Hohes K. Staatsministerium. liei der Reichsregierung in unserm 
Sinne einwirken zu wollen, dass eine Einschränkung der Ausgabe von Ein- und Zwei- 
markstücken nicht eintritt. 



Der Unfug der „Banktage“ oder, wie sic jetzt vielfach genannt 
werden, der „Bankfilialen“ auf kleineren Landplätzen dauert fort. Es 
hat sich nur zu deutlich et wiesen, wie einzelne dieser Bankgeschäfte die 
unkundige Landbevölkerung schädigen. Zum mindesten wäre strenge 
darauf zu achten, dass die in dem oberstrichterlichen Urteile vom 2t). 
September 1903 aufgestellten Merkmale einer „Filiale“ strenge eingehalten 
werden, ferner dass das Anbieten von Wertpapieren bei Privaten, wie 
überhaupt das „Hausieren“ von Obligationen in jeder Form unter- 
drückt werde. 



VIII. Mass und Gewicht. 

Mehr als in früheren Jahren beschäftigte sieh unsere Kammer im 
Berichtsjahre mit dem Eich wesen. Unterm 26. Mai übersandte das I\. 
Staatsministerium des Innern den Entwurf einer neuen Mass- und Ge- 
richtsordnung für das Deutsche Reich zur Begutachtung. Nach einem 
eingehenden Referat unsere Mitglieds Herrn Hell mann erstatteten wir 
unterm 21. Juli an das K. Staatsministerium des Innern nachstehendes 
Gutachten, das wir auch durch die Presse verbreiteten, lind das zahl- 
reiche Zustimmungserklärungen von andern wirtschaftlichen Korpora- 
tionen erhielt: 

Der mit Entschlicssung Hohen K. Staatsministeriums vom 26. Mai Nr. 11967 
unserer Kammer zu gutachtlichem Bericht überwiesene Entwurf einer neuen Mass- und 
Gewichtsordnung für das deutsche Reich entspricht in seinem Hauptpunkte dem von 
unserer Kammer seit langen Jahren wiederholt vertretenen Wunsche: 

Es soll, nachdem seit etwa 30 Jahren itn Reiche gleiches Mass und 
Gewicht besteht, auch „Freizügigkeit“ für Mass und Gewicht zur Einlührung 
gelangen, d. h., es soll die Eichung jedes einzelnen Bundesstaates im ganzen 
Reiche anerkannt werden. (§ 2 1 >. 

Diese längst gew iinschte Freizügigkeit ist um so freudiger zu begrüssen, als sic 
auf dem in Bayern seit langen Jahren schon geltenden System der periodischen Nach- 
eichung aufgebaut wird. Unser bayerisches System hat sich bewährt : es ist dadurch 
ohne allzugrosse Belastung der Gewerbetreibenden sach gemäss für Genauigkeit von 
Mass und Gewicht gesorgt, und um deswillen können wir uns mit dem Hauptgedanken 
des Entwurfs einverstanden erklären. Durch die Freizügigkeit von Mass und Gewicht 
im ganzen Deutschen Reich wird insbesondere einem im Handel und Verkehr (und 
speziell im Wcinhandel) sehr lästig und hinderlich empfundenen Misstand — bis 
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jetzt wurde die bayerische Fasscicho im ausser bayerischen Reich und umgekehrt die 
Reichseiche in Bayern nicht anerkannt, was sogar zu Bestrafungen führte — ein für 
allemal abgeholfen. 

Hinsichtlich einzelner Detailbcstimmungen des Entwurfs gestatten wir uns folgende 
Bemerkungen : 

In § 5 ist für ioo Kilo neben der Bezeichnung „Doppelzentner“ wahlweise 
auch die Bezeichnung „Neuzentner“ vorgesch Lagen. Es ist zu befürchten, dass solche 
wahlweise Zulassung nur zu Missverständnissen Anlass geVen wird, und wäre daher 
wohl vorzuziehen, dass die im amtlichen Verkehr (speziell in der Statistik und im 
Zollwesen) ferner in den Schulen und auch vielfach im Geschäftsleben eingefuhrte 
Bezeichnung „Doppelzentner“ ausschliesslich beibehalten wird. 

Nach § 14 des Entwurfs ist die Ausmerzung des 1/4 Hektoliter und des */ 4 Liter 
als Messwerkzeuge beabsichtigt. 

Wenn auch gegen die Ausschliessung des */ 4 Hektoliter als Messwerkzeug kaum 
etwas einzuwenden sein dürfte, und wenn nach dieser Richtung der strikten Durch- 
führung des Dezimalsystems ein Opfer gebracht werden will, so wird man den Süd- 
deutschen nicht zumuten dürfen, auf den Viertelliter (den „Schoppen“), der auch dem 
Dezimalsystem geopfert werden soll, zu verzichten. Der Viertelliter ist beim Klein- 
verkauf von zahlreichen Flüssigkeiten, z. B. Spiritus und Petroleum etc., ein unent- 
behrliches Messwerkzeug. Ganz besonders aber ist der Viertelliter im Weinkleinver- 
kauf und beim Weinverzapf ein altherkömmliches und am meisten gebrauchtes Mass. 
Sowohl den Verkäufern wie den Verbrauchern wird die Ausschliessung des Viertel- 
liters von der Eichung, was der völligen Ausschaltung aus dem Verkehr gleichkäme, 
Schwierigkeiten bereiten. Theoretisch ist es ja vielleicht denkbar, dass eine Preis- 
herabsetzung mit der Aenderung verbunden wäre, nämlich wenn statt des */ 4 Liter 
künftig 0,3 Liter gegeben würden; wahrscheinlicher aber ist es, dass die Folge eine 
Preiserhöhung wäre, in dem statt des 1/4 Liter nur 0,2 Liter verabfolgt würden. 
Jedenfalls ist es fast ausgeschlossen, dass andere Einheitspreise ausgegeben werden, 
denn die Schoppenweine werden nach wie vor 15, 20, 25, 30 Pfennig u. s. w. 
kosteu. Wir möchten daher entschieden gegen die Ausmerzung der Viertelliter Wider- 
sprach erheben. 

Des weitern möchten wir zu dem gleichen Paragraphen die Schaffung eines 
13 Gramm-Gewichts zur Erwägung geben. Wir verkennen nicht, dass auch damit 
die strikte Durchlührung des Dezimalsystems wieder durchbrochen w’ürde ; allein 
praktische Erwägungen hissen ein solches Gewichtstück doch recht wünschcnsweit 
erscheinen. ln alten Rezepten, die dem Detailkaufmann von Kunden vorgclegi 
werden, wird häufig noch nach dem „Lot“ gerechnet, was meist einem Gewicht von 
15 Gramm entspricht. Noch notwendiger fast dünkt uns das 15 ( trammstück zum 
Abwiegen der ins Ausland bestimmten Briefe, deren Gewichtsgrenze für einfache Taxe 
eben 15 Gramm ist. 

In § 16 ist bestimmt, dass der Bundesrat die Eichgebühren und die Maximal- 
grenze für die durch die Landesregierungen zu bestimmenden Nacheichungsgebühren 
festsetzt. Wir gestalten uns schon jetzt, die Bitte auszusprechen, dass die Gebühren 
für Eichung und Nacheichung keinesfalls höher als die jetzt in Bayern geltenden 
gegriffen werden mögen. 

Durch § 18 soll die Verstaatlichung der Eichämter durchgeführt werden. In 
Bayern waren die Gemeinden zur Nacheichung und Revision verpflichtet und haben 
diese Verpflichtung auch erfüllt. Wenn nun auch der Entwurf den Landesregierungen 
gestatten will, ausnahmsweise in einzelnen Gemeinden im Einverständnis mit dem 
Bundesrat die gemeindlichen Eichämter bcizubchalten, so halten wir doch eine förmliche 
Bestimmung für gerechtfertigt, dass jene Gemeinden, welche bereits Eichämter haben, 
solche behalten sollen, und dass diesen Gemeinden, die ja auch vielfach wesentliche 
Aufwendungen für das Eichwesen gemacht haben, nicht wieder eine Einnahmequelle 
verstopft werde. Die Uebcrwachung geschieht ja doch von der Zentralstelle, und die 
Einheitlichkeit ist nicht gefährdet. 

Wir bitten um geneigte Berücksichtigung der vorgetragenen Wünsche. 
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Speziell für die Eichpflicht der Bierfässer trat unsere Kammer in 
folgender Zuschrift an den Deutschen Handelstag vom 13. Dezember ein: 

Auf geschätzte Anfrage betr. Eichpflicht für Bierfässer teilen wir ergebenst mit, 
dass unsere Kammer analog der Stellungnahme des deutschen Brauerbundes sich für 
die Eichpflicht der Bierfässer ausspricht und daher der Vorstellung des Elsass-Loth- 
ringischen Brauerbundes gegen den Eichzwang für Bierfässer nicht beipflichten kann. 
Wir bemerken hiezu, dass in Bayern schon bisher alle Versand Pdsser für Bier geeicht 
waren. Da die bayerische Bierbrauerei eine Exportindustrie ist, musste die Eichung 
schon aus dem Grunde vorgenommen werden , um die Rückvergütung des Malzauf- 
schlags sowohl seitens des Staates wie der Kommune zu erhängen. 

Ablehnend verhielten wir uns gegen die Eichung von kasten- 
förmigen Behältern für Treber. Auf eine Anfrage der K. Normal- 
cichungskommission in München erstatteten wir an diese Stelle unterm 
1 1. Januar 1905 folgendes Gutachten: 

Auf geschätzte Anfrage vom 28. Dezember v. Js. Nr. 2060 beehren wir uns 
ergebenst zu erwidern, dass der Verkauf von Trebern in hiesigen Brauereien in der 
Regel sudweise vorgenommen wird; das bezügliche Quantum wird durch den Mess- 
apparat konstatiert, der unter steueramllichcr Kontrolle steht. Abnehmer , welche für 
einen ganzen Sud keine Verwendung haben , einigen sich mit Bekannten und teilen 
dann das Quantum selbst mit diesen. Soweit kleinere Quantitäten* verkauft werden, 
wird die Abgabe durch eiserne Butten betätigt. Die ganze geschilderte Praxis wird 
seit langen Jahren geübt und hat niemals zu irgend welcher Beanstandung geführt. 

Die Einführung geeichter Messgefässe für Treber würde sich ja nur für den 
Klein verkauf verstehen könren, sie würde aber zweifelsohne zu einer Quelle fort- 
währender Streitigkeiten werden; denn bei der Eigenart des Messgutes, welches sich 
jeweils nach der Beschaffenheit des Malzes richtet, müssten ständig Preis Verschiebungen 
als Ausgleich für die Differenzen im Ausmass eintreten . und dies würde stets eine 
recht lästige Auseinandersetzung im Gefolge haben. Wahrscheinlich würden dann die 
Brauereien den Kleinverkauf von Trebern ganz einstellcn, was aller sicher nicht zum 
V orteil der Kleinökonomen w'äre. Wir können uns demgemäss nicht für Einführung 
geeichter Mcssgefusse beim Treberverkauf aussprechen. 

Ebenfalls ablehnend verhielten wir uns gegenüber einer Anregung 
auf Änderung der Vorschriften über die Haltung von geeichten Wagen 
für Kurzwaren. Das Mitglied unserer Gcwerbcabtcilung, Hr. Hetterich, 
referierte über diese Angelegenheit in unserer Sitzung vom 7. April in 
t< ilgcnder Weise : 

Eine Firma in Marktbreit beschwert sich über eine Auflage des Bezirksamts 
Kitzingen, wonach ihr die Führung einer geeichten Wage zum Wiegen von Strick- 
garn gemäss der Verordnung vom 19. Dezember zur Pflicht gemacht wurde; diese 
Bestimmung sei gegenwärtig zwecklos, da nach der Bundesratsverordnung vom 20. 
November 1900 für den Verkauf von Garnen bestimmte Mengeneinheiten und die 
Angabe des Gewichts an Ware oder Aufmachung vorgeschrieben sind. Gewiss ist für 
Kurzwarengeschälte, die sich nur mit den in der Bundesratsverordnung vom 20. November 
1900 bezeichncten Waren befassen, kein direkter Anla«s zum Hallen einer Wage 
mehr gegeben, und könnte daher an sich zugestimmt werden, dass solche Händler von 
der Pflicht dispensiert würden. Allein aus allgemeinen geschäftlichen Gründen ist es 
wohl für Kaufmannsläden, wo Waren nach Gewicht verkauft werden, eigentlich selbst- 
verständlich, und auch die Kosten für die Wage und die Nacheichung sind nicht so be- 
deutend, dass sie ernstlich hiegegen ins Gewicht fallen. Referent stellt daher der 
Kam tner anheim, ob sie das Ansuchen der Marktbreiter Firma unterstützen will 
oder nicht. 
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Nach Beschluss unseres Plenums wiesen wir <lie Petentin lediglich 
auf die bestehenden Vorschriften hin. 



IX. Patent- und Warenzeichenwesen. 

Wie alljährlich berichteten wir an das Kaiserliche Patentamt über 
die Benutzung der Patentschriften, die uns vom K. Patentamtc zur 
Verfügung gestellt und von uns vereinbarungsgemäss dem Polytech- 
nischen Zentralverein zur Auslage in seinen Lokalen ftberlpssen werden. 
Unser Bericht vom 4. Mai hatte in seinem wesentlichen Teil folgenden 
Wortlaut: 

Die Anlegestelle wurde im abgelaufcnen Jahre 1903 gut frequentiert. Ks kann 
konstatiert werden, dass auch von auswärts sich die Anfragen über Patentsachen mehren 
und dass Interessenten eine Reise nach Würzburg nicht scheuen, um Hinsicht in die 
Patentrollen zu nehmen. In unserem Verzeichnis finden wir die Orte Aschaffenburg. 
Thtingen, Thiingcrsheim, Kleinlangheim, Marktbreit, MUnnerstadt, Hcidingsfeld und 
Gcmünden mehrmals vertreten. Eine Irestimmte Bevorzugung von einzelnen Klassen 
konnte nicht erkannt werden, vielmehr erstreckt sich das Interesse auf fast alle Klassen 
der Patentschriften. Als eine bedeutende Erleichterung muss die Einteilung in Unter- 
klassen bezeichnet werden ; die vom Patentamt zur Verfügung gestellten Auszüge aus 
dem Patentgesetz etc. sind so ziemlich aufgebraucht, so dass eine Ueliersendung einer 
grösseren Anzahl erwünscht wäre. Die Hauptverzeichnisse der Patentklxssen sind noch 
in genügender Anzahl vorhanden. 

Nach unserem Verzeichnis wurden die Patentschriften monatlich ca. 10 mal 
von Interessenten eingesehen, einzelne bestimmte Auskünfte wurden nebenher wöchentlich 
5 — 6 mal erteilt 

Des weiteren crliesscn wir wieder in der Tagespresse von Zeit zu 
Zeit Bekanntmachungen darüber, dass die Patentschriften in den Bureaus 
des Polytechnischen Zcntralvereins ausliegen und dort von jedermann 
eingesehen werden können. 



Eine starke Benutzung fand auch das in unserem Sekretariat 
aulliegende Warenzeichenblau, das namentlich von solchen Interessenten 
eingesehen wurde , deren Anmeldungen wegen Ähnlichkeit mit anderen 
bereits eingetragenen Warenzeichen Beanstandung fanden. 

In Waren Zeichensachen wurden auch verschiedenfach vom 
Kaiserlichen Patentamte Gutachten bei uns, insbesondere über die 
etwaige Freizeicheneigenschaft von angcmcldcten Worten etc. erholt. 
So berichteten wir auf eine Anfrage des Kaiserlichen Patentamts unterm 
25. Mai über die Eintragsfälligkeit der Bezeichnung „Stein Trocken“ für 
Schaumweine: 
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In Erledigung geschätzter Zuschrift vom 17. ds. Mts. Nr. St. 2450/ 16h Wz. 
98/04 B. beehren wir uns folgendes Gutachten ergebenst zu erstatten : 

Die Bezeichnung Stein bezieht sich auf die berühmteste Weinlage in Franken, 
den „Steinberg“ oder kurzweg „Stein“ bei Würzburg. Auch der* auf dieser Lage 
gebaute Wein, der „Steinwein“, wird häufig kurzweg „Stein“ geheissen. Wir halten 
aus diesem Grand die Eintragung des Lagenamens „Stein“ als einer Weinbergslage, 
die zahlreichen Besitzern, u. a. auch dem bayer. Staat (Kgl. Hofkellerei), staatlichen 
und städtischen Stiftungen , Standesherrschaften und verschiedenen Privaten gehört, 
von vornherein untunlicti. 

Was nun speziell die Verwendung der Bezeichnung für Schaumweine anlangt, 
so konstatieren wir, dass die Würzburger Schaumweinindustrie, welche mit die «ältesten 
Betriebe dieser Branche in Deutschland zählt, von jeher Frankenweine und auch 
Stein wein verarbeitet hat. Selbstverständlich beziehen die Würzburger Sektkellereien 
auch einen Teil ihres Rohmaterials von auswärts, namentlich von Frankreich und aus 
Lothringen; im übrigen aber kaufen sie ihre Rohweine wohl durchweg in Franken, 
nun Teile besitzen sie selbst Weinberge, so z. B. die Firmen J. Oppmann und 
F. A. Siligmüller, beide am Steinberg. 

Die Entwicklung der deutschen Schaumwein- Industrie hat es auch mit sich 
gebracht, dass man vielfach von den ursprünglichen Phantasienamen mit französischem 
Anklang abging und deutsche Bezeichnungen, namentlich auch den Namen des ver- 
arbeiteten Stillweins, wählte. Wir verweisen auf die im Rheingau üblichen Marken 
».Moussierender Hochheimer“, , Johannisberger“, „Büdesheimer“ etc. ln ganz gleicher 
Weise wurde und wird in Franken etiquettiert mit „Moussierender Franken wein“ und, 
namentlich für den Export nach England, mit „Sparcling Frankonie“. Auch die 
Bezeichnung „Moussierender Steinwein“ ist seitens mehrerer Filmen üblich; wir legen 
zum Beweise letzterer Konstatierung mehrere Preislisten und Etiketten einer Würz- 
burger Sektkellerei vor. In gleicher Weise führen auch verschiedene fränkische Wein- 
handlungen Etiketten mit der Aufschrift „Moussierender Steinwein“. 



Gegenüber einer Aufforderung der Aktiengesellschaft The Con- 
tinental Bodega Company zur Begutachtung eines Schutzes für das 
Wortzeichen „Bodega“ verhielten wir uns ablehnend; unseres Erachtens 
liegt ein Bedürfnis zu einem derartigen Schutz des Wortes nicht vor. 



Der Herr Präsident des Kaiserlichen Patentamts machte in einem 
Rundschreiben darauf aufmerksam , dass die durch das Gesetz vom 
21 . Mai 1900 betr. die Patentanwälte ins Leben gerufene Neuordnung 
der berufsmässigen Vertretung vor dem Kaiserlichen Patentamt nicht 
überall die gebührende Beachtung gefunden hat. Wunschgemäss machten 
wir daher in Mitteilungen an die Presse auf das Gesetz aufmerksam, 
und machten gleichzeitig bekannt, dass die amtliche Liste der Patent- 
anwälte zur Einsichtnahme von Interessenten .auf unserem Kammerbureau 
sowie im Sekretariat des Polytechnischen Zentralvereins und ferner bei 
unseren Bezirksgremien aufliege. 
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X. Ausstellungen. 

Unter den Ausstellungen, deren Vorbereitung im Vorjahre betätigt 
wurde, nimmt die wichtigste Stellung die bayerische Jubiläums-, Landes-, 
Industrie-, Gewerbe- und Kunstausstellung in Nürnberg 1906 ein. Am 
14. April vollzog sich die Konstituierung des Kreisausschusses für Unter- 
franken, wobei auch unser Herr Vorsitzender teilnahm und in den V01- 
sitz des Kreisausschusses berufen wurde. Des weitem forderte uns die 
K. Kreisregierung auf, im Benehmen mit dem Polytechnischen Zentral- 
verein und der Handwerkskammer die Bildung von Ortsausschüssen zu- 
nächst an den elf hiefür bestimmten Plätzen in die Wege zu leiten. 
Wir konnten hierauf unterm 20. Juni an das Präsidium der K. Re- 
gierung folgenden Bericht erstatten: 

In Erledigung der geehrten Zuschrift vom 15. April Nr. 431 berichten wir, 
dass unsere Kammer im Benehmen mit dem Polytech. Zentralvcrein und der Hand- 
werkskammer, sowie unter Zuziehung des Herrn I. Bürgermeisters von Würzburg 
zunächst eine Ortsgruppe für Würzburg konstituierte. In diese Ortsgruppe wurden eine 
grössere Anzahl Industrieller, sowie die Vorstände der Würzburger Handwerker- 
vereinigungen aufgenommen; zum Vorstand der Ortsgruppe Würzburg wurde Herr 
Fabrikdirektor Max Kahle, zu dessen Stellvertreter Herr Schuhmachermeister Stefan 
Hetterich und zum Schriftführer Herr K. Hoflieferant Franz Schciner gewählt. 

Die Bildung von weiteren Ortsgruppen wurde teils von unserer Kammer, teils 
vom Polyt. Zentralvcrein in nachfolgenden Städten angeregt, wobei die jeweils bei- 
gefügten Persönlichkeiten als Vorsitzende gewählt wurden. 

I . Aschaffen bürg: Vorsitzender: Dr. Hans Dessauer, Fabrikdirektor. 

Schriftführer: Wilhelm Schmitt. Fabrikdirektor. 

II. Schweinfurt: Vorsitzender : Fabrikant C. Geyer. Schriftführer : 

F. Handschuh. 

III. Kitzingcn: Vorsitzender: Fabrikant Hermann Wildhagen. Schriftführer: 
Fabrikant Alfred Büchner. 

IV. Karlstadt: Vorsitzender : Jean Dietz, Buchdruckerei besitzer. Schrift- 
führer: A. Schweizer. 

V. Bad K i s s i n g e n: Vorsitzender : Bürgermeister Holrat Fuchs. Schriftführer : 
August Gleisner. 

VI. Lohr: Vorsitzender: Hamann, Gemcindckoll- Vorstand. Schriftführer: 

H. Liebe, Buchdruckereibesitzer. 

VII. Miltenberg: Vorsitzender: Handelsschuldirektor Trotter. 

VIII. Ochscnfurt: Vorsitzender: Schrcinermeister Vnit. Schriftführer: 

Bankier Weigand. 

Für Hassfurt liegt z. Zt. noch kein bestimmtes Resultat über die Bildung einer 
dortigen Ortsgruppe und Wahl der Vorstandschaft vor. Nachdem unsere Kammer in 
der dortigen Gegend kein Bezirksgremium besitzt, überliessen wir es dem Polyt. 
Zenlralverein, die Anregung zur dortigen Organisation zu geben. Wir verwiesen hiebei 
an den Herrn Bürgermeister von Hassfurt, sowie auf den Steinindustricllcn C. Vetter 
in Fitmann als nach unserer Meinung geeignete Persönlichkeiten. 



Für eine Reihe weiterer Ausstellungen, die jedoch durchweg weniger 
wichtig erscheinen, wurden uns seitens des K. Staatsministeriums des 
Innern sowie von den betreffenden Ausstell ungskomitces und von ver- 
schiedenen auswärtigen Konsulaten Ankündigungen und Mitteilungen 
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nebst den dazu gehörigen Druckstichen, Aasstellungsbedingungen etc. 
übermittelt. Wir verteilten diese Drucksachen, soweit wir ein Interesse 
an den betreffenden Ausstellungen vermuten konnten , an Firmen un- 
seres Bezirks. 

XI. Eisenbahnen. 

a) Bahnprojekte und Bahnbauten. 

Durch das vorjährige Lokalbahngesetz wurden drei unterfränkische 
Linien genehmigt, nämlich i. von Brückenau nach Wildflecken, 2. von 
Obcrnburg nach Heimbuchenthal und 3. von Seligenstadt nach Volkach. 
Ausser diesen drei kleineren Strecken harren aber noch verschiedene 
weitere Projekte, die zweifellos von hoher Wichtigkeit sind, der Ver- 
wirklichung. 

In erster Linie nennen wir jene Strecken, welche zur Herstellung 
der wichtigen Verbindung von Würzburg über Wertheim nach Milten- 
berg nötig sind. Von dieser grossen Linie ist bisher nur die Strecke 
Miltenberg — Stadtprozelten genehmigt. Die Aufnahme der anschliessenden 
Strecke Stadtprozelten — Wertheim in das letzte Lokalbahngesetz scheiterte 
in letzter Stunde an der mangelnden Erklärung einzelner Gemeinden 
über die Kosten Zuschüsse bzw. Grundabtretungen. Wir bitten dringend, 
dieses Projekt noch nachträglich genehmigen zu wollen, ferner die tech- 
nischen Vorarbeiten für die weitere Anschlussstrecke von Wertheim nach 
Würzburg durchführen zu lassen. Über die Notwendigkeit und Nützlich- 
keit dieser Linien haben wir uns bereits so oft und so ausführlich ge- 
äussert, dass wir füglich auf unsere früheren Darlegungen Bezug nehmen 
können. 

Des weitern befürworten wir, wie im Voijahre, den Ausbau des 
Rhönbahnnetzes durch die Anschlussstrecken von Bischofsheim einer- 
seits nach Gersfeld , anderseits nach Wildflecken , ferner eine Bahn 
von Würzburg nach Arnstein, eine Verbindung zwischen Marktbreit und 
Kitzingen und Bahnen zur Durchquerung des .Steigerwaldes, und zwar einer- 
seits als Fortsetzung von Ebrach nach Volkach — Seligenstadt , anderer- 
seits von Schlüsselfeld über Castell nach Kleinlangheim- -Kitzingen. In 
letzterer Beziehung richteten wir nach einem Referat des Herrn Wiese n - 
grund in unserer Sitzung vom 7. April folgende Vorstellung vom 22. April 
sowohl an das K. Staatsministerium für Verkehrsangelegenhciten wie an 
die Kammer der Abgeordneten : 

Die Frage, in welcher Weise das wichtige Verkehrsgehict des Steigcrwaldes 
durch eine Bahnlinie erschlossen weiden soll, beschäftigt bereits seit längerer Zeit 
unsere Kammer. Von den bestehenden Lokalbahnen berührt die westliche Linie 
Kitzingen — Gerolzhofen nicht einmal die Abhänge des Steigerwaldes, die beiden Lokal- 
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bahnen Strullendorf— Schlüsselfeld und Frensdorf — Ebrach (letztere noch im Hau be- 
griffen) vermitteln nur den Verkehr von und nach dem Osten und stellen gleichfalls 
keine Durchquerung des Steigerwaldes mit Anschluss an die westlichen Verkehrsgebiete 
dar, wohin doch der Stcigerwald nach seiner historischen und wirtschaftlichen Entwick- 
lung ganz entschieden gravitiert. Die Hauptprodukte des Steigerwaldes — Holz und 
Stein — können nur nach dem Westen Absatz suchen, und ebenso wird der Bedarf 
an Konsumartikeln für die Sleigcrwaldorte hauptsächlich von den westlichen Städten 
Kitzingen, Würzburg und Frankfurt gedeckt. 

Zur Erschliessung des Steigerwaldes, d. h. zur Durchquerung dessell>en und 
zum Anschluss an das westliche Verkehrsgebiet bestehen seit längerer Zeit zwei Pro- 
jekte, nämlich einerseits eine Fortsetzung der Linie Frensdorf — Ebrach nach Gciolz- 
hofen (nördliches Projekt) und anderseits eine Weiterführung der Lokalbahn Strullcn- 
dorf — Schlüsselfeld über Castell nach Kleinlangheim (südliches Projekt). 

Wir verkennen nicht, dass die nördliche Route insbesondere für die Stadt 
Schweinfurt gewisse Vorteile bieten würde; allein der Vorzug in wirtschaftlicher Be- 
ziehung für die Steigerwaldgegend selbst gebührt wohl dem südlichen Projekt , das 
auch für die Städte Kitzingen und Würzburg günstiger ist- An demselben direkt 
interessiert sind nicht weniger als achtzehn teilweise bedeutende Orte, nämlich die Ge- 
meinden Schlüssel feld, Heuchelhcim, Aschbach, Wasserberndorf, Grossbirkach, Holz- 
berndorf, Geisselwind, Langenberg, Dürrnbuch, Rehweiler, Gräfenneuses, Füttersee, 
Ebersbrunn, Abtswind, WQstenfelden, Castell, Wiesenbronn und Kleinlangheim, ferner 
die Fürstlich Castellsche Standesherrschaft in Castell und die Freiherrlich von Pöll- 
nitzsche Rentenverwaltung in Aschbach. Für den Personenverkehr kommen nament- 
lich die Besucher der Fürstlich Castellschen Hypotheken-, Leih- und Kreditkasse in 
Castell, ferner die Teilnehmer an den Viehmärkten in Kleinlangheim in Betracht; 
nicht unerwähnt sei, dass der Steigerwald infolge seiner landschaftlichen Reize, seiner 
schönen Laubwaldungen und seiner aussichtsreichen Berge sicherlich ein noch sehr aus- 
dehnungsfähiges Gebiet für den Touristenverkehr geben wird. Die Ausbildung dieses 
Fremdenverkehrs, der bisher in der Steigerwaldgegend unbegrciHicherwei.se vernach- 
lässigt wurde, ist die Aufgabe des vor einiger Zeit gegründeten Sleigerwaldklubs, der 
zirka tausend Mitglieder zählt. 

Der Güterverkehr wird sich insbesondere auf Stein und Holz erstrecken. Der 
Steigerwald liefert ein vorzügliches Steinmaterial, «las bereits in früher Zeit gewürdigt 
wurde (die Steine für den Bau des Residcnzschlosses in Würzburg stammen vom 
Friedrichsberg im Steigerwald), das aber infolge der ungenügenden Verkchrsverhältnisse 
gegenwärtig nur mit Schwierigkeiten konkurrenzfähig ist. Die Steine der Gemeinde 
Prühl müssen beispielsweise fünf Stunden weit zur Station Marktbibart per Achse ge- 
fahren werden. Das Holz des Steigerwaldcs, wobei auch das Produkt der ausgedehnten 
Staats Waldungen in Betracht kommt, würde durch eine rationelle Bahnverbindung besser 
verwertet werden können. 

An landwirtschaftlichen Produkten erzeugt der Stcigerwald namentlich Hafer, 
der seinen Absatz durchweg nach Unterfranken findet. Wichtiger noch ist der grosse 
Bestand an guten Wiesen, die eine intensive Viehzucht ermöglichen. Das Vieh des 
Steigerwaldes gehört fast ausnahmslos der gelben Scheinfeldcr Rasse an ; als Viehmärkte 
kommen die Märkte in Kleinlangheim, Scheinfeld, weiterhin in Würzburg, Schwciu- 
furt und Bamberg in Betracht. Der Mangel einer ausreichenden Vcrkchrsgelcgenheit 
dürfte aber insofern schädigen, als das Vieh bereits am Vorabend al>gcführt werden 
muss und dann abgetrieben und unscheinbar aussehend zu Markt kommt; die Vieh- 
züchter verkaufen daher gegenwärtig meist vom Stall aus an die Händler. 

Schliesslich verweisen wir noch auf die bei Durchführung des Bahnprojekts 
einzusparenden fünf Post verbind ungen von Kleinlangheim nach Castell, von Schlüssel- 
feld nach Aschbach und von Wicscntheid nach Abtswind, Marktbibart und Schlüssel- 
feld. Nachdem die Projekticrungskosten aufgebracht sind und der Grunderwerb nahezu 
gesichert ist, empfehlen wir die Petition des Eisenbahnkomitees Schlüssclfeld — Klcin- 
langheim hochgeneigter Würdigung und Berücksichtigung. 



Auf Ersuchen unserer Schwesterkammer in Augsburg unterstützten 
wir deren Bestrebungen auf Erhebung der Lokalbahn Mering — Weilheim 
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zur Hauptbahn mit folgender Eingabe an das K. Verkehrsministerium 
vom 20. September: 

Seitens unserer Schwesterkammer für Schwaben und Neuburg wurde Hohem 
Kgl. Staatsministerium für Verkehrsaogclegenheiten unterm I. ds. Mts. eine Eingabe 
unterbreitet, welche die Erhebung der Lokalbahn Mehring- Weilhcim zur Hauptbahn 
bezweckt. Die Krage hat auch für den nördlichen und namentlich nordwestlichen Teil 
Bayerns, also für Würzburg und Unter f ranken ein nicht unerhebliches Interesse, da 
die Linie Mehring- Weilheim schon jetzt die kürzeste Verbindungsstrecke nach dem Süden, 
speziell dem bayerischen Hochgebirge, darstellt; diese Eigenschaft kommt nur dadurch 
wenig zur Geltung, dass die Strecke gegenwärtig noch als Lokalbahn betrieben wird, 
also von Durchgangsverbindungen mittelst Schnellzügen nicht die Rede ist. Der bereits 
genehmigte Ausbau der Vollbahn Donauwörth-Treuchtlingen verkürzt die Route von 
Würzburg nach dem Süden n<x:h ganz wesentlich (um über 30 km), und da nach 
Herstellung dieser Linie zweifellos direkte Schnellzüge von Nürnberg, bezw. Würzburg 
nach Augsburg eingerichtet werden, liegt es nahe, die anschliessende kürzeste Route 
nach dem bayerischen Oberlande gleichfalls für den Schnellzugsverkehr einzurichten, 
sodass cs möglich wäre, vom Not den direkt nach dem Ammergau und Werdenfelser 
I-and zu reisen. Der Touristenverkehr von Norddeutschland (Berlin, Hamburg, Köln, 
Frankfurt a. M. etc.) würde gewiss gerne diese Abkürzung der Fahrt in das bayerische 
Ht>chgebirge benutzen. Wir unterstützen daher die Eingabe der Handels- und Gewerbe- 
kammer für Schwaben und Neuburg aufs wärmste und bitten, wenigstens für den 
Zeitpunkt, an welchem die Verbindungslinie Treuchtlingen-Donauwörth in Betrieb 
genommen wird, auch die Umwandlung der Lokalbahn Mehring- Weilheim in eine 
Vollbahn in Aussicht zu nehmen. 



H insichtlich der Anlage eines lokalen Güterbahnhofs Würz- 
burg haben wir bereits im vorigen Jahresbericht unserer Tätigkeit, welche 
wir auf Anregung unseres Mitglieds, Herrn Kommerzienrat Lang, ent- 
falteten, Erwähnung getan. Die ablehnende Haltung, welche das K. Staats- 
ministerium für Verkehrsangelegenheiten in dieser Frage einnahm, ver- 
anlasste uns nochmals, in einer Petition vom 26. Februar bei genanntem 
K. Staatsministerium vorstellig zu werden : 

Auf unsere Eingabe vom 21. Dezember v. J. wurde uns vom Hohen K. Staats- 
ministcrium mittelst Entschliessung vom 22. Januar Nr. 366/ VI der Bescheid, dass 
die Anlage eines Ladehofs auf dem Gelände an der Vcitshöchheimcrstrassc nicht in 
Aussicht gestellt werden könne, dass dagegen die K. Stautscisenbahn Verwaltung unter 
der Voraussetzung einer entsprechenden Einigung mit der Stadtgemeinde nicht abgeneigt 
sei, das Projekt der Verlegung der Veitshöchhcimcrstrassc und der Unterführung der 
Ziegclau-Strasse weiter zu verfolgen. 

Wir gestatten uns bei der Wichtigkeit der Krage für unsere lokalen Verhältnisse, 
nochmals auf unsere Ausführungen zurückzukommen. Mit unsern Vorschlägen bezweckten 
wir, was wir ausdrücklich betonen möchten, in erster Linie nicht, die Staatsbahn- 
vcrwaltung zur Anlage neuer Freiladehöfe etc. zu veranlassen; wir wollten vielmehr 
zunächst lediglich darauf hinwirken, dass das Gebiet zwischen Staatshafen und Zicgelau- 
strassc, das einzige noch ziemlich unbebaute Terrain am Würzburger Bahnhof, 
möglichst freigehallen und zum Zw eck der Vereinigung des gesamten Würzburger Lokal- 
güterverkehrs zu Bahn und Wasser in Verbindung mit dem neuen Zolllagerhause von 
dem direkten I-andstrassenverkehr abgeschlossen werde. 

Bereits in unserer Eingabe vom 21. Dezember haben w'ir ausgeführt, dass das 
vorgeschlagene Terrain heute noch grossenteils aus Gärten besteht, und dass von den 
vorhandenen Gebäulichkeiten eigentlich nur ein einziges, das Wirtschaftsanwesen zum 
„Englischen Garten“ erhaltenswert erscheint, das aber leicht zu einem Verwaltungs- 
gebäude oder zu sonstigen Zwecken adaptiert werden könnte. Das Gelände ist also 
heute noch ziemlich frei, und es liegt uns gerade daran, es auch künftig frei zu erhalten, 
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damit für künftige Verkehrs-Zwecke das nötige Terrain reserviert bleibt. Wir haben 
gerade am Würzburger Bahnhof die Erfahrung machen müssen, dass in früheren 
Zeiten zu wenig auf die Verkehrsentwicklung Bedacht genommen wurde, und wir 
möchten deshalb unsererseits nichts verabsäumen, um wenigstens für die Zukunft Vor- 
sorge zu treffen. 

Noch ist es Zeit, das vorgeschlagene Gelände für die Vcrkehrscnt wicklung zu 
reservieren. Aber bereits wendet sich die Privatlxiutätigkeit dem Gebiete zu, und wir 
sind überzeugt, dass in den nächsten Jahren das Terrain mit Wohnhäusern vollständig 
verbaut würde, sodass von einer Ausnützung für Verkehrszwecke absolut keine Rede 
mehr sein könnte. Seiner Verkehrsbestimmung wird der Platz aber auch durch die 
projektierte Unterführung der Veitshöchheimer-Strasse entzogen, denn wenn das Terrain 
durch den Einschnitt der Unterführung unterbrochen wird, und wenn der Landstrassen- 
verkehr sich durch das Gelände weiter bewegt, ist natürlich eine Bahnanlagc sehr 
erschwert, oder überhaupt unmöglich gemacht. 

Ganz anders, wenn — wie von uns vorgeschlagen — die Vcitshöchheimcr strasse 
überhaupt kassiert und der I-andstrassenverkehr mit Unterführung im Zuge der Ziegelau- 
und Rotkreuzstrasse geführt würde! Dann wäre auf dem gleichmäßigen Niveau des 
über Hochwasser erhöhten Hafen- und Gartenterrains die ungehinderte und bequeme 
Herstellung von Gelciscanlagen möglich; es wäre genügend Raum für I^igerplätzc, 
Güterhallen, Lagerhäuser etc. vorhanden, und der gesamte Lokalgüterverkchr könnte 
sich, wie gesagt, auf einem, praktisch an Bahn und Wasser, nahe dem künftigen 
Zollamtc und dem städtischen Lagerhause gelegenen Platze entfalten. 

Wir betonen nochmals, dass wir in erster Linie lediglich die Zukunft im Auge 
behalten und darauf sehen wollen, dass in einer späteren Zeit bei cintictcndc-i Not- 
wendigkeit die von uns gedachten Anlagen durch Ueberbauung des Terrains und 
namentlich durch eine uuawcckmässigc Strassen füll rung (Unterführung der Vcitshöch- 
heimer Strasse) nicht unmöglich gemacht werden. Wir bitten Hohes K. Staats- 
ministerium. unsere Vorschläge nochmals von diesem Gesichtspunkte aus würdigen und 
namentlich im Einvernehmen mit der Stadtverwaltung von Würzburg die Strassen- 
unterfüh rungsfrage mit Rücksicht auf die zukünftige Entwicklung geneigtest behandeln 
zu wollen. 



Eine weitere bedeutsame lokale Anlage würde die Errichtung eines 
S ü d b a h n h o f s W ü r z b u rg in der Sanderau bilden. Die Frage ist 
bereits früher schon auf Initiative des Herrn Kommerzienrats I-ang in 
unserer Kammer behandelt und auch schon in einem früheren Jahres- 
bericht angeregt worden. Neuerdings griff der Verein zur Wahrung der 
Interessen der Sanderau die Angelegenheit wieder auf. Gemäss einem 
Referat des Herrn Kommerzienrats Lang in unserer Sitzung vom 16. De- 
zember unterstützten wir das Vorgehen des Sanderauer Vereines mit 
folgender Petition an das K. Staatsministerium für Verkehrsangelegen- 
heiten : 

Seitens des Vereins zur Wahrung der Interessen der Sanderau in Würzburg 
wurde Hohem K. Staatsministerium eine Petition um Anlage eines Südbahnhofes in 
Wiirzhurg unterbreitet. Die ehrerbietigst unterfertigte Kammer gestattet sich, diesen 
Vorschlag bestens zu unterstützen und seine baldige Ausführung zu empfehlen. 

Die Angelegenheit ist bereits früher schon in unserer Kammer mehrfach 
erwogen worden. Zweifellos bedarf der Hauptbahnhof Würzburg einer Ent- 
lastung. und wenn auch der künftige Rangierbahnhof gegenüber Zell a. M. bereits 
diesen Zweck verfolgt, so hat dies doch keinen Einfluss auf den stets wachsenden 
Lokalgüterverkehr von Würzburg, für welchen die Güterhallcn licreits jetzt wieder zu 
klein erscheinen. Es wäre deshalb sehr zu wünschen, dass der Güterverkehr aus dem 
sehr entfernten südlichen Stadtteil (Sanderau) eine eigene Abfertigung finden könnte. 
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Schon seit langem ist auch von zahlreichen Interessenten für die Einrichtung eines 
Güterverkehrs an iler jetzigen Haltestelle Sandcrau agitiert worden, doch scheiterte die 
Ausführung dieses Wunsches an der Situation der Haltestelle auf dem Scheitel einer 
Steigung und vor einer Kurve. Als einziger. Platz für eine Güterbahnhofanlage in» 
Süden der Stadt kommt wohl die vorgeschlagcnc Stelle, der Platz jenseits der Bahn- 
linie zwischen der verlängerten Mai- und Florastrasse, in Betracht. Als fernere Pro- 
jekte bei Anlage des Südbahnhofes kämen die Beifügung zweier weiterer Geleise 
zwischen Würzburg und Hcidingsfeld, sowie die Erhöhung des Bahnkörpers mit Unter- 
führung der Strassen und endlich auch der Umbau der Heidingsfelder Eisenbahnbrücke 
in Betracht. Die Lösung dieser letzteren Projekte wird allerdings erst einer späteren 
Zeit Zufällen, dagegen ist die Notwendigkeit eines Spdbahnhofs kaum zu bestreiten, 
denn die Sandcrau entwickelt sich stark und stellt in absehbarer /eit eine ganze Stadt 
dar ; gegenwärtig schon beträgt der Anteil der Sandcrau am Würzburger Güterverkehr 
ctw'a 3000 Wagenladungen pro Jahr, ganz abgesehen von den zahlreichen Stückgütern, 
deren Verbringung an den Hauptbahnhof sehr zeitraubend und beschwerlich ist. Vor 
allem muss schon jetzt vorgesnrgt werden, dass durch den städtischen Strassenbebauungs- 
plan die künftigen Bahnanlagen nicht gestört oder gar unmöglich gemacht werden. Wir 
gestatten uns daher, die Petition des Sanderaucr Vereins zur hochgencigten Würdigung 
nochmals zu empfehlen. 

Wahrend der z w eig e 1 e i s i g e Ausbau der Linie Würzburg — 
Schweinfurt nunmehr vollendet ist, verzögert sich die Legung des zweiten 
Geleises auf den anschliessenden Strecken Schweinfurt Bamberg und 
Schweinfurt — Ritschenhausen. Sowohl aus Gründen der Verkehrssicher- 
heit wie aus allgemeinen Verkchrsinlercssen befürworten wir dringend den 
doppelgcleisigen Ausbau. 

Des weitern bitten wir, wiederum aus Rücksichten der Betriebs- 
sicherheit und des allgemeinen Verkehrs, die schienenglcichen Bahnüber- 
gänge bei Würzburg baldigst durch Unterführungen zu ersetzen. 



b) Personenverkehr. 

Die Wünsche hinsichtlich der Zugsverbindungen in unserm Kreise 
wurden auch im Vorjahre wieder durch unsere bewahrten Delegierten 
iin bayerischen Eisenbahn rate , die Herren Kommerzienrat Dr. Hurtzig 
und Kommerzienrat Fritz Lang wirksam vertreten. 

Neue Verbindungen von höherer Bedeutung, also namentlich neue 
Schnellzugsverbindungen , konnten allerdings nicht erreicht werden ; ins- 
besondere steht der in unserm letzten Jahresbericht erwähnten Schnell- 
zugsverbindung Würzburg — Heidelberg noch das Hindernis entgegen, 
dass die Teilstrecke Osterburken — Neckarelz noch kein zweites Gleis 
besitzt. Nach Vollendung des doppelgleisigen Ausbaues der badischen 
Linie wird sich hoffentlich auch die Einlegung des gewünschten neuen 
Schnellzugpaarä ermöglichen lassen. 

Von den zahlreichen Wünschen hinsichtlich der Pc rson c n t a r i fe 
ist bis jetzt noch keiner verwirklicht worden. Es besteht nur wenig lloff- 
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nung, dass die richtigste Lösung einer l’ersonentarifreform , nämlich die 
einheitliche Durchführung billiger Tarifsätze (etwa des halben Rückfahr- 
kartenpreises) unter Fortfall aller Ausnahmetarife, zur Durchführung ge- 
langt. Wir beschränken uns deshalb heuer darauf, wenigstens jene Ver- 
günstigungen zu erbitten, deren Verwirklichung von der bayerischen 
Staatsbahnverwaltung auch selbständig betätigt werden könnte. In erster 
Linie nennen wir die Einführung der Kilometer hefte nach badischem 
Muster, und wir heben wiederholt hervor, dass bei Reisen nach ileni 
Hochgebirg vielfach nur wegen der Kilometerhefte die badische Linie 
gewählt wird zum Nachteil der bayerischen und württembcrgischen Kon- 
kurrenzbahnen. 



Ein weiterer Wunsch, der leider noch immer der Erfüllung harrt, 
ist die Errichtung einer Ausgabestelle für zusammenstellbare 
Fahrscheinhefte in Würzburg. Noch unterm 18. Dezember 1903 
hatten wir an die Generaldireklion der K. Bayerischen Staatseisenbahnen 
folgende Eingabe gerichtet: 

Wie wir bereits seit Jahren sowohl in speziellen Eingaben wie in unsern regel- 
mässigen Jahresberichten betonten, ist cs für die Bevölkerung von Würzburg und Um- 
gebung sehr misslich, dass die Beschallung eines zusammcnstcllbaien Fahrscheinheftes 
nicht hier, sondern in Nürnberg erfolgt, und daher mit sehr grossen Umständlich- 
keiten und namentlich mit störendem Zeitverlust verknüpft ist. 

Unter heuügen Geschäftsverhältnissen ist es vielfach nötig, eine Reise binnen 
wenigen Stunden anzutreten ; leider ist aber für solche Fälle in Wiirzburg nicht die 
Einrichtung vorhanden, um den billigen und vollständigen Fahrtausweis, wie es das 
zusammensfellbarc Fahrscheinheft darstcllt, zu erhalten. Nach unserer lokalen Kennt- 
nis ist für den Platz wie auch für den Direktionsbcztrk Würzburg die Errichtung 
einer Ausgabestelle ein wirkliches Bedürfnis. Auch dürften die Kosten für eine Aus- 
gabestelle gar nicht im Verhältnis zu diesem Verkehrsbedürfnis stehen. 

Wir gestatten uns daher die ehrerbietigste Bitte, cs möge in Wiirzburg eine 
Ausgabestelle für zusammenstellbarc Fahrscheinhefte eingerichtet werden, damit der 
Reiseverkehr des nächsten Jahres nicht mehr durch die seitherigen unzulänglichen Ver- 
hältnisse gehemmt und geschädigt ist. 

Unterm 23. Januar 1904 ging uns hierauf folgender Bescheid der 
K. Generaldirektion zu: 

„Wir haben wiederholt Erhebungen über die Zahl und den Wert der in Würz- 
bürg bestellten Fahrscheinhefte vorgeuommen. Die Einnahmen sinil nicht so gross, 
dass sie die durch die Errichtung einer Ausgabestelle erwachsenden Kosten rechtfertigen 
könnten. Infolge der immer wachsenden Ausdehnung des Vereinsreiseverkehrs auf 
weitere Bahngebiete nehmen diese Kosten immer zu. Die durclt die Abtrennung von 
der Ausgabestelle Nürnberg dort zu ersparenden Kosten sinil verschwindend gegen die 
Ausgaben für eine neue Stelle. Hiebei muss auch wiederholt darauf hingewiesen 
werden, dass Würzburg nach seiner Lage und nach seinen Zugverbindungen mit Nürn- 
berg bedeutend günstigere Verhältnisse hat als manche andere bayerische Stadt, der 
alsdann eine Ausgabestelle gleichfalls nicht könnte vorcnthalten bleiben. Wir be- 
dauern daher, dem Gesuche eine Folge nicht geben zu können.“ 

Wir bemerken dazu, dass die Zahl der in Würzburg aufgegebenen 
Bestellungen auf Fahrscheinhefte kaum massgebend erscheint. Die Um- 
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ständlichkeiten, die gegenwärtig noch für den Besteller eines kombinier- 
baren Fahrscheinheftes hier bestehen , sowie namentlich der Zeitverlust 
veranlassen manchen , von der Bestellung abzusehen. Unter heutigen 
Geschäftsverhältnissen muss eine Reise oft in kürzester Frist angetreten 
werden. Die jetzige Effektuierung in Nürnberg verzögert aber die Liefer- 
ung der zusammenstellbaren Fahrscheinhefte so, dass man vielfach auf 
diesen Fahrtausweis trotz seiner Vorzüge (Billigkeit und komplette Zu- 
sammenfassung der ganzen Reise) verzichten muss. Ein Bedürfnis zur 
Errichtung einer Ausgabestelle in Würzburg besteht sicherlich, zumal nicht 
bloss der Platz Würzburg, sondern auch die weitere Umgebung (ganz 
Unterfranken) daran interessiert ist. Auch die Kosten dürften kaum 
im Verhältnis zu der Annehmlichkeit der Einrichtung für das Publikum 
stehen. 



Von den Verbindungsbahnen der Hauptstrecke Frankfurt — Würz- 
burg, also von den Bahnstrecken Miltenberg Aschaflcnburg und Wert- 
heim — Lohr, wird uns vielfach seitens der Interessenten geklagt, dass 
die Anschlüsse zu den Frühzügen nach Frankfurt bzw. zu dem Nacht- 
schnellzug von dort teils fehlen, teils ungünstig (mit grösserem Aufent- 
halt) liegen. 

Über zeitraubenden Aufenthalt auf der Verbindungsstation klagen 
auch die Interessenten der Strecke Brückenau — Jossa. Für diese Neben- 
bahn wäre auch (der Trennung des Güter- und Personenverkehrs wegen) 
für die Personenbeförderung die Einrichtung von Motorwagenverbindungen 
zu den wichtigsten Anschlusszügen recht erwünscht. 



c) Güterverkehr. 

Im Güterverkehr zeigte sich namentlich im Herbst des Berichts- 
jahres wieder Wagenmangel auf den bayerischen Staatsbahnen, der 
uns veranlasste, die Frage in unserer Sitzung vom 28. November zu 
behandeln. Nach einem Referat des Vorsitzenden unseres Bezirksgremiums 
Aschaflcnburg, Herrn Direktor Stenge r, richteten wir unterm 7. Oktober 
an das K. Staatsministenum für Verkehrsangelegenheiten folgende 
Eingabe : 

Die Klagen wegen Wagcnmangel kehren alljährlich, namentlich in den Herbst- 
monaten, in verstärktem Masse wieder; allein in solchem Masse wie heuer war der 
Wagcnmangel noch nie aufgetreten, sodass die Industrie empfindlichen Schaden erlitt. 
Geschäfte mit starkem Hahnversand mussten, wie uns verschiedene Berichte beweisen, 
die Erfahrung machen , dass namentlich in der Mitte des September die erforderliche 
Anzahl von Güterwagen seitens der bayerischen Staatsbahn absolut nicht gestellt 
werden konnte. Bayerische Waggons waren in unserer Gegend überhaupt schwer er- 
hältlich ; meist waren es , soweit Wagen überhaupt abgegeben wurden , preüssische 
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Waggons. Allein die Zuweisung der Wagen war im ganzen ungenügend; so wird uns 
über Fälle berichtet, dass von vierzig benötigten Wagen nur ein einziger zur Verfügung 
gestellt wurde und dass an einzelnen Tagen trotz rechtzeitiger Bestellung überhaupt 
kein Wagen erhältlich war. Mehrfach schien es, dass auf Bestellung grösserer Werke 
zwar eine Anzahl Wagen von der VerteilungsstelJc abgesandt wurde, dass aber die 
Zwischenstationen diese Wagen für ihren Bedarf entnahmen, sodass der ursprüngliche 
Besteller schliesslich nur sehr wenige oder gar keine der ihm zugeteilten Wagen 
erhielt. 

Es ist erklärlich, dass Industrie und Handel unter diesen Verhältnissen recht 
zu leiden haben : insbesondere werden Baumatcrialfabriken und Baugeschäftc, die gerade 
im Herbst noch ihre Hauptbeschäftigungszeit (Saison) haben, von dem Wagcnmangei 
betroffen. Die Unmöglichkeit der rechtzeitigen und prompten Lieferung bringt den 
Werken die schärfsten Reklamationen seitens der Abnehmer und hat leider auch be- 
reits mehrfach zur Störung bisheriger angenehmer Geschäftsverbindungen geführt. Auch 
die ausscrbaycrische Konkurrenz, die z. B. in Prcusscn nicht mit dem gleichen Wagen - 
mangel zu kämpfen hat , sucht natürlich die missliche Lage der bayerischen Firmen 
auszunützen ; durch rechtzeitige Aushilfe in der Verlegenheit kann sic manchen bis- 
herigen Kunden der bayerischen Geschäfte absjienstig machen und zur dauernden 
eigenen Kundschaft bewegen. 

Um Industrie und Handel vor weiteren schweren Schäden zu bewahren, richten w ir 
daher an Hohes K. Staatsministerium die ehrerbietigste Bitte, baldigst eventuell durch nam- 
hafte Vermehrung des Wagenparks Vorkehrungen dahin zu treffen, dass dem Bedarf 
der Industrie und des Handels entsprechend stets die erforderliche und rechtzeitig be- 
stellte Anzahl Waggons zur Verfügung der Besteller gelangt und dass auch in Zeiten 
der Manöver sowie des Obst-, Kartoffel- und Getreideversandes die einheimische In- 
dustrie und der einheimische Handel durch Waggonmangel nicht mehr geschädigt 
werden. Ferner bitten wir auch anzuordne», dass rechtzeitig bestellte Waggons auch 
den betreffenden Bestellern zugeführt werden und nicht beliebig auf Zwischenstationen 
entnommen werden dürfen. 

Seitens der Generaldirektion der K. baver. Staatscisenbahncn 
erhielten wir hierauf nachstehenden Bescheid vom 2 b. Oktober: 

Wagenmangel ist infolge des ausserge wohnlich gesteigerten Verkehrs während 
des heurigen Herbstes nicht allein auf den bayerischen, sondern auch auf allen übrigen 
deutschen Bahnen, namentlich auch auf den preussisch-hcssischen, in empfindlicher 
Weise aufgetreten und hat Unzulänglichkeiten in der Wagcngestcllung da und dort 
zur Folge gehabt. Ihm nach Möglichkeit zu begegnen, ist seitens der Eisenbahn- 
verwaltung nichts versäumt, insbesondere ist Anordnung getroffen worden, dass durch 
Fanlegung von Bcdarfsgütcrzügcn die Beförderung der geladenen wie der leeren Güter- 
wagen beschleunigt, und dass die Desinfektion der zur Viehbeförderung benützten wie 
die Wiederherstellung der beschädigten Wagen mit grösster Raschheit durchgcführl 
wrerde. 

Ferner wurde die Ueberwachung der Stationen hinsichtlich der Wagen- Aus- 
nutzung und des Wagenumlaufs durch Aufstellung eigener Kontrollbcamtcn verschärft 
und schliesslich auch die Anmietung von Leihwagen in die Wege geleitet. 

Allerdings erfordert es die Sachlage, dass die Verfrachter auch ihrerseits die 
Eisenbahnvcrw’altung in ihrem Bestreben, die Wagcngestellung zu bessern, durch 
schnellste Be- und Entladung sowie durch volle Ausnützung des Ladege wichtes der 
gestellten Wagen nach Kräften unterstützen. 

Wie gerade in dieser Richtung viel zu w'ünschen übrig bleibt, erhellt aus dem 
Umstande, dass die durch die Parteien verschuldeten Wagcnstillständc von Jahr zu 
Jahr sich mehren. So sind in den Monaten August und September 1. Jhrs. l>ci 
9240 Wagen die normierten I^defristen durch die Parteien überschritten worden und 
12041 Slillstandstage erwachsen. 

Der Wagennachschaffung innerhalb der von der durchschnittlichen Vcrkchrs- 
bewegung vorgczeichuetcn Grenzen wird fortdauernd die gebührende Aufmerksamkeit 
zugewendet. In den Jahren 1901 bis 1903 sind 233 2, im laufenden Jahre bereits 
300 Güterwagen neu beschafft und dem Wagenpark einverleibt worden. Eine 
namhafte Anzahl Wagen ist auf Gruud der vom jüngsten Landtage bewilligten Mittel 
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in Bestellung gegeben, ihre Anliefening wird teils noch in diesem teils im nächsten 
Jahre erfolgen. 

Einen so grossen Wagenpark zu halten, dass er auch allen Anforderungen eines 
in der Regel nur durch wenige Wochen auf aussergewöhnlich hohem Stande befind- 
lichen Verkehrs genügen könnte und die jederzeitige und pünktliche Befriedigung aller 
Wagenbestellungen ermöglichte, würde ungewöhnlich hohe Kosten erfordern und die 
Folge haben, dass ein grosser Teil der Wagen während vieler Monate des Jahres 
unbenutzt und ohne das auf seine Beschaffung verwendete Kapital rentierlich zu 
machen, die Gleise versperren würde. 

In derart weitgehender W eise den vorgebrachten Wünschen Rechnung zu tragen, 
kann für wirtschaftlich gerechtfertigt und mit den übrigen staatlichen Interessen ver- 
einbar nicht erachtet werden. 

Hinsichtlich der beklagten Entnahme von Wagen aus den Zügen durch hiezu 
nicht befugte Zwischenstationen ist noch zu bemerken, dass den von den Wagen- 
verteilungstellcn an die Bedarfsstationen überwiesenen Wagen Begleitscheine bei- 
gegeben werden müssen und dass es den zwischenliegenden Stationen strenge verboten 
ist. solche Wagen den Zügen zu entnehmen und für den eigenen Bedarf zu ver- 
wenden. 

Dieser Bescheid konnte uns allerdings nicht völlig befriedigen. 
Als der „Bayerische Industriellenverband“ uns in der Folge anfragte, 
ob wir zu weiteren gemeinsamen Schritten in der Frage des Wagen- 
mangels bereit seien, sagten wir daher gerne unsere Unterstützung zu. 
Auch im laufenden Jahre haben sich wieder Anzeichen drohenden 
Wagenmangels geltend gemacht. Wir bitten die K. Staatsbahnverwaltung, 
darauf bedacht zu sein und durch möglichste Vermehrung des Wagen- 
parkes dafür zu sorgen, dass nicht wieder schwere Schädigungen von 
Handel und Industrie gerade in der Hauptvcrsandzcit eintreten. 



Auf Veranlassung der Handels- und Gewerbekammer für Schwaben 
berieten wir in unserer Sitzung vom 13. September über eine A b- 
änderung der Verkehrsordnung, wobei Herr Direktor Stcnger 
folgendes Referat erstattete: 

Die Handels- und Ocwerbckanimcr für Schwaben beschäftigte sich in ihrer Sitz- 
ung vom t6. März mit Vorschlägen zu einer Abänderung des § 50 Abs. B. und der 
Anlage B. der Verkehrsordnung. Eine Anzahl von Abänderungsvorschlägen wurde 
einstimmig angenommen, und die Kammer stellt nunmehr an unsere Kammer das Er- 
suchen um Unterstützung der diesbezüglichen Eingabe beim K. Staatsministcrium für 
Ycrlcehrsangelegenheitcn. 

Die bestehenden Vorschriften entsprechen nach meinen Informationen in der 
Tat keineswegs den heutigen Vcrkchrsanforderungen, die Art ihrer Fassung und Rubri- 
zierung erweist sich als ein selbst dem Beamten fast undurchdringliches Gewirr von 
Bestimmungen, so dass das Verlangen des Antragstellers: Beigabe eines ausführlichen 
Registers zu Anlage B. , d. h. volle Klarheit der Olrersicht und gleichzeitig als eilt 
Fingerzeig für die praktische Ausscheidung, mit voller Begründung gestellt wird. 

Der Antrag A 1 bezweckt eine Erweiterung der bisherigen Vorschriften be- 
züglich Beförderung der als Eilstückgut ausgeschlossenen Gegenstände, welcher Zu- 
stimmung verdient. 

Antrag A 2 Ireschäftigt sich mit der bisher zugelasscnen Maxiinalmcnge gewisser 
Chemikalien, wie Holzgeist, flüssige Mincralsäurcn, Chlorschwefel, Ätzlauge, Äther, 
Petroleum, Salmiakgeist etc., als Eilgut, die bis jetzt 10 kg betrug, und verlangt die 
Erhöhung der Gewichtsmeuge auf 20 kg bei einem Höchstgewicht des einzelnen Kollo 
von 80 kg. Bisher waren selbst ganz schwere Frachtstücke, insofern sie nur 10 kg 
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der betreffenden gefährlichen Artikel in Einzelmengen* enthielten t zum Eilstückgut- 
verkehr bedingungsweise zugclasscn. Der Antrag A 2 verlangt, dass die Einzelmenge 
von io kg auf 20 kg erhöht werde, was mit Rücksicht auf die Emballierung , die 
heute keine Schwierigkeit mehr bereite, leicht durchführbar, also für die Gefahr keine 
Vergrößerung, dem Bedürfnis des Verkehres aber eine Notwendigkeit ist. Wird das 
Gesamtgewicht des einzelnen Kollos entgegen den bisherigen verschiedenartigen Be- 
stimmungen auf nur 80 kg fcstgestellt, so steht der Erweiterung des Einzelgewichtes 
auf 20 kg eine entsprechende Verkehrserleichterung zur Seite. Mit Recht erwähnt 
der Augsburger Antrag der Billigkeitsgründc für eine Normierung des Einzelgewichtes 
auf mindestens 20 kg. nachdem für die Eilfrachtberechnung bisher minimal 20 kg be- 
rechnet, dagegen nur 10 kg Einzelmenge zugelassen wurde. 

Antrag B. Beachtenswert und unterstützungswert ist die Beantragung eines 
Zusatzes, welcher der Bahnverwaltung Generalvollmacht erteilt, in Zeiten besonderer 
Gefahr, wie sie eine Typhus- oder Cholera-Epidemie z. B. verursachen kann, die Eil- 
gut-Gewichtsmengen besonderer Chemikalien unbeschränkt zu gestatten. 

Die Anträge auf Änderung der Anlage B beschäftigen sich mit der zweck- 
mässigen Rubrizierung zum Teil sehr wichtiger Vcrbrauchsartikel , die für den Eilgut- 
verkehr sicher eine wesentliche Rolle spielen. Es sind dies insbesondere: Firnisse und 
mit Firniss versetzte Farben, Terpentinöl, Spiritus! ackc, Sikkative etc., für welche eine 
praktische Klassifizierung, ferner ebenfalls die Erhöhung der Einzclmengcn von 10 auf 
20 kg und das Höchstgewicht eines Stückes mit 80 kg normiert, angenommen ist. 

Ich kann die Unterstützung des Antrages der Handelskammer für Schwallen 
und Neuburg auf das wärmste empfehlen. Die betr. Bestimmungen der Eisenbahn- 
verkehrsordnung bedürfen einer Reform, welche mit den gegebenen Anträgen in ge- 
eigneter Weise angeregt erscheint. 

Antragsgemäss unterstützten wir die Eingabe der Schwäbischen 
Kammer mit Petition vom 28. September an das K. Verkehrsmmisterium. 



Die Handels- und Gewerbekammer für Mittelfranken übersandte 
uns Abschrift einer Eingabe an das K. Verkehrsministerium betr. Mono- 
polisierung des Speditionsbetriebs. Wir unterstützten das 
Vorgehen durch folgende Petition am 5. November: 

Die Handels- und Gewerbekammer für Mittelfranken hat in einer Eingabe vom 
24. vor. Mts. an Hohes K. .Staatsministerium die Bitte gestellt, «lern Projekt, die An- 
und Abfuhr der Eisenbahnstückgüter an einen einzigen Unternehmer (etwa an eine 
Aktiengesellschaft) zu übertragen, keine weitere Folge zu geben. Auch unsere Kammer 
erblickt in einer solchen Monopolisierung des Bahngüter-Fahrdienstes nicht nur eine 
wesentliche Schädigung des Spediteurgewerbes, sondern auch eine Gefährdung der 
allgemeinen Verkehrsinteressen. Gemäss einem Beschlüsse unserer Kammer in jüngster 
Plenarsitzung bitten wir daher Hohes K. Staatsministerium, von dem Projekte abschen 
zu wollen. 



Hinsichtlich der Dienststunden der Güterabfcrtigungsstellen an 
Sonn- und Feiertagen ging uns untenn 18. Juni folgende Anfrage der 
K. Generaldirektiun zu : 

Die erweiterte Sonntagsruhe im Handels- und Gewerbebetriebe legt uns die 
Erwägung nahe, die Annahme- und Abgabczeiten für Eilgüter bei unseren Dienst- 
stellen den veränderten Geschäftsverhältnissen tunlichst anzupassen. 

Es ist demzufolge beabsichtigt, der bayerischen Zusalzbestimmung 2 zu § 56 det 
Eisenbahn-Verkehrs-Onlnung folgende Fassung zu geben: 

„Zoll- und steuerfreies Eilgut wird an Sonn- und Festtagen von 10 — 12 Uhr 
„vormittags angenommen und ausgeliefert. 
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„Die Dienststunden sind dem Publikum durch Aushang an den Schaltern 
„bekannt zu geben“. 

Im Falle eines Bedürfnisses würden wir durch besondere Dienstvorschrift an- 
ordnen, dass auf Stationen ohne besondere Abteilung für den Güterdienst von dem 
dienstan wesenden Personal in dringenden Fällen den Wünschen des Publikums auf 
Annahme oder Aushändigung von Eilgut an Sonn- oder Festtagen nachmittacs ent- 
gegenzukommen ist, sofeme dies ohne Versäumung anderer Dienstpflichten und ohne 
ärgerniserregende Storung der Sonntagsruhe geschehen kann. 

Auch auf Grenzstationen könnten für gewisse Sendungen (Lebensmittel- 
sendungen etc. etc.) Ausnahmen zugelassen und die Annahme und Auslieferung auch 
in den Nachmittagstunden gestaltet werden. 

Wir ersuchen um gefällige Stellungnahme zu der beabsichtigten Regelung der 
Angelegenheit und wären Ihnen für baldgefällige Aeusserungen zur Sache sehr 
verbunden. 

Unser Bericht hierauf vom 1 2 . Juli lautete: 

In Erledigung der Entschliessung vom 18. vor. Mts. Nr. 41583 II gestatten 
wir uns zu berichten, dass die für die Abfertigung von Eilgütern an Sonn- und F'est- 
tagen vorgesehenen Dienststunden von 10 — 12 Uhr vormittags nicht mit dt*r hier und 
in den übrigen Kreisstädten festgesetzten Sonntagsruheordnung übereinstimmen. In 
Würzburg dürfen die Geschäfte an den regulären Sonn- und Festtagen von 7 — 9 Uhr 
früh und von II — 2 Uhr nachmittags geöffnet sein; in den kleineren Kreisstädten ist 
die Geschäftszeit sogar meist bis 4 Uhr ausgedehnt. 

Bei der beabsichtigten Regelung der Dienststunden für die Eilgüterabfertigung 
\un 10 — 12 Uhr vormittags würde die erste Stunde^io — 11 Uhr) ziemlich zwecklos 
sein, da die Geschäfte durchweg nicht geöffnet sind. Aber auch die zweite Stunde 
von 11 — 12 Uhr würde nicht ausreichen, um den Versand, namentlich in Saison- 
zeiten, zu bewältigen. Am zweck mässigsten dürfte nach unserer Ansicht die Anpassung 
der Dicnsstunden an unseie lokalen Geschäftsstunden, also von 11 — I Uhr, sein, wie 
dies auch seinerzeit von der Postverwaltung auf unsern Antrag hinsichtlich der Post- 
schalterdienststunden durchgeführt wurde. 



Von Seiten einer Firma im Kitzinger Bezirk wurde Klage über 
den abendlichen Güterannahmeschluss an der Station Kitzingen 
geführt. Wir richteten hierauf folgende Eingabe an die K. Betriebs- 
direktion Würzburg : 

In der gegenwärtigen Hauptversandzeit des Weinhandels wird es, namentlich 
an den Hauptweinhandelsplätzen Würzburg und Kitzingen, als misslich empfunden, 
dass die Güterannahme unter allen Umständen punkt 6 Uhi abends geschlossen wird, 
wenn die Güter auch schon längere Zeit vorher angefahren waren und nur wegen zu 
starken Andrangs nicht bis 6 Uhr abgefertigt werden konnten. 

Insbesondere liegt uns ein Fall vor, in welchem der frühzeitige Schluss der 
Güterannahmc recht unangenehme Folgen für den Betroffenen hatte. Eine Firma in 
Buchbrunn schickte ihr beladenes Fuhrwerk am 24. ds. Mts. zur Güterstation Kitzingen, 
wo dasselbe um G Uhr nachmittags an fuhr; es wurde jedoch ebenso wie einige 
andere vorher und nachher angefabrene Fuhren nicht mehr abgefertigt. Die Güter 
mussten daher den 4 Kilometer weiten Weg vom Bahnhof Kitzingen bis Buchbrunn 
zurückge fahren werden; des darauffolgenden Feiertags wegen konnte erst am 26. d. Mts. 
wieder die Anlieferung an der Güterstation Kit/ingcn erfolgen. Es ist erklärlich, dass 
aus derartigen Verspätungen für die Versender recht unliebsame Schwierigkeiten und 
Unannehmlichkeiten entstehen. 

Im vorliegenden Falle bezw. für die dortigen lokalen Verhältnisse wäre eine 
Abhilfe am wünschenswertesten und wohl auch erreichbar in der Form, dass zur 
Entlastung der Güterstation Kitzingen während der Haupt versandmonate März-April 
und September-Oktober die seither nur für Eilgutabfertigung zuständige Station 
Buch brunn- Mainstockheim auch für Annahme und Abfertigung von Frachtgut ein- 
gerichtet wird. 
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Im übrigen halten wir aber auch eine Besserung der Verhältnisse an der Güter- 
station Kitzingcn für dringend wünschenswert; denn wenn ein halbstündiges Warten 
noch kein Anrecht auf Abnahme der Güter gibt, so sind doch zweifellos die Ein- 
richtungen unzulängliche. Eine Vergrösserung der Bcirisbsrfiume und eine Vermehrung 
der Annahmeschalter und der Beamten dürfte unter diesen Umständen als notwendig 
bezeichnet werden. Ueberhaupt aber bitten wir, bei der Haupt versand zeit den Güter- 
annahmedienst nicht nach dem Buchstaben der Vorschrift zu betätigen, sondern — wie 
das auch im geschäftlichen Leben gehalten wird — gebührende Rücksicht auf die 
Verhältnisse zu nehmen; denn eine Zurücknahme der Güter ist für die anliefcrnden 
Firmen ülxcraus unangenehm, zeitraubend und kostspielig. 

Der Bescheid hierauf lautete leider ablehnend. 



Auf Anregung verschiedener Interessenten in Würzburg richteten 
wir bezüglich der Entladefrist für Waggon la d u n gc n an die 
K. Eisenbahnbetriebsdirektion Würzbmg unterm 3. März folgende Ein- 
gäbe : 

Die Berechnung der Entladefrist für Wagenladungen erfolgt gegenwärtig hier 
in der Weise, dass Waggons, deren Frachtbriefe noch vor 9 Uhr vormittags dem 
Empfänger zugestellt sind — es wird dies durch einen eigenen Stempelaufdnick kon- 
statiert — , bis abends 6 Uhr entladen sein müssen. 

Diese Anordnung wirkt nach verschiedenen uns zugegangenen Mitteilungen sehr 
lästig für den Geschäftsverkehr; #enn, wenn der Frachtbrief kurz vor 9 Uhr zugestellt 
wird, ist meist kein Fuhrmann mehr zur Verfügung, sodass die sofortige Entladung 
vielfach gar nicht möglich ist. 

Wir bitten daher ergebenst, für solche Fälle eine Erstreckung der Ladefrist 
auch auf den nächsten Vormittag geneigtest bewilligen zu wollen. 

Nachdem uns seitens der K. Betriebsdirektion geantwortet wurde, 
dass die Entladefristen einheitlich für das ganze bayerische Bahngebiet 
festgesetzt und keine Ausnahme für den hiesigen Platz zu gewähren sei, 
wiederholten wir unsere Vorstellung beim K. Staatsministerium für Ver- 
kehrsangelegenheiten mit folgender Petition vom 6. April : 

Die Berechnung der Entladefrist für Waggonladungen erfolgt gegenwärtig hier 
in der Weise, dass Waggons, deren Frachtbriefe noch vor 9 Uhr vormittags dem 
Empfänger zugestellt sind, bis abends 6 Uhr entladen sein müssen; die Zustellung vor 
9 Uhr wird durch einen eigenen Stempelaufdnick konstatiert. 

Wenn der Frachtbrief aber kurz vor 9 Uhr vormittags übergeben wird, so hat 
der Adressat meist keinen Fuhrmann mehr zur Verfügung, sodass die sofortige Ent- 
ladung gar nicht möglich ist. Die hieraus für die Geschäftstreibenden entstehenden 
Unannehmlichkeiten veranlasstcn uns bereits zu einer Vorstellung an die K. Eisen- 
bahndirektion Würzburg. Unter Berufung auf § 69 der Eisenbahnverkehrsordnuog 
lehnte jedoch diese Stelle ein Eingreifen ab, da die Entladefristen einheitlich für das 
ganze Gebiet der K. hayer. Staatscisenbahncn festgesetzt seien. 

Wir gestatten uns deshalb bei Hohem K. Staatsministcrium eine Aenderung 
der Vorschriften zu erbitten, nach der Richtung hin, dass dem Empfänger eines 
Waggons eine Frist von 12 Geschäftsstunden zur Entladung zugestanden wird. 

Der Bescheid Sr. Exzellenz der Herrn Staatsministers vom 1 1. April 
lautete : 

Der Standpunkt, den die Eisenbahn Verwaltung in der Frage der Bemessung 
der Entladefristen für die vom Empfänger abzuladenden Wagenladungsgüter einzunchmen 
genötigt ist, hat in der 45. Sitzung des bayr. Eisenixahnrates vom 6./“. Februar 1900 
(Pos. 4. S. 10 ff. des Protokolls) Ausdruck gefunden. 

Hicnach vermag ich dem Anträge der Handels- und Geweibekammer für 
Unterfranken und Aschaffenburg auf Erstreckung der Entladefristen, welche im Bereiche 
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der K. Staatscisenbahnen durch die bayer. Zusatzbestimmung II zu § 69 (3) Ziffer I 
der Kisetibahnverkehrsordnung festgesetzt sind, mit Rücksicht auf die Sicherung einer 
wirtschaftlichen Ausnutzung des Wagenparkes nicht zu entsprechen. 



Einen sehr grossen Raum in unserer Tätigkeit während des Be- 
richtsjahres nahmen wiederum Tarifierungsfragen ein, die zum 
grössten Teil auf Zuschriften der Generaldiiektion der K. bayerischen 
Staatsbahnen begutachtet wurden, teilweise aber auch infolge Anregung 
von Interessentengruppen, wirtschaftlichen Verbänden etc. zur Behandlung 
kamen. In der Regel nahmen wir zunächst mehr oder weniger um- 
fangreiche Erhebungen — je nach Art der Angelegenheit und Zahl oder 
Bedeutung der Interessen — vor, und auf Grund dieser Enqueten erstatteten 
wir sodann unsere Gutachten. Es würde zu weit gehen, sämtliche dieser 
Berichte hier zu veröffentlichen ; wir geben deshalb nur jene wieder, bei 
denen wir ihres Gegenstandes wegen ein allgemeineres Interesse voraus- 
setzen. 

Auf Anfrage der K. Generaldircktion äusserten wir uns unterm 
12. Juli über den Wegfall des Sperrigkeitszuschlags bei Körben 
in folgendem Bericht : 

In Erledigung der Anfrage vom 29. Juni Nr. 39686 III berichten wir ergebenst, 
dass unser Kreis ein sehr bedeutendes Interesse an dem billigen Versand und Bezug 
von Körben aus rohen Weiden l*sitzt. Solche Körl>e werden insl>esondere verwandt zum 
Versand von Wein und Schaumwein und ferner von Obst, teilweise auch von Gemüsen. 
Die Weinkörbe haben viereckige Fasson, während die Obst* und Geinüsekörbe meist runden 
Boden liesitzen. In allen Fällen muss auf möglichste Billigkeit der Körbe, die ja nur 
als Emballage für die Waren dienen, gesehen werden. Der Bedarf an Körben steigert 
sich namentlich in obstreichen Jahren, wie z. B. im vorigen Jahre und voraussichtlich 
auch in diesem Jahre. Herstellungsorte sind namentlich einzelne Dörfer am Steigerwald 
und in der Kitzinger Gegend, so die Gemeinden Albertshofen und Mainslockhcim, 
ferner einige Orte an der mittleren Maingegend, wie Zellingen, Erlabrunn etc. 

Für den Bahnversand war die hohe Fracht tatsächlich bisher ein Hindernis, 
und wir können deshalb die Ermässigung bezw. den Wegfall des Sperrigkeits- 
zuschlags durchaus empfehlen, zumal ja auch ineinander gesetzte Kisten etc. dem 
Sperrigkcitszuschlag nicht unterliegen. 

Gleichfalls auf Anregung der K. Generaldirektion äusserten wir 
uns zu der beantragten Detarifierung von zur Denaturierung be- 
stimmtem Spiritus mit folgendem Bericht vom 8 . Juni: 

In Erledigung geschätzter Anfrage vom 10. April Nr. 24523 berichten wir 
ergebenst, dass sämtliche von uns befragten Interessenten sich ftir die Versetzung des 
zur Denaturierung bestimmten Spiritus in Spczialtarif III ausgesprochen haben — 
jedoch meist mit dem Vorbehalt, dass nicht nur der mit dem allgemeinen, sondern 
auch der mit besonderen Mitteln zu denaturierende Spiritus an der Vergünstigung 
teilnehmen soll. 

Die Detarifierung des Spiritus, der mit dem allgemeinen Mittel denaturiert 
werden soll, kommt weniger in Betracht, da die Denaturierung am zweckmässigstcn 
doch vor der Versendung vorgenommen wird. Lediglich Billigkcitsgründe sprechen 
dafür, dass der zur Denaturierung bestimmte Spiritus die gleiche Frachtwohltat geniesst 
wie der bereits denaturierte. 

Von Wichügkeit wäre aber die Frachtvergünstigung von Spiritus, der mit 
besonderen Mitteln denaturiert werden soll. Beispielsweise die Denaturierung des zur 
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Essigfabrikation bestimmten Spiritus erfordert nicht blos einen Zusatz von Essig, sondern 
auch von Wasser. Mit Rücksicht auf die Transportkosten empfiehlt sich daher un- 
bedingt die Denaturierung am Verbrauchsort. 

Ein weiteres Gutachten befasste sich mit der Versetzung von 
Malz in den Spezialtarif für bestimmte Stückgüter; wir berichteten 
hierüber unterm 14. Dezember an die K. Generaldirektion: 

In Erledigung der Anfrage vom 15. Oktober Nr. 68175 III beehren wir uns 
zu berichten, dass wir über die Versetzung von Malz in den S|>ezialtarif für bestimmte 
Stückgüter eine Umfrage bei unsern Gremien, ferner bei Malzfabriken und Bierbrauereien 
unser» Bezirks, und zwar sowohl bei grösseren wie kleineren Betrieben veranstaltet 
haben. Als Resultat dieser Enquete legen wir neunzehn Einzelberichte im 
Original zur gefälligen Kenntnisnahme bei. 

Wie aus diesen Einzelberichten ersichtlich, gehen die Ansichten über die Zweck- 
mässigkeit oder Notwendigkeit der geplanten Tarifmassnahme ziemlich stark auseinander. 
Wir gestatten uns jedoch als unsere eigene Ansicht noch beizufügen, dass die Krage 
gerade in unserm Bezirk weniger Bedeutung haben dürfte; unser Kreis, Unterfranken, 
produziert selbst sehr viel Gerste, und mit jeder grösseren Brauerei ist eine Mälzerei 
regelmässig in einem Betriebe verbunden. Ausserdem bestehen an verhältnismässig 
vielen Orten noch Malzfabriken, aus welchen jene Brauer, die ihr Malz nicht selbst 
herstellen, ihren Bedarf aus der Nähe zu decken vermögen; vielfach geschieht dies 
mit eigenem Spannfuhrwerk, das ja jeder Brauer besitzt. An diesen Verhältnissen 
dürfte auch die projektierte Tarifmassnahme nichts ändern können; für einzelne Fälle 
wird der Stückgutbezug für Kleinbrauereien immerhin einigen Vorteil bieten, ohne dass 
jedoch Bczugsverschiebungen eintreten werden. Für grössere Betriebe ist die Tarif 
änderung natürlich von gar keiner Bedeutung. Auch mittlere und kleinere Betriebe 
werden, wenn sie über gute Lagerräume verfugen, ihr Malz in der Regel waggonweise 
beziehen, denn Malz behält auch bei längerer, bis zu drei Monat währender guter 
Lagerung seine Qualität. Der Preis für Frankenmalz l>eträgt gegenwärtig ca. 28 Mark 
pro Doppelzentner. 

Über die von der Eisenbahndirektion Hannover beantragte Ein- 
richtung von Ausnahmefrachtsätzen für Quebraeho-Extrakt im 
norddeutsch-bayerischen Seehafentarif berichteten wir unterm 26. August 
an die K. Generaldirektion: 

In Erledigung der Zuschrift vom 20. v. Mts. Nr. 49226 III berichten wir, dass 
sämtliche von uns befragten Interessenten ihr Einverständnis mit einer billigeren 
Tarifierung von Quebraeho-Extrakt erklärt haben. Quebraeho-Extrakt, wie überhaupt 
ausländische Gerbstoffe sind in letzter Zeit bedeutend im Preis gestiegen, sodass das 
Preismissverhältnis zwischen Rohhäuten und fertigem Leder noch vergrössert xvurdc. 
Wir befürworten daher die Einreihung von Quebracho Extrakt unter die übrigen Gerb- 
stoffe des Sechafen-Ausnahme-Tarifs. 

Bisher wurde der Artikel, soweit unsere Informationen reichen, von bayerischen 
Gerbereien meist nicht direkt, sondern aus zweiter Hand bezogen; das Hauptgeschäft 
darin sollen die Fabriken und Mühlen in Benrath und Frankfurt a. M. nach Bayern 
machen. 

Gegen eine Ausdehnung der Ausnahmefrachtsätze auch auf weitere Gerbstoffe, 
wie Mimosa-Extrakte etc. dürfte unseres Erachtens gleichfalls kein Bedenken bestehen^ 

Hinsichtlich einer Änderung der Position Harz des Spez -Tarifs I 
erstatteten wir unterm 26. August folgendes Gutachten an die K. Ge- 
neraldirektion : 

ln Erledigung der Anfrage vom 19. v. Mts. Nr. 49706 III befürworten wir 
nach Umfrage bei Interessenten unseres Kreises den Vorschlag, die österr. -ungarische 
Fassung der Position Harz in den deutschen Teil 1 zu übernehmen und den in ihr 
aufgeführten Harzarten noch Akaroidharz hinzuzufiignn. 
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Was speziell letzteren Artikel anlangt, bemerken wir, dass die Aktiengesell- 
schaft für Maschinenpapierfabrikation in Aschaffenburg zur Leimung des Papieres all- 
jährlich für 20000 bis 25000 Mark Harz verbraucht, welches unter die Gruppe 
„Akaroidharz“ fällt Wie aus dem Marktpreis und dem Verwendungszweck des Ar- 
tikels zu ersehen, verträgt derselbe keine Verteuerung durch Tarifmassnahmen. 

V on «len übrigen billigen Pechsorten hat für unsern Kreis, wie überhaupt für 
Bay ern, wohl am meisten das sog. Rrauerpech Interesse. Die Brauerpeche, meist 
Fichtenpeche oder Kolophonium mit Harzöl vermischt (sog. Traosparentpcche) gehören 
jedenfalls zu den geringeren Sorten von Harzen; sie bewegen sich in der Preislage 
von 14 bis 18 Mark pro Doppelzentner. Um das Braugewerbe vor einer neuerlichen 
Schädigung zu Iwwahren, wäre eine Tariferhöhung entschieden abzulehnen. 

Die Tarifierung von Verbl end st einen wurde von uns in nach- 
stehendem Bericht an die K. Generaldirektion vom 12. Juli behandelt- 

In Erledigung der Anfrage vom 17. Juni Nr. 33289 III berichten wir er- 
gebenst, dass weitaus die meisten der befragten Firmen sich für gleichmässige Tari- 
fierung sämtlicher Sorten von Verblendsteinen nach Spezialtarif III aussprachen. 

Wohl besteht ein Unterschied zwischen gewöhnlichen rohen, d. h. einfach ge- 
pressten und profilierten Verblendsteincn gegenüber glasierten , glatten und profilierten 
Verblendsteinen. Es muss aber konstatiert werden, dass zum mindesten in unserer 
Gegend die feineren Sorten nur selten zur Verwendung kommen und dann zumeist 
gemeinschaftlich mit rohen Verblendsteinen bezogen werden, sodass eine verschiedene 
Klassifizierung beim Wagenladuugsversand , der doch allein in Frage kommt , zu 
grossen Umständlichkeiten hinsichtlich der Mengen- und Gewichtsfestsetzungen der ein- 
zelnen Sorten führen müsste. Die moderne Bauentwicklung ist überdies der Ver- 
hlendstcinindustric absolut nicht günstig, und möchten wir daher auch im Interesse 
dieser Industrie eine Verteuerung einzelner Fabrikate beim Versand nicht empfehlen. 

Auf Veranlassung der Handelskammer Heilbronn richteten wir an 
die K. Generaldirektion folgende Eingabe vom 12. Juli bezüglich Aus- 
scheidung von Kupfervitriol aus dem Verzeichnis der bedingungs- 
weise zugelassenen Gegenstände: 

Nach Nummer XXVI der Anlage B zur Verkchrsordnung der deutschen Eisen- 
bahnen darf Kupfervitriol nur in dichten, mit Einlagcrcifen bezw. Umfassungsbändern 
versehenen Fässern oder Kisten verpackt sein; der Grund ist, dass ein Verstauben 
des Stoffes durch die Fugen nicht eintreten soll. 

Kupfervitriol ist nun in der Neuzeit ein für die Landwirtschaft, namentlich zur 
Bekämpfung von Pilzkrankheiten bei Weinreben und Kartoffeln, sehr wichtiger Aitikel 
geworden. Er wird in grossen Quantitäten, vielfach aber auch in ganz kleinen Pack- 
ungen oder als Beipackung zu andern Waren versandt. Hiebei tritt jedoch die Ver- 
sandbeschränkung sehr hinderlich entgegen. 

Tatsächlich ist ein Verstauben des StofTes auch gar nicht zu befürchten, da 
Kupfervitriol im Handel in der bekannten kristallinischen Form geführt wird, die auch 
bei starkem Rütteln auf dem Versand fast gar keinen Staub absetzt. 

Entsprechend einer Anregung der Handelskammer Heilbronn befürworten wir 
daher, dass Kupfervitriol aus dem Verzeichnis der in Anlage B XXVI der Verkchrs- 
ordnung aufgeführten , nur bedingungsweise zugelassenen Güter ausgeschieden werden 
möge. 

Der darauf unterm 3. September ergangene Bescheid der K. Ge- 
neraldirektion hat folgenden Wortlaut: 

Die seitens verschiedener Handelskammern bei der Generaldirektion der K. Württ. 
Staatseisenbahnen cingebrachten Gesuche um Erleichterung der Beförderungsbedingungen 
für Kupfei vitriol hat diese Stelle ihrem Vorgesetzten Ministerium zur Weitergabe an 
das Reichseisenbahnamt vorgelegt. Wir werden die Angelegenheit im Auge behalten 
und falls für das übrige deutsche Vcrkehrsgebict Erleichterungen in den Beförderungs- 
bedingungen für Kupfervitriol eingeführt werden, wegen eines gleichmüssigcn Vorgehens 
für die K. B. Staalsciscnbahncn die nötigen Schritte tun. Von einer gesonderten 
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Behandlung der Angelegenheit sehen wir im Interesse der Einheitlichkeit der fraglichen 
Bestimmungen ab. 

Die von uns bereits oben (vgl. Kap. III) erwähnte Begünstigung 
der landwirtschaftlichen Genossenschaften, insbesondere die Aus- 
nutzung des Militärtarifs zu ihren Gunsten, wurde vom deutschen 
Handelstag zum Gegenstand einer Enquete gemacht. Unser Bericht an 
den Handelstag vom 21. Oktober lautete: 

Auf ihre geschätzte Rundfrage in „Handel und Gewerbe“ XII. Jahrg. Nr. 1 
vom 1. Oktober 1904 belr. Frachtbegünstigung der Proviantämter etc. teilen wir Ihnen 
ergebenst mit, dass die missbräuchliche Ausnutzung des Militärtarifs zu Gunsten von 
landwirtschaftlichen Genossenschaften oder landwirtschaftlichen Einzellieferanten schon 
seit mehreren Jahren eine ständige Klage der Getreide- und Fouragehändler in unserm 
Kreise bildet Ein belangreiches Geschäft z. B. in Hafer ist unter solchen Verhält- 
nissen für den Handel geradezu unmöglich, da die bayerische Militärverwaltung mit 
allen Mitteln, und nicht zum wenigsten durch den Militärtarif, den direkten Einkauf 
bei den Produzenten und den landwirtschaftlichen Genossenschaften durchzuführen 
sucht, obgleich die Erfahrungen hiebei für den Militärfiskus zum Teil nicht gerade 
günstig waren. 

Der Handelssland fühlt sich durch diese Massnahme naturgemäss zurückgesetzt. 
In gleicher Weise ungünstig und verletzend wirkt übrigens auch der sog. Saalguttarif, 
der gleichfalls der einseitigen Begünstigung der Produzenten und landwirtschaftlichen 
Genossenschaften dient. Die in der Presse konstatierte missbräuchliche Ausnutzung 
dieses Saatgultarifs durch die Fichtelgebirgsgenossenschaft beweist zugleich, dass eine 
solche Frachtvergünstigung für einzelne Klassen von Versendern oder Empfängern zu 
höchst bedenklichen Ausschreitungen führen kann, weshalb eine glcichheitliche An- 
wendung der Frachttarife unbedingt zu fordern wäre. 

Schliesslich erwähnen wir noch, dass wir auf Ersuchen unsers 
Bezirksgremiums Aschaffenburg eine ausführliche Petition der Aktiengesell- 
schaft für Maschinenpapierfabrikation in Aschaffenburg betr. die Tarifierung 
von Seidenpapier unterm 2 . August der K. Generaldirektion unter 
wärmster Befürwortung der vorgetragenen Wünsche in Vorlage brachten. 



Aus mehreren kleineren Städten unsere Bezirks, so aus Neustadt a. S. 
und Gerolzhofen kommen lebhafte Klagen über den Mangel eigener 
Auslade- bezw. Hinterstellungsgleise. Wir bitten, diese Wünsche, die 
uns berechtigt und erfüllbar erscheinen, tunlichst zu berücksichtigen. 



XII. Post, Telegraph und Telephon. 

Die Würzburger Postverhältnisse leiden an dem Mangel 
einer leistungsfähigen und würdigen Zentral-Postansta.lt. Wir erkennen 
gewiss die Bemühungen der Postverwaltung an, durch Dezentralisation 
der Postanstalten auch den äusseren Stadtteilen die Annehmlichkeit einer 
nahen Poststelle zu verschaffen, obgleich auch in dieser Hinsicht — z. B. 
bezüglich der Wiedereröffnung einer Postanstalt am Sanderauer Bahnhof 
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— noch Wünsche bestehen. Jedenfalls können aber die äusseren Post- 
stellen nicht den Mangel einer Zentrale in der innem Stadt ersetzen. 

Wir hätten jetzt den Zeitpunkt für gekommen, wo die Post- 
verwaltung sich unbedingt mit der Frage des Erwerbs bezw. Neubaus 
eines Postgebäudes im Zentrum der Stadt beschäftigen sollte. 
Wir wollen nicht mehr erörtern, ob dies nicht schon längst hätte 
geschehen sollen und ob nicht manche günstige Gelegenheit leider verpasst 
wurde. Jedenfalls ist nunmehr, da der künftige Bestand des Postamts I 
in der Schönbornstrasse sehr fraglich geworden, die Dringlichkeit einer 
Besserung der Postverhältnisse im Stadtzentrum unzweifelhaft. Die kleine 
und primitive Postanstalt im jetzigen Oberpostamtsgebäude am Parade- 
platz kann unmöglich als genügend gelten. Ob für die Postanstalt in 
der Schönbornstrasse ausreichender Ersatz zu finden ist, muss auch als 
unwahrscheinlich bezeichnet werden. Und endlich sind auch die Ver- 
hältnisse des Oberpostamts so beengt, dass bereits seit mehreren Jahren 
mietweise Ergänzungsräume beschafft werden mussten. 

Unter diesen Umständen dürfte sich dringend empfehlen, endlich 
etwas wirklich Ausreichendes zu schaffen: ein würdiges Oberpost- 

amtsgebäude mit einer geräumigen und modern eingerichteten Stadt- 
post-Anstalt im Zentrum von Würzburg. 



Eine Anfrage der K. Generaldirektion über die Versendung von 
Probeblättern neuer Zeitschriften beantworteten wir am 12. Juli in 
folgender Weise: 

In Erledigung geschätzter Anfrage vom J. April Nr. 6440 empfehlen wir die 
Beibehaltung der jetzigen Bestimmungen über die Versendung von Probeblättcm neuer 
Zeitschriften. Gewiss erkennen wir an, dass die kostenlose Verteilung der Probenummern 
von Zeitschriften ein sehr weitgehendes Entgegenkommen seitens der Postvcrwaltung 
für die Verleger bedeutet. Wir halten uns jedoch nicht berufen, Verkehrserschwerungen 
zu befürworten. 



Von einschneidender Wirkung war im Vorjahr die Regelung 
des Zu. stelldienstes und der Schalterstunden der Post- 
anstalten an Sonn- und Feiertagen. Unterm 27. März richtete 
das K. Oberpostamt Würzburg an uns folgende Zuschrift: 

Bei der Beratung des Etats der Einnahmen und Ausgaben der Post- und 
Telegraphenverwaltung für ein Jahr der XXVII. Finanz-Periode ist im Finanzausschuss 
der Kammer der Abgeordneten einhellig der Wunsch ausgesprochen worden, es 
möge im Interesse des Postpcrsonals und zur Sicherung der Sonntagsruhe für die 
Angestellten in Privatgeschäften eine weitere Ausdehnung der Massnahmen in Bezug 
auf die Sonntagsruhe in Erwägung gezogen werden. 

In Würdigung dieser Anregung und im Hinblicke auf die im Gebiete der 
Reichspostverwaltung mit einer weitgehenden Einschränkung des Dienstes an Sonn- 
und Feiertagen gemachten günstigen Erfahrungen hat die höchste Stelle bestimmt, dass 
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mit Wirkung vom i. April lfd. Js. an der Zustcll- und Schalterdienst an Sonn- 
und Feiertagen nach folgenden Grundsätzen durchgeführt werde: 

T. Zustellungsdienst. 

An den Sonntagen und allgemeinen Feiertagen ist künftig nur eine einmalige 
Postzustellung und zwar vormittags auszuführen, welche während des Vormittagshaupt- 
gottesdienstes zu ruhen hat. 

Die Paketzustellung muss bis 12 Uhr mittags beendet sein. 

II. Schalterdienststunden. 

Die Postschaiter sind an den Sonn- und allgemeinen Feiertagen nur an den 
Vormittagen und zwar vor und nach dem Hauptgottesdienste bis 1 Uhr nachmittags 
offen zu halten. 

Hievon wird gemäss Entschliessung der Oeneraldirektion der K. B. Posten und 
Telegraphen vom 25. ds. Mts. Nr. 12498 mit dem Beifügen ergebenst Mitteilung 
gemacht, dass für Würzburg die Schalterdienststunden an Sonn- und Feiertagen in 
nachstehender Weise festgesetzt wurden : 

Vormittags von 8.00 — 9.00 Uhr 
und von il.OO— 12.00 „ 

Nachmittags von 12.00 — 1.00 ,, 

Mit Rücksicht auf die mit den Zügen Nr. 51 und 5b von Nürnberg und 
Frankfurt eintreffenden sehr wichtigen Posten wird die einmalige Briefzustellung in 
Würzburg auf die Zeit von 10.30 — 12.30 Uhr vormittags angesetzt. 

Sollte jedoch für die Interessen der Beteiligten eine Zustellung in der Zeit von 
7.00 — 9.00 Uhr vormittags für zweckmässiger erachtet w-erden, wird um gefällige Kück- 
äusserung ersucht. 

I11 unserer Sitzung vom 7. April referierte unser Mitglied, Herr 
Hellmann, über die Frage, worauf wir am 9. April folgenden Bericht 
an das K. Oberpostamt erstatteten : 

Auf geschätzte Zuschrift vom 27. vor. Mts. beehren wir uns ergebenst mitzu- 
tcilcu, dass unsere Kammer in der Plenarsitzung vom 7. d. Mts. die Neuregelung des 
Zustelldienstes und der Schalterstunden der Postanstallen an Sonn- und Feiertagen zum 
Gegenstand der Beratung gemacht hat. 

Wie hiebei von mehreren Seiten betont wurde, bringt die Einschränkung des 
Zustelldienstes und der Schalterstunden eine nicht unerhebliche Verschlechterung der 
Postverhältnisse mit sich. Insbesondere in kleineren Plätzen des Kreises bezw. bei 
ungünstigen Eisenbahnverhältnissen wurde geklagt , dass die nur einmalige Zustellung 
an Sonn- und Feiertagen sich unangenehm fühlbar mache und dass auch der Schaltcr- 
schluss um 1 Uhr in diesen kleineren Plätzen nicht harmoniere mit dem allgemeinen 
Geschäftsschluss, der dort erst nachmittags um 4 Uhr cinlritt. Trotzdem erklären 
wir uns aus sozialen Gründen . um auch den Beamten und Bediensteten der Post- 
unstaltcn die Vorteile der Sonntagsruhe zu Teil werden zu lassen, mit einer Ein- 
schränkung des Zustcll- und Schalterdienstes an den Sonn- und allgemeinen Feiertagen 
einverstanden. 

Hingegen hat sich die Ansetzung der einmaligen Briefzustellung in Würzburg 
auf die Zeit von 1 o*/ 2 bi* ,2, /a a l s unzweckmässig und unzuträglich erwiesen. Die 
Briefschaften kommen durchweg zu spät in die Geschäfte, um daraufhin noch ant- 
worten oder sonstwie disponieren zu können; namentlich ist ein Paketversand auf 
dringende Bestellung so gut wie ausgeschlossen. Wir halten daher eine Verlegung der 
Briefzustellung auf die Frühstunden von 7 bis 9 Uhr für geboten. Selbst wenn auch 
zu dieser Zeit die allerdings wichtigen Posten der Züge Nr. 5! und 56 von Nürnberg 
und Frankfurt nicht mehr mitbestellt werden können, so ist doch die Frühzustellung 
vorzuzichcn. Erfahrungsgemäss bringt der erste Bcstcllgang weitaus den grössten Teil 
der Post, und cs ist wichtig, dieses Gros der Post wirklich früh zu haben, damit bei 
Öffnung der Geschäfte um 1 1 Uhr sofort eine Bearbeitung des Einlaufs begonnen 
werden kann. Wir ersuchen daher dringend, die Zustellung an Sonn- und Feiertagen 
wieder in der Zeit von 7 bis 9 Uhr wie bisher zu betätigen. 

Des weitern ist zwar nicht durch direkte Mitteilung an uns, aber durch Be- 
kanntmachung in der Presse verfügt worden, dass der Nachmittag-Schalterschluss auch 
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an den sogcnannteu Feiertagen zweiter Ordnung, nämlich an Mariä Lichtmess, St. Jo- 
seph. Mariä Verkündigung. St. Johannes d. T., St. Peter und Paul, St. Kilian, Mariä 
Geburt und Mariä Empfängnis, statt finden soll. Wir gestatten uns, darauf aufmerksam 
zu machen, dass diese Tage keine allgemeinen Feiertage sind, dass auch an ihnen 
das Offenhalten der Läden und Geschäfte nachmittags unbeschränkt erlaubt ist Unter 
diesen Verhältnissen und zumal auch fast allgemein angestrebt wird, dass diese Feier- 
tage überhaupt aufgehoben bezw. auf die nächstliegenden Sonntage verlegt werden 
sollen, können wir uns nicht damit einverstanden erklären, dass die Post den Feier- 
tagscharakter dieser Tage durch absoluten Schalterschluss am Nachmittag noch bestärkt. 
Wir ersuchen vielmehr, mindestens die seitherige Einrichtung, d. h. den Schalterdienst 
von 6 — 7 Uhr abends beizubchalten. Es ist dies im Interesse jener Geschäfte, welche 
an den genannten Feiertagen zweiter Ordnung arbeiten lassen, gewiss wünschenswert, 
um die Postaufgabe von Briefschaften, Paketen etc. zu ermöglichen. 

Unsere Vorstellung hatte teilweisen Erfolg, wie aus folgender Zu- 
schrift des K. Oberpostamts vom 22. April hervorgeht 

Auf die nebenbezcichncte schätzbare Zuschrift beehrt man sich ergebenst mitzu- 
teilen, dass ab 17. April der Beginn der einmaligen Postzustellung in Würzburg an 
Sonn- und Feiertagen auf 6,45 vormittags festgesetzt wurde. 

Dein Wunsche , an den sogenannten Feiertagen zweiter Ordnung die Post- 
schalter von 6—7 Uhr nachmittags offen zu halten, vermag bedauerlicherweise eine 
Folge nicht gegeben zu werden, da die Gcneraldirektion der K. Bayerischen Posten 
und Telegraphen mit Entschüessuug vom 25. Marz 1904 Nr. 12498 die Schalterdienst- 
stunden an sämtlichen Feiertagen auf die Zeit von 8 — 9 Uhr und von 11 — I Uhr 
beschränkt hat und nach § 27 Ziff. III der Postordnung für das Königreich Bayern 
eine Ausnahme nur für diejenigen Orte zugelasscn ist, an welchen die Feiertage zweiter 
Ordnung nicht gefeiert werden. 



In mehreren Fällen verwandten wir uns für Verbesserung der 
Telephon Verhältnisse. So richteten wir unterm 25. Mai folgende 
Vorstellung an das K. Oberpostarat bezgl. der Fernsprechverbindung 
Würzburg — Mannheim : 

Von hiesigen Finnen wird geklagt, dass die telephonische Verbindung von Würz- 
burg nach Mannheim dauernd ungenügend sei; der Grund liegt hauptsächlich wohl an 
der Verkchrsleitung über Nürnberg. Da in der Tat ein grosses Interesse vorlicgt, die 
Fernsprechverbindung von Würzburg nach dem nächsten Kheinhafcn und wichtigen 
Handelsplatz Mannheim prompt und ungestört zu erhallen, bitten w r ir um geneigte 
Massnahmen zur Förderung dieses Verkehrs bezw. zur Abhaltung von Verzögerungen 
oder Störungen dör telephonischen Verbindung. 

Das K. Oberpostaint antwortete darauf am 6. Juni, dass der 
telephonische Verkehr jetzt von Würzburg nach Mannheim über Lud- 
wigshafen, teilweise auch über Tauberbischofsheim, jedoch nicht mehr über 
Nürnberg geleitet werde und dass seitdem keine Klagen mehr ein- 
gelaufen seien ; Versuchsgespräche haben ergeben , dass auf bayerischer 
Seite keinerlei Störungsursachen mehr entdeckt werden konnten. 

Wir wandten uns ferner bezüglich der Nachrichtenstelle in 
Würzburg mit folgender Eingabe vom 12. August an das K. Ober- 
postamt. 

Bei telephonischem Anruf der Nachrichtenstelle dahier an Vormittagen wird 
dieselbe, namentlich in verkehrsreicher Zeit , fast regelmässig als belegt gemeldet. Es 
entstehen dadurch nicht nur Verzögerungen in der Telegrammaufgabe, sondern cs 
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werden auch Störungen in den Geschäftsgang gebracht , da es doch leicht übersehen 
werden kann, die Nachrichtenstelle später nochmals anzurufen. Einerseits geschäftliche 
Nachteile, anderseits verringerter Tclegrammverkehr sind die Folgen dieses Zustandes. 

Nachdem der Andrang an Vormittagen so gross au sein scheint, bitten wir, 
durch Anstellung eines weiteren Beamten Remedur au schaffen. 



Auf Wunsch von Interessenten befürworteten wir endlich den An- 
schluss von Zell in gen an das Telephonnetz mit folgender Eingabe an 
das K. Oberpostamt vom io. November: 

Aus Interessentenkreisen wurde uns der Wunsch vorgetragen, dass der Ort 
Zellingen a. M. Anschluss an das staatliche Fernsprechnetz erhalten möge. Zellingen 
hat bis jetat weder eine öffentliche noch eine gemeindliche Telephonstclle noch auch 
eine Teilnehmerstelle, obgleich der Ort (insbesondere mit Kinbeaiehung des gegenüber- 
liegenden Dorfes Retzbach) sicherlich grössere Verkehrsbedeutung besitzt als zahlreiche 
kleinere Orte, welche schon länger den Telephonanschluss gemessen. Zellingen und 
Retzbach stehen in regen Beziehungen einerseits au den nahe gelegenen Städten Würz- 
burg und Karlstadt , anderseits zu den Orten des ziemlich bedeutenden ländlichen 
Hinterlandes. Der Handel mit landwirtschaftlichen Produkten (wie Getreide und Wein) 
ist ein lebhafter; auch besteht in beiden Orten eine Anzahl von Kanfmannsgeschäften. 
Wir unterstützen daher den Wunsch dei dortigen Bevölkerung und bitten ergebenst, 
für den Ort Zellingen und bezw. auch für Reizbach Telephonanschluss bewirken zu 
wollen. 



An frequenten Verkehrsstellen wäre die Einrichtung von Telephon- 
Automaten wünschenswert. So würde es sich z. B. gewiss empfehlen, 
im Hauptbahnhof Würzburg, etwa in Verbindung mit der Eisenbahn- 
Auskunftsstelle, einen sulchen Telephon-Automaten anzubringen. Es würde 
hiedurch dem reisenden Publikum der ziemlich weite Weg zum Post- 
amte am Bahnhof erspart und dem Mangel einer Telephongelegenheit 
im Bahnhofsgebäude selbst abgcholfen. 



In kleineren Orten wird cs — wie verschiedene Berichte an uns 
konstatieren — vielfach peinlich empfunden, dass die öffentlichen Sprech- 
stellen sich ohne Isoliervorrichtung einfach in den allgemeinen Post- 
bureaus befinden. Gerade bei den engeren und schärferen persönlichen 
und geschäftlichen Verhältnissen solcher kleinerer Plätze wäre die durch- 
gängige Anbringung von Telephon-Isolierkästen empfehlenswert. So 
mancher, der gerne das Telephon benützen möchte, wird durch die 
Rücksicht auf die allzu weit aufgefasste „Öffentlichkeit“ der betr. Sprech- 
stelle davon abgehalten; die bessere Isolierung für Telephon-Gespräche 
würde also auch die Frequenz heben. 



Für die Telephonabonnenten an kleineren Plätzen ist es ferner 
vielfach recht misslich, dass der Post- bzw. Telephondienst um die 
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Mittagszeit stundenlang geschlossen ist. Die Zulassung des Orts zum 
Gespräch mit grösseren Plätzen (z. B. Berlin) wird dadurch vielfach illu- 
sorisch, zumal wenn die Zulassung an die sog. verkehrsschwache Zeit 
geknüpft ist. Die Anknüpfung von Gesprächen ist in manchen Fällen 
dadurch ganz unmöglich gemacht, weil die betr. Postanstalt zur verkehrs- 
schwachen Zeit auch nicht oder nur kurze Zeit Dienst versieht. 



XIII. Wasserstrassenverkehr. 

Wie in den Vorjahren bildete die Förderung des Wasserstrassen- 
verkehrs eine der wichtigsten Aufgaben unserer Kammer. In offizieller 
Weise beteiligten wir uns insbesondere an der Hauptversammlung des 
bayerischen Kanalvereins in Landshut; des weiteren nahm der 
Sekretär unserer Kammer an der Hauptversammlung des deutschen 
Zentralvercins für Hebung der Fluss- und Kanalschiffahrt in Berlin am 
2g. Februar teil und trat dort auftragsgemäss gegen die Einführung von 
Schiffahrtsabgaben auf freien Strömen ein. Zu gleichem Behufe 
delegierten wir unser Mitglied Herrn Direktor Kahle sowie den Kammer- 
sekretär zu einer Versammlung von Rheinschiffahrtsinteressenten in Mainz, 
wobei wir wiederum entschieden gegen die Belastung des Schiffahrts- 
verkehrs durch Abgaben eintraten. 

Auch an dieser Stelle wollen wir nicht versäumen, uns nochmals 
nachdrücklichst gegen die fiskalische Fesselung der Wasserstrassen aus- 
zusprechen. Das Projekt der Wiedereinführung von Schiffahrtsabgaben 
ist ein geradezu unbegreiflicher Rückschritt zu einer Verkehrspolitik und 
zu einer Auffassung der wirtschaftlichen Bedeutung des Wasserstrassen- 
verkehrs, mit der im 20. Jahrhundert doch endgiltig gebrochen sein 
sollte. Für unser Gebiet würde die Wiedereinführung von Schiffahrts- 
zöllen die Hoffnungen auf jenes grosse Projekt, von welchem wir eine 
wirklich hervorragende Förderung unserer bayerischen Volkswirtschaft er- 
warten, die Durchführung einer Grossschiffahrtsstrasse auf dem Main und 
zur Donau, bedeutend schmälern. 

Die Hoffnungen auf Verwirklichung dieses grossen Projekts sind 
freilich auch recht gedrückte geworden. Noch immer steht der Ab- 
schluss des Staatsvertrags aus, der für die Weiterführung der 
Mainkanalisation über die bayerische Grenze zunächst bis Aschaffen- 
burg die Vorbedingung ist. Es ist tief bedauerlich, dass heute noch im 
Deutschen Reich dem freien Verkehr auf einer gemeinschaftlichen 
Wasserstrasse künstliche Hemmnisse aus partikularistischen Gründen be- 
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reitet werden, dass überhaupt so egoistische Forderungen wie Festlegung 
der Eisenbahntarife und Kanalgebühren gestellt werden, um einen ent- 
wickelungsfähigen Schiffsverkehr möglichst zu unterdrücken. 

Dass der Mainverkehr entwickelungsfähig ist, das erkennt man — 
wenn es wirklich noch eines Beweises dafür bedürfte — gerade aas 
dem hartnäckigen Widerstand , der von den „glücklichen Besitzern“ der 
kanalisierten Untermainstreckc dem Projekt der Kanalweiterführung ent- 
gegengesetzt wird. Von der bayerischen Staatsregierung ist seinerzeit, 
bei der Kanalisierung des Untermains, das weiteste und liberalste Ent- 
gegenkommen gezeigt worden ; nun wäre es wahrlich auch am Platze, 
von der Gegenseite die „bundesfreundliche Gesinnung“ zu erweisen, die 
man doch mit Fug und Recht in einer Frage von so allgemeiner Be- 
deutung erwarten darf. 

Der Mainverkehr der bayerischen Strecke hat sich im Laufe der 
letzten Jahre erfreulich entwickelt. Wenn auch der Verdienst der 
Schiffer selbst immer noch ein recht karger bleibt, so ist doch zu kon- 
statieren, dass weit häufiger als früher Fahrten unternommen werden. 
Dies beweist auch die steigende Verkehrsziffer der staatlichen Main- 
Ketten-Dampfschiffahrt, die pro 1903 zum ersten Male mit einem gar 
nicht unbeträchtlichen Überschuss abschloss. Die Ergebnisse pro 1904 
stehen noch nicht völlig fest; allerdings hat der niedrige Wasserstand 
im Sommer und der frühe Schiffahrtsschluss im Spätherbst gewiss die 
Schiffahrt im Berichtsjahr beeinträchtigt, doch dürfte in Berücksichtigung 
dieser sehr ungünstigen Bedingungen der Verkehr sich doch verhält- 
nismässig wieder gut entwickelt haben. Durch die Neuregelung der 
Kcttenschlepptarife zu Anfang des Jahres 1905 sind allerdings einige 
Erleichterungen, aber nur geringfügiger Natur, gewährt worden. Als 
Wünsche zur Hebung des Mainverkehrs bestehen fort die Ermässig- 
ung der Schlepptarife, insbesondere für Massengüter und bei Be- 
rechnung des Leerraums, ferner die Gewährung günstiger Eisen- 
bahn um sch lag tarife, wie sie von der bayerischen Bahn Verwaltung 
den ausserbayerischen Hafenstationen längst bewilligt werden mussten, 
den einheimischen Mainumschlagplätzcn aber noch Vorbehalten blieben, 
endlich die Weiterführung der Main kette bis Schweinfurt, event. 
Bamberg. 

Von den Schiffern wird weiter noch die Anlage eines Sicher- 
heitshafens inmitten der Mainstrecke Wiiizburg — Aschaffenburg ge- 
wünscht, ein Vorbringen, das uns im Hinblick aul die Länge dieser Strecke 
durchaus berechtigt erscheint. Der einzige bisher auf der Strecke be- 
stehende Zufluchtshafen, jener in Wertheim, ist seiner Lage wegen nicht 
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für alle Verhältnisse benutzbar; es wäre gewiss ein verdienstvolles Werk 
der bayerischen Regierung, für die Anlage eines Hafens an einem ge- 
eigneten Platze Sorge zu tragen. 

Schliesslich ist noch ein erfreuliches Ereignis lokaler Art im Be- 
richtsjahr zu verzeichnen: die Eröffnung des städtischen Lager- 
hauses in Würzburg, das — nach den Erfahrungen im seitherigen 
kurzen Betrieb zu schliessen — den darauf gesetzten Erwartungen des 
Handels entspricht. 

Die Frage der Donau- Umschlag tarife wurde in unserer 
Sitzung vom 13. November verhandelt, wobei Herr Eck folgendes Re- 
ferat erstattete : 

Von verschiedenen Seiten, insbesondere von der Handelskammer Frankfurt a. M., 
wurde bei der Kammer beantragt, gegen die Tarif massnahmen der bayer. Staatseisen- 
bahnen, wodurch die süddeutsche Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft im Gegensatz 
zur österreichischen Gesellschaft privilegiert werde, Stellung zu nehmen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die einseitige Tarifbegünstigung einer Schiff- 
fahr Urgesellschaft den an diesem Verkehr interessierten Industrie- und Handelskrisen 
nicht dient. 

Der vorliegende Fall ist aber darum von einem anderen Gesichtspunkte zu 
l>eurteilen f weil die einschlägigen deutschen Bahnverwaltungen, wie von Anbeginn leicht 
zu erraten und inzwischen auch durch die Auslassungen des bayr. Verkchrsministcrs 
im Finanzausschuss der Kammer bestätigt, die Massregel nur ergriffen haben, um damit 
einen Druck auf die österr. Bahnverwaltungen auszuüben, welche zuerst derartige Aus- 
nahmetarife schufen, die nur im Verkehr mit der Österr. D.-D.-G. Geltung haben. 
Nachdem dieses Institut sich ohnehin einer bedeutenden finanziellen Unterstützung 
seitens jenes Staates erfreute, so ist damit dieser österreichischen Gesellschaft eine 
dominierende Stellung im Donauverkehr bislang gesichert und anderen Unternehmungen 
unmöglich gewesen, in einen erfolgreichen Wettbewerb einzutreten. Das Vorgehen der 
deutschen Bahnverwaltungen zielt also darauf ab, eine freie Entwicklung des Donau- 
Schiffsverkehrs zu ermöglichen, und ist daher umsomehr zu begrüssen, als jener Verkehr 
einer namhaften Verbesserung durchaus fiihig und alier auch bedürftig ist. 

Ob der eingcschlagcne Weg der allein richtige ist oder ob das Endziel sich 
auch ohne einen die Handelsbeziehungen störenden möglichen Tarifkampf hätte erreichen 
lassen, ist eine in zweiter Reihe zu erörternde Frage, welche ohne nähere Anhaltspunkte 
als die zu Gebote stehenden nicht zu entscheiden ist, sodass eine abfällige Kritik 
einstweilen wohl besser unterbleiben dürfte. 

Angesichts dieser Sachlage erscheint es nicht angezeigt, im Sinne jener Regens- 
burger und Budapcster Interesseutcngruppcn sowie der Handelskammer in Frank- 
furt a. M. Schritte zu tun. 

Es mögen die Genannten vielmehr ihren Einfluss dahin zur Geltung bringen, 
dass zuerst in Österreich die ungleiche Behandlung der einzelnen Schiffahrtsuntcrnch- 
mungen aufgehoben wird; die deutschen Bahnen werden zweifellos alsdann auch wieder, 
wie schon seither, ein Gleiches tun, und erst wenn diese Annahme sich nicht erfüllen 
sollte, ist für die diesseitige Kammer der Augenblick gekommen, dahin zu wirken. 

Unsere Kammer ging aus diesen Erwägungen vorläufig über die 
Angelegenheit zur Tagesordnung über. 



Auf Anregung aus Interessentenkreisen wiederholten wir unterm 
18. November unsere Bitte um Ausbau des Kranenkais in Würzburg 
mit folgender Eingabe an den Stadtmagistrat Würzburg: 
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Aus hiesigen Interessentenkreisen wird uns wiederholt der Wunsch geäussert, 
dass der Krancnkai ausgebaut werden möge. Es wird dies namentlich deshalb ge- 
wünscht, um einen geeigneten Platz für das Aus- und Einladen von sog. Handgütern 
aus bezw. in das Schiff zu erhalten. Es handelt sich hiebei namentlich um solche 
Waren, für die das städtische Lagerhaus nicht in Frage kommt, wie Baumaterialien 
und dergleichen. 

Unseres Wissens besteht bereits ein generell ausgearbeitetes Projekt für den 
Ausbau bezw. die Umgestaltung des Kranenkais als Handelskai. Am notwendigsten 
aber — und darauf zielen auch die erwähnten Wünsche aus Interessentenkreisen direkt 
hin — wäre zunächst die Fortführung der Kaimauer bis zur Luitpold brücke, um das 
dortige Terrain für Schiffladezwecke nutzbar machen zu können. 

Wir unterbreiten verehrlichem Stadtmagistrat diese Wünsche mit der Bitte um 
gütige Würdigung. 

Der Stadtmagistrat gab hierauf unterm 2 5. November folgende 
Antwort : 

Auf geschätzte ncbenal legierte Zuschrift beehren wir uns zufolge Kollegial- 
beschlusses vom heutigen mitzuteilen, dass die Frage des Ausbaues des Kranenkais 
bereits wiederholt Gegenstand eingehender Erörterungen gebildet hat und dass wir be- 
reits im Jahre 1899 ein diesbezügliches Projekt ausarbeiten liessen. 

Ein den modernen Verkehrsbedürfnissen entsprechender uud insbesondere den 
Gleiscanschluss an den Staatshafen, das neue Zollgcbäude und das städtische Lager- 
haus ermöglichender Auslade- und Lagerplatz kann nur mit einem Aufwand von 
350000 Mk. (ohne Gleiseanschluss 250000 Mk.) hcrgestellt werden. 

Zu derartigen Aufwendungen fehlen jedoch zur Zeit vollständig die Mittel ; auch 
erscheint es dringend veranlasst, zunächst die Entwicklung des Handels- und Schiff- 
fahrtsverkehrs durch das erst vor wenigen Monaten in Betrieb genommene städtische 
Lagerhaus, sowie durch das zu errichtende neue Zollamtsgebäude abzuwarten. 

Es wäre unseres Erachtens durchaus unzweckmässig, etwa jetzt mit erheblichen 
Kosten ein provisorisches Flick werk behufs Ausladung der Handgüter zu schaffen, da 
die dadurch erwachsenden Kosten umsonst ausgegeben wären. 

Wir werden die Frage des Kranenkaiausbaucs auch künftighin im Auge be- 
halten und zu geeigneter Zeit das Nötige veranlassen. 
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B. Bericht über die wirtschaftliche 

Lage. 

(Gutachten, Ansichten und Wünsche aus Interessenten- 
kreisen.) 



Wir geben die cingelaufenen Berichte im folgenden vollständig objektiv 
wieder und haben uns bei allcnfallsigcn Änderungen auf das Allernotwcndigstc beschränkt, 
sodass in vielen Berichten auch Ansichten zur Geltung gelangen, welche 
von der Kammer nicht geteilt werden; wir müssen daher die Verant- 
wortlichkeit für diese Äusserungen und Wünsche den betreffenden Einsendern 
überlassen. — Die den Berichten vorangestellten Ziffern bedeuten Tag und Monat der 
Einsendung im Frühjahr 1905. 



Allgemeiner Teil. 



I. Getreide, Müllerei. 

Bericht einer Getreidegrosshandlung in Würzburg. (23. III.) 

Die letzte Ernte war sehr von der Witterung begünstigt und 
brachte in allen Getreidearten ausgezeichnete Qualitäten, quantitativ aber 
einen Ausfall bis zu 30 Prozent. 

Das Gerste n -Geschäft begann früher wie gewöhnlich, weil diese 
ihrer Trockenheit wegen zur Anfangsmälzerei verwendet werden konnte 
und Brauereien wie Mälzereien ihren Bedarf möglichst frühzeitig zu 
decken bemüht waren, wohl mit Rücksicht darauf, dass Österreich-Ungarn 
bei nur untergeordneten Qualitäten quantitativ ebenfalls eine schlechte 
Ernte hatte. 

Wenn nun auch infolge der regen Nachfrage die Gerstenpreise 
von Mk. 8. — bei Beginn bis zu Mk. 9. — gegen Ende der Saison 
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stiegen, so kann von einem befriedigenden Verlauf des Geschäfts doch 
nicht die Rede sein, weil einerseits die Konsumenten die stetig steigenden 
Preise nur zögernd bewilligten, anderseits der erwähnte Emteausfall den 
Einkauf erschwerte und den Umsatz beschränkte. 

Auch die Preise der anderen Cerealien erfuhren im Verlauf 
der Saison eine nennenswerte Steigerung und zwar: 

Weizen von anfänglich Mk. 8.35 bis Mk. 9.25 

Roggen „ „ „ 6.— „ „ 7.— 

Hafer „ „ „ 7. — „ „ 7.50 

Das am 1. Juli cröffnete Würzburger Lagerhaus entspricht 
den gestellten Anforderungen und haben auch die Rangiergebühren eine 
entsprechende Ermässigung erfahren. 

Die früher wiederholt gerügten Misstände wie die Konkurrenz 
der Gastwirte und namentlich der den Händler fast vollständig aus- 
schaltende Einkaufsmodus der Militärverwaltungen bestehen 
unverändert fort In letzterer Beziehung suchte sich die Reichsregierung 
im Reichstag zu rechtfertigen, aber die Ausführungen des militärischen 
Vertreters sind durchaus nicht stichhaltig; er meinte, die Militärverwaltung 
verfahre beim Einkauf in der Überzeugung, dass sie am besten und 
billigsten direkt vom Produzenten kaufe. Allerdings musste er gleich 
zugestehen, dass mit den Genossenschaften schlechte Erfahrungen gemacht 
wurden, da die Verwaltung derselben zu teuer sei, was zur Verteuerung 
der Ware führe. — Das einzig Richtige — wenn man von dem Stand- 
punkt „Gleiches Recht für Alle“ ausgeht — wäre doch wohl, man 
kaufte den Militärbedarf durch Submission vom Wenigstnehmenden, 
ganz gleich, ob vom Händler oder Bauer! Beide sind ja dem Staat 
auch steuerpflichtig. 

Jahresbericht eines Mühlenbetriebes in Kitzingen a. M. (8. IV.) 

Mit den mittleren und kleinen Getreidemühlen unseres Bezirkes 
geht es stetig bergab, und alle Hoffnungen auf Besserung, alle Mühe 
dazu sind vergebens. Selbst der bcsteingerichtetstc automatische Klein- 
betrieb kann gegen die Konkurrenz der grossen Handelsmühlen nicht 
mehr ankämpfen. 

Früher wurde ausschliesslich Frankenweizen vermahlen, der sich 
guten Rufes erfreut. Die Mühlen konnten direkt von den umliegenden 
Produzenten, Bauern und Gütern kaufen und hatten dadurch einen 
kleinen Vorteil gegenüber der entfernten Konkurrenz, die zum Teil auch 
darauf angewiesen war. Dann kamen aber die rheinischen Getreide- 
mühlen mit ihrem aus amerikanischem Weizen erzielten Mehl, das 
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bedeutend mehr Kleber hat als das der fränkischen Provenienz. Der 
Kleber bedingt das Treiben des Backwerks; der Teig geht mehr aus- 
einander, es wird lockeres, leichtes Backwerk erzielt. Kleberreiche Mehle 
erleichtern daher dein Bäcker bedeutend das Handwerk, er braucht sich 
weniger Mühe zu geben und hat grossen Vorteil dadurch, dass er schön 
aussehendes grosses Weissbrod erzielt. Dadurch sind die Bäcker ver- 
wöhnt, und es ist nicht mehr möglich, reines Frankenweizenmehl abzu- 
setzen. Der Müller ist gezwungen, bis zur Hälfte ausländische Prove- 
nienzen, in der Hauptsache wie gesagt amerikanische, mitzuvermahlen, 
die ihm naturgemäss viel teurer kommen als den grossen Handelsmühlen, 
die in grossen Schiffsladungen viel vorteilhafter beziehen und das Getreide 
direkt aus den Schilfen auf mechanischem Wege in ihre Silos verbringen 
können und damit bedeutenden Arbeitslohn sparen. 

Die Mehle der rheinischen Mühlen sind bei weitem nicht so weiss 
als die unserer einheimischen guten Mühlen, jene Mehle differieren um 
eine Nummer, mindestens um eine halbe, aber sic sind wie gesagt back- 
fähiger und ausgiebiger und auch oft billiger, als der Sclbstkostcnpunkt 
des hiesigen Müllers beträgt. Sie werden also vom Bäcker vorgezogen, 
der den doppelten Vorteil gar bald herausfindet. 

Wie die Tatsachen zeigen, bestehen auch noch gute alte, gut 
fundierte Firmen der Mühlenbranche, der grösste Teil der kleinen 
Wasser- und Bachmühlen liegt längst still, und der Rest wird bald nach- 
folgen, wenn die Besitzer das letzte zugesetzt haben. 



II. Gärtnerei. 

Bericht des Fränkischen Gartenbauvereins, (i. II.) 

Für den Gemüsebau brachte der abnorm trockene Sommer 
1904 vermehrte Arbeit und grösseren Kostenaufwand durch intensiveres 
Bespritzen der Pflanzen. Eine mittlere Gärtnerei, welche sonst für das 
Begiessen der Gewächse 100 — 1 20 Mk. Auslagen hatte, verbrauchte in dem 
letzten Jahre schon eine Summe von mehr als 300 Mk. Der trotz 
vermehrter Arbeit quantitativ geringere Ertrag wurde jedoch durch etwas 
höhere Preise annähernd ausgeglichen, so dass das „Geschäft“ ungefähr 
dem des Vorjahres gleich ist. Einen grossen Ausfall erlitten die Gärtner 
durch den Misswachs an Weiss- und Rotkraut, von welchem rund 30 
Waggons aus Holland zum Preise von 5 Mk. pro Zentner bezogen 
werden mussten. 

Schwere Klagen erheben fortgesetzt in den letzten Jahren die 
Gurkenzüchter über die erlittene Schädigung ihrer Pflanzen durch den 
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Gurkenpilz (Peronospora recte Pseudoperonospora Cubensis), welcher 
bis vor kurzem nur in Nordamerika krankheitserregend auftrat und von 
da nach Russland, Ungarn und Deutschland verschleppt worden zu sein 
scheint. In diesen Ländern trat diese Blattkrankheit etwa seit 1900 oft 
in schreckenerregender Weise auf, so dass nach einem Berichte von 
Prof. Lin hart in manchen Züchtereicn der Schaden an Früchten zirka 
80 ®/ 0 betrug. Diese Angabe stimmt mit den Erfahrungen einer Würz- 
burger Gurkentreiberei überein, welche anfangs der 90er Jahre aus 
400 Mistbeetfenstern täglich 400 — 500 Stück Gurken erntete, jetzt aber, 
heimgesucht von dieser Fleckenkrankheit der Blätter, diesen Ertrag kaum 
aus 1000 Beeten erzielen kann. Nachdem man in Ungarn mit dem 
rechtzeitigen Bespritzen der Pflanzen mit einer I — 1 '/ 2 ° u 'gen Bor- 
deauxbrühe ein sicheres Schutz- resp. Bekämpfungsmittel erkannt hat, 
dürfte sich auch in unseren Treibereien die allgemeinere Anwendung 
dieses bewährten Vorbeugungsmittels empfehlen. Die bisher un- 
genügenden oder auch misslungenen Resultate dürften sicher auf das 
zu spät vorgenommene Bespritzen zurückzuführen sein, denn bespritzt 
muss werden, ähnlich wie bei der Peronospora der Reben, bevor noch 
der Pilz sich zeigt, und die Bespritzung muss in zirka 14 Tagen wieder- 
holt werden. Ferner sollte das Kraut sorgfältigst gesammelt und verbrannt 
werden, wodurch die Überwinterungsorgane des Pilzes, die Oosporen, 
die sich vorzüglich in den Blättern entwickeln, vernichtet werden. 

Leider treten neben diesem Pilze noch „Erdfloh - ähnliche“ In- 
sekten verheerend wirkend an dem Gurkenkrautc auf. Die bis jetzt von 
den Gärtnern angewendeten Bekämpfungsmittel haben sich als unwirk- 
sam erwiesen. Die Gurkenzüchter würden es dankbarst begrüssen, wenn 
seitens der staatlichen Pflanzenschutz-Station die Schädlinge bestimmt 
und den Gärtnern sichere Bekämpfungsmittel an die Hand gegeben 
würden. 

Das völlige Verschwinden der Veilchentreiberei, welche in 
der „stillen Zeit“ von Oktober-Februar/März mancher Gärtnerei Tausende 
einbrachte (eine einzige Gärtnerei erzielte in einem guten Jahr von etwa 
einer Million Veilchenblumen eine Einnahme von zirka 3300 Mk.), wird 
der Einführung der Sonntagsruhe und der Unterdrückung des Blumcn- 
hausierens zugeschrieben. Dieser empfindliche Ausfall dürfte sich einiger- 
massen beschränken lassen , wenn die beteiligten Gärtnereien den nicht 
unberechtigten Wünschen der Bindegeschäfte mehr entgegenkommen 
würden. Diese verlangen jetzt gebündelte, langstielige Ware, 
meist 50 Stück Blumen mit Blättern umbunden , die sofort verarbeitet 
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werden können, während die Veilchen meist nach alter Gewohnheit „ge- 
rupft“ und durcheinandergeworfen angeboten wurden. Das Auslesen und 
Bündeln der knapp gezählten Blumen macht der Binderei aber zu viel 
Arbeit und Zeitverlust, so dass den Veilchentreibereien bei entsprechen- 
dem Entgegenkommen und bei Anpflanzung der neueren, vom Publikum 
begehrten Sorten wenigstens ein teilweiser Ersatz geboten würde. 

Das Blumengeschäft blieb sich im allgemeinen auch gleich wie im 
Vorjahre ; selbst getriebene Flieder, Schneeball, Prunus, Maiblumen waren 
sehr schön entwickelt und erzielten gute Preise. Dagegen war die an 
der Riviera eingetretene Kälte ein schwerer Schlag für die Blumen- 
geschäfte, welche das von dort gewohnt bezogene Material schwer ver- 
missten. Rosen gab es nur bis anfangs Januar zum dreifachen Preis, 
und diese alle waren innen schwarz, also erfroren. Soweit noch Blumen 
geliefert wurden, mussten hohe Preise gezahlt werden. Narzissen, Veil- 
chen, Frensien, Nelken wurden Ende Januar das Dutzend (Blumen, 
nicht etwa Pflanzen) mit 4 Mk. bezahlt 

Von allen Gärtnern wird der angeregte Bahnhotbau in der San- 
derau sehr gewünscht wegen grosser Ersparnis an Transportkosten. 

Bericht einer Kunst- und Handels-Gärtnerei in Würzburg. 

(14. I.) 

Das Geschäft war im grossen und ganzen zufriedenstellend. Topf- 
pflanzen, besonders krautartige, waren stark begehrt und fanden schnellen 
Absatz. Das Geschäft mit dekorativen grünen Pflanzen dagegen ging 
noch mehr zurück. Die Binderei hielt mit dem Vorjahre gleichen Stand. 
Blumen und Bindematerial waren mit Ausnahme der sehr heissen und 
trockenen Monate schön und reichlich vorhanden. Die Zustellung der 
Sendungen von Frankreich und Italien war eine prompte, nur die Weih- 
nachtstage hatten einige Verspätungen der Colli zur Folge. 

Weiterer Bericht aus der gleichen Branche von Würzburg. 

Die Geschäftslage im verflossenen Jahre war nicht besonders gut 
zu nennen, obwohl der erste Teil des Jahres sich günstig anliess. Die 
in gewöhnlichen Zeiten nur auf einige Sommermonate sich erstreckende 
Geschäftsstille dehnte sich mit kurzer Unterbrechung der Allerheiligen- 
woche fast bis Anfang Dezember aus , von wo ab der Geschäftsgang 
wieder ein flotter war. Das Geschäft mit Topfpflanzen, auch grösseren, 
hauptsächlich Palmen, Fliederstöcken, war ein gutes. Die Nachfrage 
nach den bestbekannten „Würzburger Treibveilchen“ war in diesem 
Jahre eine ziemlich rege und konnte bei dem geringen Angebot seitens 
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der Kollegen der Bedarf bei weitem nicht gedeckt werden. Noch ein 
anderer schlimmer Geselle hat zu Schluss des Jahres bedeutenden Schaden 
der Blumenbinderei verursacht. Durch anhaltenden Frost sind die 
Blumenkulturen in den südlichen Landern sehr mitgenommen worden, 
und die Preise stiegen fast auf das Doppelte. Obwohl seitens der Presse 
die Zwangslage der Blumengeschäfts-Inhaber dem kaufenden Publikum 
aufs ausführlichste geschildert wurde, so wuchsen doch die Ansprüche 
der Käufer in vielen Fällen auf das Nimmermögliche. 

Bei den alljährlich angeführten Mängeln in der Zustellung der 
Blumen aus Italien und Frankreich durch die Zoll- und Postbehörden 
wäre noch die Frage auf/.uwerfen , ob nicht vielleicht in vielen Fällen 
die Blumensendungen von den Übergangsstationen so geleitet werden 
könnten, dass dieselben noch mit den Frühzügen, welche noch vor 
8 Uhr früh hier einlaufen, mit eintreffen könnten, da es sehr oft vor- 
kommt, dass auch an Sonn- und Feiertagen Sendungen eintrefTen, welche 
dann den ganzen Tag liegen bleiben, sodass der Inhalt dem Verderben 
ausgeset/.t ist. 

Das bereits im Vorjahr gerügte Kreditgeben reisst in unsrer Branche, 
selbst bei geringen Bestellungen immer mehr ein. 



III. Brauerei. 

Bericht einer Export-Bierbrauerei in Würzburg. (24- I-) 

Bei Erstattung eines Berichts pro 1904 beziehen wir uns im all- 
gemeinen auf unser Gutachten vom 24. Februar 1903 und empfehlen 
die darin niedergelegten Wünsche wiederholt und dringendst. 

Was den Geschäftsgang im Jahre 1904 anlangt, so unterscheidet 
sich dieser wenig vom Jahre vorher; noch immer ruht jede Bautätigkeit 
in Würzburg und damit auch das Geschäft im gewerblichen Leben ; der 
Bierkonsum war infolgedessen ungünstig beeintlusst, wenn auch der heisse 
Sommer einigermassen Ausgleich schaffte. 

Die kleinen Brauereien auf dem Lande schleudern , ohne zu 
rechnen, nach wie vor mit den Preisen und klagen dabei, wenn sie am 
Schlüsse des Jahres den Saldo ziehen, über die Konkurrenz der grossen 
Brauereien. 

Die Hopfenpreise des letzten Jahres waren wesentlich höher als 
jene des Vorjahres; auch Gerste stellte sich etwas höher als im Jahre 
vorher. 
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Bericht einer Brauerei in Kitzingen. 

Das Jahr 1904 war für die hiesigen Brauereien in Bezug auf den 
Konsum infolge des heissen Sommers ein günstiges zu nennen , wenn- 
gleich durch die überaus gute und reiche Weinernte uud durch den 
langsamen Verkauf des Mostes der Bierabsatz im letzten Quartal er- 
heblich zurückging. 

Der Malzverbrauch der Brauereien von hier und Reppemdorf war 
im Jahre 1904 33 159 Hektoliter gegen 
im Jahre 1903 30901 Hektoliter. 

Die Preise der Rohprodukte waren ziemlich hohe zu nennen. 
Namentlich war die Gerste erheblich teurer als im Vorjahre. Dieselbe wurde 
mit Mk. 8. — bis Mk. 9.25 gegen Mk. 7.50 bis Mk. 8. — im Jahre vorher 
bezahlt. Die Hopfenpreise sind gegenüber dem Vorjahre ziemlich gleich 
geblieben und kostete der Zentner je nach Provenienz Mk. 180. — bis 
Mk. 220. — . Die Qualität der Gerste war gut und als Handelsware in- 
folge ihres schönen Aussehens begehrt. 

Wenn auch das Jahr 1904 für die Brauereien ein günstiges war, 
so lässt die Rentabilität derselben durch die immer mehr gedrückten Bier- 
preise, durch die immer höher gehenden Arbeitslöhne, ferner durch den 
auf den Schultern der Brauereien allein lastenden Bier-Akzis, welcher 
jetzt fast auf jedem Dorf zur Einführung gelangt, und nicht zuletzt durch 
die immer massenhafter erscheinenden, sehr oft unnützen 
Auflagen seitens der Mälzerei- und Brauerei- Berufsgenossenschaft, viel 
zu wünschen übrig. 

Bericht einer Bierbrauerei in Marktsteft a. M. (25. I.) 

Die Preise der fränkischen Gerste bewegten sich zwischen Mk. 7.30 
bis Mk. 7.60; Malz zu Mk. 12,80; Hopfen von Mk. 180. — bis 
Mk. 2,50. — ; alles per 50 Kilo. Die Witterung ermöglichte, den Eisbedarf 
hinreichend zu decken. 

Der Bierabsatz war im Winter 1903/04 flau, im Sommer wider 
Erwarten sehr gut; letzteres beweist, dass, wenn auf dem Lande die Ar- 
beit angeht, das Bier das beste und beliebteste Getränk ist. 

Die Konkurrenz in der Brauerei ist sehr stark; hoffentlich ist sic 
auf der Höhe angelangt, da man weitere Gründungen und Vergrösser- 
ungen von Brauereien nicht erwarten kann. 

Einrichtungen zum Schutze der Arbeiter gegen Unfall durch Ma- 
schinen etc. verursachen noch immer grosse Kosten. Es geschieht hierin 
von Seite der Berufsgenossenschaft gewiss des Guten zu viel. Diese 

«• 
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Auflagen und die hohen jährlichen , immer mehr steigenden Beiträge 
lasten auf dem Geschäft. 

Die Versteigerung des Eises im Main geschah von Seite des 
K. Rentamts im Monat November gleich auf vier Jahre, was von allen 
Interessenten sehr angenehm empfunden wurde. 

Bezüglich der geplanten Besteuerung des Malzes nach dem Ge- 
wicht ist man der festen Überzeugung, dass diese Art nur von Nachteil 
für die kleinen und mittlen Brauereien sein würde, besonders wegen der 
Anschaffung ganz neuer und teurer Schrotmühlen ; auch die Landwirt- 
schaft würde keinen Vorteil davon haben. In Anbetracht, dass beim 
Kommen der höheren Gerste-, Malz- und Hopfenzölle die Bierbrauerei 
einen schweren Stand haben wird, wolle die K. Staatsregierung alles 
fernhalten, was die Bierbrauereien schädigen kann. 



IV. Wein. 

Bericht einer Weingrosshandlung in Würzburg. (t. II.) 

Wie im vorausgegangenen Jahre ist auch das Jahr 1904 durch die 
anhaltend schlechte wirtschaftliche Lage für den Weinhandel nicht 
günstig gewesen. Dazu kommt die immer mehr um sich greifende anti- 
alkoholistische Bewegung und die Zunahme der alkoholfreien Getränke 
sowie von Apfelwein und Bier. 

Der Konsum besteht hauptsächlich nur in kleinen bis mittleren 
Weinen, dabei werden aber vom Publikum noch grosse Ansprüche 
gemacht. 

Die Geschmacksrichtung hat sich ganz verändert; während man 
noch vor Jahren unsere guten Frankenweine gerne getrunken hat, ent- 
fremdet man sich denselben immer mehr, indem das Publikum, insbeson- 
dere das altbayerische, dieselben als sauer erklärt. 

Alte und bessere Weine gehen überhaupt nur sehr wenig und 
auch der Absatz in feineren Flaschenweinen nimmt immer mehr ab. 
Einen Aufschwung im Handel verspricht man sich, wenn der 1904er 
Wein konsumfähig wird; und wenn, wie sich nach dem ersten Abstich 
zeigt, derselbe auch gerade nicht zu den gehofften hervorragendsten 
Jahrgängen gehört, wird er immerhin einen recht brauchbaren guten 
Mittelwcin geben, der gerade dem Handel notwendig ist. 

Bericht einer Weingrosshandlung in Kitzingen a. M. 

Bei dem allgemeinen Geschäftsgang, besonders im Weinhandel, ist 
keine Besserung cingetreten ; im Gegenteil, durch die ziemlich gute 
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Weinernte wurde weniger Wein, dagegen viel Most getrunken, was einen 
bedeutenden Ausfall an den Einnahmen macht. 

Die Winzer beklagten sich darüber, dass das Mostverkaufsgeschäft 
stocke; allein drei Viertel des ganzen Umsatzes im Handel sind nur 
kleine Weine, die von auswärts billiger geliefert werden, wie in Franken. 
Die meisten fränkischen Weinhändler sind daher gezwungen, um das 
Gescliäft und die Kundschaft noch zu erhalten, die kleinen Weine von 
der Pfalz, Rheinhessen, Mosel u. s. w. zu beziehen. 

Der Verdienst des Handels ist sehr erschwert. Wie können Weine 
angekauft werden bei Lagerung von ca. 2 Jahren und Verkauf von 
Mk. 50. — an per 100 Liter bei einem Angebot von ca. Mk. 35. — 
bis Mk. 55. — per 100 Liter? Wodurch sollen die hohen Gehälter, 
Löhne, Unkosten und Steuern aufgebracht werden ? 

Ein grosser Schaden ist die lange Ziel-Inanspruchnahme, was bei 
der grossen Konkurrenz allerdings schwer zu beseitigen ist. Des weiteren 
empfiehlt sich das Vorgehen der Trierer Handelskammer in ihrer Ein- 
gabe an den Kriegsminister, dass die Offiziers-Speiseanstalten nicht auch 
an andere als aktive Offiziere Weine verkaufen. Keller- und Buch- 
kontrolle wirken erschwerend und lähmend auf den Weinhandel. 

Auch die Anti-Alkohol-Bewegung ist eine grosse Schädigung des 
Weinhandels, wenn nicht gerade in Süddeutschland, so doch desto mehr 
in Norddeutschland. 

Eine Kalamität ist es auch für den Reisenden in Norddeutschland 
und Thüringen, dass süddeutsche 100 Mark-Noten bei der deutschen 
Rcichspost und bei Bahnkassen nicht gleich den Reichsbanknoten in Zahl- 
ung genommen werden. 

Weiterer Bericht einer Weingrosshandlung mit Weingutsbesitz 
in Kitzingen a. M. 

Die Lage des Weinhandels ist im wesentlichen die gleiche geblieben : 
Kein erfreulicher Aufschwung aber auch kein grosser Rückgang gegen 
die Vorjahre; Reisekosten, Löhne etc. sind allerdings bedeutend in 
die Höhe gegangen, und zum Schluss des Jahres wird mancher seine 
Bilanz mit sehr wenig Befriedigung abgeschlossen haben. Der Weinbauer 
und der Weinhändler sind eben immer in guter Hoffnung, aber ob das 
kommende Jahr die Erfüllung bringt, ist nie sicher. Jedenfalls ist das 
Engrosgeschäft im Begriff, immer mehr aus Franken zu verschwinden. 

Die fränkischen Weinhändler tun sich, wie das schon früher gesagt 
wurde, sehr schwer, gegen die kleinen Weine der Mosel, der Pfalz und 
Rheinhessens zu konkurrieren; dazu fehlt der Ricslingbau, die Weine 
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sind zu neutral, zu bukeltarm. Wenn sie früher richtig und reell 
verbessert wurden, gab es Schoppenweine, wie sie nicht von anderen 
Gegenden erzeugt wurden. Die Weine zapften sich infolge ihrer rauhen 
Kraft vorzüglich, sie wurden, wahrend die Weine anderer Gegenden durch 
Lagern in Anbruch abfielen, immer besser; kurz, sie sind von der Natur 
aus die richtigsten Schoppenweine, in guten Jahrgängen ohne Nachhilfe, 
während in geringen Jahren an minder guten Orten eine Verbesserung 
unbedingt notwendig war. Diese Verbesserungen haben aber seit der 
scharfen Kontrolle wesentlich nachgelassen, denn kein Mensch wird sich 
zu Gunsten der geringen Orte in Gefahr begeben wollen, und so kam 
es denn namentlich im letzten Herbst, dass die besseren Ortschaften 
und Lagen rasch ausverkauft waren, während die geringeren ihre Weine 
zu eigenem Konsum liegen hatten. 

Wer verbesserte Weine in grosseren Qualitäten kauft, bezieht solche 
aus anderen Gegenden fertig. Er hat da seine Analyse, hat brauchbare 
Weine und ist keiner Gefahr ausgesetzt. 

Es ist ja sehr erfreulich, dass im Verhältnis zu Rheinhessen und 
der Pfalz in Franken trotz des von oben herab befohlenen scharfen 
Vorgehens verhältnismässig so wenig Verfehlungen entdeckt wurden; 
und auch diese sind meist auf Unkenntnis oder Fahrlässigkeit zurück- 
zuführen. Wirkliche Verfehlungen durch Zusatz von Chemikalien und der- 
gleichen unerlaubten Stoffen sind fast gar nicht gefunden w< >rden ; deshalb 
müssen, damit die Herren auch ihre kleinen Weinprozesschen haben, 
die unschuldigsten Dinge (wie Verschnitt, Zuckerfarbe etc.) herhalten. 

Mögen nun übereifrige Herren sich für den Vertrieb der kleinen 
Weine ins Zeug legen; der Handel wird sich hüten, sich die Finger 
zu verbrennen. Den Weinbauern aber sei die Mahnung, mit dem 
Massenanbau von weichen Traubensorten zu brechen, und, wo es geht, 
mehr auf Qualitätsbau, insbesondere Rieslinge, wie dies anderwärts immer 
mehr der Fall ist, zu sehen. Wie das helle Hier allgemein das dunkle 
verdrängt, so verdrängt der Riesling die nichtssagenden Weinsorten. 
Es ist möglich, dass cs sich einmal wieder ändert, vorläufig aber ist 
keine Aussicht. Will man aber nicht zum reinen Rieslingbau übergehen, 
so sollte man wenigstens wieder den alten gemischten Satz: Riesling, 
Traminer, Sylvaner etc., wählen. 

In neuerer Zeit macht man Düngungsversuche, da sich nach 
Dr. Seuferheld von Geisenheim die jetzige Düngungsmethode als sehr 
zweifelhaft erweist. So lange man noch nicht über die Absorption des 
Düngers seitens der Wurzeln im klaren ist, meint dieser Herr, sei ein 
tüchtiger Komposthaufen besser als ein reiner Misthaufen, und das Düngen 



Digitized by Google 




87 



sollte möglichst alljährlich in kleinen Gaben geschehen. Schon im Jahre 
1S65 gab ein alter Mannheimer Weinhändler dem Schreiber dieses 
(damals ein junges Blut) den Rat, alles, was im Hause abfällt, namentlich 
aber Steinkohlenasche und dergleichen für wertlos angesehene Stoffe dem 
Weinberge zu übergeben ; die Erfolge haben sich in auffallender 
Weise gezeigt. Mögen nun die Ursachen sein, wie sie wollen, jeden- 
falls sind die Wirkungen dieses Abfalls gerade bei den Weinbergen, 
welche im Ertrag nachliessen, ganz auffallend gewesen. Wenn nun hier 
der Vorschlag gemacht wird, einmal Versuche mit Düngen von Schiefer- 
staub zu machen, welcher aus den Griffelfabriken massenhaft zu beziehen 
ist und zwar zum ungefähren Preise von Mk. 200 — 215 pro Doppel- 
wagenladung, so wird dies wohl Verwunderung erregen ; allein das schadet 
nichts, jede Neuheit hat erst Feinde, so z. B. noch das Spritzen gegen 
Peronospora, jvelches vielfach noch direkt verdammt wird. Wenn es 
glückt, Erfolge zu erzielen, hat sie der, welcher zuerst probierte, und 
missglückt es, nun dann geht die Welt nicht verloren, und man ist um 
eine Erfahrung reicher. Moselweine wird man ja nicht erzielen, aber bei 
Rieslingbau und Schieferdüngung vielleicht den Absatz erleichtern , und 
das wäre schon ein Gewinn. 

Über den Jahrgang 1904 kann man nun in Franken im all- 
gemeinen sagen : da wo schwerer Boden oder die Nähe des 

Flusses während der grossen Hitze die Reben frisch erhielt, ist ein recht 
brauchbarer Wein gewachsen, an anderen Orten ein annehmbarer Mittel- 
wein, aber nach den erhofften Spitzen wird man meist vergebens schauen, 
und jene, die in Unkenntnis der Verhältnisse die Welt voll schrieen 
über den hervorragenden Jahrgang, werden wohl manche Enttäuschung 
hervorgebracht haben. Gewiss ist es leicht, durch schöne Reden und 
pomphafte Anpreisungen Käufer anzulocken, ob dieselben aber regel- 
mässige Kunden werden, dürfte noch sehr fraglich sein. 

Ganz und gar nicht am Platze ist der Sport, welchen einige 
Agitatoren damit treiben, alle Verfehlungen im Weinhandel an die grosse 
Glocke zu hängen und damit gegen den Handel Laut zu schlagen. Wenn 
einmal alle Verfehlungen gegen Gesetz und Moral in anderem Stande 
gesammelt und als Gegengewicht veröffentlicht würden, so könnte sich 
da auch gewiss ein ganz stattliches Register zusammenstellen lassen. 

Die neuen Zollsätze sind nun bekannt; der Trost ist, es hätte 
noch schlimmer kommet» können. Nicht die extremen Forderungen der 
Agrarier konnten dem Handel nützen, sondern eine kluge Berücksichtigung 
der Verhältnisse, und so kann sich der Handel mit ausländischen Weinen 
wenigstens nun auf eine Reihe von Jahren einrichten. 
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Ein sehr erfreuliches Ereignis ist für den Kitzinger Weinhandel 
im vorigen Jahre eingetreten: die Eröffnung des neuen Zollgebäudes, 
ein Schmuckstück für die Stadt und eine Wohltat für den Handel. 
Hoffen wir nun, dass der Handel Veranlassung hat, recht häufig Ge- 
brauch davon zu machen, sodass sich die schönen Räume bald als un- 
zulänglich erweisen. 

Wenn erst die Kette bis Schweinfurt gelegt ist und Kitzingen 
dann die Mainländebahn mit dem schönen Umschlagplatz, bekanntlich 
der schönste Platz von Mainz bis Bamberg, bekommt, wird dies ein 
Segen für den Handel sein, und auch auswärtige Häuser werden sicher 
gern ausgedehnten Gebrauch davon machen. 

Nun „last not least“, sei noch eines Kindleins hier gedacht, 
welches zu Anfang 1905 das Licht der Welt erblickte: das „Buch vom 
Frankenwein“. Mit Lust und Liebe und mit grosser Kenntnis der Verhält- 
nisse und der Lagen ausgearbeitet, durch die Verlagsanstalt auch vor- 
züglich ausgestattet, möge dieses Werk seinen Zug durch die Welt 
machen zu Nutz und Frommen des Frankenweins, auf dass der erhoffte 
Absatz sich einstellt ! Bis jetzt sind die Aassichten freilich noch gering. 
Ein Händler , welcher 300 Exemplare versandte, bekam aus An- 
erkennung einen Auftrag auf 50 Flaschen Piesporter Falkenberg! Und 
auf weitere 1000 Zirkulare, in welchen zum Ruhme des Frankenweins 
auch auf das Werk aufmerksam gemacht wurde, unter Zusicherung der 
Gratislieferung desselben, kamen 3 Aufträge auf je ein Buch : 2 von 
Buchhändlern und I von dem Vorsteher eines Dameninstituts für seine 
Bibliothek. Wenn aber nicht regelmässig Reklame für den Frankenwein 
gemacht wird, wenn nicht alle Hebel in Bewegung gesetzt werden, dann 
geht es eben doch nicht vorwärts. 

Ein Würzburger Weinhändlcr beschwerte sich im vorjährigen Be- 
richt, dass auch andere sich anmassen , nicht in Würzburg gewachsene 
Weine auf Boxbeutel zu füllen. Nun, nehmen wir zur Ehre des Würz- 
burger Weinhandels an, dass alle daselbst auf Boxbeutel gefüllten Weine 
im Banne der Würzburger Markung gewachsen sind ; man lasse aber 
auch den Weinhändlern , welche nicht begnadet sind, in Würzburg ihr 
Domizil zu haben, die Freude, recht gute, reelle Frankenweine auf Box- 
beute! zu füllen. Es ist ja schliesslich einem Eschemdorfer oder Rödel- 
seer Wein gleichgültig, auf welcher Flaschenform er sein Dasein endet ; 
für den Handel aber ist es entschieden besser, wenn er durch Liefer- 
ung guter Weine zu billigen Preisen die Boxbeutel wieder zu Ehren bringt 

Eine interessante Statistik geben wir noch über den Konsum der 
einzelnen Weinsorten in den letzten 4 Jahren in dem grössten Wein- 
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lokal Deutschlands. Danach stehen Franken- und Pfalzweine zusammen 
im Konsum gleich den Südweinen auf niedrigster Stufe; und dabei lie- 
fern die Pfalzweine dortige Gutsbesitzer ersten Ranges, die Frankenweine 
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Bericht einer Weingrosshandlung in Schweinfurt. (14. II.) 

Das abgelaufene Jahr war im allgemeinen für das Geschäft nor- 
mal ; allerdings machte sich gegen Schluss die Unsicherheit betreffs der 
Handelsverträge bemerkbar und wirkte, speziell in den Industriegegenden, 
mehr oder weniger lähmend auf das Geschäft. 

Für den Handel spielt auch die neuerdings schärfer gewordene 
Konkurrenz der Kasinos eine starke Rolle. Die Veranlagung derselben 
bezw. solcher Kasinos, die mit Wein handeln, zur Gewerbesteuerentricht- 
ung würde dem Handel gegenüber sicher nur gerechtfertigt erscheinen. 

Der Geschmack des konsumierenden Publikums ist nach wie vor 
den Moselweinen zugewandt, so dass die entschieden preiswerteren Rhein-, 
Pfalz- und F'rankenweine schwer verkäuflich sind. Die Moselweine 
werden ebenso im Ausland stark gefragt und verdrängen mehr den Ab- 
satz anderer Sorten. 

Der 1903 er Jahrgang hat sich weiter gut entwickelt, ist allerdings 
ein etwas säuerlicher Wein, doch für den Konsum brauchbar. 

Die Hoffnungen, die man auf den 1904er gesetzt hat, scheinen 
sich zu realisieren ; jedenfalls probiert sich der 1 904 er als ein Wein 
mit grossen Auspizien , wenn er auch in manchen Gegenden leichter 
braun wird und so eine fachgcmässe Behandlung erfordert. 

In Bordeaux sind gleich nach der Ernte grosse Abschlüsse seitens 
des Handels perfekt geworden und eine starke Hausse griff sofort Platz 
nun hat die Stimmung einer etwas nüchternen Auffassung Platz gemacht, 
die Preise scheinen sich vorerst stabil zu halten. Der 1 904 er Bordeaux 
zeigt eine schöne Rubinfarbe, ein ausgeprägtes Bukett, Körper, Frucht, 
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Reife und Alkohol, und scheint somit alle Eigenschaften eines grossen 
Jahrgangs zu vereinigen. 

Es sei an dieser Stelle rühmend der Propaganda des Fränkischen 
Weinbauvereins gedacht, der in durchaus sachgemässer, vorzüglicher Dar- 
stellung eine Schrift über die Vorzüge der Frankenweine, verfasst von 
dem Sekretär der Handelskammer Dr. Kittel, herausgab. Der Wert 
dieser fachmännischen Reklame ist in unserer Zeit recht sehr zu schätzen. 

Zu wiederholen ist der Wunsch , dass der Frankaturzwang der zu 
retournierenden leeren Kisten, Flaschen sowie leeren Fässer vorgeschricbcn 
würde. 

Bericht einer Weingrosshandlung in Marktbreit. (12. II.) 

Das abgelaufene Jahr war für den Wein- und Spirituosen - 
handel im allgemeinen nicht ungünstig, wenngleich sich das Geschäft 
hauptsächlich auf billigere Sachen erstreckte; bessere und beste Flaschen- 
weine fanden weniger Absatz. Der Einkauf war bei der grossen Aus- 
wahl, die die Erzeugnisse der Jahre 1902, 1903 und auch noch 1900 
boten, nicht schwer, dagegen steht man dem 1904 er abwartend gegen- 
über. Die grosse Fäulnis, welche die Trauben kurz vor der Lese be- 
fiel, verursacht im Most leicht eine Farbenveränderung, die bis ins 
dunkelbraune geht, und dürfte diese Färbung bei Laien einen Widerwillen 
gegen diesen Jahrgang hervorrufen. 

Der Spirituoscnhandel halte und hat auch jetzt noch mit 
grossen Schwierigkeiten zu kämpfen, die durch die sehr hohen Sprit- 
preise verursacht sind. Es bleibt abzuwarten, ob sich das vor der neuen 
Kartoffelernte ändert. 

Ob sich die allgemeine Geschäftslage bessert, ist wohl sehr fraglich. 
Jedenfalls sind die neuen Handelsverträge nicht danach angetan, 
grosse Hoffnungen zu erwecken. Im Gegenteil, dem Weinhandel bürden 
sie neue Lasten auf durch die beträchtlichen Zollerhöhungen, welche die 
Weinbranche betroffen hat. Da sind zunächst die Zölle für Trauben- 
maische von Mk. 4. — auf Mk. 10. — erhöht. Hierdurch ist der Be- 
zug von Trauben direkt unmöglich gemacht (was wohl auch bezweckt 
war). Die Verschnittzölle für Rotwein sind um 50 °/ 0 , auf Mk. 15 
erhöht worden. Das ist für diese Art Bezug eine beträchtliche Erhöhung, 
womit sich ja der Weinhandel vielleicht abfindet, aber es ist eine Ver- 
teuerung des Einkaufs. — Damit, sind die direkten Interessen des Wein- 
handels an den Verträgen auseinandergesetzt, und bleibt noch abzuwarten, 
wie die Industrie und die übrigen Handelssparten dabei abschneiden ; 
denn eine gutgehende Industrie ist eine gute Weinkundschaft. 
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Mit dem neuen Weingesetz hat sich der Weinhandel im grossen 
Ganzen abgefunden. Dabei kann bemerkt werden , dass in unserem 
Frankenland aufsehenerregende Verfehlungen, wie in anderen Gegenden, 
nicht bekannt wurden. 

Die Postverhältnisse sind im allgemeinen gut, jedoch ist bedauer- 
lich, dass der D-Zug ab Würzburg i 0,i nachts und an Würzburg 4 10 früh 
nach bezw. von Berlin nicht für die Thüringer Post nutzbar ge- 
macht wird. Briefe, die abends in Meiningen, Suhl, Arnstadt, Ilmenau etc. 
aufgegeben werden, könnten früh mit der ersten Post in Marktbreit zu- 
gestellt werden, so kommen dieselben erst 11 — 12 Uhr an und zwischen 
*/g2 — 3 Uhr in die Hände der Adressaten. — Beim Telephon ist 
zu beklagen , dass es teilweise so schwer hält , zu Anschlüssen nach 
Plätzen zugelassen zu werden, mit denen Würzburg sprechen kann. Die Vor- 
orte von Würzburg haben dasselbe Interesse daran , nach auswärts zu 
sprechen , wie Würzburg selbst. Die Behörden tun Unrecht daran, 
das Bedürfnis auf Grund des Telegrammverkehrs zu begutachten. Es 
kommt doch auch auf den brieflichen und Güterverkehr an. Für Markt- 
breit ist erwünscht Verkehr mit Chemnitz und Vororten , Zwickau und 
sämtlichen Orten im Voigtland, ferner Cassel und endlich die rheinischen 
Plätze. 

Der Schiflährtsverkehr kann für den Bezug von Wein noch wenig 
nutzbar gemacht werden , da die Laufzeiten noch zu grosse sind und 
die meisten Schiffe nicht über Würzburg hinausgehen. 

Der kleinere landwirtschaftliche Brennereibetrieb — dazu rechne 
ich sämtliche Brennereien mit direkter Feuerung — ist durch die im 
vergangenen Herbst erlassenen Verfügungen in Bezug auf Versteuerung 
der Ausbeute vollständig den Grossbrennereien gleichgestellt. Das Resultat 
ist eine Lahmlegung der kleinen Betriebe, welche mit den dreifachen 
Betriebsspesen gegenüber den Grossbrennereien arbeiten. 

Bericht einer Weingrosshandlung in Dettelbach a. M. (28. I.) 

Das verflossene Jahr 1904 hat dem Weinhandel nicht den er- 
hofften Aufschwung gebracht, vielmehr ist ein Niedergang schwererer Art 
zu verzeichnen. Als Ursachen sind nicht allein anzuführen die so schroff 
einsetzende, übernervöse Anti-Alkoholbewegung, der erhöhte Bierkonsum 
in Norddeutschland wie in weinbautreibenden Gegenden, sondern auch 
die detaillierenden Winzergenossenschaften, die nicht gleichheitlich ausge- 
übte Kellerkontrolle und für den unterfränkischen Wein speziell die 
enorme Einfuhr afrikanischer Weine. 
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Betreffs der Winzergenossenschaften wäre es zu begrüssen, wenn 
die staatlichen Unterstützungen nur solchen Winzergenossenschaften ge- 
wahrt würden, welche keinen Detailhandel betreiben und sich hierzu 
auch verpflichten ; denn durch die Detaillierung wird dein ohnehin nicht 
rosig gebetteten Handel schwere Konkurrenz geschaffen, die nicht allein 
ihn, sondern auch dessen Gewerbesteuerleistungen drücken. 

Die bestehende Kellerkontrolle ist ein breitrilckiges, scharfes Messer : 
der breite Rücken desselben ist in Preussen, die scharfe Schneide in 
Bayern und Hessen. Es ist tief zu bedauern , dass die Kellerkontrolle 
nicht einheitlich für das ganze Deutsche Reich ausgeübt wird. Strengste 
Bestrafung für Übertretungen des Weingesetzes wird vom reellen Handel 
gewiss begrüsst. Wenn aber Kellerkontrollc nur in Bayern und Hessen 
nachdrücklich geführt wird, in andern Einzelstaatcn jedoch nicht oder 
nur dem Namen nach, ist es da ein Wundei , wenn das weinkonsu- 
mierende Publikum, die ungleiche Ausübung der Kellerkontrolle über- 
sehend, infolge der aufgebauschten Zeitungsberichte über Weinver- 
fälschungsprozesse kurzer Hand über ganze Weinbaugebiete vernichtendes 
Urteil fällt, kein Vertiauen mehr zu dem in Weinbaugebieten liegenden 
Handel hat? 

Über die enorme Einfuhr afrikanischer Weine und deren Schädi- 
gung für den fränkischen Weinbau wie Handel will ich nur einen 
Lieferanten dieser Weine herausgreifen und auch nennen: die „weissen 
Väter“ zu Maison-Carree bei Algier. 

Schon seit Menschengedenken sind grosse Quantitäten fränkischer 
Weine speziell als Messweine verschickt und ohne Beanstandung, ja so- 
gar mit Bevorzugung, als solche benützt worden. Doch wie sieht es 
heute aus? Was früher bei einem reinen Weine als selbstverständlich 
betrachtet wurde, gilt heute nicht mehr: es wird zuviel auf Konditor- 
geschmack Rücksicht genommen, der fränkische Wein ist mit einem Male 
zu sauer, zu herb, nicht klar genug (zufolge überaus strenger Verordnung 
des Würzburger Ordinariates) u. dergl., und da hilft man dem vermeint- 
lichen Übel durch Ankauf von Afrikaner- Wein einfach ab, denn er ist 
ja laut Inserat naturrein , inan empfiehlt ihn an andere Herren weiter, 
und der fränkische Weinbau wie Handel hat das Nachsehen; und die ge- 
waltsame Verdrängung fränkischer Weine zeitigt jetzt schon ihre Früchte. 

Von ganz einwandfreien und zuverlässigen Quellen wird behauptet, 
diesen Afrikanerweinen der weissen Väter sei Kognak (reines Wein- 
dcstillat) bis 5 oder gar io °/ 0 zugesetzt. Trotzdem werden in den be- 
treffenden Inseraten diese gespriteten Weine als naturrein angepriesen! 
Die Weinernte der weissen Väter aus eigenen Weinbergen beträgt durch- 
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schnittlieh 21000 Hektoliter per Jahr, welche jedoch den Bedarf noch 
nicht zu decken vermag, weshalb im Gebiet Rouiba in Algier noch be- 
trächtliche Mengen Trauben oder Wein von den weissen Vätern auf- 
gekauft werden. (Menge war nicht in Erfahrung zu bringen.) Trotz 
dieses Aufkaufs werden diese Weine alle als aus den Weinbergen oder 
aus dem Kloster der weissen Väter herrührend in den betreffenden In- 
seraten angepriesen! Nach oberflächlicher, nicht zu hoher Berechnung 
dürfte die Einfuhr dieser „weissen Väter“- Weine allein */, 0 des Ertrags 
fränkischer Weinberge in günstigeren Jahren betragen, sogar ’/s m mitt- 
leren Jahren. Der einzelne Geschäftsmann steht diesem Riesenunter- 
nehmen machtlos gegenüber, hier können allein zum Schutze des frän- 
kischen Weinbaues und Handels nur die kirchlichen und staatlichen Or- 
gane eingreifen , was ich hiermit im Interesse der Messweinbranche er- 
bitten möchte. 

In Bezug auf die zur Bahn beförderten Weinsendungen nach 
Norddeutschland ist wohl der Wunsch allgemein, es möchte ein rascherer 
Transport erfolgen, namentlich in den Wintermonaten. Obst und Blumen 
werden raschestens befördert ; sollte es nicht auch bei Wein möglich 
sein , der durch Hitze wie Frost wie diese beiden leider nur zu leicht 
dem Verderben anheimfällt ? 

Als ein grosser Missstand muss endlich bezeichnet werden , dass 
die Betriebsleitung Bahnhof Dettelbach keinen Anschluss an das Orts- 
telephonnetz Dettelbach besitzt. Änderung könnte hier sehr leicht ge- 
schaffen werden. 

Weiterer Bericht einer Weingrosshandlung in Dettelbach a. M. 

Der selten heisse Sommer des Jahres 1904 versprach dem Häcker 
nach langen Jahren der Entbehrung goldnen Lohn; allein die gehegten 
Erwartungen gingen nicht in Erfüllung. Obwohl der Herbst quantitativ 
als guter gelten darf, so übertraf die Qualität nur teilweise den vor- 
jährigen ; und man hatte doch auf etwas ganz anderes gerechnet. Die Kauf- 
lust war gleich im Anfang keine rege; die Preise schwankten zwischen 
Mk. 20. — und Mk. 30. — p. hl. Wenn man objektiv den Gründen 
nachforscht, die an der verminderten Kauflust schuld sind, so kommt 
man unter anderem zu dem Schlüsse, dass das neue Weingesetz gänz- 
lich verfehlt ist. Dieses famose Gesetz, das angeblich zum Schutze der 
Häcker — ich will nicht so boshaft sein, zu behaupten, zur Schikane 
des Handels — geschaffen wurde, bezweckt das gerade Gegenteil. Seine 
Väter waren eben, um das Dichterwort umzukehren, „ein Teil der Kraft, 
die vielleicht das Gute will und doch das Böse schafft“. Gegen Ende 
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des Jahres wurde die Kauflust reger, und die Preise zogen etwas an. 
Die Kellerkontrolle wurde am hiesigen Platze sehr oft und sehr streng 
gehandhabt. 

Wenn der Weinhandel glaubt, dass nach einer Reihe von Jahren, 
die er die gesetzgebenden Körperschaften beschäftigte, nun etwas Ruhe 
über ihn kommen würde , so täuscht er sich , wenn nicht alle Zeichen 
trügen. Denn schon ist man wieder an der Arbeit Im Monat No- 
vember wurde von den Bürgermeistern von Astheim, Dettelbach, Eschem- 
dorf, Fahr, Neuses a. B., Nordheim, Sommerach, Volkach und Wipfeld 
ein Umschreiben erlassen , in welchem zur Gründung eines Vereias auf- 
gefordert wurde, „um die Bekämpfung der Wein fabrikation und des 
unlauteren Wettbewerbs ins Auge’ zu fassen“, wie es in dem 
Zirkular so schön heisst. Ich glaube, die Herren wissen ganz genau, 
dass es in Franken keine Weinfabrikation gibt, oder sollte ich mich 
täuschen , und gibt es wirklich solche Fabrikanten ? Was die Agrarier 
unter „unlauterem Wettbewerb" verstehen, wissen wir: Der ganze Handel 
ist in ihren Augen etwas Unlauteres. 

Das Geschäft war im vergangenen Jahre flau, da die norddeutschen 
Industrie-Zentren sehr unter der durch den russisch-japanischen Krieg 
hervorgerufenen Gcschäftsstockuug zu leiden hatten. 

Die infolge des heissen Sommers schlecht geratene norddeutsche 
Kartoffelernte gab dem Spiritusring willkommene Gelegenheit zu aber- 
maligen Preissteigerungen , so dass sich die Spritpreise momentan auf 
noch nie dagewesener, schwindelnder Höhe bewegen. Die Preise für 
gewöhnliche Qualitäten Kognak, Rum und Arak sind daher sehr gestiegen, 
was insbesondere für Geschäfte, deren Absatzgebiete im Norden und 
Nordosten Deutschlands liegen, von grossem Nachteil war. — Die Preise 
für Flaschen, Korke, Kapseln u. s. w. blieben die gleich hohen, wie schon 
seit einigen Jahren. 

Der Eingang des Geldes liess viel zu wünschen übrig, so dass das 
Jahr mit sehr gemischten Gefühlen verabschiedet wurde. 

Bericht einer Weinhandlung in Mainstockheim. (12. II.) 

Kräftig entwickelte sich der Rebstock zur Zeit der Blüte, und die 
besten Hoffnungen beseelten die Herzen der Winzer in den Sommer- 
monaten des Jahres 1904. „Aber diesmal dürfen wir etwas extra Gutes 
erwarten“ war der Gruss des Nachbarn, und „das will ich meinen“ 
die Antwort. Heiter lächelnd blickte der Arbeiter zum blauen Himmel, 
wenn er des Morgens nach dem Weinberge ging , zufrieden wischte er 
des Mittags den Schweiss von der Stirne, und voll Zuversicht stellte er 
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des Abends Karst und Hacke an die Seite. Durfte er ja erwarten, dass 
die warmen Nachte wie die heissen Tage seine Mühe und Arbeit unter- 
stützten. Mit dem September änderte sich aber das Wetter und mit 
ihm die Stimmung und Hoffnung des Winzers, und voll Angst und Sorge 
glaubte er im Oktober all seine Erwartungen aufgeben zu müssen , da 
andauernder Regen und Sturm mit Kälte vereint jedes Fortschreiten der 
Trauben hemmte und sie teilweise in Fäulnis übergehen liess. 

Über Kopf und Hals wurde beschlossen, zu lesen, und weder 
Winzer noch Händler setzten Vertrauen in dies Produkt. Daher kam 
cs auch, dass die Verkäufer nie so willig in die gebotenen Preise ein- 
schlugen, wie in diesem Jahre. Mit wenigen Ausnahmen fürchtete sich 
jeder vor dem Ankauf aus Beeren , die sauerfaul waren und zu grosser 
Vorsicht mahnten. 

Am hiesigen Platze ging der Verkauf ziemlich rasch vorwärts, 
wenn die Preise für den Winzer auch nicht befriedigend und nicht 
höher waren als für die viel geringeren Möste der Vorjahre. Immer- 
hin ist der Weinbauer besser daran als der Händler, der ins Ungewisse 
hinein seine Kapitalien anlegt. Und die Hoffnung auf Besserung ent- 
weicht von Jahr zu Jahr mehr. Wenn man den Wagen der Güter- 
führer hochbeladen Tag für Tag zur Bahn fahren sieht, sollte man glau- 
ben, das Geschäft habe sich gehoben, seitdem wir in das neue Jahr- 
hundert eingetreten. Sehen wir uns aber die Waren an, die fortgeschickt 
werden, und den Preis, der dafür berechnet wird, so verfinstert sich das Bild 
der Besserung und wird eine traurige Erscheinung. 

Und wenn man nur immer sein Guthaben sicher zu erwarten 
hätte! Mit der Armut sinkt die Ehrlichkeit; Treue und Glauben, die 
Stützen des Handels, gehen verloren und mit raffinierter Schlechtigkeit 
werden alle Hebel in Bewegung gesetzt, den Gläubiger zu prellen. 

Dazu kommt eine Bewegung in den Kreisen der Ärzte, Geist- 
lichen und sonstigen Gebildeten, die man kurz mit dem Namen einer 
Krankheit bezeichnen darf. Sie heisst : Abstinenz. 

Wir leben im Jahrhundert des Verkehrs, des raschen Verkehrs. 
Die Bedürfnisse der Lebenshaltung steigern sich ; alle Preise gehen in 
die Höhe, und will man im gesellschaftlichen Verkehr nicht sinken, 
werden die Ansprüche der Kreise immer höher. Also rasch verdient, 
viel verdient und viel verbraucht! Dies führt zur Ab- und Überspann- 
ung der Nerven und ihren Folgen. Nun kommt der Arzt des Körpers 
und des Geistes und verordnet : Abstinenz ! Aber schon die alten Deut- 
sch en tranken, tranken viel und waren gesund an Köqrer und Seele 
Nicht das mässige Trinken schwächt die Nerven und zerrüttet sic, son- 
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dcrn die überspannten Ansprüche des Lebens und der Gesellschaft in 
allen Beziehungen. Und gerade die Soliden, die ein Glas, eine Flasche 
Wein zur Erholung und Anregung tranken, sie werden irre geführt und 
entsagen diesem Genüsse, nicht die Säufer. Für den Weinhandel be- 
deutet diese Bewegung einen mächtigen Verlust, und noch hat dieselbe 
ihre Hohe nicht erreicht Auch diese Zeitströmung findet ihr Ende; 
wer es erlebt ! — 

Im Verkehrsleben bleibt uns noch immer der Wunsch, dass auch 
unser Verlangen nach einer Vollstation endlich in Erfüllung gehen möchte, 
wie dies in unserer Bevölkerung einstimmig gewünscht wird. 

Bericht eines Weinagenturgeschäfts in Würzburg. (17. II.) 

Es ist keineswegs eine angenehme Aufgabe, wenn man, den Tat- 
sachen entsprechend , über den Geschäftsgang ein unschönes Bild ent- 
rollen muss, und so sei denn von vornherein das Jahr 1 904 im Bereich 
des Wein-Agenturgeschäftes als ein überaus ungünstiges bezeichnet. 

Immer und immer wieder ist zu konstatieren, dass die zunehmende 
Nachfrage und das Verlangen für nur billigste Sorten die Unzufrieden- 
heit im Weingeschäfte vennehrt und somit den Gang und die Entwick- 
lung desselben hemmt, eine Sache, die in ihren Folgen nicht unwesent- 
lich zur Minderung des Gesamtumsatzes beigetragen hat. Ganz abgesehen 
davon sind es die agrarischen Bestrebungen , die danach trachten , dem 
Handel und insbesondere aber dem Weinhandel alles Übel aufzubürden, 
geradezu als ob seitens der Weinbranche nur Schlimmes zu gewärtigen 
wäre, und dass man auf diese Weise den Verkehr und die Entwicklung 
des Geschäfts gerade nicht fördert, liegt ja klar zutage; wahrlich es 
wäre an der Zeit, dass man endlich auch in agrarischen Kreisen sich 
nicht der Ansicht verschliessen und bekennen wollte , dass gerade auch 
im Weinhandel noch Treu und Glauben existiert und jeder Erwerbszweig, 
wenn er auf legale Weise betätigt, im Leben existenzgleichberechtigt 
ist; es ist eine ungerechte, aber sehr beliebte Sache, für einzelne, ver- 
dammenswerte Handlungsweisen die Gesamtheit der Branche verantwort- 
lich machen zu wollen. 

Dass Schaumweine in ihrem Konsum und Absatz nicht mehr 
(wohl auf Jahre hinaus) ihre frühere Höhe erreichen können , liegt an 
der dieser Sparte auferlegten Schaumweinsteuer. 

Bordeauxweine, ebenso französischer Kognak und auch Verschnitt- 
weine dürften ihren Verbrauch eher vermindert als vermehrt haben, was 
ganz besonders für gute Qualitäten gesagt sein soll, wogegen Süd- und 
Dessertweine ihren früheren Stand behaupten konnten. 
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Erfreulicherweise — und dies sei liiemit mit besonderer Genug- 
tuung konstatiert — hat che Kellerkontrolle im diesseitigen Bezirk 
nennenswerte Beanstandungen pro 1904 nicht zu Tage gefördert. 

Sehr angebracht fände ich die Aufhebung bezw. Weglassung der 
Zollstreifen auf Champagnerflaschen , da ja doch das Anbringen der- 
artiger Streifen, abgesehen davon, dass hiedurch eine gewaltige Belästig- 
ung sowohl für die Geschäftswelt als auch für das Zollpersonal selbst 
entsteht, ganz und gar nutzlos erscheint und eine Verwechslung nicht 
möglich ist, ausserdem aber auch Verluste an Bruch — da ja bekanntlich 
jede einzelne Flasche beim Verzollen dem Korb entnommen wird , um 
besagten Streifen anzubringen — kaum zu vermeiden sind. Also wozu 
eine derartige Belästigung des Handels? Je eher die Aufhebung dieser 
ganz und gar zweckwidrigen Vorschrift erfolgt, desto besser. 

Im Interesse des hiesigen Handels und Verkehrs unterlasse ich 
nicht, den Hinweis auf die Errichtung einer Ausgabestelle für zusammen- 
gestellte Fahrscheinhefte in Würzburg zu wiederholen und ebenso dem 
Wunsche Ausdruck zu verleihen, dass die im Entstehen begriffenen Zoll- 
niederlagen in jeder Hinsicht den Anforderungen und Bedürfnissen der 
hiesigen Handelswelt vollauf entsprechen mögen und dass die Feitig- 
stellung derselben nicht allzulange auf sich warten lasse, somit dem 
Handel und Verkehr hiesiger Starlt diesbezüglich das zu Teil wird, was 
er mit Fug und Recht verlangen kann und darf. 

Bericht eines Weinbergbesitzers in Escherndorf. (26. I.) 

Die überaus günstige Witterung für den Weinstock war der An- 
lass, das Jahr 1904 als ein sogenanntes Hauptjahr für den Weinbau zu 
erklären. Viel und gut gab es überall, wo nicht Hagelschäden, von 
denen Eschenidorf verschont blieb, den Ertrag minderten und ver- 
schlechterten. Nicht unbedeutende Ausgaben verursachte das Hinauf- 
schaffen des am 2. August 1904 durch wolkenbruchartigen Regen ab- 
geschwemmten Weinbergbodens. 

Der Handel benützte die Gelegenheit zum billigen Einkauf, da 
— wie es auch der Erfahrung entspricht — durch die Menge des An- 
gebots, trotz besserer Qualität, die Preise sich nicht höher, sondern 
niedriger gestalteten als im vorigen Jahre und als überhaupt in Jahren, 
in denen weniger gewachsen ist. Auch die Preise für noch lagernde 
1903 er Weine sind infolge dessen niedriger gewesen als im Früh- 
jahr 1904. 

Die Telcphonvcrbindung wird jetzt allgemein als nützlich anerkannt 
und sowohl bei Kaufabschlüssen als Abfüllungsar.meldungen , überhaupt 



Digitized by Google 



98 



zu allen im Weinverkehr nötigen Anfragen und Mitteilungen benützt. 
Geklagt wird nur von verschiedenen Benutzern des Telephons über den 
Mangel eines Isolierkastens, sowohl wegen besseren Verstehens der Ge- 
spräche wie auch zum ungezwungenen Verkehr (die Öffentlichkeit hat 
doch auch ihre Grenzen). 

Die Anschaffung von Viehwagen , geliefert von einer Kitzinger 
Firma (gleichzeitig in den Nachbarorten Astheim, Nordheim a. M.), war 
Ursache des Verkaufs von Kälbern und Schweinen nach Gewicht, wo- 
durch sich die Nebeneinnahmen des Weinbauern bedeutend erhöhten, 
ohne den Konsumenten zu schädigen ; Schaden hat nur der Zwischen- 
händler. 

Das Ziel der Bahnverbindung Seligenstadt — Volkach ist durch Ge- 
nehmigung der erforderlichen Bausumme ja jetzt näher gerückt, und 
wird ein baldiger Baubeginn allgemein gewünscht. 

Sehr wünschenswert ist eine einheitliche Kellerkontrolle nach bayeri- 
schem Muster im ganzen Deutschen Reiche. Es hat keinen Zweck, wenn in 
den weinbautreibenden Regierungsbezirken Bayerns die Kellerkonirolle 
ausgeübt wird, während in anderen Gegenden und Städten des Reiches, 
wo keine Rebe blüht, dennoch aber Massen von Wein zum Verkauf 
kommen, keine Kontrolle existiert Es ist wohl zu hoffen , dass auch 
hierin im Deutschen Reiche eine dem reellen Weinhandel und den ehr- 
lichen Weinbauern zum Wohle und Schutze dienende Einheit geschaffen 
werde. 

Seitens der hiesigen Weinbauern wird eine Abänderung der Vor- 
schriften über Einfuhr von Wurzcireben und Fechsern nicht gewünscht, 
zunächst wegen der Reblauseinschleppungsgefahr und auch deswegen, 
weil der Bedarf hieran aus hiesiger Markung selbst gedeckt werden kann. 



V. Spirituosen, Essig und Obstwein. 

Bericht einer Dampf-Branntweinbrennerei in Wtlrzburg. (9. II.) 

Die deutsche Spirituosenbranche befindet sich in einer sehr un- 
günstigen Lage. Nachdem der Spiritusring durch verkehrte Massnahmen, 
Verschleuderung der Ware ins Ausland, Produktinnscinschränkung etc., 
schon im vorigen Jahre die Vorräte in Spiritus weit unter das normale 
Quantum und die Preise auf anormale Höhe gebracht hatte, kam im 
letzten fahre noch eine teilweise Missernte in Kartoffeln. Die Preise für 
Spiritus sind weiter gestiegen und auf einer Höhe angelangt, die man 
früher vor Bestehen des Ringes einfach für unmöglich gehalten hätte. 
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Das Geschäft in gewöhnlichen Branntweinen und Fassonsachen war 
infolge der hohen Rohmaterial (weise ein unlohncndcs. Eine weitere Folge 
der hohen Preise Ist der stete Rückgang des Verbrauchs von Trink- 
hranntwein (im Dezember 1 904 allein 3 Millionen Liter gegen das Vor- 
jahr). Es ist bekannte Tatsache, dass ein verlorenes Absatzfeld sieb nur 
schwer wieder zurückgewinnen lässt und die landwirtschaftlichen Brenne- 
reien, die im Ringe immer auf noch höhere Preise drängen, werden Irak! die 
Nachteile des Konsumrückgangcs zu tragen haben, denn die Landwirt- 
schaft ist auf die Spiritusbrenncrci angewiesen und hat deshalb alles 
Interesse daran, den Konsum von Trinkbranntwein nicht noch mehr cin- 
zuschränken. 

In unseren Brennereiprodukten, Kognak, Kirsch- und Zwctschgcn- 
wasscr, war der Absatz ein guter. Die Steinobst- und die Weinernte war 
im letzten Jahre eine ziemlich gute, sodass wir wieder grosse Quantitäten 
Kirschen, Zwetschgen und Weine zum Brennen einlagem konnten. 

Bericht einer Essig- und Likörfabrik in Wtlrzburg. (18 II.) 

Die Lage dieser Branche hat sich leider auch im vergangenen 
Jahre nicht gebessert. Die noch nie dagewesenen enorm hohen Spiritus- 
preise, über die bereits in den Geschäftsberichten der vorangegangenen 
Jahre bitter geklagt wurde, sind nicht nur das ganze Jahr 1904 hindurch 
ununterbrochen allmählich weiter gestiegen, sondern haben ausserdem 
im August d. J. eine plötzliche Steigerung von ca. 6 Mark per 
100 Liter erfahren, sodass die Fabrikate, wie Essigsprit, Liköre, Brannt- 
weine etc. sich derart verteuerten, dass der Handel mit diesen Artikeln 
verlustbringend, das heisst unmöglich gemacht worden wäre, wenn zu 
altgewohnten Sshlcudcrpreiscn hätte weiter verkauft werden müssen. 

Nur durch Zusammenschluss der meisten Fabrikanten wurde es 
ermöglicht, eine einheitliche Erhöhung der Verkaufspreise zu erzielen und 
dadurch solche wenigstens einigermassen den bestehenden Verhältnissen 
anzupassen. Immerhin kann im vergangenen Jahre nur von einem w eiteren 
Rückgang des Geschäfts die Rede sein, indem durch die notwendig 
gewesene Erhöhung der Preise für unsere Fabrikate der Konsum sich 
natüriieher Weise ausserordentlich verminderte und dies mit der Zeit um- 
somehr der Fall sein wird. 

Leider ist an den bestehenden Verhältnissen nichts zu ändern, 
indem diese einzig und allein von den Interessen des nahezu konkurrenz- 
freien Spiritusringes abhängig sind, der seine Machtstellung, die er sich 
errungen hat, rücksichtslos auf das Wohl seiner Abnehmer nur zu seinem 
Vorteil ausbeuten kann, ohne dass ihn gesetzliche Massnahmen daran 
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hindern, und der auch daraus sieh nichts macht, gerade das Gegenteil 
wie bei seiner Entstehung in Aussicht gestellt zu tun, nämlich anstatt 
tlie Preise stabiler zu gestalten, solche derart aussergewöhnlich enormen 
Schwankungen auszusetzen, wie sic früher bei Spiritus überhaupt noch 
nicht nur im entferntesten jemals vorgekommen sind. 

Bericht einer Essigfabrik und Spirituosenhandlung mit Kolonial- 
warenhandlung in Neustadt a. S. 

1. Branntwein und Spirituosen. Der Verkauf dieser Artikel 
war infolge der hohen Spirituspreise ein ganz kleiner und schwerer. Hs 
schränkte sich der Konsument ein; daher war der Umsatz betleutend 
geringer, und der kleine Verdienst ging für Steuern, Frachten und Spesen 
voll und ganz auf, sodass ein Verdienst für dieses Jahr nicht zu ver- 
zeichnen war. 

2 . Essigfabrikation. Die Lage der Essigfabrikation ver- 
schlimmert sich von Jahr zu Jahr mehr, da die Spirituspreise zur Fabri- 
kation sehr hoch sind. Eine Verdünnung des Essigs, welcher zu ver- 
schiedenen Preisen verkauft wirti, und je nach Preis und Risiko mit 
Wasser geringert werden muss, wird von Seiten der Nahrungsmittcl- 
kontrollc nach § io Abs. 2 des Nahrungsmittel-Gesetzes als Verfälsch- 
ung betrachtet ; hierdurch ist das Geschäft gleichfalls sehr erschwert. 

Es ist daher für den Artikel Essig ein grosser Verdienst nicht zu 
verzeichnen. 

3. Kolonialwaren. Der Handel in Kolonialwaren war bis jetzt 
ein zufriedenstellender, besonders wenn man rechtzeitig die Konjunkturen 
benutzte. Es muss der Kaufmann, der etwas bieten will, sich mit den 
neuesten Apparaten einrichten , was wir auch hier am Platze betätigten. 
Durch günstigen Anschluss an das elektrische Werk haben wir unseren 
ganzen Betrieb, bestehend in Kaffeebrennerei, Äpfelwcinkeltcrei und Gcwürz- 
niühle, neu eingerichtet, sodass wir mit der Konkurrenz gleichen Schritt 
halten können. 

Das Geschäftsjahr Ist in Sparte I und II sehr gering, dagegen hat 
es in Sparte III einen kleinen Verdienst zu verzeichnen. 

4. Wünsche. Es ist sehr notwendig, dass am hiesigen Bahnhof 
ein Ausladcgelcisc eingerichtet wird, da der Verkehr hier infolge Ein- 
mündung zweier Lokalbahnen ein sehr grosser ist. Es vergehen Stunden 
wo man am Eisenbahnwagen steht, um ihn abzuladen; allein dies geht 
nicht, weil der Rangierzug den Wagen wieder mitnimmt. Erst nach 
Stunden kann das Ausladen beginnen. 
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Bericht einer Apfelweinkelterei, Branntwein- und Essigfabrik 
in Miltenberg, (31. I.) 

Apfelwein. Der Artikel findet erfreulicher Weise in den Gross- 
stadten und besonders Norddeutschland inehr Eingang. Infolge der 
geringen 11)03 er Ernte war die Nachfrage int Jahre 1904 ziemlich rege. 
Die Obsternte 1 1)04 war sehr gut und reichlich, das Produkt selbst ist 
ebenfalls bis jetzt gut entwickelt. Ob der Altsatz 1905 durch die vielen 
I’rivateinlagerungen beeinträchtigt wird , lässt sich nicht bestimmt Voraus- 
sagen. 

Branntweine. Ein vorzügliches Produkt sind die Edelbrannt- 
weine aus 1 904 er Kirschen und Zwetschgen, deren Ernte prima quan- 
titativ und qualitativ war. Sehr schwer aber liegt das Geschäft in ein- 
fachen Branntweinen darnieder durch die unerhört hohen Preise des 
Spiritusringes. Die Detaillisten wollen sich nur wenig mit einer ent- 
sprechenden Preissteigerung einverstanden erklären ; sie halten ziemlich 
fest an den hergebrachten Preisen, die mindestens 2 5 — 30 °/ 0 entsprechend 
den vom Ring diktierten Preisen erhöht werden müssten. Viele Brannt- 
weingrosshändler geben deshalb die einfachen Branntweine auf und wenden 
sich verwandten Branchen zu. Eine Besserung der Lage ist leider auch 
nicht in Aussicht. 

Essigfabrikation. (Gährungsessig). Diese Branche richtet 
sich ebenfalls nach den Spritpreisen und wird natürlich auch durch den 
Ring beeinflusst. Der Absatz war gut; die Preise waren durch Ab- 
kommen fast sämtlicher unterfränkischer Fabrikanten einheitlich. 

Hinsichtlich der V erk eh rs Verhältnisse für Miltenberg ist 
die Postzustellung als sehr gut zu bezeichnen. Bezüglich der Eisenbahn- 
vcrhältnisse ist zu berichten, dass der Anschluss des ersten und letzten 
Personenzuges nach Frankfurt in Aschaffenburg durch zu langen Aufent- 
halt und keinen Schnellzug ungünstig ist. Auch das Wagenmaterial der 
Personenzüge Miltenberg - Aschaffenburg lässt in jeder Hinsicht sehr zu 
wünschen übrig. 

Für den Schiffahrts -Verkehr fehlt in Miltenberg ein allgemeiner Kranen 
zum Ein- und Ausladen. Sehr vermisst wird ein regelmässiger Stück- 
güterverkehr auf dem Main (wie er auf dem Rhein bestellt). Die bereits 
bestehenden Einrichtungen sind nicht auf der Höhe; würde ein regel- 
mässiger Schiffsverkehr (vielleicht wöchentlich zweimal bestimmt für 
die Stationen wie Miltenberg) in Stückgütern bestehen, würde man sich 
also auf genauere Verladegelegenheit verlassen können, so würde sich 
dies sehr deutlich im Verkehr mit dem rheinischen Industriegebiet be- 
merkbar machen ; denn ganze Bahnfracht und teils Bahn- und Wasser- 
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fracht ist zu teuer; unter den jetzigen Verhältnissen aber ist die 
Wasserbeförderung zu ungenau und langdauemd. Ich habe wiederholt 
mit den bisherigen Einrichtungen sehr schlechte Erfahrungen gemacht. 



VI. Schokoladen und Konserven, Zuckerwaren. 

Bericht der ersten Würzburger Konserven- und Schokoladen- 
Fabrik, W. F. Wucherer & Co. (17 II.) 

Der Geschäftsgang war im allgemeinen befriedigend. Ganz besonders 
hob sich der Verbrauch in billigen Konsum-Schokoladen, veranlasst auf 
der einen Seite durch niedrige Zuckerpreise, auf der anderen durch den 
günstigen Stand der Preise für Rohkakao, die auf die guten Ernten und 
den in den letzten Jahren stark vergrösserten Anbau des Kakaos zurück- 
zuführen sind. 

Es betrag die Einfuhr an Rohkakao in Deutschland im J;.hrc 1003 
21 1 / 2 , im Jahre 1004 2 7 Millionen Kilo, in einem Jahre also eine 
Zunahme von 5 */s Millionen Kilo = 25°/ 0 . 

Diese Verhältnisse brachten es mit sich, dass eine kolossale Produk- 
tion in billiger Schokolade begann und dadurch die Preise hiefür auf ein 
Niveau sanken, das noch vor einem Jahre niemand geglauht hätte. Im 
letzten Drittel des Jahres begann dann der Zucker, der zu Anfang des 
Jahres zirka Mk. 37. — - per 100 Kilo kostete, durch Spekulation und 
schlechte Rübenemte bis auf Mk. 30. — zu steigen, und nun war bei der 
Unmöglichkeit, die einmal herabgedrückten Preise wieder zu heben, jede 
Aussicht geschwunden, aus der Fabrikation der billigen Konsum-Schoko- 
laden irgend welchen Gewinn zu ziehen. 

Der Export in Schokolade litt immer noch unter den schwierigen 
Formalitäten, die mit der Rückvergütung des Kakaozolles verknüpft sind. 

Das Fruchtkonservcn-Gcschäft entwickelte sich gut, die Ernte war 
mit Ausnahme der Beeren -Früchte (Himbeeren, Erdbeeren), die 
infolge der Trockenheit fast ganz versagten, eine gute und die Preise 
entsprechend. 

Der Export in Konserven, besonders nach England und Schweden, 
vergTösscrte sich etwas, und das ganze K< inscrvengcschäft überhaupt hatte 
eine steigende Tendenz. 

Was unsere Wünsche betrifft, st) ist cs sehr zu beklagen, dass 
spez. auch für die Geschäftsreisenden Kilometerhefte, Landesfahrkarten, 
F.nnässigungen für Musterkoffer etc. noch nicht eingeführt sind. 

Ebenso mussten wir, wie seit einer Reihe von Jahren, so auch 
dieses Jahr vergeblich auf die Wiedererrichtung der Postexpedition an 
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der Haltestelle Sanderau, die Einrichtung einer Eilgüterannahme da- 
seihst, si iwie die Unterführung am Bahnübergang der oberen Siebold- 
strasse warten. 

Das Projekt der Errichtung eines Südbahnhofes Würzburg be- 
grüssen wir mit grosser Freude und möchten dasselbe auf das dringendste 
zur baldigen Verwirklichung empfehlen. 

Geschäftsbericht einer Zuckerwarenfabrik in Kitzingen. (8. IV.) 

Der Hauptrohstoff unserer Branche, unser deutscher Rübenzucker, 
hat zwar im verflossenen Geschäftsjahre eine bedeutende Hausse-Bewegung 
erfahren, doch ist diese Preissteigerung nicht eine künstliche, nur auf 
unser deutsches Zollgebiet beschränkte, wie dies in den Jahren i 900 — i 903 
wiederholt in hohem Grade der Fall war, sondern sie ist eine Preis- 
bewegung auf dem Weltmärkte, bedingt durch den geringen Ausfall der 
Zuckerrüben-Emte des Jahres 1904. 

Nachdem die Zuckerpreise im Spätsommer 1903 sich auf einer 
Höhe von ca. 58 — 59 Mk. für 100 Kilo bewegt hatten, trat am 
1. September 1903 mit dem Inkrafttreten der Brüsseler Zuckerkonvention 
und der durch diese bedingten neuen Zuckersteuer und Zollgesetzgebung 
ein Preissturz von ca. 18 Mk. für 100 Kilo ein. Im Laufe des Herbstes 
1003 bröckelten die Preise noch weiter ab, sodass sie zeitweilig sogar 
auf 35 — 36 Mark °/ 0 kg heruntergekommen waren. Bereits im Sep- 
tember 1903 ztigen die Notierungen jedoch wieder an, was sich im Frühjahr 
und Sommer 1004 stetig fortsetzte, bis im Herbst vorigen Jahres bei 
Bekanntwerden der geringen Ergebnisse der Rübenemte eine rapide, 
sprunghafte Aufwärtsbewegung der Preise eintrat, die bis zum Schlüsse 
des Berichtsjahres eine Höhe von ca. 50 — 51 Mark °/ 0 kg zeitigte. 

In gleicher Weise und aus dem gleichen Gmnde, nämlich infolge 
geringer Ernte- Ergebnisse der Kartoffeln, stieg ein anderes vorherrschendes 
Rohmaterial unserer Fabrikation, der Kapillairsyrup, von Mk. 26. — bis 
auf Mk. 36. — °/ 0 kg. 

Die Zuckerkonjunktur ist nun in erhöhtem Masse ein Prüfstein 
geworden für die neue durch die erwähnte Bestimmung der Brüsseler 
Konvention bedingte Zuckersteuer ilnd Zuckerzollgesetzgebung, und man 
darf oline Übertreibung sagen, dass die Probe gut bestanden ist. 

Abgesehen von dem Gesichtspunkte, dass der deutsche Konsum 
unter den früheren Verhältnissen diese Zuckerknappheit mit ganz anderen, 
ungemessenen Preisen hätte bezahlen müssen, statt dass sich die Preis- 
steigerung durch den Einfluss desWeltinarktes in gesunden Grenzen hat halten 
müssen, ist besonders unserer Industrie der Schokoladen- und Zuckerwaren- 
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branche durch die Öffnung der Tür ins Ausland eine grosse, in ihrer 
weiteren günstigen Ausdehnung unschätzbare Förderung zuteil geworden. 

Es ist ja bekannt, dass unsere inländische Industrie früher auf dem 
Weltmärkte nicht konkurrieren konnte, dass sie jeden Versuch dazu teuer 
bezahlen musste und doch vergeblich machte. D;is ist jetzt anders, d. 
h. besser, nachdem wir nur noch mit der rückvergütungsfähigen deutschen 
Konsumsteucr auf Zucker zu rechnen haben. In der kurzen Zeit seit 
dem Inkrafttreten tlcr neuen einschlägigen Bestimmungen hat sich unser 
Export mehr als vcrachtfacht. Wir sind daher für diese zeitgemässen 
fortschrittlichen Absatzcrlciehteningcn überaus dankbar und wünschen 
dringend, dass die einschlägigen Verträge und Bestimmungen auch später 
wieder erneuert werden mögen. 

Um recht erfolgreich in den Wettbewerb auf dem Weltmärkte ein- 
treten zu können, ist cs nötig, von der Vergünstigung der Rückvergütung 
der Zuckerkonsumsteuer Gebrauch zu machen. Dies ist in erspriesslichcr 
Weise nur möglich durch Verarbeitung von steuerfreiem deutschen Zucker 
unter Zollkontrolle, und cs würde hier ein möglichstes Entgegenkommen 
seitens der Zollbehörde und eine möglichste Vereinfachung der diesbezüg- 
lichen teils harten Bestimmungen sciir am Platze und sehr erwünscht sein. 

Wie vorstehend gesagt, hat sich unser Exportgeschäft zur Zufrieden- 
heit entwickelt. Mit dem Inlandgeschäft konnten wir im Betriebsjahre 
ebenfalls zufrieden sein; trotz der durch die Verteuerung der Roh- 
materialien bedingten Preiserhöhungen konnten wir unsern Absatz wiederum 
steigern. Allerdings waren die Preise für unsere Artikel nicht immer mit 
der Steigerung der Zucker- und Kappillairsyrup-Prci.se in gleichen Ein- 
klang zu bringen, sodass hierbei manches vom Nutzen abbröckelte. Die 
mehr erwähnten Preiskonjunkturen haben also wie gewöhnlich ein leb- 
haftes Geschäft mitgebracht; umsomehr wird der bei einer guten Riiben- 
und Kartoffel-Ernte sicher zu erwartende Preisrückschlag unangenehm sich 
fühlbar machen, der angesichts des zu erwartenden grösseren Anbaues 
der fraglichen Hackfrüchte bei nur einigermassen günstigem Sommer 
sicher zu erwarten ist und der, wie die Erfahrung lehrt, eine anhaltende 
Abflauung des Geschäftes mit sich bringen wird. 

Unsere Arbeiterverhältnisse können wir nach wie vor als gute be- 
zeichnen. Es herrscht gutes Einvernehmen, und die Arbeitnehmer sind 
willig und geschäftstreu, besonders auch in den Fragen der in unserer 
Branche häufig eintretenden Fälle von Mehrarbeit. Die in dem Norden 
Deutschlands vielfach versuchten und teilweise durchgeführten Streiks 
unter den Arbeitern unserer Branche blieben ohne Einfluss auf unsere 
Verhältnisse, obgleich auf eine Ausdehnung und Übertragung der Arbciter- 
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Unzufriedenheit von auswärts lebhaft hingewirkt wurde. Wir verweisen 
hierbei nur auf die Versuche in Nürnberg, die auch nach hier herüber- 
getragen werden sollten. 



VII. färben, Drogen, Chemikalien, Kolonial- und Mate- 
terialwaren, Salz, Seifenfabrikation. 

Bericht Uber die Ultramarinfabrikation in Schweinfurt (17. I.) 

Ultramarin: Der Geschäftsgang hatte im abgelaufenen Jahre 
verschiedene Schwankungen zu verzeichnen, doch blieb der Umsatz im 
allgemeinen ein zufriedenstellender. Mit der längeren Dauer des Russisch- 
Japanischen Krieges haben sich empfindliche Störungen des E.\]>ortes 
fühlbar gemacht. 

Auch im letzten Jahre trat noch nicht die ersehnte Ermässigung 
gewisser Rohstoffe ein, ja einige wurden sogar noch weiter in die Höhe 
getrieben. 

Bericht einer Schwarz-, Kohlenstaub- und Farben-Fabrik in 
Marktsteft a. M. 

Mit den geschäftlichen Verhältnissen in meinem Betriebe bin ich 
nicht zufrieden; ich könnte beträchtlich grössere Umsätze machen und 
meinen Betrieb weit mehr ausdehnen, wenn nicht der Mangel einer 
Bahnverbindung mich sehr daran hindern resp. mir dies unmöglich machen 
würde. Die durch <lic Konkurrenz aufs äusserstc gedrückten Preise 
lassen nur derart kleinen Nutzen, dass viele Artikel die hohen Transport- 
spesen von der Bahn zur Fabrik und umgekehrt, die vielen Widerwärtig- 
keiten, welche das Ein- und Ausladen der Güter, von der Fabrik ent- 
fernt, mit sich bringen, überhaupt die Herstellung nicht mehr lohnen; es 
Ist bedauerlich , wenn man sich leistungsfähig eingerichtet hat, aber die 
richtige Ausnützung des Betriebes durch die mangelnde Verkehrs- 
einrichtung gehindert sehen muss. 

( tbwohl idi hier ziemlich viel Kapital in Fabrikanwesen, Häusern 
und Grundbesitz fostgelcgt habe, zwingen mich die Verhältnisse doch, 
fortwährend daran zu denken, meinen Betrieb an eine Bahnstation zu 
verlegen, wenn nicht Aussicht kommt, eine Balm nach liier zu erhalten. 
Bei der im Winter 11103/ 1004 bestandenen Motorwagenverbindung 
Kitzingen-Marktbrcit wurde eine monatliche Beförderung von ca. 1400 Per- 
sonen angegeben. Es ist nun wieder ein Motorwagenverkehr zwischen 
Kitzingen und Marktbreit geplant; wenn, wie bei der Post nachgewiesen, 
ein derartiger Verkehr zwischen den beiden Schncllzugsstationen Kitzingen 
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und Marktbreit vorhanden, würde sich eine Bahn, die den Güterverkehr 
mit besorgt, sicher rentieren. 

Mein Gesuch um Einlegung einer Abendpost verbind ung 
muss ich wiederholen; fast jeden Tag habe ich Anlass, einen Radfahrer 
abends nach 7 Uhr mit der erledigten Abendpost nach Marktbreit 
zu senden, damit die Beförderung der Postsachen in der Nacht noch 
möglich ist. 

Die direkte Telephon Verbindung Marktbreit und Kitzingen ist seit 
einigen Wochen im Gange und bedeutet dies hier eine erhebliche Ver- 
besserung der Telephoneinrichtung. 

Bericht der Drogen-, Chemikalien-, Material- und Farbwaren- 
Grosshandlung von Ebert & Jacobi in Wtlrzburg. (3. II.) 

Auch > las verflossene Jahr mit seiner Fortsetzung der Anläufe zur Aus- 
schaltung des Zwischenhandels hat den Beweis erbracht, dass Grosshandc! 
und Detailgeschäft nicht nur berechtigte, sondern auch notwendige, un- 
entbehrliche und besonders auch in kritischen Zeiten sehr segensreich 
wirkende Verbindungsglieder zwischen Produzent, Produktions-Gegend und 
-Land und Konsument bilden und trotz der im Laufe der Zeiten sich 
ändernden Formen umsomehr auch ferner bestehen müssen und bestehen 
werden, je grösser die Fortschritte auf allen Gebieten und die damit 
wachsende Vielseitigkeit der Bedürfnisse des Einzelnen sich gestalten. 
Der Produzent erkennt nicht nur mehr und mehr die für ihn werbende 
Kraft des Zwischenhandels, auch besonders der Konsument ersah aas 
allen Kämpfen, mit welch minimalem Nutzen bei oft sehr grossem Risiko 
in unserer und den verwandten Branchen der Gross- und Detailhandel 
sich begnügt und dass höchstens ein amlerer Name und Organisation, 
aber keine noch billiger arbeitende Verteilungsinstanz gefunden werden 
kann. Auswüchse regulieren sich dabei selbsttätig, selbsttätig verschwinden 
überzählige Zwischenstationen. Weniger die Erfinder und Verbreiter der 
Schlagworte von der Ausschaltung des Zwischenhandels als der 
Zwischenhandel selbst kann seine Existenz untergraben, und er 
hat es seit Jahren getan. Die gesunde Vernunft licss er nicht 
mehr walten, die goldenen Worte vom Leben und Lebenlassen kennt er 
nicht mehr, schnöder Eigennutz setzte an Stelle des notwendigen Kon- 
kurrenzkampfes unlauteren Wettbewerb, indem jeder Einzelne einen andern 
Artikel als Lockvogel zu Selbstkosten- oder unter Ankaufspreis verkaufte; 
forcierter Massen verkauf bei Überanstrengung der Kräfte sollte den weg- 
geworfenen normalen Verdienst wieder hereinbringen, und am Ramie des 
Grabes wurden Vereinigungen oder der Staat als Arzt gerufen, obwohl 
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gerade letzterer kaum dazu berufen, vielleicht auch nicht qualifiziert ist, so 
sehr auch die Erhaltung der Steuerkraft des Mittelstandes ihm am Herzen 
liegen mag. 

Wirksamer als alle Vereinigungen des Zwischenhandels selbst haben 
für den Detail- und auch Engros-Handel in den ' letzten Jahren mit 
wachsendem Erfolge eine immer grösser werdende Anzahl von Fabrikanten 
durch Reverssysteme und nun der Verband der Fabrikanten von Marken- 
artikeln der ruinösen Preisschleuderei entgegengearbeitet und unlautere 
Konkurrenz machende Finnen vom Bezug ihrer Artikel ausgeschlossen, 
und die wenigen Feinde solcher Zwangsmittel werden auch noch erkennen, 
dass gerade in diesem ja auch für den Grossisten mühevollen Revers- 
system ein wirksames Mittel für die Erhaltung des Mittelstandes und 
kleinen Mannes gegen tlen rücksichtslosen modernen Kapitalismus 
zu erblicken ist , sei es dass letzterer in der Gestalt von Warenhäusern 
oder in sonstiger Form auftritt. 

Ganz anderer Art sind die Koalitionen, Kartelle, Syndikate, Kon- 
zentrationen, Interessengemeinschaften etc., welche als Losungswort den 
Ersc heinungen des vergangenen Jahres in aufs neue vermehrtem M ass- 
stabe voranzustellen sind und wohl auch lange noch die Zukunft beherr- 
schen werden. Nicht nur als Kohlensyndikat, Stahlwerksverband, Interessen- 
gemeinschaft grosser Bankinstitute, auch in unserer Branche haben sich 
ausser der Zentralisation ries Spiritushandels, ganze Zweige der chemischen 
G rossind ustrie, der Farbstoffindustrie vereinigt, und die pharmazeutische 
Industrie wird mit Fusionen folgen. 

Der Grosshandel sollte diesen Erscheinungen auch nicht ganz passiv 
gegenüberstehen. Gemeinschaft der Interessen wäre hinreichend vorhanden 
und die grosse volkswirtschaftliche Tragweite und Notwendigkeit solcher 
Konzentrationen, die auch nicht verhindert werden können, ist nicht zu 
verkennen. Jedenfalls wird dadurch die Rentabilität und Weltmarktstellung 
der betreffenden Industrie erhöht, die Schlcudcrkonkurrenz beseitigt, und 
Ziele können erreicht werden, welche der Einzelne anzustreben und zu riskieren 
ausser stände ist. Wer kann freilich die Endwirkung und Tragweite 
solcher vielleicht noch international werdenden Zusammenfassungen von 
Kraft und Kapital beurteilen, die einem sozialistischen Zukunftsstaate zu- 
steuem? Der natürliche Regulator des Angebots und der Nachfrage wird 
suspendiert, ebenso wie die Selbständigkeit vieler Existenzen; die kleinen 
Betriebe werden schliesslich verschwinden, vielleicht auch die Löhne ge- 
drückt, und ob die Übertragung so grosser VerantwortKckeit auf einzelne 
Hände in der Direktion dauernd nur Gutes stiftet, kann niemand Voraus- 
sagen, aber für Zeiten einer Krisis mit Bangen erfüllen. Outsiders, welche 
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die Preispolitik der Konventionen ungestraft ausnützen, werden wohl nach 
wie vor nicht aussterben. Von Konzentrationen, die wie im Auslände 
oft lediglich die Ausbeutung des Publikums im Auge haben durch Ein- 
heimsen müheloser grosser Gewinne, blieben wir sozusagen bis jetzt noch 
verschont. 

Und so kommen wir nun auf den Geschäftsgang selbst im ver- 
gangenen Jahre. Derselbe war ein meist sehr lebhafter. An der zu- 
versichtlichen Stimmung waren die qualitativ und im allgemeinen auch 
quantitativ guten Ernten oder die vorteilhaften Preise, zu denen sie ver- 
wertet werden konnten, schuld. Grössere Konjunkturen wurden nur durch 
natürliche Gründe veranlasst, wie bei Kartoffel produkten durch die 
ausserordentliche Trockenheit, welche in ganz Mitteleuropa, besonders in 
den Provinzen Brandenburg, Posen und Schlesien während des Frühjahrs 
und der Sommermonate herrschte und teilweise auch für Handel und 
Industrie Schädigungen brachte. Die Zentrale für Spiritus Ver- 
wertung hat das ursprünglich auf too°/ 0 des bekannten Durchschnitts 
festgesezte Produktionsrecht der Spiritus-Brenner sukzessive bis auf i8o°/ 0 
erweitert, wodurch praktisch jedem Brenner die unbeschränkte Ausnützung 
der Produktionsmöglichkeit gesichert ist. Auch Melassespiritus trat infolge 
der schweren Beeinträchtigung der Rübenemte nicht als Konkurrenz auf, 
und auf Export hat die Zentrale natürlich verzichtet. Hoffentlich bringt 
gesteigerter Kartoffelanbau im nächsten Jahre wieder billigere Spirituspreise, 
denn sonst könnte die Politik der Förderung des Konsums von Brcnn- 
spiritus für gewerblichen Verbrauch sehr gestört und die mit gr< issen 
Opfern erreichten Erfolge vielleicht uneinbringlich verloren werden, da 
bei einem gewissen Preisstande unbedingt wieder die Ersatzstoffe verwendet 
werden. 

Auch für das Wachstum und Gedeihen vieler Arzneipflanzen 
war der Mangel an Regen sehr nachteilig. 

Der Ausbruch des Krieges am 0. Februar zwischen Japan und 
dem russischen Reich hat Handel und Industrie speziell in unserer Branche 
wenig berührt. Nicht einmal japanische Erzeugnisse wurden davon betroffen, 
denn selbst bei Camphur ist ein wirklicher Mangel an Rohware die Ursache 
der Hausse, und nicht, wie ursprünglich angenommen wurde, wollte die 
japanische Regierung Kriegs- Kapital aus dem Monopol schlagen. Für 
manche chemische Präparate und Apothekerwaren zu Kriegszwecken hat 
sich zwar eine stärkere Nachfrage eingestellt, aber cs traten mehr Ent- 
täuschungen ein, weil der Krieg die erwarteten Aufwärtsbewegungen gerade 
nicht brachte. 
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Zu optimistisch darf man nach allen Erscheinungen des vergangenen 
Jahres deshalb auch nicht in die Zukunft blicken; die Produktionskraft 
der Betriebe ist infolge der günstigeren allgemeinen Position erweitert 
worden, ob auch nach dem Kriege keine Reaktion kommt, ist mindestens 
zweifelhaft, da die wirtschaftliche Entwickelung der kriegführenden Länder 
sicher noch gehemmt bleibt; unberechenbar ist auch vor allem der Ein- 
fluss der im nächsten Jahr in Kraft tretenden Handelsverträge auf Handel 
und Industrie. Jedenfalls wird der Eintritt hoher Zölle auf notwendige 
Lelicnsmittel den Konsum ungünstig beeinflussen und eine entsprechend 
ungünstige Wirkung auf Industrie. Gross- und Kleinhandel haben; wie 
die Agitation in England wegen Einführung von Schutzöllcn enden wird, 
ist auch noch zweifelhaft und eventuell von grosser Wirkung auf die all- 
gemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse. 



Einige Preisfluktuationen aus der Reihe unserer Artikel fügen wir 
in Ergänzung obigen Berichtes noch hier bei. 

Hs kosteten in Hamburg unverzollt am i. Januar (in Mark): 



1900 


Drogen: 

1901 1902 


1903 


1904 


1905 


Aloe — 


5°— — 


— 


1 16 — 


62. — 


Balsam Peru — 


— 1300.—- 


1000. — 


925.— 


925.— 


Cantharides 450. — 


— 500.— 


— 


720.— 


1025 — 


Sagrada rinde 


1898 32.— — 


— — 


85.- 


100, 


76.- 


Candurangarindc 


1898 50.— — 


245-— 


95- — 


— 


60. — 


Mvrrha 


1897 100. — 


— — 


— 


165.— 


200 


Nelkenöl 


1897 4.— 


G?5 — 


— 


10.25 


7-25 


Zimmtöl 


1897 18. — — 


5.20 


— 


— 


6.85 


Pfefferminzöl pr. Ti engl. 5.30 





20.50 


14.— 


1 7- — 


Opium 


1897 20.50 — 


— — 


15-2.5 


17-50 


>5- — 


Senegawurzel 

1899 2500. — — 


430.— — 


750.— 


1. 

*0 


670. — 


Schellack orange II 


1898 130.— — 


— 260. — 


— 


525 — 


470.— 
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Wurmsamen 


1900 1901 


1902 


1903 


1904 


»905 


1898 31 — 

Sternanis 


— — 




90.— 


105 — 


123 - 


1899 210. — 

Terpentinöl 


— — 1 


30.— 


— 


108. — 


138.- 


1895 45-— 


79— — 


60. — 


— 


92.— 


82 — 


Tran Dampf 


70.— — 

C h e m i k a 1 


icn : 


175.— 


300.— 


170- 


Antimon 


1900 1901 


1902 


1903 


1904 


1905 


1896 33.— 

Atsenik weiss 


42.— — 


— 


23.— 


23.50 


32 — 


1895 54 — 


— — 


— 


•- 


29.50 


31.— 


Bleizueker 

Borax 


48.- - 


53 — 


■ — 


— 


49 — 


1897 4 ( >. — 

Camphor 







— 


26. — 


20. — • 


1895 250.— 

Chinin 


— 475- — 






435 — 


700. — 


1895 38 — 

Cocain 


— 41.— 


— 


— 


35 — 


33 — 


1899 300.— 

Hirschhornsalz 


5to.— 


— 


— 


360.— 


340— 


1899 53- — 

Chlorsaures Kali 


— 74 — 


— 


— . 


o?.— 


64.— 


1895 90.— 

Chromsaures Kali 





— 


— 


50 — 


59— 


1898 90. — 

Blausaures Kali 





— 


54- — 


56.— 


57 — 


1895 205. — 


— 


— 


99 — 


— 


95 — 


Milchzucker 

Phosphor 


I IO. — 


— 


76.— 


— 


1 10. — 


1895 425.— 

Santonin 


— 2 


40 — 




— 


260. — 


1899 9.50 

1897 13.— 

Weinsteins.’lurc 








50.— 


Oo. 


1895 200. — 


225.— — 


— 


198. — 


235 — 


210. — 
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Färb waren: 

1900 1901 1902 


1903 


1904 


»9°5 


Catechu 


78.- - 


58.— 


— 


— 


56.- 


Cochenille 

»895 275 — 


. 


150 — 





380. — 


500.- - 


Curcuma Bengal 

1897 18. — 


5 h - — 





_ 


23 — 


26. — 


lilauholzcxtrakt 

1895 85 — 


— 


— 


— 


65.— 


60. — 




Gewürze 

1900 1901 


etc.: 

1902 


1903 


1904 


»905 


Zimmt 

1895 54.— 


— 95 — 





86.— 


104. — 


92.— 


Ingber 

1897 30.— 


. . 


. 
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64.— 
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1895 64. — 

Muskatnüsse 

1895 -1°°. — 


300. 


200. — 




260. — 


200. — 
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1897 40. — 


— 79.— 


84.- 


_ 


130.— 


1 10. — 


Pfeffer schwarz 

1897 43.— 


— 122. — 








124.— 


II 8.— 


Pfeffer weiss 

1897 54.— 


— 172.— 
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Piment 

1897 45 — 


.. .. 


67.— 





78.- 


52 — 


Vanille Bourbon 
1897 36.- 


60. 


— 


50.— 


— 


3°.— 


Anis 

Kanaricnsaat 


Sämereien: 

1897 igo4 1905 

28. — 40. — 46. — 

1898 1903 1904 

15.— 40.— 34.— 


1905 

40.— 







Bericht einer Salzgrosshandlung in Würzburg. (26. I.) 

Die Bezug- und Absatzverhältnisse des Artikels Salz, welche be- 
kanntermassen durch Konventionsabmachungen geregelt sind, blieben 
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auch im verflossenen Jahre die gleichen. Nach Aufnahme einer nord- 
deutschen Saline fühlten sich Mitte des Jahres die syndizierten Werke 
bemüssigt, mancherorts eine kleine Preiserhöhung eintreten zu lassen. 



Bericht des Vereins zum Schutze des Kolonialwarenhandels in 
Schweinfurt a. M. (25. I.) 

Die Geschäfte des Kolonialwarenhandels cn detail haben auch im 
verflossenen Jahre leider keine erfreuliche Wendung zur Besserung ge- 
nommen. Gedrflngt durch die pilzartig auftretenden Kaufhäuser und 
Konsumvereine aller Art nimmt systematisches Preisschleudern mit sog. 
„Lockartikeln“ immer mehr überhand, dazu kommen noch täglich wieder- 
kehrende Ausverkäufe, sog. Ausnahmetage , das Hausier- und Reklame- 
unwesen u. s. w. , so dass der nach den altgewohnten soliden Formen 
arbeitende Geschäftsmann oftmals samt seiner Familie mit gewissem Ban- 
gen der Zukunft entgegensieht. 

Hier in Schweinfurt speziell, wo dar sesshafte Kaufmann mit ziem- 
lichen Geschäftsspesen rechnen muss, brachte die zeitweise Sistierung 
der V ich markte, verursacht durch tlie auftretenden Viehseuchen — 
und gerade die bedeutenden Wcihnachtsmürkte kamen in Wegfall — 
den Dctailgesch.’iften insbesondere sowohl, als dem Wirtschaftsgewerbe 
enormen Schaden, und gibt man der Hoffnung Raum, dass es unserer 
rührigen Stadtvertretung gelingen möge, dieser Kalamität abzuhelfen resp. 
«lass man auch von Staatswegen zur Förderung dieses überaus wichtigen 
Handelszweiges mildere Auffassungen obwalten lassen möge. 

Die Agitation für die beiden hiesigen Konsumvereine, den 
der Verkehrslrcamten und den der Arbeiter, scheint in erhöhtem Masse 
betrieben zu wertlen , und ist es insbesondere bedauerlich, dass man 
ersteres Institut, trotzdem die früher so sehr betonten Wohnungsgeld- 
zuschüsse nunmehr ihre Regelung finden , immer mehr auszubreiten 
versucht. Von der Ansicht ausgehend, dass gerade Beamten -Konsum vereine 
die berufsmassig Handel und Gewerbe treibenden Stünde in weitem 
Umfange schädigen und damit gerade diejenigen Kreise beeinträchtigen, 
deren produktivem Schaden die Entwicklung des modernen Staatswcsens 
und seines Beamtentums zu einem grossen Teile mit zu verdanken ist, 
sei es an dieser Stelle dankbar gesagt, dass der nicht zur Verkchrs- 
abteilung gehörende Teil des hiesigen Beamtenkreises gerne seinen Be- 
darf in den hiesigen Detailgcschäften deckt. 

Die im Januar 1905 bekannt gegebene Entschliessung des K. 
Staatsministeriums des K. Hauses und des Äussern, dass Handel, In- 
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dustrie und Gewerbe grösstmöglichste Förderung erfahren und dass den- 
selben die bisherigen Absatzgebiete erhalten etc. werden sollen, wurde 
mit grossem Interesse vernommen, und so wollen wir hoffen , dass das 
laufende Geschäftsjahr sich zu einem befriedigenden für unsern Geschäfts- 
betrieb gestalten möge. 

Bericht einer Käse-, Butter- und Margarine-Grosshandlung in 
Neustadt a. S. (28. I.) 

Das Geschäft in Limburger Käse im Jahre 1904 war wieder, 
besonders für den Grossisten, ein recht unangenehmes und auch wenig 
rentables. Vom Januar bis Juni war der Konsum ein sthr kleiner, da 
jedenfalls infolge der damals sehr billigen Preise für fette Schweine die 
Hausschlachtungen viel stärker als sonst waren. Die Preise für Limburger 
Käse gingen sehr zurück , an Lagerware wurde allmonatlich nichts ver- 
dient und sogar Geld verloren , dabei musste man auf den Touren , da 
die Kundschaft für sofortige Lieferung nur wenig brauchte und weil 
fast allgemein sich leider diese Unsitte eingebürgert hat, auf Grund der 
billigen Preise für spätere Tennine verkaufen. Es kam dann die lange 
Periode sehr heisser Witterung, die Aussichten für die Futterernte wurden 
ungünstig, und dadurch schnellten die Käsepreise urn zirka zwei Monate 
früher, als es sonst der Fall zu sein pflegt, ganz abnorm in die Höhe, 
und da man in diesem Artikel, zumal bei solch heisser Temperatur, mit 
Lagerwaren sehr vorsichtig sein muss, so war der Verlust an den früher 
abgeschlossenen Lieferungsgeschäften leider unvermeidlich. Während der 
grossen Hitze war nun auch die Fabrikation ungünstig beeinflusst , es 
gab viel harte Käse (sogenannte Pocker) , die auch meist hart bleiben 
und mit denen man bei den Kunden oft Anstände bekommt. 

Der Spätsommer und Plerbst brachte ja, wie stets, einen grösseren 
Bedarf; aber früher als sonst, schon anfangs Oktober, wurde das Geschäft 
ruhiger , die Preise gingen wieder zurück und an Lagerware war leider 
wieder nichts zu verdienen. 

Gleichmässiger, bei von Anfang bis Ende des Jahres sich ziemlich 
gleich bleibenden hohen Preisen, war das Geschäft in Schweizerkäse 
und der Bedarf hierin, besonders in den Sommermonaten , sogar etwas 
grösser als sonst. 

Butter war fast das ganze Jahr über hoch im Preis, trotzdem 
war dieser Artikel gut gefragt. 

In Margarine gingen besonders die besseren Marken, die als 
Ersatz für Butter gebraucht werden, gut ab, und gab es in diesem Ar- 
tikel im Berichtsjahr wenig Konjunkturen. Es hat sich für Margarine 

• 
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schon seit Jahren in allen Bevölkerungsschichten ein Stamm von Kon- 
sumenten gebildet , der ihm auch , trotz aller gegenteiligen Agitation, 
treu bleibt 

Wie schon früher einmal berichtet, ist die Bildung von Ein- und 
Verkaufsgenossenschaften, Konsumvereinen etc. nicht günstig für deu 
Grossisten , da dieselben einesteils den Kngros-Handel durch direkten 
Bezug vom Produzenten auszuschalten suchen, andernteils der Umsatz bei 
den Detaillistcn durch diese Konkurrenz meist sehr viel weniger wird. 

Was nun unsere Verkehrsverhflltnisse anlangt, so wiederhole 
ich wieder, dass der Ausbau der Bahnstrecke Bischofsheim v. d. Rhön 
bis Gersfeld ein grosser Vorteil für unsern Bezirk wäre, ebenso auch 
wenn die bereits genehmigte Strecke von Brückenau — Wildflecken nicht 
an diesem Orte enden, sondern bis Bischofsheim weitergebaut würde. 

Unsere Zugsverbindungen nach dem südlichen Bayern über Bamberg 
nach Nürnberg etc. und zurück sind (zumal im Winter) sehr ungünstige, 
da bei jedem Zug fast eine ein- und mehrstündige Wartezeit in Schwein- 
furt und Bamberg damit verbunden ist. Zu wünsch ?n wäre, wenn der 
vormittags io Uhr hier in der Richtung nach Schweinfurt abgehende 
Personenzug von Ritschenhausen aus derart beschleunigt würde, dass er 
wieder, wie früher, den Anschluss an den gegen 1 1 Uhr vormittags in 
Schweinfurt abgehenden Schnellzug erreichen würde, und wäre damit 
eine sehr gute und rasche Verbindung via Bainbetg nach Nürnberg, 
München und ebenso nach Hof geschaffen. 

In dankenswerter Weise sind zwar die Zulassungen von Telephon- 
verbindungen nach Orten des Reichspostgebiets erweitert worden, doch wäre 
zu wünschen, dass Neustadt a. S. dieselben Fernsprechverbindungen er- 
hält, die auch Bad Kissingen hat. 

Bericht einer Seifenfabrik in Würzburg. (40. I.) 

Die Lage der Scifenindustrie im Jahre 1 004 gestaltete sich speziell 
in Süddeutschland wesentlich ungünstiger als in den Vorjahren. Der 
Markt für Öl und Fette war int Durchschnitt höher als im Jahre 1004; 
die Seifenprcisc für Haushaltungsscifcn im steten Rückgänge begriffen. 
Der Grund dieser traurigen Erscheinung ist darin zu suchen, dass 
die Fabriken, welche Fctlspaltung entrichteten, Seife als Nebenprodukt 
zu jedem Preise auf den Markt werfen, und in der Gewinnung des 
Glyzerins allein den Gewinn suchen. Die Vorteile, die die Glvzerin- 
gewiiinutig, die kohlensaurc Verseifung bieten, müssen der Konkurrenz 
gegenüber ausgenutzt werden, aber nicht zum eigenen Nutzen, sondern 
als Waffe gegen dieselbe. Ob dies das richtige ist, werden die Jahre 
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lehren, und gerade das Jahr 1004 hat gezeigt, dass, als die Preise für 
Glyzerin bedenklich abflauten, die Fabriken, die keine teure Fettspalt- 
anlagc besitzen, somit billigere Betriebskosten haben und ihre Unterlänge 
zu hohen Preisen verschlossen haben, besser arbeiteten, als die Fcttspnltcr. 
Unbegreiflich ist, warum die deutsche Seifenindustrie die Vorteile der 
Glyzeringewinnung nicht, wie die englische Seifenindustrie, die dieselbe 
schon lange geniesst, zu ihrem Vorteil ausnützt. Möchten doch die 
deutschen Seifenfabrikanten ihr ganzes Streben mehr darauf richten, 
möglichst schöne Fabrikate hcrzustellcn und einen der Arbeit und dem 
Risiko des Kapitals entsprechenden Nutzen zu erzielen, als darauf, wo- 
nach heute die meisten streben, stets der billigste, wenn auch mit Schaden, 
zu sein. 

Bericht über die Seifen- und Soda- Fabrikation aus Schweinfurt 

(3*- *•) 

Die seit mehreren Jahren sehr unlohnenden Preisverhältnisse in der 
Scifenindustric führten seit der Mitte des Jahres 1 <iO- dazu, die Fabrika- 
tionsmethoden zum Zweck der Herabminderung der Produktionskosten 
gänzlich umzugestalten. 

Man lernte einerseits den einen Komponenten der Fette, das 
Glyzerin, in reiner Qualität abzuscheiden, andererseits aber auch den 
anderen dabei erhaltenen Bestandteil, die Fettsäure, statt mit Ätz- 
natron mit dem billigeren kohlensauren Natron zu verseifen. Eine all- 
gemeine Verbreitung der „Fettspaltung" in der Seifenindustrie ist einst- 
weilen noch durch die hohen Anschaffungskosten und die überaus rasche 
Abnützung der zu dem neuen Verfahren benötigten Apparate gehemmt, 
Die Erfindung kam hauptsächlich dem kaufenden Publikum zu gute, 
indem die .Seifenpreise im Grosshandel bei Zugrundelegung gleicher < >1- 
preisc um etwa Mk. 2. — per Ztr. zurückgingen. 

Nachdem die vor einigen Jahren dun hgeführtc reichsgesetz- 
liche Regelung der Verkaufsgewichte der Kerzen eine sehr gute 
Wirkung hatte, ist auch eine solche für den Detailhandel mit festen 
Hauslialtungs-Seifen sehr wünschenswert. 

Leider ist gegenwärtig der nur auf Täuschung des Publikums be- 
rechnete Modus ausserordentlich verbreitet, vom Fabrikanten 2 — 10 °L 
„Einschnitt“ zu verlangen, sodass z. B. auf 1 Ztr. Seife statt 2<io Stücke 
ä ' „ Pfd. 204 bis 220 mindergewichtige Stücke gehen. Es müsste also 
vcrlioten sein, Seife nach „Stück“ zu verkaufen, und sollte Seife nur nach 
Gewicht gehandelt werden, wobei natürlich nur das Gewicht im frischen 
Zustand massgebend sein kann. 

»• 
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Wegen des Wassergehaltes der Seife und des damit verknüpften 
Eintrocknens ist die Durchführung eines solchen Gesetzes zwar erschwert, 
aber nicht unmöglich. Die Kontrolle kann dadurch ausgeübt werden, 
dass die Seife, für welche ein bestimmter Fettsäure-Gehalt garantiert ist, 
eben nach dem Austrocknen einen im Verhältnis höheren Gehalt besitzen 
muss. Ist z. B. für eine Ia. Kernseife Oo °/ 0 Fettsäure garantiert, so 
muss diese Seife nach dem Eintrocknen um io°, 0 einen Fettsäuregchalt 
von 06,6 °/ u besitzen. Voraussichtlich wird schon ein blosses Verbot des 
„Einschnittes“ günstig wirken, da kaum ein Scifenfabrikant mit der durch 
den Einschnitt bewirkten grösseren Arbeit auch noch das Risiko einer 
mehr oder weniger hohen Strafe auf sich nehmen wird. 

Von der hiesigen Geschäftswelt wird cs sehr unangenehm empfunden, 
dass der Post-Zug 284 nach Bamberg auf eine so frühe Stunde (5 ** 
resp. ,5 verlegt worden ist und dann obendrein zum Anschluss nach 
Lichtenfels 50 Minuten und nach Nürnberg 1 1 Minuten Wartezeit hat. 
Ein Eilzug mit Anschluss an den S.-Z. 1 02 (in Bamberg um 6 46 abgehend 1 
würde für Schwcinfurt und Nachbarorte eine grosse Erleichterung im 
Verkehr sowohl mit Nürnberg als auch namentlich mit München bieten und 
zweifellos auch gut rentieren, umsomehr als ein um 6 Uhr früh in 
Schwcinfurt abgehender E.-Zug noch von Kissingcn und Gemündcn her 
Verbindung hätte. 

Die verzögerte Durchführung der Kettenschleppcrci auf dem Main 
hat für die Schweinfurter Industrie grosse Nachteile. So ist cs jetzt bei 
manchen Artikeln unmöglich, mainabwärts von hier aus zu konkurrieren, 
da die Vorteile des billigeren Bezuges und Versandes, welche die an 
der Kette gelegenen Fabriken ausnutzen, für die hiesigen wegfallen. Der 
grösste Teil der Seifen- R< ihmaterialien könnte zu Wasser bez< >gen werden, 
wodurch auch der grossen, ausscrbaverischen , namentlich rheinischen 
Ki mkurrenz, welche immer mehr nach Bayern vordringt, wirkungsvoll entgegen- 
getreten werden könnte, und es wäre sehr zu wünschen, dass nun end- 
lich einmal die kurze Strecke Kitzingen-Schweinfurt in Angriff genommen 
würde. 



Weiterer Bericht einer unterfränkischen Seifenfabrik. 

Im verflossenen Jahre war der Konkurrenzkampf in der Seifen- 
industrie womöglich noch schärfer wie früher. Dadurch , dass einzelne 
Fabrikanten Feltspaltung und Karbonatsverseifung in ihren Betrieben ein- 
führten , waren dieselben in der Lage, ihre Fabrikate zu Preisen anzu- 
bieten , die für einen andern geradezu verlustbringend gewesen wären. 
Wenn auch die meisten derartigen Fabrikate hinter den seitherigen im 
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Aussehen und auch oft in der Qualität zurückstehen mussten, so wurden 
doch die anderen Fabrikanten gezwungen, Preiskonzessionen zu machen, 
wodurch der ohnedies schmale Verdienst noch verringert wurde. 

Ebenso suchen viele Fabrikanten, gegen das Vorjahr in der Menge 
der Produktion oder den Versandnummem nicht Zurückbleiben zu wollen, 
so dass auch hierdurch einen entsprechenden V erdienst bringende Preise 
nicht erzielt werden konnten. 

Die Preise der hauptsächlichsten Rohmaterialien waren im Berichts- 
jahre ziemlich erheblichen Schwankungen unterworfen. So eröffnete z. B. 
das viel verwendete Palmkcmöl im Januar mit Mk. 47, erfuhr im I. Quar- 
tal eine Steigerung von zirka 6°/ 0 , der dann ein scharfer Rückgang 
folgte. Durch die grossen Ordres des Auslandes wurden vom Mai ab 
die Preise jedoch rasch bis auf Mk. 53 getrieben, und konnte sich dieser 
hohe Preisstand auch bis zum Ende des Jahres behaupten. Ähnlich 
war die Marktlage bei Kokosöl und Talg, beides Fette, die viel in der 
Scifcnindustrie verarbeitet werden. Billiger schloss erst am Jahresende 
das das ganze Jahr hindurch teuer gewesene Kottonöl und ferner Leinöl 
infolge der überreichen neuen Ernte. 



VIII. Vieh und fleisch. 

Bericht einer Firma in Neustadt a. S. über den Viehhandel in 
Unterfranken, ( 15 - II.) 

Der Viehhandel in Unterfranken erhielt auch 1904 keine wesent- 
liche Veränderung. Die Preise für Zucht-, Mast-, Gang- und Fettvieh 
sind recht gut, was den Landwirten sehr zu statten kommt. 

Die übertriebenen Vorsichtsmassregeln gegen Seuchenverschleppung 
sind sehr unvorteilhaft für die Bewohner Unterfrankens, da oft eines 
Falles wegen wochenlang eine Gegend gemieden wird. Aus diesem 
Grunde hat sich wohl auch der Viehmarkt zu Schweinfurt in den letzten 
fünf Jahren nicht emporgeschwungen, während derjenige in Bamberg an 
Frequenz ganz bedeutend zunahm. Es wäre von Seite der K. Regierung 
Rücksichtnahme angezeigt , wenn dieser Schaden nicht noch fühlbarer 
werden soll. 

Da unser Nachbarstaat Meiningen (unser Hauptabsatzgebiet), ent- 
sprechend den übermässig scharfen Massregeln bei uns, jede Einfuhr von 
Vieh und Schweinen aus Unterfranken verbot, in diesem Jahre aber Futter- 
mangel sich fühlbar macht, so ist für Landwirte und Händler ein Schaden 
in der nächsten Zeit voraussichtlich. 
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Bericht der Metzgerinnung Wtlrzburg. 

Ein Jahr reicher Arbeit und Mühe liegt wieder hinter uns, jedoch 
war der Geschäftsgang nicht besser, ja noch erheblich schlechter als im 
Vorjahre. Als Ursachen dieses sind die von Jahr zu Jahr steigenden, 
Oberaus hohen Einkaufspreise und andcmteils die nunmehr schon Jahre 
andauernde wirtschaftliche Krisis mit ihren Folge-Erscheinungen zu er- 
achten. 

Die Preise für Grossvieh und Kälber sind gegen das Vor- 
jahr wieder erheblich gestiegen. Bei Rindern und Kälbern glaubte man 
infolge des heissen , trockenen Sommers einen Preisrückgang erwarten 
zu können, jedoch war das Gegenteil der Fall, da das erste Futter sehr 
gut geraten war und cs auch Herbstfutter in Hülle und Fülle gab. Aus 
diesem Grunde waren besonders die Kälber das ganze Jahr hindurch 
so hochpreisig wie sie je wohl selten einmal waren. Die Schweine 
waren bis Juli verhältnismässig billig zu haben. Von Juli ab steigerte 
sich der Preis rasch und ist bis heute ein ziemlich hoher geblieben. 

Die Fleischpreise stellten sich im Jahre 1904: 
für Ochsenfleisch 75 A 
„ Rindfleisch 70 A 
„ Kuhfleisch 60 A 
„ Kalbfleisch 70 — 75 A 
„ Schweinefleisch 65 — 7,5 A 
„ Hammelfleisch 60 — 70 A. 

Was unsere Genossenschaft zur Verwertung von Häuten an- 
belangt, so kann konstatiert werden , dass sie in stetiger Zunahme ist i 
sie zählt bis jetzt 60 Mitglieder und wirkt sehr segensreich. Die Stück- 
zahl der angelieferten Häute betrug 6200 mit einem Umsatz von 
213000 Mk. Die Preise für Häute und Felle sind gegen das Vorjahr 
erheblich gestiegen und stellten sich die Preise der Ochsenhäute auf 
47 — 48 A pro Pfund, Kalbinhäute 49 — 50 A, Kuhhäute 46 — 48 A, 
Bullcnhäute 38 — 39 A, Kalbfelle je nach der Schwere pro Stück 7 — 8 
Die Fett preise gingen etwas zurück, und wurde für Talg je nach 
Qualität der Preis von 16 — 22 bezahlt. 



IX. Pelz, Leder und Schüttwaren. 

Bericht einer Pelzwarenhandlung und Kürschnerei in Würzburg 
Uber die Saison 1904/05. 

Auch in diesem Jahre lässt sich wenig Neues über den Geschäfts- 
gang im Pelzgeschäft sagen. Die prophezeite Külte ist bis nach Weih- 
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nachten, bis zu weicher Zeit das Geschäft gemacht sein muss, aus- 
geblieben, so dass die Nachfrage nach eigentlich gegen die Külte schützenden 
Artikeln, wie Müllen, Pelzmänteln, Fusssäcken und -Körben, eine ver- 
schwindend geringe war. Dagegen hat die Mode sich wieder in ganz 
hervorragendem Masse jenen Pelzartikeln, die (wie Kolliers) mehr zur 
Garnierung als speziell gegen die Külte gekauft werden , als Gönnerin 
bewährt, so dass der Gang des Geschäfts wesentlich besser als im Vor- 
jahre war und bei Eintritt der erhofften Kälte sicher ein ausgezeichneter 
geworden wäre. Die Lager sind leider nicht besonders gelichtet, was 
aber in Anbetracht der schon im Januar des laufenden Jahres erfolgten 
und noch andauernden Steigerung der Fellprcise diesmal kein Schaden 
zu nennen ist. 

Bericht Uber den Lederhandel in Wurzburg. (30. I.) 

Das Jahr 1904 brachte sehr wenig Änderung gegen das Vorjahr. 
Fortwährendes Steigen der Rohwaren, allmählich langsames Nachfolgen der 
gegerbten Häute, schlechter Geldeingang, Inanspruchnahme langer Ziele 
waren die Signatur desselben. 

Durch die vielen Angebote, welche dem Schuhmacher infolge Kon- 
kurrenzneids oft so nieder gemacht wurden, dass sie als Untergebote 
bezeichnet werden dürfen , war es äusserst schwer , bescheidene Preis- 
erhöhungen durchzusetzen. Es musste der Handel, wie gewöhnlich, 
wenn die Preise langsam in die Höhe gehen, den grössten Teil der 
Preiserhöhungen, die wiederholt im Laufe dieses Jahres eintraten, selbst 
tragen, um sich seine Kundschaft zu erhalten , zumal der Schuhmacher 
infolge der ihm durch die Schuhfabrikation erstandenen Konkurrenz einen 
sehr schweren Standpunkt hat. I11 vielen Fabriken wird, um die nie- 
deren Preise aufrecht erhalten zu können, ein wirklicher Schund fabriziert, 
aber auch zu Schundpreisen verkauft. Das Publikum fällt, veranlasst 
durch das äussere Ansehen und die Billigkeit solcher Schuhwaren, immer 
wieder herein und kauft dieselben. 

Der Hausierhandel, namentlich auf dem Lande, schädigt die dortigen 
Schuhmacher sehr; hierdurch wird auch der Lederhandel in Mitleiden- 
schaft gezogen. Eine Hcissigere Kontrolle der Hausierscheine wäre wohl 
angezeigt. 

Glücklicherweise sind in Unterfranken die Verhältnisse insoweit ge- 
sunder, als im verflossenen Jahre unsere Gegend von empfindlichen 
Zahlungseinstellungen wenig berührt wurde, so dass in dieser Beziehung 
das Resultat als nicht ungünstig zu bezeichnen ist. 
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Das Jahr 1904 hätte sich überhaupt für die Lederindustrie und 
die mit ihr verbundenen Gewerbe infolge des allgemeinen wirtschaftlichen 
Aufschwunges in vielen Sparten , namentlich in der Industrie und der 
Landwirtschaft, het vorgerufen durch gute Getreide- und Weinernten, hohe 
Viehpreise etc. zu einem günstigen gestalten müssen, besonders nachdem 
durch den Krieg im Osten der Lederverbrauch dorten ein sehr be- 
deutender war und noch ist. 

Wcun trotzdem die erhofften Etgebnisse nicht eintrafen, so ist dies 
hauptsächlich auf die eingangs erwähnten Missstände zurückzuführen. 
Eine ungesunde Kreditwirtschaft , langsamer Geldeingang und Mangel 
an Einigkeit sind die Faktoren, die einen Aufschwung verhinderten. 
Den Mangel an Einigkeit sucht man seitens der Lederfabrikanten durch 
Gründung eines Leder-Kartells zu beseitigen. Bis jetzt sind aber trotz 
eifriger Tätigkeit der damit Betrauten die Aussichten hiefür noch schlecht 

Die hohen Gerbstoffzölle bildeten auch in diesem Jahre eine grosse 
Gefahr für die Lederindustrie. Man erwartet eine beträchtliche Herab- 
minderung durch die Handelsverträge. Zum Teil sind dieselben ge- 
schlossen, zum Teil müssen noch weitere Verhandlungen erfolgen. 

Immer wieder muss betont werden : wenn der Import der exotischen 
Gerbstoffe erschwert wird, erzeugt man eine Konkurrenz im Auslande, 
das uns mit seinen Lederprodukten überschwemmen und unsere Fabriken 
lahmlegen würde, wodurch vielen Arbeitern ihr Verdienst entzogen wird. 

Weiterer Bericht einer Lederhandlung, verbunden mit Schuh- 
fabrikation in Wtlrzburg. (12. II.) 

In» allgemeinen zeigt das verflossene Jahr die Merkmale des vor- 
ausgegangenen. Man möchte das (jesagte nicht wiederholen und kann 
beim besten Willen nichts erfreulicheres berichten. Hochgetriebene Preise 
für Rohmaterialien sind tlie Gründe der Preissteigerung sämtlicher Leder- 
sorten, sodass die naturgemässe Folgerung eine Teuerung der Fuss- 
bekleidung hätte sein müssen. Leider licss sich der so dringend not- 
wendige Aufschlag nicht durchführen, weil durch Überproduktion in Schuh- 
waren ein allgemeines und erfolgreiches Vorgehen entschieden verhindert 
wird. Die Gründe, die eine Preiserhöhung unmöglich machen, liegen 
namentlich darin, dass zu viele Elemente in der Branche sind, die bar 
jedes kaufmännischen und fachmännischen Könnens und unbekümmert 
um die erhöhten Lederpreise stets bemüht sind, den Rekord hinsichtlich 
Billigkeit zu schlagen. 

Im allgemeinen war tlie Beschäftigung gut, während der Geldeingang 
ein schleppender war. Für den Detailhandel war die Witterung im all- 
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gemeinen günstig, nur treibt die Reklame und Ausvcrkaufssudit Blüten, 
die dem reellen Geschäftsmann widerlich werden. Erfreulich ist, dass 
seitens des „Verbands deutscher Schuhhändler“ in einer Petition an den 
Reichstag um die Eindämmung der schwindelhaften Ausverkäufe 
und um die Bekämpfung der sog. Lockartikel gebeten wird, und es wäre 
im Interesse aller anständigen Geschäftsleute zu wünschen, dass diese Ein- 
gabe von gutem Erfolge begleitet sein möge. 

Bericht einer Schuhfabrik in Marktbreit (16. II.) 

Das al gelaufene Geschäftsjahr kann int allgemeinen als nicht be- 
sonders günstig bezeichnet werden. 

Obwohl der Absatz in den Bedarfsartikeln flott von statten ging, 
war es trotz der in letzter Zeit eminent in die Höhe gegangenen Preise 
der Rohmaterialien nicht möglich, bei der Kundschaft höhere Anlagen 
zu erzielen. Nachdem jedoch auch jetzt noch ein Stillstand in den 
Preissteigerungen von Leder etc. nicht eintritt und voraussichtlich nicht 
eintreten wird, haben sich sowohl Fabrikanten als Grossisten auf der in 
Berlin stattgehabten Versammlung dahin geeinigt, eine allgemeine Preis- 
steigerung in Schuhwaren eintreten zu lassen, und es wird sich nun wohl 
erst in der nächsten Zeit zeigen, ob diese Steigerung auf Kosten des 
Absatzes bei der Detailkundschaft durchgeführt werden muss, und ist 
z. Zt. die allgemeine Geschäftslage eine den angeführten Verhältnissen 
entsprechende. 

Durch die im neuen Handelsvertrag vorgesehene Erhöhung der 
Zölle auf Schuhwaren werden wir wohl auch in unserem Export nach 
der Schweiz eine beträchtliche Einbusse erleiden. 

Mitteilungen aus Würzburg Uber Erwerbsverhältnisse der Klein- 
produktion und des Kleinhandels in der Schuhwarenbranche. 

Wer sich irgendwie um das öffentliche Leben und die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse im allgemeinen interessiert hat, dem konnte es längst 
kein Geheimnis mehr bleiben, dass sich besonders das Schuhmacher- 
gewerbe seit einer Reihe von Jahren in schwerer Bedrängnis befindet 
Dass speziell die Massschuhinacherei sich in allgemeiner Deroute befindet, 
galt bei Eingeweihten längst als ausgemachte Sache, und wurde dies auch 
schon in meinen früheren Berichten genügend erörtert. Der weitaus 
grösste Teil der mit knappen Mitteln arbeitenden Schuhmacher ist von 
den mit grosser Energie, bedeutenden Kapitalien und gewaltigen Produk- 
tionsmitteln ausgerüsteten Schuhwarenfabriken auf das Niveau eines Schuh- 
flickers herabgedrückt worden. Das ist eine, unter allen Umständen 
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festzuhaltende Tatsache geworden, welche nicht mehr abgclcugnet werden 
kann. 

F.s wäre indosen aber gefehlt und leichtfertig geurteilt, wollte inan 
' daraus so ohne weiteres das Fazit ziehen, dass gleich den Handwehereien, 
Nagelschinieden etc. etc. auch für «las S« liuhnia« herhandwerk bald das 
lezte Stündchen schlagen werde. Im (legenteil ; mit fast bewunderungs- 
würdiger Zähigkeit, die einer gewissen Energie nicht entbehrt, haftet der 
einzelne Hand-Schuhmacher au seiner Brolslclle, und es ist ganz leicht 
möglich, dass einst die Geschichte alle diejenigen Lügen straft, welche 
schon seit Jahrzcnten das Schuhmacherhandwerk mit dem Lcichcntuche 
hcdachten. Nach strenger Abwägung aller Wahrnehmungen und Ein- 
d rücke, die mir seit meinem letzten Berichte entgegengetreten sind, musste 
ich zu dem Schlüsse kommen, dass sich in der allerletzten Zeit die 
Verhältnisse im Sehuhmacherhandwcrk zum mindesten nicht verschlimmert 
haben. Ja, ich glaube wohl «1er Wahrheit am nächsten zu kommen mit 
der Konstatierung, dass bei einer Anzahl von tüchtigen Meistern eine 
merkliche Besserung Platz gegriffen hat. 

Sowohl liier in der Stadt, als besonders auch auf dem Lande ist 
mir eine Reihe Wahrnehmungen entgegengetreten, die sehr erfreulich sind, 
und dies zu einer Zeit, wo die allgemeine wirtschaftliche Depression noch 
vorhält. Die Schäftemachcr und diejenigen Händler mit Halbfabrikaten, 
welche mit Schuhmachern zu tun haben, weisen auf ergiebige Aufträge 
hin. Auch die Lederhändler äussern sich günstig über den Absatz bei 
«len Schuhmachern im allgemeinen. Ausserdem war eine Reihe von 
Betrieben vollauf mit ziemlich lohnender Rcparaturarhcil beschäftigt, deren 
Folge eine Erhöhung der Gchilfcnzahl ist. 

Als nächste Ursache dieser Besserung muss zunächst «las zunehmende 
Verständnis und Wohlwollen des konsumierenden Publikums dem Hand- 
werker gegenüber betrachtet werden. Dann aber auch kann nicht ge- 
leugnet werden, dass tlic neuerliche handwerkerfreundliche Gesetzgebung 
aufmuntemd wirkte und der Handwerker energischer wie bisher an der 
Besserung seiner Verhältnisse mitarbeitet. Auch das Verständnis für 
Hilfsmaschincn aller Art kommt mehr und mehr auch beim Schuhmaeher- 
handwerk zum Durchbruch, wie wir uns in vielen Werkstätten überzeugen 
können. Nach wie vor gilt aber erst als feststehend, dass sich das 
Schuhtnachergewerbe im allgemeinen in äusserst s« hwieriger Lage befindet, 
und dass eine wirklich dauernde Besserung nur dann cintreten wird, wenn 
die Zahl der selbständigen Schuhmacher auf etwa «“in Drittel des jetzigen 
Bestandes herabgesunken sein wird. 
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Wenn ich nun das undankbare Gebiet der Schuhmacherei verlasse, 
und zum Schuhwarendetailhandel übergehe, so muss ich, wenn 
auch mit Widerwillen, nahezu dasselbe Klagelied anstimmen ; ja es scheint 
fast, als ob man da vom Regen unter die Traufe geraten wäre. Der 
allerwärts vorhandene Drang, den alljährlich schmäler und karger werdenden 
Verdienst wieder durch erhöhten Umsatz auszugleichen, führt zu den 
zweifelhaftesten Experimenten. Die Reklametrommel wird im Schuh- 
warenhandel in einer Weise gerührt, dass es eben — eine Schande ist. 
Da werden z. B. Damen-Chevreauxstiefel in Ia. Ausführung zu Mk. 4.80 
offeriert; dauerhafte Herrenstiefel werden zu Mk. 2.90 inseriert, und doch 
weiss jeder L;üe, dass man diese Artikel nicht entfernt um diesen Preis 
herstellen kann, wenn sie irgendwie Anspruch auf Haltbarkeit machen 
sollen. Durch solche verwegene Reklame, die den Stempel der Unwahr- 
heit auf der Stirne trägt, wird eine völlige Zerrüttung im Handel herbei- 
geführt. 

Die Folgen sind leider auch sehr traurige und werden uns durch 
Konkurse und Zwangsversteigerungen (von den letzteren hatten wir z. B. 
gleich im ersten Monat des Jahres mehrere umfangreiche aufzuweisen) 
sehr eindringlich vor Augen geführt. Es würde viel zu weit führen, 
wollte man alle die misslichen Zustände hier schildern. 

Und die Ursachen dieser traurigen Erscheinungen sind keineswegs 
in der schlechten geschäftlichen Lage allein begründet; nein, denn es wird 
immerhin ein beträchtlicher Umsatz im Schuhwarenhandel erzielt. Schuld 
aller ist in erster Linie unsere, in Bezug auf unlauteren Wettbewerb 
äusserst traurige Gesetzgebung und unsere viel zu laxe Konkurs- 
ordnung. Wird hierin kein Wandel geschaffen, und das tut dringend 
not, so w erden Zustande herbeigeführt, welche wohl schliesslich niemanden 
Freude bereiten werden. 

Dass unter solchen Umständen von einem guten Geschäftsgang nicht 
die Rede sein kann, ist ganz klar, wenn auch nicht geleugnet werden 
kann, dass der Umsatz in der verflossenen Berichtsperiode kein wesentlich 
geringerer geworden ist. 

Man konnte das ganze Geschäft mit den Worten recht schleppend 
und flau bezeichnen. 

Hatte man in den Sommermonaten gehofft, mit farbigen Artikeln 
einigermassen Umsatz zu erzielen, so konnte man sehen, wie wenig 
gerade der „Mode“ zu trauen ist; denn die ox bloud und orange- 
farbenen Sachen blieben zum grossen Teile unveräussert liegen. 
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Audi das Wintergeschäft konnte sich infolge des äusserst gelinden 
Wetters vor Weinachten nicht recht entwickeln, nach Weihnachten aber 
ist es für die Filzschuhwaren meist zu spät. 

Einen ebenfalls sehr schädigenden Einfluss übt auf den Schuh- 
warenhandel ausser dem Hausicrunwcsen speziell hier in Würzburg die 
Messe aus. Diese ganz veraltete Institution wächst sich noch zum 
reinen Schuhmarkt aus. Nahezu jeder dritte Stand ist eine Schuhbude. 
Wenn nun der ortsansässige Schuh Warenhändler z. ß. den Winter hin- 
durch, in den flauen Monaten Januar, Februar, bis zum März hinein 
nichts verdienen kann, und alsdann im Frühjahr hofft, zu Ostern ein 
flottes Geschäft zu erhalten, so kommt 14 Tage vor Ostern die Messe, 
überflutet die Stadt und Umgebung mit Schuhen und Stiefeln, und die 
ansässigen Leute haben das Nachsehen. — Ebenso ist cs mit der Kili- 
ani- und mit der Allerheiligen-Messe. Letztere fällt genau in den Beginn 
der Wintersaison und schädigt eben dadurch ganz gewaltig. 

Bei der Generalversammlung der Schuhhändler von Würzburg 
und Umgebung wurden heftige Klagen wegen der Messen geführt, 
und beschlossen, bei den Behörden in dieser Angelegenheit vorstellig zu 
werden. 

Auch bei der letzten Christkindsmesse wurden zum erstenmale 
Schuhstände bemerkbar. Hoffentlich wächst sich nicht auch noch diese 
in dieser Hinsicht noch mehr aus, da wir an den anderen 3 Massen über- 
genug haben. 



X. Holz, Schreinerei und Zimmergeschäft. 

Bericht einer Holzgrosshandlung in Würzburg. (12. II.) 

Der Handel mit Flosshölzern war 1904 grossen Schwankungen 
unterworfen und brachte nur zu Beginn des Jahres die erhoffte Besserung, 
die aber nicht lange anhielt. 

Zu grosse Anfuhren drückten schon im Sommer die Preise und 
fielen dieselben dann konstant bis zum Schlüsse der Flösscrei. 

Da die zu erzielenden Preise nicht im Verhältnis zu den im Walde 
angelegten Preisen standen , machte sich starke Zurückhaltung im Ver- 
kaufe geltend, umsomehr, als bei Beginn der Einkaufssaison im Herbste 
die Waldprcise sich noch erhöhten. 

Nach Hartholz, speziell Eichen und Buchen in Primaqualität, war 
immer Nachfrage, dagegen blieben geringere Qualitäten vielfach auf den 
Lagern zurück. 
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Bericht über die Bau- und Möbelschreinerei in Würzburg. (19. II.) 

Die schlimme Lage der Bau Schreinerei hat auch für das 
Jahr 1904 keine Besserung erfahren. Es war schwer für den Meister, 
überhaupt Auftrüge zu erhalten, da sich Baugeschüfte herbeiliessen, ganze 
Stockwerke von Privathäusem zu übernehmen. Die öffentlichen Gebüude 
wurden auf Submission ausgeschrieben, und zwar auf eine so kurze 
Zeit, dass es dem Kleinmeister unmöglich war, sich daran zu beteiligen. 

In der Möbelbranche fällt es ebenfalls sehr schwer, Aufträge 
zu erhalten, da das Publikum infolge grosser Ausstellungen kompletter 
Zimmer durch die Händler und grossen Fabriken verwöhnt ist, und die 
'Herrschaften daran gewöhnt sind, alles fertig zu sehen. Der Hand- 
werksmeister gibt sich die grösste Mühe, nach sehr gut ausgeführten 
Zeichnungen zu arbeiten, aber ohne Erfolg. Auch locken hiesige Möbel- 
hündler das Publikum dadurch , indem sie unmoderne gegen moderne 
Möbel in Tausch nehmen. Ferner lässt sich das Publikum durch die 
scheinbar billigen Preise locken, ohne das Mass, die Holzstürke, über- 
haupt die Ausführung zu prüfen. 

Bericht eines Zimmergeschäfts in Würzburg. (15- II.) 

In unserem Kreise sind leider die Verhältnisse im Baugeschäft im 
vergangenen Jahre die gleichen geblieben und ist von einer Besserung 
noch nichts zu verspüren. Die mageren Jahre scheinen noch lange nicht 
zu Ende. 



XI. Steine und Erden, Glas, Baugeschäft, Maler-, 
Tüncher- und Vergoldergewerbe. 

Bericht der Portland-Zement-Fabrik Karlstadt a. M. A.-G. (2. III.) 

Der infolge der vielen Neugründungen schwer darniederliegenden 
Zemcntindustric stand am Anfänge des Jahres, nachdem auch der lange 
Jahre hindurch vorteilhaft wirkende Süddeutsche Zementverband dem 
Drucke der Verhältnisse nicht Stand zu halten vermochte und aufgelöst 
worden war, ein Kampf Aller gegen Alle bevor. 

In richtiger Erkenntnis der schlimmen Aussichten richteten sich 
daher alle Kräfte darauf, durch einen neuen festeren Zusammenschluss 
der Werke die haltlosen Zustände zu bessern. Es gelang auch nach 
vielen Bemühungen, eine neue Süddeutsche Zementvereinigung ins Leben 
zu rufen , welclie nunmehr als Gesellschaft m. b. H. die Regelung des 
Zementmarktes in ihrem natürlichen Absatzgebiet nach zielbewussten, ein- 
heitlichen Bestimmungen in die Hand nahm. 
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Wenn nun auch die Tätigkeit dieser Vereinigung, welcher fast alle 
in Frage kommenden Werke sich als Gesellschafter anschlosscn und 
deren Wirksamkeit auch von der Kundschaft immer mehr gewürdigt 
wird, im ersten Jahre des Restehens noch nicht dazu führen konnte, 
dass die Werke wieder eine dem bei ihnen fcstgelegten Kapital ent- 
sprechende Verzinsung herauszuwirtschaften vermochten, so gelang es 
doch den während der letzten Jahre steten Rückgang der Preise endlich 
zum Stillstand zu bringen, besonders nachdem es cireicht war, auch 
einen Einfluss auf die benachbarten Fabrikgt uppen auszuüben und mit 
diesen ebenfalls Vereinbarungen zur Verhinderung der sinnlosen Preis- 
schleudereicn zu treffen. 

Noch langer Jahre wird es aber bedürfen, bis der Zementkonsum 
mit der Produktionsfähigkeit der bestehenden Fabriken wieder einiger- 
massen in Einklang gekommen ist, und kann daher auch an dieser Stelle 
nicht genug vor übertriebenen Hoffnungen gewarnt werden, zu welchen 
vielleicht die Vereinigungen der Zementfabriken verleiten könnten, zumal 
auch der frühere lebhafte Export durch die im Auslande fortwährend 
neu entstehenden Zementfabriken immer mehr zurückgeht. 

Nach dieser Richtung hin haben besonders auch noch die neuen 
Handelsverträge unserer Industrie leider eine völlige Enttäuschung be- 
reitet, da unsere Wünsche auf Beseitigung der bisherigen unerhörten 
Ungerechtigkeiten völlig unberücksichtigt geblichen sind. Das gestirnte 
Ausland konnte nämlich seinen Zement zollfrei nach Deutschland ein- 
führen , während die deutsche Zementindustrie an fast allen Grenzen 
hohen Zollschranken begegnete. 

Wenn wir nun auch von vornherein nicht annahmen, dass es ge- 
lingen würde, eine Aufhebung der jetzt bestehenden Zölle bei den in 
Frage kommenden Vertragsstaaten durchzusetzen, so hatte unsere In- 
dustrie doch durch endliche Einführung eines bescheidenen Eingangszolles 
gegen die von Jahr zu Jahr sich steigernde Gefahr grösserer Einfuhr aus 
den Nachbarstaaten einen Schutz erwartet. 

Besonders schwer wird empfunden . dass z. B. in < tsterreich und 
der Schweiz hart an der deutschen Grenze liegende Fabriken jetzt nach 
wie vor imstande sind , einen grossen Teil unseres deutschen Absatz- 
gebietes den einheimischen Werken streitig zu machen, während letz- 
tere die Grenze auch fernerhin nicht zu überschreiten vermögen. 

Zu den wenigen Fabtiken, denen es noch möglich war auch im 
vergangenen Jahre eine Dividende zur Ausschüttung zu bringen, gehört 
auch die Portland-Zementfabrik Karlstadt a. M. vorm. Ludwig Roth A.-G., 
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welche wie in den letzten Jahren der Depression wiederum in der Lage 
ist, 4 °/ 0 Dividende zu verteilen. 

Bericht Uber die Steinindustrie in Ebelsbach-Eltmann. (4. II.) 

Im vergangenen Jahre fehlte es trotz aller aufgewandten Mühen 
an genügend lohnenden Auftrügen und trat erst gegen Jahresschluss eine 
Besserung hierin ein. 

Die verschiedenen Anregungen berufener Vertreter der Industrie 
betreffs Abschaffung bezw. Verlegung verschiedener katholischer Feiertage 
auf Sonntage fantlen beim katholischen Klerus bis jetzt anscheinend 
leider noch nicht die genügende Würdigung. Wir sind damit in Bayern 
noch besonders bedacht und dadurch gegenüber den übrigen Teilen des 
Deutschen Reiches im Nachteil. 

Sehr ungünstig für die Steinmetzbranche uud keineswegs im In- 
teresse des Bauherrn gelegen ist die speziell in Bayern gebräuchliche 
Gepflogenheit, die Steinmetzarbeiten dem Unternehmer der Maurer- 
arbeiten zu übertragen. In Preusscn werden seitens der Baubehörden 
die Steinmetzarbeiten schon seit vielen Jahren direkt vergeben; es wird 
dadurch vermieden, dass der Maurermeister sich auch an diesen Arbeiten 
noch einen besonderen Verdienst sucht oder, was gewöhnlich der Fall 
ist, uns in den Preisen drückt; ferner weiss dadurch die Baubehörde 
auch, dass sie ein vorgeschriebenes Stein material, dessen Güte erprobt ist, 
tatsächlich aus den richtigen Quellen erhält. Es dürfte angezeigt sein, 
dass vor allem der Staat die Steinmetzarbeiten auch bei uns stets direkt 
vergibt, nachdem doch wohl unsere Branche auch als ein selbständiger 
Industriezweig zu betrachten ist. 

Die endlich zur Einrichtung gelangte Telephonanlagc hat einem 
grossen Bedürfnisse entsprochen. 

Bericht der Tonindustrie Klingenberg, Albertwerke (G. m. b. H.) 

(i.V II.) 

Im grossen und ganzen können wir auf unseren vorjährigen Be- 
richt verweisen und unsere dort angebrachten Wünsche und Anträge nur 
wiederholen. 

Unser Absatz hat sich stetig weiter gehoben, nur lassen die "Ver- 
kaufspreise in >ch sehr zu wünschen übrig, und ist ein Verdienst aus- 
geschlossen. Nur durch grosse Produktion lassen sich die Selbstkosten 
und Generalunkosten hcrabdrückcn, wodurch dann ein entsprechender 
Nutzen eher zu erreichen ist. Wir haben uns deshalb, nachdem unser 
Unternehmen inzwischen in sehr kapitalkräftige Hände tibergegangen 
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ist, entschlossen, unsere Produktion auf die doppelte Höhe zu bringen, 
und wird bereits mit der umfangreichen Neuanlage begonnen. 

Unsere Arbeitsverhältnisse sind nunmehr durch den Bau einer 
Arbeiterhäuserkolonie, bestehend aas b Zweifamilienhäusern und Errichtung 
eines Mädchenheims besser geworden, und werden wir auf diesem Wege 
der Selbsthilfe fortfahren. 

Unsere Klagen bezüglich besserer Bahnverbindung nach Frankfurt 
bleiben immer dieselben; dass wir erst früh '/» io Uhr nach Frankfurt 
kommen, wenn die direkten Schnellzüge nach dem Norden und Rhein- 
land weg sind, ist in höchstem Grade unangenehm. Wir s< illten unbedingt 
Motorwagenverkchr bekommen; ein Wagen würde genügen, um früh 
morgens zum b Uhr-Schnellzug nach Aschaffenburg zu kommen und 
abends den letzten Anschluss an den Frankfurt-Münchener Schnellzug zu 
vermitteln. 

Das Telephon, das wir hier ebenso wie jeder Teilhaber in Aschaffen- 
burg bezahlen müssen, hat für uns den halben Wert, weil es unter der 
Mittagspause, wo im geschäftlichen Verkehr namentlich mit Grossstädten 
am meisten gesprochen wird, geschlossen ist. Die vielfach begründeten 
Petitionen, die darum gemacht wurden, sind nutzlos geblieben und so 
wird es auch mit diesem wiederholten Appell gehen. Unsere benachbarte 
preussische und hessische Industrie wird in dieser Beziehung seitens der 
Vcrkehrsanstaltcn viel besser unterstützt. 

Bericht Uber das Steinmetzgeschäft aus Reistenhausen a. M. 

f8. II.) 

Im Jahre 1904 war der Geschäftsgang in unserem Unternehmen 
und in der ganzen Branche ein sehr schlechter; das ist die allgemeine 
Klage. Es fehlte fortwährend an grösseren Aufträgen, einerseits weil die 
aas früheren [ähren herrührende Überproduktion besserer Wohnhäuser 
noch nicht aufgebraucht war, andererseits weil öffentliche Bauten nur in 
beschränkter Zahl zur Ausführung kamen. Erst gegen Herbst hat die 
Nachfrage etwas zugenommen. Die Preise waren infolge dessen sehr 
gedrückt, das Resultat ist weniger als mässig. Die Submissionen finden 
alle eine überaus rege Beteiligung; die zu Tage tretenden Offerten sind 

I 

teilweise erstaunlich niedrig, obgleich sich die Forderungen der Bauleiter 
hinsichtlich Material, Ausführung, Zahlungswelsc und Lieferzeit fortwährend 
erhöhen. Für das kommende Jahr scheinen bessere Aussichten vorhanden 
zu sein. 

Die Abgaben wachsen ständig, insbesondere ist der Beitrag für 
Unfallversicherung zur Bayer. Baugewerks- Berufsgen osscnschaft ein enorm 
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hoher. Ob dieses nun auf eine geringe Kontrolle der Betriebe hinsicht- 
lich Gefahrenverhütung oder Beitragslcistung oder auf eine splendide 
Rentengewährung zurückzuführen ist, kann von aussen nicht beurteilt 
werden. Die Klage über die Belastung ist jedoch so allgemein, dass 
eine gründliche Prüfung des bestehenden Systems sicher sehr am Platze 
wäre. So viel kann gesagt werden, dass das Verfahren der Steinbruchs- 
Berufsgenossensohaft in Charlottenburg ein sehr gutes ist und Nachahmung 
verdient. 

Den Steinbruchbesitzern in Reistenhausen, welche die für ihre Be- 
triebe notwendigen Cbergänge über die im Bau l>egriffene Bahntracc 
nachgesucht hatten, wurde eröffnet, dass das K. Verkehrsministerium den 
Unterbehörden Auftrag gegeben habe, alle Verhandlungen abzubrcchen 
und die Bahn ohne Rücksichtnahme auf diese Forderung durch- 
zubauen. Wenn dieses das letzte Wort in dieser Sache ist, so hat man 
den geschäftlichen und wirtschaftlichen Interessen des Maintales einen 
ungeheuren Schlag zugefügt, dessen unheilvolle Folgen nie wieder gut zu 
machen sein werden. 

Eine dem Sachkundigen auffallende Erscheinung der letztet» schlechten 
Jahre bildete die Umwandlung verschiedener Privat-Gcschüftc in Akticn- 
Gescllsc haften. Mag in den fetten Jahren das Hcrandriingcn von Kapital 
zu solchen industriellen Anlagen begreiflich erscheinen, so ist dieses in 
Missjahren ein seltener und bemerkenswerter Fall, bemerkenswert beson- 
ders in den begleitenden Umständen. Um für die „Million“ die nötige 
Basis zu schaffen, gehen der Umwandlung gezwungene Anlagen und Ab- 
satz 1 vcrgrösscrungen voraus, die in schlechten Jahren zu tlen unsolidesten 
Preisen führen. Alter trotzdem — und das ist das Merkwürdige — sollen 
diese Finnen dann sehr günstige Abschlüsse verzeichnen ; allerdings figurieren 
in den Bilanzen verhältnismässig ungeheure Vorrats- und Anlagcn-Wertc, 
zu denen die vorhandenen Bannittel etc. und Aussenständc in keinem 
Verhältnis stehen. Sind diese Umwandlungen vielleicht notgedrungene, 
um den festgefahrenen Karren wieder vorwärts zu bringen und zu schwer 
werdende Lasten anderen aufzuladen, vielleicht noch unter Einstreichung 
kleinerer oder grösserer Gründergewinne? Dieses Vorgehen ist schädi- 
gend nicht nur für die Branche, sondern auch für das sich beteiligende 
Publikum. Bei der schwierigen Beurteilung von Stcinbruchsanlagen dürfte 
für letzteres Vorsicht am Platze sein, soweit nicht ältere Firmen in Be- 
tracht kommen, die auf eine längere gute Vergangenheit zurückblickcn. 
Es braucht nicht gesagt zu werden, dass vorstehendes keine Allgemein- 
giltigkeit haben kann, sondern nur gewisse „Schädlinge“ treffen soll. 

» 
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Weiterer Bericht Uber das Steinmetzgeschäft aus Miltenberg a. M. 

(10. II.) 

Alle Arbeiter waren int verflossenen Jahre voll beschäftigt und wird 
dies auch, wie man jetzt schon übersehen kann, für 1005 der Fall sein. 

Neu ist, dass der fränkische Muschelkalkstein aus der Tauber- und 
Würzburger Gegend ebenso wie der hellrote, weissgestreifte Maintal- 
sogenanntcr Mainhellen- — Sandstein fortgesetzt mehr zur Verwendung 
gelangt und gelangen wird, namentlich für Süddeutschland und die Rhein- 
laudc, wodurch dem fränkischen Steinbruch- und Stcinmctzgewerbe eine 
weitere Sicherung für die Beständigkeit von Absatz- und Arbeitsgelegen- 
heit geboten ist. 

Bericht über den Baumaterialienhandel. (24. I.) 

Erstattet von Wilhelm Sauer- Arnstein. 

Das abgelaufene Geschäftsjahr war im grossen und ganzen seinen 
Vorgängern gleich ; wenn man auch mit der Hoffnung auf eine flottere 
Entwicklung des Geschäfts in das neue Jahr eintrat, so haben sich die 
Erwartungen doch nur zum Teile erfüllt. 

In der Hauptsache arbeitete man schwer unter dem Drucke der 
erheblich im Preise gestiegenen Materialien ; es hält oft sehr schwer, 
bei den Bauherren und Maurermeistern eine kleine Preiserhöhung 
durchzudrücken. An diesem Missstand sind einzig und allein die so 
häufig nur dem Namen nach bestehenden Handlungen schuld, die ohne 
besondere Lasten jeden Bauherrn geradezu überlaufen , keine Preise 
halten; infolgedessen wird der Verdienst immer kleiner, Steuern und Um- 
lagen dagegen werden höher. — Die Ausscnstände gingen langsamer als 
seit Jahren ein, die Ziele werden immer länger verlangt oder willkürlich 
von der Kundschaft weiter ausgedehnt, wobei Verluste trotz aller Vor- 
sicht nicht ausgeschlossen sind. 

Der Wunsch , in den Sommermonaten den Güterbahnhof erst um 
8 Uhr abends abzuschliessen, d. h. Be- und Entladungen von Waggons 
bis zu dieser Zeit vornehmen zu dürfen, ist bis heute unerfüllt ge- 
blieben. 

Bericht Uber das Baugewerbe aus Neustadt a. S. (28. II.) 

Der Geschäftsgang im Jahre 1904 war für das Baugewerbe und 
die verwandten Betriebssparten ein reiht flauer. Die allgemeine ge- 
schäftliche Flauheit wurde in der Branche noch erhöht durch die Kon- 
kurrenz von Elementen aus dem Maurergewerbe und sonstigen damit 
zusammenhängenden Geschäften, die überall Arbeit annclunen, aber meist 
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keiner Berufsgenossenschaft angehören und vielfach weder Unfall- noch 
Kranken- noch Invaliditätsversicherungsbeiträgc entrichten. Die Um- 
gehung der Versicherungsvorschriften erfolgt namentlich dann gerne, wenn 
der Bauherr die Arbeiten selbst (in eigener Regie) vornehmen lasst, so 
z. B. bei Durchführung der Arbeiten eines grösseren Gutsbesitzers, ja 
selbst einer Gemeinde. Reklamationen über diese Zustande waren ver- 
geblich. 

Geschädigt wird das Maurergewerbe auch durch die Konkurrenz 
von Leuten, die bereits Invalidenrente beziehen, infolgedessen selbst 
nicht mehr versicherungspflichtig sind , trotzdem aber — teilweise noch 
mit Hilfskräften — Arbeiten unternehmen; ein, sei es durch Täuschung 
oder durch Gutmütigkeit des Arztes, erholtes Zeugnis gibt die Deckung 
für diese Manipulation. Derartige Hereinpfuscher ins Handwerk erzielen 
dabei bessere Löhne als irgend ein armer Schlucker, der mit seinen 
wohl weit berechtigteren Ansprüchen zuletzt vom Schiedsgericht abge- 
wiesen wird. 

Von Seite der Landwirte wird die landwirtschaftliche Unfallver- 
sicherung vielfach missbraucht, so dass schliesslich nahezu die Mehrzahl 
der Landwirte rentenberechtigt sein wird; alle möglichen Arbeiten, wie 
z. B. Steine brechen, werden unter der Bezeichnung als landwirtschaft- 
licher Xebenbetrieb ausgeübt. Bei einem Unfall wird dann mit allen 
Mitteln ein Rentenbezug angestrebt. 

Bei Vergebung von gemeindlichen Arbeiten wird, wie der Schul- 
hausneubau in einer Dorfgemeinde im Norden des Kreises erwies, zu- 
weilen zu wenig auf genügende Bürgschaften in der Person dessen, der 
den Auftrag erhält, gesehen; in dem speziellen Falle konnte der Unter- 
nehmer weder Kaution leisten noch seinen Arbeitern nach den ersten 
Arbeitstagen Vorschuss geben. Der Schluss war ein Konkurs mit kaum 
einem Prozent Dividende auf die Forderungen , wodurch verschiedene 
Lieferanten nicht unerheblich geschädigt wurden. 

Ein dringendes Bedürfnis für die hiesige Gegend ist die Durch- 
führung der Buhn von Gcrsfeld nach Bischofsheim und über Neustadt — 
Königshofen nach Rodach oder Koburg mit Durchgangsgüterverkehr; 
denn wenn Preussen die Konkurrenzlinie Fulda — Frankenhein a. d. Rhn. — 
Meiningen baut, wie bereits projektiert ist, wird der Verkehr von 
Bayern vollständig abgelenkt. 

Bericht über die Glasfabrikation in Lohr a. M. (20. I.) 

Als vor einigen Jahren dem blühenden Geschäftsgang ein Rück- 
schlag folgte, fehlte es in der Glasbranche an Aufträgen, und um den 

»» 
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Betrieb aufrecht zu erhalten und Aufträge zu erlangen , verstanden sich 
die meisten Glasfabriken zu weitgehenden Preisvergünstigungen. Die Folge 
hievon war, dass eine ziemliche Anzahl von Glasfabriken in Konkurs 
kam oder liquidieren musste, zahlreiche andere ohne jeden Nutzen und 
nicht wenige direkt auch mit Verlust arbeiteten. 

Als nun die Geschäftslage sich etwas besserte, hielt die Kundschaft 
an den billigen Preisen fest; denn es ist wohl leicht, Preise herab- 
zusetzen, aber ausserordentlich schwer, solche wieder auf die normale 
Höhe zu bringen. Durch diese Verhältnisse ist es erklärlich, dass die 
Glasindustrie auch im letzten Geschäftsjahre zwar voll beschäftigt, 
aber fast durchgängig gar nicht oder nur wenig rentabel war. 

Eine weitere Folge des vor einigen Jahren erfolgten Geschäfts- 
rückschlages sind die erhöhten Verkaufsspesen. Als nämlich das 
Geschäft darniederlag und keine Aufträge eingingen, beschränkten sich 
die Glasfabriken nicht wie bis dahin auf Abgabe schriftlicher Offerten, 
sondern sandten Reisende hinaus, um Absatz zu finden. Die damals 
begonnene Reisetätigkeit Hess sich nun aber auch bei besserem Geschäfts- 
gang nicht mehr beseitigen, und dadurch, dass die meiste Kundschaft 
jetzt persönlich aufgesucht wird und die betreffenden Reisevertreter doch 
Geschäfte machen wollen, trat vielfach an Stelle der Rückkehr zu den 
normalen Preisen weitere Preisermässigung. 

Viele Glasfabriken suchen für den durch zu billige Verkaufspreise 
verursachten Ausfall Entschädigung durch Vergrösserung der Pro- 
duktion, erhöhen hierdurch das Angebot und drücken naturgemäss die 
Verkaufspreise ungewollt noch weiter herunter. 

Die einzelnen Gruppen der Glasindustrie haben sich wohl zu- 
sammen geschlossen, um eine Gesundung der Geschäftslage herbei- 
zuführen ; bei der Verschiedenheit der Sorten und Qualitäten, welche in 
Betracht kommen , können in dieser Beziehung jedoch kaum nennens- 
werte Erfolge verzeichnet werden. 

Als speziellen Wunsch erlauben wir uns schliesslich die Beseitigung 
der Lohnzahlungsbücher anzuführen, da diese Einrichtung nur eine voll- 
ständig zwecklose Belästigung des Gewerbestandes bildet. Wünschen die 
Eltern, sich vom Verdienste des Sohnes zu überzeugen, so soll letzterer 
denselben eben seine Lohndüte vorzeigen. Der beabsichtigte Zweck ist 
also auf die einfachste Art ohne Lohnzahlungsbuch zu erreichen. 

Bericht der Glaser-Innung Würzburg. (>o. II.) 

Nennenswerte Veränderungen sind gegen das Vorjahr nicht zu ver- 
zeichnen, der Geschäftsgang war allerdings bedeutend flauer. Schon im 
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Spätsommer konnte man mit Sicherheit voraussehen, dass im Winter die 
Lage sehr misslich werde; und so kam cs leider auch. 

Insbesondere waren bessere Bauten von kapitalfähigen Bauunter- 
nehmern seltener, noch vereinzelter aber Staats- und Kommunalbauten. 
Von Staatsbauten kam ein einziger, von städtischen Bauten kamen zum 
Schluss des Jahres 3 Wohnungs-Neubauten nach vorheriger wiederholter 
Anfrage, in welcher auf die Geschäftskrise hingewiesen, nun endlich zur 
Vergebung. Für diese Arbeiten hatte die Innung auf sämtliche 3 Lose 
subinitlicrt. 

Bei tlieser Vergeltung durfte man doch erkennen, dass die ver- 
schiedenen Vorstellungen der Interessen - Vertretungen hinsichtlich der 
Submissionen nicht ganz nutzlos zu erachten sind. Der Stadtmagistrat 
erteilte nicht nach dem gewohnten Modus den absolut Wenigstnehmenden 
den Zuschlag, vielmehr erhielt die Innung von 2 Losen sämtliche Glaser- 
arbeiten ül>ort ragen ; zu wünschen wäre, dass dies mehr Nachahmung 
finde. 

Der äusserst flaue Geschäftsgang machte sich auch in der Zahlungs- 
weise mehr als je fühlbar, da man seinen Kunden einen ungewöhnlich 
langen Kredit gewähren musste. Bei solcher Geschäftskonjunktur muss 
immer wieder darauf hingewiesen werden, dass die Vergebung der Arbeiten 
bei Staats- und Kommunalbauten so frühzeitig erfolgen möge, dass solche 
auch von kleinen Gewerbetreibenden übernommen und aasgeführt werden 
können, also dass in der Regel die Übertragung der Arbeiten ungefähr 
2 Monate vor Vollendung des Rohbaues geschehen sollte. Des weiteren 
möge man Innungen (Hier gewerbliche Vereinigungen tunlichst berück- 
sichtigen. 

Eine Änderung wäre in der Bau-Berufsgenossenschaftsorganisation 
angezeigt. Die Unfälle im Glasergewerbe sind im Deutschen Reich so 
minimal, < lass bei einer eigenen Berufsgenossenschaft, für deren Errichtung 
der deutsche Glaser- Verband bei der Reichsregierung wiederholt eintrat, 
die leider al>er nicht genehmigt wurde, kaum '/j der festgesetzten Um- 
lagen zu entrichten wäre; wenigstens sollte das Glasergewerbe in eine 
niedrigere Gefahrenklasse als bisher gestellt und dadurch eine Ermässig- 
ung tler Umlagen erzielt werden. 

Für die Rohprodukte sind die Preise fast unverändert geblieben, 
nur bei Glas, für welches Syndikate bestehen, sind am Schlüsse des 
Jahres die Preise um 3 Prozent gestiegen; eine weitere Steigung ist in 
Aussicht gestellt. — Arbeits- und Lohnverhältnisse sind als befriedigend 
zu bezeichnen. 
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Bericht Uber das Maler-, Tüncher- und Lackierergewerbe in 
Würzburg. (io. II.) 

Wenn man das abgelaufene Geschäftsjahr 1004 noch einmal 
überblickt, so kommt man auch diesmal zu der unerfreulichen Tatsache, 
dass das Geschäft im allgemeinen flau und gedrückt war. Die Baulust 
hat sich auch in diesem Jahre nicht gehoben und dürfte der Grund 
einerseits in der sehr teuren B« Kienbewertung und andererseits in der 
oft nicht ganz einwandfreien Behandlung sowohl der eingercichten Pläne, 
als der damit verbundenen ziemlich hohen Strassenbaukosten etc. nebst 
sonstigen Scherereien zu Stichen sein. Hiezu kommt noch, dass die 
Industriepapiere gut stehen, weshalb sie von den Kapitalisten gern an- 
gekauft werden. 

Von Behörden wurden nur einige wenige Neubauten und von Pri- 
vaten gleichfalls nur ganz vereinzelte Gebäude aufgeführt. Es entstanden 
zwar ganz neue Strassengebilde, die aber nur durch Bauunternehmer ins 
Leben gerufen wurden, welche die meisten Arbeiten in ihren Bauten in 
Regie selbst ausführten, sodass z. B. in unserer Branche kein Meister 
oder doch nur ganz Vereinzelte dabei Arbeit finden konnten. < >b und wie 
diesem Einfluss der grossen Baugeschäfte, wodurch das Einzelhandwerk 
gedrückt wird, entgegenzuarbeiten sei, dürfte vielleicht eine Aufgabe der 
Handwerkskammer sein. 

Einen weiteren misslichen Einfluss auf das Handwerk üben die 
Architekten, die nicht nur den Verdienst des Gcwerbsmannes zu schmälern 
suchen, sondern auch durch ihre Anordnungen dem Geschäftsmann zu- 
weilen jegliche Lust zur Arbeit nehmen. 

Z u dieser traurigen Geschäftslage trat im Frühjahre noch ein kleines 
Zugeständnis in Form einer Lohnerhöhung für die Gehilfen, um einen 
beabsichtigten Streik hintanzuhalten. Die Beiträge zur Gemeindekranken- 
versicherung erfuhren gleichfalls eine Erhöhung, wie überhaupt alle Um- 
lagen in der letzten Zeit gestiegen sind. 

Ein weiterer Punkt, der auf das Handwerk schädlich wirkt, ist das 
Kreditgeben. Es kann diese Unsitte leider immer noch nicht gut 
ausgemerzt werden, weil ein Zusammenschluss der Beteiligten nicht ge- 
geben ist. 

Das Submissions wesen hat auch im verflossenen Jahre recht 
sonderbare Blüten getrieben und auch hier gezeigt, dass es in unserem 
Stande trotz der ungünstigen Verhältnisse noch Meister gibt, die noch 
sehr im Kalkulieren zurück sind, zum Schallen ihrer selbst und ihrer 
Kollegen. 



Digitized by Google 



«35 



Fasst man alle diese Verhältnisse zusammen ins Auge, so muss 
man sich nur wundem, dass im abgelaufenen Jahre nicht noch mehr 
Handwerksmeister ihre Geschäfte schlossen, als dies tatsächlich geschah, 
wobei die Lieferanten meistens nichts oder nur sehr wenig von ihrem 
Guthaben erhalten konnten. Leider hat bei solchem Geschäftsbetrieb 
auch der gut fundierte Geschäftsmann sehr zu leiden. 

Die Preise der Materialien haben gegen das Vorjahr etwas an- 
gezogen bezw. ihren Stand behauptet. 

Bezüglich der Ausbildung der Lehrlinge muss konstatiert werden, 
dass eine erfreuliche Besserung eingetreten ist und dass hier die Handwerks- 
kammer ihren Einfluss richtig erfasst und zur Aasführung gebracht hat. Die 
diesjährige Lehrlingsausstellung war gut besucht. Auch war in diesem Jahre 
die Malerfachschule, die seinerzeit von der freien Innung ins Leben ge- 
rufen wurde und jetzt dem polytechnischen Zentralverein angegliedert ist, 
sehr gut besucht und hat auch sehr zufriedenstellende Resultate erzielt. 
Die Schüler der Fachschule werden den damaligen Gründern dieses 
Instituts nicht genug dafür danken können, welche segensreiche Einricht- 
ung sie gestiftet haben. 

Auf Veranlassung tler K. Regierung hielt der K. Fabrikinspektor 
l>czw. dessen Vertreter eine Umfrage bezüglich der Bleiweissverwcndung. 
Meine Erfahrung in dieser Frage geht dahin, dass ein Bleiweissverb« >t 
nicht nötig ist, da in unserem Geschäfte das trockene Bleiweiss sehr 
wenig verwendet wird. Das Abschleifen der alten Weisslackierung wird 
in den meisten Fällen mit Bimsstein und Wasser besorgt, sodass auch 
hier eine Einatmung dieses schädlichen Stoffes ausgeschlossen ist. 

Zum Schlüsse meines Berichtes möchte ich noch zur Gesundung 
des Handwerks den genossenschaftlichen Zusammenschluss empfehlen, und 
zwar in erster Linie als Kreditgenossenschaft und sodann als Rohstoff- 
genossenschaft. Doch dürfte bei einer solchen Gründung auf die richtige 
Führung und Leitung besonderes Augenmerk zu richten sein. 

Bericht über das Vergoldergewerbe in Würzburg. (12. II.) 

Über das verflossene Jahr kann kurz dahin berichtet werden, dass 
die Erzeugnisse des Kunsthandwerks, deren Herstellung besonderen 
Fleiss, hohen Arbeitslohn und teueres Material beansprucht, leider viel zu 
wenig Beachtung und Wertschätzung finden. 

Wer im Gewerbeleben skrupellos genug ist, mag sich wohl mit dem 
System „billig und schlecht“ zufrieden geben, aber damit ist weder dem 
Kunden noch dem betreffenden Gewerbe gedient. Die Nachteile und 
Schäden einer geringwertigen Arbeitsausführung treten ja meist erst später 
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auf, wenn die Arbeit bezahlt ist; der Kunde ist dann höchst unzufrieden, 
und der Hebung und dem Ansehen des Gewerbcstandcs ist dadurch 
schlecht gedient. Ein zcitgemässcr Bcfähigungs - Nachweis würde, 
wenn für alle Gewerbe eingeführt, immerhin die gute Seite haben, dass 
dem Pfuschcrtum mehr Einhalt geboten wäre und das Publikum öfter 
vor Schaden bewahrt bliebe. Allerdings, jene Käufer, welche Waren- 
häuser und Ratnschbazare für ihren Bedarf frequentieren, wollen und 
brauchen diesen Schutz nicht; sie tragen aber bewusst oder unbewusst 
zum Ruin des Mittelstandes bei. 



XII. Kohlen. 

Bericht Uber den Kohlenhandel aus Würzburg. 

Zu Anfang des Jahres ist in der seitherigen günstigen Lage des 
Kohlenhandels eine Abschwächung eingetreten , hervorgerufen durch die 
Einstellung der Schiffahrt auf dem Rhein mit Nebenflüssen , ebenso 
wurde der Versand in Waschprodukten durch das Frostwctler gestört, 
dahingegen war das Platz-Detailgeschäft infolge der kälteren Witterung 
lebhafter. 

Im März wurde das Versandgeschäft sehr lebhaft , die Zechen 
hatten vollauf zu tun und der Bahnversand an der Ruhr war ca. 19500 
Waggon arbeitstäglich gegen 1 9000 Waggon Januar und Februar. Gegen- 
über im März des Vorjahres, wo der Versand ca. 17600 Waggon be- 
trug , ist also in diesem Jahre ein bedeutender Mehrversand zu kon- 
statieren. 

Hervorgerufen war dieser Mehrabsatz durch den grösseren Abruf 
der Händler und Konsumenten, um vor dem I. April 1904 mit grösseren 
Mengen vorgedeckt zu sein, denn man befürchtete mit dem Beginn des 
Verkaufes durch die Rheinische Kohlenhandel- und Reederei-Gesellschaft 
m. b. H., kurzweg „Kohlenkontor“ genannt, dass eine Preiserhöhung ein- 
treten werde. An der Gründung dieses in meinem vorjährigen Berichte 
schon erwähnten Kohlenkontors, das am 1. April 1904 seine Tätigkeit 
aufgenommen hat, sind in erster Linie das Kohlensyndikat sowie die- 
jenigen Firmen, die mindestens 50000 Tonnen Jahresumsatz in den 
letzten drei Jahren hatten, beteiligt. 

Von bayerischen Grosskohlenhändlern sind nur zwei Firmen ira 
Kohlenkontor vertreten, nämlich je eine Firma in Fürth und in Lud- 
wigshafen a. Rh. 
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Die jährlichen Abschlüsse, die sonst im Dezember und Januar be- 
tätigt wurden, konnten erst Mitte April gemacht werden, da das Kohlen- 
kontor die Preise nicht herausgab. Es war grosse Unsicherheit im Ge- 
schäfte, da niemand wusste, ob man seine gewohnten Quantitäten und 
zu welchem Preise man Kohlen bekommt. Die Bedingungen, die das 
Kohlenkontor seinen Abnehmern stellt, sind stramm, der Abnehmer 
hat nur Pflichten und keine Rechte , er muss sich dem Willen des 
Stärkexen fügen. 

Die Bedingungen für den Streckenbezug lauten unter andern: 

„Die Preise verstehen sich für eine Tonne. — Sie verpflichten sich 
Kohlen, Koks und Briketts von Zechen, Kokereien und Brikettfabriken, 
welche dem Rhein.- Westf. Kohlen-Syndikat oder nnserer Vereinigung 
nicht angehören , ohne unsere Genehmigung weder zu kaufen noch 
zu vertreiben, sei es unmittelbar oder mittelbar, widrigenfalls die Preise 
für sämtliche zwischen Ihnen und uns bestehenden Lieferungsverträge 
sich für die ganze Vertragszeit um 50 für die Tonne erhöhen. Bleiben 
Sie während der Monate April bis Juli mit der Abnahme im Rückstände, 
so sind wir berechtigt, die Liefermengen während der Monate August 
bis Februar in demselben Verhältnis zu vermindern, auch sind wir nur 
insoweit zur Lieferung einzelner Sorten verpflichtet, als Sic in den übrigen 
Sorten Ihrer sämtlichen mit uns geschlossenen Lieferungsverträge Ihren 
Abnahmeverpflichtungen nachgekommen sind, ohne uns durch diese Be- 
stimmungen der uns im Falle säumiger Abnahme gesetzlich zuslehenden 
Rechte zu begeben. Soweit infolge von Betriebsstörungen und Be- 
triebseinschränkungen, Arbeiterausständen, gleichviel, ob solche durch Ver- 
tragsbruch oder nach vorhergegangener Kündigung eintreten oder von 
höherer Gewalt jeder Art, wozu auch Mobilmachung und Kriegsfall 
rechnen, unsere Lieferanten die Lieferung in einzelnen Sorten cinschränken, 
insbesondere wenn das Rhein. -Westf. Kohlensyndikat aus einem dieser 
Gründe eine Minderlieferung an uns eintreten lässt, sind wir für die 
Dauer dieser Einschränkung befugt, auch unsere Lieferungen an Sie im 
gleichen Verhältnis einzuschränken, und findet eine Nachlieferung der 
dadurch ausgefallenen Mengen nicht statt. Sie verpflichten sich beim 
Weiterverkauf dieser Mengen die Verkaufspreise so zu bemessen, dass die 
Höhe des Gewinnes zu Ihrer Tätigkeit und zu Ihrem Risiko den Um- 
ständen nach in keinem Missverhältnis steht. Diese Bedingung haben 
Sie auch etwaigen Wiederverkäufen! aufzuerlegen. Verstosscn Sie oder 
einer Ihrer etwaigen Nachmänner hiergegen , so haben Sie für jede zu 
einem zu hohen Preise* verkaufte Tonne Kohlen eine Strafe von 10 Mk. 
an uns zu zahlen. Ausserdem sind wir in diesem Falle berechtigt, ohne 
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weiteres mit sämtlichen zwischen uns bestehenden Lieferungsverträgen 
zurückzutreten. Darüber, ob ein Fall zu hohen Gewinnes vorliegt, soll 
unter Ausschluss des Rechtsweges die Handelskammer zu Essen oder 
ein von dieser für diesen Zweck zu wählender Ausschuss endgültig ent- 
scheiden. Für die ordnungsmässige Erfüllung Ihrer Verbindlichkeiten haben 
Sie eine Sicherstellung, welche uns als Faustpfand dienen soll, in einer 
uns genügend erscheinenden Form bei uns zu leisten.“ 

Diese Bedingungen erschweren vielen Kohlenhändlern das direkte 
Arbeiten mit dem Kohlenkontoi. Ausserdem müssen mindestens ioo 
Waggons abgeschlossen werden; diejenigen Kleinhändler, die diese Be- 
dingungen nicht erfüllen können, sind auf die seitherigen Grossisten an- 
gewiesen. Es ist alSo, statt, wie beabsichtigt war, den Grosshai idel ganz 
auszuschliessen, eigentlich eine weitere Zwischenhandel-Station, also eine 
Verteuerung der Kohlen, gesc haffen worden. Die 5000 Wagengrossisten 
verdienen beim Kontor und dann wieder bei dem Verkauf an die Klein- 
händler. 

Im April war in der ersten Hälfte der Durchschnittsversand 
17S00 Waggon gegen 19500 im Vormonat. Zum Teil ist das darauf 
zurückzuführen , dass die Konsumenten die Erhöhung der Kohlenprcise 
pro r. April befürchteten und sich vordeckten, andemteils gab das Kon- 
tor die. Preise nicht zeitig heraus. 

Im allgemeinen blieb dem Kohlen-Gross- und Kleinhandel sehr 
kleiner Nutzen; dem Grosshändler sind die Reviere zugeteilt, wohin er 
verkaufen darf, und im Kleinhandel ist die Konkurrenz sehr gross bei 
gedrückten Preisen. Diese Geschäftslage ist das ganze Jahr hindurch 
massgebend. 

Ende Juli wurden die Zechen und Börse von der Absicht des 
preussischen Staats, die Bergwerksgesellschaft „Hibevnia“ zu erwerben, 
überrascht. Die Affaire wirbelte viel Staub auf. Die Regierung unter- 
lag bekanntlich , doch dürfte es im Interesse aller Verbraucher liegen, 
wenn die Staats) egierung au f die Fördcr- und Preisfestsetzung einen Ein- 
fluss haben würde. 

Pro August musste an den Zechen vielfach gefeiert werden , die 
Wagengestellung jn diesem Monat war ca. 1 7 500 arbeitstäglich, also be- 
deutende Abschwächung. Pro September wurden wieder pro Tag zirka 
19500 Wagen gefördert und im November erreichte der Versand zirka 
20200 Wagen und hat sich dies hohe Fördetquantum auch im Monat 
Dezember gehalten. 

Mitte Dezember machte sich auf Zeche Bruchstrasse starker Un- 
mut wegen Lohnkürzungen, Wagennullen unter den Bergleuten bemerk- 
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bar; die Leiter der Bergarbeiterverbände suchten die Arbeiter zu be- 
schwichtigen und rieten von Arbeitseinstellungen wegen der schlechten 
Lage des Arbeitsmarktes ab. Die Bewegung scheint aber trotzdem zu- 
zunehmen. Im allgemeinen ist die Lage des Kohlengeschäftes im Jahre 
nicht so günstig, die übergrosse Leistungsfähigkeit der Zechen steht nicht 
im Verhältnis des Bedarfs, insbesondere merkt man auch die den Hütten- 
zechen in dem neuen Syndikatsvertrag gewährte freie Förderung des 
eigenen Bedarfs, was auf die Absatzverhältnissc nicht günstig wirkt. 
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Sehr bedauerlich ist es. dass es noch nicht möglich ist, Kohlen 
zu Wasser nach Würzburg beziehen zu können; es fehlen zu diesem 
Zweck noch immer die Lager- und Ausladeplätze, und ohne diese 
Einrichtung sind die hiesigen Kohlenhändler auf den direkten Bahn- 
bezug angewiesen. Auf der rechten Mainseite wird es seine Schwierig- 
keiten wegen den Lagerplätzen haben, vielleicht wäre es möglich, solche 
auf der linken Mainseite einzurichten. 



XIII. Eisen und Stahl, Metallwaren und Maschinen, 
Elektrotechnik. 

Bericht einer Maschinen- und Eisenbahnbedarfsfabrik in Würz- 

burg. (i. II.) 

In den ersten Monaten des Jahres 1004 waren wir gezwungen, mit 
verkürzten Tagschichten arbeiten zu lassen, da cs, auch trotz der im 
Herbste 100.5 vorgenommenen Reduktion der Arbeiteranzahl, leider nicht 
möglich gewesen war, genügend Aufträge hereinzubekommen,- um normal 
beschäftigt zu sein. Nur durch angestrengteste Tätigkeit und durch 
Bringen finanzieller Opfer wurde es endlich erreicht, genügend Ordres 
nach Umfluss des ersten Vierteljahres verzeichnen zu können, um den 
Betrieb voll laufen zu sehen. Erfreulicherweise machte sich für die 
übrigen Monate des Jahres ein erhöhter Bedarf geltend, sodass wir für 
diese Zeit von guter Beschäftigung reden können. Die infolgedessen ein- 
gelegten Überstunden waren aber weitaus zum grössten Teile durch die, 
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leider gewöhnlich »ehr kurzen Liefertennine bedingt ; dass hierüber in der 
Geschäftswelt vielfach Klagen lautbar werden, ist nur zu natürlich. Die 
Arbeitsgelegenheit ist seit Jahren bekanntlich nicht sc» dicht gesät, dass 
der Unternehmer besonders wählerisch sein könnte, und dies ist auch der 
Grund, weshalb auf Arbeiten mit kurzen Tenninen nicht so ohne weiteres 
verzichtet werden kann. Wenn cs auch sehr schwer hält, das Material 
rechtzeitig zu beschaffen, da die Hüttenwerke von ihrem Walzprogramm 
nur selten abgehen und für bindende Lieferzeiten fast nicht zu haben 
sind, so wollen wir davon nicht weiter reden, wohl aber davon, was die 
Produktionskosten ungemein verteuert. Für alle Leistungen, die ausser 
dem Normalarbcitstag von io Stunden stehen, verlangt der heutige Arbeiter 
einen bedeutend höheren Lohn, wie der sonstige Verdienst ist. Da mit 
den örtlichen Verhältnissen gerechnet werden muss und hauptsächlich mit 
der Leistungsfähigkeit der Maschinen und den zu der betr. Arbeit ge- 
schulten Leuten, so kann nicht kurzer Hand durch Annahme weiterer 
Kräfte dieser Umstand beseitigt werden. Man fragt sich mit Recht : 
„Sind denn diese kurzen Termine immer notwendig?“ Darauf kann 
ruhig geantwortet werden: „Nicht immer!“ Würden sich die Besteller vor 
Augen führen können, in welcher Weise die Arbeit sich dadurch 
verteuern kann und wie auf der andern Seite Arbeitslosigkeit dadurch 
geschaffen wird, so würde gewiss manch Einer längere Termine zugestehen. 
Mancher Arbeiter muss ausser Erwerb gesetzt werden, weil eben die 
durch Überstunden bewältigte Arbeit vollendet ist; hätte man von der 
verlängerten Schicht abschen können, so wäre durch die längere Dauer 
der Arbeitsgelegenheit manche Entlassung nicht notwendig geworden. 

Im allgemeinen wurde seitens der Hüttenwerke und der Zechen 
flott bedient; neben den Schattenseiten, welche die grossen Verbände 
aufweisen, soll nicht ihr Verdienst verkannt werden, dass sie durch die 
richtige Verteilung der einlaufenden Aufträge unter die Produzenten nach 
Möglichkeit bewirken, dass jeder nach seiner Leistungsfähigkeit beschäftigt 
ist, womit sich nebenher die Liefertennine besser als früher regeln. 

Die Einkaufspreise tler für unsere Fabrikation notwendigen Mate- 
rialien waren im Jahre 1004 durchgängig höhere geworden, als im Jahre 
vorher. Die Träger; »reise zogen im ersten halben Jahre bedeutend an, 
hielten sich aber dann auf dieser Höhe während des zweiten halben 
Jahres. Andere Eisensorten, wie Winkel-, Stab- und Universaleisen hatten 
im Anfang etwas im Preise nachgeben müssen, erholten sich aber nach 
und nach wieder, um zu Schluss des Jahres bedeutend über der Notier- 
ung vom Januar zu stellen. Die einzige Ausnahme von der Aufwärts- 
bewegung dürften die Bleche gemacht haben, die trotz mancherlei An- 
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strengung nur vorübergehende Erfolge erzielen konnten, um schliesslich 
doch unter der Schlussnotierung von 1003 zu bleiben. Kleineisenzeuge 
gingen langsam, aber stetig in die Höhe, desgleichen mussten bei En- 
trierung des Jahresabschlusses für Industrie- und Hausbrandkohlen bessere 
Preise wie im Vorjahre angelegt werden. 

Die Arbeitslöhne haben sich gegen 1903 ebenfalls verteuert; das 
Fazit für den einzelnen Mann ist in unserem Betrieb, sowohl hinsichtlich 
des Verdienstes jrer Einzelstunde, wie des Gesamtlohnes, ein günstigeres 
gewesen wie im Jahre 11)03. 

Bedauerlicherweise hielten aber die Verkaufspreise nicht Schritt mit 
der Verteuerung der Fabrikationskosten, es war im Gegenteil notwendig, 
in manchen Artikeln den Verkaufspreis herabzusetzen. Wenn man auch 
soviel als möglich bestrebt Ist, durch Erhöhen des Umsatzes den Erfolg 
besser zu gestalten, so hat dieses bald seine Grenze erreicht, und wurde 
im Jahre 1004 ja auch nur zeitweise Vollbeschäftigung gesehen. Das 
Ergebnis für den Fabrikanten selbst musste somit wieder ein schlechteres 
sein wie im Vorjahre. 

Forschen wir nun nach der Ursache der fortgesetzt ungünstigen 
Verkaufspreise, so liegt dies in erster Linie an der immer grösser werden- 
den Konkurrenz. Im Jahre 11)04 war sie mangels genügender Arbeits- 
Gelegenheit doppelt fühlbar; die Jagd nach Arbeit zeitigte Submissions- 
preise, die für den Submittenten bisweilen direkt verlustbringend sein 
mußten; ab und zu lag klar auf der Hand, dass Kalkulationsfchlcr vor- 
liegen mussten, sei es durch Unkenntnis der Verhältnisse, also durch 
mangelnde Gründlichkeit bei der Berechnung geschehen, oder sei cs durch 
gänzliche Unfähigkeit verursacht, derartige Kostenanschläge aufzustellen. 
Diese Elemente nehmen natürlich ziemlich Arbeit weg und schaffen eine 
Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt ; wenn auch diese Leute bald abge- 
wirtschaftet haben, so stirbt diese Kategorie doch erst dann aus, bezw. 
wird auf vernünftigere Bahnen gedrängt, wenn die Behörden anfangen, 
nicht kurzer Hand dem Billigsten den Zuschlag zu erteilen, sondern erst 
erwägen, ob zu dem Angebot überhaupt bedingungsgemäss geliefert 
werden kann. 

Iin Gegensatz zu früher tauchen bei uns in Bayern immer mehr 
norddeutsche und sächsische Konkurrenten auf. Man scheint seitens der 
Behörden immer mehr von dem ehemals hochgehaltcncn Prinzip abzu- 
gehen, dass der Lieferant in Bayern ansässig sein und womöglich hier 
produzieren muss. Die zur Vergebung kommenden Objekte sind — 
ganz vereinzelte Fälle ausgenommen — in Bayern nicht so umfangreich 
bezw. zahlreich, als dass sic nicht bewältigt werden könnten. Aus diesem 
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Grunde nach auswärts zu gellen, ist wahrlich nicht notwendig; auf der 
anderen Seite sorgt die liebe Konkurrenz der zahlreichen baver. Firmen 
schon dafür, dass die Preise nicht zu hoch werden. Bei unserer, für 
Industrie geographisch ungünstigen Lage und den hiezu nach jeder 
Richtung besseren Produktionsverliältnissen Norddeutschlands, dürfte es 
diesen nach und nach wohl gelingen, ganze Industriezweige Bayerns 
aaszuschalten. Andere Absatzgebiete zu suchen Ist sonach in Deutsch- 
land nicht möglich; das im Vergleich der Produktionskosten für uns 
besser gelegene Österreich ist durch die Zollschranke aufs neue und 
lange Jahre hinaas verschlossen. So sind wir auf ein enges Absatzgebiet 
angewiesen, das uns auch erhalten bleiben sollte, indem die Behörden in 
allen möglichen Fällen nur bayerische Firmen konkurrieren lassen. 

Die in Deutschland zur Zeit bestehenden Gütertarife sind für den 
Nahverkehr recht ungünstig; nachdem wir, wie vorstehend gesagt, auf 
ein engbegrenztes Absatzgebiet angewiesen sind, so treten die Unterschiede 
erst recht zu unserem Nachteile zu Tage. Die Konkurrenz in Westfalen, 
Sachsen etc. hat alle Naturprodukte, Halb- und (zur Fabrikation nötigen) 
Fertigfabrikate in nächster Nähe zur Hand und Lässt dann das fertige 
Produkt zu uns über weite Strecken in einem Zuge laufen. Wir haben 
hingegen alles Material weit herzubeziehen, unterbrechen in Würzburg 
den, je weiter je billiger werdenden Tarif, um bei der Versendung von 
vom mit prozentual bedeutend höheren Frachtsätzen wieder anzufangen. 

Die Gebühren für den lokalen Bahnverkehr, insbesondere nachdem 
Hafen, die sich zusammensetzen aus Wagenmiete, Zustreif- und V erstell- 
gebühr, Indastriegeleise- und städtist he Gebühr, summieren sich derart, 
dass in vielen Fällen und sogar bei kompletten Wagenladungen das 
Pferdefuhrwerk damit konkurrieren kann. Wenn schon die örtlichen Ver- 
hältnisse alle Errungenschaften der Neuzeit bieten, so sollte doch deren 
Benützung in erster linie Vorteile im Vergleich zu den veralteten Ein- 
richtungen bringen, sonst wäre es nicht nötig gewesen, davon abzugehen. 
Nicht zuletzt wird durch diese Verteuerung der an und für sich so 
kurzen Trausportstrecke die Kettcnschleppschiffahrt in Mitleidenschaft 
gezogen, an deren Aufblühen doch jeder Industrielle Interesse hat. Es 
würde gewiss der barer. Geschäftswelt dienlich sein und den Würzburger 
Finnen insbesondere, wenn der Nah- und Ortsverkehr eine Reduktion 
der Gebühren erfahren würde, wodurch wenigstens nach besserer 
Benützung der Wasserwege ein Vorteil — wenn auch ein kleiner — 
ausgeschaltet wäre, den ausserbavcrische Lieferanten bis jetzt gemessen. 

Die stetig wachsenden Unkosten, wie Steuern und Beiträge, letztere 
bedingt durch die soziale Gesetzgebung, fallen bei den sich seit Jahren 
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immer ungünstiger zeigenden Erträgnissen natürlich schwer ins Gewacht. 
Bei aller Anteilnahme, die man nimmt für die Einrichtungen, die mit den 
auf dem genannten Wege erhobenen Beträgen geschaffen werden, so 
sollte doch bei den piojektierten Neuerungen und dadurch bedingten 
Mehrleistungen wohl erwogen werden, ob der Zeitpunkt ein günstiger ist, 
um die Mehrbelastung rechtfertigen zu können. Der einzelne Arbeiter — 
und hauptsächlich der schlecht gelohnte Tagearbeitcr — empfindet gegen- 
wärtig schon recht schwer die Abzüge, die ihm hier in Würzburg auf 
Grund der Yersichcrungsgesetze gemacht werden müssen. Muss er 
doch — und das ist dahier meistens die Regel — genau dieselben 
Beiträge leisten, wie ein anderer mit dem zwei- oder dreifach höheren 
Verdienst; es ist bei diesem Verfahren, für das allerdings die Einfachheit 
in der Einhebung der Leistungen spricht, ohni hin schon eine gewisse 
Härte für den gelingst dotierten Arbeiter zu suchen. 

Die jüngsten Ereignisse, sowie der seit Jahren anhaltende Mangel 
an Arbeitsgelegenheit, machen den Ruf nach einei Arbeitslosenversicherung 
immer lauter. Gewiss sollte nach dieser Richtung etwas geschehen. 
Sowohl die Art der Beitragsleistung, wie die Durchführung einer solchen 
Versiebet ung stösst aber auf nicht geahnte Schwierigkeiten. Die Industrie 
allein wieder dafür aufkommen zu lassen, würde nicht aasreichend sein, 
da der Arbeiter nicht mehr stark herangezogen werden kann und auch 
der Unternehmer jetzt schon recht erkleckliches leisten muss. Die Unfall- 
lasten steigen noch eine Reihe von Jahren, die der Unternehmer allein 
zu leisten hat ; es würde gerne gesehen werden, wei n mit Einführung 
einer neuen Versicherung, deren Lasten einzig der Industrie zugedacht 
sein sollten, solange gewartet werden würde, bis wenigstens die Beiträge 
der Unfallversicherung nicht mehr steigen. 

Bis zu diesem Zeitpunkte wäre das beste Mittel de. Arbeitslosen- 
Bckämpfung und bis auf weiteres die beste Lösung i'.es Problems 
einer Arbeitslosenversicherung : „Schaffen genügender Arbeitsgelegenheit 
durch den Staat“. 

Bericht einer Maschinenfabrik in Schweinfurt. (25. I.) 

Das abgelaufene Geschäftsjahr hat sich durch nichts ausgezeichnet. 
Es wandelte in den Bahnen seiner Vorgänger; ohne Lebhaftigkeit, lang- 
sam im Hereinbringen von Aufträgen, vergrösserte Geschäftsspesen mit 
sich führend und dadurch, wenig Gewinn lassend. Dass die nun über 
ein ganzes Jahr andauernden kriegerischen Ereignisse in Ostasien sich 
für unser russisches Exportgeschäft sehr schädigend erweisen, wollen wir 
nur nebenbei erwähnen. Auch die Schleuderirreise der Konkurrenz tragen 
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viel dazu bei, den geringen Verdienst noch mehr zu beschneiden. Beim 
Trägergeschäft war es schliesslich so arg, dass überhaupt nichts mehr 
übrig blieb; da taten sich im vergangenen Dezember die ersten Händler 
Unterfrankens zusammen und gründeten eine Vereinigung , welche nun 
jeweilig nach den grundlegenden Wcrknnticrungen die Preise, die sich je- 
doch immer noch möglichst niedrig halten, festsetzt. 

Die Spesen, welche den Betrieben durch die sozialen Für- 
sorgegesetze, so vieles Gute solche auch im Gefolge haben mögen, 
auferlegt sind, machen sich immer mehr fühlbar. Die Krankenkassen 
kommen mit den Beiträgen, hauptsächlich wegen des Simulantenunwesens, 
nicht mehr aus. Die Unfallbeiträge werden jedes Jahr höher, trotzdem 
die Herren Gewerbeinspektorcn immer schärfere „Unfallvcrhütungs- 
vorschriften“ anordnen. Wir glauben, dass auch nach dieser Beziehung des 
Guten zuviel getan werden kann. Die Arbeiter werden durch die vielen 
Vorsichtsmassregeln — wir wollen nicht sagen: nachlässiger — aber 
immer unselbständiger und verlassen sich schliesslich ganz auf die Schutz- 
vorrichtungen, denen -sic sich anvertrauen und wodurch sie immer sorg- 
loser werden. Hier wäre peinliche Unterweisung über die Gefahren, 
denen man bei Umgang mit Maschinen und Nebenlcilcn ausgesetzt ist, 
sehr am Platze; dies würde oft mehr nützen, als so manche kostspieligen 
„Unfallverhütungsmassregeln“. 

Dass die industrielle und handelstätige Entwicklung unserer Stadt 
Schwcinfurt sich im grossen Ganzen recht günstig hebt, ist sehr deutlich 
und klar aus der Statistik der hiesigen Eisenbahneinnahmen zu ersehen ; 
man kann solche ganz gut als ein getreues Spiegelbild der Geschäfts- 
tätigkeit einer Gegend bezeichnen. Die Umsätze an den beiden hiesigen 
Bahnhöfen , natürlich zusammengenommen , rubrizieren nun ungefähr an 
zwölfter Stelle in Bayern und geben den Beweis, dass wir hier durchaus 
nicht „rückständig" sind, wie so gerne manchmal geglaubt wird. Leider 
haben wir trotz alledem unsere „Kette“ noch nicht und müssen vielleicht 
noch lange darauf warten; wir würden dies gar nicht erwähnen, wenn 
nicht alles schon so schön hier vorbereitet wäre. Schleuse, Stauvorricht- 
ung und alles andere ist da, die Wasserverhältnisse sind geordnete, der 
Strom ist gut reguliert, aber die Kette geht nur bis Kitzingen. 

Mit Interesse verfolgen wir die gegenwärtig in Berlin stattfindenden 
allgemeinen eisenbahnlichen Verhandlungen und besonders die Personen- 
tarifreform ; man ist sich ja allerseits klar, dass etwas getan werden 
muss, und wollen wir hoffen , dass etwas Richtiges dabei herauskoinmt 
und nicht vielleicht der kreisende Berg nur eine Maus gebiert. Warum 
man in Bayern an hoher Stelle so sehr gegen die vierte Wagenklasse 
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eingenommen ist, ist uns nicht erfindlich. Das gesamte Publikum, welches 
mit Tragkörben, Handwerkzeug und dergleichen Gerätschaften reist, würde 
doch gerade wie in Norddeutschland nur die vierte Klasse aufsuchen, 
die dritte Klasse würde entlastet und die Gäste der beiden Klassen wüiden 
sich viel wohler dabei fühlen ; dass es finanziell auch kein Schaden ist, 
lehren die norddeutschen Eisenbahnbetriebseinnahmen. 

Hinsichtlich des technischen Schulwesens dürfte zu erwägen sein, 
dass es vielleicht am besten wäre, die technischen Mittelschulen (In- 
dustrie- oder Maschinenbauschulen) den praktischen Bedürfnissen mehr 
anzupassen. Es sollte, ähnlich den Baugewerkschulen, zwischen dem 
Abgänge von der Realschule etc. bis zum Eintritt in eine Industrieschule 
der den technischen Beruf wählende Schüler ein bis zwei Jahre in einer 
Industnewerkstatt (nicht Schülerwerkstätte) wie jeder Fabrikarbeiter ent- 
sprechend praktisch arbeiten müssen, weil die jungen Leute für prak- 
tische Handarbeit noch williger oder befähigter sind und den nach- 
folgenden theoretischen Unterricht auf der später zu besuchenden Schule 
besser begreifen. Die jetzige durchlaufende einseitige, nur auf den 
Schulen ohne jede praktische Arbeit oder Anschauung verlaufende tech- 
nische Bildung hat für den Bedarf der Privatindustrie nicht den Wert, 
dem die hohen Kosten und Erwartung" n bei betreffendem Studiengang 
entsprechen. 

Bericht einer Maschinen- und Metallwarenfabrik in Würzburg. 

( 1 6 . I.) 

Im grossen Ganzen war der Gang des Geschäftes ein guter und 
hat sich gegenüber dem Jahre 1903 etwas gebessert. Arbeit war voll- 
auf da und war ein Beitreiben und Suchen von Arbeit, auch im 
Submissionswege , nicht erforderlich. Das Hauptabsalzgcbiet war 1904 
für betr. Geschäft die unterfränkischen Grossbrauereien und auch Land- 
brauereien, wofür in allen möglichen Artikeln Lieferungen stattfanden. 
Auch in gesundheitstechnischen Anlagen , Badeanstalten , für Behörden 
geliefert, feiner Warmwasseranlagen, war Absatz. Der Arbeiterstand war 
ein sehr guter und gegenseitig zufriedener. Die Rohmaterialpreise waren 
ebenfalls günstige , so dass zu einer Klage in keiner Weise Anlass war. 

Bericht eines Wagenbaugeschäfts in Bad Kissingen 

(erstattet von Wagenfabrikant K. Schmidt). 

Der Geschäftsgang im Wagonbau kann im allgemeinen als zufrieden- 
stellend bezeichnet werden, obwohl die Verkaufspreise für solide Arbeit 
immer noch zu niedrig sind ; der Absatz in die Rhcinlandc, nach Berlin 
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und dessen Umgegend, ist aueli in diesem vergangenen Jahre normal 
gewesen, nur der Export ins Ausland und nach überseeischen Ländern 
war gleich null. Aus Russland, wohin schon oftmals von hier geliefert 
wurde, war wohl Nachfrage, doch werden die Geschäfte in dieses Land 
durch die enormen Zollsätze sehr erschwert. Es kostet z. B. ein Lan- 
dauer 434 Mk. Zoll. 

Die neue Branche der Automobile hat dem Wagenbau bis dato 
noch keine fühlbare grosse Konkurrenz gemacht, da das Pferdegespann 
doch auch seine Liebhaber behält. 

Hinsichtlich des Schulwesens wäre es erwünscht, dass der Volks- 
schulzwang bis zum zurückgelegten 14. Lebensjahr der Knaben aus- 
gedehnt würde und dass in dem letzten Jahre Unterricht im Zeichnen 
und in der Geometrie erteilt würde und zwar wöchentlich wenigstens 
4 Stunden, damit die Schüler sich auch mit dem Gebrauch der Reiss- 
feder, Zirkel, Massstab und Reissbrett vertraut machen könnten. W ir er- 
halten die meisten Lehrlinge aus den benachbarten Dörfern und wenn 
sie auch hier die Zeichen-Fortbildungsschule besuchen, so können sie 
sich doch nur schwer cinarbcitcn, da sie ganz ohne technische Vorkennt- 
nisse sind. 

Hinsichtlich des Submissionswesens speziell für die Arbeiten ( Repa- 
raturen) an Post -Wagen wurde bisher zu wenig auf die persönlichen 
Qualitäten gesehen; die Vergebung erfolgte teilweise an eine auswärtige 
Firma, die ihre Lieferanten nicht bezahlte und um grosse Summen 
schädigte. In letzter Zeit ist es hierin aber besser geworden. 

Einen Hauptschaden der Industrie, besonders in unserer Gegend, 
bilden die vielen Feiertage, sowohl für die Unternehmer, wie noch 
mehr für den Arbeiter. Die Industrie ist gegen jene in anderen 
Gegenden sehr beeinträchtigt. Ein fleissigcr, sparsamer Arbeiter wird 
gleichfalls nie über die vielen Feiertage erbaut sein, denn es geht nicht 
nur der Tages -Verdienst verloren, sondern es gibt gewöhnlich noch be- 
sondere Auslagen. Die Zeiten, wo die Arbeiter Kost und Wohnung 
beim Meister hatten, und dieser durch die lange Arbeitszeit von Morgens 
fünf Uhr bis abends halb neun Uhr entschädigt wurde , sind eben 
vorüber. 

Bezüglich des Versicherungswesens, speziell der Schmied e-Berufs- 
genossenschaft, ist es meines Erachtens ein Nachteil, dass die Verwaltung 
nach Berlin verlegt und dadurch stark verteuert wurde, anstatt dieselbe 
im Zentrum Deutschlands, etwa in einer Stadt Thüringens, unterzubringen. 
Die Kosten der Verwaltung betrugen im Jahre 1003 221)470 Mk. wäh- 
rend die Entschädigungssumme nur 210210 Mk. betrug. Man kann 
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sicli nicht wundem, dass alle Mitglieder darüber klagen. Es wäre auch 
i>esser, wenn jeder Staat seine eigene Berufsgcw >ssenschafts - Verwaltung 
hatte, denn bei der jetzigen Zentralisierung ist keine Kontrolle möglich. 
Die kleinen Schmiede auf dem Lande geben vielfach an, dass sie ohne 
Gehilfen arbeiten und keinen Lohn bezahlen; kontrolliert wird fast nicht, 
und doch sind cs diese kleinen Betriebe, welche die Unfall -Versicherung 
am meisten in Anspruch neluncn. Es wird ja wohl in Bayern Propa- 
ganda gemacht, um von Berlin loszukommen, ob mit Erfolg, bleibt ab- 
zuwarten. 

Bericht des städtischen Elektrizitätswerkes Würzburg. (4. II.), 

Das verflossene Geschäftsjahr kann für das Elektrizitätswerk als ein 
günstiges bezeichnet werden. Die im Berichte des Jahres 1003 aus- 
gesprochene Erwartung, dass sich die Erträgnisse des Lichtwerkes im 
Jahre 1904 wesentlich steigern werden, hat sich im vollsten Masse er- 
füllt. Die Zunahme der an ge sch lossencn Lampen und Motorc 
und mit ihr die Zunahme des Stromkonsumes und der Einnahmen ist 
eine beträchtliche gewesen. Besonders erwähnenswert ist aber die er- 
freuliche Mehrung der angcschlosscnen Motorc. 

Diese günstige Entwicklung des Werkes ist nicht zum geringsten 
Teile auf eine Reihe von Kabclnctzcrweiterungen zurückzuführen, 
die im Laufe des Jahres zur Ausführung gelangten. Es wurden 2 Spcisc- 
leitungen von 2120 Meter Gesamtlänge und 3400 Meter Vcrteilungs- 
leitungcn verlegt. 

Dagegen ist ein weiterer Rückgang des Stromkonsums der 
Strasscnbahn cingctrctcn, welcher durch den Stromkonsum der Moto- 
ren im städtischen Lagerhause, die zur besseren Ausnützung der 
Stromerze ugungsanlagc für den Bahnbetrieb mittels einer besonderen 
1340 Meter langen Leitung an diese angcschlosscn und in der Mitte des 
Jahres in Betrieb genommen worden sind, nur zu einem geringen Teile 
gedeckt worden ist. Die gesamte Mindereinnahme aus dem Stroin- 
konsume der Strasscnbahn ist aber hinter der Mehreinnahme des Licht- 
werkes beträchtlich zurückgeblieben. 

Auch für das laufende Jahr 1005 ist eine weitere günstigere Ent- 
wickelung des Lichtwerkes zu erwarten. Dagegen hat es nach den bis- 
herigen Ergebnissen den Anschein, als ob der Stromkonsum der Strassen - 
bahn noch weiter zurückgehen wird. 



io* 
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XIV. Textilindustrie und Rosshaarspinnerei. 

Bericht einer Kunstwollfabrik in Würzburg. (4. II.) 

Den pro 1904 gewünschten Geschäftsbericht erstattend haben wir 
nur weniges und leider nichts günstiges mitzuteilen. Was wir schon vom 
Hause aus wussten, wurde durch eine in allerjüngster Zeit unternommene 
Bereisung nordischer Tcxtildistrikte gründlich bestätigt. Das reguläre Ge- 
schäft liegt schlimm darnieder, jedermann klagt und sieht sich vergebens 
um nach einem Zeitpunkt und Anlass, wo eine Besserung erwartet werden 
könnte. Eine einzelne kleine Ausnahme machen gröbere Stoffe für Liefer- 
ung nach Russland und Japan, deren Absatz sich jedoch auch nicht in 
grösseren Dimensionen bewegt und deren Vorbedingung jeweilig rascheste 
Lieferung ist. 

Bericht der mech. Baumwollspinnerei und Weberei Bamberg 
für ihre Weberei-Filiale in Zeil a. M. 

Die stürmischen Vorgänge des Jahres 1904 auf dem Baumwoll- 
nrarkte haben seit Menschengedenken nicht ihresgleichen gehabt; es gab 
Tage, an welchen man bis zu neun Pence bezahlen musste, und solche, 
an denen man mit 3 :l / 4 anzukommen vermochte, innerhalb eines Jahres 
also Schwankungen im Verhältnis etwa von 250 zu 100. Die Baumwoll- 
ernte in Amerika aus der Saison 1903/04 war für den Weltverbrauch 
nicht gross genug. Die Preise gingen deshalb schon in den letzten 
Monaten des Jahres 1903 stark in die Höhe, sodass der Markt in Liver- 
pool das alte Jahr mit 7 Pence für middling Amerikanische schliessen 
konnte. Eine Gruppe unternehmender amerikanischer Spekulanten hatte 
in Voraussicht einer baldigen Erschöpfung der sichtbaren Vorräte schon 
im November 1903 sich des Baumwollmarktes bemächtigt und trieb in 
den eisten fünf Wochen des Berichtsjahres die Preise bis auf nahezu 
neun Pence. So bedenklich die künstlich verschärfte Lage der Märkte 
zu jener Zeit war, glaubte doch ein grosser Teil der Verkäufer an noch 
weitere Steigerung, während die Industrie sich von grossen Unternehm- 
ungen ängstlich fernhielt und bei den fast unerschwinglich gewordenen 
Preisen nur das allernötigste Rohmaterial bezog. In den Händen Sullvs, 
des Führers der Haussegruppe, häufte sich mit der Zeit ein enormer 
Besitz von teurer Baumwolle an, die Kämpfe der Parteien veranlassten 
Schwankungen bis zu einem Cent an den Märkten von Newyork und 
Ncwurleans, und tägliche Umsätze bis zu einer Million Ballen waren 
zur Zeit der stärksten Aufregung keine Seltenheit. 
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Am 2. Februar schien ein Umschwung platzgreifen zu wollen, 
Lieferungsbatirmvolle fiel von 8,96 Pence innerhalb 8 Tagen um volle 
2 Pence, man glaubte wieder auf eine gesunde Grundlage zu gelangen, 
allein gegen Erwarten griff die Spekulation noch einmal mit Ungestüm 
ein und zwang die Preise von Mitte Februar ab zu starker neuer Steiger- 
ung, sodass am 14. März wieder 8,78 Pence erreicht waren. Von da 
an aber konnten die spekulativen Elemente die natürlich hohen Preise 
nicht mehr halten und der Markt brach zusammen ; er bewegte sich mit 
einigen kurzen Unterbrechungen bis zum Juni in scharfen Sprüngen ab- 
wärts bis in die Nähe von 5 3 / 4 Pence. Die sichtlich zusammenschmel- 
zenden Vorräte von verspinnbarer Baumwolle gestatteten im Juli und 
August eine Preiserhöhung auf 6 bis 6’ ' 4 Pence, die aussergewöhnlich 
guten Nachrichten über den Stand der Baumwollfelder und die Aus- 
sichten auf eine sehr grosse Ernte bewirkten jedoch einen neuen scharfen 
Abschlag und weichende Märkte bis zum Jahresschluss, wo der billigste 
Preis seit fünf Jahren mit 3 3 4 Pence erreicht wurde. Die Ernte für die 
neue Saison wird nach den vorliegenden amtlichen Schätzungen vor- 
aussichtlich etwa 1 2 1 /* Millionen Ballen betragen, sodass eine mehr als 
genügende Versorgung gesichert ist. 

Die ganz unberechenbare Bahn des Baumwollmarktes hinderte 
während des ganzen Jahres die gesunde Entwicklung der Industrie; es 
war schwierig, auf weit hinaus Engagements einzugehen oder zu über- 
nehmen ; zudem folgten während der Aufwärtsbewegung die Preise für 
Garne und Tücher sehr langsam der Baumwolle, und cs war während 
des ersten halben Jahres nur in den Fällen möglich, auf die Herstellungs- 
kosten zu kommen, wo durch besonders glückliche Baumwolleinkäufe mit 
billigem Rohstoff gerechnet werden konnte. 

Besonders die Weberei hat unter den widrigen Umständen und 
dem Mangel an Vertrauen in die bestehenden Preise sehr gelitten, so 
dass die Produktion nur mit Verlust unterzubringen war. Dieser Zu- 
stand besteht, wenn auch etwas minder stark ausgesprochen, leider 
heute noch. 

Während unsere Spinnerei voll im Gang war und der Absatz an 
Gespinsten nichts zu wünschen übrig liess , war es in unserer Weberei 
selten möglich, auf Grund jeweiliger Baumwoll- oder Garnpreise Geschäfte 
von grösserem Umfange zu machen, und nicht selten mussten wir, um 
die Stühle zu beschäftigen , den ausserordentlich niedrigen Preisen an- 
derer Webereien Rechnung tragen und Aufträge zu Preisen annehmen, 
die die Herstellungskosten nicht deckten. Mit Rücksicht auf die unbe- 
friedigende Lage der Weberei Hessen wir auch im Berichtsjahr mehrere 
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hundert Stühle ausser Betrieb, die Produktion an Tüchern blieb gegen 
das Vorjahr noch etwas zurück; für die in Gang befindlichen Stühle 
sind wir bis gegen Ende Juni unter Engagement. 

Besondere Wünsche haben wir nicht , nachdem die telephonische 
Be/.irksverkehrsverbindung zwischen Bamberg und Ze il hcrgestellt ist; im 
allgemeinen ist nur zu wünschen , dass das so lang ersehnte zweite Ge- 
leise auf der Bahnstrecke Bamberg — Schweinfurt endlich gelegt wird, denn 
der Verkehr auf dieser Linie ist nicht nur ein gefährlicher, sondern 
auch ein häufig gestörter und Zugsverspätungen sind sehr oft zu be- 
klagen. 

Bericht der Ersten Kitzinger Dampf-Rosshaar-Spinnerei 
F. S. Fehrer. 

Gleich dein des Voijahres kann der Geschäftsgang innerhalb der 
Rosshaar- oder Krollhaar-Industrie im Jahre 11)04 als recht befriedigend 
bezeichnet werden, wenn auch über stetig steigende Rohmaterialpreisc 
zu klagen ist, denen höhere Fabrikatpreise leider nicht entgegcngestellt 
werden konnten , da die Konkurrenz in diesem Artikel eine ungemein 
scharfe ist und zwar nicht nur die inländische, sondern auch, dank 
tler „entgegenkommenden“ Zollpolitik des Deutschen Reiches, auch die 
ausländische und zwar die italienische, schweizerische, französische 
(speziell in den Reichslandcn), belgische und in hohem Masse die ameri- 
kanische. 

Deutschland weist von allen zivilisierten Ländern die meisten Ross- 
haarspinnereien auf, während es im Verbrauche tles immerhin noch als 
Luxusartikel geltenden Knillhaares bei weitem nicht den ersten Rang 
einnimmt, weshalb im allgemeinen die kleineren Rosshaarspinnereien noch 
so knapp ihr Leben fristen, während die Gross-Spinnereien, von denen 
die lies Berichterstatters — die Erste Kitzinger Dampfrosshaar-Spinnerci 
F. S. Fehrer — mit ihrer täglichen Durchschnittsproduktion von 40 Zent- 
nern als die leistungsfähigste bezeichnet werden darf, vielfach auf den 
Ex jrort angewiesen sind. 

Und dieser müsste nach den konsumkräftigen Nachbarländern auf 
Grund teils deren nationalen Wohlstandes (Frankreich), teils deren riesigen 
F'remden verkehre und des dadurch bedingten hoch ausgebildeten Hotel- 
wesens (Schweiz und Italien), teils auch endlich deren noch auf nie- 
driger Stufe stehenden Eigenproduktion (Österreich, Holland, Skandinavien, 
Russland) naturgemäss in hoher Blüte stehen und hatte auch seinerzeit 
einen kräftigen Anlauf dazu genommen, als in Deutschland selbst noch 
die Rosshaar- Industrie durch einen, wenn auch kleinen Eingangszoll 
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geschützt war und die genannten Absatzgebiete noch Zollsätze in massiger 
Höhe erhoben, zum Teil sogar den Artikel zollfrei cinliessen. 

Die neueren Handelsverträge waren indcss dem Entwicklungsgang 
der deutschen Rosshaar-Industrie sehr hinderlich, denn während deutscher- 
seits dieselbe als „mikroskopische“ Industrie bezeichnet und dement- 
sprechend behandelt wurde, indem zu Gunsten anderer Zweige der 
deutsche Eingangszoll ganz aufgehoben wurde, benutzten die übrigen 
Staaten, vom Standpunkte ausgehend, dass gerade neuere, schwächere 
Industrien gefördert werden müssten, die Gelegenheit, um hohe Schutz- 
zölle, die mitunter Prohibitivzöllen gleichkamen, auf den Artikel zu legen, 
so Holland 5 °/ 0 vom Wert, die Schweiz und Frankreich Frs. xo. — pro 
100 Kilo, Italien Lire 17. — pro 100 Kilo, die Vereinigten Staaten 10 °/ 0 
vom Wert, Norwegen Kr. 15.— pro 100 Kilo und Schweden sogar 
Kr. 20. — = Mk. 22.50 pro 100 Kilo. 

Dass im neuesten Tarife, zu welchem seitens der Interessenten 
Mk. 10.— pro 100 Kilo in bescheidener Weise beantragt waren, mit 
Widerstreben deutscherseits ein Zollsatz von Mk. 5. — pro 100 Kilo zu- 
gestanden worden ist, bessert an der Notlage nichts, angesichts der Tat- 
sache, dass die Schweiz ihren Zollsatz bei den gleichen Handelsverträgen 
von Frs. 10. — auf Frs. 20. — pro 100 Kilo, Russland den Zollsatz von 
Kop. 18. — auf Kop. 60. — pro Pud (zirka 16 Kilo) erhöht und Öster- 
reich, woselbst bisher der Artikel zollfrei gewesen, Kronen 1 5. — pro 
100 Kilo darauf gelegt hat; ausserdem kommt der fragwürdige „Schutz“ 
zu spät, da sich das ausländische Krollhaar bereits ein allzu grosses Ab- 
satzgebiet in Deutschland erobert und gesichert hat. 

Diese verhältnismässig rasche uitd leichte Einbürgerung des aus- 
ländischen Fabrikates erklärt sich indc ; nur teilweise aus der bisherigen 
Zollfreiheit; die Hauptursachc Ist, dass die vorgenannten anderen Pro- 
duktionsländtr billiger zu produzieren in der Lage sind, weil ihnen einer- 
seits vorzügliches Rohmaterial zur Genüge im eigenen Lande zur Ver- 
fügung und zum Teil auch billigste Arbeitskraft zur Iland steht, anderer- 
seits in deren Betrieben alle die arbeiterfreundlichen Massregeln, wie Ent- 
staubung, Desinfektion, Kranken- und Unfallversicherung etc., die ja im 
allgemeinen Interesse sehr zu begrüssen sind, aber dem Fabrikanten un- 
gemein grosse Opfer auferlegen, Wegfällen. Die Kosten allein der maschi- 
nellen Einrichtungen und Anschaffungen in meinem Betriebe belaufen 
sich auf Tausende von Mark, und immer wieder werden von den mass- 
gebenden Behörden neuere, vollkommenere und natürlich auch noch 
kostspieligere Apparate empfohlen und deren Beschaffung nahegelcgt. 
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Unter solchen Umständen bedarf es der Entfaltung der ganzen 
Kapitalkraft und der Anstellung eines ganzen Heeres von Vertretern, 
tun seinen Betrieb auf der Höhe zu halten und dabei wird cs immer 
schwieriger, denselben lukrativ zu gestalten, zumal mit solchen Aussichten 
für die Zukunft, wie sie die neuesten Zollschranken geschaffen haben, die 
den Export nach einzelnen Ländern unmöglich machen. 

Dass das Jahr 11)04 so günstig abgeschlossen hat, ist nicht zum 
wenigsten den politischen Verhältnissen zuzuschreiben, indem direkt und 
indirekt für neue Betten in Lazaretten, für neue Waggons und Schiffe 
viel Rosshaar benötigt wurde, was nicht als normaler Absatz betrachtet 
werden kann und dessen Ausfall im neuen Rechnungsjahr vielleicht pein- 
lich empfunden wird, weshalb cs sehr zu begrüssen wäre, wenn staat- 
licherseits, soweit es nach dem schweren Schlage mit den Zi illtarifcn eben 
noch möglich, wenigstens etwas geschehen möchte, was der binnen- 
ländischen Rosshaar-Industrie künftig zugut käme. 

Nahegelegt wurde ein diesbezüglicher Wunsch, neben dem eines 
angemessenen deutschen Zollsatzes, der jetzt hinfällig geworden, d. h. 
nicht in Erfüllung gegangen ist, in jedem Jahresberichte der Handels- 
und Gewerbekammer, jedoch fand derselbe trotz Befürwortung von dieser 
Seite bei den massgebenden Stellen kein Gehör; es ist der stets fort- 
bestchende dringliche Wunsch, dass der Frachtsatz für rohe I’ferdc- 
haarc in Waggonladungen jenem für Tierhaare gleichgestellt werde, 
zu welchem ja rohe Ochsen haare, die im Durchschnitte ziemlich 
gleichwertig mit obigen sind, bereits seit Jahren rangieren. 

Bericht der Ersten Kitzinger Einlegesohlenfabrik Ant. Abt. 

Vor ca. 15 Jahren wurde hier mit der Anfertigung von Einlege- 
sohlen aus Rosshaaren begonnen, und da sich dieser Artikel in der Praxis 
sehr gut bewährte — bekanntlich ist Rosshaar sehr elastisch, der E'uss 
wird dadurch vor Druck bewahrt, die Transpiration ist nicht gehindert 
und erhält den Fuss warm — wuchs der Absatz von Jahr zu Jahr. 

Es stellte sich aber im Laufe der Zeit heraus, dass ein lohnendes 
Geschäft und ein grosser Absatz nur dann zu erzielen ist, wenn auch 
die anderen Sorten F'inlegesohlen aus Stroh, Filz, Loofah etc. mit an- 
gefertigt werden, und dadurch ist es, auf Grund ihrer, der Neuzeit ent- 
sprechenden maschinellen Einrichtungen der Ersten Kitzinger Einlege- 
sohlenfabrik von Ant. Abt hier, gelungen, in den letzten 0 |ahren nicht 
bloss in ganz Deutschland, sondern zum Teil auch im Ausland festen 
Fuss zu fassen, und ihre Fabrikate — Spezialität Abts Rosshaar-Gcsund- 
heits-Sohlen — einzuführen. Die Tagesproduktion beziffert sich täglich 
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durchschnittlich auf ca. 2000 Paare, wodurch vorgenannte Firma jetzt 

schon mit zu den grfissercn zählt. 

Der Export hat sich trotz vieler Anstrengungen bis jetzt noch nicht 
recht entwickelt, da meist nur die billigen Waren eingeführt sind, wäh- 
rend erstklassige Fabrikate gegen diese Preise nicht ankämpfen können, 
doch dürfte mit der Zeit den besseren Fabrikaten doch der Vorzug cin- 
gcrüumt werden. 

Bericht Uber das Manufakturwarengeschäft aus Marktbreit (io. II.) 

Der Umsatz in der Manufakturwarenbranche blieb ungefähr auf 
der gleichen Höhe wie bisher; allein infolge der Preissteigerung der 

Rohmaterialien, namentlich von Baumwolle und Leinen, war der Nutzen 
stark geschmälert. — Auch ist die erwartete Lebhaftigkeit, trotz der vor- 
züglichen Obst-, Wein- und Getreideernte, beim Herbst- und Winter- 
geschäft ausgeblieben. 

Schweren Schaden fügen dem sesshaften Geschäfte die Schneider 

und Schneiderinnen zu, da solche (selbst auf dem allerkleinsten Orte) 

mit Musterkollektionen seitens der Versandhäuser versehen sind und einen 
förmlichen Hausierhandel damit betreiben. Das Publikum ist gewisser- 
massen moralisch gezwungen, bei diesen Leuten zu bestellen, da diese 
anderwärts gekaufte Stoffe in den meisten Fällen sehr ungern verarbeiten. 
Weshalb diese Kategorie Handwerker für ihr Hausiergewerbe nicht zur 
Gewerbesteuer herangezogen werden , ist kaum zu verstehen , nachdem 
sie doch, wie bekannt, eine hohe Provision vom Lieferanten beziehen. 

Bessere Zugsverbindungen nach den Stationen Gnötzheim und 
Hermbergtheim in den Vormittagsstunden und von dort zurück in den 
Mittagsstunden wären für Marktbreit freudigst zu begrilsscn. Eine dies- 
bezügliche Eingabe wurde vor kurzem auch an die 1 \. Eisenbahnbetriebs- 
direktion gerichtet. 



XV. Papier. 

Bericht der Aktiengesellschaft für Maschinenpapier- (Zellstoff-) 
Fabrikation Aschaflfenburg. 

Der W e r t der Produktion im Jahre 1 904 betrug : .45 8 3 74 52 1 .89 
Sulfit-Cellulose gegen .45 5462620.60 im Jahre 1903, .45 1267113.38 
Papier gegen .45 1419666.63 im Jahre 1903, zusammen Jt 9 64 1 635.27 
gegen .45 6882287.23 im Jahre 1903. 

Die erzielten Bruttocrträgnisse belaufen sich: bei Sulfit- 
Cellulose auf .45 1249883.13 gegen .45 880068.46 im Jahre 1903, 
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bei Papier auf .Ä 140079.02 gegen Jt 134330.89 im Jahre 1903, an 
Zinsen aus Effekten, Pachteinnahmen uiul Vortrag auf .Ji 6866.71 
gegen Jt 7757.10 im Jahre 1903, Summa: 1396828.86 gegen 

.M 1023056.45 im Jahre 1903. 

Die Spesen, Lasten und Verzinsungen erforderten: 
.M 709000.22 gegen ,H> 518461.31 im Vorjahre, sodass als reiner 
Betriebsüberschuss ./t 687828.04 gegen .M 504595.14 im Vor- 
jahre verbleiben, woraus 8 °/ 0 Dividende auf . H 4600000 Aktienkapital 
zur Verteilung gelangten. 

Die Aufnahmefähigkeit des Marktes blieb das ganze Jahr 
über gut, sodass unsere Fabrikate trotz der erheblichen Mehr- 
produktion der Zellstoff-Fabrik Walsum ungehinderten Absatz fanden. 

Der Ankauf dieser Fabrik bewährt sich vollkommen, unsere Leist- 
ungsfähigkeit ist dadurch bedeutend erhöht worden ; auch ist 
es gelungen, die diesjährige Produktion zu besseren Preisen zu ver- 
kaufen. Ausländische Fabriken in den waldreichen Gegenden von Skan- 
dinavien, Finnland, Österreich haben stets einen grossen Vorsprung durch 
billigen Holzcinkauf — der deutsche Zoll auf Zellstoff bietet uns so gut 
wie keinen Schutz — , demgegenüber müssen wir durch die Qualität 
unserer Fabrikate uns eine Überlegenheit schaden, die den Nachteil bei 
dem Erwerbe des Celluloseholzes wieder ausgleicht und auch den Aus- 
landsmarkt uns stets öden hält. 

Die Aussichten für 1005 erachten wir für gute, die bereits oben 
erwähnte Preiserhöhung, welche allerdings dringend geboten war, lässt 
uns steigenden Verdienst erhoden. 

Bericht der Aktiengesellschaft für Buntpapier- und Leimfabrikation 

Aschaffenburg. 

Das Ergebnis des abgclaufcnen Geschäftsjahres war ein be- 
friedigendes. Der erzielte Gewinn ist um ca. Mk. 15000 höher als 
der des Vorjahres und entspricht der vergrösserten Produktion und dem 
damit Hand in Hand gehenden Versand. Indem wir die Abschreibungen 
um diesen Mehrbetrag gegen das Vorjahr erhöhten, kamen wir auf den 
gleichen Reingewinn wie 1903. 

Inden Rohmaterialien waren, abgesehen von Schellack, wesent- 
liche Schwankungen nicht zu verzeichnen; einige Artikel erfuhren massige 
Preiserhöhungen. Bei einem grossen Teile der Kundschaft machte 
sich die Neigung zu Zielvcrlängcrungen bemerkbar, doch sind 
empfindliche Einbussen nicht zu verzeichnen. 
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Der Krieg im fernen Osten war ohne besonderen Einfluss auf 
unseren Absatz, denn Russland kam schon vorher infolge seiner Prohibitiv- 
zölle kaum in Frage. Dagegen wird es aller Anstrengung bedürfen, um 
die Wirkung der neuen Handels vertrüge auszugleichen, die be- 
sonders bezüglich des erschwerten Absatzes nach Österreich 
fühlbar werden dürfte. 

Der Bruttogewinn im Geschäftsjahr 1904 betrug Mk. 695752.61. 
Die Spesen , Lasten und Verzinsungen erforderten einschliesslich iter 
Schuldverschreibungszinsen Mk. 269455.26. Der reine Betriebsüber- 
schuss beläuft sich nach Abzug der Spesen auf Mk. 426297.35 gegen 
Mk. 411932.42 in 1903; auf das Aktienkapital von Mk. 1500000 
kamen io°/ 0 Dividende zur Ausschüttung. 

Bericht einer Leder- und Graupappenfabrik in Partenstein. 

Das Pappengeschäft war auch im verflossenen Jahre schlecht, die 
Preise blieben gedrückt und die Nachfrage war im allgemeinen flau, 
dazu kam noch der ausserordentlich niedrige Wasserstand, sodass mit 
grossen Schwierigkeiten zu kämpfen war, um nur zur Deckung der Be- 
triebskosten zu kommen. 

Es lässt sich somit auch für das vergangene Jahr in der Pappen- 
industrie nichts erfreuliches sagen und berufe ich mich im übrigen auf 
meinen Bericht vom vorigen Jahr. 



XVI. Bankgeschäft und Kreditinstitute. 

Reichsbankstelle Wtlrzburg. 

Aus dem Verwaltungsbericht der Deutschen Reichsbank entnehmen 
wir folgende Ziffern für die Reichsbankstelle Würzburg mit den 
Nebenstellen in Aschaffenburg, Kitzingen, Lohr, Ochsen- 
furt und Schweinfurt: 



Lornbardverkehr . 
Wechselverkehr 
Giro-Konto .... 
Wertpapiere 




835800 .M 
70250500 „ 
29 1 820 300 „ 
5 400 „ 


Gesamtumsatz 




362 912000 Jt 


Von Platzwechseln war 


bei Jahresbeginn ein Bestand von 
1 626 Stück mit 3 747 547,62 


vorhanden ; hinzugekauft wurden 


8419 


.. » 15 767 395.04 


Einkassiert wurden hiervon 


cc 


„ „ 16130120,06 
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sodass am Jahresschluss ein Be- 
stand verblieb von 1 734 Stück mit 3384820,60 .M 

Versandwechsel auf 

auswärtige Plätze wurden 24408 „ „ 17611697,71 „ 

angekauft. 



Das Giro-Konto wies bei Jahresbeginn einen Bestand von 
618586,35 auf. 



Vereinnahmt wurden 


hierzu : 








1. durch Barzahlung . . . . 


6 1 20 


Posten 


mit 


38432747,83 .M 


2. „ Verrechnung mit Kon- 


to-Inhabern 


4865 


ft 


ff 


32488126,92 „ 


3. durch Platz-Übertragungen . 


944 


„ 


fl 


6919744,40 „ 


4. „ Übertrag auf andere 


Bankanstalten 


13 138 


ft 


” 


61 103 292,61 „ 

138 943 9 H .76 -<* 


Verausgabt wurden: 


1. durch Barzahlung 


4 988 


Posten 


mit 


52 582291,78 .ä 


2. „ Verrechnung mit Kon- 


to-Inhabern 


2378 


tf 


f» 


20321426,48 „ 


3. durch Platz-Übertragungen . 


955 


»» 


»» 


6919744,40 „ 


4. „ Übertrag auf andere 


Bankanstalten 


17720 


ft 


» 


58935615.07 .. 



13 » 759 077,73 



sodass bei Jahresschluss ein Bestand (Guthaben der Giro-Konten-Inhaber) 
von 803420,38 . /( verblieb. 

Von Behörden und Personen , welche keine Giro-Konten haben, 
wurden für Konto-Inhaber eingezahlt 7692 Posten mit 14 1 1 7 348,29 . 

Bayerische Notenbank. 

Umsatzziffern der im Kreis Unterfranken und Aschaffenburg 
gelegenen Bayer. Notenbank Filiale Würzburg mit den 9 Agen- 
turen Aschaffenburg, Hassfurt, Kitzin gen, Lohr a. M., 
Marktbreit, Miltenberg, Neustadt a. S., Ochscnfurt und 
Schweinfurt: 

Inkasso -Verkehr Diskont -Verkehr Giro -Verkehr 

29378020 Jt 38416970 86972290 ./(. 

Bayerische Bodencredit-Anstalt Würzburg. 

Wenn auch die ungünstige Lage im Immobiliengeschäft, welche in 
einzelnen bayerischen Städten immer noch herrscht, sich nicht gerade 
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verschlechtert hat, so war doch anderseits auch nicht eine solche Besser- 
ung zu verzeichnen, die uns gestattet hätte, den Erwerb in erster 
Linie in Bayern zu suchen. Immerhin aber waren wir in der Lage, 
unseren Hypothekenbestand für Bayern um ca. 2,7 Millionen Mark zu 
erhöhen; der sonstige Zuwachs setzt sich aus Beträgen zusammen, 
welche in den übrigen Teilen Deutschlands ausgeliehen wurden. 

Der Gesamtabschluss für das Geschäftsjahr 1904 verzeichnet wiederum 
ein befriedigendes Ergebnis. 

An Hypotheken waren am 31. Dezember 1903 vor- 



handen 108 5 I 2 266.84 

Im Laufe des Geschäftsjahres ergab sich eine Meh- 
rung von 14 922 238.43 „ 



*23 434 505.2 7 ^ 

Die Gesamtsumme an Hypotheken verteilt sich auf 2270 Posten und 
zerfällt in 27142552.27 M Annuitätcn-Kapitalicn und 

96291953. — „ kündbare Darlehen, welch letztere entweder 
auf Seiten der Gläubigerin und des Schuldners für längere Zeit unkünd- 
bar oder zu einem bestimmten Termine rückzahlbar sind. 

Die sämtlichen vorstehend aufgeführten Hypotheken sind in das 
Hy |v ithckcn-Rcgistcr eingetragen. 

Auf landwirtschaftlichen Besitz entfallen . . 5599575.71 Ji 

Hierbei kommt als Belcihungsgobiet nur Bayern 
in Betracht. 

Auf andere Grundstücke sind eingetragen . . . 116086776.56 „ 

Auf Bauplätze sind gegeben 280000. — „ 

Auf Grundstücken mit Neubauten, die der Voll- 
endung nahe sind, haben wir zu verzeichnen 1468153. — „ 

«23 434 505-27 

Bei der Verteilung auf die Hauptgebiete des Deutschen Reiches 
ergibt sich folgender Bestand : 

Königreich Bayern: 

Unterfranken 10187514.75 Jt 

Mittelfranken 16098428.60 „ 

Oberfranken 2424435.56 „ 

Oberbayern 26103441.66 „ 

Niederbayem 2153518.86 „ 

Oberpfalz 2261906.71 „ 

Schwaben 1 704 269.40 „ 

Rheinpfalz 272403.99 „ 61205979.53 M 
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Königreich Preussen : 
Brandenburg 
Hannover 
Westfalen 
Rheinprovinz 
Hessen-Nassau 
Provinz Sachsen 
Pommern 



Übertrag 

29 6 5 8 345-02 Ji 
2949000. — „ 
2032826.38 „ 
16734498.07 „ 
6664 182.64 .. 
143000. — „ 
272219.06 „ 



Königreich Württemberg 
Grossherzogtum Baden 
Grossherzogtum Hessen 
Grossherzogtum Mecklenburg-Schwerin 
Herzogtum Braunschweig 
Elsass-Lothringen 



61205979.53 .ä 



58454071.17 

126000. — 
181 600. — 

1 540 96557 
522589.— 
1 130300 — 
273000. — 



•23 434 5 ° 5- 2 7 

Am Ende des Geschäftsjahres 1903 waren noch 143 Anträge vor- 
handen , die sich in Instruktion befanden. Während des Berichtsjahres 
wurden 2141 Darlehcnsgesuche eingereicht, so dass insgesamt 2284 An- 
träge behandelt wurden. 

Anträge, welche ohne weiteres als ungeeignet zurückgewiesen wurden, 
sind hierbei nicht berücksichtigt. 

Von den erwähnten Gesuchen fanden 178« mit 181792845. — .H 
Ablehnung, zur Genehmigung gelangten 362 mit 19615702.07 

Am Schlüsse des Geschäftsjahres waren noch 141 Gesuche mit 
12 55500°. — .M vorhanden, über welche eine Vcrbescheidung noch nicht 
erfolgte. 

Nach dem Ausweis des Geschäftsberichtes betrug der Hypolheken- 
stand am 31. Dezember 1903 108512266.84 .Ä 

Die Summe der genehmigten und an 
diesem Tage noch nicht ausbezahlten Darlehen 

war 2 790 1 1 0.69 M 

nicht zur Auszahlung kamen hievon 705000. — „ 2085110.69 „ 



Für Rückzahlungen und Amortisationen sind zu 
kürzen 



110597377.53 

2 153 566.33 .. 
108443 81 1.20 .4 
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Übertrag 108443811.20 Ji 
Die diesjährigen Genehmigungen betragen . 19615702.07 „ 

128059513.27 Ji 

Hievon sind noch nicht ausbezahlt .... 4625008. — „ 

123 434 505-2 7 

Der Zinseneingang war auch in diesem Jahre befriedigend. 

Der Pfandbriefumlauf per 3 1 . Dezember 1 903 



betrug 103445500.— Ji 

Im Jahre 1904 wurden begeben per Saldo . 14402200. — „ 



somit Ende 1904 117847700. — .4 
Als Dividende kamen, wie in den letzten Jahren, wiederum 8 0 u 
2ur Aasschüttung. 



Würzburger Volksbank. 

Das abgelaufenc Geschäftsjahr brachte unserem Institute 
eine Erhöhung der Umsätze auf Mk. 63 642 348.94 
was gegen das Vorjahr mit „ 60910157.54 

eine Erhöhung von Mk. 2732191.40 

bedeutet. Das Erträgnis gestattete uns — trotz einer namhaften Erhöhung 
der Steuern und Umlagen (unser Slcucrsoll beträgt ungefähr Mk. 10000) — 
wieder, wie seit 1890, die Ausschüttung einer Dividende von 6 °/ 0 . 

Die am 11. Oktober erfolgte Erhöhung des Reichsbankdiskontos 
auf 5 °/ 0 veranlasste uns, die Sätze für Depositengelder gleichfalls zu er- 
höhen und insbesondere mit 4 °/ n verzinsliche Gelder gegen ganzjährige 
Kündigung anzunehmen. Diese Massrcgel haben wir im laufenden Jahre, 
nach Ermässigung der offiziellen Rate, wieder aufgehoben. 

Um einerseits den an uns herantretenden legitimen Kreditgesuchen 
entsprechen zu können, anderseits aber auch um das eigene Kapital im 
richtigen Verhältnis zu den fremden Geldern zu halten , wurde durch 
Generalversammlungsbcschluss vom 24. Mai 1904 unser Aktienkapital 
durch Ausgabe von 250 Stück junger Aktien ;i Mk. 1200 um Mk. 300000 
auf Mk. 1 500000 erhöht. Die Begebung erfolgte zu 1 1 4 °/ 0 und es 
wurden sämtliche Aktien von den alten Aktionären glatt bezogen. 

Die Einführung der jungen Aktien an der Frankfurter Börse werden 
wir demnächst beantragen. 

Die schon wiederholt von uns gerügten Missständc im Bankier- 
gewerbe, die sogenannten Banktage, bestehen fort und erheischen drin- 
gend ein Eingreifen der massgebenden Stelle. 
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Eine Besserung seiner nicht rosigen I-age erhofft das Provinzbank- 
geschäft von einer Änderung der gerade das solide Geschäft schädigenden 
Börsengesetzgebung. 

Bericht eines Bankiers in Würzburg. ( 2 . II.) 

Für 1904 könnte ich nur das wiederholen, was ich in meinem 
Berichte für 1903 geschrieben habe. Indem ich hierauf verweise, be- 
richte ich , dass der Effektenhandel im abgelaufenen Jahre sich etwas 
gebessert hat, ohne dass von nennenswertem grösseren Anlagebedürfnis 
zu sprechen wäre. 

Das Kontokorrentgeschäft bewegte sich in den bescheidenen Gren- 
zen, die an einem kleinen Platze, von welchem durch die irrige An- 
schauung eines früheren Stadtoberhauptes die Industrie fern gehalten 
wurde, genau vorgezeichnet sind. 

Die Insolvenz der altangesehenen Bankfinna F. Bcnkert-Vom- 
berger hat für den Platz glücklicherweise keine nachteiligen Folgen ge- 
habt. Da der letzte Inhaber dieser Firma leichtfertig Kredit cinräumte, 
war es eine ziemliche Leistung, für die kreditsuchenden Firmen neue 
Verbindungen zu finden. Nur dem Eingreifen der hiesigen Bankvor- 
stände, die sich mit guten hiesigen Bankfinnen wegen Unterbringung der 
frei gewordenen Verbindungen ins Benehmen setzten, ist es zu danken, 
dass keine weiteren Fallimente folgten. 

Im abgelaufenen Jahre begab der Staat wieder grössere Anleihen 
3 , /j <, / 0 ig er Bayern an das sog. Bayernkonsorlium. Während früher in 
Vertretung des Staates die K. Bank bei Begebung von bayerischen An- 
leihen die Privatbankiers mit namhaften Summen zum Emissionskurs 
beteiligte, ist es jetzt zur Unmöglichkeit geworden, mit irgend einem 
Betrag konsortial beteiligt zu werden. Man sollte doch glauben, dass 
der Staat mehr Interesse daran hätte, die inländischen Bankiers bei 
seinen Emissionen bayerischer Anleihen zu beteiligen , die dadurch ver- 
anlasst wären, den Emittenten in die Hand zu arbeiten , als sie durch 
prinzipielles F'emhalten von allen bayerischen Staatsemissionen zurück- 
zusetzen. Es wäre sicher kein Nachteil für den Staat, wenn er bei Be- 
gebung bayerischer Anleihen es der K. Bank zur Pflicht machte, dass 
ein gewisser Prozentsatz der Anleihe an Bankiers in der Provinz ver- 
geben werden müsste. 

Statt der gewünschten Herabsetzung der Telephongebühren ist 
ein Aufschlag erfolgt, weil Würzburg in die Reihe der Städte getreten 
ist, die 1000 Teilnehmer haben. Die Folge war die Abmeldung von 
fast 40 Abonnenten. 
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Bericht einer Bankfirma in Kitzingen. 

Aussichten auf einen baldigen Krieg leiteten das Jahr 1904 ein. 
War dies für die gesamte Geschäftswelt kein glückverheissender Faktor, 
so hatten doch insbesondere die Kapitalisten am meisten unter seinen 
Folgen zu leiden. Der plötzliche Ausbruch brachte eine vollkommene 
Deroute mit sich ; grosse Kursstürze und stiller Geschäftsgang waren seine 
unmittelbare Folge. Selbst kleinste Sparer hatten monatelang gezögert, 
ihr Geld in Wertpapieren anzulegen. 

F.rst das zweite Halbjahr brachte hierin eine Besserung, wodurch 
teilweise die ungünstige Konjunktur des ersten Semesters ausgeglichen 
wurde. Die Umsätze in Kapitalanlagen haben im Berichtsjahre eine 
Erhöhung gegen 1903, insbesondere seitens der Landbevölkerung, er- 
fahren, was wohl auf die guten Ernten in hiesiger Gegend zurückzuführen 
ist. Dagegen hat das Diskont- und bessere Kontokorrentgeschäft wie 
in früheren Jahren weiter merklich nachgelassen. Die Gründe hiefür 
sind in erster Linie in dem weiteren Ausbreiten der Grossbanken in den 
Provinzstädten, verursacht durch die verkehrte Börsengesetzgebung , zu 
suchen. Diese Institute mit ihren enormen Kapitalien strecken ihre 
Saugarme bis in die entlegensten Plätze und bedrohen hierdurch die 
kleinen Provinzbankiers in ihrer Existenz. 

Um sich hierfür ein kleines Äquivalent zu verschaffen , sieht sich 
eine grosse Anzahl bayerischer Bankiers genötigt, in den kleinen Land- 
städtchen ihrerseits auch wieder Filialen zu errichten, wie auch ich deren 
zwei unterhalte. Wenn auch diese Filialen, welche genau nach dem Ent- 
scheid der obersten bayerischen Gerichtsbehörde geführt werden, vielfach 
aus Unkenntnis der Sachlage angefeindet und mit dem Hausierhandel 
irrtümlich oder böswillig auf eine gleiche Stufe gestellt werden, so bieten 
sie doch der Bevölkerung auf dem flachen Lande grosse Annehmlich- 
keiten und Ersparnisse an Zeit und Geld. 

Aus Geschäftskreisen wird vielfach über die hohen Kosten bei 
Wcchselprotestaufnahmen geklagt und wäre es sehr wünschenswert, dass 
durch Erlass eines Gesetzes die Postämter, insbesondere die der Neben- 
plätze , zu der Ausfertigung von Protesturkunden ermächtigt würden. 
Jedenfalls mögen die Postämter bis zum Erlass eines solchen Gesetzes 
angewiesen werden, die Wechsel an die zuständige Gerichtsvollzieherei 
und nicht an die Notariate zu senden , denn die Notare und speziell 
tlie von Sachsen verrechnen ausserordentlich hohe Spesen. 

Durch ungenügende Veröffentlichung der Verlosungslisten von Stadt- 
obligationen erwächst dem Besitzer derartiger Obligationen sehr häufig 
grosser Zinsverlust, insbesondere auch dadurch, dass die Stadtkassen die 

11 
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jeweiligen Kupons zu den verlosten Stücken anstandslos einlösen. Es 
wäre sehr am Platze, dass den Stadtkassen seitens der Oberbehörde die 
Weisung zuginge, Zinskupons von verlosten Schuldurkunden von der Ein- 
lösung auszuschliessen und die Kapitalbeträge der verlosten Obligationen 
vom Verfalltage an bei einer staatlich genehmigten Depositenbank behufs 
Verzinsung zu hinterlcgen. 

Weiterer Bericht einer Bankfirma in Kitzingen. 

Das Berichtsjahr hat für das Provinzialbankgeschäft nicht die er- 
hoffte Besserung gebracht. 

Der Anfangs Februar ausgebrochene japanisch-rassische Krieg gab 
zu ernsten Besorgnissen Anlass, die jedoch glücklicherweise bald wieder 
zerstreut waren. Die Zahlungseinstellung verschiedener angesehener Bank- 
linnen erzeugte mancherseits Misstrauen. 

Trotz der guten Getreide- und Weinernte zeigte sich keine be- 
sondere Belebung des Geschäfts. 

Die schädigenden Wirkungen des Börsengesetzes machen sich nach 
wie vor bemerkbar. Die letzte Entscheidung des Reichsgerichts betr. die 
Münsterische Bank wegen Verschweigung der Emissionsprovision bei 
einem Kommissionsgeschäft ist von weittragendster Bedeutung und schafft 
eine weitere Rechtsunsicherheit. 

Der grösste Schaden für das ansässige Bankgeschäft sind die 
„Bank tage“ und der Hausierhandel mit Effekten. Trotz der 
Entscheidung des K. Obersten Landesgerichts vom 29. September 1903 
wegen der Banktage werden solche nach wie vor abgehalten. Es wäre 
höchste Zeit, wenn die Behörde diesem Unfug endlich Einhalt ge- 
bieten würde. 

Bericht des Kreditvereins Dettelbach A.-G. (18. I.) 

Mit Befriedigung blickten wir auf das pro 30. Juni 1904 ab- 
gclaufene Geschäftsjahr zurück. Erfreulicherweise waren wir weder direkt 
noch indirekt an den in unserer nächsten Nähe ausgebrochenen Bank- 
katastrophen beteiligt, blieben auch von sonstigen Verlusten verschont 
und konnten mit besonderer Genugtuung konstatieren , dass diese ver- 
trauenscrschüttcrndcn Ereignisse auf unser Institut keinerlei ungünstigen 
Einfluss ausübten. 

Der Zufluss fremder Anlagekapitalien bewegte sich genau in der 
Höhe der Vorjahre, während die Kündigungen sich niedriger beliefen 
und aus stets wiederkehrenden Posten zusammensetzten. 
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Das Bedürfnis nach Hypothek-, Lombard- und Bürgschaftsdarlehen hat 
sich wieder gesteigert und zwar gegen das Vorjahr um Mk. 50000. Im 
Hypothekengeschäft wirkt sehr erschwerend die seit 1. Januar 1904 in 
Kraft getretene Bestimmung, wonach zur Vornahme von Löschungen 
stets die Zustimmung der betr. Schuldner erforderlich ist. Während ver- 
schiedene Hypotheken-Beamte sich mit der schriftlichen, vom Bürger- 
meister beglaubigten Zustimmung der oft sehr weit vom Amtsgerichts- 
bezw. Notariatssitze entfernt Wohnenden begnügen, verlangen andere 
stets das persönliche Erscheinen der betr. Schuldner oder deren notariell 
Bevollmächtigten, und hieraus erwachsen mancherlei mit Unkosten, Zeit: 
Versäumnis etc. verbundene Schwierigkeiten. Eine Änderung oder Er- 
gänzung der betr. gesetzlichen Bestimmungen wäre sehr zu wünschen. 

Ein besonders günstiges Ergebnis lieferte wieder die Bankabteilung. 
Der Kundenkreis eifreut sich eines steten Zuwachses, und konnte die 
Errichtung eines der in Bankkreisen so scharf verurteilten „Banktages“ 
durch eine Kitzinger Firma am hiesigen Platze nicht den geringsten 
schädigenden Einfluss ausüben. Der betr. „Banktag“ ging auch nach 
kurzem Bestehen mangels jeden Zuspruches wieder ein. 

Auch die Aussichten für das z. Zt. laufende Geschäftsjahr sind 
sehr zufriedenstellend. 

Bericht des Vereins Kreditreform Wtlrzburg e. V. 

Die stetige Entwicklung unseres Vereins, die wir bisher zu ver- 
zeichnen hatten, wird auch durch die Abschlussziffern des Jahres 1904 
bestätigt. Die Mitglicderzahl betrug am Schlüsse des Berichtsjahres 690 
(im Vorjahre 668), sodass der reine Mitgliederzuwachs (nach Abzug der 
Ausgeschiedenen) 22 Mitglieder beträgt. 

Schriftliche Auskünfte erteilten wir 1 1 449 (1903: 10356). Die 
unserem Vereine unterstellten Filialen in Kitzingen, Lohr, Marktbreit, 
Neustadt a. S., Rothenburg, Wertheim erteilten zusammen 1436 schrift- 
liche Auskünfte. Von unseren Mitgliedern wurden direkt von anderen 
Vereinen ohne unsere Vermittlung etwa 5600 (1903: 5700) Auskünfte 
eingezogen. 

Legitimationskarten für Mitglieder oder deren Reisende stellten wir 
aus 397 (1903: 379). Dieselben berechtigen zur kostenfreien münd- 
lichen Auskunftseinholung bei allen ca. 750 Bureaus des Verbandes 
Kreditreform. 

Zum Mahnverfahren (provisionsweise aussergcrichtliche Beitreibung) 
wurden angemeldet: 

ii* 
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1904: i888 Posten im Betrage von 1 17923.14 Ji 

(1903: 1411 „ „ „ „ 86936.72 „) 

Von diesen schieden aus, weil unbestellbar, bestritten oder anderen 
näher gelegenen Vereinen zur Behandlung überwiesen : 

1904: 806 Posten im Betrage von 675.59.04 Jt 

(1903: 568 „ 42825.57 „) 

Folglich verblieben zur Behandlung seitens unseres Vereins: 
1904: 1082 Posten im Betrage von 50364.10 Jt 

(1903: 843 „ „ „ „ 44111.15 „) 

Von diesen wurden durch Zahlung oder Stundung geordnet: 
1904: 739 Posten im Betrage von 26677.78 

(1903: 552 .. 29407.17 „) 

Das sind 6>8 (1903: 65 °/ 0 ) der durch unseren Verein be- 
handelten Posten und 53 °/ 0 (1903: 67 "/ (l ) der durch unseren 

V er ein behandelten Schuldbeträge. Hierbei ist aber zu beachten, dass 
von denjenigen Forderungen, welche wir anderen Vereinen Kreditreform 
zur Behandlung überwiesen haben , weil der Schuldner in deren Stadt 
oder Bezirk domiziliert, auch noch eine grosse Anzahl, durchschnittlich 
die Hälfte, geordnet wurden, so dass sich das Gesamtresultat der durch 
unsere Vermittlung geretteten zweifelhaften Schuldposten noch wesentlich 
erhöht. 

Während die Anzahl der erteilten Auskünfte von Jahr zu Jahr 
stetig ohne bemerkbare Schwankungen in massigem Umfange zugenommen 
hat, waren die Anmeldungen zum Mahnverfahren ständig gesunken , er- 
reichten ihren Tiefstand 1900 und sind seitdem (zusammenfallend mit 
dem Inkrafttreten des B. G.-B.) wieder ständig gestiegen. Dies illustriert 
die von uns an anderer Stelle beleuchteten Mängel der Zwangsvollstreck- 
ung unter der Herrschaft des B. G.-B., welche die Ursache sind, dass 
allmählich in der Geschäftswelt immer mehr die Überzeugung durch- 
dringt, dass von böswilligen Schuldnern durch gerichtliche Klage und 
Pfändung nur in besonders günstigen Fällen etwas zu bekommen ist, 
weshalb die Gläubiger die Klage scheuen und sich, nach Erwerbung der 
Mitgliedschaft, des Mahnverfahrens unseres Vereins bedienen oder sich 
an private Inkasso-Institute wenden, um nicht die erheblichen und doch 
meist vergeblichen Kosten des gerichtlichen Klngeverfahrens riskieren zu 
müssen. Speziell aus diesen Erwägungen sind in den letzten Jahren 
auch eine grössere Anzahl Mitglieder aus dem Handwerkerstande und 
im verflossenen Jahre eine Anzahl praktische Arzte (die auch unter der 
säumigen Regulierungsweise ihrer Patienten zu leiden haben) unserem 
Vereine beigetreten. Das Empurschncllen der Anzahl der angemel- 
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deten Forderungen in 1904 um 33,8 °/ 0 gegen das Vorjahr, mit 1888 
Schuldposten zugleich die höchste Zahl seit Bestehen unseres Vereins, 
ist grösstenteils auf ausgiebige Benutzung des Mahnverfahrens durch 
unsere ärztlichen Mitglieder zurückzuführen , für welche wir geradezu 
glanzende Resultate erzielt haben. Folgende Tabelle über die Inanspruch- 
nahme unseres Mahnverfahrens in den letzten 10 Jahren möge die 
Richtigkeit des Vorgesagten bestätigen. Wir haben bei der Aufstellung 
die erzielten Erfolge (welche in den früheren Jahresberichten enthalten 
sind) unberücksichtigt gelassen und rekapitulieren der leichteren Über- 
sichtlichkeit halber nur die Gesamtziffern aller angemeldeten 
Forderungen. 
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Die Aussichten für das Jahr 1905 sind so, dass es uns auch in 
diesem Jahre an nützlicher Betätigung nicht fehlen wird. Die Mit- 
gliederzahl hat, während wir dieses schreiben, 700 schon überschritten. 



XVII. Juwelier-Geschäft. 

Bericht der Vereinigung der Juweliere, Gold- und Silberarbeiter 
Würzburgs. (15. II.) 

Seit unserm letzten Bericht haben sich in unserer Branche wesent- 
liche Änderungen nicht ergeben. 

Wie schon öfter erwähnt, leidet unsere Branche unter dem Hausier- 
handel mit unseren Artikeln ganz wesentlich. Hausieren mit Goldwaren 
ist zwar nach § 56 der Gewerbe-Ordnung verboten ; das Verbot wird 
aber in gröblichster Weise umgangen, und werden dadurch die orts- 
ansässigen Geschäftsinhaber schwer geschädigt. 

Wenn Abhilfe geschaffen werden soll , müssten die Sichcrheits- 
organc dieser Sache viel mehr Aufmerksamkeit schenken. 
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Bezüglich der uns interessierenden Postverhaltnisse wünschen wir 
wiederholt eine weitere Zustellung der Postpackete , sowie raschere Zu- 
stellung von Eilbriefen. 



XVIII. Bäder und Kurindustrie, Gastwirtsgewerbe. 

Bericht der Verwaltung des K. Mineralbades Brückenau. 

Erfreulicherweise ist auch in diesem Jahre wieder eine Zunahme 
der Zahl der Badegäste zu verzeichnen ; nach den offiziellen Anmeldungen 
haben 3405 Gäste das Bad besucht, also gegen das Vorjahr 434 mehr. 
Wenn auch nicht zu bezweifeln ist, dass die mit grossen Ausgaben ver- 
bundene Reklame an der Vermehrung der Zahl der Badegäste mit 
schuld ist, so dürfte anderseits wohl das ausnahmslos schöne, gerade für 
Bad Brückenau ausserordentlich günstige Sommerwetter die Frequenz 
wesentlich beeinflusst haben. Der Versand des „Wemarzer W'asscr“ nahm 
abermals zu, auch wurden in verflossener Saison bedeutend mehr Mine- 
ralbäder verabreicht als in den Voijahrcn. 

Wie schon im letzten Jahresbericht erwähnt, ist sehr zu beklagen, 
dass „Wemarzer Wasser“, das doch eigentlich nur Mcdizinalwasser ist, 
nicht als Eilgut zum gewöhnlichen Frachtsätze befördert wird, eventuell 
nur für die Zeit der strengen Kälte sowohl, als bei der heissen Jahreszeit. 
Der 11 eizwageii verkehr, wie er im Winter bereits auf mehreren Strecken 
besteht, sollte noch weiter ausgedehnt werden. Kranke, die genötigt sind, 
das heilbringende Wemarzer Wasser zu trinken, bekommen häufig im 
Winter die ganze Sendung vollständig aufgefroren bezw. die Flaschen 
durch Zerspringen ausgelaufen. 

Die Verkehrsverhältnissc für Jossa und Brückenau lassen viel zu 
wünschen übrig, wenn auch mit Dank anerkannt wird, dass bei einzelnen 
Lokalzügen das Rangieren unterlassen wird. Es muss aber beklagt wer- 
den, dass die Zugsverbindungen, insbesondere in südlicher Richtung, 
schlecht sind und kranke Badegäste gezwungen sind, mehrere Stunden in 
dem Bahnhofe Jossa zu verbringen. Wenn die Bahn von Jossa nach 
Barl Brückenau auch eine Lokalbahn ist und auf diese die Bestim- 
mungen der Fahrordnung für Lokalbahnen in Anwendung zu bringen 
sind, so dürfte doch auf eine Vorstellung des K. Staatsministeriums der 
Finanzen das K. Verkehrsministerium die besonderen Verhältnisse des 
Bades Brückenau in Rücksicht ziehen und den Fahrplan so gestalten, 
dass die aus dem Süden kommenden, sich von Jahr zu Jahr mehrenden 
Kurgäste ohne langen Aufenthalt auf irgend einer Station nach Bad 
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Brückenau gelangen und ebenso zurück. Die Staatsbai in Verwaltung möge 
doch den Versuch machen, von Jossa nach Brückenau Motorwagen zur aus- 
schliesslichen Beförderung von Personen gehen zu lassen ; dadurch könnte 
am besten ein längerer Aufenthalt in Jossa vermieden werden. 

Bericht eines Industriellen aus Bad Kissingen. (24. I.) 

Leider ist das Gescliäftsjahr 11404 für die Kurindustrie kaum 
als ein Mitteljahr zu bezeichnen. 

Der russisch -japanische Krieg brachte einen nennens- 
werten Verlust, nicht etwa allein für den Fremdenverkehr in Badem, 
Sommerfrischen und Luftkurorten, sondern derselbe hemmte auch den 
Geseliaftsgang in allen Branchen. Die Kranken, die gezwungen waren, 
die Heilquellen Kissingens aufzusuchen, sparten soviel sie konnten und 
beschränkten sich nur auf das Allemotwendigste. Es ist wohl wahr, keine 
Kegel ohne Ausnahme. Diese Ausnahmen beschränkten sich aber in 
diesem Jahr auf eine kleine Anzahl, die den Ausschlag nicht zu geben 
vermochte. 

Umsomehr muss ich bemerken, dass die Arbeiten, die Mühen und 
die pekuniären Leistungen, die an die Kissingcr Einwohner jedes Jahr 
gestellt werden, allerdings in keinem Verhältnisse mehr zu den erzielten 
Erfolgen stehen. Für das Weltbad Kissingen ist es um so empfindlicher, 
als dasselbe alles aufbieten muss, um seine erlangte Stellung behaupten 
zu können, gegenüber den anderen Bädern, die alle im Verhältnis viel 
leichter zu arbeiten haben, da sie nur in wohlgefüllte Säckel zu greifen 
brauchen, die ihnen, wie z. B. in Bad Nauheim, zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die K. Regierung tut viel, der Stadtmagistrat geht bis zur äusscr- 
sten Grenze des Könnens, der Pächter des Bades schafft an Verschöner- 
ungen, Verbesserungen und Neueinrichtungen, was eben menschenmöglich 
ist. Unser nicht hoch genug zu schätzender Kurverein, der nach allen 
Seiten hin nur das Beste will, hat vieles erreicht und wird niemals auf- 
hören, weiter den Zweck zu verfolgen, den er sich stellte, trotz einer 
Gegenströmung, die sich in neuerer Zeit geltend zu machen suchte, der 
aber die Spitze bereits gebrochen sein dürfte. So lagen nun die Sachen 
im allgemeinen pro K404, und ist eine Besserung nur dann zu erhoffen, 
wenn sich das Geschäft überhaupt und insbesondere der allgemeine 
Wohlstand wieder hebt. 

Die Frequenz- Übersicht von 1(404 war: wirkliche Kurgäste 
(ohne Passanten) 23037 gegen 24430 im Jahre 11403. hin Minus von 
1 3143 Kurgästen gibt schon einen beträchtlichen Ausfall. 
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Die Wohnungs- und Zimmcrzahl nimmt von Jahr zu Jahr zu und 
wird dem Fremden jeder nur denkbare Komfort geboten: so wurde in 
diesem Winter fast allgemein die elektrische Beleuchtung eingerichtet. 
Auch unser vieigetadeltcs, unzeitgemäßes Theater hat einem prächtigen, 
mit allen Errungenschaften der Technik eingerichteten Musentempel weichen 
müssen. Nun ist es möglich, die schönsten und schwierigsten Bühnen- 
werke dem kunstliebenden Publikum vorzuführen. 

Dass wir für dies Jahr bessere Zugsverbindungen zu erhoffen haben, 
ist mit Freuden zu begrüssen und wird sic her von gutem Erfolge sein. 

Bezüglich der Kissinger S p i e 1 w a r e n-Erzeugnissc ist zu berichten, 
dass solche nach wie vor sich einer starken Nachfrage erfreuen ; nur ist 
es zu bedauern, dass der Notruf nach Anpflanzung und Pflege von 
Aspen holz nicht schon vor langen Jahren in Erwägung gezogen wurde; 
jetzt sind die Gründe von Steinach a. d. Saale, Schmal wasser, 
Sandberg v. d. Rhön u. s. w. gänzlich von Aspenholz ent- 
blösst, und muss das Material nunmehr aus ferneren Gegenden her- 
geholt werden, wodurch sich die Preise natürlich sehr erhöhen. 

Bericht des Vorstandes der Gastwirtsinnung in Bad Kissingen. 

(18. II.) 

Leider kann im Jahre 1904 kein Aufschwung im Gastwirtsgewerbe 
konstatiert werden. Vor allem ist die Zahl der Kurgäste gegen das 
Vorjahr zurückgeblieben; dass dies jedoch nicht etwa als ein Rückgang 
des Badeortes selbst angesehen werden darf, geht daraus hervor, dass 
wir dieses [ahr ein Minus von 600 russischen Kurgästen zu 
verzeichnen haben und diese Zahl das Minus in der Gesamtzahl der 
Badefrequenz gegen das Vorjahr übersteigt, also der Ausfall auf den 
russisch-japanischen Krieg zurückzuführen ist und die Erwartung 
wohl berechtigt, dass wenn in Russland wieder normale Verhältnisse ein- 
getreten sind, wir die frühere Anzahl Kurgäste von dorten wieder haben 
werden und hoffentlich mehr dazu. Aber dieser Ausfall an Kurgästen 
hat auch in gewissem Sinne gezeigt, dass wir von Westen her so leicht 
keinen Ersatz bekommen können, wenn es von Osten und Norden her 
mangelt, und dies ist wohl der bedauerlich schlechten Verbindung von 
und nach Frankfurt a. M. zuzuschreiben, Die einzige Möglichkeit, mit 
den Kurorten im Westen konkurrieren zu können, hängt mit der Hoffnung 
auf eine direktere Verbindung Kissingen -Gemünden- Frankfurt a. M. zu- 
sammen. 

Die Witterung war günstig und hat wohl manchen Kurgast 
veranlasst, seinen Aufenthalt um einige Tage zu verlängern. Die Garten- 
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restaurationen haben einen etwas grösseren Umsatz erzielen können, was 
denselben in Anbetracht der zwei vorhergehenden ungünstigen Jahre 
wohl zu gönnen war; hingegen haben die anderen Restaurationen in der 
Stadt und die Weinstuben wegen der grossen Hitze nicht so gut ge- 
arbeitet. 

Erwähnt muss auch werden, welch grosse Konkurrenz gerade den 
Restaurationen — ausser durch die Privatkurhäuser, welche im gewissen 
Sinne Restaurationsbctrieb haben, wie ich es in meinem vorjährigen Be- 
richt klarlegte — auch noch durch die A ufsc h n i t tgeschäf te ent- 
standen Ist. Aus der Frequenz dieser Geschäfte lässt sich schliessen, 
dass ein immer grösser werdender Teil des Kurpublikums oft mehr auf 
billige, als auf bequeme und kurgemässc Lebensweise sieht. 

Die A ntialkoholbewcgung hat sich auch hier sehr bemerkbar 
gemacht: zwar sind wir schon immer daran gewöhnt gewesen, dass beim 
Kurgebrauch der Genuss geistiger Getränke nur auf Wein und Bier, und 
dies nur auf das möglichst kleine Quantum beschränkt war, aber auch 
dieses kleine Quantum ist bei vielen nun auch gestrichen — zum Teil 
wohl, weil es eben Mode ist. Und doch dürfte ein gut gepflegter 
reiner Wein gewiss mindestens ebenso bekömmlich sein, wie ein auf 
künstlichem Wege alkoholfrei gemachter Saft; jedenfalls wird der über- 
mässige Genuss von beiden so ziemlich zum selben Resultat führen, 
wenn die Schädigung der Gesundheit in Betrac ht kommt. 

Auch in diesem Jahre hat cs sich wieder gezeigt wie unpraktisch, 
erschwerend und zum Teil undurchführbar die Verordnung betreffs der 
Ruhepausen für die Angestellten im Gastwirtsgewerbe in Sai- 
songeschäften ist, und der Wunsch wird immer stärker, dass in dieser 
Verordnung wenigstens für Kurorte eine Änderung gemacht würde. Die Tätig- 
keit der Angestellten im Gastwirtsgewerbe in Kurorten ist eben grundverschie- 
den mit deijenigen in den grossen Restaurationen der Grussstädte, wo die 
Angestellten von Anfang des Jahres bis zum Schluss täglich ununter- 
brochen eine gewisse Zahl Stunden arbeiten müssen ; denen gehört eine 
gesetzliche Ruhezeit, aber z. B. hier in Kissingen ist das etwas ganz 
anderes. Die eigentliche Hochsaison, in welcher man sagen kann, dass 
wirklich flott gearbeitet wird, dauert b bis 8 Wochen, und auch da haben 
die Angestellten, z. B. zwischen dem Mittag- und Abendessen, einige 
Stunden freie Zeit, und in den seltensten Fällen erstreckt sich die Tätig- 
keit bis spät in die Nacht hinein, denn die Kurgäste müssen früh zu 
Bett gehen. Nun bedenke man die viele freie Zeit, die die Angestellten 
am Anfang und am Schluss der Saison haben. Die Kurgäste sind eben 
nicht wie ein Regiment Soldaten, welches an einem bestimmten Tage 
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zusammen eintrifft und wieder abzieht Die meisten Hotelbesitzer und 
Restaurateure engagieren ihre Angestellten |>er Ende April oder Anfang 
Mai; oft fängt die eigentliche Arbeit erst Mitte Mai an, denn das hängt 
viel von der Witterung und anderen Umständen ab, und da kann man 
gar häufig sehen, wie langweilig den Angestellten dieses Warten auf Be- 
schäftigung ist. Am Schlüsse der Saison geht es meist ebenso, und darum 
ist es auch leicht erklärlich, dass die meisten Angestellten diese Ruhe- 
pausen gar nicht haben wollen. 

Ein Mangel an Personal ist nicht gewesen, ausgenommen unteres 
Küchenpersonal und Waschfrauen. Die Gehaltsansprüchc sind wieder 
etwas gestiegen. 

Bezüglich der Fleisch preise ist zu berichten, dass Fleisch, be- 
sonders Kalbfleisch, im Monat Mai scharf in die Hohe ging, dann von 
Mitte Juni langsam fiel und im August wieder auf demselben Preis wie 
im Vorjahr stand. Seefische waren durchschnittlich etwas teuerer, 
besonders die besseren Sorten. Frisches Gemüse war etwa doppelt so 
teuer wie im Vorjahr, Kartoffeln bis zur Mitte September etwa 1.50 Mk. 
teurer wie normal. Frisches Obst war billiger. 

Bericht der Gastwirt-Innung Schweinfurt. (20. II.) 

Die Gastwirt-Innung Schweinfurt und Umgebung beklagt den wirt- 
schaftlichen Niedergang des Wirtsgewerbes. Noch niemals waren die 
Ergebnisse so schlecht wie im Jahre 1904, und mit grosser Sorge sehen 
die Gastwirte wie die Restaurateure der Zukunft entgegen. Die Lage 
ist um so schwieriger, weil den Wirten auf allen Seiten Konkurrenz- 
geschäfte entstehen , welche unter günstigeren Bedingungen zu arbeiten 
vermögen. Vor allem ist hier der Konsumverein der Verkehrs- 
beamten zu nennen. Jahrelang hat der Landtag mit aller Macht gegen 
die Offizierskasinos und die Offizierswarenh.'iuser angekämpft. Unter 
denjenigen Abgeordneten , welche in der vorderen Reihe standen, 
befanden sich auch Staatsbeamte. Nachdem nun der Landtag die 
Beamtengehälter unter Erhöhung der Staatsumlagcn , also zu Lasten 
der Steuerträger , erhöht hat , strafen die Beamten die stcuerzahlenden 
Bürger doch damit, dass sie Konsumvereine errichten und dadurch die 
bürgerlichen Gewerbe schädigen. Die Gastwirt-Innung Schweinfurt wieder- 
holt ferner die schon öfter gehörten Klagen über die Flaschenbier- 
handlungen, deren Betrieb immer ausgedehnter wird , woran freilich 
auch einzelne Bierbrauereien mit schuld tragen. Die Innung verlangt 
im weiteren , dass die Bedürfnisfrage auch auf die Flaschcnbierhandlungen 
angewendet wird. Eine besonders schwere Konkurrenz für das Wirts- 



Digitized by Google 



«7 



gewerbe bilden die Hecken wirtschaften, welche vor allem in ähn- 
licher Weise wie die Restaurationen oder die ständigen Weinschänken 
nach ihrem Verbrauche zur Steuer eingeschätzt werden sollten. Auch 
dürfte es aus den gleichen Gesichtspunkten, welche die Herstellung besserer 
Lokale in den Wirtschaften zur Folge hatten, angezeigt erscheinen, dass 
die Wohnungsinspektion nicht bloss darauf sieht, dass die Arbeiter bessere 
Wohnungen erhalten, sondern auch die Gäste menschenwürdigere Lokale 
in den Hecken wirtschaften bekommen. 

Einer der hauptsächlichsten Klagepunkte der .Schweinfurter Innung 
aber bildet die Sperre der Vieh märkte infolge Ausbruchs der Maul- 
und Klauenseuche. Die Innung ist der Meinung, es sei nicht notwendig, 
wegen des Ausbruchs der Seuche in einzelnen Gehöften oder Gemeinden 
gleich den ganzen Markt zu sperren und hierdurch die bürgerlichen Ge- 
schäfte wiederholt auf lange Zeit förmlich brach zu legen. Wenn die 
Sperre über jene Gehöfte oder Gemeinden verfügt und mit gehöriger 
Strenge gehandhabt würde, so möchte dies ausreichen, ohne dass die 
Marktsperre dabei die ganze Stadt Schweinfurt und weitere Interessenten- 
kreise in Mitleidenschaft zöge. 



XIX. Schifferei. 

Bericht des Schiffer- und Fischer-Vereins Wörth a. M. (16. II.) 

Dank der Einführung der Kettenschleppschiffahrt auf dein 
Maine und der Regulierung der Wasserstrasse seitens der K. Staats- 
behörden haben sich unsere Verkehrs Verhältnisse auf demselben 
in letzter Zeit sehr gehoben, und würden dieselben durch die von 
Seite der beteiligten Schiffer schon längst vergeblich ersehnte S c h 1 e p p- 
lohnermässigung für Rohmaterialien noch eine ganz be- 
deutende Steigerung erfahren ; durch die regelmässige Gelegenheit zum 
Bergtransport der Fahrzeuge nebst Frachten wird gegenüber früher viel 
Zeit erspart. 

Sehr zu bedauern ist, dass auf der Mainstrecke Würzburg — Aschaffen- 
burg nur e i n Sicherheitshafen existiert und zwar in Wertheim , der in- 
folge seiner ungünstigen Einfahrt von den talfahrenden Schiffern gar 
nicht benutzt werden kann und nur einem Schleppzuge bergwärts Sicher- 
heit zu gewähren vermag. Im Interesse der Schiffahrt wäre daher die 
baldmöglichste Anlage eines anderweiten günstig gelegenen Sicher- 
heitshafens — etwa rcclitsmainisch bei Marktheidenfcld — sehr zu 
begrüssen. 
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Als einen weiteren Missstand müssen wir das Fehlen eines 
Lagerhauses sowie von Lagerräumen zum allgemeinen Gebrauch in 
Aschaffenburg bezeichnen. Die Schiffer, die zum Ausladen vorüber- 
gehend dort halten , können das ausgeladenc Gut nicht vor der Unbill 
der Witterung schützen ; die vorhandenen Lagerräume sind verpachtet 
und belegt. Der Flusshafen dortsclbst ist für den Floss markt zu 
klein und daher nicht ausreichend. Bei niedrigem Pegelstand fehlt das 
Wasser und würde eine Verlegung des Flusshafens, z. B. nach Obernau, 
eher dem Bedürfnis entsprechen : derselbe müsste dem allgemeinen Ver- 
kehr geöffnet sein. 

Die Interessenten des Handels dahier wie in der Umgegend 
wünschen, dass die Zulassung der Station Klingenberg a. M. zum Fern- 
sprechverkehr mit Köln, Düsseldorf, Duisburg, Ruhrort und den an- 
grenzenden Strecken des Rnhrgebiets baldigst herbeigeführt werde , was 
auch der ganze Schifferstand, die Holzhändler und sonstigen Interessenten 
freuiligst begrüssen würden. 

Zum Schlüsse gedenken wir noch der ungünstigen Zuganschlüsse in 
Aschaffenbuig. Die Züge der Strecke Miltenberg — Aschaffenburg haben 
wohl zu den Schnellzügen ab Aschaffenburg Anschluss, nicht aber immer 
zu den Personenzügen, welche gerade von den Bewohnern des unteren 
Maintals am meisten frequentiert werden ; meist ist eine Wartezeit von 
i — g Stunden nötig. Eine günstigere Zugslage würde den allgemeinen 
Wünschen Rechnung tragen. 



Spezieller oder lokaler Teil. 

I. Berichte der Bezirhsgremien. 

(Das Bezirksgremium in Aschaffeoburg erstattet für 1904 besonderen Bericht. 
Die Bezirksgremien I-ohr und Marktbreit sehen für heuer von einem Bericht ab, ver- 
weisen jedoch auf die im vorstehenden allgemeinen Teil enthaltenen Einzclberichlc 
von Firmen ans Iwidcn Bezirken.) 

Bericht des Bezirksgremiums ftlr Handel und Gewerbe in 

Schweinfurt. 

Die allgemeine Geschäftslage dürfte sich seit unserem voijährigen 
Berichte wenig verändert haben. Grosshandcl und Industrie fanden 
für ihre Waren guten Absatz, allerdings meistens nur zu sehr niedrigen 
Preisen. Die Aussichten sind durch die neuen Handelsverträge 
nicht besser geworden. Dieselben gewähren der Landwirtschaft hohe 
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Schutzzölle, dagegen haben die Vertragsstaaten auf sehr viele deutsche 
Industrie-Erzeugnisse höhere Einfuhrzölle gesetzt, die für viele Industrien 
sich sehr schwer fühlbar machen werden. 

Geklagt wird vielfach über die Zahlung* Weise der Kundschaft. 
Einhaltung des ausbedungenen Zieles ist selten. Zahlung erfolgt häufig 
mit kleinen Wechseln von io — 30 Mark auf Nebenplätze, deren Ein- 
sendung «enige Tage vor Verfall erfolgt. Dazu noch Beifügung von 
10 — 20 Mark in deutschen Reichsmarken oder ausländischen Marken. 
Zu bedauern ist , dass die Anträge auf Einwechslung deutscher 
Reichsmarken bei den bayerischen Postanstalten abgelehnt wurden. 

Die Klagen des Detailhandels und der Gewerbetreibenden über die 
Schädigungen, die durch den Hausierhandel und die Konsum- 
vereine veranlasst werden, wurden auch im letzten Jahre wieder laut. 
Wir verweisen hier auf die ausführlichen Berichte des hiesigen Vereins 
zum Schutze des Kolonialwaren - Handels und der hiesigen Gastwirts- 
Innung. 

Durch die Sistierung dcrViehmärktc gegen Ende des Jahres 
wegen des Auftretens einzelner Kalle von Maul- und Klauenseuche im 
Kreise wurde den hiesigen Geschäftsleuten empfindlicher Schaden zu- 
gefügt. Vielseitige Klagen und Beschwerden wurden darüber erhoben. 
Man glaubt, dass die Weiterverbreitung der Seuche viel eher durch strenge 
Gehöftssperrc als durch die rigorose Markungssjicrrc und Vichmarkts- 
verbote verhindert wird. 

Sehnlichst erwarten wir eine Vorlage des K. Staatsministeriums an 
den nächsten Landtag wegen Fortführung der Kette von Kitzingen nach 
Schweinfurt und Bamberg. Hoffentlich gebt dieser von uns schon seit 
langer Zeit gehegte Wunsch doch endlich in Erfüllung. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Gewerbe in 
Kitzingen a. M. 

Im allgemeinen sind über die geschäftlichen Erfolge des Berichts- 
jahres keine Klagen bekannt geworden, die von allgemeinem Interesse 
sind. Man ist mit dem Geschäftsgang als einem normalen zufrieden. 
W e i n h a n d e I und Industrie waren gut beschäftigt, und cs darf 
aus der wiederum zu k< nistaticrenden Steigerung der bahnamtlich bekannt 
gewordenen Vcrkchrsziffem auf eine Absatzsteigerung geschlossen 
werden. 

Der einzige Erwerbszweig unseres Bezirkes, der fortgesetzt Klage 
führt, sind die Getreidc-Mahl-Mtthlcn. Die kleineren Wassermühlen, 
Bachmühlen, sind ja bereits zum grössten Teil eingegangen. Sic ver- 
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dienten tatsächlich ihr eigenes Brotmehl nicht mehr, und den meisten, 
jetzt noch vegetierenden geht cs ebenso. Nur die weitab von den 
öffentlichen Verkehrswegen, Bahn und Schiffahrt, liegenden Mühlen fin- 
den noch einigermassen ihre Rechnung, da hier die grossen Handels- 
mühlen und der durch sie genährte Zwisciienhanilel wegen der hohen 
Achsfracht nicht so leicht Konkurrenz machen können. Überall soast 
richtet das Grosskapital diesen Industriezweig zugrunde. 

Ein Schmerzenskind ist und bleibt für unseren Distrikt die Kettcn- 
schlepp schiffahrt auf dem Main. Die Kette liegt bis Kitzingen, und 
ab und zu bringt der Schlepper auch einmal ein Schiff stromaufwärts 
hierher, aber sehr spärlich. Es ist ja auch nicht anders denkbar, da 
alle weiteren Vorbedingungen für eine gedeihliche Entwicklung dieses Ver- 
kehres, besonders für den Tal verkehr, fehlen, und man an der mass- 
gebenden Stelle dieser Bedürfnisfrage kein Interesse entgegenbringt. Wir 
müssen leider immer wieder das in unserem Bericht für 1901 Gesagte 
bestätigen. Vielleicht wird es eiiunal besser werden, wenn die Kette 
bis Schwcinfurt gelegt ist und ein Durchgangsverkehr sich vielleicht ent- 
wickelt. 

Eine von der hiesigen Geschäftswelt lebhaft gewünschte Errungen- 
schaft, die Errichtung eines Kaufmannsgerichtes am hiesigen Platze 
ist uns infolge des ablehnenden Standpunktes unseres Stadtmagistrates 
leider nicht zuteil geworden. Die Ablehnung wird damit begründet, dass 
der Magistrat, beziehentlich das Stadtoberhaupt, bereits zu stark mit 
Arbeiten überhäuft sei, um noch weitere übernehmen zu können. Es 
bezieht sich dies darauf, dass der Vorsitzende des Kaufmannsgerichts 
eine zum Richterdienst qualifizierte Persönlichkeit sein soll. 

Es sei uns gestattet, auch der zum Schlüsse des Jahres eingeleitetcn 
Machtprobe des Kohlensyndikates zu gedenken, die im Januar 1905 
den allgemeinen Bergarbeiter-Streik im Ruhrkohlengebiet zur Folge hatte. 
Es trat zwar kein eigentlicher Kohlenmangel ein, was das Syndikat von 
vornherein bekannt gab, aber die weiter von ihm gegebene Zusicherung, 
dass auch die Preise nicht teurer werden würden, bewahrheitete sich nicht 
Die Abnehmer wurden mit Kohlen von den grossen rheinischen Kohlcn- 
lagerplätzen versorgt, besonders von Mannheim - Ludwigshafen, woselbst 
viele hunderttausend Tonnen lagerten. Aber während früher der Preis für 
Ruhrkohle Nuss III ab Zeche Mk, 120. — betrug bei einer Kracht von ca. 
Mk. 97.50, also zusammen Mk. 217.50, musste man diese Lagerkohlc 
ab Ludwigshafen mit Mk. 1S5. — bei Mk. 52. — Fracht bezahlen, also 
zusammen Mk. 237. — , das ist um Mk. 20. — teuerer. Der Zwischen- 
handel, mit dem die Konsumenten verkehren, behauptet fest, diesen 
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Profit nicht eingesteckt zu haben. Wer hat ihn denn eingesteckt? Und 
dabei war diese zerfallene, stark mit Grus gentischte und ausgetrocknete 
Kohle — Errungenschaften des langen Lagems im Freien und der Witterungs- 
einflüsse — bedeutend minderwertiger als die frische Zechenkohle. Man 
kann sich der Meinung nicht entschlagen, dass der Streik dem Syndikat 
zum mindesten sehr bequem kam, da er es ermöglichte, diese enorm 
grossen Lager zu räumen, wobei das Syndikat noch einen Extragewinn 
einsteckte. 

S< ilche Vorkommnisse lassen den wiederholt laut gewordenen Wunsch 
nach einer gesetzlichen Regelung, die derartigen Willkürlichkeiten 
einen Riegel vorschiebt, als sehr gerechtfertigt erscheinen. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Gewerbe in 

Ochsenfurt 

Die Ernte des Jahres 1904 stand in ihren Erträgnissen hinter 
denen der beiden vorausgegangenen Jahre zurück. Die in den Frühjahrs- 
monaten ausserordentlich günstige Witterung, die nach jeder Richtung 
das Beste erhoffen liess, ging im Sommer in eine Periode langandauern- 
der Hitze ohne jede Niederschläge über. Infolgedessen zeitigten die 
Körnerfrüchte rasch, blieben aber in der Ausbildung zurück. 

Namentlich war dies bei Braugerste der Fall, die sich dagegen 
durch Zartheit und ungemein schöne Farbe auszeichnete. Der Preis für 
Braugerste setzte sofort nach der Ernte hoch ein mit Mk. 8 '/ 4 — 8'/ 2 
pro 50 kg erste Kosten, fiel später unter Mk. 8. — , um über dem 
ersten Preise zu schliessen. Händler, die auf Lieferung verkauft hatten, 
erlitten zum Teil schwere Verluste, und da in anderen Körnerfrüchten 
das Geschäft nur ein massiges war, kann die Kampagne nicht als für 
den Getreidehandel lohnend bezeichnet werden. Das Geschäft in Gerste 
spielte sich der Hauptsache nach in einer kurzen Periode ab. Der Ver- 
sand ging hauptsächlich nach Bayern und war nach den Rheingegenden 
geringer als in den Vorjahren, da sich diese Gebiete mit der gleichfalls 
sehr schön geratenen Pfälzergerste versorgen konnten ; nebstbei trat am 
rheinischen Markte die Konkurrenz Thüringer Gerste und selbst solcher 
aus Norddeutschland (Pommern) stärker als in früheren Jahren hervor. 
Die unbesteuerte Konkurrenz der staatlich unterstützten Darlehens- 
kassenvereine und genossenschaftlichen Lagerhäuser dauert 
fort und gibt zu stetiger Klage Veranlassung. 

Der eingangs erwähnte Witterungscharaktcr des Jahres musste dem 
Weinstocke besonders zugut kommen, dessen Blüte und Entwicklung zu 
den schönsten Hoffnungen berechtigte. Leider wurden diese Hoffnungen 
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vielfach vernichtet durch einen schweren Hagelschlag, der Ende August 
über unsere Gegend niederging und der gerade die Weinbergslagen mit 
voller Wucht traf. Am schlimmsten wurden die Berglagen hier und im 
benachbarten Frickenhausen betroffen. Die der Reife zustrebende Kres- 
zenz wurde dadurch auf die Hälfte und weniger herabgedrückt. Natürlich 
litt der Ertrag der betroffenen Weinberge auch an Qualität. Sonst, 
wo der Hagel nicht hinkam, war die Traubenemtc eine sehr gute, und 
die Qualität des 1904 er Mostes dürfte die des Vorjahres noch über- 
t reffen. 

Das Müllereigewerbe klagt nach wie vor über ungenügende 
Rentabilität infolge der erdrückenden Konkurrenz der Grossmühlen und 
ungünstiger Eisenbahntarifierung. Diese Industrie befürchtet vom neuen 
Zolltarif und den jetzt angenommenen neuen Handelsverträgen weitere 
Schädigung. 

Das Handwerk und auch der Detailhandel waren im allgemeinen 
genügend beschäftigt. 

Unsere Bieibrauercicn standen in flottem Betriebe, ebenso die 
Malzfabrik. 

Einen wesentlichen Aufschwung hat die Stcinindustrie zu ver- 
zeichnen; die vorzüglichen Muschelkalkstcine unserer Gegend wurden in 
roh behauenem Zustande per Bahn und zu Schiff in erhöhten Mengen 
ausgeführt. In neuester Zeit hat eine Kölner Firma Terrain hier ge- 
pachtet und wird die gewonnenen Steine hauptsächlich auf dem Maine 
verfrachten. 

Unser Gremium hat sich an den Vorarbeiten für die 1906 zu 
Nürnberg abzuhaltendc Jubiläums-Industric-, Gewerbe- und Kunstaus- 
stellung in der Weise beteiligt, dass der I. Vorsitzende in einen zu diesem 
Zwecke gebildeten Bezirksausschuss cintrat , tler sich hier die Aufgabe 
stellte, bei Industriellen und Gewerbetreibenden Anmeldungen zu ge- 
nannter Ausstellung zu sammeln. Es wurden zu diesem Zweck mehrere 
Versammlungen abgehalten, und obgleich eine gewisse Ausstellungsmüdig- 
keit vielfach hervortrat, gelang es dem Ausschüsse doch, eine Anzahl 
provisorischer Anträge zu erhalten und an den Hauptausschuss weiter 
geben zu können, so dass immerhin eine angemessene Vertretung unseres 
Bezirks auf der Ausstellung als gesichert erscheint. 

Mit Befriedigung haben wir Kenntnis genommen von dem Er- 
gebnis der staatlichen Kettenschiffahrt, die zum crstenmale im Vor- 
jahre ihre Einnahmen die Ausgaben übersteigen sah, auch die Ermässig- 
ung der Schlepplöhnc untl Einbeziehung weiterer Anlegeplätze wurden 
dankbar begrüsst. Für weitere Hebung des Schlcppvcrkehrs auf dem 
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Obermain wäre es ausserordentlich wünschenswert und förderlich, dass 
nicht der ganze Dienst in Aschaflcnburg konzentriert bliebe, sondern dass 
wenigstens ein Schleppschiff in Würzburg oder hier dauernd domiziliert 
würde. 

Die Schiffe müssen zu oft leere Fahrten machen und sind meist dann 
nicht zu haben, wenn man sie am nötigsten braucht. Die K. Ver- 
waltung der Mainschleppschiffe sollte unseres Erachtens mit dieser Statio- 
nierung einiger Schlepper am Obermaine jetzt Vorgehen und nicht so 
lange warten, bis die Weiterlegung der Kette oberhalb Kitzingen eine 
solche Massnahme ohnehin notwendig macht. Im allgemeinen können 
wir nur immer wieder unserer oft ausgesprochenen Überzeugung Aus- 
druck geben , dass unseres Erachtens eine wirkliche und grosszügige 
Wiederbelebung der Schiffahrt auf dem Maine nur erzielt werden kann 
durch Einführung von Bahnumschlagtarifen für die Umschlagsplätze 
am Maine. Die stetig zunehmende Zufuhr von Langholz nach den Main- 
Umschlagsplätzen spricht doch deutlich für eine derartige Tarifpolitik. Auch 
die bayerische Staatsbahn würde von einer solchen keinen Nachteil, 
sondern nur Vorteil haben. Die K. Staatsregierung sollte mit der Ge- 
währung solcher Umschlagtarife ohne weiteres Säumen vergehen, unab- 
hängig von den Verhandlungen wegen Weiterführung der Mainkanalisier- 
ung bis Aschalfenburg, die noch immer nicht von der Stelle rücken. 

Die guiregulierte Wasserslrassc des Mains würde ihre volle Leistungs- 
fähigkeit bewähren, natürlich unbelastet von Schiffahrtsabgaben. Wir 
hoffen, dass der Druck solcher Belastung den freien Strömen und Flüssen 
niemals wieder auferlegt werden wird, und halten uns überzeugt, dass 
Bayern seinen alten Ruhmestitel in der Abwehr solcher Bedr.'ingung der 
Schiffahrt behaupten wird, Bayern als derjenige deutsche Staat, der als 
der erste s. Zt. die Mainzölle in seinem Gebiete aufhob, die übrigen 
Mainuferstaaten zu gleichem Vorgehen veranlasst und so dem sich dann 
so grossartig entwickelnden freien Schiffsverkehr auf dem Rhein und 
seinen Nebenflüssen die Bahn erschloss. 

Einem Anträge unseres Mitgliedes, des Herrn Ant. Ising von Geichs- 
heim, folgend, unterstützen wir aufs lebhafteste die Bestrebungen wegen 
Errichtung eines Ortstelephonnetzes für Aub und Umgebung. 
Diesbezüglicher Antrag ist schon vor Jahren an das K. Oberpostamt 
Würzburg gestellt worden. Unterm 4. Juli 1904 erfolgte Bescheid dieser 
Stelle, dass dieses Ortstclephonnetz für die 27. Finanzperiode in Aus- 
sicht genommen sei, dass aber bei der grossen Anzahl der vorliegen- 
den Gesuche eine bestimmte Zusage nicht gemacht werden könne. Für 
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den Anschluss an das erbetene Ortstelephon netz liegen z. Zt. zehn An- 
meldungen vor, zunächst von Aub und Geichsheim, darunter die beiden 
Gemeinden selbst, dann die von einem genossenschaftlichen Lagerhause, 
einem K. Amtsgericht, einem grösseren Warengeschält, einem Bank- 
geschäft und vier Ärzten. Das Bedürfnis alltr dieser Interessenten, denen 
sich wohl noch andere anschlicssen werden, ist unverkennbar und vor- 
dringlich. Wir haben deshalb beschlossen, von Gremiums wegen eine 
befürwortende Eingabe an die H. K. Generaldirektion der Posten und 
Telegraphen auf recht baldige Errichtung eines Ortstelephonnetzes für Aub 
Geichsheim und Umgegend zu richten. 

Am I. Dezember des Berichtsjahres wurde hier eine Rcichs- 
bank-Nebenstelle eröffnet in Gewährung eines Antrags, den das 
Handels- und Gewerbegremium in Gemeinschaft mit dem Stadtmagistrat 
Ochsenfurt an das Direktorium der Reichsbank in Berlin gerichtet hatte. 
Wie s. Zt. direkt, so sprechen wir auch hier dieser hohen Stelle unseren 
besten Dank aus für diese so hocherfreuliche Gewährung. Wenn auch 
die Geschäfte der Reichsbank-Nebenstelle naturgemäss sich nur langsam 
entwickeln, so sind wir doch überzeugt, dass diese Entwicklung sich in 
stetiger Folge vollziehen werde. 

Im hiesigen Bahnhof ist der mehr erwähnte grosse Ladekran in 
diesem Jahre aufgcstellt wortlen und erweist sich als wesentliche Ver- 
besserung. Der K. Bahnverwaltung sei hiermit namens der Interessenten 
Dank gesagt. 

Die in unserem vorjährigen Berichte konstatierte Mehrung des Ver- 
kehrs an hiesiger Bahnstation hat sich im Berichtsjahre fortgesetzt. So- 
wohl der Personen- als besonders der Güterverkehr weisen eine sehr be- 
trächtliche Steigerung auf. Wir geben einige Ziffern, denen wir die des 
Vorjahres (in Klammem) beisetzen. An Fahrkarten w r urden verkauft 
53 405 (49710), darunter Karten des Vorortverkehrs 13035 Stück 
(104 2); Gesamterlös Mk. 49814 (50244). Der Güterverkehr betrug 
>55688 Tonnen (117627); Gesamterlös Mk. 949471 (802366). Auf 
der Mainlände- und Mainuferbahn bewegten sich 9696 (6901) Wagen- 
ladungen, hievon treffen auf Langholzumschlag 8701 Wagen = 89371 
Tonnen, auf Schnittholz 99 Wagen = 1091 Tonnen. Die Gesamt- 
einnahme der Station überschritt zum erstenrnale die sechsstellige Ziffern- 
reihe ttnd betrug Mk. 1007218. 

Die am Schlüsse unseres vorjährigen Berichtes ausgesprochene Hoff- 
nung, dass es mit dem Bau der Gaubahn Ochsenfurt — Köttingen 
endlich rascher vorwärts gehen werde, hat uns wieder betrogen. Auch 
im Jahre 1904 und bis heule (Ende Februar 1905) ist der Bau noch 
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nicht in Angriff genommen worden. Vor einiger Zeit liefen sogar Ge- 
rüchte um von einer gänzlichen Aufgabe oder doch wesentlichen Um- 
gestaltung der Bahnführung, die, so unglaubwürdig sic erschienen , doch 
grosse Unzufriedenheit und vielfache Beunruhigung hervorriefen. Der 
Herr K. Staatsminister für Verkehrsangelegenheiten ist diesen Gerüchten 
in höchst dankenswerter Weise öffentlich entgegengetreten und hat er- 
klärt, dass ihm die Detailpläne der im Landtage genehmigten Eisenbahn- 
linie Ochsenfurt — Röttingen fertiggestellt vorlägen und dass er hoffe, sie 
ehestens bestätigen zu können. Wir vertrauen zuversichtlich, dass dies 
alsbald zur Tatsache werde. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Industrie in 

Miltenberg. 

Nach unseren Wahrnehmungen und Informationen hatten in der 
al)gelaufencn Berichtsperiode 1904 verschiedene Geschäftszweige des Be- 
zirks günstigere Resultate als im Vorjahre zu verzeichnen, während bei 
anderen entweder eine Besserung nicht zu konstatieren war, oder sogar 
Rückgang eingetreten ist. 

Im Stein metzge werbe waren die Arbeiter voll beschäftigt und 
sind die Aussichten für 1905 ebenfalls günstig. In neuerer Zeit gelangen 
— namentlich für Süddcutschland und die Rheinlandc — der fränkische 
Muschelkalkstein aus der Tauber- und Würzburger Gegend, ebenso wie 
der hellrote, wei.ss gestreifte Maintalsandstein immer mehr zur Verwendung, 
wodurch dem fränkischen Steinbruch- und Steinmetzgewerbe eine weitere 
Sicherung für die Beständigkeit von Absatz- und Arbeitsgelegenheit ge- 
boten ist. 

Das Wcilbacher Eisenwerk vermochte günstige Erfolge nicht 
zu erzielen, weil die Preise der Rohmaterialien durch die Syndikate fort- 
gesetzt in die Höhe getrieben wurden, für die fertigen Erzeugnisse aber 
entsprechende Aufschläge nicht zu erlangen waren. 

Die Tonin dustric Kli nge n berg (Albcrtwerke G. in. b. H.) konnte 
zwar ihren Absatz vennehren, muss jedoch berichten, dass hei den gegen- 
wärtigen Verkaufspreisen in der Mosaikplattenindustric ein Verdienst aus- 
geschlossen ist. Durch umfangreiche Ncuanlagen soll die Produktion auf 
die doppelte Höhe gebracht werden, weil sich nur dadurch die Selbst- 
kosten und Generalunkosten hcrabdrücken lassen und dann ein ent- 
sprechender Nutzen eher zu erreichen sein wird. 

Das Ton berg werk der Stadt Klingen berg hatte in seinem 
Versand einen bedeutenden Ausfall, und soll das Damicdcrlicgen der 
amerikanischen Montanindustrie die Hauptursache gewesen sein. 

12 ’ 
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Neu gegründet wurden hier und auf Grossheubacher Gemarkung 
zwei Fabriken, die sich mit der Herstellung von Zementwaren aller Art 
befassen. 

Im Holzhandel — worunter wir den Handel mit Nutzholz 
verstehen — machte sich die russische Konkurrenz für Kiefern und die 
amerikanische für Eichen empfindlich fühlbar. 

Der Getreide handel gestaltete sich wiederum verlustbringend, 
da die Unsicherheit hinsichtlich der inzwischen zur Annahme gelangten 
Zollverträge jede Unternehmungslust lähmte. 

Der Sc hiff ah rts verkehr, welcher sich schon seit einigen Jahren 
eines lebhaften Aufschwungs erfreut, brachte abermals lohnenden Ver- 
dienst; infolge der günstigen Konjunktur wurden mehrere eiserne Schiffe 
für Massentransport im Bezirk angeschafft und weitere derartige Bestell- 
ungen sind geplant. 

Die Weinernte war quantitativ und qualitativ eine recht gute; 
der vorzügliche Burgunder-Rotwein unserer Gegend gewinnt stets neue 
Absatzgebiete. 

Auch die Obsternte lieferte reichen Ertrag. Es wurden kolossale 
Mengen Apfelwein hergestellt, welcher in Bezug auf Qualität die gehegten 
Erwartungen noch übertroffen hat. Der Artikel bürgert sich immer mehr 
ein und wird hauptsächlich in Norddcutschland gerne gekauft. 

Tabak erntete unsere Nachbargcmcindc Bürgstadt ca. 350 Ztr., 
die zum Preise von Mk. IQ. — per Ztr. nach Mannheim abgesetzt 
wurden. 

Was speziell die allgemeine Geschäftslage des hiesigen Platzes be- 
trifft, si > können wir erfreulicher Weise eine fortschreitende günstige 
Entwicklung feststellen. Die Einnahmen der Vcrkehrsanstaltcn weisen 
eine namhafte Steigerung auf, und die Umsätze des Kreditvercins haben 
sich gegen das Vorjahr um 2 Millionen erhöht. Baulust und Frem- 
de n z u z u g dauern an. 

Zwecks Herbeiführung besserer Verbindungen auf der Strecke 
Aschaffenburg — Miltenberg — Amorbaeh haben wir uns in direkten Eingaben 
an das K. Verkehrsministerium gewandt, sind auch in demselben persön- 
lich vorstellig geworden, und hoffen wir, dass die vorgetragenen, wohl- 
berechtigten Wünsche angesichts der hohen Frequenz und guten Renta- 
bilität der erwähnten Bahnlinie Berücksichtigung finden werden. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel in Dettelbach a. M. 

Der Ausfall der voijährigcn Weinernte befriedigte im allgemeinen. 
Die Ergebnisse schwankten quantitativ zwischen 1 a — 2 / s eines vollen 
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Herbstes. Durch anhaltendes Regenwetter vor der Lesezeit sind die 
gehegten Erwartungen nur teilweise in Erfüllung gegangen. Es musste 
wieder vorzeitig und konnte nicht rasch genug gelesen werden, sodass in 
manchen Gegenden , von sonst ganz gutem Rufe die Weine mit bös- 
artigen Fehlem behaftet sind. 

Den Klagen der Weinbauern über die Un Verkäuflichkeit ihrer l (>03 r 
und io<>4r Kreszenzen ist die gewiss wohlberechtigte Klage des Wein- 
handels über den schleppenden und geringen Verkauf der bei 
diesem lagernden Bestände früherer Jahrgange gegenüber zu stellen. 

Als Ursache des wenig erfreulichen Absatzes dürfte das geschwun- 
dene Vertrauen zur Weinbranche zu bezeichnen sein, das namentlich 
durch die vielen Weinprozesse in der Pfalz und in Rheinhessen in 
seinen Grundfesten erschüttert worden ist. Wenn auch derartige Prozesse 
in Unterfranken zur Seltenheit gehören, so wird doch seitens des wein- 
konsumierenden Publikums Norddeutschlands weniger darauf Rücksicht 
genommen und ein durchaus reelles Weinbaugebiet mit einem auf un- 
solider Basis beruhenden bedauerlicher Weise gleich niedrig eingeschätzt. 
Ein nicht zu unterschätzender und vielleicht ebenso schädigender Faktor 
Ist die ungemein scharf entsetzende, keinen Widerspruch vertragende 
A n t i - A 1 k o h o I b e w e g u n g. 

Die Wcinkon trolle wird seitens des reellen Handels teils als 
eine Plage, teils als ein nicht zu umgehendes Übel betrachtet. Von allen 
Seiten wird jedoch die unglcichmässige Ausübung der Weinkontrolle als 
schwer schädigend empfunden und mit allen Mitteln darauf hinzuwirken 
versucht, eine einheitliche Kellcrkontrollc durch die deutsche Reichs- 
regierung zu erhalten. 

Sternbräu Dettclbach A.-G. Aus dem Berichte des Vor- 
standes Ist zu entnehmen, dass die Brauerei bei einem Bierausstoss von 
10 20- hl (i. V. 17114 hl) einen Bruttogewinn von Mk. 41516. — (i. V. 
Mk. 58406.55) erzielte, wovon Mk. 22802.56 (i. V. 31555.84) zur Ab- 
schreibung gelangten. Der Rest fand zur Verteilung einer 5 °/ 0 (i . V. 6°/ 0 ) 
Dividende Verwendung, Tantiemen und Gratifikationen betrugen Mk. 3000. — 
(L V. Mk.3100. — ), und Mk. 5 713.14 (i. V. 5770.71) kamen auf eigene 
Rechnung zum Vortrag. 

Bankwesen. Der Kredit verein Dettclbach A.-G. sieht auf ein 
recht befriedigendes Geschäftsjahr zurück und konnte nach reichlichen 
Rückstellungen bei einem Reingewinn von Mk. 8(582.31 (i. V. 8328.00) 
eine 6°/ 0 ige Dividende zur Ausschüttung bringen. Dem Reservefonds 
wurden Mk. 1000. — überwiesen, an Tantiemen und Gratifikationen 
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Mk. I 200. — bezahlt und auf neue Rechnung Mk. 3482.31 vor- 
getragen. 

Telephon. Als sehr misslich wird es in den hiesigen Handcls- 
kreisen empfunden, dass der Sprechverkehr zwischen Dcttelbach und Berlin 
nur in der verkehrsschwachen Zeit zugelassen ist. 



II. Berichte von Gemeindebehörden, Vereinen und 
Cinzelfirmen. 

Bericht eines gemischten Warengeschäftes in Amorbach. 

Der Geschäftsgang in meinem gemischten Warengeschäfte hat sich 
bezüglich Kolonial-Waren gegen 1903 im Jahre 1904 gehoben, 
speziell wurde infolge seines damals billigen Preises mehr Zucker um- 
gesetzt ; dagegen wird der Bedarf in Landesprodukten immer weniger, 
speziell Kleesamen und Saatmais wird durch die landwirtschaftlichen 
Vereine von der Zentrale in Ansbach bezogen und unter die Mitglieder 
verteilt zum Schaden der ansässigen Kaufleute und ohne nennenswerten 
Vorteil für die Bauersleute, da diese Artikel unter Garantie für seidefrei 
mit einem ganz kleinen Nutzen gehandelt werden. 

In Kurz waren kann ich auch eine kleine Besserung konstatieren, 
indem sich der Umsatz gehoben hat, nachdem ich meine Preise weiter 
reduziert und den Preisen der Versandgeschäfte angepasst habe, natür- 
lich wird aber der Nutzen immer kleiner und lohnte cs sich fast nicht 
mehr, diese Artikel zu führen. 

Dagegen geht der Umsatz in Manufakturwaren immer mehr 
zurück, da fast sämtlicher Bedarf von den Hausierern und Detailreisenden 
gedeckt wird. Die Gewcrbcordnungsnovelle war ohne Erfolg und wird 
wahrscheinlich vielfach umgangen. 

Bezüglich unserer Bahnverbindung habe ich ausser meinem 
alten Wunsche, dass der morgens «j 31 Uhr und der mittags i l ‘ Uhr 
Zag je 20 Minuten später hier abgeht, damit der Aufenthalt im Milten- 
berger Bahnln >f nicht gar s< > lange währt, den weiteren dringenden Wunsch, 
dass endlich der Weg zum Bahnhof so hergerichtet wird, dass derselbe 
passierbar ist, und die Güterhalle vergrüssert wird, denn dieser 
Zustand ist wirklich unhaltbar. 

Bericht der Gemeindeverwaltung Eschemdorf. (15. 1 .) 

Handel und Wandel waren im Jahre nicht sonderlich lebhaft, erst 
der Herbst und die überaus gute Weinernte brachte Leben ins Geschäft; 
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da liier die Preise nicht höher waren wie anderwärts, die Qualität des 
Mostes aber als eine viel bessere immer mehr anerkannt wird, so wurde 
schon zu Anfang vieles aufgekauft, die Preise bewegten sich für geringere 
Moste von 26 — 27 — 28 Mark, für bessere von 55 — 65 Mark pro hl. 
Das Mostgeschäft hatte hier einen sehr guten Gang, aber für Weine 
älterer Jahrgänge ist sehr wenig Nachfrage und sind noch manche schöne 
Posten hier zu verkaufen. 

Es war ein ausserordentlich trockener Sommer. Die Trauben hatten 
schon anfangs eine gute Entwicklung gezeigt, besonders verlief die Blüte 
sehr gleichtnässig. Im August hatten wir ein sehr schlimmes Gewitter, 
das an vielen Weinbergen Massen von Erde abschwemmte, die in meh- 
reren Jahren nicht wieder ersetzt werden können; das Beste dabei war 
noch, dass es keinen Hagel gab. Die Monate August und September 
verliefen leidlich, nur gegen Ende September gab es unverhoffte Regen- 
güsse, die noch anfangs Oktober anhielten; die Trauben, die immer 
noch etwas dickbälgig waren, wurden sehr rasch, ehe man siehs versah, 
überreif, und manche platzten auf, sodass in den besseren Lagen gegen 
Ende der Weinlese vieles zurückging resp. eintrocknetc. 

Im Geschäftsgänge gab es, wie erwähnt, leidlich genug Verkehr; 
das Wintergeschäft war durch die anhaltende milde Witterung anfangs recht 
gering; doch ist es nach Weihnachten viel besser geworden. 

Die Hausicrerei ist nach wie vor eine Landplage und schädigt 
die Preise, trotzdem dass die Leute meist übervorteilt sind. 

Das Telephon ist jetzt im Betrieb, wird allerdings noch zu wenig 
benutzt. 

Als Wünsche bestehen; Erhöhung der Hausiersteuer oder doch 
Verschärfung derselben, ferner die baldige Bahnverbindung Volkach — 
Seligenstadt, endlich gleichmässige und strenge Handhabung des Wein- 
gesetzes, um Unreellitäten hintan zu halten und den Weinbauern guten 
Absatz zu sichern. 

Bericht einer Einzelfirma in Frammersbach. 

Die allgemeine Geschäftslage war am hiesigen Ort lebhafter wie im 
Jahre 1903. Gute Preise für Holz und Holzfabrikate regten 
Handel und Gewerbe an, besonders aber hatten die ca. 50 Kon- 
fektionsschneidereibetriebe sehr viel zu tun. Die Bautätig- 
keit war eine ungewohnt starke, was allen Gewerbetreibenden von Nutzen 
war. Die hiesigen S e n f fa b r i k e n hatten zwar vollauf zu tun, litten aber 
sehr durch die gedrückten Preise des Fabrikates. 
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Die Arbeitslöhne sind gestiegen, weil die jüngeren, kräftigeren Ar- 
beiter auswärts stark begehrt waren und von hier ca. 200 Mann in den 
Holzstoffabriken am Rhein Arbeit fanden. 

Höchst notwendig wäre ein Ortstelcphon und Anschluss nach 
Würzburg und Frankfurt a. M.; ferner eine Lokalbahn von Partenstein, 
eventuell Anschluss nach Schöllkrippen , weiter Einstellung eint» Zuges, 
mit dem abends nach 8 Uhr die Station Partenstein von Würzburg her 
zu erreichen ist, endlich bessere Instandhaltung der Strasse nach Parten- 
stein — Bahnhof. 

Angezeigl dürfte auch eine Vorschrift für das Lehrlingswesen der 
Konfektionsschneider hinsichtlich Arbeitszeit und Arbeitslokalc sein, da 
die Lehrlinge von früh 5 bis abends 9 und 10 Uhr arbeiten müssen 
und doch wenig lernen. 

Bericht des Stadtmagistrats Gerolzhofen. ('5- H.) 

Das abgelaufene Jahr 1904 war, wenn auch in den Wachsmonaten 
sehr grosse Trockenheit herrschte, doch für die Landwirtschaft ein 
sehr gutes zu nennen, weil das Erträgnis an Getreide gut ausgefallen 
und hiernach Bezahlung erfolgte, weil ferner die Weinernte den Wein- 
bergsbesitzem einen guten Trunk in den Keller brachte, wodurch solche 
nicht gezwungen waren, Verausgabungen zu machen, und weil endlich 
auch das in ziemlich grosser Menge angefallenc übst zu hohen Preisen 
mit leichter Mühe an den Mann gebracht werden konnte. 

Für angefallenes Stamm- und Brennholz mit einer Forsttaxe 
von 48000 Mk. wurden 55000 Mk. erzielt, welch günstiges Resultat 
einesteils auf die den auswärtigen Steigerern, insbesondere den grösseren 
Holzlirmen (die nur Stammholz steigern), bekannte Qualität des Materials, 
andernteils auf die sich immer mehr bessernden Verkehrsverhältnisse 
zurückzuführen ist. 

Unsere Wünsche vom Vorjahre bezüglich der Anlegung eines 
H in t e rs tel I u n gsgel e isc s am hiesigen Bahnhufe, die Abstellung einer 
Kariolpost, und die Vcrgrüsserung der Stationseinricht- 
ung wiederholen wir, wenn auch verlautet, dass in der einen oder an- 
deren Richtung an massgebender Stelle der Sache näher getreten worden 
sei, und fügen noch an, dass das Te le pho n n e t z auch auf die Land- 
gemeinden mehr und mehr ausgedehnt werden möge. 

Bericht einer Firma aus Hammelburg. (18. II.) 

Die allgemeine Geschäftslage hat sich dahier in allen Branchen 
gegen das Vorjahr leider nicht gehoben. 
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Die hiesigen Geschäfte sind hauptsächlich auf die Ackerbau trei- 
bende Bevölkerung angewiesen; da die Ernte im Jahre itjo 4 in den 
hauptsächlich für die hiesige Gegend in Betracht kommenden Getreide- 
arten wie Gerste und Hafer weniger ertragsreich war, so hat sich die 
Kaufkraft trotz etwas höherer Getreidepreise leider nicht erhöht. Die 
Weinernte kann ja sowohl in Qualität und Quantität als zufriedenstellend 
bezeichnet werden, allein der Absatz stockte sehr und liegt der grössere 
Teil der Ernte trotz billiger Preise noch unverkauft. 

Was nun speziell das Manufakturwarengeschäft betrifft, so erfordert 
es immer grössere Mühe und erhöhte Spesen, um den Umsatz einiger- 
massen auf der seitherigen Höhe zu erhalten, da diese Branche, wie 
schon im Vorjahre mitgeteilt, immer mehr unter der Konkurrenz der 
Hausierer, Detailreisenden, Versandhäuser und Schneider zu leiden hat. 

Das Annoncieren von Ausverkäufen mit hohen Rabattsäzen bei 
Beginn und am Ende jeder Saison in den benachbarten grösseren Städten 
macht sich jedes Jahr fühlbarer; das Publikum wird selbst gegen den 
reellsten Kaufmann misstrauisch und oft muss man die Bemerkung 
hören: Was muss an tliescr Ware verdient werden, wenn solch hohe 
Kabattsätze eingeräumt werden können ! Es wäre für alle Manufakturisten 
von Vorteil, wenn diese Anzeigen beschränkt würden, und würde dies 
sehr zur Gesundung des Manufakturwarengeschäftes beitragen. 

Bezüglich der Wünsche der hiesigen Geschäftswelt in Verkehrs- 
fragen beziehe ich mich auf meinen Bericht vom vorigen Jahre 
und hoffe, dass diese Wünsche bei Aufstellung ries Sommerfahrplans 
seitens der K. Staats bahn Verwaltung Berücksichtigung finden. 

Bericht des Stadtmagistrats Hassfurt. 

1. Geschäftsbericht. Wenn wir einen Rückblick auf das ab- 
gelaufene Jahr werfen und hiebei der Frage näher treten, wie und in 
welcher Weise die wirtschaftliche I-age sich gestaltete und welches der 
wirtschaftliche Effekt des Jahres 11)04 war, so müssen wir offen gestehen, 
dass dieses Jahr als kein besonders günstiges zu nennen ist. Am meisten 
zu leiden hatten luerunter besonders in finanzieller Hinsicht die dahier 
sesshaften Geschäftsleute. Der Absatz bezw. Umsatz an Waren hat 
gegenüber dem Jahre 1903 in einer Weise nachgelassen, die kaum auf- 
zuklären ist. 

Die Hauptschuld daran dürfte der trockene Sommer im Jahre 
1904 tragen. Wenn auch die Quantität wie Qualität an Getreide nichts 
zu wünschen übrig liess und durchgehends als gut zu bezeichnen war, 
so mangelte doch den Bauern infolge der im verflossenen Jahre abnorm 
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herrsc henden Trockenheit das Futter, hauptsächlich Grummet und Rühen 
für das Vieh. Die Viehzucht war dadurch stark beeinträchtigt. Da 
unsere Gegend auf eine kaufkräftige landwirtschaftliche Bevölkerung an- 
gewiesen ist, s<> war es heuer für die Geschäftswelt schlecht bestellt. 

Was weiter für die Geschäftswelt schwer empfunden wird und so- 
gar den Ruin für Einzelne hervorruft, das ist der Hausierhandel, der von 
Jahr zu Jahr mehr um sich greift. Wenn auch zugegeben werden muss, 
dass die Entrichtung von Steuern und Abgaben für Wandergewcrlrescheinc 
keine geringe ist, so sollte doch mit allen zu Gebote stehenden Mitteln 
gegen die weitere Ausbreitung dieses Handels gesteuert werden. Nament- 
lich stillte an Nichtdeutsche ein Wandcrgewerbsschein überhaupt nicht 
ausgestellt werden, und falls dies nicht zu verhüten wäre, so doch nur in 
beschränktem Masse. Durch Errichtung einer Filiale eines auswärtigen 
Warenhauses, das inzwischen in Konkurs geraten ist, wurde für die hie- 
sigen Kurzwarenhändler das ganze Weihnachtsgeschäft verdorben. 

Von sämtlichen Handelsleuten war eine Preis-Steigerung der ver- 
schiedenen Artikel zu verzeichnen, insbesondere war dies der Fall bei 
Manufaktur- und Kurzwaren. Die Baumwolle stieg um 50 °/ 0 und die 
fertige Ware musste um 30®/« teurer als sonst zum Verkaufe angeboten 
werden. Ein Detail-Verkauf dieser Artikel ist infolge des Aufschlages 
überhaupt nur in vereinzelten Fallen möglich gewesen. Nachdem die 
rohe Baumwolle den alten bezw. früheren Preis wieder angenommen hatte, 
mussten die vorhandenen Warenvorräte weit unter dem Einkaufspreise 
abgesetzt werden. 

Im Interesse sämtlicher Geschäftsleute wäre deshalb dringend zu 
wünschen, dass das Jahr 1 905 für die Geschäftswelt finanziell sich besser 
gestalten wird, als das abgclaufcnc. 

2.W'ünsche. Was die Wünsche anlangt, so kommt in erster Linie 
die Tclephonanlage der Stadt Hassfurt in Betracht, bei welcher Anlage 
noch mancherlei Wünsche zu erfüllen wären, namentlich bei Gesprächen 
mit auswärtigen Tclephonabonnenten. So kam es erst vor kurzem vor, 
dass ein um */ s q Uhr früh mit Frankfurt verlangtes Gespräch erst um 
®/ 4 12 Uhr vormittags abgewickclt werden konnte. Und worin liegt der 
Grund? In Hassfurt kann nur innerhalb der festgesetzten Poststunden 
und zwar von 8 bis 12 Uhr vormittags und von 2 bis 8 Uhr nachmittags 
das Telephon durch das Publikum benützt werden, wogegen bei den 
anderen Postämtern zu jeder Tageszeit telephonische Gespräche geführt 
werden können. Daher kommt es dann auch, dass bei den anderen 
Postanstalten während der dahier geschlossenen Zeit so und so viele 



Digitized by Google 



Gespräche vorgemerkt werden und man dann die vorgemerkten Gespräche 
abzuwarten gezwungen ist, bis einen seihst die Reihenfolge trifft. Dem 
Lbclstande könnte dadurch leicht Abhilfe geschaffen werden, dass hier 
telephonische Gespräche schon von morgens 7 Uhr ab und auch wäh- 
rend der Mittagszeit von 1 2 bis 2 Uhr zugelassen würden. Sehr zu 
begrüssen wäre cs auch, wenn innerhalb der voraufgeführten Zeit Tele- 
gramme aufgegeben werden könnten. 

Bericht der Gemeindeverwaltung Kleinlangheim. 

Das Jahr 1904 war für unsere Gegend als ein gutes zu bezeichnen. 
Sowohl die Wein- als Getreideernte waren recht zufriedenstellend, 
und die Produkte fanden schlanken Absatz zu guten Preisen. Besonders 
war unsere Gerste ein sehr gesuchter Artikel und bis zu Mk. 19 pro 
100 Kilo bezahlt. Zu Ende des Jahres und anfangs 1905 trat in ganz 
vereinzelten Fallen die Maul- und Klauenseuche in Unterfranken auf 
und es wurde, um die Verschlcppungsgefahr zu beseitigen, von der 
K. Regierung ein vollständiges V i c h h a n d e 1 s v e r b o t erlassen. Diese 
Massregel erwies sich jedoch als zu hart, denn nicht nur Viehhändler, 
sondern auch die Mittel- und Kleinbauern wurden stark geschädigt. Das 
Geschäft mit Vieh hörte förmlich auf, die Konkurrenz im Einkäufe fehlte 
und die Metzger diktierten den Bauern die Preise. Das Viehhandels- 
verbot hatte keine gute Wirkung, denn es brachte einen unberechenbaren 
Schaden für die Bauern. Die Verschleppungsgefahr der Seuche besteht 
aber trotzdem fort, solange die Metzger unbehindert von Stallung zu 
Stallung laufen dürfen. 

Die seit einem Jahre dahier errichtete Molkerei hatte Hotten Be- 
trieb und ist für unsere kleineren Ökonomen eine Wohltat. Die Einricht- 
ung ist als em volkswirtschaftlicher Fortschritt zu betrachten. 

Der hiesige Platz hat im Verkehr zugenommen, da einige Wein- 
gros sh and lungen hier entstanden sind, welche ihre Absatzgebiete 
nach allen Richtungen Deutschlands haben und so Leben in unseren 
kleinen, aber regsamen Markt bringen. 

Unsere Verkehrseinrichtungen, über die wir uns schon so oft be- 
klagt haben , haben noch keine sonderliche Verbesserung erfahren und 
geben wir in dieser Hinsicht unsere Hoffnung auf. Wir haben jetzt eine 
Lokalbahn von Kitzingen über Gerolzhofen nach Schweinfurt. Wer aber 
aus sämtlichen Gemeinden — von Kitzingen bis hinauf vor Gerolzhofen 
— möglichst bald nach Schweinfurt und weiter kommen will, muss den 
weiten Weg zurück nach Kitzingen über Rottendorf fahren , weil die 
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Reisenden in Gerolzhofen 2 3 */ a Stunden lang warten müssen. Zur 

Rückfahrt ist der Anschluss noch schlimmer. 

Bericht des Stadtmagistrats Klingenberg. (26. I.) 

Bei Beginn des Jahres tQO.} glaubte man, dass die im Jahre igoj 
eingetretene allgemeine Besserung fortbestehen werde; aber so günstig der 
Anfang war, bald trat wieder ein Rückschlag ein, und so kann im all- 
gemeinen nichts besonderes Gutes verzeichnet werden. 

Sämtliche grössere Betriebe klagen, dass Geschäftsabschlüsse nur 
durch Verzicht auf jeden Nutzen gemacht werden konnten und überhaupt 
nur dazu dienten, den Arbeitern Verdienst zu schaffen. Hierzu kommt 
noch, dass die Zahlungsweise sich verschlechterte und die Aussenstände 
nur langsam und mangelhaft cingehen. 

Durch den Niedergang des Stahltrusts in Amerika und die schlechte 
Geschäftslage der Stahl- und Eisenwerke in Europa hatte auch das der 
Stadt Klingenberg gehörige Ton werk zu leiden, so dass auch hier 
zu klagen ist. 

Auf ein befriedigendes Geschäftsjahr kann einzig nur die Brau- 
industrie zurückblicken, die bei dem heissen Sommer raschen Absatz für 
ihre Produkte fand. Die Weinernte entsprach nicht den Erwartungen, 
die man gehegt, doch wurden im Verhältnis zu anderen Gegenden schöne 
Preise erzielt , wie auch das meiste der Kreszenz von den Gastwirten 
und Weinhändlern dahier im Herbste gleich aufgekauft wurde. 

Der Konsum von Rindfleisch ist, veranlasst durch die hohen Preise, 
wieder zurückgegangen, während dagegen der Verbrauch von Schweine- 
und Hammelfleisch gestiegen ist. 

Als wünschenswert bezeichnen wir bessere Zugsverbindungen in 
der Frühe über Aschaffenburg nach Hanau und Darmstadt, ferner Aus- 
tragung der Abendpost hier noch am gleichen Tage und baldige Weiter- 
führung der Mainkanalisation bis Aschaffenburg und weiter. Von Vorteil 
wäre es, wenn jeweils auf den einzelnen Eisenbahnstationen mit grösserem 
Güterverkehr einige offene und gedeckte Güterwaggons hinterstellt wären, 
damit man nicht so lange zu warten braucht, bis bestellte Wagen kommen. 
In Anbetracht der grossen Lasten, die Handel und Gewerbe zu tragen 
haben, dürfte ihnen durch eine Änderung des Distiikts- und Landrats- 
wahlgesetzes eine den Steuerleistungen entsprechende Vertretung in diesen 
Körperschaften zu gewähren sein. 
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Bericht der Gemeindeverwaltung Marktheidenfeld. Ü3- II.) 

In erster Linie ist die stf.ndigc Klage unserer Platzgcschäfte über 
die grosse Konkurrenz des Detailreiscns zu erwähnen, wodurch den Ge- 
schäftsleuten grosser Schaden zugefügt wird. Möchte cs doch der Staats- 
regierung einmal gelingen , auf irgend eine Weise dieses grosse Übel zu 
beseitigen. 

Der Geschäftsgang im verflossenen Jahre war im allgemeinen kein 
schlechter zu nennen, wenn auch der Umsatz der vorhergehenden zwei 
Jahre nicht erreicht wurde. Bittere Klagen führten die Händler von 
Wollen-, Baumwollen-, Pelz- und Schuhwaren über das Weihnachts- 
geschäft ; der schlechte Geschäftsgang dieser Branchen dürfte durch die 
äusserst milde Witterung im ganzen Monat Dezember veranlasst 
worden sein. 

Die Ernte von Getreide, Obst und Wein war gut, sowohl an 
Menge als auch an Qualität Die Futterernte dagegen war kaum eine 
Mittelemte zu nennen. Das Verkaufsgeschäft der Ern teerzeug’ tissc stockte 
ange Zeit vollständig. Es waren die Produkte selbst bei niederen Preisen 
schwer an eien Mann zu bringen. Hauptsächlich die Weinpreise waren 
so gedrückt, dass man »len i 904 er , dessen Qualität zu den besseren 
der letzten Jahrzehnte gehört, um 23 — 27 Mark pro Hektohtci kaufen 
konnte. 

Mit unseren Verkehrsverhältnissen sind wir im allgemeinen zu- 
irieilcn. Dank » 1 er Kettenschleppschiffahrt nimmt der Verkehr auf dem 
Main beständig zu. Unsere Schiffer kommen rasch von einem Absatz- 
platz zum andern und können infolgedessen grössere Massen von Steinen 
untl Holz, weh he die Haupthandelsartikel unserer Gegend sind, an den 
Mai kt bringen. 

Auch unsere Eisenbahn bietet uns günstige Anschlüsse an die Haupt- 
bahn in der Station Lohr. Nur ein wesentlicher Anschluss fehlt uns, 
der in der ganzen Gegend bitter entbehrt wird. Es ist »lies die Abend- 
verbindung von den Städten Frankfurt, Hanau, Asche ffenburg , Darm- 
stailt, Mainz. Diesem Übel wäre sehr leicht abzuhelfcn. Jeden Abcnil 
treffen in Aschaflenburg folgende Züge ein: von Frankfurt — Hanau 7 •'*, 
von Mainz — Darmstadt 8 1 ’ 8 , von Miltenberg 8 10 Uhr. Der nächste Zug 
von Aschaflenburg in der Richtung nach Lohr geht aber erst IO 26 Uhr ab. 
Wenn nun tlicser Zug in Aschaflenburg uni 8 65 abgelassen würde, käme 
derselbe ca. 9 50 in Lohr an. Würde man noch den um 9 32 von Lohr 
nach Wcrthcim abgchcndcii Zug 20 Minuten später wegsehieken , so 
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wäre uns die vielgewünschte Abendverbindung mit den Hi\uptabsatz- 
plüt7en der Bodenerzeugnisse unserer Gegend gegeben. 

In einzelnen Zügen unserer Eisenbahn ist je ein schöner neuer 
Personenwaggon eingestellt Wenn mehrcic solche Waggons an Stelle 
der alten finsteren Wagen der I.inie Lohr — Wertheim zugeteilt werden, 
würden wir hiefür sehr dankbar sein. 

Bericht der Gemeindeverwaltung Stadtlauringen, (io. II.) 

1. Allgemeines: Das verflossene Jahr 1 904 kann im allgemeinen be- 
friedigend genannt werden. Wenn auch die Getreide- und Futteremten in 
ihrem Ergebnis gering waren und durch starken Hagelschlag zum Teil ver- 
nichtet wurden, so hat doch die fortschreitende Gesundung der gesamten 
wirtschaftlichen Lage ihre Wirkung verspüren lassen ; lediglich Geldknapp- 
heit in den landwirtschaftlichen Bevölkerungskreisen macht sich durch 
den Ausfall der Ernte fühlbar. Es wurden deshalb seitens der Gemeinde 
Schritte unternommen, um zu den vorhandenen 2 industriellen Etablissements 
weitere zu gewinnen, und wenn bislang noch ohne den erhofften Erfolg, 
so sind die Aussichten nicht ungünstig, da die Gemeinde über ein aus 
früheren Zeiten zur Erhebung der Zehnten dienendes, massiv gebautes, 
mit sehr bedeutenden Kellern und Räumen ausgestattetes Gebäude ver- 
fügt, das sich zu mancherlei Zwecken verwenden licssc. Es könnten 
alsdann die vielen freien Arbeitskräfte der Gegend, die zur Zeit auswärts 
Arbeit suchen müssen, festgehalten werden. 

Um den verderblichen Submissionsblüten entgegenzutreten, hat sich 
eine freie Handwerkerinnung gegründet; angegliedert soll derselben noch 
werden eine in Kürze zur Eröffnung kommende gewerbliche Fortbil- 
dungsschule. 

2. Bautätigkeit: Im allgemeinen war solche rege; insbesondere 
durch zwei grössere Bauten, von denen der eine, die durch die Munifizenz 
der Palastdamc Baronin v. Truchsess Exz. gestiftete Pfründner - Anstalt 
„Fiedrichsheim“ vielen Handwerkern reichliche Beschäftigung bot. 

3. Post und Telephon: Das seit einigen Jahren eröffnete K. Post- 
amt hatte regen Verkehr aufzuweisen und hat sich gut bewährt. Dringend 
zu wünschen bleibt nun noch, dass die schon längst genehmigte und mit 
einer stattlichen Tcilnehmerzahl gesicherte T clcphonanlage endlich aus- 
gebaut wird. Seit s / 4 Jahr wird dies ständig verschoben. Da wir von 
der Hauptverkehrsader an und für sich abgelegen sind, empfindet die 
Geschäftswelt doppelt den Mangel ; namentlich das hiesige Dampfsägewerk, 
das mit Schweinfurt und Kissingen viel arbeitet, ersehnt dringlichst baldigen 
Anschluss. 



Digitized by Googl 







4. Bahn: Der hiesige Verkehr hat sich erfreulicherweise stetig 

gehoben, namentlich der Waggonversandt; für die Stückgutbeförderung 
glauben wir eine wesentliche Erhöhung in Aussicht stellen zu können, 
wenn Abhilfe in der ungeeigneten Sammelgutverfraohtung für das Laucrtal 
in Schweinfurt geschaffen würde. Wir empfehlen hierzu an Stelle des 
täglich nur einmal stattfindenden Umschlages Beförderung mit jedem 
geeigneten Zuge; auf diese Weise würden viele Kaufinannsgüter, die jetzt 
noch alle per Achse von Schweinfurt in das Lauertal gebracht werden, 
der Bahn zugute kommen. 

Zum Schlüsse sei noch erwähnt, dass seit eröffneter Tätigkeit des 
K. Bezirksamtes Hofheim der sehr im argen gelegenen Strassenunter- 
haltung ein besi mderes Augenmerk gewidmet wird und sich die hier auf- 
gewandte Mühe den Dank aller Fuhrwerksbesitzer erworben hat und 
erwerben wird. 
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An das 



Kgl. Staatsministerium des Kgl. Hauses und des Äußern 

München. 



In Erfüllung der uns durch Allerhöchste Verordnung vom 
25. Oktober 1SS9 § 2 Abs. 4 auferlegten Verpflichtung bringen 
wir nachstehend unseren Bericht für das Jahr 1900 in Vorlage. 

Würzburg, im Mai 190(5. 



Die Handels- und Gewerbekammer für Unterfranken und Aschaffenburg. 

Der Vorstand: 

Hilcken, 

Kgl. Kommerzienrat. 

Der Syndikus: 

Dr. Kittel. 
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Überblick über die allgemeine Lage. 

Das Wirtschaftsjahr 11)05 erhielt seine Signatur durch die 
Preissteigerungen, die für zahlreiche Artikel, namentlich für 
Kuh- und Hülfsstoffe, wie Kohlen, Eisen und sonstige Mine- 
ralien, ferner für Leder, Holz etc. eintraten. Ebenso wiesen die 
1. ebensmittel während des Vorjahres eine teilweis starke Preis- 
erhöhung auf. Beide Momente waren für die Industrie unseres 
Kreises ungünstig; denn unsere heimische Industrie, die zum 
großen Teil Qualitätsindustrie ist und ihre Rohstoffe aus verhält- 
nismäßiger Eernc bezieht, mußte vielfach von vorneherein und 
in immermehr steigendem Maße mit teueren Rohstoffen und 
hohen Löhnen rechnen. Der Jahresabschluß wäre also für unsere 
Industrie kein zufriedenstellender gewesen, wenn nicht anderseits 
der tatsächliche Aufschwung im Absatz eine vermehrte 
Tätigkeit, einen erhöhten Umsatz und dadurch einen Ausgleich 
im Gewinn ermöglicht hätte. Nur durch die gesteigerten Um- 
sätze konnte die Industrie verhältnismäßig befriedigepde Resultate 
erzielen ; denn der relative Nutzen ist durchweg ein recht be- 
scheidener, da die Preise der Fabrikate keineswegs sofort den 
erhöhten Preisen der Rohstoffe entsprechend festgesetzt werden 
können. Dies gilt auch ganz besonders für das Kleingewerbe, 
das nicht so schnell mit den Preisen seiner Arbeiten aufschlagen 
kann, wie dies von den Lieferanten der Rohprodukte geschah. 

Die Gründe für die steigende Preistendenz sind teils in 
natürlichen Ereignissen, teils aber auch in künstlichen Einflüssen 
zu suchen. Die Ernte in unserem Bezirke war für die wichtigste 
Körnerfrucht, die Gerste, eine ziemlich geringe, für Hafer sogar 
fast eine Mißernte. Bei den hohen Forderungen der Gerste- 
Produzenten war für den Handel kein lohnendes (Teschäft möglich, 
und auch die Bierbrauerei hatte mit sehr teueren Rohstoffen 
zu rechnen. Obst brachte im allgemeinen gleichfalls einen 
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Ausfall. Die Weinlese ergab eine ziemliche Quantität, jedoch 
nur mittlere Qualität; der Absatz im Weinhandel litt unter 
der immer noch stark fühlbaren Antialkohlbewegung, sowie unter 
der allgemeinen Beunruhigung des Geschäfts. Enorm hoch 
waren die Preise für Vieh und Fleisch, sodaß dieser Zweig 
der einheimischen Landwirtschaft trotz der knappen Futterver- 
hältnisse sicher guten Nutzen brachte, während die industrielle 
und städtische Bevölkerung mit vermehrten Ausgaben für Lebens- 
unterhalt rechnen mußte. 

Eine künstliche Einwirkung auf die Preisgestaltung ging 
namentlich von den Ringen und Syndikaten aus, die immer 
mehr Einfluß auf die wirtschaftliche Entwickelung gewinnen. 
Wenn der Zusammenschluß in einzelnen Branchen teilweise auch 
richtigen Motiven entspringen mag, so verleitet die einmal ge- 
wonnene Macht vielfach wieder zu schädlichen Maßnahmen, ins- 
besondere zu Preistreibereien und zur Ausschaltung des Handels. 

Einen düsteren Ausblick bringt dabei für Industrie und 
Handel namentlich die von 1906 ab vollzogene Umgestaltung 
der zoll- und handelspolitischen Verhältnisse gegenüber 
dem Auslande. F'ür den Export sind dadurch wesentlich 
schwierigere Bedingungen geschaffen, den Ringen wird eine 
Verstärkung ihrer Position im Inlande gesichert, und der Lebens- 
unterhalt der industriellen Bevölkerung wird abermals verteuert. 
Für Handel und Gewerbe stehen unter diesen Umständen neue, 
große Anstrengungen bevor, und etwaige Wirtschaftskrisen 
werden voraussichtlich noch schwerer zu überwinden sein als 
bisher ; dringend notwendig erscheint daher insbesondere die 
Erhaltung des politischen und wirtschaftlichen Friedens. 

Die lokale Bautätigkeit hat bisher immer noch nicht den 
erhofften Aufschwung genommen. Die wichtige Steinindustrie 
unseres Gebietes fand ihren Absatz meist nach auswärts. Holz war, 
wie die Überbietungen der F'orsttaxen zeigten, ein teuerer Artikel. 

Unter den gegebenen Verhältnissen ist es für die Produktions- 
fähigkeit unserer Industrie und unseres Gewerbes und für den 
Absatz unseres Handels mehr wie je nötig, daß im Verkehrs- 
wesen Erleichterungen geschaffen und daß weitere steuerliche 
Belastungen vermieden werden. Zur Hebung des Verkehrs 
wünschen wir namentlich den Anschluß an die Großschiffahrts- 
straße sowie die Förderung der einheimischen Schiffahrt durch 
Weiterführung der Kette, Festsetzung billiger Schleppsätze für 
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Massenartikel und Gewährung von Umschlagtarifen. Hinsichtlich 
der Besteuerung wäre eine Umgestaltung unserer veralteten 
bayerischen Gewerbesteuer und der Übergang zur allgemeinen 
progressiven Einkommensteuer sehr empfehlenswert. Keinesfalls 
aber sollten derart bedenkliche Steuerprojekte, wie die von der 
Reichsregierung vorgeschlagenen Abgaben auf Quittungen, 
Frachturkunden und Fahrkarten, in Erwägung kommen! — End- 
lich dürfte der Geschäftsstand auch überhaupt von den be- 
ständigen Aufregungen und Beunruhigungen durch neue Gesetze 
und Verordnungen, sowie von den fast ununterbrochenen Ab- 
änderungsprojekten für bestehende Rechtsvorschriften verschont 
bleiben; denn heute schon muß der Geschäftsmann außer seinen 
Berufs- und Fachkenntnissen beinahe eine spezielle juristische 
Bildung besitzen, um den Anforderungen der neuzeitlichen, in- 
tensiven wirtschaftlichen Gesetzgebung entsprechen zu können. 
Ruhe vor Belastungen und Belästigungen ist vor allem nötig, 
wenn unser Geschäftsleben die erfreuliche Entwickelung nehmen 
soll, wozu es die Bildung und der Fleiß der Unternehmer und 
Angestellten befähigen. 
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A. Tätigkeitsbericht. 

(Gutachten, Ansichten und Wünsche der Kammer.) 



I. Innere Angelegenheiten der Kammer. 



1. Personalstand der Kammer. 



Am 31. Dezember 1905 war der Personalstand der Kammer 
folgender : 

a) handelsabteilung. 

Herr Hilcken, Wilhelm, Kommerzienrat, Direktor der Würz- 
burger Volksbank, Vorsitzender. 

„ Heitmann, Bernhard, jun., Weingroßhändler, Stellvertreter 
des Vorsitzenden. 

* Kahle, Max, Direktor der Portland-Zementfabrik Karl- 
stadt a. M., Kassier. 

, Ach, Hans Stephan, Direktor der Bayerischen Boden- 
credit-Anstalt. 

„ Bock, Heinrich, Kommerzienrat, Direktor des Brauhauses 
Würzburg. 

„ Eck, Theodor, Getreidegroßhändler. 

„ Eckert, Franz, Holzgroßhändler und Sägewerksbesitzer. 

„ Krug, Karl, Kolonialwarenhändler. 

„ Lang, Fritz, Kommerzienrat, Baumaterialiengroßhändler. 

„ Leinecker, Artur, Kolonialwarengroßhändler. 

„ Pfister, F'riedrich, Drogist. 



b) Gewerbeabteilung. 

Herr Wolf, Franz, Maler-, Tüncher- und Lackierermeister, 
Vorsitzender. 

„ Hetterich, Stephan, .Schuhmachermeister, Stellvertreter 
des Vorsitzenden. 

1 
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Herr Hub, Friedrich, Zimmermeister. 

„ Haselbrunner, Michael, Vergoldermeister. 

„ Jan der, Joseph, Metzgerm eister. 

„ Lutz, Stephan, Schreinermeister. 

„ Schmidt, Johann, Sattlermeister. 

„ Strauss, Johann, Privatier, früher Gastwirt. 

„ Stock, Andreas, Bäckermeister. 

„ Viering, Georg, Glasermeister. 

„ Voll, Fritz, Drechslermeister. 

c) Sekretariat. 

Syndikus: Dr. J. B. Kittel. 

Amtsgehilfe: Michael Diener. 

Bureau: Domerschulstraße (i (FYanziskanerplatz). 

2. Personalstand der Bezirksgremien, 
i. Vorsitzende des Bezirksgremiums Aschaffenburg. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Stenger, Valentin, Kommerzienrat, Fabrikdirektor, 
Vorsitzender. 

„ Desch. Johann, Kommerzienrat, Fabrikant. Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

I lerr Hock, Konrad, Privatier, vorm. Tünchermeister, Vorsitzender. 
„ Schmelzer, Franz, Privatier, vorm. Metzgermeister, Stell- 
vertreter. 

2. Vorsitzende des Bezirksgremiums Dettelbach. 

Herr Wiesengrund, Moritz, Weinhändler, Vorsitzender. 

* Stahl, Franz, Weinhändler, Stellvertreter. 

3. Vorsitzende des Bezirksgremiums Haßfurt. 

Herr Mölter, Nikolaus, Fabrikant, Vorsitzender. 

Vetter, Hans, Direktor der „ Deutschen Steinwerke“ in 
Eltmann, Stellvertreter. 

4. Vorsitzende des Bezirksgremiums Kitzingen. 

Herr — — — , Vorsitzender (z. Z. vakant). 

„ Gassner, Michael, Brauereibesitzer, Stellvertreter. 
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5. Vorsitzende des Bezirksgremiums Lohr a. M. 

Herr Brand, S. G., Essig- und Likörfabrikant, Vorsitzender. 

„ Crämer, August, Fabrikant, Stellvertreter. 

6. Vorsitzende des Bezirksgremiums Marktbreit. 

Herr Schmid, Richard, Bankier, Vorsitzender. 

„ Lang, Adam, Kaufmann, Stellvertreter. 

7. Vorsitzende des Bezirksgremiums Miltenberg. 

Herr Schwaab, Eduard, Kaufmann, Vorsitzender. 

„ — — — , Stellvertreter (z. Z. vakant). 

8. Vorsitzende des Bezirksgremiums Ochsenfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Dress, Heinrich, Kunstmühlenbesitzer in Tückeihausen, 
Vorsitzender. 

„ Ulrich, Bernhard, Getreidehändler, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Rappert, Adolf, Buchdruckerei besitzer, Vorsitzender. 

„ Oechsner, Martin, Bäckermeister, Stellvertreter. 

9. Vorsitzende des Bezirksgremiums Schweinfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Hurtzig, Dr. Leopold, Kommerzienrat, Fabrikant, 
Vorsitzender. 

* von Berg, Alfred, Kommerzienrat, Fabrikant, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Bechert, Friedrich, Spenglermeister, Vorsitzender. 

„ Krackhardt, Karl, Brauereibesitzer, Stellvertreter. 



Wie aus einem Vergleich des vorstehenden Personalstandes 
mit dem im Vorjahre wiedergegebenen sich ergibt, hat die Mit- 
gliedschaft der Kammer, sowohl was die hiesigen wie die aus- 
wärtigen Mitglieder betrifft, ziemlich bedeutende Änderungen 
erfahren. Für die Gestaltung des Würzburger Personalstandes 

1 * 



Digitized by Google 




4 



waren die Ergänzungswahlen maßgebend, die am 12. Juli 
unter Leitung des als Wahlkommissär von der Kgl. Regierung 
aufgestellten Herrn RechtsratsLöffler im magistratischen Sitzungs- 
saale stattfanden. Für die Handelsabteilung wurden 141 Stimmen, 
für die Gewerbeabteilung nur 2.1 Stimmen (darunter eine un- 
gültige) abgegeben. Wenig Veränderung fand der Personalstand 
der Handelsabteilung, in welche nur ein Mitglied, Herr Pfister, 
neu eintrat, während die übrigen Gewählten, die Herren 
Magistratsrat Bernhard Hellmann, Großhändler Artur Lei- 
necker, Kommerzienrat Fritz Lang, und Kommerzienrat Hein- 
rich Bock bereits früher der Kammer angehörten. Zur Gewerbe- 
kammer wurden drei Herren, nämlich die Herren Bäckermeister 
Andreas Stock, Glasermeister Georg Viering und Drechsler- 
meister Fritz Voll neu gewählt und die Herren Metzgermeister 
Josef Jander und Sattlermeister Johann Schmidt wiedergewählt. 

In der Sitzung vom 27. Juli fand hierauf die Konstitu- 
ierung der Kammer statt. Gewählt wurden als 1. Vorsitzender 
der Handelsabteilung (und somit als Vorstand der Handels- und 
Gewerbekammer) Herr Kommerzienrat Hilcken, II. Vorsitzender 
der Handelsabteilung Herr Magistratsrat Hellmann, I. Vor- 
sitzender der Gewerbeabteilung Herr Wolf, II. Vorsitzender der 
Gewerbeabteilung Herr Hetterich; als Kassier wurde Herr 
Direktor Kahle wiedergewählt. 

Für die Gremien fanden Ergänzungswahlen statt in 
Kitzingen am 18. August, in Miltenberg am 18. August, in 
Ochsenturt am 4. Oktober, in Schweinfurt am 5. Oktober, in 
Aschaffenburg am 19. Oktober, in Lohr am 11. Oktober und in 
Marktbreit am 23. Oktober. Die Resultate der Vorstandswahlen in 
den genannten Gremien sind aus dem oben verzeichneten Per- 
sonalstand der auswärtigen Mitglieder ersichtlich. 

Als neues Gremium trat unserer Kammerorganisation 
das Bezirksgremium in Haßfurt bei. Dasselbe wurde genehmigt 
durch folgende Entschließung des Kgl. .Staatsministeriums des 
Kgl. Hauses und des Äußern vom 18. Februar: 

Aut den von einer Anzahl von Interessenten des Amtsbezirks Haßfurt ge- 
stellten und von der Mehrzahl der übrigen Beteiligten unterstützten Antrag wird 
gemäß § 1 Abs. 5 und 4, sowie § 17 Abs. 2 der Allerhöchsten Verordnung vom 
25. Oktober 1K89, die Handels* und Gewerbekammern betreffend, die Bildung eines 
Handelsgremiums für die Bezirksämter Ebern, Haßfurt und Hof heim mit dem 
Sitze in Haßfurt hieniit genehmigt. 
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Die Kgl. Regierung wird hienach beauftragt, das zur Bildung des Handels* 
gremiums weiter Erforderliche gemäß §§ 3 und 19 der Verordnung zu verfügen. 

Die Konstituierung dieses Gremiums fand am 14. Juni 
statt und wurden als Vorsitzender Herr Fabrikbesitzer Nikolaus 
Mölter in Haßfurt und als dessen Stellvertreter Herr Hans 
Vetter, Direktor der Deutschen Steinwerke in Eltmann gewählt. 

In einem Falle hatten wir den Verlust eines auswärtigen 
Mitgliedes durch Tod zu beklagen, indem Herr Kommerzienrat 
Paul Weigand, der dem Bezirksgremium Ochsenfurt seit dessen 
Gründung als erster Vorsitzender Vorstand und sich an den 
Sitzungen und Arbeiten unserer Kammer in regster Weise be- 
teiligte, am 22. August verstarb. Die Vorstandschaft unserer 
Kammer nahm an seiner Beerdigung teil und widmete dem 
Verstorbenen ferner in der Sitzung vom 4. Oktober einen 
ehrenden Nachruf. 

Als Staatskommissär fungierte wie in den Vorjahren 
Herr kgl. Regierungsrat Bogendörfer, der den Plenarsitzungen 
regelmäßig beiwohnte und die Bestrebungen der Kammer in 
höchst dankenswerter Weise unterstützte. 



Abgesehen von der vorerwähnten Gründung des Bezirks- 
gremiums Haßfurt kam im Vorjahre auch die Errichtung eines 
Handelsgremiums in Brückenau in Anregung. Nachdem die 
Interessenten sich jedoch bei der vorgenommenen Abstimmung 
im allgemeinen ablehnend verhielten und auch die ursprünglichen 
Antragsteller ihr Gesuch nicht aufrecht hielten, mußte das 
Projekt als gescheitert betrachtet werden. Ebensowenig hatte 
eine von privater Seite erfolgte Anregung zur Gründung eines 
Gremiums in Bad Kissingen Erfolg. 

Wie wir verschiedenen Korrespondenzen aus nicht organi- 
sierten Teilen unseres Kreises entnehmen, besteht mehrfach 
Neigung zur Bildung von Gremien, so z. B. außer in Bad 
Kissingen auch in Neustadt a. d. Saale, Mellrichstadt, Münner- 
stadt u. a. m. Nach unseren bisherigen Erfahrungen hält es 
jedoch schwer, die Neubildung von Gremien in der seit- 
herigen Weise und nach den Bestimmungen der Allerhöchsten 
Verordnung vom 25. Oktober 1889, § 1 Abs. 3, zu bewerk- 
stelligen, da die Feststellung, „wo ein Bedürfnis hiefür obwaltet 1 *, 
vielfach durch die herkömmliche Abstimmung der Interessenten 
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vereitelt wird. Nachdem hiebei nicht nur die bedeutenderen 
Interessenten, sondern sämtliche Handels- und Gewerbetreibenden 
der betreffenden Bezirke gefragt werden, so bewirken manchmal 
die Kostenfrage oder sonstige kleinliche Rücksichten eine Ab- 
lehnung. Hoffentlich bringt die bevorstehende Revision der 
Kammerverordnung eine Änderung dieser Verhältnisse nach der 
von uns gewünschten Richtung, daß statt der fakultativen 
Gründung von Bezirksgremien eine obligatorische Organi- 
sation des ganzen Kreises stattfindet. 



Hinsichtlich der bestehenden Gremien kam in einem Falle 
ein Antrag auf Abänderung, indem die Gewerbetreibenden der 
Gemeinde Giebelstadt ihre Abtrennung von dem Bezirksgremium 
Ochsenfurt wünschten. Von der Kgl. Kreisregierung zum Gut- 
achten hierüber aufgefordert, erstatteten wir unterm 13. November 
folgenden Bericht: 

Unter Rückgabe der mit Randschreiben vom 1. September ds. Js. Nr. 21050 
uns überlassenen Akten beehren wir uns, nachstehenden Bericht zu erstatten. 

Von einem .Austritt* der Gewerbetreibenden von Giebelstadt aus dem Bezirks- 
gremium für Handel und Gewerbe in Ochsenfurt kann so ohne weiteres nicht die Rede 
sein. Die Handels- und Gewerbekammern bezw. die Bezirksgremien f. H. u. G. sind — 
das scheint man in Giebelstadt völlig zu verkennen — keine gewöhnlichen Vereine, 
bei denen freier Hin- oder Austritt stattfinden kann ; vielmehr werden gemäß § 1 der 
Allerhöchsten Verordnung vom 2f). Oktober 1889 die Bezirke der Handels- und 
Gewerbegremien vom Kgl. Staatsministerium (früher des Innern, jetzt des kgl. Hauses 
und des Äußern) festgesetzt. Das Vorbringen der Gewerbetreibenden und des 
Bürgermeisters von Giebelstadt ist also zum mindesten in der Form gänzlich verfehlt, 
da eine Änderung eines Gremialbezirks absolut nicht durch willkürliche .Austritts- 
erklärung* von Beteiligten, sondern nur durch Ministerialentschließung erfolgen kann. 

Aber auch rein sachlich ist das Vorbringen der (ie werbetreibenden in Giebel- 
stadt zu beanstanden. Es ist doch eine merkwürdige Auffassung, daß ein Bezirks- 
gremium den zugehörigen Gewerbetreibenden direkten .pekuniären Nutzen“ bringen 
soll ; vielmehr obliegt den Handels- und Gewerbekammern und Bezirksgremien doch 
nur im allgemeinen die Förderung und Vertretung der Interessen von Handel, In- 
dustrie und Gewerbe. 

Die Gemeinde Giebelstadl ist — das ist ja bekannt — von der Lösung der 
.Gaubahnfrage* nicht befriedigt. Diese Frage teilte die Bewohner des Ochsenfurter 
Gaues in zwei Lager, von denen das eine den Anschluß der Lokalbahn in Ochsen- 
furt wünschte, während die andere Partei, wozu namentlich die Einwohnerschaft von 
Giebelstadt zählte, die direkte Verbindung mit Würzburg über Geroldshausen bezw. 
Heidingsfeld anstrebte. Nebenbei bemerkt, trat unser Kammerplenum gerade für das 
letztere Projekt ein, während das Ochsenfurter Gremium aus begreiflichen Gründen 
den Anschluß von Ochsenfurt aus befürwortete. Die Sache aber Ist nunmehr im 
Sinne des Ochsenfurter Gremiums entschieden, und es hat doch wirklich keinen 
Zweck mehr, wegen einer derartigen abgeschlossenen Frage Differenzen zu pflegen. 

Vielmehr liegt es sicherlich im eigenen Interesse der westlichen Hälfte des 
Ochsenfurter Gaues, nunmehr auch ihrerseits und unabhängig von der entschiedenen 
Gaubahn frage eine Verbesserung ihrer Verkehrs Verhältnisse zu erstreben. Das geschieht 
sicherlich am leichtesten durch Vermittelung der offiziellen Interessenvertretung, und 
das Ochsenfurter Bezirksgremium wie auch unsere Kammer sind im jetzigen Zeit- 
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punkte gewiß gerne bereit, sich für eine solche Verkehrsverbesserung nach Kräften 
zu verwenden. So ist das Gremium Ochsenfurt in letzter Zeit beispielsweise auch 
für eine Tclephonverbindung nach Geichsheim und Aub mit Erfolg eingetreten, und 
in gleicher Weise würde auch für Giebelstadt und andere Orte auf Wunsch ein- 
getreten werden. 

Was schließlich noch die von den Giebelstadtcr Interessenten berührte Kosten- 
frage betrifft, so möchten wir doch bemerken, daß hier für die Gaubewohner ganz 
verschwindende Beträge in Betracht kommen. Unsere Kammer erhebt von dem 
ganzen Bezirk des Gremiums Ochsenfurt einen Gesamtjahresbeitrag von nur 100 Mk. 
und für die eigenen Bedürfnisse des Gremiums Ochsenfurt dürfte gleichfalls kaum 
viel mehr zur Erhebung kommen. Den Hauptteil dieser ohnehin geringfügigen 
Summen trägt aber zweifellos der Handels- und Gewerbestand von Ochsenfurt selbst, 
sowie vielleicht noch die größeren Gemeinden Aub, Köttingen und Sommerhausen ; 
auf eine kleinere, vorzugsweise ländliche Gemeinde wie Giebelstadt werden im höchsten 
Falle ein paar Mark entfallen. 

Nach alledem können wir der Beschwerde der Giebelstadter Gewerbetreibenden 
keine Berechtigung zuerkennen. Sollte einmal in künftiger Zeit die Trennung oder 
Aufhebung der Gewerbeabteilungen bei den Kammern und Bezirksgremien erfolgen, 
wie wir dies selbst aus sachlichen Gründen mehrfach befürwortet haben, dann wird 
die Beschwerde der Giebelstadter Gewerbetreibenden ohnedies hintällig ; bis dahin 
aber kann man ihnen nur empfehlen, sich reger als bisher bei den Wahlen zu 
beteiligen und dadurch ihre Interessen selbst zu wahren. 



Die Reorganisation der Handels- und Gewerbe- 
kammern, insbesondere die Abtrennung' der Gewerbe- 
abteilung ist — wie wir schon in unseren letzten Jahres- 
berichten aussprachen — durch die Entwickelung der Verhältnisse 
ohne alle Zweifel bedingt. Tatsächlich ist die Frage auch neuer- 
dings wieder durch die Initiative des Kgl. Staatsministeriums in 
Fluß gekommen. Unser diesbezügliches Gutachten fällt jedoch 
bereits über den Rahmen des Berichtsjahres hinaus und müssen 
wir uns daher Vorbehalten, hierüber erst im nächsten Jahre zu 
berichten. Dagegen wollen wir nicht versäumen, auch an dieser 
Stelle zu betonen, daß eine reinliche Scheidung zwischen der 
Vertretung von Handel und Industrie einerseits und derjenigen 
des Kleingewerbes anderseits aus sachlichen Gründen unaufhaltbar 
erscheint. Die Doppelvertretung des Kleingewerbes durch die 
Handwerkskammer und unsere Gewerbeabteilung ist direkt un- 
logisch ; die Bildung reiner Handelskammern mit größerer Mit- 
gliederzahl aus den Kreisen von Handel und Industrie entspricht 
anderseits den zweifellos berechtigten Wünschen dieser In- 
teressentenkreise . 



Wie in den Vorjahren erfolgten seitens der Kammer die 
regelmäßigen Wahlen zu verschiedenen bürgerlichen Ehren- 
ämtern. 
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Zum kgl. Handelsrichter wurde gemäß unserem Vor- 
schläge Herr Kaufmann Georg Geiger nach Ablauf seiner 
letzten Amtsperiode wieder ernannt. 

Ebenso erfolgte nach unseren Vorschlägen die Wieder- 
ernennung der Herren Kommerzienrat Fritz Lang in Würzburg 
und Kommerzienrat Dr. Leopold Hurtzig in Schweinfurt zum 
Eisenbahn rat. Diese letzteren Vorschläge entsprechen einer 
von unserer Kammer gepflogenen Übung, wonach das eine der 
von uns vorzuschlagenden Mitglieder von Würzburg, das andere 
in sechsjährigem Turnus abwechselnd von unseren Bezirks- 
gremien Aschaffenburg und Schweinfurt zu stellen sei. In 
unserer Sitzung vom IG. Juni beantragten die Vertreter von 
Aschaffenburg, daß eine der beiden Eisenbahnratsstellen dauernd 
dem Platze Aschaftenburg zuzugestehen sei. Bei aller Rück- 
sichtnahme auf die Wünsche unserer Gremien konnte die Kammer 
unter loyaler Abwägung der Verhältnisse den gleichmäßigen 
Anspruch unseres Bezirksgremiums Schweinfurt nicht umgehen, 
zumal von dem Bezirksgremium Aschaffenburg selbst früher der 
Vorschlag eines sechsjährigen Turnus zwischen Aschaffenburg 
und Schweinfurt gemacht worden war. Die von Aschaffenburg 
geltend gemachten Gründe, nämlich die industrielle Bedeutung 
des Platzes und die Stellung als wichtiger Eisenbahnpunkt, 
treffen unseres Erachtens für Schweinfurt wohl annähernd ebenso 
zu wie für Aschaffenburg. Wir konnten daher aus prinzipiellen 
Gründen von dem einmal festgelegten Modus nicht abgehen. 
Vom Jahre 1908 ab wird, wie in unserer Sitzung ausdrücklich 
betont und auch protokollarisch festgelegt wurde, der Vorschlag 
für eine Eisenbahnratsstelle wiederum auf sechs Jahre auf einen 
Vertreter Aschaffenburgs fallen. Wir möchten bei dieser Ge- 
legenheit dem Wunsche Ausdruck geben, es möge eine Ver- 
mehrung der Eisenbahnratsmitglieder eintreten, sodaß sich die 
Vertretung aller größeren Städte in dieser Korporation ermög- 
lichen ließe. 

In den Beirat bei Beschaffung von Lebensmitteln zum 
Unterh.alt der Truppen für das II. Armeekorps wurde gemäß 
unserem Vorschlag unser Mitglied Herr Leinecker berufen. 

Für die Gewerbesteuer-Berufungskommission brachte 
unsere Kammer die sämtlichen ausscheidenden Herren, nämlich 
1. die Mitglieder Hermann Wildhagen, Fabrikant in Kitzingen, 
und Friedrich Bechert, Spenglermeister in Schweinfurt, und 
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2. die Ersatzmänner S. G. Brand, Fabrikant in Lohr, und Carl 
Tietge, Kaufmann in Würzburg, wieder in Vorschlag. 



Für die Prüfung der Hufschmiede wählte bisher unsere 
Gewerbeabteilung ein Mitglied in die bezügliche Prüfungs- 
kommission. Dieses Recht wurde jedoch im Berichtsjahre 
plötzlich der Handwerkskammer übertragen. Unsere Ansicht 
über diese Änderung legten wir in folgendem Bericht an das 
Kgl. Staatsministerium vom 20. Dezember nieder: 

Durch die Kgl. Allerhöchste Verordnung vom 1. März 1884 wurden die 
Gewerbekammem mit dem Hechte betraut, ein Mitglied in die Kommission zur 
Prüfung der Hufschmiede abzuordnen. Demgemäß wurde unsere Kammer, nachdem 
die Funktionsperiode des derzeitigen Mitgliedes der Prüfungskommission sowie seines 
Stellvertreters abgelaufen war, von der Kgl. Kreisregierung zur Neuwahl aufgefordert. 
Vor deren Betätigung erschien jedoch ganz plötzlich und unvermutet die Kgl. Aller- 
höchste Verordnung vom 23. November ds. Js., wodurch die Wahl des betreffenden 
Kommissionsmitgliedes der Gewerbekammer entzogen und der Handwerkskammer 
übertragen wurde. 

Bei dem durchaus kollegialen Verhältnis zwischen unserer Kammer und der 
hiesigen Handwerkskammer würden wir, was die reine Personenfrage betriflt, keinerlei 
Einwendungen dagegen zu machen haben, daß die Handwerkskammer künftig die 
Benennung des Vertreters bei der Prüfungskommission vornimmt; höchstwahrschein- 
lich wird von der Handwerkskammer genau der gleiche Vertreter abgeordnet, der 
von unserer Gewerbekammer bisher gewählt war. 

Hingegen bitten wir doch, zu berücksichtigen, daß die Entziehung der ge- 
nannten Befugnis für die Gewerbekammern einen etwas verletzenden Charakter hat. 
Solange eben die Gewerbekammern nicht aufgehoben sind, sondern neben den 
Handwerkskammern weiter bestehen, dürfte doch deren Existenz, noch dazu als 
ältere Korporation, Berücksichtigung finden. Wir bitten deshalb, daß künftig bei 
derartigen rechtlichen Änderungen unsere Korporation zum mindesten vorher gut- 
achtlich gehört werden möge. Solange die Kammern noch aus zwei Abteilungen 
bestehen und Handels- und Ge werbe- Kammer heißen, halten wir es für unsere 
einfache Pflicht, die formalen Hechte unserer Gewerbeabteilung tunlichst zu wahren. 

Der Vorgang zeigt übrigens wieder deutlich, daß die gegenwärtige Doppel- 
vertretung des Kleingewerbes auf die Dauer unhaltbar ist. Wie wir bereits in ver- 
schiedenen Gutachten und in unseren letzten Jahresberichten wiederholt ausführten, 
steht unsere Kammer rein sachlich auf dem Standpunkt, daß die Gewerbekammem 
nunmehr, nach Gründung der Handwerkskammern, aufgelöst und lediglich reine 
Handelskammern belassen werden sollten. Wenn wir heute für die Hechte der Ge- 
werbeabteilungen formell eintreten, so steht dies nicht mit unserm sachlichen Stand- 
punkt hinsichtlich der Existenz der Gewerbekammern in Widerspruch ; wohl aber 
begründet der ganze Vorgang unseren generellen Wunsch nach einer reinlichen 
Scheidung zwischen unserer Korporation als Vertretung von Handel und Industrie 
einerseits und den Handwerkskammern als Organ des Kleingewerbes andererseits. 



Ein Überblick über die während des Berichtsjahres ab- 
gehaltenen Sitzungen ergibt sechs Plenarsitzungen. Mit fünf 
dieser Sitzungen waren geheime Sitzungen verbunden, in welchen 
insbesondere die Personalfragen, sowie einige als vertraulich 
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bezeichnete Gegenstände zur Verhandlung' kamen. Daneben fand 
eine größere Anzahl von Vorstands- und Kommissionsberatungen 
statt, insbesondere jeweils über Etats-, Rechnungs- und Jahres- 
berichtsangelegenheiten. In der Hauptsache dienten sie zur Vor- 
beratung der Gegenstände in den Plenarsitzungen, in verschiedenen 
Fällen aber auch zur sofortigen Beschlußfassung; es geschah 
dies insbesondere bei dringenden Angelegenheiten, welche keinen 
Aufschub erleiden durften, in welchen jedoch die Vorstandschaft 
erst den Rat dieser Mitglieder einholen wollte, ferner in Fragen, 
deren Natur die öffentliche Verhandlung nicht zuließ. 

In den Einlauf der Kammer kamen während des Bericht- 
jahres rund 6000 Schriftstücke, wobei zu bemerken ist, daß die 
auf einen Betreff bezüglichen Einläufe, z. B. die Antwortschreiben 
auf Unterstützungsgesuche oder die Eingänge auf eine veran- 
staltete Enquete, ferner die von den Distriktspolizeibehörden 
quartaliter eingesandten Gewerbeanmeldungslisten für die Be- 
richtigung und Vervollständigung der Handelsregister stets nur 
einfach gezählt wurden, sowie daß in der Aufzählung die kurz- 
händig erledigten Sachen, insbesondere die zahlreichen An- 
fragen der Registergerichte, Geschäftsbriefe, Erkundigungen, 
überhaupt kleinere Korrespondenzen, sowie endlich auch sämtliche 
Beiträge zum Jahresberichte nicht einbegriffen sind. Von obiger 
Zahl der Einläufe gaben über 1000 Anlaß zu Antwortschreiben, 
Eingaben etc. 

Im Auslaufjournal sind über 1200 Nummern aufgeführt. 
Doch sind auch hier einerseits die auf einen Betreff bezüglichen 
Gegenstände (Rundschreiben, namentlich über Eisenbahn-Tari- 
fierungsfragen, ferner Drucksachen etc.) zu einer Nummer zu- 
sammengefaßt, andererseits kleinere Korrespondenzen, wie Er- 
ledigungen von kurzer Hand, die sehr zahlreichen kleineren 
Gutachten an die Registergerichte, Unterstützungs- und Dankes- 
schreiben, Auskünfte an Private etc., die stets in großer Anzahl 
Vorkommen, nicht eigens aufgezählt. Ebenso ist die Ausstellung 
von Ursprungszeugnissen sowie die Enquete für den Jahres- 
bericht nicht mit einbegriffen. 

Unter den Korrespondenzen, die meistens direkt durch 
das Bureau erledigt wurden, erwähnen wir namentlich die sehr 
zahlreichen Auskünfte und Benennungen von Adressen für 
Behörden wie für Private, ferner Gratulations- und Kondolations- 
schreiben aus persönlichen Anlässen, weiter die Benennung von 
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Prozeßsachverständigen für die Gerichte, Gutachten über Tarif- 
maßnahmen und Registergerichtsfragen, Rechtsgutachten über 
Handelsbräuche etc. etc. Bei der vertraulichen Natur vieler 
dieser Korrespondenzen, oder weil sie nur für die zuständigen 
Behörden und Privatpersonen von Interesse sind, nehmen wir 
von einer ausführlichen Berichterstattung hierüber Umgang. 



Seit Anfang des Berichtsjahres gibt die Kammer - vor- 
läufig in zwangloser Reihenfolge — „Mitteilungen“ im Druck 
heraus und stellt dieselben den Interessenten kostenlos zur Ver- 
fügung. Den Hauptinhalt dieser Mitteilungen bilden die .Sitzungs- 
protokolle der Kammer, die ja bereits in früheren Jahren im 
Druck erschienen, nunmehr aber noch durch sonstige wissens- 
werte und für die Geschäftswelt interessante Angaben, so durch 
Abdruck von Ministerial- und Regierungs-Entschließungen, An- 
gabe von Verkehrsmitteilungen, statistischen Notizen etc. ergänzt 
werden. Seit Anfang des Jahres 1906 wurde zur monatlichen 
Ausgabe dieser „Mitteilungen“ übergegangen. 



II. Auswärtiger Handel, Zollwesen und 
Zolleinrichtungen. 

Auch das Jahr 1905 war noch großenteils den Vorarbeiten 
gewidmet, welche durch die zollpolitische Umänderung der inter- 
nationalen Verhältnisse bedingt ist, Hauptsächlich waren es zwei 
Handelsverträge, welche noch eine Vorbereitung erforderten, näm- 
lich mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika und mit 
Spanien. In beiden Fällen sammelten wir bei den Interessenten 
unseres Kreises Materialien und Wünsche, und übermittelten 
dieselben den offiziellen Sammelstellen. Da die eingeholten Gut- 
achten einzelne Spzialbranchen, teilweise sogar nur einzelne 
Firmen betrafen, sehen wir von der Veröffentlichung dieser Ma- 
terialien hier ab, zumal die beiden Handelsverträge mit der Union 
und Spanien bisher noch nicht zustande gekommen sind. 

Wir verfehlen jedoch nicht, an dieser Stelle dem Wunsche 
Ausdruck zu geben, daß die noch ausstehenden Handelsverträge 
für die nicht agrarischen Erwerbsgruppen, d. i. für Handel und 
Industrie, bessere Bedingungen bieten möchten, als dies durch 
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die zuerst abgeschlossenen Handelsverträge geschah. Speziell 
bezüglich des Handelsvertrages mit Nordamerika möchten wir 
auf die chikanöse Behandlung hinweisen, welcher bisher die Im- 
porteure bei Festsetzung des Wertzolls in der Union ausgesetzt 
waren ; ein Einzelgutachten aus der pharmazeutischen Branche 
im zweiten Teile dieses Jahresberichts enthält hierüber die be- 
rechtigsten, bittersten Klagen. Auch das primitive Handels- 
abkommen mit Großbritannien, sowie die zollpolitischen 
Verhältnisse gegenüber den skandinavischen Ländern dürften bald- 
möglichst durch bessere und stabile Verträge ersetzt werden, 
diese Erwartung ist umsomehr berechtigt, als die am 1. März 1906 
in Kraft getretenen Handelsverträge gerade für die bayerischen 
Verhältnisse in hohem Grade ungünstig wirken. Bereits jetzt 
ist die Preissteigerung der Rohmaterialien, deren wir in Bayern 
hauptsächlich bedürfen, sehr empfindlich zu merken. Durch den 
Einfluß der Ringe und Syndikate, deren Wirksamkeit sich inner- 
halb der hochgespannten Zölle besonders entfalten kann, wird 
diese Preissteigerung, die manchmal schon mit Preistreiberei 
nahezu identisch ist, vielleicht noch weitere Ausdehnung ge- 
winnen; dazu kommt die gleichfalls bereits sehr fühlbare Er- 
höhung der Lebensmittelpreise, die der industriellen Bevölkerung 
und durch erhöhte Lohnforderungen auch der Industrie selbst 
empfindlichen Schaden bringt. 



Besonders ungünstig schnitt bei den Handelsverträgen be- 
kanntlich die Malzindustrie ab. Auf Veranlassung verschiedener 
Malzfabrikanten unseres Kreises richteten wir wegen Rückver- 
gütung des Vier-Mark-Gerstenzolles bei der Ausfuhr von 
Malz nach einem Referate unseres Mitgliedes, Herrn Eck, in der 
Sitzung vom 16. Juni folgende Eingabe am 17. Juni gleichlautend 
an das Reichskanzleramt und an das Kgl. Bayer. Staatsministerium: 

Durch das Schlußprotokoll des deutsch-österreichischen Handelsvertrags wurde 
bestimmt, daß bei der Ausfuhr von Gerste oder Gerstenmalz aus dem freien Verkehr 
des deutschen Zollgebiets Einfuhrscheine nur rum Zollwert des niedrigsten in Betracht 
kommenden Zollsatzes erteilt werden. Hienach sowie nach den Erläuterungen in 
der Denkschrift zu dem Handelsvertrag Seite 28 soll der Mälzer in Zukunft die 
volle Rückvergütung des Malzgerstenzolles nur dann erhalten, wenn er nachweislich 
vom Ausland eingeführle Malzgerste unter Zollaufsicht verarbeitet ; andernfalls, d. h. 
wenn der Mälzer sich dieser Zollaufsicht nicht unterwerfen kann oder will, wird nur 
der für „andere Gerste“ geschaffene Zollsatz von Mk. 1.30 zurückvergütet. 

Durch dieses System würde die in unserem Bezirke sehr stark vertretene 
Malzfabrikation sehr beeinträchtigt; wahrscheinlich würde überhaupt jeglicher Export 
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von Malz aufhören müssen, alte Geschäftsverbindungen mit ausländischen Abnehmern, 
z. B. in der Schweiz und in Holland, würden mit einem Schlage vernichtet. 

Aber auch der Gerstenbau, die wichtigste landwirtschaftliche Kulturart in 
unserem Kreise und in ganz Süddeutschland, wüide empfindlich geschädigt. Die 
Vorzüge unserer Franken- Gerste und unseres Malzes haben bisher manchen aus- 
ländischen Abnehmer bestimmt, Malz aus Deutschland zu beziehen. Wird jedoch 
der Identitätsnachweis gefordert bezw. nur der Futtergersten-Zoll zurückvergütet, so 
ist es dem deutschen Mälzer nicht mehr möglich, mit den österreichischen Mälzereien 
im Auslande zu konkurrieren. Die einheimische Gerste, die in Form von Malz 
künftig nicht mehr exportiert werden kann, drückt dann auf den eigenen Markt ; 
es wird also die erhoffte Erhöhung der Gerstenpreise nicht nur nicht eintreten, 
sondern eher das Gegenteil. 

Aus diesen Gründen bitten wir, daß auch künftig für das exportierte Malz 
unter Verzicht auf den Identitätsnachweis der entsprechende Zoll für importierte 
Malzgerste, also nach dem Satz von 4 Mk. pro 100 Kilo, zurückvergütet wird. 



Eine jener wenigen Industrien, welche von der neuen Zoll- 
ordnung voraussichtlich einigermaßen Nutzen ziehen werden, ist 
die Kognakbrennerei. Die besonderen Verhältnisse dieser Branche 
machten es wünschenswert, die im neuen Zolltarife festgesetzte 
Alkohol grenze für Wein zur Kognakbereitung möglichst 
bald in Kraft treten zu lassen. Auf Anregung verschiedener 
Interessenten unseres Kreises schlossen wir uns nach einem Re- 
ferate unseres Mitglieds, Herrn Hellmann, diesem Wunsche 
mit folgender Eingabe vom 13. Oktober an die Kgl. Staats- 
regierung an: 

Der Verband der deutschen Kognakbrennereien hat an das Reichsamt des 
Innern die Bitte gerichtet, die im neuen Zolltarif festgesetzte Alkoholgrenze für Wein 
zur Kognakbereitung baldmöglichst und am liebsten sofort in Kraft treten zu lassen. 

Die Alkoholgrcnze für Wein zur Kognak bereitung betrug in früheren Jahren 
22 Gewichtsprozente, wurde jedoch in den 90er Jahren auf 18 Prozent herabgesetzt; 
der neue Zolltarif sicht als Höchstgrenze eine Stärke von 20 Gewichtspiozent 
Alkohol vor. 

Weine zur Kognakbereitung (das sind in der Hauptsache Charenteweine) 
werden nach altem Handelsbrauch in Frankreich unter amtlicher Aufsicht mit Wein- 
destillat gleichen Ursprungs auf die zulässige Stärke erhöht. Der deutsche Kognak- 
brenner hat ein sehr erhebliches Interesse an der möglichst baldigen Nutzbarmachung 
der zwei Prozente, die im neuen deutschen Zolltarif mehr als bisher zugestanden 
sind ; die zwei Gewichtsprozente Alkoholgehalt stellen eine Ersparung von 1Ü Prozent 
nicht nur des Zolles, sondern auch der Fracht dar, da heute eine um 10 Prozent 
größere Flüssigkeitsmenge eingeführt werden muß, um das gleiche Alkoholquantuni 
wie künftig zu importieren. 

Für die Brenn-Campagnc muß sich der deutsche Cognakfabrikant direkt zur 
Lesezeit vorsehen ; Charenteweine sollen überhaupt ganz jung, d. h. möglichst direkt 
nach der stürmischen Gärung und mit der ganzen Hefe gebrannt werden. Wenn 
die neuen Zollbestimmungen für Wein zur Kognakbercitung erst im nächsten Früh- 
jahr in Kraft treten, geht der Vorzug des neuen Zolltarifs für die Branche wiederum 
ein ganzes Jahr verloren. 

Die deutsche Kognakindustrie hat sich gegenüber der französischen Konkurrenz 
langsam aber stetig in die Höhe zu arbeiten verstanden. Auch in unserem Kreise 
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besteht eine aufstrebende Kognakindustrie, deren echte VVeinbrannl-Deslillate den 
Importen durchaus ebenbürtig sind. Es ist selbstverständlich unser Bestreben, diese 
einheimische Industrie der ausländischen Konkurrenz gegenüber möglichst wettbewerb- 
fähig zu machen ; wir unterstützen daher lebhaft deren Bestrebungen und bitten 
Hohes Kgl. Staatsministerium, im Bundesrat des Deutschen Reiches dahin wirken 
zu wollen, daß die Alkoholgrenze für Wein zur Kognak bereitung möglichst noch in 
diesem Spätherbst nach den Bestimmungen des neuen Zolltarifs bemessen wird. 



Nach dem Vorgehen unserer Schwesterkammer in Nürnberg 
beschäftigten wir uns auch mit der Frage des Veredelungs- 
verkehrs. Gemäß Antrag unseres Mitgliedes, Herrn Direktor 
Kahle, in der Sitzung vom 13. März befürworteten wir den 
Wunsch der mittelfränkischen Kammer, der hauptsächlich dahin 
geht, den aktiven Veredelungsverkehr für die Zukunft allgemein 
und als Regel gesetzlich für alle Waren zuzulassen, unter der 
Bedingung, daß die Wiederausfuhr der zollfrei eingeführten Waren 
nach ihrer Veredelung nachgewiesen werde, und mit der Maß- 
gabe, daß die diesbezügliche Identitätskontrolle lediglich auf das 
erforderliche Maß beschränkt werde. 



Wie die neuen Handelsverträge vom Ausland eingeschätzt 
werden und wie man auswärts die tatsächlich für Deutschland 
ungünstige Verschiebung in den Handelsvertragsverhältnissen 
auszunutzen sucht, das bewies die lebhafte Agitation seitens 
zahlreicher Orte in Österreich und Böhmen, um deutsche In- 
dustrielle zur Verlegung ihrer Betriebe oder wenigstens zur Er- 
richtung von Filialen auf österreichischem Boden zu veranlassen. 
Auch das Kgl. Staatsministerium wandte der Frage sein Augen- 
merk zu und beauftragte die Kammer, zu berichten, welche 
Wahrnehmungen in dieser Beziehung gemacht worden seien. 
Wir kamen diesem Auftrag mit Bericht vom 16. Juni nach. In 
demselben nahmen wir zunächst Bezug auf die teilweise sehr 
naiven Zumutungen, die von österreichischen und böhmischen 
Kommunen auch an unsere Kammer gestellt wurden, ferner aber 
auch auf die weit gefährlichere stille Arbeit, die zielbewußt da- 
neben hergeht und einzelne Fabrikanten zu Filialgründungen im 
Ausland zu verleiten sucht. Zum Beweis für letzteres führten 
wir eine Reihe Fälle an, in welchen notorisch Angebote (und 
zwar teilweise sehr verlockende) an einzelne Industriebetriebe 
gerichtet wurden, um die Herüberziehung der betreffenden In- 
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dustrien auf österreichischen Boden zu bewirken. Da unser Be- 
richt nach dieser Richtung mehrfach Einzelheiten bezüglich 
bestimmter Firmen enthält, müssen wir von einer Veröffentlichung 
an dieser Stelle absehen. 



Der Handelsvertragsverein hatte an das Reichskanzleramt 
eine ausführliche Eingabe gerichtet, welche den Übergang in 
die neuen Zollverhältnisse am 1. März 1906 und den dabei zu 
erwartenden Andrang von Zollgütern zum Gegenstand hatte. 
Über die gleichen Fragen referierte in unserer Sitzung vom 
7. Dezember Herr Rat Hellmann in folgender Weise: 

Sowohl bei der deutschen Ein- als Ausfuhr steht eine bedeutende Anhäufung 
von Warenmengen bevor, hinsichtlich deren Zollabfertigung Verzögerungen und damit 
weitere Unannehmlichkeiten zu erwarten sind. In Deutschland sichert ja nach § 9 
des Vereinszollgesetzes die rechtzeitig erfolgte Anmeldung zur Verzollung auch die 
Anwendung der alten Zollsätze. In anderen Vertragsstaaten, namentlich in Rußland, 
ist dies jedoch nicht der Fall. Der Handelsvcrtragsverein bittet daher in erster 
Linie, daß mit den Regierungen der Vertragsstaalen eine Vereinbarung getroffen 
werde, urn in diesen Staaten ebenfalls wie in Deutschland die rechtzeitig erfolgte 
Anmeldung zur Grundlage der Verzollung zu machen. Weiter ist jedoch allgemein 
zu befürchten, daß die Zollämter bei normaler Besetzung die in kritischen Tagen 
sich häufende Arbeitslast nicht bewältigen können ; es Ist hiebei zu bemerken, daß 
der letzte Tag des Februar auf den Aschermittwoch fällt und daß an den vorher- 
gehenden Fastnachtstagen gewöhnlich ein weniger intensiver Zolldienst .stattfindet. 
Es wird deshalb gebeten, daß in der letzten Geltungszeit des alten Zolltarifs durch 
Verlängerung der Dienststunden und Einstellung hinreichender Hilfskräfte bei den 
Zollämtern etwaigen Unzuträglichkeiten vorgebeugt werde. Weitere Schwierigkeiten 
können dadurch entstehen, daß in der Übergangszeit die Verkehrsmittel teilweise 
versagen, so r. B. durch Schiffahrtsschluß, starke Schneefällc und allenfalls auch 
durch Streiks. In solchen Fällen, in denen das rechtzeitige Eintreffen einer Sendung 
durch .höhere Gewalt“ verhindert wird, sollte aus Billigkeit der alte Zollsatz auch 
nachträglich noch Anwendung finden, w f enn der Nachweis rechtzeitiger Absendung 
erbracht wird. Weitere Anträge wünschen, daß bei rechtzeitigem Eintreffen der 
Waren an der Zollgrenze durch Vormerkung beim Grenzzollamt auch ihre spätere 
Verzollung nach dem alten Tarif beim Zollamt des inländischen Bestimmungsplatzes 
gesichert wird, ferner, daß eine generelle Anmeldung des Schiffs zur Verzollung bei 
Einfahrt in einen Freihafen als genügend für spätere Anwendung des alten Tarifs 
erklärt wird. Auch sollte in allen Fällen, wo über Klassifizierung einer vor dem 
1. März zur Verzollung angemeldeten Ware Zollstreitigkeiten entstehen, die erst 
nach Inkrafttreten des neuen Tarifes zur Entscheidung gelangen, wücder Einsetzung 
in den vorigen Stand gewährt werden. Schließlich beantragt der Handelsvertrags- 
verein, daß die Entscheidung über die von ihm beantragten Maßnahmen tunlichst 
beschleunigt und von den beschlossenen Maßregeln so bald wie möglich der 
Öffentlichkeit Kenntnis gegeben w'erde. Referent beantragte die L^nterstützung aller 
dieser Anträge. 

Auf unsere bezügliche Eingabe erging von der Kgl. General- 
direktion der Zölle und indirekten Steuern der Bescheid, daß 
die Hauptzollämter angewiesen wurden, zur Bewältigung des in 
den letzten Tagen vor Inkrafttreten des neuen Zolltarites zu er- 
wartenden erhöhten Verkehrs durch V erlängerung der Dienst- 
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stunden und Bereitstellung ausreichender Beamten- 
kräfte Vorsorge zu treffen. 



Bezüglich sonstiger auswärtiger Handelsverhältnisse — ab- 
gesehen von zollpolitischen Fragen — beschäftigte uns zunächst 
eine Eingabe des Vereins bayer. Holzinteressenten über die Be- 
steuerung deutscher Holzeinkäufer in Österreich. Wir 
unterstützten das Vorgehen des genannten Vereins mit folgender 
Eingabe vom 22. Februar: 

Vom Verein bayerischer Holzintcressenten in Nürnberg wurde Hohem Kgl. 
Staalsministerium die Bitte unterbreitet* daß mit der österreichischen Staatsregierung 
eine Vereinbarung wegen einer angemessenen Verteilung der von Holzhandlungen in 
Deutschland und Österreich zu entrichtenden Steuern getroffen werden möge, um 
eine Doppelbesteuerung auszuschließcn. Zur Begründung verweist der Holzinteressenten- 
Verein auf Artikel 19 des deutsch-österreichischen Handelsvertrages, wonach Kauf leute 
und andere Gewerbetreibende, welche an ihrem Wohnsitz die gesetzlichen Abgaben 
entrichten, in dem Gebiet des anderen Vertragsstaates für die dort betätigten Ankäufe 
zu keinen weiteren Steuern herangezogen werden sollen. Trotzdem unterwirft 
Österreich seit etwa einem Jahre die deutschen Holzeinkäufer der allgemeinen Er- 
werbssleuer. Die Verrichtungen, worauf sich diese Besteuerung stützt, sind durch 
den in Österreich handelsüblichen Rundholzverkauf „ loco Wald" bedingt; der Käufer 
muß die Stämme an Ort und Stelle . bewaldrechten d. h. am Wurzclcnde roh 
beschlagen lassen, damit sie bei den Main-Einpollerplätzen in Flöße zusammen- 
gebunden werden können; der Käufer muß ferner die Abfuhr der Stämme besorgen 
lassen, und endlich bringen es die Eisen bahn Verhältnisse mit sich, daß das Holz an 
den Stationen zeitweise abgelagert werden muß. In diesen Verrichtungen sieht nun 
die österreichische Steuerverwaltung eine steuerpflichtige Verwendung von Betriebs- 
mitteln , ein steuerpflichtiges Verfrachtungsgeschäft und einen steuerpflichtigen 
N iederlagebe trieb. 

Diese Ausführungen des Vereins bayerischer Holzinteressenten werden uns 
von Holzhändlern unseres Bezirkes als vollkommen zutreffend bestätigt; aber auch 
bei anderen Geschäftsbräuchen, z. B. bei Agenten, sollen mehrfach Doppelbesteuerungen 
in Österreich-Ungarn Vorkommen. Im Anschluß an die Petition des Nürnberger 
Vereins bitten wir daher Hohes Kgl. Staatsministerium, beim Reichskanzleramt dabin 
wirken zu w'ollen, daß seitens der Deutschen Reichsregierung gegen die Doppel- 
besteuerung deutscher Geschäftsleute in Österreich Schritte unternommen bezw. 
entsprechende Vereinbarungen über die angemessene Verteilung der Steuern ge- 
troffen werden. 



In verstärkterem Maße noch wie in den Vorjahren suchten 
wir die an uns gelangten Mitteilungen über auswärtige Han- 
delsverhältnisse den Interessenten zu übermitteln. Insoweit diese 
Mitteilungen keinen vertraulichen Charakter trugen, benutzten 
wir hiefür teils unsere „Mitteilungen“, die für diesen Zweck 
speziell sehr geeignet sind, teils auch direkt die Tagespresse. 

Über die Behandlung vertraulicher Mitteilungen über zweifel- 
hafte ausländische Firmen forderte die Kgl. Staatsregierung 
unter Bezugnahme auf eine Eingabe der Handelskammer Ham- 
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bürg auch von unserer Kammer Gutachten ein. Unser Bericht 
vom 20. März lautete: 

In Erledigung des Auftrags vom 11. ds. Mls. No. 2991" berichten wir, daß 
die Mitteilungen über zweifelhafte ausländische Firmen regulärer Weise in unserem 
Kammerburcau und bei den Vorsitzenden der Gremien aufbewahrt werden. Nahezu 
in jeder unserer Öffentlichen Plenarsitzungen wird bei dem Referat über den Einlauf 
darauf hingewiesen, daß auf dem Kammerbureau verschiedene neue Mitteilungen über 
auswärtige Handelsverbältnisse für Interessenten zur Einsichtnahme auf liegen. In ähn- 
lichem Sinne haben wir von Zeit zu Zeit die Interessenten in der Tagespresse — 
natürlich ohne Nennung der amtlichen (Quelle — auf das vorliegende Material auf- 
merksam gemacht, und neuerdings haben wir auch einen diesbezüglichen Passus in 
die mit unseren Sitzungsprotokollen verbundenen Mitteilungen an die Geschäfts- 
treibenden aufgenommen. 

Die Nachfrage nach dem Material war allerdings nicht groß, dagegen wurden 
bestimmte Mitteilungen, die wir an einzelne Firmen, bei denen wir ein Interesse 
voraussetzten, machten, stets mit Dank und offensichtlichem Interesse entgegen- 
genommen. Von dem Bericht der Hamburger Handelskammer ist richtig, daß 
Auskünfte über eine bestimmte Firma in der Regel durch kaufmännische Ver- 
mittelung oder durch Anfrage bei Konsulaten beschafft wurden ; in verschiedenen 
Fällen wurde auch unser Bureau um Anfrage bei Konsulaten über irgend eine aus- 
ländische Firma ersucht, und wir haben diesem Ansinnen auch regelmäßig Folge 
geleistet. Dieser Weg der Auskunftsbeschaffung ist ziemlich zweckmäßig, meist aber 
recht langwierig. Im allgemeinen können wir nach den diesseitigen Erfahrungen den 
Hamburger Vorschlägen wohl zustimmen. Eine Neuausgabe der Liste zweifelhafter 
Firmen des Auslandes wäre allerdings zu wünschen ; empfehlenswert wäre, w-enn der 
.vertrauliche* Charakter der Mitteilungen nicht gar so streng aufgefaßt werden 
müßte, nachdem zum Teil nach der Natur der belr. Mitteilungen eigentlich wenig 
Grund zu so peinlicher Geheimhaltung gegeben ist ; eine etwas freiere Auffassung 
des .Vertraulich" würde der ausgiebigeren Verwertung des Materials sehr zu 
gute kommen. 



Sehr bedeutend war heuer wieder die Inanspruchnahme 
unserer Bureaus hinsichtlich Auskünfte über die Zollsätze 
der verschiedenen Staaten, zumal Interessenten mit bezüglichen 
Anfragen von den Eisenbahn-, Post- und Zollbehörden regel- 
mäßig an unser Bureau verwiesen werden. Unter der Herrschaft 
des alten Zolltarifs und der bisherigen Handelsverträge war die 
Auskunftserteilung zwar vielfach recht mühsam, aber doch richtig 
und verlässig durchführbar. Seit 1. März 190(5 haben sich die 
Verhältnisse aber wesentlich geändert, und es ist bei den vielfach 
noch schwebenden Vertragsverhandlungen und dem sehr stören- 
den Mangel gut eingerichteter und verlässiger Nachschlagewerke 
in vielen Fällen absolut unmöglich, eine befriedigende und ganz 
sichere Auskunft zu geben. Für einzelne Staaten (z. B. die 
Schweiz) bestehen ja praktisch angeordnete Gebrauchstarife, aber 
in der Mehrzahl der Fälle ist unser Bureau bei den häufig vor- 
kommenden Anfragen in eine recht schwierige Lage versetzt. 
Wir wiederholen daher den Wunsch, daß die systematischen 

2 
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Zusammenstellungen der Zolltarife des In- und Auslandes seitens 
des Reichsamts des Innern baldigst Neubearbeitungen auf Grund 
der neuen zollgesetzlichen Grundlagen der verschiedenen I Binder 
erfahren mögen. 

Unsere Tätigkeit hinsichtlich der auswärtigen Handelsver- 
hältnisse erstreckte sich ferner wieder auf die Mitwirkung bei 
Feststellung der Durchschnittswerte für die W arenpreisstatistik, 
weiter auf die Ausstellung zahlreicher Ursprungszeugnisse; 
die Beglaubigung der Ursprungszeugnisse hat auch im Vorjahre 
eine große Zahl erreicht, und betraf hauptsächlich den Export 
von Schnellpressen, Maschinen und Maschinenteilen, Wein, 
Spirituosen und Silberwaren, Antiquitäten und Feuerwerk. 



Bezüglich unserer einheimischen Einrichtungen zur För- 
derung des bayerischen Exports ist die vom Bayerischen In- 
dustriellenverband in die Hand genommene Schaffung einer Ex- 
portstelle zu erwähnen. Bei dieser Exportstelle sollte auch 
ein eigener Beirat geschaffen werden, welchem sämtliche Vor- 
sitzende der bayerischen Handelskammern, sowie die Vertreter 
der auswärtigen Regierungen in Bayern (Konsuln) angehören 
sollten. In der Entschließung des Kgl. Staatsministeriums, welche 
den bayer. Handelskammern hievon Kenntnis gab, war die Mit- 
wirkung bei der Exportstelle ganz besonders empfohlen. Das 
Projekt stieß jedoch in den Kreisen der bayer. Handelskammern 
auf sehr wesentliche Bedenken. Nachdem bereits verschiedene 
andere bayer. Handelskammern diesen ihren Bedenken in aus- 
führlichen Berichten Raum gegeben hatten, schlossen auch wir 
uns dem Vorgehen unserer Schwesterkammern mit folgendem 
Bericht an das Kgl. Staatsministerium vom 2. August an: 

Die Entschließung Hohen Kgl. Staatsimnlsteriums vom 8. Juni a. c. No. 1 1303*1 
kam in unserer letzten Plenarsitzung zur Beratung. So sehr wir die in der Ent- 
schließung zu tage tretende Fürsorge für unsere Exportindustrie anerkennen, geben 
doch verschiedene Punkte des Programms der Exportstelle bezw. der Organisation 
des Beirats Anlaß zu Bedenken, so insbesondere die Herstellung eines direkten Ver- 
kehrs mit ausländischen Agenten und die Beiziehung fremder Konsuln ; andere 
Programmpunktc sind völlig identisch mit den bereits jetzt von den Handels- und 
Gewerbe-Kammern besorgten Aufgaben. Inzwischen haben sich aber auch bereits 
die meisten übrigen Handels- und Gewerbe-Kammern, insbesondere jene an den 
größten und industriereichsten Plätzen Bayerns, in München, Nürnberg, Augsburg etc., 
gegen das Projekt ausgesprochen, sodaß die Bildung des projektierten Beirates von 
vorneherein gescheitert scheint. Unter diesen Umständen glaubten wir von einer 
eingehenden Behandlung der Frage absehen zu dürfen ; wir schließen uns der 
Stellungnahme unserer Schwesterkammern an. 
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Bezüglich unserer lokalen Zolleinrichtungen kann mit Freude 
konstatiert werden, daß der Bau des neuen Hauptzollamts 
und der damit verbundenen Niederlagen im verflossenen Jahre 
solchen Fortschritt machte, daß die Vollendung und Inbetrieb- 
nahme des neuen Gebäudes und damit der Übergang zu besseren 
und praktischeren Verhältnissen in absehbarer Zeit, vielleicht 
schon im Jahre 190<>, zu erwarten ist. 

In einer technischen Frage, die aber für die Benutzung 
der künftigen Zollkellereien von Wichtigkeit ist, nämlich bezüg- 
lich der Entwässerungsanlagen in den Zollkellern, erhielten wir 
durch Zuschrift des Kgl. Hauptzollamts Würzburg Gelegenheit 
zur gutachtlichen Äußerung. Der Anfrage lag folgender Bericht 
der Bauleitung für das Hauptzollamtsgebäude zugrunde: 

Es ist gegenwärtig die Entwässerungsanlage des Neubaues festzulegen und 
hiebei die wichtige Frage der Wasser-Zu- und -Ableitung in den Lagerkellerräumen 
zu erledigen. Es sind zwar nach dem genehmigten Projekte Wasserentnahmestellen 
im Keller und zwar an den Treppenhäusern je 2 und an der Brandmauer gegen das 
Spritlager 1 Wasserbecken angebracht und die Wasserableitungen im Fußboden 
liegend vorgesehen, und ferner sind Einläufe im Keller mit Hochwasserverschlüsse 
zum Schutze gegen die Inundierung der Kellerräume bei Hochwasser sowie die 
Anbringung von Hochwasserspindelschiebern an den betreffenden Revisionsschächten 
projektiert. Während erstere Verschlüsse selbsttätig sind, müssen die Spindelschieber 
bei Hochwasser rechtzeitig mit der Hand geschlossen werden. 

Die gleichen Vorkehrungen sind auch im Schwankhof getroffen. 

Es wird sich nun fragen, ob der Betrieb in den Kellerräumcn, sowohl im 
allgemeinen Lager wie in den Teilungslagern so geregelt werden kann, daß Wasser- 
Aus- und Abläufe nicht notwendig werden und ob 2 Wasserhahnen und die Ab- 
Wasserleitung im Schwankhof genügen. 

Wenn dies möglich wäre, würde eine bedeutend höhere Sicherheit gegen 
Hochwassergefahr bestehen. Der Boden des Kellers würde unter allen Umständen 
in Gefälle gelegt werden und an Stelle der Einläufe könnten Senklöcher angebracht 
werden, aus welchen das Schwank- und Putzwasser mittels Strahlgebläsc oder Pumpen 
beseitigt werden müßte. 

Ich ersuche verehrl. Hauptzollamt um baldgefl. Äußerung, ob eine Ent- 
wässerung des Kellerbodens zum städtischen Kanal mit Hochwassersicberungcn oder 
Sammelgruben mit Pumpen zur Ausführung kommen sollen. 

Nach Einsichtnahme der Pläne durch Delegierte unserer 
Kammer gaben wir unsere Meinung in der angeregten Frage 
mittels folgenden Berichts vom 14. Januar wieder: 

In Erledigung geschätzter Zuschrift vom 2. ds. Mts. berichten wir auf Grund 
unserer Informationen ergebenst, daß unseres Erachtens für die Entwässerung der 
Zollkeller nur der Anschluß zum städtischen Kanal mit Hochwassersicberungcn, nicht 
aber die Anlage von SAmmel gruben mit Pumpen begutachtet werden kann. 

Das Sammelgrubensystem soll lediglich höhere Sicherheit gegen Hochwasser- 
gefahr bieten. Allein bei dem erfahrungsgemäß doch recht seltenen Eintritt wirk- 
licher Hochwasserkatastrophen, ferner bei der in der Neuzeit infolge der Fluß- 
regulierungsarbeilen noch stark verminderten Hochwassergefahr und bei der ohnehin 
sehr vorsichtig erfolgten Situierung des Hauptzollamtsncubaues über Hochwasser 
vom Jahre 1843, endlich bei den technischen Hilfsmitteln der selbsttätigen Ver- 
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Schlüsse und der Spindelschieber Ist nach Menschenermessen wohl genügend Vorsorge 
gegen Inundierung der Zollkeller auch beim Anschluß an den städtischen Haupt- 
kanal geboten ; wollte man überdies noch eine doppelte Sicherheit geben, so könnte 
dies — wir geben das lediglich zur Erwägung anheim — vielleicht durch Anlage 
eines Sammelkanals mit einem Spindelschieber längs dem Hauptzollamlsgcbäude 
erfolgen, wodurch ein weiterer Abschluß gegen Rückstau aus dem städtischen Haupt* 
kanal möglich wäre. 

Gegen das Sammelgruben-System sprechen jedenfalls gewichtige Gründe hin- 
sichtlich der Reinlichkeit und des Kellereibctricbes. Die Senklöchcr würden An- 
sammlungen von Schmutz aller Art und infolgedessen üblen Geruch und die 
Schlupfwinkel für Ungeziefer (insbesondere Ratten und Mäuse) bilden ; auch würde 
dieses System wegen der Schwierigkeit der Entleerung die sparsamste Verwendung 
von Wasser in den Kellern bedingen und voraussichtlich die Anlage von Wasser- 
entnahmestellen im Keller überhaupt ausschließen. während doch gerade tüchtige 
Reinigung und Wasserspülung in den Zollkellern, namentlich bei Lagerfässern dringend 
erwünscht, ja direkt nötig wäre. Das Verbringen des Wassers vom Eidgeschoße in 
den Keller wird unausbleiblich sparsamste Verwendung und folgerichtig mangelnde 
Reinlichkeit hervorrufen. Wenn die Kellerbediensteten (Büttner) für ihre Mani- 
pulationen lediglich auf den kleinen, am einen Ende der langen Zollkellerci liegenden 
Schw'ankhof angewiesen wären, sind, ganz abgesehen von der Erschwerung des Be- 
triebes im allgemeinen, Differenzen unter diesen Leuten ganz sicher vorauszuschen. 
Jedenfalls erachten wir die Wasser Zuleitung in die Keller zum Betriebe für unent- 
behrlich und müssen uns aus diesem Grunde auch für eine bequeme Wasser ableitung 
zum Kanal aussprechen. 

Bei dieser Gelegenheit gestatten wir uns ferner, auch über einige andere 
Punkte zu äußern : Die Zollkellerei wird hier namentlich für Wein in Gebrauch 

genommen werden. Rotwein leidet bei stärkerer, anhaltender Kälte, wenn die 
Temperatur im Keller etwa unter -j- 5° sinkt (die ideale Temperatur für Rotwein ist 
12° R.). Aus diesem Grunde erachten wir eine Heizanlage im Keller, wenn 
nicht für absolut notwendig, so doch für recht wünschenswert. 

Ein weiterer Punkt der Erwägung dürfte die Anlage von Bassins für Sprit- 
lagcrung sein. Die Zentrale für Spiritusverwertung in Berlin hat zw r ar solche Re- 
servoirs hier für nicht nötig erklärt. Wir wollen aber nicht unterlassen, darauf 
hinzuweisen, daß in der jetzigen Zentralisierung des Spiritusgeschäftes künftig doch 
auch eine Änderung eintreten kann, welche das Vorhandensein solcher größerer 
Reservoirs gerade im Interesse der Produzenten als wünschensw ert erscheinen läßt ; 
wir möchten daher dem Kgl. Hauptzollamte anheimgeben, die bedeutenderen 
Spiritusproduzenten unserer Gegend über die Zweckmäßigkeit solcher Bassins 
eventuell einzuvernehmen. 



III. Gesetzgebung und Einrichtungen für Handel 
und Gewerbe. 

Die Berichtigung und Vervollständigung der Handels- 
register nahm wiederum einen großen Rahmen in den Arbeiten 
unseres Bureaus ein. Die diesbezüglichen Arbeiten sind nament- 
lich folgender Art: 1. die quartalweise Durchsicht der von den 
Distriktspolizeibehörden aufgestellten Gewerbeanmeldungslisten 
und Begutachtung der einzelnen Betriebe hinsichtlich ihrer Ein- 
tragspflicht; 2. die Aufstellung von Vertrauensmännern für die 
einzelnen Amtsgerichtsbezirke zur Revision der Handelsregister; 
3. die Erstattung von Gutachten über Einzelfragen bei der Ein- 
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tragung ins Handelsregister; 4. Vorschlag der Publikationsorgane 
für die Veröffentlichung der Registergerichte. 

Für die quartalweise Zusammenstellung der Gewerbeanmel- 
dungslisten ist den Distriktspolizeibehörden durch die Ministerial- 
entschließung vom 17. Mai 1902 ein praktisches Schema vor- 
geschrieben, welches wenigstens einigermaßen eine einheitliche 
Behandlung vermittelt. Immerhin bietet die Begutachtung dieser 
Anmeldelisten für unser Kammerbureau eine recht schwierige 
Aufgabe, namentlich in solchen Fällen, wenn Firmen an entlegenen 
Orten des Kreises, wo uns die nötige I.okalkenntnis mangelt 
und wo uns auch kein Bezirksgremium zu unterstützen vermag, 
in Betracht kommen. Zuweilen waren auch die Angaben in 
den Anmeldungslisten ziemlich dürftig, und manchmal blieben 
die Gewerbeanmeldelisten sogar mehrere Quartale überhaupt aus, 
sodaß die Annahme nahelag, daß die Einsendung lediglich über- 
sehen worden war. Da auch den Registergerichten das wieder- 
kehrende Fehlen einzelner Gewerbeanmeldelisten auffiel , so 
wandten wir uns unterm 15. November an sämtliche Distrikts- 
polizeibehörden unseres Kreises mit folgendem Rundschreiben: 

In der Entschließung des Kgl. Staatsministeriums des Innern vom 17. Mai 1 1)02 
Nr. 1065U belr. die Anlage der Anmelde) isten für die Berichtigung und Vervoll- 
ständigung der Handelsregister heißt es unter Ziffer 3 allerdings: .Fehlanzeigen an 
die Handels- und Gewerbekammern sind erlassen." Nachdem jedoch von einzelnen 
Distriktsverwaltungsbehörden fast niemals die (Quartal listen über die Gewerbe* 
anmeldungen unserer Kammer zugehen, liegt die Vermutung nahe, daß hier vielleicht 
ein Übersehen vorliegt. 

Entsprechend der Anregung eines Kegistergerichts möchten wir daher die 
verehrlichen Distriktsverwaltungsbehörden ersuchen, auch dann, wenn im betreffenden 
Quartal keine Gewerbeanmeldungen vorliegen, uns kurze Mitteilung (Fehlanzeige) 
zukommen zu lassen. 

Wir bitten, hievon gefälligst Vormerkung nehmen zu wollen. 

Die schwierige Frage, wie die Grenze zwischen den Ein- 
tragspflichtigen und nichteintragspflichtigen Firmen zu ziehen 
sei, bildete im Berichtsjahr auch einmal den Gegenstand von 
Erörterungen und zwar in unserer Plenarsitzung vom 13. März. 
Bei dieser Beratung trat insbesondere der Gesichtspunkt hervor, 
daß bei den Eintragungen in das Register nicht zu weit ge- 
gangen, und daß namentlich handwerksmäßige Betriebe, auch 
wenn sie mit Verkaufsgeschäften verbunden sind, in der Regel 
nicht eingetragen werden sollen. Wir gaben von diesem Stand- 
punkt einem Registergerichte sowie einem unserer Vertrauens- 
männer, auf deren Bezirk sich hauptsächlich diese Erörterungen 
bezogen, Kenntnis. 
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Die Aufstellung von Vertrauensmännern in den ver- 
schiedenen Amtsgerichtsbezirken verursachte teilweise ziemliche 
Schwierigkeiten, da sich nicht immer sofort die geeigneten Persön- 
lichkeiten zur Übernahme des Amtes finden ließen. Wir bedienten 
uns bei dieser Arbeit namentlich der Mithilfe unserer Gremien. 

Bezüglich der Erstattung von Einzelgutachten — eine Auf- 
gabe, die sehr häufig an uns herantrat — handelte es sich meist 
um Gutachten für die Registergerichte bezüglich der Eintrags- 
pflicht einzelner Firmen. Ohne schematisch vorzugehen, nahmen 
wir im allgemeinen folgende Kriterien für die Eintragspflicht 
einer Firma an: kaufmännische Vorbildung und persönliche Qua- 
lität der Inhaber, eventuell bei kleineren Betrieben Vorhandensein 
kaufmännischer Buchführung, Beschäftigung einer größeren An- 
zahl Gehilfen oder Besitz einer entsprechenden maschinellen Ein- 
richtung, endlich ein Mindestumsatz von ca. 20 000 Mark. 

Nicht selten wurde von bisher nicht eingetragenen Ge- 
schäften der Antrag geteilt, daß als ihre Firma der Name eines 
Vorbesitzers, unter dem eben das Geschäft bei der Kundschaft 
bekannt ist, eingetragen werde. Wir konnten diesem Ansinnen 
natürlich nur dann entsprechen, wenn der Nachweis erbracht 
wurde, daß das Geschäft auch schon zu den Zeiten des Vor- 
besitzers eintragspflichtig bezw. eintragsfähig gewesen ist. In 
anderen Fällen handelte es sich bei der Begutachtung insbeson- 
dere um Zusätze allgemeiner Art, z. B. des Wortes „unter- 
fränkische“ zur Firma. 



Auf Anregung der niederbayerischen Kammer wurden auch 
wir vom Kgl. Staatsministerium zum Gutachten darüber auf- 
gefordert, ob und eventuell wie die neu einzutragenden Firmen 
auf die Pflicht der kaufmännischen Buchführung aufmerksam 
zu machen seien. Gemäß einem Referat unseres Mitgliedes, 
Herrn Direktors Ach, erstatteten wir unterm 16. März nach- 
stehenden Bericht: 

In Erledigung des Auftrags vom 21. v. Mts. No. 3088*1 beehren wir uns, 
auf Grund unserer Erfahrungen und der Beschlußfassung in unserer jüngsten Sitzung 
nachstehenden Bericht zu erstatten : 

An und für sich sollte wohl die Verpflichtung zur kaufmännischen Buch- 
führung im gesamten Handelsstande so bekannt sein, daß eigentlich gar kein Wort 
darüber verloren zu werden brauchte. Tatsächlich scheint uns aber die Anregung 
der Nicderbaycrischen Kammer nicht so ohne weiteres von der Hand zu weisen zu 
sein. Nach unserer Kenntnis der Verhältnisse müssen wir bcstä'igen, daß die 
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gesetzlichen Pflichten zur Buchführung und namentlich auch zur Bilanzziehung nicht 
selten vernachlässigt werden. 

Vorschläge zur Besserung in dieser Hinsicht sind allerdings nur schwer zu 
machen. Einen gewissen Erfolg versprechen wir uns immerhin schon dadurch, daß 
die Frage von den Handels- und Gewerbekammern in öffentlichen Sitzungen be- 
handelt wird, und daß die ernste Mahnung, wie sie bei unserer Behandlung in dieser 
Angelegenheit zu tage trat, durch die Preßberichle auch der weiteren Bevölkerung 
und speziell den Kaufleuten zugängig gemacht w r ird. Außerdem wäre wohl auch 
zu wünschen, daß die Registerrichter nach ihrem Ermessen bei Eintragung neuer 
Firmen die betreffenden Persönlichkeiten auf die Pflichten zur Buchführung und 
Bilanzziehung aufmerksam machen würden. Es muß das natürlich von Fall zu Fall 
erwogen werden. Im allgemeinen kann der Registerrichter, wenn er die Verhältnisse 
des Bezirks nur einigermaßen kennt, schon ermessen, in welchen Fällen ein solcher 
Hinweis auf die kaufmännischen Pflichten nötig ist oder nicht. Von einer Be- 
lehrung der bereits früher eingetragenen Firmen dürfte jedoch Abstand genommen 
werden können. 

In der Angelegenheit ging schließlich den Kammern fol- 
gende Ministerialentschließung vom 11. September zu: 

Die aus Anlaß einer Anregung der Handels- und Gewerbekammer für Nieder- 
bayern bei den übrigen Handels- und Gewerbekammern gehaltene Umfrage vom 
21. Februar lfd. Js. hat zwar ergeben, daß die Mehrzahl der Kammern es für 
zweckmäßig hält, wenn den Registergerichten anheimgestellt wird, den Inhabern 
neueingetragener Firmen einen auf die Pflichten der Kaufleute, betreffend Buch- 
führung, Bilanzziehung etc. bezüglichen Auszug aus dem Handelsgesetzbuch zu 
behändigen, soweit sie dies nach der Persönlichkeit des Firmeninhabers, insbesondere 
nach dem Grade seiner kaufmännischen Bildung, für veranlaßt erachten. 

Einer entsprechenden Anweisung an die Registergerichte stehen indes über- 
wiegende Bedenken entgegen. 

Dagegen ist nichts zu erinnern, wenn die einzelnen Handels- und Gewerbe- 
kammern, soweit sie es für veranlaßt erachten, die neueingetragenen Firmen auf die 
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über die Pflichten der Kaufleutc in geeigneter 
Form aufmerksam machen. 



Bereits in unserem Jahresbericht von 1903 war seitens des 
Bezirksgremiums Miltenberg angeregt worden, daß die In- 
teressen von Handel und Industrie in den Distrikts- und Land- 
räten bessere Vertretung finden sollten. Die Frage wurde im 
Berichtsjahr auch von der oberbayerischen Kammer angeschnitten, 
und auf deren Anregung beschäftigten auch wir uns mit der 
Angelegenheit in unserer Sitzung vom 27. Juli. Gemäß einem 
Referat des Herrn Direktors Stenger richteten wir sodann an 
das Kgl. Staatsministerium unterm 4. August folgende Eingabe: 

Mit Eingabe von» 12. v. Mts. unterbreitete unsere oberbayerische Schwester- 
kaminer Hohem Kgl. Staatsministerium die Bitte, eine Revision des Gesetzes vom 
28. Mai 1852, die Landräte belr., in die Wege zu leiten und zwar dahingehend, 
daß Handel und Industrie mit einer entsprechenden Zahl von Delegierten, die von 
den Handels- und Gewerbekammern abzuordnen wären, in den Landräten ver- 
treten sein müssen. 

Die Angelegenheit kam auch in unserer letzten Plenarsitzung zur Behandlung, 
und einstimmig wurde von unseren hiesigen und auswärtigen Mitgliedern beider Ab- 
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teilungen anerkannt, daß Handel, Industrie und Gewerbe in den höheren Kommunal- 
verbänden — es kommen nicht nur die Landrätc, sondern vielleicht noch in höherem 
Grade auch die Distriktsrätc in Krage — keine Vertretung besitzen und daß daher 
ihre oft sehr berechtigten Wünsche eine absolut unzureichende Berücksichtigung 
erfahren. Der Gedanke, daß den merkantilen und industriellen Erwerbsständen in 
den Distrikts- und Kreiskommunen eine ausgiebige Vertretung gebühie, ist übrigens 
bereits in unserem Jahresberichte für 1903 von mehreren Seiten, so von unserem 
Bezirksgremium Miltenberg (Seite 151 des Berichts), ferner von dem Stadtmagistrat 
Klingenberg (Seite 159 a. a. O.) und von der Stein industrie am Untermain (Seite 108) 
angeregt worden ; wir wiederholen hier nur, was unser bezirksgremium Miltenberg 
in dem zitierten Bericht ausführte : 



»Angesichts der großen Schwierigkeiten, mit denen Handel und In- 
dustrie noch zu kämpfen haben, wäre cs dringend zu wünschen, daß deren 
Interessen auch im Distrikts- und Landrate bessere Vertretung fänden. 
Infolge der Gesetze vom 28. Mai 1852 bestehen die beiden genannten Kor- 
porationen in ihrer Mehrheit aus Repräsentanten der Landwirtschaft ; es 
kommt daher sehr häufig vor, daß die mit den höchsten Steuern veranlagten 
Handel- und Gewerbetreibenden zu ihrem Nachteil überstimmt werden, 
wenn es sich um von ihnen beantragte, wichtige, öffentliche Verkehrsein- 
richtungen handelt." 

In der Tat sind die beiden Gesetze vom 28. Mai 1852 über die Bildung der 
Distrikts- und Landräle durchaus veraltet und längst revisionsbedürftig ; insbesondere 
haben starke Verschiebungen in den Grundlagen für diese Gesetze stattgefunden. 
Der Großgrundbesitz, der vor 50 Jahren noch die Basis des Staats und der Kommunen 
bildete, ist heutzutage sowohl seiner Stellung wie namentlich auch seiner Steuer- 
leistung nach wesentlich gegenüber Handel und Industrie zurückgetreten. Ein Bild 
dieser Verschiebungen gibt die nachstehende Tabelle über die Stcuerverbältnisse 
in Deutschland : 



Grundsteuer 
1 laussteuer 
Gewerbesteuer 
Kapital rentenst. 
Einkommenst. 



1850/51 
Mk. 8,023,000, 
„ 1,075,000, 

. 1,455,000, 
„ 1.157.000, 
034,000, 



Budget-Jahr 

1890 

Mk. 11,512,000. 
. 4,984,000, 

0,450,000. 
. 3,972,000, 

„ 2,085,000, 



1902 

Mk. 11,479,000. 
• 7,785,000. 

„ 11.279,000, 

. 5,709,000, 

» 8,149,000, 



Voranschlag 

1904/05 

Mk. 10,770.000. 
. 8.405,000, 

- 10,960,000, 
» (5,000,000, 

. 3,600,000. 



Diese Zahlen sprechen eine sehr deutliche Sprache. Im Jahre 1850 war die 
Grundsteuer das Fundament der direkten Steuern, jetzt aber tritt sie so weit zurück, 
daß sie nurmehr 25 Prozent der direkten Stcuereinnahme liefert, während die Ge- 
werbesteuer 26 Prozent und die vielfach auch aus gewerblichem Verdienst stammende 
Kapitalrentensteuer 15 Prozent, also zusammen ca. 40 Prozent liefern, ohne auch 
nur im geringsten bei Bestimmung der Kreis- und Distriktsumlagen mitwirken zu 
dürfen. Und doch kommen sowohl in den Landräten wie in den Distriktsräten auch 
Kragen von hoher Wichtigkeit für Handel und Gewerbe, so insbesondere im Ver- 
kehrswesen oder im kaufmännischen und gewerblichen Bildungs wesen zur Behand- 
lung; es sind uns speziell Fälle bekannt, daß z. B. der von gewerbereichen Plätzen 
gewünschte Ausbau von Distriktsstraßen durch die Vertreter von Landgemeinden 
mit weit geringerer Steuereistung einfach abgelehnt wurde. 

Aus diesen Gründen bitten wir, eine Revision der Land- und Distriktsrats- 
gesetze von 1852 anzuordnen und hiebei eine Vertretung von Handel, Industrie und 
Gewerbe zu ermöglichen. Als berufene Repräsentanten von Handel, Industrie und 
Gewerbe sind hinsichtlich der Landräte zweifellos die Handels- und Gewerbekammern, 
hinsichtlich der Distriktsräte allenfalls die Bezirksgremien bezw. mangels solcher 
gleichfalls die Handels- und Gewerbekammern durchaus geeignet, Vertreter zu diesen 
Kommunalrepräsentationen zu entsenden, um eine der volkswirtschaftlichen Ent- 
wicklung entsprechende Zusammensetzung dieser Vertretungen zu erzielen. 
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Die Verminderung der Feiertage, die gerade in un- 
serer Gegend infolge ihrer übermäßigen Zahl volkswirtschaftlich 
sehr schädigend wirken, bildete auch im Vorjahre den Gegen- 
stand unserer Aufmerksamkeit. Als bekannt wurde, daß die 
Kgl. Staatsregierung sich mit den Ordinariaten in dieser Frage 
in Verbindung gesetzt hatte, nahmen wir die Gelegenheit wahr, 
an das bischöfliche Ordinariat Würzburg folgende Eingabe vom 
24. Mai zu richten: 

Nach Mitteilungen der Presse ist die Kgl. Staatsregierung mit den bischöf- 
lichen Ordinariaten bezüglich Verminderung der Zahl der Feiertage in Verhand- 
lungen getreten. Zu den Erhebungen, die in dieser Hinsicht gepflogen werden, ge- 
stattet sich auch die unterfertigte Kammer in Vertretung der Interessen von Handel, 
Industrie und Kleingewerbe, nachstehende Mitteilungen mit der Bitte um geneigte 
Würdigung zu unterbreiten. 

Wir schicken voraus, daß es uns selbstverständlich fern liegt, den religiösen 
Charakter der kirchlichen Feste in irgend einer Weise beeinträchtigen zu wollen, und 
daß wir keineswegs versuchen wollen, irgend welchen Einfluß auf die kirchlichen 
Einrichtungen als solche auszuüben. Anderseits glauben wir aber auch, daß bei 
einer Verlegung — nicht Aufhebung — einzelner Feiertage der spezifische kirchliche 
Charakter dieser Feste nicht leiden wird. 

Für die Geschäftsinteressen, die wir vertreten, kommt cs vor allem darauf an, 
daß eine Gleichheit zwischen der Arbeits- und ErwerbsfUhigkeit unserer Gegend und 
jener von anderen Gebieten, wo wesentlich weniger Feiertage bestehen, geschaffen 
wird. Es ist nun nach unserer Kenntnis der Verhältnisse und nach den eingehenden 
von uns gepflogenen Erhebungen allerdings nicht zu bezweifeln, daß unsere Gegend 
durch die zahlreichen Feiertage wirtschaftlich in hohem Grade geschädigt wird. Es 
verspürt das zunächst unsere Industrie und mit ihr die sehr zahlreiche Arbeiter- 
schaft. Die Industrie ist bei Lieferungen nach auswärts in ihren Arbeiten durch 
die unterbrechenden Feiertage sehr behindert; man begreift in Norddcutschland und 
auch in einzelnen bayerischen Landesteilen absolut nicht, warum eine Lieferung zu 
bestimmten Zeiten von uns aus nicht prompt möglich ist. Um nur ein Beispiel 
anzuführen, ist die sehr bedeutende Steinindustrie unseres Maintales bei Arbeiten für 
auswärtige Bauten durch die Feieitage oft in recht mißlicher I-age; die Steinmetz- 
arbeiten müssen mit dem Fortschreiten des Baues gleichen Schritt halten, und w'enn 
sich die Steinlieferungen auch nur um Tage verzögern, so ist dadurch auch der Bau 
gehindert, wenn auch an der Baustelle kein Feiertag ist, und Reklamationen und 
Unannehmlichkeiten aller Art sind die Folge von solchen Verzögerungen. In wei- 
terer Folge wird unsere Industrie nicht mehr als leistungsfähig betrachtet und ver- 
liert ihre Kundschaften. Es wurde uns mitgctcilt, daß schon des Öfteren belangreiche 
aber kurz befristete Aufträge von Norddeutschland hier nicht angenommen werden 
konnten, weil einige Feiertage die Arbeitszeit verkürzten. Das sind Verhältnisse, die 
natürlich auch die Arbeiterschaft in Mitleidenschaft ziehen, sodaß tatsächlich von 
einem sozialen Nachteil für weitere Kreise der Industriebevölkerung gesprochen 
werden muß. Und wie es für die Steinindustrie gilt, so gilt es auch für viele andere 
Industrie branchen unseres Kreises, so z. B. für den Maschinenbau, die Holzwaren- 
fabrikation, die Tabak- und Konservenindustrie, Druckereien usw. 

In ähnlicher Weise wie die Industrie und die Arbeiterbevölkerung werden 
auch der Handel, namentlich der Detailhandel und das Kleingewerbe durch 
die überzahl der Feiertage unserer Gegend geschädigt. Es ist eine irrige Ansicht, 
wenn man glaubt, daß die Gewerbsleute die Aufrechterhaltung der Feiertage wünschten. 
Nach unserer Erfahrung wollen auch Bäcker, Me zger und selbst Gastwirte eine 
Verminderung der Feiertage ; denn wenn auch die Geschäfte der Nahrungsmittel* 
branchc regelmäßig auf einem Feiertag stärker frequentiert werden, so wird dieser 
Mehrumsatz duich die erfahrungsgemäß darauffolgende Geschäftsstille wieder völlig 
ausgeglichen. Den weitaus meisten Gewerbetreibenden ist ein gleichmäßiges Wochcn- 
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geschäft viel lieber als ein forcierter Betrieb an einem Feieitag in der Woche. 
Gerade die kleineren Geschäftsleute, welche wenig oder gar keine Hilfskräfte haben, 
wünschen ein reguläres, gleichmäßiges Geschäft, keinen Geschäftstrubel. 

Wohl bringen einzelne Feiertage — wir nennen namentlich das St. Kilians« 
fest — stets zahlreiche Käufer aus ländlichen Kreisen für die städtischen Geschäfte; 
allein wir halten es für absolut sicher, daß auch bei einer Verlegung des Feiertags 
auf den nächst! iegenden Sonntag dieser altherkömmliche Zuzug von Landleuten zum 
kirchlichen Fest in unverringertem Maße stattfinden würde. 

Endlich gestatten wir uns noch, bezüglich der Gehilfenschaft im Handel und 
Gewerbe folgendes vorzutragen : Wir haben stets den Standpunkt vertreten, daß die 
Sonntagsruhe im Interesse der Gehilfenschaft tunlichst durchzuführen sei ; erst im 
vorigen Jahre haben wir mit Erfolg beim hiesigen Stadtmagistrat eine Verkürzung 
der Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen begutachtet. Andererseits müssen wir aber 
konstatieren, daß die Arbeitsleistung der Handlungs- und Gewerbegehilfen durch die 
vielen Feiertage sehr beeinträchtigt wird. Wenn z. B. ein Feiertag auf einen Dienstag 
fällt, so ist so ziemlich die Hälfte der Woche für das Geschäft verloren, denn auch 
die Arbeitsleistung am Montag und Mittwoch ist dann geringer als an anderen Tagen. 

Bei der Frage, welche der bei uns bestehenden Feiertage verlegt werden 
sollen, bitten wir — und das ist ein Hauptgrund für unsere heutige Vorstellung — , 
nicht nur die Interessen der Landwirtschaft (welche ja gewiß auch für eine Ver- 
minderung der Feiertage in den Sommermonaten sprechen), sondern auch die Wünsche 
von Handel und Gewerbe zu berücksichtigen. In außerbayerischen katholischen 
Gegenden werden in der Kegel nur Neujahr, Ostermontag, Christi Himmclfahit, 
Pfingstmontag, Fronleichnam und beide Weihnachtsfeiertage auch als weltliche Feste 
anerkannt. Nach unserer Meinung dürfte bei uns die Verlegung folgender Feiertage 
hauptsächlich in Betracht kommen: Mariä Lichtmeß (2. Febr.l, St. Joseph (19. März), 
Mariä Verkündigung (25. März), St. Johann der Täufer (24. Juni), St. Peter und 
Paul (29. Juni), St. Kilian (8. Juli), Mariä Geburt (8. September) und Mariä Empfängnis 
(8. Dezember). Wenn diese Feiertage verlegt würden, hätten wir immer noch mehr 
Feiertage, als in anderen außerbayerischen Gebieten, namentlich als in den katholischen 
Gegenden Preußens. Wir bitten daher nochmals, diese Wünsche in Anbetracht 
ihrer volkswirtschaftlichen Bedeutung würdigen und berücksichtigen zu wollen. 

Leider scheint die Frage der Feiertage- Verminderung 1 
wieder zurückgestellt zu sein, obgleich sie für unsere Industrie 
die höchste Wichtigkeit besitzt. In der heutigen Zeit, die für 
jedes Gebiet, namentlich aber für ein wirtschaftlich so ungünstig 
gelegenes Land wie Bayern, die möglichste Ausnutzung der 
Arbeitszeit erfordert, ist eine Ungleichheit in der Feiertagsfrage 
für ein besonders reich mit solchen Feirtagen bedachtes Gebiet 
wie das unsere von schwerwiegender Bedeutung. Mit der Re- 
ligion oder mit Kirchenpolitik hat die ganze Frage gar nichts 
zu tun (auch zur fürstbischöflichen Zeit, im 18. Jahrhundert, fand 
schon einmal im Hochstiftsgebiet von Würzburg eine Feiertage- 
V erminderung statt), dagegen ist vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus dringend eine Verlegung der kleineren Feiertage auf 
die nächstliegenden Sonntage erwünscht, damit eine Anzahl 
Arbeitstage wieder wirklich benutzbar werden, und damit bei 
Aufträgen nach Gegenden, wo keine derartige F'eiertage be- 
stehen, nicht ständig Differenzen mit der Kundschaft, die den 
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Grund der Lieferungsverspätung' gar nicht begreifen kann, 
Vorkommen. 



Einen sehr breiten Raum in den Öffentlichen Diskussionen 
nahm im Vorjahr das Thema der Bestechung von gewerb- 
lichen Angestellten ein. Auch vom Kgl. Staatsministerium 
wurden die Handels- und Gewerbekammern zum Bericht über 
die Frage aufgefordert. In unserer Sitzung vom 16. Juni er- 
stattete Herr Kommerzienrat Dr. Hurtzig auf Grund eingehender 
Umfrage ein ausführliches Referat, dessen Inhalt aus folgendem 
Bericht an das Kgl. Staatsministerium vom 28. Juni hervorgeht: 

In Erledigung des Auftrages vom 19. v. Mts. Nr. 10665*1 berichten wir, 
daß unsere Kammer in letzter Plenarsitzung zu dem Beschlüsse kam, es möge von 
dem Erlaß besonderer gesetzlicher Bestimmungen gegen die Bestechung von gewerb- 
lichen Angestellten abgesehen werden. 

Das Thema von der Bestechung kaufmännisch Angestellter ist ja heutzutage 
infolge der publizistischen Verarbeitung ein sehr lebhaft diskutiertes, und es ist auch 
nicht zu leugnen, daß zum Teile solche Mißbräuche bestehen, wobei wir dahin- 
gestellt sein lassen, ob die größere Schuld an den Lieferanten oder an den Ange- 
stellten liegt. Allein wir sind in Deutschland doch nicht zu solchen Verhältnissen 
gelangt, wie in anderen Staaten und z, B. in Nordamerika bestehen, wo «las Schmier- 
gelder-Un wesen tatsächlich floriert. Bei uns wird ja auch neuerdings vielfach über 
solche Mißstände geklagt; wenn inan aber den Beschwerden auf den Grund geht, so 
sind die tatsächlichen Anhaltspunkte doch meist recht geringe. Eine Enquete, die 
seitens unseres Herrn Referenten veranstaltet wurde, ergab fast durchweg ein nega- 
tives Resultat; bestimmte Fälle konnten nicht aufgeführt werden. 

Unserer Ansicht nach ist es aber auch von allgemeinen Gesichtspunkten aus 
nicht empfehlenswert, ein derartiges strafrechtliches Spezialgesetz zu erlassen, das 
den gewollten Zweck, die Ausrottung von Mißständen, vielleicht doch nicht erreicht, 
anderseits aber Veranlassung zu widrigen Plackereien und gehässigen Denunziationen 
geben kann. 

Außerdem ist Selbsthilfe wohl in vielen Fällen das beste Mittel zur Beseiti- 
gung des Unfuges. Bei richtiger Geschäftsaufsicht sind derartige unlautere Manöver 
kaum auf die Dauer durchzuführen, und jeder Geschäflsleiter wird dankbar sein, 
wenn er von einem Lieferanten Mitteilungen über Schmiergelderzumutungen erhält. 
Verschiedene Vereinigungen von Unternehmern, so z. B. der Verein deutscher Tuch- 
fabrikanten, legen ihren Mitgliedern die Pflicht auf, jegliche Zuwendung an Ange- 
stellte zu unterlassen und jede Geschäftsverbindung mit Firmen abzubrechen, die 
sich dem nicht fügen. Ferner lassen viele Geschäftshäuser Berlins bei Abschluß des 
Dienstvertrages ihre Angestellten einen Revers unterzeichnen, wonach dieselben sich 
verpflichten, keinerlei Geschenke und Vergütungen von Lieferanten anzunehmen. 

Gemäß Auftrages haben wir uns auch mit der bedeutendsten Vertretung der 
Angestellten in unserem Bezirke, dem „Kaufmännischen Verein Würzburg“, hin- 
sichtlich dessen Auffassung der Frage ins Benehmen gesetzt. Der .Kaufmännische 
Verein* steht nun in der Angelegenheit völlig auf dem Standpunkte, der von dem 
„Deutschen Verband kaufmännischer Vereine* in der heurigen Versammlung zu 
Pforzheim am 30. Mai präzisiert wurde. 

In dieser Versammlung wurde beantragt: 

.Schaffung gesetzlicher Bestimmungen, nach denen Bestechungen der 
Angestellten oder Bestechungsvcrsuche strafrechtlich verfolgt werden können; 
hiebei muß aber für den Verführer eine weit schärfere Strafe festgesetzt 
werden, als für den Verführten.“ 
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Dieser Antrag wurde abgelehnt, dagegen folgende Punkte als Hilfsmittel gegen 
die aufs schärfste verurteilte Bestechung der Angestellten empfohlen : 

„1. Fortgesetzte Aufklärung der Angehörigen von Handel und Industrie 
über die Verwerflichkeit und Straffälligkeit der Bestechung. 

2. Schutz Verträge zwischen kaufmännischen und industriellen Unter- 
nehmungen einerseits und ihren Lieferanten andererseits." 

Dieser Standpunkt deckt sich im allgemeinen mit unseren Beschlüssen, wonach 
gleichfalls von einem strafrechtlichen Spczialgcsctze abgesehen, und das Vorgehen 
gegen bestehende Mißstände zunächst der Selbsthilfe überlassen bleiben möge. 



Hinsichtlich der Wirksamkeit der Ringe und Syndikate 
fanden im Vorjahre kontradiktorische Verhandlungen beim Reichs- 
amt des Innern statt, die unter der Bezeichnung „Kartell- 
Enquete“ zusammenzufassen sind. Wir berichteten zunächst ge- 
mäß einem Auftrag des Kgl. Staatsministeriums unterm 27. Januar 
über die in unserem Bezirk befindlichen Kartelle oder Syndikate. 
Im späteren Verlauf der Angelegenheit wurden wir vom Kgl. 
Staatsministerium mehrfach aufgefordert, Vertreter aus den be- 
teiligten Kreisen zu den kontradiktorischen Verhandlungen zu 
benennen; wir kamen diesem Aufträge regelmäßig nach. Speziell 
bezüglich der Spiritus-Zentrale fügten wir unserem Bericht vom 
17. August an die Kgl. Staatsregierung noch folgende allgemeine 
Erörterungen bei: 

Hinsichtlich der Tätigkeit der Zentrale für Spiritusverwertung haben sich die 
Klagen und Beschwerden in den Kreisen der beteiligten bezw. abhängigen Ge- 
schäftssparten von Jahr zu Jahr gemehrt. Die Spirituszentralc hat ihre Macht- 
stellung rücksichtslos ausgebeutet und gerade im letzten Jahre bewiesen, daß sie 
nicht im geringsten jene Gesichtspunkte beobachtet, welche bei ihrer Entstehung 
als volkswirtschaftlich günstige Prinzipien dargestellt wurden; anstatt nämlich die 
Preise stabiler zu gestalten, hat die Zentrale in ihren Preisgestaltungen derart außer- 
gewöhnliche Schwankungen zugelassen, wie sie früher nicht im entferntesten jemals 
vorkamen. Solche enorme und plötzliche Steigerungen, wie sic z. B. im August 
des Vorjahres in der Höhe von ca. 6 Mark pro 100 Liter vorkamen, waren früher 
beim freien Markt ganz undenkbar, selbst wenn man den tatsächlichen natürlichen 
Grund der Steigerung, die Kartoffel mißernte, mit in Betracht zieht. Niemals seit 
Menschengedenken sind am freien Markte solch sprunghafte Preisschwankungen vor- 
gekommen, wie dies jetzt infolge der verkehrten Dispositionen des Ringes der Fall 
ist. Die Branntweinindustrie konnte früher ihren Bedarf an Spiritus zu einem festen 
Preis von Oktober bis Oktober decken, und darnach ihren Verkauf gleichfalls zu 
festen Preisen für längere Zeit hinaus betätigen. Dieser Vorteil ist infolge der un- 
berechenbaren Preisfestsetzungen des Ringes völlig verloren gegangen. Der größte 
Schaden aber ist der teils bereits eingetretene, teils immer schärfer drohende Rück- 
gang im Konsum; durch die hohen Preise ist nicht nur der Verbrauch von Trink- 
branntwein tatsächlich stark eingeschränkt worden, sondern auch die Verwendung zu 
technischen Zwecken, worauf mit Recht so große Hoffnungen gesetzt werden konnten, 
nach vielverheißenden Anfängen wieder in Stillstand gekommen. Durch die gewalt- 
samen Preissteigerungen hat sich die Spirituszentrale auch ihre letzten Sympathien 
beim Publikum verscherzt, und die Konsumminderung wird vielleicht noch sehr be- 
denkliche Folgen für die Landwirtschaft haben : denn ein verlorenes Absatzfeld läßt 
sich bekanntlich nur schwer wieder zurück gewinnen. Jene landwirtschaftlichen Kreise, 
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welche immer noch auf Steigerung der Spirituspreise hinarbeiten, treiben ein sehr 
gewagtes Spiel; unsere deutsche I Landwirtschaft ist auf die Spirituserzeugung an- 
gewiesen, das Publikum aber wird bei dauernd hohen Preisen sich dem Spiritus- 
verbrauch immer mehr abwenden. 

Die Spirituszentrale hat durch ihre einseitigen Maßnahmen 
insbesondere auch die Verwendung von Spiritus zu technischen 
Zwecken, die in gedeihlicher Entwickelung schien, schwer ge- 
schädigt. Der Spiritus könnte gerade in der Technik eine große 
Rolle spielen und allgemein Verwendung finden ; allein durch 
Preistreibereien wird der Konsum dem Material, das absolut 
nicht unersetzlich ist, entfremdet. Man greift wieder zu anderen 
Stoffen, und bekanntlich ist es sehr schwer, ein verlorenes Absatz- 
gebiet, namentlich wenn es auf solche Weise verscherzt wurde, 
wiederzugewinnen. 

Der Verunglimpfung des Handels, wie sie leider zuweilen 
in der Öffentlichkeit vorkommt, mußte in einem Falle, zumal es 
sich hier um eine lokale Angelegenheit handelte, entgegengetreten 
werden. In unserer Sitzung vom 27. Juli protestierte unser Mit- 
glied, Herr Eck, als Vertreter des Getreidehandels unseres Be- 
zirks gegen eine Behauptung des Herrn Ilandwerkskammervor- 
sitzenden Bernhard, der gelegentlich eines Referats über die 
Warenhäuser sagte, die Angehörigen des Bauernstandes klagten 
mit Recht oft so bitter darüber, daß der Handel seine Produkte 
gegen ausländische vernachlässige. Herr Eck konstatierte dem 
gegenüber, daß diese Behauptung unrichtig sei; wenn es auch 
in großen Handelsplätzen am Meere oder an Großschiffahrts- 
straßen Getreidegeschäfte gebe, welche sich vornehmlich mit dem 
Handel in ausländischem Getreide befassen, so verlegen doch 
alle übrigen Geschäfte der Branche, welche sich auf das weite 
Land verteilen, naturgemäß das Schwergewicht ihres Betriebs 
auf den Handel in Inlandsgetreide. 



Auch heuer wieder treten die Beschwerden über die Kon- 
kurrenz der landwirtschaftlichen Genossenschaften gegen- 
über dem Handel stark hervor. Dabei haben sich gerade im 
Vorjahre z. B. die Getreidelagerhäuser der landwirtschaftlichen 
Genossenschaften als unfähig erwiesen, den Bedarf der Militär- 
verwaltung, die sonst prinzipiell ihre Einkäufe freihändig bei 
den Produzenten bezw. den Genossenschaften betätigt, zu decken, 
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und es mußte somit auf den Handel zurückgegriffen werden. 
Man sollte doch bedenken, daß in ernsten Zeiten der durch die 
genossenschaftliche Konkurrenz geschwächte Handel schließlich 
für die Versorgung des Inlandes nicht mehr das leisten kann, 
was ein starker Handel leicht zu leisten in der Lage ist. Über 
das Gebahren der landwirtschaftlichen Genossenschaften klagen 
aber nicht nur die Händler mit den landwirtschaftlichen Pro- 
dukten, sondern auch die übrigen Geschäftsleute, namentlich in 
Landorten. Die Kaufleute in bäuerlichen Distrikten beschweren 
sich besonders über die Bevorzugung solcher Genossenschaften, 
sei es durch staatliche Subventionen oder durch billige Darlehen 
oder durch Steuerfreiheit. In der Tat stellt die Protektion der 
Genossenschaften, Lagerhäuser etc. eine direkte Ungerechtigkeit 
gegenüber dem Handel und namentlich gegenüber den Kauf- 
leuten in kleinen Landorten dar, die sich nicht mit Unrecht 
dadurch in ihrer freien Konkurrenzfähigkeit schwer geschädigt 
sehen. 



Bei der im Vorjahre besonders schwierigen Fleischver- 
sorgung erregte das durch Regierungsentschließung erlassene 
Verbot des Viehhandels im Umherziehen eine große Auf- 
regung in den beteiligten Kreisen. In unserer Sitzung vom 
30. Januar referierte das Mitglied unserer Gewerbekammer, Herr 
Jatider, über die schädigende Wirkung des genannten Verbots. 
Bereits in dieser Sitzung gab der Vertreter der Kgl. Regierung, 
Herr kgl. Regierungsrat Bogendörfer, folgende Erklärung 
bezüglich des Vorgehens der Kgl. Regierung ab: 

In erster Linie müsse der von verschiedenen Seiten erhobene Vorwurf zurüclt- 
gewiesen werden, als sei das Handelsverbot von der Regierung selbst veranlaßt 
worden ; die Kgl. Regierung hat nicht aus eigener Initiative gehandelt, sondern auf 
Anweisung von Höchster Stelle, sowie auf gutachtliche Äußerung der berufenen 
landwirtschaftlichen Vertretung hin. Durch § 5Gb Absatz 3 der Gewerbeordnung 
ist den Landesregierungen die Ermächtigung erteilt, zur Abwehr oder Unterdrückung 
von Seuchen den Handel mit Vieh auf bestimmte Dauer zu untersagen. Durch 
Ministerialentsch ießung vom 10. Dezember v. J. wurde nun die Regierung nicht 
nur ermächtigt, sondern direkt angewiesen, den Viehhandel im Umherziehen beim 
Wicder.iuftreten der Seuche zu verbieten. Nachdem nun tatsächlich im Dezember 
die Seuche vom Viehmarkt Würzburg aus in verschiedene Gehöfte eingeschleppt 
worden war, lag der in der Gewerbeordnungsnovelle bezw. in der Ministerial- 
entschließung angenommene Fall tatsächlich vor; trotzdem geschah der Erlaß nicht 
übereilt, sondern erst nach Einholung sachverständiger Gutachten. Insbesondere der 
landwirtschaftliche Kreisausschuß von Unterfranken begutachtete nun mit über- 
wiegender Majorität den Erlaß des Verbotes, sodaß die Regierung angesichts dieses 
Beschlusses gar nicht umhin konnte, das Verbot zu erlassen, und zwar geschah dies 
zunächst bis 1. Juli 1905. Daraufhin liefen verschiedene Beschwerden ein, die von 
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der Kgl. Regierung dein Kgl. SLutlsministcrium in Vorlage gebracht wurden ; ein 
Bescheid hierauf ixt bisher nicht erfolgt. Inzwischen hat die Kgl. Regierung getan, 
was sie konnte, sie hat namentlich durch Entschließung vom 17. Januar Aufklärungen 
über den Umfang des Verbots nach der Gewerbeordnung gegeben. Nachdem nun- 
mehr die Seuche nahezu erloschen und die Markungssperre mit Ausnahme des 
Ortes Kirchheim aufgehoben ist, wird man wohl in Aussicht nehmen können, das 
Verbot früher als zu dem bezeichneten Termin wieder aufzuheben. Die Kgl. Re- 
gierung bezweckt mit dem Verbote keineswegs eine Schädigung des Viehhandels 
oder des Metzgergewerbes, sondern lediglich den Schutz der Landwirtschaft und 
mußte nach höchster Anweisung von den bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
Gebrauch machen. Doch dürfte unter gegebenen Verhältnissen von Aufrcchterhaltung 
des Verbots auf ein halbes Jahr kaum mehr die Rede sein; vielmehr wird, wenn 
die Seuche völlig erloschen ist, das Verbot in absehbarer Zeit wieder auf- 
gehoben werden. 

Nach Beschluß in der genannten Sitzung richteten wir 
hierauf unterm 2. Februar an die Kgl. Regierung folgende 
Vorstellung : 

Da» durch Kgl. Regierungsentscbließung vom 1. Januar a. c. erlassene Verbot 
des Handels mit Wiederkäuern und Schweinen im Umherziehen für den unter- 
fränkischen Regierungsbezirk hat in den Kreisen des Viehhandels und des Metzger- 
gewerbes eine solche Aufregung verursacht, daß wir uns veranlaßt sahen, die An- 
gelegenheit in unserer Plenarsitzung vom 30. Januar zu behandeln. In unserer 
Sitzung betonten sowohl unser Referent, ein Mclzgermeister, wie auch verschiedene 
andere hiesige und auswärtige Mitglieder, daß der Zwischenhandel mit Vieh im Um- 
herzichcn sowohl zur FleLschversorgung der Bevölkerung wie auch im Interesse des 
Metzgergewerbes unentbehrlich sei. Der in gleicher Sitzung anwesende Herr Re- 
gierungsvertretcr gab hierauf in dankenswerter Weise Aufschluß über den Grund 
zum Erlaß des Handelsverbotes, das von höchster Stelle beim Wiederauttreten der 
Maul- und Klauenseuche angeordnet und durch ein Gutachten des landwirtschaft- 
lichen Kreisausschusses direkt veranlaßt wurde. Wir sind selbstverständlich weit 
entfernt, anzunchmcn, daß die Kgl. Regierung mit dem Handelsverbote bezwecken 
wollte, den Viebhandel überhaupt auszuschalten; wir wissen vielmehr sehr wohl, 
daß das Verbot einerseits aus veterinärpolizeilichen Gründen nach Anordnung des 
Kgl. Staatsministeriums und anderseits auf das Drängen der agrarischen Majorität im 
landwirtschaftlichen Kreisausschuß erging. Der veterinärpolizeiliche Grund dürfte 
jedoch nunmehi hinfällig sein, nachdem die Seuche bereits als erloschen gelten 
kann; jedenfalls ist die Bekämpfung vielleicht noch vereinzelt auftretender Fälle 
auch durch die einfache Gehöft- oder Markungssperre wie früher möglich, sodaß 
nicht der ganze Kreis in Mitleidenschaft gezogen wird. Eine Ausschaltung des 
Zwischenhandels aber, wie sie wohl von einer Seite angestrebt wird, wäre wohl 
ganz undurchführbar und liegt gewiß auch nicht in der Absicht der Kgl. Regierung 
und des Kgl. Staatsministeriums. Auch seitens des Herrn Vertreters der Kgl. Re- 
gierung in unserer Kammer wurde schon in Aussicht gestellt, daß beim völligen 
Erlöschen der Seuche das Viehhandelsverbot nicht auf die ganze in der Ent- 
schließung vom 1. Januar bestimmte Dauer, also bis zum 1. Juli 1905, aufrecht 
erhalten bleibe, sondern daß in absehbarer Zeit dessen Aufhebung erfolgt. 

Im Interesse des Handels sowie des Metzgergewerbes, die durch das Verbot 
entschieden sehr geschädigt werden — wir lassen dabei unsererseits die von vielen 
Sachkundigen gemachte Behauptung, daß auch die bäuerlichen Viehzüchterkreisc in 
ihrem Absatz schwer benachteiligt werden, ganz unberührt — bitten wir, das Verbot 
des Viehhandels im Umherziehen baldtunlichst wieder aufheben zu wollen, da die 
bereits entstandenen wirtschaftlichen Schäden durch längere Dauer des Verbots sich 
immer mehr verstärken. Schließlich bemerken wir, daß die in der Kgl. Regierungs- 
entschließung vom 17. Januar erfolgte Bekanntgabe der möglichen Ausnahmen von 
dem Verbot wohl als Ausdruck des Bestrebens zur Milderung des Verbots von uns 
anerkannt wird, aber gewiß nicht als ausreichend erscheinen kann, da die wichtigsten 
und herkömmlichen Formen des Viehzwischenhandels eben doch absolut ver- 
boten bleiben. 
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Nachdem die Seuche bald erloschen schien, wurde die Auf- 
hebung des verschärften Verbots für den Viehhandel im Umher- 
ziehen vom 1. März ab verfügt. 

Hinsichtlich der Besetzung der Vorsitzendenstelle für das 
(iewerbe- bezw. Kaufmannsgericht war aus Würzburger Ge- 
schäftskreisen der Kammer die Anregung übermittelt worden, 
daß ein Wechsel in der Person des Vorsitzenden nicht mehr 
so häufig wie bisher (fünfmal in drei Jahren) stattfinden solle. 
In unserer Sitzung vom 30. Januar referierte hierüber unser Mit- 
glied, Herr Haselbrunner, auf dessen Antrag der Wunsch dem 
Stadtmagistrat Würzburg zur Berücksichtigung hinübergegeben 
wurde, jedoch unter ausdrücklicher Betonung, daß damit keinerlei 
persönliche Tendenz verfolgt werde, daß vielmehr die gegenwärtige 
Geschäftsführung durchaus anzuerkennen sei. Der Stadtmagistrat 
Würzburg antwortete hierauf unterm 23. Februar folgendes: 

Auf Ihre schätzbare Zuschrift vom 2./3. ds. Mts. nebenbezeichneten Betreffs 
erwidern wir, daß wir dem hierin zum Ausdruck gebrachten, an sich vollkommen 
berechtigten Wunsche, insoweit dies nur immer möglich und mit den übrigen dienst* 
liehen Interessen vereinbar, in Zukunft gerne Rechnung tragen werden. 

Die Brauereien unseres Bezirks und zwar namentlich die 
kleineren in Landorten befindlichen Betriebe klagen darüber, 
daß von den Distriktsverwaltungsbehörden neuerdings immer 
mehr die Einführung des Lokalmalzaufschlages auch in länd- 
lichen Gemeinden zur Deckung kommunaler Ausgaben (z. B. 
Schulhausbauten) begünstigt oder sogar direkt anempfohlen wird. 
Es wird dadurch jedoch keineswegs eine Abwälzung der Lasten 
auf die Konsumenten herbeigeführt; in ländlichen Verhältnissen 
ist eine Erhöhung des Bierpreises absolut nicht durchführbar. 
So bleibt die Steuer tatsächlich meist nur der Brauerei überbürdet. 

Von der Gärtnerei unseres Bezirkes wird der schädliche 
Einfluß tierischer und pflanzlicher Parasiten (insbesondere 
des Gurkenpilzes und der Erdflöhe), die in bedenklicher Weise 
überhand nehmen, beklagt. Die Kenntnis dieser Schädlinge und 
die Art ihrer Bekämpfung ist noch nicht in genügender Weise 
ergründet. Wir bitten, daß wissenschaftliche Untersuch- 
ungen nach dieser Richtung seitens der Kgl. Staatsregierung 
angeordnet und gefördert werden möchten, da tatsächlich ein 
allgemeines volkswirtschaftliches Interesse hieran besteht. 
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IV. Gewerbliche Mißstände, unlauterer Wettbewerb, 
Wanderlager, Ausverkäufe, Auktionen etc. 

Im starken Maße war die Kammer im Vorjahre hinsichtlich 
verschiedener gewerblicher Mißstände und Auswüchse in An- 
spruch genommen. Zunächst ist zu erwähnen, daß in verschie- 
denen Fällen wieder die Vermittlung der Kammer gegen Fälle 
von unlauterem Wettbewerb oder von fälschlichen Annoncen, 
Anpreisungen etc. in Anspruch genommen wurde. Die Ange- 
legenheiten regulierten sich auf briefliche Intervention bei den 
betreffenden Firmen meistens in befriedigender Weise. Bei dem 
rein persönlichen Charakter dieser Vorgänge kann natürlich eine 
Veröffentlichung an dieser Stelle nicht erfolgen. 



Die Etablierung eines Wanderlagers von Emailgeschirr 
in Würzburg erregte infolge des enormen Zuspruchs bei diesem 
Betriebe seitens des Publikums den berechtigten Unwillen der 
beteiligten Kreise. Unsere Kammer richtete aus diesem Anlaß 
an das Kgl. Staatsministerium unterm 16. Oktober folgende 
Eingabe: 

Ein in hiesiger Stadt vorgekommener eklatanter Fall der Schädigung zahl* 
reicher Gewerbetreibender durch ein Wanderlager gibt uns Veranlassung, Hohem Kgl. 
Staatsministerium hierüber Bericht zu erstatten. 

Am 5. September ds. Js. annoncierte ein gewisser G. Bennecke aus Bremen 
„Riesen-Massen-Verkäufe* von Emaille-Geschirr. Der Wanderlagerverkauf begann 
am nächsten Tage in einem leerstehenden Laden an der Domstraße, nahe dem 
Marktplatz, d. i. an einer frequenten Stelle, wo nicht bloß Einheimische, sondern 
auch Landleute viel verkehren. Wir legen das Zeitungsblatt mit der Annonce bei; 
dieselbe erschien nur ein einzigesmal, da der Zeitungsverlag die weitere Aufnahme 
der Anzeige auf Reklamation hin verweigerte. 

Trotzdem war der Zulauf zu dem Wanderlager ein ganz erstaunlicher; Haus- 
frauen aus allen Ständen sowie Bauersleute drängten sich geradezu massenhaft in 
den Laden, um Emaille- Waren zu kaufen. Nach unseren beim Kgl. Stadtrentamt 
Würzburg erholten Informationen wurde in den ersten 14 Tagen fast alltäglich ein 
Doppelwaggon Ware verkauft Der Unternehmer fand hiebei seine Rechnung derart, 
daß er sich nicht scheute, die nach 14 Tagen eintretende Steuererhebung zu leisten 
bezw. nachzuzahlen. Und auch in den folgenden Wochen ging das Wanderlager 
flott weiter, bis cs nach einmonatlichem Bestände, am 5. Oktober, geschlossen wurde. 
Das Geschäft war damit auch völlig gemacht, die Aufnahmefähigkeit der Stadt und 
Umgebung auch bis aufs äußerste erschöpft. 

Das Emaillegeschirr, das in dem Wanderlager zum Verkauf kam, war nach 
sachverständigem Urteil allergeringster „Ausschuß“, ganz leichte Ware und überdies 
mit Sprüngen und Brennfehlern behaftet ; der Wert war nach den Angaben von 
Fachleuten etwa 19 Pfennig, der Verkaufspreis aber, zu welchem das Geschirr an 
die Käufer „verramscht* wurde, betrug 40 Pfennig pro Pfund. Trotzdem in den 
Lokalzeitungen auf dieses Mißverhältnis zwischen dem reellen Wert und dem Ver- 
kaufspreis hingewiesen wurde, schlugen sich die Leute fast um den Erwerb solcher 
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Ware. Es hat sich bei dieser Gelegenheit wieder einmal deutlich gezeigt» daß die 
Hausfrauen und die Bauersleute nur der scheinbaren Billigkeit nachlaufen und gegen 
jegliche Belehrung unzugänglich sind ; denn es kann keine Rede davon sein» daß 
das gekaufte Geschirr den Käufer zufriedenstellt, ja es müssen sogar erhebliche Be- 
denken sanitärer Art vorgebracht werden, da die Splitter von solchen als Speise- 
geschirr gebrauchten, fehlerhaften und rissigen Emaillewaren tatsächlich gefährliche 
Verletzungen der inneren Organe herbeiführen können. 

Den hauptsächlichen wirtschaftlichen Schaden tragen jedoch unsere Gewerbe* 
treibenden, namentlich die kleineren Spengler und Oeschirrhändler, welche mit der 
gewöhnlichen Kundschaft und der Landbevölkerung rechnen. Infolge der großen 
Massen, welche durch dieses Wanderlager in Stadt und Land angebracht wmrden. 
ist auf lange Zeit hinaus — nach Ansicht von Fachleuten sogar auf Jahre ! — an 
keinen Absatz von Geschirr (und zwar nicht bloß von Emaillegeschirr, sondern auch 
von Blech-, sonstigem Metall- und irdenem Geschirr) zu denken. 

Die Bestimmungen der Gewerbeordnung sowie des bayerischen Gesetzes vom 
20. Dezember 1897 betr. die Besteuerung des Gewerbel>etriebs im Umher/iehen 
haben sich als durchaus unzulänglich erwiesen. Emaillegeschirr gehört nicht zu den 
Waren, welche nach § 56 und 56a vom Gewerbebetrieb im Umherziehen aus- 
geschlossen sind. Ebenso lagen die in § 56c verbotenen Absatzarten durch Aus- 
spielen oder Versteigern formell nicht vor, obgleich der Massenverkauf zu einem 
Einheitspreis (40 Pfg. pro Pfund) w irtschaftlich ziemlich gleich wie eine Versteigerung 
zu beurteilen ist. Der Vorschrift in § 56c Absatz 2, wonach insbesondere an der 
Verkaufsstelle ein den Namen und Wohnort des Gewerbetreibenden angebender 
Aushang angebracht werden soll, kam der Unternehmer in der Weise nach, daß er 
den Inseratausschnitt an die Schaufenster des Ladens anklebte. Die steuerlichen 
Verpflichtungen konnte er bei dem enormen Absatz und hohen Gewinn mit I^eichtig* 
keit erfüllen ; von einer prohibiliven Wirkung der Steuer konnte sicherlich in vor- 
liegendem Falle nicht gesprochen werden, vielmehr machte sich der schädigende 
Einfluß des Wanderlagerbetriebs in vollem Maße und uneingeschränkt fühlbar. 

Unter diesen Umständen hält es unsere Kammer — bei aller Rücksicht auf 
die Gewerbefreiheit und die persönliche Freizügigkeit — doch für am Platze, gegenüber 
derartigen Schädigungen des allgemeinen Gewerbebetriebs einschränkende Maßregeln 
in durchgreifenderer Weise, als dies bisher durch die Steuergesetzgebung geschah, 
zu empfehlen. Nach unserer Ansicht sollten solche Wanderlageruntemehmungen der 
Bewilligung durch die Verwaltungsbehörden bedürfen, die jeweils nach Maßgabe der 
örtlichen Verhältnisse erteilt oder verweigert w T erden könnte. Wir bitten Hohes 
Kgl. Staatsministerium, diesen Vorschlag hochgeneigtest der Verwirklichung entgegen- 
zuführen und eventuell im Bundesrate zur bezüglichen Abänderung der Gewerbe- 
ordnung unterstützen zu wollen. 

Auf unsere Vorstellung erfolgte kein Bescheid. In Er- 
gänzung unseres Berichts können wir nunmehr noch konstatieren, 
daß der gleiche Wanderlager- Veranstalter sein olfenbar lukra- 
tives Geschäft nunmehr auch in anderen Plätzen unseres Kreises 
fortsetzte, so in Aschaffenburg und in Schweinfurt, selbstverständ- 
lich zum großen Schaden der dortigen Lokalgeschäfte. 



Bezüglich des Au kt ions wesens beschäftigte uns ein Vor- 
gang von .Zwangsversteigerungen“ in Schuhwaren in Würzburg, 
wobei der Verdacht zweifelhafter Manipulationen nahelag. In 
unserer Sitzung vom 13. März referierte unser Gewerbekammer- 
mitglied, Herr Hetterich, über die Angelegenheit, und wir 
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richteten nach dessen Antrag unterm 21. März folgende Eingabe 
an das Kgl. Staatsministerium: 

Seit mehreren Monaten finden dahier auf Grund gerichtlicher Pfändungen 
Zwangsversteigerungen in Schuhwaren statt, wobei die Umstände und namentlich die 
großen Quantitäten der versteigerten Schuh waren den Verdacht, daß es sich hiebei 
um zweifelhafte Manipulationen handle, recht nahe legen. Nach unseren Erhebungen 
ist das Sach Verhältnis im wesentlichen folgendes : Vor etw a dreivierlei Jahren er- 
«iflhete ein gewisser Karl Granrath in einem kleinen Laden im hiesigen Mainviertel 
ein Schuhwarengeschäft, zu welchem das Waren material von auswärtigen Firmen, 
in der Hauptsache von der Schuhfabrik Reinhold Landmann Söhne in Weißenfels 
gegen Akzepte geliefert wurde. Die Wechsel wurden nicht eingelftst, nach Protest 
von Weißenfelser Bankfirmen eingeklagt, worauf Pfändung und Zwangsversteige- 
rung folgte. 

Die Vorgänge spielten sich also formell in legalen Formen ab, tatsächlich 
aber scheint der Weg des Wechsclprozesses lediglich zur Verschleierung eines 
Wanderlagers benutzt zu werden, und an Stelle der freiwilligen Versteigerung tritt 
die zugskräftigere Zwangsversteigerung. Von Monat zu Monat wiederholen sich nun 
diese Schuhversteigerungen, die regelmäßig drei bis vier Tage andauern. Für den 
branchekundigen Geschäftsmann, ist es gar nicht denkbar, daß derartige Mengen von 
Schuhwaren an ein einzelnes kleineres Geschäft regulärer Weise geliefert werden 
konnten ; es ist vielmehr der Verdacht unabweisbar, daß die Lieferungen lediglich 
zu dem Zweck der Zwangsversteigerungen erfolgten. Das Publikum besucht, so un- 
glaublich «lies bei einem Artikel, wie gerade Schuhwaren, erscheinen mag, solche 
Auktionen sehr stark. Selbstverständlich ist aber von einem vernünftigen Kauf 
gar keine Rede; es wird eben, um einen vulgären Ausdruck zu gebrauchen, .ge- 
ramscht*. Tatsächlich werden aber, wie uns von verschiedenen Seiten bestätigt 
wird, die Schuhe vielfach über Wert bezahlt. Teilweise verbinden sich auch damit 
höchst sonderbare Zwischengeschäfte; so werden, wie man uns mitteilt, von Wirten 
mit Landkundschaft größere Partien Schuhe gesteigert, und dieselben in einzelnen 
Paaren an die Gäste weiter zu verkaufen gesucht. Auf jeden Fall ist die ganze durch 
die Schuhversteigerungen hervorgerufene Geschäftslage für die ansässigen Schuh- 
warenhändler und SchuLmachermeister eine recht mißliche, zumal das Frühjahrs- 
geschäft, diese wichtige Saison für die Branche, durch solche Zustände gründlich 
verdorben wird. 

Nachdem formell der legale Weg des Wechsel prozesses und der Zwangsver- 
steigerung eingehalten wird, ist es allerdings schwierig, geeignete Vorschläge gegen 
die Mißbräuche zu machen; tatsächlich schaden diese Zwangsversteigerungen aber 
mindestens in gleicher Weise wie die früher häufig mißbräuchlich benutzten frei- 
willigen Auktionen, zu deren Regelung seitens des Kgl. Staatsministeriums des Innern 
unterm 20. Oktober 1900 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 1182) eine Bekannt- 
machung erschien, die im allgemeinen wohltätige Wirkungen zeigte. Nachdem nunmehr 
bei Zwangsversteigerungen sich augenscheinlich ähnliche Mißstände zeigen, wäre es viel- 
leicht erwägenswert, ob die genannte Ministerialbekanntmachung nicht in der Weise 
zu ergänzen wäre, daß den Ortspolizeibehörden auch von Zwangsversteigerungen 
größerer Mengen von Waren mindestens drei Tage vorher ein Verzeichnis der 
Waren nach Art, Menge und Herkunft zu überreichen sei, und daß die Versteige- 
rungsbedingungen und das Verzeichnis der Waren im Auktionslokalc am Versteige- 
rungslag allgemein sichtbar anzuschlagen seien. Wir bitten in diesem Sinne um 
hochgeneigte Entschließung. 

Der darauf ergangene Bescheid vom 24. Juli lautete: 

Die Handels- und Gewerbekammer für Unterfranken und AschalTenburg regt 
in ihrer Eingabe vom 21. März ds. Js. an, die Bekanntmachung vom 20. Oktober 1900, 
den Geschäftsbetrieb der Auktionatoren betreffend (Ges.- und Verordn. -Bl. S. 1182), 
dahin zu ergänzen, daß 

„den Ortspolizeibehörden auch von jeder Zwangsversteigerung größerer 

Mengen von Waren mindestens drei Tage vorher ein Verzeichnis der 

Waren nach Art, Menge und Herkunft zu überreichen ist und die Ver* 
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Steigerungsbedingungen und das Verzeichnis der Waren im Auktionslokale 
am Versteigerungstage allgemein sichtbar anzuschlagen sind.“ 

Als gesetzliche Grundlage für eine derartige Bestimmung käme zunächst § 307 
Nr. 20 des Reichsstrafgesetzbuches in Frage. 

Ob die hier vorgesehenen polizeilichen Anordnungen über das Abhalten von 
öffentlichen Versteigerungen sich auch auf Zwangsversteigerungen im Sinne der Zivil- 
prozeßordnung beziehen können, kann dahingestellt bleiben. Denn keinesfalls wäre 
es zulässig, daß sie sich mit den für Zwangsversteigerungen geltenden gesetzlichen 
Vorschriften in Widerspruch setzen. 

Für Zwangsversteigerungen gewährleistet der § Bl 6 der Zivilprozeßordnung 
dem Gläubiger und dem Schuldner die Möglichkeit, im Wege einer Vereinbarung 
von den Vorschriften der Zivilprozeßordnung abweichende Bestimmungen über Zeit 
und Ort der Versteigerung zu treffen; dem Gerichtsvollzieher ferner ist im § 810 
die Befugnis beigelegt, die Versteigerung jederzeit abzuhalten, wenn dies erforderlich 
ist, um die Gefahr einer beträchtlichen Wertsverringcrung der zu versteigernden 
Sache abzuwenden oder um unverhältnismäßige Kosten einer längeren Aufbewahrung 
zu vermeiden. Mit diesen Vorschriften ist der Wunsch der Handels- und Gewerbe- 
kammer unvereinbar, daß jede Zwangsversteigerung der Ortspolizeibehörde drei Tage 
vor der Versteigerung angezeigt werden soll. 

Die Rechtslage ist insofern für Zwangsversteigerungen dieselbe wie für öffentliche 
Versteigerungen im Sinne des § 383 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Für öffentliche 
Versteigerungen räumen die sie zulassenden Vorschriften des bürgerlichen Rechtes, 
insbesondere die hier hauptsächlich in Betracht kommenden §§ 373, 376 des Handels- 
gesetzbuches und §§ 1234, 1230 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, dem betreibenden 
Teile die Bestimmung über Ort und Zeit der Versteigerung ein und sehen bei Ver- 
letzung der gesetzlichen Schranken nur die Verpflichtung zum Schadensersätze an 
den Schuldner vor. Die Bekanntmachung vom 20. Oktober 1900 bezeichnet es 
deshalb mit Recht als .selbstverständlich", daß die auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften vorzunehmenden öffentlichen Versteigerungen nicht unter die Vorschriften 
der Ziffer 3 dieser Bekanntmachung fallen. 

Dem Wunsche, daß bei jeder Zwangsversteigerung die Verstcigerungsbedingungen 
und das Verzeichnis der zu versteigernden Sachen im Versteigerungslokale allgemein 
sichtbar anzuschlagen seien, könnte auf dem Wege einer Änderung der Geschäfts- 
anweisung für die Gerichtsvollzieher entsprochen werden. Allein die Versteigern ngs- 
bedingungen sind bei den Zwangsversteigerungen, die auf Grund der Zivilprozeß- 
ordnung stattfinden, durch die Zivilprozeßordnung festgesetzt ; Abweichungen können 
sich nur durch eine Vereinbarung des Gläubigers und des Schuldners oder eine 
Anordnung des Vollstreckungsgerichtes ergeben, sind übrigens tatsächlich selten. Es 
hätte keine den von der Handels- und Gewerbekammer verfolgten Zwecken dienende 
Bedeutung und würde nur unnötige Kosten verursachen, wenn vorgeschrieben würde, 
daß die Verstcigerungsbedingungen im Versteigerungslokalc öffentlich angeschlagen 
werden. Ähnlich liegt die Sache bei dem angeregten Verzeichnisse der zu versteigernden 
Sachen Abgesehen davon muß ein verhältnismäßig ins einzelne gehendes Ver- 
zeichnis der zu versteigernden Sachen vor der Versteigerung in den öffentlichen 
Blättern bekannt gemacht werden und die Versteigerungsbedingungen müssen im Ver- 
steigerungstermine vor der Versteigerung öffentlich milgeteilt werden {$§ 113, 116 
der Geschäftsanweisung für die Gerichtsvollzieher vom 28. April liXX), Justiz- 
ministcrialblatt S. 621). 

Dazu kommt, daß, wenn man die Bekanntmachung vom 20. Oktober 1900 
auf die Zwangsversteigerungen ausdehnte, die Strafandrohung des § 367 Nr. 16 des 
Strafgesetzbuchs, unter deren Schutze die Bekanntmachung steht, auch für die Ge- 
richtsvollzieher gelten würde. Es ist aber — selbst wenn die Anwendbarkeit des 
§ 367 No. 16 des Strafgesetzbuchs auf Zwangsversteigerungen bejaht wird — sehr 
zweifelhaft, ob diese durch die Novelle zum Wuchergesetze vom 19. Juni 1893 
geschaffene Strafnorm nicht auf die Verfehlungen beschränkt ist, die sich Privat- 
personen zu Schulden kommen lassen, während es sich hier darum handeln würde, 
die Verfehlungen der Gerichtsvollzieher, also öffentlicher Beamter, zu ahnden. 

Aus diesem Grunde geht es auch nicht an, die Bekanntmachung vom 
20. Oktober 1900 auf die Zwangsversteigerungen zwar auszudehnen, dabei aber einen 
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ausdrücklichen Vorbehalt aufzunehmen, welcher die durch den § 816 der Zivil* 
Prozeßordnung gewährleisteten Befugnisse für die Fälle sichert, in denen sie aus- 
geübt werden wollen. 

Unter diesen Umstanden muß im Einvernehmen mit den Kgl. Staatsministerien 
der Justiz und des Innern davon abgesehen werden, dem Anträge der Handels- und 
Gewerbekammer eine Folge zu geben, und wird anheimgestellt, die Kauflustigen in 
geeigneter Weise durch die Presse aufzuklären. 



Die Frage der Wanderversteigerungen wurde im Vor- 
jahre nochmals vom allgemeinen Gesichtspunkte aus behandelt, 
indem die Kgl. Staatsregierung Bericht darüber einforderte, ob 
Umgehungen des Verbotes der Wanderversteigerungen im 
Kammerbezirk bekannt geworden seien; die Anregung zu diesen 
Erhebungen hatte eine Äußerung im Reichstage gegeben, wo- 
nach Waren in größeren Mengen an Gastwirte oder Händler 
geschickt und hierauf zur Versteigerung gebracht würden. Unser 
Bericht, den wir am 1. August an die Kgl. Regierung er- 
statteten, lautet: 

In Erledigung des Auftrages vom 13. v. Mts. No. 16581 berichten wir er- 
gebenst, daß das Verbot der Wanderversteigerungen tatsächlich auf verschiedene 
Weise umgangen zu werden pflegt, wobei es sich nicht um Waren handelt, welche 
dem raschen Verderben ausgesetzt sind, und wofür der Weg einer Versteigerung 
seitens der zuständigen Behörden zugelassen werden kann. Wir halten selbst Ge- 
legenheit, in einigen Fällen verschleierte Wanderversteigerungen zu konstatieren; 
unsere bisherigen Maßnahmen und Vorstellungen dagegen erwiesen sich aber als 
fruchtlos. Einige besonders flagrante Fälle gestatten wir uns im Nachstehenden zu 
schildern : 

1. Zu Anfang dieses Jahres fanden hier in der sogenannten Auktionshallc 
zahlreiche Zwangsversteigerungen von Schuhwaren durch die kgl. Gerichts- 
vollzieher statt, wobei — da es sich um Zwangsversteigerungen handelte, — nicht 
einmal die Bestimmungen der Ministerialbekanntmachung vom 20. Oktober 1900 
betreffend das Auktionswesen eingehalten wurden. Es war daher nur schwer, den 
tatsächlichen und rechtlichen Grund dieser Zwangsversteigerungen zu erkennen, und 
doch legten die Umstände dieser Versteigerungen und namentlich die großen Quanti- 
täten der versteigerten Schuhe den Verdacht, daß cs sich hiebei um unzweifelhafte 
Manipulationen handele, recht nahe. Nach unseren Erhebungen erfolgten die Zwangs- 
versteigerungen auf Betreiben verschiedener Bank firmen in Weißenfels a. /Saale gegen 
den Schuhwarenhändlei Karl Granrath dahier. Dieser Granrath eröffnete vor etwa 
dreiviertel Jahren im hiesigen Mainviertel ein Geschäft, zu welchem das Waren- 
material in der Hauptsache von der Schuhfabrik Reinhold Landmann Söhne in 
Weißenfels gegen Akzepte geliefert wurde; diese Wechsel wurden nicht eingelöst, 
sondern von den Weißenfelser Bankfirmen eingeklagt, worauf Pfändung und Zwangs- 
versteigerung erfolgte. Diese Vorgänge spielten sich unter Einhaltung aller gesetz- 
lichen Vorschriften ab, allein die Umstände machten es, wie erwähnt, recht wahr- 
scheinlich, daß die Zwangsversteigerungen nur als Mittel zum raschen Umsatz be- 
nutzt wurden. Es ist selbstverständlich, daß unter diesen Verhältnissen die ansässigen 
Geschäftsleute, die mit hohen Ladenmieten, mit Steuern usw. zu rechnen haben, 
sehr litten, und daß diese Schuhversteigerungen gerade in der Frühjahrssaison den 
Verkauf beeinträchtigten. Die Versteigerungen haben aber auch gezeigt, daß die 
Bestimmungen über die Auktionen überhaupt leicht im Wege der Zwangsversteige- 
rungen hintergangen werden können ; denn es ist nicht schwer, Waren unter dem 
Deckmantel der gerichtlichen Pfändung versteigern zu lassen, wenn man nur die 
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nötigen Mittelspersonen dazu verfügbar hat. Wir behandelten diese Angelegenheit 
in unserer Sitzung vom 13. März und beantragten beim Kgl. Staatsministerium eine 
Ergänzung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 1900 dahin, daß auch bei Zwangs- 
versteigerungen die Versteigerungsbedingungen und das Verzeichnis der zur Ver- 
steigerung gelangenden Waren an jedermann zugänglicher Stelle angeschlagen werde, 
»owie daß der Ortspolizeibehörde drei Tage vor Beginn der Versteigerung ein genaues 
Verzeichnis der Waren nach Art. Menge und Herkunft zu überreichen sei. Auf 
unsere bezügliche Eingabe erhielten wir durch Ministerialentschließung vom 24. Juli 
unter ausführlicher Darlegung der rechtlichen Verhältnisse den Bescheid, daß unserem 
Anträge keine Folge gegeben werden könne, daß aber anheimgestcllt werde, die 
Kauflustigen in geeigneter Weise durch die Presse aufzuklären. 

Der letztere Weg ist bereits von uns zum Teil beschritten worden, der Erfolg 
ist jedoch bei der Qualität unseres Publikums, das solche Notizen gar gerne als 
Reklame auffaßt, ein ziemlich zweifelhafter. 

2. Unser Bezirksgremium Lohr berichtet uns von einem anderen Fall, in 
welchem seitens eines Frankfurter Kaufmanns größere Quantitäten Zigarren an 
fingierte Adressen in Lohr gesandt und dann als nicht bestellbar versteigert wurden. 
Durch die für ein solches Landstädtchen verhältnismäßig enormen Mengen von 
Zigarren, welche versteigert wurden, w'ar der Bedarf des Publikums auf längere 
Zeit hinaus gedeckt ; die Platzgeschäfte wurden dadurch naturgemäß empfindlich 
geschädigt. Jeglicher Einspruch unseres Gremiums gegen diese offenkundig schwindel- 
hafte Manipulation war fruchtlos, selbst ein Antrag auf Erhebung einer Klage wegen 
unlauteren Wettbewerbs wurde nicht zugelassen, da das Gremium nach dem Wett- 
bewerbsgesetz nicht als kompetent zu solchem Antrag erklärt wurde. 

3. Ein weiterer Fall, der erst vor kurzem hier vorkam, spielte sich in 
folgender Weise ab : 

Bei einem Hausbesitzer, der schon längere Zeit einen Laden leer stehen 
hatte, wurde von auswärts angefragt, ob er den Laden zur Abhaltung von Ver- 
steigerungen zeitweise vermieten w'olle. Der Besitzer erklärte sich hiezu ohne 
weiteres bereit, es wurde ein Mietpreis vereinbart, und die Mieter fügten noch bei, 
daß die Waren an die Adresse des Vermieters geschickt würden. Die Waren 
kamen auch an, es lug ihnen aber eine Faktura bei, die auf den Namen des 
Vermieters ausgestellt war. Hiedurch merkte der Hausbesitzer erst, zu was sein 
Laden benutzt werden solle, und er verweigerte energisch die Annahme der Waren 
und der Faktura. Daraufhin kamen die Mieter mit ihm überein, daß ihm eine 
Entschädigung für die Miete bezahlt werde; die Waren aber wurden in ein öffent- 
liches Auktionslokal verbracht und dort (wegen verweigerter Annahme seitens des 
Adressaten) versteigert. So war der ursprüngliche Zweck, die Abhaltung einer 
Wanderversteigerung, doch erreicht. 

Wir bitten, diese Fälle dem Kgl. Staatsminislerium in geneigte Vorlage zu 
bringen und entsprechend Abhilfevorschriften befürworten zu wollen. 



Gleichfalls aus Anlaß von Reichstagsverhandlungen kamen 
die Auswüchse des Ausverkaufswesens zur Behandlung. 
Unterm 7. Juni erging seitens des Kgl. .Staatsministeriums an 
die Handels- und Gewerbekammern folgende Entschließung: 

Die Auswüchse des Ausverkaufs Wesens sind im Reichstage am 30. November 
und 2. Dezember 1004 aus Anlaß der Anträge Gröber und Genossen (Drucksachen 
No. 163 und 516), Rettich und Genossen (Drucksache Nr. 173) und Patzig und Ge- 
nossen (Drucksache No. 183) erneut besprochen worden. Diese Verhandlungen haben 
zu Beschlüssen des Reichstages geführt, in denen die verbündeten Regierungen er- 
sucht werden, im Wege der Gesetzgebung Abhilfe zu schaffen. Auch von Seite 
gewerblicher Interessenvertretungen sind bis in die jüngste Zeit Klagen über un- 
reelle Ausverkäufe eingelaufen. 
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Diese Tatsachen lassen es notwendig erscheinen, iü eine Erhebung darüber 
ein zutreten, 

1. welches die hauptsächlichsten Mißbräuche im Ausverkaufswesen sind; 

2. ob und eventuell in welchen Richtungen das Wcttbewerbsgesetz vom 
27. Mai 1896 (R.-G.-Bl. S. 1451 nach den bisherigen Erfahrungen zur Ermöglichung 
eines wirksamen Einschreitens gegen diese Mißbräuche abänderungs- oder ergän- 
zungsbedürftig erscheint. 

Zu Ziffer 2 wird bemerkt, daß sich der Ausverkaufsschwindel bereits mit 
dem geltenden Gesetze wohl wirksamer bekämpfen ließe, wenn die Beteiligten von 
den gesetzlichen Rechtsbehelfen in allen geeigneten Fällen Gebrauch machen würden. 
Insbesondere Ist es nicht zweifelhaft, daß auch gegen die mißbräuchliche Bezeich- 
nung von Waren, die der Verfügung des Konkursverwalters nicht mehr unterstehen, 
als Konkurswaren und gegen ähnliche Verschleierungen auf Grund des bestehenden 
Gesetzes, und zwar auch strafrechtlich, eingeschritten werden kann (vgl. Entscheidung 
des Reichsgerichts vom 10. März 1902, mitgeleilt in Goltdammers Archiv Band 49 
S. 135). Dasselbe gilt für die Frage der sogenannten »Lockartikel“. Auch der 
Waren nach schub wird schon durch das geltende Recht getroffen. Durch die Ent- 
scheidung des Reichsgerichts vom 21. September 1897 (Entscheidungen in Straf- 
sachen Band 30 S. 256) ist zwar seinerzeit das Mißverständnis möglich geworden, 
als ob der Nachschub von Waren schlechthin zulässig sei. Diese Entscheidung ist 
aber in letzter Zeit durch Entscheidungen desselben Gerichts dem Sinne nach erheb- 
lich eingeschränkt worden (vgl. insbesondere Entscheidungen des Reichsgerichts in 
Strafsachen Band 37 S. 358). 

Die Handels- und Gewerbekammern werden beauftragt bis zum 15. Sep- 
tember 1. Js. über die Fragen 1 und 2 gutachtlich zu berichten. 

Die Angelegenheit kam in unserer Sitzung vom 27. Juli 
zur Beratung, wobei unser Gewerbekammermitglied, Herr Het- 
terich, das Referat erstattete. Unsere Stellungnahme geht aus 
folgendem Bericht an das Kgl. Staatsministerium vom 8. August 
hervor : 

In Erledigung des Auftrags Hohen Kgl. Staatsminislcriums vom 7. Juni ds. Js. 
No. 12121H erstatten wir auf Grund unserer Erhebungen sowie unserer Beratungen 
in letzter Sitzung folgenden ehrerbietigsten Bericht : 

Einige der wichtigsten Mißbräuche im Ausverkaufswesen — Verkauf von 
.Konkurswaren“, ferner »Lockartikel“ und endlich »Nachschübe“ — sind ja bereits 
in der Entschließung Hohen Kgl. Staatsminisleriums erwähnt. Diese Mißbräuche 
sind naturgemäß auch am schärfsten zu präzisieren, wenn auch ihre Abstellung 
wegen der schweren Handhabung des Wettbewerbgesetzes leider nicht immer im 
gewünschten Maße stattfinden kann. Von vorneherein wäre deshalb zu empfehlen, 
daß die Verfolgung solcher Mißbräuche auf Grund des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb möglichst zu erleichtern wäre, namentlich in der Weise, daß die 
Offizialverfolgung statt der Privatklagc häufiger als gegenwärtig üblich in Wirk- 
samkeit träte. 

Im übrigen aber beziehen sich die Klagen über die Mißbräuche im Ausver- 
kaufswesen namentlich darauf, daß Ausverkäufe in allzu großer Anzahl und 
ganz unmotiviert veranstaltet werden, und daß solche Ausverkäufe sich oftmals 
auf unverhältnismäßig lange Zeit erstrecken, sodaß der Verdacht des Waren- 
nacbschubs, wenn er allerdings auch schwer zu beweisen Ist, doch sehr nahe liegt. 
Wer die Tagespresse, und zwar gerade unsere Provinzpresse bezüglich des Inseraten- 
teils verfolgt, der muß die überraschende Häufigkeit der annoncierten Ausverkäufe 
empfinden. Es scheint eben tatsächlich, als ob ein Kaufmann von dem andern 
geradezu gezwungen würde, auf diesem Wege nachzufolgen ; denn allmäblig scheuen 
auch die angesehensten Firmen nicht mehr davor zurück, Ausverkäufe aus irgend 
welchen Motiven zu inszenieren. Eine nur ganz flüchtige Zusammenstellung aus 



Digitized by Google 




unserer Würzburger Tagespresse ergibt eine ganze Reibe Formen und angebliche 
Motive für Ausverkäufe, so, um nur einige zu nennen, folgende: 

«Weih nachts-, Inventur-, Saison-, Frühjahrs-, Sommer-, Herbst -Ausverkauf, 
Räumungs- Verkauf, Total- Ausverkauf, Reeller Ausverkauf, ferner: Ausverkauf wegen 
Aufgabe des Artikels, wegen Umzug, wegen Aufgabe des Geschäfts, wegen Umbau der 
Lokalitäten, wegen Vergrößerung, weiter: Extrapreise, Ausnahme-Tage und -Wochen, 
erstaunliche Preisermäßigung, reduzierte Preise, Spottpreise, Sonst und Jetzt“ usw. 

Man könnte diese Formen des Ausschreibens, die sich auf Ladenaffichen 
wiederholen, lediglich als mehr oder minder geschmacklose Reklamen auffassen; 
allein die Erfahrungen haben gezeigt, daß es sich zuweilen auch um mindestens ver- 
dächtige, wenn nicht direkt unlautere Manipulationen handelt. Bereits das Aus- 
schreiben von .Weihnachtsausverkäufen“, wenn dies, wie tatsächlich manchmal der 
Fall, schon vier Wochen vor Weihnachten erfolgt, muß als eine Art Täuschungs- 
versuch betrachtet werden; denn das Weihnachtsgeschäft beginnt ja eigentlich erst 
höchstens 3 — 4 Wochen vor Weihnachten. Weitere höchst verdächtige Fälle sind 
die lang andauernden, meist auch noch ausdrücklich als .reell“ bezeichnten .Total- 
ausverkäufc wegen Geschäftsaufgabe", wenn tatsächlich eine Geschäftsaufgabe gar 
nicht erfolgt. Derartige Fälle sind nicht so selten, als man vielleicht annimmt; uns 
ist z. B. ein Fall bekannt, in welchem 1 1 2 Jahre ein solcher .Totalausverkauf“ 
annonciert w’ar und auch am Ladenfenster zur Bekräftigung ein Zettel mit der Auf- 
schrift .Dieser Laden ist zu vermieten“ angeschlagen war, während das Geschäft 
unter dem gleichen Besitzer heute noch besteht. Zuw F eilen wird der .Totalausver- 
kauf wegen Geschäftsaufgabe“ auch dadurch maskiert, daß das Geschäft in eine 
Filiale verlegt wird, und auch von hier aus das gleiche Spiel weiter geht. 

Sehr auffällig ist auch die überaus lange Dauer mancher Ausverkäufe ; wir 
verweisen z. B. auf einen uns weiter bekannten Fall, wobei eine Firma nahezu zwei 
Jahre lang wegen Umbau des Lokals sich im »Totalausvcrkauf“ befand. Das Ge- 
schäft siedelte schließlich in ein neues Lokal über, gründete aber bald eine Filiale 
an der allen Wirkungsstätte, und nach etlichen Monaten begann auch hier wieder 
der .Totalausverkauf wegen Aufgabe des Lokals“, obgleich der Laden drei Jahre 
lang fest gemietet ist. Ein weiterer in Würzburg viel besprochener Fall ist der von 
einer jetzt allerdings erloschenen großen Firma der Manufaktur- und Tepp ich brauche 
veranstaltete .Totalausverkauf“, der nicht weniger als drei Jahre hindurch andauerte. 
Nachschübe sind bei solch langer Dauer selbstverständlich. 

Die Häufigkeit der Ausverkäufe wird u. a. dadurch illustriert, daß in einer 
Hauptgeschäftsstraße Würzburgs in einer Entfernung von kaum 100 Meter vor kurzem 
sieben Ausverkäufe stattfanden. 

Es ist allerdings sehr schwer, zu unterscheiden, ob wirklich ein stichhaltiges 
Motiv für einen Ausverkauf vorliegt oder nicht, und daran mag es wohl liegen, 
daß so selten öffentliche Anklage von der Staatsanwaltschaft erhoben wird. Aber 
auch bei eklatanten Fällen werden die Beschwerdeführer von der Staatsanwaltschaft 
meist auf den Privatklage weg verwiesen. Dies geschah auch in einem sehr bezeich- 
nenden Falle in Schw r einturt, und erst durch Verfügung des Kgl. Justizministeriums 
wurde nachträglich in anerkennenswerter Weise die Erhebung der öffentlichen Klage 
angeordnet ; in anderen Fällen w'urdc jedoch das Einschreiten der staatlichen Anklage- 
behörde abgelehnt. 

Auf Grund dieser Erfahrungen glaubt unsere Kammer, Hohem Kgl. Staats- 
ministerium folgendes Resultat unserer Beratungen unterbreiten zu können : 

Nach eingehenden Erkundigungen ist zu konstatieren, daß sich 1. Mißbräuche 
im Ausverkaufswesen auch in unserem Kammerbezirk sehr bemerkbar machen, und 
zwar namentlich in der Weise, daß Ausverkäufe unmotiviert und in bedenklich 
großer Anzahl veranstaltet werden, 2. daß solche Ausverkäufe sich oftmals auf un- 
verhältnismäßig lange Zeit erstrecken, sodaß Warennachschübe als höchstwahrschein- 
lich zu vermuten sind, 3. daß durch Scheinausverkäufe die anderen Geschäftsleute 
tatsächlich sehr geschädigt werden, und 4. daß das Gesetz zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs tatsächlich nach der Richtung erganzungsbedürftig erscheint, 
daß unwahre oder verschleierte Ausverkäufe zu verbieten sind. 
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Auch das sogenannte Couponsystem kam im verflossenen 
Jahre zur Behandlung. Den Anlaß gab eine Agitation, des so- 
genannten Trustabwehrausschusses der Tabakbranche, welcher die 
Unterdrückung des Couponsystems gegenüber der ausgedehnten 
Anwendung dieses Systems durch eine Dresdener Zigarettenfabrik 
anstrebte; das System besteht im wesentlichen darin, daß jedem 
Päckchen Ware Coupons beiliegen, gegen deren Einlieferung in einer 
bestimmten Anzahl an die Verkaufsfirma die Einsender einen Ge- 
brauchsgegenstand erhalten. In unserer Kammer referierte Herr 
Krug über die Frage. Unsere Stellungnahme, die zum Teil 
von dem Referat abwich, geht aus folgendem Bericht an das 
Kgl. Staatsministerium vom 17. Juli hervor: 

Die Entschließung Hoben Kgl. Staatsministeriums vom 16. April No. 8349 H, 
betreffend das sogenannte Couponsystem, stand in unserer letzten Plenarsitzung zur 
Beratung; auf Grund der hiebei zu Tage getretenen Anschauung unserer Kammer 
gestatten wir uns, folgenden Bericht zu erstatten: 

Das Verfahren, wie es die Aktiengesellschaft Jasmatzi in Dresden zur Erhöhung 
ihres Zigarettenumsatzes betreibt, uud wobei sie förmliche Kataloge über alle mög- 
lichen gegen Coupons erhältliche Gegensände ausgibt, ist gewiß eine recht geschmack- 
lose .amerikanische* Reklame. Anderseits muß aber konstatiert werden, daß die 
Gewährung von sogenannten .Prämien“ oder .Geschenken“ auch in einer ganzen 
Reihe anderer Geschäfte üblich ist; so werden z. B. in Kaffeegeschäften vielfach 
Tassen, Kannen oder Löffel, in Tabakgeschäften Schnupftabaksdosen, Schmalzler- 
gläser, Pfeifen und Zigarrenspitzen, in Papiergeschäften allerlei Bildchen, Schreib- 
materialien usw. bei gewissen Umsätzen dareingegeben. Und schließlich liegt ganz 
das gleiche rechtliche und wirtschaftliche Verhältnis den in zahllosen Kaufläden aller 
Branchen bei Barzahlung ausgegebenen Coupons zugrunde, die in gewisser Anzahl 
und nach einem bestimmten Prozentsatz zum Bezug von Waren aus den betreffenden 
Geschäften berechtigen. Das Dienstpersonal und auch die Hausfrauen sammeln der- 
artige Coupons und betrachten die damit erzielten Gewinne als Folge der Bar- 
zahlung, was ja in gewissem Sinne auch seine Richtigkeit hat. Unter diesen Um- 
ständen halten wir strafrechtliche Spezialbestimmungen gegen das einfache Coupon- 
system für kaum durchführbar; ein derartiges Spezialstrafgesetz ist auch schon um 
deßwillen unsympatisch, weil es wahrscheinlich neben wirtschaftlichen Auswüchsen 
auch ganz reelle geschäftliche Vorgänge treffen wird. Anders zu beurteilen ist frei- 
lich das Vorgehen der sogenannten Rabattgescllschaflen, wie z. B. der bekannten 
.Parsimonia“, deren Geschäftsgebaren tatsächlich zu schweren Bedenken Anlaß 
gibt und sowohl den angeschlossenen Firmen wie den Geschäften mit Geschenk- 
artikcln und endlich auch dem kaufenden Publikum Schaden bringt. Die ange- 
schlossenen Firmen zahlen unverhältnismäßig hohen Tribut an die .Parsimonia“, 
während die in Aussicht gestellte Umsatzerhöhung sich in der Praxis als ganz 
trügerisch erweist und um so geringer zu erwarten ist, je mehr sich die Gesellschaft 
ausdehnt. Den reellen Geschäften der zur Verteilung kommenden Artikel macht die 
Gesellschaft direkte Konkurrenz, wenn auch die gegen Rabattmarken gewährten 
Gegenstände meist richtiger .Ramschplunder“ sind. Das Publikum endlich wird am 
meisten geschädigt, denn zahlreiche Marken und Sammelbüchcr kommen überhaupt 
nicht zur Einlösung, weil entweder die Marken verloren oder die Sammelbücher aus 
irgend welchen Gründen nicht komplett werden. Wir haben aus diesen Gründen 
bereits mit Eingabe vom 8. Oktober 1904 an das Kgl. Staatsministerium des Innern 
die Bitte gestellt, wenn tunlich, im Verordnungswege oder durch Interpretation unserer 
Strafgesetze oder schließlich im Wege der Gesetzgebung ein Verbot der Abgabe von 
Rabattmarken, soweit davon geschäftsmäßige Vermittler Nutzen ziehen, 
zu veranlassen. Unsere Eingabe hat unseres Wissens bisher keinen Erfolg gehabt; 
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wir gestatten uns daher, unsere Bitte bei dieser Gelegenheit ehrerbietigst zu wieder- 
holen. Die bezügliche Eingabe unserer Kammer ist in unserem letzten Jahresbericht 
Seite 30 abgedruckt. 



Bereits in unserem letzten Jahresberichte war von Ver- 
tretern der Seifenfabrikation auf verschiedene Mißstände im Klein- 
handel mit Haushaltun^sseife hingewiesen worden. Das Kgl. 
Staatsministerium forderte nun die Handels- und Gewerbekammern 
auf, sich über die Regelung des Verkehrs mit Haushaltungsseife 
gemäß § 5 des Wettbewerbsgesetzes zu äußern. Wir holten die 
Ansichten der Interessenten durch eine Umfrage in unserem Be- 
zirke ein; unser Mitglied, Herr Pfister, referierte hierüber in 
unserer Sitzung vom 4. Oktober. Der Inhalt unserer bezüg- 
lichen Beschlüsse geht aus folgendem Bericht vom 16. Oktober 
an das Kgl. Staatsministerium hervor: 

In Erledigung des Auftrages Hohen Kgl. Staatsministcriums vom 30. Juli 
No. 16018B gestatten wir uns, nach Beschluß unserer jüngsten Plenarsitzung folgendes 
Gutachten vorzutragen : 

Die Bedürfnisfrage für eine Regelung des Verkehrs mit Haushaltungsseife — 
auf Grund von § 5 des Wettbewerbsgesetzes und in etwa analoger Weise wie für 
Kerzen — ist entschieden zu bejahen. Durch die für das Laienpublikum schwierige 
Beurteilung des wirklichen Weites einer Seife, insbesondere wegen des veränderlichen 
Gewichts derselben, sind Mißstände, z. B. der sog. .Einschnitt“, d. h. das Aus- 
schneiden einer größeren Anzahl angeblicher Halbpfundstücke aus einem Zentner 
Seife, in der Tat vorhanden, deren Beseitigung im Interesse eines reellen Geschäfts 
wünschenswert ist. Ebenso haben sich bei neuerdings durch Reklame eingeführten 
Artikeln, wie Seifenpulver sowie Schmierseife, gleichfalls grobe Mißstände be- 
merkbar gemacht. 

Wie wir auf eine Umfrage in unserem Kreise konstatieren können, ist das 
Bedürfnis nach einer Regelung des Verkehrs mit Haushaltungsseife und deren Ersatz- 
mitteln auch in Interessentenkreisen allgemein anerkannt Unsere Bezirksgremien, 
ferner die Vereine zum Schutze des Kolonialwaren-Detailbandels in Würzburg und 
Schweinfurt, vier Seifenfabriken in Würzburg und eine solche in Schweinfurt, sowie 
endlich eine Materialwaren-Großhandlung in Würzburg haben uns ausdrücklich ihr 
Einverständnis mit den gewünschten Gegenmaßnahmen erklärt. Wir nehmen weiter 
Bezug auf unseren letzten Jahresbericht pro 1904 Seite 115/110, wo die Verhältnisse 
und Wünsche gleichfalls Ausdruck fanden. 

Die zweite Frage, durch welche Vorschriften den Mißbräuchen abgeholfen 
werden könne, ist für den Artikel Seife allerdings schwieriger zu beantworten, als 
etwa für Kerzen oder Game. Seife verliert bekanntlich infolge Austrocknens ziemlich 
stark an Gewicht, sodaß die bloße Vorschrift des Verkaufs nach Gewicht, wobei 
natürlich vom frischen Zustande ausgegangen werden müßte, nicht genügt. Immerhin 
sind Vorschriften zur Regelung des Kleinverkehrs mit Seife nicht unmöglich, ins- 
besondere wenn man den wichtigsten Bestandteil, den Fett- und Harzsäuregehalt, 
zur Beurteilung heranzieht. Unseres Erachtens sollte nur Kernseife, hergestellt aus 
Ncutralfetten, Ölen, Ätznatron oder kohlensaurem Natron, mit einem Mindestgehalt 
von 02°/ o Fett- und Harzsäurc in den Verkehr kommen dürfen. Haushaltungsseifen 
mit weniger als 62°/ 0 Fett- und Harzsäuregehalt, d. h. gefüllte, verfälschte und 
minderwertige Seifen, gleichviel welcher Art und Farbe, sollten nicht feilgehalten 
werden. Auf dieser grundlegenden Bestimmung ließe sich dann der Schutz der 
Konsumenten gegen Übervorteilung, auch durch Mindergewicht, leicht durchführen. 
Um bestimmte Normen für den Detailhandel zu geben, wäre es zweckmäßig, zu 
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bestimmen, daß Haushaltungsseifen nur in Stücken von 125, 250 und 500 Gramm 
verkauft werden dürfen, wobei allerdings eine Fehlergrenze von 2°/ 0 wegen gewisser 
unvermeidbarer Ungenauigkeilen beim Schneiden zuzulassen wäre. Außerdem müßten 
die Seifenstücke einen Vermerk des Fettsäuregehalts und womöglich auch des 
Gewichts in frischem Zustande eingeprägt tragen. Die Prägung könnte etwa lauten: 

Reine Kernseife 
Gewicht frisch 250 g 
Fettsäurcgehalt 62%. 

Wenn der Verkauf von nur reiner Kernseife und von nur bestimmten Ge- 
wichtsmengen zugelassen wird, so könnten sogar die ersten beiden Zeilen entfallen ; 
die Deklaration des Fettsäuregehalts aber wäre unbedingt nötig, um nachträglich 
kontrollieren zu können, welches Gewicht das Stück Seife in frischem Zustande hatte. 
Auf diese Weise könnte sowohl dem Verkauf minderwertiger (gefälschter) Seife, als 
auch dem Handel mit bewußt mindergewichtig ausgeschnittenen Stücken („ Einschnitt") 
entgegen gewirkt werden. 

Auch bei Schmierseife wäre es wünschenswert, das Publikum vor minder- 
wertiger Ware zu schützen. Der Fettsäuregehalt ist auch hiebei der für den Wert 
maßgebende Faktor, und wäre der Mindestgehalt auf etwa 50% festzusetzen. Die 
Regelung des Verkehrs könnte in der Weise erfolgen, daß der Fettsäuregehalt auf 
den Umschließungen (Kübeln, Fässern, Eimern etc.) deutlich und in unverwischbarer 
Schrift angebracht werden müßte. Die Vorschrift bestimmter Gewichtseinheiten wäre 
bei diesem Artikel nicht notwendig, da Schmierseife dem Käufer jeweils doch vor- 
gewogen wird. 

Von großer Wichtigkeit endlich wäre die Regelung des Verkehrs mit Seifen- 
pulver, einem Artikel, der neuerdings durch enorme Reklamen beim Publikum in 
Aufnahme kam, jedoch zuweilen in Qualitäten verkauft wird, die jeder Beschreibung 
spotten. Vielfach wird statt einem wirklichen Seifenpräparal einfach gemahlene 
Krystallsoda verkauft, die überall für 5 Pfg. pro Pfund zu haben ist. Das Publikum 
wird hier in gröblichster Weise getäuscht, da es absolut nicht beurteilen kann, welche 
Ware in den geschlossenen Paketen enthalten ist. Aber auch der Handel leidet 
empfindlich durch das Schleudern mit solchen sogen. Seifenpulvern. Brauchbare 
Präparate werden meist nicht unter 12 Pfg. pro Paket (zu 250 g) von der Fabrik 
an den Händler geliefert und von diesem zu 15 Pfg. weiter veräußert, sodaß der 
Gewinn gewiß nicht unbescheiden Ist. Die schlechten Qualitäten (einfache Soda) 
können aber im wirklichen Werte bis 2 */* Pfg- pro 250 g herabgehen; die Ver- 
käufer solcher minderwertigen Pulver können natürlich auch den Detailpreis wesentlich 
niedriger ansetzen — Warenhäuser gehen bis zu 4 Pfg. pro Paket herab — , und 
doch Ist der prozentuale Gewinn immer noch höher, wie bei reeller Ware. Auch 
hier ist zum Schutz des Publikums eine Vorschrift zu empfehlen, daß Scifenpulver 
mit weniger als 32% Fettsäuregehalt nicht in den Handel gebracht werden dürfte, 
und außerdem sollten sowohl das Gewicht des Inhalts wie der Fettsäuregehalt auf 
den Umschließungen der Pakete deutlich aufgedruckt sein müssen. 

Nach den vorstehenden Ausführungen formulieren wir unsere Anträge zur 
Regelung des Verkehrs mit Haushaliungsscife und deren Ersatzmitteln in folgenden 
Punkten, um deren Hochgeneigte Vertretung im Bundesrate wir ehrerbietigst bitten : 

1. Es wäre zu verbieten, Haushaltungsseifen (Kernseifen) mit weniger als 
62% Fett- und Harzsäuregehalt in den Handel zu bringen. Das Gewicht 
der Seifenstücke muß stets das Vollgewicht von 125, 250 und 500 g sein; 
eine Mindergewichtsgrenze von 2% ist zugelassen. Jedes Stück Seife 
muß die Aufschrift tragen über Fettsäuregehalt in Prozenten ausgedrückt, 
sowie das Gewicht des Stückes in frischem Zustande. 

2. Er wäre zu verbieten, Schmierseifen mit weniger als 50% Fett- und 
Harzsäuregehalt in den Handel zu bringen. Der Fettsäuregehalt ist in 
Prozenten auf den Umschließungen (Kübeln. Fässern, Eimern etc.) ^in 
deutlicher, unverwischbarer Schrift anzubringen. 

3. Es wäre zu verbieten, Seifenpulver mit weniger als 32% Harz- und Fett- 
säuregehalt in den Handel zu bringen. Der Fettsäuregehalt muß deutlich 
auf der Umhüllung aufgedruckt sein. Der Inhalt an Gewicht darf pro 
Paket nur 250 oder 500 g netto betragen und muß ebenfalls aufgedruckt sein. 
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Hinsichtlich der Feingehaltsbezeichnung goldener Taschen- 
uhrgehäuse war angeregt worden, daß solche Gehäuse mit 
weniger als 585 Tausendteilen Feingehalt den Schmucksachen 
gleichgestellt werden sollten. Nach einer Enquete bei den In- 
teressenten erstatteten wir unterm 16. August an die Kgl. Staats- 
regierung folgenden Bericht: 

In Erledigung des Auftrags vom 11. Juni No. 12 421 haben wir die Ver- 
einigung der Juweliere, Gold- und Silberarbeiter Würzburgs (Ortsgruppe d. V, D. 
Juweliere), sowie die freie unterfränkische Uhrmacherkreisinnung zur Begutachtung 
der geplanten Gesetzesänderung über die Feingehaltsbezeichnung goldener Taschen- 
uhrgehäuse aufgefordert. Beide Vereinigungen sprechen sich nicht nur für die Fein- 
gchaltsbezeichnung sondern auch für die Stempelung der mindergehältigen Gold- 
gehäusc, jedoch nur bis auf einschließlich 333 Tausendel Goldgehalt aus. Die 
gesetzliche Stempelung der 8-karätigen goldenen Uhren ist bereits beim Zentral- 
verbandstag der deutschen Uhrmacher in Mainz 1903 begutachtet worden ; jedenfalls 
wird der Handel mit Uhren dadurch wesentlich ei leichtert, daß der Zwischenhändler 
sowohl seinem Lieferanten wie seinem Abnehmer gegenüber im Besitz einer urkund- 
lichen Bestätigung des Goldgehaltes ist. 

Daß außer der Feingehaltsangabe auch ein staatlicher Kontrollstempel beigefügt 
wird, erweist sich insofern notwendig, als dadurch die Verwendung des Stempels 
0,333 als Fabrikzeichen ausgeschlossen wird. Durch die im vorigen Jahre vom 
kaiserl. Patentamt gepflogenen Recherchen wurde fcstgestellt, daß vier deutsche Engroß- 
Firmen Stempel mit der Zifter 333 benutzten. Ohne gesetzliches Stempelzeichen 
würde die Zifter gewiß wieder auch bei Uhrgehäusen mit ganz minimalem Gold- 
gehalt, wie sie von Versand- und Warenhäusern, ferner auch von Trödlern und 
Hausierern zuweilen verkauft werden, als .Fabriknummer* zur Anwendung kommen, 
um eine Täuschung über den Feingehalt zu bewirken. 



In unserem letzten Jahresbericht waren von einer Firma 
die Versuche von Fabrikanten, im Wege des Reverssystems 
die Preisschleuderei zu bekämpfen, erwähnt worden. Das Kgl. 
Staatsministerium forderte uns zu näheren Angaben über die Art 
und die bisherigen Erfolge dieser Interessenselbsthilfe auf. Wir 
kamen diesem Auftrag mit folgendem Bericht vom 10. Juli nach: 

In Erledigung des Auftrags vom 15. Juni No. 13105 H erstatten wir über 
die Bekämpfung der Prcisschlcudcrei im Wege des Reverssystems, wie dies vom 
Verband der Fabrikanten von Markenartikeln geübt wird, folgenden ehrer- 
bietigsten Bericht: 

Bereits am 15. Juni 1903 wandte sich der Verein der Drogen- und Chemi- 
kalien-Großhändlcr in Berlin mit einem Rundschreiben an eine Reihe von Marken- 
artikel-Fabrikanten, welche sich zum Preisschutz ihrer Waren Reverse unterschreiben 
ließen. Abschriften dieses Zirkulars nebst der Denkschrift und der damaligen Mit- 
gliederliste liegen bei. Auf Grund dieser Anregung, die in Fabrikantenkreisen viel 
Sympathie fand, ergriff die Fabrik Wilh. Anhalt, G. m. b. H., in Kolberg (Ostsee) 
die Initiative mit einem Rundschreiben vom 17, Juni 1903 und einem weiteren 
Zirkular vom 19, August 1903, die an die wichtigsten Markenartikel-Fabrikanten 
versandt wurden ; auch von diesen beiden Briefen legen wir Kopien bei. 

Daraufhin erfolgte im September 1903 in Berlin die Konstituierung des 
Fabrikanten- Verbandes, dem zunächst 20 Firmen beitraten. Der Verein erweiterte 
sich rasch und zahlt heute 50 der bedeutendsten deutschen Firmen zu seinen Mit- 
gliedern. Die Tendenz des Verbandes geht dahin, daß jede Verkaufsfinna, die mit 
den Waren irgend eines Mitgliedes Preisschleuderei treibt, d. h. unter den vom 
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Fabrikanten selbst festgesetzten Preis verkauft, für die Waren sämtlicher Mitglieder 
zeitweise und im Wiederholungsfälle eventuell auch dauernd gesperrt wird. Zur 
Orientierung hierüber legen wir einen Auszug aus den Satzungen, ferner einen Ver- 
pflichtungsschein für Großhändler und ein Mitgliederverzeichnis des Fabrikanten- 
Verbandes, weiter eine Bekanntmachung in den Fachzeitschriften und fünf Mitteilungen 
des Verbandes bei; diese letzteren Drucksachen sind streng diskreter Natur, da sich 
der Verband bei Vorgehen in breiterer Öffentlichkeit Unannehmlichkeiten aus- 
setzen würde. 

Hinsichtlich der bisherigen Wirksamkeit des Verbandes läßt sich sagen, daß 
er die gestellten Aufgaben in den weitaus meisten Fällen prompt zu lösen vermochte, 
wenn naturgemäß auch immer noch gewisse Schwierigkeiten bestehen und überhaupt 
nie ganz auszuschalten sein werden. 



Bezüglich des Detailreisens lag uns im Berichtsjahre eine 
Anfrage des Bezirksamts Marktheidenfeld über die Einreihung 
der Wäschekonfektion unter die Manufaktur- und Schnitt- 
waren bezw. über die Branchenunterschiede vor. Unser Gut- 
achten, das wir am 29. April erstatteten, lautete: 

Unter Rückgabe des mit Randschreiben vom 17. April überlassenen Proto- 
kolles beehren wir uns, folgendes gutachtlich zu berichten.* 

In der Textilbranche unterscheidet man ziemlich genau zwischen Manufaktur- 
und Schnittwaren einerseits und Wäschekonfektion anderseits. Erstere sind Waren, 
die nach bestimmten Maßen verkauft werden und nicht direkt gebrauchsfähig sind, 
sondern erst verarbeitet werden müssen; hiezu gehören die genannten Artikel Bett- 
barchente, Matratzendrille und auch Bettfedern. Unter Wäschekonfektion hingegen 
versteht man die aus vorgenannten, wie auch aus anderen Schnittwaren fertig ge- 
stellten Wäsche- oder Bcttartikel. 

Wir geben dieses Gutachten selbstverständlich unter dem Vorbehalt, daß wir 
nicht kompetent zur authentischen Interpretation der Gewerbeordnungsbestimmung 
über das Detailreisen sind. 



In neuerer Zeit greifen die sogenannten Serienlosgesell- 
schaften immer mehr um sich. Das Geschäftsgebahren dieser 
Firmen ist zweifellos ein verwerfliches und volkswirtschaftlich 
schädliches, sodaß ein Einschreiten gegen diese Gesellschaften 
und gegen die Art ihrer Inserate und Anpreisungen durchaus 
am Platze ist. Vom Herrn kgl. I. Staatsanwalt bei dem Kgl. 
Landgerichte Würzburg wurden wir zunächst befragt, ob sich 
Firmen im Bezirke unserer Kammer mit Bildung von Serien- 
losgesellschaften befassen. Diese Anfrage mußten wir allerdings 
zunächst verneinen. 

Hingegen hat sich in letzter Zeit immer mehr gezeigt, daß 
die Serienlosgesellschaften, welche in Lübeck, Hamburg, Braun- 
schweig, Frankfurt a. M. etc. ansässig sind, durch ihre Prospekte, 
Zeitungsbeilagen usw. auch in Bayern und zwar in die weitesten 
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Volksklassen einzudringen suchen. Unsere weitere Tätigkeit 
gegenüber diesen tatsächlich gefährlichen Vorgängen fällt be- 
reits über den Rahmen des Berichtsjahres hinaus. 



V. Gesetzgebung für Nahrungs- und Genußmittel, 
sanitäre Vorschriften etc. 

Das neue preußische Wildschongesetz vom 16. Juli 1904 
brachte für Preußen die Möglichkeit des Verkaufes von Wild- 
bret aus Kühlhäusern während der Schonzeit unter der Voraus- 
setzung der polizeilichen Plombierung der Wildstücke. Durch 
diese Bestimmung, die den modernen Hinrichtungen von Ge- 
frierräumen entspricht, und zugleich den Anforderungen der 
Kundschaft entgegenkommt, ist den preußischen Wildbrethändlern 
die Fortsetzung ihres Geschäftes auch während der Hegezeit 
ermöglicht. Von einer Würzburger Wildhrctgroßhandlung wurde 
deshalb der Erlaß analoger Vorschriften auch für Bayern bei der 
Kgl. Staatsregierung beantragt. Wir schlossen uns diesem zwei- 
fellos durchaus berechtigten Anträge mit folgendem Berichte an 
das Kgl. Staatsministerium vom 27. April an: 

In Erledigung des Auftrags vom 18. ds. Mts. No. 7808 11 berichten wir 
folgendes : 

Die Eingabe der Firma Herbst & Reimer vom 1. März ds. Js. ist uns be- 
kannt und wurde auf unser Anraten dem Kgl. Staatsministerium unterbreitet Wir 
bemerken zunächst hiezu, daß die Firma Herbst & Reimer das größte Geschäft der 
Branche in unserem Bezirk ist und unseres Erachtens auch überhaupt zu den be- 
bedeutendsten Firmen des Wildbrethandels in Bayern und Deutschland zählt. Ein 
großer Teil unseres einheimischen, namentlich unseres unterfränkischen Wildbrets 
geht durch die Hand der Firma in den Verkehr und zwar zum weitaus größten 
Teile in außerbayerlsche Gegenden, einerseits nach Preußen (Berlin, Halle, Hannover, 
Rhcinlande etc.), anderseits nach dem außerdeutschen südlichen Fremdenvcrkchrs- 
rayon (Schweiz, Italien, Südfrankreich). Außer dem einheimischen Wildbret bezieht 
die Firma speziell für Exportzwecke auch viel russisches und österreichisches Wild. 
Allein eben wegen der ungünstigen, zersplitterten Wildgesetzverhältnisse in Deutsch- 
land mußte die Firma eine Niederlassung im Auslande (Filiale in Eger, Böhmen) 
gründen, durch welche ein großer Teil sowohl des ausländischen Einkaufs, wie des 
Großhandels nach der italienischen und französischen Riviera, sowie der Schweiz be- 
tätigt wird. Durch die neuen Zollerhöhungen, welche im nächsten Jahre mit dem 
deutschen Zolltarif bezw. den Handelsverträgen in Kraft treten, wird diese Filiale in 
Eger vielleicht noch mehr Bedeutung erhalten müssen, obgleich die Firmeninhaber 
weit lieber von Würzburg aus arbeiten wüiden, da sie hier ihre meisten, teilweise 
recht wertvolle Beziehungen zu Jagdinhabern, und auch selbst größere Jagd in der 
Umgegend besitzen. 

Die Angaben der Firma Herbst & Reimer über die Wirkung unserer zer- 
splitterten deutschen Jagdgesetzgebung, namentlich nachdem das neue preußische 
Jagdgesetz erlassen wurde, können wir nach unseren Erfahrungen durchaus bestätigen. 
Die Firma hat sich mit großen Kosten hier in Würzburg eine zeitgemäße Kühl- 
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anlage eingerichtet, wodurch sie in der Lage wäre, gefrorenes Wildbret monatelang 
in tadellos frischem Zustand zu erhalten, und so die feinen Restaurants und Hotels 
an der Riviera, in der Schweiz, am Rhein und in den norddeutschen Großstädten 
während der Frühlingssaison ständig mit gutem Wildbret versorgen zu können. Auf 
diese Weise können Hasen, Fasanen, sonstiges Wildgeflügel, namentlich aber Rehe, 
Wildschweine und Hirsche lohnend verwertet werden ; speziell für Hochwild hat sich 
die Lagerung in den Gefrierhäusern besonders bewährt, indem das Fleisch zarter 
und feiner wird. Die technischen Voraussetzungen für ein lebhaftes nnd ständiges 
Geschäft wären also gegeben, aber die veralteten Jagdschongesetze bereiten der Aus- 
dehnung des Exports die größten Hindernisse. 

Diese Hindernisse zeigen sich sowohl im Einkauf wie im Verkauf. Die 
Lieferanten, das sind die Jagdbesitzer, schließen natürlich am liebsten mit solchen 
Händlern ab, die ihnen bis zum letzten Tag der Jagdzeit das Wildbret abnehmen. 
Die Abnehmer, das sind Detailhändler und Restaurateure, bevorzugen gleichfalls die 
Firmen, die ihnen am längsten und regelmäßigsten liefern können. Eine Änderung 
unter den deutschen Jagdschutzgesetzen, wie sie z. B. das neue preußische Jagd- 
schongesetz brachte, hat unter solchen Umständen ganz ungeahnte Konsequenzen. 
Gerade unser Bezirk, der zwischen Preußen, Baden und Württemberg liegt, muß es 
am meisten fühlen, wie die verschiedenen Jagdschongesetze störend in den Wildbret- 
handel eingreifen. 

Wir verkennen nicht, daß es bei den ganz zerfahrenen Verhältnissen in der 
deutschen Jagdgesetzgebung sehr schwer wäre, einheitliche Bestimmungen über 
Schonzeiten und Wild Versand außer den Schonzeiten in ganz Deutschland einzuführen, 
obgleich diese Lösung gewiß die idealste wäre. Allein bis zu dieser Lösung würde 
gewiß viel Zeit verstreichen und während dessen würden für die bayerischen Firmen 
die mühsam in jahrelangem Bemühen angeknüpften Geschäftsverbindungen verloren 
gehen. Durch das Vorgehen Preußens in der ganzen Frage, namentlich durch die 
Gestattung des Versands plombierter Wildslücke während der Schonzeit, ist die 
Frage eben akut geworden, und cs ist somit für die außerpreußischen, namentlich 
für die bayerischen Firmen Gefahr im Verzug. Aus diesem Grunde hat sich auch 
die Firma Herbst & Reimer in ihrer Eingabe auf die Bitte beschränkt, daß seitens 
der bayerischen Regierung analoge Vorschriften wie in Preußen über die Markierung 
des Wilds in Kühlhäusern und über den Versand in der Schonzeit erlassen und 
daß im übrigen zwischen Bayern und Preußen Reziprozität vereinbart werden solle. 
Wir empfehlen diese Bitte, die nach unserer Sachkenntnis vorläufig die beste Aus- 
gleichung der bestehenden Differenzen in der Jagdschongesetzgebung bietet, aufs wärmste. 

Merkwürdigerweise nahm eine Anzahl von Münchener Wild- 
brethändlern gegen die angeregte Erlassung von Vorschriften 
über den Betrieb von Kühlhäusern Stellung. Wir hatten daher 
Veranlassung, unterm 2. November nochmals an das Kgl. Staats- 
ministerium wie folgt zu berichten: 

In Erledigung des Auftrags vom 14. ds. Mts. No. 21313 II erstatten wir 
folgenden ehrerbietigsten Bericht : 

Wir sind geradezu erstaunt über die Engherzigkeit und Kurzsichtigkeit der 
Auffassung, die aus der Eingabe der Münchener Wildbrethändler hervorgeht ; unsere 
oberbayerische Schwesterkammer — zu ihrer Ehre sei es gesagt — hat sich bereits 
dahin ausgesprochen, daß sie trotz der Münchener Eingabe keine Veranlassung habe, 
von ihrem früheren Standpunkte abzuweichen, und auch wir empfehlen nochmals 
und dringendst den Erlaß der angeregten Vorschriften über den Betrieb von Kühl- 
häusern etc. nach preußischem Muster. 

Was die Münchener Wildbrethändler dagegen Vorbringen, ist so nichtssagend 
nnd kleinlich, daß eine Widerlegung ihrer Ansichten tatsächlich ein Leichtes ist. 
Ihr erstes Argument ist, daß ein großer Teil des konsumierenden Publikums eine 
Abneigung gegen das aus Küblräumen stammende Wild habe. Dem gegenüber 
müssen wir doch konstatieren, daß man einerseits nicht mit einem etwaigen bercch- 
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tigten Vorurteil eines lokalen Kreises rechnen kann und daß anderseits ein sehr 
großer Teil des Publikums die Vorzüge der Gefrierhäuser für die Wildbretliefemng 
sehr wohl begriffen hat. Früher mußte bei zeitweisem Überfluß an Wild und wenn 
warmes Wetter eintrat, oft mehrere Wochen vom Vorrat verkauft werden, und das 
Publikum bekam dabei häutig viel zu lang gelegenes, riechendes Wild, das ihm den 
Appetit verdarb. Das ist jetzt bei den modernen Einrichtungen ganz ausgeschlossen; 
denn gutes Wildbret hält sich in entsprechend angelegten Kühlhäusern tadellos frisch. 
Wenn die Einrichtung der Kühl- und Gefrierräume im Münchener Schlacht- und 
Viehhof nach Angabe der Münchener Händler nicht den an sie gestellten Anforde- 
rungen entspricht, so kann diese lokale Rückständigkeit doch nicht als Grund gegen 
Vorschriften für besser eingerichtete Anlagen, wie sie nach eigenem Zugeständnis 
der Münchener Händler anderwärts in weitaus vervollkommnter Weise bestehen, 
angeführt werden. Die Kühlhäuser und Gefriereinrichtungen, wie sie die hiesige 
Firma Herbst & Reimer besitzt, haben sich jedenfalls durchaus bewährt und sind 
für den Großhandel, namentlich für den Export, direkt ein Bedürfnis. Von einer 
Verschlechterung der Ware ist keinesfalls die Rede; insbesondere bleibt der Nähr- 
wert bei gefrorenem Wild genau derselbe wie beim frischen, denn, was verloren 
geht, ist lediglich das Wasser, das durch Frieren jedem frischen Fleisch entzogen 
wird. In vielen Fällen bedeutet, wie jeder Fachmann weiß, die Lagerung des 
Fleisches (auch des Wildbrets) eine Qualitätserhöhung, da das Fleisch zäxter wird. 

Wenn die Münchener Händler sagen, daß Ihnen der gute Ruf ihres Standes 
Am Herzen gelegen sei, so ist das in diesem Zusammenhang nicht wohl verständlich 
und man könnte wohl entgegnen, daß der Ruf eines Geschäftes durch solcherlei 
eigentlich rückständigen Ansichten und durch Unkenntnis oder Ablehnung der neueren 
Verbesserungen kaum gefördert wird. Eine Rückständigkeit ist es aber bestimmt, 
wenn die Münchener Händler erstens wünschen, .die Preise in ortsüblichen Rahmen 
zu halten* und zweitens fürchten, .daß die Einführung des Verkaufs von plombiertem 
Wilde Plackereien uud Verteuerungen im Gefolge haben würden". Abgesehen davon, daß 
die beiden Folgerungen sich direkt widersprechen, muß darauf hingewiesen werden, 
daß einerseits heute schon die dortigen Warenhäuser Tietz und Oberpollinger im 
allgemeinen billiger Wildbret verkaufen, wie es die Münchener Wildbrethändler seither 
gewohnt waren (daher wohl auch die Klage über die Erschütterung der Preise ini 
ortsüblichen Rahmen !), daß anderseits aber das Plombieren des Wilds in Preußen 
sich glatt vollzieht und die dortigen Händler, auch die kleinen Detailisten mit der 
neuen Einrichtung sehr zufrieden sind, da ihnen auch während der Schonzeit ein 
Erwerb geblieben ist. Das Plombieren des Wilds hat aber hinsichtlich der Preise 
gerade die entgegengesetzte Folge, wie cs die Münchener Händler darstellen. Es 
ist doch ganz selbstverständlich, daß die Preise stabiler bleiben, wenn die Zeiten 
des Überflusses und Mangels ausgeglichen werden. 

Die Münchener Wildbrethändler erkennen ja selbst an, daß die langdauemde 
Schonzeit bei der Verschiedenheit der deutschen Jagdgesetzgebung schwer empfunden 
wird, aber sie fügen mit Unrecht bei, daß die Kauflust für Wild jedes Jahr mit 
dem Schluß der Schußzeit ihr Ende erreicht. Das trifft namentlich für den Export 
nach der Schweiz, nach Italien und nach Holland zu, wo der Verkauf von Wild 
das ganze Jahr erlaubt ist, wenn es mit Ursprungszeugnis cingeführt wird. Und auf 
den Export ist doch gerade Bayern mit «einem Wildreichtum direkt angewiesen. 
Hiebei handelt es sich um ganz bedeutende Werte, ebenso wie auch beim Versand 
nach Preußen, dessen wichtiger Markt (namentlich die rheinischen Plätze, Frankfurt, 
Berlin etc.) dem bayerischen Wildexport unter den jetzigen Verhältnissen völlig 
verloren geht. Wie die Händler in Preußen ihre vorteilhafte Situation ausnutzen, 
ergibt sich aus den Offerten, mit denen sie neuerdings nicht nur Preußen, sondern 
auch Bayern überschwemmen. Zum Beleg führen wir das Zirkular einer Frank- 
furter Firma vom April ds. Js. — also mitten während unserer Schonzeit — bei; 
die Hotels, Restaurants und auch Private bestellen dann nicht bloß während der 
Schonzeit bei dem preußischen Händler, sondern bleiben auch später bei offener 
Jagd seine Kunden, da von Bayern nichts geliefert worden ist. Ja, es wird sogar 
von Preußen aus während der Schonzeit auch nach Bayern plombiertes Wild ge- 
liefert, zumal der bayerische Wildbrethändler nichts verkaufen darf. Derartige Ver- 
hältnisse, die den Handel im kleineren Bundesstaat geradezu zum Gespötte für den 
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preußischen Händler machen, müssen doch die Berechtigung der gewünschten gleich- 
mäßigen Bestimmungen klar dartun. Wer unter heutigen Verhältnissen die Kon- 
kurrenz — namentlich auch bezüglich des Exports — aushalten will, muß sich auf- 
raffen und die Einrichtungen treffen, wie sie der neuzeitliche Geschäftsverkehr erheischt. 
Und wenn bei diesem Bestreben die gleichheitliche Behandlung für Bayern wie für 
den grüßten Teil des übrigen Deutschlands gewünscht wird, so ist dies sicherlich kein 
unbilliges Verlangen. Wir bitten daher Hohes Kgl. Staatsministerium nochmals 
ehrerbietigst um Einführung der betreffenden Vorschriften über den Verkehr mit 
plombiertem Wild während der gesetzlichen Schonzeit. 

Leider führten diese Eingaben nicht zum gewünschten 
Ziele, wie aus nachstehendem Bescheid des Kgl. Staatsministe- 
riums vom 13. März 1906 hervorgeht: 

Die aus Anlaß der Vorstellung vom 1. März v. Js. angestellten Ermittelungen 
haben ergeben, daß einerseits die am Wildbrethandel interessierten Kreise keines- 
wegs darüber einig sind, ob die Einführung eines Wildbretverkaufes aus Kühlhäusern 
während der Schonzeit wünschenswert sei, daß andererseits aber ein ungünstiger 
Einfluß einer solchen Einrichtung auf die Wirksamkeit des Jagdschutzes und die 
Beobachtung der Schonvorscbriften keinesfalls außer dem Bereich der Möglichkeit 
liegt Das Kgl. Staatsministerium des Innern erachtet deshalb wenigstens zur Zeit 
die Voraussetzungen nicht für gegeben, um die für die Einführung eines Wildbret- 
verkanfs aus Kühlhäusern während der Schonzeit erforderliche Ergänzung der Kgl. 
Allerhöchsten Verordnung vom 5. Oktober 1803, betreffend polizeiliche Vorschriften 
über Ausübung und Behandlung der Jagden zu befürworten. 

Wir bedauern diese Entschließung, die dem Wildbrethandel 
in Bayern und namentlich der Exportfähigkeit der bayerischen 
Firmen nicht förderlich ist. Über die entgegenstehenden An- 
sichten einzelner Handelskreise haben wir uns bereits in unserem 
zweiten Berichte geäußert ; wir können aber auch nicht einsehen, 
wie die Wirksamkeit des Jagdschutzes und die Einhaltung der 
Schonzeit durch Erlaß der gewünschten Vorschriften beeinträch- 
tigt würde. Die Maßnahmen gegen das Wildern und gegen un- 
waidmännische Durchbrechungen der Schonzeiten liegen doch 
auf ganz anderem Gebiete, nämlich bei der Strafgesetzgebung. 
Durch das Plombieren des Wildes würde übrigens eine viel ge- 
nauere Kontrolle erreicht, als bei dem jetzt geübten Modus, wo die 
Jagdschutzgesetze der verschiedenen Einzelstaaten die merkwür- 
digsten Abweichungen möglich machen und Übertretungen viel 
leichter verschleiern lassen. Auf jeden Fall bringt die Ver- 
schiedenheit der deutschen Wildschongesetze große Ungerechtig- 
keiten für unseren Handel, während die preußischen Vorschriften 
dem dortigen Handel das Geschäft möglichst erleichtern und 
sogar eine Konkurrenz in Bayern ermöglichen. 



Sehr lebhaft war im Berichtsjahre wieder der wirtschaft- 
liche Kampf zwischen der Alkoholessigindustrie und der Essig- 
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essenzfabrikation. Die Bewegung fand auch in einem Gesetz- 
entwurfe Ober den Verkehr mit Essigessenz Ausdruck. 
Im Aufträge des Kgl. Staatsministeriums veranlaßten wir 
die in unserem Kreise bestehenden Betriebe der Essig- 
essenzindustrie zur Äußerung über die Vorschriften dieses 
Entwurfes. Die eingegangenen Gutachten, darunter auch prak- 
tische Vorschläge zur Verminderung der Gefährlichkeit der 
Essigessenz im Kleinverkehr, brachten wir dem Kgl. Staats- 
ministerium in Vorlage. Dagegen sahen wir, nachdem in un- 
serem Kreise sowohl die Essigessenz- wie die Alkoholessig- 
industrie vertreten ist, davon ab, in dem wirtschaftlichen Kampfe 
zwischen beiden Branchen unsererseits Stellung zu nehmen. Im 
übrigen spielt der wirtschaftliche Streit zwischen den beiden 
Fabrikationsarten auch auf dem Gebiete der Eisenbahntarife. 



Von der Kgl. Regierung von Unterfranken wurden 
wir aufgefordert, uns über die Einfuhr blei- und zinkhaltiger 
Gegenstände nach Bayern zu äußern, da seitens des Verbandes 
bayerischer Gewerbevereine in Nürnberg in einer Eingabe an 
das Kgl. Staatsministerium behauptet wurde, daß durch diese 
vom Ausland eingeführten Gegenstände, welche den Bedingun- 
gen des Reichsgesetzes vom 25. Juni 1887 nicht entsprächen und 
die hauptsächlich in Warenhäusern und Spezialgeschäften ver- 
trieben wurden, das inländische Zinngießergewerbe Schaden 
leide. Nach unseren Informationen bestätigte sich jedoch dieses 
Vorbringen nicht, weshalb wir unterm 30. April folgenden Be- 
richt an die Kgl. Regierung erstatten mußten: 

Auf Anfrage vom 13. ds. Mts. No. 9233 beehren wir uns. nachstehenden 
ergebensten Bericht zu erstatten : 

Wir haben, soweit dies bei der Kürze der Zeit möglich war, eine Umfrage 
bei Zinngießermeistem und Metallwarenhandlungen veranstaltet, in der Richtung, ob 
Wahrnehmungen über die Einfuhr ausländischer Fabrikate, welche den reichsgesetz- 
lichen Vorschriften über den Verkehr mit blei* und zinkhaltigen Gegenständen nicht 
entsprechen, gemacht worden seien. Es wurde uns jedoch durchweg geantwortet, 
daß solche Wahrnehmungen nicht gemacht wurden. Ein Fachmann, z. B. ein 
Zinngießer, würde den Unterschied von Feinzinn und blei* oder zinkhaltigem Metall 
sofort mit bloßem Auge erkennen ; allein es wurde uns bestimmt versichert, daß 
auch die ganz billigen Waren, wie sie in den Schaufenstern von Fünfzigpfennig- 
bazaren, Galanteriewarenhandlungen und ähnlichen Kaufhäusern ausstehen, unbean- 
standbar (auch von fachmännischer Seite) erscheinen. Die Waren sind wohl recht 
dünn und flüchtig gearbeitet (Massenartikel), aber das verwendete Material scheint 
durchweg Feinzinn zu sein. 

Im allgemeinen ist es auch ziemlich unwahrscheinlich, daß eine Einfuhr aus- 
ländischer Zinnwaren nach Bayern erfolgt, da das Z in ngießerge werbe in Bayern sehr 
leistungsfähig ist — es hängt das teils mit der Bierproduktion, teils mit der Meta II- 
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spiel waren Industrie zusammen — und namentlich die Plätze Nürnberg, Fürth und 
München haben sehr bedeutende Ausfuhr. Es ist ja nicht unmöglich, daß vielleicht 
an diesen Plätzen neuerdings eine Konkurrenz von auswärts bemerkt wurde, aber 
wahrscheinlich ist dies nicht, und von unserem Bezirk aus können wir diesbezügliche 
Wahrnehmungen jedenfalls nicht bestätigen. 



In mehreren Streitfragen über die Beurteilung von Nahrungs- 
und Genußmitteln gaben wir teils auf Veranlassung der Gerichte, 
teils auf Ersuchen von Interessenten Gutachten über die handels- 
übliche Auffassung oder Bezeichnung ab. Wir heben einige 
allgemein interessierende Fälle hier hervor. Auf eine Anfrage 
des Untersuchungsrichters, was nach dem bestehenden Handels- 
gebrauch unter Weinessig verstanden wird, und welche An- 
forderung an denselben im Handelsverkehr bezüglich des Wein- 
gehalts und des Essigsäuregehalts gestellt werden, gaben wir 
folgendes Gutachten ab: 

Unter .Weinessig* — vorausgesetzt* daß derselbe nicht ausdrücklich als 
.echter* bezeichnet wird — versieht man in Handclskreisen ein Gärungsprodukt, 
das unter Verwendung von mindestens 20°/ o Wein hergestellt wurde. Über den 
Gehalt eines Weinessigs an Essigsäurehydrat besteht unseres Wissens keine ein- 
heitliche Norm, doch werden etwa 4—5% Essigsäuregehalt als üblich und normal 
bezeichnet. 

In einem weiteren gerichtlichen Falle war in erster Instanz 
seitens des Gerichtes ausgesprochen, daß ein Rumverschnitt 
mit einem Gehalt von 20 Prozent Originalrum weder als „Rum“ 
(schlechthin) noch ^ls „Rumverschnitt“ bezeichnet werden könne. 
Für die Berufungsinstanz wurden wir um ein Gutachten ange- 
gangen, welches wir in folgender Weise abgaben: 

Nach unserer Auffassung und nach dem Handelsbrauch kann ein Verschnitt 
von ca. 20% Rum mit reduziertem Sprit zwar sicherlich nicht als .Original-Rum“ 
oder .Rum de Jamaika“ oder .echter Rum* u. dergl. bezeichnet werden, wohl 
aber als .Rum- Verschnitt“ oder auch als .Rum“ (ohne irgend welchen Beisalz), 
zumal wenn der Preis ein angemessener ist und keinen Zweifel darüber läßt, daß 
ein Originalrum dafür nicht geliefert werden kann. 

Des weiteren wurden wir von einer Firma um ein Gut- 
achten darüber angegangen, ob — wie dies namentlich in Bayern 
üblich sei — Likören, speziell Kräuterlikör und Punsch, Kapil- 
lärsyrup zugesetzt werden darf, bezw. ob der Zusatz deklariert 
werden muß. Wir verwiesen die Fragestellerin auf das vom 
Bunde deutscher Nahrungsmittelfabrikanten und -Händler heraus- 
gegebene „Deutsche Nahrungsmittelbuch“, worin es unter der 
Rubrik „Liköre“, heißt: „zur Herstellung ihrer Süße dürfen ohne 
besondere Kennzeichnung Rohrzucker, Rübenzucker, Invert- 
zucker, Stärkezucker, Stärkesyrup (Kapillärsyrup) benutzt werden.“ 

4 * 
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Wir fügten bei, daß wir keinen Grund hätten, an dieser Fest- 
stellung etwas auszusetzen. 

Endlich machten wir in verschiedenen Fällen die Interes- 
senten auf wichtige amtliche Entschließungen aufmerksam. So 
u. a. im Auftrag des Kgl. Staatsministeriums auf die Verwendung 
bleihaltiger Farben. 



VI. Weinverkehr. 

Die 1904 er Weine entwickelten sich in fast allen Weinbau- 
gegenden Deutschlands recht gut, und trotz der günstigen Aus- 
sichten auf den 1905 er ergab sich im Frühjahre ein ziemlich 
lebhaftes Geschäft zu guten, wenn auch nicht zu hohen Preisen. 

Die Aussichten für den 1905er waren bis zum Spätsommer 
glänzende; der Spätsommer brachte jedoch Regen und niedere 
Temperaturen. Beides schädigte Qualität und Quantität, und das 
Ergebnis der 1905 er Lese blieb nach beiden Richtungen hinter 
dem Vorjahre nicht unwesentlich zurück. Das Mostgeschäft war 
nicht unbedeutend. Im Verlaufe des Winters aber machte sich 
der Umstand geltend, daß die kleineren 1905er, die nicht pur 
verwendbar sind und die, um für breite Massen konsumfahig zu 
werden, einer Verbesserung (Verzuckerung) bedürfen, nicht mehr 
so schlank, wie das bei ähnlichen Kreszenzen früher war, auf- 
genommen wurden, weil bei der zur Sucht gewordenen Jagd 
gegen die Verbesserung viele Geschäftsleute diese vom Gesetz 
erlaubte Manipulation doch nicht mehr riskieren wollen, erstens 
ihres Rufes halber und zweitens mehr noch darum, weil es gar 
nicht abzusehen ist, wie ein möglicherweise mit der Verzuckerung 
sich befassender Richter die kautschukartige Bestimmung des 
Weingesetzes „ohne erhebliche Vermehrung“ auslegen wird. Die 
Richtigkeit dieser unserer Anschauung ist dadurch bewiesen, 
daß verbesserungsbedürftige 1905er, also die geringsten Produkte 
des Jahrganges, verhältnismäßig viel billiger zu kaufen sind, 
als solche 1905 er, die einigermaßen selbständig in den Konsum 
gebracht werden können. 

Der Weinhandel war vielfach sehr beunruhigt durch die 
Auslegung des Weingesetzes, welches, wie gesagt, kautschukartige 
Bestimmungen hat. Es beunruhigt ihn aber nicht nur die Unklarheit 
über die Grenze, bis zu welcher der Zusatz einer Zuckerlösung er- 
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laubt ist, sondern namentlich auch, daß jetzt nicht mehr als 
„anerkannte Kellerbehandlung“ betrachtet werden soll, was seit 
Jahrhunderten als solche galt. 

Hier in Würzburg wurde seitens der Staatsanwaltschaft ein 
Fall aufgegriffen, bei dem es sich um Verwendung von Zucker- 
farbe handelte. Gleiche Fälle, welche in einer recht hohen Zahl bei 
außerbayerischen Gerichten schwebten, wurden nach Anhörung 
einiger Sachverständigen als „beruhend“ erklärt. Hier in Würz- 
burg aber wurde die Sache zur gerichtlichen Verhandlung ver- 
wiesen ; vom Schöffengerichte sowohl als von der Strafkammer des 
Landgerichtes erfolgte die Freisprechung des Angeklagten, sowohl 
aus subjektiven als aus objektiven Gründen. Wie wir jedoch eben, 
als dieser Bericht zum Druck geht, erfahren, hat das baye- 
rische Oberste Landesgericht das Urteil der hiesigen Strafkammer 
wieder aufgehoben und den Fall zur nochmaligen Verhandlung 
zurückverwiesen. Uns ist das umso unerklärlicher, als der in 
der Angelegenheit vernommene „Vater des Gesetzes“, Herr 
Reichstagsabgeordneter Luitpold Baumann, der Referent der 
Weinkommission im Reichstage, mit seiner Anschauung, daß 
die Verwendung von Zuckercouleur anerkannte Kcllerbehand- 
lung sei, nicht zurückgehalten hat und als auch alle Fach- 
leute, die im praktischen Geschäftslebcn stehen, ihm bei- 
pflichteten, während nur chemische Sachverständige und solche, die 
nicht im praktischenGeschäftsleben stehen, andererMeinung waren. 

Die Verwendung der Zucker-Couleur beeinflußt die Qualität 
des Weines nicht, sie vermehrt die Quantität nur um so ganz 
minimale Teile, daß das gar nicht in Betracht kommen kann; 
sie ist nach dem Urteil des weitaus größten Teiles der Branche- 
kundigen keineswegs eine Verfälschung und dient nur dazu, den 
Wünschen eines Teiles der Weinkonsumenten in bestimmten 
Gegenden Rechnung zu tragen, weil man dort Weine von 
gelberer Farbe wünscht, als dies bei vielen Weinen von Natur 
aus der Fall ist. Nun ist behauptet worden, daß die Ver- 
wendung von Zucker-Couleur erfolge, um die durch einen er- 
höhten Zusatz von Zuckerlösung entstandene, zu blasse Farbe 
des Weines zu verdecken. Das ist absolut unrichtig. Wer Wein 
verzuckert, hat es wohl in der Hand, durch die Verwendung 
einer geeigneten Zuckersorte dem Weine genau die Farbe zu 
geben, die er erzielen will, (ranz anders liegt es aber gerade 
bei Naturweinen. Soll denn etwa den Produzenten blasser 
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Naturvveine die Möglichkeit verschlossen werden, ihre Produkte 
nach den Gegenden, die gelbere Weine verlangen, abzusetzen? 

Im großen Ganzen ist ja die gelbe Farbe keineswegs ein 
Vorzug eines Weines; in anderen Gegenden verlangt man absolut 
blasse, fast wasserhelle Weine, und bis jetzt waren diese letzteren 
beim Einkauf viel beliebter und gesuchter, schon aus dem Grunde, 
weil die gelbe Farbe eines Weines sehr häufig auf Kranksein 
schließen läßt, krank manchmal infolge Mitkelterung fauler 
Trauben, krank vielleicht auch, weil die Weine unter Umständen 
zu lange auf den Beeren und Kämmen als Möste gestanden hatten. 

Wenn wir aber in Bayern nicht mehr in der Lage sein 
werden, den Anforderungen des Publikums bezüglich der Farbe 
Rechnung zu tragen, dann werden andere Weinbaugegenden 
sicherlich bald sich des Absatzgebietes bemächtigen. 

Unserem Laienverstand ist es absolut unerfindlich, wie bei 
der ganzen Sachlage eine Strafverfolgung eintreten kann, zumal 
eine ganze Anzahl Sachverständige, deren Solidität ganz außer 
Zweifel steht, die Verwendung der Zucker-Couleur unbedingt 
als „anerkannte Kellerbehandlung“ erklärt haben. Entweder 
hätte man gleich im Gesetz Klarheit über das schaffen sollen, 
was als „anerkannte Kellerbehandlung“ zu betrachten ist oder 
nicht, oder man müßte für die Auslegung dieses Begriffs doch 
das Urteil genügend erfahrener, praktischer Fachleute maßgebend 
sein lassen. Und wieder unser Laienverstand sagt uns, daß der 
Gesetzgeber diesen Wortlaut gewählt hat, um dem Berufsrichter 
und nicht minder dem Berufschemiker den Vollzug des Gesetzes 
durch Anhörung praktischer Fachleute zu erleichtern, um aber 
auch deren Urteil bei Auslegung des Gesetzes zur Geltung zu 
bringen — eines Gesetzes, das aus volkswirtschaftlichen Er- 
wägungen entstanden ist und das aus solchen heraus auch an- 
gewendet sein will. Falsch angewandt und falsch ausgelegt wird 
aber das Gesetz, statt zur Wohltat, zur Plage! Gerade dieser 
Fall hat deutlich gezeigt, wie dem soliden Handel durch hart- 
näckige Strafverfolgung aus einem ganz hinfälligen Grunde 
immenser Schaden an Renommee, an Entwicklungsfähigkeit 
und Arbeitsfreudigkeit zugefügt wird. 

Die Kellerkontrolle in unserem Bezirk hat imjahre 1904 
zu verhältnismäßig vielen Strafanzeigen geführt; eine dagegen 
ganz minimale Zahl von Fällen führte zu einem Strafver- 
fahren und eine noch viel minimalere zu Verurteilungen. In 
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einem Falle wurde die Etikettierungsfrage nach der Richtung 
zur Entscheidung gebracht, daß eine Weinhandlung, welche 
einen billigen, verschnittenen Rotwein als „Aude“ bezeichnete 
und deshalb angeklagt war, glatt freigesprochen wurde. In 
einem anderen Falle wurde die Frage der Süßwein-Fabrikation 
aufgeworfen; sie mußte als erlaubt zugegeben werden, und die 
Verurteilung in diesem Falle erfolgte nur wegen der Verwendung 
von Salizylsäure. Alle übrigen zur Verhandlung gelangten Fälle 
betrafen zumeist nicht den eigentlichen Weinhandel. Die vor- 
liegenden wenigen Vergehen waren auch nur ganz minimal, 
zumeist der Unkenntnis der Angeklagten entsprungen, und dem- 
entsprechend waren auch die Strafen. 

Die streng durchgeführte Keller-Kontrolle, gegen die wir 
gerade deshalb nicht die geringste Einwendung zu machen 
haben, ergab aber auch die Solidität des fränkischen 
Weinhandels. In Vertretung von dessen Interessen halten wir 
uns verpflichtet, hier die Bitte zum Ausdruck zu bringen, daß 
die Kontrolle nicht einseitig von Berufschemikern ausgeführt 
werde, sondern daß, wenn es immer angeht, vor allem fach- 
männisch und eventuell auch juristisch geschulte Kräfte zu- 
gezogen werden, bezw. daß diese wenigstens vor der Straf- 
anzeige befragt werden mögen, damit dem Handel Anklagen 
erspart bleiben, die ihm nur Schaden an Ansehen und Ver- 
mögen zufügen, dem Staate aber vergeblichen Aufwand an 
Arbeit und Kosten machen. 

Jetzt wird in der Presse, in Versammlungen und in den 
Parlamenten schon wieder in mehr oder weniger lauter Form 
die Änderung des Weingesetzes nach allen möglichen Rich- 
tungen verlangt. Die Tatsachen haben erwiesen, daß die be- 
stehenden Gesetze vollkommen hinreichen, um den F'älschern 
auf den Leib zu rücken. Das gegenwärtige Gesetz selbst ent- 
spricht in vielen Dingen nicht unseren Wünschen, wie wir das 
wiederholt dargelegt haben; es ist in wichtigen Punkten lange 
nicht bestimmt genug gefaßt, und es läßt Zweifel aufkommen, 
die ein gutes Gesetz von vornherein beseitigen müßte. In Rück- 
sicht darauf aber, daß das Weinfach doch endlich einmal 
einige Ruhe haben sollte, und in fernerer Rücksicht darauf, 
daß bei den zurzeit herrschenden wirtschaftlichen Gegensätzen 
Vollkommeneres vorerst kaum erreicht werden dürfte, empfehlen 
wir, die Wirkung des Gesetzes noch mehrere Jahre abzuwarten 
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und nicht jetzt schon wieder, nachdem das letzte Weingesetz 
kaum fünf Jahre alt ist, an eine Änderung desselben heran- 
zutreten. 

Den Vollzug des W eingesetzes betraf eine Entschließung 
des Kgl. Staatsministeriums des Innern an die Kgl. Kreis- 
regierung der Pfalz, worin hauptsächlich die Kontrolle der 
Dessertwein-Herstellung sowie die Verwendung von Wein 
zur Essigbereitung behandelt und erläutert ist. Die Ent- 
schließung lautete: 

Die Aufführungen der öffentlichen Uutersuchungsanstalt für Nahrungs- und 
Genußmittel in Speyer über die Rosinenweine und die zur Essigbereitung dienenden 
Weine — Seite 7 — 10 des Berichtes der Anstalt vom 12. September 1904 — geben 
zu folgendem Eröffnen Anlaß: 

1. Eine Kontrolle der Fabriken, die sich mit der Herstellung von Dessert- 
weinen, ausgetrockneten Früchten und eingedickten Moststoffen befassen — § 3 
Abs, 1 Ziff. 3 des Weingesetzes — Ist in der Form der Kellerkontrolle nach § 10 
und 11 des Gesetzes zulässig. Durch die in § 3 Abs. 1 Ziff. 3 vorgeschriebene 
Anzeige des Betriebsbeginnes soll das Augenmerk der mit der Kellerkontrolle be- 
trauten Beamten auf diese Betriebe gelenkt werden. (Siehe Bericht der XIII. Reichs- 
tagskommission, Keichstagsdrucksache No. 303 1900/1901 S. 31.) 

Die Untcrsuchungsanstalt in Speyer ist über die Bedeutung der Anzeigepflicht 
und über die Zulässigkeit einer Kontrolle der bezeichnelen Fabrik betriebe ent- 
sprechend aufzuklären; soweit solche Fabrikbetriebe in der Pfalz bestehen, sind 
zugleich die Ortspol izeibchörden anzuweisen, die Anstalt von den Anzeigen über 
den Beginn der Betriebe zu verständigen. 

2. Durch die in der Strafsache gegen die Branntweinbrenner Ludwig und 
Adam Zeter von Diedesfeld und den Weinkommissionär Friedrich Kreß von 
Edenkoben wegen Vergehen wider das Weingesetz vom 24. Mai 1901 er- 
gangene Entscheidung des Reichsgerichtes vom 21. November 1904 wird außer 
Zweifel gestellt, daß die gewerbsmäßige Herstellung oder Nachmachung von Wein 
unter Verwendung der durch § 3 des Weingesetzes verbotenen Mittel und Bereitungs- 
arten auch dann unzulässig ist, wenn sie zum Zwecke der Essigbereitung erfolgt. 
Es dürfen also die zu diesem Zwecke hergestelllen Kunstweine auch nicht verkauft 
oder feilgehalten werden. 

Diese Gesetzesauslegung bietet eine Handhabe, um den Schwierigkeiten beim 
Gesetzesvollzuge entgegenzutreten, die sich nach den Darlegungen der Untersuchungs- 
anstalt dadurch ergeben, daß Trester- und Hefewein dem kontrollierenden Beamten 
als zur Essigbereitung bestimmt bezeichnet, dieser Verwendung aber nicht zugeführt, 
sondern als Trinkwein in Verkehr gebracht werden. 

Die Untersuchungsanstalt und die Polizeibehörden sind deshalb von dieser 
Gcsctzesauslegung, auf die die Staatsanwälte in den Bezirken der Oberlandesgerichle 
Zweibrücken und Bamberg durch das Kgl. Staatsministerium der Justiz bereits auf- 
merksam gemacht worden sind, zu verständigen. 

Wir haben die obige Entschließung, von der uns Abschrift 
durch die Kgl. Kreisregierung zuging, in der Tages- und Fach- 
presse nach Möglichkeit verbreitet, um die Interessenten des 
Weinfachs über die Anschauung der maßgebenden Stellen von 
diesen Fachfragen zu orientieren. 

Zum gleichen Zweck verbreiteten wir eine weitere Denk- 
schrift der landwirtschaftlichen Versuchsstation in Kolmar über 
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die Geltung der Grenzzahlen für die Portugieser-Rotweine. 
Diese Denkschrift wurde uns gleichfalls von der Kgl. Kreis- 
regierung mit Abschrift folgender Entschließung des Kgl. Staats- 
ministeriums des Innern vorgelegt: 

Wie in Ziffer 3 der Ministerialentschließung vom 24. September 1901 
(M.A.B1. S. 461) erwähnt ist, wurde im Bundesrat bei Festsetzung der Grenzzahlen 
für den Gebalt gezuckerter Weine an Extraktstoffen und Mineralbestandteilcn (Be- 
kanntmachung vom 2. Juli 1901, K.G.B1. S. 2571 anerkannt, daß bisweilen in 
einzelnen Gegenden zu Vcrschnittzweckcn dienende Rotweine (Portugieser) Vorkommen, 
die auch im ungezuckerten Zustande unter den festgesetzten Grenzen bleiben, und 
daß daher vor Beanstandung derartiger Weine besonders darauf zu achten ist, ob 
das Zurückbleiben hinter den Grenzzahlen auf dem Zusatze von wässeriger Zucker- 
lösung beruht 

Auf Grund der beiliegenden Denkschrift der Kaiserlichen landwirtschaftlichen 
Versuchsstation für Elsaß-Lothringen vom 19. Mai ds. Js. ist nunmehr in Anregung 
gekommen, diese Ausnahmestellung der Portugieserweine zu beseitigen. 

Die Kgl. Regierung, Kammer des Innern, wolle zu dieser Anregung die In- 
teressentenvertretungen des Weinbaues und des Weinhandels, sowie die Kgl. Unter- 
snchungsanstalt in Würzburg einvernehmen und deren Äußerungen bis spätestens 
10. November mit gutachtlichem Berichte anher in Vorlage bringen. 

Wir gaben, gemäß den aus Fachkreisen des Weinhandels 
uns hierauf zugegangenen Mitteilungen, unser Gutachten unterm 
9. November in folgender Weise ab: 

In Erledigung geschätzter Zuschrift vom 16. vor. Mts. No. 25021 beehren 
wir uns, nachstehendes ergebenstes Gutachten zu erstatten! 

Die Portugieser-Reben werden weniger in Franken, sondern hauptsächlich in 
der Rheinpfalz gebaut, und auch das Produkt dieser geringeren Traubensorte wird 
mehr in der Pfalz als im rechtsrheinischen Bayern als Handelsware geführt. Im 
allgemeinen ist also — wie wir vorausschicken wollen — unser Interesse an der 
beregten Spezialfrage wesentlich geringer als das des pfälzischen Weinbaues und 
Weinhandels. 

Dennoch möchten wir aus prinzipiellen Gründen unseren Standpunkt in dieser 
Angelegenheit vertreten; denn, was heute hinsichtlich der .Portugieser" von einer 
Richtung angestrebt wird, kann gelegentlich auch gegen andere Weinsorten von 
ähnlicher chemischer Beschaffenheit ausgebeutet werden. 

Die Denkschrift des Professors Dr. Kulisch geht — das muß in erster Linie 
konstatiert werden — von einer grundfalschen Voraussetzung aus, nämlich 
davon, daß für die Portugieser-Weine eine wirkliche .Ausnahme" von den sonst 
gültigen Rechtsnormen geschafTen sei. Dem ist jedoch nicht so. 

Die Bundesratsbekanntmachung vom 2. Juli 1901 hat, wie dies im 2. Absatz 
auch ausdrücklich ausgesprochen ist und nach dem Weingesetze nicht anders aus- 
gesprochen werden kann — § 20b verweist ausdrücklich auf § 2 No. 4 des Wein- 
gesetzes — , nur .für die Beurteilung der Beschaffenheit und Zusammensetzung ge- 
zuckerter Weine" Gültigkeit. Es ist dies, auch wenn es nicht ausdrücklich so 
hervorgehoben wäre, ganz selbstverständlich, denn man kann doch der Natur keine 
Vorschriften machen und ungezuckerte Weine einem chemischen Schema unterwerfen. 
Bei der Beurteilung aller Weine ist vor allem die Frage aufzuwerfen : Liegt ein 
ungezuckerter oder ein gezuckerter Wein vor? Nur im letzteren F'all sind die 
Grenzzahlen einschlägig, für ungezuckerte Weine konnten aber ganz natürlich keine 
Vorschriften erlassen werden. 

Diese Rechtslage wurde durch das Rundschreiben des Herrn Reichskanzlers 
vom 30. Juli 1901 bezw. durch die Entschließung des Kgl. Bayer. Staatsministeriums 
vom 24. September 1901 in keiner Weise verändert, sondern lediglich erläutert. 
Völlig richtig ist in dieser Erläuterung anerkannt, daß es auch Weine gibt, die in 
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ungczuckertcm Zustande unter den festgesetzten Grenzen bleiben, und lediglich 
beispielsweise sind die Portugieser-Weine in diesem Zusammenhang benannt 

In der Tal gibt es fast in allen deutschen Weinbaugebieten Weine, die in 
naturreinem Zustand die Grenzzahlen nicht erreichen. Namentlich auf geringen, 
sandigen Böden wachsen in dürren Sommern, in denen die Trauben in der Ent- 
wickelung Zurückbleiben, derartige an Extrakt und Mineralstoffen arme Weine. 
Auch bei uns in Franken gibt es Weinbaugegenden, deren Produkt in naturreinem 
Zustand zuweilen nicht den Anforderungen der Grenzzahlen entspricht. Deswegen 
können aber doch diese effektiv naturreinen Weine nicht verboten werden. Auch 
in anderen Weinbaugebieten Deutschlands bestehen ähnliche Verhältnisse. Wir 
entnehmen beispielsweise dem neuesten und ausführlichsten Kommentar zum Wein- 
gesetz von Dr. Braun (Carl Heymanns Verlag 1905) S. 25 folgende Stelle: 

»Was die genannten Ganzzahlen für die sogen. Extraktrestc noch 
besonders angeht (1 bezw. 1,1 g), so scheint ihre Festsetzung überhaupt, 
wie auch ihre Höhe, für einzelne Weinbaugebiete, an erster Stelle für die 
Mosel, zu außerordentlichen Bedenken Anlaß zu geben. Es hat sich 
nämlich nicht nur ergeben, daß vielfach völlig naturreine Weine 
an Extraktresten bedeutend weniger als 1 bezw. 1,1 g in 100 ccm 
Wein aufweisen, sondern auch, daß die meisten wegen ungenügender 
Extraktreste beanstandeten gezuckerten Moselweine noch außerordentlichen 
Säuregehalt haben." 

Hinsichtlich der Erhöhung der Grenzzahlen für die Rotweine sagt der gleiche 
Kommentar an derselben Stelle weiter: 

•Diese Erhöhung der Grenzzahlen für Rotweine ist in der bayerischen 
Rheinpfalz sehr unangenehm empfunden worden, weil viele dort 
angebaute kleine Rotweine (aus Portugieser-Trauben) selbst 
in naturreinem Zustand die neuen Grenzzahlen nicht er- 
reichen. Selbstverständlich kö nnen diese Naturweine deshalb 
nicht beanstandet werden, aber die Verbesserung dieser meist sehr 
säurehaltigen Weine durch Gallisieren ist ausgeschlossen, was für den 
kleinen Winzer oft sehr hart ist." 

Nun bestreitet allerdings Professor Dr. Kulisch an Hand einer Anzahl amt- 
licher Analysen, daß die Portugieser- Weine unter die Grenzzahlen gehen. Ein 
absolut vollgültiger Beweis scheint uns aber bei der immerhin beschränkten Analysen- 
zahl nicht erbracht, zumal anzunehmen ist, daß die untersuchten reinen und ge- 
mischten Portugieser-Weine durchaus nicht den geringeren und geringsten Lagen und 
Böden entstammen, auf denen erfahrungsgemäß die extraktärmsten Weine wachsen. 
Wir unterlassen nicht, hiebei ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß die Weinstatistik 
noch lange nicht als erschöpfend zu betrachten ist. Trotz Mahnung unterlassen gar 
häufig die Ortsbehörden, in der Befürchtung, den Ruf ihrer Weinbauorte zu schädigen, 
gerade ihre geringsten Naturprodukte den zuständigen Organen zugängig zu machen. 

Das Weingesetz will seinem ganzen Geiste nach nur die übermäßige Streckung 
der Naturweine verbieten ; das gegenwärtige Gesetz will aber den Verkauf effektiv 
naturreiner (wie auch sehr geringer) Weine ebenso wenig verbieten wie das irgend 
ein künftiges Gesetz wird tun können. 

Die Denkschrift von Professor Dr. Kulisch hat, wie dies schon aus ihrer Form 
hervorgeht, den Zweck, zu verhindern, daß ein Wein aus irgend welchen Gründen 
der chemischen Beurteilung entzogen wird ; sie Ist am folgenden Tage nach der 
Freisprechung des Winzers St in E. und offenbar noch ganz unter dem Eindruck 
dieser Verhandlung, die nicht nach Wunsch des jedenfalls als Sachverständigen mit- 
wirkenden Vorstands der Kaiscrl. landwirtschaftl. Versuchsstation in Colmar ausfiel, 
geschrieben. Allein ein derartiger Einzelfall, dessen Beurteilung sich uns mangels 
Kenntnis der sämtlichen Tatumständc entzieht, kann doch nicht zu einer Gesetzes- 
änderung Anlaß geben. Eine wirkliche Gesetzesänderung wäre aber notwendig, 
wenn die Grenzzahlen künftig auch auf ungezuckerte Weine Anwendung finden 
sollten — eine Gesetzesänderung, die u. E. gar nicht in Frage kommen kann. 

Der Stand der gegenwärtigen Gesetzgebung räumt schon jetzt den amtlichen 
Chemikern einen sehr weiten Spielraum ein. Für die Besitzer geringer Weinbergs- 
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lagen wäre es ein Kuin, wenn sich die Machtvollkommenheit der chemischen Sach- 
verständigen auch auf ihre Naturprodukte erstrecken, wenn der Chemie etwa gar durch 
die Gesetzgebung zugestanden werden sollte, zu entscheiden, ob ihre Naturweinc 
überhaupt .Wein’ im Sinne des Verkehrs sind oder nicht. 

Nach unserer Ansicht ist absolut keine Veranlassung vorhanden, den gegen- 
wärtigen Rechtszustand zu ändern ; insbesondere halten wir cs nach unserer Erfahrung 
über das Vorkommen geringer Möste, die den Grenzzahlen in naturreinem Zustande 
nicht entsprechen, geradezu für untunlich, daß solche kleine ungezuckerte Weine 
infolge Beanstandung von chemischer Seite aus dem Verkehr ausgeschlossen 
werden sollen. 



VII. Soziale Gesetzgebung. 

Im Berichtsjahre wurden die Vorarbeiten für die reichs- 
gesetzliche Regelung der Krankenversicherung für die Haus- 
gewerbetreibenden seitens der Reichsregierung betätigt. Vom 
Reichsamt des Innern wurde speziell ein Fragebogen aufgestellt, 
der folgenden Wortlaut hatte: 

1. Ist das Bedürfnis filr die allgemeine Ausdehnung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung auf die Hausgewerbetreibenden dringlich, wenn nicht all- 
gemein, in welchen Zweigen ist dies der Fall? 

Insbesondere : 

a) Wie stellen sich die Hausgewerbetreibende beschäftigenden Unter- 
nehmer dazu? 

b) Wie stellen sieb die Hausgewerbetreibenden der einzelnen haus- 
gewerblichen Berufszweige im allgemeinen dazu ? 

Welche Gründe werden für eine ablehnende Haltung geltend gemacht ? 

2. Wie sind die durchschnittlichen Einkommensverhältnisse der Hausgewerbe- 
treibenden in den einzelnen Bezirken und den einzelnen hausgewerblichen 
Berufszweigen ? 

3. Sind die dortigen Hausgewerbetreibenden in der Mehrzahl ständige, das 
ganze Jahr hausgewerblich tätige Arbeiter, oder arbeiten sic mit 
Unterbrechungen ? 

Haben sic noch anderweite Nebenbeschäftigung ? (in der Landwirtschaft, 
im Handwerk, im Zieglergewerbe usw. ?). 

4. Sind Unternehmer und Hausgewerbetreibende in der Lage, die Lasten der 
Krankenversicherung zu tragen ? 

5. Besteht, angesichts der Verpflichtung der Unternehmer zur Beitragslcistung 
für die Krankenversicherung bei nicht hausgewerblicher Arbeit, für die 
einzelnen Zweige der Hausindustrie ernstlich die Gefahr, daß die Unter- 
nehmer bei finanzieller und geschäftlicher Belastung durch die Kranken- 
versicherung der Hausgewerbetreibenden die Beschäftigung der Haus- 
gewerbetreibenden einschränken oder ganz aufgeben würden? 

6. Empfiehlt cs sich, die schon jetzt versicherungspflichtigen Personen, 
welche von Gewerbetreibenden außerhalb ihrer Betriebsstätten beschäftigt 
werden (Heimarbeiter), denselben gesetzlichen Vorschriften wie die Haus- 
gewerbetreibenden zu unterwerfen ? 

7. Empfiehlt es sich, den Eintritt der Versicherungspflicht von einer Unter- 
grenze des Einkommens abhängig zu machen? 

Erscheint die bei der Invalidenversicherung vorgeschriebene Grenze 
angemessen oder welche andere Grenze? 

8. Erscheint cs durchführbar und wünschenswert, auch alle mitarbeitenden 
Familienmitglieder der Hausgewerbetreibenden der Versicherung zu unter- 
werfen ? 
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!). Erscheint es notwendig oder wünschenswert, dabei aber auch möglich, für 
den Fall, daß die Hausgewerbetreibenden die Hoh- und Hilfsstoffe selbst 
beschaffen (Kaufsystem), den Wert des Materials von dem Lohne in Ab- 
zug zu bringen? 

Würde es für die einzelnen Gruppen in den einzelnen Bezirken der 
unteren oder höheren Verwaltungsbehörde möglich sein, nach einfachen 
Unterscheidungsmerkmalen ein gewisses Wertverb&ltnis zwischen Material 
und Arbeit festzusetzen ? 

10. Erscheint es zur Sicherung der Kassen notwendig, das Hecht zum Bezüge 
der vollen 1 .eistungen aus der Kasse erst von einem gewissen Zeitpunkte 
nach der Anmeldung zu gewähren ? 

11. Empfiehlt es sich, mit Rücksicht darauf, daß die Hausgewerbetreibenden 
oft nicht einmal den ortsüblichen Tagelohn erreichen, den Gemeinden das 
Recht zu geben, auch bei der Gemeindekrankenversicherung besondere 
Lohnklassen einzurichten? 

12. Empfiehlt es sich vorzusehen, daß bei einzelnen Gruppen von Haus- 
gewerbetreibenden diese selbst von der Beitragspflicht befreit werden 
können, mit Rücksicht aber auf den — wie im Entwurf zu bestimmen 
sein würde — in jedem Falle zu zahlenden Arbeitgeberbeitrag den 
betreffenden Hausgewerbetreibenden eine niedriger bemessene Unter- 
stützung gewährt wird (Arzt, Arznei, event. Krankenhauspflegei ? 

Auch unserer Kammer ging obiger Fragebogen seitens der 
Kgl. Kreisregierung behufs gutachtlicher Äußerung zu. Wir 
erstatteten hierauf unterm 17. August nachstehenden Bericht: 
Der mit Entschließung Hoher Kgl. Regierung vom 19. v. Mts. No. 16811 
übersandte Fragebogen über die Krankenversicherung für das Hausgewerbe konnte 
bei der für die Berichterstattung gestellten kurzen Frist nicht in einer Plenarsitzung 
unserer Kammer behandelt werden. Unser nachstehendes Gutachten gründet sich 
also lediglich auf die Mitteilungen von Interessenten und stellt vorläufig nicht die 
Meinung unseres Plenums dar, das sich erst später über die Frage der Kranken* 
Versicherung für die Hausindustrie schlüssig machen könnte. Unter diesem Vorbehalt 
beehren wir uns, folgendes zu berichten: 

Die Beschäftigung von Hausgewerbetreibenden findet unseres Wissens in 
Unterfranken vor allem bei der Konfektionsindustrie am Untermain statt 
Weitere Branchen, welche Hausgewerbetreibende im Dienst haben, sind die Holz- 
warenfabrikation in der Rhön und die damit zusammenhängende Spielwarenindustrie 
in Bad Kissingen, ferner die Korbflechterei in einzelnen Orten des Steiger- 
waldes und der Haßberge, die Perlenstickerei im Kahlgrunde und schließlich die 
Zigairenfabrikation, die ebenfalls meist im Freigericht von Frankfurter Unternehmern 
geleitet wird. Von all diesen Betrieben besitzt jedoch nur die zuerst genannte 
Konfektionsindustrie größere Bedeutung, sodaß wir uns in folgendem einzig und 
allein auf sie beschränken ; wir geben unser Gutachten hierüber in der Reihenfolge 
der einzelnen Fragen des übersandten Fragebogens : 

Zu Frage 1. Das Bedürfnis einer Krankenversicherung für die Hausgewerbe- 
treibenden wird in der Konfektionsindustrie (Herstellung von Herrenkleidern) im 
allgemeinen nicht als dringlich bezeichnet ; insbesondere verneinen a) die Unternehmer 
das Bedürfnis, und auch b) die Hausgewerbetreibenden selbst scheinen wenigstens 
zum großen Teile der geplanten Versicherung ablehnend gegenüber zu stehen. Be- 
gründet wird diese Haltung durch die verhältnismäßig selbständige Stellung der 
Hausgewerbetreibenden, die als »Schneidermeister" gelten. 

Zu Frage 2. Das durchschnittliche Einkommen der Schneider am Untermain 
und im Spessart soll sich nach den uns gewordenen Mitteilungen auf zirka 1000 — 
1200 Mark im Jahre aus dem Gewerbe belaufen. 

Zu Frage 3. Die Schneider sind wohl zumeist den größeren Teil des Jahres 
hausgewerblich tätig; doch besitzen sie auch in der Regel nebenbei etwas Land- 
wirtschaft. Die Beschäftigung in den beiden Sparten ist durchschnittlich etwa in 
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dem Verhältnis anzunehmen, daß 4 / a der Arbeit auf die Schneiderei und */ 5 auf 
den landwirtschaftlichen Nebenbetrieb entfallen. 

Zu Frage 4. Im allgemeinen dürften sowohl die Unternehmer wie die Haus- 
gewerbetreibenden in der Lage sein, die Lasten der Versicherung zu tragen , doch 
wird beiderseits immerhin eine empfindliche Verteuerung des Betriebs befürchtet. 

Zu Frage 5. Unter dem eben (bei Frage 4) gegebenen Vorbehalt Ist im all- 
gemeinen anzunehmen, daß eine Einschränkung der Hausindustrie nicht eintreten dürfte. 

Zu Frage 6. Die Verhältnisse der völlig als abhängig zu betrachtenden Heim- 
arbeiter sind von denen der etwas selbständigeren Hausgewerbetreibenden doch in 
mehreren Punkten recht verschieden, sodaß gleichheitliche gesetzliche Vorschriften 
kaum durchführbar sein werden. 

Zu Frage 7. Als Untergrenze des Jahreseinkommens der Schneider wird uns 
der Betrag von etwa 900 Mark angegeben, der auch für den Eintritt der Versicherungs- 
pflicht angemessen erscheinen dürfte. 

Zu Frage 8. Die Konfektionsschneider lassen vielfach ihre Familienmitglieder 
und Kinder, und zwar nicht bloß die Söhne, sondern auch die Töchter mitarbeiten , 
eine Versicherung dieser Familienmitglieder scheint recht schwer durchführbar. 

Zu Frage 9. Die Konfektionsschneider erhalten von den Unternehmern wohl 
meist die eigentlichen Kleiderstoffe zur Bearbeitung ; dagegen stellen sie durchweg 
die Nebenartikel, nämlich Garn, Seidenfaden und Nadeln, sowie die für die Arbeit 
nötige Nähmaschine. Für diese Hilfsmittel erscheint es allerdings wünschenswert, 
einen gewissen Abzug vom Betrag des Lohnes für die Versicherungssumme ein- 
zusetzen, wobei etwa 10 Prozent anzunehmen wären. 

Zu Frage 10, 11 und 12. Diese Fragen entziehen sich zum größten Teil 
unserer Würdigung. 



Von den Vorschlägen zur Revision des Strafgesetzbuches 
trat zunächst die schon seit langer Zeit als wünschenswert 
empfundene Erweiterung des sog. Mundraub-Paragraphen 
(§ 370 Nr. 5 des Strafgesetzbuches) auf Entwendungen von Heiz- 
und l.euchtmitteln etc. zum sofortigen Verbrauch hervor. Auch 
wir wurden vom Kgl. Staatsministerium zum Gutachten nament- 
lich darüber aufgefordert, ob die Interessen der Industrie es zu- 
lassen, den Rechtsschutz für die Vorräte von zugerichtetem 
Holz, von Kohlen und anderem derartigen Material zu vermindern. 
Gemäß einem Referate unseres Mitgliedes, Herrn Direktor Kahle, 
erstatteten wir unterm 20. Dezember folgenden Bericht an das 
Kgl. Staatsministerium: 

In Erledigung dev Auftrags vom 25. Oktober ds. Js. No. 22407 berichten 
wir, daß unsere Kammer gegen die Erweiterung des § 87U No. 5 auf Heizungs- 
oder Beleuchtungsmittel, wie überhaupt auf geringwertige Gegenstände des gewöhn- 
lichen Verbrauchs keinerlei Einspruch erhebt. Wir erkennen ohne weiteres an, daß 
die Strafen, namentlich bei Rückfall oder bei formaler Erschwerung des Delikts viel- 
fach als unverhältnismäßig hart bezeichnet werden müssen, und daß gegen diese all- 
gemein menschlichen Erwägungen die im gewissen Sinne ja vorhandenen Interessen 
der Industrie zurücktreten müssen. Doch bitten wir, die Ausdehnung des sogen. 
. Mundraub- Paragraphen" lediglich auf Entwendungen, nicht auch auf Unterschlagungen 
zu beziehen, da sonst die Verlockung für Angestellte, denen die Bewachung oder 
Verfügung von Kohlen-, Holz- etc. Vorräten als Vertrauenssache obliegt, denn doch 
zu groß wäre, um vom Standpunkt der Industrie aus einer solchen Straferleichterung 
zustimmen zu können. Der Fabrikbesitzer oder sonstige Unternehmer ist in zahl- 
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reichen Fällen auf die Ehrlichkeit seiner Angestellten unbedingt angewiesen« und ein 
Vertraue nsbnich bei solchem Verhältnis kann unmöglich mildere Beurteilung finden. 



.Seitens landwirtschaftlicher Körperschaften wird angestrebt, 
die Verantwortung für die Erfüllung der Unfallverhütungs- 
vorschriften von den landwirtschaftlichen Betriebsuntemehmern 
auf die Fabrikanten und Händler landwirtschaftlicher 
Maschinen und Geräte abzuwälzen. Gegen diese Tendenz 
legte der Verein der Händler landwirtschaftlicher Maschinen und 
Geräte entschieden Protest ein und auch unsere Kammer schloß 
sich in der Sitzung vom 27. Juli dem an. Wir machten dem 
genannten Verein hievon Mitteilung und stellten ihm anheim, 
von unserer Erklärung sachdienlichen Gebrauch zu machen. 



Seitens des Kgl. Staatsministeriums wurde uns der Be- 
schluß mitgeteilt, wonach die Druckaufträge des Staates nur an 
solche Druckereien vergeben werden sollen, welche den vom 
deutschen Buchdruckerverband mit den Prinzipalen vereinbarten 
Tarif (den deutschen Buchdruckertarif) angenommen haben; seitens 
des Ministeriums wurde der Kammer empfohlen, bei Vergebung 
von Druckaufträgen das gleiche Verfahren einzuhalten. Wir be- 
merken hiezu, daß wir unsere Druckarbeiten von jeher nur an 
tariftreue Druckereien vergaben. 



VIII. Schulwesen. 

Auch im Vorjahre bildete die Einführung des Tages- 
unterrichtes statt der seitherigen Abendkurse bei der Handels- 
lehrlingsschule des Polytechnischen Zentralvereins in Würzburg 
den Gegenstand von Verhandlungen mit dem genannten Vereine 
und dem Stadtmagistrat Würzburg, wobei wir wiederholt der 
dankenswerten Unterstützung gedenken, welche wir in dieser 
Frage seitens der Kgl. Regierung fanden. 

Wir knüpfen bei Schilderung des Verlaufs dieser Ver- 
handlungen an unsere Darlegungen im letzten Jahresberichte an. 
Nachholend erwähnen wir, daß wir noch am 3. November 1904 
mit folgender Eingabe beim Stadtmagistrat Würzburg wegen 
Überlassung geeigneter Schullokalitäten vorstelliggeworden waren : 
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Seit Jahren streben wir behufs Verbesserung des kaufmännischen Fortbii- 
dungsunterrichts in hiesiger Stadt die zeitliche Verlegung der Handelslehrlingsschule 
des Polytechnischen Zentralvereins von den Abendstunden in die Tageszeit an. Wir 
gehen hiebei von der ganz selbstverständlichen und auch Überall anerkannten Er- 
wägung aus, daß der Tagesunterricht der Abendschule ganz entschieden vorzuziehen 
Lst, denn von den Handelslehrlingen, also jungen Leuten im Alter von 13-— 16 Jahren, 
die häufig vom frühen Morgen bis zum Abend in Läden, Magazinen und Kontoren 
beschäftigt sind, kann unmöglich die körperliche und geistige Spannkraft erwartet 
werden, daß sie dem Unterricht in den Abendstunden in zweckdienlicher Weise 
folgen. Die Kgl. Kreisregierung unterstützt in dankenswerter Weise unsere Bestre- 
bungen, und auch der Polytechnische Zentralverein erkennt die besseren Erfolge des 
Tagesunterricbts gegenüber den Abendkursen im Prinzip an, verweist jedoch auf die 
nach seiner Meinung unüberwindlichen Schwierigkeiten bezüglich der Beschaffung von 
geeigneten Schullokalen und Lehrkräften in den Tagesstunden ; im Maxschulgebäude 
seien jedenfalls keinerlei verfügbare Räume zur Abhaltung von Tageskursen der 
Handelslehrlingsschule vorhanden. 

Gemäß einem Aufträge der Kgl. Kreisregierung gestatten wir uns nunmehr 
an den verehrlichen Stadtmagistrat die ergebenste Bitte zu richten, im Interesse der 
Sache ein oder zwei passende Lokale in einem städtischen Schulgebäude an schul- 
freien Nachmittagen zur Verfügung zu stellen. Am geeignetsten dürften Lokalitäten 
in einem in Mitte der Stadt gelegenen Schulhaus, etwa in dem nahe der Maxschule 
liegenden Zentralschulhaus, erscheinen ; ferner gestatten wir uns darauf aufmerksam 
zu machen, daß nur Räume mit Schulbankeinrichtungen, die bereits für größere 
Schüler (etwa die letzten Volksschulklassen) passen, in Betracht kommen können. 
Wir bitten dringend, unserem Ersuchen stattzugeben, da nach den Vorverhandlungen 
wohl nur auf diese Weise die höchst wünschenswerte Umwandlung der Abendschule 
in Tagesunterricht durchzuführen ist 

Seitens des Stadtmagistrats wurde uns hierauf die Mit- 
teilung, daß er jederzeit gerne bereit sei, dem Polytechnischen 
Zentralverein ein bis zwei Lokale im Zentralschulhause zur Ab- 
haltung des Unterichts für eine oder zwei Klassen der kauf- 
männischen Fortbildungsschulen zur Verfügung zu stellen. Dieser 
Mitteilung war Abschrift der hauptsächlichsten Ausführungen 
des Herrn Referenten, Schulrats Ullrich, in der Magistratssitzung 
vom 24. Februar 1905 beigefügt. Wir bringen dieses Referat 
nachstehend zum Abdruck : 

1. Die 3-stufige kaufmännische Fortbildungsschule (Handelslehrlingsschule) dahier 
besieht zurzeit aus 6 Hauptklassen und außerdem aus 14 weiteren Schulabteilungen 
und zwar 6 für Religionslehre (4 für Katholiken, 1 für Protestanten und 1 für 
Israeliten), 3 für französische Sprache, 2 für englische Sprache, 2 für Stenographie 
und 1 für Kalligraphie. Insgesamt werden an der genannten Schule wöchentlich 
43 Unterrichtsstunden erteilt. Im Durchschnitt treffen für 1 Schüler wöchentlich 
7 Unterrichtsstunden ; tatsächlich empfängt aber eine beträchtliche Zahl von Schülern 
mehr als 7 Wochenstunden Unterricht In bezüglicher Sache sind verschiedene 
Kombinationen möglich. Nehmen wir beispielsweise einen Schüler der I. Klasse ; 
derselbe hat 5 Pflichtstunden ; wenn er außerdem den französischen und englischen 
Unterricht mit 3 Wochenstunden, den Stenographieunterricht mit 2 Wochenstunden 
und den Kalligraphieunterricht mit 2 Wochenstunden besucht, hat er wöchentlich 
12 Stunden Unterricht. Ist für ihm der Kalligraphieunterricht nicht nötig und 
nimmt er nur an dem Unterricht einer fremden Sprache teil, beläuft sich die 
Anzahl seiner Unterrichtsstunden immerhin noch auf 8 >/,. Ähnlich geartet sind 
die Unterrichtsverhältnisse für die Schüler der II. und III. Klasse. 

Es wird an dem Grundsatz festgehalten, daß es jedem Schüler gemäß seiner 
Vorbildung ermöglicht ist, auch den Unterricht in den fremden Sprachen usw. 
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xu genießen. In Rücksicht auf die genossene Vorbildung ist es geboten, beispiels- 
weise einen Schüler der I. Klasse der IL oder selbst III. Abteilnng im Französischen 
und umgekehrt einen Schüler der II. Klasse der I. Abteilung des französischen 
Kurses zuzuweisen. Dadurch ist die Aufstellung eines Stundenplanes für die kauf- 
männische Fortbildungsschule sehr kompliziert und läßt die Verteilung von 
Schulklassen auf verschiedene Scbulbäuser nicht zu, abgesehen davon, 
daß dadurch eine wirksame Kontrolle der Klassen (I-ehrer und Schüler) und die 
erziehliche Einwirkung auf die letzteren sehr erschwert, wenn nicht illusorisch ge- 
macht werden würde. 

2. Der Unterricht wird im Wintersemester abends von 7 — 9 Uhr und im 
Sommersemester morgens von 6 — 8 Uhr erteilt. Die Verlegung der gesamten 
Unterrichtszeit auf den Tag scheitert zurzeit an äußeren Verhältnissen ; wenn jene 
Verlegung jetzt schon vorgenommen werden könnte, würde sie selbstverständlich auch 
vorgenommen werden. Würzburg befindet sich in dieser Hinsicht wohl in derselben 
I.age wie weitaus die Mehrzahl der deutschen Städte mit kaufmännischen Fort- 
bildungsschulen. die durch äußere Verhältnisse gezwungen sind, den Unterricht ganz 
oder teilweise abends erteilen zu lassen. Von den statistisch bekannten -156 deutschen 
kaufmännischen Fortbildungsschulen hat nur ein Viertel derselben (122 Schulen) 
die Unterrichtszeit vollständig auf den Tug verlegt (in Bayern nach Alfred Roths 
Schrift .Kaufmännische Fortbildungsschule* 0 von 23 Anstalten). Und hierbei wird 
die Zeit bis 7 Uhr abends noch als Tageszeit gerechnet. 

3. Die unterfränkische Handels- und Gewerbekammer hat die Bitte gestellt, 
e i n oder zwei passende Lokale in einem städtischen Schulgebäude an einem schul- 
freien Nachmittag zur Verfügung zu stellen. 

In Würdigung dieser Angelegenheit bitte ich zu beachten, daß die hiesige 
kaufmännische Fortbildungsschule, wie wohl der Handelskammer bekannt sein dürfte. 
6 Hauptklassen und außerdem noch eine Anzahl (14) weitere Unterrichtsabteilungen 
umfaßt. Diese Klassen können selbstverständlich nicht in 2 Lokale untergebracht 
und unterrichtet werden. Wären nur 2 Unterrichtslokale erforderlich, könnten zur 
Not die Lehrsäle der oberen Werklagscbulklassen in Verwendung treten ; doch 6 und 
noch mehr Lokale können weder im Zentralschulhause noch in einem andern Volks- 
schulgebäude zur Verfügung gestellt werden, hauptsächlich deswegen nicht, weil 
13 — 10 und 17 jährige junge Leute nicht in Bänken sitzen und schreiben können, die 
für unerwachsene Kinder der Werktagschule bestimmt sind. 

Es sind sohin die zur vollständigen Aufnahme der kaufmännischen Fort- 
bildungsschule erforderlichen Räume in städtischen Volksschulen nicht vorhanden. 
Aber selbst wenn diese zur Abhaltung des Unterrichts am Mittwoch und Samstag 
Nachmittag zur Verfügung gestellt werden könnten, müßte die Unterrichtszeit bis in 
den Abend hinein andauern. Sie würde für viele Schüler von 2 — 6 Uhr und für 
einen Teil noch länger währen. Wollte man nur 2 — 3 Stunden L'nterricht an den 
genannten Nachmittagen vorsehen, was in Rücksichtnahme auf die eintretende Er- 
müdung der Kaufmannslehrlinge, die einer länger andauernden Unterrichtszeit ent- 
wöhnt sind, und in Rücksicht auf den zu erstrebenden Unterrichtserfolg eine nicht 
zu umgehende Forderung wäre, müßte immerhin ein Teil des Unterrichts in den 
Abendstunden der übrigen Wochentage gegeben werden. 

4. liebe ich zu bedenken, daß die kaufmännische Fortbildungsschule auch 
von Israeliten besucht wird , welche ihren Religionssatzungen verbieten, Samstags 
zu schreiben und schriftlich zu rechnen. Bei der verhältnismäßig beschränkten Zahl 
an Unterrichtsstunden kann die Schule auf diese Tätigkeit ihrer Schüler Samstags 
nicht verzichten. Unter diesen Umständen hieße es geradezu, die Israeliten aus der 
kaufmännischen Fortbildungsschule hinausdrängen, wollte man die Hälfte der Unter- 
richtsstunden auf Samstag verlegen. 

5. Wie wenig die Prinzipale mit der Verlegung der Unterrichtszeit auf die 
werktagsschulfreien Nachmittage einverstanden sind, geht aus den Darlegungen des 
Polytechnischen Zentralvereins hervor. Als bei Beginn des laufenden Schuljahrs der 
Unterricht für eine neu errichtete Klasse auf die Tageszeit verlegt werden sollte, 
sprachen sich die Lchrberren von nur 21 Schülern der in Betracht kommenden 
140 Lehrlinge für den Tagesunterricht aus. Manche wären wohl mit anderen 
'l agen einverstanden, nur nicht mit Mittwoch und Samstag wegen Abwicklung der 
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an diesen Tagen in erhöhtem Maße vorkommenden Geschäfte. Aus diesem Grunde 
mußte auch davon abgesehen werden, mit Beginn des Schuljahrs 1904/5 den Unter* 
rieht für eine neuerrichtete Klasse auf die Tageszeit zu verlegen. 

6. Aber trotz aller äußeren Schwierigkeiten und Hemmnisse soll mit Beginn 
des nächsten Schuljahres (1905/6) daran gedacht werden, für 1 Hauptklasse event. 
auch für 2 Hauptklassen den Unterricht auf die Tageszeit zu verlegen und zur 
Durchführung dieser Sache den Stadtmagistrat um Überlassung von 1 Lokal bezw. 
2 Lokalen im Zentralschulhause zu bitten. Selbstverständlich kann nur der jüngste 
Jahrgang — wegen der Bankgröße — hierbei in Betracht kommen. 

Wenn einmal das Realgymnasium ein eigenes Gebäude bezogen haben wird, 
werden wohl in der Maxschule so viele Räume frei, um wenigstens die Hauptklassen 
in der Tageszeit unterrichten zu können. Wie dann die Unterrichtsverhältnisse der 
Israeliten sich gestalten werden, vermag ich jetzt noch nicht zu sagen. 

Gemäß Aufforderung der Kgl. Kreisregierung brachten 
wir dieser Stelle hierauf unterm 19. August die gepflogenen Ver- 
handlungen in Vorlage und fügten unsererseits folgende Be- 
merkung bei: 

Nach den Ausführungen des Herrn Stadtschulrats, der zugleich Schulinspektor 
der Fortbildungsschulen des Polytechnischen Zentralvereins ist, ist zu erwarten, daß 
für 1 — 2 Klassen der kaufmännischen Fortbildungsschule vom nächsten Schuljahre 
an der Tagesunterricht in Lokalen des Zentralschulhauses eingerichtet wird. Es ist 
dies vorläufig wohl auch das einzig Erreichbare, und dürfte nach den im nächsten 
Jahre hiebei gemachten Erfahrungen die allenfallsige Verlegung des Unterrichts in 
den übrigen Klassen der Handelslehrlingsschule vielleicht in den folgenden Jahren 
angestrebt werden. 

Wir erwähnen schließlich noch, daß seitens der Kgl. Kreis- 
regierung unterm 21. November folgende Entschließung erging, 
welche auch uns in Abschrift mitgeteilt wurde: 

Das Kgl. Staatsministerium des Innern für Kirchen* und Schulangelegenheiten 
hat mit Entschließung vom 12. 1. Mts. No. 24889 beanstandet, daß sogar die in dem 
gedruckten Jahresberichte des Zentral Vereins für 1904/5 Seite 6 in Aussicht ge- 
stellte geringe Verlegung des Unterrichtes in die Tageszeit zunächst für 2 Klassen 
noch auf einen Kurs beschränkt geblieben ist. 

Die höchste Stelle weist sodann darauf hin, daß Zcntralfondszuschüsse an ge- 
werbliche Fortbildungsschulen künftighin nur denjenigen Schulen zugewendet werden 
können, welche der Forderung der Verlegung des Unterrichtes in die Tageszeit 
genügt haben, und bemerkt, daß es hicnach bei der ablehnenden Haltung des 
Polytechnischen Zentralvereins nicht sein Bewenden haben könne. 

Demgemäß ergeht der wiederholte Auftrag, bei Meidung der Entziehung bezw. 
Kürzung der bisher aus öffentlichen Fonds gewährten Zuschüsse den wiederholt er- 
teilten Weisungen auf Verlegung des Unterrichtes in den Fortbildungsschulen, hier 
zunächst in der Abteilung für kaufmännischen Fortbildungsunterricht, endlich einmal 
nachzukommen, da die angeblich entgegenstehenden Hindernisse bei einigem guten 
Willen und energischem Eingreifen sich recht wohl beseitigen lassen werden. 

Da der höchsten Stelle über den Fortgang der Angelegenheit zu berichten 
ist, so ist binnen drei Monaten anher anzuzeigen, was von der Vereinsleitung 
zur Ermöglichung des Tagesunterrichtes für sämtliche Kurse der kaufmännischen 
Fortbildungsschule weiter geschehen ist. 

Im übrigen wird auf die Regierungs-Entschließung vom 31. August 1. Js. 
No. 19975 verwiesen. 



Seit Jahren hatten wir der Direktion des Polytechnischen 
Zentralvereins Geldgeschenke von 16 Mark für zwei würdige 
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und dürftige Handelslehrlingsschüler alljährlich zur Verfügung 
gestellt. In unserer Sitzung vom 27. Juli erhöhte und vermehrte 
unsere Kammer auf Antrag unseres Herrn Vorsitzenden diese 
Geschenke in der Weise, daß künftig fünf Beträge zu je 10 Mark 
gewährt werden, von welchen zwei wie seither an Handels- 
schüler, die drei übrigen an Schüler der gewerblichen Fort- 
bildungsschule und der höheren Zeichen- und Modellierschule 
nach Bestimmung des Polytechnischen Zentralvereins verteilt 
werden sollen; bei allen bedachten Schülern soll auf Würdigkeit 
und Dürftigkeit entsprechend Rücksicht genommen werden. 



Die Einrichtung des achten Schuljahres wurde vom Stadt- 
magistrat Würzburg für die Knaben im Prinzip beschlossen; 
das achte Schuljahr wäre auch bereits in diesem Jahre in ob- 
ligatorischer Weise eingeführt worden, wenn nicht äußere Um- 
stände dem Projekt hindernd in den Weg getreten wären. So 
wurde die Einrichtung noch auf ein Jahr vertagt. Nachdem damit 
aber in absehbarer Zeit unsere diesbezügliche Anregung erfüllt 
wird, haben wir heuer an dieser Stelle nur dem Wunsche Aus- 
druck zu geben, daß die Einrichtung mit der Zeit auch in den 
übrigen Kreisstädten zur Durchführung gelangen möge. 



Die Platzfrage für die künftige II. technische Hoch- 
schule in Bayern ist noch immer in Schwebe. Wir wollen 
nicht versäumen, auch heuer wieder die Stadt Würzburg als 
den entschieden günstigsten und zweckmäßigsten Ort für diese 
Hochschule zu empfehlen. Von allen sonstigen konkurrierenden 
Orten kann keine Stadt die Vorzüge Würzburgs aufweisen, das 
durch seine altberühmte Universität die beste Gelegenheit zur 
Angliederung der Technischen Hochschule bietet. Durch diese 
Verbindung der Technischen Hochschule mit der Universität 
Würzburg würde die organische Einheit des Hochschulwesens, 
auf die von Universitätslehrern mit Recht großes Gewicht ge- 
legt wird, gewährleistet, ganz abgesehen von der beträchtlichen 
Kostenersparung, die bei Vereinigung des technischen Hoch- 
schulwesens mit der Universität gegenüber der getrennten 
Organisation eintreten würde. 
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IX. Maß und Gewicht. 

Der Entwurf einer neuen deutschen Maß- und Gewichts- 
ordnung war, wie wir bereits in unserem letzten Jahresberichte 
mitteilten, im Jahre 1904 von unserer Kammer begutachtet 
worden. In unserem bezüglichen Gutachten (vgl. Seite 48 des 
Berichts pro 1904) hatten wir zum Schlüsse empfohlen, daß jene 
Gemeinden, welche bereits Eichämter haben, solche auch 
künftig behalten sollten, und daß diesen Gemeinden, die ja auch 
vielfach wesentliche Aufwendungen für das Eichwesen gemacht 
haben, nicht wieder eine Einnahmequelle entzogen werden möge. 
Im Berichtsjahre beschäftigte sich auch der Stadtmagistrat Würz- 
burg mit der Frage und legte in einer ausführlichen Denkschrift 
dem Kgl. Staatsministerium folgende diesbezügliche Wünsche vor: 

Die Kgl. Bayerische Staatsregierung wolle 

1. ihren Einfluß dahin verwenden, daß die Anerkennung der bisher in 
Bayern bestehenden gemeindlichen Faßeichanstalten auch im Reichsgesetz, 
betr. die Maß- und Gewichtsordnung, ihren Ausdruck finde, 

2. in den zu erlassenden Ausführungsverordnungen eine ausdrückliche Be- 
stimmung treffen, 

a) daß jenen Gemeinden, welche bisher dem Eichmeister ihres Bezirks 
ein entsprechendes Eichlokal bereitgcstellt und die Anschaffung und 
Unterhaltung der notwendigen Eichanstaltsrequisiten übernommen haben, 
auch künftighin der vierte Teil der anfallenden Gebühren er- 
halten bleibt, 

b) daß die bestehenden gemeindlichen Faßcichanstalten, sowie die hieraus 
anfallenden Eichgebühren den bayerischen Gemeinden belassen werden. 

Diese Wünsche entsprechen im wesentlichen unseren 
früheren Vorschlägen, sodaß wir sie auch an dieser Stelle 
empfehlen zu können glauben. 



Bei den Verhandlungen über den Entwurf einer neuen 
Maß- und Gewichtsordnung ist von verschiedenen Seiten der 
Wunsch geäußert worden, daß der bisher nur für Weinfässer 
bestehende Eichzwang künftig nicht bloß auf die Fässer 
für Obstwein und Bier, sondern auch auf die F'ässer für 
Trinkbranntwein ausgedehnt werde. Von der Kgl. Normal- 
eichungskommission in München erging an uns die Anfrage, ob 
und in welchem Grade ein Bedürfnis zur Eichung von Brannt- 
wein- V^ersandfässern v’orliege. Auf Grund eines Referats unseres 
Mitglieds, Herrn Brand, erstatteten wir unterm 12. Oktober 
nachstehenden Bericht : 

Auf geschätzte Anfrage vom 15. Juli a. c. No. 910 obigen Belrefls spricht 
sich unsere Kammer nach Beschluß in letzter Plenarsitzung gegen die Ausdehnung 
der Eichpflicht auf Fässer für Trinkbranntwein aus. 

5 » 
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Der größte Teil des Branntweingroßhandels vollzieht sich schon seit langer 
Zeit nach Gewicht und auch im Kleinhandel dürfte dieser Verkehrsmodus allmählig 
durchdringen. Das Bedürfnis nach einer periodischen Eichung ist für Trinkbrannt* 
Weinfässer auch absolut nicht das gleiche w’ie für Wein*, Obstwein- oder Bierfässer. 
Die meisten Weinfässer müssen fast nach jeder Rückkunft von der Kundschaft auf- 
geschlagen und vom Schimmel gereinigt werden. Bei den Bierfässern kommt die 
wiederholte Pichung in Betracht. Im Gegensatz zu diesen Manipulationen, die 
naturgemäß die Gefahr einer Änderung des Rauminhalts bedingen, unterliegen 
Branntweinfässer bei einigermaßen schonender Behandlung 10 — 15, ja teilweise bis 
20 Jahre keiner Reparatur. Im eigensten Interesse schaffen sich erfahrungsgemäß 
alle Brenner und Händler gute Fässer aus starkem Holze an, und der Branntwein- 
inhalt, der keinen Schimmelansatz zuläßt, wirkt eher konservierend. 

Gegen die EichpHicht der Branntweingebinde spricht auch, daß viele Wirte 
und Krämer vom Lande ihre eigenen Fässer in die Brennereien oder Großhandlungen 
mitbringen und sogleich gefüllt haben wollen. Der Gehalt dieser Gebinde ist durch 
langjährige Geschäftsverbindung meist nicht nur dem Käufer, sondern auch dem 
Verkäufer bekannt. In der Praxis dürfte es aber sehr schwer fallen, dem Kunden 
begreiflich zu machen, daß er erst sein Faß eichen lassen solle, bevor es gefüllt 
werden könne ; er hält das einfach für vollständig überflüssig, was es ja in der Tat 
auch ist, und die Belastung mit der Eichgebühr würde mit Recht als unnötig und 
drückend empfunden. 

Endlich gestatten wir uns auch darauf hinzuweisen, daß ( Trinkbranntwein 
nicht nur in Fässern versandt wird, sondern — bei ziemlich gleichen Quantitäten — 
auch in Ballons, Korbflaschen, Demijohns etc., deren Eichung nach der Natur dieser 
Umhüllungen ganz ausgeschlossen ist. 



Durch Entschließung des Kgl. Staatsministeriums wurde 
unsere Kammer beauftragt, sich über die amtliche Beglaubigung 
der Elektrizitätszähler gutachtlich zu äußern. Der wesentliche 
Inhalt der genannten Ministerialentschließung vom 9. Februar 
war folgender: 

Durch das Gesetz vom 1. Juni 1898, betreffend die elektrischen Maßeinheiten, 
(Reichsgesetzbl. S. 950) ist im Verkehre mit elektrischer Energie der Gebrauch 
unrichtiger Maßwerkzeuge verboten und der Bundesrat ermächtigt, Vorschriften 
darüber zu erlassen, inwieweit solche Meßwerkzeuge amtlich beglaubigt oder einer 
wiederkehrenden amtlichen Überwachung unterworfen sein sollen. Von dieser 
Ermächtigung hat der Bundesrat bis jetzt keinen Gebrauch gemacht, so daß die 
Konsumenten elektrischer Energie sich im allgemeinen darauf verlassen müssen, daß 
die Lieferer selbst für die Richtigkeit der Elektrizitätszähler mit der nötigen Gewissen- 
haftigkeit sorgen. Mit Rücksicht auf den Aufschwung des Verkehrs und der Ver- 
wertung elektrischer Energie haben aber neuerdings die zuständigen Reichsbehörden 
Verhandlungen besonders mit den Vertretern der elektrotechnischen Industrie darüber 
eingeleitet, ob eine Prüfung der Elektrizitätszähler unter Mitwirkung staatlicher 
Behörden stattfinden solle. 

Bevor über diese Frage und die Art ihrer Lösung weitere Entschlüsse gefaßt 
werden können, erscheint cs ertorderlich, festzustellen, inwieweit in den Kreisen der 
Abnehmer elektrischer Energie zur Zeit ein Bedürfnis, zunächst der amtlichen 
Beglaubigung neuer Eleklrizitätszählcr empfunden wird, sowie ob der II andels- 
stand eine solche Maßregel etwa im Interesse des Vertrauens im Geschäftsverkehre 
für wünschenswert hält* 

In unserer Sitzung vom 13. März referierte Herr Direktor 
Stenger über die genannte Frage; unser Bericht an das Kgl. 
Staatsministerium vom 16. März lautete: 
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In Erledigung des Auftrags vom 9. vor. Mts. No. 2552 haben wir teils am 
hiesigen Platze, teils durch unsere Gremien in den übrigen Kreisstädten eine Um- 
frage sowohl bei den Abnehmern elektrischer Energie, wie auch bei kommunalen 
und privaten Elektrizitätswerken veranstaltet. Von letzterer Seite, von den Elektri- 
zitätswerken, wird — wie das ja allerdings von ihrem Interessenstandpunkt uns ver- 
ständlich ist — das Bedürfnis nach einer Prüfung der Elektrizitätszähler unter Mit- 
wirkung staatlicher Behörden ganz entschieden bestritten. Hingegen sind aus den 
Kreisen der Abnehmer wohl Wünsche nach einer genügenden Kontrolle der Elcktri- 
zitätszähler laut geworden ; es wurde betont, daß gegenwärtig für die Privatabnehmer 
gar keine Garantie besteht, ob die elektrischen Zähl- und Meßapparatc richtig 
funktionieren, da man sich auf die Angaben der Finnen, welche diese Apparate 
hersteilen, verlassen muß. Allerdings wurden auch Bedenken wegen der mit der 
Kontrolle jedenfalls verbundenen hohen Kosten laut; es wird angenommen, daß die 
Kontrolle überhaupt nur für die eigentlichen Elektrizitätszähler vorgeschlagen ist, 
nicht für die einfach technischen Amp^remetcr und Voltmeter, deren Wert meist 
ein so geringer ist (20 — 50 Mk.), daß die staatliche Kontrolle für die Industrie und 
den Handel in letzteren Instrumenten recht hinderlich wäre. Bei den eigentlichen 
Eick trizitätszäh lern hat aber eine einmalige Kontrolle etwa bei Ablieferung an den 
Kunden auch nur einen beschränkten Wert. Die Elektrizitätszähler unterliegen durch 
die Komplikation in der Konstruktion vielfach zeitlichen Veränderungen, die unter 
Umständen durch die Art und Örtlichkeit der Anbringung befördert werden können. 
Ob eine staatliche Kontrolle hiebei ohne erhebliche Kosten möglich ist, dürfte 
immerhin fraglich erscheinen ; dagegen wurde von verschiedenen Seiten der Vor- 
schlag gemacht, daß die Prüfung der Elektrizitätszähler privaten Organisationen über- 
tragen werden könnte, wie solche bereits z. B. in dem .Bayerischen Revisionsverein" 
und dem .Bayerischen Gewerbemuseum" bestehen. Diese Anregung wurde auch 
von unserer Kammer in ihrer letzten Sitzung als zweckmäßig erachtet. 

Schließlich berichten wir noch, daß die Zahl und Bedeutung der kommunalen 
und privaten Elektrizitätswerken in unserem Kreise sich ziemlich die Wage halten 
dürfte. Die Lieferung elektrischer Energie wird namentlich in Würzburg und auch 
in einigen kleineren Kreisstädten durch gemeindliche Werke vollzogen ; daneben 
bestehen aber sowohl in hiesiger Stadt wie im Kreise noch zahlreiche Elektrizitäts- 
werke bei größeren Industrie-Etablissements oder 'auch bei örtlichen Vereinigungen 
von Konsumenten. 



X. Steuern. 

Die Reichsfinanzreform, die ja gewiß an sich ein durch- 
aus berechtigtes Bestreben zur Ordnung der finanziellen Ver- 
hältnisse zwischen dem Reich und den Einzelstaaten darstellt, 
brachte gegen Schluß des Berichtsjahres dem Handels- und 
Gewerbestand noch die unliebsame Überraschung einiger Steuer- 
projekte, deren Lasten — abgesehen von der Erbschaftssteuer 
— vorzugsweise auf die Geschäftstreibenden abgewälzt werden 
sollen. 

Vor allem gilt dies von den sogenannten Verkehrs- 
steuern, die in dem Gesetzentwurf betr. Änderung des Reichs- 
stempelgesetzes enthalten sind. Wir nahmen Veranlassung, vor 
allem zu diesem Teil der geplanten „Reichsfinanzreform“ Stellung 
zu nehmen. In unserer Sitzung vom 7. Dezember referierte der 
Syndikus unserer Kammer hierüber in folgender Weise : 
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Der langerwaitete Reichsgesetzentwurf über die Reichsfinanzreform ist nun- 
mehr dem Reichstag vorgelegt worden. Die Vorlage trägt den Titel «Entwurf eines 
Gesetzes betr. die Ordnung des Reichshaushalts und die Tilgung der Reichsschuld*, 
leider sind die Mittel für diese gewiß lobenswerten Zwecke weniger angenehm. 
Gleich der § 1 enthüllt nämlich ein Steuerbukett, das sich zusammensetzt aus 
Steuervorlagen für Bier, Tabak, speziell dann Zigaretten, ferner aus einer Erweiterung 
des Reichsstempclgesetzes und endlich einer Besteuerung der Erbschaften. 

Von den Entwürfen scheidet zur Betrachtung in unserer Kammer zunächst 
die Erbschaftssteuer ganz aus. Ebenso dürfte die projektierte neue Brausteuer vor- 
läufig noch zurückzustellen sein, zumal Bayern bekanntlich hinsichtlich der Bier- 
besteuerung eine durch Reservatrecht geschützte Ausnahmestellung einnimmt. Wichtig 
(und zwar auch für unsem Bezirk) wäre wohl die projektierte Umgestaltung der 
Tabaksteuer, doch müssen auch auf diesem Gebiet erst noch Erhcbungeu über die 
allenfallsige Wirkung der neuen Bestimmungen für unsere Verhältnisse gemacht 
werden, um zu einem abschließenden Urteil zu gelangen. Hingegen nimmt schon 
jetzt eine der Vorlagen das größte Interesse in Anspruch, und muß den energischen 
Widerstand der am meisten betroffenen Handels- und Gewerbekreise wachrufen. Es 
ist das jene Vorlage, die den bescheidenen Titel «Änderung des Reichsstempel- 
gesetzes* trägt, die aber auf nichts weniger als auf eine ganz allgemeine Steuer- 
belastung des täglichen Verkehrs und eine ungeheure Belästigung des gesamten 
Gcschäftslebens hinausläuft, denn der Entwurf beabsichtigt die Stempelpflicht auch 
auszudehnen auf alle Frachturkunden, ferner auf Personenfahrkarten, weiter 
auf Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge, und endlich gar noch auf die Quittungen 
des täglichen Verkehrs. Es ist nötig, diese einzelnen Unterarten des projektierten 
neuen Stempelgesetzes etwas genauer anzusehen. 

In erster Linie sollen sämtliche Frachturkunden einer Besteuerung unter- 
worfen werden. Der Entwurf knüpft hiebei an die Novelle vom 14. Juni 1900 an, 
durch welche ein Stempel für Schiffsfracht-Urkunden im Seeverkehr mit dem Aus- 
land eingeführt wurde. Man ging damals von der Erwägung aus, daß der an der 
Erweiterung unserer Seemacht besonders interessierte überseeische Verkehr auch 
einen Teil der Flottenvermehrungskosten übernehmen sollte. Wie gefährlich der- 
artige Stcuerexperimente sind, sieht man jetzt (nach dem kleinen Finger wird nun 
die ganze Hand genommen), denn jetzt sollen der Besteuerung sämtliche Fracht- 
urkunden im Eisenbahn-, Post-, Land- und Wasserstraßen verkehr unterliegen, d. h. 
cs werden stempelpflichlig alle Frachtbriefe, Ladescheine, Paketadressen, Gepäck- 
scheine und sonstigen Frachtpapiere. Der Entwurf scheidet dabei zwischen Stück- 
gut einerseits und Wagen- und Schiffsladungen andererseits. Für Stückgüter und 
Postpakete ist ein Fixstempel von 10 Pfennig vorgeschlagen, der nur bei einem 
Frachtbetrag unter */ 2 Mark auf 5 Pfennig eimäßigt wird. Die ganze Sache läuft 
also auf eine Verteuerung der Stückgutfracht und des Paketportos hinaus. Das 
gewöhnliche 5 Kilopaket kostet in erster Zone statt 25 künftig 30 Pfennig und weiter 
statt 50 künftig 00 Pfennig u. s. w. Im Sammelladungsverkehr wird jedes Einzel- 
stück der Sammelladung versteuert. Werden mehrere Pakete auf eine Bcgleitadresse 
aufgegeben, so ist die Abgabe für jedes einzelne Paket zu entrichten. Die Fracht- 
kostenerhöhung, welche durch den neuen Stempel eintritt, ist, wie sich schon aus 
dem Gesagten ergibt, eine ziemlich bdeutende, im Durchschnitt etwa 20 Prozent. 
Noch empfindlicher aber als die eigentliche Steuersumme wird die Belästigung des 
Verkehrs wirken. Plackereien, Beanstandungen und Strafen werden künftighin an 
der Tagesordnung sein, und dabei Ist zu bemerken, daß die Strafe für jede Ver- 
fehlung das 25 fache des Stempelbetrags, mindestens aber 20 Mark beträgt. Wie 
leicht jemand künftig in Strafe kommen kann, geht aus einzelnen Bemerkungen der 
Motive hervor; darnach sind steuerpflichtig außer den Ladescheinen auch die blosen, 
schriftlichen Bescheinigungen über den Empfang der Güter, selbst der formlose 
Zettel, wie er bei Aufgabe einer Sendung an einen Boten, Landfuhrwerksbesitzer 
oder^Klcinschiffer gegeben wird. Hier werden bei strenger Handhabung des Gesetzes 
tagtäglich Verfehlungen entdeckt werden können. Eine weitere Klippe werden die 
Passagiergutscheinc auf den Bahnen bilden. Nach dem Entwurf sollen Gepäck- 
scheine über gewöhnliche Reisebedürfnissc, also Koffer u. dgl. allerdings frei sein, 
dagegen sagen die Motive ausdrücklich, daß handelsüblich verpackte Kisten, die als 
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Reisegepäck zugeiassen sind, slcmpclpflichlig erscheinen. Der Unterschied zwischen 
Koffer und handelsüblich gepackter Kiste dürfte sehr schwierig durchzuführen sein. 
Wahrscheinlich werden die Musterkoffer von Handlungsreisenden künftig als handels- 
üblich verpackte Kisten angesehen. — Außer dem Fixstempel für Stückgut erstreckt 
sich der Frachturkundenstempel mit erhöhten Sätzen auch auf Wagenladungen und 
Schiffsladungen. Die Steuersätze erhöhen sich hiebei teilweise bis 10 Mark und 
bilden durchgängig eine Frachtverteuerung. Bemerkenswert ist aber namentlich die 
ungünstige Stellung, die der Binnenschiffahrtsverkehr hiebei erhält. Für den Binnen- 
schiffahrtsverkehr ist von vornherein ein höherer Stempel als für den Eisenbahn- 
waggonverkehr, nämlich das bfache des Einheitssatzes, vorgcschlagen. Die Motive 
begründen dies damit, daß sich ohne eine höhere Bemessung des Stempels für die 
Schiffsladungen die Wettbewerbsverhältnisse zwischen Schiff- und Eisenbahnverkehr 
zu ungunsten des letzteren verschieben könnten. Eine weitere ungünstige Bestimmung 
für den Binnenschiffahrtsverkehr ist die, daß dem Frachtbetrag, nach welchem sich 
die Steuer bemißt, auch der Schlepplohn zuzurechnen ist. 

Im ganzen genommen ist der Frachturkundenstempel eine ganz und gar 
rückständige Steuerart, die uns gewissermaßen ins Mittelalter mit seinen zahlreichen 
Verkehrs-Umgeldem und Ungeldcrn zurückversetzt, ein Hohn auf unsere moderne 
Verkehrsentwicklung, die keine Erschwerungen brauchen kann, sondern geradezu 
nach Erleichterungen seufzt. 

Genau ebenso Ist die zweite Unterart der neuen Steuer, der Stempel auf 
Personenfahrkarten, zu betrachten. Der Entwurf bringt hier für alle Fahrkarten, 
Fahrscheine und sonstige Fahrtausweise auf Eisenbahnen, Dampfschiffen, Straßen- 
bahnen etc. über zwei Mark einen Fixstcmpel, der für I. Klasse 40, II. Klasse 20, 
III. Klasse 10 und IV. Klasse 5 Pfennig beträgt. Statt der Verbilligung des Ver- 
kehrs, wie dies durch die vielbesprochene Personentarifreform bezweckt werden soll, 
kommt jetzt eine Verteuerung ; und einfacher wird die Billctausgabe durch den 
Stempel gewiß auch nicht. Namentlich ist aber gegen den Fahrkartenstempel ein- 
zuwenden, daß er in der starren Form des Fixstempels erhoben und bei der niedrigen 
Grenze von 2 Mark auch den Nahverkehr empfindlich treffen wird. So zahlt z. B. 
künftig ein Passagier III. Klasse von Wiirzburg nach Steinach genau ebensoviel 
Steuer, wie von Würzburg nach Berlin oder Hamburg. Auch steuertechnisch ist 
das neue System des Fahrkartenstempels ganz merkwürdig. Zur Begründung des- 
selben ist in den Motiven eigentlich nur auf ausländische Verhältnisse hingewiesen, 
so auf Frankreich, Italien u. s. w„ aber es besieht doch der Unterschied, daß in 
Deutschland fast durchgängig Staatsbahnen bestehen, während im Ausland Privat- 
gesellschaften den Bahnbetrieb haben. In Deutschland kommt also der Fahrkarten- 
Stempel nicht auf eine eigentliche Besteuerung, sondern einfach auf eine Erhöhung 
des Fahrpreises heraus, — eine Erhöhung, die schon vom Verkehrsstandpunkt aus 
verwerflich ist, die aber auch noch die unsympathische Form einer Stempel- 
steuer trägt. 

Die dritte Art des neuen Stempels, nämlich von Erlaubniskarten für Kraft- 
fahrzeuge. kann zunächst wegen ihrer geringeren Bedeutung hier außer acht bleiben, 
wenn auch nicht zu verschweigen ist, daß der Automobilverkehr heutzutage nicht 
mehr bloß ausschließlich dem Luxus, sondern auch dem Geschäftsleben dient. 

Viel wichtiger aber und zugleich von schlimmstem Charakter ist die letzte 
Gattung der neu vorgeschlagenen Steuern, der Quittungsstempel. Künftighin 
soll bei allen Quittungen über 20 Mark ein Fixstempel von 10 Pfg. eintreten. 
Welche materielle Belastung, aber auch namentlich welche ungeheuere geschäftliche 
Belästigung eine solche Quittungssteuer im täglichen Leben bringen wird, das ist ja 
wohl für jedermann klar ersichtlich. Der Unannehmlichkeiten, die gerade aus 
dieser Stempelform entspringen, werden Legion sein ; man braucht nur den schönen 
Satz in den Motiven zu lesen, daß es für die Stempelpflichtigkeit keinen Unterschied 
macht, .ob die Quittung in Briefform, in Form eines auf ein anderes Schriftstück 
gesetzten Vermerkes, eines Aufdrucks oder in irgend einer anderen Form ausgestellt, 
und ob sie mit Namensunterschrift oder mit einem zum Ersatz des letzteren 
bestimmten Zeichen versehen ist*. Ferner heißt cs im Tarif .wenn ein Schriftstück 
mehrere Quittungen enthält, erfolgt die Berechnung der Stempelabgabe von jeder 
einzelnen Quittung*, und endlich .wird mehreren Personen oder von mehreren 
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Personen in einem Schriftstück Quittung geleistet, so ist, sofern diese Personen nicht 
in dem Verhältnis von Gesamtverpflichtigten oder -Berechtigten stehen, die Abgabe 
von jedem einzelnen Quittungsposten zu berechnen." Das sind Gesetzeshaken, an 
denen mehr wie einer hängen bleiben wird, und jegliche formale Verfehlung wird 
wieder mit einer Strafe von 20 Mark belegt ! 

Beschönigend sagen die Motive, daß ein Zwang zur Ausstellung von Quittungen 
nicht statuiert werden solle. Ob es aber wirklich eine gesunde, volkswirtschaftliche 
Maßregel ist, den formlosen Geschäftsverkehr zu begünstigen, muß denn doch 
bezweifelt werden. Auch eine »Erziehung zur Barzahlung" wird gewiß nicht durch 
die Quittungssteuer erzielt Im Gegenteil, es wird mancher seine Zahlungen an Ge- 
schäftsleute möglichst auf einen großen Posten Zusammenkommen lassen, um nur 
einmal dafür den Stempel zu zahlen. Und weiter, wie wird sich die Überwachung 
dieser Besteuerung gestalten? Man kann sich die ungeheuerliche Belästigung des 
Verkehrs tatsächlich nur ungefähr ausmalen, und man erschrickt schon über das 
Bild, daß künftig bei jeder möglichen Gelegenheit, z. B. Nachlaßbehandlungen, aber 
vielleicht auch beim geringsten sonstigen Anhaltspunkt, sämtliche Privatpapiere, 
Korrespondenzen usw. von Steucrkontrolleuren durchgekramt werden, um etwaige 
Quittungsstempel-Defraudationen zu linden. — Wir haben in Bayern das Vergnügen 
gehabt, noch am längsten von allen deutschen Staaten, bis 1899, eine Stempelsteuer 
zu besitzen. Das war nur eine ganz beschränkte Steuer, nämlich lediglich für 
Zahlungen aus öffentlichen Kassen ; aber man hat selbst mit diesem Stempel so üble 
Erfahrungen gemacht, daß man ihn sang- und klanglos fallen ließ. Und jetzt soll 
der Quitlungsstempel für alle Geschäftsbescheinigungen des täglichen Verkehrs kommen? 
Und auch hier ist wieder die starre Form des festen Stcmpelbetrags gewählt. Die 
Schuhmacherquittung über ein Paar Stiefel zu 20 Mark trägt dieselbe Steuer wie 
ein Hausverkauf von tausendfachem und höherem Betrag. 

Nicht unerwähnt darf dabei bleiben, daß in der Quittungsstcucr auch eine 
Postanweisungssteuer steckt, zu deren Begründung die Motive nur den einzigen 
Satz anführen können! .Den Postanweisungsverkehr in die Besteuerung mit ein/.u- 
beziehen, macht sich erforderlich, schon um den finanziellen Erfolg der Abgabe 
nicht in Frage zu stellen." In der Form ist dabei ein kleiner Unterschied nur in 
sofern, als der Stempel nicht auf den Posteinzahlungsschein oder die Quittung, 
sondern auf die Postanweisung selbst zu leisten ist ; mit einfachen Worten, die Post- 
anweisungsgebühr wird für Beträge von 20 Mark ab um 10 Pfennig verteuert. Daß 
diese Verteuerung im strikten Gegensatz zu den bisherigen Verkehrswünschen steht, 
braucht wohl nicht eigens hervorgehoben zu werden. 

Und schließlich muß auch noch darauf hingewiesen werden, daß in den 
Motiven bereits wieder eine neue Steuer in Aussicht gestellt wird, nämlich eine Ab- 
gabe von Schecks und Giro-Anweisungen. Nach den Motiven wird lediglich .zur 
Zeit" von dieser Besteuerung Abstand genommen, weil der Scheck- und Giroverkehr 
noch nicht die nötige Ausdehnung erlangt habe. 

Die sämtlichen Verkehrssteuern haben das Gemeinsame, daß sie gerade eine 
Bcvülkcrangsk lasse, den Handels- und Gewerbestand, am meisten bedrücken. 
Handel und Gewerbe stellen das Hauptkontingent an Frachtgütern, sie beziehen die 
Rohstoffe und versenden die Halb- und Ganzfabrikatc, tragen also zum überwiegenden 
Teile die Frachttirkundenstcuern. Handel und Gewerbe frequentieren für ihre Ge- 
schäfte und zum Aufsuchen der Kunden am meisten die Eisenbahnen, sie werden 
also auch am härtesten von den Fahrkartensteuern getroffen. Und schließlich be- 
dürfen Handel und Gewerbe zur ordnungsmäßigen Abwickelung ihrer Umsätze 
weitaus am meisten der Quittungen und müssen deshalb auch den größten Teil des 
Quittungsstempels auf sich nehmen. Es ist deshalb erklärlich, daß Handel und Ge- 
werbe in erster Linie gegen solche drückende Belastungen und lästige Verpflichtungen 
Stellung nehmen. Es dürfte sich daher empfehlen, auch unserseits folgende Resolution 
dem Reichstag und der Regierung zu unterbreiten! 

Die Handels- und Gewerbekammer erblickt in den vorgeschlagenen 
Verkehrssteuern eine unbillige Belastung und eine höchst schädliche 
Belästigung des Geschäftslebens und warnt eindringlich vor solchen Steuer- 
projekten, welche die ganze volkswirtschaftliche Entwickelung hemmen und 
zurückdrängen würden. Insbesondere verwirft sie entschieden die Ver- 
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teuerung des Güter- und Personenverkehrs durch Fracht urkunden- und 
Fahrkartenstempel, und sie protestiert endlich energisch gegen die 
ungeheuerlichen Belästigungen, welche die geplante Quittungs Steuer 
für den ganzen Geschäftsverkehr bringen würde. 

Unsere bezüglichen Beschlüsse unterbreiteten wir dem 
Reichskanzleramt, der Kgl. Bayer. Staatsregierung und dem 
deutschen Reichstag. 



Eine Mitteilung des Kgl. Staatsministeriums der Finanzen 
über den Vollzug des Reichsstempelgesetzes und speziell 
über die Versteuerung der Geschäfte zwischen dem In- und 
Auslande brachten wir durch briefliche Bekanntgabe sowie durch 
Abdruck in unsern „Mitteilungen“ zur Kenntnis der Interessenten. 



In einem Einzclfall begutachteten wir auf Anfrage aus 
interessierten Kreisen die Steuerpflicht jener Raiffeisen- und 
Darlehenskassenvereine, deren Tätigkeit sich nicht auf den Kreis 
ihrer Mitglieder beschränkt. Wir verwiesen insbesondere auf 
Art. 21. des bayer. Gewerbesteuergesetzes vom 9. Juni 1899. 



XI. Münz-, Bank- und Börsenwesen. 

Der Reichsgesetzentwurf betr. die Ausgabe kleiner 
Reichsbanknoten und Reichskassenscheine veranlaßte uns, 
dem deutschen Reichstage folgende Eingabe vom 29. Mai zu 
unterbreiten : 

Der Gesetzentwurf, welcher die Kcichsbank ermächtigen soll, Banknoten in 
Beträgen von 50 und 20 Mark auszugeben, hat die Geschäftswelt in hohem Grade 
überrascht ; noch überraschender aber und zugleich noch bedenklicher erscheint die 
in der Begründung des Gesetzentwurfs ausgesprochene Absicht, an Stelle der Rcichs- 
kasscnscheinc zu 20 und 50 Mark künftig Abschnitte zu 5 und 10 Mark auszugeben. 

Nach unserer Beobachtung besteht in unserer Gegend durchaus kein Mangel 
an kleineren Papierersatzmitteln für Geld ; die kleineren Abschnitte sind auch absolut 
nicht beliebt und w-erden mit tunlichster Schnelligkeit abgcschobcn. Als Lohn- 
Zahlungsmittel eignen sie sich durchaus nicht, denn der Arbeiter will Hartgeld ; jene 
Bankinstitute, die gegen Wochenschluß zu Lohnzahlungen solche kleinere Abschnitte 
an Geschäftsleute abgeben wollten, erhielten — wie sich das bei verschiedenen Ver- 
suchen ergab — meist Ablehnung. 

Eine Stärkung des Goldvorrats der Reichsbank, so wünschenswert dies an 
und für sich wäre, sollte doch niemals durch eine Verschlechterung des Geldumlaufs 
versucht werden. Eine Ausgabe aber von 120 Millionen Mark in Reichskassen- 
scheinen zu 5 und 10 Mark wäre eine geradezu lästige Überschwemmung mit gering- 
wertigem Papiergeld. 

Die Geschäftswelt atmete vor 30 Jahren auf, als sie statt der massenhaft um- 
laufenden Zettel von 1, 2, 5 und 10 Gulden, sowie 1, 5 und 10 Talern endlich 
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anständiges Geld in die Hände bekam ; eine Rückkehr zu jenen Zeiten kann un- 
möglich als erstrebenswert bezeichnet werden. Auch die Bezugnahme auf Österreich 
und Italien ist kaum überzeugend, denn der Zustand, daß jede am Kleingeldverkchr 
beteiligte Person, also z. B. jeder Kellner oder Verkäufer ein Banknoten-Portefcuille 
in der Tasche tragen muß, ist gewiß nicht als ideal, vielmehr als recht unerquicklich 
zu bezeichnen. 

Wir bitten daher in erster Linie, die Vorlage abzulehnen, da die Bedürfnis- 
frage uns zum mindesten nicht geklärt erscheint. Wenn aber auch ein Bedürfnis 
nach kleineren Noten nachgewiesen werden könnte, so sollte unseres Erachtens 
höchstens die Ausgabe von Rcichsbanknoten zu 50 Mark und die Stückelung der 
Reichskassenscheine im Gesamtbetrag von 120 Millionen in Abschnitte zu 20, 10 
und 5 Mark erwogen werden. 

Die vorstehende Eingabe, welche wir im Druck verviel- 
fältigen ließen und unseren Schwesterkammern zusandten, fand 
vielfältige Unterstützung, konnte aber infolge Schlusses des 
Reichstages nicht mehr zur Behandlung gelangen. 



Die Revision des Börsengesetzes, so nötig sie ist, 
wurde bedauerlicherweise auch im Berichtsjahre noch nicht zur 
Tatsache. Die von Sachkundigen längst vorausgesagten Folgen 
— die Aufsaugung der Provinzbankgeschäfte durch die Groß- 
banken und die Ausdehnung der letzteren mit Filialen über das 
ganze Land — haben sich denn auch mit absoluter Sicherheit 
vollzogen. In den beiden letzten Jahren sind auch in Würzburg 
verschiedene Tochterinstitute auswärtiger Groß-Banken gegründet 
worden, während mehrere alte Bankgeschäfte infolgedessen auf- 
gesaugt wurden. 



Die Reichsbankstelle Würzburg teilte uns unterm 
22. Dezember mit, daß sie, nachdem vom Stadtmagistrat Würz- 
burg die Einwohnerzahl der Stadt Würzburg auf über 80,000 
amtlich festgestellt worden ist, nunmehr ermächtigt sei, die Noten 
der nach § 45 des Bankgesetzes vom 14. März 1875 bekannt- 
gemachten Privatbanken in Zahlung zu nehmen. 



Von verschiedenen Rentämtern unseres Kreises wurde uns 
die Anfrage vorgelegt, ob in unserm Kreise Termingeschäfte 
in Waren, vor allem in Kaffee, Zucker, Spiritus, Reis, Petroleum, 
Getreide, Baumwolle etc. durch Vermittlung inländischer Ver- 
treter auswärtiger Häuser abgeschlossen w'erden. Wir antworteten 
darauf, daß uns keine derartigen Wahrnehmungen zu Gebote 
stehen. 
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Auf die von uns registrierten Klagen in früheren Jahres- 
berichten über die sogenannten Banktage und ferner über das An- 
bieten von Wertpapieren bei Privaten erging seitens des Kgl. Staats- 
ministeriums unterm 10. Mai folgende dankenswerte Entschließung: 

Die auf Seite 136 und 159 des Jahresberichts der Handels- und Gewerbe- 
kammer für Unterfranken und Aschaffenburg für 1903 über die sogenannten Banktage 
und das Detailreisen mit Wertpapieren erhobenen Klagen lassen ebenso, wie der 
Bericht der Kgl. Regierung Tom 11. Februar 1. Js. No. 3871 darauf schließen, daß 
in Unterfranken der unreelle und den Bestimmungen der Gewerbeordnung über den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen (§ 56 Abs. 2 Ziff. 5, § 56 a Ziff. 2) zuwiderlaufende 
Vertrieb von Wertpapieren besonders verbreitet ist. 

Die Kgl. Regierung hat durch entsprechende Anweisung der Distrikts- und 
Ortspolizeibehörden dafür zu sorgen, daß diesen Ausschreitungen im Wege scharfer 
Kontrolle und unnachsichtiger Herbeiführung der Strafeinschreitung entgegengetreten wird. 

(Siehe dazu das Urteil des Kgl. Obersten Landesgerichts vom 29. Sept. 1903, 
M.A.B1. S. 465.) 

Über den Vollzug ist bis 1. Oktober 1. Js. zu berichten. 

ln der Tat wurde von verschiedenen Bezirksämtern bezw. 
von Amtsanwaltschaften gegen die Veranstalter solcher „Bank- 
tage“ eingeschritten ; teilweise wurde auch Verurteilung durch 
das Gericht erzielt. Unsere Kammer hatte in mehreren Fällen 
auf Anfrage der Bezirksämter oder Amtsanwälte Gutachten zur 
Beurteilung solcher Geschäftsbetriebe zu erstatten. Bei den 
Erhebungen, die aus diesem Anlasse gemacht wurden, zeigte 
sich, wie berechtigt zuweilen die vorgebrachten Klagen und 
Beschwerden waren : einzelne dieser fliegenden „Bankgeschäfte“ 
hatten nicht einmal ein Firmenschild an ihrem Lokale oder 
waren in Wirtshausstuben etabliert, wo sich Gastbetten und 
sonstiges Gasthaus-Inventar befanden. Durch das Einschreiten 
der Verwaltungsbehörden sind die Inhaber solcher Betriebe nun- 
mehr allerdings vorsichtiger geworden und suchen wenigtens 
formell den Anforderungen, wie sie das oberstrichterliche Urteil 
vom 29. September 1903 aufstellt, zu genügen. Tatsächlich besteht 
aber, wie dies auch aus einem Einzelbericht hervorgeht, der 
Betrieb von Banktagen und damit der Umsatz von Wertpapieren 
in bedenklicher Weise immer noch fort, sodaß dem Treiben 
jener „Bankiers“ auch fernerhin Aufmerksamkeit seitens der 
Polizeibehörden geschenkt werden dürfte. Bei den heutigen 
Verkehrsverhältnissen ist der Weg der Banktage bezw. des 
„Detailreisens“ mit Wertpapieren für das Anlagegeschäft durchaus 
überflüssig, und sollte dieser „Geschäftsbetrieb“, bei dem Unzu- 
träglichkeiten und Übervorteilungen des Publikums gar leicht 
Vorkommen können, möglichst unterbunden werden. 



Digitized by Google 




76 



XII. Patent- und Warenzeichenwesen. 

Wie alljährlich berichteten wir an das Kaiserliche Patent- 
amt über die Benutzung der Patentschriften, die uns vom Kgl. 
Patentamte zur Verfügung gestellt und von uns vereinbarungs- 
gemäß dem Polytechnischen Zentralverein zur Auslage in seinen 
Lokalen überlassen werden. Unser Bericht vom 17. April hatte 
in seinem wesentlichen Teil folgenden Wortlaut: 

Die Einsichtnahme ganzer Klassen von hiesigen und auswärtigen Personen 
erfolgte nach unserem Verzeichnis 62 mal. Außer dieser Durchsicht, welche manchmal 
mehrere Tage in Anspruch nahm, wurden wöchentlich . r > — 6 mal einzelne besondere 
Auskünfte und Nachweisungen an Hand der Patentschriften gegeben. Wie wir 
schon des öfteren betonten, hält es schwer, die Besucher, namentlich diejenigen, 
welche irgend einer bestimmten Patentschrift nachgehen, zur Angabe und Eintragung 
ihres Namens in die Liste zu veranlassen, was bei dem Wesen der sogen. Erfinder 
im allgemeinen ganz begreiflich ist; sehr oft wurden die Patentschriften von hiesigen 
Industriellen benützt, die durch einen ihrer Beamten Einsicht in genau bestimmte 
Nummern nehmen ließen, auch hier wurde die Eintragung in die Liste meistens 
unterlassen. Erfreulicherweise mehren sich die Anfragen auf schriftlichem Wege von 
auswärts. Auch war die hiesige Stelle mehrmals veranlaßt, vertrauliche Anfragen 
im Interesse einzelner Gesuchsteller an das Kaiserliche Patentamt direkt zu richten, 
die stets eine erschöpfende Behandlung und Beantwortung erfuhren. 

Die aufliegenden Verzeichnisse, die nun alljährlich uns zugehen, haben sich 
zur schnellen Auffindung einzelner Patente vorzüglich bewährt. 

Die im Lcscsaal Öffentlich auf liegende Zeitschrift .Patentblatt“ wird sehr 
stark benützt, wie wir aus den gelegentlichen Kontrollen des Saales erkennen können. 
Die in größerer Zahl uns überwiesenen Auszüge aus dem Patentgesetz haben sich 
sehr gut bewährt und herrscht hicnach eine rege Nachfrage. 

Diejenigen Besucher, welche sich um die Erteilung eines Patentes für eine 
Erfindung bewarben, wurden auf die Patentabteilung des Bayerischen Gewerbemuseums 
in Nürnberg verwiesen und ihnen auch das offizielle Verzeichnis der zugelassenen 
Patentanwälte vorgelegL 

Des weiteren erließen wir wieder in der Tagespresse von 
Zeit zu Zeit Bekanntmachungen darüber, daß die Patentschriften 
in den Bureaus des Polytechnischen Zentralvereins ausliegen 
und dort von jedermann eingesehen werden können. 



In steigendem Maße wird auch von Interessenten, deren 
Warenzeichen-Anmeldungen wegen Ähnlichkeit mit anderen 
bereits eingetragenen Warenzeichen Beanstandung fanden, das 
„ Warenzeichenblatt“ auf unserm Bureau eingesehen. Das 
Kaiserl. Patentamt verweist in seinen Zuschriften an die An- 
melder regelmäßig auf unsere Auslagestelle. 

Wünschenswert wäre, nachdem die Warenzeichen-An- 
meldungen bereits eine enorme Ausdehnung genommen haben, 
daß wenigstens für die »Wortzeichen 1 * eine amtliche Zusammen- 
stellung in alphabetischer oder sonstiger übersichtlicher Anord- 
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nung herausgegeben würde, um eine bessere Übersicht über das 
kaum mehr zu beherrschende Material zu gewähren. 



In einer Reihe von Fällen gaben wir dem Kaiserl. Patent- 
amt auch Einzelgutachten über Warenzeichenfragen, insbesondere 
über die etwaige Freizeicheneigenschaft von angemeldeten Worten 
oder Zeichen etc. Wir erwähnen unter andern Gutachten über 
das Wortzeichen „Excelsior“ für Zuckerwaren, ferner über das 
Wort „ Klosterkäse weiter das Wort „ Waidmannsheil“ für 
Wein und Spirituosen, das Zeichen der „Krone“ für Preß- und 
Hohlglas, über die Gemeinsamkeit der Zeichen für Öl- und 
Temperafarben, sowie Pastellstifte und Kreiden, endlich über 
die Einreihung von Mineralwässern unter die pharmazeutischen 
oder diätetischen Präparate. 



XIII. Ausstellungen. 

Von den Ausstellungen, deren Vorbereitung im Vorjahre 
betätigt wurde, kam naturgemäß vor allem die Bayerische 
Jubiläums-Eandes-Industrie-Gewcrbe- und Kunstausstellung in 
Nürnberg 1906 in Betracht. Wir trugen nach Möglichkeit 
für Verbreitung der Mitteilungen bei, welche von der Geschäfts- 
stelle der Ausstellung bezw. vom Kreisausschuß uns zugingen. 
So veröffentlichten wir insbesondere die Entschließungen des 
Kgl. Staatsministeriums vom 13. Mai zur Förderung der Aus- 
stellungen des bayer. Kunstgewerbes und des bayer. Hand- 
werks, weiter der Ministerialentschließung vom 14. Juni über 
die Art und Weise der Prämiierung. Verschiedenen Aus- 
stellungslustigen gingen wir bei der Anmeldung zur Hand, und 
endlich beteiligte sich unser Bureau auf Ersuchen auch an der 
Mitarbeit für die Ausstellungszeitung. 

Hinsichtlich der Beteiligung von größeren Industriefirmen 
an der Ausstellung ging uns unterm 6. Januar folgende Ent- 
schließung des Kgl. Staatsministeriums zu: 

Nach dem hier mitfolgenden, vom Bayerischen Gewerbemuseum in Nürnberg 
aufgestellten Verzeichnisse hat eine Reihe der bedeutendsten Firmen des Regierungs- 
bezirkes bisher die Anmeldung ihrer Erzeugnisse für die Jubililums-Landesausstellung 
in Nürnberg unterlassen. Da es in hohem Grade bedauerlich wäre, falls diese 
hervorragenden Vertreter der betreffenden Industriezweige auf der Landesausstellung 
fehlen würden, so wird die Handels- und Gewerbekammer veranlaßt, ihren Einfluß 
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dahin geltend zu machen, daß wenigstens der größte Teil dieser Etablissements seine 
Beteiligung zusichert und die nötigen einleitenden Schritte bei der geschäftsführenden 
Stelle der Ausstellung in Nürnberg baldigst betätigt. Dabei ist wiederholt darauf 
hinzuweisen, daß es im eigenen Interesse der Firmen gelegen ist, die Fortschritte in 
ihren Leistungen seit der letzten Landesausstellung in Nürnberg dem In- und Aus- 
lande vorzuführen und daß auch die Kgl. Staatsregierung hohen Wert darauf legen 
muß, die gesamte bayerische Großindustrie auf der Jubiläums-Landesausstellung ver- 
treten zu sehen. 

Wir kamen dem Aufträge dadurch nach, daß wir die 
einzelnen Firmen schriftlich zur Beteiligung aufforderten. Es 

gingen uns hierauf von verschiedenen dieser P'irmen Antwort- 
schreiben zu, in welchen eine Reihe Klagen enthalten waren. 
Wir nahmen daher Veranlassung, diese Beanstandungen dem 
Kgl. Staatsministerium mit folgendem Bericht vom 30. Januar 
in Vorlage zu bringen: 

In Erledigung des Auftrags vom 6. ds. Mts. No. 226 1 1 haben wir die in dem 
überlassenen Verzeichnis aufgeführten unter fränkischen Firmen der Großindustrie, 
welche bisher eine Anmeldung zur Nürnberger Ausstellung 1906 noch nicht ein- 
gereicht haben, nochmals dringend zur Beteiligung an der Ausstellung aufgefordert. 
Die hierauf bis jetzt eingegangenen Antwortschreiben bringen wir Hohem Kgl. Staats- 
ministerium anbei ehrerbietigst in Vorlage. 

Wie daraus zu ersehen, hat unsere Aufforderung bei 2 bezw. 3 Firmen den 
Erfolg einer nachträglichen Anmeldung gehabt. Aber selbst von diesen Firmen 
wird der Nutzen der zu rasch wiederholten Ausstellungen in Nürnberg als ein recht 
problematischer hingestellt, und noch abfälliger äußern sich natürlich jene Firmen, 
welche sich auch jetzt noch ablehnend gegen eine Beteiligung an der Ausstellung 
verhalten. 

Wir können leider nicht umhin, die Gründe dieser Firmen gegen eine Be- 
teiligung als teilweise sehr berechtigt anzuerkennen. In erster Linie wird hervor- 
gehoben, daß die Ausstellung in Nürnberg absolut kein Bedürfnis für das Land 
darstellt, vielmehr durch ihre zu rasche Wiederholung eher als Last für das Ge- 
schäftslcbcn erscheint. Sodann wurde gerade bei der letzten Ausstellung 1896 von 
den Provinzfirmen recht bitter empfunden, daß der Platz Nürnberg gegenüber den 
sonstigen Ausstellern zu stark in den Vordergrund trat; vielfach wurde betont, daß 
die Aussteller aus der Provinz namentlich bei der Prämiierung nicht die erhoffte 
Würdigung erfuhren. In den beiliegenden Berichten ist u. a. erwähnt, daß Fabrikate, 
welche auf Weltausstellungen die goldene Medaille erhielten, bei der Landesaus- 
stellung nur mit geringwertigeren Preisen ausgezeichnet wurden. Diese Klage ist uns 
auch von anderer Seite mehrfach mitgeteilt worden, und wir können sie leider nicht 
als unberechtigt erklären. Man kann z. B. einen Feinmechaniker, der für seine in 
Fachkreisen als ausgezeichnet bekannten wissenschaftlichen Instrumente in Nürnberg 
1896 die silberne Medaille und in Paris 1900 für die gleichen Gegenstände die goldene 
Medaille erhielt, kaum verdenken, wenn er sich gegen die wiederholte Landesaus- 
stellung ablehnend verhält. In gewissen Fällen liegen die Verhältnisse auch für 
Privataussteller in unserem Kreise besonders ungünstig. So werden z. B. bei den 
Nürnberger Landesausstellungen herkömmlicherweise in der Weinbranche 6 goldene 
Medaillen verteilt, von welchen 3 Medaillen auf die Pfalz und 3 auf Franken ent- 
fallen. Während aber die pfälzischen Medaillen durchweg an Privataussteller gelangen, 
nehmen in Franken die 3 öffentlichen Institute (der Kgl. Hofkeller, das Kgl. Julius- 
spital und das Städt. Bürgerspital) unbedingt die 3 goldenen Medaillen weg, sodaß 
der Privataussteller höchstens auf eine silberne Medaille rechnen kann. Sollten unter 
diesen Umständen nicht wenigstens die staatlichen Institute, denen ein Ausstellungs- 
erfolg doch kaum von besonderem Nutzen sein kann, sich »außer Konkurrenz* be- 
teiligen? Vielleicht noch richtiger w’äre es, wenn das veraltete System der ver- 
schiedenen Medaillen (goldene, silberne und bronzene) verlassen würde und wie bei 



Digitized by 




79 



der Weltausstellung in Chicago lediglich eine einzige Medaillensorte zur Verteilung 
käme» wobei die Würdigung des ausgestellten Gegenstandes in dem Begleit-Diplom 
in viel differenzierenderer Form zum Ausdruck kommen könnte. Wir bitten Hohes 
Kgl. Staatsministerium um Hochgeneigte Würdigung der vorgebrachten Gesichtspunkte 
und eventuelle Anweisung an die Ausstellungsleitung. 

Der letzten in unserem Bericht enthaltenen Anregung hin- 
sichtlich der Prämiierung wurde durch die bereits oben erwähnte 
Ministerialentschließung vom 14. Juni in dankenswerter Weise 
entsprochen. 



Für eine Reihe weiterer Ausstellungen wurden uns seitens 
des Kgl. Staatsministeriums des Innern sowie von den betreffenden 
Ausstellungskomitees und von verschiedenen auswärtigen Kon- 
sulaten Ankündigungen und Mitteilungen nebst den dazu 
gehörigen Drucksachen, Ausstellungsbedingungen etc. übermittelt. 
Wir verteilten diese Drucksachen, soweit wir ein Interesse an 
den betreffenden Ausstellungen vermuten konnten, an Firmen 
unseres Bezirks. Es bezogen sich diese Mitteilungen haupt- 
sächlich auf folgende Ausstellungen'. 1. Die internationale Aus- 
stellung Mailand 1906; 2. die internationale pädagogische Aus- 
stellung in Barcelona 1906; 3. die Jubiläums-Landes-Ausstellung 
in Bukarest 1906; 4. die internationale Ausstellung von Häuten, 
Fellen, Federn etc. in St. Petersburg. 



XIV. Eisenbahnen. 

a) Bahnprojekte und Bahnbauten. 

Durch einen vom Landtag bereits angenommenen Gesetz- 
entwurf ist nunmehr auch das Projekt einer Bahnlinie zwischen 
Stadtprozelten und Wertheim aufgenommen. Damit ist 
wieder eine, wenn auch kleine, Teilstrecke des großen Bahn- 
projektes Würzburg- Wertheim-Miltenberg (mit Fortsetzung nach 
Worms), dessen Durchführung wir schon seit Jahrzehnten 
erstreben und vertreten, der Verwirklichung nahe. Durch das 
Bahnprojekt Stadtprozelten- Wertheim in Verbindung mit der 
bereits früher genehmigten, gegenwärtig im Bau begriffenen 
Strecke Miltenberg-Stadtprozelten wird auch eine der empfind- 
lichsten Lücken in unserm unterfränkischen Bahnsystem aus- 
gefüllt. 
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Die Bahnstrecke Wertheim-Miltenberg besitzt aber für 
sich allein doch nur lokale Bedeutung, und kann erst dann 
erhöhten Verkehr und zugleich die Eigenschaft einer wirklichen 
Entlastungslinie gegenüber der nördlichen Spessartbahn bean- 
spruchen, wenn sie auch eine Fortsetzung direkt nach Würz- 
burg erfährt. Wir bitten dringend, die technischen Vorarbeiten 
für die weitere Verbindungsstrecke Würzburg- Wertheini baldigst 
betätigen zu lassen. 



Von Bahnprojekten unseres Kreises beschäftigte uns im 
Berichtsjahr speziell die vom Stadtmagistrat Volkach beantragte 
Fortsetzung der Bahnlinie Seligenstadt- Volkach nach Ebrach. 
Diese Bahnlinie bezweckt, wie verschiedene andere Projekte, 
die Erschließung des Steigerwalds nach westlicher Richtung. 
Tatsächlich ist ein derartiger Verkehrsanschluß zwischen Unter- 
franken und dem Steigerwaldgebiet — mag er sich nun durch 
irgend welches Projekt verwirklichen — baldigst erwünscht, 
um die Verkehrsablenkung, die sich seit Erbauung der Lokal- 
bahn Frensdorf-Ebrach tatsächlich in östlicher Richtung, nach 
Bamberg und Nürnberg zu, vollzog, wieder zu paralysieren. Der 
Stadtmagistrat Volkach hatte sich nun zunächst an den Stadt- 
magistrat Würzburg mit der Bitte um Unterstützung gewandt. 
Von letzterer Stelle zur Begutachtung aufgefordert, erstatteten 
wir unterm 9. Mai folgenden Bericht: 

Auf die Anfrage vom 9. vor. Mts. Register-No. 10960 beehren wir uns, 
folgenden gutachtlichen Bericht zu erstatten : 

Die Verkehrsentwickelung des Stcigerwaldes ist schon seit längerer Zeit 
Gegenstand unseres Augenmerks. Dabei ist nicht zu leugnen, daß durch die beiden 
neuen Lokalbahnen Frensdorf — Ebrach und Slrullendorf — Schlüsselfeld ungünstige 
Verhältnisse für Unterfranken überhaupt und speziell für unseren Platz Würzburg 
geschaffen wurden. Der Stcigcrwald, der seit uralter Zeit in regen wirtschaftlichen 
Beziehungen zu der Mittelmaingegend stand, ist uns durch die neue Lokalbahn politik 
etwas entfremdet worden. Der Verkehr folgt naturgemäß den Eisenbahnen und ein 
Blick auf die Landkarte genügt, um die teils bereits vollzogene, teils noch drohende 
Verkehrsablenkung klar darzutun. Die Stadt Schweinfurt setzt alle Hebel in Be- 
wegung, um die Fortsetzung der Linie von Ebrach nach Gerolzhofen zu erreichen, 
für Würzburg wäre aber zweifellos eine Fortführung der Lokalbahn von Ebrach 
über Stadelschwarzach nach Volkach zur Verbindung mit der bereits genehmigten 
Lokalbahn Seligenstadt — Volkach weit günstiger; eine solche Bahn würde den 
größten Teil aller Verkehrsbeziebungen aus dem Steigerwald zweifellos nach Volkach 
an den Main und in weiterer Folge nach Würzburg leiten, während beim Ausbau 
der Strecke Ebrach — Gerolzhofen eine Verkehrsablenkung nach Schweinfurt un- 
abwendbar ist. 

Aus diesen Erwägungen dürfte das Projekt einer Fortsetzung der Linie 
Seligenstadt — Volkach nach Ebrach die tatkräftige Unterstützung der Stadt Würzburg 
verdienen, und die Stadt Würzburg dürfte wohl auch vor einem finanziellen Opfer 
nicht zurückscheuen, um die Bahnverbindung nach dem Steigerwald zu sichern. 
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Außer den Projekten zur Erschließung des Steigerwalds 
empfehlen wir, wie in den Vorjahren, namentlich folgende 
Projekte von Lokalbahnen zur Durchführung: 1. Verbindungs- 
strecken zwischen Bischofsheim v. d. Rh. und Gersfeld bezw. 
Wildflecken ; 2. eine direkte Verbindung von Würzburg nach 
Arnstein; 3. eine Verbindungsbahn zwischen Kitzingen und 
Marktbreit. 



Bereits im Vorjahre erwähnten wir, daß für die Stadt 
Würzburg als bedeutsame lokale Anlage die Errichtung eines 
Südbahnhofs in der Sanderau zu erstreben sei. Wir 
brachten in unserm vorigen Jahresberichte auch bereits die 
Eingabe zum Abdruck, welche wir in dieser Frage an das Kgl. 
Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten gerichtet hatten. 
Diese Petition war zunächst leider nicht von Erfolg begleitet, 
wie aus folgender Zuschrift der Generaldirektion der Kgl. 
Staatseisenbahnen vom 8. Februar hervorgeht : 

Auf Ihre Vorstellung wird Ihnen namens des Kgl. Staatsministeriums für 
Verkehrsangelegenheiten erwidert, daß schon vor 4 Jahren Untersuchungen über das 
für die Erbauung eines Südbahnhofes in Würzburg — Sanderau in Frage kommende 
Gelinde gepflogen wurden. 

Die Untersuchungen und die Linienführung der Strecke Würzburg— Heidings- 
feld ließen aber erkennen, daß die Anlage einer Station aus betriebstechnischen und 
wirtschaftlichen Gründen an dieser Stelle unmöglich ist, nachdem hiezu sehr bedeutende 
Bauten und teuere Linienverlegungen notwendig sein würden, deren Kosten in keinem 
entsprechenden Verhältnis zu der hiemit geschallenen Verkehrserleichlerung stehen 
würden. 

Auch die Anschauung, daß der Hauptbahnhof in WUrzburg den Bedürfnissen 
des stets wachsenden Lokalgüterverkehres nicht mehr genüge, kann nicht geteilt 
werden, insbesondere ist der für den Stadtteil Sanderau sehr günstige, im Mittel nur 
1,0 bis 1,5 km entfernt liegende Aumühlladehof noch lange nicht ausgenützt. 

Sollten aber die Beteiligten dennoch eine Ladestelle in Sanderau anstreben, 
so würde nur, wie auch dem .Verein für Wahrung der Interessen der Sanderau* 
bereits mitgeteilt wurde, die Ausführung einer Industriebahn vom Hauptbahnhofe 
gegen das Schullehrerseminar zu in Frage kommen können. 

Der Verein zur Wahrung der Interessen der Sanderau ließ 
sich jedoch durch den vorläufigen Mißerfolg nicht abschrecken, 
sondern arbeitete eine größere Denkschrift mit zahlenmäßigen 
Belegen über den Verkehr der Sanderau aus, welche dem 
Landtag in Vorlage gebracht wurde. 

Inzwischen war von einigen Interessenten noch ein anderes 
Projekt, nämlich die Verlegung der Bahnlinie Würzburg- 
Heidingsfeld und die Hinausrückung der jetzigen Haltestelle 
Sanderau in das Frauenland angeregt worden. 

0 
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In unserer Sitzung vom 7. Dezember beschäftigte sich 
unsere Kammer nochmals eingehend mit beiden Varianten. Nach 
einem Referate unseres Mitglieds, Herrn Kommerzienrat Lang, 
beschloß unsere Kammer, das Projekt einer Bahnanlage im 
Frauenland abzulehnen, dagegen die seitens des „Vereins zur 
Wahrung der Interessen der Sanderau“ neuerdings ergangene 
Petition an die Kammern des bayerischen Landtags durch eine 
besondere Eingabe wärmstens zu unterstützen. Die bezügliche 
Eingabe, welche wir der Kgl. Staatsregierung und dem Land- 
tag unterbreiteten, hatte folgenden Wortlaut: 

Die Stadt Würzburg und ein großer Teil von deren Umgebung sind mit ihrem 
Bahngüterverkehr einzig und allein auf den Hauptbahnhof Würzburg, der im Norden 
der Stadt liegt, angewiesen. Die Station Würzburg-Sanderau hat seit ihrem Bestehen 
lediglich Personenverkehr und würde sich infolge ihrer ungünstigen Lage auch nur 
sehr schwer in eine Vollstation mit Güterannahmestelle umwandeln lassen. Die 
jetzige Haltestelle liegt zudem von dem eigentlichen Sanderauer Stadtteil ziemlich 
abseits, sodaß schon aus allgemeinen Verkehrsgründen es kaum durchführbar er- 
scheint, diese Haltestelle für den gesamten Güterverkehr der großen südlichen Vor- 
stadt zu adaptieren. 

Das Bedürfnis nach einem Güterbahnhof für den südlichen Teil von Würzburg 
ist aber ganz zweifellos zu bejahen und wird sicherlich im Laufe der Zeit stets 
dringender; denn die Bautätigkeit in Würzburg hat infolge der Anhöhen, die ringsum 
die Stadt umschließen, eigentlich nur nach Süden hin ein offenes Feld, und hat hier 
tatsächlich in der Neuzeit bereits einen großen stets wachsenden Stadtteil geschaffen. 
Über die Verkehrsziffern der Sanderau gibt eine Eingabe des .Vereins zur Wahrung 
der Interessen der Sanderau“ an die Hohen Kammern des Landtags vom 24. No- 
vember 1906 eingehend Aufschluß. Auf Grund dieser enqu£temäßig gewonnenen 
Ziffern erbittet der genannte Verein die Anlage eines Würzburger Südbahnhofs an 
einer geeigneten Stelle in der Sanderau unter Auflassung der jetzigen Personen- 
haltestelle Würzburg-Sanderau. 

Auf Grund unserer Kenntnis der örtlichen Verhältnisse und in Berück- 
sichtigung der wirklich sehr bedeutenden Verkehrsinteressen des südlichen Stadtteils 
von Würzburg, endlich aber auch in Hinsicht auf die gleichfalls höchst wünschens- 
werte Entlastung der Güterannahmestelle am Hauptbahnhofe Würzburg unterstützen 
wir die erwähnte Eingabe des Sanderauer Vereins aufs wärmste und bitten die Hohe 
Kgl. Staatsregierung und die Hohen Kammern der Reichsrätc und der Abgeordneten 
es möge die Anlage eines Südbahnhofes Würzburg möglichst bald Genehmigung finden. 



Die Arbeiten für den gToßen Rangier bah nhof unterhalb 
Würzburgs gegenüber von Zell a. M. sind im Berichtsjahre so 
gefördert worden, daß in absehbarer Zeit die Inbetriebnahme 
dieser Anlage zu erwarten ist. Hoffentlich tritt damit auch eine 
Entlastung des Würzburger Bahnhofs ein, wie dies in hohem 
Grade wünschenswert erscheint. 

Bezüglich der Würzburger Bahnhofsanlage vertraten wir 
im Berichtsjahre auf Anregung aus Interessentenkreisen auch die 
Verlegung der Güterhalle für feuergefährliche Gegen- 
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stände; unsere bezügliche Eingabe an die Kgl. Generaldirektion 
vom 28. Dezember lautete: 

Die Halle für feuergefährliche Gegenstände liegt in Würzburg zwischen der 
allgemeinen Güterhalle und den Bahnhofsgebäuden. Wie wir von einer Großhandlungs- 
firma der Drogenbranche aufmerksam gemacht werden, lagern dort häufig größere 
Mengen von Benzin und anderen höchst feuergefährlichen Gegenständen, sodaß in 
einem Brandfalle ein unabsehbares Unglück hervorgerufen werden könnte. 

Wir gestatten uns ehrerbietigst hierauf hinzuweisen, und die Bitte daranzu- 
knüpfen, daß bei Anlage des Rangierbahnhofs zwischen Würzburg und Veitshöch- 
heim auch eine geeignet isolierte und den ortspolizeilichen Vorschriften entsprechende 
Niederlagehalle für feuergefährliche Artikel geschaffen werden möge. 



b) Personenverkehr. 

Die langgeplante und vielbesprochene Personentarif- 
reform hat im Berichtsjahre, wenn auch noch keine Verwirk- 
lichung — dieses scheint leider sich wieder verzögern zu sollen 
— so doch greifbare Gestalt in Form eines zwischen den Eisen- 
bahnverwaltungen vereinbarten Entwurfs erhalten. Dieser Ent- 
wurf hat in den verschiedenen deutschen Staaten seitens der 
Interessenten eine sehr verschiedene Beurteilung und teilweise 
scharfe Kritik erfahren. Es ist aber doch wohl zu berück- 
sichtigen, daß bei dem bunten Bild, welches die Personentarife 
der deutschen Bahnverwaltungen bisher boten, es unmöglich 
sein wird, durch einen einheitlichen Tarif, wie immer er auch 
gestaltet sein mag, alle bisherigen Gewohnheiten und zugleich 
alle bestehenden Wünsche zu befriedigen. Auch wir hätten 
gegenüber den offiziellen Vorschlägen so manche Wünsche vor- 
zutragen, so z. B., daß die Sätze für Personenzug gemäß den 
früheren bayerisch-württembergischen Vorschlägen vom Jahre 1891 
modifiziert würden, ferner daß die Schnellzugszuschläge nur für 
den großen internationalen Verkehr, also etwa für die jetzigen 
Luxus- und D-Züge, keinesfalls aber für die gewöhnlichen und 
internen Schnellzüge Geltung erhalten, endlich, daß dem Sonn- 
und Feiertags-Ausflugverkehr gewisse Begünstigungen, sei es 
durch betriebstechnische Reformen oder durch Tarifmaßnahmen, 
zu Teil würden. 

Allein diese Wünsche hindern uns nicht, die guten Grund- 
züge der Personentarifreform anzuerkennen, vor allem die ein- 
heitliche Ausgestaltung des Tarifwesens auf den deutschen Eisen- 
bahnen, den Wegfall des bunten Systems der Personen tarife 
und endlich die Ermäßigung des Fahrpreises für die III. Wagen- 
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klasse bei internen Personenzügen, wobei wir uns ausdrücklich 
damit einverstanden erklären, daß von Einführung der vierten 
Klasse in Bayern Umgang genommen wird, selbstverständlich 
unter der Voraussetzung, daß die Tarifsätze der vierten Klasse 
in Bayern für die internen Personenzüge Geltung erhalten. Aus 
diesen Gründen und namentlich auch im Interesse des Zustande- 
kommens einer Betriebsmittelgemeinschaft unter den deutschen 
Eisenbahnen würden wir der Tarifreform in deren vorgeschlagenen 
Gestalt zustimmen. 

I.eider scheint aber die ganze Angelegenheit wiederum auf 
einem toten Punkt angelangt zu sein. Wir würden es sehr be- 
dauern, wenn das Projekt wiederum scheitern und keine Verein- 
barung bezüglich eines einheitlichen und vereinfachten Personen- 
tarifwesens zu stände käme. Wir möchten daher unserseits auch 
an dieser Stelle den Gedanken einer wirklichen Reform im Per- 
sonentarifwesen, insbesondere nach der Richtung der Verbilligung 
des stets wachsenden Verkehrs, wärmstens zur endlichen Ver- 
wirklichung empfehlen. 



Nachdem ein Zustandekommen der Tarifreform wieder in 
die Ferne gerückt scheint, und da übrigens auch nach den auf- 
gestellten Reform Vorschlägen dem System der zusammenstell- 
baren Fahrscheinhefte für den internationalen Verkehr eine be- 
deutsame Rolle verbleibt, besteht auch unser, leider noch immer 
nicht erfüllter Wunsch nach Einrichtung einer Ausgabestelle 
für zusammenstellbare Fahrscheinhefte in Würz bürg 
unverändert weiter. Für die Größe von Würzburg und für 
seine Verkehrsbedeutung als Knotenpunkt von fünf wichtigen 
Bahnlinien ist es ein unwürdiger und höchst lästiger Umstand, 
daß Bestellungen auf Fahrscheinhefte nicht hier, sondern nur in 
Nürnberg effektuiert werden können. Für die heutigen Reise- 
verhältnisse ist dieser Modus viel zu umständlich und langwierig; 
nach unserer Kenntnis der Verhältnisse wird gewiß in zahl- 
reichen Fällen nur aus diesen Gründen auf die Bestellung eines 
Fahrscheinheftes verzichtet. Es ist dies für das Publikum von 
Würzburg und Umgebung ein wirklich ärgerlicher Zustand, dem 
schon aus allgemeinen Billigkeitsgründen von der Staatsbahn- 
verwaltung abgeholfen werden sollte. 
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Von verschiedenen Lokalbahnen geht uns seitens der In- 
teressenten der Wunsch zu, daß durch Einführung von Motor- 
wagen eine bessere und häufigere Verbindung zu den wichtigeren 
Zügen der anschließenden Hauptbahnstrecke ermöglicht werde. 
Durch den Motorwagenverkehr ließe sich vielleicht auch die z. B. 
auf der Lokalbahn Kitzingen — Gerolzhofen — Schweinfurt wün- 
schenswerte Trennung des Personen- und Güterverkehrs durch- 
führen. Unter den jetzigen Verhältnissen ist wegen des Güter- 
dienstes ein guter Personenzugsverkehr und eine entsprechende 
Ausgestaltung des Fahrplans, wie sie sich nach der Trennung 
der Güter- und Personenzüge von selbst ergäbe, nicht möglich. 



Bei der Zusammenstellung der Fahrpläne wirkten unsere 
bewährten Delegierten im bayerischen Eisenbahnrat, die Herren 
Kommerzienrat Dr. Hurtzig und Kommerzienrat Fritz Lang, 
wie in den Vorjahren ersprießlich mit. Speziell auf Antrag 
unseres Würzburger Vertreters im Eisenbahnrate, Herrn Kom- 
merzienrats Lang, sind wir neuerdings wiederum für Verbesserung 
der Schnellzugsverbindungen über Würzburg eingetreten. Den 
Anlaß hiezu gab die beabsichtigte Ausschaltung von Würzburg 
aus dem Schnellzugsverkehr Stuttgart — Berlin durch Führung 
von D-Zügen über Crailsheim — Nürnberg — Probstzella bezw. 
Hanau —Eichenberg. Unsere diesbezügliche Tätigkeit fällt be- 
reits über den Rahmen des Berichtjahres hinaus; wir verfehlen 
jedoch nicht, auch an dieser Stelle die von uns vertretenen 
hauptsächlichsten Wünsche zu registrieren: 1. Beschleunigung 
der eingelebten Verbindung Berlin — Würzburg— Stuttgart durch 
Verwandlung der Züge 32 und 33 in D-Züge sowie durch Auf- 
hebung aller nicht unbedingt nötigen Aufenthalte. 2. Herstellung 
einer Verbindung Hamburg bezw. F'rankfurt — Würzburg — Nürn- 
berg — München — Tirol. 3. Herstellung einer Verbindung Ham- 
burg — Würzburg— Stuttgart, und 4. Führung neuer Tageszüge 
zwischen Würzburg und Heidelberg. 

Die unter 2. bezeichnete Verbindung tritt bereits im nächsten 
Sommerfahrplan in Kraft. Die Verbesserungen nach Punkt 1 
und 3 dürften den Gegenstand von weiteren Verhandlungen 
zwischen den beteiligten Bahnverwaltungen bilden. Hinsichtlich 
der beantragten neuen Tageszüge Würzburg — Heidelberg ist 
nach Mitteilung der großherzogl. badischen Staatsbahnverwaltung 
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die Fertigstellung des Doppelgleises auf der Strecke Neckarelz — 
Neckargemünd die Vorbedingung. Gerade letztere Verbesserung 
auf der badischen Strecke wäre aber dringend wünschenswert, 
denn die Lücke zwischen den beiden bestehenden Schnellzügen 
Würzburg — Heidelberg beträgt nicht weniger als 12 Stunden, 
ist also empfindlich groß. 



c) Güterverkehr. 

Auch im Vorjahre zeigte sich wieder ein empfindlicher 
Wagenmangel auf den bayerischen Staatsbahnen, und zwar 
nicht nur in den Herbstmonaten, sondern bereits im Frühjahre 
und teilweise bis in den Winter hinein. Die Wagenverteilungs- 
stellen waren absolut nicht in der Lage, den Bestellern die Güter- 
wagen in gewünschter Zahl zu liefern; es wäre dringend zu 
wünschen, daß die Staatsbahnverwaltung für ausgiebige Ver- 
mehrung des Wagenparkes sorgte, damit die Kalamität des 
Wagenmangels, die nunmehr fast als ständig zu betrachten ist, 
Abhilfe erführe. Die herkömmlichen Bekanntmachungen der Eisen- 
bahnverwaltungen, wodurch die ausgleichende Benützung dei 
Wagen herbeigeführt werden soll, haben im allgemeinen ziemlich 
wenig Wert; denn der Handel kann eben nur dann versenden, 
wenn der Empfänger die Eflfektuierung wünscht. 



Auf Anregung der Handelskammer Coburg richteten wir 
unterm 21. Februar an das Kgl. Staatsministerium für Verkehrs- 
angelegenheiten folgende Eingabe betr. Abrundung der Sen- 
dungsgewichte auf Zehnerstellen: 

Der Eisenbahngütertarif enthält die Bestimmung, daß Sendungsgewichtc auf 
Zehnergewichte abzurunden sind. Der Schaden, den dadurch die Versender und 
Empfänger von Frachtkolli, namentlich bei zahlreichen kleineren Sendungen billiger 
Artikel von weitentfernten Aufgabe- bezw. Empfangsstationen erleiden, ist ein gar 
nicht unerheblicher. Auch für die Eisenbahn liegt ein gewisses Interesse vor, hierin 
einer Änderung zuzustimmen, um etwaige ungenaue Gewichtsdeklarationen bei Franko- 
lieferungen zu verhüten. 

Auf Anregung der Handelskammer Coburg hat sich bereits der deutsche 
Handelstag mit der Angelegenheit befaßt ; entsprechend einer Anregung genannter 
Kammer bitten auch wir, daß bei Abrundung der Sendungsgewichte auf Zehner- 
stellen die Gewichte unter 5 Kilo wegfallen und nur diejenigen über 5 Kilo nach 
oben erhöht werden möchten. 

Der darauf erfolgte Bescheid der Kgl. Generaldirektion 
vom 3. März lautete: 
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Ein Antrag des der ständigen T&rifkommission der deutschen Eisenbahnen 
beigegebenen Ausschusses der Verkehrsinteressenten, bei Stückgutsendungen über 
20 kg das zur Frachtberechnung heranzuziehende Gewicht mit 10 kg steigend so zu 
berechnen, daß Beträge unter 5 kg fallen gelassen, Beträge von 5 kg und mehr 
auf die nächsten vollen 10 kg aufgerundet werden sollen, ist in der 84. Sitzung der 
ständigen Tarif kommission vom 9/10. September 1904 zur Beratung gelangt, von 
der ständigen Tarif kommission aber einstimmig abgelehnt worden. 

Hiebei ist unter Hinweis auf die Frachtausfälle, die mit einer Änderung der 
geltenden Bestimmungen verbunden wären, besonders betont worden, daß die Eisen- 
bahnen in der letzten Zeit gerade für den Slückgutverkehr durch Einführung des 
Staffeltarifs, Beschleunigung der Güterkurse usw. die erheblichsten Aufwendungen 
gemacht haben und daß bei dieser Sachlage ein wirtschaftliches Bedürfnis, dem 
Stückgutverkehr schon wieder weitere Vergünstigungen zuzu wenden, nicht anerkannt 
werden könne. 

Wir sind daher nicht in der Lage, Ihren Antrag auf anderweitige Regelung 
der Tarifbestimmungen über die Aufrundung des Gewichts im Stückgutverkehr weiter 
zu verfolgen. 



Auf Anregung verschiedener Interessenten der Eisenbranche 
beschäftigten wir uns in unserer Sitzung vom 7. Dezember mit 
den Beschädigungen von Eisen waren beim Bahntransport. 
Nach einem Referate unseres Mitglieds, Herrn Kommerzienrats 
Lang, richteten wir an das Kgl. Staatsministerium für Verkehrs- 
angelegenheiten unterm 9. Dezember folgende Eingabe: 

Die Beschädigungen von Gütern während des Eisenbahntransports haben 
infolge verschiedener Umstände — wir rechnen dazu namentlich die Einrichtung 
von Ablaufgeleise- Anlagen, ferner Vergebung des I-adegeschäfts in Akkord — ganz 
wesentlich zugenommen. Unannehmlichkeiten aller Art resultieren hieraus für den 
Versender und auch für den Empfänger der Güter, zumal die Eisenbahn Ver- 
waltungen mehr und mehr das Bestreben haben, die Haftpflicht für Transport- 
beschädigungen möglichst von sich weg und auf den Versender abzuwälzen. Dieses 
Bestreben kommt auch in einem Beschluß der ständigen Tarifkommission, wonach 
bei der Zusatzbestimmung III zu § 77 der Verkehrsordnung, welche von der 
Beschädigung von Eisenwaren handelt, folgender Salz eingefügt werden soll : .Wird 
die frachtfreie Beförderung beansprucht, so kann ein anderweitiger Ersatz für die 
Beschädigung nicht verlangt werden." 

Diese Bestimmung wäre für den Geschäftsverkehr in Eisenwaren im höchsten 
Grade nachteilig, denn der Lieferant von Eisenwaren muß beim Bruch von Trans- 
portgegenständen, z. B. von Öfen oder Maschinen regelmäßig das beschädigte Stück 
sich wieder kommen lassen, um einen geeigneten Ersatz stellen zu können. Die 
Empfänger der Ware sind meist nicht so fachmännisch gebildet, um ein Ersatzstück 
auch nur richtig bezeichnen, geschweige denn richtig einfügen zu können. Wenn 
der Lieferant aber das beschädigte Gut frachtfrei zurückveilangt, so soll er künftig 
überhaupt jeglichen Anspruches auf Ersatz verlustig werden. Dies ist ganz ent- 
schieden zu hart. Nach unserer Ansicht darf die frachtfreie Rückbeförderung des 
beschädigten Guts, die einen ganz andern Zweck hat, die Schadenersatzforderung 
nicht ausschlicßen ; denn wenn z. B. bei herannahendem Winter ein Ofen beim 
Versand zerbricht, so muß natürlich möglichst rasch Ersatz geschaffen werden, und 
es können nicht lange Verhandlungen und eventuell Prozesse mit der Bahnver- 
waltung vorangehen. Wir bitten aus diesen Gründen, den Vorschlag der ständigen 
Tarifkommission abzulehnen. 

Die Eingabe war von Erfolg begleitet; unterm 12. Februar 
1906 teilte uns die Kgl. Generaldirektion mit, daß die General- 
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konferenz der deutschen Eisenbahnverwaltungen in der Sitzung 
vom 15. Dezember 1905 beschlossen hat, der Zusatzbestimmung III 
zu § 77 der Verkehrsordnung folgende Fassung zu geben: 

.Wenn Eisenguß waren oder gußeiserne Bestandteile anderer Waren, die nach 
Erklärung des Absenders auf dem Frachtbriefe unverpackt oder mit mangelhafter 
Verpackung aufgegeben wurden, bei der Eisenbahnbeförderung beschädigt worden 
sind, so werden auf Verlangen des Absenders oder des Empfängers die beschädigten 
Stücke als Frachtgut von der Bestimmungsstation nach der Aufgabestation frachtfrei 
befördert Der Antrag auf frachtfreie Beförderung ist in den Frachtbrief aufzunehmen. 
Die frachtfreie Beförderung tritt nicht ein, wenn das Interesse an der Lieferung an- 
gegeben wird.* 

Der Antrag der ständigen Tarifkommission hat eine Ab- 
änderung insofeme erfahren, als der Satz „Wird die frachtfreie 
Beförderung beansprucht, so kann eine anderweitige Ersatz- 
leistung für die Beschädigung nicht verlangt werden“, ge- 
strichen wurde. Es tritt somit eine Verschlechterung des 
gegenwärtigen Rechtszustandes für die Verfrachter nicht ein. 



Auf Anregung aus Interessentenkreisen vertraten wir wieder- 
holt eine bessere Behandlung der als Frachtstücke aufgegebenen 
Glasgefäße (Ballons); wir richteten zu diesem Zweck unterm 
28. Dezember folgende Eingabe an die Kgl. Generaldirektion: 

Es ist eine in Geschäftskreisen längst bekannte Tatsache, daß durch die in 
der Neuzeit übliche Art des Rangierens insbesondere mittelst sog. Ablaufrücken, 
zahlreiche Beschädigungen von Gütern erfolgen. Namentlich sind es Sendungen 
von Flüssigkeiten in Glasballons, die häufig auf solche Weise Bruch leiden. 

Diese Art von Gütern ist aber auch noch auf andere Weise der Gefahr von 
Verletzungen ausgesetzt. Glasballons, ganz besonders solche mit einem Gewichte 
von über 20 bis 30 Kilo, dürfen ordnungsmäßig gar nie von einem Mann frei an 
den Handhaben getragen werden, sondern es müssen zwei Leute anfassen. So 
mancher Bruch solcher Glasgefäße ist bestimmt nur darauf zurückzuführen, daß ein 
einzelner Arbeiter mit dem Glasballon hantierte. 

Wir bitten Hohe Kgl. Generaldirektion um geneigte Anordnung, daß der» 
artige Glasballons künftig nur von zwei Arbeitern getragen werden dürfen. 



Von Interessenten wird ferner darüber geklagt, daß einzelne 
Artikel, z. B. Obst, ferner Weinfässer u. a. m. öfters Schaden 
beim Transport erleiden. Wir bitten, das Personal auf möglichst 
schonende Behandlung dieser Güter hinweisen zu wollen. 



Von Seiten der Generaldirektion wurde uns die Anfrage 
vorgelegt, ob vom Standpunkt der bayerischen Empfänger die 
Einbeziehung verschiedener neuer Artikel in den norddeutsch- 
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bayerischen Seehafen- Ausnahmetarif wünschenswert er- 
scheine. Wir berichten hierauf unterm 20. Februar wie folgt: 

ln Erledigung der Anfrage vom 31. v. Mts. No. 92284 HI berichten wir auf 
Grund unserer Erfahrungen und Erhebungen bei Interessenten folgendes: 

Von den Artikeln, welche im Norddeutsch-bayerischen Seehafentarif — im 
Gegensatz zum Norddeutsch-hessisch- südwestdeutschen Seehafentarif — bisher noch 
nicht Aufnahme gefunden haben, besitzen für uns namentlich Harz und Schwefel, 
sowie Wein besonderes Interesse. Der Bezug von Harz, das namentlich für die 
Brauindustrie zur Bereitung von Pech wichtig ist, geschieht meistens durch die 
Kheinschiffahrt ; Mannheim ist der Hauptstapelplatz für den Artikel in Süd- und 
Westdeutschland geworden. Es wäre nicht unmöglich, daß die Brauindustrie ihr 
Harz mittelst eines billigen Seehafen-Ausnahmetarifs direkt auf der Bahn beziehen 
könnte. Das gleiche gilt für Schwefel, der für eine Reihe Industriezweige einen 
wichtigen Hilfsstoflf bildet ; der Verbrauch von Schwefel in der Industrie und in der 
Landwirtschaft ist in letzter Zeit stark gestiegen und wird voraussichtlich noch wachsen. 

Für den Artikel Wein wäre ein billiger Seehafen-Ausnahmetarif nicht nur für 
den Bezug ausländischer Weine, sondern auch für den Export deutscher Weine von 
wesentlicher Bedeutung ; der Weinhandel im rechtsrheinischen Bayern, also namentlich 
bei uns in Franken, ist gegenüber anderen deutschen Gebieten durch den Mangel 
einer leistungsfähigen Schiffahrtsstraße und nicht minder durch die weiteren und 
teuereren Bahnfrachten im Nachteil. Es wäre deshalb sehr wünschenswert, wenn 
im Verkehr mit den Seehäfen ein Ausnahmetarif eingefübrt würde. 

Auch die meisten der übrigen aufgeführten Artikel, Drogen und Chemikalien, 
werden nach Bayern von Seehäfen aus eingeführt. Man darf allerdings nicht ver- 
kennen, daß die .natürlichen“ Seehäfen für unser Gebiet nicht Hamburg und Bremen, 
sondern Rotterdam und Antwerpen sind. Einzelne Artikel, wie z. B. Pfeffermünzöl, 
das mit 35 Mark pro Kilo verkauft wird, sind auch so hochwertig, daß an und für 
sich ein Ausnahmetarif beim Vergleich der Frachten für andere Artikel nicht gerade 
notwendig erscheint. Der beantragte Ausnahmetarif soll augenscheinlich in erster 
Linie die Stellung der deutschen Seehäfen gegenüber den belgischen und nieder- 
ländischen Häfen stärken ; zweifellos wird durch die Ausnahmetarife für norddeutsche 
Häfen auch der Schiffahrt Fracht entzogen. Immerhin ist eine Verbilligung der 
Bahnfrachten im allgemeinen zu befürworten, und wir begutachten daher die bean- 
tragte Aufnahme der neuen Artikel in den Norddeutsch -bayerischen Seehafen- 
Ausnab metarif. 



Durch Mitteilung des deutschen Handelstags erhielten wir 
Kenntnis von einem Anträge bei der ständigen Tarifkommission 
bezüglich der frachtfreien Beförderung von Kälte- und Wärme- 
schutzmitteln für landwirtschaftliche Erzeugnisse. Wir richteten 
hierauf unterm 31. Juli an die mit der Berichterstattung betraute 
Kgl. Preuß. und Großh. Hess. Eisenbahndirektion Mainz folgende 
Eingabe : 

Das Rundschreiben verehr). Eisenbahndirektion in den .Mitteilungen des 
Deutschen Handelstags* vom 3. Juni ds. Js. gab uns Veranlassung zu einer Umfrage, 
deren Resultat wir nachstehend mit der Bitte um gütige Vertretung vortragen. 

Von rein landwirtschaftlichen Artikeln werden als schutzbedürft ig bezeichnet 
gegen den Einfluß 

a) der Kälte : Kartoffeln, Kohl (Weiß- und Rotkraut), Obst, Rüben inkl. 

Sellerie, Eier und Pflanzensendungen für die Gärtnerei ; 

b) der Wärme: Blumenkohl (Karviol), Milch, Butter, Fische, Fleisch und 
• Wildbret. 
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Als Schutzmittel werden gegenwärtig angewandt 

a) gegen Kälte : Stroh und Heu* ferner Torf, Schlackenwolle, seltener 
Strohmatten ; 

b) gegen Wärme! feuchtes Tuch oder Papier, vielfach auch die Bestandteile 
landwirtschaftlicher Produkte selbst, nämlich Blätter und abgeschnittene 
Kräuter ; Eispackungen sind bei kleineren Gebinden nicht gut anzubringen, 
dagegen sind Kühlwagen in vielen Fällen erwünscht und notwendig. 

Wir bemerken hiezu noch, daß der waggonweise Versand für unsere sehr 
entwickelte Gärtnerei, namentlich für die Würzburger Frühgemüse-Treiberei, weniger 
in Betracht kommt, als der Stückgutversand. Würde die angestrebte Vergünstigung 
auch für geringere Quantitäten als Wagenladungen gewährt, so wäre dies ein großer 
Vorteil für das Gfirtnergewerbe. Speziell für den Versand von Baumschulen wäre 
es von großem Vorteil, wenn die Pflanzen und namentlich deren Wurzeln besser 
verpackt werden könnten, was gegenwärtig wegen des hohen Emballagengewichts 
vielfach nicht geschieht ; der Versand dieser jungen und empfindlichen Pflanzen 
beschränkt sich gerade auf die frostgefährlichsten Monate November bis März, die 
Sendungen gehen oft durch starke Fröste direkt zu Grunde oder mißraten doch 
später, sodaß Unannehmlichkeiten und Störungen des Geschäfts stets zu fürchten sind. 

Schließlich gestatten wir uns noch daran zu erinnern, daß auch die Getränke, 
nämlich Wein, Bier und Mineralwasser in hohem Grade sowohl gegen Frost wie 
gegen Hitze höchst empfindlich sind, und daß ein Schutz dieser Artikel wegen der 
hohen Verkehrsbedeutung derselben dringend zu empfehlen ist. Alljährlich gehen 
zahlreiche Sendungen bedauerlicher Weise durch Frost zu Grunde, aber auch gegen 
Wärme sind, wie die Hitzperiode dieses Jahres wieder deutlich zeigt, Schutzmaß- 
nahmen dringend von Nöten. Für Bier, das meist in Waggonladungen versandt 
wird, ist ja vielleicht eher ein Schutz möglich, dagegen gehen Weine und Mineral- 
wasser meist als Stückgutsendungen, w'obei sich die meisten bisherigen Maßnahmen 
als wirkungslos erwiesen haben. Der Versand in Heizwagen, so dankenswert dieser 
Versuch der bayerischen Bahnverwaltung auch ist, erstreckt sich nur auf einzelne 
Strecken ; gegen die Einwirkung der Hitze gibt es aber kaum ein anderes Mittel als 
die raschere Beförderung als Eilgut. Bei der Hitze dieses Sommers war der Bedarf 
an Mineralwasser und an kleinen saueren Weinen fzu Schorlemorle) sehr groß; 

aber die notwendige Aufgabe als Eilgut belastete die billige Ware ganz \in ver- 
hältnismäßig. Es wäre deshalb in hohem Grade zu begrüßen, wenn der bislang 

leider abgelehnte aber wirklich dringende Wunsch zur Erfüllung käme, daß die 

genannten Getränke als Eilgut zum Frachtgutsatz befördert würden. 

Seitens eines Gewerbetreibenden in Schweinfurt wurden 
wir gebeten, für die Beförderung’ von Fleisch- und Wurst- 
waren während der Sommermonate als Eilgut zu gewöhnlichen 
Frachtsätzen einzutreten. Wir kamen diesem Wunsche mit 
folgender Eingabe an die Kgl. Generaldirektion vom 25. Mai nach : 

Von dem Fleisch- und Wurstwarengeschäft P. K. in Schweinfurt wurde 

an die Kgl. Eisenbahnbetriebsdirektion Bamberg die Bitte gerichtet, seine Wurst- 
sendungen nach München mit Personenzügen zur gewöhnlichen Frachtberechnung zu 
befördern, wie dies auch den Konkurrenzgeschäften an anderen Orten, z. B. in 
Tirschenreuth und Hof anstandslos gewährt wird. Dieses Gesuch wurde jedoch von 
der Kgl. Betriebsdirektion laut beiliegender Entschließung vom 23. September 1904 
abschlägig beschieden, da eine Beförderung von Wurstwaren in Personenzügen mit 
weißen Frachtbriefen den genannten Stationen nicht eingeräumt sei, und weil zwischen 
Schweinfurt und München günstige Gülcrzugsverbindungen bestünden. 

Tatsächlich genießen aber, wie sich aus beiliegendem Frachtbrief von Tirschen- 
reuth ergibt, andere bayerische Stationen die erwähnte Vergünstigung. Auch kann 
die Güterzugs Verbindung Schweinfurt — München nicht als so günstig angesehen 
werden ; denn selbst bei Benutzung der von der Kgl. Betriebsdirektion Bamberg 
angegebenen kürzesten Verbindung kommen die Sendungen erst am dritten Tage in 
die^Hände des Adressaten, was bei Fleisch- und Wurstwaren namentlich im Sommer 



Digitized by Google 




91 



von großem Nachteil ist. Schweinfurter Wurstwaren genießen in Mönchen eine ge- 
wisse Beliebtheit ; es besteht jedoch Gefahr, die Abnehmer in München zu verlieren, 
wenn die leichtverderblichen Waren nicht ebenso rasch und zu ebenso billigen 
Frachtsätzen geliefert werden können, wie von anderen Stationen. Wir bitten daher 
um gütige Berücksichtigung dieser Verhältnisse und Gewährung der erbetenen 
Frachtvergünstigung. 

Der darauf erfolgte Bescheid der Kgl. Generaldirektion vom 
18. Juni lautete: 

Nach § 42 II der allgemeinen Tarifvorschriften kann die Beförderung der als 
Frachtstückgut aufgegebenen Fleischsendungen mit Personenzügen zugelassen werden, 
wenn geeignete Güterzugsverbindungen nicht vorhanden sind. Diese Voraussetzung 
ist im vorliegenden Fall nicht gegeben, da die mittags in Schweinfurt aufgelieferten 
Fleischsendungen andern Tag nachts in Mönchen ankommen. Wir sind daher nicht 
in der Lage, eine Beförderung mit Personenzügen zuzugestehen. Bei den Sendungen 
von Tirschenreuth nach Mönchen sind dagegen die Güterzugsverbindungen ungünstig, 
weshalb dort die Beförderung mit dem Entlastungszug zulässig ist. 

Die gleiche Frage kam im Berichtsjahre in unserer Kammer 
nochmals zur Behandlung. In unserer Sitzung vom 7. Dezember 
referierte hierüber unser Gewerbekammermitglied, Herr Jander, 
und wir richteten hierauf am 20. Dezember folgende Eingabe 
an die Kgl. Generaldirektion: 

Seitens des Deutschen Fleischerverbands und des Verbands Deutscher Wurst- 
waren-Fabrikanten ist bereits früher wiederholt an verschiedene Eisenbahnver- 
waltungen das Ersuchen gestellt worden, daß von der ständigen Tarifkommission der 
Antrag angenommen werde, Fleisch, Fleischwaren und frische Kuttelwaren in den 
Spezialtarif für bestimmte Eilgüter aufzunehmen, sodaß also diese Gegenstände als 
Eilgut zur gewöhnlichen Frachttaxe versandt werden könnten. Auch von unserer 
Kammer ist vor nicht langer Zeit der gleiche Antrag der bayer. Staatsbahnver- 
waltung im Interesse einer Schweinfurter Firma unterbreitet worden, da die Ver- 
günstigung in vereinzelten Fällen bestimmten Plätzen aus verkehrstechnischen Gründen 
bereits gewährt werde. Leider erfolgte auf alle Anträge der Interessenten, und so 
auch auf unsere Anregung, zunächst ein abschlägiger Bescheid. 

Tatsächlich scheint uns jedoch gerade in der jetzigen Zeit einer enormen 
Fleischteuerung ein ganz allgemeines Interesse an der erbetenen Vergünstigung vor- 
handen zu sein. Vor allem ist es unrichtig, daß die Eilgutsendungen von Fleisch- 
oder Wurstwaren zumeist .Luxusware* ist, vielmehr wird der Weg der Eilgut- 
sendung zum überwiegenden Teile nur wegen der geringen Haltbarkeit der billigen 
Fleischteile, Wurstsorten und Kuttclwaren gewählt, die namentlich in Städten und 
Industriegegenden zur Volksernäbrung direkt notwendig sind. Diese Fleisch- und 
Wurstsendungen sind nach ihrer Verwendung wie nach ihrer Haltbarkeit gar nicht 
anders zu beurteilen, wie etwa auch Transporte von Fischen, Gemüse, Butter u. s. w., 
die gegenwärtig schon die Vergünstigung der Eilgutverfrachtung zu gewöhnlichen 
Frachtgutsätzen genießen. Wir bitten daher, einem erneuten Antrag bei der ständigen 
Tarifkommission auf Versetzung von Fleisch und Fleischwaren in den Spezialtarif 
für bestimmte Stückgüter auch seitens der bayerischen Eisenbahnverwaltung geneigtest 
zustimmen zu wollen. 

Auch diese Eingabe hatte leider nicht den gewünschten 
Erfolg, wie aus folgendem Bescheid der Kgl. Generaldirektion 
vom 5. Januar 1906 hervorgeht: 

Die Frage der Einbeziehung von frischem Fletsch in den Spezialtarif für be- 
stimmte Eilgüter ist bei Schaffung dieses Spezialtarifs im Jahre 1897 in der ständigen 
Tarifkommission erörtert und der Antrag abgelehnt worden. Seitdem ist ein dahin- 
gehender Antrag der ständigen Tarifkommtssion nicht mehr Vorgelegen. Im Jahre 1902 
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hat eine von einer deutschen Eisenbahn Verwaltung ausgehende Umfrage bei einer 
Reihe anderer Verwaltungen ergeben, daß keine Geneigtheit besteht, einen etwaigen 
Antrag im fraglichen Sinne bei der ständigen Tarifkommission zu unterstützen, da 
sich die Sachlage seit der ersten Ablehnung nicht geändert habe. 

Die bayerische Eisenbahn Verwaltung hat zu der Sache schon früher den 
Standpunkt eingenommen, daß ein Bedürfnis nach einer solchen allgemein gleich- 
mäßigen Frachtermäßigung für ganz Deutschland nicht vorliege, und daß davon auch 
schädliche Wirkungen durch unerwünschte Verschiebungen in den Absatzverhältnissen 
zu befürchten sind. Diesen Standpunkt nehmen wir heute noch ein, die Ausführungen 
der Handelskammer zu Arnstadt können uns zu einer Änderung nicht veranlassen. 

Diesen Ausführungen ist ein Nachweis darüber, daß in Bayern ein Bedürfnis 
nach der beantragten Maßnahme bestehe, nicht zu entnehmen und auch die Aus- 
führungen der geehrten Handels- und Gewerbekammer lassen uns diesen Nachweis 
vermissen. Wir können aber ohne einen solchen eingehenden Nachweis ein Be- 
dürfnis für Bayern umsoweniger annehmen, als für den Bereich der bayerischen 
Staatseisenbahnen durch die bayerische Zusatzbestimmung II zu § 42 der Allgemeinen 
Tarifvorschriften, nach welcher 

.Fleisch und sonstige Nahrungsmittel bei Aufgabe als Frachtstückgut in 
Ermangelung geeigneter Güterzugsverbindungen auf Grund jedesmaliger 
besonderer Genehmigung der der Versandstation Vorgesetzten Eisenbabn- 
betriebsdirektion mit Personenzügen zu den Sätzen der Allgemeinen Stück- 
gutklasse befördert* werden, 

für einen großen Teil der Transporte die Vergünstigung jetzt schon erreichbar Ist, 
die durch den Antrag angestrebt wird. 

Wir können daher zu unserem Bedauern nicht Zusagen, daß wir unsererseits 
mit einem Anträge an die ständige Tarifkommission Vorgehen werden, und müssen 
uns für den Fall der Antragstellung von anderer Seite unsere Stellungnahme in jeder 
Richtung Vorbehalten. 

Diesen Bescheid können wir hinsichtlich des Antrages, Fleisch und Flciscb- 
waren allgemein zur Aufnahme in den Spezialtarif für bestimmte Eilgüter zu bringen, 
nur bestätigen. 

Dagegen ist neuerdings ein Antrag eingegangen, nur gewisse minderwertige 
Teile von geschlachteten Tieren, wie Milze, Leber etc., in den Spczialtarif für 
bestimmte Eilgüter aufzunehmen. Hierüber sind die Untersuchungen noch im 
Gange. Wir werden nicht verfehlen, über die Entscheidung zu diesem Antrag auch 
Ihnen Mitteilung zukommen zu lassen. 

Auch die am Schlüsse dieses Bescheids in Aussicht 
gestellte Tarifänderung ist inzwischen, wie uns die Kgl. General- 
direktion unterm 11. März 1 906 mitteilte, zurückgezogen worden, 
da der Antrag, innere Organe von Schlachttieren, wie Milz, 
Leber, I.unge, Herz etc. in den Spezialtarif für bestimmte Eil- 
güter aufzunehmen, keine Aussicht auf Annahme durch die Kgl. 
Generaldirektion habe. 



Auf Anregung einer Industriefirma in Kitzingen beantragten 
wir mit folgender Eingabe vom 15. März den Erlaß der halben 
Fracht für zurükgehende leere Bonbonsflaschen: 

Von der Konfiseriefabrik Wildhagen & Co. in Kitzingen a. Main, wurde 
Hoher Kgl. Generaldirektion die Bitte unterbreitet, daß die leeren Bonbonsgefäße 
als Ketourgut die halbe Frachtermäßigung genießen mögen, wie dies auch bisher 
regelmäßig der Fall war. Im Interesse des Industriezweiges wollen wir nicht unter- 
lassen, auch unserseits diese Bitte aufs wärmste zu unterstützen. Aus eigener 



Digitized by Google 




93 



Anschauung wissen wir, daß die genannten Bonbonsgefäße tatsächlich Flaschenform 
haben und den Flaschen für Chemikalien, Konserven etc, durchaus ähneln. Der Begriff 
.Flaschen* muß — was die Form anlangt — ohnehin ziemlich weit gegriffen werden; 
wir erinnern nur z. B. an die ganz verschiedenen Formen der rheinischen Schlegel- 
flasche, der Rotweinflasche, unseres fränkischen Boxbeutels, ferner der verschiedenen 
Likörflaschen-Fassons, der Medizinal-Tokayerflaschen, der Cognak-Demijohns und Glas- 
ballons u. s. w. Maßgebend dürfte wohl das Motiv der Frachlvergünstigung sein, 
nämlich eine Erleichterung für den Rückversand von leeren Emballagen, die für die 
Empfänger meist gar keinen Wert haben, deren volle Berechnung aber doch den 
Preis des Inhalts empfindlich belasten würde. 

Wir bitten im Interesse dieser Industrie nochmals um geneigteste Berück- 
sichtigung und Anweisung an die Güterdienststellen. 

Unser Antrag hatte Erfolg, wie aus folgendem Bescheid 
der Kgl. Generaldirektion vom 10. November hervorgeht: 

Die ständige Tarifkommission der deutschen Eisenbahnverwaltungen hat 
in ihrer 87. Sitzung unserem Anträge, Bonbons- und Einmachgläser in das Ver- 
zeichnis der Emballagen des § 30 der Allg. Tarifvorschriften des deutschen Eisen- 
bahngütertarifs aufzunehmen, stattgegeben; geschäftsordnungsgemäß unterliegt 
dieser Beschluß noch der Entscheidung der im Dezember staufindenden General- 
konferenz der deutschen Eisenbahnverwaltungen. Nach Genehmigung duich diese, 
welche nach Sachlage kaum zu bezweifeln ist, wird die Maßnahme voraussichtlich 
mit Anfang April 1906 in Wirksamkeit treten. 



Eine für die Stein-Industrie unseres Kreises sehr wichtige 
Tarifangelegenheit, nämlich die Begriffsbestimmung von Stein- 
hauerarbeiten (Steinmetzarbeiten) im Gegensatz zu Bildhauer- 
arbeiten kam im Berichtsjahre zur Behandlung. Es handelte 
sich um den Antrag, .Steine, bearbeitete und Steinhauerarbeiten 
aller Art, unverpackt, in den Spezialtarif III aufzunehmen,“ Wir 
veranstalteten ein Enquete bei den bedeutendsten Steinmetz- 
firmen und Steinbruchbesitzern unseres Kreises, und brachten 
die eingegangenen, teilweise sehr umfangreichen und eingehenden 
Gutachten der Kgl. Generaldirektion mit folgendem Bericht 
vom 31. Mai in Vorlage: 

In Erledigung geschätzter Zuschrift vom 4. April ds. Js. Nr. 24 694 U 
bringen wir die von Steinmetzgeschäften unseres Kreises uns in dieser Frage 
zugegangene Gutachten anbei im Original in Vorlage. Es sind dies 

1. Gutachten der Firma .Deutsche Steinwerke, C. Vetter, A.-G." in Eltmann a. M. 

2. . . . Arnold & Söhne in Keistenhausen a. M. 

3. . . . Pius Amold . . . . 

4. . . . Gebr. Hennch . . . . 

5. Anschlußerklärung der Firma F. Reis . . . . 

6. Gutachten der Firma C. Winterhelt in Miltenberg a. M. 

7. Anschlußerklärung der Firma .Kaisersteinbruch A.-G." in Miltenberg a. M. 

8. Gutachten der Firma Johannes Adelmann in Bettingen, (mit Filiale in 
Hösbach). 

9. Gutachten der Firma Friedrich Büchner in Würzburg. 

Aus der Zahl und dem Inhalt der Gutachten geht evident hervor, welche 
Bedeutung die Angelegenheit gerade für unsem Bezirk Unterfranken, der alljährlich 
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für ca. 10 Millionen Steinmetzarbeiten liefert, besitzt. Wir unterstützen daher die 
Wünsche der Finnen aufs wärmste und bitten um hochgeneigte nachdrückliche Ver- 
tretung dieser Interessen in der ständigen Tarifkommission. 



Auf Anregung von Interessenten richteten wir bezüglich 
der Tarifierung von Rohton zum Export unterm 19. Juli folgende 
Eingabe an die Generaldirektion : 

Die Werke, welche sich mit der Gewinnung des feuerfesten Tons am Unter- 
main, namentlich in der Gegend von Klingenbeig a. M., befassen, sind mit ihrer 
Produktion zu einem nicht unbeträchtlichen Teil auf den Export angewiesen. Zum 
Export von rohem Ton ist nur die Verpackung in Fässern möglich bezw. 
vorgeschrieben. 

Während aber roher Ton, unverpackt oder in Säcken verpackt, nach dem 
billigsten Rohstoffsatze (Sp.-T. III) befördert wird, tarifiert Ton in Fässern nach 
Spezialtarif II. Auf Anregung von Tonproduzenten am Untermain bitten wir, behufs 
Förderung des Exports in diesem rohen Naturprodukt auch für Ton in Fässern die 
Verfrachtung nach Spezialtarif III zu gewähren bezw. bei der ständigen Tarif- 
kommission der deutschen Eisenbahnen zu befürworten. Der Wunsch ist um so 
berechtigter, als ja z. B. auch Schwefelsäure Tonerde, also ein chemisches Kunst- 
produkt, bei Versand in Fässern zur Ausfuhr den Spezialtarif III genießt, während 
dem Rohton diese Vergünstigung bisher versagt blieb. 

Wir bemerken noch, daß als Produzenten von Rohton für Export haupt- 
sächlich das städtische Tonbergwerk Klingenberg, ferner einige Privattonwerke eben- 
dort und in benachbarten Gemarkungen in Betracht kommen. Der gewonnene Ton 
geht, wenn zum Export bestimmt, von den Stationen Klingenberg und Obernburg a, M. 
nach Frankfurt (Mainkai) oder Gustavsburg, wo Umschlag zum Schiff erfolgt. 

In Anbetracht namentlich der Umstände, daß es sich bei dem Frachtartikel 
um ein wirkliches Rohprodukt handelt, ferner daß der Absatz des Tones in neuerer 
Zeit im Ausland, namentlich in Amerika, ein sehr schwieriger geworden ist, befür- 
worten wir dringend die erbetene Detarifierung. 

Unsere Vorstellung hatte Erfolg, wie aus nachstehender 
Entschließung der Kgl. Generaldirektion vom 27. Juli hervorgeht: 

Im Verfolge von Anträgen auf Frachtermäßigungen, welche Produzenten von 
Rohton am Untermain an uns gerichtet haben, sind wir z. Z. mit der Kgl. Preuß. 
Eisenbahndirektion Frankfurt a. M. über die Bildung eines Ausnahmetarifs für Rohton 
in Fässern zur Ausfuhr nach den Main- und Rheinumschlagplätzen in Verhandlungen 
getreten. Sollten diese Verhandlungen nicht zu einem für die Antragstellung 
günstigen Ergebnis führen, werden wir Ihre Anregung, die Detarifierung von Rohton 
in Fässern zur Ausfuhr bei der ständigen Tarifkommission zu beantragen, aufnehmen. 



Auf eine Anfrage der Generaldirektion der Kgl. Bayer. 
Staatseisenbahnen bezüglich Beförderung der aus porösem 
Material hergestellten Backsteine in gedeckt gebauten Wagen 
erstatteten wir nach einer Enquete bei Interessenten unseres 
Kreises folgenden Bericht vom 5. Juli: 

In Erledigung der Anfrage vom 7. v. Mts. No. 37948 U* erstatten wir auf 
Grund einer Umfrage folgenden Bericht : 

Poröse Backsteine werden (ebenso wie die rheinischen Tufisteine) hauptsächlich 
für die Herstellung leichter Wände verwendet, die ihre Unterstützung durch Bögen 
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eiserne Träger, Holzbalken etc. erhalten ; diese Konstruktionen werden durch ver- 
schiedene Ursachen bedingt, schließen aber eine größere Belastung unbedingt aus. 
Die Hauptsache ist, daß das aufgesetzte Material leicht ist. 

Wenn jedoch poröse Backsteine in durchnäßtem Zustande auf die Baustelle 
kommen und sogleich vermauert werden, so ist zu befürchten, daß die nach voran- 
gegangener Berechnung eingebauten Konstruktionen überlastet werden, was unter 
Umständen direkt gefahrdrohend sein kann. 

Ein weiterer Nachteil solcher durchnäßter Steine, welche die Feuchtigkeit 
lange anbalten, ist der, daß der Wandverputz langsam trocknet und die Wände 
länger feucht bleiben. Das verhindert die Maler- und Tapezierarbeit, da das durch- 
schlagende Dunstwasser den Anstrich, die Farben und Tapeten verdirbt. 

Ein Nachtrocknen von durchnäßten Steinen an der Baustelle ist schon der 
Kosten wegen nicht angängig. Daß poröse Steine weit mehr Wasser aufnehmen als 
Vollsteine, ist ja durch die Natur bedingt. Doch spricht bei beiden Arten auch die 
Eigenschaft des Rohmaterials verhältnismäßig mit Das in Bayern vorherrschende 
Material, das von Fluß- und Gebirgsabschwemmungen niedergeschlagen ist nimmt 
in gebranntem Zustand weit mehr Feuchtigkeit auf als z. B. norddeutscher Braun- 
kohlenton. Bei einzelnen Normalhoblsteinen, die vor Bewässern 1750 g pro Stück 
wogen, wurde nach Bewässern eine Gewichtszunahme von 250 g pro Stück kon- 
statiert. Wenn also z. B. in einem offenen Wagen 4000 Stück geladen werden, so 
wäre die Gewichtszunahme bei Expedition während Regen auf lOuO kg zu veran- 
schlagen. Poröse Steine nehmen noch weit mehr Wasser auf. Beim Versand 
solcher Materialien, insbesondere anch der rheinischen Schwemmsteine aus dem 
Neuwieder Becken, gibt es bei starken Regenfällen häutig auch Anstände mit den 
Bahnbehörden, obgleich die Gewichtsüberschreitungen lediglich durch den Regen 
verursacht sind. 

Die meisten porösen Steine gehen nach unserer Gegend aus dem Rheinlande 
und Norddeutschland, weniger aus Bayern. Der Preisunterschied der porösen Steine 
gegen die gewöhnlichen Backsteine beträgt hier — wegen des weiten Bezugs und 
dementsprechend höherer Fracht — 8 bis 10 Mark pro 1000 Stück. 

Nach den einmütigen Äußerungen aller Befragten, sowie auch nach unserer 
eigenen Beurteilung des Gegenstandes dürfte die Einführung der Verfrachtung poröser 
Backsteine in gedeckten Wagen ohne Frachtzuschlag zu empfehlen, womöglich aber 
auf ganz Deutschland auszudehnen sein. 



Einen breiten Raum nahmen im Berichtsjahr die Ver- 
handlungen über die Tarifierung von Holzessig ein, wobei der 
wirtschaftliche Kampf zwischen der Alkoholessig- und Holzessig- 
industrie eine bedeutende Rolle spielte. ln unserm Bezirke 
sind, wie wir bereits oben an anderer Stelle bemerkten, beide 
Industriezweige vertreten. Wir legten die von den beider- 
seitigen Interessenten uns zugegangenen Gutachten der Kgl. 
Generaldirektion vor, ohne unserseits direkte Stellung in dem 
Streite zu nehmen. Die ursprünglich beantragte Streichung der 
Position „ Holzessig (Holzsäure)“ bei den Gütern des Spezial- 
tarifs I wurde zunächst vertagt, um eingehendere Erhebungen 
zu pflegen. Die weitere Behandlung der Frage fällt bereits 
über den Rahmen des Berichtsjahres hinaus. 
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Auf Anfrage der Kgl. Generaldirektion erstatteten wir 
unterm 19. Juli folgenden Bericht über die Einreihung von 
Schirmen unter die Manufakturwaren: 

In Erledigung der Anfrage vom 6. ds. Mts. Nr. 43 498 m berichten wir, 
daß nach einstimmiger Äußerung der von uns befragten Fachleute Schirme, und 
zwar ebenso Regen- wie Sonnenschirme, zu den Manufakturwaren gerechnet und 
auch regelmäßig in Manufakturw.iren-Geschäften geführt werden ; nur in luxuriöser 
oder besonders modischer Ausstattung können Schirme auch als Mode- oder Luxus- 
artikel bezeichnet werden. Der regelmäßige und größere Verkehr von Schirmen 
vollzieht sich aber in Manufakturwaren-Geschäften. 



Weitere Tariffragen betrafen die Artikel Holzwolle, Krempel- 
wolle und Wagenfett; da die bezüglichen Gutachten kein allge- 
meineres Interesse bieten, sehen wir von ihrer Veröffentlichung 
hier ab. 

Die Beförderung frostempfindlicher Gegenstände in 
den Wintermonaten bildet immer noch ein ungenügend gelöstes 
Problem im Verkehrswesen. Wir erkennen ja völlig an, daß 
die bayerische Eisenbahnverwaltung die Versuche mit dem Heiz- 
wagenverkehr in dankenswerter Weise fortsetzt ; allein diese 
Beförderungsart genügt nur zum allergeringsten Teile, da sie 
nur an wenigen Tagen, ferner nur auf wenigen Strecken benutz- 
bar und endlich durch Zuschlag verteuert ist. Die einzig 
richtige Lösung der Frage wäre wohl der Versand von frost- 
empfindlicher Ware als Eilgut zu gewöhnlichen Frachtguttaxen. 
Als wichtigste Artikel für diesen Verkehr sind in unserm Kreise 
namentlich Wein und Mineralwasser zu bezeichnen. 



Als recht nötig wird eine Revision der Eisenbahnver- 
kehrsordnung bezeichnet, da bei der heutigen komplizierten 
Gestaltung es sowohl für die Beamten wie für die Versender 
sehr schwierig ist, sich zurechtzufinden ; unter gegenwärtigen 
Verhältnissen dürfte es sich aber namentlich empfehlen, nicht 
allzu rigoros hinsichtlich der Deklaration der einzelnen Waren- 
gattungen vorzugehen. 

Die Auszahlung der Nachnahmen findet bei der hiesigen 
Güterstation nur während sehr beschränkter Geschäftsstunden 
statt. Es ist das für die Absender von Nachnahmegütern recht 
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mißlich, und es dürfte sich vielleicht im Interesse beider Teile 
— sowohl der Güterstation wie der Versender — empfehlen, die 
Nachnahmen nach Eingang durch Dienstpostanweisungen 
zur Auszahlung zu bringen. 



XV. Post, Telegraph und Telephon. 

Zur Besserung unserer Würzburger Postverhältnisse ist im 
Berichtsjahre der Schritt geschehen, den wir schon seit Jahren 
empfohlen haben : der Erwerb eines größeren Anwesens im 
Zentrum der Stadt behufs Einrichtung einer entsprechenden und 
der Bedeutung Würzburgs würdigen Postzentrale; der be- 
treffende Ankauf hat auch bereits die Zustimmung des Landtags 
erfahren. Wir können hier nur den Wunsch ausdrücken, daß 
das erworbene Anwesen am Paradeplatz möglichst bald und in 
praktischer Weise für seinen Zweck nutzbar gemacht wird. Die 
Zustände im jetzigen Postamt am Paradeplatz sind derartig 
dürftig und unzureichend, daß eine baldige Besserung sehr 
wünschenswert ist. 



Hinsichtlich der Personenbeförderung durch die Post lag 
uns im Berichtsjahre die Frage einer Motorwagenverbindung 
auf der Staatsstraße zwischen Würzburg und Marktheidenfeld 
zur Begutachtung vor. Der Stadtmagistrat Würzburg ersuchte 
uns um gutachtliche Äußerung über diese Frage, und wir be- 
richteten hierauf unterm 17. August wie folgt: 

Eine bessere Verkehrsverbindung auf der allen Straßenroute von Würzburg 
ostwärts wird ja schon lange erstrebt. (Auf dem gleichen Gedanken beruht auch 
das bekannte Eisenbahnprojekt Würzburg — Wcrtheim.) Nachdem eine Bahnver- 
bindung in absehbarer Zeit nicht zu erreichen ist, wäre allerdings die Einrichtung 
eines Motorwagenverkebrs sehr zu begrüßen. Eine derartige Verkehrsverbesserung 
würde sicherlich die Personenzahl der Besucher Würzburgs von dortiger Gegend 
aus heben, was zweifellos auch den Würzburger Geschäften zu Gute käme ; denn 
mancher Bewohner von Marktheidenfeld oder von den zwischenliegenden Ortschaften 
würde dann seine Einkäufe in Wilrzburg vornehmen, während er bisher die beschwer- 
liche Reise scheut und seinen Bedarf entweder in den ländlichen Geschäften oder 
bei Hausierern und Detailreisenden deckt. 

Eine erhebliche Abnahme der bisherigen Einstellfuhrwerke ist u. E. kaum 
zu fürchten ; denn diese Fuhrwerke, namentlich die regelmäßigen Botenwagen dienen 
mehr dem Frachtverkehr (Stückgutversand), auf den sich ja der geplante Motor- 
wagenverkehr vorläufig nicht erstrecken soll. Eine etwaige Einbuße nach dieser 
Richtung würde — wie sich dies erfahrungsgemäß bei neuen Eisenbahnstrecken 
zeigt — durch die allgemeine Verkehrsmehrung gewiß ausgeglichen. 

Im allgemeinen ist das Projekt der Motorwagenverbindung also gewiß seitens 
der Stadt Würz bürg unterstützenswerb Die in Betracht kommenden Gemeinden 
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haben allerdings eine vorwiegend ländliche Bevölkerung, auf deren Reiselust nicht 
ohne weiteres als einer sehr regen, gerechnet werden kann ; doch wird auch von 
Marktheidenfeld aus, dessen Eisenbahnverbindungen nach Wttrzburg bekanntlich 
wegen des großen Umwegs sehr ungünstig sind, dem Motorwagenverkehr eine 
gewisse Frequent (guten Betrieb vorausgesetzt) zukommen. Ob und wie weit die 
Stadtverwaltung das Projekt auch direkt finanziell bezw. durch Garantieleistung 
unterstützen soll, darüber möchten wir, bei den bisher uns mangelnden Erfahrungen 
über die Ergebnisse solcher Motorwagen-Verbindungen, mit unserm Gutachten vor- 
läufig zurückhaltend sein. Eine gute Rentabilität ist nicht sofort zu erwarten, 
sodaß unter Umständen die Stadt zu Zuschüssen wohl herangezogen werden könnte, 
zumal der am besten rentierende Frachtverkehr vorläufig ja ausgeschlossen vom Be- 
trieb ist. Immerhin darf das Unternehmen nicht allzu skeptisch betrachtet werden, 
und der allgemeine Nutzen, den jede solche Verkehrsförderung gerade für die größere 
Stadt hat, verdient gewiß Berücksichtigung und Unterstützung. 



Die neuen Bestimmungen über das Telephonteilnehmer- 
verzeichnis veranlaßten uns, die Frage in unserer Sitzung vom 
16. Juni zur Beratung zu stellen. Nach einem Referate unseres 
Mitgliedes, Herrn Eck, wandten wir uns mit folgender Eingabe 
vom 26. Juni an die Generaldirektion der Kgl. Bayer. Posten 
und Telegraphen: 

Durch Rundschreiben der Kgl. Oberpostämter wurde den Telephonabonnenten 
bekannt gegeben, daß das bisher für ganz Bayern ausgegebene Teilnehmerverzeichnis 
künftig in 9 Teile, nämlich für die 8 Bezirkstelephonnetze und außerdem eigens 
für München, geschieden wird, und daß jeder Abonnent künftig für jeden Haupt- 
anschluß nur ein Exemplar seines Bezirksverzeichnisscs kostenlos erhält, während 
die übrigen Bezirksverzeichnisse nur zum Preise von 30 — 50 Pfg. pro Exemplar zur 
Verfügung gestellt werden. Wem diese Bedingungen nicht konvenieren. wird ein- 
fach die Kündigung des Telephonabonncments zum nächten Termin anheimgestellt. 

Es ist nach der Meinung unserer Kammer gewiß bedauerlich, daß auf diese 
Weise aus dem Telephonabonnenten-Verzeichnis ein Finanzgeschäft gemacht wird, 
und wir möchten das Ersuchen stellen, es bei der seitherigen Übung belassen zu 
wollen. Wenn aber bei dem Monopolcharakter des Telephonbetriebs eine Änderung 
der fiskalischen Bestimmungen nicht beliebt werden sollte, so bitten wir wenigstens 
eine Milderung der Bestimmungen und zugleich eine Verbesserung des äußeren 
Telephonbetriebs eintreten zu lassen. Eine solche sehen wir darin, daß in dem 
Teilnehmerverzeichnis bei den einzelnen Ortstelephonnetzen neben den allgemeinen 
Bemerkungen über die Betriebszeit der Umschaltestelle an der Spitze auch eine 
Angabe (mit Rufnummer) über jene Stelle, welche Auskunft über die Telephonteil- 
nehmer zu geben hat, beigefügt wird, da diese Auskunftstellen gegenwärtig tatsächlich 
viel zu wenig bekannt sind. 

Noch empfindlicher als die räumliche Verminderung des Teilnehmerverzeich- 
nisses trifft viele Teilnehmer die im gleichen Rundschreiben dekretierte Gebühr von 
fünf Mark für jede Druckzeile über drei Freizeilen, sowie für jeden Hinweis und 
für die Nebenstellen auf dem gleichen Grundstück. Wir verkennen ja nicht, daß 
von einzelnen Interessenten bisher vielleicht ungebührliche Zumutungen gestellt 
wurden; durch die Bestimmung, daß Reklamezusätze auch gegen Bezahlung nicht 
zulässig sind, hat es aber die kgl. Telephonverwaltung doch in der Hand, solche 
unbillige Zumutungen auf das richtige Maß zurückzuführen. Im übrigen aber ist 
der Zeilenpreis von fünf Mark eine ganz unverhältnismäßig hohe .Inseratgebühr*. 
Und endlich wird durch allzu knappe Behandlung und namentlich durch Weglassung 
der Hinweise die allgemeine Brauchbarkeit des Telephon-Buches sehr beeinträchtigt 
werden. Die Hinweise sind in zahlreichen Fällen eben einfach nötig, um ein 
rasches Auffinden der gewünschten Teilnehmerstelle zu ermöglichen. So wird es 
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i. B. — um nur ein einreines Beispiel »us unseru lokalen Verhältnissen anzuführen 
— kaum jemanden einfallen, die Universität Würzburg unter dem offiziellen Namen 
.Julius-Maximilians-Universität* nachzuschlagen; ebenso werden alle Verbindungen 
von Firmennamen mit den Worten .Bayerisch", .Fränkisch" und .Würzburger* 
Schwierigkeiten bieten, da nur durch Hinweise von den herkömmlichen Abkürzungen 
oder Teilbezeichnungen der Firmen eine rasche Orientierung möglich ist. Durch 
die neuen Bestimmungen wird entweder solchen Firmen eine Art neue Steuer auf- 
gebürdet, oder es leidet bei Weglassung der Hinweise die allgemeine Brauchbarkeit 
des Buches. 

Ebenso ist es in vielen Fällen doch recht wünschenswert, die Nebenstellen 
auf dem Grundstück des Hauptanschlusses, z. B. den Privatwohnungsanschluß eines 
Firmeninbabers neben dem Hauptanschluß im Geschäftskontor kennen zu lernen, 
desgleichen bei großen Werken die einzelnen telephonisch erreichbaren Unterab- 
teilungen. 

Aus allen diesen Gründen bitten wir, die neuen Bestimmungen über die 
Gebührenbelastung von Einträgen in das Teilnehmerverzeichnis wieder auf heben zu 
wollen. Wir erkennen ja gewiß an. daß unnötiger Ballast und namentlich jegliche 
Reklame dem amtlichen Telephonteilnehmerverzeichnis strenge fernzuhalten ist ; aber 
wir können es unmöglich als zweckmäßig erachten, wenn dies auf dem ohnehin 
unsichern Weg der Gebührcnbelastung erreicht werden soll, und wenn dadurch über- 
haupt der allgemeine Charakter des Abonnentenbuches verkümmert und ver- 
schlechtert wird. 

Der darauf unterm 26. Juli ergangene Bescheid lautete I 

Die Neuregelung der Bestimmungen über die Herstellung der Telephonteil- 
nehmerverzeichnisse in Bayern ist in Anlehnung an die entsprechenden, für das 
Reichstelegraphengebiet geltenden und daselbst durchaus bewährten Bestimmungen erfolgt. 

Auch im Reichstelegraphengebiete wird je ein besonderes Verzeichnis für jeden 
Oberpostdirektionsbezirk ausgegeben ; ebenso werden auch in Österreich für die ver- 
schiedenen Post- und Telegraphen-Direktionsbezirke, sowie in der Schweiz für die 
verschiedenen, daselbst gebildeten Netzgruppen besondere Teilnehmerverzeichnisse 
aufgestellt. 

Auch die Gebühr von 5 Mark für die 4. und jede weitere Zeile des Haupl- 
vortrages, für jede Zeile eines Hinweises oder eines Vortrages einer Nebenstelle auf 
dem gleichen Grundstücke wird schon seit längerer Zeit im Reichstelegraphengebiete 
erhoben. Der Grund der Einführung dieser Gebühr in Bayern war durchaus kein 
fiskalischer ; es wollten hiedurch lediglich die Teilnehmer zur möglichst kurzen 
Fassung und zur möglichsten Einschränkung der Anzahl ihrer Vorträge im Interesse 
der Handlichkeit der Verzeichnisse angehalten werden. Daß dieser Zweck erreicht 
worden ist, lassen die bisher erschienenen Verzeichnisse auf den ersten Blick ersehen ; 
dagegen ist der Anfall an den vorbezeichneten Gebühren verhältnismäßig nicht be- 
deutend. Auch andere Telegraphenverwaltungen haben es für notwendig gefunden, 
ähnliche Gebühren im Interesse der Beschränkung der Vorträge in den Teilnehmer- 
verzeichnissen einzuführen. So wird z. B. im Bezirk der K. K. Post- und Tele- 
graphen-Direktion Prag für jede 2. und weitere Aufnahme eines und desselben 
Abonnenten eine jährliche Gebühr von 4 Kronen berechnet. Ferner sind außer 
3 gebührenfreien Zeilen für jeden Hauptvortrag weitere 5 Zusatzzeilen gestattet, 
welche kosten; 

1 Zeile 0 Kronen 

2 Zeilen ..... 8 

3 10 . 

4 12 . 

5 14 

In der Schweiz wird für jede zweite und weitere Eintragung eines Abonnenten 
eine jährliche Gebühr von 2 Frs. erhoben. 

Wir können daher, vorerst wenigstens, aus Ihrer Zuschrift keine Veranlassung 
entnehmen, die neuen, mit Genehmigung des Kgl. Staatsministeriums für Verkehrs- 
angelegenheiten erlassenen Bestimmungen über die Herstellung der Teilnehmer- 
verzeichnisse wieder aufzuheben oder in den von Ihnen beregten Punkten abzuändern 
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Sofern sich auf Grund des Gebrauches der Verzeichnisse wirkliche Mißstände 
heraussteilen sollten, werden wir für geeignete Abhilfe Sorge tragen und alle bezüg- 
lichen Anregungen aus Interessentenkreisen stets mit Dank entgegennehmen. 

Der Vortrag der Auskunftsstellen im Teilnehmerverzeichnis wird in 
Erwägung gezogen werden. 



Auf Anfrage des Kgl. Oberpostamts Würzburg berichteten 
wir unterm 2. November mit folgender Eingabe über die Zu- 
lassung zum Telephonverkehr mit schweizerischen Orten: 

In Erledigung geschätzter Zuschrift vom (>. v. Mts. No. 45873 teilen wir 
ergebenst mit, daß bei Einrichtung eines bayerisch -schweizerischen Telephonverkehrs 
die Zulassung des Sprech Verkehrs zwischen Würzburg und den schweizerischen Orten 
Aarau, Basel, Bern, Chur, St. Gallen, Genf, Lausanne, Luzern, Romanshorn, Rorschacb, 
Schaffhausen, Winterthur und Zürich erwünscht wäre. 

Hinsichtlich der übrigen unterfränkischen Orte erfahren wir, daß an unsere 
Bezirksgremien bereits direkte Anfragen ergingen, weshalb wir von einem Bericht 
über die Wünsche unserer auswärtigen Kreisplätze Umgang nehmen. 



In mehreren Fällen traten wir auf Anregung von Inte- 
ressenten für die Telephonanschlüsse verschiedener Kreisorte ein, 
so für den Anschluß von Zell in gen und sodann auf Antrag 
unseres Bezirksgremiums Ochsenfurt für die Errichtung eines 
Ortstelephonnetzes in Aub, Geichsheim und Umgebung. 
Unsere Eingaben waren von Erfolg begleitet. 

Von den Telephonteilnehmern in Aub und Umgebung wird 
neuerdings der Wunsch ausgesprochen, daß eine direkte Tele- 
phonverbindung mit den benachbarten Orten, namentlich den 
nahgelegenen württembergischen Grenzgemeinden , hergestellt 
würde. Der Wunsch scheint uns in Anbetracht der örtlichen 
Verhältnisse durchaus begründet, und wir empfehlen ihn daher 
zur Berücksichtigung. 



Auf Wunsch unseres Bezirksgremiums Dettelbach richteten 
wir unterm 19. Juli an die Kgl. Generaldirektion folgende Ein- 
gabe betr. die Fernsprechverbindung Dettelbach — Erfurt: 

Von unserem Bezirksgremium Dettelbach wird uns der Wunsch mitgeteill, 
daß Dettelbach zum Fernsprechverkehr mit Erfurt zugelassen werden möge. In 
Anbetracht der lebhaften Geschäftsverbindung zwischen Dettelbach, namentlich dem 
Weinhandel dieses Platzes einerseits, und Erfurt als einem Hauptpunkt des mittel- 
deutschen Absatzgebietes empfehlen wir diesen Wunsch zur geneigten Berücksichtigung 
und bitten um entsprechendes Übereinkommen mit der Reichspostverwaltung. 
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Hinsichtlich der interurbanen Telephonverbindung kleinerer 
Plätze während der verkehrsschwachen Zeit — eine Frage, 
die wir auch in unseren letzten Jahresberichten mehrfach berührt 
hatten — richteten wir untern 19. Juli folgende Eingabe an die 
Kgl. Generaldirektion : 

In mehreren unserer letzten Jahresberichte (vergl. Bericht pro 1903 Seite 62 
und 63 und pro 1904 Seite 72 und 73) haben wir bereits erwähnt, daß die Zulassung 
kleinerer Plätze zum Gespräch mit Großstädten während der verkehrsschwachen Zeit 
teilweise dadurch illusorisch wird, daß die betreffenden Postanstalten in den kleineren 
Plätzen zur verkehrsschwachen Zeit überhaupt nicht oder nur kurze Zeit Dienst 
versehen. So ist z. B. die Stadt Deltelbach zum Sprechverkehr mit Berlin während 
der Stunden von 7 — 9 Uhr früh, 12 — 3 Uhr mittags und 7 — 8 Uhr abends zuge- 
lassen ; das Postamt Dettelbach wird aber früh überhaupt erst um 8 Uhr geöffnet, 
ist mittags von 12 — 2 Uhr und in den Abendstunden überhaupt geschlossen. Es 
sind also überhaupt nur zwei Stunden (8 — 9 Uhr früh und 2 — 3 Uhr mittags) für 
den Telephonverkehr von Dettelbach nach Berlin verfügbar; von diesen beiden 
Stunden fällt die eine für den Verkehr mit einer Großstadt zu früh, die andere 
direkt nach der Börsenzeit in Berlin, zu welcher Zeit eine Verbindung mit Geschäfts- 
leuten schwer erhältlich ist Tatsächlich ist also ein Telephonverkehr zwischen 
Dettelbach und Berlin nahezu unmöglich. — Ähnlich liegen die Verhältnisse an 
verschiedenen anderen Orten, z. B. in Klingenberg a. M., Haßfurt u. s. w., von 
wo uns mehrfache Klagen nach dieser Richtung zukamen. 

In Anbetracht dieser mißlichen Verhältnisse, bei welchen weder den Telephon- 
Abonnenten noch der Entwicklung des Fernsprechverkehrs gedient wird, bitten wir 
Hohe Königliche Generaldirektion um geeignete Maßnahmen zur Besserung dieser 
Zustände, sei es durch Ausdehnung der Zeit, während welcher die kleineren Plätze 
zum Fernsprechverkehr zugelassen sind, oder sei es durch Erweiterung der Dienst- 
stunden in den Postämtern der kleineren Plätze, namentlich durch kontinuierlichen 
Betrieb während der Mittagszeit. 



Von Landplätzen geht uns wiederholt der Wunsch zu, 
daß die öffentlichen Sprechstellen gute Isoliervorrichtungen 
erhalten sollen. Tatsächlich bringen es die geschäftlichen Ver- 
hältnisse gerade an kleineren Plätzen mit sich, daß die diskrete 
Behandlung der Geschäftsverbindungen mehr als sonst wünschens- 
wert und nötig ist. Mancher Geschäftsmann verzichtet lieber, 
die allzu .öffentliche“ Sprechstelle zu benutzen, als daß er die 
Verbreitung seiner geschäftlichen Verhältnisse bei lokalen Kon- 
kurrenten und in sonstigen örtlichen Kreisen riskiert. 



XVI. Wasserstraßenverkehr. 

Die Förderung des Wasserstraßen Verkehrs bildet nach wie 
vor den Gegenstand unserer regsten Aufmerksamkeit. Unsere 
Bestrebungen richten sich dabei einerseits auf die wirtschaftliche 
Ausnutzung des freien Schiffahrtsverkehrs, anderseits auf die 
technische Ausgestaltung unserer Schiffahrtsstraßen. 
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In ersterer Hinsicht suchten wir namentlich dem schädlichen 
Projekt der Erhebung von Schiffahrtsabgaben entgegen- 
zuwirken und beteiligten uns insbesondere auch an der Heraus- 
gabe der Denkschrift, welche vom Arbeitsausschuß der Rhein- 
schiffahrtsinteressenten gegen die geplanten Gebühren für die 
Schiffahrt gerichtet wurde. 

Des weiteren traten wir namentlich für zwei Forderungen 
ein, welche speziell für unseren Mainverkehr höchst wichtig 
sind, nämlich die Ermäßigung der Schleppgebühren für 
Rohstoffe und die Einführung von Umschlagtarifen für die 
Mainuferplätze. Aus Anlaß einer Umfrage des Vereins für 
Hebung der Fluß- und Kanalschiffahrt in Bayern stellten wir 
speziell diese beiden Maßnahmen für die Mainschiffahrt in unserer 
Sitzung vom 4. Oktober abermals zur Beratung, und berichteten 
hierauf nach einem Referate unseres Mitglieds, Herrn Kom- 
merzienrat Lang, an den genannten Verein unterm 25. Oktober 
wie folgt : 

In Erledigung Ihrer geschätzten Zuschrift vom 5. August ds. Js. No. 215 
beehren wir uns ergebenst mitzuteilen, daß unsere Kammer sich mit den von der 
Firma Altschfller & Co. in Frankfurt a. M. gestellten Anträgen in unserer letzten 
Sitzung eingehend beschäftigte und zu dem Beschlüsse kam, diese Anträge aufs 
wärmste zu unterstätzen. 

Die Anträge entsprechen im wesentlichen der Meinung unserer Kammer, die 
bereits früher mehrfach in Petitionen vertreten wurde und auch in unseren letzten 
Jahresberichten regelmäßig Ausdruck fand. 

Was den ersten Punkt — die Ermäßigung der Kettenschlepplöhne — betrifft, 
so handelt es sich hauptsächlich um Herabsetzung der Frachten für Massengüter, 
insbesondere für Kohlen. Die Leistungsfähigkeit der Kette ist gegenwärtig absolut 
nicht ausgenützt ; es könnten bei regulärem Betrieb durch die Kette mindestens 
50000 Tonnen und 500 beladene Schiffe jährlich mehr geschleppt werden, ohne daß 
eine Vermehrung des Schleppmaterials notwendig wäre. Die Betriebskosten würden 
dabei im Verhältnis zu den vermehrten Einnahmen stark zurücktreten. Für letztere 
Tatsache gibt sich der Beweis aus der amtlichen Statistik : Im Jahre 1903 wurden 
rund 115U leere und 300 beladene Schiffe, sowie 17 500 Tonnen Ladung mehr 
befördert wie 1902. Trotz dieser bedeutenden Mehrleistung im Jahre 1903 waren 
die Betriebskosten nur um ca. 6200 Mark höher wie im Vorjahre, während die 
Einnahmen um ca. 56 500 Mark stiegen. Zweifellos würde diese Mchreinnahme 
auch zur Geltung kommen, wenn durch Ermäßigung der Schleppgebühren ein 
Kohlentransport auf dem Maine möglich würde. Bei einem für die Strecke 
Aschaffenburg — Würzburg angenommenen Kohlenbezug zu 17 500 Tonnen in un- 
gefähr 150 Schiften mit einer Tragfähigkeit von ca. 30000 Tonnen würde, wenn 
die Fracht auf i / 3 des Satzes herabgesetzt wäre, immer noch eine Mehreinnahme von 
ca. 26000 Mark resultieren, welcher eine Mehrausgabe von nur etwa 6000 Mark 
(bei analoger Berechnung das Verhältnis von 1903 zu 1902) entgegenstehen würde, 
sodaß also auf eine reine Mehreinnahme von rund 20000 Mark zu rechnen wäre. 
Allerdings muß die Schädigung der Eisenbahnrente Aschaffenburg — Würzburg in 
Berechnung gebracht werden, weil die angenommenen Wassertransporte von Kohlen 
dem gegenwärtigen Bahnverkehr teilweise entzogen würden. Allein anderseits ist 
doch auch hervorzuheben, daß der Staat kein Anrecht auf Verkehrsschutz für sein 
Eisenbahnmonopol hat, daß ferner der billigere Kohlenbezug zu Wasser der ein- 
heimischen Industrie zu gute kommen und dadurch eine allgemeine Verkehrsver- 
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besserung herbeiführen wird, und daß endlich die Mainschiffahrt bei ermäßigten 
Sätzen auch den Kohlentransporten der badischen Bahn Mannheim -Würzburg er- 
folgreiche Konkurrenz machen kann. 

Der zweite Antrag, der die Einführung von Umschlagtarifen für die bayerischen 
Mainufer-Stationen analog wie für die außci bayerischen Umschlagplätze bezweckt, 
ist so einleuchtend, daß wir uns eigentlich wundern müssen, warum die bayerische 
Staatsregierung nicht schon längst diese Anregung verwirklichte. Eine Konkurrenz 
der bayerischen Mainumschlagsorte gegenüber den auswärtigen Rhein- und Mainhäfen 
im Transitverkehr ist bei den ganz unbilligen Verschiedenheiten der Tarife gegen- 
wärtig völlig ausgeschlossen ; denn die Sätze des sog. Donau-Rhein-Main-Umschlag- 
tarifs für Transporte beispielsweise zwischen Regensburg und Frankfurt sind nicht 
oder nur um weniges höher als die Lokalfrachtsätze für die Strecke Regensburg — 
Würzburg. Wir verweisen z. B. darauf, daß die nicht unbedeutenden Transporte 
ungarischen Bitterwassers, nach England bestimmt, der bayerischen Mainschiffahrt 
nicht zufallen konnten, weil Mineralwasser zum überseeischen Transport auf der 
Bahnstrecke Regensburg— Frankfurt nur 1,03 Mk. pro 100 Kilo Fracht kostet, das 
ist genau ebensoviel, als die Lokalfracht zwischen Regensburg und Würzburg beträgt. 
Wir fügen noch zwei weitere uns von der Speditionsfirma Altschüler & Co. in Frank- 
furt a. M. mitgeteilte Beispiele bei, welche die Wirkung der Umschlagtarife in um- 
gekehrter Richtung illustrieren. Öle, Fette und Tran haben von Frankfurt nach 
Regensburg nach dem Umschlagtarif nur 1,31 Mk. pro 100 Kilo Fracht zu zahlen, 
auf der kürzeren Strecke Würzburg — Regensburg aber kostet die Fracht hiefür 
1,37 Mk. Der hochwertige Artikel Kaffee wird um 1,39 Mk. von Frankfurt nach 
Regensburg per Bahn gefahren, während von Würzburg aus die Fracht nur gering- 
fügig billiger, nämlich 1,37 Mk. pro 100 Kilo ist. Diese Beispiele ließen sich leicht 
noch vervielfältigen. Daß aber bei solchen tarifarischen Verhältnissen, die geradezu 
als Kuriosa gelten müssen, an keinen Transitverkehr zu denken ist, liegt auf 
der Hand. 

Wir bitten aus diesen Gründen, wie eingangs erwähnt, um freundliche Ver- 
tretung der gestellten Anträge. Eine weitere für die Hebung der Main schiffahrt 
wichtige Frage, nämlich die Fortsetzung der Kette bis Schweinfurt bezw. Bamberg, 
haben wir bereits in einer eigenen Eingabe an das Ministerium behandelt, wovon 
wir Ihnen durch Übersendung einer Abschrift Kenntnis gaben. Schließlich bemerken 
wir noch, daß wir uns auch an den Zentralverein für Hebung der deutschen Fluß- 
und Kanalschiffahrt in Berlin mit dem Ersuchen um Gewährung einer besseren Ver- 
tretung im Vorstandsrat gewandt haben. Das Maingebiet ist bisher nur durch einen 
Abgeordneten von Frankfurt vertreten, während für das bayerische Maingebiet lediglich 
die Stellung des Stellvertreters konzediert wurde. Nachdem die Interessen des 
bayerischen Maingebiets sich von jenen der Stadt Frankfurt und des kanalisierten 
Untermains doch ganz wesentlich unterscheiden, hallen wir die Aufstellung eines 
eigenen Vertreters für das bayerische Maingebiet für gerechtfertigt. Wir bitten Sie, 
auch diesen Wunsch gefälligst zu unterstützen und sagen Ihnen im Voraus hiefür 
unsern verbindlichsten Dank. 

Die Frage der Umschlagtarife wurde auch im baye- 
rischen Landtage wieder verhandelt; leider geben die Aus- 
führungen des Herrn Verkehrsministers nur wenig Hoffnung auf 
Einführung dieses wichtigen Unterstützungsmittels für unsere 
Schiffahrt. Und doch beruht die Ausdehnungsfähigkeit unseres 
Mainverkehrs hauptsächlich auf der Einführung von Umschlags- 
tarifen. Unsere Mainschiffahrt, die sich in den letzten Jahren 
trotz recht ungünstiger Wasserverhältnisse ziemlich befriedigend 
entwickelt hat, dient in der Hauptsache nur den Bedürfnissen 
der Maingegend selbst. Von einem Transitverkehr aber 
kann naturgemäß solange überhaupt nicht die Rede sein, als die 
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bayerische Staatsbahn die Gütertransporte von und nach außer- 
bayerischen Schiffahrtsstationen billiger als nach den eigenen, 
inländischen Umschlagplätzen befördert. 

Hinsichtlich der technischen Verbesserung unserer Schiff- 
fahrtsverhältnisse kam im Vorjahre insbesondere die Weiter- 
führung der Mainkette bis Schweinfurt und Bamberg zur 
Behandlung. Unterm 7. Juli ging uns vom Kgl. Staatsministerium 
folgende Entschließung zu : 



Das Projekt der Weiterfflhning der Mainkette über Kitzingen hinaus ist in 
den beiden letzten Finanzperioden mit Rücksicht anf die allgemeine Finanzlage 
zurückgcstellt worden. 

Bevor nun hinsichtlich einer etwaigen Vorlage in der nächsten Landtagssession 
Beschluß gefaßt wird, soll den beteiligten Kreisen des Handels und der Industrie 
nochmals Gelegenheit gegeben werden, sich darüber zu äußern, welche Vorteile von 
der Verlängerung der Kette bis Schweinfurt und bis Bamberg erwartet werden, 
und welche Nachweise über den voraussichtlichen Verkehr etwa beigebracht werden 
können. 



Gegenwärtig ist der Wasserverkehr bei Schweinfurt und Bamberg — abgesehen 
vom Floßverkehr — ein äußerst geringer. Die Binnenschiffahrt-Statistik des 
Jahres 1903 verzeichnet für Schweinfurt folgende Schiffahrt-Ziffern: 
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Hievon würden für den Transport mit der Kette bis Schweinfurt nur die 
174 zu Berg durchgegangene Schiffe mit 1630 Tonnen Ladung und 62 zu Berg 
angekommenen Schiffe mit 429 Tonnen Ladung zu rechnen sein, also eine Verkehrs- 
menge, die gegenüber einem für die Kettenlegung bis Schweinfurt erwachsenden 
Kostenaufwand von 2230,000 Mark (nebst den beträchtlichen Betriebskosten) geradezu 
verschwindend genannt werden muß. Noch unbedeutendere Verkehrsziffern weist 
Bamberg auf. 

Um die Weiterführung der Kette zu rechtfertigen, kommt demnach alles 
darauf an, darzutun, daß mit der Vertiefung des Mindestfahrwassers auf 90 Zenti- 
meter und mit der Einrichtung des Kettenschleppbetriebes, sowie endlich auch 
durch die Schaffung von iJlnde- und Umschlageinrichtungcn der gegenwärtige Verkehr 
um ein Vielfaches gesteigert werden kann. 



Im Einverständnisse mit den Kgl. Staatsministerien des Innern und für Ver- 
kehrsangelegenheiten wird die Handels- und Gewerbekammer für Unterfranken und 
Aschaffenburg ersucht, nach Einvernahme von Interessenten (vgl. die von 51 Schwein- 
furter Firmen an den Landtag gerichtete Petition vom 20. November 1903) und 
nach Benehmen mit der Handels- und Gewerbekammer für Oberfranken zu der 
Frage eine nochmalige gutachtliche Äußerung abzugeben. Hiebei würden weniger 
die schon in früheren Berichten und bei den Kammerverhandlungen erörterten 
allgemeinen Gesichtspunkte darzulegen als vielmehr möglichst genaue Aufstellungen 
darüber beizubringen sein, auf welche Transporte die Kettenschiffahrt mit einiger 
Wahrscheinlichkeit rechnen könnte. Dabei wäre ferner davon auszugehen, daß nach 
den von der Kgl. Staatsregierung in der Sitzung der Kammer der Abgeordneten 
vom 2. März 1904 gegebenen Aufschlüssen der Wassertransport der Kohle bis 
Schweinfurt teurer kommen wird als der Eisenbahntransport und daß ein ähnliches 
Verhältnis sich in Folge der mehr als doppelten Länge des Wasserweges Aschaffen- 
burg — Schweinfurt gegenüber dem Bahnweg (250 gegen 106 Kilometer) auch noch 
für andere Massenartikel mit geringen Eisenbahnfrachtsätzen ergeben wird. 
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Noch mehr, als es schon für die bisherigen Strecken der staatlichen Mainkette 
der Fall Ist, würde also für Schweinfurt and Bamberg der Talverkebr in Betracht 
kommen, der von der Kette hauptsächlich den Bergtransport der leeren Schiffe 
besorgen läßt. Für Bamberg würde ferner der ru erwartende Verkehr vom und 
zum Ludwigs-Donau-Main-Kanal näher zu untersuchen sein. 

Wir setzten uns sofort mit den beteiligten Gremien Bam- 
berg, Schweinfurt und Haßfurt, sowie mit verschiedenen 
Stadtmagistraten der in Betracht kommenden Mainstrecke in 
Verbindung. Die von diesen Stellen gelieferten Angaben über 
den voraussichtlichen Frachtenanfall der Mainkettenschlepp- 

schiffahrt stellten wir in drei größeren Tabellen für die Bezirke 
Schweinfurt, Haßfurt und Bamberg zusammen. Eine Veröffent- 
lichung dieser Tabellen ist wegen der Privatangaben zahlreicher 
Firmen nicht angängig; hingegen bringen wir nachstehend 
unsern Begleitbericht an das Kgl. Staatsministerium vom 
23. September zum Abdruck : 

In Erledigung der Entschließung Hohen Kgl. Staatsministeriums vom 7. Juni 
ds. Js. No. 9954 beehren wir uns, nachstehenden Bericht über die von uns gepflogenen 
Erhebungen der für die Kettenschleppschiffahrt bis Schweinfurt bezw. Bamberg in 
Betracht kommenden Frachten zu erstatten, wobei wir bitten, die durch verschiedene 
ausstehende Einzel mitteilungen verursachte Verzögerung hochgeneigtest entschuldigen 
zu wollen. 

Die Erhebungen, welche unserm Bericht zu Grunde liegen, wurden haupt- 
sächlich von den Bezirksgremien Schweinfurt, Haßfurt und Bamberg betätigt; die 
ziffermäßigen Erhebungen liegen in drei Tabellen bei, welche die Namen und 
Geschäftsbranchen der einzelnen Finnen, ferner ihren voraussichtlich durch die 
verbesserte Schiffahrt betätigten Bezug und Versand von Gütern in einzelnen 
Positionen enthalten. Gleich von vorneherein gestatten wir uns, hiezu zu bemerken, 
daß diese Angaben absolut nicht als vollständig angesehen werden können, da durch 
unsere Umfrage immerhin nur ein mehr oder weniger beschränkter Kreis von 
Interessenten einvemommen und ein lediglich dementsprechender Prozentsatz des 
erwarteten Verkehrs festgestellt werden konnte. Des weitern haben verschiedene 
Firmen trotz unseres Hinweises darauf, daß der Bezug von Kohle nach der Mini- 
sterialentschließung auszuscheiden sei, doch ihren Bedarf an Kohle unter ihre Schiffs- 
güter eingesetzt. Da nun in vielen Fällen der auf Kohle entfallende Betrag nicht 
im einzelnen auszuscheiden war, haben wir bei der schließlichen Zusammenstellung 
von jenen Mengenangaben, welche sich auf Kohlen, gemischt mit andern Gütern, 
bezogen, jeweils 50 Prozent in Abzug gebracht, womit wir den Prozentsatz der 
Kohle gewiß sehr reichlich berücksichtigt zu haben glauben ; jene Posten, welche 
sich nur auf Kohlen (ohne Verbindung mit andern Gütern) bezogen, haben wir selbst- 
verständlich ganz abgerechnet. Weiter bemerken wir noch allgemein, daß die meisten 
Firmen lediglich ihren .Bezug“ und .Versand“ angaben, ohne genauere Bezeichnung, 
ob .zu Berg“ oder .zu Tal“. Man kann aber doch nach den geographischen 
Beziehungen annehmen, daß der .Bezug“ in der Regel bergwärts, der .Versand“ 
in den meisten Fällen talwärts gedacht ist ; wir haben darum bei der Zusammen- 
stellung auch jene Mengen, welche direkt als Bergfahrtgüter bezeichnet wurden, unter 
die Rubrik .Bezug“ und jene, welche als Talfracht angegeben waren, als .Versand“ 
eingetragen. 

Mit diesen allgemeinen Vorbemerkungen gestatten wir uns, die Angaben über 
die einzelnen Gegenden und Plätze in folgendem zu erläutern. 

Außer Betracht bei unsern Erhebungen ließen wir die Strecke vom jetzigen 
Endpunkt der Kette, Kitzingen, an bis Schweinfurt, da die Erhebungen auf dieser 
Linie mit ihren zahlreichen kleineren Orten doch nur ein ganz ungenaues Bild 
ergeben hätte. Wir machen jedoch darauf aufmerksam, daß auch von diesen Ort- 
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schäften vielfach nicht unbedeutende Gütermengen für die Kettenschleppschiffahrt zu 
erwarten sind, und zwar umsomehr, als dieser Landstrich fast jeglicher Bahnver- 
bindung entbehrt und die Orte auch bei bestehender oder zu erwartender Bahn- 
verbindung meist viel günstiger zum Wasser als zur Bahn liegen, sodaß bei einiger- 
maßen bequemen Ländevorrichtungen der Obergang der Frachten zur Wasserstraße 
zweifellos zu erwarten ist. In Betracht kommt zunächst Dettelbach mit seinem stark 
entwickelten Weinhandel, der sowohl für den Bezug wie für den Versand von Wein 
sich sehr gut der Kettenschleppschiffahrt bedienen könnte. Noch mehr gilt dies 
wohl für die Gegend von Volkach, die zur Zeit überhaupt noch keine Bahnver- 
bindung besitzt ; aber auch wenn die projektierte Lokalbahn Seligenstadt — Volkach 
vollendet ist, so liegt doch für verschiedene dortige Ortschaften der Versand mit 
Schiff (wegen des steilen oder weiten Wegs zur Bahn) viel bequemer, so z. B. für 
die Gemeinden Escherndorf, Nordheim, Sommerach, Fahr u. s. w., die alle mit ihren 
Produkten auf den Versand, insbesondere nach Würzburg, angewiesen sind. Von 
Volkach teilt uns der dortige Darlehenskassenverein mit, daß er im verflossenen 
Jahre 150 Tonnen Getreide (meist Gerste) talwärts verladen habe, ein Quantum, das 
sich bei bequemerer und billigerer Schiffsfracht leicht verdreifachen ließe. Des 
weiteren teilte uns der Stadtmagistrat Volkach mit, daß durch die Kette zweifellos 
eine wesentliche gesteigerte Zufuhr von Baumaterialien und Holz, ferner ein günstigeres 
Versandmittel für die wichtigsten Ausfuhrartikel der Gegend, Gerste, Wein, Obst, 
Steine und Ton, erwartet werde. 

In Schweinfurt wurden nach den Mitteilungen unseres dortigen Bezirks- 
gremiums 75 größere Firmen zur Angabe ihrer allenfallsigen Wassertransporte auf- 
gefordert. Von den angegangenen Firmen hat jedoch noch nicht einmal die Hälfte 
sich an der Enqudte beteiligt; es liegen 37 Einzelberichte vor, von welchen aber 
wiederum einige und zwar gerade wichtige Firmen des Gctreidebandels, der Stein- 
industric und der Farbenfabrikation keine bestimmten, zahlenmäßigen Angaben 
machten, sodaß eigentlich nur von 30 bezw. 31 Firmen genauere Angaben über die 
Versandmengen vorliegen. Diese letzteren Firmen beziffern ihren wahrscheinlichen 
Bezug mit der Schiffahrt immerhin noch auf jährlich Öl 822 Tonnen, und wenn 
hievon der auf Kohlen nach den erwähnten allgemeinen Grundsätzen entfallende 
Betrag von 20112 Tonnen in Abzug gebracht wird, so verbleibt ein Bezug von 
31 710 Tonnen. Der Versand beziffert sich nach den Angaben auf jährlich insgesamt 
14 805 Tonnen. Der Gesamtverkehr beliefe sich also nach den Angaben der 
30 Firmen auf jährlich 46515 Tonnen. Verteilt man die Gesamtsummen des Bezugs 
und Versands auf einzelne größere Warengruppen, so ergibt sich etwa folgendes 



Bild; cs entfallen vom Bezug auf: 

a) Eisen, Stahl, Metallwaren 11600 Tonnen, 

b) Baumaterialien, insbesondere Zement und Steine . . 6 500 • 

c) Essigsaurer Kalk 6000 

d) Getreide . . 2 700 . 

e) Chemikalien, Drogen, Materialwaren 2 700 . 

P Kolonialwaren 2000 

g) Verschiedenes 210 „ 



31 71Ö Tonnen. 

Vom Versand entfallen auf: 

a) Steine 7 400 Tonnen, 

b) Maschinen und Eisenfabrikate 3 600 • 

c) Gerste und Malz 2 000 • 

d) Chemikalien, Drogen etc 1700 . 

e) Verschiedenes 105 . 



14 Ö05 Tonnen. 



Diese Zahlen geben jedoch, wie jedem Lokalkundigen sofort erkennbar ist, 
absolut kein erschöpfendes Bild von dem Gesamtverkehr, der aus Schweinfurt für 
eine leistungsfähigere Schiffahrt zu erwarten ist Wir haben bereits erwähnt, daß 
noch nicht einmal die Hälfte der befragten Firmen bestimmte Zahlenangaben machen 
konnte, ferner, daß gerade einige der wichtigsten Betriebe in der Aufstellung fehlen. 
So erkennt jeder Lokalkundige, daß die Angaben für den Bezug und Versand von 
Chemikalien etc. bei der hochentwickelten chemischen Industrie Schweinfurts viel zu 
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niedrig angenommen sind. Gleichfalls zu gering sind die Ziffern für den Versand 
von Gerste und Malz, sowie für den Bezug von Kolonialwaren. Völlig fehlen Daten 
seitens der größeren Mühlen und der bedeutenderen Weinhandlungen ; auch die 
Gußstahlkugel- und Maschinenindustrie ist nur unvollständig vertreten. Und schließlich 
vermissen wir auch noch eine Reihe Artikel, die erfahrungsgemäß von der Schiffahrt 
besonders häufig und in größeren Mengen befördert werden, wie Brennholz, Schnitt- 
holz, Ton usw. Unter Berücksichtigung dieser Umstände ist es sicher nicht zu hoch 
gegriffen, wenn wir den Jabresgesamtverkehr. welcher unter Ausscheidung von Kohlen 
für die Kettenschleppschiffahrt vom Platz Schweinfurt allein zu erwarten ist, auf 
rund 100000 Tonnen schätzen. 

Auf der Strecke zwischen Schweinfurt und Bamberg kommen hauptsächlich 
die Plätze Haßfurt, Zeil und Eltmann, letztere mit ihrer höchst bedeutenden Stein- 
industrie, in Betracht. Die Schätzungen, welche unser Bezirksgremium Haßfurt für 
die hauptsächlichsten Artikel aufstellte, sind aus der zweiten beigefügten Tabelle 
ersichtlich ; darnach veranschlagt unser dortiges Bezirksgremium den Bezug per 
Wasser für die Amtsgerichtsbezirke Haßfurt und Eltmann auf etwa 41 000, den 
Versand wahrscheinlich auf ca. 86000 Tonnen. Die hohe Ziffer, welche namentlich 
für den Versand angesetzt ist. mag im ersten Augenblick auffallend erscheinen, sie 
ist es aber vielleicht nicht, wenn man namentlich die dort in großen Mengen vor- 
handenen Rohmaterialien, Steine und Holz, betrachtet. Die an erster Stelle in der 
Tabelle aufgeführtc Firma «Deutsche Steinwerke, C. Vetter, A.-G.* in Eltmann 
produziert jährlich ca. 10000 cbm Sandsteinarbeiten, von denen durchschnittlich die 
Hälfte mainabwärts verladen werden könnte. Bei brauchbarer Schiffahrt würde ferner 
ein Versand der anfallenden Sandsteine zu Fundament- und sog. Ratzenmauerwerk 
möglich werden, während gegenwärtig ein Bahnversand nicht lohnend erscheint. Für 
den Posten, der an Schnittholz einzusetzen wäre, ist Voraussetzung, daß ein Teil 
des jetzt als Floßholz zu Tal gehenden Materials in Sägewerken für den Schiffs- 
transport verarbeitet wird. Wenn jedoch — so kalkuliert das Gremium Haßfurt — 
nur etwa der vierte Teil des jetzt in unbearbeitetem Zustand in Eltmann, Dippach, 
Zeil und Knetzgau eingeworfenen Floßholzes künftig als Schnittholz zu Tal gehen 
würde, so sei der Posten in der Tabelle begründet. Nicht eingesetzt ist eine Ziffer 
über den Versand von feinem Eichen-, Buchen- und Kiefernholz für die Möbel- 
fabriken in Bamberg, Fürth und Nürnberg. Eine Schätzung dieser Holztransporte, 
die hauptsächlich aus dem Steigerwald, den Haßbergen etc. kommen, und eventuell 
die Mainstraße bezw. den Kanal benutzen könnten, läßt sich nur schwer durchführen. 

Endlich bringen wir auch noch in der dritten Tabelle das Ergebnis der von 
dem Bezirksgremium Bamberg veranstalteten Umfrage in Vorlage. Auch hiebei 
ist zu berücksichtigen, daß nur ein verhältnismäßiger Prozentsatz, nämlich 45 Firmen, 
sich an der Lieferung des statistischen Materials beteiligten. Eine große Anzahl von 
Geschäften hat sich außer Stande erklärt, einigermaßen zuverlässige Angaben machen 
zu können, und für eine ganze Reihe weiterer Firmen ist eine Schätzung so schwierig, 
daß auch ihre etwaigen Verkehrsmengen außer Betracht gelassen werden mußten. 
Für die große Anzahl kleinerer Geschäfte ist überhaupt eine Schätzung undenkbar. 
Trotz dieser Einschränkungen beläuft sich der angegebene Bezug von Bamberger 
Firmen auf jährlich 56 765 Tonnen bezw. nach Abrechnung der veranschlagten 
Kohlenmenge von 28508 Tonnen auf einen Bezug anderer Waren in Summe von 
28,257 Tonnen. Für den Versand (Talfahrt) ist die Summe von 12 392 Tonnen 
pro Jahr angegeben. Der Jahresgesamtverkehr beläuft sich also nach den bestimmten 
Angaben und abgesehen vom Kohlenbczug auf 40 649 Tonnen. Bei Verteilung der 
angegebenen Ziffern auf die wichtigsten Artikel ergibt sich folgendes Bild ; der an- 



gegebene Bezug verteilt sich auf : 

a) Getreide und Mehl 16000 Tonnen, 

b) Steine und Baumaterialien 6700 

c) Materialwaren, öl, Pech etc 2 447 . 

d) Eisen- und Metallwaren 1 500 . 

e) Kolonialwaren 777 . 

f) Nutzholz 145 . 

g) Verschiedenes 688 . 



28257 Tonnen. 
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Der Versand ergibt für: 



a) Getreide und Mali 7 280 Tonnen« 

b) Steine 3 900 . 

c) Verschiedenes 1212 « 



12 392 Tonnen. 

Auch aus diesen Ziffern ergibt «ich deutlich, daß verschiedene Artikel, wie 
Holz, Kolonialwaren, ferner die Rohprodukte und Erzeugnisse der Bamberger 
Industrie teils gar nicht, teils viel zu gering eingesetzt wurden. Unter Berück- 
sichtigung der verschiedenen Mengen der Erhebungen dürfte also auch für Bamberg 
eine Summe von etwa 100000 Tonnen als zu erwartender Gesamtverkehr für eine 
verbesserte Schiffahrt durchaus nicht zu hoch gegriffen erscheinen. Was Schweinfurt 
vielleicht durch seine Lage stromabwärts voraus hat, das ersetzt Bamberg wohl wieder 
durch seine größere Volkszahl, ferner durch den Umschlagverkehr, der sich bei einer 
Legung der Kette bis Bamberg nach den oberfränkischen Orten und nach dem 
Donau-Main-Kanal zweifellos ergeben wird. Für diese beiden letzteren Relationen 
— Verkehr nach dem oberfränkichen Hinterlande und nach dem Gebiet de* 
Ludwig-Donau-Main-Kanals — hat sich eine einigermaßen verlässige Schätzung aller- 
dings ganz unmöglich erwiesen. Sicherlich wird aber für eine Reihe von Artikeln 
eine teilweise Benutzung des Mains im Verkehr mit dem Hinterlande und der Nürn- 
berger Gegend möglich und rentierend sein. 

Indem wir das vorstehend erläuterte Material, das trotz seiner Lückenhaftigkeit 
gewiß Beachtung verdient. Hohem Kgl. Staatsministerium zur geneigtesten Berück- 
sichtigung unterbreiten, gestatten wir uns noch einige Bemerkungen allgemeinerer Natur: 

Daß die Mainkettenschleppschiffahrt lebensfähig ist, das haben unser* Erachtens 
bereits die Ergebnisse der staatlichen Kettenschlepperei in den letzten Jahren erwiesen. 
Diese Ergebnisse sind um so bedeutsamer, als die letzten Jahre für die Schiffahrt 
absolut nicht günstig waren ; im Winter beeinträchtigte langdauernder scharfer Frost, 
im Sommer ungewöhnliche Dürre vielfach den Verkehr. Trotzdem hat sich nach 
unsern Beobachtungen der Schiffsverkehr auf der Kettenschleppstrecke sichtlich 
gehoben, und insbesondere Würzburg besitzt seit dem Bau des neuen städtischen 
Lagerhauses einen recht respektabeln Schiffsverkehr. Freilich hat sich der Verkehr 
teilweise ganz anders entwickelt, als man ursprünglich wohl erwartete. Den Haupt- 
anteil am Verkehr der Mittel maingegend haben Getreide, Steine, Holz, Kolonial- 
waren, öl, Fett, Pech und sonstige Materialwaren, ferner für die Talfracht Schnitt- 
holz und Gerste. Der Bezug von Kohle ist bisher nicht in dem erwarteten Maße 
eingetreten. Jedoch glauben wir immer noch, daß die Unmöglichkeit, Kohlen zu 
Wasser zu transportieren, keine absolute ist, sondern wohl nur durch die heutigen 
Tarifverhältnisse, durch die mangelnde Organisation und die ungenügenden Ausladever- 
hältnisse bedingt ist. Würzburg könnte wohl, wie dies auch in der Schrift von Dr. Heubach 
über die zukünftige Verkehrsentwicklung auf dem regulierten Main ausgeführt ist, es 
dahin bringen, seinen eigenen Ruhrkohlenbedarf mit Vorteil auf dem Main zu beziehen. 
LTnd wir betrachten cs außerdem absolut nicht für ausgeschlossen, daß auch noch 
für die Obermainplätze ein Kohlcnbezug sich ermöglichen ließe. Wenn wir auch 
bei unserer EnquÖte auftragsgemäß den Artikel Kohle ausgeschieden haben, so 
möchten wir doch darauf hinweisen, daß Kohlentransporte auf dem regulierten Main 
nicht ganz außer dem Bereich der Wahrscheinlichkeit oder Möglichkeit liegen, was 
selbstverständlich ein wichtiger Faktor für die Kettenschleppschiffahrt und ein hoher 
Gewinn für unser von dem Kohlen- und sonstigen Rohstoff-Gewinnungsgebiet leider 
sehr entfernt liegendes und darum für die industrielle Entwicklung vorläufig ungünstig 
situiertes bayerisches Gebiet wäre. Voraussetzung für den rentabeln Wassertransport 
der Kohle würde allerdings — abgesehen von der möglichst weiten Fortführung der 
Kanalisierung des Mains — vor allem sein, daß ftir die Beförderung von Kohlen- 
kähnen ein Ausnahmetarif bei der staatlichen Kettenscbleppschiffahrt bewilligt wird, 
und daß praktische Anlagen für die Löschung und Lagerung der Kohlen hergestellt 
werden ; unter diesen Voraussetzungen würden sich vielleicht auch die weiteren für 
den Kohlenbezug wünschenswerten Bedingungen erfüllen, nämlich die Verwendung 
geeigneter Schleppkähne und die Organisation des Betriebs. Jedenfalls darf nach 
unserer Meinung die Frage des Kohlenbezugs auf dem Flusse nicht gar zu pessi- 
mistisch oder überhaupt gar als ausgeschlossen betrachtet werden. 
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Ein weiterer Punkt, auf den wir hier hinzuweisen uns erlauben, betrifft die 
Umschlagtarife, welche bisher noch den außerbayerischen Mainstationen zustehen, 
während sie den bayerischen Stationen noch versagt sind. Es sind uns bestimmte 
Fälle bekannt, in welchen regelmäßige Transporte, so z. B. ungarisches Mineral- 
wasser zum Versand nach England, billiger mit der Bahn nach Frankfurt zum 
dortigen Umschlag gefahren werden, als dies beim Transport nach bayerischen Main- 
stationen möglich wäre. Die Frage der Umschlagtarife kommt natürlich besonders 
für den Obermain und speziell für Bamberg als den Beginn des schiffbaren Mains, 
in Betracht i für die wünschenswerte Belebung der Schiffahrt auf den Obermainstrecken 
würden derartige Umschlagtarife zweifellos von hohem Einfluß sein, denn es muß 
vor allem das Bestreben bestehen, der Schiffahrt eine lohnende Talfracht zu sichern, 
wodurch allein die Spesen der Bergfahrt wieder ausgeglichen werden können. 

Die bisherige Entwickelung der Mainschiffahrt hat auch gezeigt, daß man 
auch dem Nahverkehr eine gewisse Beachtung schenken soll, zum mindesten mehr 
als dies bei den früheren Untersuchungen über die Belebung der Mainschiffahrt 
geschah. Ein großer Teil des jetzt wieder neu erwachten Schiffahrtverkehrs ist 
nicht etwa ein Fernverkehr zwischen dem Main und weiter gelegenen Rheinplätzen, 
sondern er wickelt sich vielfach am Main selbst ab. Die großen Biegungen des 
Flusses, die ja von jeher für den Fernverkehr als hinderlich angesehen wurden, 
haben doch auch das Gute, daß sie dem Nahverkehr eine reich entwickelte Straße 
bieten. Auch bei der projektierten Fortsetzung der Kettenschleppschiffahrt nach 
Schwein furt und Bamberg dürfte der Nahverkehr, z. B. für Mauersteine, eine Aus- 
bildung linden, von der sich die Interessenten vielleicht selbst noch keine richtige 
Vorstellung machen und der darum auch in unserer statistischen Übersicht nicht 
völlig zum Ausdruck kommt. Wir haben bereits oben erwähnt, daß große Strecken 
des Mainoberlandes mit dem Absatz ihrer Naturprodukte auf Würzburg angewiesen 
sind. Die Entwickelung von Würzburg vollzieht sich, wie schon Dr. Heubach in 
seiner zitierten Schrift (Seite 12) ausgesprochen hat, im Sinne eines Handclsmittel- 
punktes. Die Gerste vom Schweinfurter Gau, der Wein und das Obst von der 
Volkacher Gegend, das Holz vom Frankenwald, den Haßbergen und dem Steigerwald 
finden einen lohnenden Markt in Würzburg. 

Von dem Gesichtspunkt einer Verkehrserleichterung für diesen Handel be- 
grüßen auch wir in Würzburg die etwaige Fortsetzung der Mainkettenschleppschiff- 
fahrt, denn wir sind der Überzeugung, daß jegliche Erweiterung der Schiffahrt dem 
allgemeinen Verkehr und dadurch auch unserem Verkehrszentrum am mittleren Main 
zugute kommt. Wir empfehlen des weiteren die Fortführung der Kette im Interesse 
des Schiffergewerbes, dem eine Ausdehnungsmöglichkeit und eine Zuführung neuer 
Transportaufgaben von Herzen zu wünschen ist. Namentlich aber unterstützen wir 
das Projekt der Weiterführung der Kette im Interesse der Industrieplätze am Ober- 
main, vor allem der mit einer tüchtigen Industrie ausgestatteten Stadt Schweinfurt, 
ferner der wichtigen Sleinindustric bei Eltmann und endlich der Stadt Bamberg mit 
ihrer entwicklungsfähigen eigenen Industrie und dem industriereichen Hinterlande 
von Ober- und Mittelfranken. 

Auch die Weiterführung der Mainkette scheint nach den 
Erklärungen der Kgl. Staatsregierung im Landtag aufgeschoben 
werden zu sollen. Wir würden das sehr bedauern, denn nach 
unserer Überzeugung ist die Schiffahrt auch auf dem Obermain 
recht wohl entwicklungsfähig und zwar sowohl bezüglich des 
eigenen Verkehrs der an der Strecke liegenden Städte und 
Industrieplätze, als auch hinsichtlich des Umschlags für das in- 
dustrielle Hinterland von Ober- und Mittelfranken. 

Mit verhältnismäßig kleinen Mitteln, mit der Korrektion 
des Flußbetts und der Einrichtung der KettenschleppschifFahrt 
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ist der Mainschiffahrtsverkehr im letzten Jahrzehnt nicht unbe- 
trächtlich vorwärts gekommen. Weit günstiger wären freilich 
noch die Verhältnisse, wenn endlich das bedeutsame Projekt 
einer Großschiffahrtsstraße für Bayern verwirklicht würde; 
eine Vorbedingung hiefür, der Abschluß eines Staatsvertrags über 
die Weiterführung der Mainkanalisierung, ist nach neueren Nach- 
richten wohl erfüllt; leider aber mußte dieser Vertrag durch 
ein teueres Zugeständnis, nämlich durch Zustimmung zur Er- 
hebung von Schiffahrtsabgaben, erkauft werden, wie überhaupt 
der ganze Beginn der Arbeiten von der Beschlußfassung des 
preußischen Landtags über die Abgabenfrage abhängig ist. Wir 
bedauern in hohem Maße, daß das seinerzeitige Entgegenkommen 
Bayerns, als noch die Kanalisierung des Untermains in Frage stand, 
nunmehr nicht die gleiche Gesinnung von der Gegenseite fand. Die 
Verkehrsinteressen müssen bei diesem leidigen Verhältnis bedauer- 
licherweise schon lange zurückstehen, und es wäre nur zu 
wünschen, daß das verkehrsfeindliche Projekt der Einführung 
von Schiffahrtsabgaben schließlich doch noch fallen gelassen 
wird, zum mindesten aber, daß die Abgaben nur ganz niedrig 
angesetzt werden. 



Bereits im Vorjahre machten wir darauf aufmerksam, daß 
auf der großen Mainstrecke zwischen Aschaffenburg und Würz- 
burg kein Sicherheitshafen, der für alle Verhältnisse benutzbar 
ist, besteht; denn der einzige Zufluchtshafen der Strecke, jener 
in Wertheim, ist für tahvärtsfahrende Schiffer nicht benutzbar. 
Plötzlich hereinbrechendc Witterungsumschläge könnten unter 
Umständen zu einer Katastrophe für unsere Mainschiffahrt führen. 
Im Interesse unseres Schifferstandes, der mit Unbilden des 
Wetters einen schweren Kampf führen muß, wiederholen wir 
unsere Bitte, daß von Seite der Kgl. Staatsregierung die Anlage 
eines Hafens an geeigneter Stelle ins Auge gefaßt werden möge. 



Die Stellung unserer Mainschiffahrt innerhalb der gesamten 
deutschen Binnenschiffahrt suchten wir auch dadurch zu wahren, 
daß wir beim Zentralverein für Hebung der deutschen Fluß- 
und Kanalschiffahrt die Beiziehung eines eigenen Vertreters für 
die bayerische Mainstrecke in den Vorstandsrat des genannten 
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Vereins beantragten. Nach Mitteilung des Vereins soll unser 
Antrag bei den bevorstehenden grundlegenden Änderungen seiner 
Satzungen verwertet werden. 

Als Vertreter im großen Ausschuß des Zentral Vereins wurde 
von unserer Kammer Herr Kommerzienrat Fritz Lang benannt. 

Schließlich erwähnen wir noch, daß die Vorstandschaft 
unserer Kammer in offizieller Weise auch an der Hauptver- 
sammlung des bayerischen Kanalvereins in Bayreuth teilnahm. 



❖ * 
* 
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B. Bericbt über öle wirtscboftlicbe 

Cage. 

(Gutachten, Ansichten und Wünsche aus Interessenten- 
kreisen.) 



Wir geben die eingelaufenen Berichte im folgenden vollständig objektiv wieder 
und haben uns bei allenfallsigen Änderungen auf das Allernotwendigste beschränkt, 
sodaß in vielen Berichten auch Ansichten zur Geltung gelangen, welche 
von der Kammer nicht geteilt werden; wir müssen daher die Verantwort- 
lichkeit für diese Äußerungen und Wünsche den betreffenden Einsendern über- 
lassen. — Die den Berichten vorangestellten Ziffern bedeuten Tag und Monat der 
Einsendung im Frühjahr 1906. 



Allgemeiner Teil. . 



1. Getreide, Bäckerei. 

Bericht einer Getreidegroßhandlung in Würzburg. (2. III.) 

Wenn schon im Jahre 1904 das Getreidegeschäft am 
hiesigen Platze infolge schwacher Ernte beeinträchtigt war, so 
trat im abgelaufenen Jahre diese Erscheinung noch intensiver 
zutage, da das 1905er Ernteerträgnis hinter dem vorhergegangenen 
nicht nur quantitativ nochmals zurückblieb, sondern auch wesentlich 
geringere Qualitäten lieferte. Besonders Sommerfrüchte hatten 
unter der langen Trockenheit, welche der Blüte folgte, zu leiden. 

Gerste konnte, des Regenmangels wegen, nicht voll aus- 
körnen, verlor an Ansehen und lieferte, wie weiterhin sich zeigte, 
geringere Ausbeute. Von Seite auswärtiger Mälzereien und 
Brauereien brachte man darum unserem fränkischen Produkte 
anfänglich nur geringe Beachtung entgegen, zumal auch gleich 
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die ersten Forderungen unserer Produzenten, mit den Notierungen 
anderer Provenienzen verglichen, zu hoch gestellt waren. Als 
weiterhin die allgemeine Marktlage sich befestigte, das Interesse 
für unsere Provenienz sich auswärts etwas mehrte und eine 
Absatzmöglichkeit nahe gerückt schien, erhöhten unsere Ökonomen 
ihre Forderungen, dazu hauptsächlich durch ihre eigene Presse 
angespornt, dermaßen ins Sinnlose, daß alsbald jede Aussicht 
schwand, größere Schlüsse nach auswärts zu perfektionieren. 

Infolgedessen trat, gerade zu der Zeit, zu welcher Brauereien 
und Mälzereien gewohnt sind, den größten Teil ihres Bedarfes 
einzudecken, nur unsere heimische Industrie als Käufer auf, und 
da unsere Mälzereien in der Hauptsache sich direkt beim Produ- 
zenten einzudecken in der Lage sind, während die Brauereien 
sich, wie die Verhältnisse nun einmal sich gestaltet haben, der 
Vermittelung ihrer Wirte bedienen müssen, so blieb für den 
legalen Handel lange Zeit hindurch wenig zu tun übrig. Erst 
als der Lokalkonsum versorgt und auf ihn als Abnehmer nicht 
mehr zu rechnen war, trat allmählich mangels jedweder nam- 
haften Nachfrage eine völlige Verflauung und ein beträchtlicher 
Preisrückgang ein, welcher es ermöglicht, die zu lange in erster 
Hand zurückgefallenen Bestände allmählich zu plazieren. 

Weizen und Roggen lieferten zwar gute Qualitäten, 
wurden aber nur in Mengen geerntet, welche zur Versorgung 
unserer heimischen Mühlen gerade hinreichen. 

In Hafer endlich war das Erträgnis so gering, daß man 
füglich von einer Mißernte sprechen kann. In diesem Artikel 
war es darum dem Handel Vorbehalten die Versorgung des 
namhaften inländischen Bedarfes fast ausschließlich zu vermitteln. 
Auch die Militärverwaltung konnte unter diesen Verhältnissen, 
entgegen ihrer seitherigen Gepflogenheit, sich dieser Vermittelung 
nicht entschlagen. 

Weiterer Bericht über das Getreidegeschäft aus Kitzingen a. M. 

Dank einer hervorragend günstigen Witterung zur Bestellung 
der Felder, waren die Aussichten im Frühjahr 1905 für die 
Getreide- und Futter-Ernte die denkbar besten. Leider blieb 
seit Juni der unentbehrliche Regen aus, und die folgende trockene, 
stetige Hitze fügte den Feldern unberechenbaren Schaden zu. 
Die Aussichten wurden trüber und trüber. Das zweite Futter 
fiel aus, das Getreide konnte sich vermöge geringen F'euchtig- 
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keitsgehaltes nicht entwickeln, und nur die besseren und best- 
gepflegten Felder hielten noch stand. Frühkartoffeln standen 
größtenteils ab, Gerste und Hafer wurden frühreif und schmälerten 
so den quantitativen als auch qualitativen Ertrag. Nur Korn 
und Weizen als Winterfrüchte fielen zufriedenstellend aus. 
Endlich, aber fast zu spät, stellte sich Regen ein, der den 
Rüben und Kartoffeln noch zugute kam, der jedoch ver- 
hinderte, daß der 3. Kleeschnitt gut unter Dach und Fach kam. 

Die Preise aller Getreide-Arten bewegten sich steigend : 
Weizen von Mk. 8 — 9 per 50 kg 

Roggen „ „ 7—8 „ „ „ 

Hafer „ „ 7 — 8.50 „ „ „ 

und gute Nachfrage gestaltete den Handel lebhaft. 

Gerste stieg von Mk. 7.50 auf 9. — , büßte zuletzt aber 
50 Pfg. ein. In dieser bei uns am meisten gebauten Körner- 
frucht trat wie alljährlich erst später die Nachfrage ein. Die 
im Verhältnis zur diesjährigen Mittelqualität bald gestiegenen, 
hohen Forderungen der Eigner lähmten den Verkauf, und die 
Masseneinfuhr der guten österr. Gersten, mit denen sich die 
großen kapitalkräftigen Brauereien und Mälzereien zum größten 
Teil deckten, machte das Geschäft schleppend und schwer. 

Auch Hafer wurde größtenteils vom Ausland bezogen. 
Wie schon immer hervorgehoben, wirkten auch diesmal besonders 
die genossenschaftlichen Getreidelager schädigend, welche 
zwar erfahrungsgemäß nicht prosperieren, dem Handel jedoch jedes 
Aufblühen unterbinden und zwar hauptsächlich vermöge staat- 
lichem, zinsfreiem Geld und der von Kgl. Proviantämtern, wie 
auch von staatl. und privil. Brauereien ihnen gegenüber geübten 
konzilianten Abnahme mangelhafter Lieferungen. Ihre Steuer- 
freiheit gibt ihnen dazu einen mächtigen Faktor mehr zur Unter- 
bietung des reellen Handels, während alteingesessene, ehrbare 
Kaufleute durch jährlich erhöhte Steuersätze und durch diesjährig 
besonders hohen Zinsfuß nur noch des Namens wegen arbeiten. 

Der Mangel regelmäßigen Schiffsverkehrs machte sich 
für den strebsamen, nach Absatzplätzen suchenden Handel ganz 
merklich fühlbar; es kann nicht oft genug hervorgehoben werden, 
daß ausgedehnte, unbeengte Wasserverbindungen der erstklassigen 
Frankengerste mit ihrem guten Ruf durch billige Frachtsätze 
größere Gebiete erschließen und die Produzenten vom Aus- 
lande unabhängiger machen würden. 
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Bericht einer Firma der gleichen Branche in Schweinfurt. 

(14. II.) 

Besonders mißlich und als ungerechtfertigt wird empfunden, 
daß Lagerhausgesellschaften, Vereine und Genossenschaften die 
vom Staate gestellte Bedingung, nur mit ihren Mitgliedern zu 
arbeiten, nicht einhalten; denn dadurch sind diese Lagerhaus- 
gesellschaften doch weiter nichts als reine Handelsgesellschaften, 
die aber keine Steuern bezahlen und auch noch z. B. Saatgetreide 
zum ermäßigten Frachtsätze erhalten, während der Händler den 
vollen Frachtsatz bezahlen muß. 

Bericht über das Bäckergewerbe aus Bad Kissingen (erstattet 
von Jos. Kuchenbrod, Bäckermeister. 8. III.) 

Die Lage des Bäckergewerbes im Jahre 1905 in Bad 
Kissingen kann im allgemeinen eine befriedigende genannt 
werden. Die Weizenmehlpreise standen im Januar 1905 auf 
26.50 Mk. und Ende Dezember auf 29.— Mk. Falls die Zoll- 
erhöhungen des neuen Tarifs nicht wesentliche Änderungen in 
der Preisgestaltung für Weizen bringen, hätte diese Differenz 
weniger zu bedeuten. Anders verhält es sich mit dem Roggen- 
mehl. Noch Mitte März offerierte mir eine Firma den Doppel- 
zentner für 18.50 Mk., wie überhaupt anfangs des Jahres 
das Roggenmehl sozusagen auf der Straße lag, jeder Müller 
wollte Roggenmehl verkaufen ; dann fand aber im Laufe des 
Sommers eine langsame Steigerung statt (bis 21 Mk.) und endlich 
trat Mitte Oktober und November eine rapide Preissteigerung 
von 21 auf 25 und 25.50 Mk. ein. Es wird unter diesen Preisen 
Roggenmehl No. 1 verstanden. Die Preissteigerung soll auf 
eine allgemeine Knappheit der Roggen- Vorräte zurückzuführen 
sein; es haben aber wohl auch die russischen Wirren einen 
nicht zu unterschätzenden Einfluß darauf, da Rußland ja der 
Hauptproduzent ist. 

Das Fortbildungschulwesen hat in unserem Berufe eine 
gründliche Revision nötig, denn unter den heutigen Verhältnissen 
ist der Lehrerfolg gering, während die jungen Leute beim 
Zusammenkommen in der Fortbildungsschule nur zu Unfug ver- 
leitet werden. Für die Fächer, die hauptsächlich in der Fort- 
bildungsschule gelehrt werden, wie Wechsellehre und Buch- 
führung haben 14- und 15jährige Knaben nicht das geringste 
Interesse, solche Sachen muß man meines Erachtens später in 
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der Praxis lernen. Die Fortbildungsschule bedeutet aber speziell 
für das Bäcker-Gewerbe — ich spreche von kleineren Betrieben 
— eine direkte Schädigung. Wie der Lehrling in der Back- 
stube ist, kann ich ihn nicht zur Schule lassen, er muß also 
vorher eine halbe Stunde „Toilette“ machen und bis er wieder 
heim und in die Backstube kommt, vergeht abermals eine 
Stunde; dies wiederholt sich die Woche zweimal. Im Sommer 
ist der Unterricht gar nachmittags von 3 — 5 Uhr. Diese Zeit 
ist absolut nicht zu vereinbaren mit unserem Gewerbe, sie liegt 
mitten in der Schlafenszeit der Lehrlinge; eine Abänderung wäre 
da sehr nötig. Weit besser als die ganze Fortbildungsschule 
wäre die Einführung eines 8. Schuljahres. Denn wenn jetzt so 
ein junger Mensch mit 12'/g Jahren in die Lehre kommt, ist er 
mit 15'/* Jahren Gehilfe, aber was für ein Gehilfe; gewöhnlich 
ist er körperlich noch nicht in der Lage, einen Teig von 
2 Zentner Mehl zu kneten. 

Bezüglich der Verhältnisse der Gehilfenschaft muß 
darauf hingewiesen werden, daß in den letzten 1 0 Jahren wirklich 
viel getan wurde, und speziell für die Arbeiter im Bäcker- 
gewerbe. Die Aufsichtsorgane wetteifern in der Durchführung 
der gesetzlichen Vorschriften; die Lohnsätze haben sich ver- 
doppelt, und jeder vernünftige Meister wird diesem humanen 
Zuge beistimmen, aber trotzdem wird durch unverantwortliche 
Agitationen die Unzufriedenheit in der Gehilfenschaft immer 
wieder genährt. Vielfach fehlt auch die Einsicht, daß unser 
Gewerbe, zumal in einer Badestadt, eben grundverschieden von 
anderen Branchen ist; in unserem Gewerbe ist es eben nicht 
möglich, die Arbeit zu einer bestimmten Minute hinzulegen wie 
beim Schneider oder Schuhmacher. — Zur Ehre der Gehilfen 
sei aber gesagt, daß es auch noch sehr viele vernünftige 
Arbeiter gibt. 



II. Gärtnerei. 

Bericht des Fränkischen Gartenbauvereins Würzburg. (8. II.) 

Im allgemeinen läßt sich die Geschäftslage und die Ent- 
wickelung der Gemüsegärtnerei mit den Verhältnissen des vorigen 
Jahres vergleichen. Wie damals wurden auch in diesem Jahr 
infolge des anhaltend trockenen Sommers und des hiedurch 
hervorgerufenen Wassermehrverbrauches die Betriebskosten 
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in nicht unwesentlicher Weise erhöht. Eine weitere Folge dieser 
Trockenheit war, daß trotz der aufgewendeten Mühe einzelne 
Pflanzen, wie Sellerie, Karotten u. a., in ihrer Entwickelung 
ziemlich zurückblieben. Die Preise hielten sich im allgemeinen 
in der Höhe der Vorjahre, sodaß der Geschäftsgang im Durch- 
schnitt als ein befriedigender bezeichnet werden kann. Höchst 
nachteilig auf die Preishöhe der Waren des inländischen Garten- 
baues wirkt, wie schon früher betont, die Zollfreiheit der im- 
portierten Gemüse- und Obstartikel. Insbesondere der kleinere 
und mittlere Gärtner hat durch die ihm hiedurch entstehende 
Konkurrenz und den damit verbundenen Einnahmeausfall sehr 
zu kämpfen, um einigermaßen auf seine Kosten zu kommen. 

Die schon in früheren Berichten beschriebenen Pflanzen- 
krankheiten und Parasiten sind auch im Berichtsjahre in 
gleich schädlicher Weise aufgetreten. Nachdem absolut wirkende 
Mittel gegen diese Schädlinge bis jetzt nicht bekannt sind, kann 
auch eine Abnahme dieser Plage trotz angewandter Mühe nicht 
bemerkt werden. Der von Interessenten vertretenen Anschauung, 
daß in dieser Hinsicht erst dann eine Besserung zu erwarten 
sei, wenn die staatlichen Anstalten sich erst einmal eingehend 
mit der Untersuchung dieser Schädlinge (insbesondere Erdflöhe, 
Springer und Gurkenpilz) befaßt haben werden, kann deshalb 
auch beigepflichtet werden. Sichere Bekämpfungsmittel gegen 
diese Krankheiten würden einen wesentlichen Faktor bilden, 
die Gemüsetreiberei Frankens auf der von ihr eroberten Höhe 
zu erhalten und weiter zu entwickeln. 

Der Mangel eines Bahnhofes im südlichen Stadtteil 
von Würzburg soll sich im Berichtsjahr stärker als vorher fühl- 
bar gemacht haben, nachdem w’egen der Unzulänglichkeit der 
dahier erhältlichen Düngerstoffe solche aus einer anderen Gar- 
nison bezogen werden müssen, deren Transport von dem weitab 
entlegenen Hauptbahnhof beträchtliche Mehrausgaben an Fuhr- 
löhnen veranlaßte. 

Die in die Wege geleitete Gründung einer Verkaufsgenossen- 
schaft der hiesigen Gärtner konnte infolge passiven Verhaltens 
einiger Beteiligter nicht verwirklicht werden. 

In der Blumengärtnerei und -Binderei haben sich wesent- 
liche Veränderungen nicht ergeben. Beim Bezug von Schnitt- 
blumen aus dem Auslande war infolge der wiederholt vorher- 
gegangenen Frühjahrsfröste immer noch mit höheren Preisen zu 
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rechnen. Dagegen konnte erfreulicherweise ein Aufschwung der 
Produktion solcher Schnittblumen im Inlande durch Entstehung 
und bessere Entwickelung einschlägiger Kulturen beobachtet 
werden, wodurch die Bedarfsdeckung leichter möglich war. 
Ebenso kann ein beginnender Aufschwung der allmählich zurück- 
gegangenen Veilrhentreiberei konstatiert werden Einige Gärt- 
nereien in Nachbarorten Würzburgs befassen sich neuerdings mit 
diesem Zweig, und können deren Erzeugnisse, die langstieligen 
und großblumigen Veilchen, den besten Wünschen entsprechen. 

Bericht einer Kunst- und Handelsgärtnerei in Würzburg. (9. II.) 

Das Jahr 1905 war für die Gärtnereien ein im allgemeinen 
gutes zu nennen, insofern als nach den meisten Richtungen hin 
keine wesentliche Verschlechterung gegen die Vorjahre zu ver- 
zeichnen ist. Allerdings muß zugegeben werden, daß die 
allgemeine Depression als Folge der I.ebensmittelteuerung auch 
unsere Branche nicht unberührt ließ, zumal es sich dabei meistens 
um reine Luxusartikel handelt. Der Absatz von kleineren Topf- 
und Zierpflanzen hielt sich ziemlich auf der Höhe, während 
Binderei und Verkauf größerer Pflanzen keine beträchtliche 
Schwankung gegen die Vorjahre aufwiesen. 

Die große Hitze der Sommermonate war von nicht geringem 
Einfluß auf Erschwerung und Verteuerung der notwendigen 
Bewässerung. Auch der Umstand, daß nunmehr auch in unserem 
Gewerbe trotz verhältnismäßig hoher Entlohnung meist nur 
ungeschultes und unzuverlässiges Arbeitermaterial zu bekommen 
ist, darf nicht unerwähnt bleiben. 

Die Zufuhr aus Frankreich und Italien ging gut von statten, 
mit Ausnahme der wichtigen Tage wie Weihnachten und Neujahr. 

Bericht über das Baumschulengeschäft (erstattet von 
B. Müllerklein in Karlstadt a. M. 24. II.) 

Das Baumschulengeschäft läßt sich in 4 größere Unter- 
abteilungen zerlegen : 

1. Handel mit Obstbäumen und Fruchtsträuchern, 

2. , „ Zierbäumen, Ziersträuchern und Coniferen 

(Nadelhölzern), 

3. „ . Rosenhochstämmen und -Sträuchem, 

4. „ „ Jungpflanzen (Wildlinge zur Nachzucht.) 
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ad. 1. Wenngleich der Absatz im allgemeinen in Obst- 
bäumen und Fruchtsträuchern sich im verflossenen Jahre 
gehoben hat und wenn auch die Nachfrage in einzelnen Artikeln 
nicht gedeckt werden konnte, so machte sich jedoch im Laufe 
der Herbstsaison eine gewisse Zurückhaltung im Hoch- und Halb- 
stammgeschäft geltend ; umsomehr wurden jedoch Formbäume, 
aller Art bestellt und gepflanzt, ebenso bestand auch bei Frucht- 
sträuchern wie Johannis-, Stachel-, Hirn- und Erdbeeren eine 
normale Nachfrage. 

ad. 2. Infolge der allgemein geringeren Bautätigkeit wird 
die Landschaftsgärtnerei weniger beschäftigt, und ließ dem- 
gemäß der Absatz in diesen Artikeln zu wünschen übrig, wenn- 
gleich in der Übergangszeit vom Herbst 1905 auf Frühjahrs- 
saison 1906 die Nachfrage im allgemeinen in Alleebäumen eine 
kleine Besserung zeigte. 

ad. 3. Schon im Frühjahr 1905 zeigte sich eine ziemliche 
Überproduktion in veredelten Rosen, die sich im Herbst noch 
deutlicher ausprägte, so daß voraussichtlich hierin größere Bestände 
unverkäuflich bleiben werden. 

ad. 4. Die Anzucht der Wildlinge kann für unsere 
Gegend, mit Ausnahme weniger Artikel, nicht in rationeller 
Weise geschehen, und ist gutes Material nur aus klimatisch 
günstigeren Ländern (Frankreich) erhältlich. 

Großen Schaden im Absatz der Fruchtsträucher hat das 
neue Reblausgesetz gebracht. Anstatt, daß die Anpflanzung 
von Reben staatlicherseits gefördert wird, wurde man gezwungen, 
ohne jede Entschädigung für den verursachten Verlust die 
Anzucht der Reben aufzugeben ; hierdurch ist es vielen Garten- 
besitzern unmöglich gemacht, sich Weinreben zu verschaffen. 
Es wäre daher wünschenswert, wenn der Versand wenigstens in 
solche Gegenden gestattet wäre, in denen kein Weinbau getrieben 
wird und für keinen Weinberg Gefahr besteht, verseucht zu werden. 

Wie voraus erwähnt, ist der Bezug der Jungpflanzen zur 
Nachzucht aus klimatisch günstig gelegeneren Ländern nötig 
und wird dieser Import durch den neuen Zolltarif ab 1. März 
1906 wesentlich beschränkt resp. belastet werden. Wie sich 
das weitere Geschäft in dieser Richtung nächsten Herbst ge- 
staltet, läßt sich heute noch nicht beurteilen, jedoch glaube 
ich nicht, daß der Produzent den ziemlich hohen Zoll durch 
Preisreduzierung übernimmt. 
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Durch Übereinkommen der Eisenbahnverwaltungen werden 
seit 1. April 1902 Obstbäume, Eruchtsträucher, Forst- und 
Heckenpflanzen, Wildlinge und Gesträucher als Eilgut zum 
Frachtgutsatz befördert, wenn die einzelnen Stückgüter 3,5 m 
Fänge und 150 kg Schwere nicht überschreiten. So angenehm 
diese Vergünstigung ist, so hat sie durch das festgesetzte 
Maß jedoch den Nachteil, daß es bei Obsthochstämmen in 
den meisten Fällen unmöglich ist, diese vorgeschriebene Länge 
einzuhalten, wodurch die Vorteile dieser Verfügung illusorisch 
werden. Man sollte daher die äußerste Grenze auf 4 — 4,5 m 
Länge festsetzen. 

Fast alle Baumschulenartikel lassen sich in die Eingangs 
erwähnten Gattungen einreihen und genießen die Vorteile des 
ermäßigten Tarifs, nur Rosenhochstämme haben die ver- 
schiedenen Eisenbahnverwaltungen als nicht zulässig erklärt ; 
aber gerade Rosen leiden in der Regel in trockenen Frühjahren 
am meisten auf dem Transport. Es wäre deshalb hier ange- 
bracht, wenn von zuständiger Stelle darauf hingewirkt werden 
würde, daß auch diese Pflanzengattung die Vorteile der Fracht- 
ermäßigung genießen würde. 



III. Brauerei. 

Statistische Angaben über die Würzburger Brauindustrie. 

Die vier Würzburger Brauereien entrichteten im Jahre 11)05 
an Lokalmalzaufschlag 174 322,20 Mk. ; für das «aus dem Stadt- 
bezirk Würzburg ausgeführte Bier betrug die Rückvergütung 
des Lokalmalzaufschlages 75 405,86 Mk., während an Aufschlag 
für nach Würzburg importiertes Bier 71431,34 Mk. vereinnahmt 
wurden. Zu den Ziffern ist zu bemerken, daß ca. 90% des Lokal- 
malzaufschlags von den beiden Würzburger Großbrauereien ge- 
tragen wurden ; der größte Teil des nach Würzburg eingeführten 
Bieres stammt aus Brauereien benachbarter fränkischer Orte, 
der Export Würzburger Bieres bewegt sich hingegen haupt- 
sächlich nach entfernteren Gegenden, namentlich nach Nord- 
deutschland. 

Bericht über die Bierbrauerei in Kitzingen. (15. III.) 

Das Jahr 1905 war wiederum für die hiesigen Brauereien 
in Bezug auf den Bierabsatz infolge des heißen und trockenen 
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Sommers günstig, obgleich im letzten Vierteljahr, wie im Vor- 
jahre, der langdauernde Mostverkauf den Bierkonsum schädigte. 
Der Malzverbrauch der hiesigen Brauereien und derjenigen 
von Repperndorf belief sich im Jahre 1904 auf 33159 hl, im 
Jahre 1905 auf 32 063 hl. 

Die Preise der Rohprodukte waren wiederum hohe. 
Für Gerste wurden 8. — bis 9.50 Mk. pro Zentner bezahlt. Hopfen 
kostete je nach Provenienz zwischen 80.— und 120. — Mk. pro 
Zentner. Die Qualität der Gerste war trotz des trockenen 
Sommers gut und mälzte sich dieselbe vorzüglich. 

Die Bierpreise ließen, wie auch in diesem Jahre, viel zu 
wünschen übrig, und ist es besonders diesem Umstande und 
den immer größer werdenden Ansprüchen der Kundschaften 
zuzuschreiben, daß die Rentabilität der Brauereien von Jahr zu 
Jahr eine geringere wird. 

Bericht einer mittleren Brauerei des Ochsenfurter Gaues. 

(16. II.) 

Kurz zusammen gefaßt kann das Jahr 1905 für die Brauerei 
als kein besonders günstiges Jahr bezeichnet werden. 

Die sehr teueren Rohprodukte haben schon im Voraus 
einen gToßen Teil des Verdienstes aufgezehrt; hat man doch in 
hiesiger Gegend für die Gerste 18 Mk. und für guten Hopfen 
bis zu 550 Mk. per 100 kg anlegen müssen! Das quantitativ 
sehr gute Weinjahr 1904 hat seine für die Brauereien ungünstigen 
Begleiterscheinungen noch lange bis in das Jahr 1905 verspüren 
lassen, und ist es hier besonders der billige Wein sowie der 
Apfelmost, welche im äußersten Maße drückend auf den Bier- 
konsum wirken. 

Die durch die Verwaltungsbehörden ausgegebenen Flug- 
schriften gegen den Alkohol sowie die fast durchgehende Ge- 
nehmigung des Lokalmalzaufschlages — auch bei Gemeinden, 
welche keine oder nur sehr geringe Umlagen bezahlen — bilden 
für das ganze Brauereigewerbe eine nicht zu unterschätzende 
Gefahr, ln wenigen Jahren wird es fast keine Gemeinde ohne 
Lokalmalzaufschlag in unserer Gegend mehr geben, und fast 
überall wird diese Last auf die Schultern der Brauereien ab- 
gewälzt werden. Durch allerlei Umstände bestimmt, sehen die 
Wirte von einer Erhöhung des Bierpreises in den meisten l-'ällen 
ab, und die Konkurrenz, gerade der kleinen Brauereien, sorgt 
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dann dafür, daß sich der Hrauer entweder entschließt, den Lokal- 
malzaufschlag zu zahlen oder Platz für einen anderen Brauer zu 
machen. Nur wenn der Aufschlag von dem Kgl. Ministerium 
unter der Bedingung genehmigt wird, daß der Konsument diese 
Steuer zu tragen hat - dem sie laut Gesetz auch zukommen 
soll — , nur unter dieser Bedingung ist die Steuer eine berech- 
tigte. Das Brauerei ge werbe ist in den letzten Jahren schon so 
reichlich mit direkten und indirekten Steuern bedacht worden, 
daß es bald an der Grenze seiner Leistungsfähigkeit angekommen 
sein wird. Eine für den Staat so bedeutende Steuerkratt, wie 
sie die Brauer darstellen, sollte auch vom Staate gestützt werden, 
denn nur ein blühendes Gewerbe ist in den Stand gesetzt, 
dauernd seinen steuerlichen Verpflichtungen gegenüber dem 
Staate nachzukommen. Derartige Extrasteuern sowie die scharfe 
Konkurrenz machen den Nutzen der Brauereien zu einem sehr 
bescheidenen, und das droht mit Einführung des neuen Zoll- 
tarifes noch schlechter zu werden. 

Sollte das dem Reichstage vorliegende neue Gesetz über 
die Erhöhung der Steuer in der norddeutschen Brausteuergemein- 
schaft unverändert angenommen werden, so wird auch dieses 
Gesetz dazu angetan sein, die süddeutschen Brauereien empfind- 
lich zu schädigen. 

Auf der andern Seite war das aus der 1904er Gerste her- 
gestellte Malz ein gutes (mit guter Ausbeute) zu nennen, und 
der heiße Sommer des Jahres 1905 hat seinen günstigen Einfluß 
auf den Bierkonsum nicht verfehlt. Durch die starke Trocken- 
heit in unserer Gegend ist die 1905er Gerste sowohl im Ertrag 
als auch im Extraktgehalt hinter der 1904 er zurückgeblieben, 
wenngleich sie im Preis bis auf 18 Mk. per 100 kg stieg, um 
nach ungefähr 14 Tagen hohen Preisstandes wieder langsam bis 
auf 17 Mk. und darunter herunterzufallen. 

Bericht einer Bierbrauerei in Marktsteft a. M. (15. II.) 

Im Geschäftsjahr 1904 5 bezifferten sich die Gerstenpreise 
auf 8.50 Mk. bis 9,00 Mk. per Zentner und darüber, also um 
mindestens eine Mark höher als in den Vorjahren, die Hopfen- 
preise (feine Ware) auf Mk. 200 per Zentner, das ist etwas 
niedriger wie im Vorjahre. Durch die höheren Gerstenpreisc 
und andere Steigerungen z. B. in Kohlen, Arbeitslöhnen, Ver- 
sicherungen etc. wurde das Geschäft schwieriger. Sollten die 
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Gerstenpreise durch die kommenden höheren Zölle, wie es zu 
befürchten ist, noch mehr steigen, so wird nach meiner Ansicht 
das Geschäft der Brauerei unrentabel werden, und höherer Bier- 
preis muß dann notwendigerweise kommen. Hiefür sind schon 
Anzeichen vorhanden in der kürzlich geschlossenen Vereinigung 
der Münchener Bierbrauereien zu einer Interessengemeinschaft. 

Unbegreiflich erscheint es bei dieser Geschäftslage, daß 
von den Verwaltungsbehörden den Landgemeinden bei projek- 
tierten Schulhausbauten etc. angeraten wird, Bierakzise einzu- 
führen im Betrage von 60 — 70 Pfg. auf den Hektoliter. Nach 
meiner Ansicht geht man in der Bierbrauerei keinen guten Zeiten 
entgegen, und es wäre sehr zu wünschen, wenn die Kgl. Regierung 
allen Neuerungen oder Vorschlägen, wie weitere Einführung 
von Bierakzisen, Übergang zur Malzsteuer nach dem Gewicht usw., 
entgegentreten würde. 



IV. Wein. 

Bericht einer Weingroßhandlung mit Weingutsbesitz in 

Würzburg. 

Im Jahre 1905 war trotz großer Anstrengungen der Umsatz 
der früheren Jahre wiederum nicht zu erreichen. Es ist nicht 
möglich, mit den billigen Offerten vom Rhein — 250 bis 270 Mk. 
per 1 000 Liter — zu konkurrieren. Auch das Meßweingeschäft hat 
unter der drakonisch-strengen Verordnung (es dürfen die Weine 
weder mit Hausenblase geklärt noch filtriert werden) gelitten, 
und gehen, weil die Abnehmer mit dem unschön aussehenden 
Wein unzufrieden, viele Aufträge nach auswärts ; insbesondere 
werden viele afrikanische Weine bezogen, da solche süßer und 
mundgerechter als unsere Naturweine sind. 

Die Antialkoholbewegung nimmt immer mehr zu, und wird 
besonders in Bädern über den Rückgang des Weinkonsums 
geklagt. 

Die letzten Weinprozesse haben das Vertrauen zum Wein- 
handel vollständig erschüttert, und wäre sehr zu wünschen, daß 
durch präzisere Fassung des Weingesetzes endlich einmal wieder 
Ruhe eintreten würde. 

Es kann buchmäßig nachgewiesen werden, daß das reelle 
Geschäft nur mehr eine Verzinsung des Betriebskapitals von 
3 */ 2 °/o liefert. Unter solchen Verhältnissen bleiben nur zwei 



Digitized by Uoogle 




124 



Wege, entweder sich nach einem anderen Erwerbszweige umzu- 
sehen oder für den, der in dieser glücklichen I^age ist, zu 
privatisieren. 

Warnen möchte ich insbesondere noch vor der Deklarations- 
pflicht des Zuckerzusatzes. Diese wieder hervorgeholte Be- 
wegung geht hauptsächlich von Besitzern erster Lagen aus, die 
ihre Produkte selbst in den geringsten Jahren verkaufen können ; 
aber welchen Schaden die Besitzer der geringen Weinbergs- 
lagen dadurch erleiden würden, ist nicht zu berechnen. Mögen 
doch die Bauern in geringen Jahren nicht einmal selbst ihre 
Kreszenz trinken und greifen zum Bier. Dem Händler kann es 
gleich sein ; wenn die Ware nicht verkäuflich ist, so wird er sie 
auch nicht kaufen, sondern wieder wie früher seinen Bedarf 
vom Ausland beziehen. Im Norden kannte man früher nur Rot- 
wein und als solchen hauptsächlich den Bordeaux. Diese kleinen 
Rotweine sind idle gezuckert, würden aber ohne Deklaration 
nach Deutschland eingehen und so weiter verkauft werden, 
während unsere kleinen Rotweine das Kainszeichen tragen müßten. 

Weiterer Bericht einer Weingroßhandlung in Würzburg. (15. III.) 

Die Geschäftslage in der Weinbranche ist keine gute, ja 
nicht einmal eine normale; es tverden nur billige und billigste 
Weine verlangt, während die feineren Faß- und die guten alten 
Flaschenweine liegen bleiben. Ferner soll nicht unerwähnt bleiben, 
daß die Außenstände nur langsam eingehen, was andererseits 
zu dem Wunsche berechtigt, daß betreffs der hohen Bankzinsen 
bald eine Besserung eintreten möge. 

Bericht eines Weinagenturgeschäftes in Würzburg. (26. II.) 

Obgleich der Umsatz pro 1905 im Bereich des Weinagentur- 
geschäftes ein etwas erhöhter war, so dürfte dennoch das Ge- 
samtergebnis dieser Periode gerade nicht günstig zu nennen sein. 
Ist doch immer und immer wieder mehr denn je die Tatsache 
zu Tage getreten, daß der ganze Konsum sich auf billigere und 
demnach geringere Qualitäten beschränkte, eine Tatsache, die, 
wie ich schon in meinem früheren Berichte anführte, in ihren 
Folgen das materielle Ergebnis selbstverständlich beeinflußt und 
auch Unzufriedenheit verursachte, wodurch der ohnehin schon 
sehr bedrängte Weinhandel gehemmt und immermehr erschwert 
und geschädigt wird. 
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Es dürfte sowohl der Konsum von deutschen Schaum- 
weinen, als auch kleineren Bordeaux-Sorten, ebenso der Bezug 
von französischen Kognaks und Südweinen sich pro 1905 etwas 
vermehrt haben, nicht minder war der Bedarf von Verschnitt- 
weinen ein etwas gesteigerter, und mit Schluß des Jahres be- 
stand sogar in Anbetracht der bevorstehenden Zollerhöhung für 
Süd-, Dessert- und Verschnittweine erhebliche Nachfrage, freilich 
zum größten Teile nur für billigere Sorten. 

Es sei an dieser Stelle wiederholt und mit Genugtuung 
konstatiert, daß auch pro 1905 die Kellerkontrolle im diesseitigen 
Bezirke nennenswerte Beanstandungen nicht zu Tage förderte, 
was um so erfreulicher ist, als man ja bekanntlich auf keinem 
Gebiete des gesamten Erwerbslebens so sehr die Gesamtheit für 
einzelne Vergehen oder Auswüchse, die ja leider überall Vor- 
kommen, verantwortlich zu machen sucht, wie dies gerade in 
der Weinbranche der Fall ist. Es sei mir erspart, hier einzelne 
vorgekommene Fälle anzuführen, aber ich kann mich nicht der 
landläufigen Bemerkung enthalten, daß es doch sehr übel ange- 
bracht ist, .jeweils das Kind mit dem Bade ausschütten zu 
wollen“. Bringe man doch ruhig die Fälscher und Betrüger da- 
hin, wohin sie gehören, aber lasse man auch den reellen und 
legalen Handel in Ruhe, denn es herrscht im Weinverkehr noch 
Treue und Glauben, dem gewiß Schutz und Wohlwollen unge- 
schmälert zu teil werden muß. Die bestehenden Gesetze und 
Verordnungen sind sicherlich dazu angetan, die Betrüger und 
Fälscher unschädlich zu machen, und es ist eine betrübende, 
aber gerade in der letzten Zeit häufig wiederkehrende Erschei- 
nung, daß mit dem Augenblick, wo ein Mißstand im Weinhandel 
zu tage tritt, man von allen Seiten über den Weinhandel herfällt, 
um schließlich ihm überhaupt die Existenzberechtigung ab- 
zusprechen. 

Möchte es den berufenen Faktoren gelingen, allen ungerecht- 
fertigten Anschuldigungen und Verdächtigungen gegenüber auf- 
klärend und beruhigend entgegenzuwirken, um dem Weinhandel 
die schon so lang ersehnte Ruhe, deren er so dringend bedarf, 
zu bringen. 

Bericht einer Weingroßhandlung in Kitzingen a. M. (14. 11.) 

In der Wirtschaftsgeschichte des deutschen Reiches wird 
«las Jahr 1905 eine vorzügliche Note erhalten; Industrie un«l 
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Handel haben einen ungeahnten Aufschwung genommen, die 
Ausweise der Staatseisenbahnen sind beredte Zeugen hiefür. 
Um so lebhafter muß man es bedauern, daß der Wein- und 
Spirituosenhandel einen so geringen Anteil hieran hat. Es wird 
sich im allgemeinen trotz der Antialkoholbewegung eine kleine 
Steigerung der Umsätze, auch in besseren Sachen, konstatieren 
lassen ; allein eine rechte Freude hieran kann nicht aufkommen, 
da der prozentuale Nutzen, sowohl im Wein- als auch im Spiri- 
tuosenhandel, von Jahr zu Jahr zurückgeht. Die Ursachen hierfür 
zu erläutern, würde den Rahmen eines derartigen Berichtes 
überschreiten. Wenn es im Berichtsjahre fast allen Branchen 
gelungen ist, höhere Verkaufspreise zu erzielen, so läßt sich in 
unserer Branche relativ ein stetiger Rückgang der Preise kon- 
statieren. Zum größten Teil hat hieran die Konkurrenz auf den 
Absatzplätzen schuld, der, ohne genügend eigene Mittel und 
jeder Fachkenntnis bar, leichtfertigerweise jeder Warenkredit 
eingeräumt wird, und die dann, um ihren dringendsten Verbind- 
lichkeiten gerecht zu werden, um jeden Preis Umsätze zu erzielen 
sucht, zum Nachteil des legalen Handels, der mit hohen Spesen etc. 
kalkulieren muß. Gerade letztere sind im Berichtsjahre durch 
Steigerung der Arbeitslöhne, der Preise für Flaschen, Fässer etc. 
wieder bedeutend gestiegen. Der Handel in Spirituosen war 
noch besonders beeinträchtigt durch ungerechtfertigt hohe Sprit- 
preise, die auch nach dem glänzenden Ausfall der Kartoffelernte 
in Norddeutschland nicht annähernd genügend im Herbst redu- 
ziert wurden. 

Die Einkaufsgelegenheit war bis Juni eine günstige in- 
folge glänzender Herbstaussichten, die aber leider durch Reb- 
krankheiten zerstört wurden. Ganz besonders an der Mosel, 
deren Weine sich immer noch weitaus und mehr denn je der 
Bevorzugung durch die Konsumenten erfreuen. Infolge dess 
qualitativ und quantitativ günstigen Ernteausfalles des Jahres 1904, 
sowohl in ausländischen Verschnittweinen als auch in deutschen 
Rotweinen, konnten sehr vorteilhafte Einkäufe in Rotwein erzielt 
werden, und wurde speziell auch am hiesigen Platze infolge des 
am 1. März 1906 in Kraft tretenden neuen Zolltarifes recht aus- 
giebiger Gebrauch davon gemacht. Lebhaft bedauert muß auch 
an dieser Stelle wieder werden, daß sich der Geschmack des 
Publikums, speziell in Norddeutschland, immer noch nicht unseren 
gesunden Frankenweinen zuwendet , obwohl einige hiesige 
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größere Firmen weder Mühe noch Kosten scheuen, eine geeig- 
nete, gediegene Reklame hierfür zu machen und letztere durch 
die Qualität der Weine unterstützen. 

Welche Schädigung der reelle Handel durch die bekannten 
Weinprozesse erleiden muß, braucht hier wohl nicht erst er- 
wähnt zu werden. Die Erregung in der Pfalz ist erklärlich, 
aber die besonneneren Elemente sollten davon abhalten, aus 
dieser Erregung heraus nach der Gesetzgebungsmaschine zu 
rufen. Das Weingesetz hat sich mit Ausnahme des § 2 Absatz 4 
bewährt. Wenn das Wort „Erheblich“ durch eine bestimmte, 
allen Produkten Rechnung tragende Zahl ersetzt werden kann, 
soll es geschehen. Vor allem aber muß dem Handel endlich 
Ruhe gelassen werden, denn schon spricht und schreibt man 
von der Weinsteuer! Wenn auch dieses Gespenst erst von 
der Ferne droht, so darf schon jetzt nichts unterbleiben, den 
maßgebenden Stellen deren Unmöglichkeit vor Augen zu halten. 
Gerade der unterfränkische Weinbau mit seinen billigen Sorten 
würde am schwersten betroffen, wenn eine solche Steuer in 
Bundesgenossenschaft mit der Reblaus ihm nicht überhaupt den 
Todesstoß geben würde. Es wird nötig sein, die Winzer auf- 
zuklären, mit dem Handel, in dem sie immer noch ungerecht- 
fertigterweise ihren Feind sehen, in dieser Sache einig zu gehen, 
und können sich solche Herren, die infolge ihrer Stellung als 
Abgeordnete etc. Einfluß besitzen, ein großes Verdienst in dieser 
Richtung erwerben. Allerdings müßten Parteiinteressen aus dem 
Spiele gelassen werden. 

Gelegentlich eines Weinprozesses im Jahre 1904 und eines 
Rumprozesses im Berichtsjahre hat sich herausgestellt, wie oft 
das Wohl und Wehe eines ehrbaren Kaufmannes von dem amt- 
lichen Nahrungsmittelchemiker abhängig ist, umsomehr, 
wenn dieser zugegebenermaßen benötigte Auskünfte von einem 
„Sachverständigen“ einholt, die dieser ablehnt, vor Gericht zu 
vertreten. Mein Vorschlag geht dahin, daß, wie in Nord- 
deutschland, von seiten des betreffenden, aufsichtführenden Richters 
durch Vorschläge und Vermittelung der Handelskammer ständige 
Sachverständige für eine gewisse Zeitdauer, vielleicht für drei 
Jahre ernannt würden, die dann, vereidigt, dem amtlichen Chemiker 
lür F'achfragen, dem Richter für Voruntersuchung und Verhand- 
lung, zur Verfügung stünden. Gerade für Voruntersuchungen 
würden sich solche vorzüglich bewähren und manchem reellen 
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Geschäftsmann die Scherereien einer öffentlichen Verhandlung' 
ersparen, die wie in oben erwähnten Fällen mit Freispruch 
endet. Derartige Sachverständige im Ehrenamte würden auch 
vor Gericht mehr Autorität besitzen, als solche von der Ver- 
teidigung vorgeschlagene. 

Hieran anschließend möchte ich auch an die Kgl. Unter- 
suchungsanstalt das Ansuchen richten, ihre Arbeitskräfte zu ver- 
mehren und wie in früheren Jahren wieder Untersuchungen 
von Wein und Spirituosen für den Handel gegen entsprechende 
Bezahlung vorzunehmen. Man ist gegenwärtig auf private Unter- 
suchungen angewiesen, und es wird wohl zugegeben werden, 
daß solche vor Gericht nicht die Autorität besitzen, als solche 
der Kgl. Anstalt. 

Zu diesem Gebiete gehört auch die geeignete Bezeichnung 
von Spirituosen und deren Verschnitten, speziell von 
Kognak und Rum als Hauptartikeln. Es wäre endlich an der 
Zeit, daß vom Bundesrat die Begriffe „Kognak“, „Rum“, 
„Rum-Verschnitt“ etc. gesetzlich festgelegt werden ; Erhebungen 
bei den Fachvereinen sind genügend gepflogen und für das 
Reichsnahrungsmittelbuch ausgearbeitet. Nicht oft genug kann 
betont und gefordert werden, das Wort „Kognak“ als Gattungs- 
name zu behandeln. Frankreich hat keinen Anspruch mehr 
darauf, nachdem, zuletzt in Lüttich, nachgewiesen wurde, daß 
Frankreich 10 mal mehr Kognak exportiert als es selbst brennt, 
seinen eigenen Konsum gar nicht eingerechnet. 

Wie bekannt treten am 1. März 190ß für Weine unter und 
über 14% Alkoholgehalt verschiedene Zollsätze in Kraft. Sollte 
eine internationale Vereinbarung dahin nicht getroffen werden, 
daß die eventuellen Angaben des Auslandes anerkannt werden, 
so darf man wohl hoffen, daß auch die Beamten der Kgl. Neben- 
zollämter derartig ausgerüstet werden, daß solche im stände 
sind, den Alkoholgehalt selbständig zu bestimmen, und daß es 
sich nicht nötig macht, wie seither bei Verschnittweinen zur 
Bestimmung des Extraktgehaltes Proben an das Hauptamt senden 
zu müssen. 

Was die Frostgefahr bei Versendungen in den Winter- 
monaten an belangt, so kann man wohl in absehbarer Zeit auf 
Eilgutbeförderung zum gewöhnlichen Tarife nicht rechnen. Heiz- 
wagen haben sich gar nicht bewährt. Mein Vorschlag geht 
dahin, die Bahnverwaltungen zu veranlassen, vorerst in den 
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Monaten November und Dezember probeweise an einem be- 
stimmten Tage der Woche, nach 4—6 Hauptabnahmeplätzen, 
wie Berlin, Leipzig, Chemnitz, München etc. direkte Wagen 
gehen zu lassen. Es wird dies um so leichter sein, als die Güter- 
stationen ohnedies gehalten sind, mindestens 2000 Kilo Gut 
direkt zu laden, und würde beispielsweise Ware nach Leipzig 
nur 20—22 Stunden unterwegs sein. 

Weiterer Bericht aus Kitzingen. (21. II.) 

Germania und La France — beide» Damen sehr ehrwürdigen 
Alters, Nachbarinnen, und doch so verschieden! Germania muß 
ihre Not jedem klagen, La France wäscht die schwarze Wäsche 
hübsch zu hause. Der Fall S. in M. beweist dies. Was wurde 
für ein Geschrei in allen deutschen Zeitungen erhoben, wie drang 
der Ruf in alle Weltgegenden ! Daß S. sich einer strafbaren 
Handlung schuldig gemacht, ist zweifellos, aber mußte man die 
Angelegenheit so an die große Glocke hängen? In der Nähe 
von Bordeaux hatte sich seinerzeit ein Weinhändler einer straf- 
baren Handlung durch Herstellung von Tresterwein schuldig ge- 
macht ; man ließ den Mann '/» Million Francs zahlen, stellte ihn 
unter scharfe Kontrolle, die Interessenten wußten darum, aber 
die ganze Gegend war nicht dem Fluche der öffentlichen Blamage 
verfallen. Die Folgen des Prozesses, namentlich aber die Rufe 
der bayerischen Abgeordneten nach noch schärferen Maßregeln 
konnte man auf den letzten Winterreisen fühlen. Was weiß der 
Trinker, wo Mußbach und wo Kitzingen liegt ; beides sind 
bayerische Orte, ergo beide verdächtig, und jeden Tag mußte 
sich der Reisende vorwerfen lassen, wie unreell der Handel in 
Bayern sei, während man anderwärts keine Klagen kenne. Die 
liebe außerbayerische Konkurrenz beutet das Ganze für sich aus, 
und wir haben das Nachsehen. 

Ebenso schädigend hat die Rede des Sozialisten Ehrhardt 
gewirkt, und ist es zu bedauern, daß niemand den Mut gefunden, 
den Herrn zu korrigieren. Konnte keiner der hohen Herren 
eine Lanze für Kitzingen brechen? Oder sollte wirklich nicht 
bekannt sein, was Kitzingen im Weinhandel leistet? Im 
Jahre 1905 zahlte der Kitzinger Weinhandel allein 115 520 Mk. 
Zoll für ausländische Weine und Spirituosen, wahrlich eine sehr 
bedeutende Summe für eine Stadt dieser Größe ! Diese Summe 
erhöht sich aber noch tatsächlich, wenn man bedenkt, daß viele 
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Weine verzollt ab Hamburg, Bremen etc. angeliefert werden. 
Bezogen wurden im gleichen Jahre in Quantitäten über ö00 Kilo 
durch die Bahn 3450 Tonnen = 69 000 Zentner. Dazu kommen 
also noch die vielen Bezüge kleiner Quantitäten und ca. 8000 Zentner 
Verschnittweine, welche meist zu Wasser angeliefert wurden. 
Endlich ist nicht gerechnet, daß der Kitzinger Handel sehr vieles 
aus der Gegend per Achse bezogen hat ; dies sind auch Tausende 
von Hektolitern. 

Die 4 000 000 \lk., welche die hiesige Post an Postan- 
weisungen abliefert, kommen zum größten Teil auf den Wein- 
handel, denn die sonst noch hier etablierten Fabriken der Roß- 
haar- und Farbenbranche, die Faßfabriken, Konfiserieindustrie etc. 
bekommen ihre Gelder teils durch 3 Monatwechsel, teils durch 
Girokonto oder als Geldbriefe, während der Weinhandel einen 
sehr großen Teil seiner Außenstände (gut 5 / g ) durch Postan- 
weisung bekommt. Große Posten fließen natürlich auch auf 
anderem Wege dem Weinhandel zu; eine Stadt mit 8000 Ein- 
wohnern, in welcher allein 6 Banken existieren und welche 
nebenbei noch zu den besten Kunden der Würzburger Filialbank 
zählt, sollte man suchen. 

Man gehe doch nach dem Rheingau, der Mosel, der Pfalz, 
und man wird unter den Käufern erstklassiger Gewächse stets 
Kitzinger Firmen finden, und die Vertreter auswärtiger größter 
Häuser können sich über die Abschlüsse, welche gemacht 
werden, nicht genug wundern. 

Das ewige Rufen im Landtag und Reichstag nach ver- 
schärfter Kontrolle ist für Kitzingen sicher nicht angebracht, 
denn hier konnte man wohl nicht schärfer kontrollieren. Man 
nahm nicht bloß das Huhn, sondern auch das noch nicht gelegte 
Ei unter die Lupe. Auch Bücherkontrolle fand statt; also an 
den Kontrolleuren liegt es nicht, sie haben ihre Schuldigkeit 
getan. Daß man aber nichts fand, außer dem nebensächlichen 
Zusatz von Salizylsäure zu Muskatlikören, welcher nebenbei be- 
merkt vom Oberlandesgericht zu Köln als erlaubt angesehen 
wurde, das beweist, daß eben nichts zu finden war, trotz aller 
Verdächtigungen. 

Und doch muß Franken am meisten unter dem neuen Wein- 
gesetz leiden ; alle Warnungen blieben unbeachtet, und jetzt 
sitzt man in der Klemme. Man hat doch gehofft, daß die Mosel 
infolge ihrer Fehlernte, welche auf 23 000 000 Mk. geschätzt 
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wird, wieder nach Franken zum Einkauf kommen würde, aber 
man hatte sich arg getäuscht. Einige Probewagenladungen 
kamen vor, aber dabei verblieb es, und mit Neid hört man, daß 
es Tage gegeben hat, an welchen im Oberland der Pfalz, in den 
Orten Böchingen, Flemmlingen, Burweiler, bis zu 500 Fuder 
meist für die Mosel gesiegelt wurden. Daß der Handel von 
den 1905er Frankenweinen nicht mehr aufgenommen, liegt an 
der Qualität. Ohne eine Verbesserung ist eben das meiste nicht 
zu brauchen, da infolge der baldigen, verregneten Lese sich viel 
grasige Apfelsäure gebildet hatte, welche eben bei der Gärung 
durchfiel, während der grasige Geschmack blieb. Aber der 
Handel ist zu ängstlich geworden, um die Verbesserung zu 
wagen, und der Winzer kann kaum reell zuckern; meist miß- 
glückt es ihm, da er nicht Maß und Ziel in den Zusätzen 
halten kann. 

Das Geschäft in kleinen Faßweinen war natürlich durch 
eben geschilderte Verhältnisse auch wesentlich kleiner als sonst, 
und gilt es eben, den Ausfall durch Verkauf anderer Weine zu 
ersetzen. Wer aber mit offenen Augen herumreist und sieht, 
wie der Deutsche im hohen Norden seine Bordeauxweine wie 
früher trinkt und daß das mit soviel Fleiß bearbeitete Feld jetzt 
ohne nennenswerten Ertrag bleibt, sieht mit Bangen für den 
heimischen Weinbau in die Zukunft. 

Es fehlt nur noch eine Weinsteuer oder die Deklarations- 
pflicht für verschnittene Weine, dann dürfen alle Weinberge in 
Franken, wo noch ein Pflug geht, verschwinden. Es sollen ja 
die Verfehlungen nicht beschönigt werden, aber das Schreien 
nach noch mehr Schutz, nach noch mehr Kontrolle, ist so krank- 
haft wie seinerzeit die Hexenprozesse. Im Bistum Würzburg 
wurden 1627 — 1628 163 Hexen verbrannt; wenn heute noch so 
etwas möglich wäre, würde die gleiche Zahl an mißliebigen 
Weinhändlern erreicht werden können. 

Deshalb Vorsicht, zugleich aber auch Anerkennung unseren 
eigenen Richtern, welche vielfach den Übereifer mancher Herren 
zum großen Arger derselben erst prüfen und dann urteilen und 
zwar, wie selbst der Nichtbeteiligte gestehen muß, gerecht urteilen. 

Weiterer Bericht aus Kitzingen a. M. (21. II.) 

Der Gang des Geschäftes im Weinhandel ist nicht besser, 
sondern schlechter geworden. Die allgemeine wirtschaftliche 

9 * 
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Lage trägt sehr viel dazu bei, denn die Konsumenten trinken 
mehr Bier und alkoholfreie Getränke, weil dieselben augenschein- 
lich billiger kommen als Wein, wenngleich für denselben nur 
Preise von 50 Mk an angelegt werden. 

Die Pfalz und Rheinhessen sind für den unterfränkischen 
Weinhandel immer noch die größten Konkurrenten. Bei der 
Weindebatte im bayerischen Landtag im Januar ds. Js. wurde 
von einer Seite gesagt : „Wenn der Kitzinger Wein, der in 
solcher Menge fabriziert werde, aller ächt wäre, müßte Unter- 
franken so groß sein wie ganz Bayern.“ Bei derartigen schreck- 
lichen und ganz ungerechtfertigten Verdächtigungen des 
fränkischen Weinhandels kann der Konsum von Wein nicht 
zunehmen, und der Frankenwein gewinnt auch nicht an Renommee, 
trotz des schönen „Buches vom Frankenwein“. Die berufenen 
Stellen und Vereinigungen sollten dagegen Stellung nehmen. 

Sehr zu wünschen wäre, wenn das Industriegeleise der 
Mainländebahn ehestens hergestellt würde, damit diese Ein- 
richtung auch dem Weinhandel wie überhaupt der ganzen Stadt 
zu gute käme. 

Zum Schlüsse sei noch bemerkt, daß die geplante und in 
Aussicht stehende verschärfte Keller- und Buchkontrolle dem 
reellen Weinhandel und indirekt dem Weinbau mehr schaden 
als nützen würde. 

Bericht einer Weingroßhandlung in Schweinfurt. (9. II.) 

Der Geschäftsgang des abgelaufenen Jahres 1905 bewegte 
sich, gleich den vorhergegangenen Jahren, in normalen Bahnen. 

Die Nachfrage des konsumierenden Publikums geht haupt- 
sächlich nach leichten und mittleren Weinen, wovon die seit 
Jahren so beliebt gewordenen Moselweine immer noch im Vorder- 
grund des Interesses stehen, während die feinen Rhein- und 
Pfalzweine vom deutschen Markte immer mehr verdrängt werden. 
Auch in Skandinavien, wo sonst schwere Rhein-, Pfalz- und 
Frankenweine sehr begehrt waren, ist die Nachfrage nach Mosel- 
weinen eine sehr lebhafte geworden. 

Das Weinjahr 1905 brachte uns einen befriedigenden Ernte- 
ausfall, wenn auch die Hoffnungen hinsichtlich Qualität und 
Quantität teilweise geschmälert wurden. So viel ich jedoch bis 
jetzt nach dem ersten Abstich des „Neuen“ zu konstatieren in 
der Lage bin, liefert das Jahr 1905 einen für den Konsum sehr 
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brauchbaren Wein, welcher dem Weinhandel als flüchtiger, 
rassiger Wein recht willkommen ist. Der 1904 er hat sich in 
jeder Beziehung vorzüglich entwickelt und den auf ihn gesetzten 
Hoffnungen entsprochen. Ich glaube nicht, daß seit 1893 etwas 
gleich Vorzügliches gewachsen ist. Die 1904 er Bordeauxweine, 
welche sich durch Fülle, Reife und ausgeprägtes Bukett aus- 
zeichnen, bauen sich wunderschön und versprechen durch ihre 
hervorragenden Eigenschaften einen vorzüglichen Jahrgang ab- 
zugeben. Durch die günstige Ernte der 1904 er Bordeauxweine 
sind jene des Jahres 1905 bis jetzt noch wenig gefragt, und 
scheint sich der Handel damit vorerst nicht umfangreich zu 
gestalten. 

Leider muß ich an dieser Stelle konstatieren, daß das kon- 
sumierende Publikum — infolge der Weinprozesse in der Pfalz — 
dem Weinhändler mit sehr viel Mißtrauen begegnet, wodurch 
die Kauflust teilweise recht geschwächt und der ohnehin schwierige 
Verkauf noch mehr erschwert wird. Eine einheitliche Keller- 
kontrolle, ausgedehnt auf die nicht weinbautreibende Gegend, 
wäre sehr wünschenswert. 

Schließlich wiederhole ich hiermit noch mein Ersuchen, für 
den Frankaturzwang der zu retournierenden Emballagen ein- 
zutreten. 

Bericht einer Weinhandlung in Mainstockheim. 

Die Weinberge, welche gut überwintert hatten, zeigten im 
Frühjahr gesundes, kräftiges Holz, und die Gescheine waren 
voll und ganz. Im Mai traten Fröste ein und zerstörten einen 
großen Teil der Hoffnungen. Immerhin war noch Aussicht auf 
guten Erfolg für die vom Frost frei gebliebenen Gelände : Sonne 
alle Tage, Regen gar nicht; man dachte an 1865 und 1868. Da 
trat im August kalter Regen ein, und es regnete Tag für Tag; 
die Sonne ließ sich nicht mehr sehen und die Trauben fingen 
an, vor ihrer vollen Reife zu faulen. Die Winzer wurden klein- 
mütig und die Lese wurde festgesetzt. 

Für den Handel nach dem Norden haben unsere Weine 
ihren Wert verloren, denn sie brauchen Jahre, bis sie zum Ver- 
sand fertig werden, und sind für des Nordländers Zunge nicht 
mundgerecht. Nur im Süden, für Kenner eines reinen Tropfen 
Frankenweines, finden unsere Weine Absatz. Und in den Städten 
unserer nahen Umgebung haben unsere Möstc die gebührende 
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Beachtung gefunden und werden dort gerne getrunken. Des- 
halb vollzog sich der Verkauf des Mostes schlank, wenn auch 
zu mäßigen Preisen. 

Der Weinhandel gestaltet sich von Jahr zu Jahr schlechter. 
Wir haben dabei zu beachten: 1. die allgemeine ungünstige 
Lage der Käufer, welche durch Verteuerung aller Konsumartikel 
des alltäglichen Lebens an Kaufkraft und Zahlungsfähigkeit ein- 
gebüßt haben, 2. die andauernde Vorliebe für billige Moselweine, 
mit denen unsere Frankenweine nicht in Konkurrenz treten 
können, weil wir am Alten festhaltend, der Kunst der Mosel 
nicht gleich kommen, welche ihre Weine schon einige Monate 
nach dem Herbste versandreif in den Handel bringt, 3. die 
Antialkoholbewegung, welche durch lärmende Propaganda doch 
manchen irre macht, und 4. das Unwesen der Beamten- und 
anderer Vereine, darunter nicht am wenigsten der Winzervereine, 
dann sogenannter Weinbergsbesitzer, welche durch Regierung 
und hohe Beamte besonders empfohlen werden. 

Wir treten in das Jahr 1906 mit geringer Hoffnung ein, 
und wohl dem, der, in mäßigen Verhältnissen lebend, der Zukunft 
ohne Besorgnis entgegensehen kann. 

Bericht über den Weinhandel aus Klingenberg a. M. 

Der 1905er gestaltete sich zu einem guten Mittelwein, wenn 
auch die Qualitäten mancher Bezirke infolge der Fäule, welche 
durch schlechtes Wetter in den Reifemonaten hervorgerufen, 
beeinträchtigt wurden. Das Geschäft beschränkte sich im Jahre 1905 
hauptsächlich auf Konsumweine , während bessere Flaschen- 
weine wenig gesucht waren. Infolgedessen gingen die Preise 
der ersteren wesentlich in die Höhe, sodaß der Einkauf mit dem 
Verkauf hinsichtlich der Preise nicht gleichen Schritt halten 
konnte und so den Nutzen fühlbar reduzierte. Bessere Flaschen- 
weine älterer Jahrgänge gingen aus diesem Grunde und durch 
den derzeit vorherrschenden allgemeinen Geschmack des Pub- 
likums für jüngere, spritzige Weine im Preise wesentlich zurück. 
Außerdem machte sich die Antialkoholbewegung immerhin auf 
den Umsatz fühlbar. Unter den aufgeführten Umständen war 
das verflossene Jahr für den Weinhandel kein günstiges zu 
nennen. Es wäre notwendig, von seiten der Regierung darauf 
zu drängen, daß die Kellerkontrolle in preußischen Weinbau- 
distrikten ebenso scharf durchgeführt wird, als in den bayerischen, 
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was bis jetzt zum großen Schaden der letzteren nicht der Fall 
sein soll. Eine namhafte Hebung des Weinbaues könnte dadurch 
herbeigeführt werden, wenn neue süße Weine (Möste) wie Obst 
und Gemüse als Eilgut unter Frachtgutsatz befördert werden 
könnten. Es wäre dadurch den fernliegenden Städten und Be- 
zirken Gelegenheit gegeben, süßen Most trinken zu können, 
ohne daß der Preis durch die hohe Eilgutfracht sich zu sehr 
erhöhen würde. Durch den so gesteigerten Konsum würde sich 
die Frachtermäßigung für die Eisenbahnverwaltung mehr wie 
ausgleichen. 

Bericht eines Weinbergbesitzers in Escherndorf. (2. II.) 

Die allgemeine Geschäftslage für den Weinbau ist zurzeit 
keine besonders günstige. Die trockene Hitze im Sommer, 
so nützlich sie für den Weinstock war, veranlaßte das F'ort- 
schafFen manchen Stückes Vieh im Sommer, und noch mehr bei 
Winteranfang, wenn anch das Vieh nicht so verschleudert wurde 
wie im sogenannten Notjahr 1893. Das regnerische Wetter im 
September und Oktober bewirkte aber auch eine bedeutend 
geringere Qualität, als sowohl seitens des Weinhandels wie des 
Weinbauern vom Jahrgang 1905 erhofft wurde. 

Wenn die Weinpreise für den 1903er und 1904er Wein 
vereinzelt etwas stiegen, so nutzte das bloß den wenigen Bauern, 
die noch im Besitze dieser vorzüglichen Ware waren. Vom 
1905 er Most wurde ein bedeutender Teil hier ab Kelter von 
Würzburger und anderen Firmen zu 25—55 Mk., je nach Quali- 
tät, per Hektoliter gekauft. Mancher, dem der Preis zu niedrig 
war, gab dennoch in Rücksicht auf das große Quantum — 
10 — 11 hl wurden durchschnittlich per Morgen geerntet — ab. 
Nach dem ersten Abstich ging das Geschäft in Most zu den- 
selben Preisen fort. Das finanzielle Ergebnis ist unter diesen 
Umständen nicht sonderlich befriedigend. 

Die Ausgaben für Arbeiter und Weinbergpfähle steigen 
fortwährend. Die Verteuerung des Pfahlholzes ist insbesondere 
durch die Anlage von Eisenbahnen auf der uns entgegengesetzten 
Seite des Steigerwaldes veranlaßt ; die Fracht zu uns per Achse 
(zurzeit 50 Pfg. pro Bürde zu 100 Stück) hat sich natürlich nicht 
gemindert. Eine Fortführung der Bahnlinie Seligenstadt— Volkach 
zum Steigerwald würde dies bessern, ohne die Interessen der 
Waldbesitzer zu. schädigen. 
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Durch die Erweiterung des Telephonnetzes Volkach sowie 
die Einführung des Notdienstes ist uns eine allgemein gewünschte 
Verbesserung für Krankheitsfälle, Feuersgefahr etc. geschaffen. 

Bei einer kürzlich abgehaltenen Versteigerung mehrerer 
Weinberge wurden die seitherigen Preise erzielt; es ist dies 
auch ein Beweis dafür, daß den Arbeiten der Reblauskommission 
Vertrauen entgegengebracht wird und daß die Gehässigkeit und 
das Hetzen gegen dieselbe zumeist auf Unkenntnis der Sachlage 
oder auf persönliche Wichtigtuerei zurückgeführt wird. Auf den 
Wert unserer hiesigen Weinbaufläche läßt die Ausfuhr des Jahres 
1905, laut Eichbuch rund 4000 hl, schließen. 

Eine Verbreiterung des Ortsverbindungsweges Escherndorf- 
Köhler oder doch Schaffung mehrerer Ausweichplätze ist eine 
Notwendigkeit. Eine mit Wein beladene Fuhr eines Würzburger 
Käufers konnte im Oktober nur durch Umfüllen des hintersten 
Fasses in eine Beerkuffe vor dem Abrutschen geschützt werden. 

Von dem Wohlwollen der Behörden ist zu erwarten, daß 
der projektierte Halteplatz der Lokalbahn Seligenstadt — Volkach, 
an der Abzweigung der Distriktsstraße Prosselsheim — Volkach 
nach Escherndorf, für die Gemeinden Escherndorf, Köhler und 
Nordheim bestimmt, nicht abgeändert oder entzogen werde. Das 
Opfer der Gemeinde Escherndorf durch unentgeltliche Abtretung 
von Grund und Boden, welches dieselbe bringen will und einen 
Wert von 5000 bis 6000 Mk. hat, soll zum Nutzen der Gemeinde, 
nicht zum alleinigen Nutzen des Besitzers der Vogelsburg sein. 



V. Spirituosen, Essig und Obstwein. 

Bericht einer Dampfbranntweinbrennerei in Würzburg. (18.11.) 

Bei Beginn des letzten Jahres war die Besorgnis am Platze, 
die Spirituserzeugung könnte infolge der kleinen Kartoffelernte 
von 1904 eine unzureichende werden. Nachdem durch verkehrte 
Maßnahmen des Ringes die Vorräte weit unter das normale 
Quantum gesunken waren, suchte der Ring durch außerordentlich 
hohe Preise seine Brenner zu verschärfter Tätigkeit anzueifern. 
Dieses Ziel wurde dadurch auch erreicht, denn die Produktion 
war nur um ca. 60 000 hl kleiner als im Vorjahre. 

Die hohen Preise machten das Geschäft in gewöhnlichen 
Branntweinen und Likören nicht nur unlohnend, sie bewirkten 
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auch einen Konsumrückgang von ca. 12 Millionen Liter. In 
unserem vorjährigen Bericht sagten wir, die landwirtschaftlichen 
Brennereien werden bald die Folgen der hohen Preise durch 
die Nachteile des Konsumrückganges zu tragen haben. Unsere 
Voraussage ist insofern eingetroffen, als das Kontingent für das 
laufende Jahr schon um 7'/,°/ 0 gekürzt wurde. 

Bei einer kürzlichen Versammlung des Vereins der Brennereien 
Deutschlands bezeichnete ein Referent die hohen Preise als ein 
Unglück für das Gewerbe. Wir können dem nur beistimmen; 
eine Gesundung des Geschäftes wird erst wieder bei normalen 
Preisen eintreten. Letztere schützen auch vor Überproduktion. 

Die Ernte in Kirschen und Zwetschgen war im letzten 
Jahre eine ziemlich kleine. Die Nachfrage in den betreffenden 
Branntweinsorten war gut. 

Wir haben auch im letzten Jahre wieder große Posten 
Weine zum Kognakbrennen direkt bei den Produzenten in 
der Charente gekauft; die daraus hergestellten Kognaks finden 
allgemein Beifall, und wir hoffen, den französischen Kognaks 
immer erfolgreichere Konkurrenz machen zu können. 

Bericht über die Likör- und Essig-Fabrikation aus Würzburg. 

(14. II.) 

Die Lage des Likörfabrikations-Geschäftes war im letzten 
Jahre eine ebensowenig befriedigende als in den vorausgegangenen 
Jahren. Die Preise des wichtigsten Rohmaterials, des Wein- 
geistes, waren künstlich seitens des Spiritusringes derartig in 
die Höhe geschraubt, daß solche unbedingt lähmend auf das 
Geschäft wirken mußten. Zum Vergleich sei erwähnt, das der 
Preis für Prima-Sprit z. B. Ende März vergangenen Jahres ca. 
73 Mk. franko hier war, während er um die gleiche Zeit der 
Vorjahre 64, 52, 40 rcsp. 50 Mk. betrug. In früheren Jahren, 
vor Gründung des Spiritusringes, war im allgemeinen mit einem 
Preis zu rechnen, der zwischen 40 und 50 Mk. schwankte. Daß 
aber solche Preissteigerungen, wie vorstehend erwähnt, einen 
unheilvollen Einfluß auf das ganze Gewerbe ausüben müssen, 
liegt auf der Hand, umsomehr, da dieselben seit dem Bestehen 
des Ringes nicht durch die gleichen Faktoren wie früher hervor- 
gerufen werden, sondern nur von der Willkür der Ringleitung 
abhängen. Es ist infolgedessen auch vollständig unmöglich, 
durch zeitige Abschlüsse den schädlichen Einfluß der Preiser- 
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Höhungen abzuwenden, denn während des ganzen vergangenen 
Jahres war es vollständig unmöglich, im Voraus zu kaufen, da 
der Ring, der ja leider Gottes den größten Teil aller Ware in 
Händen hat, diese nur zum jeweils prompten Kauf anbot. Man 
konnte von heute auf morgen nicht sagen, ob nicht etwa wiederum 
eine Preisschwankung, sei es in die Höhe, sei es herab, ein- 
treten würde, und hierdurch war es eben nur möglich, effektive, 
aber keinerlei Termingeschäfte (Verkäufe) abzuschließen. Gegen 
Ende des Jahres wurde ja allerdings der Preis wieder nach und 
nach herabgesetzt, jedesmal aber ganz unvermittelt, sodaß der 
unbedingt notwendige Bestand über Nacht um ganz bedeutende 
Summen entwertet wurde, und da wieder nur effektive Preise 
bekannt gegeben wurden, war es auch hier nicht möglich, ent- 
sprechende Dispositionen zu treffen. Das Gewerbe wurde sowohl 
durch die hohen Preise als auch später durch die unmittelbaren 
Herabsetzungen auf das Schwerste geschädigt. 

In den Verkaufspreisen konnte die Höhe des Einkaufs- 
preises nur zum Teil zum Ausdruck gebracht werden, und als 
dann die Herabsetzung der Einkaufspreise eintrat, die seitens 
des Spiritusringes mit Pauken und Trompeten bekannt gemacht 
wurde (was bei früheren Preishinaufsetzungen nicht der Pall 
war), da verlangte das Publikum allgemein auch eine entsprechende 
Herabsetzung der Verkaufspreise, und hierdurch wurde von 
neuem eine große Beunruhigung in das Gewerbe getragen. Die 
Gesamtlage war also im großen und ganzen eine geradezu trost- 
lose, und es bleibt nur zu erhoffen, daß für die P'olge wieder 
eine gewisse Gleichmäßigkeit der Preise auf längere Zeit hinaus 
bestehen bleiben möge. 

Was nun die I-age der Essig-Industrie anbelangt, so 
hatte solche unter den gleichen Verhältnissen wie die Likör- 
Industrie zu leiden. Allerdings war hier wenigstens während 
des ganzen Jahres die Nachfrage eine flotte, und da auch gleich- 
zeitig eine Erhöhung der Essig-Essenz-Preise infolge des russisch- 
japanischen Krieges notwendig wurde, konnte wenigstens ein 
großer Teil des Preisaufschlages des Rohmaterials wieder in den 
Verkaufspreisen zum Ausdruck kommen, sodaß das Geschäft 
wohl im großen ganzen, wenn es auch nicht gerade glänzend 
genannt werden kann, doch befriedigt haben dürfte. Die zu 
Ende des Jahres in Kraft getretene Erhöhung der Brennsteuer- 
Rückvergütung um 2 Mk. wird selbstverständlich Hand in 



Digitized by Google 




130 



Hand mit der inzwischen erfolgten Preisherabsetzung seitens 
des Spiritusringes zur Gesundung des Gewerbes beitragen, und 
es ist auch hier zu erhoffen, daß konstante Preise wiederum 
eintreten mögen. Alsdann kann sich vielleicht diese Industrie, 
die in den letzten Jahren ganz besonders zu leiden hatte und 
geradezu auf den Aussterbeetat gesetzt zu sein schien, wieder 
etwas erholen, was besonders dann auch der Fall sein wird, 
wenn die dem Bundesrat zugegangene Vorlage betreffs Be- 
schränkung des Verkaufes der Essig-Essenz zum Gesetz erhoben 
wird. Das, was diese Vorlage enthält, entspricht zwar nicht 
voll den gerechten Wünschen der Alkohol-Essig-Industrie, jedoch 
bis zu einem gewissen Grade dürfte dieses neue Gesetz, voraus- 
gesetzt, daß es überhaupt kommt, zur Gesundung der Alkohol- 
Essig-Industrie beitragen. 

Bericht einer Apfelweinkelterei und Branntweinbrennerei 
in Miltenberg. (14. I.) 

Apfelwein. Die Apfelweine der vorigen 1904er Ernte 
waren vorzügliche Produkte und fanden im Laufe des Jahres 1905 
rasch Absatz. Wie schon früher erwähnt, bürgern sich die 
Apfelweine immer mehr im Norden und Nordwesten Deutschlands 
ein, und sind die in Betracht kommenden Gegenden, namentlich 
das westfälische Industriegebiet, gute Abnehmer unserer Apfel- 
weine geworden. 

Die 1905er Obsternte in Äpfeln brachte ziemlich Ent- 
täuschungen, indem der Ertrag hierin sehr gering und die Preise 
in einer nie oder selten gewesenen Höhe waren. Die größeren 
Betriebe der Branche mußten aus diesem Grunde aus dem Aus- 
lande, namentlich aus Italien und Ungarn das nötige Quantum 
Obst sich beschaffen. Die Preise für Obst werden vielfach auch 
deshalb so enorm hoch, weil der Verbrauch an Tafelobst, sowie 
an Obst für Geleefabriken etc. unverhältnismäßig rapid gestiegen 
ist. Die Obsthändler kaufen nicht nur edle Sorten als Brechobst, 
sondern bezahlen jetzt auch hohe Preise für gesunde, schön ge- 
wachsene Wirtschafts- und Kelteräpfel, wodurch die Bestrebungen, 
einen tadellosen Apfelwein auch als billiges Volksgetränk 
zu liefern, sehr erschwert werden. 

Branntwein. - Die billigen Branntweine stehen noch immer 
sehr unter dem Zeichen der von der Zentrale für Spiritusver- 
wertung diktierten hohen Spirituspreise, und liegt das Geschäft 
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hierin noch lange nicht auf der früheren, geschäftlich gesünderen 
Grundlage. 

Für Edelbranntwein kommt hauptsächlich das Produkt aus 
Zwetschgen für den hiesigen Bezirk in Betracht. Die Ernte 
hierin war 1905 quantitativ ziemlich gut und, wie die daraus 
gewonnenen Branntweine jetzt zeigen, qualitativ ausgezeichnet. 
Die fränkischen Zwetschgenbranntweine, nicht zuletzt aus unserem 
Bezirk, haben sich im Branntweinhandel Deutschlands einen 
sehr guten Namen erworben. 



VI. Schokolade und Konserven. 

Bericht über die Konserven- und Schokoladen -Fabrikation 

(erstattet von der Firma W. F. Wucherer & Co. in Würzburg. 

19. II.) 

Wir sind dieses Mal seit 4 Jahren zum erstenmale wieder 
in der Lage, von einem ganz erheblichen Aufschwung in unserer 
Branche zu melden. Im Anfänge des Jahres Zwar hatten wir 
mit enorm hohen Zuckerpreisen zu rechnen, die jedoch, nur 
durch Spekulation gehalten, mit dem großen Pariser Zusammen- 
bruch sofort auf eine Stufe sanken, die infolge ihres gleichmäßigen 
Fortbestandes und ihrer gesunden Basis ein ruhiges Arbeiten 
ermöglichten. 

Rohkakao blieb trotz des großen Konsumes ebenfalls auf 
einer richtigen Durchschnittshöhe, was den reichlichen Zufuhren 
zu verdanken war. Unangenehm bemerkbar machte sich die 
immer größer werdende Einfuhr der Schweizer Schokoladen, die, 
obwohl in der Qualität gut, doch weitaus überschätzt und von 
heimischen Fabrikaten in vielen Fällen bei billigeren Preisen 
leicht erreicht werden. 

Die Frucht-Konserven-Fabrikation nahm infolge normaler 
Obsternte einen regelmäßigen Verlauf. In Preiselbeeren dagegen, 
einem Hauptbedarfsartikel, war vollständige Mißernte eingetreten 
und trotz höchster Preise weder einheimische noch schwedische 
Ware in genügender Menge aufzutreiben. 

Das Absatzgebiet für unsere Fabrikate konnte durch ener- 
gische Bearbeitung sämtlicher in Frage kommender großer, 
mittlerer und auch kleinerer Plätze ziemlich ausgedehnt werden, 
der Export nach England ließ infolge der französischen Kon- 
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kurrenz etwas nach, dagegen vergrößerte sich die Ausfuhr 
ziemlich bedeutend nach Schweden, Norwegen und Dänemark. 

Die uns am meisten am Herzen liegenden Wünsche, das 
Projekt der Erbauung eines Südbahnhofes Würzburg oder, wenn 
dieses nicht durchführbar, wenigstens eines Industriegeleises im 
Frauenlande, die Wiedererrichtung der Postexpedition im Bahn- 
hofe Sanderau und endlich die Unterführung des Bahnüberganges 
an der Sieboldstraße, eine nun wirklich zu einer nicht mehr ab- 
weisbaren Forderung gewordene Notwendigkeit, harren leider 
immer noch ihrer Erfüllung. Wir möchten sie den maßgebenden 
Stellen dringendst zur endlichen Beachtung ans Herz legen. 



VII. Tabak. 

Bericht einer Zigarren- und Tabak-Fabrik in Würzburg. 

(26. II.) 

Der Absatz von Rauch- und Schnupftabak hat sich gegen 
das Vorjahr nicht wesentlich verändert. 

In der ersten Hälfte des Jahres war eine Zunahme in der 
Zigarrenproduktion zu verzeichnen, die aber später und besonders 
gegen Ende des Jahres wieder zurückging; die Geschäftslage 
ist in der Zigarrenbranche eine schwierige, weil die Ansprüche 
der Konsumenten an Fassons, Ausstattungen und Packungen 
immer größer werden und auch das beanspruchte Ziel ein un- 
gebührlich langes ist. 

Teuere Einkaufspreise überhaupt, besonders für gewisse 
Modetabake, wie z. B. Mexiko, und die vorerwähnten Momente 
sind selbstredend von nachteiliger Einwirkung auf die Ersprieß- 
lichkeit des Geschäftes. 

Die Warnrufe gegen alle Steuerprojekte, oftmals auch 
an dieser Stelle hervorgehoben, blieben leider resultatlos; 
hoffentlich werden alle die gewichtigen Gründe, die von der 
großen Allgemeinheit gegen die jetzt schwebenden Steuerprojekte 
geltend gemacht wurden, an der maßgebenden Stelle für einen 
ablehnenden Entscheid von Einfluß sein, und wäre dann noch 
die zuversichtliche Erwartung auszusprechen, daß man endlich 
der lange gequälten Tabakindustriebranche gleich den anderen 
Industriezweigen die so nötige Ruhe auch in Zukunft belasse. 
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VIII. Farben, Drogen, Chemikalien, Kolonial- und 
Materialwaren. 

Bericht über die Ultramarinfabrikation in Schweinfurt. (13. 1.) 

Der Geschäftsgang war im abgelaufenen Betriebsjahr im 
allgemeinen zufriedenstellend. 

In den meisten europäischen Staaten hat sich der Absatz 
unserer Produkte etwas gehoben, dagegen wurde der Export 
nach einigen überseeischen Ländern durch auswärtige Konkurrenz, 
welche vielfach minderwertige Qualitäten an den Markt brachte, 
ungünstig beeinflußt. 

Bericht einer Schwarz-, Kohlenstaub- und Farben-Fabrik in 
Marktsteft. (27. II.) 

Der Verlauf des verflossenen Geschäftsjahres war annähernd 
normal ; nur sind in den letzten Monaten infolge der hohen 
Lebensmittelpreise eine Menge Materialien, Maschinen etc. sehr 
im Preise gestiegen, und diese Kosten schmälern den Gewinn, 
der infolge der scharfen Konkurrenz schon sehr niedrig ge- 
halten ist. 

Eine Bahnverbindung hierher wäre dringend nötig; als 
ein abseits vom Verkehr liegendes, mit sehr hohen Transport- 
kosten der Güter belastetes Werk, bin ich sonst nicht genügend 
leistungsfähig. 

Bericht der Drogen-, Chemikalien-, Material- und Farbwaren- 

Großhandlung Ebert & Jacobi in Würzbucg. (19. II.) 

Der Geschäftsgang in den ersten Monaten des Jahres 1905 
war ein lebhafter, regulärer, dem tatsächlichen Konsum dienender. 
Ohne besondere Anregungen war die Kursrichtung der Waren- 
märkte eine schleppende, mehr oder weniger rückgängige, und 
im Einklang damit blieb auch die Tendenz der Geldmärkte 
eine leichte. 

Im Gegensatz zu der Ausfuhr Rußlands erlitt der Export 
der Landesprodukte Japans unserer Branche nicht die geringste 
Störung, fand teils sogar Vermehrung, und nur Antimon erreichte 
durch Verdoppelung seines Preises Kriegskurs. 

Die anregende Wirkung des Friedensschlusses zwischen 
Rußland und Japan, die lange Zurückhaltung der Spekulation 
bei gesunder Lage vieler Artikel gaben bei Beginn des Herbstes 
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den Anstoß zu einer Haussebewegung, die ein besonders leb- 
haftes Geschäft und naturgemäß eine Verteuerung der Geldsätze 
zur Folge hatte. Bei solcher Geschäftslage wirkten Verkehrs- 
behinderungen durch Eisenbahnobstruktion und Wagenmangel 
besonders in der höchsten Saison im Oktober und November in 
Triest, Venedig etc. äußerst störend. Die Revolution und 
Anarchie in Rußland brachte aufs neue große Verkehrsstörungen, 
behinderte für unsere Branche besonders den Bezug von Anis, 
Lycopodium und Mineral - Maschinenölen. Die ganze große 
Mineralöl-Industrie in Baku, die durch die vorhergegangenen 
schrecklichen Kämpfe dort einheimischer Völker bereits größten- 
teils lahm gelegt war, wurde ganz in Frage gestellt. 

Die flotte, haussierende Tendenz des Geschäftsganges wurde 
indessen weder durch diese Momente, noch durch die Marokko- 
frage und die nervöse Gespanntheit des englisch-deutschen Ein- 
vernehmens sonderlich gestört. Den Bestrebungen geschäftlicher 
Korporationen ist die jetzige freundlichere Gestaltung des Ver- 
hältnisses zu England sehr zu danken. Mit unter dem Einfluß 
des sich vorbereitenden gesteigerten Warenverkehrs über die 
Grenze hinüber und herüber infolge des am 1. März eintretenden 
neuen Zolltarifs bahnte sich Ende des Jahres eine Hochkonjunktur 
an, die besonders an den Metallmärkten zum Ausdruck kam. 

Konzentrationen und Interessengemeinschaften kamen 
in der chemischen Industrie im vergangenen Jahre vereinzelter 
vor. Ein projektiertes Kartellgesetz hat noch keine greifbare 
Gestalt angenommen. 

So berechtigt die meisten Gesetze und Vorschriften sind, 
so bedenklich ist auch eine Überproduktion von Paragraphen 
durch die Unmöglichkeit der Übersicht und Beachtung. Un- 
erläßlich ist zum mindesten eine präzise Revision in kurzen In- 
tervallen, um Unstimmigkeiten zu korrigieren. Eine solche 
Revision hätte z. B. auch die Eisenbahnverkehrsordnung 
dringend nötig. Es scheint auch für den Beamten oft ein Ding 
der Unmöglichkeit zu sein, sich zurechtzufinden, und wenn auch 
wohl aus diesem Grunde in der Regel die Beachtung der Vor- 
schriften nicht so rigoros kontrolliert wird, so werden doch, 
wenn einmal Anlaß dazu vorhanden ist, die vorgesehenen bar- 
barischen Strafen wenigstens zunächst zur Anwendung gebracht, 
selbst wenn z. B. aus Unkenntnis einmal im Frachtbriefe die 
Eisenanstrichfarbe Mennige nur als Farbe deklariert worden 
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ist etc. Eine sachverständige baldige Revision erscheint uner- 
läßlich, ebenso nötig ist es, daß die Beachtung sachgemäßer 
Vorschriften dann auch strikte aber ohne Gewaltmaßregeln durch- 
geführt wird, das Gegenteil erzieht ja direkt zur Umgehung. 
So sind z. B. die außerordentlich inflammablen und gefährlichen 
Artikel Schwefeläther, Collodium u. a. fast bedingungslos zum 
Eilgutversand zugelassen, anstatt solche ganz auszuschließen, 
während andere bei guter Verpackung harmlos zu nennende 
Artikel wie giftige Melallpräparate, Quecksilberpräparate, Kupfer- 
und Bleipräparate, Spirituslacke, Siccatif etc. ausgeschlossen sind. 
Die Einhaltung der Bestimmungen der Anlage B nimmt keine 
Rücksicht auf zur Versendung kommende kleine Mengen und 
oft aus Dutzenden von Artikeln kombinierte Kolli. Es ist z. B. 
praktisch undurchführbar, auf den Versandstücken, die Arseni- 
kalien, bengal. Schellackpräparate, Cyankalium, Phosphor ent- 
halten, in leserlichen Buchstaben den Inhalt anzugeben. Theo- 
retisch zwar motivierbare, aber in der Praxis undurchführbare 
Vorschriften müssen vermieden werden. 

Aus den vorhergehenden Feststellungen eines sehr leb- 
haften Geschäftsganges, Ausdehnung des Verkehrs und steigender 
Konjunktur sollte auch ein zufriedenstellendes Facit der Arbeit 
gefolgert werden können. Leider steht aber die normale Pros- 
perität und Rentabilität immer noch in krassem Widerspruch 
mit der weiteren Zunahme der Arbeitslast und Unkosten. 

Die jetzige Handelspolitik mit den Zollerhöhungen, dabei 
der hohe Stand der Nahrungsmittel verdunkeln den Blick in die 
Zukunft. Das rührende Verhältnis zwischen Regierung und Land- 
wirtschaft resp. Agrariertum, auf Kosten von Industrie und Handel, 
läßt die Möglichkeit zu, daß der Industrie, die mit 50 — 7 5 °/ 0 
der Erzeugung und mit Scharen von Arbeitern auf das Ausland 
angewiesen ist, der Auslandsmarkt teilweise verschlossen wird. 
Vom hohen Tische kommt, weil anderer Rat wohl teuer ist, der 
Trost, Industrie und Handel werden sich mit den veränderten 
Verhältnissen schon abzufinden wissen. Der Handel wird es ja 
auch können, aber nicht ohne andere Schädigungen, denn die 
Produktion, die im Ausland nicht abzusetzen ist, wird auf den 
Binnenmarkt geworfen, der durch die Verteuerung der Lebens- 
haltung aber nun leider in seiner Aufnahmefähigkeit auch noch 
geschwächt worden ist. Die Industrie wird sich teils durch 
weitere Zweigniederlassungen im Ausland helfen müssen, und 
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deren bestehen ja in der chemischen Branche schon ziem- 
lich viele. 

Die Unsicherheit, ob noch ein Vertragszollsatz zu stände 
kommt, wirkt sehr störend auf Dispositionen für Einkäufe aus 
der amerikanischen Union, Großbritannien, Argentinien mit den 
Kolonialgebieten. Die atnerikan. Union genießt nicht das allge- 
meine Meistbegünstigungsrecht. Es würden also für Schweine- 
fett die Sätze des allgemeinen Tarifs von 12.50 Mk., für ge- 
trocknetes übst von 10 Mk., für Milchzucker von SO Mk., unter 
Umständen Zollkrieg eintreten können. Die Zollermäßigung für 
Maschinenöl von 10 Mk. auf 6 Mk. käme nur für russische Pro- 
venienz in Frage. Der Handelsvertrag mit Griechenland wird 
wohl nicht gekündigt werden, Corinthen zahlen dann wie seither 
8 Mk. per 100 Kilo. Der Vertrag mit Spanien, der am 1. Juli 
abläuft, ist nicht per 1 . März erneuert und tritt dann für Rosinen 
ein Zollsatz von 24 Mark ein, da die in den früheren Verträgen 
mit Italien und (Österreich vereinbarte Ermäßigung auf den Satz 
von 8 Mk. in die neuen Zusatzverträge nicht aufgenommen 
wurde. Den einzigen Vorteil davon wird dann wohl der von 
Engländern und F'ranzosen finanzierte griechische Korinthen-Ring 
haben, da der Korinthen-Konsum auf Kosten des Verbrauchs 
der Rosinensorten bei jetziger Preislage derselben gehen wird. 
Mit der Türkei stehen wir im Meistbegünstigungsverhältnis. 
Falls bei Honig die Taravergütung von 1 1 % gestrichen wird, 
erhöht sich der Zollsatz ab 1. März um 1 1 °/ 0 , also von 40 Mk. 
auf 45 Mk. 

Wenn wir die Ansicht aussprachen, daß die hohen Nahrungs- 
mittelpreise schädlich wirken können, wollen wir damit nicht 
niedrigen Preisen das Wort reden. Industrie, Handel und Land- 
wirtschaft brauchen einen besseren resp. vernünftigen Preisstand 
für ihre Waren, der Arbeiter einen guten Lohn. Ohne das 
richtige Verhältnis derselben zu einander entsteht keine wirt- 
schaftliche Prosperität auch in friedlichen Zeiten, denn niedrige 
Preise sind stets ruinös und höchstens für den Privatier er- 
sehnenswert, wenn nicht auch die Zinssätze darunter leiden. 

Das krasse Mißverhältnis zwischen dem Nutzensatz, der 
vermehrten Arbeit und den enorm gestiegenen Geschäftsunkosten 
hat der Handel allerdings durch sinnlose Konkurrenz sich selbst 
geschaffen, außerdem die alten Übelstände im Zahlungsverkehr 
noch beibehalten. Daß ein Wandel kommen muß, ist eine Frage 
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kurzer Zeit; Handel und Industrie werden zum Wagnis, wieder 
einen normalen und niedrigsten Verdienstsatz, der die Renta- 
bilität verbürgt, zu etablieren, vielleicht gezwungen. Nachdem 
dies die Bilanzen, die anscheinend oft gar nicht gemacht wurden, 
nicht fertig brachten, erzwingt dies vielleicht die neue Reichs- 
finanzreform resp. neue Steuerschraube kurz nach den neuen 
Zöllen, die erkennen läßt, daß Industrie und Handel im Gegen- 
satz zum Bauernbunde jeden Einfluß auf die Handelspolitik ver- 
loren hat. Eine Belastung, wie sie besonders durch die Stempel- 
pflicht der Frachtbriefe, Konossemente, Ladescheine, Gepäck- 
und Beförderungsscheine, Postpaketadressen, Passagiergepäck 
und endlich die Quittungssteuer nach den bereitwillig gebrachten 
großen Opfern für die soziale Gesetzgebung erwachsen würde, 
ist geradezu unerträglich, direkt verkehrshindernd, und ein 
solcher Schritt ist nicht mehr als gesunde Wirtschaftspolitik, 
sondern als großer Rückschritt zu betrachten, er belastet und 
belästigt ungerecht die kleinen Umsätze, wie sie z. B. in unserem 
Betriebe bei den vielen tausenden, oft unlohnenden Kleinigkeiten 
sich ergeben. Wir schätzen die Belastung unseres Geschäftes 
mit 20% vom Reingewinn kaum zu hoch, während große Trans- 
aktionen sozusagen nichts davon verspüren würden. Wir siud 
die Letzten, die verkennen, daß der Staat Geld und nochmals 
Geld haben muß, aber es müssen dazu gerechtere Wege ge- 
sucht werden. 

Einige Preisfluktuationen aus der Reihe unserer Artikel 
fügen wir in Ergänzung obigen Berichtes noch hier bei : 
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Im übrigen können wir auf unsere früheren Berichte, die 
selben bestätigend, Bezug nehmen. 
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Bericht einer Vegetabllien-Großhandlung in Schweinfurt a. M. 

(14. II.) 

Auch im verflossenen Jahre wickelte sich das Geschäft in 
zufriedenstellender Weise mit einer gewissen Gleichmäßigkeit ab. 
Wir sprechen dieses mit umso größerer Befriedigung aus, als 
die chemisch-pharmaceutische Großindustrie immer noch der 
Meinung ist, daß sich der Absatz der Heilkräuter mit der Zeit 
nur mehr auf den Bedarf zur Herstellung ihrer wirksamen Sub- 
stanzen beschränken wird. Wie aber dem Publikum nicht damit 
gedient ist, statt der üblichen Speisen nur deren EiweißstofFe, 
Extraktivstoffe etc. zu sich zu nehmen, so will es auch den Tee 
und nicht bloß dessen Alcaloide trinken. Damit ist auch das 
Publikum «auf dem richtigen Weg. Nur recht bedauerlich ist 
es, daß mit den verschiedenen Heilteos oft Unlauterkeit getrieben 
wird ; denn manchem Verfertiger eines solchen Tees ist es die 
Hauptsache, möglichst viele und möglichst farbenreiche Ingre- 
dienzien dazu zu nehmen (einerlei ob dabei sich Kräuter befinden, 
die sich in ihrer Wirkung gegenseitig aufheben) und dann das 
Produkt marktschreierisch gegen alle Fälle und Unfälle im 
menschlichen Leben anzupreisen. Rätselhaft erscheint es uns 
dabei, daß auch bei erst einzuführenden Tees den Anpreisungen 
gleich viele Atteste, oft auch ärztliche, beigefügt werden können. 
Möge sich das Publikum daran gewöhnen, bestimmte Kräuter 
zu verlangen, event. sich einige selbst zusammen zu stellen ; es 
hat dadurch die Gelegenheit, sich die Artikel genauer anzusehen, 
welche es bekommt, und hat weiter den Vorteil, zivile Preise 
dafür zu zahlen. 

Perforierte Abschnitte an den Postanweisungen und 
Begleitadressen etc., wie solche bei der Reichspost eingeführt 
sind, erweisen sich als sehr praktisch und wäre es zu wünschen, 
daß sie auch in Bayern eingeführt würden. 

Transport. Es tut geradezu w'ehe, wenn man zusieht, 
wie barbarisch mit den Poststücken und sonstigen Gütern von 
seiten des Post- und Bahnpersonals oft umgegangen wird. Da 
kann es freilich nicht wunder nehmen, wenn mitunter ganz solid 
verpackte Gegenstände zerbrochen oder sonst beschädigt an- 
kommen. Unsere Bitte geht dahin, von Zeit zu Zeit das be- 
treffende Personal amtlicherseits anzuhalten, schonender mit 
den Gütern umzugehen und leichtfertige Behandlung streng 
zu rügen. 



Digitized by Googl 



149 



Krankenkassen. Unsere früher schon kund gegebene 
Ansicht, die Verwaltung der Kassen den Arbeitnehmern ganz 
und gar zu überlassen und damit auch die Aufbringung der 
Kosten, wiederholen wir auch heute wieder. Der Arbeitgeber 
hat nur zu zahlen und ist ohnmächtig in der Verwaltung, da er 
ja doch immer in der Minderheit bleibt. 

Frachtbriefe. Eine Vereinfachung der voluminösen Aus- 
fertigung des Duplikates beim internationalen Eisenbahntransport 
ist sehr notwendig. 

Steuern. Die in Aussicht genommene Besteuerung der 
Quittungen, Frachtbriefe und der Fahrkarten ist geradezu als 
eine Belästigung für Handel und Industrie zu bezeichnen und 
man fragt sich immer wieder, warum denn nur an den Kauf- 
mann gedacht wird, wenn neue Steuern aufzutreiben sind. Die 
Verwirklichung dieser Steuervorschläge, welche die Gewerbe- 
treibenden finanziell schwer belasten und den Geschäftsverkehr 
hemmen, möge hintangehalten werden. 

Feiertage. Es kommt vor, daß das Zollamt an manchen 
Feiertagen geschlossen ist, an welchen die Güterexpedition den 
Verkehr offen hält. Da nun beide Staatseinrichtungen ineinander- 
greifen, so wäre es recht wünschenswert, wenn gleichmäßige 
Anordnungen getroffen würden. 

Bericht über das Fabrikations- und Versandgeschäft von 

Pfarrer Kneipps Heilmitteln in Würzburg. (15. II.) 

Das Jahr 1905 war für unser Geschäft im ganzen ein zu- 
friedenstellendes, hauptsächlich was den Absatz und Verkauf in 
Deutschland selbst anbelangt. Die Umsätze erhöhten sich um 
eine Kleinigkeit. 

Unsere Waren gehen bekanntlich unter dem Namen „Kneipp* 
auch in verschiedene andere Staaten der Erde, so namentlich 
nach der Schweiz, Österreich, Italien, Nord- und Südamerika. 
Da unsere Waren nicht als Geheimmittel gelten und angesehen 
werden, sondern als Heilmittel im allgemeinen, so ist der Ver- 
kauf in Deutschland nur an die gesetzlichen Bestimmungen 
über den Verkehr von Heilmitteln gebunden und im übrigen 
nicht gehindert. 

Das Gleiche . ist der F'all in der Schweiz. Dagegen be- 
stehen in Österreich sehr lästige Verordnungen über den Ver- 
kehr mit Heilmitteln. Wir können Heilmittel nach Österreich nur 
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an Apotheker liefern, da der Versand an Private dort völlig ver- 
boten ist. Aber auch dies würde dem Verkauf nach Österreich 
noch nicht so große Hindernisse bereiten, wenn nicht durch die 
dortige pharmazeutische Gesetzgebung eine andere Packung 
unserer Spezialitäten bedingt wäre, wodurch dieselben leider ein 
anderes Aussehen bekommen, als unsere in Deutschland be- 
kannten Originalwaren. Aus diesem Grunde ist der Verkauf 
nach Österreich ein sehr minimaler, wiewohl gerade Österreich 
sonst für unsere Artikel ein vorzügliches Absatzgebiet wäre, da 
Kneipp und seine Kur dort sehr bekannt ist. In ähnlicher Weise 
liegt das Geschäft nach Italien; denn auch dort gibt es große 
Hindernisse in der Einfuhr von Heilmitteln. 

In Amerika bestehen wohl keine Hindernisse, bedingt 
durch die pharmazeutische Gesetzgebung, da wir alle unsere 
Artikel dorthin expedieren können ; jedoch sind die Zölle dieser 
Waren unverhältnismäßig hohe, sodaß hiedurch die Verkaufs- 
preise unserer Spezialitäten in Amerika sehr hoch angesetzt 
werden müssen und dadurch der Gebrauch eingeschränkt wird. 
Mehr als die Höhe des Zolles erschweren in Amerika und 
speziell in den Vereinigten Staaten von Nordamerika die übrigen 
Zollverhältnisse den Absatz. Fast in jedem Brief, den wir aus 
New-York oder Chicago erhalten, beschweren sich die Empfänger 
über die großen Zollplackcreien, und meistens sind diese bedingt 
durch den Wertzoll. Man gewinnt die Überzeugung, daß es 
nur Schikanen sind, um die Einfuhr zu erschweren und ver- 
drießlich zu machen. Es kommt vor, daß durch ganz ungerecht- 
fertigte Maßnahmen die Auslieferung der Güter oft einen Monat 
lang verhindert wird. Würde statt des Wertzolles ein Gewichts- 
zoll wie in Deutschland oder anderen Ländern erhoben und 
würden sonst keine unnötigen Bestimmungen dort existieren, so 
wäre zweifellos das Geschäft dorthin ein mehrfach größeres. 

Am schlimmsten jedoch stehen unsere Ausfuhrverhältnisse 
nach Frankreich. Dieses Land, welches bisher die Apotheken 
Deutschlands mit seinen Heilmitteln geradezu überschwemmte, 
und dazu noch vollständig zollfreie Einfuhr für alle Heilmittel, 
wenn sie nicht alkoholhaltig waren, hatte, verhindert die Einfuhr 
aller zusammengesetzten Heilmittel in sein Gebiet, da zusammen- 
gesetzte Heilmittel nach Frankreich überhaupt nicht eingelassen 
werden. Wir mußten deshalb unser ganzes Fabrikationsgeheimnis 
einem Apotheker dort preisgeben, damit er einige unserer 
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Artikel dort selbst herstcllt. Daß auf diese Weise ein nennens- 
wertes Geschäft nicht möglich ist, ist selbstredend. 

In dem neuen Zolltarif ist endlich wenigstens ein Zoll auf 
ausländische Heilmittel-Spezialitäten eingeführt. Würde man 
aber Staaten wie Frankreich, welche also zusammengesetzte 
Heilmittel in ihr Land gar nicht zulassen, ebenfalls die Einfuhr 
solcher Mittel nach Deutschland verwehren, wie es schon das 
Gebot der Selbstachtung erheischen würde, so würden zweifellos 
in der größten Kürze diese Einfuhrbedingungen nach Frankreich 
aufgehoben, da Frankreich ein viel größeres Interesse daran hat, 
daß seine pharmazeutischen Waren, die in Deutschland viel ver- 
langt werden und sonst auch zu den Gehei mmitteln zählen, 
leicht zu uns kommen können. Dies letztere hauptsächlich, so- 
wie die schikanöse Behandlung in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika ist, was wir als unerfreuliche Tatsache mitteilen 
müssen. 

Bericht einer Heftverbandstoff-Fabrik in Würzburg. 

Unsere neue Industrie, die sich mit der Herstellung von 
medizinischen Pflastern und Pflasterbinden (spez. für die Kriegs- 
chirurgie) nach eigener Methode und unter ärztlicher Kontrolle 
befaßt, ist erst seit ca. einem Jahre mit unseren neuen Fabrikaten 
an die Öffentlichkeit getreten und kann naturgemäß erst ein be- 
scheidenes Geschäft verzeichnen. Hervorragende deutsche 
Chirurgen und Dermatologen, Sanitätsoffiziere, bringen bereits 
unseren Artikeln das wohlwollendste Interesse entgegen, und be- 
deutende deutsche Krankenhäuser, Lazarette und Privatkliniken 
können wir zu unseren ständigen Kunden zählen. 

Wie alle neuen Artikel in der Medizin, erfordert die Ein- 
führung unserer Präparate große Arbeit und Kosten und muß 
schrittweise gechehen. Wir hätten bei dem gegenwärtigen 
Stadium unseres Unternehmens nur den Wunsch, daß wir auch 
mehr wie bisher die Unterstützung der staatlichen Stellen ge- 
nießen möchten, indem bei staatlichen Krankenhäusern und 
vornehmlich bei den militärischen Instituten unsere Fabrikate, 
die an Qualität es mit jeder Konkurrenz aufnehmen können, vor 
ausländischen Marken bevorzugt werden, zumal wir die einzige 
bayerische Firma sind, die derartige Präparate fabriziert. So 
wurden unsere Fabrikate heute schon von außerbayerischen und 
ausländischen Stellen gerne bevorzugt, und haben wir uns bisher 



Digitized by (google 




152 



trösten müssen, daß es ein alter Satz ist: „Der Prophet gilt 
nichts in seinem Lande“. 

Bericht einer Salzgroßhandlung in Würzburg. (13. II.) 

Die Bezugs- und Absatzverhältnisse des Artikels Salz sind 
auch im verflossenen Jahre völlig unverändert geblieben. 

Bericht des Vereins zum Schutze des Kolonialwarenhandcls 
in Schweinfurt a. M. (13. II.) 

Die allgemeine Geschäftslage hat sich im Kolonialwaren- 
und Drogenhandel seit dem letzten Jahre wenig geändert. Er- 
höhte Lasten, erhöhte Ausgaben für Nahrungsmittel, dabei in 
der Branche selbst oft maßloses Verschleudern von sog. Lock- 
artikeln zum Schaden eines gesunden Betriebes sind die Signatur 
des abgelaufenen Jahres. Die von Spekulanten in der Mitte 
vorigen Jahres in Szene gesetzte große Zucker-Hausse brachte 
für viele Zuckerhändler arge Enttäuschungen, so daß empfindliche 
Verluste hier angesetzt werden müssen. 

Der anhaltende Regen war für die Entwickelung der in 
hiesiger Gegend viel gebauten und gesammelten Arzneipflanzen 
sehr schädlich, sodaß die Ernte eine sehr geringe war und der 
Umsatz sich in bescheidenen Grenzen halten mußte. Die Preise 
für Eibischwurzeln blieben trotz halber Ernte auf ihrem alten, 
normalen Stand. Sehr rar und hoch bezahlt sind in dieser 
Saison Linsen. 

Ein Schmerzenskind für unsere Stadt und Distrikt ist die 
langsame Förderung der Weiterführung der Kette nach hier 
resp. Bamberg, trotzdem gerade hier seit Erbauung der neuen 
Schleuse etc. die Wasserverhältnisse vorzügliche sind. 

Wiederholt gestatten wir uns vorzubringen, ob sich nicht 
eine Verkürzung des Aufenthalts von zwei Stunden in Gerolz- 
hofcn bei den Zügen ab Kitzingen mittags 12 50 und ab hier 
nachmittags l 32 ermöglichen ließe, da dieser Übelstand von den 
Reisenden recht unangenehm empfunden wird. 

Eine Rabattgesellschaft konnte infolge Zusammen- 
schlusses unserer Mitglieder und bei den ohnehin hier auf die 
äußerste Grenze gedrückten Preisen bei uns keinen festen Fuß 
fassen. Daß das ganze Geschäftsprinzip solcher Gesellschaften 
einen wirtschaftlichen Mißstand bedeutet, ist zweifellos. Der 
Hauptnutzen solcher Gesellschaften besteht eben darin, daß 
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überaus zahlreiche Marken und Sammelbücher überhaupt nicht 
zur Einlösung kommen, weil solche entweder verloren gehen 
oder aus sonstigen Gründen nicht eingeliefert werden, aber vom 
Händler schon im Voraus bar bezahlt werden müssen. Nach 
unserer Meinung sollte hier seitens der Kgl. Staatsregicrung 
analog dem Vorgehen gegen die sog. Hydrageschäfte, wenn 
tunlich im Verordnungswege, die Abgabe von Rabattmarken 
durch „gesonderte Privatgesellschaften“ unmöglich gemacht 
werden. 

Zum Schlüsse noch ein Wort über die projektierte Fracht- 
briefsteuer, welche ja auch in der Hauptsache dem Dctailisten 
zugedacht ist ; diese Steuer bedeutet eine große Mehrbelastung 
des Detailhandels, welcher bei der Vielfältigkeit des Warenlagers 
nicht alles „waggonweise“ beziehen kann So häufen sich von 
Tag zu Tag die Unkosten des Detailhandels, dessen Existenz, 
eingeschlossen hier von einem rührigen Verkehrsbeamten-Konsum- 
verein, dreien „Spezial“-KafFecgeschäften, Warenhaus etc., immer 
schwieriger wird. 

Bericht über die Seifenindustrie aus Würzburg. (10. II.) 

Das Jahr 1905 hat der Seifenindustrie wenig Änderungen 
gebracht. Wir erfreuten uns in politischer Beziehung des für 
den Handel stets notwendigen Friedens, der die Grundbedingung 
einer gedeihlichen Entwicklung ist. Von nicht zu berechnender 
Tragweite wäre ein Krieg mit England, der mit einem Schlage 
den gesamten Handel lahmlegen würde. Am empfindlichsten 
würde dadurch die deutsche Seifenindustrie getroffen, die mit 
dem Bezüge fast sämtlicher Rohstoffe auf das Ausland an- 
gewiesen ist. 

Palmkernöl schwankte im Jahre 1905 sehr wenig und 
hatte infolge geringer Kernzufuhren einen hohen Wertstand. 
Die Preise eröffneten mit Mk. 51.75, stiegen im März auf 
Mk. 53. — und sanken im Mai auf Mk. 50.50. Der Monat Juli 
brachte den Preis von Mk. 52.50. Von da ab wichen die Preise 
wlfeder auf Mk. 51.— per 100 Kilo. Cöttonöl, besonders 
amerikanisches, war infolge seines am Schlüsse des vorigen und 
zu Anfang dieses Jahres einnehmenden niedrigen Preisstandes 
ein sehr begehrter Artikel. Der Preis für prima summer Jellow 
wich von Mk. 30.50 Anfang Oktober auf Mk. 21.50 Anfang 
Januar. Im Februar stiegen die Preise auf Mk. 27.50, sanken 
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im April auf Mk. 24.50 und stiegen im August auf Mk. 30. 
Englischem Cottonöl wurde infolge des niedrigen Preises des 
amerikanischen und der bevorzugten Qualität desselben wenig 
Interesse entgegengebracht. Erdnußöl blieb das ganze Jahr 
ein vernachlässigter Artikel. Talg hielt sich im Preise ziemlich 
stabil. Siedetalg wertete Mk. 54 — 56, Toilettetalg Mk. 59 — 60. 
Palmöl eröffnete ziendich hoch. Lagos kostete zu Anfang des 
Jahres Mk. 50, sank dann auf Mk. 45 und schloß mit Mk. 52; 
Topo Accra, Kamerun und Old Calaber entsprechend billiger. 
Die Preise für Kokosöle, d. h. für deutsche, waren zwischen 
Mk. 58 — 64 für Cochin und Mk. 54 — 60 für Ceylon. Copra 
wertete mit Palmkernöl in der Regel gleich. Wesentliche Preis- 
schwankungen erlebte Leinöl. Der Januar eröffnete mit 
Mk. 34. — . Der Hochpunkt wurde im Juni mit Mk. 43. — er- 
reicht. Der September brachte den Preis von Mk. 36.50 für 
prompte Ware. Calc. und caust. Soda wie auch calc. und 
caust. Potasche hatten keine Schwankungen zu verzeichnen. 
Ein sehr teuerer Artikel war französisches und amerikanisches 
Harz, das in diesem Jahr nahezu das Doppelte kostete als in 
den vorhergehenden Jahren. 

Als schwer in die Wagschale fallend, ist im verflossenen 
Jahre der ständige Rückgang und die zunehmende Flauheit des 
Glyzerin-Marktes anzusehen, und trotz dieses schwerwiegenden 
Momentes, haben die Seifenfabrikanten nicht den Mut, ihre 
verlustbringenden Preise zu erhöhen. Um immer der billigste 
zu sein ringen alle Betriebe, die großen, die mittleren und die 
kleinen. Niemand sucht, Preise für sein Fabrikat zu erzielen, 
und diejenigen, die von der redlichen Absicht beseelt sind, der 
auf dem Boden liegenden Branche aufzuhelfen, werden durch die 
Schleuderkonkurrenz gezwungen, billig zu verkaufen. In allen 
Gebieten der verschiedenen Fabrikationszweige ist gerade heuer 
das Streben nach Verbesserung der Lage bemerkbar. Die Seifen- 
industrie rechnet gleich den übrigen Fabrikbetrieben, abgesehen 
von den höheren Rohstoffpreisen, mit höheren Arbeitslöhnen, 
höheren Kohlen- und Emballagepreisen. Sie läßt ihre Preise 
auf der billigen, jeden Nutzen ausschließenden Basis, ja ermäßigt, 
um das wunderbare Bild der Großbetriebsucht noch besser zu 
gestalten, die Preise ihrer Fabrikate. Die billigen Engrospreise 
lassen gerade in Unterfranken ebenso billige, schleuderhafte Detail- 
preise entstehen, und die Existenz des Standes wird unterminiert. 
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Die Beschäftigung der Fabriken Unterfrankens dürfte im 
Verhältnis zu den übrigen Jahren als gut bezeichnet werden, 
und wird mit wenig Ausnahme nirgends darnach gestrebt worden 
sein, bei dem, wie schon bemerkt, mehr als bescheidenen Nutzen, 
den Absatz zu vergrößern. Von einer günstigen Lage der 
Seifenindustrie in Unterfranken kann nicht gesprochen werden. 
Eine nicht unwichtige Frage wurde von seiten der Handels- und 
Gewerbekammer von Unterfranken und Aschaffenburg im August 
dieses Jahres zur Beantwortung vorgelegt. Durch Ministerial- 
entschließung wurde angefragt, ob der Kleinhandel mit Haus- 
haltseife ähnlich wie der Verkauf von Kerzen nach Gewicht, 
Fettsäurcgehalt etc. etc. geregelt werden solle. Die Frage wurde 
dahin beantwortet, daß eine Regelung sehr zu begrüßen sei, daß 
der Verkauf nur garantiert reiner Kernseifen mit mindestens 
62° o Fett- und Harzsäuregehalt und Schmierseifen mit mindestens 
40 "/o Fettsäuregehalt zu gestatten sei. Der Verkauf von Seifen 
mit geringem Fett- und Harzsäuregehalt sei im vorneherein zu 
untersagen. Erst nach Erledigung dieses Punktes sei an die 
Regelung des Gewichtes, die manche Schwierigkeit in sich 
schließt, erfolgreich heranzutreten. In der Antwort an die 
Handelskammer wurde auch darauf hingewiesen, dem Verkaufe 
von Seifenpulver die entsprechende Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Der Verkauf von Seifenpulvcrn unter 30 n '„ Fettsäuregehalt sei 
gleichfalls zu untersagen. Man hofft durch diese Anträge dem 
Gesamtpublikum sowohl, als auch der gesamten Seifenindustrie 
einen wesentlichen Dienst erwiesen zu haben. 



IX. Vieh und Fleisch. 

Bericht über das Viehgeschäft aus Neustadt a. S. (27. II.) 

Der Absatz aller Viehgattungen war auch in diesem Jahre 
gut. Die Landwirte erzielten gute Preise ; jene, die es sich an- 
gelegen sein ließen, reines Fratikenvieh und gute Ware zu liefern, 
haben sogar die höchsten Preise bekommen. Insbesondere durch 
die mehrfach eingerichteten Zuchtstationen erhofft man viel Vor- 
teil in dieser Beziehung. 

Sehr knapp ist allerdings der Vorrat an Futter und Stroh, 
und da in hiesiger Gegend meistens Kleinbauern sind, so wäre 
es angebracht, wenn seitens der zuständigen staatlichen Behörden 
die Abgabe von Waldstreu angeordnet würde.] 
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Bericht der Metzger-Innung Würzburg (erstattet von 
Josef Jan der, Obermeister. 26. II.) 

Das Jahr 1905 war ein Jahr der Viehteuerung. Zeigten 
die Einkaufspreise für Schlachtvieh schon im Jahre 1903 — 1904 
eine abnorme Höhe, so wurde doch alles Dagewesene durch die 
Verhältnisse des Jahres 1905 übertroffen, da die Einkaufspreise 
bei allen Viehgattungen und das ganze Jahr hindurch sich auf 
eine Höhe hielten, die mit den Fleisch Verkaufspreisen nicht in 
Einklang zu bringen waren. Trotz der Höhe der Viehpreise 
sind die Qualitäten des Viehes durchweg zurückgegangen. 

Wenn nun die seitens des Metzgereigewerbes eingeleiteten 
Schritte, die in Versammlungen und Sitzungen beschlossenen 
Protestresolutionen und Eingaben an die in Betracht kommenden, 
selbst allerhöchsten Stellen nichts fruchteten, wenn alle unsere 
praktischen Vorschläge, insbesondere die einer erweiterten Ein- 
fuhr lebenden Viehes unter den bekannten Vorsichtsmaßregeln, 
abgelehnt wurden, wenn selbst die Vorstellung des deutschen 
Städtetags, der doch die unparteiischste Vertretung des Kon- 
sumentenstandpunktes darstellt, erfolglos blieb, so liegt es klar 
auf der Hand, daß hiebei wiederum die landwirtschaftlichen In- 
teressen jenen aller übrigen Bevölkerungsklassen vorgezogen 
worden sind. Die Auslassungen des preußischen Landwirt- 
schaftsministers, sowie der Minister verschiedener anderer Bundes- 
staaten, daß die Schweine bald billiger und in genügender Menge 
vorhanden sein würden, haben sich nicht erfüllt. Die Preise 
sind wiederum höher gestiegen, und müssen seit mehreren Monaten 
für Schweine 80 — 85 Pfg. pro Pfund bezahlt werden ; auch gehen 
wir keiner Besserung entgegen, da der am 1. März 1906 in 
Kraft tretende erhöhte Zolltarif eine weitere Verschärfung mit 
sich bringt. 

Was das abgelaufene Jahr im allgemeinen anlangt, so wird 
es für uns ein denkwürdiges sein und bleiben ; am schwersten 
litt und leidet noch der kapitalschwächere Betriebsinhaber, er 
ist vielfach gezwungen, mit seinem Geschäftsbetrieb ganz auf- 
zuhören oder seine ganze Existenz vernichtet zu sehen. Sicher- 
lich hatte kein Fleischereitreibender im vergangenen Jahre irgend 
welchen Nutzen erzielt, vielmehr wurde durchweg mit Unter- 
bilanz gearbeitet. 
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X. Pelz-, Leder- und Schüttwaren. 

Bericht über die Glace-Lederfabrikation in Heidingsfeld. 

(22. II.) 

Die im Jahre 1 904 eingetretene Besserung in der Glaceleder- 
Industrie erfuhr eine weitere Steigerung durch den stark ge- 
wachsenen Bedarf an Glaceleder in der Konfektionsbranche. 

Es trat aber um Mitte des Jahres eine erhebliche Er- 
höhung der Preise am Rohfellmarkte ein, die nicht nur 
anhielt, sondern im Herbste sogar eine nicht unwesentliche weitere 
Steigerung erfuhr, was zur Folge hatte, daß die Verkaufspreise 
nicht vollständig gleichen Schritt mit den Einkaufspreisen 
halten konnten. 

Die neuen Zolltarife bringen keine nennenswerten Änderungen 
in den Zollsätzen für Glaceleder. 

Bericht einer Pelzwarenhandlung und Kürschnerei 

(über die Wintersaison 1905/06). 

Als am Ende Oktober vorigen Jahres die Temperatur 
plötzlich sank, ließ ein flott einsetzendes Geschäft im Pelzhandel 
der Hoffnung Raum, daß endlich nach so langer Zeit eine 
Besserung in dieser Branche eintreten und ein reger Verkauf 
den Ausfall früherer Jahre wieder einbringen würde. 

Leider jedoch hat der weitere Verlauf des Winters eine 
fast südlich-warme Witterung gebracht, so daß diese Hoffnung 
zu Schande wurde, und nur dadurch, daß die Mode das Tragen 
besonders besserer Pelze begünstigte, ist das Geschäft nicht 
ganz so schlecht gewesen, wie bei diesem Wetter anzunehmen wäre. 

Billigere, sogenannte Stapel-Artikel liegen fest und fanden 
nur in geringer Menge Absatz. Auch die Konkurrenz der 
Kauf- und Waren -Häuser erschwert das Geschäft, weil das 
Publikum sich noch nicht überzeugen läßt, daß jemand, der eine 
Ware nicht kennt, auch nicht richtig einkaufen kann und daß 
somit die scheinbar billigeren Angebote durch Lieferung minder- 
wertigeren Waren illusorisch gemacht werden. Es gehört eben, 
um den Artikel Pelz zu beherrschen, jahrelange Erfahrung dazu, 
welche nicht so leicht wie bei Textil-Stoffen gewonnen werden 
kann. Außerdem ist noch zu beklagen, daß auch bessere Geschäfte 
sich heute nicht versagen können, durch unrichtige Gattungs- 
bezeichnung ihrer Pelzwaren das Publikum irre führen zu wollen. 
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Bericht über den Lederhandel in Würzburg. (19. II.) 

Das Ergebnis des abgelaufenen Geschäftsjahres war für die 
Lederbranche nicht ungünstig zu nennen ; denn es ist ein nicht 
zu verkennender Fortschritt zu verzeichnen, der hauptsächlich 
auf den allgemeinen Aufschwung von Handel, Industrie und 
Landwirtschaft zurückzuführen sein dürfte. 

Während des ersten Vierteljahres hielt sich der Umsatz 
wohl in normalen Grenzen ; der Verkauf war namentlich insofern 
ein ziemlich schwieriger, als seitens der Lederfabrikanten infolge 
der fortgesetzt steigenden Preise für die rohen Häute eine 
Erhöhung der Preise für fertige I.eder angestrebt werden mußte, 
deren Durchführung die Kundschaft aber entschiedenen Wider- 
stand entgegensetzte. Bis zum Sommer gelang es kaum, einen 
Aufschlag durchzubringen. Erst im Spätjahr vermochte der 
Lederhandel infolge des durch die anhaltend feuchte Witterung 
eingetretenen bedeutendem Mehrverbrauches, speziell an Sohl- 
leder, dies zu erreichen. Und gegen Schluß des Jahres, wo 
Oberleder sehr rar wurden, erhöhten sich die Preise weiter, was 
aber auch naturnotwendig war, da immer noch eine aufwärts- 
gehende Bewegung auf dem Rohhäutemarkt herrschte. Die fort- 
gesetzte Verteuerung der Rohmaterialien ist nicht eine Folge 
von Spekulationen, sondern es muß die Tatsache anerkannt 
werden, daß sich eine immer weiter gehende Verwendung für 
alle Sorten Leder herausgebildet hat. Es wird jetzt in der 
Möbelbranche sehr viel Leder verwendet ; auch durch das Tragen 
von geringem, billigem Schuhwerk, das überall (auch hier) zu 
haben ist, wird ein kolossaler Mehrverbrauch an Leder hervor- 
gerufen, indem es sich in den meisten Fällen nicht lohnt, an 
solchen billigen Schuhen größere Reparaturen vornehmen zu 
lassen, vielmehr einfach wieder neue Ware gekauft werden muß. 
All dies bedingt einen größeren Verbrauch an Häuten, während 
die Schlachtungen überall, auch in überseeischen J .ändern, 
zurückgegangen sind. 

Über langsamen Geldeingang und Inanspruchnahme zu 
langer Ziele muß immer wieder Klage geführt werden, und ist 
auch keine Besserung hierin zu erhoffen, so lange unter den 
Lederhändlern nicht mehr Einigkeit ist, sondern das Bestreben 
einzelner besteht, dem andern Kunden hinwegzunehmen, indem 
er ohne Nutzen verkauft, nur damit der Konkurrent nicht das 
Geschäft macht. 
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Das Inkrafttreten des neuen Zolltarifs und der neuen Handels- 
verträge wird ohne Zweifel für Handel und Gewerbe große Ver- 
änderungen mit sich führen. Die Ausfuhr nach vielen Absatz- 
gebieten wird erschwert, ja teilweise sogar unmöglich gemacht 
sein. Die inländische Produktion wird verteuert durch die immer 
höher geschraubten Arbeitslöhne, die auf die Erhöhung der 
Lebensmittelpreise zurückzuführen sind, ferner durch die Ein- 
führung der erhöhten Zollsätze auf Gerbstoffe, Rohhäute und 
Hilfsmaterialien. Im Anfänge wird dies ja nicht so zu tage treten, 
weil jeder Weiterblickende sich wenigstens noch auf eine Zeit 
lang gedeckt hat, sobald aber diese Vorräte verbraucht sind, 
wird eine Verteuerung unausbleiblich sein. Ob sich dann die 
ausländischen Käufer darauf verstehen, die durch die Zölle ver- 
teuerten Waren ferner aus Deutschland zu beziehen, bleibt ab- 
zuwarten. Zu vermuten ist vielmehr, daß die ausländische In- 
dustrie in jenen Gebieten sich mehr ausbreiten und vervoll- 
kommnen wird und so den Nutzen unserer Zollpolitik erntet., 

Bericht einer Schuhfabrik und Lederhandlung in Würzburg. 

(13. II.) 

Das Frühjahrs- und Sommergeschäft war im allgemeinen 
zufriedenstellend. Auch das Herbstgeschäft hat flott eingesetzt, 
verflautc aber den Winter hindurch sehr und hat sich infolge 
der ungünstigen Witterung auch nicht mehr gebessert ; gegen 
das Vorjahr hob sich das Geschäft im Ganzen wenig ab. 

Zwei mißliche Umstände traten besonders hervor, die Preis- 
erhöhung sämtlicher zur Fabrikation notwendigen Materialien 
und die Schleuderkonkurrenz. 

Die Erhöhung der Lederpreise beträgt ca. 25 °/ 0 gegen 
3 — 4 Jahre vorher, die Teuerung anderer Zutaten wie Garne, 
Drellc oder Filze teilweise mehr, selten weniger. Die unbedingte 
F'olge müßte sein, daß Schuhwaren teurer geworden wären. Die 
Fabrikation hat auch einen geringen Aufschlag durchgedrückt; 
jedoch nur in vereinzelten Fällen ist es dem Handel gelungen, 
eine Erhöhung der Preise zu erzielen, aus dem Grunde, weil die 
Schleuderkonkurrenz mit den unglaublichsten Anpreisungen auf- 
tritt und weil das Ausverkaufswesen sich hier wie kaum in einer 
Großstadt breit gemacht hat. Vor Jahren habe ich schon darauf 
hingearbeitet, daß nach dieser Richtung Wandel geschaffen 
werden müßte, weil die Zustände jährlich schlimmer werden 
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und jedes reelle Geschäft schwer darunter leidet — leider aber 
ohne Erfolg. 

Hinsichtlich der Fabrikation kann ich über die Beschäftigung 
nicht klagen. Im ganzen Jahre hatte ich voll zu tun ; das 
Jahr 1 905 stand aber vom Januar bis Dezember unter dem Zeichen 
der Preissteigerung, und die Kundschaft hört die Worte, glaubt 
aber nicht daran. Bezüglich der Erhöhung der Lederpreise ist 
es von Interesse, nachzuforschen, warum der Artikel so teuer 
ist wie selten zuvor. Aus dem Bericht des hiesigen Schlacht- 
hofes ist zu ersehen, daß hier, also in einer Stadt von nur 
mittlerer Handels- und Industrie-Bedeutung, die Schlachtungen 
von Rindern im Jahre 1905 um ca. 1000 Stück gegen das Vor- 
jahr zurückgeblieben sind. Diese Erscheinung zeigt sich nun 
überall und in verschärftem Maße. Amerika exportierte früher 
Häute, nun aber tritt es selbst als gieriger Käufer auf. In Afrika 
herrschte die Rinderpest und in Australien die Dürre. Dadurch 
läßt sich die feste Situation, die Steigerung der Rohwaren, die 
Teuerung des Leders, erklären. Hoffentlich folgt recht bald auch 
eine Schuhpreiserhöhung, die dem Verhältnis angepaßt ist. Das 
neue Jahr dürfte wohl nach manchen Richtungen eine Ge- 
sundung und einen Ausgleich bringen, weil die alten Lieferungs- 
verträge zum großen Teil abgelaufen sind; auf neue will sich 
kein Fabrikant einlassen, und die jetzt diktierten Preise müssen 
wohl manchen Schuhfabrikanten zwingen, schärfer als seither zu 
kalkulieren. Dann erst wird unsere Branche gesunden und den 
Verdienst bringen, der ihr gebührt. 

Bericht des Vereins der Schuhwarenhändler in Schweinfurt. 

(14. II.) 

Das nunmehr hinter uns liegende Geschäftsjahr verlief im 
allgemeinen annehmbar, wenngleich die letzten Monate nicht 
gerade zufriedenstellend waren. Inbesondere September, November 
und Dezember haben durch die ungünstige Witterung uns ein, 
wenn auch nicht namhaftes Minus gegen das Vorjahr gebracht. 
Trotzdem läßt sich konstatieren, daß im Gesamtumsatz ein 
wesentlicher Unterschied gegen 1904 nicht zu verzeichnen ist. 
Auch das Kreditwesen ergab für uns so viel wie gar keine 
Verluste, da in den Monatsversammlungen die schwarze Liste 
aufliegt und hiebei immer sachdienliche Aussprachen zum Selbst- 
schutz der Kollegen stattfinden. 
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Die seit Ende des vorigen Jahrhunderts stetig gestiegenen 
Preise für Rohhäute und Felle hatten zur Folge, daß auch Unter- 
und Oberleder eine aufsteigende Konjunktur hatten, was weiter 
bewirkt, daß am 15. Februar 1905 der Verband deutscher Schuh- 
und Schäftefabrikanten eine Preiserhöhung bis zu 10% beschloß, 
der dann auch wir notgedrungen uns anpassen mußten. 

Sollen wir über schädigende Einflüsse uns äußern, so wäre 
erneut die alte Klage vorzubringen, daß die derzeitigen Bestim- 
mungen gegen den unlauteren Wettbewerb noch einer besseren 
Ausgestaltung zum ausreichenden Schutz des Handels bedürfen. 

Schädigend wirkt auch insbesondere die Ausschaltung des 
Schuhwarenhandels und eventuell sogar der Schuhmacher durch 
Detailieren von Fabriken, die Einzelpaare von Schuhen liefern 
und Reparaturen vornehmen lassen. Wenn auch ein gesetzliches 
Verbot nicht besteht, so wirkt ein solcher Geschäftsbetrieb doch 
sehr verstimmend. Mögen Mittel und Wege gefunden werden, 
um auch gegen solche Gefahr uns den notwendigen Schutz zu 
gewähren, bevor Kleinhandel und Kleingewerbe — diese nicht 
zu unterschätzenden staatserhaltenden Faktoren — eine weitaus 
verfrühte und unfreiwillige Ruhestätte gefunden haben. 



XI. Holz und Holzwaren, Zimmer-, Schreiner-, 
Wagner-, Drechsler- und Vergolder-Gewerbe. 

Bericht einer Holzgroßhandlung in Würzburg. (16. III.) 

Der flauen Konjunktur im Holzgeschäft anfangs des zweiten 
Halbjahres 1905 folgte in den Monaten Oktober und November 
eine allmählich regere Nachfrage, sodaß die durch den schleppen- 
den Verkauf aufgestapelten Vorräte bei steigenden Preisen 
rasche Abnahme fanden. Die Nachfrage, speziell in Fichten- 
holz, war im Monat November derartig, daß verschiedene 
rheinische Firmen, welche ihren Bedarf nicht mehr decken konnten, 
auf Lieferung F'rühjahr 1906 abschlossen. Die Folge der besseren 
Konjunktur war ein reger Einkauf bei abermals erhöhten Preisen, 
was natürlich auch eine Steigerung der Marktpreise im Früh- 
jahr 1906 zur Folge hatte, sodaß wir heute (anfangs März) Preis- 
notierungen haben, wie sie seit langen Jahren nicht mehr waren. 

Was die einzelnen Holzsortimente betrifft, so war Eichen- 
rundholz im zweiten Halbjahr 1905 nicht sehr gefragt, da dieser 
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Artikel am Rhein und in Holland immer weniger verlangt und 
abgesetzt wird ; zumal Holland gibt nur noch ganz vereinzelt 
Aufträge in Eichenholz, weil die ausländischen Eichen weit 
billiger und in schönerer Qualität in Holland an den Markt 
kommen. Andernteils lassen auch die einheimischen Sägewerke 
einen Verdienst an Eichenrundholz nicht mehr zu. 

Eichenschnittholz, ein Artikel, der in reiner und zarter 
Ware jederzeit flotten Absatz findet, war auch gegen Herbst 1905 
hin stark begehrt. Sei es, daß die Konsumenten in Eichen- 
schnittholz, ihre Vorräte vollständig zusammenschmelzen ließen, 
sei es, daß sie von der Preiserhöhung des Eichenholzes unter- 
richtet waren, kurzum, die Abnahme war im Monat Dezember 
und Januar eine sehr flotte, und wurden für Prima- Ware höchste 
Preise bezahlt. Die Ursache des flotten Verkaufs im Heibst mag 
Grund gewesen sein, daß das Eichenholz in der Einkaufsperiode 
1905/06 von den Sägewerksbesitzern zu noch nie dagewesenen 
Preisen eingekauft wurde. Man kann in Eichenschnittholz I. Qua- 
lität gegen die Vorjahre einen Preisaufschlag von 10°/ o ver- 
zeichnen, ja prima Eichen-Spessartholz, das meistenteils von den 
Foumiersägen gekauft wurde, erlöste noch nie dagewesene Preise. 
In Eichenschnittmatcrial verspricht man sich auch per 1906 ein 
gutgehendes Geschäft, falls nicht wiederholt Streike und teueres 
Geld die Käufer dazu zwingen, nur das allernötigste für ihren 
dringendsten Bedarf zu kaufen. Das Geschäftsjahr 1906 wird 
aber im allgemeinen als ein gutgehendes angesehen, wenn sich 
auch die Käufer noch wenig zu den inzwischen entstandenen 
Preiserhöhungen entschließen. 

Buchenrundholz war im Herbst 1 905 etwas reger gefragt 
als im Jahre vorher und behielt seinen Preis bei, ja man konnte 
beobachten, daß in der Einkaufsperiode 1905/06 ein abermaliges 
Steigen der Buchenpreise vor sich ging. 

Fichtenrundholz, ein Artikel, der am meisten am Rhein 
konsumiert wird, häufte sich gegen den Herbst in großen Mengen 
am Markt an, da die Händler befürchteten, die an und für sich 
gedrückten Preise gingen noch mehr zurück. Entgegen dieser 
Anschauung war jedoch im Herbst für Fichtenholz eine steigende 
Nachfrage, was die Händler auch zu steigender Preisfrage 
veranlaßte, sodaß das Fichtenholz gegen Ende 1905 eine flotte 
Almahme fand. 
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Der Einkauf 1905/06 war dementsprechend in Fichtenholz 
ein reger, sodaß in manchen Revieren die ohnehin hohen Taxen 
erheblich überschritten wurden. Man verspricht sich für das 
Frühjahrsgeschäft 1905/06 bei derartig hohen Preisen, wie sie 
seit Jahren nicht mehr erzielt wurden, einen flotten Absatz. 

Weiterer Bericht einer Holzgroßhandlung in Würzburg. (10. II) 

Für den Handel mit Nadelstammholz, den sogenannten Flöß- 
hölzern, war das Jahr 1905 kein günstiges. Trotz des großen 
Bedarfes am Niederrhein blieben die Verkaufspreise an den llaupt- 
plätzen Mainz und Mannheim sehr gedrückt und entsprechen 
auch nicht annähernd den Preisen, die im Walde angelegt werden 
mußten. Die Einfuhr größerer Quantitäten russischer Provenienz 
drückte an den niederrheinischen Absatzplätzen ständig den 
Markt und ließ eine Preisbesserung nicht erreichen. 

Laubhölzer, besonders Eichen und Buchen in Prima- 
Qualität blieben sehr gefragt, geringere Qualitäten waren da- 
gegen sehr schwer abzusetzen. 

Bericht über die Hobel- und Hobelbankfabrikation aus 
Ochsenfurt. (26. II.) 

Das Jahr 1 905 brachte uns ausreichende Beschäftigung 
und gleichzeitig erfreulichen Zuwachs neuer Kunden; auch kon- 
statieren wir mit großer Genugtuung, daß wir als Bayerns 
einzige Fabrik der Branche innerhalb der blauweißen Grenzpfähle 
stetig mehr Boden fassen. Während wir in Mittel- und Nord- 
deutschland gegen die ersten Qualitätsmarken von Anfang mit 
Erfolg arbeiten konnten, verschlossen sich bisher noch Plätze wie 
München und Augsburg hinter ihrer Gewohnheit des alther- 
gebrachten Einkaufs, trotzdem wir nicht teurer sind und unseren 
Erzeugnissen das Lob der Erstklassigkeit nicht vorenthalten wird. 

Die Schaffung geeigneten Materials in Weißbuchenholz 
für die Hobel wird leider immer schwieriger, und so sehen wir 
uns genötigt, aus den Holzkammern von Slavonien und Galizien 
das Manko zu ersetzen, allerdings mit Frachtkosten, welche die 
Waldtaxe übersteigen. 

Die Preise erfreuen sich eines kleinen Aufschlages, jedoch 
stehen sie noch lange nicht auf der Richtungslinie der heutigen 
Rohstoffwerte. 

11 * 
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Unsere Beteiligung an Nürnbergs Jubiläums-Ausstellung 
bietet uns hoffentlich Gelegenheit zu vorteilhafter Propaganda. 

Bericht eines Zimmermeisters in Würzburg. (15. II.) 

Im vergangenen Jahre war die Bautätigkeit, wie in dem 
vorhergehenden, ebenfalls keine lebhaftere und beschränkte sich 
zum größten Teile auf einige Spekulationsbauten und kleinere 
Umbauten. Von Seite der Staatsbehörde wurde nur das Haupt- 
zollamlsgebände aufgeführt, und sind bei Vergebung der Maurer- 
und Steinhauerarbeiten besonders große Differenzen in den An- 
geboten zu verzeichnen, wobei das höchste und niedrigste Offert 
ca. 70 000—80 000 Mk. differierte. 

Das Steinmetzgeschäft war sehr gut und auch lohnend be- 
schäftigt, da namentlich unser fränkischer Muschelkalkstein, seiner 
hervorragenden Qualität wegen, sich nach auswärts immer 
größerer Beliebtheit erfreut. Die Materialpreise blieben sich 
gleich, nur für Muschelkalkstein mußten, der großen Nachfrage 
wegen, auch hier höhere Preise bewilligt werden. 

Die Bretter- und Bauholzpreise haben etwas angezogen 
und werden voraussichtlich, nach den Holzversteigerungen zu 
schließen, noch mehr in die Höhe gehen. Der Holzhandel an 
dem Rhein hat sehr lebhaft eingesetzt. 

Trotz der wenig günstigen Geschäftslage hier, hat die 
Lohnkommission des Zimmererverbandes für hier und Umgebung 
von den hiesigen Meistern durch Zuschrift eine Lohnerhöhung 
verlangt, welche abgeschlagen werden mußte. Nach Ablehnung 
der verlangten Aufbesserung sind sämtliche Verbands-Zimmerer 
in den Streik eingetreten, welcher nach siebenwöchentlicher 
Dauer nur mit einem teilweisen Erfolge für die guten Arbeiter 
beigelegt wurde. 

Die hiesigen Zimmermeister wurden durch diesen Streik 
genötigt, einheitlich vorzugehen und im gegenseitigen Ein- 
verständnis zu handeln. Wenn nun die Geschäftsleute aus dem 
erzielten Erfolge eine Lehre ziehen wollten, so könnten in Zukunft 
durch festen Zusammenschluß viele Geschäftsvorteile erwachsen 
und zur Besserung der allgemeinen Geschäftslage die sichersten 
und erfolgreichsten Schritte unternommen werden. Leider 
scheitert der definitive Zusammenschluß immer noch an der 
Kurzsichtigkeit und Voreingenommenheit einzelner Meister. 
Hoffentlich wird durch die in Aussicht stehende Gründung eines 
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Landesverbandes auch die Gründung von Lokalverbänden in die 
Wege geleitet. Mit vereinten Kräften wird sicher mehr erreicht 
als durch unkollegiale Zersplitterung. 

Bericht über das Schreinergewerbe in Würzburg. 

Die Bauschreinerei ist im Jahre 1905 so heruntergekommen, 
wie es seit 20 Jahren nicht mehr der Fall war. Neubauten 
wurden sehr wenig ausgeführt ; infolgedessen waren die Werk- 
stätten nur zum Teil beschäftigt, und hieraus ergab sich, daß 
die Meister zu Preisen arbeiteten, bei denen sie Geld zulegten. 
Pitschpine und Eichenriemen sind um 15% im Preise gestiegen, 
auch alle übrigen Schnitthölzer sind teurer geworden. Eine 
hiesige große Bauschreinerei gab ihren Betrieb völlig auf, weil 
die Rohmaterialien zu teuer, die Löhne hoch und die Preise sehr 
gedrückt sind. 

Im Submissionswesen ist leider noch keine Besserung 
erzielt; es wird in den meisten Fällen eben immer noch das 
billigste Angebot ohne Rücksicht auf Leistung angenommen. 

Die Möbelschreinerei ist ebenfalls sehr gedrückt. Die 
kleinen Meister arbeiten für hiesige und auswärtige Händler zu 
Preisen, bei denen kaum das Material bezahlt werden kann. 
Diese Leute sind noch nicht zu der Einsicht gekommen, daß sie 
durch Zusammenarbeiten für ihr eigenes Magazin das Handwerk 
und ihre eigene Lage weit besser heben würden. 

Bericht über die Wagenfabrikation (erstattet von K. Schmidt 
in Bad Kissingen. 15. II.) 

Das abgelaufene Geschäftsjahr kann als zufriedenstellend 
bezeichnet werden, trotzdem der Export, besonders nach Ruß- 
land, wegen der hohen Zollsätze ganz aufgehört hat ; in früherer 
Zeit war gerade Rußland noch ein gutes Absatzgebiet. Daß 
der große Fremdenverkehr in unserer Badestadt immerhin dazu 
beiträgt, die Geschäftsverhältnisse noch einigermaßen günstig 
zu gestalten, ist unbestreitbar. 

Zu bedauern ist jedoch, daß außer den großen Lasten, 
welche der Betriebsunternehmer für die Krankenkasse, Invaliden- 
kasse, Unfallberufsgenossenschaften usw. zu tragen hat, ihm auch 
noch durch sanitäre Verordnungen das Geschäft erschwert wird, 
neuestens namentlich durch die Bleiweißverordnung mit ihren 
zahlreichen Vorschriften, deren Einhaltung wegen der hiezu 
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nötigen Einrichtungen manchem Geschäftsmann derart hohe 
Kosten und Unannehmlichkeiten verursacht, daß der geringe 
Gewinn wieder verschwindet; die Verordnung bildet natürlich 
auch einen Hemmschuh für den Aufschwung des Geschäfts. 

Als weiterer Übelstand ist die zuweilen gar knappe Be- 
messung von Zeugengebühren zu bezeichnen. Einem Arbeiter, 
der Familie hat und einen Taglohn von 3.50 Mk. bezieht, sollte 
bei einer den ganzen Tag dauernden Verhandlung, die den Aus- 
fall seines ganzen Taglohnes zur Folge hatte, doch nicht bloß 
2.50 Mk. statt des vollen Taglohnes bewilligt werden. Der Ver- 
lust von 1 Mk. ist für einen solchen Arbeiter immerhin empfind- 
lich ; ich erwähne diesen Fall, weil er erst kürzlich hier vorge- 
kommen ist. 

Die seit einigen Jahren so rasch in die Höhe gekommene 
Automobilfabrikation hat bis jetzt unserem Wagenbau keine 
fühlbare Konkurrenz gemacht, obwohl manche Summen, welche 
für Equipagen ausgegeben wurden, jetzt zu Autowagen ver- 
wendet werden ; doch sind die hohen Preise dieser Wagen und 
ebenso die vielen Unfälle der beste Schutz gegen die allgemeine 
Einführung. 

Im Submissionswesen ist seit einigen Jahren eine Wendung 
zum Besseren eingetreten, dank der Einsicht der vergebenden 
Stellen, welche nicht nur auf die billigste, sondern auch auf solide 
Ausführung der Arbeit sehen. 

Sehr wünschenswert wäre endlich, daß die vielen Feiertage 
zweiter Ordnung auf die Sonntage verlegt würden ; es wäre 
dies besonders für die fleißigen und sparsamen Arbeiter eine 
große Wohltat. 

Bericht über das Drechslergewerbe (erstattet von F. A. Voll 

in Würzburg). 

Der Erfolg des Jahres 1905 war bei mir ein etwas besserer 
als im vergangenen Jahre. Der in den ersten 11 Monaten er- 
zielte, nicht unbeträchtliche Vorsprung wurde aber durch das 
Mindererträgnis des Dezember fast ganz wieder eingebüßt. Das 
Weihnachtsgeschäft war das schlechteste in den 13 Jahren meines 
Geschäftsbetriebes. Die Ursache wird wohl in der allgemeinen 
Geldknappheit zu suchen sein. 

Die Lage im Drechslergewerbe selbst ist noch immer eine 
andauernd schlechte zu nennen. Vorerst bedingt die zurzeit 
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herrschende Moderichtung, die fast ausschließlich gerade Linien 
bevorzugt, daß der Bedarf ein verschwindend kleiner ist. Dazu 
kommt, daß einzelne, die um allen Preis Arbeit haben wollen, 
die Arbeitslöhne so drücken, daß von einem Verdienste über- 
haupt keine Rede sein kann. Es werden dadurch nicht nur die 
mit einem anständigen Nutzen arbeitenden Meister geschädigt 
und zu Preisermäßigungen gezwungen, auch die allgemeine Re- 
ellität sowie die Güte der Arbeit leiden darunter, da eben einer- 
seits bei einzelnen außergewöhnlichen Arbeiten ein ganz unge- 
höriger Nutzen genommen wird, anderseits die Ausführung der- 
artig schlecht ist, daß das Ansehen der Drechslerei tatsächlich 
darunter leidet. Eine Einigung und ein Zusammengehen gegen 
solche schädliche Auswüchse ist bedauerlicherweise nicht zu er- 
warten. Diese Ausführungen gelten für die Holz- oder Möbel- 
drechsler. 

Die sogenannten I^adendrechsler befinden sich in einer 
ebenfalls sehr schwierigen Lage. Durch die herrschende Mode, 
die hauptsächlich Metall bevorzugt, ist das Elfenbein fast voll- 
ständig verdrängt. Meerschaum und Bernstein werden so gut 
wie nicht mehr gekauft. Der Bedarf an Tabak-Pfeifen und 
-Dosen ist ebenfalls, was die billigeren Sorten anlangt, bedeutend 
zurückgegangen, seitdem die Tabakfabriken derartige Artikel 
als Prämien verabfolgen. Infolgedessen ist der Ladendrcchsler 
schon seit einigen Jahren gezwungen, sich Gegenstände bei- 
zulegen, die eigentlich gar nicht in sein Fach schlagen, und er 
verdient nur mehr den Namen Reparaturcndrechsler und Galan- 
teriewarenhändler. 

Bericht eines Vergoldermeisters in Würzburg. (28. II.) 

Für 1905 kann im allgemeinen das Gleiche konstatiert 
werden wie im vorausgegangenem Jahre : Zurückhaltung besserer 
Aufträge, gedrückte Preise und übermäßige Kreditbeanspruchung 
so mancher Kundenkreise. Obwohl die Materialpreise fast 
ständig steigende waren, so war dennoch ein Mangel an unver- 
fälschtem gutem Material zu konstatieren. 

Bezüglich der Rahmengeschäfte haben die gelernten 
Handwerksmeister als eigentliche Fachleute in den immer mehr 
auftauchenden sogenannten Spezial- und Einrahmungsgeschäften 
mit kaufmännischer Leitung und dem Vermerk: „Eigene Werk- 
stätte“ (das ist Beschäftigung eines Fachgehilfen) ziemliche 
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Konkurrenz, die durch aufdringliche Reklame, wie auch durch 
Veranstaltung von Ausverkäufen, sog. „ Gelegenheitskäufen“ und 
„Kunst-Auktionen“, noch verschärft wird. 

Schutz sowohl für den soliden und tüchtigen Handwerker 
sowie auch für den Besteller einer gewissenhaften Arbeit könnte 
im ausreichenden Maße wohl nur die Forderung eines zeit- 
gemäßen Befähigungsnachweises bringen. Sehr zu begrüßen 
wäre ferner, wenn sogenannte „Handwerker- Abende“, in denen 
Wissenswertes für Handwerk und Kunsthandwerk besprochen 
und angeregt würde, auch in Würzburg eingeführt würden ; 
außer der technischen Tüchtigkeit bedarf gerade der Kleinhand- 
werker heutzutage eine erhöhte Intelligenz und vermehrtes Wissen. 



XII. Steine und Erden, Baugeschäft. 

Bericht über die Steinindustrie aus Eltmann. (21. II.) 

Die Steinmetzfirmen hiesiger Gegend waren in dem hier- 
orts gewonnenen weißen und grünen Sandstein während des 
größten Teiles des verflossenen Jahres gut beschäftigt. 

Sehr begrüßt wurde, daß seitens der ständigen Tarif- 
kommision der deutschen Eisenbahnverwaltungen eine Prüfung 
der bisher geübten Tarifierung, zur besseren Regelung der- 
selben, durch Erhebungen in Fachkreisen u. s. w. in die Wege 
geleitet wurde. Leider ist bis jetzt über das Resultat nichts be- 
kannt geworden. Wir haben jedoch das Vertrauen zu den Ver- 
waltungen, daß hier Remedur geschaffen wird und es nicht, wie 
das bisher häufig der Fall war, der persönlichen Auffassung 
einiger Bahnbeamton überlassen bleibt, ob eine Sendung nach 
Tarif III oder II zu berechnen ist. 

Unsere im Vorjahre geäußerten Wünsche betreffs Ab- 
schaffung bezw. Verlegung verschiedener katholischer Feier- 
tage auf Sonntage sind leider der Verwirklichung noch nicht 
näher gerückt, obwohl doch allgemein in der Industrie und 
Landwirtschaft Bayerns das Bedürfnis hierzu in jedem Jahre in 
stärkerem Maße laut wird. Die Regierung muß im Benehmen 
und im Einverständnis mit den hohen kirchlichen Behörden ganz 
entschieden darauf bedacht sein, daß diese Benachteiligung der 
Konkurrenzfähigkeit der bayer. Industrie gegen die der übrigen 
Teile Deutschlands vermindert wird. 
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Die Fortsetzung der Mainkette bis Bamberg, welche zur 
Hebung der hiesigen bedeutenden Steinindustrie wesentlich bei- 
tragen würde, scheint leider ihrer Ausführung nur sehr langsam 
näher zu kommen. 

In Haßfurt wurde ein Handelsgremium für den östlichen 
Teil Unterfrankens errichtet, und sind die beteiligten Geschäfte 
den Verwaltungsbehörden und der Handels- und Gewerbekammer 
zu aufrichtigem Danke verpflichtet. 

Bericht über die Steinindustrie aus Reistenhausen a. M. 

Trotzdem der Geschäftsgang während des Jahres vielfach 
flaue Perioden von längerer Dauer zu überwinden hatte, muß 
bei einem Rückblick der durchschnittliche Beschäftigungs- 
grad in der ganzen Branche als ein guter bezeichnet werden. 
Auswärts (d. h. in außerbayerischen Staaten) wurde eine Reihe 
größerer, öffentlicher Gebäude mit umfangreicher Verwendung 
von Steinmetzarbeiten ausgeführt, sowie eine bedeutende Anzahl 
von Geschäfts- und einfacheren Wohngebäuden errichtet. Größere 
Villen wurden allerdings nur sehr wenige gebaut ; auch fehlten 
die besseren Wohnhäuser, welche in den früheren Jahren zur 
Ausführung gelangten. Wenngleich die Betriebe regelmäßig 
und vollauf beschäftigt waren, so ließ sich eine Erhöhung 
der seit Jahren stark zurückgegangenen Verkaufspreise doch 
nicht durchsetzen. Das finanzielle Ergebnis ist daher kein be- 
friedigendes. 

Die Löhne sind in den Bruchgebieten des Maintales, die 
den Hauptteil des erforderlichen Materiales liefern, weiter ge- 
stiegen. Die Organisation der Arbeiter hat infolge einer intensiven 
Agitation große Fortschritte gemacht; die Folge davon ist eine 
allgemeine Unzufriedenheit der Arbeitnehmer, die teilweise sehr 
zum Streik drängen. Auch die Arbeitgeber wünschen eine 
baldige Klärung der Verhältnisse, da nach der gegenwärtigen 
Lage mit täglich gesteigerter Unlust und Gärung ein schlimmerer 
Zustand nicht mehr eintreten kann. Wenn es sich auch nicht 
Voraussagen läßt, wie ein eventueller Streik verlaufen wird, so 
steht doch jetzt schon fest, daß jede Lohnerhöhung zu einer 
Preissteigerung führen muß, da der LTnternehmer auch die ge- 
ringste Lohnerhöhung nicht mehr vertragen kann. Im ver- 
flossenen Jahre fanden, abgesehen von einzelnen Arbeitsein- 
stellungen, Streiks in größerem Umfange nicht statt, denn der 
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Streik im fränkischen Musch eikalk gebiet ist für den hiesigen 
Platz fast ohne jede Bedeutung. 

Kartelle, Syndikate und Konventionen bestehen in unserem 
hach nicht, dazu sind die Produktionsverhältnisse zu verschieden 
und die geschäftliche Entwickelung noch allzusehr im Rückstände. 

Für die Steinmetzgeschäfte in Bayern ist es äußerst 
schädigend, daß bei Vergebung von Arbeiten für öffentliche und 
Staatsbauten Bayerns immer noch nicht die Trennung der Stein- 
metzarbeiten von den übrigen Bauarbeiten erfolgt; es wäre des- 
halb vor allem bei den maßgebenden Behörden darauf hin- 
zuwirken, daß die Arbeiten nach den einzelnen Baugewerbs- 
zweigen getrennt zur Ausschreibung gelangen, wie dies auch 
in den übrigen Bundesstaaten der Fall ist. Ganz besonders ist 
eine solche Anregung gerechtfertigt, nachdem gerade in Bayern 
die Steinindnstrie sehr ausgedehnt und hervorragend ist. 

Reformbedürftig ist weiterhin das Kreditwesen. Die 
Zahlungstermine werden ins Ungemessene verlängert, ohne daß 
in den meisten Fällen eine Zinsvergütung geleistet oder eine 
entsprechende Sicherheit gestellt wird. Letzterer Umstand ist 
umso verhängnisvoller, als gerade an kleineren Objekten die 
Bauunternehmer vielfach sehr schlecht fundiert und nur Werk- 
zeuge der im Hintergründe bleibenden Geldgeber sind. Bei den 
gerade in letzter Zeit häufig auftretenden Konkursen von solchen 
„Firmen“ sind dann für die Lieferanten teilweise ganz erschreck- 
lich hohe Verluste eingetreten. Eine gesetzliche Maßnahme, 
durch welche diesem Bauschwindel gesteuert würde, wäre 
dringend notwendig. 

Weiterhin ist es für das Steinmetzgeschäft in Bayern sehr 
mißlich, daß gerade bei der Bayerischen Baugewerks-Berufs- 
genossenschaft München gegenüber anderen Berufsgenossen- 
schaften (Steinbruchs-Berufsgenossenschaft Charlottenburg) ganz 
unverhältnismäßig hohe Prämien geleistet werden müssen. 

Der hohe Zinsfuß wirkt, wie leicht begreiflich, ebenfalls 
sehr hemmend. 

Weiterer Bericht über die gleiche Industrie aus Rothenfels a. M. 

(15. n.) 

In erster Linie wäre sehr zu wünschen, wenn bei Sub- 
missionen die Steinhauerarbeiten getrennt und nicht auf einen 
Block mit den Erd- und Maurerarbeiten vergeben würden. Wir 
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bekommen hierdurch die meisten Arbeiten erst aus zweiter Hand 
und kann deswegen von einem Verdienst keine Rede mehr sein. 
Zuweilen kann man sogar die in allernächster Nähe vorkommenden 
Arbeiten gar nicht bekommen. 

Sodann haben wir bezüglich der Verkehrsverhältnisse ver- 
schiedene Klagen. Besonders schädigend ist der immerwährende 
Wagenmangel, welcher sich im verflossenen Jahre sogar noch 
im Monat Dezember zeigte. Bezüglich der Wagengestellung 
sind wir hier besonders übel daran ; denn wir sind den ganzen 
Sommer über nur auf fremde Wagen angewiesen, weil unsere 
Steine größtenteils nach Preußen und Hessen versandt werden. 
Da die fremden Wagen aber sehr selten leer von Wertheim 
retour kommen, müssen wir oft 2—3 Tage auf einen Wagen 
warten, und die Folge ist, daß wir von seiten unserer Abnehmer 
wegen nicht vertragsmäßiger Lieferung mit Strafe bedroht oder 
mindestens als kontraktbrüchig hingestellt werden. 

Ferner wäre es sehr erwünscht, wenn von seiten der Bahn- 
verwaltung die I-adegcleise und Rampen verlängert würden. 
In dieser Beziehung waren wir schon im Jahre 1903 in Aschaffen- 
burg vorstellig, aber bis heute ohne Erfolg. Beweis für die zu 
kleine Rampe ist, daß wir dann persönlich nachsuchten, dieselbe 
auf unsere Kosten 3 Meter breiter machen zu dürfen, was uns 
auch auf Ruf und Widerruf genehmigt wurde; wir müssen jedoch 
hiefür 35 Pfg. Lagerplatzpacht pro Quadratmeter zahlen. 

Weiter wäre eine bessere Zugverbindung (von Frankfurt 
her) ab Aschaffenburg zu wünschen. So müssen wir z. B. 
schon um 3 10 Uhr in Frankfurt abfahren, um den letzten für uns 
passenden Zug in Aschaffenburg zu erreichen, welcher 5 26 Uhr 
dort abgeht. Nach etwa 3stündigem Aufenthalt in Lohr kommen 
wir um 10 10 Uhr erst in Rothenfels an. Fahren wir hingegen 
am Samstag mit dem Arbeiterzug um 6 Uhr in Frankfurt ab, 
sind wir auch um 10'° Uhr nachts zu hause. 

Um eine öffentliche Telephonstelle haben wir erst in Kürze 
gemeinschaftlich mit mehreren Interessenten nachgesucht. 

Bericht der Portland-Zement-Fabrik Karlstadt a. M. (3. III.) 

Durch die Festigung des Syndikatsgedankens gewinnt 
unsere Industrie immer mehr an Ruhe und Sicherheit. Es ist 
auch zu hoffen, daß die Verbände und Syndikate in Nord und 
Süd, welche insofern gute Erfolge gezeitigt haben, als sie im 
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abgelaufenen Geschäftsjahr eine mäßige, den gesteigerten Her- 
stellungskosten entsprechende Erhöhung der Verkaufspreise er- 
möglichten, in ihrer Fortentwickelung nicht gestört werden, 
da nur durch die Festlegung der Kontingente bezw. der Ver- 
sandberechtigungen der einzelnen Werke, welche teilweise noch 
mit einer Produktionseinschränkung von 50 0 / o arbeiteten, ein 
Ausgleich zwischen der enormen Überproduktion und dem nur 
sehr langsam steigenden Konsum geschaffen werden kann. 

Bedauerlicher Weise nimmt aber die Einfuhr fremden 
Zements in Deutschland in der letzten Zeit einen ganz erheblichen 
Umfang an, und da leider auch durch die neuen Handels- 
verträge in der bestehenden zollfreien Einfuhr fremden Zements 
keine Änderung geschaffen ist, während die Eingangszölle der 
benachbarten Länder zum Teil sogar noch erhöht wurden, so ist 
auf diese Weise eine weitere Benachteiligung unserer Industrie 
und eine Fortdauer der ungenügenden Beschäftigung unserer 
Werke zu gewärtigen. Die vereinigten süddeutschen Werke 
hatten bereits im abgelaufenen Geschäftsjahr einen Rückgang 
ihres Versandes zu beklagen. Welche Folgen dadurch für den 
Fortbestand der deutschen Zementvereinigungen eintreten, läßt 
sich zur Zeit nicht übersehen. 

Bericht über den Tonversand von Klingenberg a. M. 

Durch die günstigeren Verhältnisse der Stahlindustrie in 
Nordamerika besserte sich der Absatz dahin im Jahre 1905 be- 
deutend, sodaß derselbe für das verflossene Jahr ein gutes ge- 
nannt werden kann. Allerdings versuchte man, auf die Preise 
zu drücken, und auch die Valuten wurden im allgemeinen nicht 
wie sonst pünktlich reguliert. 

Bericht der Tonindustrie Klingenberg, Albertwerke. (12. II.) 

Produktion, Absatz und Verkaufspreise blieben in den bis- 
herigen Grenzen. Die im Berichtsjahre begonnenen Neubauten 
sind noch nicht abgeschlossen und werden nach Fertigstellung 
die Leistungsfähigkeit unseres Etablissements auf mindestens die 
doppelte Höhe bringen, 

Eine Aufbesserung der Verkaufspreise konnte leider nicht 
erzielt werden ; im Gegenteil sind die diesbezüglichen Aussichten 
für die nächste Zeit fast vollständig geschwunden. Das Scheitern 
der Bestrebungen nach einer Preisregulierung in unserer Branche 
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ist umso bedauerlicher, als durch die Verteuerung der Kohlen 
die Herstellungskosten gesteigert wurden. 

Infolge Verschließung des russischen Marktes, der bisher 
in unseren Artikeln ziemlich aufnahmefähig war, wurde nicht 
nur der Konkurrenzkampf der deutschen Fabriken im Inland 
verschärft, sondern es versuchten erfolgreich auch die in Böhmen 
gelegenen österreichischen Fabriken ihre sonst nach Rußland 
abgestoßene Überproduktion auf den deutschen Markt zu bringen. 

Die Arbeiterverhältnisse haben durch den Bau von Arbeiter- 
wohnhäusern und Errichtung eines Mädchenheims eine wesent- 
liche Verbesserung erfahren, und sind nun befriedigende. 

Bezüglich der Verkehrsverhältnisse müssen wir sehr be- 
dauern, daß der angeregte Motorwagenverkehr s. Zt. abgelehnt 
wurde. Über die schlechte Verbindung unserer Gegend mit 
den Fernzügen wird auch in den Kreisen unserer Kunden, welche 
oft im Werk an Ort und Stelle größere Abschlüsse betätigen 
wollen, lebhaft Klage geführt. 

Bericht des Würzburger Ziegelei-Syndikats. (8. II.) 

Die Bautätigkeit in der Stadt Würzburg ließ ebenso wie 
in den Vorjahren auch 1905 noch sehr viel zu wünschen übrig. 

Wenn auch Privatbauten in etwas größerer Zahl als 1904 
aufgeführt wurden, so konnte doch der hierzu benötigte Bedarr 
an Backsteinen nur eine verschwindend kleine Vermehrung des 
Absatzes herbeiführen. Es fehlten größere Neubauten für den 
Staat und die Gemeinde fast gänzlich und nur die für 1900 in 
Aussicht stehende Errichtung derartiger Objekte kann eine 
Besserung des Backsteingeschäftes bringen. Die Verkaufspreise 
waren in Anbetracht der hohen Kohlenpreise sowie der stetig 
steigenden Löhne und der enormen Lasten noch gedrückte, und 
da der Absatz noch nicht einmal die Hälfte der Produktions- 
fähigkeit der hiesigen Werke erreichte, blieb die Rentabilität 
eine sehr mäßige. 

Durch die im Jahre 1903 erfolgte. Gründung des Würzburger 
Ziegelei-Syndikats wurde wenigstens eine Stetigkeit und Ein- 
heitlichkeit der Preise erzielt, was auch für die Abnehmer ent- 
schieden von Nutzen war. 

Das Syndikat hat sich durch die vereinfachte Geschäfts- 
entwickelung gut bewährt, und wurde deshalb die Dauer des- 
selben bis Ende 1910 verlängert. 
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Bericht einer Baumaterialien-Großhandlung in Würzburg. 

Das abgelaufene Berichtsjahr wie auch das gegenwärtige 
Jahr brachte dem Baumaterialienhandel ziemliche Veränderungen 
seines geschäftlichen Wirkens durch die Syndikatsbildungen der 
Fabrikanten einzelner bedeutender Bauartikel. So kam zum 
Portlandzement-Syndikat eine Konvention der Tonplatten-Fa- 
brikanten, eine Konvention der Schwarzkalkwerke, der Roman- 
Zementfabriken, Verblendsteinfabrikanten, Schwemmsteinerzeuger 
und Steinzeugröhrenfabriken. 

Alle diese Konventionen haben den ausgesprochenen Zweck, 
einheitliche Verkaufspreise zu schaffen und die durch die freie 
Konkurrenz infolge Überproduktion einzelner Artikel ausge- 
gebenen Preisofferten einiger Werke, die keinen Nutzen mehr 
abwerfen konnten, ja teilweise unter dem Herstellungspreise 
waren, wieder angemessen zu gestalten. Im allgemeinen muß 
sich auch der Baumaterialienhandel unbedingt zufrieden geben, 
wenn Fabriken das Bestreben haben, die Preise einheitlich und 
nutzbringend für die Produzenten zu normieren ; ja im Gegenteil, 
der Handel hätte Veranlassung, diese einheitliche Preisnormierung 
lebhaft zu begrüßen, wenn sie auch ihm die Möglichkeit zu einem 
nutzbringenden Geschäft bietet und wenn Verkaufsbedingungen 
geschaffen werden, die dem Händler naturgemäße Vorzugs- 
preise gegenüber den Konsumenten einräumen. Leider ist bei 
den meisten der genannten Produzentenkonventionen diese Rück- 
sicht gegenüber dem Handel nicht beobachtet worden, im Gegen- 
teil macht sich die Tendenz geltend, den Handel vom Geschäfte 
auszuschalten und ihm schließlich nur die schlechte Kundschaft 
zu überlassen. Dieser Tendenz kann im Interesse des Handels 
nicht scharf genug gegenüber getreten werden. Denn gerade 
in der Baumaterialienbranche läßt sich der Zwischenhandel nicht 
ausschalten ; diesem zuzumuten, im Interesse der Produzenten 
und Konsumenten ein kostspieliges großes I.ager zu unterhalten, 
ist ein Unding, wenn man ihm nicht die Möglichkeit an Hand 
gibt, erfolgreich bei zeitweiligem, größerem Bedarf der Kon- 
sumenten in Konkurrenz treten zu können. 

Energisch muß aber protestiert werden, wenn auch staat- 
liche und kommunale Behörden glauben, den Handel entbehren 
zu können, indem sie zu beschränkten Submissionen unter Um- 
gehung des Handel nur Fabriken einladen. Die beabsichtigten 
Vorteile werden dadurch niemals oder nur in den seltensten 
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Fällen erreicht, da der Handel sich doch auch vorzusehen und 
die Werke kei direkten Lieferungen sich provisionspflichtig zu 
machen weiß. Aber Monopole einzelner Werke und Lieferanten 
werden dadurch geschaffen, die einzelne Kreise zum Schaden 
des gesamten Handels wie auch der staatlichen und städtischen 
Finanzen ungerecht bevorzugen. Und so ist ein alter Wunsch 
des Baumaterialienhandels, daß in den Leistungsverzeichnissen 
staatlicher und städtischer Behörden bei einzelnen Materialien 
nicht vorneherein einzelne Fabrikmarken namentlich eingesetzt 
werden, sondern daß die Materialien nur in der verlangten 
Qualität genau bezeichnet werden und in dieser Qualitätslage 
alle einheimischen Marken gleichmäßig konkurrieren können. 

Die Syndikatsbildung hat auch bezüglich der Zahlungs- 
bedingungen versucht, strikte Normen zu schaffen. Auch in 
dieser Beziehung wird der Handel in erster Stelle betroffen, da 
er gezwungen ist, um Rabatte und dergl. genießen zu können, 
die Bedingungen möglichst strikte einzuhalten, während ge- 
genüber den Konsumenten man nach wie vor die in der Bau- 
branche leider übliche, weitgehendste Nachsicht ausüben muß, 
wenn man konkurrenzfähig bleiben will. 

Auch der neue Zolltarif macht sich in der Baumaterialien- 
branche unliebsam bemerkbar. Die Berichterstatterin importiert 
z. B. in großen Mengen italienische Flohlgewölbsteine, sogen. 
Hourdis, nach Deutschland, die bisher bis nach Sachsen gute 
Rechnung gaben und zollfrei eingeführt wurden ; in Zukunft 
kommt auch auf diesen Artikel ein zum Verkaufswerte beträcht- 
licher Zoll, der sicher nicht geeignet ist, den in erfreulicher 
Weise im Aufschwung begriffenen Konsum dieses Artikels 
zu erhöhen. 

Im übrigen haben alle Bauartikel eine steigende Preistendenz. 
Der Handel kann bei der großen Konkurrenz in der Baubranche 
diese Preissteigerung ohne Schädigung seiner Interessen nur 
durchführen, wenn auch in der soliden Baumaterialienbranche 
eine Einigung in der Preisfeststellung für den Detailverkauf 
durch den Handel selbst erfolgen wird, wozu ja an verschiedenen 
Plätzen, auch in Würzburg, Aussicht besteht. 

Möge denn eine große, durch ortspolizeiliche Vorschriften 
geförderte, aber nicht gehinderte Bautätigkeit und speziell in 
Würzburg auch eine vermehrte Ansiedelung von industriellen 
Etablissements beitragen, den für ganz Bayern, den angrenzenden 
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Teil von Baden und Württemberg, die thüringischen Staaten 
und Sachsen bedeutungsvollen Würzburger Baumaterialiengroß- 
handel auf seiner jetzigen Höhe nicht nur zu belassen, sondern 
noch bedeutend zu steigern ! 



XIII. Glas. 

Bericht der Spessarter Hohlglaswerke G. m. b. H. ln Lohr a. M. 

Geschäftsgang: Der Absatz im Geschäftsjahr 1 90”» war 
befriedigend, erforderte aber gegenüber den Anstrengungen der 
Konkurrenz erhöhte Verkaufstätigkeit. 

Verkaufspreise: Weniger günstig waren die Verkaufs- 
preise, denn nachdem die Herstellungskosten durch erhöhte Aus- 
gaben für Arbeitslöhne, Brenn- und Rohmaterialien und Arbeiter- 
fürsorge gestiegen, versteht sich die Kundschaft nur sehr schwer 
dazu, die hierdurch bedingte Preiserhöhung zu bewilligen. Be- 
mühungen der Glasindustriellcn, durch Vereinigungen Preis- 
erhöhungen anzustreben, führten bei der Verschiedenheit der 
Fabrikate in Bezug auf Qualität und Art seither meistens zu 
keinem befriedigenden, dauernden Erfolg. 

Export: Obwohl die hiesige Fabrik in London eine eigene 
Verkaufsniederlassung unterhält, hat sich dieselbe von Lieferungen 
nach England möglichst zurückgezogen, da norddeutsche Werke 
die Überproduktion zu Schleuderpreisen dorthin werfen. Auch 
der Export über Hamburg nach Südamerika etc. wurde aus 
gleicher Ursache aufgegeben. Der Verkehr mit der Schweiz, 
wo wir viele geschäftliche Beziehungen haben, wird seit 
1. Januar 1906 durch erhöhten Zoll auf halbweißes Hohlglas be- 
einträchtigt. Die Glasfabriken der Schweiz bemühen sich seit- 
dem mit Erfolg, die ausländische Konkurrenz fernzuhalten. 

Arbeiterverhältnisse: Die Zahl der kleinen Wohnungen 
ist hier sehr beschränkt, auch bei Neubauten werden meistens 
keine solchen errichtet ; die Arbeiter bewohnen daher bei ver- 
hältnismäßig hohen Mieten häufig Räume, welche als mensch- 
liche Wohnungen nicht gelten können. Ein Einschreiten der 
Wohnungskommission ist wegen Mangel anderer besserer 
Wohnungen ausgeschlossen. Bemühungen einzelner zur Besserung 
dieser Notlage sind aussichtslos. Es wäre daher sehr dankens- 
wert, wenn seitens der kgl. Regierung an geeigneter Stelle die 
Anregung gegeben würde, daß neben den vielen, landwirt- 
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schaftlichen Interessen dienenden Vereinen hier nun auch ein 
solcher zum Bau von Arbeiterwohnungen gegründet würde 
unter Zuhilfenahme von Kapitalsdarlehen aus der Alters- und 
Invaliditätsversicherungsanstalt. 

Wünsche: Die Beseitigung der sog. Lohnzahlungs- 

bücher für jugendliche Arbeiter wäre sehr wünschenswert; diese 
Einrichtung ist in der Praxis vollständig wertlos und bildet für 
alle Beteiligten nur eine zwecklose Belästigung. 

Bericht der Glaser-Innung Würzburg. (4. II.) 

Das abgelaufene Geschäftsjahr ist in Bezug auf Geschäfts- 
abschlüsse und Aufträge in den Bahnen des Vorjahrs gewandelt. 
Die flaue Bautätigkeit scheint auch noch lange keine Besserung 
eintreten zu lassen. Im Laufe des Jahres wurden von ver- 
schiedenen Behörden mehrere Submissionen über Glaserarbeiten 
zur Verdingung ausgeboten. Die Glaser-Innung beteiligte sich 
in den meisten Fällen an diesen Verdingungen, allein ganz ohne 
Erfolg. Jene Konkurrenz, die in der Regel keine Fachkenntnis 
besitzt oder doch nur sehr mangelhaft, stellte fast bei allen Ver- 
dingungen so beträchtliche Abgebote, daß es einem reellen Ge- 
werbsmeister unmöglich gemacht ist, bei solchen fast undenkbaren 
Unterbietungen mitzukonkurieren und Arbeiter für seinen Betrieb 
zu erhalten. Die bessere Ausgestaltung des Submissionswesens, 
die ja zweifellos von der kgl. Staatsregierung gewünscht wird, 
scheitert vielfach an der Durchführung der Unterbehörden, die 
teilweise eben doch wieder lediglich das OfFert des Mindest- 
bietenden ohne Rücksicht auf die Leistung akzeptieren, teilweise 
auch den gewerblichen Verhältnissen unserer Gegend, speziell 
dem Glasergewerbe, aus Unkenntnis der Verhältnisse, nicht 
Rechnung tragen. 

Wenn diese Übelstände noch längere Zeit fortbestehen, 
dürfte das Glasergewerbe immer mehr zurückgehen ; die tüchtigen 
Meister, welche für Ausbildung guter Arbeitskräfte und für das 
Innungswesen erhebliche Opfer an Zeit und Geld bringen, haben 
das Nachsehen, weil sie zu solchen Preissätzen eine gute, reelle 
Arbeit nicht liefern können; ihnen verbleiben in der Regel nur 
die Reparaturen für ihre Privatkunden. Die Innung wünscht, 
daß in Zukunft bei öffentlichen Verdingungen von Arbeiten, wenn 
die Preisunterschiede nicht gar zu groß sind, der Zuschlag nur an 
fachmännisch ausgebildete Ge werbsmeister erteilt werde. 

12 
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Den Wunsch vom Vorjahre, bei der Rauberufs-Genossenschaft 
die Glaser in eine niedrigere Gefahrenklasse als bisher ein- 
zureihen, um dadurch auch die Umlagen zu ermäßigen, bringt 
die Innung wiederholt zur gütigen Berücksichtigung vor. 

Die Frage der Sicherung von Forderungen der Rau- 
handwerker gehört zu den spruchreifen Gesetzesvorschlägen. 

Die Glaspreise hielten sich auf gleicher Höhe wie im Vor- 
jahre, ein Aufschlag ist jedoch in nächster Zeit zu erwarten, 
indem sich ein Verband deutscher Tafelglas-Großhändler gebildet 
hat, welcher am 25. Oktober vergangenen Jahres in Nürnberg 
seine erste Jahressitzung hielt ; deren Hauptziel ist die Beseitigung 
der Genossenschaften und sodann die Festsetzung einheitlicher 
Verkaufspreise. Für Beschläge ist ein kleiner Aufschlag zu ver- 
zeichnen. Eine stets zunehmende Teuerung ist bei Nutzhölzern 
eingetreten, besonders für Eichenholz werden die Forsttaxen 
jedes Jahr bedeutend Überboten. Man kommt zu der Über- 
zeugung,. daß deutsches Eichenholz immer seltener wird und 
nicht für den Bedarf hinreicht. Das Arbeits- und Lohnverhältnis 
war im Berichtsjahr unverändert befriedigend. 



XIV. Kohlen. 

Bericht über den Kohlenhandel aus Würzburg. 

Die im vorjährigen Bericht angeführte Gärung der Ruhr- 
berglcute machte Fortschritte und zeitigte gegen 6. Januar den 
Ausstand der Arbeiter auf der Zeche Bruchstraße, indem seitens 
der Verwaltung der Zeche die Zurücknahme der Änderung der 
Seilfahrt abgelehnt wurde. Späterhin erfolgte die Zurücknahme, 
jedoch wurde die Verlängerung der Seilfahrt, die durch betriebs- 
technische Verhältnisse notwendig sein sollte, neuerdings aut 
1. Februar angekündigt. Von dieser Maßregel wollten die Ar- 
beiter nichts wissen, und Entlassung mißliebiger Arbeiter auf 
anderen Zechen brachte die Bergleute weiter in Aufregung; 
dieselben riefen das Oberbergamt an, das sie an das Berg- 
gewerbegericht als Einigungsamt verwies. Auf den Revierver- 
sammlungen wurde seitens der Bergarbeiterlührer konstatiert, 
daß ein allgemeiner Ausstand wegen unzureichenden Mitteln 
aussichtslos sei und nur zu gunsten der Zechen ausfallen könnte, 
trotzdem griff der Streik um sich, und eine Belegschaft nach der 
anderen trat in den Ausstand. Am 10. Januar fehlten schon ca. 
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24 000 Mann, und das Kohlensyndikat forderte die Zechen auf, 
Angaben über die Lagerbestände zu machen. Das Syndikat 
hatte selbst auf seinen verschiedenen 1 .agern am Niederrhein 
größere Mengen lagern, große Vorräte waren auch auf den 
Stapelplätzen Mannheim-Rheinau etc. 

Die Höchstziffer der Ausständigen betrug ca. 177 000 Mann. 
Am 9. Februar erklärten die Ausständigen den Streik als be- 
endet, und die P'örderung, die während des Streiks nur ca. 
3000 Wagen betrug, stieg bald auf die frühere Höhe. Reichstag 
und preußischer Landtag beschäftigten sich mit dem Streik bezw. 
mit dem Erlaß einer neuen Berggesetznovelle, insbesondere be- 
züglich eines Gesetzes wegen Stilllegen von Zechen. 

Auf dem süddeutschen Ruhrkohlenmarkt entwickelte sich 
mit dem Ausbruch des Streikes ein lebhaftes Geschäft, die Kon- 
sumenten suchten ihren Bezug an Brennstoffen nachzuholen, 
was vorher versäumt war. Es war ein wahres „ Kohlenfieber“, 
doch gelang es dem Kohlen-Kontor infolge der großen Lager- 
bestände am Oberrhein, der Nachfrage einigermaßen zu genügen, 
so daß nur durch die weiteren Transport- und Lagerspesen ein 
verhältnismäßig geringer Aufschlag erfolgte. Selbstverständlich 
kamen auch größere Mengen englischer, oberschlesischer, 
sächsischer und böhmischer Kohlen ins süddeutsche Gebiet. 
Vom l. März ab waren die Preise wieder auf den Stand wie 
vor dem Streik zurückgegangen. 

Die Förderung im I. Semester betrug 29,36 mille Tonnen 
gegen 33,11 mille Tonnen 1904. Der Streik brachte also einen 
Ausfall von 3,75 mille Tonnen. 

Die Internationale Bohrgesellschaft verkaufte im August 
ihre westfälischen Grubenfelder an ein Konsortium unter Führung 
des Kohlen-Syndikats. 10% der beider sollen dem preußischen 
Fiskus angeboten werden, in der Hoffnung, daß derselbe alsdann 
bereit ist, in das Syndikat einzutreten, ebenso glaubt man, da- 
durch der Hiberniafrage näher zu kommen. 

Die Produktion nach dem Streik war bedeutend, der Be- 
darf der Industrie war steigend, nur Hausbrandkohlen waren im 
Sommer vernachlässigt. Im Juni betrug der Versand 19000 Wagen, 
der stetig zunahm, so daß Ende September, wo das Hausbrand- 
geschäft einsetzt, sehr dringende Nachfrage war. 

Leider konnte ab Ende September der Nachfrage nicht 
genügt werden, da der große Wagenmangel eintrat, der bis 

12 * 
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Ende Dezember andauerte. Es fehlten anfänglich einige Hundert 
Wagen, und steigerte sich der Mangel über 4000 Wagen pro 
Arbeitstag im Oktober. Die Eisenbahn führte als Ursache alles 
Mögliche ins Feld, so z. B. die Rüben seien dieses Jahr reicher 
geraten als sonst etc. Wenn man auch gewohnt ist, im Herbst, 
zur Zeit der Rüben- und Kartoffelernte, Wagenmangel zu haben, 
so ist er aber noch nie in solchem Umfang wie in diesem Jahre 
aufgetreten — es fehlt eben an Wagen und diese müssen be- 
schafft werden — , denn die Misere dauerte über 3 Monate, zum 
Schaden der Zechen, der Arbeiter und auch der Konsumenten. 
Gut war es, daß der November und Dezember gelindes Wetter 
hatten, sonst würde es geradezu Notstände gegeben haben. 

Der Abruf in Kohlen für Oktober und November von der 
Industrie war so bedeutend, daß man von einer Hochkonjunktur 
sprechen kann, es mag auch noch die Vorsorge zur Kohlen- 
lagerung vorhanden gewesen sein, da die Siebener-Kommission 
der Bergleute eine Eingabe an den preußischen Handelsminister 
machte, worin sie auf einige Ungesetzlichkeiten in der vom 
Bergbau verein empfohlenen Normal- Arbeitsordnung für die Ruhr- 
zechen aufmerksam macht und bittet, die Bergbehörden anzu- 
weisen, die Arbeitsordnung nur nach Ausmerzung der Gesetzes- 
umgehungen zu genehmigen und Maßnahmen gegen die Zechen- 
sperre zu ergreifen. Dieser Eingabe wurde seitens des berg- 
baulichen Vereins widersprochen, weil eine angebliche Schicht- 
verlängerung nicht stattfinde und weil die Arbeiter beim Ver- 
fahren von Überschichten bis zum Beginn der neuen Schicht 
stets 8 Stunden Ruhezeit hätten. Es war zwischen Arbeitern 
und Zechen nicht alles glatt, sodaß Vorsicht am Platze war. 

Die im November herausgegebenen Richtpreise ergaben 
eine Erhöhung ab 1. April 1906, so für Fettkohlen Mk. 0.50, 
Feinkohlen Mk. 1. — , Gasflammkohlen Mk. 0.60, Anthrazit Mk. 2. — , 
Hausbrand Mk. 1. — , Koks Mk. 0.60 (alles per Tonne). 

Der Gesamtabsatz der Ruhrzechen betrug vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 1905 66 130142 Tonnen, das ist arbeitstäglich 
220 986 Tonnen, also 496 Tonnen per Arbeitstag, trotz des 
Streiks, mehr als 1904. 

Die Preise pro 1905/06 waren für: 

Melierte Kohlen Mk. 11. — bis Mk. 12. — 

Nußkohlen I u. II „ 13. — „ „ 14. — 

* I» , 12.50 „ , 13.50 
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ßrcchkoks „ 18.20 „ „ 18.80 

Klein-undKnabbeltkoks „ 15. — „ „ 15.50 

je nach Qualität, alles per Tonne loco Zeche, für Nachkäufe im 
Winter mußte Mk. 1. — per Tonne höherer Preis bezahlt werden. 

Der Kohlenkleinhandel wurde anfangs des Streiks unange- 
nehm überrascht, denn sobald der Einzelstreik losging, kamen 
fast keine Sendungen an die Detailhändler; alles, was noch 
produziert wurde, scheint der Großindustrie zugeführt worden 
zu sein, und man sah sich genötigt, aus anderen Revieren zu 
sehr hohen Preisen Ersatz zu schaffen. Als dann das Kohlen- 
kontor ab Mannheimer l.ager Kohlen abgab, besserte sich die 
Situation, wenngleich die Kohlen ab Mannheim sich höher stellten 
als beim direkten Bezug. Das Kleingeschäft war sonst normal; 
nur begann durch den schon im Oktober eingetretenen Frost 
das Wintergeschäft früher als sonst. November und Dezember 
waren gelind, so daß von einer stärkeren Nachfrage nicht die 
Rede war; erst gegen Weihnachten war die Nachfrage reger. 

Die übergroße Konkurrenz läßt schwer eine Vergrößerung 
der Detailgeschäftc zu, und diejenigen Geschäfte, die Groß- und 
Kleinhandel treiben, leiden unter den Maßnahmen der Kohlen- 
kontors, das die großen Verbraucher direkt bedient, so daß viele 
solvente Kunden verloren gehen. 



XV. Eisen und Stahl, Maschinen und Metallwaren, 
Elektrotechnik. 

Bericht der Firma Koenig & Bauer, Maschinenfabrik Kloster 
Oberzell G. m. b. H. 

Während des ganzen Jahres befand sich das Geschäft in 
unserer Branche in aufsteigender Bewegung. Unsere Werk- 
stätten waren jederzeit vollauf beschäftigt. Durch den russisch- 
japanischen Krieg wurde der Geschäftsgang nicht beeinträchtigt; 
im Gegenteil war die Nachfrage nach Schnellpressen und Rotations- 
maschinen von Rußland aus besonders stark, was wohl mit dem 
erhöhten Bedürfnis nach raschen Berichten zusammenhängt. Im 
letzten Quartal wurde die Nachfrage nach Maschinen für Ruß- 
land speziell auch noch durch das demnächst in Aussicht stehende 
Inkrafttreten des neuen russischen Zolltarifs gesteigert, der die 
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deutsche Maschinenindustrie mit dem exorbitanten Satze von 
3.20 Rubel pro Pud, also über 40 Mk. pro 100 Kilo belastet. 
Ein ungünstiger Einfluß auf die Entwickelung der Ausfuhr nach 
Rußland, die für unser Haus von hervorragender Bedeutung ist, 
wird die unausbleibliche Folge dieser Zollerhöhung sein. 

Als ungünstiges Moment für unsere Branche kam ferner 
vor allem die im Laufe des Jahres eingetretene Verteuerung der 
Rohmaterialien in Betracht. Für Kohlen haben die von uns 
verwendeten Marken um 3%, für Koks um 3%, für Eisen um 
7%, für Kupfer um 24%, verglichen mit Anfang letzten Jahres, 
aufgeschlagen. Eine Ermäßigung der Gestehungskosten durch 
einen Druck auf die Löhne herbeizuführen, erscheint uns aber 
weder als wünschenswert noch als überhaupt möglich bei der 
stets steigenden Tendenz der Lebensmittelpreise. So sieht sich 
also gerade die Qualitätsindustrie, die an und für sich dem 
Arbeiter die besten Löhne zahlen kann und auf der bei Mangel 
an ausbeutungsfähigen RohstofFlagern die industrielle Zukunft 
unseres engeren Vaterlandes beruht, durch die neue deutsche 
Wirtschaftspolitik mit ihrer einseitigen Bevorzugung der land- 
wirtschaftlichen Interessen und der Rohstoffproduzenten in eine 
prekäre Lage versetzt. Der deutschen Qualitätsindustrie, die 
gestützt auf die hohe technische Bildung der Angestellten und 
die Intelligenz unserer Arbeiter den freien Wettbewerb mit der 
Industrie jedes anderen Landes aufnehmen könnte, werden künst- 
lich Rohstoffe und Löhne verteuert. 

Diesen durch die allgemeine deutsche Politik hervor- 
gerufenen Mißständen gegenüber muß der größte Wert darauf 
gelegt werden, daß wenigstens in Staat und Stadt eine verkehrs- 
freundliche Strömung herrscht. Es wäre sehr wünschenswert, 
daß uns die Fracht auf Rohmaterialien durch Entwickelung der 
Mainschiffahrt und liberale Tarife verbilligt würde. Bezüglich 
der Eisenbahnverbindung halten wir die Einlegung eines etwa 
zwischen 7 und 10 Uhr vormittags nach Heidelberg und Stutt- 
gart mit guten Anschlüssen verkehrenden Schnellzuges für ein 
dringendes Bedürfnis. Zwischen 4 47 vorm, und 4 47 nachm., also 
gerade während der Hauptgeschäftszeit, geht kein einziger, wirk- 
lich brauchbarer Zug nach jener Richtung ab, sodaß man Baden, 
Elsaß und die Schweiz bequemer und schneller über Frankfurt 
als auf der direkten Route erreicht. Auch die Verbindung mit 
Frankfurt weist empfindliche Lücken auf. 
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Was die Postverbindung angeht, so meinen wir, daß ge- 
rade die auf dem Lande liegenden Etablissements, wie das 
unsrige, aus volkswirtschaftlichen Gründen eine besondere wohl- 
wollende Berücksichtigung verdienen, um nicht zu sehr gegenüber 
den in den Städten ansässigen Firmen benachteiligt zu sein. 
Jetzt erhalten wir z. B. die am Vormittag mit den Frühzügen in 
Würzburg eintreffende Post aus Hannover und Hamburg erst 
um 2 15 nachmittags, während früher, soviel wir wissen, der 
Postbeutel für unser Postamt von den Schnellzügen im Durch- 
fahren auf Station Zell ausgeworfen wurde und uns so häufig 
die Möglichkeit gegeben war, Briefe einen Tag früher zu be- 
antworten, als es jetzt der Fall ist. 

Bericht der Aktiengesellschaft für landwirtschaftliche Ma- 
schinen, vormals Gebrüder Buxbaum in Würzburg. (19. II.) 

Mit dem Geschäftsgang pro 1905 waren wir zufrieden, und 
hat ganz besonders der Verkauf unserer Spezialität, der Säe- 
maschine ,Würzeburgia“ einen entsprechenden Aufschwung ge- 
nommen, wozu insbesondere der Absatz nach Frankreich, Belgien, 
Italien, Holland und Dänemark beitrug. 

Bericht der Deutschen Gußstahlkugel- und Maschinenfabrik 
A.-G. in Schweinfurt. (24. II.) 

Im allgemeinen war das letzte Jahr für den Kugelmarkt 
ein gutes zu nennen, wenn es auch nicht im entferntesten an 
frühere glänzende Jahre heranreicht. Der Bedarf und folglich 
auch die Nachfrage waren ziemlich bedeutend, und da es den 
maßgebenden deutschen Kugelfabriken gelang, sich bezüglich 
der Preise durch Bildung einer Konvention zu einigen, konnten 
wir nach vielen verdienstlosen Jahren endlich einmal wieder 
eine Dividende, wenn auch nur eine recht bescheidene (4°/ 0 ) ver- 
teilen. Auch unser Export hat bedeutend an Ausdehnung ge- 
wonnen, und wenn wir nicht in England gegen sehr billige eng- 
lische Konkurrenz zu kämpfen hätten und der Zoll nach den 
Vereinigten Staaten nicht so immens hoch wäre, (4 5°/ 0 des 
Wertes), würde auch nach diesen beiden Ländern die Ausfuhr 
größer geworden sein. Der russisch-japanische Krieg hat sich 
eigentlich nicht sehr für uns bemerkbar gemacht, doch sind 
wir überzeugt, daß unser Export nach Rußland sich noch viel 
mehr gehoben haben würde. Trotz des Krieges gelang es uns 
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sogar, einen großen Teil des japanischen Marktes für uns zu 
gewinnen. 

Bericht einer Maschinenfabrik in Schweinfurt 

Wie bekannt hat sich die Tätigkeit der Maschinenindustrie 
während des abgelaufenen Jahres stetig gehoben, wenigstens 
was die erhöhte Produktion anbelangt; wird aber nach dem 
Verdienste gemessen, so ist das Bild ein anderes, denn dieser 
bewegt sich in umgekehrtem Verhältnis. Die verminderte 
Arbeitszeit, die teilweise zu den Leistungen der Arbeiter nicht 
mehr im Verhältnis stehenden hohen Löhne, die sich stets 
mehrenden Lasten an Krankengeldern, Unfallversicherungen, 
Gemeindeumlagen, dann die vielen Abzüge, Verluste etc. ge- 
stalten die ganze Fabrikation so ungünstig, daß von einem Ver- 
dienst bald kaum mehr die Rede sein dürfte. Zudem sind ver- 
schiedene Rohmaterialien, wie Kupfer, Zinn etc., derart im Preise 
gestiegen, daß es unmöglich erscheint, mindestens aber gewagt 
sein dürfte, zu suchen, diese vermehrten Aufwendungen durch 
erhöhte Berechnungen bei der Kundschaft wieder herein zu bringen. 

Während die Werke und Großlieferanten immer schärfere 
Zahlungsbedingungen dekretieren, halten viele unserer Abnehmer 
nicht einmal die gewöhnlichen, oft recht langfristigen Zahlungs- 
Termine ein und verlangen mitunter eine Nachsicht, die in 
keinem Verhältnis zu der Sache und dem Verdienst steht. 

Unser Exportgeschäft bewegte sich in normalen Bahnen 
mit Ausnahme der Umsätze nach Rußland, welche durch die 
bekannten Ereignisse ganz aufhörten. Auch die neuen Handels- 
verträge mit ihren erhöhten Zollsätzen der ausländischen Staaten 
werden recht nachteilig auf die Exportverhältnisse einwirken. 

Sehr unliebsame Erfahrungen haben wir im abgelaufenen 
Jahre wieder mit dem bekannten „Eigentumsvorbehalt“ gemacht, 
und wenn hier nicht eine entsprechende Gesetzesbestimmung 
und dadurch eine andere Rechtsprechung als bisher erfolgt, so 
ist der Nachteil für die Maschinenindustrie ein großer. Man 
kann sich nicht immer gerade die beste Kundschaft heraus- 
suchen, und um ein Geschäft auch mit minder „guten“ Leuten 
zu Stande zu bringen resp. mit nicht zuviel Risiko abzuschließen, 
war das einzige Mittel der „Eigentumsvorbehalt“. Dieser Vor- 
behalt ist aber durch die eigentümliche gerichtliche Auffassung 
der einschlägigen Gesetzesbestimmungen illusorisch geworden. 
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weil in den allermeisten Fällen entschieden wird, daß die ge- 
lieferten Maschinen und Einrichtungsteile als „ wesentliche Be- 
standteile“ der Fabriken betrachtet werden, deswegen nicht 
wieder herausgeholt werden dürfen und daher zu gunsten der 
Hypothekengläubiger in den Gebäulichkeiten verbleiben müssen. 
Es sind die §§ 93, 94 und 946 des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
nach welchen die sonderbaren, für die Maschinenindustrie un- 
günstigen Entscheide getroffen werden. Hier müßte Wandel 
geschaffen werden ; Bestrebungen nach dieser Richtung sind 
bereits im Gang, welchen wir uns angeschlossen haben und 
welchen wir den besten Erfolg wünschen. 

Mit Interesse verfolgen wir die neuen Steuervorschläge der 
Reichsregierung, dabei aber mit Bedauern, daß es besonders 
„verkehrswirtschaftliche“ Objekte sind, die zur Besteuerung 
herangezogen werden sollen. Der „Verkehr“ sollte nicht oder 
möglichst wenig besteuert werden, und deswegen halten wir die 
geplante Quittungs-, Frachtbrief- und Fahrkarten-Steuer, weil 
sehr belästigend und behindernd, nicht für angebracht. Wir 
können auch nicht glauben, daß diese Steuern Gesetz werden. 

Schließlich möchten wir noch einem Wunsche Ausdruck 
geben, wodurch wir auch glauben, im Sinne vieler hiesiger Be- 
wohner zu sprechen, wenn wir bitten, den Schnellzug, welcher 
vormittags 10 55 Uhr den hiesigen Hauptbahnhof in der Richtung 
nach Bamberg verläßt, auch im Bahnhof Schweinfurt-Stadt halten 
zu lassen. Wir können uns nicht denken, daß diesem Wunsche 
in verkehrstechnischer Hinsicht etwas im Wege steht. 

Bericht einer Eisenwarenhandlung in Würzburg. (31. I.) 

Das Jahr 1905 mit seinen vielen wirtschaftlichen Um- 
wälzungen, mit seinen sozialpolitischen Kämpfen spiegelt den 
Lebensdrang unserer Zeit in sich. Immer wieder reiben sich 
die Kräfte der Unternehmer und Arbeiter, immer aufs Neue 
ist die innerste Triebfeder, der Drang nach der Arbeit, mit ihm 
die Sucht nach dem Kapital. Es zeigt sich dies in den 
Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Durch beide 
erhält der Markt zum großen Teile seine Tendenzen. 

Die Eisenwarenbranche hat im allgemeinen ein gutes Jahr 
gehabt für den, der sich den anfangs schwankenden Verhältnissen 
anzupassen bemühte. Durch den gelinden Winter 1904/5 ruhte 
die Bautätigkeit kaum, und ist dieser Umstand für den Verbrauch 
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der Baubeschläge (Bänder, Schlösser, Drücker und Fenster- 
garnituren etc.) von Bedeutung gewesen ; Die Lager mußten 
früher und rascher ergänzt werden. Der Kohlenstreik im An- 
fang des Jahres blieb glücklicher Weise ohne Belang für 
die Kleineisenfabrikanten. Eine Stockung im Bezug trat also 
nicht ein. Bedauerlich ist nur, daß immer noch die Spedition 
per Wasser vom Niederrhein hierher zu langwierig ist. Nur in 
ganz seltenen Fällen kann Gebrauch vom Wasserweg gemacht 
werden. Die Lieferzeit wird zu sehr ausgedehnt und über- 
schreitet meist das Zahlungsziel (zahlbar am 15. des der Lieferung 
folgenden Monats). Es ist dadurch den Grossisten von Mannheim, 
Mainz und Frankfurt möglich, erfolgreich hier in Konkurrenz 
zu treten, da sie die direkten, enorm billigeren Wasserstraßen 
ausnützen können. 

Im Sommer brachte der Streik der Tempergießer und dann 
der Schleifer und Schloßschmiede eine Störung der Lieferungen 
aus dem Schloßgebiet. Erst nach 14 — 16 Wochen gelang es, 
Frieden zu schließen. Durch Zusammenschluß der Arbeitgeber 
war es gelungen, die Arbeiter mit einigen Zugeständnissen 
wieder zur Arbeit zu bringen. Diese Ursache wie auch die 
Steigerung der Preise für Rohmaterialien bedingten einen Auf- 
schlag, der sich bis Ende 1905 auf ca. 10°/ o erhöhte. Schon im 
Herbste hatte für einige Sorten Möbelschloß durch Konvention 
ein bedeutender Aufschlag eingesetzt. Die vereinigten Fabrikanten 
für Türschloß, deren Preise allerdings „auf dem Hund“ waren, 
wagten nun ebenfalls einen erheblichen Aufschlag, der auch 
durchdrang. Bronzedrücker und Oliven kosteten gegen Ende 
des Jahres 5—10% mehr als im Anfang. Durch rechtzeitige 
Bestellungen war es wohl möglich, die Kundschaft allmählig an 
den Aufschlag zu gewöhnen. 

Das Drahtstiften-Geschäft erfuhr eine Änderung durch 
Auflösung des Verbandes deutscher Drahtstiftenfabrikanten, der 
nach seinem Ablauf nicht mehr erneuert wurde. Ein Preissturz 
trat allerdings nicht ein, wenigstens nicht für den Kleinhandel. 
Die einzelnen Werke, die einem neugegründeten Verband nicht 
beitraten, litten unter Unsicherheit des Walzdrahtmarktes und 
konnten gottlob nicht mit Schleuderpreisen kommen. Eine er- 
hoffte Erhöhung blieb aber bis Finde des Jahres aus. 

In Holzschrauben (einem Artikel, in dem viel mehr ge- 
braucht wird, als Laien vermuten) traten erhebliche Aufschläge 
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ein ; durch Abkommen mit englischen Werken war es möglich, 
die Preise wesentlich zu erhöhen und traten die Werke zu einem 
festen Verbände mit dem Sitze in Köln zusammen. Da lang- 
sichtige Abschlüsse ausgeschlossen sind, mußten auch die Preise 
im Kleinhandel erhöht werden. Schloß- und Maschinen- 
schrauben, Muttern, Nieten stiegen langsam, aber stetig. Ein 
Beweis, daß Fabrikation und Bedarf sich nicht der wilden Speku- 
lation hingab wie in der Konjunktur 1899/1900. Da auch nach 
Ende des Jahres, in der sonst etwas stilleren Zeit, für solche 
Artikel, der Bedarf auf der Höhe blieb, ziehen die Preise 
weiter an. 

In landwirtschaftlichen Artikeln setzte das Jahr 1905 
gut ein. Der Frühling versprach ein gutes Jahr und regte die 
Kauflust bei der Landbevölkerung. Die Preise für Ketten, 
Hacken, Sensen, Dung- und Heugabeln waren die früheren. 
Allerdings sind die Verkaufspreise für alle diese Artikel sehr 
gedrückt, weil sie allüberall verkauft werden, und viele Händler, 
von falschen Voraussetzungen geleitet, durch billige Preise die 
Kundschaft an sich zu reißen suchen. Will man nur Prima- 
Waren führen, hat man einen harten Stand. Sensen werden 
häufig auf dem Lande von Hausierern verkauft, die mit bedeutend 
höheren Preisen ganze Ortschaften mit Sensen, Sicheln etc. ver- 
sehen, unter hochtrabenden Versprechungen hinsichtlich Güte 
der Ware. Erst zu spät merken es die Landleute und klagen 
ihre Not dem ansässigen Eisenhändler — wenn sie nichts mehr 
brauchen. Ende des Jahres lief auch die Frist des Dunggabel- 
syndikates ab. Es trat eine Preisreduktion ein, die aber hoffent- 
lich die Händler nicht in den Kleinhandel tragen ; sie kann die 
früheren Ausfälle etwas ausgleichen, zumal die steigenden 
Materialpreise eine Erhöhung in Aussicht stellen. 

Das Ofen- und Herd-Geschäft ist hier für den Eisen- 
händler nicht so lohnend, wie an anderen Plätzen gleicher Größe, 
da hier vorwiegend Tonöfen und Herde „gesetzt“ werden, jedoch 
nicht gebaut nach angestellten Berechnungen, sondern einfach, 
ohne Rücksicht auf ihre spätere Bestimmung „hingesetzt“ ; die 
Architekten haben da ein weites Feld zur Belehrung und Abhilfe. 

Möbelbeschläge sind nur lohnend, wenn der Verkauf 
billiger Massenware das Lager feinerer Sachen rentabel machen 
hilft. Der Umschwung in der Möbelbranche macht es dem 
Händler schwer, mit dem fortwährend wechselnden Geschmack 
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der „Möbelarchitekten* gleichen Schritt und passendes Lager 
zu halten. Ein Aufschlag, der im Dezember eintrat und dem 
Lager wenigstens teilweise zugute kommt, war wirklich erwünscht. 

Das Werkzeug-Geschäft (Werkzeuge für Schreiner, Glaser, 
Schlosser) bewegte sich in seinen ruhigen Bahnen. Eine Preis- 
änderung trat im Jahre 1905 nicht ein, mußte aber mit dem 
1. Januar 1906 kommen. Das früher so beliebte Verlangen nach 
irgend einer Marke (natürlich mußte sie eine ausländische sein) 
tritt nicht mehr so hervor, und kauft die Kundschaft auch ein 
anderes gutes Werkzeug. Allerdings wird manchmal von der 
„Garantie“ ein unberechtigt weitgehender Gebrauch gemacht, 
der mit rechtlichen Begriffen oft nicht zu vereinbaren ist. 

Das Geschäft in verzinkten Drahtgeflechten hat in den 
letzten Jahren einen großen Umfang angenommen. Auf dem 
Lande wird der Artikel sehr viel zum Einzäunen von Parzellen 
verwendet, wo sonst Holz benutzt wurde. Durch Vereinigung 
der Fabrikanten und Großhändler sind die Preise jeweils für 
sechseckige Geflechte festgesetzt, während für viereckige eine 
große Konkurrenz vorherrscht. Die Preise waren im laufenden 
Jahre deshalb hierfür manchmal sehr gedrückt. Ende des Jahres 
erfolgte in den beiden Sorten ein Aufschlag, der allerdings erst 
im Frühjahr 1906 fühlbar wird. 

In Tapeziererartikeln, Springfedern, Gardinen- und 
Galerieeisen, Rosetten und den seit einiger Zeit wieder modernen 
messingenen Portierenstangen mußten größere Posten am Lager 
gehalten werden ; doch sind die Preise nicht lohnend, denn die 
Tapezierer kaufen sehr viel von auswärtigen sogen. Spezialisten. 
Nachträglich beklagen sie sich wohl selbst über die von aus- 
wärts bezogenen Möbel, beziehen aber doch wieder meist von 
auswärts, ohne besonderen Vorteil. 

Haushaltungsgegenstände, speziell Emaillwaren, sind 
infolge des großen Konsums immer noch lohnend gewesen, trotz 
der großen Konkurrenz durch Bazare und, was hier besonders 
in Betracht kommt, der Messen. Es wird da zwar ein fürchter- 
licher Schund verkauft, aber das Publikum läuft hin. Ein be- 
sonderer Ausfall entstand durch ein im Sommer etabliertes 
Wanderlager, welches ein enormes Geschäft gemacht haben soll. 
Das Nachteiligste daran war wohl, daß eine Menge Leute 
glaubten, die dort gezahlten Preise wären die richtigen und die 
von den übrigen reellen Geschäften geforderten zu hoch. Die 
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Leute wissen eben nicht, auf welcher Basis die Wanderlager 
gegründet sind. 

Verzinkte Waren, Töpfe, Eimer, Wannen etc. waren 
sowohl im Preis als auch im Verbrauch lohnend, nur muß man 
Prima- Waren führen, um den Leuten die Unterschiede gegenüber 
Bazarwaren zeigen zu können. 

Eiserne Gartenmöbel hatten die Preise wie seit Jahren. 
Etwas erschwert ist das Geschäft darin dadurch, daß die Möbel 
nicht wie früher nur rohrlackiert gewünscht werden, sondern 
in modernen Farben wie neurot, neugrün usw. Dadurch ist 
größeres Lager notwendig, was bei den sperrigen Sachen schon 
fühlbar ist. Der leichte sogenannte „Wirtsstuhl“ muß, da meist 
in größerer Zahl gekauft, zu billig abgegeben werden. 

Die etwas anhaltende größere Hitze hat das Geschäft in 
Eisschränken angenehm beeinflußt; die Lager waren rasch 
geräumt. Leider konnte von den Fabrikanten in den gangbarsten 
Nummern nicht rasch genug nachgeliefert werden. 

Im Herbste begannen die Aufschläge, bei Messing- und 
Kupferartikel am ehestens bemerkbar ; in Eisen- und Blechwaren, 
auch Zinksachen konnten noch Abschlüsse mit kurzsichtigen 
Lieferterminen gemacht werden. Gegen Ende des Jahres wurden 
die Aufschläge allgemein, und mußte in einzelnen Sachen auch 
im detail aufgeschlagen werden. 

Auch eine Enttäuschung wurde dem Eisenhändler durch 
den gelinden Winter vor Weihnachten. Schlitten und Schlitt- 
schuhe fristen ein nahezu „rostendes“ Dasein am I.ager, platz- 
versperrend und ärgerniserregend. Das ist einer der vielen 
Nachteile der Saisonartikel. Aber nachdem, wie schon bemerkt, 
das Jahr infolge guter Ernte, flotter Bautätigkeit ein gutes war, 
ließ sich dieser Ausfall ertragen. 

Es würde zu weit führen, wollte man alle Artikel anführen, 
die von I.aien kaum beachtet werden, für Händler aber von Be- 
deutung sind ; so mag diese Auslese genügen, den Gang des 
Eisenwarenhandels des verflossenen Jahres darzustellen. 

Weiterer Bericht einer Eisenhandlung mit Küchenmagazin 
in Würzburg. (27. II.) 

Das verflossene Geschäftsjahr war für meinen gesamten 
Geschäftsbetrieb kein befriedigendes zu nennen. In der Kurz- 
eisenwaren- und Baubeschlag-Abteilung macht sich schon seit 
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längerer Zeit der Mangel fühlbar, daß von Seite gut fundierter 
Baumeister oder Bauherren äußerst wenig gebaut wird, während 
für die übrigen Spekulations-Bauten durch den immer noch 
mangelnden richtigen Schutz der Bauhandwerker sowie Lieferanten 
große Vorsicht geboten ist, welche häufig den Verkauf der ein- 
schlägigen Artikel unmöglich macht. Die längst ersehnte Gesetz- 
gebung zum Schutze der Bauhandwerker und Lieferanten würde 
jedenfalls erheblich zur Gesundung beitragen. 

In der Abteilung für Haus- und Küchengeräte, sowie in 
der Glas- und Porzellan-Abteilung haben sich die nun schon 
bald mehrere Jahre andauernden Ausverkäufe (Konkursausverkäufe, 
sowie Geschäftsauflösungen) schwer empfindbar gemacht. Es 
wäre höchste Zeit, daß endlich einmal durch richtige zweck- 
mäßige Gesetzgebung diesem Auswuchs im kaufmännischen 
Leben, welcher nur geeignet ist, den Kaufmannsstand in den 
Augen der Allgemeinheit zu erniedrigen, ein Ziel gesetzt würde. 
Ausverkäufe, welche, selbst bei Geschäftsauflösungen, die Dauer 
von fünfviertel Jahren bereits erreichen, überschreiten, insbesondere 
in Rücksicht auf ein nicht allzu großes Lager, entschieden die 
Dauer der erlaubten, resp. angemessenen Zeit. Da nach Er- 
mittlungen in dem betreffenden Ausverkauf auch Waren-Nach- 
schübe in teilweise nicht unerheblichen Quantitäten stattgefunden 
haben, so sahen sich eine Reihe verschiedener Firmen ver- 
anlaßt, den Staatsanwalt davon in Kenntnis zu setzen. Die 
richterliche Entscheidung wird in diesem F'alle jedenfalls für die 
Gesamtheit von großem Interesse sein. 

Eine weitere schwere Schädigung der ansässigen Geschäfte 
bedeutete im verflossenen Herbste das auf der Domstraße ca. 
vier Wochen lang währende Wanderlager mit emaillierten 
Gegenständen. Es wurden unglaubliche Mengen von Emaillewaren 
schlechtester Qualität verkauft, die, wenn auch nicht haltbar, 
doch einen sehr fühlbaren Ausfall im regulären Verkaufsgeschäft 
erzeugten. Gegen diese Wanderlager, welche die Steuerkraft 
der ansässigen und insbesondere der kleineren Gewerbetreibenden 
in erheblichem Maaße beeinträchtigen, wäre eine gesetzliche 
Handhabe dringend geboten. 

Schließlich möchte ich noch erwähnen, daß sowohl in der 
ganzen Metallwarenbranche, ebenso wie in Holz und in Glas 
und Porzellan durchgehends erhebliche Preissteigerungen zu ver- 
zeichnen sind. 



Digitized by Google 



191 



Weiterer Bericht über die gleiche Branche aus Würzburg. 

(12. I.) 

Die Preise haben angezogen, und man sollte glauben, daß 
dies eine Belebung des Geschäftes bedeute, aber sicher ist es 
nicht die Nachfrage, die den Preisaufschlag bedingte, wenigstens 
nicht bei uns. Es hält daher schwer, die erhöhten Preise durch- 
zudrücken, trotzdem der Aufschlag allgemein bekannt ist. Billig 
ist die Hauptsache, Qualität kommt erst in zweiter Linie. Dies 
zeigte sich auch im Weihnachtsgeschäft. Bessere Waren wurden 
wenig verlangt. Allerdings ist dies die natürliche Folge der 
allgemeinen Teuerung, denn der größte Teil der Konsumenten 
hat mit einer bestimmten Summe zu rechnen und wenn die 
Lebensmittel mehr kosten, dann muß an anderem gespart 
werden. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich die Aufmerksamkeit 
einmal auf die unwürdigen Zustände lenken, welche die Aus- 
verkäufe bei Gelegenheiten, die geradezu an den Haaren herbei- 
gezogen werden, hervorrufen. Es ist beschämend für den 
Kaufmannsstand, wie dies gehandhabt wird. Ausverkäufe, die 
Jahre lang dauern, die sich sogar alle Jahre wiederholen, und 
zwar Ausverkäufe „wegen Geschäftsaufgabe“ — dagegen muß 
einmal energisch gearbeitet werden, und es wäre jedem reellen 
Kaufmann dringend anzuraten, wenn ein Konkurrent derartige 
unlautere Experimente macht, einfach den Staatsanwalt zu Hilfe 
zu rufen. 

Bericht einer Eisenhandlung in Gerolzhofen. (20. I.) 

Das Jahr 1905/0 war in unserem Bezirke ein mittleres zu 
nennen; geringe Bautätigkeit, durch schlechte Ernteaussichten 
verursacht, machte sich wesentlich geltend und namentlich be- 
züglich der Zahlung fühlbar. Die Konjunktur des Eisengeschäftes 
war jedoch durchschnittlich geregelt, da die meisten Artikel in 
den Händen der Verbände und Syndikate liegen; hiedurch waren 
die Preise bestimmt und gleichmäßig, natürlich mit Ausnahme 
der Metalle, die zeitweise sehr schwankend im Preise waren, 
jedoch den Eisenhändler auf dem Lande wenig betreffen, weil 
der Verbrauch ziemlich minimal ist. Ein Vorteil auf dem Lande 
ergibt sich hauptsächlich daraus, daß durch den Trägerverband 
der Verkaufspreis vollständig geregelt ist. Leider werden die 
Anschlußbedingungen nicht immer strikte eingehalten. 
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Von den Bauern unserer Gegend ist ein großer Teil ge- 
wohnt, jahrelang Zahlungsstundung zu beanspruchen. Bei der- 
artigem Verhältnis nun wirken schlechte Ernten wie die vorjährige 
doppelt fühlbar für den kreditgebenden Geschäftsmann, und zwar 
sowohl was Zahlung als Aussicht auf weiteren Absatz betrifft. 

Großer Schaden auf dem Lande ist auch der Hausier- 
handel. Schon im Winter werden von allerlei fragwürdigen 
Leuten die Orte besucht und den Bauern Sensen für Frühjahr 
verkauft, und zwar nicht um den Ladenpreis, sondern durch 
Überredung um den dreifachen Wert. Ebenso wird Emaill- 
geschirr etc. tagtäglich in Fuhren von Ort zu Ort gefahren, 
verkauft oder gegen alte Metalle vertauscht. Hiedurch werden 
gerade die Hauptgegenstände des Absatzes dem Eisenhändler 
auf dem Lande entzogen. Ebenso verhält es sich mit den 
Landwirtschaftlichen Vereinen; viele Orte beziehen ihre 
Sägen, Sensen etc. gemeinsam vom Verein aus. Gerade diese 
Vereine aber besitzen das Wohlwollen der Regierung und werden 
in jeder Art und Weise unterstützt, während der Kaufmann auf 
dem Lande das Nachsehen hat, obgleich er unverhältnismäßig 
hoch zur Steuer veranlagt ist. 

Der Güter- und Personenverkehr unserer Lokalbahn ist 
gewiß ein verhältnismäßig guter zu nennen. Deshalb sollte der 
Güterverkehr vom Personenverkehr getrennt werden, damit das 
langwierige und lästige Rangieren auf jeder Station den Passa- 
gieren erspart bleibt. Ein einziger durchlaufender Güterzug 
täglich würde der ganzen Klage abhelfen. Eine recht große 
Kalamität besteht noch durch Beschränktheit des Bahngleises 
für das Ein- und Ausladen von Waggons. Es ist zuweilen 
stundenlang nicht möglich, zum Ladegeschäft zu kommen ; Fuhr- 
leute, Geschirr und Arbeiter müssen untätig dastehen, weil die 
Wagen hin- und herrangiert werden. Anderseits aber kann 
man bestimmt auf Strafgebühren rechnen, wenn man mit dem 
I-adegeschäft nicht präzis fertig wird. 

Bezüglich der postalischen Verhältnisse können wir uns 
nicht beklagen, bloß im Telephonbetrieb wäre erwünscht, daß 
abends eine Stunde länger Dienst geschieht. 

Bericht des Städtischen Elektrizitätswerkes Würzburg. (16. II.) 

Das verflossene Geschäftsjahr ist ebenso wie das Vorjahr 
für das Elektrizitätswerk ein günstiges gewesen. Wiederum 
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hat die Zahl der an das Lichtwerk angeschlossenen Lampen 
und Motore in erfreulicher Weise zugenommen und sind bei 
diesem Werke infolgedessen die Einnahmen für Stromlieferung 
in beträchtlichem Maße gestiegen. Dagegen ist die Strom- 
lieferung für die Straßenbahn nochmals um ein geringes zu- 
rückgega ngen; indes kommt dieser Rückgang gegenüber der 
Mehrleistung des Lichtwerkes kaum in Betracht. 

Die Zunahme der Anschlüsse an das Lichtwerk war zum 
größten Teile eine Folge der ausgeführten Erweiterungen des 
Kabelnetzes, welche insgesamt in der Verlegung von 335 m 
Speiseleitungen und 3480 m Verteilungsleitungen bestanden 
haben. Die Stromlieferung des Lichtwerkes hatte bereits im 
Dezember 1904 eine solche Höhe erreicht, «laß die vorhandene 
Stromerzeugungsanlage vollständig ausgenützt war und zeitweise 
sogar die Reservedynamo zum Betriebe herangezogen werden 
mußte. Es wurde daher im verflossenen Jahre vom Stadt- 
magistrate die Aufstellung einer Dampfdynamo von 600 Pferde- 
stärken und zweier Kessel von je 185 qm Heizfläche beschlossen. 
Doch war es wegen eines Streikes in den Werkstätten der 
Lieferanten nicht möglich, die Dampfdynamo und die Kessel 
noch bis zur Zeit des größten Stromkonsumes im Monat 
Dezember betriebsfertig aufzustellen. Infolgedessen wurde die 
Lieferung der Dampfdynamo bis zum Sommer dieses Jahres 
verschoben, während die Kessel noch im Januar in Betrieb ge- 
nommen werden konnten. 

Obwohl nun in dem laufenden Jahre ein wesentlich höheres 
Anlagekapital zu verzinsen und zu amortisieren ist, so hat es 
nach den bisherigen Betriebsergebnissen doch den Anschein, 
daß durch die weitere Mehrung der Anschlüsse an das Licht- 
werk die Einnahmen für Stromlieferung in dem Maße steigen 
werden, daß ein Rückgang des Reingewinnes kaum zu er- 
warten ist. 



XIV. Textilindustrie. 

Bericht der mech. Baumwollspinnerei und Weberei Bamberg 
mit einer Weberei-Filiale in Zeil a. M. (7. II.) 

Das abgelaufene Jahr stand im Zeichen steigender Be- 
wegung auf dem Baumwollmarkt ; im Januar galt Middling 
Amerikanische durchschnittlich 36 Pfennig und ging in den 
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darauffolgenden drei Monaten langsam auf 40 Pfennig, vom Mai 
an aber in raschen Sprüngen auf 45, im Juni auf 50, im Juli 
auf 57 Pfennig, da die widersprechenden Berichte über die 
wachsende Ernte, das Wetter in den Vereinigten Staaten und 
die verminderte Anpflanzfläche die Märkte stark beeinflußten. 
In den Monaten August, September und der 1. Hälfte des 
Oktober machten sich wieder bessere Meldungen über die Aus- 
sichten geltend und veranlaßten einen Abschlag bis auf 50 '/* Pfennig. 
Die zweite Hälfte des Oktober aber brachte Ernteschätzungen 
bis herab zu zehn Millionen Ballen, was dem Markte neues 
Leben gab, so daß die Preise nochmals stark anzogen und am 
6. Dez.ember die höchste Notiz des Jahres mit 62 */ 4 Pfennig er- 
reichten. Nur dem Einfluß einer regen Baisse-Spekulation ist 
es zuzuschreiben, wenn der Markt bis Ende des Jahres auf 
tiO Pfennig zurückging. Der Allgemeinheit kam die Preis- 
steigerung in dem oben angedeuteten Umfang ziemlich über- 
raschend, da in den Kreisen der Ilaumwollverbraucher mit Rück- 
sicht auf die außergewöhnlich große letzte Ernte vom 13'/* Millionen 
Ballen auf eine normale Entwickelung mit Preisen zwischen 30 
und 40 Pfennig gerechnet wurde. Man hatte nicht das Ein- 
greifen einer wilden Spekulation amerikanischer Händler und 
der Vereinigung der Farmer vorausgesehen, deren Ziel die Er- 
reichung eines Preises von 15 Cents war und heute noch ist; 
dieses Streben wurde außerordentlich unterstützt durch die Zu- 
rückhaltung von Baumwolle im Innern des Landes und auf den 
Farmen, sowie durch die sich nach und nach geltend machende 
Überzeugung, daß dem großen Jahresverbrauch von etwa 
1 1 */ä Millionen nur eine neue Ernte von 10 1 /* bis IO 3 /* Millionen 
Ballen gegenüberstehen werde. 

Glücklicherweise litt die Industrie unter den fortgesetzt 
scharfen Kämpfen der Parteien auf dem Baumwollmarkt nur 
wenig, wie dies meist der Fall ist, wenn eine steigende Tendenz 
während eines längeren Zeitraums die Marktlage bestimmt. Noch 
selten waren die Spinner in so günstiger Lage, wie es in Deutsch- 
land, England und Amerika während der ersten sechs Monate 
der Fall war, und wer den Mut hatte, sich trotz nicht ganz 
ungerechtfertigter Bedenken mit Rücksicht auf die Riesenernte 
in Amerika frühzeitig stark mit Baumwolle zu versehen, der 
kann mit Befriedigung auf einen ungewöhnlich guten Geschäfts- 
erfolg hinweisen. 
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Auch für unsere Spinnerei war das Jahr ein glückliches, 
das beste im Erträgnis seit dem Bestehen der Fabrik ; wir ver- 
danken dies zum Teil dem flotten Absatz unserer Gamproduktion, 
in der Hauptsache aber dem günstigen Baumwolleinkauf in der 
ersten Jahreshälfte. — Weniger zufriedenstellend waren die Ver- 
hältnisse in der Weberei, nicht sowohl was den Absatz betraf, 
der im Großen und Ganzen mit der Produktion gleichen Schritt 
hielt, als wegen der völlig ungenügenden Erlöse für die Ge- 
webe. Das änderte sich aber im IV. Quartal in erfreulicher 
Weise, leider jedoch auf Kosten der Spinnerei, die den Wert 
der Game nicht auf der Grundlage der Baumwollpreise von 
GO Pfennig und darüber zu erhöhen imstande war, sodaß eine 
völlige Umkehrung der Rente in Spinnerei und Weberei gegen- 
über dem ersten Semester eintrat. 

Unter Benützung der lebhaften Nachfrage für Tücher ge- 
lang es uns im November und Dezember die Weberei-Produktion 
bis in den Juli 1906 hinein voraus zu verkaufen; in der Spinnerei 
dagegen ist für das zweite Quartal 1906 noch ein Teil der 
Produktion unverkauft ; vorausgesetzt, daß nicht politische 
Ereignisse oder das Inslebentreten der neuen Zollverhältnisse, 
bezw. der Handelsverträge auf das Geschäftsleben schädigend 
einwirken, ist angesichts der zweifellos noch länger hochbleibenden 
Baumwollpreise auch in der Spinnerei in Bälde der Verkauf 
des noch freigebliebenen Teils der Produktion zu erhoffen. Da- 
gegen sehen wir der im Laufe dieses Jahres zu erwartenden 
Betriebseröffnung einer großen Anzahl neuer Spinnereien in 
Deutschland mit schweren Sorgen entgegen, da es keinem Zweifel 
unterliegt, daß der beginnende Mitbewerb von mehreren hundert- 
tausend Spindeln die Marktlage für Garne sehr schwierig ge- 
stalten und zu verlustbringenden Geschäften führen wird. 

Der Betrieb in unseren Fabriken wurde im Berichtsjahre 
durch nichts gestört oder beeinträchtigt ; die Spinnerei war voll 
in Gang und in der Weberei konnte dank der jüngsten Besserung 
ein Teil der bisher still gestandenen Stühle wieder beschäftigt 
werden ; die Produktion ist dadurch gegen das Vorjahr etwas 
gestiegen. Mit Rohstoff" sind wir für alle Vorausverkäufe gedeckt. 

Bericht einer Kunstwollfabrik in Würzburg. (16. I.) 

Das Geschäft pro 1905 hatte sich im Laufe des Jahres ge- 
bessert und ist besonders in den rheinländischen Textilbezirken 
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gegen den Herbst zu einer gewissen Lebhaftigkeit gediehen. 
Gegen den Schluß des Jahres trat Abflauung ein. Es wird sich 
wohl in Bälde herausstellen, ob die Zurückhaltung lediglich eine 
vorübergehende Begleiterscheinung zu den am Jahresende statt- 
findenden Rechnungsabschlüssen oder ob sie eine in sich be- 
gründete, tiefer liegende ist. Wir haben Hoffnung, daß das 
Erstere der Fall sein wird. 

Bericht über die Kitzinger Roßhaar-Industrie. (9. II.) 

Der Geschäftsgang der Kitzinger Roßhaar-Spinnereien 
war im Jahre 1905 der gleiche lebhafte wie im Jahre 1904, und 
auch die Ursachen waren dieselben, wie in meinem ausführlichen 
vorjährigen Berichte geschildert. 

Aber auch die dort angegebenen mißlichen Verhältnisse 
bezüglich der stets stärker werdenden ausländischen Konkurrenz 
und der Hindernisse, die einem lohnenden Exportgeschäft im 
Wege stehen, sind die gleichen geblieben, während die im Vor- 
jahre schon beträchtliche Höhe der Rohstoffpreise mit einer 
für diese Industrie beispiellos dastehenden Konstantheit sich 
derart auswuchs, daß trotz des flotten Geschäftsganges von einem 
auch nur annähernd entsprechenden Nutzen nicht die Rede 
sein kann, da die Abnehmer sich nicht der neuen Marktlage 
anpasseu wollen und es auch nicht nötig haben, solange der 
auswärtigen, durch natürliche und künstlich geschaffene Ver- 
hältnisse billiger produzierenden Konkurrenz der deutsche Markt 
zollfrei offen steht und umgekehrt der deutsche Fabrikant mit den 
teilweise enormen Zollsätzen der Nachbarländer zu rechnen hat. 

Daß die Rohmaterialien so stark im Preise gestiegen sind, 
erklärt sich einerseits aus dem Umstande, daß immer mehr Roß- 
haare zu anderen, besonders Webezwecken verwendet werden, 
dabei aber die Pferdezucht im Abnehmen begriffen ist, 
anderseits aus den fortdauernden Unruhen im Hauptproduktions- 
lande Rußland, welche eine vollständige Stockung der Ausfuhr 
zur Folge hatten und die anderen Erzeugungsgebiete naturgemäß 
anregten, den höchstmöglichen Vorteil daraus zu ziehen, sodaß 
Steigerungen von 10 u / o im Laufe des Geschäftsjahres fast normal 
zu nennen sind, manche Rohmaterialien aber solche von 20% 
und mehr aufweisen. 

Wohin dieses ungesunde Verhältnis führen wird, ist noch 
nicht abzusehen, jedenfalls aber geht die deutsche Roßhaar-In- 
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dustrie noch trüberen Zeiten entgegen, nachdem in den neuen 
Zolltarifen die Schweiz ihren Satz von Frs. 10 auf Frs. 20 per 
100 kg erhöht und das uns verbündete Nachbarland Öster- 
reich, woselbst bis jetzt der Artikel zollfrei war, einen Zoll von 
Kr. 15 auf 100 kg gelegt hat, wogegen der deutscherseits nach 
vielem Sträuben beschlossene Zoll von Mk. 5 pro 100 kg gar 
nicht in die Wagschale gelegt werden kann. 

Von den Wünschen, die alljährlich an dieser Stelle zum 
Ausdruck gebracht wurden, ist trotz Befürwortung durch die 
Handelskammer kein einziger erfüllt worden, da nach wie vor 
in Deutschland die Roßhaar-Industrie als eine „mikroskopische“ 
angesehen wird, im starken Gegensatz zu Italien und Österreich 
und den anderen Ländern überhaupt, wo seitens der Regierungen 
die verhältnismäßig jungen Betriebe auf jede Weise beschützt, 
gefördert und lebenskräftig gemacht werden. 

Nachdem an eine Erhöhung des deutschen Zolles oder an 
eine Herabsetzung der fremdländischen Zölle nicht mehr gedacht 
werden kann, bleibt nur der eine Wunsch übrig zur gelegent- 
lichen Empfehlung, es möge der Frachtsatz für rohe Pferde- 
haare in Waggonladungen jenem für Tierhaare gleichgestellt 
werden, zu welchem ja die rohen Ochsenhaare, die obigen an 
Wert ziemlich gleichkommen, bereits seit vielen Jahren rangieren. 

Weiterer Bericht über die Dampfroßhaarspinnerei, Roßhaar- 
weberei und Elnlegesohlen-Fabrikation aus Kitzingen. (21. II.) 

Das verflossene Geschäftsjahr ließ einen Anlauf zu flotterem 
Gange nicht verkennen ; die Hauptteile der Rohmaterialien waren 
wesentlichen Schwankungen nicht unterworfen, doch zeigte sich 
große Festigkeit des Marktes mit teilweise nicht unbedeutenden 
Preiserhöhungen. Wesentlich gestiegen sind die Preise für 
Schweinshaare jeglicher Provenienz. Russische Schweins- 
wolle ist fast vom Markte verschwunden, und Offerten, auch 
unter Zugestehung höherer Preise, sind nicht zu erhalten. Aus- 
sichten auf baldige Neuzufuhren fehlen derzeit. Langschweife, 
wie solche sowohl für Weberei als auch für andere (nicht 
Spinnerei-) Zwecke in Betracht kommen, haben eine Preisver- 
doppelung erfahren, und ist das Angebot hierin selbst bei 
höchsten Preisen ungenügend, da Amerika hierin eine enorm 
gesteigerte Nachfrage ständig unterhält. 
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Unangenehm empfanden wird die allgemeine Verteuerung 
aller Viktualien, da dies eine erhöhte Lohnforderung der 
Arbeiter nach sich zieht und in jenen Fällen, wo gesteigerten 
Lohnforderungen nicht stattgegeben werden kann, Unzufrieden- 
heit und Beeinträchtigung der Schaffensfreude der Arbeiter zur 
Folge hat. 

Eine zufriedenstellende Lage der Roßhaar-Industriellen, ob- 
wohl diese infolge der Erfahrungen der letzten Jahre zur denkbar 
grüßten Bescheidenheit erzogen sind, läßt sich sobald nicht er- 
warten ; ja es ist, nachdem bei Abschluß der neuen Handelsver- 
träge die berechtigten Bitten und Vorstellungen unserer Industrie 
nahezu vollständig ignoriert wurden, eine wesentliche Trübung 
der Lage im kommenden Geschäftsjahr zu befürchten. 

Bericht über den Manufakturwarenhandel aus Marktbreit. 

(26. I.) 

Der Umsatz blieb ungefähr auf gleicher Höhe, wie im ver- 
gangenen Jahre. Trotzdem war das Geschäft weniger nutz- 
bringend, da alle Rohmaterialien der Branche, wie Baumwolle, 
Leinen, aber hauptsächlich Wolle, größere Preissteigerungen 
erfahren hatten, welche beim Verkauf der Waren bei weitem 
nicht zu erzielen waren. 

Auch dieses Mal muß ich den empfindlichen Schaden her- 
vorheben, den Schneider und Schneiderinnen dem seßhaften 
Geschäfte dadurch zufügen, daß sie in allen Manufakturwaren 
Musterkollektionen von Versandhäusern in Händen haben, 
wonach sie gegen hohe Provision verkaufen. Während die 
offiziellen Schnittwarengeschäfte unverhältnismäßig hoch besteuert 
sind, werden diese Leute für diesen zum Teil bedeutenden Neben- 
verdienst zur Steuer nicht herangezogen. Nur eine entsprechende 
Besteuerung könnte am Ersten hier etwas Abhilfe schaffen. 

Bericht eines Wäsche- und Ausstattungsgeschäftes in Würz- 
burg. (15. II.) 

Das abgelaufene Jahr brachte in meiner Branche ein be- 
friedigendes Frühjahrs- und Sommergeschäft. Das Herbst- 
geschäft setzte zwar recht gut ein, ließ aber sehr bald nach, so 
daß der Umsatz in Winterartikeln hinter dem Vorjahre zurück- 
blieb. Das Weihnachtsgeschäft war gut. 
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Die in unserer Umgegend teilweise gering ausgefallene 
Ernte zwang die Landbevölkerung zur Sparsamkeit, und 
die hohen Lebensmittelpreise wirkten gleichfalls ungünstig 
auf den Geschäftsgang ein. 

Der Ausverkaufsunfug nimmt hier immer mehr zu. 
Einige Firmen haben nahezu das ganze Jahr über Ausverkauf 
aus irgend einem Grunde und suchen ihre Angebote als ganz 
besonders günstige hinzustellen. Angebote „Zu Spottpreisen“ 
oder „Zur Hälfte des bisherigen Wertes“ sind keine Seltenheiten. 

Eine Änderung in der Behandlung der Bahnnachnahmen 
resp. in der Auszahlung der Nachnahmebeträge wäre erwünscht. 
Diese Nachnahmebeträge werden jetzt 14 Tage nach der Auf- 
gabe der Sendung in den Vormittagsstunden durch die Bahn- 
kasse ausgezahlt. Es wäre wünschenswert, wenn der Absender 
von dem Eingang der Bahnnachnahmen ähnlich wie bei den 
Postnachnahmen verständigt würde und wenn alsdann die Aus- 
zahlung den ganzen Tag über erfolgen könnte. 

Bericht über die Wäsche- und Manufakturwarenbranche aus 

Miltenberg. 

Das abgelaufene Jahr 1905 war für die Wäsche- und Manu- 
fakturwarenbranche nicht so befriedigend, wie das vorher- 
gegangene. Die Preise der Stoffe und die Arbeitslöhne 
sind bedeutend gestiegen; die Verkaufspreise konnten dagegen 
nicht im Verhältnis erhöht werden. Zudem ist im Konsum ein 
Rückgang zu verzeichnen, welcher wohl zum Teil durch den im 
allgemeinen verteuerten Lebensunterhalt der einzelnen Familien 
bedingt ist. 

Es ist zu befürchten, daß im kommenden Jahre, infolge der 
erhöhten Preise durch die neuen Zölle und Steuern weitere Ein- 
schränkungen gemacht werden. 

Bericht eines Manufaktur- und Schnittwarengeschäftes in 

Schwei nfurt. 

Das hiesige Detailgeschäft hat als Kundschaften sowohl 
mit der Land- wie mit der Stadtbevölkerung zu rechnen. 

Der Bedarf der Landbevölkerung in der Bekleidungs- 
branche wird beeinflußt (neben den jeweiligen Witterungs- 
verhältnissen) von dem Ertrage der Landwirtschaft. Nachdem 
dieser Ertrag im verflossenen Herbste in den meisten Landes- 
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Produkten recht mäßig war, so wurden auch nur die notwendigsten 
Bedürfnisse gedeckt, so daß der Umsatz des Geschäftes vom 
Spätsommer an zurückging. 

Der Bedarf der Stadtbevölkerung in der Bekleidungsbranche 
hängt neben den jeweiligen Witterungsverhältnissen vor allem 
von dem Verdienst ab, den Handel und Gewerbe durch die 
hierherkommende Landbevölkerung hat; daneben ist aber auch 
der industrielle Aufschwung der Stadt maßgebend, und nachdem 
dies hier für's verflossene Jahr konstatiert werden kann, dürfte 
der Umsatz der hiesigen Geschäfte etwas besser sein als anfangs 
befürchtet wurde; freilich liegt es in dem Fleiß und in der In- 
telligenz des Einzelnen, ob er bei den stetig wachsenden Be- 
dürfnissen des Publikums und der zunehmenden Konkurrenz von 
hier und auswärts leistungsfähig bleibt. 

Was die Branche selbst betrifft, so machte sich die jeweilige 
Witterung auf den Geschäftsumsatz fühlbar. Im Sommer hatten 
wir ungewöhnlich schönes, warmes Wetter. Die in mäßigem 
Umfang bestellten Waren wurden rasch umgesetzt und nachdem 
von ersten Fabriken l l t Jahr voraus bestellt wird, so war in der 
Saison nichts zu bekommen. Die Warenlager vieler Geschäfte 
sind Ende der Saison sehr klein gewesen. Das Herbstgeschäft 
hat im September gut eingesetzt, und konnte man nicht rasch 
genug seine Waren bekommen, die auch im Oktober gute Ab- 
nehmer fanden. Nachbestellungen zum Weihnachtsgeschäfte 
haben jedoch enttäuscht, da die Witterung ungünstig war. 

Im Einkauf machte sich neben der jetzt in allen Branchen 
aufsteigenden Konjunktur leider die Börsenspekulation, nament- 
lich in Baumwolle, in unliebsamer Weise fühlbar. Unter den 
starken Preisschwankungen dieses Artikels hatten Handel und 
Industrie zu leiden. Dies gilt vor allem für Stapelartikel ; in 
Modeartikeln wurde, da die Mode zu oft wechselt, wohl nur 
wenig mehr, als der Bedarf erfordert, eingekauft. 

Der Jutehandel war im vergangenen Jahre normal, nur 
der Umsatz in Getreide- und Mehlsäcken ging wegen des ge- 
ringen Ernteertrags zurück. Auch in dieser Branche zeigte sich 
die ansteigende Konjunktur, und nachdem die Börsenspekulation 
sich des Rohjutemarkte bemächtigt hatte, stieg das fertige 
Produkt bis zu 30 Prozent. 

Günstig erscheint die erfolgte Vereinigung fast sämtlicher 
Jutefabrikanten und ca. der Hälfte (239) sämtlicher Jutehändler. 
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Hierdurch wurde bei den Verkäufen jederzeit auf die aufsteigenden 
Preise genügend Rücksicht genommen und jedem der Beteiligten 
Konkurrenzfähigkeit garantiert; es wäre nun angenehm, wenn 
der Verband lange Bestand behielte, um den Handel in ruhigen 
Bahnen zu erhalten. 

Für Hebung des Handels wären als lokale Wünsche 
vorzutragen. 

1. Möglichste Aufhebung der Marktabgaben und Zölle. 

2. Erleichterungen der hiesigen Marktverhältnisse. 

3. Begünstigungen für neu zu gründende Industriebetriebe. 

4. Verlegung einer Garnison und weiterer Behörden hieher. 

5. Gute Bahnverbindungen. 

a. Vorortsverkehr durch Dampfmotorwagen. 

b. 5 Uhr Retour-Zug nach Gerolzhofen für Einkäufer 
von Prichscnstadt etc. 

c. Anhalten des Schnellzuges 1 1 Uhr im Stadtbahnhof. 

d. Möglichste Vermehrung der Zugsverbindung auf der 
Gcmündener Strecke bei geplanter Vereinfachung 
dieses Betriebes. 

Bericht über das Kurz- und Wollwarengeschäft aus 
Kitzingen. (27. II.) 

Wenn die wirtschaftliche Lage der Kurz- und Wollwaren- 
branche am hiesigen Platze im allgemeinen als leidlich be- 
friedigend bezeichnet wird, so muß sie doch anderseits für einige 
kleinere Geschäfte gleichzeitig als recht schwierig konstatiert 
werden. Der Grund liegt in dem scharfen Konkurrenzkampf 
und der Unterbietung der Preise durch einzelne größere Ge- 
schäfte, wodurch kleinere Verbraucher nicht mehr mitkonkurieren 
können. Anderseits ist es auch die Nähe der größeren Stadt 
Würzburg, durch deren Konkurrenz die hiesigen Geschäfte zu 
leiden haben, obgleich kein stichhaltiger Grund für die hiesigen 
Käufer zur Frequentierung auswärtiger Geschäfte besteht. 

Hinsichtlich der Preiskonjunkturen war das Jahr 1005 ein 
sehr bewegtes. Besonders am Wollmarkte folgte eine Preis- 
erhöhung der anderen. Baumwolle war verschiedenen Schwan- 
kungen unterworfen. Aber wenn auch durch die maßlose Speku- 
lation und den dadurch bedingten Zusammenbruch eines ameri- 
kanischen Baumwoll-Großspekulanten bezw. eines von demselben 
vertretenen Konsortiums die Preise vorübergehend ins Wanken 
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gerieten, so zeigte sich sehr bald wieder eine feste, steigende 
Tendenz. Es wäre mit großen Freuden zu begrüßen, wenn die 
in unseren Kolonien angestellten Versuche mit Baumwoll-An- 
pflanzungen von Erfolg gekrönt sein würden, um unsere deutschen 
Spinnereien einigermaßen von Amerika unabhängig machen 
zu können. 

Während die ungesunden Verhältnisse am amerikanischen 
Baumwollmarkt die I.age zeitweise unsicher erscheinen ließen, 
war die Hausse am Wollmarkt durch wirtschaftliche Tatsachen 
bedingt, und zwar einerseits durch den erhöhten Verbrauch 
seitens der Textilindustrie, anderseits durch das Zurückgehen 
der Produktion. Da in trockenen Sommern vielfach Seuchen 
große Verheerungen in den Schafherden anrichten, soll man sich 
in Argentinien mehr der lukrativeren Rinderzucht zugewendet 
haben. Ein Vergleich der Preise ergibt z. B. für Strickwolle 
folgende Ziffern : 

Januar 1905 per Kilo 3.70 4.10 4.70 5.50 7. — 8.20 Mk. 

„ 1906 „ , 4.10 4.65 5.30 6 .- 7.70 8.70 , 

Aufschlag ca. 11% 11% 12,5% 11% 10% 6% 

durchschnittlich 10—12% (einige ganz feine Sorten ca. 6%). 

Die Wäsche-Industrie in Berlin und Bielefeld war von 
verschiedenen Streiks heimgesucht, die mit einer Erhöhung der 
Arbeitslöhne (ca. 10%) ihren Abschluß fanden. Dies veranlaßte 
die Wäschefabrikanten, auch ihrerseits einen Aufschlag auf fertige 
Ware von vorerst 5% eintreten zu lassen. 

Der wirtschaftliche Effekt des Jahres war im großen und 
ganzen normal. Da es im Detailgeschäft bisweilen sehr 

schwierig ist, rasch aufeinander folgenden Preiserhöhungen zu 
folgen, wurden von den meisten, mit kaufmännischer Vorsicht 
geleiteten Geschäften schon im Januar des verflossenen Jahres 
große Abschlüsse betätigt, auf Grund deren es möglich war, die 
Detailpreise so zu regeln, daß das kaufende Publikum durch die 
Hausse nicht allzusehr beunruhigt wurde. 

Der im Jahre 1905 gesetzlich geregelte 8 Uhr-Laden- 
schluß wird von Angestellten wie Geschäftsinhabern als zweck- 
mäßig geschätzt, wie alle Einrichtungen, die dazu angetan sind, 
die Ordnung im Geschäftsleben zu verbessern. 

Die vor wenigen Jahren gegründete „Deutsche Einkaufs- 
genossenschaft" (Zentrale Erfurt) erbringt bei der im Juli 1905 
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stattgehabten Versammlung durch verschiedene ihrer Mitglieder 
die Bestätigung und den Beweis, daß der Zusammenschluß einer 
großen Anzahl solventer Firmen zwecks gemeinschaftlichen Groß- 
einkaufes eine vollkommen genügende Handhabe biete, selbst 
gegen das größte Warenhaus-Unternehmen den Kampf mit Er- 
folg aufzunehmen. 

Bezüglich der Verkehrsverhältnisse ist es nötig, mit 
allen Mitteln darauf hinzuarbeiten, daß der Verkehr nicht noch 
mehr, als dies schon der Fall ist, von Kitzingen abgeleitet wird. 
Die seinerzeit von einem Komitee vorgeschlagene Lokalbahnlinie 
Schlüsselfeld-Wiesentheid wäre in dieser Hinsicht von großem 
Vorteil. Möge unser aufwärts strebendes Handelsstädtchen auch 
allenthalben die ihm gebührende Würdigung und Berücksich- 
tigung finden. 



XVII. Papierindustrie. 

Aus dem Bericht der Aktien-Gesellschaft für Maschinenpapier- 
(Zellstoff-) Fabrikation Aschaffenburg. 

In unseren Zellstofffabriken zu 
Aschaffenburg, Stockstadt und 

Walsum wurde Sulfitcellulose 1905 1901 

hergestellt im Werte von . Mk. 9457219,22 Mk. 8374521.89 
Die Papiererzeugung betrug . „ 1 193735.26 „ 1267113.38 

Mk. 10650954.48 Mk. 9611 635.27 

Es wurde folgender Be- 
triebsgewinn erzielt : 

an Sulfitcellulose Mk. 1826897.75 Mk. 1 249883.13 

an Papier „ 185014.11 „ 140079.02 

hierzu kommen an : 

Effektenzins, Pachteinnahme und 

Vortrag „ 8648.13 „ 6866.71 

Mk. 2020559.99 Mk. 1396828.86 

Die Spesen, Lasten und 
Verzinsungen erforderten eine 

Ausgabe von Mk. 820457.96 Mk. 709000.22 

sodaß als reiner Betriebs- 
überschuß Mk. 1200102.03 Mk. 687828.64 

verbleiben. 
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Die im Vorjahre ausgesprochene Erwartung, daß die 
Resultate des Gesamt Unternehmens entsprechend der allgemeinen 
Geschäftslage sich günstiger gestalten würden, ist in Erfüllung 
gegangen. Es konnte daher neben entsprechenden Abschreibungen, 
die Dividende auf 9°/ n gegen 8 n / 0 im Vorjahre erhöht und ein 
größerer Betrag auf neue Rechnung vorgetragen werden. 

Die Erweiterung unseres Wirkungskreises durch den Er- 
werb der ZellstofFabrik Walsum im Jahre 1003 hat sich in jeder 
Beziehung bewährt. 

Die enorme Entwicklung der Zellstoffindustrie, welche einen 
für die heutige Papierfabrikation und für das moderne Zeitungs- 
wesen unentbehrlichen Halbstoff herstellt, veranlaßte uns, an die 
neuerliche Ausdehnung unserer Betriebe zu denken und die sich 
darbietende Gelegenheit zu benützen, eine Eabrik zu erwerben, 
welche unsere Leistungsfähigkeit zu erhöhen geeignet ist. Die 
Eusion mit der Cellulosefabrik Memel, welche im September 1005 
beschlossen wurde, ist vor Jahresschluß noch zur Durchführung 
gelangt. Der Betrieb dieser Eabrik ging vom 1. Juli 1005 ab 
auf unsere Rechnung. Die Produktionsfähigkeit der Cellulose- 
fabrik Memel ist bis jetzt noch nicht völlig erreicht, da wir in 
erster Linie die Qualität der Ware, unseren Prinzipien gemäß, 
auf die Höhe zu bringen hatten. Die hierzu erforderlichen Ein- 
richtungen sind nunmehr vollendet. Der Absatz der Erzeugnisse 
vollzieht sich wie in unseren übrigen Anlagen ohne Schwierigkeiten. 

Die Erhöhung dos Aktienkapitals unserer Gesellschaft von 
Mk. 3 000 000. — auf Mk. 0 400 000. — erforderte einen Aufwand 
von Mk. 70 397.05. Das erzielte Agio von Mk. 483 000. — , ab- 
züglich des erwähnten Aufwandes, diente gesetzlicher Bestimmung 
gemäß zur Dotierung des ordentlichen Reservefonds, welcher 
dadurch auf Mk. 1 500 825.55 sich erhöhte. Inklusive der beiden 
Spezialreserven und des Vortrags sind an Rücklagen gegen- 
wärtig insgesamt Mk. 1 873 604.35 vorhanden. Zur weiteren 
Stärkung unserer Betriebsmittel wurde in diesem Jahre eine An- 
leihe in Höhe von Mk. 2000 000. — zu 4'/*% verzinslich und 
102 o/ o rückzahlbar an ein Konsortium begeben. Die Anleihe ist 
durch Sicherungshypothek auf unseren Memeler Besitz geschützt. 

Die Aussichten für das laufende Jahr können wir wieder 
als zufriedenstellend bezeichnen. Wie die Aufnahmefähigkeit 
des Marktes in späterer Zeit sein wird, läßt sich natürlich heute 
nicht sagen ; jedenfalls werden wir in dem Bestreben nicht innc 
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halten, die Konkurrenzfähigkeit unseres Unternehmens stets zu 
erhöhen, sowohl durch Qualität der Ware als auch durch die 
Ausnützung der Vorteile, welche die Lage unserer Werke 
hinsichtlich der Holzbeschaffung und der Absatzgebiete uns ge- 
währt. Wir hoffen dann auch, in schlechteren Zeiten befriedigend 
arbeiten zu können. 

Aus dem Bericht der Aktien-Gesellschaft für Buntpapier- und 
Leim-Fabrikation Aschaffenburg. 

Wir können das abgelaufene Geschäftsjahr als ein günstiges 
bezeichnen Produktion, Versand und Bruttogewinn weisen gegen 
das Vorjahr ansehnliche Steigerungen auf (Mk. 708 9615.53 gegen 
Mk. 690261.13 in 1904). Besonders hat sich der Verkauf der 
photographischen Papiere weiter sehr gut entwickelt und wesent- 
lich zur Erzielung des guten Resultates beitragen. 

Trotz des 6 Wochen dauernden Streiks ergab auch die 
keramische Abteilung eine wesentliche Mehrung des Versandes 
und Gewinnes. 

Nachdem erst vor kurzem die neuen Zolltarife in Kraft 
getreten sind, kann über deren Einfluß auf unseren Absatz nur 
gesagt werden, daß wir einen ziemlich beträchtlichen Ausfall 
erleiden werden. Wir hoffen zwar durch intensive Bearbeitung 
der bisherigen und Erschließung neuer Absatzgebiete den Versand 
auf gleicher Höhe zu erhalten. 

Die gewaltige Verteuerung fast aller I. ebensmittel, 
deren Ursache in den neuen, der Industrie so ungünstigen Handels- 
verträgen liegt, hatte eine erhebliche Steigerung der Arbeitslöhne 
im Gefolge. Zur Deckung des großen Geldbedürfnisses des 
Reiches wird trotzdem schon wieder die Industrie herangezogen. 
Eine Reihe neuer Steuern sind in Vorschlag gebracht, deren 
Annahme Handel und Verkehr in ganz erheblichem Maße be- 
lasten und erschweren werden. 

Ob es gelingt, durch weitere Einsparungen in der Fabrikation 
diese nicht unbeträchtlichen Mehraufwendungen wieder auszu- 
gleichen, mus als sehr fraglich bezeichnet werden. 

Der im Jahre 1905 erzielte Bruttogewinn beläuft sich auf: 
Mk. 708966.53 gegen Mk. 690261.13 in 1904. Inklusive des 
Mietertrags der Arbeiterwohnungen, der Zinsen aus Kautions- 
effekten und des Vortrags aus dem Jahre 1904 stehen Mk. 725796.52 
zur Verfügung. Für Spesen, Verzinsungen und sonstige 1. asten 
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mußten Mk. 242 614.20 gegen Mk. 269 455.26 aufgewendet 
werden, sodaß sich nach Abzug dieser Spesen ein reiner Be- 
triebsüberschuß von Mk. 483 182. 32 gegen Mk. 426 297.35 er- 
gibt. Auf das Aktienkapital von 1 500 000 Mk. kamen wie im 
Vorjahr 10°/ o Dividende zur Ausschüttung. 

Bericht einer Leder- und Graupappen-Fabrik in Partenstein. 

(6. II.) 

In das Jahr 1905 sind wir mit sehr schlechten Preisen ein- 
getreten, und die Hoffnung auf Besserung hat sich ebensowenig 
erfüllt, wie im vorhergegangenen Jahre. Bei den Verbrauchern 
von Pappen ging der Geschäftsgang flau, sodaß Lederpappen 
viel auf Lager gearbeitet wurden, und hat die ausländische Kon- 
kurrenz, welche unter viel besseren Bedingungen arbeitet, ihre 
Überproduktion zu billigen Preisen nach Deutschland geworfen. 
Ganz besonders machte sich der Import aus Finnland bemerkbar, 
von wo große Posten auf dem Wasserwege herüberkommen. 

Dazu kommt noch, daß nicht nur Holz, Kohle und alle 
Hilfsmaterialien bedeutend in die Höhe stiegen, sondern auch 
die Arbeitslöhne immer höher gehen. 

Die neuen Zolltarife haben die Hoffnung auf Schutz vor 
der ausländischen Konkurrenz auch zu nichte gemacht. Auch 
aus Österreich wird namentlich nach Süddeutschland sehr viel 
in Lederpappen geliefert, sodaß für unser Fabrikat böse Zeiten 
in Aussicht stehen. 

Die Preise in Lederpappen und Graupappen sind derart 
nieder, daß von einem Verdienst kaum mehr die Rede sein kann. 

Da die Kgl. Forstämter Kiefern meistens als Grubenholz 
verkaufen, steigen die Preise für Kiefernholz von Jahr zu Jahr, 
während die Preise für I.ederpappen zurückgehen, und wäre nur 
dann eine Besserung für unseren Betrieb möglich, wenn die 
Forstämter Partenstein und Heigenbrücken von einem Verkauf 
von Grubenholz absehen würden und das anfallende Kiefernholz 
in Ster hauen und als Schleifholz verkaufen lassen. 



XVIII. Geld-, Kredit- und Bankwesen. 

Reichsbankstelle Würzburg. 

Die Reichsbankstelle Würzburg hatte im Jahre 1905 nach 
dem Verwaltungsbericht der Reichsbank folgende Geschäftsum- 
sätze in Einnahmen und Ausgaben (in Klammern jeweils auch 
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die betreffende Ziffern von 1904): Giro- und Anweisungsverkehr 
355 991 400 Mk. (291820 300 Mk.), gesamter Wechselverkehr 
78 510 900 Mk. (70 250 500 Mk.), Lombard verkehr 742 900 Mk. 
(835 800 Mk.), angekaufte und eingezogene Wertpapiere 4100 Mk. 
(5400 Mk.), zusammen 435 249 300 Mk. gegen 362 912 000 Mk. 
im Vorjahre. 

Das Girokonto wies am 1. Januar 1905 einen Bestand 
von 803 420.38 Mk. auf ; dazu wurden vereinnahmt durch a) Bar- 
zahlungen 7700 Posten mit 48 191427.21 Mk., b) Verrechnung 
mit Kontoinhabern 5564 Posten mit 37 717 404.07 Mk., c) Platz- 
übertragungen 1340 Posten mit 7 222 333.33 Mk., d) Übertragungen 
von anderen Bankanstalten 15754 Posten mit 78 652298.53 Mk., 
zusammen 171 783 463.14 Mk. Hingegen wurden verausgabt 
durch a) Barzahlungen 5827 Posten mit 63 851689.84 Mk., b) Ver- 
rechnung mit Kontoinhabern 2775 Posten mit 22 223 493.60 Mk., 
c) Platzübertragungen 1382 Posten mit 7 222 333.33 Mk., d) Über- 
tragungen an andere Bankanstalten 22555 Posten mit 78 143171.38 
Mk., zusammen also 171440 688.15 Mk. Somit verblieb am 
30. Dezember 1905 ein Bestand von 1 146 195.37 Mk. Von Be- 
hörden und Personen, welche kein Girokonto haben, wurden für 
Konten-Inhaber 7170 Posten mit 12 767 214.98 Mk. eingezahlt. 

An Platzwechseln war am 1. Januar 1905 vorhanden ein 
Bestand von 1734 Stück mit 3 384 820.60 Mk., der Zugang be- 
trug 11 135 Stück mit 18415368.92 Mk., der Abgang 10 344 Stück 
mit 17 704 576.08 Mk., somit Bestand bei Jahreschluß 2525 Stück 
mit 4 125 613.44 Mk. Als Gewinn resultierte 131 153.85 Mk. Die 
Durchschnittsgröße der Wechsel war 1657 Mk., die durchschnitt- 
liche Verfallzeit 71 Tage. Die höchste Anlage war am 15. No- 
vember mit 4 205 000 Mk., die niedrigste am 7. Februar mit 
3 060000 Mk.; durchschnittlich betrug die Anlage 3 590000 Mk. 
An Versandwechseln wurden 24 293 Stück mit 19 329 386.78 Mk. 
angekauft, wobei der Gewinn 91 786.59 Mk. betrug; die durch- 
schnittliche Größe dieser Wechsel war 796 Mk., die durch- 
schnittliche Verfallzeit 47 Tage. An Einzugswechseln war 
am 1. Januar 1905 vorhanden ein Bestand von 1868 Stück 
mit 1051 546.89 Mk., der Zugang betrug 24 922 Stück mit 
22 911 658.76 Mk., der Abgang 24 456 Stück mit 22263 316.85 Mk., 
somit Bestand bei Jahresschluß 2334 Stück mit 1 699888.80 Mk. 

Die höchste Anlage war hier am 30. Dezember mit 
1700000 Mk., die niedrigste am 7. März mit 878 000 Mk.; die 
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Durchschnittsanlage betrug 1245 000 Mk. Die Reichsbankstelle 
Würzburg erhielt im Verwaltungsjahr das Recht, die Noten der 
nach § 45 des Bankgesetzes bekannt gemachten Banken in 
Zahlung zu nehmen. Von der Reichsbankstelle Würzburg sind 
abhängig die Nebenstellen in Aschaffenburg, Kitzingen, Lohr, 
Ochsenfurt, Schweinfurt und Wertheim (letztere im Verwaltungs- 
jahr seit 25. April in Betrieb genommen). 

Bayerische Notenbank. 

Umsatzzifern der im Kreis Unterfranken und Aschaffen- 
burg gelegenen Bayerischen Notenbank Filiale Würzburg 
mit den 9 Agenturen : Aschaffenburg, Hatifurt, Kitzingen, 
Lohr a. M., Marktbreit, Miltenberg a. M., Neustadt a. S., 
Ochsenfurt und Schweinfurt. 

Inkasso-Verkehr: Diskont-Verkehr: Giro-Verkehr: 

Mk. 29145250.— Mk. 39 197 170.— Mk. 88 558 330.— 

Bayerische Bodencredit-Anstalt Würzburg. 

Das Pfandbriefgeschäft war im abgelaufenen Jahre ebenfalls 
wieder ein sehr lebhaftes, wobei die Nachfrage nach dem 4°/ 0 igen 
Titre überwog. Auch war Hypotheken-Material während des 
ganzen Jahres in genügender Menge zu erhalten. Wenngleich 
in Bayern, namentlich in den größeren Städten, noch gewisse 
Nachwirkungen der Krisis im Baugewerbe zu beobachten waren, 
wodurch eben eine ausgedehntere Beleihungstätigkeit hintan- 
gehalten wurde, so konnten hier allein doch nahezu 4 Millionen 
Mark untergebracht werden. Der Rest des Gesamtzu wachses 
unseres Hypothekenbestandes verteilt sich, wie unten ausgewiesen 
wird, auf andere deutsche Gebiete. 

An Hypotheken waren am 31. Dezember 1904 

vorhanden Mk. 123 434 505.27 

im Laufe des Geschäftsjahres ergab sich eine 

Mehrung von „ 14 397 233.61 

somit Ende 1905 Mk. 137 831738.88 

Die Gesamtsumme an Hypotheken verteilt sich auf 2557 Posten 
und zerfällt in Mk. 29 829132.88 Annuitäten -Kapitalien und 
Mk. 108 002 606. — kündbare Darlehen, welch letztere entweder 
auf Seiten der Gläubigerin und des Schuldners für längere Zeit 
unkündbar oder zu einem bestimmten Termine rückzahlbar sind. 



Digitized by Google 




209 



Die sämtlichen vorstehend aufgeführten Hypotheken sind 
in das Hypothekenregister eingetragen. 

Auf landwirtschaftlichen Besitz entfallen . . Mk. 5 690 850.82 
(hiebei kommt als Beleihungsgebiet nur 
Bayern in Betracht) 

Auf andere Grundstücke sind eingetragen . „ 129 444 217.00 

Auf Bauplätze sind gegeben „ 280 000. — 

Auf Grundstücke mit Neubauten, die der Voll- 
endung nahe sind, haben wir zu verzeichnen „ 2 410071. — 

Mk. 137 831738.88 



Bei der Verteilung auf die Hauptgebiete des deutschen 
Reiches ergibt sich folgender Bestand: 



Königreich Bayern: 

Unterfranken . . . Mk, 

Mittelfranken „ 

Oberfranken . . . . „ 

Oberbayern . ... v 

Niederbayern . . . „ 

Oberpfalz „ 

Schwaben . . . . „ 

Rheinpfalz . . . . „ 

Königreich Preußen : 

Brandenburg . . . Mk. 

Hannover . ... „ 

Westfalen „ 

Rheinprovinz . . . „ 

Hessen-Nassau . . . „ 

Provinz Sachsen . . „ 

Pommern 



10824 891.85 
17 040 648.03 
2 752 701.09 
20279 339.15 
2184 239.51 
2 438 592.88 
2 594 686.25 

290 489.01 Mk. 05 011 648.37 



38 523 222.72 
2 857 000.— 

2 579 475.53 
17 280844.29 
6 668 758.25 
143 000.— 

209 311.56 Mk. 08 327 012.35 



Königreich Württemberg „ 120 000. — 

Großherzogtum Baden „ 197 000. — 

, Hessen „ 2 127 304.97 

„ Mecklenburg-Schwerin . . „ 510 073.19 

Herzogtum Braunschweig * 1 190 900. — 

Elsaß-Lothringen 334 000. — 



Mk. 137 831 738.88 

Das eingebrachte Beleihungsmaterial war reichlich, kam 
dem des Vorjahres gleich und gestattete besondere Auswahl. 

14 
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Von etwa 2400 Anträgen wurden 

347 genehmigt mit Mk. 18 500 232.35 

101 Gesuche waren am Jahresschlüsse 
noch in Behandlung, die übrigen wurden 
abgelehnt. 

Der Hypothekenbestand betrug per 

31. Dezember 1904 . 123 434 505.27 

an diesem Tage waren 
von den im Vorjahre ge- 
nehmigten Darlehen . Mk. 4 625 008. — 
noch nicht ausbezahlt. 

Hievon sind zu kürzen 
als nicht zur Zahlung ge- 
bracht und nicht zur 



Deckung verwendet . „ 1209 311. — „ 3 415 697. — 

Mk. 126 850202.27 

Die Rückzahlungen und Amortisationen be- 
laufen sich auf 4 416531.24 



Mk. 122 433 671.03 

Die diesjährigen Neugenehmigungen 

betragen Mk. 18 509 232.35 

von denen am Jahres- 
schlüsse „ 3111164.50 

noch nicht abgehoben waren * 15 398 067.85 

Mk. 137 831738.88 

Der Zinseneingang war auch in diesem Jahre befriedigend. 
Der Pfandbriefumlauf per 31. Dezember 1904 

betrug Mk. 117 847 700.— 

Im Jahre 1905 wurden begeben per Saldo . „ 14 807 100. — 

somit Ende 1905 Mk. 132 654 800.— 

Die Dividende für 1905 beträgt wiederum 8°/ 0 . 

Würzburger Volksbank. 

Der Diskontosatz der deutschen Reichsbank wurde im 
Berichtsjahre siebenmal verändert und erreichte gegen Ende des- 
selben die abnorme Höhe von 6%. Da aber vom 25. Februar 
bis 11. September ein Satz von nur 3% in Geltung war, so 
stellt sich der Durchschnitt um 0,4°/ 0 ungünstiger als im Vor- 
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jahre. Wir haben uns den Sätzen der Reichsbank angepaßt und 
für Depositengelder sowohl, als auch im Contokorrent-Verkehr 
entsprechende Sätze vergütet, allerdings mit der Einschränkung, 
daß wir einen höheren Zinsfuß als 4°/ 0 nicht bewilligt haben, 
im Gegensatz zu zahlreichen Konkurrenzfirmen. Wir sind der 
Ansicht, daß bei nur kurz geltenden hohen Diskontosätzen eine 
Zinsvergütung über 4% hinaus späterhin eine Belastung bildet, 
welche ungünstig einwirken muß. Trotz unserer Zurückhaltung 
und dem überaus scharfen Wettbewerb zur Heranziehung von 
Depositengeldern, in welchen am Platze nicht nur öffentliche 
Institute, sondern auch Privatfirmen treten, haben diese Gelder 
im Jahre 1905 bei uns um rund Mk. 400 000 zugenommen. 

Unsere Umsätze beziffern sich im 

Jahre 1905 auf Mk. 65 365791.22 

gegen 1904 „ 63 642 348.94 

mithin mehr: Mk. 1 723 442.28 

Der Wunsch der deutschen Bankkreise nach einer Änderung 
des Börsengesetzes ist auch im Berichtsjahre leider nicht erfüllt 
worden, und dessen verhängnisvolle Folgen, namentlich die Kon- 
zentrierung des Bankgeschäfts auf die Großbanken, dauern fort. 
Die fortwährende Ausbreitung der großen Institute, die anhaltende 
Gründung von Tochtergesellschaften, mit welchen das ganze 
Land wie mit einem Netz überzogen wird, lassen einzelne Plätze 
geradezu als „überfinanziert“ erscheinen. Die Folgen können 
nur im allgemeinen eine ungünstige Wirkung auf das Bank- 
geschäft haben. 

Bericht eines Bankiers in Würzburg. (24. II.) 

Die Umsätze in 1905 sind sowohl im Effekten- wie im 
Kontokorrent-Geschäfte größer geworden, trotzdem war das Er- 
gebnis geringer als im Vorjahre. Es rührt dies daher, daß an 
einem Platze wie hier die Konkurrenz schon ein Geschäft 
darin erblickt, das Geschäft zu machen, ohne Rücksicht, ob dabei 
etwas verdient wird oder nicht. Es bleibt dem alten, soliden 
Bankier nichts übrig, als dem Strome der Zeit zu folgen und 
den Verdienst auf ein Minimum zu reduzieren, zu dem die 
heutigen Spesen in keinem Verhältnis stehen. 

Zu diesem Rückgänge im Erfolge helfen neuerdings die 
Niederlassungen auswärtiger Banken, die teils durch Aufnahme 

14 * 
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hiesiger Geschäfte, teils durch Eröffnung von Filialen hier 
ihre Tätigkeit beginnen, indem sie selbst kleinsten Ge- 
schäftsleuten Offerte machen und Provisionssätze mitteilen, 
die sicherlich Leuten gegenüber, die keinerlei Deckung bieten 
können, nicht berechtigt sind. Große Kredite bei kleinem 
oder gar keinem Umsätze, diese Geschäfte dürfen und wollen 
die Banken nicht machen ; sie erreichen aber durch ihre 
Offerte an die kleinen Adressen, daß der seitherige Bankier 
an Hand des erhaltenen Offertbriefes um Herabsetzung der Pro- 
vision angegangen wird. Unbegreiflich ist es, wie diese vielen 
Banken in einer Stadt von 80 000 Einwohnern, von der unter 
einem früheren Regime ängstlich die Industrie ferngehalten 
wurde, ihre Spesen verdienen wollen ; sie müssen sich dessen 
auch schon bewußt sein, denn eine der neu gegründeten Banken 
vermag es nicht über sich zu bringen, den Namen des Vorbesitzers 
vom Hause zu entfernen. Eine Beruhigung haben hierbei noch die 
älteren Geschäfte mit alter treuer Kundschaft, daß sie sich 
so vielumworben Vorkommen, indem fast keine Woche vergeht, 
in der nicht eine am hiesigen Platze noch nicht vertretene aus- 
wärtige Bank vorfragt, ob sie nicht geneigt sei, sich von ihr 
verspeisen zu lassen. 

Es wurden in letzter Zeit wieder 50 Millionen 3 V* 0 /»'? 6 
Bayern ausgegeben, ohne daß das Ministerium die Konsortial- 
führerin, die Kgl. Hauptbank in Nürnberg, veranlaßte, auch Bank- 
geschäfte in der Provinz konsortial zu beteiligen. Diesen Wunsch 
habe ich in meinem vorjährigen Bericht schon begründet. Die 
Ausschließung alter Firmen, die vor 50—60 Jahren die Sicher- 
heit zur Unterbringung auszugebender bayerischer Anleihen 
bildeten, ist unverständlich. 

Bericht eines Bankiers in Kitzingen a. M. (15. II.) 

Das verflossene Geschäftsjahr war für das Provinzbank- 
geschäft im großen und ganzen nicht ungünstig. Handel und 
Industrie scheinen am hiesigen Platze nutzbringend gearbeitet zu 
haben. Der Ausfall der Getreide-, Futter- und Obsternte, welchen 
die Landwirtschaft zu verzeichnen hatte, machte sich für das 
Bankgeschäft allerdings recht unangenehm fühlbar. 

Die Aussichten für eine gedeihliche Weiterentwickelung 
sind leider nichts weniger als gut zu nennen. Die Großbanken 
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haben die bereits früher begonnene Ausdehnung teilweise durch 
Errichtung von Filialen, teilweise durch Gründung von Tochter- 
instituten, welch letztere eine Reihe hochangesehener Privat- 
banken aufgenommen haben, in rascher Weise fortgesetzt. 

Dieser Umstand, als auch die marktschreierische Reklame 
gewisser in- und ausländischer Firmen und insbesondere die 
Abhaltung sogenannter „Banktage“, verbunden mit dem Besuche 
vermögender Leute der Umgebung (Hausierhandel), tragen haupt- 
sächlich zur Erschwerung des nicht nomadenhaft herumziehenden 
Provinzbankgeschäftes bei. Wiederholt habe ich in meinen Be- 
richten auf diese Banktage hingewiesen, aber bis jetzt leider 
ohne Erfolg ; es wäre höchste Zeit, wenn diesem Unfug auf 
Grund des Gesetzes endlich Einhalt geboten würde. 

Mit Freuden wäre zu begrüßen , wenn die Privatbank- 
geschäfte zwecks Vertretung ihrer Interessen etc. etc. bessere 
Fühlung miteinander nehmen würden ; die einzelne Firma ist 
gegenüber den gewaltigen Bankinstituten machtlos. Eine gewisse 
Vereinigung der Privatfirmen würde zu einem Faktor, mit dem 
auch die Großinstitute rechnen müßten. 

Bericht des Spar- und Vorschußvereins Kitzingen e. G. m. b. H. 

(21. II.) 

Im Jahre 1905 hat sich das Geschäft in den bisherigen soliden 
tirenzen bewegt. Die reichlicheren Einlagen bewiesen die zu- 
nehmende Besserung der Verhältnisse, zugleich den Sparsinn 
unserer Mitglieder. Zeitweiligen Überfluß an Kapitalien machten 
wir durch Monatsbankanlagen besser rentierlich, bis gegen Ende 
des Jahres infolge Erhöhung des Bank-Diskonts sich größeres 
Geldbedürfnis zeigte, so daß unsere sämtlichen flüssigen Mittel 
in Anspruch genommen waren. 

Bericht des Kreditvereins Dettelbach A.-G. (1. II.) 

Das pro 30. Juni 1905 abgelaufene Geschäftsjahr lieferte 
wieder ein befriedigendes Resultat. Die geschäftliche Tätigkeit 
war gleich den Vorjahren eine lebhafte; es wurde ein Umsatz 
von Mk. 4 045 000. — erzielt. Von Verlusten blieb das Institut 
verschont. Das Bankgeschäft hat weiter an Umfang gewonnen 
und trug nicht unwesentlich zu dem günstigen Jahresergebnis 
bei. Wie in den Vorjahren kam eine ß°/ 0 ige Dividende zur 
Ausschüttung, Mk. 2000. — wurden der Reserve überwiesen, 
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Mk. 1450. — zu Tantiemen, Gratifikationen etc. verwendet und 
Mk. 3420.— auf neue Rechnung vorgetragen. 

Bericht des Vereins Kreditreform Würzburg e. V. 

Mit Befriedigung können wir auf das Jahr 1905 zurück- 
blicken, da es uns in demselben weder an Arbeit noch Erfolg 
gefehlt hat. Der Mitgliederzugang war ein erfreulich reger, in- 
dem 74 neue Mitglieder beitraten; allerdings war auch der Ab- 
gang durch Tod, Fortzug, Konkurs und freiwilligen Austritt ein 
ziemlich hoher (45), sodaß der reine Zuwachs nur 29 Mitglieder 
betrug, wodurch die Mitgliederzahl von 690 auf 719 gestiegen ist. 

Schriftliche Auskünfte erteilten wir 11 887 (1904; 11449). 
Die unserem Vereine unterstellten Filialen in Kitzingen, Lohr, 
Marktbreit, Neustadt a. S., Rothenburg, Wertheim erteilten zu- 
sammen 1529 schriftliche Auskünfte (1904: 1436). Von unseren 
Mitgliedern wurden direkt von anderen Vereinen ohne unsere 
Vermittlung etwa 5900 (1904: 5600) schriftliche Auskünfte ein- 
gezogen. Mündliche Auskünfte erteilten wir kostenlos min- 
destens ebensoviele wie schriftliche. Legitimationskarten für 
Mitglieder oder deren Reisende zwecks kostenloser mündlicher 
Auskunftseinholung bei allen ca. 750 Bureaus des Verbandes 
wurden 451 (1904; 397) ausgegeben. 

Zum Mahnverfahren (provisionsfreie außergerichtliche Schul- 
denbeitreibung) wurden angemeldet: 

1905: 1687 Posten im Betrage von 108 648.16 Mk. 

(1904; 1888 „ „ 117 923.14 „ ) 

Von diesen schieden aus, weil unbestellbar, bestritten oder 
anderen näher gelegenen Vereinen zur Behandlung überwiesen: 
1905: 691 Posten im Betrage von 61 268.08 Mk. 

(1904:806 „ „ 67 559.04 „ ) 

Folglich verblieben zur Behandlung seitens unseresVereins: 
1905: 996 Posten im Betrage von 47 380.08 Mk. 

(1904: 1082 . „ 50364.10 „ ) 

Von diesen wurden durch Zahlung oder Stundung geordnet: 
1905: 636 Posten im Betrage von 28191.76 Mk. 

(1904: 739 „ „ 26 677.78 „ ). 

Das sind 64% (1904: 60%) der durch unseren Verein 
behandelten Posten und 59% (1904: 53%) der durch unseren 
Verein behandelten Schuldbeträge, Hierbei ist aber zu be- 
achten, daß von denjenigen Forderungen, welche wir anderen 
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Vereinen Kreditreform zur Behandlung überwiesen haben, weil 
der Schuldner in deren Stadt oder Bezirk domiliziert, auch 
noch eine große Anzahl, durchschnittlich die Hälfte, geordnet 
wurden, sodaß sich das Gesamtresultat der durch unsere Ver- 
mittelung geretteten zweifelhaften Schuldposten noch wesent- 
lich erhöht. 

Über den Verband der Vereine Creditreform e. V., 
Sitz Leipzig, dem auch unser Verein angehört, entnehmen wir 
dem letzten Jahresberichte über das Geschäftsjahr 1904/05 folgende 
statistische Angaben: Die Mitgliederzahl betrug 74 256 (69 019); 
Legitimationskarten für reisende Mitglieder ausgegeben 40336 
(38 321); schriftliche Auskünfte erteilt 2132 960 (1 938180); zum 
Mahnverfahren angemeldet 13 786440.73 Mk. (12 829739.06 Mk.), 
davon geordnet 7 554 680.55 Mk. (7 101 649.88 Mk.). Dem Ver- 
bände gehören an : 367 Vereine, 373 Filialen und 4 offizielle 
Vertretungen, welche sich auf Deutschland, Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Großbritannien und Irland, Italien, Niederlande, Nor- 
wegen, Österreich-Ungarn, Ostrumelien, Schweden, Schweiz und 
Türkei verteilen. In den dem Verbände angehörenden Geschäfts- 
stellen werden über 1700 Personen ständig beschäftigt, außerdem 
stehen die Dienste von mehr als 54 000 Auskunftskorrespondenten 
zur Verfügung, von denen die Mehrzahl auf das deutsche Reich 
entfällt. Der Verband derVereine Kreditreform kann in diesem Jahre 
sein 25 jähriges Jubiläum feiern; aus kleinsten Anfängen hat er 
sich zu einer mächtigen, weitverzweigten Organisation entwickelt. 
Die Vereine Kreditreform haben sich in der Geschäftswelt längst 
Heimatrechte erworben und werden ihre angesehene Stellung, 
vorzüglich auf dem Gebiete der Krediterkundigung, behaupten. 
In der Verbandsleitung weht ein frischer Wind. Durch das ein- 
mütige Zusammenwirken der Vereinsgeschäftsführer unter ziel- 
bewußter Leitung ist jetzt schon viel erreicht. Gestützt und ge- 
tragen von dem Vertrauen der Mitglieder, dem Wohlwollen der 
Behörden, kaufmännischen und gewerblichen Korporationen, 
sowie der Presse werden wir uns auch ferner angelegen sein 
lassen, die in unserer Organisation ruhenden Kräfte zu wecken 
und für Handel und Gewerbe dienstbar zu machen, und wir 
haben die Zuversicht, daß unser ernstes Streben nicht vergeb- 
lich sein wird. 
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XIX. Juweliergeschäft. 

Bericht der Vereinigung der Juweliere, Gold- und Silberarbeiter 
Würzburgs (Ortsgruppe d. V. D. Juweliere etc.). (3. II.) 

In unserer Branche hat sich im abgelaufenen Jahre eine 
wesentliche Änderung nicht ergeben ; die Mitglieder unserer 
Vereinigung waren alle der Ansicht, daß eine Besserung im 
Handelsgeschäfte durchaus nicht zu verzeichnen war, eher das 
Gegenteil. 



XX. Bäder, Hotelwesen, Wirtsgewerbe. 

Bericht der Verwaltung des Kgl. Mineralbades Brückenau. 

(12. II.) 

Bei der vermehrten Reiselust des Publikums und der er- 
höhten Zahl der Erholungsbedürftigen steht es kaum anders zu 
erwarten, als daß Badeorte, die durch Naturschönheit und heil- 
kräftige Kurmittel ausgezeichnet sind, eine entsprechend erhöhte 
Frequenzziffer aufweisen, und so hat sich denn auch in der Saison 
1905, welche nebenbei noch fast durchweg von schönem Sommer- 
wetter begünstigt war, die Zahl der Badegäste — ohne Passan- 
ten — auf 8609 erhöht, gegen das Vorjahr eine abermalige er- 
hebliche Steigerung, die von einem erfreulichen Aufschwung 
unseres Kurortes Zeugnis ablegt. 

Übereinstimmend damit wurden auch mehr Mineralbäder 
als im Vorjahre verabreicht und auch der Wasser Versand, nament- 
lich des Wernarzcr Brunnens, hat wieder bedeutend zugenommen. 
Es sind diese relativ günstigen Resultate allerdings zum Teil 
mit nicht unbedeutenden Reklamespesen erzielt worden ; doch 
ist dadurch zugleich eine Basis geschaffen, den Ruf des Bade- 
ortes immer mehr zu befestigen und dadurch auch für die Zu- 
kunft eine Belebung des Geschäftes zu sichern. 

Die Wünsche bleiben im wesentlichen noch die gleichen 
wie im vorjährigen Bericht. In erster Linie kann nicht genug 
der Mißstand beklagt werden, daß bei Frostwitterung die Mineral- 
wassersendungen durch die langsame Frachtbeförderung der 
Gefahr des Gefrierens und Zerspringens der Flaschen zu sehr 
ausgesetzt sind. Es ist z. B. häufig vorgekommen, daß Kranke 
an Orten, wo sich keine Niederlage befand und für die ihr 
Hausarzt Wernarzer Wasser direkt bestellt hatte, dasselbe in 
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vollständig gefrorenem Zustande mit zersprungenen Flaschen er- 
hielten, und so sich der Möglichkeit beraubt sahen, das ersehnte 
Heilmittel zu genießen. Dies sollte und könnte doch vermieden 
werden, wenn die Eisenbahndirektionen sich entschließen würden, 
in den Wintermonaten den auf manchen Strecken bereits ein- 
geführten Heizwagenverkehr weiter auszudehnen, oder zum 
wenigsten medizinische Mineralwässer im Winter zum einfachen 
Frachtsätze per Eilgut zu befördern und darauf bedacht zu 
sein, daß die Sendungen beim Umladen nicht zu lange im Freien 
stehen bleiben. Die Eilfracht verteuert das Wasser unverhält- 
nismäßig. 

Im Personenverkehr der Lokalbahn Jossa — Brückenau 
konnten wesentliche Änderungen zum Besseren noch nicht 
verzeichnet werden und gibt man daher wiederholt dem Wunsche 
Ausdruck, daß eine Motorwagenverbindung zwischen Jossa und 
Bad Brückenau sowohl als zwischen den beiden Bädern Kissingen— 
Brückenau und vice-versa durch die Staatsbahnverwaltung ein- 
gerichtet werden möge ; denn durch den erhöhten Aufschwung, 
den unser Platz seit den letzten 10 Jahren genommen hat, machen 
sich auch erhöhte Verkehrsbedürfnisse geltend, denen im allge- 
meinen Interesse Rechnung getragen werden muß. 

Bericht eines Hotelbesitzers in Würzburg. (10. II.) 

Nach der offiziellen Statistik der Stadt Wtirzburg hat sich 
die Zahl der Fremden in diesem Jahre gegenüber dem Jahr 1004 
um ca. 5000 Personen vermindert. Trotzdem kann ich, was 
mein Geschäft anbelangt, über verringerte Frequenz nicht klagen, 
sondern im Gegenteil im allgemeinen einen, wenn auch be- 
scheidenen Fortschritt konstatieren. Es beweist mir dies aufs 
Neue, daß die offizielle Statistik mangelhaft ist, indem sie nur 
die Zahl der Ankünfte, nicht aber die Zahl der Logiernächte 
berücksichtigt; denn es leuchtet doch ohne weiteres ein, daß es 
vom geschäftlichen Standpunkt aus besser ist, wenn ein Gast 
drei Nächte in einem Gasthof wohnt, als wie wenn zwei Gäste 
je eine Nacht dort zubringen. Es hätte sich daher die offizielle 
Statistik auf die Zahl der Personen, die jede Nacht in den ver- 
schiedenen Hotels wohnen, auch zu erstrecken, um ein annähernd 
richtiges Bild des Gesamtfremdenverkehrs zu geben. 

In meinem Hotel habe ich zwei Kategorien des reisenden 
Publikums zu unterscheiden : die Geschäftsreisenden und dann 
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das mehr zum Vergnügen reisende Publikum. Erstere halten 
sich nun durchgängig viel kürzer wie früher in Würzburg auf 
und zwar, wie sie selber sagen, „weil die Geschäfte hier schlechter 
geworden wären und sie daher nicht mehr so lange hier zu tun 
hätten.“ Dazu kommt noch der Umstand, daß die Zugsver- 
bindungen in der Frühe nach allen Richtungen hin sehr un- 
günstige sind, indem vor 9 17 kein Schnellzug hier abgeht. In- 
folgedessen ziehen es viele Reisende, die sonst noch eine Nacht 
hier geblieben wären, vor, mit den reichlich vorhandenen Abend- 
schnellzügen noch abzufahren, um am andern Tage gleich an 
einem neuen Platz arbeiten zu können. Würden die Morgen- 
und Vormittags-Schnellzüge Würzburg zwischen 7 und 8 Uhr 
verlassen, so würde dies die Frequenz sicher bedeutend erhöhen, 
aber wie die Verhältnisse jetzt liegen, reizen die morgens gegen 
9 Uhr ankommenden und abends zwischen Vt" und '/* 10 Uhr 
abgehenden Schnellzüge die reisenden Kaufleute geradezu, ihren 
Aufenthalt In Würzburg möglichst abzukürzen. Ähnliches gilt 
auch von den Vergnügungsreisenden ; es hat bei diesen besonders 
der Holländer Zug geschadet, denn früher war Würzburg die 
Übernachtungsetappe zwischen Köln und München ; dies ist jetzt 
nicht mehr der Fall, da es jedem ermöglicht ist, direkt durch- 
zufahren. Es geht hieraus hervor, daß für den Hotelverkehr 
gute Zugsverbindungen nicht unbedingt ein Vorteil sind. Der 
Vergnügungsreisendenverkehr dürfte überhaupt sehr schwer zu 
heben sein ; nicht weil Würzburg nicht genug Sehenswürdig- 
keiten hat, sondern weil es überhaupt nicht mehr so sehr Mode 
ist, dergleichen anzusehen. Trotzdem, oder vielmehr gerade des- 
wegen verdienen die Anstrengungen des Fremdenverkehrvereins 
alle Unterstützung. Bedauerlich und ganz irrig ist die vielfach 
verbreitete Ansicht, daß von einem erhöhten Fremdenverkehr 
nur die Hotels Vorteil hätten. Ich möchte vielmehr die Hotels 
gewissermaßen als Vermittler der Vorteile des F'remdenverkehrs 
für die übrige Geschäftswelt bezeichnen. 

Der Verdienst im Hotelgeschäft kann nicht als entsprechend 
den Aufwendungen bezeichnet werden. Das Publikum ist mit 
der Zeit sehr anspruchsvoll in seinem Verlangen nach Komfort 
geworden, während die Logis- und übrigen Preise nicht ent- 
sprechend gestiegen sind. Ganz besonders gilt dies von den 
Preisen der Speisen, so daß das Küchenkonto wohl überall mit 
Verlust arbeitet. Hiezu kam im vergangenen Jahre noch das 
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starke Steigen der Nahrungsmittelpreise, und zwar nicht nur für 
Fleisch, sondern auch für Geflügel, Gemüse und Flußfische sowie 
Obst. — Die Antialkoholbewegung macht auf den Weinkonsum 
ihren Einfluß geltend ; bei sonst steigenden Umsätzen ist der 
Weinumsatz seit zwei Jahren stabil geblieben. Es ist dies um 
so schwerwiegender, als der Wein der einzige Gegenstand ist, 
an dem wirklich noch verdient wird. Wird dieser relative Rück- 
gang des Wein- und Bierkonsums noch weiter gehen, so ist 
eine Steigerung der Preise der Speisen unausbleiblich, denn der 
Verdienst am Wein etc. hat es bisher allein möglich gemacht, 
in der Küche mit Verlust zu arbeiten. 

Ein großer Vorteil für Würzburg und seine Hotels wäre 
sicher eine Vollbahn nach Wertheim— Miltenberg. Nicht nur 
würde das dortige einkaufende Publikum die Würzburger Ge- 
schäfte frequentieren, sondern der Vergnügungs- wie auch der 
Geschäftsreisende würde Wertheim und das Maintal als Ab- 
stecher von hier aus machen können und nicht wie jetzt ge- 
zwungen sein, dort zu übernachten. 

Bericht der Gastwirts-Innung Würzburg. 

Die allgemeine Lage des Wirtsgewerbes in Würzburg ist 
zum weitaus größten Teile eine sehr prekäre, wenn auch zuge- 
standen werden muß, daß in ganz vereinzelten Betrieben, meistens 
infolge hervorragend günstiger örtlicher Lage, noch zufrieden- 
stellende Verdienste verzeichnet werden können. Das Bericht- 
jahr 1905 steht seinen Vorgängern seit Aufhebung der Bedürf- 
nisfrage bezüglich der zersetzenden Wirkung auf das Wirts- 
gewerbe in keiner Weise nach, im Gegenteil hat sich die finan- 
zielle Lage in jeder Beziehung verschlimmert. 

In Wirtschaften mit durchaus einheimischer Bevölkerungs- 
frequenz und selbst in solchen, in denen die besser situierten 
Gesellschaftsklassen verkehren, ist der Verdienst ein ganz mini- 
maler; ja es gibt Geschäfte, namentlich die durch die arbeitende 
Klasse besuchten, in welchen nicht nur nichts verdient, sondern 
auch noch zugesetzt werden muß, weil nach Quantität und Qua- 
lität der zu verabreichenden Speisen und Getränke jeder Ver- 
dienst von vornherein ausgeschlossen ist. Vor allem sind es die 
Bienvirtschaften, welche die schlechten Geschäfte machen, und 
die Ursachen sind: 1. die große Anzahl überflüssiger Wirt- 
schaften, durch welche viele Pächter überhaupt nicht mehr als 
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seßhaft betrachtet werden können, weil dieselben alle Viertel- 
jahre ihre Lokale wechseln müssen, 2. die Überhandnahme des 
Flaschenbierhandels, welcher den Wirten die Gassenschenke, 
diese Hauptgrundlage der soliden Biergeschäfte, fast gänzlich 
entzieht, und 3. seit kurzer Zeit die Automaten und der Konsum- 
verein ; erstere entziehen sehr viele Gäste, da sie in den ver- 
kehrsreichsten Straßen ihre Lokale haben, und weil das Be- 
dienungspersonal wegfällt; letzterer liefert seinen Mitgliedern zu 
billigeren Preisen, als die Wirte es vermögen. 

Da durch die große Konkurrenz die Existenz vieler Wirte 
auf dem Spiele steht, so wird, um sich „über Wasser zu halten“, 
zu verwerflichen Mitteln gegriffen, sei es, daß in der Weise der 
Animierkneipen oder auf sonstige anstößige Art die Gäste her- 
beigezogen werden. 

Die enormen Erhöhungen der Fleischpreise können von 
den Wirten nicht einmal teilweise auf die Gäste abgewälzt werden, 
denn die Konkurrenz sorgt dafür, daß die Preise für Mittags- 
und Abendmahlzeiten mit wenig Ausnahmen genau noch die- 
selben sind, wie zu einer Zeit, da der Einkaufspreis des Fleisches 
bedeutend niedriger war; hier sind es namentlich die Privat- 
mittagstische, die den Wirten Abbruch tun, obwohl diese in 
hygienischer Hinsicht weit hinter den Wirtschaften Zurückbleiben, 
da sie nicht direkt unter polizeilicher Kontrolle stehen und mithin 
minderwertigere Rohprodukte und F'leisch waren als die Wirte 
verwenden können. 

Es sind aber nicht nur die hohen Fleischpreise, die unseren 
wirtschaftlichen Verdienst schädigen, sondern überhaupt die 
rapide Steigerung der Preise für alle Nahrungsmittel und Roh- 
produkte, welche durchschnittlich um 30% in die Höhe gegangen 
sind ; hiezu kommen noch die hohen Steuern und Abgaben, wie 
Akzise, Gas- und Wassergeld, Invaliden- und Krankenversiche- 
rungsbeiträge etc , welche trotz der immer schlechter werdenden 
Geschäfte doch stetig in die Höhe geschraubt werden. 

Die Polizei- resp. Verwaltungsbehörden, welche glaubten, 
durch Einführung strenger hygienischer Verordnungen, so der 
Vorschriften über bessere Beleuchtung, Ventilation, Vergrößerung 
der Lokalitäten, Wasserspülung, Begünstigung moderner, kost- 
spieliger Baueinrichtungen etc., der Überhandnahme von Wirt- 
schaftsneueinrichtungen infolge der eingeführten Konzessions- 
freigabe einen wirksamen Damm entgegensetzen zu können, 



Digitized by Google 




221 



haben sich getäuscht, da durch derartig vermehrtem Bauaufwand 
nur der Ankaufspreis der Wirtschaften sich erhöhen mußte, 
während die alten Wirtschaften durch Umbauten die zeitent- 
sprechenden Einrichtungen sich verschafften. 

Eine Inkonsequenz ist es, daß die Gastwirte weder Stech- 
hahnen noch Pression verwenden dürfen, während die hier be- 
stehenden Automaten die Pression in Anwendung gebracht 
haben. Hier ist wohl der Ruf gerechtfertigt : „ Gleiches Recht 
für alle“. 

Unsere sonstigen Klagen, wie über die Militärkantinen, 
Offizierskasinos, Vereinshäuser, Baustellenkantinen, Hausmeiste- 
reien etc. bestehen noch alle, und bedauerlicherweise ist wohl 
kaum eine Änderung oder Verminderung, eher eine Vermehrung 
zu erwarten. 

Bezüglich der Privatweinverkaufsstellen über die Straße ist 
zu bemerken, daß dieselben den Wirten großen Schaden zufügen 
und in der Weise noch einen Vorteil haben, daß sie einen sehr 
geringen Akzis bezahlen. 

Weiteren Abbruch schaffen den Wirten die Konzessionen 
für Aufstellung von Zirkus- und anderen Schaubuden auf dem 
Sanderrasen. Früher kam vielleicht alle 2 — 3 Jahre ein solches 
Unternehmen nach Würzburg, während jetzt im Jahre 3 oder 4 
die Erlaubnis erhalten und dann den Wirten die Leute wegziehen. 

Es muß zugestanden werden, daß in einer Stadt von der 
Größe Würzburgs ein Variete-Theater am Platze sein soll, jedoch 
müssen wir als Auswüchse die häufigen Redouten, ferner die 
Frühschoppen und die Ausdehnung des Nachtcafes mit Konzerten 
bezeichnen. 

In den Personalverhältnissen des Wirtsgewerbes sind gemäß 
den Bestimmungen des Bundesrates große Erschwerungen ein- 
getreten. In Betrieben, in denen sonst 5 — 6 Leute (Kellner und 
Pikkolos) bedienten, müssen jetzt 7 — 8 sein, damit jeder Ange- 
stellte in der Woche einen freien Tag hat. 

Für die schlimme allgemeine Lage des Wirtsgewerbes 
bieten die in den letzten Jahren vorgekommenen Konkurse und 
Pachtwechsel genügenden Beweis. Durch die große Konkurrenz 
werden die Ansprüche des Publikums immer größer, die Wirte 
können den Anforderungen nicht nachkommen und schreiten dem 
Ruin entgegen. Es sinkt dadurch aber auch das Ansehen und 
der Kredit selbst der solventesten Wirte. Die pekunären Ver- 
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lustc in unserer Branche dürften in der Periode von 1890 bis 
heute nach Hunderttausenden zählen, ja vielleicht mit der An- 
nahme einer vollen Million nicht zu hoch geschätzt sein. 

Eine Besserung unserer wirtschaftlichen Lage könnte nur 
durch Erfüllung unserer wesentlichsten Wünsche und Forderungen 
herbeigeführt werden ; diese sind : 

1. Wiedereinführung der Bedürfnisfrage bei Wirtschaften 
und gesetzliche Festlegung der Realrechte, sowie Verweigerung 
der Konzession für Frauen und Familienangehörige, deren Fa- 
milienhäupter infolge ihres Leumunds dieselbe nicht bekommen 
können, da durch die Konzessionserteilung an solche Feilte jeder 
einzelne Wirt und auch das ganze hiesige Wirtsgewerbe an An- 
sehen verliert; 

2. Beseitigung der Animierkneipen ; 

3. Konzessionierung und Besteuerung des Flaschenbier- 
handels gleich dem Wirtsgewerbe und strengste Kontrolle 
desselben ; 

4. tunlichste Beschränkung des Kantinenwesens ; 

5. strengste Handhabung der Normativbestimmungen für 
Gast- und Schankwirtschaften und Ausdehnung derselben auf 
Auskochereien und Cafe-Wirtschaften; 

6. Gewährung der Konzession zum Branntweinausschank 
an alle Wirtschaften, insoweit nicht die Befürchtungen des § 33 
Abs. 2 ZifF. 1 der Gewerbeordnung vorliegen, hingegen tun- 
lichste Einschränkung der Branntweinkonzession an Spezerei- 
geschäfte etc., und 

7. als dringender Wunsch der Hoteliers, eine Schnellzugs- 
verbindung zwischen 9 und 10 Uhr vormittags in der Richtung 
Heidelberg Stuttgart (da die gegenwärtigen Schnellzüge 4 34 Uhr 
vormittags und 4 48 Uhr nachmittags nur Durchgangszüge sind 
und die Fremden nicht zum Aufenthalt in Würzburg anregen). 



XXI. Schifferei. 

Bericht des Schiffer- und Fischer-Vereins Wörth a. M. (1. II.) 

Eine wesentliche Besserung ist auch im Berichtsjahre in 
unserer Branche nicht eingetreten. 

Durch Verwendung anderen Baumaterials sind die Stein- 
transporte, hauptsächlich der Versand von Bruchsteinen, sehr 
zurückgegangen. Dagegen haben sich die Güter- und Roh- 
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materialien-Transporte bergwärts etwas vermehrt bezw. ge- 
bessert, und es würden für dieselben noch bessere Fortschritte 
zu verzeichnen sein, wenn zuständigen Orts unserer wiederholt 
vorgetragenen Bitte in Bezug auf Ermäßigung des Schlepp- 
lohnes für Rohmaterialien-Transporte geneigtes Gehör geschenkt 
werden würde. 

Aber auch die Taltransporte ab Würzburg würden eine 
Verbesserung erfahren, wenn man sich maßgebenderseits für eine 
recht baldige Umschlagtarifermäßigung in Würzburg ent- 
schließen könnte. Nach den derzeitigen Verhältnissen muß der 
Schiffer seinen Vorteil bei Talfrachten zu erlangen suchen, da 
die Bergtransporte um sehr niedrige Fracht ausgeführt werden 
und auf dem Schlepplohn aufgehen. 

Auch dieses Mal möchten wir darauf verweisen, daß auf 
der Mainstrecke Würzburg - Aschaffenburg nur ein Sicherheits- 
hafen und zwar in Wertheim existiert; dieser bietet lediglich 
einem Schleppzuge bergwärts Sicherheit und kann seiner un- 
günstigen Einfahrt wegen von talfahrenden Schiffern gar nicht 
benutzt werden. Die Anlage eines günstigeren Sicherheits- 
hafens ist daher dringendes Bedürfnis. 

Was endlich deri Bau der Eisavatalbahn betrifft, so wäre 
im Interesse des Schifferstandes sehr zu begrüßen, wenn vom 
Bahnhofe Obernburg ab ein Geleise zum Maine geführt werden 
würde, damit der Untermainverkehr nicht geschwächt, sondern 
gestärkt wird. 



Spezieller oder lokaler Teil. 



I. Berichte der Bezirksgremien. 

(Das Bczirksgremium Aschaffenburg erstattet besonderen Bericht; die Bezirks- 
gremien Schweinfurt und Lohr sehen für heuer von Berichten ab, verweisen 
jedoch auf die von ihnen übermittelten Einzclbcrichtc von Firmen ihrer Bezirke ; 
das Bezirksgremium Marktbreit bezieht sich außerdem noch auf den Bericht des 
Stadtmagistrats Marktbreit, dem es sich anschließt.) 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Gewerbe 
in Kitzingen a. M. 

Die allgemeine geschäftliche Lage im verflossenen Jahre 
ergibt im großen und ganzen wohl kein ungünstiges Bild im 
Vergleich zum Vorjahre, und fast alle Branchen des hiesigen Er- 



t 



Google 




224 



werbslebens konnten in bescheidenem Maß ihre Produktion er- 
höhen oder ihren Absatz steigern. 

Aber wohl alle Industriezweige führen lebhafte Klagen über 
die zurückgehende Rentabilität, welche in den bedeutend 
höheren Einkaufspreisen der verschiedenen Rohmaterialien, 
in den von Jahr zu Jahr sich mehrenden Lasten der staat- 
lichen Arbeiterfürsorge, in ungünstigen Zollverhält- 
nissen im Vergleich zur Konkurrenz im Ausland und den ge- 
rade im letzten Jahr so einschneidend sich geltend machenden 
Mehrkosten aller für die Lebensunterhaltung notwendigen 
Bedürfnisse begründet sind. Die Arbeitgeber haben sich infolge 
letzteren Umstandes ihrem Arbeitspersonal gegenüber zu „ Teue- 
rungszulagen“ verstehen müssen, welche nichts anderes als eine 
bleibende Steigerung der Löhne bedeuten. Das aus der Groß- 
stadt überkommene Gewaltmittel des Streikes findet auch bei 
den hiesigen Arbeitern schon sehr Beachtung, wie Vorkomm- 
nisse in der Baubranche (bei Baumeistern und Tünchnem) im 
letzten Jahr bewiesen haben ; die betreffenden Meister, welche 
ihren Leuten zurzeit einen Stundenlohn von durchschnittlich 
40 Pfg. bezahlen, befürchten mit dem Eintritt der Frühjahrs- 
arbeit den Ausbruch neuer Lohndifferenzen. 

Auch im vergangenen Jahr ist der Güterverkehr ge- 
stiegen; die Gewichtsstatistik ist uns nicht bekannt geworden, 
die Mehreinnahme für Frachten aus Einzelgütern und Waggon- 
ladungen beziffert sich auf Mk. 124 000. Sehr bedeutend war 
auch heuer wieder der Holzverkehr ; umgeschlagen wurden im 
hiesigen Floßhafen 11215 Waggons gegen 10940 Waggons im 
Jahre 1904. 

Der Fahrkartenverkauf im Jahre 1905 ergab 124704 Stück 
mit Mk. 128122 Gesamteinnahme, gegen 1904 ein Plus an Karten- 
zahl von 8081 Stück, aber ein Minus an Einnahmen von Mk. 700. 

Der Umsatz der Bayerischen Notenbankagentur Kitzingen 
pro 1905 betrug: 

Mk. 5075 117.51 Giro-Ein- und Auszahlungen und Überweisungen, 
„ 4 135 740.84 diskontierte Wechsel, 

„ 3 400 226.70 Inkasso- Wechsel, 

„ 070100. — Lombard- Verkehr. 

Auch unserem heurigen Berichte müssen wir einen schon 
mehrfach vorgebrachten, dringlichen Wunsch bezüglich der 



Digitized by Google 




225 



Kettenschleppschiffahrt einfügen, es möchte doch endlich der 
Bau des Industriegleises zu dem am Mainquai zu erstellenden 
Umschlageplatz betätigt werden, da ohne ersteres die Mainkette 
für Kitzingen fast wertlos ist; die wenigen Schiffe, die bis jetzt 
ab und zu einmal kommen, spielen für unseren Platz wirtschaft- 
lich keine Rolle. 

Eine weitere, nicht verstummende Beschwerde aller hiesigen 
Laden- und Detail-Geschäfte, welche infolge der Nähe Würzburgs 
ohnehin schwer genug kämpfen, bildet die Fahrplan-Einteilung 
auf der Gerolzhofer Linie. Der erste Zug kommt um 5 48 Uhr 
früh an, geht um 6 39 Uhr früh ab; der zweite läuft mittags 
11 36 Uhr ein und fährt um 12 50 Uhr schon wieder fort, und der 
um ü 25 Uhr abends eintreffende letzte Zug geht um 7 55 Uhr 
wieder ab. Wer also in unserer Stadt Einkäufe zu besorgen 
oder Geschäfte zu erledigen hat und nicht schon den sehr früh 
(um 5 48 ) eintreffenden Zug benützen kann und will, hat mit dem 
am meisten frequentierten zweiten Zug um 1 1 86 Uhr ankommend, 
hier kaum eine Stunde zur Verfügung, wenn er nicht anders mit 
der Heimfahrt bis zum Abendzug 7 35 Uhr, also 8 Stunden lang, 
hier warten will. Zudem fällt zwischen Ankunft und Abgang 
des zweiten Zuges, der, wie erwähnt, uns den meisten Verkehr 
bringt, die Mittagsstunde, während welcher manche Geschäfte 
überhaupt schließen. Schon früher wurde wegen dieser un- 
praktischen, seit Bestehen der Bahn fast immer gleich gebliebenen 
Zugseinteilung um Abänderung an die Generaldirektion petitioniert, 
bis heute aber ohne Erfolg. Die mit der Fertigstellung der 
Linie nach Schweinfurt, welche nun längst betätigt ist, in Aus- 
sicht gestellte Fahrplanänderung bezw. Einstellung eines vierten 
Zuges ist für Kitzingen leider nach wie vor ein frommer Wunsch 
geblieben. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Gewerbe 
in Ochsenfurt. 

Die Bodenerträgnisse üben ja überall Einfluß auf das 
Gcschäftsleben aus, hier in unserem Bezirk ist das nun in sehr 
gesteigertem Maße der Fall, weil dessen Bevölkerung vorwiegend 
Getreide- und Weinbau neben Viehzucht betreibt und weil die 
Einnahmen daraus die Kaufkraft und Kauflust für tägliche Be- 
dürfnisse, Anschaffung von Maschinen und Geräten, Errichtung 
von Bauten u. a. m. regulieren. 

15 
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Wohl war durch den sehr trockenen Sommer des Jahres 1905 
Gerste, das Hauptprodukt unseres Gaues, der Menge nach, be- 
sonders aber Hafer ungünstig beeinflußt, dagegen lieferten Brot- 
getreide sehr gute, Kartoffeln und Wein gute Erträge ; hohe 
Fleischpreise machten auch die Viehzucht zu nutzbringendem 
Erwerbszweig. 

In Gerste waren aus dem Jahre 1904 nur kleine Vorräte 
auf das Berichtsjahr übergegangen und da vom Produzenten 
oder dem Händler zu guten Preisen abzusetzen ; die neue Ernte 
dagegen brachte für unsere Landwirte insofern manche Ent- 
täuschung, als sich dieselben angesichts des kleineren Drusch- 
ergebnisses und der Zollverträge wegen hohe Preise versprachen, 
die aber nicht angelegt werden konnten, weil andere Gebiete, 
hauptsächlich LTngarn, infolge reicher Ernte billige Notierungen 
und Verkäufe durchführten. Anfänglich wurden 8 Mk. erste 
Kosten bezahlt, durch die Wirren in Rußland kam bessere 
Meinung und Nachfrage für den Artikel, zunächst eine Steigerung 
bis auf 9 Mk., welche Forderung, weil nach außen keine Rech- 
nung gebend, einen Stillstand im Geschäfte eintreten ließ. Im 
Dezember konnten nur mehr 8.60 — 8.70 Mk. erzielt werden, und 
selbst zu den ermäßigten Preisen konnte bei Brauereien und 
Malzfabriken genügender Absatz nicht gefunden werden, so 
daß bei Jahresschluß noch recht belangreiche Vorräte vor- 
handen sind. 

Brotgetreide (Weizen und Roggen) wurde, wie schon 
im Jahre 1904, wo es bis zur neuen Ernte für den Bedarf unserer 
heimischen Mühlen — trotzdem dieselben zur Verbesserung der 
Backfähigkeit ihres Mehles ohnehin die Hälfte des Bedarfs über- 
seeische Sorten auf dem Wasserwege beziehen — nicht aus- 
reichte, auch 1905 zu guten Preisen von 9. — bis 9.25 Mk. auf- 
genommen und vermahlen. Für den Getreidehandel und nach 
auswärts rentierten die von unseren Mühlen bezahlten Preise nicht. 

Hafer, weil gering im Ertrag, wurde vom Ausland auch 
zu uns eingeführt und mußte teuer bezahlt werden. 

Für Kartoffeln war zwar die offiziell angekündigte Aus- 
fuhr nach Amerika nicht merklich, aber die Preise gestatteten 
ein beide Teile befriedigendes Geschäft. Dieses erst neuerlich 
mehr in Aufnahme gekommene Bodenerzeugnis bringt unserem 
Bezirk vorher ungeahnte Summen ein. 
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Wein, nicht so guter Qualität wie 1904, fand als Most zu 
annehmbaren Preisen rasch Käufer, doch sind Ertrag und Erlös 
daraus nicht dazu angetan, den Preis der Weinberge aufrecht 
zu halten, umso mehr als die Arbeit dafür von Jahr zu Jahr 
teurer wird. Die Klage der Weinbergsbesitzer ist berechtigt. 
Nicht minder hat aber auch der Weinhandel gegenwärtig einen 
schweren Standpunkt. Verkauft der Häcker seine Kreszenz, so 
hat er wenigstens sofort sein bares Geld, aber welches Opfer 
an Zeit und Geld muß der Weinhändler bringen, um dieses 
Produkt in nur einigermaßen gewinnbringender Weise abzusetzen. 
Es ist eine irrige Ansicht, wenn man glaubt, der Weinhändler 
steckt aus dem Erzeugnis der Winzer den Löwenanteil ein. Im 
Weingeschäft gibt es beim Verkauf überhaupt keine Konjunktur; 
es mögen andere Lebens- und Genußmittel gewaltig im Preise 
steigen, der Wein macht da eine bemerkenswerte Ausnahme. 
Die Kundschaft diktiert eben die Preise, zumal bei offenen 
Weinen; so viel wurde schon vor Jahrzehnten angelegt und 
darüber geht man nicht hinaus, ob’s Jahr ist schlecht, ob’s Jahr 
ist gut. Beklagenswert ist auch das Mißtrauen, das man im all- 
gemeinen der früher so angesehenen Weinbranche in der neueren 
Zeit entgegenbringt. Das Prestige des reellen Weinhandels muß 
sehr darunter leiden. Das Vorurteil des Publikums geht oft zu 
weit, und ohne Übertreibung kann man sagen, daß der Wein- 
handel reeller und besser ist als sein Ruf. Die Nachfrage nach 
älteren Sachen ist sehr gering, ganz besonders in besseren 
Weinen. Unsere Frankenweine in Flaschen (mit Ausnahme der 
bekannten Edelweine, wie Stein, Leisten etc.) sind ganz ohne 
Bedeutung und werden selbst in unserer Gegend nicht verlangt, 
ja nicht einmal in einem Städtchen, wo W ein gebaut wird, kennt 
man ihn, denn bei gewissen Festlichkeiten sind Pfälzer- und 
Rheinweine obenan. Es ist dadurch auch gar nicht zu ver- 
wundern, daß die Weinberge bei uns wertlos werden, zumal das 
Bier und der Flaschenbierhandel den Wein noch ganz verdrängen. 

Wenn wir die gut rentierende Fleischproduktion hier 
wiederholen und das Ganze zusammenfassen, so kommen wir 
zu dem Resultat, daß die erste Grundbedingung für unsere Ge- 
schäftsentwickelung „des Bauern Geld“ immerhin reichlich vor- 
handen ist. Recht erfreulich macht sich diese Tatsache im Ge- 
werbe und Kleinhandel direkt, bei den Brauereien, Mühlen, 
Malzfabrikation und dem Großhandel indirekt geltend ; wir können 

15 * 
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von einem allgemeinen Aufschwung des Gewerbes und des 
Handels berichten, wie es auch die gegen das Vorjahr ganz er- 
heblich gesteigerten Ziffern des Post-, Eisenbahn- und Schiffs- 
verkehres ersehen lassen. 

Freilich sind alle diese Betriebe nicht auf Rosen gebettet, 
die allgemeine Jagd nach Absatz und Beschäftigung läßt zu- 
weilen den Wettbewerb recht schwer fühlen und den erhofften 
Gewinn vermissen, immerhin ist Umsicht und Fleiß obenan. 

Der Getreidehandel klagt nach wie vor über die Kon- 
kurrenz, welche ihm durch die Genossenschaftslagerhäuser ent- 
steht, und wird von gut unterrichteter Seite behauptet, daß die 
Ökonomen in unserer Gegend keinen finanziellen Vorteil durch 
Abgabe ihres Getreides an die Lagerhäuser haben, da der Händler 
durchschnittlich seit deren Bestehen einen besseren Getreidepreis 
an die Bauern bezahlt, als solche von den Lagerhäusern nach 
Abzug der großen Spesen etc. erhielten. 

Ganz besonders ist unsere Holz- und Steinindustrie im 
Aufschwung begriffen. Günstige l^age an verbesserter, nun 
frequenterer Wasserstraße sowohl als unser gern verarbeitetes 
Muschelkalkmaterial geben die Grundlage dazu, wie es die Ein- 
richtungen unserer Floßhafenbassins, der Lagerplätze und Lände- 
gleise sind, welche den umfangreichen Langholz- und neuerlichen 
Bretterumschlag aufblühen lassen. 

Große Hoffnung auf weitere Hebung und Belebung des 
Bezirksverkehres setzen wir in die Lokalbahn Ochsenfurt — 
Röttingen resp. Weikersheim, welche im Bau schon ziemlich 
vorgeschritten ist und welche, dem allgemeinen Bedürfnis ent- 
sprechend, hoffentlich noch im Jahre 1906, und zwar mit vier Zugs- 
paaren (anstatt der zurzeit vorgesehenen nur drei) eröffnet wird. 

Wie für die anderen beteiligten Städte am Main petitionieren 
auch wir hiermit bei maßgebender höchster Stelle um Einführung 
von Umschlagstarifen mit der sicheren Erwartung, daß sich 
dann von und nach Südosten und Westen kommende Güter 
teilweise der hiesigen Anlage vorteilhaft bedienen werden. Es 
sei noch bemerkt, daß in verschiedenen Gewerben sehr über 
den Mangel an Arbeitskräften geklagt wird, vornehmlich tun 
sich die Besitzer von Dreschmaschinen schwer, denn in der 
Erntezeit, während der Hauptkampagne, befindet sich der Be- 
triebsunternehmer obigen Umstandes wegen oft in der größten 
Verlegenheit. 
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Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Industrie 
in Miltenberg. 

Die allgemeine Geschäftslage war in der Berichtsperiode 
eine befriedigende, wenn auch manche Branchen weniger günstige 
Resultate als im Vorjahre zu erzielen vermochten. 

Zu diesen gehört das Manufakturwaren- und Wäsche- 
Geschäft. Stoffe und Arbeitslöhne sind bedeutend gestiegen 
und konnten die Verkaufspreise nicht im Verhältnis erhöht werden. 
Zudem war im Konsum ein Rückgang zu verzeichnen, welcher 
wohl zum Teil durch den verteuerten Lebensunterhalt der ein- 
zelnen Familien bedingt wurde. 

Unserer Steinindustrie kam der Umstand zu statten, daß 
auswärts eine Reihe größerer, öffentlicher Gebäude mit Ver- 
wendung umfangreicher Steinmetzarbeiten zur Ausführung ge- 
langte. Es wird an dieser Stelle im Interesse der erwähnten 
Industrie neuerdings angeregt, daß auch in Bayern bei Errichtung 
von öffentlichen und Staatsbauten die Steinmetzarbeiten getrennt 
von den übrigen Bauarbeiten vergeben werden sollen, welcher 
Modus in den anderen Bundesstaaten längst eingeführt ist. 

Das Tonbergwerk der Stadt Klingenberg hatte für seine 
Produkte guten Absatz, hauptsächlich deshalb, weil in den Ver- 
hältnissen der nordamerikanischen Stahlindustrie eine wesentliche 
Besserung eingetreten ist. 

Die Tonindustrie Klingenberg Albertwerke G. m. b. H. 
war mit der Aufführung von Neubauten beschäftigt, die nach 
Fertigstellung die Leistungsfähigkeit des Etablissements auf 
mindestens die doppelte Höhe bringen sollen. Produktion, Ab- 
satz und Verkaufspreise blieben in den seitherigen Grenzen. 

Das Weilbacher Eisenwerk konnte infolge größerer 
Aufträge eine lebhaftere Tätigkeit in seinem Gießereibetrieb ent- 
falten, aber auch ein langsames Anziehen der Preise konstatieren. 

Der Getreidehandcl gestaltete sich etwas lohnender, da 
die russische Konkurrenz nicht am Markte war. 

Tabak erntete unsere Nachbargemeinde Bürgstadt ca. 
100 Zentner, die nach Mannheim verkauft wurden. Der Preis 
stellte sich auf 27 Mk. pro 100 Kilo und kann solcher als ein 
hoher bezeichnet werden, nachdem der Artikel früher mit 1 7 bis 
20 Mk. bezahlt wurde. 

F'ür den Weinhandel war das abgelaufene Jahr kein 
günstiges. Das Geschäft beschränkte sich hauptsächlich auf 
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Konsumweine, während bessere Flaschenweine weniger gesucht 
wurden. Auch die Antialkoholbewegung machte sich fühlbar. 
Von der Apfel weinbranchc ist zu berichten, daß die vorzüg- 
lichen Produkte der 1904 er Ernte raschen Absatz fanden. Wie 
schon früher angeführt, bürgert sich der Artikel immer mehr 
und mehr im Norden und Nordwesten Deutschlands ein und wird 
namentlich in der westfälischen Industriegegend gerne gekauft. 
Infolge der vorjährigen Mißernte mußten die Apfelweinproduzentcn 
Obst aus Italien und Ungarn zu hohen Preisen beziehen. 

Die Schiffahrt profitierte von dem anhaltend günstigen 
Wasserstande, und fehlte es auch nicht an lohnenden Verfrach- 
tungen. Auf den Schiffbauwerften in Wörth werden zurzeit 
4 eiserne Schiffe hergestellt, die Wörther und Freudenberger 
Schiffer in Auftrag gegeben haben. 

Die Schifferschule Miltenberg, 1899 als städtische 
Anstalt gegründet, durch Staats- und Kreismittel finanziell fun- 
diert, weist durchschnittlich eine Jahresfrequenz von 12 Schülern 
(1906 sind es 16 Schüler) auf. Vertreten sind zahlreiche Orte 
(auch Baden) vom Obermain bis Aschaffenburg. An der Schule 
wirken 4 Lehrkräfte. Die Ortsaufsicht führt der Bürgermeister, 
die Staatsaufsicht der kgl. Flußbauamtmann Aschaffenburg. Hin- 
sichtlich des Lehrplanes (Deutsch, Rechnen, Geographie, Ge- 
wässerkunde, Schiffbau, Schiffahrtsbetrieb, 1 landelslehre und 
Schiffahrtsgesetzeskundc) sowie auch des Stundenplanes besteht 
Einheit an allen Schifferschulen des Rheines und seiner Neben- 
flüsse inklusive Rotterdam. Die Schule ist ausschließlich zum 
Wohle des Schifferstandes gegründet und kann ihren Zweck 
nur erfüllen, wenn der Besuch ein reger ist. Verschiedene Er- 
leichterungen (Lehrmittelfreiheit, Fahrten mit Schülerkarten, 
Stipendien) sind aus diesem Grunde eingerichtet. Nach diesen 
günstigen äußeren und inneren Gestaltungen der Schule ist wohl 
eine noch größere Frequenz zu erwarten. 

Über die hiesige Real- und Handelsschule (Direktion 
Kring) teilt der 38. Jahresbericht mit, daß die Anstalt aus sechs 
Klassen besteht und nach dem Muster der Kgl. Bayer. Real- 
schule mit Handelsabteilung organisiert ist. Die Schule wird 
zurzeit von 93 Schülern besucht, von denen 38 in dem mit der 
Anstalt verbundenen Internat wohnen. Alle Schüler der Ober- 
klassc haben im letzten Herbst die Prüfung für den Einjährig- 
Freiwilligen-Militärdienst bestanden. Der Lehrkörper setzt sich 
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aus 1 Direktor und 11 Lehrern zusammen. Die Anstalt erhält 
städtische Unterstützung. 

Zum Kapitel „Wünsche und Anträge“ übergehend, be- 
antragen wir die Herstellung einer Einladerampe auf der 
Station Laudenbach. Es befinden sich an diesem Orte aus- 
gedehnte I Iolzlagerplätze mit bedeutenden Holzvorräten, welch 
letztere mangels geeigneter Einladegelegenheit teilweise per Achse 
weiter befördert werden müssen, was den Holzhändlern große 
Kosten verursacht, während der Hahn namhafte Einnahmen 
entgehen. 

Für die Stadt Klingenberg streben wir eine Aufschlag- 
einnehmerei an und zwar aus den in unserer Eingabe an die 
Generaldirektion für indirekte Steuern und Zölle niedergelegten 
Gründen. 

Ferner wiederholen wir die schon früher vorgebrachten 
Wünsche betreffend Verbesserung des Fahrplanes auf der 
Strecke Amorbach — Miltenberg — Aschaffenburg, Ab- 
änderung des Landrats- und Distriktsratsgesetzes, sowie 
der Gerichtsvollzieher- und Konkurs-Ordnung. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel in Dettelbach. 

Die allgemeine wirtschaftliche und geschäftliche Lage hat 
einen unverkennbaren Aufschwung erfahren, von der alle Zweige 
der Erwerbstätigkeit profitierten. Handel und Industrie zeigten 
bei aufsteigender Entwickelung einen ungestörten, gedeihlichen 
Fortgang mit guten finanziellen Ergebnissen. 

Weinhandel. Die Entwickelung der Rebstöcke und 
Trauben konnte sich im Jahre 1905 bis zum Monat Juli unter 
durchaus normalen Witterungsverhältnissen vollziehen, aber man 
mußte von vomeherein damit rechnen, daß der Ertrag mit ca. 
7« gegen das Resultat der vorhergehenden Lese Zurückbleiben 
würde; diese Abschätzung hat sich später durch die Tatsachen 
als ziemlich richtig erwiesen. Die Trauben, welche sich bis zum 
Juli frei von kryptogamischen Krankheiten zeigten, berechtigten 
zu der Erwartung, daß die Qualität durchaus befriedigend aus- 
fallen würde, doch leider trat in der zweiten Hälfte des August 
sehr schlechtes Wetter ein, kalte Tage mit anhaltenden Regen- 
fällen, die sich bis Ende September fortsetzten. Das Ergebnis 
ist dennoch zufriedenstellend. Der Abstich der 1905er ist be- 
reits überall durchgeführt, und präsentieren sich dieselben als 
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gesunde, reintönige, saftige und brauchbare Mittelweinc mit ge- 
ringem Säuregehalt, die teilweise dem Jahrgang 1904 ziemlich 
nahe stehen. 

Das Herbstgeschäft war im allgemeinen ruhig und erfuhr 
nur durch den einheimischen Handel einigermaßen Belebung, 
dagegen war das Spätjahresgeschäft besser wie in den Vorjahren. 
Neben kleinen, fertigen Konsumweinen waren besonders Quali- 
tätsweine gut gefragt, eine Erscheinung, welche auf eine Besserung 
der Geschäftslage schließen läßt. Eine neue Beunruhigung ist 
in den deutschen Weinhandel durch den Antrag auf Abänderung 
des Art. 10 Abs. 1 des Weingesetzes vom 24. Mai 1901 ge- 
tragen worden, die durch die weinsteuerlichen Gelüste gewisser 
Leute noch bedeutend erhöht wird. 

Sternbräu Dettelbach A.-G. Das Geschäftsjahr war 
auch im Jahre 1905 trotz der teueren Rohprodukte vom Vorjahr 
ein zufriedenstellendes, und konnte nach reichlich bemessenen 
Abschreibungen eine Dividende von 5% verteilt werden. Der 
Bierumsatz blieb bei gleicher Kundschaft gegen das Jahr 1904 
etwas zurück, und ist dieser Minderumsatz hauptsächlich auf 
den reichlichen Konsum von Trauben- und Apfelmost von seiten 
der Landbevölkerung zurückzuführen. Was die Rohprodukte 
des Jahrganges 1905 an betrifft, so war die Hopfenernte als eine 
sehr gute zu nennen. Die Preise für prima bayerischen Hopfen 
bewegten sich zwischen 100 — 125 Mk. per Zentner. Anders 
verhält es sich mit der 1905 er Gerste. Die Ernte ist infolge 
des regenarmen Sommers als eine halbe zu bezeichnen. Die 
Körner sind vielfach ungenügend ausgereift und zum großen Teil 
flach geblieben. Die natürliche Folge ist, daß mindestens 10 bis 
12% der Ware zu Brauzwecken unbrauchbar ist, und muß 
diese zum halben Preis als Futtergerste abgegeben werden. Das 
Hektolitergewicht der 1905 er Gerste beträgt durchschnittlich 
136 Pfd. gegen 140 Pfd. im Vorjahre. Die Keimfähigkeit sowie 
die erzielten Extraktausbeuten des aus 1905er Gerste gewonnenen 
Malzes bleiben gegen das Vorjahr ebenfalls etwas zurück, erstere 
beträgt ca. 95% gegen 98% im Jahre 1904. Die Preise der 
Gerste bewegten sich zwischen 8 und 9 Mk. pro Zentner. Was 
die örtlichen Verhältnisse anbelangt, so wird es von seiten der 
Brauerei als ein großer Mißstand empfunden, daß man die Tele- 
phonstelle von der hiesigen Bahnstation nach Station Dettelbach 
verlegte und somit die Station Dettelbach Stadt einfach einer 
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Sprechstelle beraubt hat. Es wäre sehr wünschenswert, wenn 
hier Remedur geschaffen würde, und auch die Station Dettel- 
bach Stadt wiederum zu einer Telephonstelle gelangte. 

Bankwesen. Der Kreditverein Dettelbach A.-G. sieht 
auch in dieser Berichtsperiode auf ein zufriedenstellendes Ge- 
schäftsjahr zurück und konnte nach reichlich bemessenen Rück- 
stellungen bei einem Reingewinn von 9870.68 Mk. (im Vorjahre 

8682.31 Mk.) eine 6°/ 0 ige Dividende (3000 Mk.) zur Ausschüttung 
bringen. Dem Reservefonds wurden 2000 Mk. (i. V. 1000 Mk.) 
überwiesen, an Tantiemen und Gratifikationen 1450 Mk. (i. V. 
1200 Mk.) bezahlt und auf neue Rechnung 3420.68 Mk. (i. V. 

3482.31 Mk.) vorgetragen. 

Das Dettelbacher Dampfsägewerk von Franz Spann- 
heimer war während des ganzen Jahres hindurch sehr gut be- 
schäftigt, konnte aber angesichts der hohen Einkaufswerte be- 
friedigende Preise nicht erzielen. 

Telephon. Unsere Eingabe an die Kgl. Bayer. General- 
direktion der Staatseisenbahnen, den Anschluß der Telephon- 
stelle der Station Dettelbach Bahnhof an das Ortstelephon netz 
der Stadt Dettelbach betreffend, fand eine Berücksichtigung 
seitens dieser hohen Behörde unter Hinweis auf den erheblichen 
Kostenpunkt nicht, vielmehr wurde von dieser die Verlegung 
der Telephonsprcchstelle der Station Dettelbach Stadt nach 
Station Dettelbach Bahnhof angeordnet. Die Transferierung dieser 
Sprechstelle wird in Dettelbacher I landeiskreisen als sehr miß- 
lich empfunden, da sich der Telephonsprechverkehr doch in der 
Hauptsache zwischen der Güterstation Dettelbach Stadt und den 
hiesigen Interessenten vollzieht. Als dankenswerte Verbesserung 
unserer Verkehrsverhältnisse würden daher die beteiligten Kreise 
die Neuerrichtung oder Wiederherstellung des Tcle- 
phonanschlusses der hiesigen Güterstation an das Orts- 
telephonnetz der Stadt Dettelbach begrüßen. 



II. Berichte von Gemeindebehörden, Vereinen und 

Einzelfirmen. 

Bericht eines gemischten Warengeschäfts in Amorbach. (1. III.) 

Der Umsatz in meinem gemischten Warengeschäft war im 
Jahre 1905 etwas größer als 1904. 
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Bezüglich der Kolonialwaren war aber der Nutzen ein 
viel kleinerer, weil speziell Zucker ein halbes Jahr unter Ein- 
kaufspreis verkauft werden mußte. Durch Zeitungs- und Agenten- 
berichte wurde die Behauptung aufgestellt, daß Zucker in den 
Monaten Juni bis Oktober sehr knapp würde. Infolgedessen 
kaufte Jeder Zucker auf Lieferung, und nachdem sich alles ge- 
deckt hatte, gingen die Eabriken mit ihren Preisen sprungweise 
herunter, was dann Verluste zur Folge hatte. Ebenso wurde 
mit Kleesamen manövriert, und mußte auch hier mit Schaden 
verkauft werden. Ferner waren auch alle Milchprodukte sehr 
teuer, und konnte infolgedessen nichts daran verdient werden. 

In Kurzwaren hat sich der Umsatz weiter gehoben, nach- 
dem ich der Deutschen Einkaufs-Gesellschaft in Erfurt beige- 
treten bin. Dagegen ließ das Geschäft in Manufaktur- und 
Wollwaren viel zu wünschen übrig, denn was die Detailreisenden 
noch an Bedarf übrig lassen, das decken die Hausierer, und 
bleibt infolgedessen für die stehenden Geschäfte fast nichts mehr 
übrig. Das Detailreisen und Hausieren wird nunmehr so arg, 
daß sogar eine Firma hier, welche selbst reisen läßt, dringend 
wünscht, daß solches vollständig verboten wird. 

Bezüglich der Bahnverbindung wünscht die Amorbacher 
Bevölkerung, daß ein Zug eingelegt würde, der ungefähr um 
3 30 Uhr nachmittags hier abginge und in Aschaffenburg zum 
Zug um 5' 5 Uhr nach Frankfurt und 5 28 Uhr nach Würzburg 
Anschluß hätte. Von Aschaffenburg sollte der Gegenzug nach 
Eintreffen der Züge von Frankfurt und Würzburg ungefähr um 
8 Uhr abgehen und O 30 Uhr hier sein. Gegenwärtig sind sehr 
große Pausen ; z. B. geht von mittags 1 27 Uhr bis abends 6 37 Uhr 
kein Zug mehr von hier in der Richtung Miltenberg ab, also 
volle 5 Stunden, und ebenso von 5 Uhr bis 10 24 Uhr kein Zug 
mehr von Aschaffenburg in der Richtung Amorbach. 

Wünschenswert wäre ferner, daß man die badischen Kilo- 
meterhefte auch hier zu kaufen bekäme. 

Der Mißstand bezüglich der Güterhalle in Amorbach 
wird immer größer. Nicht nur, daß dieselbe, wie schon öfter 
erwähnt, entschieden zu klein äst und es infolgedessen öfters vor- 
kommt, daß speziell Schreiner von Kirchzell ihre fertigen Möbel 
nicht aufgeben können, so ist dieselbe zurzeit so von Ratten und 
Mäusen bevölkert, daß jeder Sack, welcher über Nacht in der 
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Güterhalle steht, morgens angefressen ist. Es ist dringend not- 
wendig, daß hier Abhilfe geschieht und zwar möglichst bald. 

Die Telephonzelle im hiesigen Postgebäude ist so un- 
praktisch angebracht, daß man im Schalterraum jedes Wort hört, 
das in dem Kasten gesprochen wird. Ferner haben die Brief- 
kasten, welche an verschiedenen Straßenecken in Amorbach 
angebracht sind, ein ganz veraltetes System. Auch ist nicht 
einmal eine geschlossene Tasche zum Abholen vorhanden ; offen 
tragen die Postboten die Briefsachen vom Kasten zur Post. 
An dem Kasten des Postamtes selbst sind die Zeitangaben entfernt, 
und weiß man infolgedessen nicht, wenn und ob der Kasten noch- 
mals vor Abgang des Zuges geleert wird. Auch ist der Einwurf 
zu eng, sodaß eine größere Drucksache nicht hineinzubringen ist. 
Auch in diesen Punkten wäre Abhilfe recht notwendig. 

Bericht eines Kaufmanns in Aub. (13. II.) 

Ich betreibe ein gemischtes Warengeschäft und ein kleines 
Bankgeschäft, beide nur als Platzgeschäft, d. h. ich besuche 
keine Kundschaft. Noch vor ca. 10 Jahren habe ich die Kund- 
schaft mit Warenmuster besucht, um Bestellungen aufzunehmen. 
Seit ich diese Art des Geschäftsbetriebes aufgegeben habe, ist 
mein Warengeschäft immer mehr zurückgegangen und beträgt 
heute kaum ein Sechstel des früheren Umsatzes. Die Ursache 
ist in der unerträglich scharfen Konkurrenz des Detailreisens zu 
suchen. Die Landkundschaft wird von den Detailreisenden so 
bedrängt, daß ihr für Einkäufe am Platze tatsächlich nichts mehr 
übrig bleibt. Vor kurzem wurde bekannt, daß der Detailreisenden- 
Verband in Preußen die zuständigen Handelskammern ersucht 
habe, dahin zu wirken, daß die Detailreisenden keine Wander- 
gewerbescheine mehr haben müßten, weil sie sich dadurch be- 
schwert fühlen und sich mit den Hausierern auf gleicher Stufe 
gestellt sehen ; sie sollten also nur noch, wie in früheren Jahren, 
die einfachen Legitimationskarten als Handlungsreisende be- 
nötigen. Ich würde es tief beklagen, wenn irgend eine Handels- 
kammer ein derartiges Ansinnen unterstützen würde. Die ge- 
wöhnlichen Hausierer schädigen die seßhaften Geschäfte bei 
weitem nicht so stark, wie die Detailreisenden, weil letztere, 
immer zahlreicher auftretend, insbesondere die bessere Kund- 
schaft besuchen und dadurch die seßhaften Geschäfte am Platze 
lahm legen. Im Interesse der Erhaltung der seßhaften Geschäfte, 
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die gerade auf so kleinen Plätzen wie Aub mit Steuern, Umlagen 
und sonstigen Abgaben unverhältnismäßig schwer belastet sind, 
möchte ich vielmehr einer intensiveren Besteuerung der Detail- 
reisenden, etwa nach Art der Wanderlager, das Wort reden. — 
Mein Bankgeschäft hat den hiesigen Verhältissen entsprechend 
befriedigt. 

Unsere Verkehrsverhältnisse waren bis jetzt sehr pri- 
mitiv. Wir erhalten morgens je eine Post von Uffenheim und 
von Euerhausen sowie von Röttingen. Drei Postwagen gehen 
von ti — 9 Uhr vormittags von hier ab, zwei nach Ochsenfurt und 
einer nach Marktbreit. Nachmittags von 6—7 Uhr geht je eine 
Post nach Marktbreit und UfFenheim, und um 6 Uhr sowie um 
7*11 Uhr nachmittags kommt je eine Post von Ochsenfurt; 
somit haben wir in der Zeit von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr 
nachmittags keinerlei Verbindung. Nachdem durch unsere zurzeit 
im Bau begriffene Gaubahn in dieser Hinsicht aber eine Besserung 
in Aussicht steht, will ich von diesbezüglichen Anträgen auf 
dringend nötige Verbesserungen Abstand nehmen. Dagegen 
möchte ich bitten, daß der Bau der Bahn beschleunigt wird, 
sodaß die Gaubahn bis längstens 1. Oktober ds. Js. eröffnet 
werden könnte. 

Das am 20. Dezember vor. Js. eröffnete Ortstelephon- 
netz Aub weist bis jetzt schon 18 Abonnenten auf. Gleichwohl 
sind wir anderen, sogar kleineren Ortstelephonnetzen gegenüber 
in verschiedener Hinsicht im Nachteil. Die Dienststunden der 
hiesigen Umschaltestelle sind auf 8 — 12 Uhr vormittags und 
2 — 7 Uhr nachmittags beschränkt. Es wäre nach Ansicht aller 
Teilnehmer nötig, daß die Dienststunden der hiesigen Umschalte- 
stelle wenigstens für nachmittags um mindestens eine Stunde, 
d. h. bis 8 Uhr abends, verlängert würden. Weiter wäre es 
von großem Vorteil, wenn das Ortstelephon netz Uffenheim mit 
Aub, Ochsenfurt oder Marktbreit direkt verbunden werden 
könnte. Die öffentliche Ortstelephonstelle Simmershofen, zum 
Uffenheimer Netz gehörig, ist nur 5 km von hier entfernt, und 
dürfte die Weiterführung dieser schon bestehenden Leitung nach 
Aub mit wenig Kosten verbunden sein. Wenn wir jetzt mit 
unseren Nachbarorten Simmershofen, Hohlach, Equarhofen, die 
nur 5 — 8 km von hier entfernt liegen, telephonisch verkehren 
wollen, geht unsere Verbindung über Ochsenfurt — Würzburg — 
Nürnberg — Neustadt — Windsheim — Uffenheim. Es dauert oft 
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stundenlang, bis man eine Verbindung überhaupt bekommt, und 
dann ist das Gespräch infolge der häufigen Umschaltung sehr 
undeutlich. Ebenso verhält es sich mit Bieberehren und Köttingen, 
die, obwohl zum hiesigen Amtsbezirk gehörig, auch nur über 
Nürnberg zu sprechen sind. Die Orte Klingen, Bieberehren, 
Röttingen und Tauberrettersheim sollten mit Rücksicht auf die 
geographische Lage, sowie auch deshalb, weil sie zum hiesigen 
Amtsbezirk gehören, mit ihren bereits schon seit länger be- 
stehenden Telephonstellen in das Ortstelephonnetz Aub einbe- 
zogen werden. Die württembergischen Grenzorte Waldmanns- 
hofen, Sechselbach, Frauenthal, Niedersteinach und Reinsbronn 
haben Ende Dezember auch öffentliche Telephonstellen vom Orts- 
telephonnetz Creglingen aus erhalten. Waldmannshofen z. B., 
das nur 2 km von hier entfernt ist, kann nur über Würzburg — 
Mergentheim angerufen werden. Es wäre sowohl für Aub, als 
auch für die württembergischen Grenzorte, die mit Aub in regster 
Geschäftsverbindung stehen, von großem Vorteil, wenn die 
württembergische Leitung, die bis Waldmannshofen geht, um 
die nach Aub führende Länge von 2 km verlängert und mit dem 
hiesigen Ortstelcphonnetz verbunden werden könnte. Zum Reichs- 
telephonnetze sind wir bis jetzt überhaupt fast nicht zugelassen. 
Für hiesige Geschäftsverbindungen kämen folgende Orte in Be- 
tracht: Wertheim, Tauberbischofsheim, Köln, Mannheim etc. Eine 
Verbindung mit Frankfurt a. M. wurde inzwischen auf Gesuch 
von Interessenten ermöglicht. 

Bericht eines Gewerbsmeisters in Bad Kissingen. 

Es wird freudig registriert, daß gegenwärtig ein großes 
Wohlwollen im Landtag und beim Herrn Finanzminister für 
Kissingen zu tage tritt. Aber alle Beratungen sind verhältnis- 
mäßig nebensächlich gegenüber der Kardinalfrage, nämlich dem 
Anschluß an den Hauptbahnverkehr. Leider ist seinerzeit die 
Eisenbahnstrecke über Münnerstadt gelegt worden ; das hatte 
seinen Grund vielleicht in bestimmten Sympathien von höherer 
Seite für letzteren Ort. Kissingen mußte sich damals die Zu- 
rücksetzung gefallen lassen. Aber es ist im höchsten Grade 
unbillig, daß dieser Mißstand trotz aller Vorstellungen nicht be- 
hoben wird. Abordnungen erhalten einen wohlwollenden Empfang, 
aber in der Sache selbst geschieht — nichts. Wer die Sachlage 
kennt, muß bestätigen, daß Jahrzehnte lang für dieses Rahn- 
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projekt nicht das Geringste getan wurde, trotzdem es, was Ren- 
tabilität und Bedürfnis anlangt, wohl einzig in Bayern dasteht. 
Man baue also die Vollbahn Gemünden Hammelburg — Kissingen 
und Ebenhausen— Kissingen — Neustadt und lege internationale 
Züge auf diese Strecken, damit Kissingen eine Eisenbahnver- 
bindung erhält, wie das einem internationalen Weltbade von der 
Bedeutung Kissingens würdig ist ! Das sei über den Fernverkehr 
Kissingen gesagt. 

Der Lokalverkehr ist im Winter nicht weniger rückständig; 
kommt man abends 9 15 Uhr von Meiningen in Ebenhausen an. 
so muß man da übernachten, weil keine Verbindung nach 
Kissingen besteht. Dasselbe ist auf der Strecke Schweinfurt- 
Ebenhausen eine Stunde später der Fall. Das sind doch gewiß 
mißliche Zustände „im Zeichen des Verkehrs“. Diese stiefmütter- 
liche Behandlung Kissingens bedarf dringender Abhilfe. 

Bericht einer Firma in Escherndorf. (18. I.) 

Das Jahr 1905 schloß geringer ab als sein Vorgänger. Im 
Anfänge des Jahres gingen die Geschäfte etwas besser, da der 
1904er Wein im Verkauf gut abging und Geld unter die Leute 
kam ; im Sommer und Herbst sowie im Winter waren aber die 
Geschäfte recht gering. Viel Schuld daran ist der übertriebene 
Hausierhandel in beinahe jedem Artikel. Zudem setzte kein 
richtiger Winter ein, und die Winterwaren, besonders das Wolle- 
und Schuhgeschäft, bekamen keinen tüchtigen Zug. 

Im Wein- und Mostverkauf war, wie erwähnt, der Anfang 
vom Jahre 1905 sehr gut, da der 1904 er sich sehr gut baute 
und zu billigem Preise, wie 27 — 48 Mk. per Hektoliter, rasch 
abging. Der noch lagernde 1902 er und 1903 er hatte allerdings 
fast keine Nachfrage. Die Reben hatten sehr schöne Entwickelung 
und wurde hier auch rechtzeitig und tüchtig gespritzt, so daß 
die Peronospora nicht überhandnahm, überhaupt nur vereinzelt 
auftrat; bei den späten, unheilvollen Maifrösten ist hier glück- 
licherweise nichts erfroren und wurde die Räucherung ernstlich 
betrieben, was nur der besorgten Aufmerksamkeit des Bürger- 
meisters zu verdanken war. Im Juni hatten wir auch Hagel; 
der Schaden wurde ziemlich gut entschädigt. Nach dem abnorm 
heißen Sommer ward sehr große Hoffnung auf die Qualität der 
Trauben gesetzt, aber der nasse September machte die Er- 
wartungen vielfach zu nichte, die Trauben faulten sehr rasch 
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und mußten abgelesen werden, trotzdem die Witterung immer 
schlechter wurde und noch selten so ein beschwerlicher Herbst 
bestanden hat ; man hoffte von Tag zu Tag auf besseres Wetter, 
aber vergebens, obschon es doch erst Mitte Oktober war. Das 
Wetter blieb im allgemeinen regnerisch, und trat, wie schon seit 
mehreren Jahren, bis Weihnachten wieder kein Winter ein, so- 
daß man die Arbeit des Deekens der Reben nicht gebraucht 
hätte. Das Verkaufsgeschäft ging im Herbst sehr wenig und 
auch später nicht viel besser, so daß noch große Quantitäten 
1905 er lagern. Die Preise bewegen sich von 2(5—50 Mk. pro 
Hektoliter. 

Als Wünsche wären zu bezeichnen vor allem, daß die 
Landplage des llausierens gänzlich verboten oder doch durch 
erheblich stärkere Besteuerung eingeschränkt würde, ferner eine 
gleichmäßige und strenge Handhabung des Weingesetzes, damit 
der Verfälschung ein fester Damm gesetzt und den einfachen, 
reellen Weinbauern ein besserer Absatz verschafft wird. Ein 
örtlicher Wunsch wäre endlich die Einrichtung einer Wasser- 
leitung. 



Bericht einer Firma in Frammersbach. 

Im abgelaufenen Jahre war das Geschäftsleben am hiesigen 
Orte ein flottes. Holzhandel, Bierbrauerei und Senffabriken 
waren stark beschäftigt. Die Einkaufspreise der Rohmaterialien 
sind jedoch im zweiten Semester so stark gestiegen, daß fast 
ohne Nutzen gearbeitet werden mußte. Die hohen Holzpreise 
brachten der Gemeinde sehr große Einnahmen. Die Konfektions- 
schneidereien hatten vollauf Arbeit bei leider recht kargem Ver- 
dienst. Vieh, besonders Schweinezucht, rentierte sehr gut, daher 
wurde ihr auch mehr Aufmerksamkeit wie früher zugewandt; 
auch die Hühnerzucht machte merkliche Fortschritte. 

Einige hundert tüchtige hiesige Arbeiter haben Verdienst 
in Frankfurt a. M. und am Rhein gefunden, leider ist aber aller- 
orts die Lebenshaltung so teuer, daß dieser Verdienst fast auf- 
gezehrt wird und der Familie zu hause nicht viel überwiesen 
werden kann. 

Der Schreibwarenhandel, von dem sich seit fast 100 Jahren 
ca. 150 Familienväter ehrlich ernährten, geht von Jahr zu Jahr 
mehr zurück, eine Folge der neuen Gesetze über das Hausier- 
wesen und der unerhörten Agitation der Gegner, welchen die 
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Behörden sowie die Abgeordnetenkammer ein zu williges 
Ohr leihen. 

Einige Wünsche vom Vorjahre sind erfüllt worden, doch 
der Hauptsache ist man nicht näher gekommen, so der Anlage 
des Ortstelephons, dem Bau einer Lokalbahn nach Partenstein, 
der besseren Instandsetzung der Straße nach Partenstein, die 
einen sehr bedeutenden Verkehr hat, aber sich in einem Zustande 
wie ein schlechter Waldweg befindet ; hiezu käme als notwendig 
der Bau einer Straße nach Habichtsthal — Wiesthal. 

Endlich möchten die bayerischen Behörden den hiesigen 
Schreibwarenhändlern wohlwollend entgegenkommen und diesem 
berechtigten Erwerbszweig der noch nie wie seine Gegner nach 
Staatshilfe gerufen hat, keine Hindernisse bereiten. 

Bericht eines Gemischtwarengeschäftes in Geichsheim. 

Die allgemeinen wirtschaftspolitischen Verhältnisse gaben 
im verflossenen Jahre vielen Handelsartikeln einen äußerst leb- 
haften Geschäftsgang, der auch für die so „notleidende“ Land- 
wirtschaft von großem Nutzen war. Erwies sich im allgemeinen 
der Geschäftsgang als ein befriedigender, so verursachten ander- 
seits gewaltige Wertveränderungen in Hauptkonsutnartikeln 
empfindliche Einbußen. Obgleich die Landwirtschaft mit über- 
reichlichen Einnahmen aus allen Erzeugnissen beglückt war, so 
besserte sich das Inkasso des Kaufmannes doch keineswegs ent- 
sprechend, denn der Rauer, obwohl nur gegen Kassa verkaufend, 
verlangt für sich jahrelangen Kredit von allen Geschäftsleuten. 
Die landwirtschaftlichen Vereine und Genossenschaften treiben 
in altbekannter Weise ihren Handel weiter, doch jetzt mit dem 
Unterschiede, daß der ansässige Geschäftsmann überhaupt nicht 
mehr berücksichtigt wird, auch wenn er vorteilhafter zu liefern 
im Stande ist. Die einzelnen Vereine sind eben durch alle mög- 
lichen Geschäftchen der Oberleitung verpflichtet und müssen 
notgedrungen durch die Zentral-Einkaufssteilen zu sehr guten 
Preisen beziehen. Wohin das führt, beweist am besten der 
„Neuwieder Krach“ und der sehr bedenkliche Rückgang des 
Mittelstandes. Leider stehen an der Spitze Persönlichkeiten, 
deren einflußreiche Politik sowohl dem Volke als dem Staate 
keineswegs nutzbringend und förderlich sein werden. Ge- 
schlossenes Zusammengehen der Benachteiligten ist die einzige 
Abwehr. 



Digitized by Google 



241 



Endlich rückt nun auch die Zeit heran, daß die vielbe- 
sprochene Gaubahn eröffnet wird. 

Seit 20. Dezember 1905 ist unserem engeren Bezirke das 
Telephon übergeben worden, wofür an dieser Stelle der ge- 
ziemende Dank erstattet wird. 

Weiterer Bericht aus Geichsheim. (IS. I.) 

Auf der demnächst zu eröffnenden Lokalbahn Ochsen- 
furt — Rötlingen wird durch die verkehrenden Eisenbahnzüge die 
Personenbeförderung nicht in vollständig zweckentsprechender 
Weise erfolgen können, es wird vielmehr auch künftig sehr oft 
nötig werden, von hier aus mit dem Fuhrwerk zur Bahn nach 
Ochsenfurt zu fahren, um irgend einen bestimmten Anschluß, 
ohne allzugroßcn Zeitverlust zu erreichen. Allerdings wird es 
nicht möglich sein, so viele Züge auf der Lokalbahn verkehren 
zu lassen, daß zu jedem, die Station Ochsenfurt auf der Haupt- 
linie passierenden Zug ein Anschluß hergestellt wird, aber es 
könnte das wenigstens annähernd erreicht werden durch Ein- 
schaltung eines Motorwagens, der nur dem Personenver- 
kehr dient. 

Ein großer Mangel unserer Telephonanlage ist, daß die- 
selbe noch nicht zum Verkehr mit dem ganzen Reiche zuge- 
lassen ist und es wäre sehr zu wünschen, daß diese Verbindung 
recht bald eingerichtet würde. Ferner sind auch die Dienst- 
stunden der Umschaltestelle von 8 — 12 Uhr und von 2 — 7 LJhr 
zu kurz und sollten wenigstens von 7 — 12 Uhr und von 2 — 8 Uhr 
festgesetzt werden ; für Sonn- und Feiertage sind die festgesetzten 
Stunden von 8—9 Uhr, 11 — 12 Uhr und 5 — (> Uhr genügend. 

Bericht des Stadtmagistrates Gerolzhofen. (24. II.) 

Ein Rückblick auf das Jahr 1905 zeigte uns, die wir wegen 
Wassermangel wenig Industrie haben und auf die Erträgnisse 
der Land- und Forstwirtschaft angewiesen sind, daß wir, zumal 
die Produkte der letzteren zurzeit hoch im Preise stehen, zu- 
frieden sein können, zumal die Anfragen die Angebote bei 
weitem übersteigen, was nicht zuletzt den in neuerer Zeit besser 
gestalteten Verkehrs Verhältnissen zuzuschreiben ist. Nichtsdesto- 
weniger bleiben in Bezug auf Verkehrsregelungen und Erleichte- 
rungen noch Wünsche übrig, die bereits vor vielen Jahren schon 
vorgebracht und denen auch von kompetenter Seite Rechnung 
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zu tragen versprochen wurde. So wurde insbesondere die Ein- 
legung eines Güterzuges auf der Strecke Kitzingen — Gerolz- 
hofen — Schweinfurt von sämtlichen an dieser Linie liegenden 
Gemeinden als Bedürfnis erklärt und angeregt, allein an zu- 
ständiger Stelle ist bis jetzt Entscheidung hiewegen noch nicht 
getroffen. Im allgemeinen Interesse und weil von der finanziellen 
und der Betriebsseite aus, gleichviel ob jetzt oder in einigen 
Monaten, doch anerkannt werden muß, daß für obige Linie die 
Einlegung eines Güterzuges von höchster Bedeutung ist — weil 
für die andern Züge die An- und Abfahrtszeiten günstiger ge- 
legt werden können — erhoffen wir, wenn auch seit Jahren 
stiefmütterlich behandelt, daß hier Wandel geschaffen werde. 

Bericht des Stadtmagistrates Klingenberg a. M. (30. I.) 

Erfreulicherweise läßt sich für das Berichtsjahr 1 905 gegenüber 
dem Vorjahre eine kleine Besserung der allgemeinen Geschäfts- 
lage konstatieren. Die meisten der hier in Betracht kommenden 
Geschäfte waren ziemlich gut beschäftigt, wenn auch der Ver- 
dienst bei den zu zahlenden hohen Löhnen, den sonstigen Spesen, 
sowie den Unfall- und Invalidenbeiträgen, Steuern etc. ein ganz 
minimaler war und absolut in keinem Verhältnis zu dem Betriebs- 
kapital stand. Leider wird immer mehr mit langfristigen Wechseln, 
selbst bei kleinen Sachen, beglichen, was zumal bei dem hohen 
Banksatze des letzten Quartals sich recht unangenehm fühlbar macht. 

Der Weinbau hatte auch heuer unter ungünstigen Witte- 
rungsverhältnissen zu leiden, da durch die anhaltende Xässe im 
Sp ätsommer Rohfäule eintrat und die Trauben früh geherbstet 
werden mußten. 

Das von der Stadt betriebene Tonbergwerk erfreute sich 
eines lebhaften Absatzes ; es treffen jedoch die obengenannten 
Klagen auch hier zu. 

Die hohen Eleisch preise machten sich im Konsum fühl- 
bar; trotz der stetigen Zunahme der Bevölkerung blieb die 
Schlachtung von Großvieh dem Vorjahre gleich, während die 
Schweineschlachtungen sogar um 12°/ 0 zurückgingen. 

Unsere in den Berichten von 1903 und 1904 geäußerten 
Wünsche mit den dort angeführten Gründen bezüglich Fort- 
setzung der Mainkanalisation, sowie Abänderung des 
Distriktsratsgesetzes wiederholen wir auch heuer. Es wäre 
nur ein Akt der Gerechtigkeit, wenn das Distriktsratsgesetz den 
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Leistungen von Handel und Industrie und auch den Leistungen 
der einzelnen Gemeinden entsprechend verbessert würde. 

Die Beleuchtung des Bahnhofes mit elektrischem Lichte 
ist nunmehr perfekt geworden und sagen wir hiefür besten 
Dank. Notwendig wäre aber noch eine Verlängerung der 
beiden Perrons; da dieselben für die jetzt verkehrenden Züge 
viel zu klein sind und die Fahrgäste in den ersten und letzten 
Zugswagen fast einen Meter auf- bezw. abzusteigen haben. Auch 
würde es in Bezug auf Feuersgefahr und Reinlichkeit nichts 
schaden, wenn sowohl das Betriebsgebäude als auch die Güter- 
halle und die Aborte an die ganz nahe vorbeiführende Wasser- 
leitung der Gemeinde Trennfurt angeschlossen würden. 

Die Einstellung eines Frühzuges von Miltenberg nach 
Aschaffenburg, um die von dort abgehenden Morgen-Schnellzüge 
in der Richtung nach Hanau und Darmstadt erreichen zu können, 
ist Bedürfnis; auch wäre es angenehm, wenn die nachts 12 Uhr 
in Aschaffenburg einlaufenden Züge eine Fortsetzung nach Milten- 
berg hätten. 

Unsere Weingroßhandlungen und die Dampfbrauereien hier 
wünschen lebhaft die Errichtung eines Steueramtes in Klingen- 
berg, und muß bei der bedeutenden Ausfuhr von Bier und Wein 
in die Nachbarländer dieser Wunsch als berechtigt anerkannt 
und befürwortet werden. 

Die Konkursordnung wäre dahin zu ergänzen, daß zum 
Detailverkauf der Waren durch den Konkursverwalter eine be- 
stimmte, nicht zu lang zu bemessendc Frist zu setzen wäre. Es 
werden durch einen solchen Dctailausvcrkauf, besonders wenn 
es noch im Wege des öffentlichen Ausgebotes geschieht, gerade 
die kleinen und mittleren Geschäftsleute am Platze sehr ge- 
schädigt. Auch bei anderen Ausverkäufen wäre es gut, wenn 
dieselben nur eine genau begrenzte Zeit dauern dürften.. 

Leider hat das Postamt in Klingenberg immer noch die- 
selben unzulänglichen, dunklen Räume wie vor zwei und drei 
Jahren. Abhilfe ist hier dringend nötig. Möglich ist sie, wenn 
sich der Staat entschließen könnte, ein eigenes Haus zu erwerben, 
wie dies auch sonst der Fall ist. 

Bericht einer Firma in Königshofen i. Grabf. (30. I.) 

Die wirtschaftliche Lage hat sich im Jahre 190h in unserer 
Gegend nicht gebessert. Die 1 Iauptschuld daran dürfte der 
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trockene Sommer tragen. Die günstige Witterung in den Früh- 
jahrsmonaten ließ das Beste hoffen, jedoch brachte der Sommer 
eine andauernde Hitze ohne jede Niederschläge. Die Getreide- 
ernte war nur eine halbe, und trotz der hohen Getreidepreise 
hat sich die Kaufkraft leider nicht erhöht. Besonders mangelt 
es an Futter (Heu, Grummet), und ist dadurch die Viehzucht stark 
zurückgegangen. Trotzdem alle landwirtschaftlichen Produkte 
im Preise bedeutend gestiegen sind, mangelt es unserer Be- 
völkerung an Geld, da nicht viel zu verkaufen ist. Unsere 
Gegend ist aber auf eine kaufkräftige landwirtschaftliche Be- 
völkerung angewiesen, und so bedeutet diese Mißernte auch einen 
großen Ausfall für die hiesige Geschäftswelt. 

Was den Umsatz in der Kurz-, Woll- und Weißwaren- 
branche sowie der Manufakturwarenbranche anbelangt, hat sich 
derselbe gegen das Vorjahr leider nicht gehoben. Das ganze 
Geschäft war im abgelaufenen Jahre schleppend, beinahe flau, 
und muß man mit größerer Mühe und erhöhten Spesen rechnen, 
um den Umsatz auf der seitherigen Höhe zu erhalten. Infolge 
der immer zunehmenden Preissteigerung der Rohmaterialien in 
Wolle und Baumwolle ist auch der Nutzen bedeutend geringer. 
Es hält schwer, besonders unsere Landkundschaft an höhere 
Preise zu gewöhnen, und steht unsere Detailpreissteigerung 
immer noch nicht im Verhältnis zu den Aufschlägen, wie sic uns 
von Fabrikanten und Großisten bescheert wurden. 

Großer Schaden entsteht auch den seßhaften Geschäften 
durch die von den Versandhäusern an Schneider und Schneide- 
rinnen abgegebenen Musterkollektionen ; die Kundschaft ist förm - 
lich gebunden, die Waren ihnen abzunehmen, da dieselben andere 
Waren ungern verarbeiten. Ferner ist das Hausieren und Detail- 
reisen eine förmliche Landplage geworden, und sollten die Sicher- 
heitsorgane dieser Sache viel mehr Aufmerksamkeit schenken. 

Die Bautätigkeit war eine ganz minimale und dürfte dies 
auf die allgemeine Geldknappheit zurückzuführen sein. 

Über die hiesige Telephonanlage werden immer Klagen 
laut, daß es besonders im Sommer bei Ferngesprächen oft 
mehrere Stunden, sogar halbe Tage dauert, um die betreffende 
Verbindung zu bekommen. Das rührt daher, daß die hiesige 
Um sch altes teile mit keiner größeren Stadt, z. B. Schweinfurt 
verbunden ist. Alle Gespräche gegen Süden zu müssen über 
Mellrichstadt, Neustadt a. S. und Bad Kissingen gegeben werden. 
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Die Verzögerung' der Gespräche liegt nur an Bad Kissingen ; 
während der Badesaison in Kissingen sind eben alle Leitungen 
ständig belegt und müssen wir dadurch warten. Diesem Ubel- 
stande kann nur dadurch abgeholfen werden, daß Königshofen 
mit Schweinfurt direkt verbunden wird oder aber mit einer 
direkten Leitung von Mellrichstadt nach Schweinfurt. Haupt- 
sache ist also, daß die Gespräche nicht mehr über Bad Kissingen 
gegeben werden müssen, weil sonst nie eine Besserung des 
Telephondienstes eintreten kann. 

Ferner wären wir sehr dankbar, wenn unser Mittagszug, 
3 49 Uhr hier ankommend, den Schnellzug 33 (von Schweinfurt 
kommend) in Neustadt abwarten würde, was auch einzurichten 
ist und ein großer Vorteil für unseren Verkehr wäre. 

Bericht der Gemeindeverwaltung Lengfurt. (14. II.) 

Der Geschäftsgang war im Jahre 1905 für die hiesigen 
Geschäftsleute ein ruhiger. Einen erfreulichen Aufschwung hat 
das Schiffereigewerbe genommen. Eine hiesige Firma hat sich 
deshalb noch ein großes eisernes Schiff mit Motorbetrieb zu den 
bereits in ihrem Besitz befindlichen Schiffen angekauft. Nicht 
nur, daß die Fahrten für den allgemeinen Güterverkehr sich 
bedeutend vermehrt haben, so ist für den lokalen Verkehr der 
Hauptlieferant bezw. Empfänger von Massengütern die hiesige 
Portland- Zementfabrik „ Wetterau“. Denn außer den hiesigen 
verfrachten noch viele auswärtigen Firmen große Transporte 
an Kohlen, Zement, Kalk-Chausseesteine, Eisen, Schamotte und 
Schamottesteine, Backsteine, Holz, Mehl u. dgl. m. Durchschnittlich 
wurden nach Angabe der Fachleute 40 000—00 000 Tonnen in 
Bergfahrt und 20 000 — 30 000 Tonnen zu Talfahrt hier verfrachtet. 

Die übrigen Geschäfte sind nicht in guten Zeiten. Sehr 
zurückgegangen ist das Büttner-Gewerbe, welches früher hier 
stark betrieben wurde. 

Für den Güterverkehr der Bahn kommt die hiesige Main- 
brücke sehr zur Geltung. Was den Personenverkehr anlangt, 
wären bessere Zugsverbindungen mit Frankfurt a. M. sehr erwünscht. 

Ferner wird von den Schiffern hier ein Winterhafen sehr 
vermißt. Oft trifft es zu, daß 10 — 15 und noch mehr Schiffe 
an der Zementfabrik Wetterau anlegen müssen und bei einer 
event. eintretenden Katastrophe ohne jeden Schutz den Launen 
des Winters und Wetters preisgegeben sind. 
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Bericht des Stadtmagistrats Marktbreit. (20. I.) 

Der Gütertransport zum hiesigen Hahnhofe ist durch 
die steile Anhöhe sehr erschwert, und hat dieser Umstand schon 
manchen Geschäftsmann zum Wegzuge veranlaßt. Nachdem die 
Kgl. Eisenbahnverwaltung eine Bahnhoferweiterung dahier ins 
Auge gefaßt hat, so wendeten wir uns an die Kgl. General- 
direktion mit der Bitte, statt dieser Bahnhoferweiterung von 
dem sog. Maingleise aus einen Strang bis an die Stadt zu 
legen und die Güterabfertigung in die Stadt zu verlegen, 
was nicht bloß den hiesigen Geschäftsleuten, sondern auch aus- 
wärtigen und hauptsächlich der Firma Lucas in Marktsteft, zu 
Gute käme. 

Trotzdem Marktbreit von Ansbach her die erste Main- 
station ist, hat sich doch der llolzverkehr in Ochsenfurt be- 
deutend stärker als hier entwickelt. Dies läßt sich, wenn man 
bedenkt, daß die Ilolzfirmen für die Weiterbeförderung über 
Marktbreit hinaus tausende von Mark mehr an F'racht bezahlen 
müssen, nur durch den Platzmangel dahier erklären, und sind 
wir deshalb bei der Staatsbehörde um Vermehrung der Ein- 
pollcrplätze eingekommen. 

Von 6* 7 Uhr bis ll s0 Uhr abends ist hier keine Zugs- 
verbindung nach Würzburg, was sehr nachteilig empfunden 
wird. Die Eisenbahndirektion hat zwar zugegeben, daß bei 
einer Frequenz von 30 Personen der in Ochsenfurt abends 7 Uhr 
ankommende Vorortszug noch bis Marktbreit und um 9 Uhr 
wieder zurückfahren würde. Wer kann aber eine solche 
Frequenz in Würzburg oder Marktbreit vermuten? Wer riskiert 
es, entweder mit dem Vorortszug nach Ochsenfurt zu fahren 
und dort höchstwahrscheinlich aussteigen zu müssen, oder 
anderseits in Marktbreit bis 9 Uhr auf den Vorortszug ver- 
gebens zu warten? 

In dankenswerter Weise hat die Postbehörde die 
Lokalitäten in die Stadt verlegt und zu diesem Zwecke die 
unteren Räume eines Hauses gemietet. Dieses Haus ist kürz- 
lich verkauft worden und liegt die Möglichkeit nahe, daß die 
Postbehörde ein anderes Lokal bedürfen wird. Es wäre sehr 
zu wünschen, wenn wieder auf eine günstige Lage Rücksicht 
genommen und die Einrichtung bezügl. des Telephons verbessert 
würde. Die seitherige Einrichtung läßt nämlich sehr zu wünschen 
übrig. Das Telephon ist nicht abgelegen, sondern im Bureau; 
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geht es ruhig zu, so können alle Beamten und Postboten das 
Gespräch mit anhören, stempelt gerade ein Postbote Briefe ab, 
so können sich die beiden Sprechenden überhaupt nicht 
verständigen. 

Bericht der Gemeindeverwaltung Marktheidenfeld. 

Die hohen und unausgesetzt sich steigernden Preise aller 
landwirtschaftlichen Produkte machten sich durchs ganze Jahr 
in erhöhter Kaufkraft bei allen Geschäftszweigen geltend. Stets 
bereite, reichliche Mittel förderte die Baulust und brachten den 
Bauhandwerkern lohnenden Verdienst, selbstverständlich auch 
den Kalk- und Backsteinwerken, den Steinmetzen, Eisenhand- 
lungen, Schiffern und Sandschöpfern. Das alte Sprichwort : „Hat 
der Bauer Geld, hat’s die ganze Welt“ bewahrheitete sich 
wieder einmal. 

Wie der engere Verkehr war auch die Ausfuhr von Holz 
und Steinen — neben Getreide unsere Export-Produkte — 
rege. Die steigenden Holzpreise verteuerten zwar das 
Brennmaterial, veranlaßten aber anderseits auch Handel und 
Spekulation zu lebhafterem Geschäft und brachten damit den 
Fuhrleuten und Frachtschiffern wie auch den Waldarbeitern Ver- 
dienst. Hervorzuheben sind große Verkäufe in Grubenholz, die 
auch manchem kleinen Waldparzellenbesitzer unerwartetes und 
außergewöhnliches Geld einbrachten. Dem Steinmetzgeschäft 
kommt sehr die Bevorzugung unseres roten Sandsteines für 
Monumentalbauten zu gute. Dabei werden die Steine — früher 
meist roh verfrachtet — jetzt hier in den Steinbrüchen und 
Werkplätzen bearbeitet, was den Verdienst der Arbeiter wesent- 
lich erhöht und ihnen die so nötige bessere Lebenshaltung 
erlaubt. 

Der Gctreidehandel setzte gleich nach der Ernte mit 
guten Preisen ein, die sich bis zum Schluß des Jahres auf außer- 
gewöhnliche Höhe steigerten. Konnten die Landwirte also mit 
dem allgemeinen Ertrag zufrieden sein, so machte sich doch 
die Dienstboten-Frage beschwerlich geltend. Hohe Löhne bei 
geringer Arbeitswilligkeit sind Schattenseiten des Betriebes. 

Wie allenthalben, beeinträchtigte auch hier die Peronospora 
das Erträgnis der Weinberge und die Qualität des Mostes, so 
daß sich die Preise, bei mäßiger Nachfrage, nicht über ein 
Durchschnittsmittel erhoben. 
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Bericht der Gemeindebehörde von Mainstockheim. (22. II.) 

Das Erträgnis der Weinberge war ein nicht ungünstiges, 
die Qualität des Mostes jedoch geringer wie im vorigen Jahre. 
Trotzdem hielten sich die Preise in gleicher Höhe. Der Handel 
des hiesigen Ortes hat besondere Veränderungen nicht erfahren. 
Allerdings verlegte ein Weinhändler seinen Betrieb von hier 
nach Würzburg. Dagegen erstand anderseits eine neue Firma 
gleicher Branche. Bei den hiesigen Weinhandlungen hat sich 
der Versand so ziemlich in der Höhe vergangenen Jahres ge- 
halten, es wird aber geklagt, daß dies nur durch bedeutend 
größere Anstrengungen erreicht werden konnte und daß die 
hiedurch immer größer werdenden Kosten den Verdienst mehr 
und mehr schmälern. Auch die tatsächlichen Unklarheiten in 
der Weingesetzgebung, die bestehende Sucht, den Weinhandcl 
für alles verantwortlich zumachen, was jedem einzelnen der 
Häcker nach seiner Anschauung zu dessen Heil notwendig er- 
scheint, wird sehr beklagt. 

Die vielen hier ansässigen Büttner hatten rege zu tun, 
aber auch da ist der Verdienst durch das stetige Steigen der 
Holzpreise ein kleinerer. Korbmacher sind auch einige am Platze, 
die für den hiesigen und Würzburger Weinhandel ziemlich be- 
schäftigt sind. Während dieselben früher größtenteils ihren Be- 
darf dahier decken konnten, so müssen jetzt die Weiden meistens 
von anderen Orten bezogen werden. 

Die Beleuchtungsverhältnisse auf der hiesigen Eisenbahn- 
station dürften bessere sein. Die bereits von der Gemeinde Alberts- 
hofen beantragte Vergrößerung des hiesigen Wartesaales an 
unserer Eisenbahnstation ist wirklich ein dringendes Bedürfnis. 
Ebenso wäre die Umwandlung unserer Station in eine solche 
mit unbeschränktem Güterverkehr schon im Interesse der Ent- 
lastung der Kitzinger Station mit Freuden zu begrüßen. Endlich 
dürfte es sich empfehlen, wenn die Telephon-Einrichtung im 
hiesigen Postamte derart wäre, daß nicht jeder auf dem Amt Ver- 
kehrende jedes am Telephon gesprochene Wort verstehen könnte. 

Bericht der Stadtverwaltung von Stadtlauringen. (0. III.) 

Im allgemeinen glich das Jahr 1905 dem vorhergehenden. 
Das Bauhandwerk hatte infolge der Xeubauausführungen flotten 
Geschäftsgang, und profitierten dadurch auch die übrigen ge- 
werblichen Unternehmen. 
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Am meisten wurde die Vollendung des neuen Postgebäudes 
begrüßt, das modern, praktisch und gefällig, eine Zierde der 
Gemeinde bildet. Ebenso ist durch Eröffnung des Bezirks- 
telephons Stadtlauringen ein lang gehegter Wunsch der Handels* 
weit in Erfüllung gegangen. Die ziemliche Teilnehmerzahl und 
die starke Inanspruchnahme haben den Beweis geliefert, welch 
großes Bedürfnis der Anschluß gewesen ist. 

Um eine bessere Zugsverbindung zu erreichen, erging an 
das Oberbahnamt Bamberg eine Eingabe, daß der Morgcn-Eilzug 
in Rottershausen Aufenthalt nehme ; ferner ist um Verlegung 
des Mittagszuges auf früh 10 Uhr petitioniert. Ein Bescheid ist 
darauf noch nicht ergangen. Ohne jeden Zweifel würde die 
nachgesuchte Änderung wesentlich fördernd auf den Verkehr 
mit unseren Nachbarstädten Schweinfurt und Kissingen wirken. 

Ungünstiges haben wir nur von der Landwirtschaft zu 
berichten ; der abnorm trockene Sommer brachte ein sehr karges 
Ernteergebnis, infolgedessen dem Bauer alles fehlt, was ihm die 
Haupteinnahmequellen bildet. Als natürliche Folge herrscht 
außergewöhnliche Geldknappheit, worunter alle Geschäftsleute 
empfindlich leiden. 

Die bereits im Bericht 1004 erwähnte Handwerkerinnung 
hat die angekündigte Fach-Zeichen- und Fortbildungsschule er- 
richtet, die sich aus der ganzen Umgebung starker Beteiligung 
erfreut. 

Unsere beiden ansässigen Industrien hatten flotten Ge- 
schäftsgang und gaben vielen Arbeitern lohnenden Erwerb. 
Sowohl das Dampfsägewerk wie das Tonwerk führten Erweite- 
rungsbauten auf, um, was namentlich bei dem ersteren der Fall 
ist, der gesteigerten Nachfrage Genüge leisten zu können. 
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Überblick über die allgemeine Lage 



Die Hochkonjunktur, die im Jahre 1906 wohl fast überall 
in Deutschland herrschte, Hess auch unsem Bezirk — Unterfranken — 
an der allgemeinen starken Beschäftigung der Erwerbsstande parti- 
zipieren; unsere Industrie berichtet fast durchweg von sehr leb- 
hafter Nachfrage und flottem Absatz. Freilich konnte unser 
Kreis, dessen Erwerbsleben nur zum Teil von der Industrie, zum 
grossen andern Teil aber von der Landwirtschaft abhängt, auch nur 
teilweise den grossartigen Aufschwung der Industrie in Deutschland 
mitbenützen. Hingegen hatte die wirtschaftliche Entwickelung Unter- 
frankens an den Schattenseiten der Hochkonjunktur — der all- 
gemeine Aufschwung hat eben auch seine misslichen Begleit- 
umstände — vollen Anteil. 

Als solche Schattenseiten der Hochkonjunktur sind namentlich 
zu verzeichnen: 

1. Die Preissteigerung so ziemlich aller Roh- und Hilfs- 
stoffe, insbesondere von Metallen, Kohlen, Holz, Leder, Textilstoflen, 
Materialwaren u. s. w., sowie die Erhöhung der Löhne, während 
bei den fertigen Produkten ein entsprechender Aufschlag meist nicht 
zur Geltung gebracht werden konnte; 

2. die Verteuerung des Goldes bezw. Credits, die namentlich 
auf das Baugewerbe hemmend ein wirkte; 

3. der schlechte Eingang der Aussenstände, der fast 
allseitig bestätigt wurde; 

4. die Lebensmittelteuerung, die namentlich bei den Be- 
völkerungskreisen mit festen Einkonimensätzen an der Schwächung 
der Konsumkraft zu spüren war; 

5. die häufigen und hartnäckigen A rbeiterbe wegungen, die 
zum Teil wohl durch die Teuerung hervorgerufen waren, teilweise 
aber gewiss nicht Berechtigung hatten und die besonders unsere 
wichtige Steinindustrie schwer und voraussichtlich leider auch dauernd 
schädigten; 
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6. der Verlust vieler Exportverbindungen, teilweise ver- 
ursacht durch die hohen Auslandszölle, teilweise aber auch durch 
den starken Inlandsbedarf, bei dessen Nachlassen das Manko im 
auswärtigen Absatz um so fühlbarer werden dürfte; 

7. der nahezu chronische Wagenmangel, der unserer Industrie, 
dem Handel und Erntoversand erhebliche Schwierigkeiten machte. 

Zu all diesen ungünstigen Folgen der Hochkonjunktur, die das 
iiusserlich so glänzende Bild des Wirtschaftsjahrs 1906 recht beein- 
trächtigen, kam für unseren Bezirk auch ein Ernteergebnis, das 
gar nicht so gut war, als man noch im 1. Halbjahr hoffen konnte. 
Mittelmässig in der Qualität war namentlich die Ernte in Gerste, 
unserer wichtigsten Halmfrucht; die Preise für diese Frucht waren 
im Hinblick auf die Qualität allerdings recht hoch. Geklagt wird 
hiebei von den Brauereien, dass die Produzenten ihre Gorste wenig 
sorgfältig behandeln. Die Auslagen für die höheren Rohstoffpreise 
konnten seitens der Brauereien teilweise nur durch vermehrten 
auswärtige Verbindungen ausgeglichen werden. Die Einfuhr aus- 
ländischer Gerste konnte trotz der erhöhten Zölle nicht eingeschränkt 
werden. Von den übrigen Halmfrüchten geriet der Hafer bei uns 
besser. Kartoffeln litten vielfach unter der Einwirkung des nassen 
Herbstes. Durch Pilzkrankheiten der Reben hatte der Weinbau einen 
fast völligen Ausfall der Ernte zu beklagen; die dadurch ganz über- 
raschend bewirkte Verteuerung des Weines belastete sehr schwer 
unseren Weinhandel, der ausserdem noch durch die allgemeine 
Beunruhigung der Branche und die Antialkoholbewegung litt. Besser 
fiel die Obsternte aus; namentlich Zwetschgen brachten einen seit 
langem nicht beobachteten Ertrag. Die Viehzucht wäre bei den 
hohen Vieh- und Fleischpreisen wohl überaus lohnend gewesen; allein 
die Produktion ist keineswegs ausreichend. Im Ganzen war das 
Jahres-Ergebnis der Landwirtschaft nicht sonderlich befriedigend, 
und dies wirkt wieder auf die städtischen Erwerbsstände, insbesondere 
den Detailhandel zurück; speziell in Weinbaugegenden war der 
Entgang infolge geminderter Kaufkraft der Häcker recht empfindlich, 
zumal die Kaufkraft dor städtischen Bevölkerung durch die Lcbens- 
mittelteuerung ja auch gelitten hatte. 

Aus unseren obigen Konstatierungen der verschiedenen un- 
günstigen Einflüsse der Hochkonjunktur ergeben sich auch bereits 
einige unserer wichtigsten Wünsche: Möge unserin Exportgeschäft 
bei den noch ausstehenden Handelsverträgen mit Nordamerika 
und Spanien keine weitere Entfremdung des Auslandmarktes bereitet 
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worden; möge die Versandfübigkeit unserer heimischen Produkte, 
die so oft unter der Unzulänglichkeit der Bahntransportmittel leidet, 
durch grosszügige Ausgestaltung des Verkehrswesens gehoben werden, 
wozu wir namentlich auch die .Verbesserung unserer Wasser- 
strasson Verhältnisse, die Weiterführung der staatlichen Ketten- 
schleppschiffahrt nach dem Obermain und vor allem die Fortsetzung 
der Mainkanalisierung rechnen! Mögen Handel und Verkehr von 
unzuträglichen Fesseln, wie sie z. B. das Börsen gesetz gerade für 
das Provinzbankgeschäft gebracht hat, befreit werden und anderer- 
seits auch von gefährlichen gesetzgeberischen Experimenten, wie sie 
u. a. bei der Revision des Wei ngesetzes drohen, verschont bleiben! 
Vor allem aber ist endlich der Wunsch gerechtfertigt, dass Industrie, 
Handel und Gewerbe, die wahrhaftig nicht so rosig gebettet sind, 
wie es vielfach angenommen zu werden scheint, und die noch schwer 
an den im Vorjahr ihnen überbürdeten Lasten des Frachtbriefstempels. 
der Fahrkartensteuer und der Postportoerhöhung zu tragen haben, 
von weiteren .Steuerprojekten, wie sie schon wieder drohen, end- 
giltig verschont bleiben; speziell die in Bayern bevorstehende 
Reform der direkten Steuern sollte sich nicht in den handeis- und 
gewerbefeindlichen Bahnen wie die letzte Reichssteuergesetzgebung 
bewegen ! 








A. Tätigkeitsbericht. 

(Gutachten, Ansichten und Wünsche der Kammer.) 



I. Innere Angelegenheiten der Kammer. 



1. Personalstand der Kammer. 

Am 31. Dezember 1906 war der Personalstand der Kammer 
folgender: 

a) Handeisabteilung. 

Herr Hilcken, Wilhelm, Kommerzienrat, Direktor der Würzburger 
Volksbank, Vorsitzender. 

„ Hellmann, Bernhard, Kommerzienrat, Weingrosshändler, Stell- 
vertreter des Vorsitzenden. 

,. Kahle, Max, Direktor der Portland-Zementfabrik Karlstadt a. M., 
Kassier. 

,, Ach, Hans Stephan, Direktor der Bayerischen Bodencredit- 
Anstalt. 

„ Bock, Heinrich. Kommerzienrat, Direktor des Brauhauses 
Würzburg. 

., Eck, Theodor, Getreidegrosshiindler. 

„ Eckert, Franz, Holzgrosshändler und Sägewerksbesitzer. 

,, Krug, Karl, Kolonialwarenhändler. 

„ Lang, Fritz. Kommerzienrat, Baumaterialiengrosshändler. 

„ Leinecker, Artur, Kolonialwarcngrosshiindler. 

„ Pfister, Friedrich, Drogist. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Wolf, Franz, Maler-, Tüncher- und Lackierermeistor, 
Vorsitzender. 

„ Hetterich, Stephan, Schuhmachermeister, Stellvertreter des 
Vorsitzenden. 

1 



Digitized by Google 



0 



Herr Bub. Friedrich, Zimmermeister. 

„ Haselbrunner, Michael, Vergoldermeister. 

„ Jander, Joseph, Metzgermeister. 

„ Lutz, Stephan. Schreinermeister. 

„ Schmidt, Johann, Sattlermeister. 

„ Strauss, Johann, Privatier, früher Gastwirt. 

„ Stock, Andreas, Bäckermeister. 

„ Viering, Georg, Glasermeister. 

„ Voll, Fritz, Drechslermeister. 

c) Sekretariat. 

Syndikus: Dr. J. B. Kittel. 

Amtsgehilfe: Michael Diener. 

Bureau: Domerschulstrasse 6 (Franziskanerplatz). 

2. Personalstand der Bezirksgremien. 

I. Vorsitzende des Bezirksgremiums Aschaffenburg. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Stenger, Valentin, Kommerzienrat, Fabrikdirektor. Vorsitzender. 
„ Dessauer, Franz, Fabrikdirektor, zweites stimmberechtigtes 
Mitglied. 

„ Desch, Johann, Kommerzienrat, Fabrikant, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Hock, Konrad, Privatier, vorm. Tünchermeister, Vorsitzender. 
„ Schmelzer, Franz. Privatier, vorm. Metzgermeister, 
Stellvertreter. 

2. Vorsitzende des Bezirksgremiums Detteibach. 

Herr Wiesengrund, Moritz, Weinhändler, Vorsitzender. 

„ Stahl, Franz, Weinhändler, Stellvertreter. 

3. Vorsitzende des Bezirksgremiums Hassfurt. 

Herr Mülter, Nikolaus, Fabrikant, Vorsitzender. 

„ Vetter, Hans, Direktor der „Deutschen Steinwerke“ in Kitmann, 
Stellvertreter. 

4 . Vorsitzende des Bezirksgremiums Kitzingen. 

Herr Meuschel, Wilhelm, Weingrosshändler, Vorsitzender. 

„ Ramold, Heinrich, Kaufmann, Stellvertreter. 



Digitized by Google 



- 3 - 



5. Vorsitzende des Bezirksgremiums Lohr a. M. 

Herr Brand, S. 0., Essig- und Likörfabrikant, Vorsitzender. 

„ Crämer, August, Fabrikant, Stellvertreter. 

6. Vorsitzende des Bezirksgremiums Marktbreit. 

Herr Schmid, Richard, Bankier, Vorsitzender. 

„ Lang, Adam, Kaufmann, Stellvertreter. 

7. Vorsitzende des Bezirksgremiums Miltenberg. 

Herr Schwaab, Eduard, Kaufmann, Vorsitzender. 

„ — — — , Stellvertreter (z. Z. vakant). 

8. Vorsitzende des Bezirksgremiums Ochsenfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Dress, Heinrich, Kunstmühlenbesitzer in Tückeihausen, 
Vorsitzender. 

„ Ulrich, Bernhard. Getreidehändler, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Rapport, Adolf, Buchdruckereibesitzer, Vorsitzender. 

., Oechsner, Martin, Bäckermeister, Stellvertreter. 

9. Vorsitzende des Bezirksgremiums Schweinfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Hurtzig, I)r. Leopold, Kommerzienrat, Fabrikant, Vorsitzender. 
„ Georg, Wilhelm, Kommerzienrat, Fabrikant, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Bechert, Friedrich, Spenglcrmeister, Vorsitzender. 

„ Schmidt, Johann, Restaurateur, Stellvertreter. 



Wie aus einem Vergleich des vorstehenden Personaistandes 
mit dem im Vorjahre wiedergegebenen hervorgeht, bat der Personal- 
stand unserer Kammer hei unseren hiesigen Mitgliedern sich gar 
nicht, bei den auswärtigen nur wenig geändert. Infolge Neuwahl 
traten bei unserm Bezirksgremium Kitzingen sowohl in der Person 
des Vorsitzenden wie dos Stellvertreters, ferner bei unserm Gremium 

l* 
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Schweinfurt lediglich in den Stellvertreterposten beider Abteilungen 
Änderungen ein: am wichtigsten hievon ist die Wahl des Herrn 
Wilhelm Meuschel, der in Kitzingen zum Gremiumsvorstand be- 
stellt wurde und somit an Stelle des Herrn Wildhageri in unser 
Plenum als Mitglied eintrat 

Von prinzipieller Bedeutung ist ferner, dass das Bezirbsgremium 
Aschaffenburg durch Regierungsentschliessung die Befugnis zur 
Entsendung eines 2. stimmberechtigten Mitgliedes seiner Handels- 
abteilung in unsere Kammer erhielt, sodass dieses Gremium nun- 
mehr 3 Stimmen in unserm Plenum (2 in der Handels- und 1 in 
der Gewerbeabteilung) besitzt. Die Anregung zur Vermehrung der 
stimmberechtigten Kammermitglieder aus Aschaffenburg ging von 
dem Gremium selbst aus, das in der bezüglichen Eingabe an die 
Kgl. Kreisregierung gleichzeitig die Erlaubnis zur Anstellung eines 
eigenen fachwissenschaftlichen Sekretärs sowie die allgemeine Ver- 
mehrung seiner eigenen Mitgliederzahl nachsuchte. Die Eingabe 
wurde uns von der Kgl. Regierung zur Äusserung überwiesen und 
von unserer Kammer mit folgendem Bericht vom 20. Februar be- 
gutachtet: 

Iti Erledigung der F.ntschliessung vom 14. ds. Mts. Nt. 4073 und unter 
Rückgabe der Vorstellung des Bezirksgremiums Aschaffenburg beehren wir uns, 
gemäss Beschluss in unserer letzten Plenarsitzung folgendes ergebenstes Gutachten 
zu erstatten. 

1. Die Anstellung eines eigenen Geschäftsführers ifachwissonschaftlich ge- 
bildeten Sekretärs) ist eine interne Angelegenheit des Bezirksgremiutns Aschaffeiiburg, 
das selbst am besten über die Bedürfnisfrage entscheidet. Unsererseits wird 
keinerlei Bedenken dagegen erhoben. 

2. Auch die Festsetzung der Mitgliederzahl für das Plenum des Gremiums 
ist eine Angelegenheit, die zunächst vom dortigen lokalen Gesichtspunkt aus zu 
beurteilen ist. Wir haben gewiss nichts dagegen eiuzuwenden, wenn die Mit- 
gliederzahl des Gremiums vergrössert wird. Angesichts der wahjscheinlich bevor- 
stehenden Abtrennung der Gewerbeabteil ungen dürfte es sich jedoch empfehlen, 
an dem Bestand der Gewerbeabteilung keine Änderung mehr vorzunehmen, bis die 
gegenwärtig schwebende Frage der Reorganisation der Handels- und Gewerbe- 
kammern gelöst ist. 

3. Hinsichtlich der Vertretung des Bezirksgremiums Aschaffenburgin unserm 
Kammerplenum begutachten wir, dass künftig zwei Mitglieder der Handelsabteilung 
des Bezirksgremiums Aschaffenburg in unserm Kammerplenum Sitz und Stimme 
erhalten. Bezüglich der Vertretung der Gewerbeabteilung des Gremiums Aschaffen- 
burg dürfte es — aus den gleichen Gründen wie bei Punkt 2 — bei dem gegen- 
wärtigen Stande, nämlich der Entsendung eines Vertreters, sein Bewenden habeu. 
Das Bezirksgremium Aschaffenburg würde also künftig berechtigt sein, drei Mit- 
glieder (statt bisher zwei) in unser Kammerplenum zu delegieren, und zwar zwei 
von der Handelsabteilung und eines von der Gowerbeabteiluug. 

Unsern Vorschlägen wurde seitens der Kgl. Regierung statt- 
gegeben. Als weiteres stimmberechtigtes Mitglied der Handels- 
abteilung in unserer Kammer wählte das Bezirksgremium Aschaffen- 
burg hierauf Herrn Fabrikdirektor Franz Dessauer. Ferner bestellte 
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das Gremium für die Erledigung seiner Sekretariatsgesehäfte Herrn 
Dr. Weichert als Syndikus. Einem Anträge des Gremiums 
Aschaffenburg, seinem Syndikus eine beratende Stimme bei unseren 
Sitzungen zu gewähren, konnten wir aus prinzipiellen Erwägungen, 
insbesondere im Hinblick auf § 8 Abs. 4 unserer Allerhöchsten 
Verordnung sowie mit Rücksicht auf die Konsequenzen nicht will- 
fahren. Hingegen erklärten wir, dass uns der Syndikus unseres 
Gremiums als Gast bei unseren Sitzungen jederzeit willkommen sein 
werde; Herr Dr. Weichert wohnte demgemäss den Sitzungen der 
Kammer auch regelmässig als Gast bei. 



In der Frage der Reorganisation der Handels- und 
Gewerbekammern ging uns wie den übrigen bayerischen Kammern 
unterm 18. Januar folgende Entschliessung des Kgl. Staats- 
ministeriums zu: 

„Mit Entsehliessung des Kgl. Staatsministeriums des Innern vom 30 April 1903 
Nr. 10231 sind die Bändels- und Gewerbekammern beauftragt worden, sich über 
die Abtrennung der < Sewerbekammern und Aufhebung der Gewerbegremien, sowie 
die hiemit in Zusammenhang stehenden Fragen gutachtlich zu äussern, auch die 
Äusserung auf die künftige Zusammensetzung der Handelskammer, auf die 
Änderungen der Bestimmungen über die Wahlen und die Aufbringung der Kosten, 
sowie auf die etwaige Ergänzung der übrigen Bestimmungen zu erstrecken. 

In den im Vollzug dieses Auftrags erstatteten Berichten sprachen sich mit 
Entschiedenheit nur vier Kammern für die Beibehaltung der Oewerbekammom aus; 
eine Kammer empfahl ebenso entschieden ihre Aufhebung, eine andere nahm von 
der Befürwortung der Aufhebung ..zur Zeit 1 ’ Abstand, und bei zweien waren die 
Handelsabteilungen entschieden für Aufhebung, die Gowerbeabteilungen dagegen 
für die eigene Erhaltung. Dieses Ergebnis war insofern bemerkenswert, als bei 
der Umfrage des .lahres 1897 sämtliche Kammern sich für die Beibehaltung der 
Oeworbekammern ausgesprochen hatten. 

Im übrigen haben die Berichte der Kammern eine erhobliche Anzahl 
beachtenswerter Vorschläge zur Abänderung der Verordnung zu Tage gefördert. 

Inzwischen hat die Frage der Revision der Verordnung geruht. Bevor sio 
nunmehr von neuem anfgegriffen wird, erscheint es angezeigt, die Frage wiederholt 
zu prüfen, ob es sich empfiehlt, die Gewerbekammern zu belassen. Nachdem 
diejenigen Berufsgruppen, die bisher hauptsächlich in den Gewerbekammern vertreten 
waren, eine Interessenvertretung auch in den Handwerkskammern bositzen, nachdem 
überdies vielfach die Mitglieder der UeweTbokammern auch Mitglieder der Hand- 
werkskammern sind, ist es mindestens fraglich, ob ein Bedürfnis nach dem Fort- 
bestehen der Gewerbekam mern vorhanden ist. 

Es ist sich deshalb gutachtlich darüber zu äussern, ob das Fortbestehen 
der Gewerbekammern als ein Bedürfnis zu erachten ist. 

Bei Beantwortung dieser Frage wolle davon ausgegangen werden, dass 
diejenigen Berufsgruppen, die zur Zeit ihre Vertretung in den Gewerbekammern 
haben, ohne Anspruch auf Vertretung in der Handwerkskammer zu haben, also 
insbesondere die nicht firmenberechtigteu Kaufleute, die Wirte etc., nach Wegfall 
der Gewerbekammern ohne besondere Schwierigkeit ihre Vertretung in der Handels- 
kammer finden könnten. 

Bei Gelegenheit der Beantwortung der gestellten Frage steht es den Handels- 
und Gewerbekammern vollkommen frei, sonstige Wünsche und Anregungen zur 
Revision der Verordnung zu äussern.“ 
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In unserer Sitzung vom 13. Februar wurde die Angelegenheit 
zur Beratung unseres Plenums gestellt, wobei der Kammersyndikus 
das Referat erstattete. Beschlussgemäss unterbreiteten wir unterm 
24. Februar dem Kgl. Staatsministerium folgenden Bericht: 

In Erledigung des mit den Entschliessimgen vom 18. bezw. 31. v. Mts. 
Nr. 1537 und 2642 II erteilten Auftrags erstatten wir auf Grund unsorer Beratung 
und Beschlussfassung in letzter Plenarsitzung folgenden ehrerbietigsten Bericht: 

1. Unsere Kammer, und zwar ebensowohl die Ilaudelsabteilung wie auch die 
Gewerbeabteilung, vertritt auch heute noch den in unserer Denkschrift von 11*03 
ausführlich dargelegten Standpunkt, dass der gegenwärtige Dualismus in den 
bayer. Handels- und Gewerbekammern, die Zusammenfnssungderlntcressenvertrotung 
von Handel und Industrie einerseits mit jener des Kleingewerbes anderseits, durch- 
aus un zweckmässig und angesichts der Doppelvertretuug der weitaus meisten klein- 
gewerblichen Berufsgruppen durch die Handwerkskammer auch absolut überflüssig 
ist. Wir verweisen im einzelnen auf die genannte Denkschrift, von der wir einige 
Exemplare auruhend nochmals in Vorlage bringen, und fügen einige Ergänzungen 
der auf Seite 5 enthaltenen Zahlenangaben bei. 

Dass die meisten Beratungsgegenstündc der Kammern lediglich das Inte- 
ressengebiet der Handelsabteilung berühren, zeigt die Verteilung der Referate in 
den Plenarsitzungen. Obgleich von unserer Verstandschaft, wenn nur irgendwie 
möglich, die Mitglieder der Gewerbeabteilung mit Referaten betraut wurden, so 
gibt das Jahresresultat doch folgendes Bild: 

Handelsahtcilung Gewerboabteilung 

1003 28 Referate .... 5 Referate 

1004 25 4 

1905 26 „ .... 5 

Es muss also nach den Erfahrungen der letzten Jahre wieder konstatiert 
werden, dass die Gewerbeabteilung keineswegs in gleichem Masse, wie die llandels- 
ahleilung, an den Arbeiten der Kammer beteiligt werden konnte. 

Auch die Beteiligung seitens der Kleingewerbetreibenden au der letzten 
Kammorwahl im Jahre 1905 war wieder eine verschwindende: es machten nur 22 
Gewerbetreibende von ihrem Wahlrecht zur Gewerbeabteilung Gebrauch, während 
zur Handelsabteilung 141 Stimmen abgegeben wurden. Es muss doch unter allen 
Umständen als ein unhaltbarer Zustand bezeichnet werden, dass 22 Wähler dieselbe 
Zahl von gleichberechtigten Mitgliedern wählen, als wie 141 Wähler. 

Um allenfallsige falsche Deutung unseres entschieden auf Abtrennung der 
Gewerbekammern hinzielenden Gutachtens auszuschliessen, betonen wir ausdrücklich, 
dass das innere Verhältnis zwischen den Abteilungen unserer Kammer und über- 
haupt zwischen unsern Mitgliedern ein durchaus kollegiales und ungetrübt freund- 
liches war. Vom persönlichen Standpunkt aus wird gewiss jedes Mitglied unserer 
Kammer die Auflösung dos alten Bestandes und 'las Ausscheiden der Gewerbe- 
abt« ülungsmitglieaer bedauern. Aber aus rein sachlichen Erwägungen muss die 
Verquickung der Interessenvertretungen in den Handels- und Gewerbekammern, 
sowie die Doppelvertretung des Kleingewerbes in den Handwerkskammern und 
Gowerbeabteilungen als unhaltbar bezeichnet werden. Auch die Mitglieder unserer 
Gewerbeabteilung sind einsichtig genug, dies offen anzuerkennen und ihre Zustim- 
mung zu der geplanten Abtrennung der Gowerbekammern einstimmig zu gebeu. 

Wir befürworten daher in eist er Linie wioderum die Abtrennung der 
Gewerbekammern. 

2. In der berichtigenden Ministerialentschliossung vom 31. Januar ds. Js. ist 
als ein Ausgangspunkt für die geplante Reform der Handelskammern angeführt, 
dass diejenigen Berufsgruppen, die z. Zt. ihre Vertretung in den Gewerbekammern 
haben, ohne Anspruch auf Vertretung in der Handwolkskammer zu besitzen, also 
die nicht firmenberechtigten Kaufleute, die Wirte, Gärtner, Fubrwerksbesitzer etc. 
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nach Wegfall der < lewerbekammorn ohne besondere Schwierigkeit ihre Vertretung 
in der Handelskammer finden könnten. Mit diesem Gesichtspunkt können wir 
uns allerdings nicht ganz und ohne weiteres einverstanden erklären; denn unsors 
Erachtens wäre eine derartige Verquickung ganz fremder Interessengruppen mit 
der Vertretung von Handel und Industrie durchaus schädlich, und wir erklären 
offen, dass uns trotz unseres prinzipiellen Eintretens für eine Trennung der Handels- 
und Gewerbekammern der jetzige Zustand vielleicht immernoch leidlicher erschiene, 
als die künftige Zusammensetzung einer Handelskammer mit einem Anhang 
von den genannten Kleingewerben, wobei wir besonders darauf hinweiseu, dass 
diese Gewerbe, wenn ihnen eine Vertretung verordnnngsmässig zngesproeben wird, 
auch eine solche tatsächlich bei den Wahlen für das Kammerplenum fordern 
werden. Es wäre gar nicht ausgeschlossen, dass ein gut organisierter Gewerbestand, 
wie z. B. eine Gastwirtsinnung, durch geschlossenes Vorgehen bei der Wahl eine 
sehr sonderbare Zusammensetzung der „Handelskammer* erzielte. 

Gegen die Vertretung des Kleinkaufmannstandes durch die künftigen 
Handelskammern haben wir gewiss nichts einzuwenden. Ebenso sind auch die 
grösseren, in kaufmännischen Formen geführten Betriebe von Fuhrwerksunter- 
nehmern (Spediteure, Güterbestätter), ferner die grösseren Handelsgärtnereien und 
allenfalls auch die firmenberechtigten Gastwirte (Hoteliers, vgl. Art. 9 des Ein- 
führungsgesetzes z. Handelsgesetzbuch) unbedenklich in den Kreis der zur Handels- 
kammer gehörigen Berufsgruppen aufzunehmen, wie solche ins Handelsregister 
eingetragene Geschäfte auch jetzt schon das Wahlrecht zur Handelsabteilung 
besitzen. Aber was z. B. die kleineren Fuhrleute, Gärtner, Wirte etc. hei einer 
Handelskammer zu tun hätten, ist uns bei aller Achtung vor diesen Gewerben 
und ihrer Angehörigen unerfindlich, l'nseres Erachtens ist für die Zugehörigkeit 
und Wahlberechtigung zur Handelskammer im Prinzip kaufmännische Vor- 
bildung und kaufmännischer Charakter zur absoluten Vorbedingung zu 
machen, von der nicht abgegangen werden darf, wenn nicht wieder eine heillose 
Verquickung mit ganz heterogenen Elementen enstohen soll. Die genannten 
Kleiiigewcrbsgruppeu halc u mit den Handelskammern ebensowenig gemeinsame 
Interessen, wie z. B. auch die landwirtschaftlichen Darlehenskassenvereine, welche 
trotz Eintrags in das Genossonsehaftsregister den Interessen des Handels durchaus 
fremd, sogar feindlich gegenüber stehen. 

Wir empfohlen daher die Konstituierung der Handelskammer als einer 
reinen Vertretung von Handel und Industrie, also der kaufmännisch 
geführten Erwerbszweige einschliesslich des Kleinhandels; hingegen bitten wir um 
Ausscheidung aller nicht kaufmännischen Elemente, wie der Wirte. Gärtner und 
Fuhrleute, wenn deren Gewerbe nicht kaufmännische Formen besitzt, und ebenso 
Ausschluss der im Genossenschaftsregister eingetragenen landwirtschaftlichen 
Darlehenskassen vereine. 

8. Nachdem uns durch die Entschliessung 11. K. Staatsministeriums vom 
18 v. Mts. freigestellt wurde, auch sonstige Wünsche zur Revision der K. Aller- 
höchsten Verordnung zu äussern, gestatten wir uns. auch die in unserer Denkschrift 
von 1903 enthaltenen übrigen Anregungen wiederholt empfehlend vorzutrageu. 
Einer dieser Wünsche, die Bildung eines bayerischen Haudelskammertages. ist nach 
einer freien Uebereinkunft der bayerischen Kammervorstände bereits im Werden 
begriffen. Sehr wünschenswert wäre unsers Erachtens weiter noch die Durchführung 
folgender, in unserer Denkschrift genauer dargelegten Anregungen, nämlich 

a) Obligatorische Organisation sämtlicher Bezirke des Kreises; 

b) Beitragspflicbt des ganzen Kreises sowohl zur Kammer wie 
zu den Gremien, und zwar etwa zu gleichen Teilen, sowie Erhebung 
der Beiträge durch die Kgl. Rentämter; 

c) Anerkennung der Kammern als öffentlich-rechtlicher Korpo- 
rationen mit der Eigenschaft als Behörde und den Rechten 
einer juristischen Person. 

Zur Begründung dieser Vorschläge beziehen wir uns auf die Erörterungen 
in unserer beiliegenden Denkschrift. 
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Wie wir annehmen zu dürfen glauben, befindet sich die Frage 
der Reorganisation unserer bayer. Handels- und Gewerbekammern 
noch immer in Instruktion. Wir verfehlen daher nicht, auch heuer 
unsere bezüglichen Wünsche für die Neugestaltung der Interessen- 
vertretung von Handel und Industrie der Kgl. Staatsregierung zu 
unterbreiten. Wir wünschen hauptsächlich die Abtrennung der 
Gewerbeabteilungen und somit die Konstituierung reiner 
Handelskammern zur Vertretung von Handel und Industrie; 
wir betonen hiebei ausdrücklich, dass dieser Wunsch keinerlei 
Spitze gegen das Kleingewerbe hat (auch unsere Gewerbeabteilung 
hat sich ja mit unserm Vorschlag einstimmig einverstanden erklärt), dass 
vielmehr der rein sachliche Grund eben in der Doppelvertretung des 
Kleingewerbes einerseits durch die mit grossen Machtbefugnissen 
ausgestatteten Handwerkskammern, anderseits durch unsere alten 
Gewerbeabteilungen liegt. Dieser Zustand ist unsers Erachtens 
auf die Dauer unhaltbar und sollte baldtunlichst durch eine reinliche 
Scheidung zwischen den Vertretungen des Handels und der Industrie 
einerseits und des Handwerks anderseits eine zweckentsprechende 
Regelung finden. Unter der Voraussetzung der Erfüllung dieses uusers 
Hauptwunschesstreben wir weiter an: 1. die Erhöhung der Mitglied er- 
zähl unserer Kammern aus deu Kreisen von Handel und Industrie. 
2. die obligatorische Organisation des ganzen Kreisgebiets in 
Handelsgremien, 3. die Verteilung der Kosten in entsprechendem 
Masstabe auf den ganzen Kreis statt der jetzigen überwiegenden 
Belastung des Kammersitzes und der vollständigen Freilassung von 
Kosten für die nichtorganisierten Gegenden, 4. die Anerkennung 
der Kammern als öffentlich rechtlicher Korporationen mit 
Behördem|ualifikation und den Rechten der juristischen Person. 



In einem gewissen Zusammenhang mit der Reorganisationsfrage 
der Kammern steht die Schaffung einer „Zentralstelle für In- 
dustrie, Gewerbe und Handel“. Nachdem seitens des Kgl. 
Staatsministeriums beim Landtag eine Vorlage betr. Genehmigung 
eines Betrags von 10000 Mk. für Schaffung einer solchen Zentral- 
stelle eingebracht war, wurde auf Anregung der schwäbischen 
Kammer von der oberbayerischen Kammer eine Konferenz der sämt- 
lichen bayerischen Kammervorsitzenden cinberufen. Die Versammlung 
fand am 18. Januar in München statt; von unserer Kammer nahmen 
der Kammer-Vorstand, Herr Kommerzienrat Hilcken, ferner der 
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Vorsitzende unserer Gewerbeabteilung, Herr Wolf, sowie der 
Kammersyndikus teil. Die Versammlung fasste folgende Resolution: 

Die heute in München versammelten Vorsitzenden der bayerischen Handels- 
und Gewerbekammern erklären zur .Vorlage der Kgl. Staatsregierung, betreffend 
Errichtung einer Zentralstelle für Industrie, Gewerbe und Handel, einstimmig, dass 
aus praktischen Erwägungen von der beabsichtigten Ausdehnung dieser Stelle auf 
Industrie und Handel abzusehen sei. 

Nach übereinstimmender Ueberzeugung der Versammlung werden die Handels- 
und Gewerbekammern die der Zentralstelle auf dem Gebiet von Industrie und 
Handel zugedachten Aufgaben nach wie vor vollauf erfüllen, insbesondere durch 
einen organischen Zusammenschluss in einem bayerischen Handelskammertag. 

Diese Stellungnahme hatte jedoch keinen Erfolg; vielmehr 
erhielten die bayerischen Handels- und Gewerbekammern vom Kgl. 
Staatsministerium mit Entschliesaung vom 23. August folgenden 
Entwurf einer Verordnung, betreffend die Errichtung einer Zentral- 
stelle für Industrie, Gewerbe und Handel, zur Begutachtung über- 
wiesen: 

§ 1. Beim Staatsministcrium dos Kgl. Hauses und des Aoussern wird eine 
Zentralstelle für Industrie, Gewerbe und Handel gebildet als gutachtliches Organ 
der Kgl. Staatsregierung für wichtige wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten. 

$ 2. Die Zentralstelle besteht aus drei selbständigen Abteilungen und zwar 
1. für Industrie und Handel, 2. für das Handwerk und 3. für Arbeiter-Schutz und 
Wohlfahrt. 

§ 3. Der ersten Abteilung obliegt die Beratung und Begutachtung der 
Industrie und Handel berührenden wichtigen Fragen insbesondere dio Mitwirkung 
bei den Vorarbeiten für Zoll- und Handelsverträge, bei Einführung neuer Industrie- 
zweige, Forderung des Exports und von Industrie und Handel überhaupt und zwar 
tunlichst im Einvernehmen mit den Handelskammern. 

Der Wirkungskreis der Abteilung für das Handwerk umfasst die Hebung 
und Forderung des Handwerks, namentlich durch tüchtige Ausbildung der Lohtlinge 
und Gesellen. Fortbildung der Handwerksmeister in Meiaterkursen, Pflege des 
gewerblichen Genossenschaftswesens und Anregung sonstiger, dem Hamlwerksstande 
dienlicher Einrichtungen und Veranstaltungen (Ausstellungen von klciugewerblieben 
Kraft- und Arbeitsmaschinen, Werkzeugen etc.) im tunlichsten Zusammenwirken 
mit den Handwerkskammern. 

Die Abteilung für Arbeiter-Schutz und Wohlfahrt hat in Verbindung mit 
der Fabriken- und Gewerbeinspektion beim Schutz der industriellen und gewerb- 
lichen Arbeiter vor Gefährdungen des Lebens und der Gesundheit in den Betrieben 
mitzuwirken und der Besserung der Arbeiterverhältnisso in wirtschaftlicher und 
ethischer Beziehung besondere Bodachtnahme zuzuwenden. 

§ 4. Jede der drei Abteilungen hat die ihr zugewiesenen Aufgaben völlig 
selbständig und unabhängig von den anderen Abteilungen zu erfüllen. Handelt es 
sieb um Angelegenheiten, welche den Wirkungskreis zweier oder sämtlicher Ab- 
teilungen berühren, so sind dieselben von den beteiligten Abteilungen gemeinsam 
zu beraten. In allen diesen Fällen stimmt jedoch jode Abteilung für sich ab. 
Das Stimmverhältnis ist im Sitzungsprotokolle zu bemerken. 

§ 5. Die Zusammensetzung der drei Abteilungen erfolgt in nachstehender 

Weise : 

Die Abteilung für Industrio und Handel besteht aus 1. acht von den Handels- 
kammern zu wählenden Mitgliedern, von denen je die Hälfte der Industrie und 
dem Handel anzugehüren hat, 2. den Direktoren des bayerischen Gewerbemuseums 
in Nürnberg und des pfälzischen Gewerbemuseums in Kaiserslautern und dem 
L. Vorsitzenden des Polytechnischen Vereins in München. 3. einem bis zwei Hoch- 
schulprofessoren, den Vorständen der geognos tischen Abteilung des Uberbergamts 
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und des hydrotechnischen Bureaus sowie einem hervorragenden Elektrotechniker, 
4. zwei bis fünf Mitgliedern grosser bayerischer industrieller und kaufmännischer 
Verbünde. 

Die Abteilung fiir das Handwerk wird gebildet aus 1. acht von den Hand- 
werkskammern zu wühlenden Mitgliedern, 2 . den Direktoren dos bayerischen 
Gewerbemuseums in Nürnberg und des pfälzischen Gewerbomuseums in Kaisers- 
lautern, den I. Vorsitzenden des Polytechnischen Vereins und des bayerischen 
Kunstgewerbevereins in München und dem Gewerbeinspektor. 3. zwei bis fünf 
Mitgliedern grosser gewerblicher Verbände. 

Die Abteilung für Arbeiter-Schutz und Wohlfahrt setzt sich zusammen aus 
1. jo vior von den Gesellenausschüssen der Handwerkskammern und von den 
Ausschüssen der auf Grund des lnvaliden-Versicherungscesetz.es gebildeten Ver- 
sicherungsanstalten zu wählenden Gesellen, bezw. industriellen Arbeitern, 2. zwei 
von den Korporationen der Handlungsgehilfen in München und Nürnberg zu 
wühlenden Handlungsgehilfen, 3. dem Zentralinspektor für Fabriken und Gewerbe, 
einem Fabriken- und Gewerbeinspektor sowie dem Wohnungsinspektor, 4. zwei 
Arbeiteisekretären und zwei bis drei Mitgliedern grosser Arheiterverbände, 5. je 
einem Professor der Gewerbehygiene, der Chemie und der Maschinenkunde. 

Für die sämtlichen in den drei Abteilungen zu wählenden Mitglieder ist je 
ein Ersatzmann zu wählen. Die Dauer der Wahlperiode und das Wahlverfahrerr 
ist in einer Wahlordnung durch das Staatsministerium dos Kgl. Hauses und des 
Ä risse rn zu bestimmen. Die Ernennung derjenigen Mitglieder der drei Abteilungen, 
welche nicht schon fest bestimmt oder zu wählen sind, erfolgt durch das Staats- 
ministcrium des Kgl. Hauses und des .Vussem, Dieses ist befugt, nötigenfalls zu 
den einzelnen Sitzungen der Abteilungen geeignete Sachverständige beizuziehon. 

S 6. ln allen Angelegenheiten, bei welchen die übrigen Staatsministerien 
beteiligt erscheinen, sind diese bohufs allonfallsiger Abordnung von Vertretern vorher 
von den Beratungen zu verständigen. 

§ 7. Der Zentralstelle werden hauptsächlich zur Forderung des Handwerks 
ein oder mehrere Techniker beigegeben, welche den Titel Gewerbeinspektoren führen 
und dem Staatsministerium des Kgl. Hauses und des Aussern unterstehen. 

§ S. Den Vorsitz im Gesamtkollegium der Zentralstelle (in den vereinigten 
drei Abteilungen) führt der Staatsminister des Kgl. Hauses und dos Vussem oder 
dessen Stellvertreter. Ausserdem kann der Vorsitz dem Gewerberoferenteu dieses 
Staatsministeriums oder dessen Stellvertreter übertragen werden. Die Führung 
der Geschäfte in den einzelnen Abteilungen der Zentralstelle wird durch eiue von 
dem Staatsministerium des Kgl. Hauses und des Aussern zu erlassendo Geschäfts- 
ordnung geregelt, 

S !t. Das Amt eines Mitgliedes der Zentralstelle ist ein Ehrenamt. Die 
auswärtigen Mitglieder beziehen jedoch bei Einberufung Ersatz ihrer Reisekosten 
(Eisenbahnfalirt II. Kl.) und ein Tagegeld von 10 Mk. 

S 10. Die Einberufung des Gesamtkollegiums sowie der einzelnen Abteilungen 
der Zentralstelle erfolgt, so oft Veranlassung hiezu vorliegt, durch das Staats- 
ministerium des Kgl. Hauses und des Aussern, welchem auch obliegt, alle zum 
Vollzüge dieser Verordnung erforderlichen Einleitungen uud Anordnungen zu treffen. 

Auch diesmal beschlossen die Kammern gemeinsam Stellung 
zu nehmen; es geschah dies auf Anregung der mittelfränkischen 
Kammer durch eine Konferenz der Kammervorsitzenden in Nürnberg 
am 12. September, woran unsere Kammer jedoch teilzunehmen ver- 
hindert war. Dagegen schlossen wir uns dem dort gefassten ein- 
heitlichen Bericht an das Kgl. Stnalsministorium an, der in seinem 
wesentlichen Teile folgenden Inhalt hat: 

Wir unterfertigten Handels- und Gewcrbekammeni haben den uns zugegangenen 
Entwurf einer Verordnung, betreffend die Errichtung einer Zentralstelle für Industie, 
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Gewerbe und Flandel. einer gemeinsamen Besprechung und Beratung unterzogen 
und beehren uns nunmehr, nachdem jede Kammer einzeln über den Gegenstand 
Beschluss gefasst hat, gemeinschaftlich, wie folgt, zu berichten; 

Der uns zur gutachtlichen Äusserung vorgelegte Entwurf einer Verordnung, 
betreffend die Errichtung einer Zentralstelle für Industrie, Gewerbe und Handel, 
beseitigt, was wir gerne anerkennen, die Befürchtungen, welche wir ursprünglich 
wegen der Gefahr einer Majorisierung durch die Angehörigen anderer Krwerbsstände 
gehegt haben. Die Einrichtung von drei selbständigen Abteilungen mit vollständig 
getrennten Aufgaben muss zweifellos als eine Verbesserung des ursprünglichen 
Entwurfs erachtet werden. Das Gesamtkollegium, welches nach den in der Kammer 
der Abgeordneten gemachten Angaben nur in ganz seltenen Fällen zu tagen berufen 
ist, und in welchem auch wieder jede Abteilung gesondert abstimmen soll, kann 
infolge dieser Umstände zu keinem Einwand Anlass gehen. 

Mit Ausnahme dieses einen Punktes, der Gefahr oinor Majorisierung innerhalb 
des Gesamtkollegiums, bleiben aber alle die Bedenken' bestehen, welchen wir in 
unserer Resolution vom 19, Januar ds. Js. Ausdruck gegeben haben. 

Wir bleiben der bestimmten Überzeugung, dass trotz aller gegenteiligen 
Versicherungen die Stellung und Bedeutung der Handels- und Gewerbekammern 
durch die Schaffung dieser neuen Stelle ernstlich beeinträchtigt wird. Es ist zwar 
in der Kammer der Abgeordneten von Seiten der Regierung erklärt worden, die 
Tätigkeit der Handels- und Gewerbekammern würde gewiss nicht an Umfang 
verlieren. Das ist wohl möglich. Dio Fülle der Arbeit die unzähligen Anfragen, 
gutachtlichen Äusserungen und sonstigen Schreibarbeiten worden sogar vielleicht 
noch an Umfang zunehmen. Aber in bezug auf den Einfluss und die bisherige 
Selbständigkeit der Kammern wird eine empfindliche Änderung eintreten. Die in 
dem vorliegenden Entwurf der Abteilung für Industrie, Gewerbe und Handel 
zogewiesenen Aufgaben haben bisher alle zu der Kompetonz der Handels- und 
Gewerbekammern gehört Nunmehr sollen die „wichtigeren“ Fragen herausgegriffen 
und der Zentralstelle Vorbehalten worden. Eine reinliche Scheidung der wichtigen 
und der unwichtigen Fragen können wir uns allerdings nicht gut denken. Immerhin 
gibt es nur eiqe Alternative. Entweder die wichtigeren Fragen werden der 
Abteilung I der Zentralstelle alloin Vorbehalten — dann liegt eine ausgesprochene 
Degradierung der Handelskammern vor. Oder dieselben werden auch den Handels- 
kammern unterbreitet — dann bildet trotz aller gegenteiligen Versicherungen die 
Zentralstelle einer Art Obergutachter für die Handelskammern, wodurch ihr Ansehen 
geschwächt und ihre Bedeutung herabgemindert werden muss. In beiden Fällen 
'ind die Handelskammern nicht mehr das freie, einflussreiche Institut, das sie 
bisher gewesen sind. 

So sehr wir die Wandlung der Dinge beklagen, so sind wir uns doch bewusst, 
dass die Errichtung der Zentralstelle nun einmal beschlossene Sache ist, und werden 
uns der Notwendigkeit fügen. Dagegen gestatten wir uns in aller Ehrerbietung, 
folgende Anträge zu 'stellen, uni deren Genehmigung wir Hohes Kgl. Saatsministerium 
dringendst bitten; 

1. Es sei die Zahl der von den Handelskammern in dio 1. Abteilung für 
Industrie und Haudel zu delegierenden Mitglieder auf je zwei für jede Kammer 
festznsotzeii, und zwar auf einen Vertreter des Handels nnd einen der Industrie. 

Wir glauben, dass die Handels- und Gewerbekammern nach Massgabe ihrer 
bisherigen Tätigkeit und der durch die Kgl. Veiorduung von 18S9 ihnen angewiesenen 
Stellung mit vollem Recht beanspruchen können, in der fraglichen Abteilung nicht 
im vorhinein in der Minorität zu stehen. Auch würde es schwer sein, in gerechter, 
den Verhältnissen Rechnung tragender Weise die Einteilung zu treffen, welche 
Kammer einen Vertreter dt-s Handels, und welche andere einen Vertreter der 
Industrie zu wählen hat. 

2. Es seien in der Hl. Abteilung für Arbeiterschutz und Wohlfahrt auch 
— von den Handels- und Gewerbekammern zu wählende — Vertreter dor Arbeitgeber 
zu delegieren, und zwar in gleicher Anzahl wie die Vertreter der Arbeiter, damit 
nicht die dieser Abteilung zugewiosenen bedeutungsvollen Aufgaben einseitig vom 
Standpunkte der Arbeitnehmer beurteilt werden. 



Digitized by Google 




12 



Die Verordnung über die „Zentralstelle“ ist inzwischen (mit 
einigen Abänderungen des Entwurfs) rechtsgiltig geworden. Dieser 
Abschluss der Frage sowie die Wahl unserer Vertretung hiebei 
fällt jedoch bereits über den Rahmen des Berichtsjahres hinaus. 



Im Besitz der Kammer befanden sich noch drei ältere 
Siegelstöcke mit den Inschriften: 

1. 810. D. INCORPORIRTEN. HANDELSLEVT. I. WÜRTZB. 

2. DER HANDELSRATH ZU WÜRZBl’RG. 

3. Der Gewerbe-Rath der Stadt Würzburg. 

Da diesen Siegeln lediglich historische Bedeutung zuzumessen 
ist, überwiesen wir dieselben unterm 20. November dem Stadt- 
magistrate Würzburg zur Aufbewahrung in den städtischen Samm- 
lungen unter Vorbehalt des Eigentumsrechts und der jederzeitigen 
Rückforderungsbefugnis. Der Stadtmagistrat nahm mit Zuschrift vom 
27. November die Siegelstöcko unter erwähntem Eigentumsvorbehalt 
an, jedoch ohne seinerseits auch eine Haftung bei etwaigem Verluste 
derselben zu übernehmen. 

Für das derzeitige Siegel der Kammer bezw. der. Bezirksgremien 
(mit veränderter Umschrift) gelten noch die Bestimmungen des Aller- 
höchsten Signats vom 17. August und LS. November 1843. Das 
Siegel zeigt darnach einen geflügelten schwebenden Merkur mit der 
vollständigen Bezeichnung der Kammer bezw. des Bezirksgremiums 
als Umschrift. 



An der Vollversammlung des Deutschen Handelstags am 
19. und 20. Februar nahm als Vertreter unserer Kammer unser 
Mitglied Herr Direktor Kahle teil. 



Wie in den Vorjahren erfolgten seitens der Kammer die 
regelmässigen Wahlen zu verschiedenen bürgerlichen Ehrenämtern. 

Zu Kgl. Handelsrichtern wurden gemäss unseren Vorschlägen 
die Herren Weingrosshändler Ernst Schierliuger und Privatier 
Friedr. Adam Hoffmann nach Ablauf ihrer Amtsperioden wieder 
ernannt. 

Als Sachverständige für die Prüfung einer Lieferung von 
ledernen Heiniköpfen beim Kgl. Korpsbekleidungsamte benannten 
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wir auf Ersuchen des Kgl. Generalkommandos II. Armee-Korps die 
Herren Johann Schmidt, Sattlermeister, und Georg Brehm, Kgl. 
Hoflieferant, beide von Würzburg. 

Als Revisoren gemäss § 192 Abs. 3 II. G. B. zur Prüfung 
des Gründungshergangs für die ,,Aschaffenburger Volksbank. Aktien- 
gesellschaft^ bestellten wir die Herren Syndikus Dr. Woichert 
und Prokurist Wolfgang Krepp el, beide in AschafTenburg. 



Das Kgl. Proviantamt ersuchte uns um Benennung eines 
Sachverständigen aus dem Stande der grosseren Getreidefirmen, um 
für die Haferbeschaffungen des Militärs periodische Mitteilungen 
über die Preisverhältnisse dieser Frucht — eventuell unter Anlage 
von Schlussbriefen Uber betätigte Verkäufe — zu erhalten. Wir 
mussten jedoch aus grundsätzlichen Erwägungen dieses Ersuchen 
ablehnen, wie aus folgendem Bericht unserer Kammer an das 
Kgl. Proviantamt vom 16. Oktober hervorgellt: 

Dem Ersuchen vom 29. v. Mts. Nr. .*>58 1 bedauern wir aus prinzipiellem 
Oriiudeo keine Folge geben zu können. Die Haferbeschaffungen sollen uaeh An- 
ordnung des Kgl. Kriegsministeriums bekanntlich freihändig direkt bei deu Produ- 
zenten und landwirtschaftlichen (lenosseuschaften unter I'mgehung des Handels 
betätigt weiden, während der Getreidehande! die • gleichheitliche Vergebung der 
Lieferungsaufträge in Form der Submission wünscht. Da die ganz ergebenst 
unterfertigte Kammer lediglich die Interessen des Handels zu vertreten hat, so ist 
leider eine Mitwirkung unsererseits bei dem von der Kgl. Militärverwaltung ein- 
geschlageuen Wege der Fouragebesehaffung nicht möglich. Wir bitten jedoch 
ausdrücklich, diese unsere Stellung nicht als eine t'nhöflichkeit von unserer Seite 
betrachten zu wollen, zumal uns ja sehr wohl bekannt ist, dass sehr verehrliches 
Kgl. Proviantamt in dieser Frage lediglich die Anordnungen der obersten Militär- 
verwaltung durchführt. 



Ein Überblick über die während des Berichtsjahres ab- 
gclialtenen Sitzungen ergibt sieben Plenarsitzungen. Mit vier 
dieser Sitzungen waren geheime Sitzungen verbunden, in welchen 
insbesondere die l’ersonalfragen, sowie einige als vertraulich bezeichnete 
Gegenstände zur Verhandlung kamen. Daneben fand eine grössere 
Anzahl von Vorstands- und Kommissionsberatnngen statt, insbesondere 
jeweils über Etats-, Rechnungs- und Jahresberichtsangelegenheiten, 
ln der Hauptsache dienten sie zur Vorberatung der Gegenstände 
in ilen Plenarsitzungen, in verschiedenen Fällen aber auch zur 
sofortigen Beschlussfassung: es geschah dies insbesondere bei 
dringenden Angelegenheiten, welche keinen Aufschub erleiden durften, 
in welchen jedoch die Vorstandschaft erst den Rat dieser Mitglieder 
pinholen wollte, ferner in Fragen, deren Natur die öffentliche Ver- 
’Vindlung nicht zuliess. 
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In den Einlauf der Kammer kamen während des Berichtjahres 
rund liOOO Schriftstücke, wobei zu bemerkon ist, dass die auf einen 
Betreff bezüglichen Einläufe, z. B. die Antwortschreiben auf Zu- 
stimmungsgesuche oder die Eingänge auf eine veranstaltete Enquete, 
ferner die von den' Distriktspolizeibehörden quartaliter eingesandten 
Gewerbeanmeldungslisten für die Berichtigung und Vervollständigung 
der Handelsregister stets nur einfach gezählt wurden, sowie dass in 
der Aufzählung die kurzhändig erledigten Sachen, insbesondere die 
zahlreichen Anfragen der Registergerichte, Geschäftsbriefe, 
Erkundigungen, überhaupt kleinere Korrespondenzen, sowie endlich 
auch sämtliche Beiträge zum Jahresberichte nicht einbegriffen sind. 
Von obiger Zahl der Einläufe gaben über 1500 Anlass zu Antwort- 
schreiben, Eingaben etc. 

Im Auslaufjournal sind über 1800 Nummern aufgeführt. 
Doch sind auch hier einerseits die auf einen Betreff bezüglichen 
Gegenstände (Rundschreiben, namentlich über Eisenbahn-Tarifierungs- 
fragen, ferner Drucksachen etc.) zu einer Nummer zusammengefasst, 
andererseits kleinere Korrespondenzen, wie Erledigungen von kurzer 
Hand, die sehr zahlreichen kleineren Gutachten an die Register- 
gerichte, Zustimmungs- und Daukesschreiben, Auskünfte an Private 
etc., die stets in grosser Anzahl Vorkommen, nicht eigens aufgezählt 
Ebenso ist die Ausstellung von Ursprungszeugnissen sowie die 
Enquete für den Jahresbericht nicht mit einbegriffen. 

Unter den Korrespondenzen, die meistens direkt durch das 
Bureau erledigt wurden, erwähnen wir namentlich die sehr zahlreichen 
Auskünfte und Benennungen von Adressen für Behörden wie für 
Private, ferner Gratulations- und Kondolationsschreiben aus persön- 
lichen Anlassen, weiter die Benennung von Prozessach verständigen 
für die Gerichte, Gutachten über Tarifmassnahmen und Register- 
gerichtsfragen, Rechtsgutachten über Handelsbräuche etc. etc. Bei 
der vertraulichen Natur vieler dieser Korrespondenzen, oder weil sie 
nur für die zuständigen Behörden und Privatpersonen von Interesse 
sind, nehmen wir von einer ausführlichen Berichterstattung hierüber 
Umgang. 



Mit der Ausgabe unserer „Mitteilungen“ wurde im Berichts- 
jahre fortgefahren; es erschienen 10 Nummern mit insgesamt 
56 (juartseiten. Den Interessenten sowie der Presse wurden die j 
„Mitteilungen“ kostenlos zur Verfügung gestellt. Den Hauptinhalt/ 
dieser Mitteilungen bilden die Sitzungsprotokolle der Kammer, 
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ja bereits iu früheren Jahren im Druck erschienen, nunmehr aber 
noch durch sonstige wissenswerte und für die Geschäftswelt 
interessante Angaben, so durch Abdruck von Ministerial- und 
Regierungs-Entsehliessungen, Angabe von Verkehrsmitteilungen, 
statistischen Notizen etc. ergänzt werden. 

Ausserdem wurden der Tages- und Fachpresse zahlreiche 
Artikel und Notizen durch unser Bureau zur Verfügung gestellt und 
von den Redaktionen durchweg in dankenswerter Weise verwertet. 
Im laufenden Jahre sind wir auch dazu übergegangen, einzelne 
Bekanntmachungen, deren periodische Wiederkehr in der Presse 
wünschenswert erschien, in Form von Inseraten zu veröffentlichen. 



II. Auswärtiger Handel, Zollwesen und 
Zolleinrichtungen. 

Das Jahr 1906 brachte am 1. Marz den viel umkämpften 
Übergang zur verschärften Schutzzollpolitik für Deutschland 
im agrarischen Sinne. Um ein richtiges Bild der Wirkungen des 
neuen Systems gewinnen zu können, ist die inzwischen verflossene 
Zeit allerdings noch zu kurz, zumal auch verschiedene Umstände 
verhinderten, dass die Folgen der Schutzzollpolitik voll zur Geltung 
kamen: So stand das Jahr 1906 bekanntlich im Zeichen einer 
gespannten Hochkonjunktur, infolgedessen die Abnahme des Exports 
wegen der enorm gesteigerten Aufnahmefähigkeit des inländischen 
Markts materiell nicht so zur Geltung kam; und weiter batte der 
Handel in zahlreichen Artikeln dem Übergangstermin entsprechend 
vorgearbeitet, indem grössere Posten von Waren vor Inkrafttreten 
der lieueu Zollverhältnisse „auf Vorrat’ 1 exportiert oder importiert 
waren. 

Trotzdom sind schon verschiedene Folgen der neuen Zollpolitik 
recht fühlbar geworden. Der Betrag des Zollsatzes muss, wie 
von verschiedenen Seiten uns berichtet wird, gänzlich oder doch 
zum weitaus grössten Teile vom inländischen Empfänger bezw. 
Verbraucher getragen werden. Das ist insbesondere der Fall bei 
Getreide und zwar sowohl bei Brotgetreide, wodurch der Mehl- 
preis nicht unwesentlich aufschlug, als auch bei Braugerste, die 
von unserer Brauindustrie teilweise auch in ausländischer Qualität 



Digitized by Google 



benötigt wird. Auch der Bezug einer Reihe anderer Waren z. B. 
Materialwaren etc. ist durch den Zollsatz beträchtlich verteuert ; 
ferner macht .sich nach Berichten aus Gartenbaukreisen die Preis- 
steigerung der Pflanzen, die vom Ausland (insbesondere aus Holland) 
bezogen werden müssen, recht fühlbar — eine Konstatierung, die 
umso bemerkenswerter ist, als die Gärtner früher vielfach der 
sehutzzüllnerischen Richtung zuneigten. 

Noch empfindlicher wirkt der Ausfall im Export. Es ist 
hier bereits eine sehr bedenkliche Entfremdung des ausländischen 
Absatzgebietes eingetreten. Verschiedene grössere Fabriken unseres 
Kreises berichten, dass die alten Exportbeziehungen nach wichtigen 
Ländern, so insbesondere nach Russland und Oesterreich, ganz oder 
teilweise verloren gingen. Bei der Hochkonjunktur des Vorjahres 
konnte dieser Verlust mit Rücksicht auf den günstigen Inlands- 
absatz vielleicht leichter ertragen werden. Wenn aber einmal der 
Inlandsbedarf nachlässt, dann wird man umso schmerzlicher das 
Fehlen der alten Fixportbeziehungen empfinden. So erfreulich ju 
an sich ein guter einheimischer Markt ist, so kann unsere Industrie 
den Absatz ins Ausland doch auf die Dauer nicht entbehren, und 
aus diesem Grunde ist die sichtliche Entfremdung zwischen In- 
und Ausland ein bedauerlicher Faktor. 

Umso notwendiger dürfte daher ein günstiger Abschluss der 
noch ausstehenden Handelsverträge erscheinen. • Vor allem kommt 
der Ersatz des alten unvollkommenen Handelsabkommens mit der 
nordamerikanischen Union durch einen richtigen Handelsvertrag 
in Betracht. Bei Abschluss dieses Vertrags dürfte namentlich, wie 
auch schon im Vorjahr bemerkt, auf Beseitigung der Zollschikanen, 
die seitens der amerikanischen Zollbehörden in weitgehendem Masse 
ausgeübt werden, hinzuwirken sein. Weiter ist von besonderer 

Wichtigkeit der noch immer nicht zustande gekommene Handels- 
vertrag mit Spanien. Nach unserer Kenntnis der Verhältnisse, 
namentlich unter Berücksichtigung des geringfügigen deutschen Rot- 
weinbaues einerseits und des sehr beträchtlichen und noch erweite- 
rungsfähigen norddeutschen Absatzgebietes für Rotweine ist ein 
starres Festbalten deutscherseits an dem Verschnittweinzollsatz von 
15 Mk. pro Dz. ziemlich zwecklos. Hier könnte nachgegeben 

werden, um anderseits wirkliche und erhebliche Vorteile für unsere 
Industrie einzutauschen. Speziell für die Würzburger Schnellpressen- 
industrie wäre ein günstiger Zollsatz, am besten eine eigene, von 
den übrigen Maschinenzüllen getrennte Tarifposition, für das wichtige 
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spanische Absatzgebiet von grösstem Vorteil und wohl auch leicht zu 
erreichen, da eine eigentliche Konkurrenz-Spezialindustrie in Spanien 
gegenwärtig nicht existiert. 



Die vielfachen Klagen und Befürchtungen aus Handels- und 
Industriekreisen veranlassten die deutschen Regierungen zu Er- 
hebungen über die Wirkung der neuen Handelsverträge, insbesondere 
nach der Richtung, ob — wie mehrfach beklagt wurde — Anlass 
zur Auswanderung unserer deutschen Industrie bezw. zur Errichtung 
von ausländischen Zweigfabriken infolge der Handelsverträge gegeben 
sei. Gemäss Auftrags des Kgl. Staatsministeriums veranstalteten 
wir ein Enqueto in unserm Bezirke und übermittelten das Resultat 
mit Bericht vom 30. Oktober der Kgl. Staatsregierung. Bei der 
vertraulichen Natur der Angelegenheit und bei der speziellen Be- 
nennung von Einzelbetrieben ist es nicht möglich, diesen Bericht 
hier zu publizieren; lediglich das sei hervorgehoben, dass die ein- 
gelaufenen Berichte der industriellen Firmen fast sämtlich über die 
Wirkungen der neuen Handelsverträge bezw. Auslandstarife klagten. 



Der neue spanischo Zolltarif bringt, wie beroits betont, für 
unsere Maschinenindustrio sehr gefährliche Bestimmungen. Nachdem 
wir vom . Kgl. Staatsministerium zur Äusserung allenfallsiger Ein- 
sprüche aufgefordert waren, erstatteten wir unterm 28. April folgenden 
Bericht: 

Der neue spanische Zolltarif, hinsichtlich dessen uns durch Entschliessung 
des Kgl. Staatsministeriums vom 13. ds. Mts. Nr. 8847 II Mitteilung zuging, trifft 
namentlich unsere "Würzburger Schnellprcssenindustrie sehr empfindlich. Die 
beiden in betracht kommenden Grossindustrielirmen, Koenig k Bauer sowie 
Bohn k Herber, haben beträchtlichen Export nach Spanien, der durch die beab- 
sichtigte Zollerhijhuug schwer geschädigt würde. Die erstgenannte Fabrik von 
Koenig »V Bauer (die erste und älteste Firma dieser Branche überhaupt) macht 
uns in dieser Angelegenheit folgende Mitteilungen, um deren Berücksichtigung 
wir dringend bitten: 

„Der noue spanische Zolltarif bringt unter l’os. 558 für die anderwärts nicht 
aufgeführten Maschinen eine ganz enorme Erhöhung des Eingangszolles, nämlich von 
18,00 Pes. Silber auf 30.— Pes. Gold. Vnser Absatz nach Spanien, der in den 
letzten Jahren einen ziemlichen Aufschwung genommen hatte — im Jahre 1003 betrug 
er über 1 50 000 Mk. — wird durch diese Erhöhung schwor gefährdet, ja es dürfte 
sogar möglich sein, dass er durch eine solche Zollmassnahme ganz unterbunden 
wird, wenn sich nämlich auf Grund dieses prohibitiven Zolles eine eigene Sehnell- 
pressen-Industric in Spanien entwickelt, ln Westerreich hat der viel geringere 
Schutzzoll von 18 Kronen bekanntlich beroits gonügt, die Einfuhr von Schnellpressen 
auf eiu ganz geringes Mass zurückzuführen. 
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Nachdem durch die bis jetzt abgeschlossenen Handelsverträge schon unser 
Absatz nach Russland in der empfindlichsten Weise durch Zollerbühung geschädigt 
worden ist, müssen wir den grössten Wert darauf legen, dass uns nicht noch 
weitere Absatzgebiete durch Zollerhöhung verschlossen werden, und wir richten 
daher an die vcrehrliche Kammer die ergebene Bitte, sich an zuständigem Ort 
euergisch dafür verwenden zu wollen, dass bei den Handelsvertrags- Verhandlungen 
mit Spanien der prohibitive Satz von 30, — l’es. per HX) kg für die Pos. '>58 des 
Zolltarifes ermässigt wird. Falls sich eine allgemeine Ermässigung dieser Position 
nicht erzielen Hesse, würden wir es freudig begriissen, wenn die Schnellpressen 
und Rotationsmaschinen aus dieser Position ausgeschieden werden könnten und für 
diese Maschinen ein besonderer, billigerer Satz zugestanden werden könnte. Die 
Erreichung dieser Konzession dürfte umso eher möglich sein, als unseres Wissens 
in Spanien einstweilen noch gar keine Schuellpressen-lndustrie besteht, sodass 
eine solche Massnahme kaum auf den Widerspruch von spanischen Interessenten 
stossen konnte, weil solche eben im Augenblick noch gar nicht vorhauden sind. -1 

Da die Handelsvertragsvorhandlungen mit Spanien zu keinem 
Ergebnis führten, da Handel und die Industrie aber durch die Un- 
gewissheit über die Verhältnisse und namentlich auch über die 
Verlängerung des Provisoriums schwer litten, beschäftigte sich unsere 
Kammer mit den einschlägigen Fragen nochmals in der Plenar- 
sitzung am 14. Dezember, wobei der Kammersyndikus folgendes 
Referat erstattete: 

Nach neueren Mitteilungen sind die Vertragsverhandlungpn zwischen dem 
Deutschen Reich und Spanien vorläufig abgebrochen worden. Di' - Hoffnung vieler 
Geschäftskreise, dass das auch bisher schon nicht recht befriedigende handelspolitische 
Verhältnis zu Spanien endlich einmal in geregelte Bahnen übergefübrt werde, 
scheint damit leider wiederum scheitern zu wollen. Auch unser Kammerbezirk 
ist nicht unerheblich an dem deutsch-spanischen Handelsverkehr beteiligt, und 
daher empfiehlt es sich wohl, dass auch wir uns mit den bezüglichen Verhältnissen 
befassen. 

Unser bisheriges handelspolitisches Verhältnis mit Spanien, das mit Ablauf 
des Provisoriums am kommenden 1. Januar gelöst zu werden droht. - hat eine recht 
lehrreiche Geschichte. Im Anschluss an das grosse mitteleuropäische Handels- 
vertragssystem von 1892 versuchte das Deutsche Reich, auch mit Spanien zu 
einem Tarifvertrag zu gelangen. Tatsächlich wurde auch am 8. August 1893 ein 
Handelsvertrag zwischen den beiderseitigen Bevollmächtigten vereinbart; aber die 
spanischen Cortes verweigerten diesem Vortrag ihre Genehmigung. Die Folge 
hievon war, dass im Mai 1894 alle Beziehungen abgebrochen wurden, und es 
herrschte nun zwei Jahre lang wirklicher Zollkrieg, Die schweren Opfer, welche 
aus diesem Zollkrieg für beide Teile entstanden — ich eriunere nur daian, dass 
z. B. auch in Würzburg eine Firma die sich speziell mit dem spanischen Import 
und Export befasste, ihr Geschäft ganz aufgeben musste — drängten zu einer 
Besserung des Verhältnisses, und so kam man zunächst im Sommer 1896 zu einer 
Verständigung, wonach das Deutsche Reich und Spanien sich gegenseitig die 
niedrigsten Satze ihrer Generaltarife, nicht aber der Vertragstarife einräumten. 
Diese Verständigung wurde durch Notenwechsel vom 12, Februar 1899 weiter 
dahin ausgcbildet, dass Spanien und Deutschland sich endlich auch die Meist- 
begünstigung einräumten; seit 1. Juli 1S99 ist tatsächlich dieses Meistbegünstigungs- 
Verhältnis gegenseitig in Kraft. Es war das unter damaligen Verhältnissen der 
einzig müglicho modus vivendi, dem aber selbstverständlich alle die Mängel eines 
blankon Meistbogünstigungsvertrags auhafteten. Bei Scbaflung der neuen mittel- 
europäischen Handelsverträge trat naturgemäss auch wieder der Wunsch auf. mit 
Spanien zu einem besseren Vortragsverhältnis zu gelangen, wie das die recht regen 
Handelsbeziehungen zwischen beiden Ländern erfordern, also zu einem eigentlichen 
Tarifvertrag. Abor auch diesmal scheint wieder kein Glück auf dem Unternehmen 



zu ruhen. Das Provisorium wurde am I. Juli ds. Js. noch einmal auf ein halbes 
Jahr verlaufen; nun aber scheint auch diese Frist erfolglos zu verlaufen, und der 
absolute Bruch steht wieder direkt bevor. 

Es ist das umso bedauerlicher, als tatsächlich kenn eigentlicher eirund ein- 
zusehon ist, warum mau nicht zu einem Vertrag kommt. Auf deutscher Seite 
kommen hauptsächlich Interessen unserer Exportindustrie in Betracht, während 
Spanien namentlich dio Förderung seiner Ausfuhr in Wein und Südfrüchten 
wünschen durfte. Eine Kompensation der gegenseitigen Bestrebungen scheint also 
durchaus nicht unmöglich. Die Schuld, warum trotzdem kein befriedigendes 
Resultat erzielt wird, scheint auf beiden Seiten zu liegen. In Spanien herrscht 
seit längerer Zeit in industriellen Kreisen eine stark-schatzzöllnerische Agitation, 
und die deutsche Regierung will den Verschnitlweinzollsatz, der nach den neuen 
Handelsverträgen mit Italien und (tsterreich- Ungarn jetzt 15 Mk. beträgt, aus 
agrarpolitischen Rücksichten nicht herabsetzen lassen. 

Wenn wir non im jetzigen Zeitpunkt zu der Sachlage Stellung nehmen 
wollen, so können wir unserer Iteiohsregieruug gewiss nicht eine einseitige Nach- 
giebigkeit empfehlen. Auch in unserm Bezirk bestehen recht erhebliche industrielle 
Exportinteressen; ich hebe daruutor hervor unsere Würzburger Schnellpressen- 
fabrikation, für deren Fabrikate der neue spanische Zolltarif eino starke, fast 
prohibitiv wirkende Zollerhöhung briugt, ferner die Aschaffenburger Papierindustrie 
und die Schweinfurter Farbenfabrikation, die nach mehrfachen Berichten Interesse 
an dem Kx|>ort nach Spanien habon. Für die spanischen Importartikel gewährt 
unser deutscher Vertragstarif ohnehin eine Reihe Erleichterungen, so z. B. für 
Südfrüchte und Olivenöl. Der strittige Punkt ist lediglich der Verschnittwein- 
Zoilsatz. Wie nun schon öfter von uns betont, liegt für unsern Bezirk gar kein 
Interesse an der Erhöhung dieses Satzes vor; im Gegenteil kommt ein günstiger 
Bezug des brauchbaren spanischen Verschnittmaterials unserm Weinverkehr sehr 
zugut. Die Statistik ist in dieser Beziehung sehr lehrreich: Der ermässigte Vor- 
schnittweinzoll war ursprünglich als eine Vergünstigung für Italien gedacht. An 
Stelle der italienischen Weine traten aber mehr und mehr die spanischen Produkte; 
dem Handel wäre gewiss recht wenig gedient, wenn ihm dieses Material nicht 
mehr zur Verfügung stände. 

Die geschilderten Verhältnisse sollten der Reichsregierung Anlass geben, 
dass endlich ein fester Handelsvertrag mit Spanien zustande kommt; Konzessionen 
dürften biefür auf beiden Seiten wohl gemacht werden können. 

Anschliessend an dieses Referat schilderte Herr Kommerzienrat 
Hel 1 in an n in der gleichen Sitzung dio ungewisse Lage, in der sich 
der Handel jeweils vor Ablauf des Provisoriums befindet; Noch 
nm Tage vor der Erneuerung des Handelsabkommens in der Mitte 
dieses Jahres wusste man nicht, wie die Verzollung spanischer 
Weine sich gestalten werde; in der gleichen misslichen Lage befinde 
man sich auch zum Jahresschluss, da noch gar keine Bekanntmachung 
darüber erschien, wie die Zoll Verhältnisse vom 1. Januar ab seien. 
Es wäre deshalb dringond wünschenswert, dass tunlichst bald eine 
Bekanntmachung über die künftigen Zollverhältnisse zu Spanien 
erfolgen möge. 

Das Handelsvertragsprovisorium mit Spanien wurde zwar wieder 
verlängert; dagegen ist noch immer nicht abzusehen, ob und wann 
wirklich ein geeigneter Vertrag mit Spanien zu Stande kommt; unsere 
Wünsche, und zwar sowohl die sachlichen bezüglich des Handels- 
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Vertrags selbst, wie auch die formellen hinsichtlich rechtzeitiger 
Bekanntgabe etwaiger Verlängerungen des Provisoriums bestehen 
daher unverändert fort. 



Die Verzollungsbestimmungen für Olivenöl gaben uns 
auf Anregung verschiedener Interessenten im Kreise Anlass zu 
folgender Eingabe an das Kgl. Staatsministerium der Finanzen vom 
9. März: 

Nach den Bestimmungen des neuen Handelsvertrags zwischen dem Deutschen 
Reich und Italien werden italienische Ölt* ohne chemische Untersuchung seitens 
deutscher Behörden vom 1. Mürz ab zollfrei eingelassen, sofern sie von einem 
Zeugnis über Reinheit des (ils. ausgestellt von einer hiezu uoch zu bestimmenden 
wissenschaftlichen Anstalt in Italien, unter Beigabe einer durch deutsche Kousular- 
behörden beglaubigten deutschen Übersetzung, begleitet sind, ln diesem Falle 
müssten Proben aus sämtlichen Fässern gezogen und letztere hierauf durch amt- 
liche Organe versiegelt werden. 

Die Erfüllung soleher Formalitäten würde aber nicht allein viel Scbeererei 
und Zeitverlust, sondern auch, namentlich bei kleineren Sendungen, unverhältnis- 
mässig hohe Unkosten verursachen, die selbstverständlich von den deutschen 
Empfängern zu tragen wären. Bei den bekannten italienischen Verkehrs Verhält- 
nissen ist auch in zahlreichen Fällen ein lästiger Aufschub in der Expedition 
zu befürchten, falls die zu den Manipulationen zu beordernden italienischen 
Beamten durch viele gleichzeitige Abladungen ihre Aufgaben nicht rechtzeitig 
bewältigen können. 

Tatsächlich sind die erwähnten Vorschriften aber auch ganz überflüssig; 
denn es kommen in Apulien überhaupt keine Mischungen vor. Der hohe 
italienische Einfuhrzoll auf Saatenöle macht Verschnitte mit letzteren absolut 
unlukrativ. Solche Verschnitte können höchstens in Genua, Livorno, Ancona oder 
Venedig versucht werden, wo Freilager bestehen, was aber in keinem Hafen 
Apuliens der Fall ist. 

Im Interesse des deutschen Handels dürfte es sich daher empfehlen, dass 
für nie apulischer Provenienz anstatt der komplizierten Analysen-Atteste 
Ursprungszeugnisse der Gemeinde- oder Handelskammer-Bchördon in Bari als 
genügend angesehen uud dadurch auch den deutschen Empfängern Weiterungen 
betreffs chemischer Untersuchung bei Ankunft der Ware erspart werden. 

Wir bitten Hohes Kgl. Staatsministerium, die Zollbehörden in diesem Sinne 
anzuweisen bezw. im Bundesrate des Deutschen Reichs auf Erlass entsprechender 
Ausführungsbestimmnngcu hinzuwirken. 

Seitens der Kgl. Generaldirektion der Zölle und indicokten 
Steuern erging hierauf unterm 5. Mai folgender Bescheid. 

Auf die an das Kgl. Staatsministerium der Finanzen gerichtete Vorstellung 
\om it. März lfd. .Is. beehren wir uns im Aufträge des genannten Staatsministeriums 
nachstehendes zu erwidern: . 

Für den etwa geforderten Nachweis der Erklärung des Verfügungsberechtigten, 
dass dio eingeführte Sendung in Italien hergestellt sei, können die Zollstellen nach 
ihrem Ermessen auf Grund der in Teil 11 24 der Anleitung für die Zollabfertigung 
abged ruckten Bestimmungen die Zeugnisse italienischer Handelskammern als geuiigend 
ansehon. Für den Nachweis der Reinheit des ( lies kommt dagegen diesen Zeugnissen 
und ebenso etwaigeu Versicherungen der Versender weder jetzt noch in Zukunft 
irgend welche Bedeutung zu. Abgesehen von derAusuahme für Baumöl in Haschen 
von nicht mehr als 1 Liter Raumgehalt kann vielmehr dio Reinheit des Öles 



Digitized’by Google 



21 



ausschliesslich durch < -i ne entweder im Inland oder von einer der spater bokannt 
zu gebenden wissenschaftlichen Anstalten des Herstellungslandes vorzunehmende 
chemische t'ntorsuohung festgestellt werden. 

An diesem Slaudpunkte. welchen das Reichsschatzamt in der angeregten 
Frage einnimmt, ist nach Ansicht des Kgl. Staatsministeriumsder Finanzen festzuhalten. 

Mit Ministerialentschliessung vom 17. Mai ging uns hierauf 
folgende Mitteilung bezüglich der ausländischen Stellen für die Aus- 
stellung der Zeugnisse zu: 



Nach einer Mitteilung des Reichsschatzamts sind die vom Bundesrate 
erlassenen Bestimmungen über die Feststellung der Reinheit to» Baumölen (Teil 111 
Ziffer 20 nebst Anlage der Anleitung für die Zollabfertigung) seitens der italienischen 
Regierung bis auf weiteres angenommen und dementsprechend die gewählten 
italienischen lulersuehuugsansiaiten angowiesen worden, einstweilen hienach zu 
verfahren. 

Da die Erstreckung des Zeugnis Verfahrens von Anfang an auch auf Baumöl 
französischer Herkunft beabsichtigt war, so werden die erwähnten Bestimmungen 
auch gegenüber der französischen Baumöl-Einfuhr angewendet. Die französische 
Regierung ist daher um Benennung der für die Ausstellung der Untersuchungs- 
Zeugnisse zuständigen französischen Untersuchungsaustalten oder Vertrauens- 
personen ersucht worden. 

Zur Ausstellung von Zeugnissen über die chemische Untersuchung von 
Baumöl sind ermächtigt: 



1 

o 

3 

4 

5 

c 

8 

!) 

10 

11 
12 

13 

14 

15 

16 
17 



1. Italien. 

R. Stazione chimico-agraria 

,, „ „ an der land Wirtschaft!. Hochschule 

»' 1» *t * 

K. Seuola di pomologia e orticoltura 

Scuola di olivicoltura ed Oleifieio 

Seuola Superioro di Agricoltura 

Laboratorio di chitnica agraria au der Kgl. Universität . 

., „ „ „ dem Kgl. Teclm. Institut . . 

R. oleifieio Sperimentale 

Chemisches Laboratorium der Generalsteuerdirektion .... 



in Turin, 
in Mailand, 
in Rom. 
in Palermo, 
in Florenz, 
in Bari, 
in Portici. 
in Pisa, 
iu Bologna, 
in Spoleto. 
in Ancona, 
in Genua, 
in Livorno, 
iu Mailand, 
in Neapel, 
in Turin, 
in Venedig. 



II. Frankreich. 

1. Mr. Bellier. Directeur du Laboratoire Munioipal in Marseille. 

2. Mr. Oassend, „ „ Agricole in Marseille. 

(4 Plaeo du Change). 

3. Mr. Gayon, Doyen de la Facultö des Sciem es iu Bordeaux. 

4. Mr. Blarez, Professeur de Chimie ä la Facultc mixte de Medicine 

et de Pharmaeie' in Bordeaux. 



Dieses Verzeichnis ist den zur Abfertigung von reinem Baumöl befugten 
bayerischen Zollstellen mit der Anweisung mitgeteilt worden, die von einer dieser 
Anstalten ausgestellten und einschliesslich der Übersetzung von der zuständigen 
Kaiserlich j deutschen Konsularbehörde beglaubigten Untorsuchungszeugnisse als 
Nachweis der Reinheit der zugehörigen Bautndsendung anzuorkennen, soweit der 
luhalt der Bescheinigung den in Teil III 20 Abschnitt 2 der Anleitung für die 
Zollabfertigung angegebenen Anforderungen genügt und besondere Gründe zum 
Zweifel^an der Richtigkeit des Zeugnisses nicht vorliegeu. 
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Dieses Verzeichnis wurde durch weitere Ministerialentschliessung 
vom 25. Juli ergänzt: 

Dio Ermächtigung zur Ausstellung von Zeugnissen über die chemische 
Untersuchung von Baumöl ist neuerdings noch den nachstehend genannten wissen- 
schaftlichen Anstalten oder Fachehomikern verliehen wordon; 

I. in Italien: 

den städtischen chemischen Laboratorien in Lucca. S. Kemo, Oneglia und Siena 
und dein chemischen Laboratorium am Kgl. Technischen Institut in Poito Mauricio. 

II. in Frankreich: 

Herrn Francois Correil, Direoteur du laboratoire municipal in Toulon, und Herrn 
Dr. Bennat, Chimiste dubureau municipal d’hygiene in Nizza. 

Die Ermächtigung des Herrn Bellier, Direeteur du laboratoire municipal 
in Marseille, ist in Wegfall gekommen. 

Im weiteren Verlauf der Angelegenheit richteten wir wiederum 
auf Veranlassung verschiedener Interessenten an das Kgl. Finanz- 
ministerium folgende Eingabe vom 30. Oktober: 

Mit Eingabe vom 9. März ds. Js. Nr. 251 haken wir empfohlen, dass für 
Olivenöle apulisoher Provenienz anstatt der komplizierten Analysenatteste auch 
Ursprungszeugnisse der Gemeinde- oder llandelskammerbehörden in Bari als 
genügend zur zollfreien Einlassung angesehen und dadurch auch den deutschen 
Empfängern Weiterungen bezüglich der chemischen Untersuchung erspart werden. 
Dieser Modus scheint uns auch heute noch als der zweckmäßigste. 

Inzwischen ist allerdings die Bestimmung einer Reihe wissenschaftlicher 
Untersuchnngsanstalten iu Italien (and auch in Frankreich), die zur Ausstellung 
entsprechender Atteste ermächtigt siud, erfolgt. Nach Mitteilung der Interessenten 
gestaltet sich die Beschaffung von Analyseattesten iu Italien al>cr immer noch 
umständlicher als die zollamtliche Untersuchung in Deutschland, sodass die 
Interessenten letzteren Modus schon wegen des einfacheren Verkehrs mit den 
deutschen Behörden vorziehen würden. Hinwiederum scheint aber der von den 
deutschen Zollämtern iu Anrechnung gebrachte Betrag von 16 Mk für eine Analyse 
doch wesentlich zu hoch. Wir gestatten uns daher die ehrerbietigste Bitte vor- 
zutragen, dass dio einheimischen Zollämter die Kosten der Analysen auf etwa 
5 — 6 Mk. reduzieren möchten, da durch diesen Betrag wohl eine genügende Ent- 
schädigung für dio entstehende Arbeit geleistet sein durfte. 

Der hierauf von der Kgl. Generaldirektion am 17. Januar er- 
gangene Bescheid fällt zwar bereits über dio Berichtsperiode hinaus; 
wir wollen ihn aber doch des Zusammenhangs wegen gleich heuer 
hier wiedergeben: 

Im Vollzug der Entschliossung des Kgl. Staatsministerium6 der Finanzen 
vom 14. ds. Mts beehren wir uns. Ihnen auf dio an das genannte Kgl. Staats- 
ministerium gerichtete Eingabe vom 30 Oktober 1906 nachstehendes zu erwidern : 
Die Untersuchung des aus dem Auslände eingehenden Baumöls auf seine Reinheit 
wird nicht, wie Sie annelimen, von den Zollbehörden ausgeführt, sondern ist den 
in Nr. 20 Teil 111 der Anleitung für dio Zollabfertigung getroffenen Bestimmungen 
gotnäss besonders aufgestellten uud vereidigten Sachverständigen (geprüften 
Nahruugsmittolchemikern) übertragen, welchen auch die Untersuchungsgebähren 
zufallen. Im Verfolge Ihrer Vorstellung ist bei dieseu Sacbvetständigen die 
Herabsetzung der Untersuchungsgebühreu auf den von Ihnen vorgeschlagenen 
Betrag angeregt worden. Übereinstimmend haben jedoch die Beteiligten^ die 
Minderung der Gebühren mit Rücksicht auf dio Schwierigkeiten und den Zeit- 
aufwand, welche die vorgeschriebene Untersuchung von Baumöl erfordert, als 
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uutunlieh und im Hinblick auf den festgesetzten Gebübrentarif der öffentlichen 
Untorsuchungsaustalten für Nahrungsmittel, Genussmittel und Gebrauohsgegeu- 
stände fs. Bekanntmachung, betr. die Untersuclmngsanstalten für Nahrungsmittel 
etc. vom 25. Juli 1890. Ges. u. V.-Bl. 1890 S. 517) auch als unzulässig bezeichnet. 

Unter diesen Umständen kamt Ihrer Bitte eine Folge nicht gegeben werden. 

Wir versuchten hierauf nochmals eine Besserung der Verhältnisse 
— jedoch, wie wir hier gleich berichten, erfolglos — herbeizuführen, 
indem wir am 12. März 1907 folgende weitere Eingabe an die Kgl. 
Generaldirektion richteten: 

Im Anschluss an dir Entscbliossung Hoher Kgl. Generaldirektionvom 17. Januar 
ds. Js. Nr. 2(»81 II gestatten wir uns, nochmals auf die Frage zurückzukommon, 
auf welche Weise eine Ermiissigung der Gebühren für dio Untersuchung von 
Olivenöl möglich wäre. 

Wir rekapitulieren zunächst aus unsere früheren Eingaben, dass 

1. für den inländischen Handel die Untersuchung in Deutschland wesentlich 
bequemer und wohl auch sachlich richtiger und verlässiger wäre, als die 
Beschaffung eines Attestes seitens der privilegierten italienischen und 
fianzösischen Untersuchungsstationen. 

2. dass durch die Höhe der inländischen Gebühren die in den neuen 
Handelsvcrtiägen stipulierte ZoUfrciheit des Olivenöls eigentlich wieder 
illusorisch gemacht wird. 

Dass die bisher mit der Untersuchung betrauten amtlichen Sachverständigen 
(öffentlichen Untorsuchungsanstalten für Nahrungs- und Genussmittel etc.) sich 
weigern, ihre Gebühren herabzusi tzen, ist ja vom persönlichen Standpunkt dieser 
Sachverständigen begreiflich; denn die E.xigenz dieser Anstalten wird ja gegenwärtig 
noch in der Hauptsache durch den Gebührenanfall gedeckt. Sachlich wird aber 
dadurch die tatsächlich empfindliche Höhe der Gebühren nicht gerechtfertigt, und 
der Handel kann leider infolgedessen aus den Bestimmungen der Handelsverträge 
keinen rechten Vorteil ziehen. 

Eine Besserung dürfte unter diesen Umstanden wohl nur dadurch erzielt 
werden, dass die Zollverwaltung selbst die Untersuchung des Baumols vornimmt, 
wie das ja auch für andere Artikel, z. B. für Verschnittweine, bereits jetzt und 
zwar zu wesentlich billigeren Gebührensätzen erfolgt. Die Untersuchung des 
ausländischen Öles scheint uns nicht allzu schwierig, zumal wenn durch Beigabe 
eines Ursprungszeugnisses die Provenienz aus einer Gegend fegtgestellt ist, aus 
der kaum eine andere Sendung als reines Baumöl aus natürlichen und zollrechtlichen 
Gründen denkbar ist. Überdies werden ja die meisten deutschen Zollämter behufs 
Durchführung des ueuen Zolltarifs überhaupt mit wesentlich besseren Untersuchungs- 
mitteln ausgerüstet, sodass die Einrichtung von Untersuchungsstellen für Baumöl 
inuerhalb der Zollverwaltung kaum grössere Schwierigkeiten bereiten dürfte. 

Wir bitten daher, uusern Vorschlag der eigenen Durchführung der Unter- 
suchung von Baumöl hei den Zollstellen in Uocbgeneigte Erwägung zu ziehen. 



Seitens unserer oberpfiilzischen Schwesterkammer in Regensburg 
wurde in einer Vorstellung an die Kgl. Generaldirektion der Zölle und 
indirekten Steuern auf die schworen Misstände hingewiesen, die 
sich aus der differenziellen Zollabfertigung für Gerste ergeben. 
Wir behandelten die gleiche Angelegenheit in unserer Plenarsitzung 
vom 14. November, wobei unser Mitglied Herr Eck das Referat 
erstattete. Nach seinen von der Kammer gebilligten Anträgen 
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richteten wir an die Kgl. Generaldiroktion am 5. Dezember folgende 
Eingabe : 

Von der Handels- und Oewerbekammer in Regensburg wurde Hoher Kgl. 
Generaldirektion mit Eingabe vom 28. September der Wunsch unterbreitet, es 
möge zur Abstellung der ungleichmässigen oder missbräuchlichen Zollabfertigung 
alle Gerste, die zum niedrigeren Zoll von 1.30 Mk. per 100 Kilo eingeführt werden 
soll, durch Arisch roten denaturiert werden. 

Auf Grund von Mitteilungen aus Kreisen des Getreidehandels und nach den 
Ausführungen unseres sachkundigen Referenten in unserer letzten Plenarsitzung 
können wir die tatsächlichen Verhältnisse, die dem Regensburger Antrag zu Grunde 
liegen, im allgemeinen durchaus bestätigen. Bis zur Stunde sind noch nirgends 
— in Norddeutschland noch viel weniger als im Süden — genügende Vorrichtungen 
getroffen, um die im Zolltarif leider enthaltene Unterscheidung zwischen „Malzgerste“ 
und „anderer Gerste“ in glatter, den Handel nicht störender Weise vorzunehmen. 
In den Rheiuhäfeu, wo der grösste Import stattfindet, hilft mau sich gegenwärtig 
über diesen Mangel dadurch hinweg, dass man die Vorschriften ziemlich ober- 
flächlich auslegt, wobei Missbräucho durchaus nicht ausgeschlossen siud. Au den 
bayerischen Donau-Umschlaghäfen ist die Warenprüfung gewiss einp seriösere; 
aber die Vorkehrungen zur Denaturierung sind hier docli nicht so ausreichend, 
dass boi einigermassen belangreichen Ankünften die Abfertigung glatt möglich wäre. 
Ebenso sind die maschinellen Einrichtungen, zumal in Regensburg, dermassen 
ungeeignet, dass die Gerste ausser zu Malzzwecken auch zu anderen Zwecken 
unbrauchbar gemacht wird, was gleichbedeutend Ist mit einer sehr namhaften 
Schädigung des Eigentümers der Ware. Zudem kam — wie uns berichtet wird — 
bis in die jüngsto Zeit es an der Donau vor. dass Ware einerlei Herkunft und 
Qualität im oinen Falle zum niederen Zolle ohne Denaturierung, im anderen nur 
zum hohon Zolle in undenaturiortem Zustaude behandelt wurde. 

Es kann kein Zweifel darüher bestehen, dass eiue unverzügliche Beseitigung 
dieser Misstände dringend geboten ist Im Prinzip schlägt die Kammer von 
Regensburg hiefür auch das richtigo Mittel vor, weshalb wir in erster Linie den 
Antrag dieser unserer Schwesterkammer befürworten. Leider müssen wir uns 
aber gestehen, dass die obligatorische Denaturierung unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen und hei den unzureichenden Mitteln der Zollverwaltung in kürzester 
Frist nicht durchführbar ist. Denn bis die einschlägigen Zollämter sich darauf 
einrichten können, bedarf es geraumer Zeit, und es ist unerlässlich, dass auch für 
die lange Zwischeuperiode übergangsweise den einschlägigen Zollstellen Direktiven 
erteilt werden, welche so klar gehalten sind, dass verschiedenerlei Auslegung 
unmöglich ist. Aus diesem Grunde bitten wir, es möge von Seiten der bayerischen 
Zollverwaltung boim Reicbsschatzamte angeregt werden, dass seitens des Reiches 
mit tunlichster Beschleunigung Übergangsbestimmungen erlassen werden, welche 
in klarer und unzweideutiger Fassung die jederorts völlig einheitliche zollamtliche 
Prüfung bedingen und zur Folge haben. 



Zu Gunsten des deutschen Biorexports nach Brasilien 
wurden wir auf Anregung des „Brauhauses Würzburg“ mit folgender 
Eingabe vom 16. Oktober bei dem Kgl. Staatsministerium vorstellig: 

Die bedeutendste Exportbiorbrauerei unsers Bezirks,- das',, Brauhaus Würz- 
burg A.-G.“ berichtet uns, dass nach Mitteilungen von brasilianischen Geschäfts- 
freunden der Einfuhr des bayer. Bieres nach Brasilien neuerdings grosse Schwierig- 
keiten durch aussergcwöhnticho Zollmassnahmeu bereitet werden. Englisches Bier 
(Stout) hat nach diesen Mitteilungen, weil es als Medizinalbier bezeichnet wird, 
einen weit geringeren Einfuhrzoll als das bayerische Bier zu bezahlen. Durch 
diese Massnahmen ist es ganz unmöglich, den Export nach Brasilien aufrecht 
zu orhalteu, und es stellt mit Sicherheit zu erwarten, dass über kurz oder laug 
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der gauze Export des bayer. Bieres nach Brasilien infolge dieser Zollschwierigkeiten 
aufhören wird. 

Wir bitten daher um Hochgenoigte Verwendung bei der Reichsregierung, 
dass durch entsprechende Verhandlung mit der brasilianischen Regierung die 
ungleicbmässige und ungerechte Zolibehandlung des bayer. Erzeugnisses gegen 
jene des englischen Bieres tunlichst bald beseitigt werde. 

Ein Bescheid auf unsere Vorstellung ging uns bis jetzt nicht 
zu. Wir erneuern auch an dieser Stelle unsere Bitte um geneigteste 
Intervention der Reichsregierung bezüglich der ungerechten Zoll- 
behandlung eines so wichtigen deutschen Exportartikels in Brasilien. 



Hinsichtlich der Ausfuhr von getrockneten Kiilbermagen 
nach den Niederlanden wurden wir auf Anregung einer Würz- 
burger Firma mit folgender Eingabe vom 1!>. September bei dem 
Kgl. Staatsministerium vorstellig. 

Von einer Firma hiesiger Stadt wird uns folgender Wunsch vorgetragen: 

Der Artikel Getrocknete Kälbermagen 1 *, der zur Fabrikation von Laab- 
Extrakt (dem einzigen Mittel zum raschen Dioken von Milch in Käsereien) ver- 
wendet wird, bildet einen bedeutenden Exportartikel Bayerns. Die Hauptabnehmer 
liiefür sind schweizerische und französische Firmen. Ein sehr bedeutendes weiteres 
Absatzgebiet konnten aber noch die Niederlande mit ihrer bekanntlich sehr ent- 
wickelten Käsefabrikation ahgeben. In Holland wird jedoch nach einer ganz 
veralteten Vorschrift für die Einfuhr von „Kälbermagen“ ein Gesundheitsattest 
verlangt. Die einzelne Firma in Bayern kann sich ein solches Gesundheitsattest 
nur am eigeneu Platze für die hier erworbene Ware beschaffen. Der lokale 
Anfall des Artikels ist aber lange nicht ausreichend, um ein lohnendes Export- 
geschäft nach Holland ermöglichen zu küunou. Zum Versand von so grossen 
Quantitäten, wie sie in Holland verlangt werden, wäre es nötig, dio vom Handel 
aus verschiedenen grossen Städten gelieferten Quantitäten zu sammeln ; hiebei aber 
ist es wieder unmöglich, für die einzelnen Lieferungen Gesundheitsatteste zu 
beschaffen. 

Kälbermagen rühren im ganzen Deutschen Reich nur von gesunden Tieren 
her, und überdies ist durch die Trocknung jegliche Ansteckungsgefahr beseitigt. 
Auch im Verkehr zwischen Oesterreich-Ungarn und dem Deutschen Reich unterliegt 
der Artikel keiner erschwerenden Vorschrift. 

Zum Ausweis dafür, dass Holland ein grösserer Abnehmer wäre, legte uns 
die Firma den anruhenden Brief einer holländischen Fabrik bei. 

Auf Grund der obigen Darlegungen bitten wir Hohes Kgl. Staatsministerium, 
dahin wirken zu wollen, dass die veraltete Vorschrift der niederländischen 
Regierung beseitigt wird, und dass also künftig getrocknete Kälbermagen ohne 
Gesundheitsattest nach Holland eingeführt werden dürfen. 



Die enorme 'Proissteigeru ng für Vieh und Fleisch, die 
während fast des ganzen vorigen Jahres in sich immer steigerndem 
Masse herrschte und nicht nur das Metzgergowerbe sondern auch dio 
weitesten Kreise der Bevölkerung schwer belastete, veranlasste uns, 
die Frage der Fleischteuerung in unserer Sitzung vom 14. November 
erneut zu behandeln. Unser Gewerbeabteilungs-Mitglied, Herr J ander, 
erstattete hierbei folgendes Referat: 
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Die Vieh- und Fleischpreise haben in Deutschland in den letzten Jahren eine 
ununterbrochene Steigerung erfahren und sind neuerdings auf eine bisher noch 
niemals erreichte Höh*- gestiegen, welche die Volkseroähruiig und die Wohlfahrt der 
broiten Volksschichten ernstlich gefährdet und die eine berechtigte Misstimmung 
und grosse Unzufriedenheit unter der Bevölkerung hervorgerufen hat. Da alle bis 
jetzt gemachten Vorschläge, Petitionen etc., selbst jene des deutschen Städtetags, 
der doch gewiss die unparteiischste Vertretung der Konsumenten darstellt, bei den 
in Betracht kommenden Stellen erfolglos blieben, da ferner alle praktischen Vorschläge, 
insbesondere eine weitere Einfuhr von lebenden Tieren durch Aufhebung der Grenz- 
sperre unter den bekannten Vorsichtsinassregcln. abgelohnt würfen, so liegt es doch 
klar auf der Hand, dass hiebei nur die landwirtschaftlichen Interessen jenen aller 
übrigen Bevölkerungsklassen vorgezogen wurden. Die vom preußischen Landwirt- 
schaftsminister und anderen Rcgierungsvertrctern ausgesprochenen Erwartungen, dass 
die Schweine. Kinder, Kühe und Ochsen bald billiger und in genügender Monge 
vorhanden sein werden, haben sich nicht erfüllt. Dio deutsche Landwirtschaft 
hat sich vielmehr als nicht imstande erwiesen, das Deutsche Reich mit genügendem, 
schlachtreifem Vieh zu versehen, trotzdem in allen Städten durch die übermässig 
hohen Fleischpreiso die Schlachtungen schon seit einem .Iah re sehr stark zurück- 
gegangen sind und die meisten deutschen Grosstädte zu zwei Drittel ihres Bedarfs 
mit österreichischem Vieh versorgt werfen. Man hat nun vielfach versucht, die 
Ursache der Teuoruug den Händlern. Metzgern und Städte Verwaltungen zuzuschreiben. 
Aber es ist gar nicht möglich, den Handel auszuschalton, da die Landwirtschaft 
nicht in der Lage ist, das zu bieten, was der Handel in der Fleischversorgung der 
Städte leistet, indem er das Vieh herholt und auf die Märkte bringt, welche, wonn 
der Handel nicht wäre, leer stehen würden. Den Vorwurf, der Handel verteuere 
das Vieh, erklärt Referent auf Grund langjähriger Erfahrung für aubegriindet. 
Die Landwirte verlangen in ihreu Stalluugen für das Vieh tatsächlich meist mehr, 
als es auf dem Markte kostet: der sicherste Beweis hiefür ist der, dass auf alleu 
grösseren Viehmärkten in Städten die Metzger vom Lande und der Umgegend ihr 
Vieh einkaufen, weil sie es direkt von den Landwirten noch teuerer kaufen müssten. 
Dass die hohen Schlachtgehühren, der Zwischenhandel, sowie die Ausgal>en für 
besser ausgestatteto Läden der Metzger das Fleisch verteuern, ist ebenfalls nicht 
richtig, denn man muss ja auf dem Laude, wo man alle diese Auslagen nicht hat, 
bei geringerer Flei$ch<]ualität verhältnismässig höhere Preise zahlen als in den 
Städten. Dio von hoher Stelle empfohlene Einrichtung von städtischen Gross- 
sehlächtereien hat sich, wie das Beispiel von Wien zeigt, nicht bewährt; denn trotz 
des bedeutenden Grundkapitals von fünf Millionen Kronen konnte, die Wiener 
Geraeiudeschläoliterei nicht prosperieren und vermochte auch nicht, die Preise zu 
reduzieren. Das Unternehmen hat*den deutlichen Beweis dafür erbracht, dass die 
Metzger nicht für die hohen Fleischpreise und überhaupt für die Fleischteuerung 
verantwortlich zu machen sind. Woher kommt überhaupt die Teuerung? Einfach 
von der Differenz des Angebots zur Nachfrage; das ist der wirkliche Preisregulator. 
Dio Preise für Schweine und nicht minder für alle andern Schlachttiere sind weiter 
zu oinor übertriebenen Höhe gestiegen, und es ist zur Zeit ein Zustand geschaffen, 
der schwere Bedenken bezüglich der Ernährung nicht nur der ärmeren, sondern 
auch der mittleren Schichten der Bevölkerung hervorgerufen hat; besonders die 
grösseren Städte haben unter den gegenwärtigen Verhältnissen schwer zu leiden, 
zumal durch die hohen Eleischpreise auch eiuo Steigerung anderer wichtiger 
Lebensbedürfnisse hervorgerufen ist. Hieraus ergibt sich als notwendige Folge, 
dass die bisher gewohnte Lebenshaltung weiter Bevölkerungskreise nicht hietir 
aufrecht erhalten werfen kann, dass die Kaufkraft abnimmt und weitergreifendo 
Schädigungen für Handel und Gewerbe unausbleiblich sind, dio in ihreu weiteren 
Konsequenzen schliesslich alle Berufskreise in Mitleidenschaft ziehen und eine 
bedrohliche Gefahr für das gesamte Volkswohl in sich tragen. Es ist daher schleunige 
Abhilfe feine dringende Notwendigkeit. Diese Abhilfe kann nur durch folgende 
Massnahmen erfolgen, deren Empfehlung durch die Kammer beantragt wird; 

1. Öffnung der Grenzen unter den notwendigen, aber nicht verkebrs- 
erschwerenden sanitären Massnahmen zur Einfuhr von lebendem Schlacht- 
vieh aus Frankreich, Holland und Dänemark: 
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2. Aufhebung oder mindestens wesentliche Herabsetzung der Viehzölle; 

3. Beseitigung der Zölle auf Futtermittel zur Sicherung und Erleichterung 
der deutschen Viehproduktion. 

Unsere Kammer nahm mit einmütiger Zustimmung von diesen 
Ausführungen des sachkundigen Referenten Kenntnis. 



Eine vom „Fränkischen Weinhändlerverband“ an die Kgl. 
Gcneraldirektion der Zölle und indirekten Steuern gerichtete Eingabe 
wegen Entnahme von Weinproben vor der Antragstellung 
über eintreffende Weinsendungen wurde von unserer Kammer mit 
folgender Vorstellung vom 11. Dezember unterstützt: 

Von Seite des Fränkischen Weiuhändler-Verhands wurde Hoher Kgl. General- 
dirnktion mit Eingabe vom ti. ds. Mts. die Bitte unterbreitet, 

dass die Entnahme von Proben aus Weinsendungen gegen Antrag- 
Stellung und Verzollung der Proben vor endgiltiger Autragstelluug bezüglich 
der Sendung selbst auch für die Folge zugelassen werde und zwar von 
Proben in genügender Grösse (etwa ’/ 4 Liter), um dieselben verkosten und 
chemisch analysieren zu können. 

Bei den gegenwärtigen Verhältnissen im Weinhandel und namentlich bei 
der Strenge der gegenwärtigen Weingesetzgebung und Weinkontrollo ist es nötig, 
dass (1er einheimische Käufer vor der kaufmännischen und zollamtlichen Verfügung 
prüft, ob die Sendung dem beabsichtigten Kauf und den inländischen Rechtsverhält- 
nissen entspricht. Hiezu ist in den meisten Füllen sowohl Zuugenprobo wie 
chemische Analyse notwendig, erstere wegen der kaufmännischen Bestimmung, 
letztere wegen etwaiger heimlicher Fehler (unerlaubter Zusätze, ungesetzlicher Be- 
handlungsweisen etc.), die sich durch die Geschmacks- und Geruchsprobe nicht 
feststellen lassen. Wir unterstützen dio Bitte dos Fränkischen Weinhändler- 
verbandes auf das wärmste. 



Unsere Kammer gehört dem Handelsvertragsverein 
(Verband zur Förderung des deutschen Aussen handeis) als Mitglied 
an. An der vorjährigen Mitgliederversammlung am 21. Januar zu 
Frankfurt a. >1. nahm in Vertretung unserer Kammer unser Vor- 
sitzender, Herr Kommerzienrat Hilckon, teil. 



In einer Reihe von Fragen des Voredelungsverkehrs .wurde 
unsere Kammer vom Kgl. Staatsministerium bozw. von Hauptzoll- 
ämtern zur gutachtlichen Äusserung aufgefordert. Von Wiedergabe 
der bezüglichen Berichte sehen wir ab, da dieselben sich meist 
auf bestimmte geschäftliche Verhältnisse einzelner Firmen erstrecken: 
wir erwähnen nur, dass wir namentlich ein ausführlicheres Gutachten 
im Interesse einer Schweinfurter Fabrik gegen die von einer aus- 
wärtigen Fahrradfabrik beantragten zollfreien Zulassung von amerika- 
nischen Freilaufnaben erstatteten. 
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Auf Anfrage der Generaldirektion der Kgl. bayer. Staatseiscn- 
bahnen vom 10. November über die Zulassung der Verzollung von 
Waren an russischen Grenzstationen auf Grund der per Post ein- 
zusendenden Originalfakturen erstatteten wir unterm 4. Januar 1007 
folgendes Gutachten : 

Iu Erledigung <|<t Entsohliessung vom 10. November 1900 Nr. 400 1 tl 
berichten wir. dass uns auf eine Umfrage bei Interessenten drei Mitteilungen 
zugingen, nämlich von den Firmen Koentg \* Bauer. Maschinenfabrik, Kloster 
Oberzell- Wurzbarg, ferner von A. W. Schwabacher, Weingrosshandlung in Wurz- 
burg und endlich von F. 8. Führer, Dampfrosshaar-Spinnerei iu Kitziugen a. M. 

Von den sämtlichen genannten Firmen wird der Vorschlag, die Verzollung 
auf tirund der p.r Post einzusendenden Fakturen auch hei den deutsch-russischen 
Grenzzollämtern zuzulassen, aufs wärmste befürwortet. Die erstgenannte Firma 
Koenig A Bauer, die sehr bedeutenden Export vou Schnellpressen nach Russland 
besitzt, hätte jedoch auch ein Interesse, dass der vorgeschlagene Verzollungsmodus 
auch bei dem Kmfuhramt Grajewo in Anwendung käme. Von der Firma A W. 
Schwabacher wild weiter Gewicht darauf gelegt, dass bei der neuen Verzollungsart 
die gegenwärtig ganz regelmässigen Beraubungou der Wein- und Spirituoseu- 
sendungen verhütet wüidcu. Nach Angal>eder Firma werden z. 2t. bei Sendungen 
von Flaschenweinen und Spirituosen fast aus jeder Kiste je nach Grosse ein 
bis fünf Flaschen bei der Verzollung entwendet; ebenso werden Fässer unter 
den Reifen angebohrt und zum Teil entheit, wodurch manchmal auch der übiig- 
Meibende lb-st in der Qualität geschädigt wird. Reklamationen haben in der 
Regel gar keinen Erfolg; es wäre recht w ünschenswert, wenn in dieser Beziehung 
eine Besserung der Verhältnisse erzielt würde. 

Sehr bedeutend und stetig steigend war heuer wieder die 
Inanspruchnahme unserer Bureaus hinsichtlich Auskünfte über 
die Zollsätze der verschiedenen Staaten, zumal Interessenten mit 
bezüglichen Anfragen von den Eisenbahn-, Post- und Zollbehörden 
regelmässig an unser Bureau verwiesen werden. Während des Vor- 
jahres waren mangels genügender systematischer Unterlagen und 
literarischer Behelfe diese Zollauskünfte noch ziemlich erschwert. 
Im Laufe des .lahres erschienen aber allmühlig die im Reichsamt 
des Innern neubearbeiteten Zusammenstellungen der Zolltarife des 
ln- und Auslandes, sodass nunmehr unsere Zollauskunftstelle im 
Allgemeinen wohl in der Lnge ist, die gestellten Anfragen über 
Zollsätze zu beantworten. 

Unsere Tätigkeit hinsichtlich der auswärtigen Handelsverhältnisse 
erstreckte sich ferner wieder auf die Mitwirkung bei Feststellung 
der Durchschnittswerte für die Warenpreisstatistik, weiter auf 
die Ausstellung zahlreicher Ursprungszeugnisse; die Beglaubigung 
der Ursprungszeugnisse hat auch im Vorjahre eine grosse Zahl 
erreicht, und betraf hauptsächlich den Export von Schnellpressen, 
Maschinen und Maschinenteilen, Wein, Spirituosen. Silberwaren, 
Antiquitäten und Feuerwerk. 
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Bezüglich einer lokalen Frage der Zollabfertigung an 
Sonn- und Feiertagen erstatteten wir auf Anfrage des Kgl. 
Oberpostamts Würzburg gemäss einem in unserer Sitzung vom 
12. Dezember erstatteten Referat uuseres Mitgliedes, Herrn Pfister, 
folgendes Gutachten vom 21. Dezember: 

Auf Zuschrift vom 29. v. Mts. Nr. 57078 beehren wir uns, ergebenst zu 
belichten, dass unsere Kammer angesichts dos geringfügigen Verkehrs sich mit 
Aufhebung der gegenwärtigen .lourstunde an Sonn- und Feiertagen bei der Zoll- 
expositur Würzburg einverstanden erklärt, falls durch eine Art von Bereitschaft 
— wie dies ja beabsichtigt ist — die etwa notwendig werdende Zollabfertigung von 
verderblichen Waren auch künftig gewährleistet wird. Erwünscht wäre für 
letzteren Fall, das* durch Anschlag an geeigneter Stelle darauf hingewiesen wird, 
wo und wie diese Bereitschaft in Anspruch genommen werden kann. 

liegen die weiter beabsichtigte Aufhebung der Verzollung von Eilboten- 
scndungen mit niehtverderbüchem Inhalt an Sonn- und Feiertagen haben wir 
jedoch sehr erhebliche Bedenken. Wer die Kosten einer Eilbotonbestellung über- 
nimmt, hat sicher auch ein besonderes Interesse an der raschen Abfertigung. Für 
hiesige Verhältnisse kommt dabei noch in Betracht, dass wir in Würzburg 5 bis 
7 mal im Jahr zwei Feiertage direkt hintereinander haben, in welchen Fällen der 
geplante Ausschluss der Kilbotensemlungcn von der Verzollung besonders unan- 
genehm wirkeu dürfte. Nachdem nun doch einmal eine Art vou Bereitschaft für 
die verderblichen Waren eingerichtet wird, wäre es recht erwünscht, wenn deren 
Tätigkeit sich auch auf Eilbotensendungen mit nichtverdorblichem Inhalt erstrecken 
könnte. Wir bitten ergebenst, diesen Modus im Benehmen mit der Zollverwaltung 
durchführen m wollen. 

Wir wollen diesen Abschnitt nicht schliesscn, ohne der end- 
lichen Verwirklichung eines langgehegten Wunsches des Handels- 
und Gewerbestandes von Würzburg, des Neubaus des Haupt- 
zollamts und der damit verbundenen zollamtlichen Niederlagen 
zu godenken. Das neue Würzburger Hauptzollamt ist seit Früh- 
jahr 1907 im Betrieb. Hoffentlich erfüllt es die darauf gesetzten 
Hoffnungen und Erwartungen der Handelswelt, namentlich wenn 
der notige, praktische Gleiseanschluss sowie — durch Fertigstellung 
der Werfthalle — auch die Verbindung mit der Wasserstrasse 
hergestellt ist. 



III. Gesetzgebung und Einrichtungen für 
Handel und Gewerbe. 

Wie in den Vorjahren nahm die Berichtigung und Vervoll- 
ständigung der Handelsregister einen grossen Rahmen in den 
Arbeiten unseres Bureaus ein. Die diesbezüglichen Arbeiten sind 
namentlich folgender Art: 1. die quartalweise Durchsicht der von 
den Distriktspolizeibehörden aufgestellten Gewcrbeanmeldungslisten 
und Begutachtung der einzelnen Betriebe hinsichtlich ihrer Kin- 
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tragspflicht; 2. die Aufstellung von Vertrauensmännern für die 
einzelnen Amtsgerichtsbezirke zur Revision der Handelsregister: 
3. die Erstattung von Gutachten über Einzelfragen bei der Ein- 
tragung ins Handelsregister; 4. Vorschlag der Publikationsorgane für 
die Veröffentlichungen der Registergerichte. 

Die Begutachtung sowohl der <|uartahveise einlaufenden Ge- 
werbeanmeldelisten wie namentlich auch der zahlreichen strittigen 
Einzelfälle, die uns von den Registergerichten zur gutachtlichen 
Äusserung überwiesen wurden, bot für unsere Kammer vielfach recht 
schwierige Aufgaben. Da es sich in der Regel aber um Angelegen- 
heiten handelte, die lediglich einzelne Geschäfte und deren Personal- 
verhältnisse betrafen, sehen wir von einer Veröffentlichung der zahl- 
reichen Gutachten, die ohnehin meist kurzhändige Erledigung fanden, 
ab. Wir erwähnen nur, dass es sich, wie in den Vorjahren, vielfach 
darum handelte, über die Eintragspflicht einzelner Firmen, die auf 
der Grenze zwischen Kleinbetrieben und wirklichen kaufmännischen 
Geschäften schweben, zu entscheiden. Im allgemeinen hielten wir 
dabei an den schon im Vorjahre erwähnten Grundsätzen fest d. h. 
wir nahmen im Grossen und Ganzen folgende Kriterien für die 
Eintragspflicht einer Firma an: kaufmännische Vorbildung und 

persönlicho Qualität der Inhaber, eventuell bei kleineren Betrieben 
Vorhandensein kaufmännischer Buchführung, Beschäftigung einer 
grösseren Anzahl Gehilfen oder Besitz einer entsprechenden maschi- 
nellen Einrichtung, endlich ein Mindestumsatz von ca. 20 000 11k. 

Nicht selten wurde wiederum von bisher nicht eingetragenen 
Geschäften der Antrag gestellt, dass als ihre Firma der Name eines 
Vorbesitzers, unter dem eben das Geschäft bei der Kundschaft 
bekannt ist, eingetragen werde. Wir konnten diesem Ansinnen 
natürlich nur dann entsprechen, wenn der Nachweis erbracht wurde, 
dass das Geschäft auch schon zu den Zeiton des Vorbesitzers ein- 
tragspflichtig bezw. eintragsfähig gewesen ist. 



Vom Deutschen Handelstag wurde auf Anregung der Handels- 
kammer Wiesbaden eine Frage zur Behandlung angeregt, die auch 
uns vielfach schon bei unserer gutachtlichen Tätigkeit aufgefallen 
war. nämlich dieFührung einer Handelsfirma durch Minder- 
kaufleute und Handwerker, ln unserer Plenarsitzung vom 
14. November erstattete der Kammersyndikus hierüber folgendes 
Referat: 
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Boi Durchsicht der Gewerbeanmcldoltsten, die guartal weise unserer Kammer 
zugehen, und auf Grund deren wir nach den Bestimtmmgen des neuen Handels- 
gesetzbuches zu begutachten liaben. ob ein Gewerbetreibender als Kaufmann zu 
erachten und eintragspflichtig ist oder nicht, kommt selrr häufig der Fall vor, 
dass mau auf Betriebsbezeichnui gen sliisst, die den Anschein von kaufmännischen 
Firmen haben, obgleich die Geschäftsinhaber nach dem Umfang ihres Betriebs 
nur als Minderkaufleute oder Handwerker gelten können. Die gleiche Beobachtung 
ist auch von anderen Handelskammern gemacht worden, sodass sich der Deutsche 
I landeistag veranlasst sah, in einem Kundschreiben an seine Mitglieder die An- 
regung zu einer Behandlung der Frage zu geben. 

Nach dem Handelsgesetzbuch hat nun lediglich der Voll-Kanfmann das Hecht, 
eine Firma zu führen ; es ist dies überhaupt das wichtigste Recht, das gegenüber 
den vielen Verpflichtungen doch auch a's Vergünstigung aus der Eintragung in 
das Handelsregister hervorgebt. Dieses Rocht macht sich namentlich geltend bei 
Veräusseruog eines Geschäfts, bei Erbgang usw., weiter auch bei Andeutung eines 
Gesellsi haftsverhäitnisses (durch den Zusatz „u, Co.“) oder bei der Bildung von 
inehmamigen Firmen. 

Für den Minderkaiifmanii und Handwerker besteht kein solches Firmenrecht. 
Allerdings ist in der Gewerbeordnung § 15a vorgesohrieben, dass Gewerbetreiliende, 
sowie Gast- und Schankwirte au ihren offenen Verkaufsstellen oder Wirtschaften 
ihren Natneu mit ausgeschriebenen Vornamen anbringen müssen. Diese Vorschrift 
hat aber nur einen polizeilichen bezw. einen wirtschaftspoiitisehen Zweck, ein 
Fitmenreeht resultiert nicht daraus; anderseits kann jedoch aus der Gewerbe- 
ordnungs-Bestimmung auch nicht geschlossen werden, dass der Gewerbetreibende 
und Minderkaufmann auch im allgemeinen Geschäftsverkehr nur diese Form seines 
Namens benützen dürfte, dass er also z. B. seinen Vornamen immer aussobreiben 
müsste und nicht abkürzen könnte. 

Wünschenswert erscheint es dagegen, wenigstens einige Richtpunkte zu 
besitzen, um feststellen zu können, ob der Gebrauoh einer nicht zustehenden 
nandlungsfirma vorliegt oder nicht, da die Kegistorgerichte nach § 37 H. G. B. 
verpachtet sind, die Unterlassung des Gebrauchs nicht zustehender Handelsfirmen, 
eventuell unter Verhängung von Ordnungsstrafen, durchzusetzen. Als solche 
Fälle, iu welchen eine nicht zustehende Handelsfirma vorliegt, dürfton wohl immer 
zu betrachten sein 

a) die Führung eines andern Namens als des wirklichen Geschäftsinhaber ; 

b) die Führung dos Namens eines Vorbositzers mit dem Zusatz „Nachfolger“; 

c) Boisätze wie „u. Co.“, „Söhne“ oder „u. Sohn“, „Gebrüder“ und dergl. ; 

d) die Zusammenstellung zweier Zunamen ohne Vornamen oder ohne aus- 
geschriebene Vornamen. 

in andern Fällen wird es allerdings auf die Einzelumstände des Falles 
ankommen, ob die unbefugte Führung einer kaufmännischen Firma anzunehmen 
ist oder nicht, so z. B. 

ai wenn neben dem wirklichen Namen des Geschäftsinhabers der des Vor- 
besitzers mit dem Zwischenwort „vormals“ oder „früher“ gebraucht wird-, 

b) bei Führung allgemeiner Gesehäftsbe/eichnuugen (Pliantnsieiiamen) mit 
lnhabcrangnbe. 

Während in den erstgenannten Fällen nach der allgemeinen Verkehrs- 
auffassung wohl immer die Benutzung einer kaufmännischen Firma anzunehmen 
ist, muss bei den letztgenannten Fällen jeweils unter Berücksichtigung der Einzel- 
urastäude entschieden werden, ob die Absicht dahin ging, unberecliligterweise 
die K;iufmannsi|ualität vorzuspiegein. Diese Richtpunkte sind im wesentlichen 
schon bisher bei den Gutachten an die Registergeriehte eingenommen worden. 
Referent beantragt, auch ferner diese Praxis beizubehalten und dom Deutschen 
I landeistag entsprechende Mitteilung zu machen. 

Im Anschluss hieran ist noch eine firmenrechtliche Frage zu erwähnen, 
die vom hiesigen Registeramt in einer Zuschrift an die Kammer aufgeworfen 
wurde. Es fragt sich nämlich, ob auch die grösseren Gastwirtschaften eintrags- 
pflichtig sind. Nacli Art. 10 des früheren Handelsgesetzbuchs waren z. B. die 
Hotels und grosse Gastwirtschaft-Etablissements nicht cintragspflichtig. Im netten 
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Handelsgesetzbuch ist aber eine derartige Bestimmung nicht mehr aufgenommen, 
die Gastwirte sind also, soweit ihr Betrieb nicht blos handwerksmässig ist. lant 
Gesetz eintragspflichtig; das erklären auch ausdrücklich die Kommentare. Z. B. 
Staub Seite 5!h Demgemäss wäre die Eintragung der grösseren Gastwirtschaften 
bei den Registerämtem zu begutachten. 

Wir berichteten demgemäss an den Deutschen Handelstag und 
behielten auch die in dem Referat geschilderte Praxis bei unserem 
Gutachten an die Registergerichte bei. 

Im Zusammenhang mit dieser Angelegenheit stand eine Anfrage 
der Würzburger Handwerkskammer, die auf einem Rundschreiben des 
Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertags betr. Eintragung von 
Handwerkern in das Handelsregister und Führung von Firmen durch 
Handwerker fusste. Wir gaben der Handwerkskammer unsere Stellung 
mit folgendem Schreiben vom 14. Dezember kund: 

In Erwiderung Ihrer Zuschrift vom IO. ds. Mts. gestatten wir uns, Ihnen 
folgende Mitteilungen zu dem anbei zurückfolgenden Rundschreiben des Deutschen 
Handwerks- und Gewerbekammertnges betr. Eintragung von Handwerkern in das 
Handelsregister und Führung von Firmen durch Handwerker ergebenst zu übermitteln : 

Wie Sie jedenfalls bereits selbst bemerkt haben, passen die Ausführungen 
in dem erwähnten Rundschreiben vielfach nicht auf bayerische Verhältnisse. 
Insbesondere können in Bayern keine Differenzen über die Beitragspflicht zur 
Handels- bezw. Handwerkskammer entstehen, da für letztere Korporation überhaupt 
keine Beiträge der Beteiligten erhoben werden, vielmehr die Deckung des Bedarfs 
aus Kreisniitteln erfolgt. 

Was nun die Grundsätze für die Eintragung in das Handelsregister anlangt, 
so sind wir — gerade auf Anregung aus Kleingewerbs- und Handwerkskreisen — 
bestrebt, die Eintragungen nicht allzuweit auszudelmen, und zwar aus der Über- 
zeugung, dass die Eintragung ins Handelsregister den kleineren Betrieben vielfach 
Pflichten auferlegt, die für sie schwer erfüllbar sind und die in ihrer Tragweite 
auch vielfach unterschätzt werden. Allerdings gibt die Eintragung auch gewisse 
Rechte, vor allem das Firmenrecht, aber bei Abwägung der Rechte und Pflichten, 
dio aus der Handelsregister-Eintragung entspringen, müssen doch letztere als über- 
wiegend erachtet werden. Ans diesen Gründen haben wir in der Regel davon 
abgesehen, darauf zu dringen, dass ein handwerksmäßig geführter oder kleingewerb- 
licher Betrieb in das Handelsregister eingetragen wird. War es jedoch der Wille 
des betr. Geschäftsinhabers, in das Register eingetragen zu w erden und entsprachen 
die Gesciläftsverliältnisse annähernd den Anforderungen einer kaufmännischer Firma, 
sn wurde andererseits der Eintragung von unserer Seite gewiss nichts in den 
Weg gelegt. 

Für unsere Gutachten darüber, ob ein Geschäftsbetrieb eintragspfliebtig ist 
oder nicht, haben wir Art und Umfang des Geschäfts berücksichtigt. Die haupt- 
sächlichsten Kriterien sind Zahl der Arbeiter oder Angestellten. Verwendung von 
Maschinen und besonderen Gerätschaften, die Notwendigkeit oder wenigstens 
tatsächliche Führung kaufmännischer Bücher, der Abschluss von Bilanzen, endlich 
auch namentlich die Qualität dos betr. Geschäftszweiges und die Grösse des Umsatzes. 
In letzterer Beziehung wird von uusern unterfränkischen Registergerichtei) im 
allgemeinen ein Betrag von 2<>,0()0 Mk. als untere Grenze für die Eintragspfliehtigkeit 
angenommen: doch haben wir in uosern Gutachten diese l'nisatzgrenzo durchaus 
nicht strikte festgehalten. So haben wir z. B. bei Apotheken und Weinhandlungen 
die Kintragspflicht zuweilen auch dann angenommen, wenn der Umsatz von 
20. (ss_) Mk. noch nicht erreicht wurde, und anderseits haben wir bei handwerks- 
mässlgen Betrieben z. B. bei Tünchern, Baugeselmftcn etc. nicht auf Eintragung 
gedrungen, obgleich die Umsatzgrenze unter Pmständen überschritten war. Es 
musste eben hiebei die mehr oder minder kaufmännische Qualität in Betracht 
gezogen werden. 
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Auch die Gewerbesteuer kann allenfalls ein Kriterium für die Eintrags|dlicht 
bilden; in Bayern ist jedoch unsere Erachtens aus der Steuerveranlagung kein 
sicherer Schluss zu ziehen, da bei unserer bayer. Gewerbesteuer-Gesetzgebung die 
veraltete Einteilung iw i sehen Normal- und Betriebsanlage besteht und dadurch bei 
den verschiedenen Geschäftssparten auch eine ganz verschiedene Besteuerung eintritt. 

Kür die Beiziehung der Handwerkskammer zur Begutachtung in Begistersachen 
ist in Bayern die Ministerialbekanntmachung vom 28. Dezember 1902 massgebend; 
uusers Wissens ist die Handwerkskammer auch schon in verschiedenen Bällen von 
den Registergerichten um Gutachten angegangen worden 

Hinsichtlich jener Verhältnisse, in welchen wir die unzulässige Führung 
einer kaufmännischen Firma durch einen nicht in das Handelsregister eingetragenen 
Geschäftsinhaber annehmen zu müssen glauben, gibt unser Protokoll vom 14. v. Mts. 
Aufschluss. Wir wissen wohl, dass in einzelnen Fällen, z. B. bei Geschäftsverkauf 
oder Erbgang Unauuehmlicbkeiten entstehen können, wir glauben aber an den von 
uns festgestellten Gesichtspunkten im Interesse eines geordneten Geschäftsverkehrs 
festhalten zu müssen, da aus der Führung von nicht eingetragenen Firmen, die den 
tatsächlichen Verhältnissen nicht entsprochen, grobe Fnzuträglichkeiten im Geschäfts- 
verkehr entstehen können. 



Eine prinzipielle Frage betraf die Eintragspflicht der Hotel- 
besitzer, die bisher in unserem Kreise noch nicht eingetragen 
waren. Von unsernt diesbezüglichen Bericht an das k. Amtsgericht 
Würzburg (Registeramt) lautet der allgemeinere Teil folgendermassen : 

Unter Rückgabe des Protokolls vom 16. v. Mts. beehren wir uns, auf Zu- 
sclnift des k. Amtsgerichts vom 23. v. Mts. mitzuteilen, dass unsere Kammer cs 
für gesetzlich entschieden erachtet, dass Gastwirte, insoweit ihr Betrieb über den 
Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, eintragspflichtig zum Handelsregister sind. 
Wir erachten es darum auch für richtig, dass diese Bestimmung durchgeführt 
wird und dass demgemäss die nachträgliche Eintragung der grösseren Gastwirt- 
schaften hiesiger Stadt erfolgt. 



Der Wassergesetzentwurf, diese wichtige wirtschaftliche 
Gesetzesvorlage. kam im Berichtsjahre bis zur Entscheidung. Noch 
kurz vor der endgiltigen Annahme trat die Kammer in eine 
Beratung über die bedeutsame Frage des Zwangsenteignungs- 
rechts, worüber der Vorstand unseres Bezirksgremiums Aschaffen- 
burg, Herr Kommerzienrat Stetiger, in unserer Plenarsitzung vom 
14. November referierte. Unser nach seinen Anträgen abgefasster 
Bericht an das Kgl. Staatsministerium vom 4. Dezember lautete: 

Dor Entwurf eines neuen Wassergesetzes geht bezüglich des Zwangs- 
enteignungsrechts wohl etwas weiter, als die bisherige bayerische Wassergesetz- 
gebung, indem die Befugnis zur Expropriation nicht mehr blos für öffentliche, 
notwendige und gemeinnützige Interessen, sondern auch für Private, die sich unter 
bestimmten Voraussetzungen zu einer öffentlichen Wassergenossenschaft vereinigen 
können, gegeben wird. Es wird hier also der ursprüngliche Grundsatz des bayer. 
Expropriationsrechtes verlassen und die Enteignung zugelassen, auch wenn nur 
ein privates Interesse, nämlich der gemeinsame Nutzen der iu der Zwangsgenossen- 
schaft vereinigten Grundeigentümer gegeben ist. Allerdings ist die Teilnahme an 
dieser Genossenschaft und damit dor Vorteil des Enteignungsrechtes daran gebunden, 
dass nur Eigentümer der in der Genossenschaft vereinigten Grundstücke zu dieser 
Genossenschaft zugelassen sind (Art 112). Damit ist den Unternehmern, welche 
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nicht gerade dort Grundbesitzer sind, die Möglichkeit genommen, irgend etwas zu 
erreichen, z. B. Ausbau einer Wasserkraft, wenn ein Grundeigentümer dem Beginnen 
sich widersotzt. Man ist also nach wie vor darauf angewiesen, selbst bei Unter- 
nehmungen von grösster wirtschaftlicher Bedeutung, sich mit den betreffenden Grund- 
besitzern auseinander zusetzen, so gut es eben geht; die Folge muss die sein, dass 
nur in den seltensten Fällen es möglich sein dürfte, im W ege privater Unternehmung 
eine grosse Wasserkraft in Bayern auszubauen. 

Da aber die private Initiative und der private Unternehmungsgeist auch heute 
und in Zukunft nicht entbehrt werden kann, so sollte die Lücke itn Gesetze ans- 
gefullt werden, indem auch andere gemeinnützige Zwecke, als die für Bildung der 
öffentlichen Wassergenossenschaften vorgesehenen, vermittels des Enteignungsrechtes 
an Grundstücken und Privatflüssen durchführbar gemacht werden. Es handelt sich 
im besonderen um Unternehmungen zur Anlage von Wasserkraftwerken behufs 
Abgabe von Kraft und Licht, wenn die bezüglichen Unternehmungen ihrem Umfange 
und ihrer Anlage nach der Verleihung des Enteignungsrechtes würdig erscheinen. 
Das Enteignungsrecht soll sich aber nicht auf Kraft und Licht allein beschranken, 
sondern für alle Zwecke, wenn solche gemeinnützig, gewährt werden. 

Einem Beschlüsse in unserer letzten Plenarversammlung entsprechend, bitten 
wir, die Erweiterung des Expropriationsrechts noch in den Wassergesetzentwurf, 
der dem nächstens zusammentretenden Iaudtag zur endgültigen Erledigung vorliegt, 
aufnehmeu zu wollen. Es steht die wirtschaftliche Entwicklung Bayerns daboi in 
Frage, welche bei der Fassung des Entwurfes, soweit Wasserkräfte in Betracht 
kommen, in den Händen einzelner zufälliger Grundeigentümer liegen kann, die 
vielleicht kein Interesse haben, dass entferntere Gemeinden oder sonstige Bevölke- 
rungsschichten Anteil au der Wasserkraft durch deren elektrische Übertragung 
nehmen. 



Von dem Verband selbständiger Kaufleute und Gewerbe- 
treibender des Grossherzogtums Baden in Mannheim wurde die 
Schaffung einer eigenen Bertifsgenossenschaf t für den Detail- 
handel angeregt In unserer Sitzung vom 10. Mai referierte unser 
Mitglied, Herr Pfister, hierüber in folgender Weise: 

Gemäss Anregung des Verbandes selbständiger Kaufleute und Gewerbe- 
treibender des Grossherzogtunis Baden (Sitz in Mannheim) ist es mit Freuden zu 
begriissen, dass die frage der Trennung der Detailbetriebe von der Logereiherufs- 
genossenschaft endlich einmal in Fluss kommt, da auch im hiesigen Handels- 
kammerbezirk viele Detailgeschäfte durch Zwang lob mit Recht soll dahingestellt 
bleiben) der l<agereibcrufsgeno8senschaft ihre nicht unerheblichen Beiträge entrichten 
müssen. Auch seitens des Zentraiverbandes deutscher Kaufleute und Gewerbe- 
treibender ist in dieser Sache eine Eingabe an den Bundesrat und an den Reichs- 
kanzler unterm 30. März ds. Js. ergangen. Nach den darin enthaltenen sachlichen 
Ausführungen, denon ich in allen Einzelheiten, beipflichte, ist mit allen Mitteln 
dahin zu arbeiten, dass der Detailhandel von den ihn betreffenden Härten befieit 
und dass ein Zustand herbeigefübrt wird, der alle Unfälle, die itn Detailbetrieb 
Vorkommen, in sich begreift. Hei dem jetzigen Zwitter-Zustande wird ea wohl bei 
einem I nfall nicht ausbleiben, dass zwischen dem \rbeitgeber und der Genossen- 
schaft Differenzen Vorkommen, da es in vielen Fällen nicht so genau festzustellen 1 
ist, ob der 1 nfall tatsächlich unter die Haftpflicht der Genossenschaft fällt. Re- > 
fercht beantragt daher Anschlusserklärung an die Eingabe des Verbandes selbständiger ■ 
Kaulleuto und Gewerbetreibender des Grossherzogtums Baden und Eingabe an den 
Bundesrat mit folgenden Anträgen: . 

1. Änderung des Gewerbe-Uufallversicheruugs-Uesctzes vom 30. Juui 1900 
nach der Richtung, dass alle im Handelsregister eingetragenen Detail- I 
bamllung. il, und zwar im ganzen Umfange ihres Betriebes, dem Yer- 
sichernngszwangc zu unterwerfen sind; 

2. Errichtung einer ln fall - B' rufsge Müssen Schaft speziell für Datailbetriebc. j 
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Wir berichteten demgemäss unterm 7. Juni an den Herrn 
Reichskanzler. 



Von dem leitenden Sachverständigen der Reblaus- 
kommission für den 1. fränkischen Weinbaubezirk (Bureau in 
Kitzingen a. M.) wurde bei uns angeregt, dass die zum Extinktions- 
verfahren in den von der Reblaus verseuchten Weinbergen nötigen 
Desinfektionsmittel künftig von fränkischen oder doch bayerischen 
Lieferanten gestellt werden. Hiebei waren folgende Angaben be- 
merkenswert: 

Bisher wurden von einheimischen Firmen fast keine Bewerbungen um 
Lieferung der Artikel eingereicht. 

An Schwefelkohlenstoff puriss. wurden angewandt 

i. J. 1905 für Mk. 12.500 

„ „ 1906 „ 23.800. 

Bezogen wurde der Schwefelkohlenstoff von Kreuznach zum Preise von 
Mk. 25.50 für 100 Kilo netto frachtfrei Bahnhof des Verwendungsortes. 

An Kresolseifenlösung, entsprechend den Anforderungen des Deutschen 
Arzneibuches, wurden bezogen 

i. J. 1905 für Mk. 12.700 

,. ., 1006 „ 31.150. 

Die Lieferung der Kresolseifenlösung erfolgto teils von Bonn a. Rh., teils 
von Mannheim zum Preise von Mk. 31. — für 100 Kilo netto, frei auf den 
Verwendungsplatz, d. h. den Reblaus-Seuchenherd; vorübergehend hat auch eine 
Fabrik in Schwabach kleine Mengen geliefert, doch waren deren Preise höher wie 
die der ausserbayerischen Fabriken. 

Dem Ersuchen des leitenden Sachverständigen entsprechend 
wurde von uns durch Zuschrift an eine Reihe Grosshandlungen und 
Fabriken der Chemikalienbranche die Anregung gegeben, dass sich 
auch leistungsfähige, einheimische Firmen um die nächstjährigen 
Lieferungen bewerben mögen. Für deren Höhe konnte allerdings 
keine Gewähr übernommen werden, da sich natürlich nicht voraus- 
sehen lässt, ob und in welchem Umfange 1907 und in den folgenden 
Jahren Reblausseuchenherde festgestellt werden. Die oingelaufenen 
Offerten wurden der Reblauskommission übermittelt. 



Von der Handelskammer Frankfurt a. M. wurde die Frage des 
Eigentumsvorbehalts an Maschinen durch eine Eingabe an 
den Deutschen Handelstag angeschnitten. Auch unsere Kammer 
beschäftigte sich mit der Angelegenheit in der Sitzung vom 10. Mai, 
wobei folgendes Referat des Vorsitzenden unseres Bezirksgremiums 
Schweinfurt, Herrn Kommerzienrats Dr. Hurtzig, zu Grunde lag: 

3* 
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Die Handelskammer Frankfurt a. M. nimmt in einer Eingabe an den Deutschen 
Handelstag gegen die Rechtsprechung des Reichsgerichts, wodurch der Eigentums- 
vorbohalt an Maschinen vielfach negiert wurde, Stellung. Die Eingabe der Frankfurter 
Handelskammer dürfte auch seitens unserer Kammer unterstützt werden: denn die 
vorliegenden Entscheidungen des Reichsgerichts haben tatsächlich eine grosse 
Beunruhigung und bedeutende Schädigungen der Maschinenindustrie hervorgerufeu. 
Nach den vorliegenden Entscheidungen hat der Maschinen fabrikant kein Anrecht 
an dor dem Käufer auf ratenweise Abzahlungen gelieferten Maschine bei Eintritt des 
Konkurses etc.; auch der Notbehelf der mietweisen Überlassung der Maschine gibt 
keinen Schutz. Es ist das in der Eiogabe so eingehend erörtert, dass es nicht 
nötig sein dürfte, den Antrag der Unterstützung derselben noch weiter zu begründen, 
ln der Verhandlung über diesen Gegenstand in der oberbayerischen Handelskammer 
hat der Referent zwei Entscheidungen des bayerischen Obersten Landesgerichts 
angeführt, die einen ganz anderen Standpunkt einnehmen als die Entscheidungen 
des Reichsgerichts. In dem einen Beschluss vom 7.3. 1901 (Entscheidungen neue 
Folge Band V, S. 122) ist ausgesprochen, dass das Fabrikgebäude nicht den Zweck 
hat, zum unmittelbaren gewerblichen Betrieb zu dienen, sondern der Betrieb soll 
innerhalb des Gebäudes mittelst der dazu bestimmten Maschinen und Geräte statt- 
linden. Dadurch allein, dass das für einen bestimmten gewerblichen Betrieb 
bestimmte Gebäude auch für die Aufnahme der zu verwendenden Maschinen besonders 
eingerichtet ist, werden diese noch nicht Bestandteile des Gebäudes. Die Trennung 
einer Maschine, die ohne Beschädigung erfolgen kann, hebt daher das Wesen des 
Fabrikgebäudes nicht auf. In einer zweiten Entscheidung heisst es: Wenn 

Maschinen mit dem Gebäude in leicht löslicher Weise verbunden werden, geschieht 
es in der Kegel zu dem Zweck, ihnen einen festen Staudort zu verschaffen. Die 
Trennuug würde nur die Folge haben, dass die entfernten Maschinen durch andere 
zu ersetzen sind. Hoffentlich gelingt es den Bemühungen des Deutschen Handelstages, 
das Reichsgericht bei künftigen Entscheidungen zu einem anderen Standpunkt als 
dem bisherigen zu veranlassen. 

In der Debatte wurde jedoch von verschiedenen Mitgliedern, 
so insbesondere von den Herren Direktor Ach und Kommerzienrat 
Bock, ein anderer Standpunkt als jener der Frankfurter Handels- 
kammer vertreten, da der Immobiliarcredit durch die Zurechnung 
von Maschinen zum Gebäude ganz wesentlich beeinflusst wird ; die 
Trennung dieser Pertinenzen würde manche Fabrikgebäude nur in 
weit geringerem Masse creditwürdig erscheinen lassen. Schliesslich 
einigte sich die Kammer auf Antrag des Herrn Hellmann zu dem 
Vorschläge aD den Deutschen Handelstag, es sollo die gesetzliche 
jjösung dieser für die Maschinenindustrie und den Immobiliarcredit 
gleich wichtigen Frage befürwortet werden. 



In der gleichen Sitzung behandelte unsere Kammer auch die 
Ü borgangsbesti m in ungon bezüglich Inhaberhypotheken, 
worüber der Kammersyndikus referierte : 

Von der Anwaltskammer Augsburg wurde beim Justizministerium beantragt, 
dass landesgesetzlioho Übergangsbestimmungen erlassen werden, wonach die Ent- 
stehung von Eigentümer-Hypotheken zum Schaden von Nachhypothekgläubigern 
aus den bestehenden Nebenkautionen. Anmiitätshvpotheken und den mit dringlicher 
Haftung übernommenen Inhaberbypotheken verhindert wird. Referent erläutert 
unter Bezugnahme auf die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches die 
betreffenden Verhältnisse, die namentlich für unsere Gegend, wo die Einführung 
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des Grundbuchs noch in ziemlicher Ferne steht, von Bedeutung sind. Nachdem 
jedoch bereits ein bezüglicher Gesetzentwurf eingebracht ist und auch vom Landtag 
Annahme gefunden hat, erübrigt sich ein Antrag. 

Die Ausführungen des Referenten dienten der Kammer antrags- 
gemäss lediglich zur Kenntnis. 



Von der Kgl. Regierung wurde uns der Entwurf einer Ver- 
ordnung über den Verkehr mit leicht entzündlichen festen 
Stoffen (Celluloid, Kalium, Natrium, Phosphor und Reibfeuerzeuge) 
zur Begutachtung überwiesen. Nach Einholung fachmännischer 
Berichte aus Interessentenkreisen erstatteten wir unterm 9. August 
nachstehendes Gutachten an die Kgl. Regierung: 

In Erledigung des Auftrags vom 30. Mai ds. Js. Nr. 14176 berichten wir, 
dass Fabriken für Celluloid und Roibfeuerzeuge unseres Wissens in unserm Kreise 
nicht bestehen. Hinsichtlich der weiteren in dem „Entwurf einer Kgl. Allerhöchsten 
Verordnung betr. den Verkehr mit loichtcntzündliohen festen Stoffen" genannten 
Artikel Kalium. Natrium und Phosphor gestatten wir uns auf Grund von Mit- 
teilungen aus Grosshandelskroisen folgende Bemerkungen vorzutragen: 

Die Vorschriften sind im allgemeinen für den Versand im grossen zuge- 
schnitten; für ileu Versand in kleineren Mengen, mit anderen Chemilalien zusammen, 
waren vielleicht etwas erleichterte oder auch veränderte Bestimmungen praktisch 
wünschenswert. So ist in § 7 Hl für Kalium und Natrium vorgeschrieben, dass 
die Glasgcfässe sich in solchen aus Blech befinden sollen. Für den Handelsverkehr 
wäre es wohl besser, direkt Zinkblech vorzuschlagen, denn Weissblech rostet im 
Keller zu schnell. Für den Versand in grossen Mengen durch Spezialfabriken 
dieser Artikel würde Zinkblech allerdings teuer zu stehen kommen, aber für die 
Aufbewahrung sind die dünnen Originaibleche auch für weissen Phosphor (§7 IV) 
ganz ungenügend; denn dieselben rosten sofort durch, und es muss das Blechgefäss 
doch noch in einer weiteren Einhüllung im Wasser stehen, zu welchem Zweck die 
Handelsgeschäfte zuweilen einen Zementtrog haben. 

Nach § 7 V muss roter Phosphor in verlöteten Blechbüchsen aufbewahrt 
werden. Für kleinere Mengen, etwa unter ein Kilo, könnten aber wohl auch 
dichtschliessende Gefässe aus starkem Glas, welche in starke Kisten mit Säge- 
spähnen eingesetzt sind, zugelassen worden. 

Zu §811 wäre vorzuschlagen, dass Kalium und Natrium unter Petroleum 
in starken Blechbüchsen mit verlötetem Deckel verseudet werden, während Mengen 
unter i>00 Gramm in starkwandigen, dichtschliessenden Glasflaschen, die in mit 
Infusorienerde gefüllte gut verklebte Blechbüchsen eingebettet sind, versandt 
werden dürften. 

Auch die Transportvorschriften in §8 III scheinen nicht ganz genügend. 
Beim Einpackon von Blechdosen in Kisten gehen manchmal die Nägel beim Ver- 
schluss der Kiste schief und durchlöchern die Blechbüchsen, sodass dann deren 
flüssiger Inhalt ausläuft. Es wäre daher ein Embetton der Dosen in Infusorienerde 
oder sonstiges geeignetes Verpackungsmaterial zweckmässig. Hingegen könnte zu- 
gelasson werden, dass Mengen unter 3 Kilo auch in starkwandigen, diehtver- 
si hlossenen Glasgefässen, die sich in mit Sand gefüllten, gut verklebten Blechgefässen 
befinden, versandt werden dürfen. 

. Ebenso könnten für den Versand von rotem Phosphor (§8 IV) bei Mengen 
unter ein Kilo starkwandige, dichtverschlossene Glasgefiisse zulässig erscheinen. 

Schliesslich gestatten wir uns anzuregen, dass bei der Revision der Ver- 
kehrsordnung, die gegenwärtig in Bearbeitung ist, und speziell bei der Feststellung 
der Anlage C zur Verkehrsordnung Rücksicht auf die praktischen Bedürfnisse, 
namentlich bei dem in der Praxis oft nötigen Zusammen packen vieler ganz kleiner 
Quantitäten, genommen wird. Der vorläufige Entwurf einer ueuen Verkehrs- 
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Ordnung ist uns vom k. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten bereits vor- 
gelegt und von uns auch begutachtet worden. Bei diesem Entwürfe fehlte aber 
gerade die wichtige Anlage C. Wir möchten auch bei dieser Gelegenheit bitten, 
dass uns der Entwnrf dieser Anlage seinerzeit zur Begutachtung überwiesen 
werden möge. 



Auf Anregung des Kaiserlichen Automobilklubs nahm auch 
unsere Kammer Stellung zu dem Entwurf eines Automobilhaft- 
plichtgesetzes. In unserer Sitzung vom 14. Dezember referierte 
unser Mitglied, Herr Kommerzienrat Bock, hierüber in folgender 
Weise: 

Vom Kaiserlichen Automobilklub ging der Kammer eine Zuschrift zu, in 
welcher gegen das Automobilhaftpflichtgesetz in der dem Reichstag vorgelegeDen 
Fassung Stellung geDommeu wird. Dem Anschreiben liegt ein verbesserter Entwurf 
eines Haftpflichtgesetzes in vergleichender Gegenüberstellung zu der Regierungs- 
vorlage bei, wodurch bewiesen werden soll, dass das Verlangen der öffentlichen 
Meinung nach Verschärfung der bestehenden tlaftpflichtbestimmungen sehr wohl in 
Einklang mit den Interessen der Automobilbcsitzer selbst gebracht werden kann. 
Als Grundsätze zur Erreichung dieses Zweckes sind in dem Entwurf des Kaiser- 
lichen Automobilklubs aufgestellt: 

1. die grundsätzliche Schadenersatzpflicht des Antomobilbesitzers für alle 
bei dem Betrieb seines Fahrzeuges vorkommenden Unfälle, 

2. seine Befreiung von dieser Pflicht, wenn er beweist dass weder ihn, noch 
seinen Wagenführer ein Verschulden trifft, 

3. eine zwangsweise Versicherung gegen die Folgen der Haftpflicht. 

Diese grundsätzlichen Bestimmungen dürften in der Tat den berechtigten 

Anforderungen auf Schutz durchaus genügen, anderseits aber auch der Entwickelung 
des Autoinobilverkebrs keine unnötigen Schwierigkeiten bereiten. Gegenüber den 
ursprünglich vielfach verbreiteten Antipathien gegen das Automobihvesen muss man 
doch auch bedenken, dass der Automobilverkebr durchaus nicht mehr reine Sportsache 
ist, sondern dass das Automobil für den Transport von Gütern im Geschäftsverkehr 
sowohl, als auch für den Personenverkehr von Wichtigkeit ist und dass das Auto- 
mobil voraussichtlich noch bedeutende Verbreitung in der Zukunft finden wird. 
Dieser Entwickelung sollte man keine unnötigen Hindernisse in den Weg legen, 
und da die erwähnten grundsätzlichen Bestimmungen gewiss den berechtigten 
Anforderungen der Allgemeinheit Rechnung tragen, empfiehlt sich eine Zustimmungs- 
erklärung an den Kaiserlichen Automobilklub. 

Dementsprechend übermittelten wir an den Kaiserlichen 
Automobilklub unsere Zustimmungserklärung zu den von ihm auf- 
gestellten Grundsätzen für ein neues Automobilhaftpflichtgesetz. 



Auf Anfrage der Kgl. Kreisregierung begutachteten wir gemäss 
einem Referate unseres Mitgliedes, Herrn Leinocker, in unserer 
Sitzung vom 28. September die Vorlegung der Märkte in 
Stadtprozelten auf Sonntage mit folgendem Bericht an die Kgl. 
Regierung vom 29. September: 

Auf die Rand-Entschliessung Hoher Kgl. Regierung vom 13. ds. Mts. Nr. 23207 
und unter Rückgabe der überlassenen Akten berichten wir, dass unsere Kammer 
gegen die Verlegung der Jahrmärkte in Stadtprozelten auf Sonntage keine Ein- 
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Wendung zu machen hat. Die Märkte sind so unbedeutend, dass eine besondere 
Schädigung der ansässigen Geschäftsleute durch dieselben kaum zu befürchten ist, 
zumal wenn das Offenhalten der Läden an Marktsonntagen ebensolange wie das 
der Marktbuden gestattet ist. Der geschäftliche Vorkehr und der Besuch des 
Städtchens dürfte vielmehr durch die Verlegung der Märkte auf Sonntage immerhin 
etwas gefordert werden, wie dies in den Intentionen der Stadtgemeindeverwaltung 
ja auch liegt. 

Ob durch Abhaltung der Märkte an Souutagen „lärmende I.ustbnrkeiten und 
Trinkgelage" entstehen, wie dies von dem Pfarramt Stadtprozeltcn befürchtet wird, 
möchten wir bei der geringen Bedeutung der Märkte, die nach den Erhebungen 
von 4 — 6 Verkäufern befahren werden, bezweifeln. 



Wie in früheren Jahren trat auch heuer wieder die Frage der 
Ermässigung der W andergewerbegebühr für Bewohner armer 
Gemeinden in den Mittelgebirgsgegenden unseres Kreises an uns 
heran. In unserer Sitzung vom 28. September referierte hierüber 
unser Mitglied, Herr Bechert von Schweinfurt, und wir erstatteten 
nach seinen Vorschlägen folgenden Bericht vom 29. September an 
die Kgl. Kreisregierung: 

Untor Rückgabe der Gesuche von Bewohnern der Gemeinden Neuschleichach 
und Fat.si'henbrunn nebst Beilagen lieriehten wir auf die Rand-Entschlicssungen 
Hoher Kgl. Regierung vom 2. Sept. Nr. 22GT9 bezw. vom 24. Sept. Nr. 24575, dass 
unsere Kammer sieb mit der Ermässigung der Wandergewerbegebühr für die 
Bewohner dieser armen Gemeinden, soweit sie sich mit dem Handel selbstgefertigter 
Waren beschäftigen, einverstanden erklärt. Wie in den fi Oberen Fällen fügen wir 
den Wunsch bei, dass die ErmäBsigung möglichst nur älteren Personen zukommen 
solle, nicht aber arbeitsfähigen Leuten in jüngeren Jahren (etwa bis zu 40 Jahren). 

In einer Reihe von Fällen hatten wir uns über die Leistungs- 
fähigkeit einzelner Firmen unseres Bezirks für Lieferungen an 
Reichs- und Staatsbehörden zu äussern. Die bezüglichen Berichte 
eignen sich naturgemäss nicht für die Öffentlichkeit; wir können 
lediglich bemerken, dass wir in sämtlichen Fällen die volle Leistungs- 
fähigkeit der betreffenden Firmen bestätigen und ihre Inanspruch- 
nahme zu Lieferungen für öffentliche Zwecke und Stollen wärmstens 
empfehlen konnten. 



Unvermindert bestehen noch die Klagen über die Unzahl der 
Feiertage fort, die wegen der abweichenden Festsetzung gegenüber 
anderen, mit Feiertagen weniger bedachten Gegenden für unser 
übet wiegend katholisches Gebiet von grösstem wirtschaftlichen 
Nachteil sind. Wir betonen ausdrücklich, dass wir den religiösen 
Charakter der kirchlichen Feste in keiner Weise beeinträchtigen 
und uns überhaupt durchaus nicht in kirchliche Verhältnisse ein- 
mischen wollen. Dass die kirchlichen Behörden aber auch auf die 
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wirtschaftlichen Verhältnisse Rücksicht nehmen können, das ist im 
Lauf der Jahrhunderte mehrfach durch Verlegungen und Aufhebungen 
von Feiertagen in rein katholischen Gebieten bewiesen. Was wir 
wünschen, ist nur die Durchführung gleichmässiger Vorschriften für 
das in Betracht kommende deutsche Wirtschaftsgebiet, und zu diesem 
Zwecke dürfte sich die Verlegung einer Reihe Feiertage, die jetzt 
als „Feiertage II. Ordnung“ bei uns existieren, auf die Sonntage 
empfehlen; denn es ist gar kein Zweifel darüber, dass die Häufigkeit 
unserer Feiertage die Leistungsfähigkeit unserer Industrie und unseres 
Gewerbes schwer beeinträchtigt. Das Jahr 1907 ist nicht einmal 
besonders stark mit Feiertagen bedacht, da verschiedene derselben 
mit Sonntagen zusammenfallon; trotzdem enthielt z. B. der März sieben 
Sonn- und Feiertage, wozu noch das politische Fest des Prinzregenten- 
Geburtstags und der auch in katholischen Gegenden gefeierte bezw. 
stillbegangene Karfreitag kommen. Ebenfalls sieben Sonn- und 
Feiertage weisen noch die Monate Mai, Juni und Dezember aus. Im 
Ganzen besitzen wir hierzulande ausser den Sonntagen noch 16 
gesetzliche Feiertage, von denen die Hälfte (8) schon jetzt als Feiertage 
2. Ordnung gelten und sehr wohl auf die nächsten Sonntage verlegt 
werden könnten. 

Seit Jahren treiben die landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften eine innere schärfere Konkurrenz gegenüber den Händlern. 
Auch in den heurigen Berichten zahlreicher Interessenten, namentlich 
aus überwiegend ländlichen Distrikten, wird wiederum sehr erregte 
Beschwerde über das Gebahren dieser vom Staate subventionierten 
Genossenschaften geführt. Die Tätigkeit der Genossenschaften greift 
dabei immer noch weiter um sich. Ein Lagerhaus nach dem andern 
wird mit Staatszuschüssen errichtet; der Handel mit Getreide, 
Samen, Futter und Düngemitteln und allen möglichen andern Be- 
darfsartikeln wird dadurch vielfach rein ausgeschaltet, da die Steuer- 
freiheit sowie die billigen Kapitnlsvorschüsse des Staates solchen 
Lagerhausgenossenschaften ein Übergewicht überden konkurrierenden 
Händler, der sich nicht solcher liberaler Unterstützung seitens des 
Staates erfreuen kann, geben. Dabei wird der vermeintliche Vorteil 
für die Landwirtschaft vielfach gar nicht erzielt; tatsächlich erhielten 
z. B. heuer die Baucru, die ihr Produkt dem Händler übergaben, 
mehrfach einen besseren Preis, als jene, welche mit den Lagerhäusern 
arbeiteten, — ganz abgesehen davon, dass der Bauer, der so mit 
der Genossenschaft arbeitet, sich jeglichen Verfügungsrechtes über 
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sein Eigentum begibt, vielmehr sich unter die Vormundschaft der 
Leiter der Genossenschaft stellt, die unter Umständen mit seinem 
Produkt ganz verfehlte Spekulationen vornehmen. Nicht mit Unrecht 
wird auch von gewerblicher Seite hervorgehoben, dass durch das 
Dazwischentreten der Lagerhäuser eine Entfremdung und Verbitterung 
zwischen der rein landwirtschaftlichen Bevölkerung und den Gewerbc- 
und Handeltreibenden der kleineren Städte hervorgerufen wird. Wenn 
früher der Bauer zum Markt kam oder sein Produkt dem Händler zufuhr, 
war er gleichzeitig ein gern gesehener Käufer bei den Geworbslouten 
und Detailgeschäften der Landstädte. Jetzt bringt der Bauer seine 
Gerste infach ins Lagerhaus, das an einer Bahnstation liegt, er berührt 
vielfach nicht einmal das zunächst liegende Landstädtchen; seine 
Bedürfnisse kauft er manchmal nur von den Hausierern und Detail- 
reisenden, deren Geschäfte infolgedessen nach den Berichten aus 
kleinen Landstädten immer ausgedehnter werden. So schädigen die 
Genossenschaften indirekt auch das Kleingewerbe und die Klein- 
handelskreise, ohne der Landwirtschaft direkt zu nützen. 



Sowohl seitens des Getreidehandels wie von den Brauereien 
wird heuer einstimmig beanstandet, dass die Landwirte die Reinigung 
des Getreides sehr vernachlässigen und überhaupt der Qualität 
ihres Produkts betrübend wenig Aufmerksamkeit zuwenden. Die 
Behandlung der Gerste nach der Ernte und beim Drusch lässt viel- 
fach sehr zu wünschen übrig. Auch auf den Wechsel des Saatguts 
sollte durchweg weit mehr Gewicht gelegt werden, als gemeinhin 
geschieht. Unsere Landleute sind in dieser Beziehung noch viel zu 
gleichgiltig; das durch das Dazwischontreten der Genossenschaften 
geförderte Geschäftssystem, dass der Bauer mit den Einzelabnehmern 
eigentlich gar nicht mehr in Berührung kommt, sondern dass ihm 
die Genossenschaft einfach sein Produkt abnimmt, fördert noch diese 
Gleichgültigkeit. Die Landwirte haben es unter diesen Umständen 
aber sich selbst zuzuschreiben, wenn dem besser geputzten aus- 
ländischen Produkt der Vorzug gegeben wird. Wir bitten, dass staat- 
licherseits die Landwirte auf diesen Mangel ihres Produkts nachdrück- 
lichst aufmerksam gemacht werden mögen, denn natürlich verwenden 
Händler und Brauereien lieber das Inlandgetreide, wenn sie nicht 
durch die geschilderten Umstände davon abgehalten werden. Wir 
empfehlen ferner, dass von der Regierung und von den landwirtschaft- 
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liehen Vereinen durch vermehrte Auszeichnungen für wirklich gute 
Produkte, z. B. bei Bezirksausstellungen, der Ehrgeiz des Landwirts 
wieder wachgerufen und die allgemeine Aufmerksamkeit in ländlichen 
Kreisen auf die Erzielung von Qualitätsprodukten gelenkt werden 
möge. 



IV. Gewerbliche Misstände, unlauterer 
Wettbewerb, Wanderlager, Ausverkäufe, 
Auktionen etc. 

Auch im Vorjahre wurde unsere Kammer wieder in ver- 
schiedenen Fällen von unlauterem Wettbewerb oder beanstandbaren 
Annoncen, Anpreisungen etc. in Anspruch genommen. Die An- 
gelegenheiten regulierten sich auf briefliche Intervention bei den 
betreffenden Firmen meistens in befriedigender Weise. In einem 
Falle mussten wir beim Kgl. Rentamt wegen Erhebung einer Wander- 
lagersteuer vorstellig werden. Bei dem rein persönlichen Charakter 
aller dieser Vorgänge kann natürlich eine Veröffentlichung an dieser 
Stelle nicht erfolgen. 

Seitens der Kgl. Regierung wurde uns Abschrift eiuer Eingabe 
des Verbands der bayerischen Auktionatoren zur Begutachtung 
überwiesen. Wir behandelten die Frage in unserer Sitzung vom 
29. August, wobei unser Gewerbekammermitglied, Herr Hetterich, 
das Referat erstattete. Unser Gutachten, das wir am 31. August 
an die Kgl. Regierung einlieferten, lautete: 

In Krlediguug der Kutsch liessung Hoher Kgl. Regierung vom 15. Jnui ds. Js. 
Nr. 15678 beehren wir uns auf Grund der Beratung und Beschlussfassung in 
unserer letzten Plenarsitzung vom 2‘J. ds. Mts. folgendes Gutachten zu erstatten. 

Wir müssen uns gegenüber beiden von dem Verband der bayerischen 
Auktionatoren aufgestellten Forderungen, nämlich a) die prinzipielle Bewilligung der 
Versteigerung neuer Wareu und b) die Gestattung eines sog. „l>eihkaufs‘\ ablehnend 
verhalten. 

Die Bestimmung der Ministerialbekanntmachung vom 20. Oktober 1900. 
wonach die Versteigerung neuer Wareu von der behördlichen Genehmigung abhängig 
ist, hat im allgemeinen nach unsern Erfahrungen durchaus wohltätige Wirkungen 
gehabt; denn die übermässige Zahl der Versteigerungen neuer Waren ist seitdem 
doch einigermassen beschränkt worden. Die behördliche Genehmigung wird unsers 
Wissens bei Konkurssachen. Nachlass voräusserungen, < ieschiiftsaufgabe und überhaupt 
bei Angabe eines geeigneten Grundes glatt gegeben. Wir sehen darum nicht ein, 
warum an dieser Praxis etwas geändert werden sollte. Die Partinwarenhandiungen 
und . Bamschgeschäfte haben unsers Erachtens ihren Hauptgrund iD der heutigen 
Massenproduktion billiger Waren, und die völlige Freigabe der Versteigerungen 
neuer Waren würde daran kaum etwas zu ändern vermögeu. 
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Was das Verlangen eines sog. Leihkaufs seitens der Auktionatoren betrifft, 
so müssen wir uns auch hiegegen aussprechen. Der Leihkauf ist entweder als Vor- 
schuss seitens des Auftraggebers oder als Aufschlag (Strichschilling) auf den Verstei- 
gerungserlös denkbar. Die erstere Art ist in der Ministerialbekanntmachung vom 
20. Oktober 1900 ausdrücklich verboten und wir erkennen an, dass für dieses 
Verbot recht triftige Gründe, insbesondere die Zwangslage, in der sich der Auftrag- 
geber vielfach boiindet. sprechen. Ebenso möchten wir aber auch im Interesse 
des steigernden Publikums der Gestattung eines Strichschillings als Aufschlag dringend 
widerraten. Unsers Erachtens erhält der Auktionator für seine Tätigkeit einfach 
seine Provision, wie das bei jedem andern Kommissionsauftrag im Geschäftsleben 
üblich ist, und damit muss sich auch der Auktionator zufrieden geben. Die Bezug- 
nahme auf die Verhältnisse der Güterzertrümmerer und Leihhäuser gibt unsers 
Erachtens keinen triftigen Gegenbeweis; für den Betrieb der Güterzertrümmerer 
halten wir die Gestattung des Loilikaufs auch nicht für bedenkenfrei, und bei den 
Leihhäusern ist unsers Wissens ein Leihkauf durchaus nicht immer üblich. 

Wir bitten daher, die Eingabe des Verbands bayerischer Auktionatoren 
abschlägig Vorbescheiden zu wollen. 



Von Seite des Stadtmagistrats Würzburg wurden wir um 
ein Gutachten über einen Antrag auf Änderung der Satzungen der 
städtischen Leihanstalt ersucht, wonach Beleihungen grösserer 
Mengen von Handelswaren, insbesondere von Uhren und Goldwaren 
nicht stattfinden dürfen sollen. Der Stadtmagistrat fügte hei der 
Zuschrift gleich bei. dass nach wiederholten Berichten des Pfandamts 
derartige Beleihungen in grösserem Umfange seither bereits nicht 
stattgef linden haben. Wir stellten die Angelegenheit in unserer 
Sitzung vom 13. Februar zur Beratung, w-obei gleichfalls Herr 
Hetterich referierte. Unser Bericht an den Magistrat vom 24. Februar 
lautet: 

In Erwiderung geschätzter Zuschrift vom 19. v. Mts., Reg.-Nr. 44269, be- 
ehren wir uns gemäss Beschluss in unserer letzten Plenarsitzung folgenden Berioht 
zu erstatten: 

Wir können eine Bestimmung, dass Beleihungen grosserer Mengen von 
Handelswaren, insbesondere von Uhren und Goldwaren, nicht stattfindeu dürfen, 
meht für zwockmässig halten. Es würde eine dahin gehende Bestimmung aber 
auch den Zweck der Städtischen Leihanstalt vollständig ausser Acht lassen und 
'lern Interesse der Gesehäftswolt entgegonsteheu. Es muss schliesslich jedermann 
im Bedarfsfälle der Weg zur Hilfe durch die Stadt. Leihanstalt offen stehen, und 
wir sind überzeugt, dass ein ernsthafter Geschäftsmann denselben nur im Falle 
der äussersten Not — verschuldet oder unverschuldet — betreten wird. Wir können 
umsomehr nicht zustimmen, als der Ausweg, durch Versteigerung von Verkaufswaren 
Barmittel zu erhalten, durch die Ministerialentschliessung vom 20. Oktober 1900 
äusserst beschränkt ist und es daher gewiss nicht ratsam erscheint, einem solchen 
Bedrängten auch noch die letzte Hilfsquelle in seiner fatalen Lage, die Verpfändung 
bei der Städtischen Loihanstalt, zu verbieten. Der diesbezügliche Antrag der 
Uhrmacherinnung wäre daher abzulehnen. 

Hingegon sind zwei andere Anregungen der genannten Innung unsers 
Erachtens wohl zu empfehlen; es sind dies die Aufstellung eines eigenen Sach- 
verständigen für Uhren bei der Leihanstalt und die Eintragung der Ubruummern in 
ein eigenes Register. Was den ersteren Vorschlag betrifft, so liegt derselbo wohl 
auch im Interesse der Stadt. Leihanstalt; denn die Beurteilung von Uhren ist doch 
eine Spezialfähigkeit, und bei der gegenwärtigen Massenfabrikation billiger Uhren 
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ist es gewiss ratsam, einen Fachmann aufzustellen, der die Uhren nicht blos nach 
dem äussern Material, sondern auch nach dom Wert des Werts taxieren kann. 

Eine Registerführung über die Nummern der verpfändeten Uhren empfiehlt 
sich im Hinblick auf die vielen Kriminaluntersuchungen wegen Uhrendiebstählen, 
wobei regelmässig eingehende Recherchen bei L'hrenbändlern und Uhrmachern 
gepflogen werden, während doch der Verdacht viel näher liegt, dass die entwendeten 
Uhren bei der Leibanstalt untergebracht werden. Der etwaige Einwand, dass 
manche Uhrnummern schwer leserlich sind, scheint uns nicht stichhaltig; bei den 
meisten Uhren ist die Nummer gewiss mehr oder weniger leicht festzustellen, 
und in andern Fällen ist ein entsprechender Vermerk in dem Register möglich. 

Unterm 20. April teilte uns der Stadtmagistrat hierauf folgende 
Beschlüsse mit, die in der Plenarsitzung des Magistrats vom gleichen 
Tage gefasst wurden: 

1. Dem von dom damaligen Gemeindebevollmächtigtcn, nunmehrigen Magi- 
stratsrat Eberhard in der Sitzung des Gomeindckollegiums vom 21. Dezember loOö 
gestellten Anträge, „die Satzungen der Leihanstalt dahin abzuändern, 
nass Beleihungen grösserer Mengen Handelswaren, insbesondere von Uhren und 
Goldwaren, nicht stattfinden dürfen“, wud aus den in dem Gutachten der Unter- 
fränkischen Handels- uud Gewerbckainmer vom 24. Februar ds. .Is. erörterten 
Gründen eine Folgo nicht gegeben. 

Das Pfandamt wir indessen angewiesen auch in der Folge in allen Fällen, 
in welchen Anhaltspunkte dafür gegeben sind, dass die städtische Izhlianstalt nicht 
von Hilfsbedürftigen irgend welcher Art zur Beseitigung einer vorübergehenden 
Notlage, sondern von zweifelhaften Firmen zum vorteilhaften Absätze minderwertiger 
Fabrikate unter Benachteiligung des ansässigen Gewerbestandes in Anspruch 
genommen werden will, die Beleihung zu verweigern. 

2. Die Aufstellung eines eigenen, von der Uhrmaeliorinnung zu benennenden 
Taxators für Uhren bei der städtischen Leihanstalt wird auf Grund der seiteus des 
Kgl. Staatsministeriums des Innern mit Entscbliessung vom 15. .1 uli 1005 bestätigten 
Regieriiugsentschliessung vom 30. Mai 1004 wiederholt ahgelehnt. 

3. Dem weiteren, von der Unterfränkischon Handwerkskammer wie von der 
Handels- und Gewerbekammer unterstützten Anträge, die t teliäusenummern der in 
der städtischen Leihanstalt zum Versätze gebrachten Uhren jeweils festzustellen 
und in ein Register einzut ragen, wird aus Gründen der Strafrechtspflege \ ersuchsweise 
und bis auf weiteres stattgegeben. Die Feststellung und Eintragung der Nummern 
hat durch die beiden Beamten des Pfandamts gemeinsam und, soweit veranlasst, 
im Benehmen mit dem Pfaudamtstaxator Juwelier Schwarz zu geschehen. Sind 
die Gehäusenummern nicht ganz genau festzustellen, so ist in dom Register ein 
entsprechender Vermerk zu machen. 



Einer Anregung unseres Mitgliedes, Herrn Pfister, in der 
Sitzung vom 29. August entsprechend, richteten wir bezüglich der 
Misstünde bei (»eschäftsanschriften an den Stadtmagistrat 
unterm 31. August folgende Zuschrift: 

Nach S 15 a der Gewerbeordnung sind Gewerbetreibende, die einen offenen 
Laden haben oder Gast- oder Schankwirtschaft betreiben, verpflichtet, ihren Familien- 
namen mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen an der Aussenseite oder 
am Eingänge des Indens oder der Wirtschaft in deutlich lesbarer Schrift anzubringen. 

Nach den Erfahrungen in letzter Zeit wird diese Vorschrift, verschiedentlich 
nicht beobachtet. Sei es aus l'nkenntms der gesetzlichen Vorschriften oder sei es 
aus Nachlässigkeit, haben verschiedene Geschäftsinhaber an ihren Geschäftslokalen 
manchmal nur Namensanschrifton mit abgekürzten Vornamen, oder es bleiben bei 
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Gescbäftünderungen die Namen der frühereu Inhaber einfach stehen, ohne dass die 
jetzigen Firmeninhaber ihre Namen ordnungsgemäss anbriugen. 

Wir sind weit entfernt, ein strafrechtliches Einschreiten gegen diese meist 
nicht absichtlich herbeigetührten Zustände zu beantragen: wir bitten jedoch der 
Ordnung wegen, dass seitens des verehrl. Stadtmagistats ais Distriktspolizeibehürde 
durch öffentliche Bekanntmachung au den Bestand der gesetzlichen Vorschriften 
erinnert werden möge und dass gegebenenfalls auch durch die Vollzugsorgane den 
betr. Geschäftsinhabern nahegelegt werde, ihre Verpflichtung bezüglich der Namens- 
anschrift zu erfüllen. 



V. Gesetzgebung für Nahrungs- unö 
Genussmittel etc. 

Der bereits im Vorjahre erwähnte Kampf zwischen der Alkohol- 
essigindustrie und der Essigessenzfabrikation spielte auch 
noch in das Berichtsjahr herüber. Im Hinblick darauf, dass in 
unserem Kreise sowohl die Essigessenz- wie die Alkoholessigindustrie 
vertreten ist sahen wir davon ab, in dem Konkurrenzkämpfe zwischen 
beiden Branchen unsererseits Stellung zu nehmen. Wir übermittelten 
vielmehr die von beiden Seiten uns zugegangenen Gutachten und 
Berichte einfach den zuständigen Stellen. Wie wir auch bereits im 
Vorjahre mitteilten, befanden sich unter den Berichten auch prak- 
tische Vorschläge zur Verminderung der Gefahr der Essigessenz. 
Speziell auf Veranlassung der „Spessarter-Hohlglaswerke“ in Lohr 
übermittelten wir dem Kgl. Staatsministerium eine von der genannten 
Fabrik erfundene Essigessenzflasche mit Vorrichtung zur Verhütung 
des Trinkens aus der Flasche; die Vorlage begleiteten wir mit 
folgendem Bericht vom 24. Februar: 

Die Frage, ob die Beschränkung des Handels mit Essigessenz im Kleinverkehr 
zur Tatsache wird, berührt nicht nur die chemische Industrie, sondern auch die 
Olasfabrikation unsere Kreises. Die einzige Glasfabrik des Spessarts, wo früher 
ausgedehnte Glasindustrie war, nämlich die „Spessarter Hohlglaswerko“ in Lohr 
beschäftigen z. Zt. rund 20 » Arbeiter, und zwar ist der Hauptartikel der Fabrikation 
die Herstellung der ovalen Essigessenzflaschen zu V t Kilo Inhalt. Würde künftig 
der Verkauf vou konzentrierter Essigessenz in Mengen und liefässen uuter einem 
Liter verboten, so würde erklärlicherweise die Fabrikation der genannten Fläschchen 
wesentlich beeinträchtigt. 

Ohne uns heute mit. der rechtlichen Frage zu befassen, ob die gcplaute 
Einschränkung des Kieiuverkehts mit Essigessenz in sonstigen Beziehungen wirt- 
schaftlich berechtigt und zweckmässig erscheint, berichten wir, dass die genannte 
Glasfabrik nouerdings ein Fiäschchon konstruiert hat dessen Hals derartig verengt 
ist. dass ein schluckweises Trinken aus demselben unmöglich ist. Wir bringen ein 
Exemplar dieser Fläschchen anbei in Vorlage. 

Schon in unserm Bericht vom 20. Dezember v. .Is. Nr. 1)23 haben wir auf 
eine besonders konstruierte Essigessenzflasche mit Sicherheitsstopfen dos „Vereins für 
chemische Industrie in Mainz“ (Fabrik in Baufach) Bezug genommen. Naeh den Aus- 
führungen der „Spessarter Hohlglaswerke“ hat 'las Fiäsehehen der letzteren Firma 
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den Vorzug, dass der Stopfen uiekt durchgestoßen oder herausgenommen werden 
kann, dass also der Zweck, das Trinken aus der Flasche zu vereiteln, unter allen Um- 
ständen gewährleistet wird. Nach Ansicht der „Spessarter Hohlglaswcrke“ würde ein 
Verbot des Essigossenzhandels in beliebigen Gläsern bozw. eine Vorschrift, die Essig- 
essenz nur in Flaschen mit verengtem Hals zu verabfolgen, vollständig genügen, um 
Uuglücksfälle in der denkbar besten Weise zu verhüten. Auf Wunsch der Fabrik 
bringen wir Hohem Kgl. Staatsministerium diese Anregung ebrerbietigst zur Kenntnis. 



Das „Deutsche Nahrungsmittelbuch 1 ’, das vom Bunde 
Deutscher Nahrungsmittel-Fabrikanten und -Händler herausgegeben 
worden war, soll nach einem Rundschreiben des Deutschen Handels- 
tags einer Revision unterzogen werden. Wir stellten die Angelegen- 
heit in unserer Sitzung vom 29. August zur Beratung, wobei Herr 
Hellmnnn das Referat erstattete. Nach seinen Vorschlägen richteten 
wir unterm 4. September an den Deutschen Handelstag folgende 
Zuschrift: 

Auf das Rundschreiben Nr. 20. vom 13. v. Mts. beehren wir uns ergebenst 
mitzuteilen, dass unsere Kammer sich gerne an der Vorarbeit für die Nachprüfung 
des Deutschen Nahrungsmittel buchs beteiligt. Als Spezialsparten, für welche wir, 
abgesehen vom allgemeinen Teil, luteresse haben, können wir bezeichnen: Essig. 
Fruchtwein, Liköre. Fruchtsäfte, Teigwaren, Brauselimonaden, namentlich aber auch 
Wein. Der letztere Artikel ist zwar im Deutschen Nahrungsmittelbuch vorläufig 
nicht behandelt, da bei dessen Zustandekommen das Weingosetz vom 24. Mai 1901 
erst so kurze Zeit in Kraft war, dass ein Überblick über die zweifelhaften Stellen 
sich noch nicht ermöglichen liess; inzwischen hat sich aber ergeben, dass eine 
Festlegung der Interpretation in zahlreichen Fällen höchst wünschenswert wäre. 

Schliesslich gestatten wir uns, dringend darauf hiuzuweisen. dass bei der 
Revision des Deutschen Nahruugsmittelbuches möglichst im Einvernehmen mit dein 
Kaisorl. Gesundheitsamte vorgegangen weiden möge; denn was hilft die beste und 
fachmännischste Zusammenstellung der einschlägigen Usancen, wenn dem Unter- 
nehmen nicht auch ein autoritativer Charakter verliehen wird, der die Ausfuhrungs- 
behörden und Gerichte veranlasst, von dem Buche zweckdienlichen Gebrauch zu 
machen 1 



VI. Weinverkehr. 



\ 



Das Jahr 1906 ist für den Weinbau und Weinhandel *ün ganz 
ausserordentlich denkwürdiges. \ 

Die reichen Weinernten, welche in den 90 er Jahren do-Nver- 
flosseuen Jahrhunderts und in den Anfangsjahren des gegen war tt® n 
Jahrhunderts mehr ergaben, als der Konsum aufzunehmen in 
Lage war, hatten ein Sinken der Weinpreise zur Folge, wie es vc 
dem nur selten dagewesen. Wenn anderseits aber alle anderen 
Rohprodukte wesentlich im Preise gestiegen waren, so war der 
Winzern ihr Missmut eigentlich nicht zu verdenken. Zu verdenl 
war ihnen aber, dass sie das Fallen der Weinpreise nicht auf^ 
Konto der Überproduktion, sondern auf Rechnung der W 




fabrikation schrieben. Wir behaupten nach wie vor. dass die 
durch unreelle Manipulationen und durch unerlaubte Überstreckung 
produzierten Weinmengen lange nicht gross genug waren, um einen 
wesentlichen Einfluss auf den Marktpreis des Weines auszuiiben. 
Damit wollen wir der Überstreckung und der Fabrikation keineswegs 
das Wort reden, ja, wir begriissen die strengere Handhabung des 
Weingesetzes, wie sie in neuerer Zeit in immer weiteren Kreisen 
geübt wird, mit Freuden. Wir konstatieren aber auch mit Genug- 
tuung, dass das Weingesetz bei richtigem Vollzug hinreicht, 
um den Missbrauchen in ausreichendem Masse entgegenzuwirken 
und wir konstatieren im weiteren mit Genugtuung, dass in unserem 
Kreise wesentliche Vorfehlungen gegen das Weingesetz 
nicht vorgekommen sind. 

Man ist auf einer ganz falschen Fährte, wenn man durch die 
verhältnismässig sehr wenigen und in ihren Ergebnissen nach An- 
schauung der Anklage wenig erfolgreichen Weinprozesse in Unter- 
franken vermutet, dass unsere Kontrolle nicht streng genug sei. 
Unsere Kontrolle ist sehr streng, und wenn es in anderen deutschen 
Weingegenden den Kellerkontrolleuren gelingt, grössere und verhältnis- 
mässig viel zahlreichere Verfehlungen gegen das Weingesetz nach- 
zuweisen, so mag daran nicht die Findigkeit der Kontrolleure, sondern 
der Umstand Schuld tragen, dass dort tatsächlich grössere und zahl- 
reichere Verfehlungen gegen das Weingesetz verübt werden. 

Nach unserer Anschauung hat sich die Kellerkontrolle aber 
lediglich auf die Handhabung des Wein- und Nahrungsmittelgesetzes 
zu beschränken und nicht in den lediglich kaufmännischen 
und rechnerischen Teil des Betriebs einzudringen. Nach 
unserem Erachten hat dor Gesetzgeber bei der Schaffung der Keller- 
kontrolle lediglich im Auge gehabt, dass Alles, w r as mit der Wein- 
bereitung und der Weinlagerung, Alles, w r as mit dem Vollzüge des 
Weingesetzes zusammenhängt, unter diese Kontrolle zu fallen hat; 
nie und nimmer hat er aber beabsichtigt, dass der kaufmännische 
Betrieb einer Woinkellerei oder einer Weinhandlung durch die 
Kontrolle beaufsichtigt und belästigt wird. 

Wir sind der festen Überzeugung dass die Ausdehnung der 
Kontrolle auf ein Gebiet, das dem Kellerkontrolleur unter Umständen 
ganz fremd ist, in das sieh oinzuarbeiten, jahrelange, praktische und 
fc kaufmännische Erfahrungen notwendig erscheinen, nicht nur nicht 
& im Sinne des Gesetzes liegt, sondern dass es auch den gewollten 
V praktischen Erfolg der Kellerkontrolie sehr in Frage stellt; denn die 
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Ausdehnung der Kontrolle auf den kaufmännischen Teil des Geschäfts 
lenkt den Kontrolleur von der ihm zugewiesenen Hauptaufgabe ab. 
Durch die Vielseitigkeit, die er bei der Kontrolle betätigen will, 
schädigt er seinen Einblick in das Gebiet, das ihm zugewiesen ist. 

Wir können den in unseren seitherigen Jahresberichten ver- 
tretenen Standpunkt, dass das Weingesetz von 1901 hinreichend 
ist, um alle Verfehlungen und sicher alle grösseren Verfehlungen 
zur Strafe heranzuziehen, auch in diesem Jahre aufrecht erhalten. 
Wir glauben auch, dass nach den erfolgten Veröffentlichungen über 
die Ergebnisse des im November in Berlin einberufen gewesenen 
Weinparlaments diese unsere Anschauung bestätigt wird; die 
Reichsregierung wird und kann nicht zu der Anschauung kommen, dass 
jede kleine Lücke, die irgend ein Gesetz hat, sofort wieder dazu 
Veranlassung geben kann, das Gesetz abzuändcm. Würde die Reichs- 
regierung diesen Standpunkt einnehmen, die Gesetzgebungsmaschine 
müsste Jahr aus Jahr ein Tag und Nacht laufen, ohne dass sie doch 
das Pensum erledigen könnte. 

Das Jahr 1900 begann, wie Eingangs erwähnt, mit ausser- 
gewöbnlich niedrigen Weinpreisen. Erst nach Mitte des Jahres 
wurden infolge der Witterungseinflüsse die Aussichten auf das Er- 
trägnis stark herabgemindert, und in wenigen Monaten, mit der 
fortschreitenden Verschlechterung des Weinstockes, dem in diesem 
Jahre alle seine Feinde mit Erfolg beikamen, nahmen die Preise 
einen in so kurzer Frist noch nie dagewesenen Aufschwung. 
Diese enorme Preissteigerung bietet, wenn es überhaupt nötig ist, 
den strikten Beweis dafür, dass die Weinpreise wie die Preise aller 
sonstigen Rohprodukte abhängig sind von Ernteergebnis und Nach- 
frage. Wie immer bei steigenden Konjunkturen wurde in der 
zweiten Hälfte des Jahres viel und lebhaft gekauft, insbesondere in 
kleinen und mittleren Weinen. In feinen Weinen, von welchen das 
Jahr 1904 sehr gute Qualitäten und reiche Quantitäten lieferte, 
waren im Frühjahr schon die Preise ganz ausserordentlich hohe. 

Seitens des Handels wird es lebhaft beklagt, dass bei allen 
renommierten Versteigerungen in allen hervorragenden Wein- 
gebieten des Deutschen Reiches sich immer mehr Kasinos und Konsum- 
Vereine, die Handel treiben, beteiligen. Da es diesen Vereini- 
gungen gar nicht darauf ankommt, ob die Flasche Wein sich um */* 
oder 1 Mark teuerer kalkuliert, werden bei den Versteigerungen gerade 
der feinsten Weine heute Preise bezahlt, welche nach der ganzen Markt- 
lage absolut ungerechtfertigt sind. Es ist klar, dass dem Weinhandel 
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durch diese Konkurrenz der Einkauf recht erschwert wird, und 
es ist gewiss im Sinne der Erhaltung des Weinhandels geboten, 
dass sich derselbe zu Massnahmen veranlasst sieht, die die erwähnte 
Konkurrenz mehr oder weniger ausschliessen sollen. 

Die geschilderte Marktlage und die durch unsere einheimischen 
Ernte Verhältnisse bedingte Preissteigerung der Weine lässt ein klares 
Bild über die Wirkung der am 1. März 1906 in Kraft getretenen 
Handelsverträge absolut nicht zu. So wurden trotz des wesentlich 
gestiegenen Zolles und obwohl das unter normalen Verhältnissen als 
absolut ausgeschlossen erschien, in diesem Jahre nicht unwesentliche 
Quantitäten ausländischer Trauben importiert, weil die Wein gegen den, 
welche Most zu trinken gewöhnt sind, wegen des völligen Ausfalls 
der einheimischen Lese auf diesen Import angewiesen waren. Ander- 
seits wurden die Läger in Verschnittweinen und in den verschiedenen 
Sorten alkoholreicherer Weine, welch beide eine Zollerhöhung 
erfahren haben, vor dem Eintritt der neuen Handelsverträge reichlich 
versehen, sodass sich ein Bild, wie der Import von den Zollerhöh- 
ungen beeinflusst wird, heute nicht machen lässt. Eines aber steht 
heute schon fest: das Ausland wird die Zollerhöhungon nicht tragen; 
denn rote Verschnittweine sind in diesem Jahre teuerer denn je. 

Und wenn wir über die Berichtsperiode hinausschreiten dürfen, so 
können wir konstatieren, dass der deutsche Weinhandel für diese 
Weine im Frühjahr 1907 Preise anlegon musste, die weit hinaus- 
gehen über dio während der Geltung des früheren 10-Mark-Zollsatzes 
je ausgegebenen. 

Der Import von Verschnittweinen aus Italien ist, infolge 
der dort eingetretenen wirtschaftlichen Besserung und weil das 
italienische Inland in der Lage ist, fast seine ganze Produktion selbst 
zu konsumieren und dafür sehr gute Preise anzulegen, nicht möglich. 

Spanien, Algier, Griechenland verlangen und erhalten absolut viel 
höhere Preise, relativ sind sie aber noch höher, weil die vorjährigen 
Qualitäten sehr viel zu wünschen übrig lassen. Dalmatien gar ver- 
langt Preise, die unerschwinglich erscheinen. 

Bordeaux hat im vorigen Jahre eine recht gute Ernte gehabt 
und wenn auch dort die Preise nicht billig zu nennen sind, so hat 
sich in den 1906er Bordeauxweinen doch ein recht lebhafter Handel 
entwickelt, und Bordeauxweine im Allgemeinen haben sich in 
Deutschland wieder viel mehr eingeführt, als das vor mehreren Jahren 
noch erwartet werden konnte. Nicht die geringste Schuld daran, 
dass cs den Bordeauxweinen wieder gelingt, unseren einheimischen 
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Woineu besonders im Norden Deutschlands eine lebhafte und erfolg- 
reiche Konkurrenz zu bereiten, tragen die immer und immer wieder 
fortgesetzten und laut, ja selbst von der Reichstagstribüne, in die 
Welt hinausgeschrieenen Verdächtigungen gegen den 
deutschen Weinbau und gegen den deutschen Weinhandel. 
Wer es mit Weinbau und Weinhandel ehrlich meint,- ist gewiss 
damit einverstanden, dass alle Verfehlungen bestraft werden: er 
beschäftige aber nicht mit lautem Geschrei und schweren Über- 
treibungen die breite Öffentlichkeit! Weinbau und Weinhandel 
bedürfen eben mehr denn je der Ruhe. 



Die ständige, in der Öffentlichkeit geführte Diskussion über die 
Weingesetzgebung und eine eventuelle Revision des Wein- 
gesetzes veranlassten auch unsere Kammer, die gesamte Materie 
nochmals in einer Hingabe vom 1. September, die wir gleichlautend 
dem Kgl. Staatsministerium sowie dem Reichsamt des Innern unter- 
breiteten und einer grossen Anzahl von weiteren Behörden, Stellen 
und Korporationen mitteilten, ausführlich zu behandeln. Die Ein- 
gabe lautet: 

Kaum fünf Jahre sind seit Inkrafttreten des neuen Weingesetj'-s vom 24. Mai 
1001 verflossen, und schon wieder wird von eiuer Richtung im Weinfach eine 
Neuregelung der gesetzlichen Verhallnisse für den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 
und weinähnliehnn Getränken gefordert, zu welchem Zwecke von den Anhängern 
jener Richtung schon seit geraumor Zeit eine manchmal wohl über das zulässige 
Mass hinausgehende Agitation getrieben wird. Als Vertretung der gewerblichen 
Interessen eines Kreises mit bedeutendem Weinbau und Weinhaude! gestatten 
nunmehr auch wir uns, unserer Meinung über die verschiedenen zur Revision des 
Weingesotzes gemachten Vorschläge Ausdruck zu geben. 

Wir schicken voraus. dass auch wir durchaus nicht mit allen Punkten und 
allen Bestimmungen des Weingesetzes von 1901 einverstanden sind, dass wir 
namentlich nach versehiedenen Richtungen die nötige Klarheit vermissen und dass 
wir auch gegen die neugeschaffene Kontrolle immer noch Bedenken haben, wenu 
dieselbe nicht mit wirklicher und ausreichender Branche-, Sach- und Personeu- 
kenntnis durchgeführt wird. Besondere Bedenken haben wir namentlich auch 
bezüglich der richterlichen Auslegung des sehr dehnbaren Begriffs „ohne erhebliche 
Vermehrung“ in § 2 Ziff. 4 des Weingesetzes. Diese Bestimmung, deren Aus- 
legung in der Indikatur durchaus noch nicht geklärt ist, hat. wie wir bereits 
mehrfach konstatieren mussten, auch auf den Geschäftsverkehr iu der Weise ein- 
gewirkt, dass kleinere Weine, die einer Verbesserung bedurften, tatsächlich lange 
nicht mehr so schlank und auch nicht mehr zu so guten Preisen wie früh- r 
aufgenommen wurden, da der Handel es vielfach uicht riskieren will, in eine ihn 
schädigende Untersuchung verwickelt zu werden; d'ui n es besteht eben keinerlei 
Sicherheit, zu welcher Auslegung ein Gericht unter Umständen kommen wird. 

Anderseits erkennen wir aber an, dass diese Mängel des Gesetzes vielfach 
auf den Schwierigkeiten beruhen, welche überhaupt in der Weingesotzgebuug 
liegen. Die Regelung des Verkehrs mit Wein ist eben eine äusserst schwierige 
uud heikle Materie für die Gesetzgebung, wobei die sehr wechselnden und Qualität' 
sehr verschiedenen Ergebnisse des Weinbaues mit den wirtschaftlichen Bedürfni 
des Handels und deu Anforderungen des Konsums in Einklang gebracht w 
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müssen. Wie wir uns daher mit einer gut und verständig durchgefübrtcn Kontrolle 
einverstanden erklären — woboi wir deren einheitliche Gestaltung im ganzen 
deutschen Reich, die im Weingesetz seihst begründet ist. als eine ganz natürliche 
und selbstverständliche Forderung erachten — so glauben wir auch, dass die 
Revisionsvorsehlage, die jetzt so eifrig propagiert werden, kaum eine Besserung 
gegenüber dem jetzigen Zustand bedeuten. Sind es doch durchweg „alte Bekannte“, 
die schon bei der Entstehung der letzten beiden Weingesetze von 1892 und 1901 
regelmässig auftauchten und nach gründlicher Beratung von sachverständigen 
Organen immer als unbrauchbar verworfen wurden. 

In erster Linie wird von den Revisionisten die Bestimmung einer räum- 
lichen Beschränkung des Zusatzes von Zuokerlüsung verlangt. Für diese 
Forderung tritt auch ein Teil des Weinhandels ein. da man hievon eine Befreiung 
aus dem lästigen Zwang der Grenz zahlen erhofft. Wir sind anderer Meinung. 
D' im wenn wir auch das System der Grenzzahlen als oin sehr unsicheres Mittel 
für die Beurteilung von Weinen erachten, wobei die Natur jederzeit die von der 
Chemie gezogenen Grenzen einfach desavouieren kann — tatsächlich gibt es genug 
Weine, die im Naturzu-tand den Grenzzahlen nicht entsprechen — so glauben wir 
doch, dass man ohne die Ganzzahlen nicht durebkommen kann. Die chemische 
Beurteilung gibt immerhin einen, wenn auch nicht absolut sicheren Anhaltspunkt 
für dio Beurteilung der Weine, wobei wir als selbstverständlich voraussetzeu, dass 
nachweislich naturreine Weine überhaupt nicht den Grenzzahlen unterliegen können 
und dass auch sonst die Fehlergrenzen der chemischen Prüfung bei der richter- 
lichen Beurteilung entsprechende Wüidigung linden. 

Jedenfalls abor bietet die räumliche Begrenzung keinen besseren Ersatz für 
das System der ürenzzahlen. Anstelle von Ziffernreihen, für die immerhin eine 
wissenschaftliche Erfahrung spricht, würde bei dor räumlichen Beschränkung eine 
ganz mechanisch und brutal wirkende Prozentzahl gesetzt die in der Praxis ganz 
gewiss noch viel anfechtbarere Ergebnisse hätte als das System der Ganzzahlen. 
Würde z. B., wie vielfach vorgeschlagen, ein Prozentsatz von 25—30 Teilen 
Zuckerlüsung-Zusatz festgesetzt werden, so wäre dies in guten Jahren entschieden 
zu hoch gegriffen und würde tatsächlich gerade das erlauben, was man doch durch 
das Weingesetz hintanhaltcn will, nämlich eine übermässige und unreelle Streckung 
des Naturweins. Umgekehrt wäre aber eine niedrigere Prozentzahl für schlechte 
Jahrgänge, bei denen die übermässige Säure durch entsprechende Zuckerung aus 
wirtschaftlichen Gründen abgestumpft werden muss, entschieden auch ganz unrichtig. 
Kurz, man mag eine Zahl wählen, wie man auch will, so wird sie für die zahllosen 
Verschiedenheiten, welche von der Natur geboten werden, in den seltensten Fällen 
passen. Die rationelle Verbesserung durch Zuckerii'isung kann eben nur durch 
technische Erfahrung in richtiger Weise bestimmt werden; die Lösung dieser 
schwierigen Frage wird aber niemals durch eine Gesetzesziffor in richtiger Weise 
orfolgen können. 

Noch zwei weitere Punkte sind es. die gegen eine räumliche Begrenzung 
sprechen, einerseits dio Schwierigkeit, ja die Ündurebfiihrbarkeit der Kontrolle, 
anderseits die Rücksicht auf den deutschen Export. Auf die besonderen Kontroll- 
verhältnisse bei einer räumlichen Beschränkung kommen wir uoch später bei Be- 
handlung der ..Büchkontrolle“ zu sprechen; denn es ist klar, dass eine räumliche 
Begrenzung überhaupt nur durch eine umfangreiche und ständige Kontrolle aller 
Weinbau- und Weinhandelsbetriebe denkbar ist. Hinsichtlich des Verhältnisses 
zum Auslände wird die Einführung einer räumlichen Beschränkung überaus 
diskreditierend für den deutschen Weinexport wirken. Schon heute hat die ewige 
Beunruhigung der Weinbrauche ihre Folgen auch für die Exportbedingungeu gehabt; 
man ist im Auslande misstrauisch geworden und hat für die Einfuhr deutscher 
Weine teilweise sehr harte Bedingungen hinsichtlich der Deklaration geschaffen. 
Diese Ausfuhrerschwerungen sind ungerecht, weil tatsächlich gerade für den Export 
deutscher Werne fast nur bessere Qualitäten benutzt werden. Das Verhalten des 
Auslands ist aber die panz natürliche Folg'' der inneren deutschen Agitation, die 
vielfach durch Aufbauschung vereinzelter Fälle das Vertrauon in Konsumenten- 
kreisen untergräbt Das würde noch viel sclüimmer werden, wenn die räumliche 
Begrenzung zur Einführung käme; denn, mag nun 15 oder 20 oder 30 Prozent 
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Zusatz erlaubt werden, so wird das Publikum diese Zahl immer als Norm ver- 
allgemeinern, und auch im Ausland wird man sicherlich annchmen, dass künftig 
alle deutschen Weine in diesem Verhältnis gezuckert sind. 

Auch für die zweito, von den Befürwortern der Gesetzesrevision vor- 
geschlageno Massregel, nümlich die zeit liehe Beschränkung, ist die Verschieden- 
heit der Jahrgänge ein unüberwindliches Hindernis. Wir erkennen gewiss als 
richtig an, dass die Zuckerung des Mostes in solider und rationeller Weise am 
besten während der stürmischen Gähning erfolgt; aber eine Einschränkunu der 
Erlaubnis zu zuckern, etwa auf die Zeit bis Neujahr, hätte gerade für den V inzer 
sehr bedenkliche Folgon. Es lässt sich beim Most vielfach in der ersten Zeit gar 
nicht genau feststellen, ob und wie die Verbesserung erfolgen soll; denn zahlreiche 
Jahrgänge entwickeln sich nach dem meist im Januar erfolgenden ersten Abstich 
ganz anders, als man bei oder kurz nach der Lese dachte. Erst in der Praxis lässt 
sich vielfach richtig beurteilen, wie ein Weiu zu behandeln ist. Die , zeitliehe 
Beschränkung“ würde aber in der Mehrzahl der Jahre den Winzer vor eine sehr 
kritische Zwangsfrago stellen. Soll der Weinbauer riskieren, dass erseineu Naturmost 
nach dem 31. Dezember nicht mehr verkaufen kann, weil der Most tin verbessert 
nicht brauchbar, di» Zuckerung dann aber verboten ist? Oder soll der Winzer 
während der erlaubten Frist die Zuckerung unter allen Umständen vornehmen, 
wenn sie auch vielleicht gar nicht so nötig ist, um nur nicht etwa ein Versäumnis 
zu begehen? Beide Fälle würden bei der zeitlichen Beschränkung wohl häufiger 
Vorkommen, als man jetzt anninimt; im ersteren Falle steht der Winzer immer 
vor einer finanziellen Gefahr, die häufig genug zu seinen Ungunsten ausschlagen 
dürfte, im zweiten Falle abur vollzieht er eine ganz und gar unrationelle Mani- 
pulation, die auch vom wirtschaftlichen Standpunkt aus verwerflich ist. Viele 
Produzenten sind überhaupt gar nicht in der Lage, selbst zu verzuckern. Io 
Jahren, in welchen die Verzuckerung notwendig ist, wird sieh daher das Angebot 
der Naturweine vor dem Endtermin der Verbessorungserlaubnis so sehr drängen, 
dass die zeitliche Begrenzung die Preise sehr wesentlich zu Ungunsten der Produ- 
zenten beeinflussen wird. Schliesslich ist noch zu bemerken, dass auch bei der 
zeitlichen Beschränkung eine genaue Buchkontrolle namentlich für die kleinen 
Winzerbetriebe kaum zu umgehen sein wird. 

Die Buchko n trolle mit Buchführungszwang bildet die naturgemässo 
Begleitforderung jener Kreise, die eine räumliche und zeitliche Beschränkung der 
Zuckerung wünschen. Wir haben bereits betont, dass wir eine einheitliche ur.d 
gleichmässigo Durchführung der Kontrolle durchaus und rückhaltlos befürworten. 
Schon heute sind die mit der Kontrolle betrauten Beamteu und Sachverständigen 
laut $ 10 Absatz 2 dos Weingesetzes von 1901 ermächtigt, nicht nur die Kellereien 
und sonstigen Lagerräume zu visitieren, sondern auch die geschäftlichen Aufzeich- 
nungen, Frachtbriefe und Bücher der kontrollierten Betriebe einzuseheu. Eine 
„Buchkontrolle“ ist also schon heute im Gesetze vorgesehen und wird auch in 
jenen Gebieten, wo eine scharfe Kontrolle besteht, z. B. in Bayern, in weitestem 
Masse ausgoübt. Was neu au dem vorliegenden Antrag ist. das ist nur die 
Forderung, dass alle Personen, die mit Wein zu tun haben, obligatorisch Bücher 
führen müssen, also kurz gesagt, eine „Zwangslagerbuchführung“. Dem Antrag 
liegt offenbar die Tendenz zugrunde, dass der Verkehr mit Wein- einer ständigen 
Beaufsichtigung von der Hebe bis zur Lippe des Trinkers unterliegen soll. Ganz 
abgesehen davon, dass eine derartige Kontrolle bei keiner andern Sparte der 
Nahrungs- und Genussmittelbranche zu finden ist, so scheitert der ganze Antrag 
unseres Erachtens an der praktischen l'ndurehführbarkeit. Der Handel, namentlich 
der Grosshandel, führt ja houte schon ordnungsgemässe Bücher; er muss solche 
schon im Hinblick auf die Bestimmungen des Handelsgesetzbuches führen, aber 
für das Weinfach kommen doch neben dem eigentlichen Weinhandel noch weit mehr 
Betriebe aus bäuerlichen und kleingewerblicheu Kreisen in Betracht. Speziell in 
unserer Gegend, in Franken, ist der Weinbau sehr stark parzelliert; die Kleinbauern 
besitzen ausser ihrem Acker- und AViesenland meist noch etwas Weinberge, bald 
mehr, bald weniger, ln gewerblichen Kreisen kommen weiter zahllose Wirte und 
Detailliston, Kolonial- und Spezereiwarenbändler, ferner in unserer Gegend auch 
Bäckereien, die neben ihrem Gewerbebetrieb regelmässig auch einen Weiuausscliank 
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betreiben, in Betracht; rechnet man ferner noch die Hotels. Apotheken, Gesellschafts- 
hauser otc. hinzu, so erhält man tatsächlich eine kolossale Menge von Betrieben, 
von denen gewiss nur ein verhältnismässig kleiner Prozentsatz zur regelrechten 
Buchfiibiung fähig wäre, während der grössere Teil kleinbäuerlicher und klein- 
gewerblicher Beteiligter voraussichtlich der Vorschrift einer obligatorischen Buch- 
führung nicht nachkommen könnte und daher bei richtiger Durchführung der 
Buchkontrolle dann der Strafe verfiele. 

Wer die Praxis des Weinbaues und Weinverkehrs kennt, der weiss aber 
auch, dass namentlich im Herbste, beim grossen Arbeitsandrang, eine Kontrolle 
über die Richtigkeit der Bucheinträge ganz ausser dem Bereich jeder Möglichkeit 
liegt. Wir erachten es als ganz unmöglich, dass irgend eine Amtsstelle überhaupt 
in der Lage ist, mit einiger Sicherheit das Ernte- oder gar das Kelterungsergebnis 
der vielen Betriebe festzustellen. Nehmen wir weitor den Fall an, dass ein 
Weinbergbesitzer zehn bis zwanzig Hektoliter Most erntet; kein Mensch in der 
Welt kanu ihm eine Unrichtigkeit nachwoisen, wenn er 30 oder noch mehr 
llekto in seinen Papieren als Ertrag bucht. Bei der Verschiedenheit der Jahr- 
gänge, dem sehr differenzierenden Erträgnis der Weinberge nach Alter, Trauben- 
art, Fflege der Beben und schliesslich auch nach den Keltervorrichtungen ist 
es ganz ausgeschlossen, ein bestimmtes Leseergebnis zu konstatieren. Wenn 
ein Winzer sich vor Unannehmlichkeiten schützen will, so brauchte er eben nur von 
vornherein eine höhere Ziffer des Herbstertrages zu buchen; dem Missbrauch ist 
aber damit Tür und Tor geöffnet. Ein anderer drastischer Fall, der die faktische 
Uudurchführbarkeit der Kontrolle nach einem Zwangslagerbnch beweist, ist etwa 
folgender: es besitzt ein Weinbauer, was sehr häufig vorkommt, teils Weinberge 
in allerbesten Lagen, teils solche in ganz geringen. Bei mittleren Weinjahren 
braucht das Erträgnis von sehr guten Lagen überhaupt keine Zuckerung, hingegen 
vorträgt der sehr saure Most aus den ganz geringen Weinbergen vielleicht eine 
Streckung von 40-50 Prozent, die heuto bestimmt als ., erheblich“ angesehen würde. 
Wenn der betreffende Weinbauer die Bucbeintiäge entsprechend vollzieht, so kann 
kein Weinkontrolleur bei Annahme der räumlichen Beschränkung etwas zu bean- 
standen finden, denn der Kellerinhalt stimmt völlig mit den Bucheinträgen, und 
der Zusatz, auf das G esam t<[uantum des Herbsterträgnisses verteilt, übersteigt 
auch nicht die eventuelle Grenze der zulässigen Vermehrung. Wir haben nur diese 
drastischen Beispiele gewählt, um die Forderung der ziffornmässigeu Beschränkung 
des Mostzusatzes und der entsprechenden Buchkontrolle auf Grund obligatorischer 
Lagcrbiicher ad absurdum zu führen. Es könnten selbstverständlich noch weitere 
Beispiele gewählt werden; aber wir glauben, dass die vorgoführten schon genügen, 
um die tatsächliche Undurchführbarkeit der erwähnten Forderungen darzutun. 
Wir glauben auch wohl behaupten zu können, dass bei zufälliger Aufdeckung von 
Misständen dann ebenso laut nach Abschaffung der unzulänglichen und unfähigen 
Buchkontrolle geschrieen würde, wie jetzt deren Einführung verlangt wird. 

Soll die Buchkontrolle aber nur einigermasson nach den Intentionen der 
Antragsteller durchgeführt werden, so ist auch ein ganzes Heer von Beamten und 
Sachverständigen nötig. Die Kosten für ein solcho Organisation würden trotz ihrer 
Zwecklosigkeit Unsummen • erfordern, und es wäre die Gefahr unter heutigen 
Umständen leider nur zu nahe, dass diese Kosten zum Anlass der Einführung 
einer Weinsteuer genommen würden. Schon lassen sich, allerdings nur vereinzelt, 
Stimmen vernehmen, die einer solchen Besteuerung des Weines unbesonnener 
"Weise das Wort reden. Es würde zu weit führen, die unheilvollen Folgen einer 
solchen Massnahme hier ausführlicher zu erörtern; aber wir können doch mit 
Sicherheit aussprechen, dass eine Steuer der durch unsinnige Hetzerei und Ver- 
dächtigungen, durch ungünstige wirtschaftliche Situationen und verfehlte sanitäre 
Bestrebungen (Auti-Alkoholismus) ohnehin schwer geschädigten und in ihrem Bestand 
erschütterten ■ Weinbranche geradezu den Todesstoss versetzten würde. 

Endlich wird von einzelnen Seiten noch eine Forderung erhoben, die 
eigentlich nichts mit dem Weingesetz, sondern mit dem Zolltarif zu tun hat: das 
Verbot oder — was auf dasselbe hinauslaufen würde — die Deklarationspflicht für 
deu Verschnitt von ausländischem Rot- mit inländischem Weisswoin. 
Für diese Forderung wird als Begründung vorgebracht, dass ein solcher Rot-Weiss- 
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wein -Vorschnitt nicht die Eigenschaften eines vollen Rotweins habe, die ntan 
namentlich für diätetische Zwecke bei dem Rotwein voraussetze. Nach unserer 
Sachkenntnis ist dieser Grund völlig hinfällig; denn die zum Verschnitt mit inlän- 
dischen Weinen durchweg benutzten Rotweine aus südlichen Ländern, namentlich 
aus Spanien, Italien, Südfrankreich, Dalmatien, Grichenland etc. besitzen ausser 
ihrem Farbreichtum auch solche Mengen von Extraktstoffen und spezifischen 
Rotweineigensdiaften (Gerbstoff), dass ein Verschnitt mit inländischen Weiss- 
weinen in dem durch die Handelsverträge festgesetzten Verhältnis von 60 zu 
40 Prozent volle Rotweineigensehaft besitzt. Ein solcher Verschnittrotwein ist 
mindestens ebensogut ., Rotwein“ als die der Quantität nach meisten in Deutsch- 
land gewachsenen Rotweine, er übertrifft letztere ater meist an kräftiger, 
voller Art. In unserm fiänkischen Bezirk wird überwiegend Weisswein gebaut, 
mul ein grosser Teil unserer fränkischen Landweine ist gerndo wie von der 
Natur dazu geschaffen, in ausländischen Rotwein übergeführt zu werden, wodurch 
er auch wirtschaftlich eine lohnende Verwertung findet. Unsere weisseu Ijnulweine 
eignen sich, wie jeder Sachverständige zugeben wird, zum Verschnitt sogar eigentlich 
besser, wie das Gros der sonst häufig biezu benutzten deutschen Rotweine, 
namentlich solcher aus reichtrageuden aber geringen Traubensorten (Portugieser). 
Wer w ill überhaupt den Unterschied zwischen einem Verschnitt von ausländischem 
Rot- mit inländischem Weisswein und einem solchen mit inländischem Rotwein 
herausfinden? Das kann weder irgend ein Chemiker noch auch ein Weintriuker. 
Wir sind sogar der Überzeugung, dass ein wirklicher Weinkenner, wenn ihm 
verschiedene Verschnitte von ausländischem Rotw ein mit inländischem Weiss- bezw. 
Rotwein vorgosetzt würden, unbefangenerweise wohl meist dem Weissweinverschnitt 
den Vorzug geben würde. Im übrigen machen wir darauf aufmerksam, dass auch 
im Ausland, z. B. in Frankreich, der Verschnitt von Rotwein mit Weisswein 
vielfach unbedenklich geübt wird; das Verbot eines solchen Verschnitts würde 
daher nur dem Import vom Ausland zugute kommen, wie überhaupt jegliche Er- 
schwerung des Verschnittgeschäfts wieder das Vordringen der französischen Importen 
in dem norddeutschen Ilauptabsatzgebiet begünstigen und die langjährige, mühsame 
Arbeit für die inländischen Verschnittweino wieder zurückdrängen würde. Schon 
heute ist durch die Erhöhung der Verschnitt »ein- Zollsätze das Geschäft wesentlich 
ungünstiger geworden; ein Verbot des Verschnitts von ausländischem Rotwein mit 
inländischem Weisswein würde aber auch direkt dem AVortlaut und Sinne der 
Handelsverträge zuwiderlaufeo. und schon aus diesem Grunde halten wir jede 
Agitation nach dieser Richtung für aussichtslos. 

Die Agitation zur Änderung des jetzigen AVcingesetzos ist, wie wir bewiesen 
zu liabon glauben, auf durchaus falschen Bahnen. Man verweist als Grund für 
die Kevisionsbedürftigkeit des Weingesetzes auf die vermehrte Zahl und die Er- 
gebnisse der jüngsten Weinprozesse. Ja, ist denn das nicht gerade ein Beweis 
dafür, dass das jetzige Gesetz genügend Handhaben bietet, um unreelle Mani- 
pulationen strafrechtlich zu fassen! Eine völlige Zufriedenstellung aller Wünsche 
von Weinbau, Weinhandel und Weinkonsuin wird kein Weingesetz jemals erreichen, 
sowenig wie irgend ein anderes Strafgesetz alle Zuwiderhandlungen einfach unter- 
drücken kann. Gegenüber der jetzigen, teilweise in geradezu widerlicher Form 
geführten Agitation möchten wir aber doch auch darauf hin« eisen, dass Weinbau und 
Weinhandel unter den gegenwärtigen Übertreibungen und Verhetzungen im höchsten 
Grade leiden. Was nutzen die schärfsten Weingesetze, wenn dem Publikum der 
Weingenuss zugleich in jeder Weise verekelt wird! Wein ist durchaus kein 
„notwendiges" Getränke, und die Konsumenten können sich leicht des Genusses 
entschlagen oder zu Ersatzgetränkcn, die heutzutag in allen möglichen Formen 
angeboten werden, übergehen. Wer hat den Schaden von solchen Zuständen? 
Gewiss in erster Linie der Weinbau, dessen Absatz stockt, und sodann der Wein- 
handcl, dessen Glieder in ihrer ganz überwiegenden Mehrzahl gewiss nicht solche 
Verunglimpfungen verdienen, wie sie heutzutage dem Stande vielfach angetan 
worden, die vielmehr mindestens ebenso auf ihren Ruf und ihre geschäftliche Ehre 
Bedacht haben, wie jeder andere gewerbliche Stand. 

Was der Weinhandel vor allem braucht, das ist Ruhe und abermals Rahe. 
Statt dass nach jedem Gesetz sofort wieder nach einem neuen geschrieen wird, 
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statt dass man sich nicht genug tun kann in Verdächtigungen und Hetzereien, statt 
des ganzen wüsten Treibens und der eklatanten Stimmungsmache in Versammlungen 
und tendenziösen Pressartikeln, wobei selbst gröbliche Mystifikationen der öffent- 
lichen M. inung nicht gescheut werden — statt alles dessen sollte man endlich 
einmal der Branche eine ruhige und gesunde Entwickelung lassen. Seitens der 
Reichsregierung, die ja bisher glücklicherweise ihre objektive Anschauung der Ver- 
hältnisse durchaus bewahrt hat, ist neuerdings die Absicht kundgegeben worden, 
ein sogenanntes ..Weinparlament- 1 , d. i. ein'- Sachverständigenversammlung, zur 
Besprechung der Weinfrago einzuberufen. Die Massnahme an sich wird allerdings 
wiederum eine Schüruug der Diskussion und damit eine weitere Beunruhigung und 
Schädigung des Geschäfts mit sich führen ; wir hielten es daher tatsächlich wohl 
für besser, wenn auch von dieser gewiss gut gemeinten Massnahme vorerst und 
in solange abgesehen würde, bis die 1 .ago sich besser geklärt haben wird. Wenn 
aber die genannte Versammlung dennoch einbenifen werden sollte, so bitten wir 
wiederholt dass auch unsere Kammer zur Entsendung eines Vertreters ermächtigt 
werde, da wir den lebhaften Wunsch haben, die uns anvertiauteu Interessen des 
Weiuhandels gegenüber der leidenschaftlichen Agitation anderer Kreise zu schützen. 



Die vorstehende Eingabe behandelt, wie ersichtlich, ausser den 
eigentlichen Weingeset/.gebungsfragen auch eine Angelegenheit, die 
an und für sich keinen organischen Zusammenhang mit der Wein- 
gesetzgebung hat, da sie nicht zur Nahrungmittelgesetzgebung Sündern 
eigentlich zum Zollwesen gehört: den Verschnitt von Rot- mit 
AV eisswein. Weil sich die Angriffe der Agrarier und ihres Anhangs 
aber gerade auch auf diesen Punkt richten, wollen wir nicht ver- 
säumen, an dieser Stelle unsore Meinung wiederholt naclulrücklichst 
kund zu geben. 

Die Schutzzöllner, Agrarier und Puristen wünschen ein Verbot 
des Verschnitts von ausländischem Rot- mit inländischem Weisswein, 
wie solcher in den Handelsverträgen aus wohlweislichen Gründen 
zu einem erniässigten Zollsatz für den ausländischen Rotwein zuge- 
lassen ist; eventuell verlangen sie einen Deklarationszwang für 
einen solchen Verschnitt. Der Deklarationszwang hätte wirtschaftlich 
den gleichen Effekt wie ein Verbot; das ist den Leuten, die eine 
solche Forderung aufstellen, auch durchaus bewusst Wenn also 
etwa das Verbot des Verschnitts in Rücksicht auf die Handelsverträge 
nicht durchführbar ist, so gilt das Gleiche auch für den Deklarations- 
zwang; es wäre gegenüber den anderen Vertragsstaaten gewiss keine 
loyale Durchführung, wenn die Verschnittweinklausel, die ja einzig 
und allein eine wirtschaftliche Tendenz hat, durch eine einseitige 
Verfügung von deutscher Seite ihrer wirtschaftlichen Wirkung wieder 
völlig beraubt würde. 

Aber hat denn der Verschnitt des ausländischen Rotweins mit 
inländischem Weisswein überhaupt nachteilige Folgen für die deutsche 
Produktion oder den deutschen Konsum? Gewiss nicht. Der deutsche 
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Rotweinba» ist ja überhaupt verhältnismässig gering, in unserm Kreis 
überhaupt nur in einem ganz beschränkten Gebiete von einiger Aus- 
dehnung. Von den deutschen Rotweinen erzielte aber jener ganz kleine 
Teil, der wirkliche Qualitätsprodukte darstellt, von jeher sehr gute 
Preise. Der übrige Teil, der als Massenprodukt von reichtragenden, 
aber qualitativ geringen Rebsorten (Portugiesern) zu betrachten ist, 
braucht regelmässig selbst einen Zusatz von vollem ausländischem Rot- 
wein um für die Ansprüche der Konsumenten in Geschmacks- und 
Farbfülle genügen zu können, Dom deutschen Weisswein macht der 
Versebnittwein wie überhaupt jeder Rotwein keine Konkurrenz; denn 
wer Weisswein trinken will, lässt sich durch das Angebot von Rot- 
wein nicht davon abhalten, umgekehrt aber lässt sich der Rotwein- 
konsument auch durchaus nicht von dieser Geschmacksrichtung etwa 
zu Gunsten des Weissweinkonsums ablenken. Das gilt namentlich 
von dem grossen Rotweinkonsumgebiet in Norddeutschland. Wird 
den dortigen Konsumenten nicht ein guter und billiger, im Inland 
zusammcugestollter Verschuittrotwein geboten, so wendet er sich 
eben wieder einfach seinen von Alters gewohnten Bordeaux zu. 
Der Konsum der Bordeauxweine hat (wie wir in unserer ersten Über- 
sicht zu diesem Artikel ausführten) durch die allgemeinen Ver- 
dächtigungen des deutschen Weines und des deutschen Weinhandels 
ohnehin Raum gewonnen. Wenn durch Statuierung eines Verbots 
oder der Deklarationspflicht für Verschnittweine diese vom Wett- 
bewerb ausscheiden müssen, dann ist das ganze Gebiet Norddeutsch- 
lands wieder für die Importen von Frankreich offen, und das 
mühsam errungene Feld für den Absatz unserer erst durch den 
Verschnitt gangbar gewordenen deutschen Weine ist mit einem 
Schlag verloren. 

Auch jeder Versuch, den Rot -Weisswein verschnitt als nicht 
ebenbürtig dem originalen Rotwein hinzustellen, ist vor dem Urteil 
eines Fachmanns hinfällig. Man operiere doch nicht mit Einwänden, 
wie z. B. dass der Rot- Weissweinverschnitt keinen eigentlichen 
Rotweincharakter habe, oder dass Rotwein vielfach diätetischen 
Zwecken diene, was der Verschnittwein nicht bewirke. Das ist die 
reine Spiegelfechterei. Denn die zum Verschnitt benutzten aus- 
ländischen Weine haben eben einen so enormen Überschuss an 
spezifischen Rotweineigenschaften, dass auch der Verschnitt mit 
Weisswein durchaus vollen Rotweincharakter hat — nicht blos was 
die Farbe, sondern auch was den Gehalt an Gerbstoff und sonstigen 
diätetischen Bestandteilen anlangt. Man mache doch die Probe mit 
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den Konsumenten, ja mit wirklichen Weinkennern! Wir möchten 
den „Kenner" sehen, der z. B. einen Verschnitt von ausländischem 
Rot- mit inländischem Weisswein von einem solchen mit inländischem 
Rotwein herausfinden kann. Ebensowenig kann das ein Chemiker 
oder sonst wer. Und warum? weil eben tatsächlich kein Unterschied 
ist. Der Rot- Weissweinverschnitt ist mindestens ebenso gut wirk- 
licher Rotwein wie ein von Anfang an als Rotwein gekelterter und 
ausgebauter Wein. Dabei machen wir noch darauf aufmerksam, 
dass einerseits in Frankreich der Verschnitt von Rotwein mit Weiss- 
wein ganz unbedenklich geübt wird, dass also das Verbot des Ver- 
schnitts in Deutschland auf die Importen doch keine Wirkung haben 
könnte, und andererseits dass in Deutschland vielfach (z. B. in Würt- 
temberg, an der Tauber, in Baden etc.) Weine erzielt werden, bei 
denen man wahrhaftig nicht bestimmen kann, ob es Weiss- oder 
Rotweine sind, da sie in der Farbe (sog. Schiller) in der Mitte 
stehen; es ist uns unerfindlich, wie ein Verbot oder ein Deklarations- 
zwang für den Verschnitt etwa mit solchen Weinen begründet 
oder durchgeführt werden könnte. 

Hauptsächlich ist aber doch zu erwägen, welche Vorteile 
der Verschnitt für unser inländisches Produkt hat. Grosse 
Mengen unserer einheimischen Landweine sind bisher durch Ver- 
schnitt mit roten Auslandsweinen wirklich lohnend verwertet worden. 
Unsere kleineren fränkischen Weissweine eignen sich ganz aus- 
gezeichnet für den Verschnitt, so dass man meinen müsste, gerade 
von landwirtschaftlicher Seite sollte diese gute Verwendungsart 
begünstigt und auf jede Weise gefördert werden. Wenn trotzdem 
von agrarischer Seite gegen den Verschnitt mobil gemacht wird, so 
beruht das. wenn nicht auf der blossen Feindschaft gegen den 
Handel, doch auf einer vollkommenen' Verkennung der Markt- und 
Absatzverhältnisse. — Der Verschnitt hat — wie wir bewiesen zu haben 
glauben — nicht die geringsten Nachteile für unseren einheimischen 
Weinbau, wohl aber grossen Nutzen für den Absatz auch der ein- 
heimischen Weine und für die Leistungsfähigkeit unseres einheimischen 
Weinhandels. 

In einer Reihe von Fällen wurden wir von Behördeu und 
Stellen um Gutachten über Fragen- dos Weinverkehrs angegangen. 
Wir erwähnen von diesen Gutachten lediglich eines von weitgehender 
Bedeutung, nämlich über die Frage, was man unter „Originalwein“ 
verstehe. Unsere in dieser Frage geäusserte Ansicht lässt sich dahin 



Digiiized by Google 



58 



präzisieren, dass das Wort „Originalwein“ stets unbedingte Gewähr 
für die bezeichneto Herkunft eines Weines gibt. In der häufigen Ver- 
bindung mit renommierten Weinlagen und Weingütern (Domänen etc.), 
bei denen der Konsument ohnehin Naturreinheit voraussetzen kann, 
verbürgt die Bezeichnung „Originalwein“ — oder, wie eigentlich 
öfter gesagt wird „Originalgewächs“ — selbstverständlich auch die 
absolute Naturreinheit der betreffenden Marken. Im übrigen aber 
kommt es ganz darauf an, welche Weingegend oder welche Kellerei- 
firma neben dem Worte „Originahvein“ steht. In Verbindung mit 
den Namen reiner Handelsfirmen, wie z. B. mit Importhäusern für 
Auslandsweine etc., kann die Bezeichnung „Originalwein 1 selbst- 
verständlich nur für die Herkunft aus der bezeichncten Kellerei 
nicht auch für Naturreinheit gewährleisten. Das Gleiche gilt für die 
Bezeichnungen einzelner Weingegenden, mit deren Nennung in der 
Anschauung der Konsumentenkreise nicht immer der Begriff der 
Naturreinheit verbunden sein kann. In Weinhandelskreisen und 
auch in den Kreisen der branchekundigon Konsumenten weiss man 
übrigens sehr wohl zu beurteilen, welche Weinbauorte bezw. welche 
Betriebe naturreine Weine garantieren, und bei welchen diese An- 
nahme nicht möglich ist. 



Zu der im Herbst des Berichtsjahres nach Berlin einberufenen, 
unter dem Namen eines„Weinparlaments“ bekannten Versammlung 
von Sachverständigen, die über eine etwaige Revision des Wein- 
gesetzes beriet, wurde durch Kntschliessung des Kgl. Staatsministeriums 
des Innern auch unserer Kammer das Recht eingeräumt, einen Ver- 
treter aus den Kreisen des Weiuhandels sowie einen Ersatzmann zu 
benennen. Wir wählten als solche zwei sachverständige Mitglieder 
unserer Kammer, nämlich den stellvertretenden Vorstand unserer 
Handelsabteilung, Herrn Weingrossbänd ler B. llellm ann , als unseren 
Vertreter und den Vorstand unseres Bezirksgremiums Kitzingen, 
Herrn Weingrosshändler Wilhelm Meuschel jun., als Ersatzmann. 
Ersterer nahm auch an den Verhandlungen des „Weinparlaments“ 
Anteil und vertrat unsere Anschauungen über die einschlägigen 
Fragen in intensiver und sachgemässer Weise. 

Zu der vorjährigen Generalversammlung des Deutschen Wein- 
bauvereins vom 8. — 10. September in Berncastel an der Mosel ent- 
sandte unsere Kammer den Syndikus als ihren Vertreter. 
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VII. Sonntagsruhe und sonstige soziale 
Angelegenheiten. 

Von allgemeineren Fragen beschäftigte uns zunächst die Ein- 
führung der vollständigen Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 
während der Sommermonate. Die Ortsgruppe Würzburg des 
deutschnationalen Handlungsgehilfen- Verbandes hatte beim Stadt- 
magistrat Wiirzburg beantragt, gemäss der §§ 105 b, 2 und 41aR.-G.-0 
durch Ortsstatut zu bestimmen, dass während der Sommermonate 
Juli und August Handlungsgehilfen und Lehrlinge im Handels- 
gewerbe an den Sonntagen nicht beschäftigt werden dürfen, und 
dass während dieser Zeit in offenen Verkaufsstellen ein Gewerbe- 
betrieb nicht stattfinden darf. Der Stadtmagistrat überwies uns das 
Gesuch zur Begutachtung, ln unserer Sitzung vom 28. Juni erstattete 
unser Mitglied Herr Pfister hierüber das Referat, auf Grund dessen 
wir unterm 2. Juli folgenden Bericht an den Stadtmagistrat richteten: 

Unter Rückgabe der mit Rundschreiben vom 20. Mai a. c. überlassenen Eingabe 
des „Deutschnationalon Handlungsgehilfen verbands, Ortsgruppe Wiirzburg', be- 
ehren wir uns. folgendes ganz ergebenstes ‘Gutachten zu erstatten: 

Unsere Kammer ist von jeher den Wünschen der Handlungsgehilfenschaft 
nach einer entsprechenden Sonntagsruhe, soweit dies nur oinigermassen tuulich 
erschien, entgegen gekommen. Auch der jetzt gestellte Antrag auf Einführung 
vollständiger Sonntagsruhe in den Sommermonaten würde unsere volle Sympathie 
finden, weuu nicht Schädigungen für unsere örtlichen Verhältnisse im Geschäfts- 
leben zu befürchten wären. 

Die Würzburger Geschäfte haben aber gerade im Sommer recht viol mit 
der Landbevölkerung zu rechnen, die vielfach an Sonn- und Feiertagen hierher 
kommt und dabei ihre Einkäufe betätigt. Würden die Ladengeschäfte in Würzburg 
während der Sommermonato geschlossen bleiben müssen, so würden sich die 
ländlichen Käufer uach anderen kleineren Städten in der Umgegend, z. B. nach 
Sohweinfurt, Kitzingon, Ochsenfnrt. Marktbreit. Karlstadt etc. wenden; und wenn 
einmal die Kundschaft an andere (ieachäftsplätze gewohnt ist, so würde sie aller 
Wahrscheinlichkeit nach auch in der übrigen Zeit des Jahres dorthin gelten. 

Der Vergleich mit den in der Eingabe des ilaodlungsgehilfeuverbands ge- 
nannten drei grösseren Städten Frankfurt, Mönchen und Nürnberg trifft nicht zu, 
weil die erwähnten Grosstädte in der Hauptsache doch mit oinem ganz andern 
Fremdenbesuch rechnen können, wie Wiirzburg. Das allgemeine ReLcpublikum 
fauft hauptsächlich an Werktagen ein oder ist doch weit weniger an die Sonntage 
gebunden, als die Landbevölkerung, die für Würzburg, wie erwähnt, hauptsächlich 
in Betracht kommt. 

Weiter ist für Würzburg noch die Kiliani-Messe zu erwähnen, die gerade 
in den Monat Juli fällt und erfahrungsgemäss viel Landvolk hierher zieht. Es 
ginge natürlich nicht an. am Kilianifost und an dou Messonntagen die Läden in 
Würzburg völlig schliessen zu lassen, während die Messhuden zum Verkauf offen 
stünden. 

Wir fassen unser Gutachten dahin zusammen, dass bei den gegenwärtigen 
örtlichen Verhältnissen dem Gesuch des ..Deutschnationalen Handlungsgehilfen - 
verbands 1 ' auf Einführung der vollständigen Sonntagsruhe in den Sommermonaten 
nicht zuge-timmt werden kann; einer etwaigen reichsgesetzlichen Vorschrift 
des allgemeinen Ladenschlusses in der stillen Geschäftszeit würden wir dagegen 
eventuell beipflichten. 
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Die Frage der Sonntagsruhe im Schiffergewerbe kam 
bei unserer Kammer durch eine Anfrage des Zentralverbandes für 
Hebung der deutschen Fluss- und Kanalschiffahrt zur Anregung. 
Wir berieten hierüber in unserer Plenarsitzung vom 13. Februar, 
wobei unser Gewerbekammermitglied, Herr Bub, das Referat erstattete, 
auf Grund dessen wir unterm 21. Februar folgende Zuschrift an den 
Zentralverein richteten: 

lu Erledigung Ihres Kundschreibens bctr. Einfühlung der Sonntagsruhe in 
der Binnenschiffahrt beehren wir uns, Ihnen bezüglich der Verhältnisse auf dem 
Main folgende Mitteilungen zu machen : 

Es wäre bei der Mainschiffahrt, die im Sommer mit der Kleinwasserporiode, 
im Winter mit Witterungsverbältuissen und der Fahrteinschränkung durch kurze 
Tage und Nebel, weiter mit dem Schiffahrtsscbluss durch Eisgang oder wegen 
Hochwasser zu rechnen hat. kaum durchführbar, ja im gewesen Sinne unverant- 
wortlich, den Verkehr durch eine Gesetzesvorschrift aufzuhalten. Au den ersten 
• •ster-, Pfiugst- und Weihnachtsfeiertagen ruht allerdings die Fahrt nach allge- 
meinem Gebrauch; aber schon durch diesen Usus ist mancher Schiffer in die un- 
angenehmste Lage gebracht worden, wie sich dies hei dem vorjährigen Weihnachs- 
fest zeigte, als plötzlich Schiffahrtsschluss durch Frost eintrat. Würde man nun 
auch noch die Fahrten an den Sonn- und gesetzlichen Feiertagen, von denen wir 
gerade in Bayern eine besonders hohe Zahl haben, einschränkeu, so würde nicht 
nur der Mainschiffer geschädigt, sondern auch die staatliche Kettenschleppschiffahrt, 
die erst in den letzten Jahren etwas zu prosperieren beginnt, müsste eine nicht 
unbedeutende Einbusse erleiden. Die Eigenart des Main» bezw. seiues Wasser- 
standes erfordert eben, dass die Mainsehiffahrt jede günstige Stunde ausnutzt, um 
den Betrieb unter den heutigen misslichen Frachtvorhältnissen möglichst aufrecht 
zu erhalten. An den Hafenplätzen bezw. den Bestimmungsorten der Schiffe regelt 
sioh die Sonntagsruhe ohnehin ganz von selbst Zieht man ferner in Betracht, 
dass eine Reise Frankfurt — Würzburg in der Regel nur ca. 4 Tage dauert, so 
ergibt sich wohl ohne weiteres, dass den Schiffern und ihrem Personal zweifellos 
genügend Zeit und Gelegenheit zur Ruhe und für ihre religiösen Bedürfnisse bleibt. 

Schliesslich bemerken wir noch, dass in unserm Bezirk ausser den ge- 
wöhnlichen Sonntagen nicht weniger als IS Feiertage gesetzlich fixiert sind, wozu 
noch verschiedene lokale Patronatsfeste, sowie für Protestanten der Charfreitag 
hinzukommeu. 



Von der lieichsbankstelle Würzburg wurde bei uns angefragt, 
ob gegen den Samstagnachniittags-Gescliäftsschluss, wie er 
bereits bei einer grossen Anzahl von Reicbsbankanstalten eingeführt 
Bedenken beständen. Wir antworteten hierauf unterm 27. Januar 
wie folgt; 

In Erwiderung Ihrer Zuschrift vom 22. ds. Mts. beehren wir uns mitzu- 
teilen, dass die Frage des Samstagnachmittags-Geschäftssehlusses (im Verein mit 
andern Angelegenheiten, wie z. B. völliger Goschäftsschluss an Sonntagen etc.) in 
diesen Tagen den hiesigen Bankgeschäften bereits auf Veranlassung des Zeutral- 
verbauds des deutschen Bank- und Bankier-Gewerbes vorgelegt wurde. Nach 
deren Äusserungen wird das Bedürfnis nach dem Samstagnachmittags-Gescbäfts- 
schluss mit überwiegender Mehrheit verneint. Tatsächlich dürfte der Geschäfts- 
Schluss am Samstag Nachmittag in grösseren Städten, wie Berlin. Frankfurt etc. 
eher wünschenswert und durchführbar sein, als bei den Geschäftsverhältnissen in 
kleineren oder mittleren Städten, wie Würzburg. 

Auch aus prinzipiellen Gründen möchten wir den Samstagnnchmittagsschluss 
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nicht unterstützen. Wir strebeu seit Jahren die Abschaffung verschiedener katho- 
lischer Feiertage zweiter Ordnung an und können uns nicht gut der Oefahr aus- 
setzen, dass man von gegnerischer Seite uns nun darauf hinweisen könne, dass 
wir nunmehr für 52 Halbfeiertage selbst eintreten. 

Wir möchten noch ferner bemerken, dass ein völliger Oeschäftsschluss der 
Reichsbaok an Samstag Nachmittagen die hiesige Geschäftswelt bei unvorher- 
gesehenem Geldbedürfnis in Verlegenheit bringen kennte, sei es durch die Unmög- 
lichkeit, Giroguthaben abzuheben oder Wechsel zu diskontieren. Es dürfte dies 
übrigens auch für die Reichsbank schliesslich schädigend sein. 

Wir sind aus oben angeführten Gründen nicht in dor Lage, der Absicht 
verebrlicher Reichsbankdirektion beizustimmeu, möchten im Gegenteile bitten, es 
bezüglich der Kassenstunden bei dein bisherigen Gebrauch zu belassen. 

Während der vollständige Samstagnachmittngs-Gescbäftsschluss 
bei den hiesigen Bankgeschäften nicht zur Einführung kam, wurde 
durch Zirkular bei den hiesigen Bankgeschäften doch erreicht, dass 
an den Samstagnachmittagen vom 1. April bis 1. Oktober (also 
während der Sommermonate) um 4 Uhr Kassenschluss eintritt. Sämt- 
liche Banken und Bankiers traten dieser Vereinbarung bei. 

Das Abkommen der sogen. D-Banken ^Deutsche Bank, Diskonto- 
Gesellschaft, Dresdener Bank und Darmstädter Bank), wonach sich 
eine jede dieser Grossbanken gegenseitig verpflichten sollte, keine 
ungekündigte Angestellte von den drei andern, der Vereinbarung 
angeschlossenen Banken zu engagieren, erregte selbstverständlich 
in den Kreisen der Bankangestellten und darüber hinaus in den 
weitesten Kreisen dor Handlungsgehilfen überhaupt grosse Be- 
unruhigung. Auf Anregung des Verbands Deutscher Handlungs- 
gehilfen zu Leipzig nahm unsere Kammer in unserer Plenarsitzung 
vom 30. September Wogegen Stellung, ln einem Schreiben an den 
genannten Handlungsgehilfen- Verband erklärten wir, dass wir das 
Vorgehen der D-Banken nicht billigen könnten; vielmehr seien wir 
der Meinung, dass dem berechtigten Bestreben der Bankangestellten, 
ihre wirtschaftlichen Verhältnisse in der regulären Form der Be- 
werbung um günstigere Stellen zu verbessern, aus sozialen Gründen 
kein Hindernis in den Weg gelegt werden sollte. 

Vom Kgl. Staatsministerium wurden wir zur Begutachtung 
verschiedener Anträge — so seitens des Kaufmannsgnrichts München, 
des Reichstagsabgeordnoten Bassermann und Gen. etc. — über die 
Anrechnung von Versicherungsbeiträgen für Ifandlungs- 
und Gewerbegehilfen aufgefordert. In unserer Plenarsitzung vom 
13. Februar referierte der Vorstand unseres Bezirksgremiums 
Aschaffenburg, Herr Kommerzienrat Stenger, über die Angelegenheit. 
Über unser Beratungsergebnis erstatteten wir unterm 21. Februar 
folgenden Bericht an das Kgl. Staatsministerium: 
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Id Erledigung des Auftrags vom 4. v. Mts. Nr. 2CÜ40 haben wir die Frage, 
ob § 63 des Handelsgesetzbuches in allen seinen Bestimmungen zwingendes Hecht 
darstellen soll, oder ob der sechswiiehcntliche Anspruch des unverschuldet an der 
Dienstleistung verhinderten Handlungsgehilfen auf Gehalt und Unterhalt der 
vertragsmiiasigeu Abänderung unterliegen darf, ferner die Frage der analogen 
Anwendung auf Gewerbseohilfen etc. zur Beratung in unserer Kammer gestellt. 
Die Meinungen unserer Mitglieder über diese Kragen gingen zum Teil stark aus- 
einander. 

Eine Anzahl von Mitgliedern unserer Handelsabteilung stellte sich aus 
rechtlichen und sozialpolitischen Gründen entschieden auf Seite der beantragten 
Gesetzesiindorungeu und befürwortete die gewünschten Vergünstigungen für die 
Handlungs- und Gewerbegehilfon. Massgidiend für diese Ansicht war namentlich, 
dass der Anspruch aus den Versicherungen zweifellos nur dem versicherten An- 
gestellten zusteht, und dass den Prinzipalen keinerlei Hecht zukomme, ihre Ver- 
pflichtungen im I linbliok auf dio Versicherungsloistungeu einzuschränken. Des 
weiteren wurde der sozialpolitische Standpunkt vertreten, dass ein erkraukter Ge- 
hilfe mehr als in Tagen der Gesundheit eine finanzielle Besserung seiner Iiage 
notig hat. Missbräuchliche Ausnutzung dieser Vergünstigungen etwa durch Simu- 
lation wurde von den Anhängern dieser Ansicht nicht befürchtet. 

Überwiegend war allerdings in unserer Kammer die andere Ansicht ver- 
treten, die teils im Interesse der kleineren h'aufmnunsgeschüfte, namentlich aber 
von sämtlichen anwesenden Mitgliedern der Gewerbeabteilung geteilt wurde. Nach 
dieser Meinung würde mit der beantragten Änderung dos Handelsgesetzbuchs eine 
Hechtslage geschaffen, welche für dio kleineren selbständigen Kaufleute eine unter 
Umständen schwere Belastung bilden, anderseits für einzelne Handlungsgehilfen 
Veranlassung zur ungebührlichen Ausnützung der günstigen Bestimmung geben 
würde. Nach dieser Meinung hat also ein Erkrankter keinen Anspruch auf Ent- 
lohnung und die Versicherung tritt als Ersatz für den Erwerb ein. um dem Er- 
krankten die Subsistenzmittel und ausserdem die ärzlicho Behandlung zu sichern. 
Betont wurde ferner, dass der Prinzipal für Ersatz des dienstunfähigen Angestellten 
sorgen müsse, wodurch ihm Kosten entständen. Die gleichen Gesichtspunkte 
wurden auch hinsichtlich der gewerblichen Angestellten zum Ausdruck gebracht; 
der Unternehmer müsse Ersatz schaffen und ausserdem den Gehalt des Erkrankten 
fortzahlen, ein Verlangen, das bei den gewerblichen Verhältnissen auch aus sozialen 
Gesi ditspunkten nicht gerechtfertigt werden könno. 

Boi der Abstimmung waren, wie erwähnt, die Vertreter der letzteren An- 
sichten in der Majorität, und dor Beschluss geht dahin. Hohes Kgl. Staats- 
ministerium zu bitten, es möge von den beabsichtigten Gesetzesäuderungen Abstand 
genommen werden. 



Durch Entschliessung der Kgl. Regierung wurden der Stadt- 
magistrat Kitzingen, sowie die Kgl. Bezirksämter Würzburg (beson- 
ders fiir diu Gemeinden Heidingsfeld, Randersacker und Kirchheim), 
ferner Miltenberg, Marktheidenfeld, Obernburg, Kissingen. Hassfurt. 
Aschaffenburg, Lohr, Ochsenfurt, Kitzingon und Alzenau mit Rücksicht 
auf die dortselbst vorhandenen Industriezweige beauftragt, die Er- 
richtung von Gewerbegerichten in die Wege zu leiten; auch 
unsere Kammer und die in Betracht kommenden Bezirksgreniien 
wurden von der Kgl. Regierung ersucht, durch Unterstützungsanträge 
bei den Distrikts- und Gemeindeverwaltungsbehörden zur Errichtung 
von Gewerbegerichten mitzuhclfen. Wir glaubten, diese Frage zu- 
nächst einer Beratung in unserm Kammerplenum unterstellen zu 
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sollen, wobei in der Sitzung vom 10. Mai Herr Hock vom Gremium 
Aschaffenburg das Referat erstattete. Gemäss Beschluss unseres 
Plenums berichteten wir unterm 7. Juni Folgendes an die Kgl. 
Kreisregierung: 

Die Entschliessung Hoher Kgl. Regierung vom 23. Eebruar ds. Js. N. 7403 
gab unserer Kammer in letzter Plenarsitzung Anlass zur Beratung darüber, ob 
sieh die Errichtung von Gewerbegerichten auch an kloineren Plätzen und in länd- 
lichen Bezirken empfiehlt. Auf Grund einstimmigen Beschlusses gestatten wir 
uns ganz ergebenst mitzuteilen, dass unsere Kammer ein Bedürfnis für Errichtung 
von Ueworbegorichten in solchen Distrikten nicht für gegeben erachtet: auch wurde 
die Befürchtung ausgesprochen, dass, da nur verhältnismässig kleine Betriebe mit teil- 
weise geringer Arbeitcrzalil in Betracht kommen, l’iifriede in die jetzigen ruhigen 
Verhältnisse zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer getragen würde. 



Die ßundesrats-Yerordnung über die Ruhepausen der Gast- 
wirtsgehilfen vom 23. Januar 1902 hat — wie übrigens nach 
der Natur der Frage zu erwarten stand — im Gastwirtsgewerbe 
starke Unzuträglichkeiten herbeigeführt. In unserer Sitzung vom 
14. Dezember referierte unser Gewerbekammermitglied, Herr Strauss, 
über die Klagen und Beschwerden des Gastwirtsstandes, die in einer 
Eingabe des Reichsverbands deutscher Gastwirtsverbände eingehend 
geschildert waren: 

Bereits in den Jahren 1901 und 1902 beschäftigte sich unsere Kammer mit 
der BundesratsverordnuDg über die Ruhepausen der Gastwirtsgobilfeu. Wie schon 
damals, kurz vor und direkt nach der Bundes rat« Versammlung vom 23. Januar 1902 
von Fach vereinen und sonstigen Interessenvertretungen, daruuter auch von unserer 
Kammer, auf die Schädigungen dieser sozialen Massnahme für das Gastwirtsgewerbe 
hingewiosen wurde, so sind diese Klagen auch heute noch nicht verstummt; vielmehr 
hat die Vergangenheit gezeigt, dass die Verordnung viel zu wenig Rücksicht auf 
die Einzelverhältnisso nimmt. Duich diese Generalisierung sind dem Gast- uud 
Schankwirtschaftswesen Beschränkungen auferlegt, die nur der Grossbetrieb auf die 
Dauer aushalten kann. Der Hauptfehler der Verordnung ist darin zu erblicken, 
dass die Regelung der Ruhezeit ganz schematisch erfolgt ist uud dass keinerlei 
l : ntcrschiede gemacht werden zwischen Jahres- und Saisonbetrieben, grösseren 
und kleineren Orten, umfangreichen und einfachen Geschäften, norddeutschen und 
süddeutschen Verhältnissen, zwischen Hotels, Cafes, einfachen Wirtschaften u. s. w. 
Der Ersatz für die zeitweise freigegebenen Angestellten ist durchaus nicht immer 
leicht. Aach für jugendliche Gehilfeu ist die frühzeitige Entlassung aus dem 
Betriebe nicht durchweg zweckmässig. Endlich ist auch zu bedauern, dass die 
Rechtsverhältnisse vielfach durchaus nioht klar sind ; man weiss nicht, ob man 
einen zur gesetzlichen Ruhezeit freigegebeneil Angestellten, der ausdrücklich seine 
Dienste wieder anbietet, beschäftigen darf oder ob mau ihm gar das Lokal ver- 
bieten muss. Alle diese Verhältnisse sind in einer Eingabe des Reichsverbands 
deutscher Gastwirtsverbäude au den Deutschen Reichstag eingehend geschildert. 

In der erwähnten Sitzung wurde auch seitens unseres Mitglieds, 
Herrn Kommerzienrats Bock, wärmstens die Unterstützung der 
Kammer für die Wünsche des Gastwirtsgewerbes empfohlen, da die 
besprochene Bundesratsverordnung tatsächlich an dem empfindlichen 
Fehler leide, dass sie zu viel generalisiere und darum den Spezial- 
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Verhältnissen nicht Rechnung trage. Der Herr Regierungsvertreter 
unserer Kammer, Herr Kgl. Regierungsrat Bogendorf er, erklärte 
ferner, dass auch die Kgl. Kreisregierung bereits Ausnahmebestim- 
mungen für Saisonbetriebe in Badeorten etc. bei dein Kgl. Staats- 
ministerium befürwortet habe. Schliesslich fasste die Kammer ein- 
stimmig folgende Resolution: 

Die Handels- und Gewerbekammer fceschliesst, an das Kgl. Staatsministerium 
gutachtlich zu berichten, dass die in der Bundesratsverordnung vom 23. -lanuar 
1902 festgeleghn Ruhepausen für die Angestellten im Gast« irtsgewerho einer 
besseren Regelung bedürfen. Dio generelle Bestimmung, wonach in jeder 3. bezw. 
2. Woche einmal 24 Stunden Ruhepause gewährt werden müssen und in jenen 
Wochen, in welche die 24stiindige Pause nicht fallt, die normale Ruhepause 
einmal um ß Stunden zu verlängern ist, hat sieh in der Praxis als schwer durch- 
führbar erwioaen und schädigt vielfach die Arbeitgeber, ohne dass anderseits den 
Wünschen der Arbeitnehmer zweckmässig entsprochen wird. Als wesentliche 
Verbesserung würde schon zu betrachten sein, wenn der oberen Verwaltungsbehörde 
die Befugnis gegeben würde, in geeignet erscheinenden Fällen und namentlich, 
wenn es der Betrieb unbedingt erfordert. Abweichungen zu gestatten. 



VIII. Schulwesen. 

Im Berichtsjahr kam die Frage der Reorganisation der 
realistischen und technischen Mittelschulen Bayerns in Fluss. 
Auch unsere Kammer nahm zu der Angelegenheit in der Sitzung 
vom 28. Juni Stellung, wobei der Kammersyndikus das Referat 
erstattete. Den Anstoss zu unsern Verhandlungen hatte eine der 
Kammer zugegangene Eingabe des Verbands ehemaliger Industrio- 
schüler Bayerns gegeben, wodurch folgende Wünsche aufgestellt 
waren : 

1. Die Industrieschulen sollen als vollberechtigte 9 klassigo Anstalten im 
Sinne moderner Oberrealschulen ausgehaut werden mit voller Berücksichtigung 
der allgemeinen Bildung auf ncusprachlich -naturwissenschaftlich - mathematischer 
Grundlage und gleichzeitiger praktischer Betätigung der Schüler in Übungen. 
Laboratorien uud Werkstätten; 

2. bei der kommenden Lösung der Mittelschulfrage sollen auch die Erfah- 
rungen der eigentlichen Interessenten zu Rate gezogen worden; 

3. und endlich sollen die bisherigen Industrieschüler den zukünftigen Ober- 
real schillern in allen Rechten gleichgcachtct werden, und soll ihnen nach Ablegung 
der vorgeschriebenen akademischen Prüfungen die Berechtigung zum Eintritt 
in alle einschlägigen Zweige des Staatsdienstes erteilt werden. 

Der letztere Wunsch muss ja tatsächlich als recht und billig 
anerkannt werden: denn die Industrieschüler waren im grossen und 
ganzen recht tüchtige Leute und hatten namentlich nach der tech- 
nischen Seite eine gute Bildung. Das wurde auf unsere Umfrage 
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sowohl von jenen Privatfirmen bestätigt, welche Industrieschüler 
direkt nach dem Abgang von dieser Mittelschule in ihre Fabriken 
oder Bureaus einstellten; es geht das aber auch aus den Berichten 
des Polytechnikums München hervor, da die Industrieschüler, welche 
zur technischen Hochschule übergingen, fast regelmässig die ersten 
Plätze bei den Prüfungen errangen und sich auch sonst auszeichneten. 
Ein Aufrechterhalten der Industrieschule in ihrer jetzigen Gestalt 
scheint aber trotzdem ausgeschlossen, wie dies auch im Landtag 
fast allgemein unumwunden ausgesprochen wurde. Die Gründe 
liegen in der teilweise missglückten Reorganisation der Industrie- 
schulen von 1900, wodurch ein dritter Kurs angegliedert wurde, 
teilweise auch, und zwar ganz besonders an den ungenügenden 
Berechtigungen, welche die Industrieschulen haben; es ist erklärlich, 
dass unter diesen Umständen das Publikum sich von den bayerischen 
Schulen abwandte, zumal gleichzeitig in den ausserbayerischen Ober- 
realschulen und — was nicht zu übersehen ist — auch in den wie 
Pilze aus der Erde geschossenen und mit prätenziösen Titeln sich 
schmückenden, ausserbayerischen Privattechniken ein aussergewöhn- 
licher Anreiz lag, die jungen Leute nach Norddeutschland in reali- 
stische oder technische Mittelschulen zu schicken. 

Das einzige und richtige Mittel hingegen war, dass auch Bayern 
mit der Gründung und Ausbildung von Oberrealschulen vorging, 
womit sich auch eine Reorganisation des kaufmännischen und tech- 
nischen Unterrichtswesens verbinden dürfte. Wir richteten bezüglich 
dieser Fragen gemäss den Beschlüssen in unserer eingangs erwähnten 
Sitzung unterm 5. Juli an das Kgl. Staatsministerium des Innern 
für Kirchen- und Schulangelogenheiten folgende Eingabe: 

Durch Beschluss des bayerischen Landtags wurde den von der t’nterrichts- 
verwaltung zur Keform des realistischen und technischen Mittelschulwesens in 
Aussicht genommenen organisatorischen Massnahmen zugestimmt: danach ist 
geplant: 1. die Errichtung von Oberrealschulen, zunächst in neun Städten des 
Königreichs. 2. die Errichtung oines Technikums in Nürnberg und 3. die Errichtung 
eines Gewerbelehrer- Instituts in München und in Zusammenhang damit die Erweite- 
rung der Kgl. Kreisbnugewerkscbule in München. Nachdem durch diese geplante 
Deform vielleicht auch die Schulverhältnisse unseres unterfränkischen Kreises berührt 
werden, gestatten wir uns, Hohem Kgl. Saatsministerium zu dem in Aussiebt 
genommenen Programm der Mittelscbulroform auch die Wünsche unserer Kammer 
ehrerbietigst zu unterbreiten. 

Völlig einverstanden sind wir mit dem Ausbau der Kreisrealschulen zu 
Oberrealschulen. Die Einführung dieses Schultyps ist unter heutigen Verhältnissen 
gewiss nicht mehr zu entbehren, und wir sind der Überzeugung, dass duroh die 
Errichtung solcher moderner Oberrealschulen weiten Kreisen eine deu heutigen 
praktischen Bedürfnissen entsprechende praktische Bildung auf rein realistischer 
Grundlage vermittelt wird. Wir stimmen daher dem ersten Programmpunkte der 
vorgeschlagenen Mittelschul- Reorganisation gerne zu und fügen nur, was unsere 
lokalen Verhältnisse anlaugt, die Bitlo bei, dass die Erweiterung der Kgl. Kreisreal- 
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soliule Würzburg zur Oberroalschule gleichzeitig mit der Errichtung vou 
Oberrealschulcn an jenen Platzen, wo aieli bisher schon Industrieschulen befanden, 
erfolgen möge, da jeder zeitliche Vorsprung eines Platzes für die anderen gleich- 
falls in Aussicht genommenen Städte vou Nachteil sein dürfte. 

Auch gegen die in den beiden folgenden Programmpunkten der Reform in 
Aussicht genommenen Neugründungen, nämlich die Erricbtung eines Technikums 
in Nürnberg und den Ausbau der Kgl. Baugewerkschule in München zu eiuem 
Gewerbelehrer-Institut, haben wir an und für sich gewiss keine Einwendungen zu 
machen; wir glauben jedoch dabei voraussetzen zu dürfen, dass 1. die Frage der 
II. technischen Hochschule durch die Gründung des Technikums in Nürnberg in 
keiner Weise priijudiziert werde, und dass 2. aucli unsere schon vorhandenen 
technischen Schuleinriobtungen durch die neuen Institute in Nürnberg und München 
nicht geschädigt, dass vielmehr unsere technischen Schulen in Wiirzburg gleichfalls 
in zweckdienlicher Woise ausgebaut worden. 

Was zunächst den eventuellen Zusammenhang mit dem Projekt einer II. 
technischen Hochschule anlangt, so ist zwar im Landtag bezw. im Finanzausschuss 
der Abgeordnetenkammer ausdrücklich bemerkt worden, dass bei dem gegenwärtigen 
Rückgang der Frequenz dor technischen Hochschulen dis Projekt einer II. baye- 
rischen technischen Hochschule vorläufig völlig beruhe. In der Debatte des I^ndtags 
wurde aber doch von einoin Nürnberger Abgeordneten auf den Zusammenhang 
zwischen Technikum uud II. Hochschule hingewiesen, und deshalb gestatten auch wir 
uns, im Einklang mit dem Gutachten der Kgl Universität und der Stadtverwaltung 
Würzburg unsere Meinung wiederholt vorzutragen, dass die Errichtung einer 
allcufallsigen 11. technischen Hochschule in Bayern am zweekmässigsten uud 
richtigsten wohl im Anschluss an die Universität Wiirzburg erfolgt. 

Als bereits bestehende technische Schuleinrichtmig in Würzburg kommen 
zwei mit der Kgl. Kreisrealschule Würzburg verbundene und unter Leitung und 
Verwaltung des Kgl. Rektorats derselben stehende Institute in Betracht: die „Kgl. 
Höhere Fachschule für Maschinenbau und Elektrotechnik' 1 uud die „Kgl. Kreis- 
baugewerksclmle“. Die erstere dieser beiden Anstalten, die Kgl. Höhere Fachschule 
für Maschinenbau und Elektrotechnik, besitzt nicht nur eine untere Stufe, die 
„Werkmeisterschule“, sondern auch eine obere Stufe, die „Höhere Masehinenbau- 
sehule“, welche sich au die Realschule anscbliesst. also schon jetzt in ganz gleicher 
Weise organisiert ist, wie dies für das Nürnberger Technikum erst geplant erscheint. 
Der geistige Gründer der Kgl. Höheren Fachschule für Maschinenbau und Elektro- 
technik in Würzburg war der kürzlich verlebte Rektor Hofrat Dr. Mann, ein 
ausgezeichneter, in Realschul- und Technikerkreisen hochverehrter Schulfachmann, 
und die Schule hat auch tatsächlich gute Erfolge gezeitigt; eine ganze Reihe von 
Technikern, die aus ihr horvorgingen, stehen in leitenden Stellungen oder sind 
gesohätzte Ingenieure, Maschinenbauer, Elektrotechniker und Werkmeister in grossen 
Fabriken. Auch die weitere, der Kgl. Kreisroalscbule Würzburg angegliederte 
Anstalt, die Kgl. Kreisbaugewerkschule. unterscheidet sich schon durch ihre 
Organisation von den übrigen Baugewerkschulon, die meist städtische Anstalten 
Bind. Abgesehen von der Münchener Baugewerkschule. die nunmehr zu einem 
Gewerbelehrer-Institut erweitert werden soll, ist die Würzburger Baugewerkschule 
im rechtsrheinischen Bayern das einzige Kreisinstitut. An beiden Instituten sind 
die hauptsächlichen 1-ebrknifte auch pragmatisch angestellt. 

Heide Institute zusamiDengenommen repräsentieren tatsächlich bereits die 
Grundzüge für das geplante Technikum, das nach dem Referat über die Verhandlungen 
des Finanzausschusses eine kombinierte Anstalt für Maschinenbau, Elektrotechnik, 
Hoch- und Tiefbau werden soll. Es bedürfte nur der organischen Ausgestaltung, 
um eine gute, allen modernen Ansprüchen für technische Mittelschulbildung 
genügende Schule ohne wesentlich grössere Aufwendungen daraus zu schaffen. 
Wir denken uns die Entwicklung etwa so, dass der Oberrealschule technische 
Abteilungen für das Baufach und deu Maschinenbau angegliedert werden, in 
ähnlicher Weise, wie jetzt Realschulen mit eigenen Haudelsabteilungen existieren. 
Auf diese Weise wäre die Einheit des realistischen Mittelschulwesens gewählt und 
doch zugleich auch dem Bedürfnis nach technischer Bildung in bester Weise 
Rechnung getragen. 



0 ? 



Unsere Eingabe wurde von verschiedenen Stellen und Behörden, 
so u. a. auch vom Stadtmagistrat Würzburg, wärmstens befürwortet. 
Wir wiederholen auch an dieser Stelle unsere Wünsche und er- 
weitern sie nach der Richtung, dass namentlich die nach neueren 
organisatorischen Projekten in ihrem Bestand gefährdeten Handels- 
abteilungen der Kgl. Realschulen beibehalten und womöglich noch 
ausgebaut werden möchten. Wir wollen ferner, was die Hochschul- 
bildung betrifft, auch hier nicht versäumen, für die künftige 
II. technische Hochschule in Bayern die Stadt Würzburg als 
den entschieden günstigsten und zweckmässigsten Platz auf das 
wärmste zu empfehlen. 



Unsere früheren, alljährlichen vorgetragenen Wünsche, bezüglich 
des Schulwesens, nämlich die Einführung des achten Volksschnl- 
jahres und der Übergang beim kaufmännischen Fortbildungsunter- 
richt von den Abendkursen zum Tagesunterricht, sind im Berichts- 
jahr für Würzburg ganz bezw. teilweise in Erfüllung gegangen. 
Hoffentlich wird die 8. Volksschulklasse auch bei den Schulen der 
Kreisstädte allmäblig eingeführt. Und hoffentlich wird auch der 
Tagesunterricht im Fortbildungsschulwesen immer mehr zur Durch- 
führung gebracht. 

In letzterer Beziehung dürfte die Reorganisation des Poly- 
technischen Zentralverein s wohl günstig wirken. Dieser Verein 
konnte im Vorjahr die Feier seines 100jährigen Bestehens begehen. 
Auch unsere Kammer beteiligte sich gerne an diesem Jubiläum des 
Vereins, und unser Herr Vorsitzender sprach bei dem Festakt 
anlässlich der Jubelfeier dem Verein die Glückwünsche der Kammer 
unter spezieller Anerkennung der hohen Verdienste des Instituts 
für das Fortbildungsschulwescn aus. Möge der wichtige Verein auch 
die neuzeitlichen Aufgaben des gewerblichen und kaufmännischen 
Fortbildungsschulwesens so erkennen und erfüllen, wie er einst für 
die Einführung des Fortbildungsunterrichts überhaupt bahnbrechend 
gewirkt hat! 

Wie im Vorjahr überwies unsere Kammer dem Polytechnischen 
Zentralverein fünf Geldgeschenke (Stipendien) zu je 10 Mark, von 
welchen zwoi Betiäge an Handelslehrlingsschüler, die drei übrigen 
an Schüler der gewerblichen Fortbildungsschule und der höhereu 
Zeichen- und Modellierschule nach Bestimmung des Polytechnischen 
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Zentral Vereins verteilt werden sollen; bei allen bedachten Schülern 
soll auf Würdigkeit und Dürftigkeit entsprechend Rücksicht ge- 
nommen werden. 



Die Kgl. Kreisregierung, die unseren Bestrebungen nach Ver- 
besserung des Fortbildungsschulwesens eine höchst dankenswerte, 
tatkräftige Förderung angedeihen lässt, übermittelte uns unterm 
7. Februar zur Kenntnisnahme eine an die Distriktspolizeibehörden 
ergangene Entschliessung, die wir des allgemeinen Interesses wegen 
hier zum Abdruck bringen : 

Das Kgl. Staatsministerium des Innern fiir Kirchen und Schulangclegen- 
lieiten hat mit Entschliessung vom 1. Februar 1. Js. Nr. 20028 Erhebungen und 
Berichterstattung darüber angeorduet. «eiche Fortschritte oder Erfolge bezüglich 
der mit autographierter Regierungsentschlicssuug vom 7. April 1903 Nr. 3052 
bekannt gegebenen sechs I’unkto an 'len gewerblichen Fortbildungsschulen des 
Kreises im Schuljahre 1905/06 gemacht worden sind (vergl. auch die Reg.-Entschl. 
vom 17. Marz 1904 Nr. 0405 und vom 15. Februar 1905 Nr. 4100). 

Es ist demuach bis längstens 1. September 1. Js. unter Vorlage der etwa 
erwachsenen Verhandlungen über Folgendes zu berichten : 

Au welchen der unterstellten gewerblichen Fortbildung«- und lnnungs- 
schuleu wurden im laufe des Schuljahres 1905'00 

1. dor Unterricht 

a) in den Lchrgegen. stunden. 

b) im Zeichnen 

durch Einführung eines Statuts gemäss des § 14 der Kgl. Allerhöchsten 

Verordnung vom 4. Juni 1903, die Schulpflicht botr., bezw. der §§811) 

oder 120 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich vom 26. Juli 1900 

obligatorisch 

a) für’ alle Sonntagschüler oder 

b) für gewerbliche Lehrlinge oder einzelne Kategorien gemacht; 

2. die Unterrichtszeit vor oder in die Tageszeit verlegt: 

3. die Stundenzahl vermehrt 

a) in den Lehrgegenständeii 

b) im Zeichenunterricht; 

4. das Vorlagezeichnen eingeschiiiukt und das Zeichnen nach der Natur 

(Modellen etc.) emgeführt: 

5. der Unterricht 

a) in den Lehrgegeii'tänden, 

b) im Zeichenunterricht 

fachlich nach Gewerbegruppen gestaltet: 

0. die einschlägigen Gewerbe 

al zur Behandlung der Angelegenheiten der gewerblichen Fortbildung in 
der Schulaufsicht oder 

b) zur Übernahme von Unterricht (in Fachgegenständen oder im Zeichnen) 
herangezogen (Sicho Ziffer 1 mit 5 der autogr. Reg.-Entschl. vom 
15. Februar 1905 Nr. 4100). 

Zugleich ist zu berichten, was 

7. zur Förderung dor Fortbildung des kaufmännischen Standes geschehen ist. 

Soweit auf diesem Gebiete (Ziffer 7) Unternehmungen von Körperschaften, 
Vereinen oder Privaten ins Indien treten, besteht aller Anlass, sie zu fördern, 
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vorausgesetzt, dass sie vertrauenswürdig erscheinen. An Industrie- und gewerbe- 
reichen Orten ist nach Massgabo des durch Einvernahme der örtlichen ltandels- 
und Gewerbe Vereinigungen festzustelienden Bedürfnisses die Bildung kaufmännischer 
Abteilungen an den gewerblichen Fortbildungsschulen oder der etwa veranlasst*- 
Ausbau bestehender kaufmännischer Untorrichtsveranstaltungeu zu erstreben. 

Die Kgl. Distriktsvorwaltungsbehörden werden es sich angelegen sein lassen, 
bei jeder Gelegenheit auf die Einführung von Verbesserungen nach den oben 
angegebenen Richtungen bei schon bestehenden, sowie auf Gründung neuer Fort- 
bildungs-, Innnngs- und Zeichenschulen und -Kureon an Stelle der Sonntagselmlen 
Bedacht zu nehmen. 



IX. Steuern, Gebühren etc 

Bereits in tinserm vorigen Jahresbericht taten wir Her Reichs- 
steuerprojekte Erwähnung und berichteten auch über unsere 
Stellungnahme gegen die empfindlichste Art dieser Steuern, die sog. 
Verkehrssteuern, die in dem- Gesetzentwurf betr. Änderung des 
Reichsstempelgesetzes vorgeschlagen wurden und leider auch Rechts- 
kraft erhielten. Noch in letzter Stunde, am 14. Mai, legten wir — 
einer Aufforderung der Handelskammer zu Berlin folgend — gegen 
die Einführung eines Frachturkunden- und Personenfahrkarten- 
stempels — telegraphisch beim Deutschen Reichstag Protest ein, 
leider vergeblich. 

Von den weiter vorgeschlagenen Steuern interessierte unsern 
Kreis speziell auch die in dem ursprünglichen Steuerprojekt ent- 
haltene Tabak- und Zigarettens teuer, ln unserer Sitzuug vom 
13. Februar nahmen wir zu dieser Vorlage Stellung, wobei unser 
Mitglied, Herr Leinecker, folgendes Referat erstattete: 

Als die Absicht der Reichsregierimg bekannt wurde, zur Durchführung der 
Finauzreform eine Tabaksteuer von erheblichem l’m fange in Vorlage zu bringen, 
erhoben sich dagegen sämtliche Tabakinteressenten in seltener Übereinstimmung, 
l’roduzenten (also Agrarier!, Fabrikanten, Arbeiter, Händler, [Vtaillisten sehen ihre 
Existenzbedingung gefährdet. In Unterfranken bestehen z. Z. 45 Betriebe der Tabak- 
fabrikation mit 1323 Vollarbeitern (im Sinne der Berufsgenossenschaften zu 300 
Tagen ä 10 Stunden gerechnet), also effektiv ca. 1 000 Arbeiter mit einer jährlichen 
Lohnsumme von 023 104 Mk.; die Interessen unseres Kreises sind also nicht 
unerheblich beteiligt. 

Im Gegensatz zu andern Landern hat Deutschland wesentlich mehr Inte- 
ressenten, insbesondere weit mehr Arbeitor. die von dem Gedeihen der Industrie 
abhüngen ; und trotz des Anwachsens der Zigarettenindustrie ist es besonders die 
Zigarrenfabrikation, die zahlreichen Leuteu, darunter vielen schwachen und körperlich 
schadhaften Menschen, Verdienst gibt. Hierin und in dem grossen Segen, der den 
ländlichen Ortschaften in Baden, der Rheinpfalz, Westfalen, dem Eichsfelde, Sachsen 
und nicht zum wenigsten auch den Untermain-Distrikten durch die Zigarrenindustrie 
erblüht, ist der Wert des deutschen Tabakgewerbes zu erblicken, ln Deutschland 
lebt gut eine Million Menschen allein oder doch vorwiegend vom Tabakgewerbe, 
200000 Arbeiter sind in der Industrie und in ihren Hilfsgewerben beschäftigt 
(d. i. mehr als in der Tabakindustrie des ganzen übrigen Europas zusammen- 
genontmen), und die Ausdehnung der Hilfsindustrie (Etiketten. Kistenfournieren, 
Faronsformen, Tabakpapiere. Zigarettenkartons, Band, Papierdüten, Packpapier. 
Blechwaren und Zinn zur Verpackung. Zigarrenspitzen, Nägel, Kartonagen. Maschinen 
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für Tabakfabrikation etc.) ist eine sehr bedeutende, wobei jährlich ca. 20 Millionen 
Mark Arbeitslohn nur für Hilfsartikel zur Tabakfabrikation gezahlt worden. 

Insoweit die Reichsregierung eine Wert- wie eine Fabriksteuer verwirft, ist 
ihr unbedingt beizupflichteu, denn beide Systeme würden ruinös wirken und nur 
einen Übergang zum Monopol bedeuten. Kin gesunder Gedanke ist an sich gewiss 
auch die geringere Belastung des Materials für die Rauch-, Kau- und Schnupftabak- 
fabrikation; ob aber durch dieses Experiment der Rauchtabakfabrikation wieder auf- 
geholfen werden kann, ist, nachdem sich die heutige Generation der Pfeife entwöhnt 
hat, mehr als zweifelhaft; wahrscheinlich ist aber, dass die heute blühende Zigarren- 
fabrikation. der Lebensnerv der ganzen Industrie, schweren Schaden litte, ohne 
dass der Rauchtabak fabrikation genutzt würde. Gerade die Zigarrenfabrikation be- 
schäftigt aber auch die meisten Arbeiter; die Verarbeitung von 1000 kg Rohtabakzu 
Rauchtabak beschäftigt in oinem Tag 20 Arbeiter, zu Zigarren aber 3vO Arbeiter. 

Sehr bedenklich wäre auch der bestimmt eintretende Konsumriickgang, 
der gleichfalls die Arbeiterschaft teils direkt durch Arbeitslosigkeit, teils indirekt 
durch Lohndrückung in Mitleidenschaft ziehen würde; auch vou den wirtschaftlich 
ohnehin vielfach recht schwachen Detailverkäufern würden viele ihre Existenz 
verlieren. Die Fabrikanten würden naturgemäss eine wesentliche Verschlechterung 
ihrer Lage erfahren; denn eine Abwälzung ist erfabrungsgemäss gehr zweifelhaft. 
Übrigens ist heute schon die mittlere und billige Fabrikation mit fast 100 Prozent 
des Rohmaterialwerts durch Zoll und Steuer belastet, da die 5 Pfennig-Zigarre den 
Gesamtdurchsehnitt der Fabrikation repräsentiert. 

Anders gelagert sind nur die Verhältnisse in der Zigarettonfabrikation. Der 
deutsche Tabakverein bat bereits erklärt, dass die Zigarettenfabrikation gegenüber 
den übrigen Zweigen des deutschen Tabakgewerbos gegenwärtig steuerlich begünstigt 
ist, dass also — wio im Einverständnis mit den Vertretern der Zigarettenindustrie 
festgostellt wurde — einem Steuervorschlag, der diese üngloichbeit beseitigt, der 
aber nicht solche, viel zu schwere Lasten und technische Schwierigkeiten wie der 
vorliegende Entwurf bringen dürfte, die Zustimmung nicht zu versagen wäre. 

Referent beantragt, au den Reichstag die Bitte zu richten, derselbe möge 
der Vortage wegen Änderung des Tabaksteuergesetzes eine verfassungmässige Zu- 
stimmung versagen, da die Tabakindustrie nicht in der I,age ist, eine weitere 
Belastung auf sich zu nehmen, und auch für die Zukunft zu ihrer Entwickelung 
dringend der Ruhe bedarf. Bezüglich der Zigarettensteuer kann auf die Erklärung 
des deutschen Tabakvereius verwiesen werden. 

Von dem Tabuksteuerprojekt erhielt lediglich ein Teil, die 
Zigarettensteuer, Rechtskraft. Hoffentlich ist der Tabakindustrie nun 
endlich die ihr so nötige Ruhe beschicden und werden ihr weitere 
Beunruhigungen durch Steuerprojekte und noch höhere Belastungen 
erspart bleiben! 

Auch die Bierbesteuerung war in der gleichen Sitzung vom 
13. Februar Gegenstand der Beratung für unsere Kammer, wobei 
unser Mitglied, Herr Kommerzienrat Bock, folgendes Referat erstattete: 

Die Handelskammer in Berlin hat uns zur Meinungsäusserung eine an den 
Reichstag gerichtete Petition übersandt in welcher darum gebeten wird, der Änderung 
des Brausteuorgesetzes die Zustimmung zu versagen. Wie bekannt, wurde seither 
in der norddeutschen Brausteuergemeinsehaft pro Doppelzentner verschrotenen Malzes 
ein« Steuer von Mk. 4. — erhoben. Nach dom neuen Oesetzesvorschlag soll die 
Steuer in der norddeuschen Brausteuergemeinschaft für die Folge betragen : 



auf die ersten 250 Dopp.-Z Mk. 7. — 

., ,. folgenden 250 S. — 

500 10.— 

2000 11.- 

200U 12.— 



und auf die dieses Quantum übersteigenden Quantitäten Mk. 12.50 per Doppelzentner. 



Die 



Es bandelt sieh also hier um eine ganz aussergewölinüche Erhöhung der 
seitherigen Steuer, die im Hinblick auf die am 1. Mürz in Kraft tretenden Zölle 
auf Gerste, Malz und Ilopfeu in unerträglicher Weise die Schultern der Brauerei 
belastet. Bei uns in Bayern wurde seither an Steuer für den vorschrotenen 
Hoktoliter Malz (der hl Malz wiegt ungefähr 104 bis 107 Pfund) und zwar in 
Brauereien, welche von l — lOOOo hl Malz verschroten, Mk. 6. — per hl, in solchen, 
die 10001 bis 4O000 hl verschroten, Mk. 6.25 und in solchen, welche über 40000 hl 
verschroten, Mk. 6.50 per hl entrichtet. 

Die Staffelung, welche in dem neuen Gesctzesvorschlag vorgesehen ist uud 
die auch die grösseren Brauereien die uiedrigsten Sätze mitgeniessen lässt, ist ohno 
Zweifel eine richtigere als jene bei uns in Bayern, denn es ist auf den ersten 
Blick doch unlogisch, dass eine Brauorei, welche durch Fleiss und Anstrengung es 
dahin bringt, über 40000 hl Malz zu versieden, nicht auch der Annehmlichkeit der 
niederen Sätze unter lOoOO hl teilhaftig werden soll. 

In erster Linio müssten wir eigentlich, nachdem es sich um eine neue Steuer 
auf einen Konsumartikel handelt, uns dem Vorschläge der Berliner Handelskammer, 
an den Reichstag die Bitte um Ablehnung zu richten, ansehliessen. Auf der 
anderen Seite müssen wir als Handelskammer uns aber auch vergegenwärtigen, 
«eichen Zielen diese Steuererhöhung dienen soll, und da ist es wieder unsere 
Sache, mit allen Mitteln dafür einzutreten, dass die Ziele, welche verfolgt werden, 
auch erreioht werden. Wir sind gewiss alle davon überzeugt, dass wir zum Schutze 
unseres bedeutenden Auslandhandels eine mächtige Flotte haben müssen. Ich 
erinnere an die vielen Millionen, welche unsere grossen Schiffahrtsgesellschaften 
auf See schwimmend haben, welche geradezu schutzlos sind, wenn sie nicht durch 
eine kräftige Flotte gesichert sind. Ausserdem wollen wir uus in den Gedanken 
vertiefen, eino grosse Seemacht schneidet uus Zu- und Abfuhr nach l'bersce ab, 
dann wäre es wieder der Handel, der hier die empfindlichsten Schlage bekäme, und 
aus diesen Gründen würde ich empfehlen, einom Vermittlnngsvorschlag, den der 
Herr Oberzollrat Speck in der Kommission des Reichstags gemacht hat und welcher 
auch Vnnahme gefunden hat. zuzustimmen und denselben zur Annahme zu empfehlen. 
Dieser Vermittlungsvorschlag geht dahin, jenen Brauereien, «eiche bis 500 Doppelztr. 
Malz versieden, den alten Satz von Mk. 4. — per Doppelzentner zu belassen, 



von 501 — 10t» Dopp.-Z, 
„ 1001— 2000 
„ 2001— 3000 
3001— 4000 
„ 4001— 5000 
., 5001— 7500 
,. 7501— 10000 
und über 10000 „ 



Mk. 4.50 
„ 5.- 

„ 5.50 
,. fi.— 
„ 6.50 



7.50 



,, 8. — zu beanspruchen. 



In diesem Vorschlag ist ausdrücklich die Bedingung enthalten, dass die 
Übergangssteuer von Bayern nach der norddeutschen Brausteuergemeinde, 
welche seither Mk. 2. — betrug, unter keinen Umständen erhöht worden darf. Zur 
Erläuterung dieser Übergangssteuer möchte ich noch bemerken, dass dieselbe eigent- 
lich seit Jahren zu Unrecht in diesor Höhe erhoben worden ist. In der Reichsver- 
f&ssung vom 16. April 1871, Art. 33. Abs. 3, heisst es ausdrücklich, dass Gegen- 
stände. welche in einen anderen Bundesstaat eingeführt werden, in letzterem einer 
Abgabe nur insoweit unterworfen werden dürfen, als daselbst gleichartige inländische 
Erzeugnisse einer inneren Steuor unterliegen. Nachdem in der norddeutschen 
Brausteuergemeinde der Zoll auf verschrotenes Malz bisher Mk. 2. — per Zentner 
betrug, so durfte auf den Hektoliter Bier, wenn mau durchschnittlich rechnet, dass 
von dem Zentner Malz ungefähr 250 Liter Bier in Norddeutschland erzeugt werden, 
höchstens eine Ubergangssteuer von 80 Pfg. erhoben werden. Es wurden tatsächlich 
in einem Zeitraum von 1895 — 1904. in welchem 19 Millionen Hektoliter Bier von 
Bayern nach Norddeutschland exportiert wurden, 38 Millionen Mark für Über- 
gangssteupr bezahlt, während dem Gesetze entsprechend bei 19 Millionen ä 80 Pfg. 
nur 15 Millionen Mark zu zahlen gewesen wären. Ich bitte darum, dass die 
Kammer bei der Kgl. bayer. Staatsregieruug unter Hinweis auf die eben geschilderte 
Tatsache vorstellig wird und utn energische Vertretung im Bundesrat dahin gehend 
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bittet, dass die Übergangsstellen nnter keiner Bedingung dio Höhe von Mk. 2. — 
ber Hektoliter überschreiten darf. 

Das in dem Gesetzentwurf weiter enthaltene Surrogatverbot ist. wie bekannt, 
kein unbedingtes. Es ist erlaubt, nach dem Vorschläge des Gesetzes für besondere 
Biere und auch für obergiirige Biere Surrogate zu verwenden. Das Gesetz unter- 
scheidet sich also wesentlich von unserem Malzaufschlaggesetz, das unter allen und 
jeden Verhältnissen zur Herstellung des Bieres nur die Verwendung von Malz, 
Hopfen, Hefe und Wasser gestattet und die Anwendung jeder anderen Beihilfe als 
Surrogate etc. verbietet und mit hoher Strafe ahndet. 

Gemäss den Vorschlägen des Herrn Referenten beschloss unsere 
Kammer, sich pro primo gegen die höhere Belastung des Bieres, wie 
sie der Gesetzentwurf beabsichtigt, zu wenden, pro secundo den in 
der Reichstagskommission gemachten Vorschlägen zuzustimmen, unter 
allen Umständen aber dahin zu wirken, dass die Übergangsabgabe 
für bayerisches Bier nach der norddeutschen Brausteuergemeinschaft 
den bisherigen Betrag von zwei Mark pro Hekto nicht übersteigen solle. 

Sowohl gegen die Tabak- wie gegen die Bierbesteuerung richtete 
sich folgende Eingabe, die wir am 21. Februar an den Deutschen 
Reichstag richteten : 

Die ehrorbietigst unterfertigte Handels- und Gewerbekammer hat in ihrer 
jüngsten Sitzung auch die beiden Reichsgesetzentwürfe betr. Änderung der Tabak- 
steuer und der Brausteuer einer eingehenden Beratung unterzogen, und wir kamen 
dabei zu dem Beschlüsse, dass den beiden Steuerprojekten in der vorliegenden 
Form schwere Bedenken entgegenstehen. 

Bezüglich der Tabaksteuer sind wir der Überzeugung, dass die Tabakindustrie 
nicht in der Bage ist, eine weitere Belastung auf sich zu nehmen, und dass sie 
auch für die Zukunft zu ihrer Entwicklung dringend der Kühe bedarf; wir bitten 
daher um Ablehnung der Vorlage wegen Änderung des Tabaksteuergesetzes. Was 
die weitere Gesetzesvorlage botr. Besteuerung der Zigaretten anlangt, so ist zuzu- 
geben, dass die Zigarettenfabrikation gegenwärtig gegenüber der sonstigen Tabak- 
industrio eine steuerliche Begünstigung geniesst: ein Steuervorschlag, welcher die 
üngleichheit beseitigt, erscheint uns diskutabel, während allerdings die jetzige 
Vorlage wegen der allzuhohen Steuersätze und der technischen Schwierigkeiten 
undurchführbar ist. 

Auch bezüglich der Bierbesteuerung ist eine weitere Belastung des Bieres, 
dieses wichtigen Nahrungs- und Genussmittels für weite Volkskreise, generell 
ungünstig zu beurteilen. Nun sind allerdings bereits in der Kommission des Hohen 
Reichstags die Sätze für die Bemessung der Steuer wesentlich berabgemindert 
worden, und wurde gleichzeitig in Aussicht genommen, dass die Übergangssteuer 
von Bayern nach dem Gebiet der norddeutschen Brausteuergemeinschaft keinenfalls 
erhöht werden soll. Auf letzteren Punkt müssen wir von unserem Standpunkt aus 
besonderes Gewicht legen; denn die seitherige l’bergangssteuer war tatsächlich 
seit Jahren zu Unrecht viel zu hoch angesetzt. In der Reichsverfassung vom 
16. April 1871, Art. 33, Aba. 3, heisst es ausdrücklich, dass Gegenstände, welche 
in einen anderen Bundesstaat eingeführt werden, in letzterem einer Abgabe nur 
insoweit unterworfen werden dürfen, als daselbst gleichartige inländische Erzeugnisse 
einer inneren Steuer unterliegen. Nachdem in der norddeutschen Rraustouer- 
gemeinschaft der Zoll auf verschrotenes Malz bisher 2 Mark pro Zentner betrug, 
so durften auf den Hektoliter Bier, wenn man durchschnittlich rechnet, dass von 
dem Zentner Malz ungefähr 250 Liter Bier in Norddeutschland erzeugt werden, 
höchstens eine Übergangssteuer von 80 Pfennig erhoben werden Es wurden tat- 
sächlich in einem Zeitraum von 1895—1904, in welchem 19 Millionen Hekto Bier 
von Bayern nach Norddeutschland exportiert wurden, 38 Millionen Mark für Über- 
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gangssteuer bezahlt, während dem Gesetze entsprechend bei 19 Millionen ä 80 Pfennig 
nur 15 Millionen Mark zu zahlen gewesen waren. Von diesem Gesichtspunkt aus 
bitten wir, dass an der Übergangsabgabe von 2 Mark festgebalten und unter 
keinen Umständen eine höhere übergangasteuer eingeführt werden möge. 

Ausserdem wandten wir uns speziell bezüglich der Bier- 
Übergangsabgabe mit folgender Eingabe (gleichfalls vom 
21. Februar) an das Kgl. Bayer. Staatsministerium: 

Per Reiehsgesetzentwurf betr. Änderung der Bierbesteuerung berührt dio 
bayerische Brauindustrie hauptsächlich in einem Punkte, nämlich bezüglich der 
Übergaugsabgabe. Per urspriiDgliche Entwurf sieht eine wesentliche Erhöhung 
der gegenwärtigen Übergaugsabgabe vor. Demgegenüber ist jedoch darauf hin- 
zuweisen, dass die Steuer von 2 Mark pro Ilekto, die gegenwärtig beim Übergang 
von bayerischem Bier nach dom Gebiete der Brausteuergemeinscbaft erhoben wird, 
zu Unrecht tatsächlich viel zu hoch angesetzt ist. In der Reichsverfassung vom 
16. April 1871, Art. 33, Abs. 3. heisst es ausdrücklich, dass Gegenstände, welche 
in einen anderen Bundesstaat eiugeführt werden, in letzterem einer Abgabe nur 
insoweit unterworfen werden dürfen, als daselbst gleichartigeinländische Erzeugnisse 
einer inneren Steuer unterliegen. 

Nachdem in der norddeutschen Brausteuergemeinschaft der Zoll auf versebro- 
tenes Malz bisher 2 Mark pro Zentner betrug, so durfte auf den Hektoliter Bier, wenn 
man durchschnittlich rechnet, dass von dem Zentner Malz ungefähr 250 Liter Bier 
in Norddeutschland erzeugt werden, höchstens eine ('bergan gssteuor von 80 Pfennig 
pro Ilekto Bier erhoben werden. Es wurden tatsächlich in einem Zeitraum von 
1895—1904, in welchem 19 Millionen Ilekto Bier von Bayern nach Norddeutschland 
exportiert wurden, 38 Millionen Mark für Übergangssteuer bezahlt, während dem 
Gesetze entsprechend bei 19 Millionen Hekto ä 80 Pfennig nur 15 Millionen Mark 
zu zahlen gewesen wären. 

Es ist darum gewiss ein einfaches Gebot der Billigkeit, dass bei einer 
Änderung des Reichbrausteuergesetzes die Festsetzung der Übergaugsabgabe nicht 
wtedor zu hoch erfolgt, und dass überhaupt der Botrng von 2 Mark pro Hekto 
Bier unter keinen Umständen überschritten werden soll. Wir bitten Hohes Kgl 
Staatsministorium. diese Wünsche im Bundesrat des Deutschen Reiches hochgeneigtest 
vertreten zu wollen. 

Noch heute wird von sämtlichen Brauereien, die wir einver- 
nahmen, lebhafte Klage über die Erhöhung der Übergangs- 
abgabe für bayerisches Bier in das norddeutsche Brausteuergebiet 
geführt. Die Erhöhung von 75 Pfennig pro Hektoliter ist nur 

schwer auf die .Verbraucher abzuwälzeu; sie muss vielmehr, wie 
uns namentlich aus den Kreisen der Kleinbrauer versichert wird, 
vielfach von den bayerischen Exporteuren selbst getragen werden. 
Aber selbst wenn eine Abwälzung der Steuer auf die norddeutschen 
Abnehmer durchsetzbar, so bringt die dadurch bedingte Erhöhung 
des Bierpreises die grössten Schwierigkeiten für die Aufrechterhal- 
tung des Absatzes. Dabei ist leider auch die bittere Empfindung 
nicht zu unterdrücken, dass der hohe Satz der Übergangsabgabe 
überhaupt nicht den verfassungsmässigen Grundsätzen über die Aus- 
gleichung der Steuer- Exemtionen entspricht. Im Interesse der für 
die wirtschaftliche Entwicklung und auch für den Staatshaushalt in 
Bayern so hochwichtigen Brauiudustrie bitten wir dringend, dass 



Digitized by Google 



74 



die Kgl. Staatsregierung im Bundesrat des Deutschen Reichs alles 
aufbieten werde, um dio Übergangsabgabe wieder auf den früheren, 
immer noch sehr hohen Satz von 2 Mark pro Hekto zu reduzieren. 



Von den Verwaltungsbehörden wird, wie uns von verschiedenen 
Brauereien namentlich auf dem Lande berichtet wird, die vermehrte 
Anwendung des Lokalmalzaufschlags sehr begünstigt. Selbst 
in Gemeinden, die gar keine oder nur geringe Umlagen (direkte 
Steuern) erheben und sich also in keinen ungünstigen kommunalen 
Verhältnissen befinden, wird bei irgendwelchen Projekten, z. B. bei 
Schulhausneubauten etc., behufs Kostendeckung einfach das Mittel 
des Lokalmalzaufschlags gewählt und von den Verwaltungsbehörden 
auch genehmigt. Wer dio Verhältnisse in ländlichen Gemeinden 
und die Unmöglichkeit einer Bierpreiserhöhung dort kennt, der weiss 
auch die Folgen dieses Vorgehens: Die gemeindlichen Unterneh- 
mungen müssen eben einfach vom Brauer gezahlt werden. Das ist 
zweifellos schon rein sachlich eine Ungerechtigkeit. Aber auch in 
wirtschaftlicher Beziehung lässt sich dieses Vorgehen unmöglich 
weiter durchführen. Die Leistungsfähigkeit der Brauindustrie, die 
schon so enorme staatliche Lasten trägt, hat eben auch ihre Grenze. 
Und gerade der bayerische Staat, dessen Budget auf dem staatlichen 
.Malzaufschlag basiert, hat doch wahrhaftig auch ein Interesse daran, 
die Brauereien leistungsfähig zu erhalten. Wir bitten daher dringend, 
dass der weiteren Bewilligung von Lokalakzisen auf Bier seitens 
der Verwaltungsbehörden Einhalt getan werden möge. 



Seitens der Handelskammer Frankfurt a. M. wurde eine Ab- 
änderung der Zoll- und Steuerstreifen für Schaumwein an- 
geregt; hierüber erstattete in unserer Sitzung vom 13. Februar unser 
Mitglied, Herr Kommerzienrat Hell mann, folgendes Referat: 

Die Handelskammer in Frankfurts. M. befürwortet in einer Vorstellung an 
den Herrn preus&isetaen Finanzminisler, die jetzt im fiebrauche befindlichen Zoll- 
und Sttiuerstrcifcn für Schaumweine durch andere Zeichen zu ersetzen, ferner, 
die Datierung der Zoll- und Steuorstreifen Wegfällen zu lassen, bezw. solche durch 
ein Schlüsselzeichen zu ersetzen. Die Handelskammer in Koblenz dagegen befür- 
wortet die Beibehaltung der Steuerzeichen sowohl als der Datierung. Nach An- 
hörung der sämtlichen hiesigen Schaumweiufabrikanten. welche sich einstimmig 
gegen den Frankfurter und für den Koblenzer Vorschlag aussprechon, beantrage ich. 

1. den Vorschlag der Frankfurter Handelskammer abzulehnen, 

2. der Frankfurter Handelskammer davon geeignete Mitteilung zu machen. 

Als Begründung erlaube ich mir auf die Koblenzer Eingabe zu verweisen und 

nur noch zu bemerken, dass sich dio hiesigen Sohaumweiiifanrikaiiten insbesondere 
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deshalb gegen den Frankfurter Vorschlag wegen Abstempelung der Etiketten 
aussprechen, weil hier gar zu vielerlei Etiketten in Frage kommen und weil es 
kaum möglich wäre, die sämtlichen Etiketten abgestempelt vorrätig zu halten, um 
sie im Bedarfsfälle sofort verwenden zu können. 

Vom Standpunkte des Handels in ausländischen Schaumweinen aus 
wäre allerdings sehr wünschenswert wenn das mit vieler Arbeit und Umständ- 
lichkeit verbundene Aus- und Wieder- Einpaoken der eintreffenden Champagner- 
Körbe zum Zwecke der Anbringung des Verzollungszeichens vermieden werden 
könnte, da hier nicht nur die Arbeit, sondern auch das nicht unwesentliche Risiko 
wegen Bruchs in diesem teueren Artikel erspart werden könnte. Es sind nach 
dieser Richtung bei den zuständigen Stellen schon wiederholt Vorschläge eemacht 
worden, ohne dass ein Entgegenkommen zu erreichen war. Nach dieser Richtung 
würde ich, wenn ein angemessener und durchführbarer Vorschlag vorläge, gerne 
beantragen, denselben zu befürworten. Ich beantrage, auch davon der Frankfurter 
Handelskammer Kenntnis zu geben 

Gemäss diesen Anträgen und den gleichmässigen Beschlüssen 
unserer Kammer gaben wir den Handelskammern Frankfurt a. M. 
und Koblenz Kenntnis von unserer Stellungnahme. 



Von Seite des mittleren und kleineren Mühlengewerbes wird 
die Einführung einer M ühlenumsatzsteuer erstrebt. Unsere 
Kammer beschäftigte sich mit dieser Frage in ihrer Sitzung 
vom 14. November, wobei der Vorstand unseres Bezirksgremiums 
Ochsenfurt, Herr Dress von Tückeihausen, das Referat erstattete. 
Nach seinen Anträgen fasste die Kammer eine Resolution, wonach 
sie im Allgemeinen gegen eine Umsatzbesteuerung sei, im vor- 
liegenden Falle jedoch aus wirtschaftlichen Rücksichten auf das 
Mühlengewerbe des Kreises der beantragten Massnahme zustimme. 
Bei Gelegenheit dieser Beratung wurde ferner unter Zustimmung 
des Plenums hervorgehoben, dass als hauptsächliches Mittel, um dem 
Rückgang der Kleinmüllerei Einhalt zu tun, auch eine verschiedene 
Tarifierung von Mehl und Getreide zu betrachten sei. 



Mit der Kre di t i er un g d er Zö 11 e und Steuern be- 
fasste sich unsere Kammer auf Antrag unseres Bezirksgremiums 
Aschaffenburg in der Plenarsitzung vom 10. Mai, wobei unser 
Mitglied, Herr Eck, das Referat erstattete. Nach seinen Anträgen 
richteten wir unterm 11. Juni folgende Eingabe an die Kgl. General- 
direktion der Zölle und indirekten Steuern: 

Das „Regulativ für die Kreditierung des Zolls, der Salzabgabe und der 
Rübenzuckersteuer vom 24. Novembor 1875“ wird, wenn wir recht berichtet sind, 
in nächster Zeit einer Neuformulierung unterzogen, insbesondere, weil zu dem 
neuen Zolltarifgesetz nunmehr auch vom Bundesrat des Deutschen Reichs eine 
Zollstundungsordnnng erlassen ist, welche das alte bayerische Regulativ grösstenteils 
hinfällig macht. Bei dieser Neuformulierung bitten wir, eine bisher bestehende 
Ungleichheit in der Kieditierung der verschiedenen Abgaben beseitigen zu wollen. 
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Das bayerische „Regulativ“ bestimmt nämlich in § 3, 'lass die Bewilligung 
des Kredits für die Zölle, die Salz- und Zuckersteuer jeweilig nur auf ein 
•lahr erfolgt; ebenso lautet die Bestimmung für den Tabaksteuerkredit. Hin- 
gegen ist im Branntwein- wio auch im Schaumwoiusteucrgosetz festgesetzt, dass 
die Gewährung des Steuerkredits bis zur Zurücknahme läuft. 

Da diese sämtlichen Kredite nur gegen Sicherheitsleistungen gewährt werden, 
so spricht utisers Erachtens nichts dagegen, den letzteren einfacheren Modus 
(Kreditgewährung bis zur Zurücknahme) auf alle in Krage stehenden Kredite 
auszudehnen. Der Zollverwaltung wie den Interessenten würde damit überflüssige 
Arbeit erspart, und es würde ferner eine Ungleichheit. der Behandlung beseitigt, 
die von den Betroffenen als Härte empfunden werden muss. Wir bitten daher, 
die gleiohheitliche einmalige Kreditgewährung für alle Arten vou Zoll- und 
Steucrkroditen in dem neuen Regulativ festsetzen zu wollen. 

Bei dieser Gelegenheit gestatten wir uns noch auf einen Punkt in der neuen 
Reiohs-Zoll-Stundungsordnung hinzuweisen, der von einer Anzahl von Geschäften 
unangenehm empfunden worden dürfte, ln $ 3 der Stundungsorduung ist nämlich 
bestimmt, dass der Betrag jedes Anerkenntnisses mindestens 50 Mark erreichen 
muss. I in alten bayerischen Regulativ war dieser Minimalbetrag auf nur 15 Mark 
festgesetzt, was zweifellos jenen Firmen zugute kam. die nach Art ihres Betriebs 
einzelne kleinere Partien von Waren zur Verzollung bringen müssen. Nun sagt 
die Stundungsordnung weiter: „Die oberste Landesfinanzbehörde kann Ausnahmen 
zulaasen. 1 Es wäre in hohem Grade dankenswert, wenn vou der bayerischen Zoll- 
end Steuorverwaltung in Rücksicht auf die vielen Geschäftsbetriebe vorbezeichneter 
Art und in Rücksicht auf die früheren günstigeren Bestimmungen, an welche sich 
die Geschäftswelt gewöhnt hat, der Minimalhetrag für die .Stundungsanerkenntnisse 
generell herabgesetzt würde, wozu die Neuformulierung des Regulativs wohl 
gleichfalls die geeignete Handhabe böte. 



Von der Hendels- und Gewerbekanimer für Oberbayern wurde 
an den bayerischen Landtag eine Petition gerichtet, worin sie sich 
gegen die in Art. I Ziff. 1. 3 und 15 des Gesetzentwurfs betr. 

Änderung des Gebühren wesens vorgesehenen Gebührenerhöhungen 
aussprach. Unsere Kammer schloss sielt diesem Vorgehen der 
Münchener Schwesterkammer nach einem Referat unseres Mitglieds, 
Herrn Kommerzienrats Hollmann, in der Sitzung vom 10. Mai mit 
folgender Eingabe an: 

Seitens der Kgl Staatsregicrung ist Hohem Landtage der Entwurf eines 
Gesetzes betr. Änderung des Gebührenwesens vorgelegt, worin in Artikel I Ziff. 1, 
2, 3 und 15 verschiedene Änderungen der Gebühren für die Eintragung ins 
Handelsregister vorgesehen sind. Unsere oberbayerische Schwesterkammer hat 
bereits in einer Eingabe an Hoben Landtag ihre Bedenken dagegen ausgesprochen, 
dass nunmehr für die Eintragungen von Firmen, wenn dieselben mehr als 50 Mk. 
Gewerbesteuer entrichten, eine unter Umständen recht erhebliche Erhöhung der 
Gebühren eintreteu soll; und weiter ist auch die eventuelle Wirkung bervorgehohen, 
dass die Geschäfte künftighin Anstand nehmen, ihre rogisterpllichtigen Akte ins 
Handelsregister eintragen zu lassen. Auf Grund eiues Beschlusses unserer Kammer 
in letzter Plenarsitzung schliessen wir uns der Vorstellung unserer oberbayerischen 
.Schwesterkammer vollkommen an und bitten Hohen iAndtag. die in dem Gesetz- 
entwurf enthaltenen Änderungen des Gebühren wesens, soweit dadurch Erhöhungen 
der Handelsregistergebühren eintreten würden, ablehnen zu wollen. 





— ( < — 

X. Münz-, Bank- und Börsenwesen. 

Das Anziehen der Geldsfitze auf den ungewöhnlich hohen Stand 
von 7 bezw. 8% hat weite Kreise auf die Mängel unseres Zahlungs- 
wesens aufmerksam gemacht. Fast allgemein wird anerkannt, dass 
unser System der überwiegenden Barzahlung unwirtschaftlich ist, 
da es zu bedeutende Mittel in Anspruch nimmt und durch das An- 
sammeln von mehr oder weniger grossen Beständen in den öffent- 
lichen Kassen, in Geschäftshäusern und bei Privaten erhebliche 
Summen absorbiert und namentlich Letztere dem Beruf des Gehles 
entzieht. Nicht durch Aufwendung effektiven Geldes, sondern durch 
Gutschrift und Belastung sollen Guthaben und Schuld beglichen 
werden. 

Die Nachteile des Barzahlungsverkehrs können nur durch ein 
ausgobildetes Scheck-System behoben werden, wie solches in andern 
Ländern, z. B. England, seit langem volkswirtschaftlich segensreich 
geschieht. Es ist an der Zeit, durch Schaffung eines liberalen 
Scheck-Gesetzes, das vollste Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse 
des Verkehrs nimmt, eine Änderung in unseren Zahlungsgewohn- 
heiten herbeizuführen. 

Wir geben der Hoffnung Ausdruck, dass ein solches Gesetz 
in tunlichster Bälde die massgebenden Faktoren beschäftigen und 
den berechtigten Wünschen nach Erleichterung des Verkehrs Rechnung 
tragen wird. 



Die Aufsaugung alter Lokalbankgeschäfte durch Zweiganstalten 
von Grossbanken hat sich auch im verflossenen Jahr in Würzburg 
wieder fortgesetzt. Auch in andern Städten unseres Bezirks vollzieht 
sich dieser Prozess genau in der Weise, wie er von Anfang an als 
Folge unserer Bürsengesetzgebung von fachmännischer Seite voraus- 
gesagt wurde. Auch die Reichsregierung ist von der Unhaltbarkeit 
der jetzigen Verhältnisse überzeugt worden. Infolge Auflösung des 
Reichstags kam jedoch der Gesetzentwurf betr. Revision des 
Börsengesetzes nicht zur Verbescheidung. Wir hoffen, dass der 
neue Reichstag dem Entwurf, der wenigstens die schlimmsten Aus- 
wüchse und ihre Folgen beseitigen soll, baldigst seine Zustimmung 
erteilt. 



Von der Generaldirektion der Kgl. Bayer. Posten und Tele- 
graphen ging uns der Pintwurf einer Dienstanweisung für den Post- 
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giroverkehr zu mit dem Anheimgeben, uns speziell über die darin 
für den Postanweisungs-Giroverkehr vorgesehenen Bestim- 
mungen gutachtlich zu äussern. Wir stellten die Materie in unserer 
Plenarsitzung vom 28. September zur Beratung, wobei unser Mitglied, 
Herr Direktor Ach, das Referat innehatte. Wir erstatteten gemäss 
den Beschlüssen unserer Kammer unterm 18. Oktober folgendes 
Gutachten an die Kgl. Generaldirektion: 

ln Erledigung der Eutschliessung vom 3. August ds. Js. Nr. 33621 gestatten 
wir uns, auf Grund Beschlussfassung in unserer letzten Plenarsitzung folgendes 
Gutachten zu den Bestimmungen über den Postanweisungs-Giroverkehr ehrerbietigst 
zu erstatten: 

lm Allgemeinen ist der Gedanke, den Giroverkehr bei der Post einzuführen, 
durchaus zu hegrüssen; denn es liegen in den Kassen der Postanstalten tatsächlich 
beständig grosse Beträge müssig. die eine lohnende Verwendung im Geschäftsleben 
recht wohl finden könnten. 

Bezüglich der in der Dienstanweisung gewählten Form glauben wir aber, 
dass die Umständlichkeit des Verfahrens «ohi die meisten Firmen von der Be- 
teiligung an dem Postgiroverkehr abschrecken durfte. Eine Notwendigkeit für die 
gewählte, sehr komplizieite Methode, wozu nioht weniger als 19 Formulare vor- 
gesehen sind, scheint uns auch wirklich nicht gegeben. Es dürfte doch wohl 
richtiger sein, einfach zu bestimmen, dass die Postanweisungen wie seither zugestellt, 
und dann hei der Post oder aber auch bei der ReichsbaDk oder Kgl. Bank ein- 
gereicht und dass ihre Beträge durch Bankscheck bezw. durch Gutschrift beglichen 
würden. 

Auch die Monopolisierung der Kgl. Bank, wie dies dor Entwarf tatsächlich 
bezweckt, hat starke Bedenken gegen sich. Viele Firmen haben durchaus keiu 
Interesse, bei der Kgl. Bank ein Girokonto zu führen, sondern ziehen es vor, eiu 
solches bei der Reichsbank zu unterhalten, wo cs durch den Überweisungsverkehr 
mehr Vorteile bietet und deshalb rationeller erscheint. Es dürfte auch zu bedenken 
sein, dass die Kassastunden der Kgl. Bank mit deuen der Post durchaus nicht 
übereinstimmen; so schlicsst die Kgl. Bank ibre Schaber um 5 Uhr nachmittags, 
während bei der Post die Postanweisungseinzablungen noch bis abends 8 Uhr 
aufgegeben werden könueu. 

Auch im PostanwcisuDgsvetkchr liegt eine rasche und prompte Beförderung 
und Erledigung durchaus im Interesse des Handels, welcher sich der Postanweisung 
in einer ganzen Reibe von Fällen bedient. Ob aber diese bisherige Art der 
Beförderung nicht durch die zwischen Post und Publikum eingeschaltete Kgl. Bank 
eine Verlangsamung und Verzögerung erleiden muss, möchten wir dahin gestellt 
sein lassen. 

Durch eine schleppendere Beförderung aber, müssten eine Anzahl von 
Interessen Schaden leiden. 

Es dürfte den Postgiroveikehr die Forderung einer Kaution für die sofortige 
Erledigung der Postanweisungen wenig empfehlenswert- machen, denn diese 
erschwerende Vorschrift würde unsere Erachtens die meisten Geschäftsinhaber 
auf die Beteiligung am Postgiroverkehr verzichten lassen. 

Besonders unangenehm hat es in unserer Plenarsitzung berührt, dass in 
S 13 IV des Entwurfs eine Zustellgebühr von 5 Pfg. für jede im Postgiroverkehr 
angenommene Postanweisung zur Einführung kommen soll. Diese Massnahme 
stellt anscheinend eine Nachahmung der bei der Reichspost bestehenden Aus- 
zahlungsgebühr von 5 Pfg pro Postanweisung dar. Nun halten wir überhaupt 
diese Bestimmung der Reichspost für durchaus nicht nachahmenswert; bei d-r 
Reicbspost wird aber das Geld immerhin dem Adressaten ins Haas getragen, sodass 
also der Empfänger eine gewisse Annehmlichkeit für sein Kassegeschäft und kein 
Risiko für die Abholung des Geldes von der Post hat. Für die Erhebung der 



Digitized by Google. 



79 



jetzt io Bayern geplanten Gebühr ist uns aber auch nicht ein Schein der Begründung 
erfindlich. Wir bitten daher, von einer dpi artigen reiu finanziellen Massnahme 
auf jeden Fall abselion zu wollen. 



Der vom Reichsjustizamt ausgearbeitete und in anerkennens- 
werter Weise durch Veröffentlichung der allgemeinen Besprechung 
unterstellte Entwurf betr. Erleichterung des Wechselprotestes 
wurde von unserer Kammer in der Plenarsitzung vom 28. September 
behandelt. Das Referat erstattete unser Vorsitzender, Herr Kom- 
merzienrat Hilcken; nach seinen Anträgen richteten wir unterm 
18. Oktober an das Reichsjustizamt folgende Eingabe: 

Der vom Reichsjustizamt ausgearbeitetc und durch Publikation in dankens- 
werter Weise der öffentlichen Kritik unterstellte Gesetzentwurf betr. Erleichterung 
des Wechselprotestes wurde auch von der elirerbietigst unterfertigten Kammer in 
letzter Plenarsitzung zur Beratung gestellt. Im Ganzen können wir den Entwurf, 
der eine Reihe wirklicher Verbesserungen bringt, durchaus gutheissen und die 
dadurch zu erzielende wirkliche Reform begrüsseu; insbesondere oikaunen wir als 
wesentliche Verbesserungen an, dass der Protest mangels Zahlung künftig direkt 
auf den Wechsel oder auf ein A nbangblatt gesetzt werden darf, und weiter, dass 
der Postprotest zugelassen ist. Auch gegen die beabsichtigte Beschränkung des 
Postprotestes auf die Wechselsummo bis zu 800 Mark ist unsere Erachtens keine 
Einwenduug zu machen. 

Hingegen gestatten wir uns, noch einige Wünsche zur Verbesserung des 
Wecbselverkehrs beizufügen; es sind dies folgende: 

1. Nach Art. 02 muss der Protest auiaer gegen den Bezogenen oder gegeu 
die Domizilstelle auch gegen allenfallsige Notadressen spätestens am 
zweiten Werktage erhoben weidon, widrigenfalls das Regressrecht ver- 
loren geht. Da auf einem Wechsel oft mehrere Notadressen sind, so 
dass es oft zweifelhaft ist, ob man den Wechsel noch am gleichen Tage 
den sämtlichen Notadressen präsentieren und den Protest dort erheben 
lassen kann, so dürfte eine Ermächtigung, gegeu Notadressen noch später 
protestieren zu können, allgezeigt sein; 

2. weiter wäre eine VerbilliguDg der Protestgebübron, da ein Wechselprotest 
sieh in der Regel nur gegen wirtschaftlich schwache Existenzen richtet, 
sehr zu wünschen, und 

3. sollte in Anbetracht dessen, dass der Wechsel ein internationales Zahlungs- 
mittel ist, auch eine gleicbhcitliclie Gestaltung des Wechselrechts durch 
internationale Verträge erstrebt werdeo. 

Wir bitten um Hochgecuigto Würdigung und tunlichste Erfüllung dieser 
Wünsche. 



Das immer zudringlicher werdende Geschäftsgebabren der sog. 
Serien- und Prämienlosgesellsehaften veranlasste uns, mit 
folgender Eingabe vom 8. März bei dem Kgl. Staatsministerium vor- 
stellig zu werden: 

Pressuacbrichten zufolge ist seitens des Kgl. Preussischen Ministeriums für 
Handel und Gewerbe an die Verwaltungsstellen in Preusaen der Auftrag ergangen, 
vor dem schwindelhaften Treiben und insbesondere auch vor den trügerischen 
Anpreisungen der sogenannten Serien- oder Prämienlos-Gesellschaften öffentlich 
zu warnen. 
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Wir gestatten uns darauf hinzuweisen, dass diese Firmen, die namentlich 
in Lübeck. Hamburg und llraunschweig ihren Sitz haben, auch Bayern als ein 
anscheinend gewinnversprechendes Gebiet für ihre verwerfliche Tätigkeit ausersehen 
haben. Zahlreichen Zeitungen liegen die Prospekte solcher Geschäfte bei, und die 
Firmeninhaber bringen es auch zuwege, dass in den redaktionellen Teil der Zei- 
tungen spezielle Hinweise aufgenommen worden. Wir gestatten uns, in den Anlagen 
vier Prospekte solcher Geschäfte, welche in der Zeit vom 12. Februar bis 7. März 
nebst drei entsprechenden redaktionellen Notizen hiesigen Zeitungen beilagen, zur 
Qocligeneigten Kenntnisnahme in Vorlage zu bringen, und bemerken noch dazu, 
dass sich diese Reklame nicht nur auf einzelne Zeitungen erstleckt, sondern dass 
sie ihron Weg durch die kleine Provinzpresse bis in die entlegensten Teile des 
Landes findet. Durch diese intensive Reklame wird auch zweifellos ein Erfolg 
erzielt: namentlich in kleinbürgerlichen Kreisen, in der Arbeiterbevölkerung und 
im Bauernstand werden die Leute, die auf solche Anpreisungen hin sich verlocken 
lassen, nicht alle. Im übrigen beweist schon die intensive Fortsetzung der Agitation 
allein, dass das „Geschäft“ sich lohnt. 

Über den Charakter der Sorienlosgescbäfte brauchen wir wohl kein Wort 
zu verlieren: ihr Ziel ist schlechtweg die Ausbeutung des Publikums. Wir 
wollen aber doch noch darauf hinwvisen, dass diese Schwindelfirmen sich fast 
durchweg „Bankgeschäfte“ nennen, und dadurch das Ansehen des soliden Bank- 
geschäfts tatsächlich schädigen. 

In Anbetracht der volkswirtschaftlichen Gefahr, die aus dein Weiterwuchern 
der Serien- und Prämicnlosgesellscbaften droht, bittcu wir Hohes Kgl. Staats- 
ministerium, zunächst durch die Verwaltungsbehörden öffentliche Warnungen 

1. vor der Beteiligung an solchen Unternehmungen und 

2. vor der Aufnahme von Inseraten und Verbreitung von Prospekten 
ergehen zu lassen, da u. E. beides — sowohl Beteiligung wie Anspreisung — 
nicht nur wirtschaftlich höchst schädlich ist, sondern auch direkt strafbarerscheinen 
dürfte. 

Wir gaben unsere in vorstehender Eingabe wiedergegebene 
Meinung auch den in nnserni Bezirke bestehenden Zeitungen kund, 
und wir können mit Befriedigung konstatieren, dass die Presse sich 
von da ab im allgemeinen gegen die Annahmen von Inseraten und 
Verbreitung von Prospekten ablehnend verhielt. Auch das Vorgehen 
der Gerichte und verschiedener deutscher Staatsregierungen wirkte 
darauf ein, dass das Gebahren der Serienlosgesehäfte grösstenteils 
unterdrückt wurde. 



Ein eigenartiger Schwindel-Trick wurde behufs Schädigung 
ton Bankgeschäften durch eine anonyme Persönlichkeit in unserem 
Kreis mehrmals im vorigen Jahre ausgeübt bezw. auszuführen ver- 
sucht. Wir verständigten die Bankgeschäfte tinsers Platzes bezw. 
unsere Gremien hievon mit folgendem Schreiben vom 13. September: 

Ein eigenartiger Trick zur Schädigung von Bankgeschäften wird zur Zeit 
von einer Persönlichkeit, welche anscheinend in der Nähe Wiirzhurg's domiziliert, 
ausgeführt. 

Unter deu Namen 

Johann Kraus, Privatier, lxihr. 

Johann Karg, Privatier. Kitzingeu, 

Saidel, Privatier, Marktbibart 

wendet sich ein Unbekannter an Bankfirmen mit dem Auftrag, eine Anzahl Frerichs 
Aktien an der Berliner Börse zu kaufen. 
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Es existiert aber an den obenbezeichneten Plätzen keine Persönlichkeit, 
welche einen der angegebenen Namen trägt, sodass angenommen worden muss, 
ein unbekannter Besitzer von Frerichs Aktien, der solche abstossen will, sucht 'auf 
diese unlautere Art künstlich einen Gegenkontrahenten, zum Schaden der eiu'eu 
derartigen Auftrag ausführenden Bankhäuser. 

Wir machen deshalb auf dieses Gebahren aufmerksam und bitten eventuell 
um Mitteilung, falls sich noch andere Fälle dieser Art ereignet haben sollten. 

Auch dem Zentral verband des deutschen Bank- und Bankier- 
gewerbes machten wir von der Affäre Mitteilung; auf dessen Ver- 
anlassung eröffnete die Staatsanwaltschaft auch eine Untersuchung, 
die jedoch leider kein Ergebnis lieferte, sodass die Verhandlungen 
niedergeschlagen werden mussten. 



XI. Patent- und Warenzeichenwesen. 

Wie alljährlich berichteten wir an das Kaiserliche Patentamt 
über die Benutzung der Patentschriften, die uns vom Kais. Patontamte 
zur Verfügung gestellt und von uns vereinbarungsgemüss dem Polytech- 
nischen Zentralverein zur Auslage in seinen Lokalen überlassen werden. 

Unser Bericht vom 7. April 1900 über die Frequenz der Auslagestelle 
i. J. 1905 hatte in seinem wesentlichen Teil folgenden Wortlaut: 

Auch im Jahre 1905 konnte eine rege Benützung der Patentauslagestelle 
festgestellt werden. 

Bei dem gewaltigen Umfang mancher Klassen dauerte die eingehende Durch- 
sicht derselben durch Interessenten oftmals tagelang. 

Derartige Einsichtnahmen kamen im Monat durchschnittlich 15 mal vor. 

Ersuohen um Vorlage einzelner bestimmt bezeiehneter Patentschriften kamen 
fast täglich vor; ferner wurden sehr oft Auskünfte über Patenterteilung und Muster- 
schutzerteiluug verlangt und an Hand des ..die das Patent-, Gebrauchsmuster- und 
Warenzeicheurocbt regelnden Gesetze und Ausführungs- Vorschriften“ gegeben. 

Des woitorn erliessen wir wieder in der Tagespresse von Zeit 
zu Zeit Bekanntmachungen darüber, dass die Patentschriften in den 
Bureaus des Polytechnischen Zentralvereins ausliegen und dort von 
jedermann eingesehen werden können. Seit Beginn des Jahres 1907 
sind wir — wie wir gleich heuer berichten — dazu übergegangen, 
durch monatliche Inserate in sämtlichen Würzburger Tagesblättern 
auf die l’atcntauslsigestelle hinzuweisen — ein Vorgehen, das sich 
durch sofortige Erhöhung der Frequenz bemerkbar machte. Der 
Text des bezüglichen Inserats lautet: 

Bekanntmachung. 

Die uns vom Kaiserlichen Patentamte überlassenen Patent- 
schriften (Beschreibungen der erteilten Patente mit erläuternden 

6 

, Digitized by Google 



82 



Zeichnungen) liegen im Polytechnischen Zentralverein in der Max- 
schule dahier für alle Interessenten (auch Nichtvereinsmitglieder) an 
den Werktagen von 8 — 12 und 2 — 6 Uhr zur kostenlosen Einsicht auf. 

Handels- und Gewerbekammer. 



Vom Kgl. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegonheiten wurde uns mitgeteilt, dass auf der nächsten 
in Berlin zusammentretenden Konferenz zur Revision der Berner 
Übereink unft betr. den Schutz von Werken der Literatur und Kunst 
voraussichtlich der Antrag zur Beratung gestellt werde, für das ganze 
Uniousgebiet eine einheitliche Schutzfrist festzusetzen: soweit sich 
bisher Bestrebungen in dieser Richtung geltend gemacht hätten, sei 
insgesamt die Tendenz gegeben, die international zu vereinbarende 
einheitliche Schutzfrist weiter zu bemessen, als dies zur Zeit im 
deutschen Urheberrecht der Fall ist: meistens werde eine Schutzdauer 
von 50 Jahren verlangt. Wir veranstalteten behufs Behandlung dieser 
Frage eine Umfrage bei den Verlagsinstituten und berichteten 
hierauf unterm 2N. August in folgender Weise an das Kgl. Kultus- 
ministerium: 

In Erledigung des Auftrags vom 14. v. Mts. Nr. 14043 berichten wir. dass 
nach der Mehrzahl der uns zugegangenen Äusserungen von Verlegern, Buch- 
end Kunsthändlern etc. eine Verlängerung der jetzigen Schutzfrist vou dreissig 
Jahren uach dom Tod des Autors auf die Dauer von fünfzig Jahren nicht als 
zweckdienlich erkannt wird. Die Schutzfristverliingerung wäre lediglich ein Ge- 
sohenk für die Verleger und Erben einer ganz kleinen Zahl sehr wirkungsvoller 
Autoren I'nsers Erachtens hat aber gerade bei bahnbrechenden Werken, z. B. bei den 
Schöpfungen von Richard "Wagner, die Allgemeinheit ein begründetes Interesse, 
dass derartige Werke nicht auf lange Zeit blos den wohlhabenden Kreisen zu- 
gänglich sind, sondern dass sie Gemeingut werden. Eine Frist von dreissig Jahren, 
also von etwa einem Menschonalter nach dem Tod des Autors ist wohl durchaus 
hinreichend, um die berechtigten Ansprüche der Erben und das Monopol der 
speziellen Verleger genügend ausniitzen zu lassen. 



Wie wir bereits im Vorjahre konstatierten, wird die Inanspruch- 
nahme unseres Bureaus in Warenzeichenangelegenheiten immer 
stärker. Die Interessenten suchen, teils aus eigenem Antrieb teils 
auf Anweisung des Kaiserlichen Patentamts, namentlich solche 
Zeichen, die etwa mit den von ihnen selbsfgewählten Marken 
Ähnlichkeit besitzen und daher beider Anmeldung Letzterer Anstände 
bereiten könnten. Unser Bureau ist den Interessenten bei Einsicht 
des „Warenzeichenblatts‘‘ nach Möglichkeit behilflich. 

Wir wiederholen jedoch auf Grund mehrfacher Erfahrungen 
und angesichts des enormen Umfangs der Warenzeicheneintragungen 
auch heuer den Wunsch, es möchte wenigstens für die ., Wortzeichen“ 
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eine amtliche Zusammenstellung in alphabetischer oder sonstiger 
übersichtlicher Anordnung herausgegeben werden, um eine bessere 
Übersicht über das kaum mehr zu beherrschende Material zu gewahren. 



Eine recht beträchtliche Tätigkeit unserer Kammer ergab sich 
wieder durch Einzelgutachten, welche wir dem Kaiserlichen Patent- 
amte über besondere Eigenschaften einzelner Warenzeichen, ins- 
besondere über die etwaige Freizeicheneigenschaft von angemeldeten 
Worten oder Zeichen erstatteten. Da diese Gutachten vielfach Ver- 
hältnisse von Einzelfirmen berühren, sehen wir von einer VeYöffent- 
lichung des Wortlauts ab; wir erwähnen lediglich, dass sich die 
hauptsüchlischsten Gutachten auf folgende Zoichen bezogen; das Wort 
„Bernkasteler Doktor“ bezw. ,. Doktor“ überhaupt für Wein, desgleichen 
das Wort ,, Dreikönigswein" für Wein, das Wort und Bild einer 
„Brennessel“ für Haarwasser, das Wort „Deutsche Bierquelle“ für 
eine Reihe von Genussmitteln, das Wort „Express“ für Fahrräder. 



XII. Ausstellungen. 

Das Jahr 1906 brachte als wichtiges Unternehmen die Bayerische 
J ubiläums-Landesausstellung in Nürnberg, die ja — wie unsere 
früheren Jahresberichte beweisen — schon seit Jahren vorbereitet 
wurde. Die Ausstellung, mag sie auch in Einzelheiten Mängel* 
gehabt haben, war ein grosses und im Allgemeinen gut gelungenes 
Unternehmen, das naturgemäss auch das Interesse unserer Kammer 
in hohem Grade fand. Wir gaben diesem Interesse zunächst dadurch 
Ausdruck, dass unsere Kammer bei allen hervorragenden Festakten 
der Ausstellung, so namentlich bei der Eröffnung wie auch bei der 
Sehlussfeicr, durch unsern Herrn Vorsitzenden offiziell vertreten war. 

Ausserdem entsandte die Kammer den Kamraersyndikus zur 
genaueren Besichtigung der Ausstellung auf längere Zeit nach 
Nürnberg. Der Kammersyndikus erstattete in Erledigung dieses 
Mandats einen ausführlichen Bericht über seine Wahrnehmungen 
und Erfahrungen sowie speziell über den Anteil des unterfränkischen 
Kreises auf der Ausstellung. Dieser Bericht ist in unsern „Mit- 
teilungen“ abgedruckt, sodass wir hier lediglich darauf verweisen 
können. 
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Auf die Preisverteilung der Nürnberger Landesausstellung bezog 
sich ein Zwischenfall in unserer Sitzung vom 29. August, l'nser 
Gewerbekammermitglied, Herr Hetterich, bemerkte niimlich, es sei 
eigentümlich, dass für das Fabrikat einer Fahrradfabrik jetzt schon 
Reklame mit der Verleihung der goldenen Ausstellungsmedaille gemacht 
werde, obgleich die Preisverteilung noch gar nicht stattgefunden habe. 
Die Bemerkung ging (teilweise verstümmelt) in die Tagespresse 
über. Hierdurch nahm das Kgl. Staatsministerium Veranlassung, 
unsere Kammer zu beauftragen, über die zu Grunde liegenden Tat- 
sachen zu berichten. Unsere bezüglichen Erhebungen ergaben die 
Richtigkeit der Bemerkung; eine Handelsfirma hatte bei einem 
Schaufenster- Artikel das Plakat angebracht; „ ... auf der Jubiläums- 
Ausstellung in Nürnberg ausgestellt und mit der Goldenen Medaille 
prämiiert. 1. Wir erstatteten demgemäss Bericht an das Kgl. Staats- 
ministerium. 



Für eine Reihe auswärtiger Ausstellungen wurden uns seitens 
des Kgl. Staatsministeriums des Innern oder von den betreffenden 
Ausstellungskommitees bezw. von den auswärtigen Konsulaten An- 
kündigungen und Mitteilungen nebst den dazu gehörigen Druck- 
sachen, Ausstellungsbedingungen etc. übermittelt. Wir verteilten 
diese Drucksachen, soweit wir ein Interesse an den betreffenden 
Ausstellungen vermuten konnten, an Firmen unseres Bezirks. Es 
bezogen sich diese Mitteilungen hauptsächlich auf folgende 

Ausstellungen; 1. die Rumänische Jubiläums-Landesausstellung in 
Bukarest 1906, 2. die internationale Ausstellung in Christchurch 
(Neuseeland) 1906, 3. die internationale Ausstellung von Häuten, 
Fellen, Federn und Erzeugnissen daraus in St. Petersburg 1906, 

4. die zweite Österreichische Reichsgerstenausstellung 1906 und 

5. die internationale Ausstellung von Motoren und Maschinen für 
Kleinbetrieb in Amsterdam 1907. 

In mehreren weiteren Fällen gingen uns auch Warnungen vor 
Ausstellungen mit weniger vertrauenswürdigem oder direkt schwindel- 
haftem Charakter zu. Wir machten, soweit uns Interessenten bekannt 
waren, dieselben meist vertraulich, in einem Falle auch durch Bekannt- 
gabe in der Presse, auf die bezüglichen Verhältnisse, die Vorsicht 
geboten sein Messen, aufmerksam. 
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XIII. Eisenbahnen. 

a) Bahnprojekte und Bahnbauten. 

Die Bahnstrecke Miltenberg-Stadtprozelten wurde im 
Berichtsjahr in Betrieb genommen. Damit ist der erste tatsächliche 
Schritt für die seit Jahrzehnten erstrebte direkte Verbindung zum unteren 
Maintal geschehen. Auch für den Bau der weiteren Teilstrecke von 
Stadtprozelten nach Wertheim ist durch Annahme des bezüg- 
lichen Gesetzentwurfs im Landtage die Verwirklichung in absehbarer 
Zeit zu hoffen. Nun fehlt noch als wichtiges Zwischenglied die 
Linie Würzburg-Wertheim, durch die der Untermaintal-Eisenbahn 
erst ihre volle Bedeutung gegeben wird. Gegenwärtig ist die Ver- 
bindung mit Wertheim und den Orten des dortigen Maintals sowie 
der Nebonbahnlinie Wertheim-Lohr nur auf grossen Umwegen, ent- 
weder über Lauda auf der badischen Bahnlinie, oder über die meist 
noch weitere bayerische Linie Würzburg -Genuin den- Lohr, möglich. 
Hiefür eine Besserung zu schaffen, ist zweifellos die wichtigste 
Aufgabe in Unterfranken; und jetzt scheint auch die Zeit gegeben, 
um dem Projekt praktisch näher zu treten. Die dirokte Route 
Würzburg- Wertheim ist technisch gewiss nicht allzuschwierig: wirt- 
schaftlich ist sie nicht nur für Würzburg, insbesondere für die 
Entwickelung von dessen linksmainischen Stadtgebieten, ferner für 
das reiche landwirtschaftliche Gebiet der durchquerten Hochebene 
und für unsere badische Nachbarstadt Wertheim von Bedeutung, 
sondern es würden noch weitere Gebiete von dieser Linie Nutzen 
ziehen, da ihr ja zweifellos eine Rollo auch für den grösseren 
Durchgangsverkehr (nebenboi bemerkt auch für die recht wünschens- 
werte Entlastung der Spessartbahnlinie) zufallt. Wir empfehlen 
daher dringend die Aufnahme der Strecke Würzburg- Wertheim in 
den nächsten Lokalbahn-Gesetzentwurf, wobei wir voraussetzen, dass 
die Bauausführung der Bahn (ihrer künftigen Bedeutung für den 
Durchgangsverkehr entsprechend) nach den Grundsätzen für den 
Bau von Hauptbahnlinien erfolgt, wie dies ja auch für die an- 
schliessenden Teilstrecken Miltenberg-Stadtprozelten-Wertheim be- 
reits geschah bezw. in Aussicht genommen ist. 



Von den übrigen in unserem Kreis bestehenden Eisenbahn- 
projekten empfehlen wir insbesondere folgendo Strecken zur Ver- 
wirklichung: 
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1. Ausbau des Rhönbahnnetzes durch die Anschlusstrecben 
von Bischofsheim einerseits nach Gersfeld, anderseits nach 
Wildflecken; 

2. eine Verbindung zwischen Kitzingen und Marktbreit; 

3. Durchquerungen des Steigerwalds, und zwar sowohl als 
Fortsetzung von Ebrach nach Volkach- Seligenstadt, wie 
auch von Schlüsselfeld über Castell nach Kleinlangheim- 
Kitzingen. 

Eine Eisenbahnbaufrage, die zwar nicht direkt die Interessen 
unseres Bezirks berührt, aber von allgemeinerer Bedeutung für Bayern 
ist, wurde von der Handels- und Gewerbekammer in Augsburg als 
Anlass zur Einberufung einer Versammlung der sämtlichen baye- 
rischen Handelskammern genommen. Das Projekt betraf eine neue 
Ostschweizerischo Alpenbahn. Auf Einladung der schwäbischen 
Schwesterkammer nahmen von unserer Kammer der Vorsitzende. 
Herr Kommerzienrat Hilcken, ferner unser Würzburger Eisenbahn- 
ratsmitglied. Herr Hommerzienrat Lang und der Kammersyndikus 
an einer Konferenz in Augsburg am 19. Dezember teil. Die Debatte 
bei dieser Versammlung wurde namentlich durch die Differenz über 
die Route einer sulchen neuen ostschweizerischen Alpenhahn, ob 
über den Splügen oder über die Greiua, belebt. Ersterer Weg wurde 
in einer von der Augsburger Kammer vorgelegten Denkschrift pro- 
pagiert, während von den Münchener Delegierten, namentlich von 
Herrn Direktor Lech n er, die Greina-Linie aus fachmännischen Gründen 
vertreten wurde. Unser Vorsitzender. Herr Kommerzienrat Hilcken. 
präzisierte den Standpunkt unserer Kammer in folgender Weise: 

Wir in ganz llnterfranken hatien an einer ostschweizerischen Alpcnbahn 
direkt gar kein Interesse, im Gegenteil, sie würde dem Durchgangsverkehi Würz- 
burgs nur schaden. Trotzdem stehou wir nicht auf einem engherzigen Standpunkt 
und sprechen uns sehr gern für den Schlussatz der Denkschrift aus, dass es 
wünschenswert für Bayern ist, eine solche Bahn zu erhalten. Ob für die neue 
Balm die Splügen- oder die Greinaroute gewählt wird, ist für uns von sehr kleiner 
Bedeutung. Wir mischen uns in den Streit gar nicht ein und haben auch gar 
keine Veranlassung hierzu. Die technischen Ausführungen des Herrn Direktors 
Leclmer waren aber sehr beachtenswert. Wir sind einverstanden, wenn Sie aus- 
sprochen, dass überhaupt eine neue Ostalpenbahn gebaut werden soll. 

ln der Tat einigten sich die Vertreter der anwesenden baye- 
rischen Kammern schliesslich auf eine Resolution, die unsemi oben 
gekennzeichneten Standpunkte im Allgemeinen entspricht und der 
auch wir unsere Zustimmung gaben. Die Resolution lautet: 

Die Gesamt- Verkehrs-Interessen des rechtsrheinischen Bayerns lassen es 
als eine dringende und wesentliche Forderung erscheinen, dass zwischen Gotthard 
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und Hrenner eine neue vollwertige Alpenbahn zur Erleichterung der Verbindung 
mit Italien geschaffen wird. Die Verwirklichung einer solchen in der Dichtung 
Fern-Ortler oder Fern-Kngadin muss für absehbare Zeit als ausgeschlossen gelten. 
Das bayerische Interesse richtet sich daher darauf, dass eines der beiden heutigen 
ostsch wetze rischen Projekte Splügen oder lireina zur Ausführung gelangt, .ledern 
derselben sind besondere Vorzüge eigen. Bei der für die bayerischen Kammern 
bestehenden Unmöglichkeit, überhaupt, insbesondere aber derzeit, eine technische 
Überlegenheit des einen Projekts vor dem anderen festzustellen, hat sieh die Kon- 
ferenz darauf beschränkt, den Wunsch auszudrücken, dass durch die neue Alpen- 
baliu eine möglichst unmittelbare und selbständige Verbindung nach dem kommer- 
ziellen Mittelpunkt ■ iberitaliens, nach Mailand, geschaffen wird 



Die Errichtung eines Südhahn hofs in Würzburg, der namentlich 
für den ausgedehnten Bezirk der Vorstadt Sanderau ein wirkliches 
Bedürfnis ist, wurde zwar iin Vorjahr abgelehnt, wir glauben jedoch, 
den Wunsch auch an dieser Stelle wieder aufnehmen und vertreten 
zu sollen. Die bisherige Station Sanderau dient lediglich dem 
Personenverkehr und liegt an einer ungünstigen, infolge schienen- 
gleicher Strassen überfahrt sogar direkt gefährlichen Stelle. Die 
Interessenten der Sanderau, darunter verschiedene grössere Fabriken 
und Handelsfirmen, sowie zahlreiche Gärtnereien mit Versand 
wünschen sehnlichst die Einrichtung eines Bahnhofs mit Güter- 
annahmestelle an einem geeigneten Platz der südlichen Stadtperipherie. 

Im Berichtsjahre richteten wir in der Angelegenheit sowohl an 
die Kgl. Staatsregierung wie auch an den Landtag folgende Ein- 
gabe vom 13. Januar, die — wie erwähnt — leider nicht von Erfolg 
begleitet war: 

Die Stadt Würzbarg und ein grosser Teil von doren Umgebung sind mit 
ihrem Bahngüterverkehr einzig und allein auf -den Hauptbahnhof Wiirzburg, der 
im Norden der Stadt liegt, angewiesen. Die Station Würzburg-Sanderau hat seit 
ihrem Bestehen lediglich Personenverkehr und würde sich infolge ihrer ungünstigen 
Lage auch nur sehr schwor in eiue Voilstatiou mit Güterannahmestello umwandeln 
lassen. Die jetzige Haltestelle liegt zudem von dem eigentlichen Sauderauer 
Stadtteil ziemlich abseits, sodass schon aus allgemeinen Verkehrsgründen es kaum 
durchführbar erscheint, diese Haltestelle für den gesamten Güterverkehr der grossen 
südlichen Vorstadt zu adaptieren. 

Das Bedürfnis nach einem Güterbahnhof für den" südlichen Teil von Würzburg 
ist aber ganz zweifellos zu bejahen und wird sicherlich im Laufe der Zeit stets 
dringender; denn die Bautätigkeit in Wiirzburg hat infolge der Anhöhen, die 
ringsum die Stadt umschliessen, eigentlich nur nach Süden hin ein offenes Feld, 
und hat hier tatsächlich in der Neuzeit bereits einen grossen stets wachsenden 
Stadttoll geschaffen, ( her die Verkehrsziffern der Sanderau gibt eine Eingabe des 
..Vereins zur Wahrung der Interessen der Sanderau“ an die Hohen Kammern des 
Landtags vom 24. November 1905 eingehend Aufschluss. Auf Grund dieser 
eo'iuetemässig gewonnenen Ziffern erbittet der genannte Verein die Anlage eines 
Würzburger Südbahnhofs an einer geeigneten Stelle in der Sanderau unter Auf- 
lassung der jetzigen Personeuhaltstelle Würzburg-Sanderau. 

Auf Grund unserer Kenntnis der örtlichen Verhältnisse und in Berück- 
sichtigung der wirklich sehr bedeutenden Verkehrsinteressen des südlichen Stadtteils 
von Würzburg, endlich aber auch in Hinsioht auf die gleichfalls höchst wünschens- 
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werte Entlastung der Güterannahmestelle am Hauptbahnhofo Würzburg unterstützen 
wir die erwähnte Eingabe des Sanderauer Vereins aufs wärmste, und bitten die 
Hohe Kgl. Staatsregierung und die Hohen Kammern der Reichsräte und der Ab- 
geordneten, es möge die Anlage eines Südbahnhofs Würzburg möglichst bald 
Genehmigung finden. 



Eine rein örtliche Angelegenheit, die bessere Instandhaltung 
der Uhr am Bahnhofsgebäude Würzburg, vertraten wir mit folgender 
Eingabe an die Kgl. Eisenbahndirektion Würzburg am fl. Marz: 

Die an der Stadtseite des hiesigen Bahnhofsbetriebsgebäudcs angebrachte 
IJhr lässt in ihrem gegenwärtigen Zustande schon bei Tag die genaue Zeit .sehr 
schwer erkennen ; in der Dämmerung, selbst wenn das Lieht der Uhr schon ange- 
zündet ist, ist dies aber ganz unmöglich. Wir gestatten uns daher ganz ergebenst 
anzuregen, dass diese Uhr, welche für die zum Bahnhof gehenden Reisenden immerhin 
von Wichtigkeit ist, mit einem neuen Zifferblatt, welches die Minuten-Abteilungen 
deutlich erkonnon lasst, und eventuell auch mit neuen, geradon Zeigern versehen 
werden möge. 

Die Uhr wurde auf unsere Anregung hin auch wirklich aus- 
gebessert. 



b) Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Eine sowohl für den Personen- wie für den Güterverkehr 
der Eisenbahn wichtige Angelegenheit betraf die Revision der 
Eisenbahn- Vorkohrsordnung, deren Abänderungsbedürftig- 
keit auch von uns schon mehrfach in früheren Jahresberichten 
hervorgehi ibon war. Wir behandelten den uns vom Kgl. Verkehrs- 
ministerium zugegangenen Entwurf einer neuen Verkehrsordnung 
(zunächst ohne die Anlage C) in unserer Sitzung vom 28. Juni, 
wobei unser Mitglied, Herr Kommerzienrat Lang, referierte. Gemäss 
den Beschlüssen unserer Kammer erstatteten wir hierauf unterm 
30. Juni folgenden Bericht an das Kgl. Staatsministerium für Ver- 
kehrsangelegonheiten : 

In Erledigung der Entschliessung Hohen Kgl. Staatsministeriums vom 22. 
v. Mts. Nr. 4523 XI gestatten wir uhb zu dem Entwurf einer neuen Kinscnbahu- 
Verkehrsordnuog folgende Bemerkungen zu machen: 

Wir erkennen zunächst gerne an, dass die im Entwurf vorliegende Verkelirs- 
ordnung sowohl was grössere Übersichtlichkeit und Klarheit der bestehenden Be- 
stimmungen als auch Erfüllung zahlreicher Wünsche der Interessenten betrifft, 
einen bedeutenden Fortschritt darstellt. Allerdings fehlt noch eine der wichtigsten 
Ergänzungen der Verkehrsordnung, nämlich die Anlage C mit dem Verzeichnis der 
bedingungsweise zugelassenen Gütor. Gerade auf dieses Verzeichnis aber beziehen 
sich einige besondere Klagen von Interessenten. Wir gestatten uns datier, schon 
heute die Bitte vorzutragen, dass aucli diese Anlage C nach Aufstellung eines 
bezüglichen Entwurfs den Handels- und Gewerbekammern zur Begutachtung uber- 
wiesen werden möge. Erst wenn die Bestimmungen dieser Anlage 0 bekannt sind, 
lässt sich auch ein Urteil über die in § 59 des Entwurfs boibehalteno Strafe von 
12 Mark für das Bruttokilo bei unrichtigen Inhaltsangaben bilden: an und für 
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sich erscheint diese Strafe gewiss sehr hoch, man möchte sagen, nahezu drakonisch, 
sie lässt sich aber, wie gesagt, nur im Zusammenhalt mit den Bestimmungen der 
Anlage C beurteilen. 

Im ührigen gestatten wir uns, zu dem Entwurf folgende Wünsche vor- 
zutragen: 

Zu § fj betr. Tarife wäre — was nicht ganz klar aus dem Wortlaut hervor- 
geht — als Prinzip festzuhalten, dass die Anwendung der Tarife nur nach der 
Natur der Güter, nicht nach der Qualifikation der Versender oder Empfänger sich 
richtet, und dass auch dir Publikation von ..Begünstigungen fiir öffentliche Zwecke* 1 
stets erfolgt. Wir denken hiebei an die in den letzten Jahren hervorgetretenen 
Ü beistünde, dass den Landwirten oder landwirtschaftlichen Genossenschaften fiir 
den Bezug von Saatgetreide, Futtermitteln, Düngerstoffen etc. besondere tarifarische 
Vergünstigungen gewährt wurden: die Missbräucho. die mit dieser Vergünstigung 
entstanden, sind bekannt und speziell in einem Fall bezüglich einer grossen Genossen- 
schaft drastisch hervorgetreten. Nach Ansicht unserer Kammer sind aber überhaupt 
alle Transportbedingungen, welche nicht in der Natur des Gutes begründet sind, 
sondern von der Eigenschaft des Empfängers oder Absenders abhängen, als ver- 
werflich zu bezeichnen. 

ln sj 7 ist bestimmt, dass das in dcu Nachbarländern gesetzlichen Kurs 
besitzende Geld nach Kursfestsetzungen der Eisenbahn angenommen werden muss. 
Wir müsseu hier den von bayerischer Seite schon oft beklagten Misstand. dass die 
bayerischen Banknoten an norddeutschen Eisenbahnkassen zurückgewiesen werden, 
wiederum erwähnen. Die Noten der deutschen Zettel banken bositzen allerdings 
nicht die Eigensehaft gesetzlicher Zahlungsmittel: wenn die Eisenbahnen jedoch 
die ausländischen Geldsorten., die ebenfalls an und für sich in Deutschland 
keine Zahlungskraft besitzen, zulassen, so kann doch wohl verlangt werden, dass 
die Noten der neben der Reichsbank noch bestehenden einzelstaatlichen 
Notenbanken nicht schlechter behandelt werden, als ausländische Geldsorten, 
d. h. dass sie an den Schultern und Kassen der öffentlichen Verkehrsinstitute glatt 
in Zahlung genommen worden. 

Gemäss S M betr. ..Frachtbriefe“ soll schon wieder ein neues Formular 
eingeführt werden; wenngleich der neue Frachtbrief von dem gegenwärtig gütigen 
Formular nur wenig abweicht, so ist an und für sieh die Zweckmässigkeit des 
neuen Schemas nicht abzustreiten. Dagegen ist die verhältnismässig häufigo 
Änderung der Frachtbriefe recht misslich fiir alle jene Geschäftsfinnen, die sieh 
mit Frachtbriefen auf längere Zeit hinaus versehen haben, und die grössere Vorräte 
an Frachtbriefen mit Eindrücken ihrer Firmen, Versandorte etc. besitzen. Aus 
dieser Erwägung hei aus empfiehlt es sich dringend, einen Wechsel der Formulare 
so selten als möglich vorzunchraen und, wenn eine Änderung durchaus geboten 
erscheint, durch Gewährung einer längeren ( bergangszeit den alten Formularen 
«onigstens eine ausreichende Verwendbarkeit zu sichern. 

Zu § 77 betr. „Zuführung der Güter“ ist der Wunsch auszusprecben, dass 
die Mono]iolisierung der Güterzufuhr nur bei tatsächlich dringendem Bedürfnis 
eintreten solle. 

Endlich wären noch zwei generelle Wünsche, die sich nicht auf einzelne 
Bestimmungen des Entwurfs gründen, vorzubringen. Erstens dürfte es sich 
empfehlen, dass die Fristen und Dienststunden, welche nach dem Entwurf nur 
durch Aushang bekannt gegeben werden sollen, auch durch die Tagespresse Ver- 
öffentlichung finden. l'ml weiter wäre zu wünschen, dass die Dienststuudcn an 
Sonn- und Feiertagen mit den örtlichen Besimmuugen über das offenhaltcn von 
Läden und Kontoren in 1 berciustimmuug gebracht werden. Wir bitten um 
geneigteste Vertretung aller vorstehend vorgetragenen Wünsche. 

Die in vorstehendem Gutachten noch nicht behandelte Anlage C 
(bisher Anlage B), betr. die bedingungsweise zur Beför- 
derung zugelassenen Gegenstände, wurde gleichfalls einer 
amtlichen Neubearbeitung unterzogen. Auch dieser Entwurf ging 
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uns zur Begutachtung zu; wir behandelten ihn in unserer Sitzung vom 
28. September, wobei gleichfalls Herr -Kommerzienrat L a n g referierte. 
Auf Grund seiner Ausführungen sowie weiterer Mitteilungen von 
Interessenten erstatteten wir unterm 14. November folgenden Bericht 
an das Kgl. Verkehrsministerium: 

Dio Erledigung der Entschliessuug Hoben Kgl. Staatsministerimns vom 
13. Soptoinbor Nr. 8004 XI bat sieh leider verzögert, da die befragten Interessenten 
ihre Gutachten nicht so rasch abgeben konnten, wie dies gewünscht wurde; wir 
bitten, diese Verzögerung entschuldigen zu wollen. Zu dem Entwurf der Anlage C 
der Eisenbahn verkehrsordnung, b> tr. die bedingungsweise zur Beförderung zuge- 
lassenen Gegenstände, gestatten wir uns nunmehr Hohem Kgl. Staatsministerinm 
folgende Wünsche von Interessenten vorzutnigen. wobei wir bemerken, dass in 
unserm Bezirk in erster Linie der Handelsverkehr in den Gegenständen der 
Anlage C in Betracht kommt. 

Für den Handel ist die Hoffnung auf leichtere Versandbedingungen von 
Artikeln der Anlage C allerdings nicht tu Erfüllung gegangen, vielmehr sind noch 
weitere Erschwerungen hiefür eingetreten, sodass es — wie uns eine sehr bedeutende 
Chomtkaliengroashandluiig schreibt — fast zur Unmöglichkeit geworden ist, bei 
genauerer Einhaltung der Vorschriften kleinere Mengen der in Anlage C auf- 
gefülirten Artikel zu versenden. So ist gar kein Unterschied gemacht zwischen 
wirklich gefährlichen Stoffen und anderen, in geeigneter Verpackung fast harmlosen 
Waren, z. B. zwischen dem ausserordentlich inllammabeln und gefährlichen Schwefel- 
äther und den harmlosen fetten Oien, ferner zwischen Quecksilberpräparaten und 
Metallfarben etc. 

Bes weitern ist die Fassung einzelner Paragraphen noch sehr ungenau bezw. 
dehnbar. So sind bei der unter „III. Brennbare Flüssigkeiten“ enthaltenen Kubiik 
„Steinkolilentecröle“ mir vier Artikel mit Namen aufgeführt, und dann heisst es 
„ii. s. uv. Ebenso sind unter „IV. Giftige Stoffe“ aufgeführt: „Giftige Metall- 
präparate, Metallsalze u. s. w.“; es sind dies nun dies sehr weitgefasste Begriffe, und 
es liegt, wenn auch eine Reihe darunter fallende Artikel beispielsweise mit Namen 
aufgeführt sind, doch im Interesse der Bahn wie der Versender, dass alle in <lie 
Anlage C aufgenommenen Artikel mit ihren einzelnen Namen und nicht nur in 
Sammelgruppen anfgeführt werden. Schon die Rechtssicherheit macht diesen 
Wunsch erklärlich, zumal ja Irrtümer gegebenenfalls genau so hart bestraft werden 
wie mit Absicht gemachte falsche Deklarationen. 

Im Anschluss hieran ist wohl die Anregung begründet, dass der Anlage C 
ein genaues alphabetisch geordnetes Verzeichnis aller den Bestimmungen 
der Anlage C unterliegenden Artikel heigegeben wird, damit sowohl die Beamten 
wie auch die Versender eine leichtere l iiersiclit bekommen. 

Eine sehr wesentliche Erschwerung für die Versendung der Flüssigkeiten, 
die in Anlage C anfgeführt sind, liegt in der Herabsetzung der hochstzulässigen 
Uowichtsgrenzo für Glasgefäsae auf 00 kg. Sehr erwünscht wäre, dass diese 
Höchstgewichtgrenze für Sendungen in Glasge fassen, wie für solche in Tongefässen, 
auf 70 — 75 kg erlmht würde; denn dieses letztere Gewicht entspricht einem 
Nettogewicht von zirka 50 kg („einem Zentner“), wie das im Verkehr handels- 
üblich verlangt wird. Die Ansicht, dass infolge niedrigerer Gewiehtsfostset 2 ung 
etwa die Bruchschäden vermindert w erden, dürfte nicht ganz richtig sein : denn 
die meisten Bruchschäden entstehen durch uugeeigaete Behandlung, namentlich beim 
Tragen und Fahren der Glasballoris durch einen einzelnen Mann statt durch zwei 
Leute. Richtiger als die Gewichtsborabsetzung wäre also, dass für den Transport 
und das Verladen von Glasgefiisson genaue Vorschriften erlassen würden, und dass 
für strikte Einhaltung dieser Vorschriften Sorge getragen würde. 

Bezüglich der Deklaration für Frachtstücke, dio einen oder mehrere der 
in Anlage C aufgeführten Artikel (in den darin als zulässig erklärten Gewichts- 
mengen) und ferner noch andere bedingungslos zugelassene Waren enthalten, wäre 
es erwünscht, wenu diese Deklaration lauten könnte: „Enthält bedingungsweise 
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zugelassene Waren der Anlage C" oder ,, Enthält Artikel der Anlage C in den 
bedingungsweise zugelassenen Gewichtsmongeu". 

Für den Eil- und Expressgut- Verkehr wären genaue Bestimmungen 
erwünscht, welche Waren und in welchen Mengen diese zugelassen sind, iliebei 
dürften oinige Erleichterungen ciutreten: Zunächst sollten die „giftigen Stoffe 1 

zugelassen werden, da os sich hiebei meistens um Heilmittel handelt nnd die 
Versendung als Eilgut tan Apotheken etc.) sehr wünschenswert ist. Ferner wäre 
speziell der Artikel „Kupfervitriol" bedingungslos zum Eilgutversand zuzulaesen, 
da häufig der schnellste Bezug dringend notwendig ist, z. B. wenn — wie heuer 
— das Bespritzen der Weinberge wegen plötzlicher Peronosporagefahr im grossen 
Masstab nnd schleunigst erfolgen soll. 

Zu den einzelnen Paragraphen des Entwurfs bezw. ihren Erläuterungen 
wurden noch folgende Wünsche vorgebracht: 

Die bei den „verdichteten und verflüssigten Gasen" (1 d) unter Nr. 7 
genannten Chlo rmeth y 1 und Chloräth yl kommen gegenwärtig auch in Glasröhren 
von 10 — 100 Gramm in den Handel. Für diese Packungen dürften erleichterte 
Versand -Bestimmungen zugelassen werden, was etwa unter der Rubrik „G. Aus- 
nahmen von den Vorschriften unter A bis F" mit folgender Fassung geschehen 
könnte: „Cblormetbyl und 0111010(1171 dürfen in Glasröhren von 10 — )U0 Gramm 
b>‘i einer Gesamtmenge von nicht mehr als 5 Kilo mit andern bedingungslos 
zugelassenen Gegenständen zusammen befördert werden, wenn die Oefässe in 
starken Kisten fest eingebettet sind ; die Versandstücke müssen mit der auf rotem 
Grund gedruckten Aufschrift „Feuergefährlich" versehen sein." 

Bei den Bestimmungen über „Stoffe, die in Berührung mit Wasser entzünd- 
liche oder die Verbrennung unterstützende Gase entwichen" (1 o) könnte unter A 1. 
der zweite Satz folgende Abänderung erfahren : „Die Gefässe mit Stoffen der 

Ziffer 2 müssen vollständig trocken, die Gelasse mit Stoffen der Ziffer 1 können 
vollständig trocken oder auch mit Petroleum beschickt sein." 

Die unter 2 b der gleichen Abteilung enthaltene Vorschrift, dass Glasgefässe 
mit Kalium und Natrium in Holzleisten mit verlötetem Bleclieinsatz verpackt werden 
müssen, ist für den sehr häufigen Versand von kleineren Quantitäten praktisch 
nicht durchführbar. Die lietr. Vorschrift dürfte folgende nbgeändeite Fassung 
erhalten: „Glasgefässe mit Stoffen der Ziffer 1 und 3 in Mengen vou nicht mehr 
als 250 Gramm sind in starken Blechbüchsen mit verödetem Deckel zu versenden. 
Die in solche Blechbüchsen eingesetzten Glasgefässe sind mit trockenem Kiesolguhr 
oder mit ähnlichen, nicht brennbaren Stoffen fest einzubetten. Bei Mengen unter 
250 Gramm ist eine Inhaltsangabe auf dem Frachtstücke nicht anzubringen." 

Die unter B 1 der gleichen Abteilung enthaltene Vorschrift, wonach das 
Beipacken anderer Stoffe verboten sein soll, dürfte dabin zu modifizieren sein, dass 
kleine Quantitäten bis zu 250 Gramm davon ausgenommen sind und die Beipackung 
anderer bedingungslos zugelassener Gegenstände erlaubt ist. 

Bei der II. Abteilung ..selbstentzündliche Stoffe" dürfte den Vorschriften 
unter A „Verpackung“ nach Absatz 1 und 2 noch Folgendes beizufügen sein : 
„Mengen bis zu 5 Kilo dürfen auch in starke, gut verschlossene Glasgefässe ver- 
packt werden. Glasgefässe mit weissem und gelbem Phosphor sind in starke Hlech- 
gefässe in Sand oder Tnfusoricneide einzusetzeu. ln den Kisten dürfen auch 
bedingungslos zur Beförderung zugelassene Gegenstände beigepackt werden und ist 
bei Mengen bis zu 5 Kilo eine Inhaltsangabe auf dem Frachtstück näht nötig." 

Bei Abteilung III „Brennbare Flüssigkeiten“ wäre es nötig, zwei 
Abteilungen zu schaffen, denn es liegt wohl eine unbeabsichtigte Hurte darin, dass 
z. B. die fetten Die, also u. a. auch der harmlose Artikel Salatöl, fast denselben 
Beatimmungen unterliegen wie die wirklich gefährlichen Artikel Schwefeläther und 
Schwefelkohlenstoff. Hiebei wäre es wohl sehr angebracht, den weniger gefähr- 
lichen Artikeln eiue etwas grössere Bewegungsfreiheit einzuräumen, da nach der 
jetzigen Fassung beim Zusammenpacken von bedingungslos zugelassenen Gegen- 
ständen mit fetten < den die zulässige Höchstmenge für letztere nur 10 Kilo beträgt. 
Überhaupt bedingungslos könnten zur Beförderung zugelassen werden Äther und 
fette Oie wie auch ljcinölfirnis, der lediglich als fettes i >1 zu betrachten ist, weiter 
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Fruchtäther und mit 01 angeriebene Farben, denn letztore brennen meist überhaupt 
nicht, bezw. brennen mindestens weniger als Holz. 

Bezüglich der Verpackung der brennbaren Flüssigkeiten wäre zu A Absatz 3 
die Beifügung erwünscht, dass bei Verwendung von Blech (laschen auch die unter 
Ziffer 2 genannten Artikel mit einbegriffen würden ; denn gerade diese Artikel werden 
meist in Blechgefässen versandt. 

Vas tlie „sonstigen Vorschriften“ (Bl für die brennbaren Flüssigkeiten 
betrifft, so dürfte es in Absatz 1 bei l’etroleum (Lit. a) heissen: „Bei Petroleum 
(Bit. a) genügt die Angabe „Testpetroleum“; ebenso bedarf es beider namentlichen 
Aufführung der Artikel Benzol, Toluol, Xylol und Cumol keiner weiteren Erklärung 
im Frachtbriefe.“ 

Bei Absatz 6 dürfte die erwähnte Scheidung zwischen den eigentlich brenn- 
baren Flüssigkeiten und den weniger gefährlichen Artikeln besonders Platz greifen; 
für erstere kann man sich mit der « iewichtsgrenze von 10 Kilo für die Beförderung 
in bedeckten Vagen einverstanden erklären, bei letzteren könnte aber wohl bis zu 
30 Kilo gegangen werden — bei diesem Absatz ist auch noch eine Erläuterung 
nötig, wie die Deklaration der unter Ziffer 1 b und c, 3, 4. 8, 9 genannten Stoffe 
in der vorgesehenen Vereinigung mit anderen bedingungslos zugelassenen Stoffen 
zu lauten hat; denn es ist von grosser Wichtigkeit zu wissen, ob Frachtstücke, 
welche Mengen bis zu je 10 Kilo der aufgeführten Stoffe enthalten, in Vereinigung 
mit anderen bedingungslos zugelassenen i iegenstiioden als feuergefährlich zu b©. 
trachten und demgemäss zu deklarieren und zu behandeln sind. In der Verkehre- 
ordnung vom 1. April 1903 linden sich diesbezügliche Vorschriften für das Ver- 
laden derartiger Güter nicht uud resultiert aus dem Fehlen genauer Vorschriften 
die sehr ungeeignete Verladung auf offene Vagen, wolche eine häufige Beschädigung 
der Frachtstücke durch äussere Einflüsse zur Folge hat. Wenn eine Vereinigung 
von brennbaren Stoffen in bestimmten Mengen mit anderen bedingungslos zugelassenen 
Waren vorgesehen und gestattet ist. so muss seitens der Eisenbahn auch Sorge 
getragen werden, dass derartige Frachtstücke eine entsprechende Behandlung 
erfahren, sodass dem Versender kein Schaden durch ungeeignetes Verladen entsteht. 

Auch bei der Abteilung „Giftige Stoffe“ ist es notwendig, dass einige 
den Versand erleichternde Bestimmungen getroffen werden. Es ist bei Abfassung 
dieser Vorschriften wenig oder gar kein Wert auf den Gilftgrad der einzelnen 
Artikel gelegt, und so kam die Bestimmung zustande, dass Gifte dei Abteilung 3 
des Giftgoset/.es genau denselben Verkehrsvorschriften unterworfen sein sollen, wie 
die gefährlichen Gifte der Abteilung 1 des Giftgesetzes. Es wäre überhaupt zu 
erwägen, ob man die Gifte der Abteilung 3 des Giftgesetzes nicht ganz aus der 
Anlage C ausseheiden kann, jedenfalls sollte man aber leichtere und für den 
Handel auch ausführbarere Bestimmungen treffen. So ist z. B. die Vorschrift 
bezüglich der Verpackung in Absatz 7 im praktischen Verkehr unausführbar; man 
hat bei Abfassung dieser Vorschrift jedenfalls nur den en gros-Verkehr im Auge 
gehabt und nicht berücksichtigt, dass viele der unter 5 aufgeführten Gifte in 
kleinen und kleinsten Mengen versendet werden. Durch die genaue Befolgung des 
Absatzes 7 (Auf den Versaudstücken muss ihr Inhalt deutlich und dauerhaft 
angegeben sein) würde gewiss das Gegenteil des beabsichtigten Zweckes orzielt 
werden, falls man ein Frachtstück, das 10 — 15 Artikel des Absatzes 5 in kleinen 
Mengen enthält, mit all' diesen Aufschriften versehen müsste. Abgesehen von der 
Erschwerung, die diese Vorschrift für den Handel bedeutet, hat dieselbe gar keinen 
praktischen Wert und dürfte deshalb davon Abstand zu nehmen sein. Für die 
Verpackung der Stoffe der Ziffer 5 wären folgende Vorschriften am Platze: 

Zu Absatz 5: Die Stoffe der Ziffer 5 sind zu verpacken: in Fässer aus 
festem, trockenem Holze mit Einlagereiheu oder m Kisten. Mengen bis zu 10 Kilo 
dürfen in Glas- oder Tongefässe, Gifte der Abteilung 3 auch in starke Papierbeutel 
verpackt werden. Denn die Eisenbahn kann doch unmöglich noch vorsichtiger sein, 
als das Giftgosetz selbst. Es ist gestattet, giftige Stoffe in geeigneter Verpackung 
sowohl miteinander als auch mit anderen bedingungslos zum Eisenbahntransporte 
zugelassenen Gegenständen in ein Frachtstück zu vereinigen, sofern sie in den 
Kisten mit geeignetem Verpackungsstoff fest eingebettet sind. 
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Zu Absatz 7: Auf den Versandslücken und auf den Kesselwagen muss ihr 
Inhalt deutlich und dauerhaft angenehm sein, liier wäre noch beizufügen: „Auf 
Mengen unter 10 Kilo und auf Gifte der Abteilung 3 des Oiftgesotzes findet diese 
Vorschrift keine Anwendung.“ 

Bezüglich der „Sonstigen Vorschriften“ für „Giftige Stoffe“ ist noch zu 
erwähnen: Zu Absatz 1. Die Stoffe dürfen nach dem Entwurf nicht mit Nahrungs-, 
Genuss- und Arzneimitteln zusammen verladen werden. Diese Bestimmung wäre 
entweder ganz zu streichen oder dahin zu ergänzen, dass es sich hier nur um 
Beiladung ganzer Kolli handelt, denn es ist ganz und gar unmöglich, das Zu- 
sammenpacken von kleinen Quantitäten Giften mit anderen Waren in einer Kiste 
zu vermeiden, zumal ja die meisten Gifte auch Arzneimittel sind: andernfalls 
würde die Expedition von Apothekerbestelluugen, die oft 50 und mehr Artikel in 
den kleinsten Mengen umfassen, sozusagen oft ganz unmöglich werden. 

Endlich wurden uns noch zwei Wünsche übermittelt, die sich auf Positionen 
der Abteilung „Ekelerregende Gegenstände“ beziehen. Hinsichtlich der 
Verpackung von „ungesalzenen frischen Häuten“ (unter A Abs. I. lit. b) wird uns 
berichtet, dass dieser Artikel niemals in Fässern oder Kübeln, vielweniger noch in 
Kisten, die gar nicht dicht sind, versandt wird, dass diese Vorschriften also praktisch 
sehr unzweckmässig wären. Gegenwärtig werden Häute bei kühlem Wetter meist 
ungesalzen und ohne weitere Verpackung, bei wärmerem Wetter aber gesalzen und 
in Säcken versandt. Der Grund hiefür liegt einfach darin, dass ungesalzene Häute 
kein oder nur ganz wenig Ablaufwasser von sich geben, während gesalzene Häute 
stets Salzbrühe absickeru lassen. Nach der aus Interessentenkreisen geäusserten 
Ansicht könnte es wold bei der gegenwärtigen Übung verbleiben, nur könnte ver- 
langt werden, dass ungesalzene frische Häute in den wärmeren Monaten gleichfalls 
in guten, dichten Säcken und als Eilgut aufgegeben werden müssen, wie das die 
Natur des Artikels verlangt. Gegen die Vorschrift der Verwendung von Karliol- 
säure zum Aufeuchten der Säcke wird aus Interessentenkreisen weiter geltend 
gemacht, dass diese Bestimmung kaum durchführbar sei, da der Versand der Häute 
meist von ganz kleinen Plätzen aus stattfinde, und von Leuten betätigt werde, die 
es gar nicht verstünden, eine solche Vorschrift entsprechend auszuführen. Weiter 
wird gegen die Anwendung von Karbolsäure geltend gemacht, dass Häute mit 
Karbolgeruch im Handelsverkehr als deklassiert gelten würdon. weil man wohl 
annehmen würde, dass die Häute von krankem oder beanstandetem Vieh herrühren. 

Eine weitere Beanstandung bezieht sich anf den Artikel „Kälbermagen“, 
für welche int Entwurf (A Abs. 1 lit. d) verlangt wird, dass sie in dun Sommer- 
monaten gesalzen aufgegeben worden müssen. Nach den uns vorliegenden Mit- 
teilungen kommen Külbermagen aber nie in gesalzenem Zustand, sondern nur 
geblasen und getrocknet in den Handel: gesalzeue Kälbermagen lassen sich überhaupt 
nicht mehr trocknen. Im frischen Zustand wird der Artikel nur sehr selten und 
dann meist nur als Eilgut verschickt. Im übrigen ist Vorpackung in dicht ver- 
schlossenen Fässern (nicht in Kübeln) oder auch in verzinnten Blechknnneu mit 
dichtem Deckel üblich. Diese letzteren Verpackungsarten dürften für das ganze 
Jahr entsprechend sein. 



c) Personenverkehr. 

Die Reform der Personentarife und die Reorganisation 
der bayerischen Eisenbahnverwaltung — zwei von unserer 
Kammer wohl zuerst angeregte und seit langen Jahren vertretene 
Projekte — sind mit dem Sommerfahrplan 1907 in Kraft getreten. 
Wir begrüsson beide Einrichtungen aufs lebhafteste und erhoffen 
von ihnen eine Verbesserung der Eisenbahnverhiiltnissc. 

Die Personentarifreform befriedigt gewiss nicht alle Wünsche, 
die von den Interessenten gehegt wurden; sie bringt auch — haupt- 
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sächlich infolge der im Vorjahr eingefürten Fahrkartensteuer — 
leider nicht die gewünschte erhebliche Verbilligung des Reisens. 
Immerhin erhoffen wir Vorteile nach verschiedenen Richtungen. So 
ist vor allem mit der Wagenklasse III b zum Satz von 2 Pfennig 
pro Kilometer eine Beförderungsart geschaffen, die in ihrer Billigkeit 
der bisherigen IV. Klasse in Xorddoutschland und unseren früheren 
Vorurtziigen gleichkommt, ohne dass eine für süddeutsche Verhält- 
nisse wirklich nicht nötige Vermehrung der Wagenklassen erfolgte, 
und ohne dass nunmehr eine so lästige kilometrische Beschränkung 
existiert, wie sie früher infolge der 25 Kilometergrenze für die 
Vorortzüge bestand. Wir wünschen nur, dass diese billige Fahr- 
gelegenheit bei allen gewöhnlichen Personenzügen eingeführt wird, 
dass also nicht etwa durch Erklärung als ..zuschlagfreie Eilzüge“ die 
Verbilligung der Fahrt bei gewöhnlichen internen Zügen illusorisch 
gemacht wird, und ferner „wünschen wir, dass auch die bisher 
lediglich als „Schnellzüge“ bezeichneten Verbindungen nicht zu 
„D-Zügen“ mit Zuschlag umgewandelt werden. 

Um auch Xebenstrecken die Vorteile des grossen Durchgangs- 
verkehrs auf den Hauptlinien zugänglich zu machen, dürfte es sich 
empfehlen, durch Motorwagen häufigere und praktische Anschlüsse 
herzustellen. Die Verwendung von Motorwagen ist bisher in unserrn 
Bezirke nicht erfolgt: wir bitten, dass auch unser Bezirksbahnnetz, 
das verschiedene recht geeignete Strecken für solchen Motorbetrieb 
aufweist (z. B. Brückenau-Jossa. Miltenberg- Ascbaffenburg, Wertheim- 
Eohr, Kitzingen-Gerolzhofen-Scbwcinfurt etc.), b,ald mit Motorwagen 
entsprechend ausgerüstet wird. 

Die Erhebung von Wtirzburg zum Sitz einer Eisenbahn- 
direktion trägt der Bedeutung unseres Platzes und seiner Um- 
gebung, sowie der Wichtigkeit der liier mündenden Hauptbahnlinien 
Rechnung. Wir hoffen, dass durch die neue Kgl. Eisenbahndirektion 
Wtirzburg unsere Wünsche in rascher und sachdienlicher Art er- 
ledigt werden und dass dadurch unsere auf Förderung des Verkehrs- 
wesens gerichteten Bestrebungen tunlichst unterstützt werden. 



Bei Beratung der Fahrpläne wirkten unsere bewährten Dele- 
gierten im bayerischen Eisenbahnrat, die Herren Kommerzienrat 
Dr. Ilurtzig und Kommerzienrat Fritz Lang, wie in den Vorjahren 
erspricsslich mit. Wie wir bereits in unserm vorjährigen Berichte 
vorausgreifend erwähnten, wurden wir auf Anregung unsere Würz- 
burger Vertreters im bayerischen Eisenbahnrate, Herrn Komraer- 
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y.icnrats Fritz Lang, neuerdings wegen Verbesserung der Schnell- 
zugsverbindungen über Würzburg vorstellig. Wir bringen heuer 
den Wortlaut unserer bezüglichen Eingabe, die wir der General- 
direktion der Kgl. Bayerischen Staatsbahnen und gleichlautend auch 
den Staatsbahn Verwaltungen von Baden und Württemberg vorlegten: 
die Vorstellung ist datiert vom 8. Januar und lautet: 

Im Laufe des letzten Jahrzehnts ist, wie wir dankbar anerkennen, eine 
Reihe von internationalen Bahnverbindungen über Würzburg geführt worden, was 
erfreulicherweise einen ganz bedeutenden Aufschwung d>s Fremdenverkehrs im 
Befolge hatte. Allein die weitere Entwicklung dieses Verkehrs mit seinen überaus 
günstigen Einwirkungen auf Handel und Gewerbe ist auch durch eine fernere 
vorteilhafte Ausgestaltung der Zugsverbindungen bedingt. 

Nun ist uns jedoch bekanut geworden, dass die beteiligten Eisenbahn- 
venvaltungen die Führung eines neuen D-Zugpaares von Zürich über Stuttgart 
nach Berlin, nicht, wie früher geplant, über Würzburg- Ritschenhausen, sondern 
über Crailsheim-Nürnberg- I’robstzella vereinbart haben. Die Züge sollen voraus- 
sichtlich wie folgt laufen: 

Stuttgart ab 6 00 vorm., Nürnberg au 9 00 , Berlin an 5 M abends, und in der 
Gegenrichtung: 

Berlin ab 2°° nachm., Nürnberg an 9* 0 nachts, Stuttgart an 1°°. 

Gleichzeitig soll aber ab 1. Mai auch ein D-Zugspaar von Stuttgart über 
Hanau nach Berlin und umgekehrt mit den gleicheu Abgangs- und Ankunfts-Zeiten 
zur Einführung kommen. Also in beiden Fällen, sowohl über Nürnberg als über 
Hanau, würde man in Zukunft zwischen Stuttgart und Berlin eine Fahrzeit von 
nur 11 Stunden haben, während dieso für Stuttgart-Würzburg-Ritschenhausen- 
Berlin zurzeit zirka 12' ,, mit Nachtzug 12 Sunden beträgt. 

Die hierdurch bewirkte Ausschaltung der Stadt Würzburg ist sehr bedauerlich; 
allein diese Schädigung der Interessen von Würzburg könnte doch wesentlich 
gemildert werden, wenn die eingelebten Verbindungen Berlin -AViirzburg-Stuttgart 
Zg. 32 (in Wnrzfcurg an 4 M von Berlin) und Zg. 33 (in Wdrzburg an l' T von 
Stuttgait) in D-Zügc verwandelt und durch Beseitigung aller niclit unbedingt 
nötigen Aufenthalte, z B. Miinnerstadt, Mellrichstadt. Ritschenhausen, Zella St. 
Blasii. Grafenroda, Neudietendorf, Naumburg. Wittonberg etc., nach Möglichkeit 
beschleunigt würden : denn dadurch allein kann die bayerische Linie Wiirzburg- 
Borlin gegenüber der preussischeu über Eichen berg- Hanau konkurrenzfähig 
erhalteu werfen. 

Da die Einlegung von neuen Schnellzügen hei der gegenwärtigen finanziellen 
I.age der bayerischen Eisenbahnen kaum zu erwarten steht — man könnte sonst 
an eine bessere Verbindung mit Berlin über Bamberg- I’robstzella denken — , so ist 
unser Bestreben nach Verbesserung durchgehender Schnellzugsverbinduugen ferner 
darauf gerichtet, bereits bestehende Schnellzüge in Würzburg zusammeuzuschliessen. 

So könnte der zurzeit um 4" nachm, in Gemüuden eintreffende preussische 
Schnellzug 90 über Nürnberg mit Zg. 66 Fortsetzung nach Miinehen dergestalt 
erhalten, dass in München der kurz nach 10 I hr nachts abgebende Schnellzug 
nach Tirol und Italien noch erreicht wird. Es wäre sehr wünschenswert, dioseu 
preussischen Schnellzug 90 und die in Gemünden anschliessenden bayerischen 
Züge 42 und titi Gemunden-Nürnberg früher und zugleich den Schnellzug 104 
Nürnberg-München (zurzeit Nürnberg ah 6 S “ abends) entsprechend später zu legen, 
sowie mit den vorgenannten Zügen 42 und 66 zusammenzuschliesen. sodass eine 
Verbindung Hamburg- Bremen- Würzhurg-Nürnberg-Müncheu-Tirol-ltalien hergestellt 
würde. 

Wünschenswert wäre allerdings zugleich, dass der derzeitige. 11*° nachts 
in München eintroffende Ostender D-Zug 94 soviel früher gelegt würde, dass in 
München der vorstehend erwähnte Anschluss au die Schnellzüge 22 und 5 nach 
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Italien and Wien erreicht wurde, wodurch die besten Verbindungen vom Rhein 
und Holland nach Oberitalieu und Triest (Tauern bahn) geschaffen würden. 

Wenn mm ahor. wie vorstehend angeführt, der Schnellzug 42 ohnehin 
früher nach Würzburg gebracht würde (derzeitige Ankunft 5"" nachm. ). so mochte 
es nicht inohr schwierig sein, denselben so zeitig anzubringon, dass in Würzburg 
der Anschluss au den D-Zug 32 Berlin-Ritschenhausen- Stuttgart und Heidelberg 
(Würzburg ab 4 M nachm.) gewonnen werden würde. Es leuchtet ein. dass hier 
eine vorzügliche Verbindung von Hamburg und Bremen, überhaupt von Nordwest- 
dcutschland nach Stuttgart und Heidelberg über Würzburg sich ergäbe, die mit 
der Route über Frankfurt in erfolgreichen Wettbewerb treten kiinnte. 

<>b zur leichteren Herstellung der angestrebten Verbindungen auch eine 
Spatei legung dos Schnellzuges 32 ab Würzburg nach der Pfalz-Metz-Paris erreichbar 
wäre, ist ja wohl eine mit grossei. Schwierigkeiten verbundene Frage, da dieser Zug 
im Verein mit dem Schnellzuge 10<i (Wiirzburg an 4* : ' nachm.) eine durchgehende 
Verbindung Breslau-Dresden-llof-Würzburg-IIeideJberg-Metz-Paris bildet, die durch 
einen längeren Aufenthalt in Wiirzburg oder allenfalls in Schwoinfurt erheblich 
verschlechtert worden würde. Immerhin müsste Versucht werden, diesem Zug' 
und seinem Gegeuzug 107 einen direkten WagcB Breslau-Würzburg-Metz heizugeben. 

Id der Gegenrichtung von Süddeutschland nach Hamburg und Bremen 
besteht schon jetzt, wenigstens im Sommer, mit den Schnellzügen 39 bezw. 33 bad., 
31 bayer.. 89 prouss. eine recht gute Verbindung (Würzhurg an und ab zwischen 
1 und l'/j l ’hr nachm.); im Winter aber leidet diese Verbindung von Baden und 
Württemberg her an dem empfindlichen Mangel, dass in Strecke Würzburg- 
Gemünden-Elm ein Personenzug. 4Ü5 bayer. (Wiirzburg ab l 89 ) und 1005 preuss., 
als Zwischenglied benutzt werden muss. Es wäre daher sehr wünschenswert, 
dass der Schnellzug 31 Würzburg-Gemiinden auch im Winter beibehalten wiirde. 
Die Erfüllung dieses Wunsches kann der Eisenhahnverwaltung nicht besonders 
schwer falleu, nachdem es sich um eine so verhältnismässig kurze Strecke bandelt. 

Als ein sehr unangenehmer Misstand wird ferner empfunden, dass die schon 
lange angestrebte Führung neuer Tageszügo zwischen Wiirzburg und Heidelberg 
mit Anschluss in Osterburken nach und von Stuttgart und Fortsetzung von Heidel- 
berg nach und von Basel immer noch nicht der Verwirklichung näher gerückt ist 
Dor bezügliche, von der bayeiischen Verwaltung wiederholt vortretene Antrag 
dürfte daher neuerdings aufgegriffen werden, um ihn <|cr Verwirklichung zuzuführen. 
Bei Abfahrt des neuen Zuges in Wiirzburg etwa 9 ,u vorm, könnten die Anschlüsse 
aus Berlin, Dresden. Hof mit Zug 116, Nürnberg-Wien Zg. 51 und llamburg-Bobra 
Zg. 8S 56 aufgenommen und Heidelberg um Mittag, Basel um 4°° nachm, erreicht 
werden, ln der Gegenrichtung wäre die Abfahrt in Heidelberg günstig auf etwas 
nach 3 Uhr nachm, anzusetzen, sodass der Ansohluss von Basel aufgeuommen und der 
Zug gegen 6*° in Wiirzburg angebracht werden könnte, mit Anschlüssen nach 
München (D-Zug 94), nach Nürnberg -Wien (Schnellzug 52). sowie nach Sachsen 
und Berlin (Zug 115) und endlich, mit einigem Stillager, nach Bebra-Hamburg 
und Bremen (Schnellzüge bayer. 55, prouss. s7). Hamburg an 6“ früh. 

Di>' badische Verwaltung hat die Führung des neuen Schnellzugpaares bisher 
mit der Begründung abgelehnt, dass der zweigleisige Ausbau der Strei ke < tster- 
hurken-Neeliarelz ein Hindernis bilde; nachdem aber dieses Doppelgleise der 
Vollendung sehr nahe gebracht ist. müsste die badische Verwaltung angesichts 
ihres eminenten Interesses an der Belebung des Verkehrs auf der Linie Würzlnirg- 
Ifeidelberg, welche gegenüber dem Verkehr über Thüringen so sehr konkurrenz- 
fähig gestaltet worden kann, wesentliche Vorteile in der Einführung dieses in 
Würzburg mit überaus günstigen Anschlüssen ausgestalteten Sclmellzugpaares 
linden und diese Schnellzüge so rasch wie möglich zur Einfühlung bringen. 

Die vorstehenden Darlegungen zeigen, dass es sieb nur um unwesentliche 
Änderungen bandeln würde, uni vom Norden nach dem Süden, sowie von Osten 
nach Westen, vom Rhein wie Holland her bessere Verbindungen nach und durch 
Bayern sowie nach Württemberg und Baden zu ermöglichen. Wir bitten daher 
Hohe Kgl. Generaldii'iktion. unsere Vorschläge geneigtest würdigen und im 
Benehmen mit den bezüglichen aussorbaycrischen Eisenbahnverwaltungen der 
baldigen Verwirklichung zuführen zu wollen. 
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Wir übersandten Abdrücke dieser Eingabe auch einer Anzahl 
Stadtverwaltungen, Handelskammern und sonstiger Korporationen, bei 
deren wir ein Interesse an der Frage vermuteten, und konnten 
auf Grund der uns zugegangenen Zustimmungsschreiben konstatieren, 
dass unsere Vorschläge in weiten Kreisen Billigung und Unter- 
stützung fanden. 

Das Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten Hess 
uns als Bescheid auf unsere Vorstellung folgende Entschliessung 
vom 18. März zugehen: 

Die Staatseisenbahn Verwaltung hat der Herstellung guter Zugsverbindungen 
über Wür/.burg schou bisher besonders Augenmerk zugowondet und wird dies 
auch bei der weiteren Ausgestaltung der internationalen Verbindungen tun, soweit 
dies mit Itücksicht auf die übrigen Interessen des gesamten Landes und Netzes 
nur immer vereinbar ist. 

Zu den einzelnen Anregungen der Eingabe vom 8. I. 1906 ist folgendes 
zu bemerken: 

Die Beseitigung mehrfacher Unterwegs- Aufenthalte bei den Schnellzügen 
32 und 33 und damit zusammenhängend die Umwandlung dieser Züge in D-Ziige 
würde insbesondere auf der Strecke Sch weinfurt- Ritschenhausen den Verkehr jener 
Stationen schädigen, an denen die Schnellzüge 32 und 33 bisher angebalton haben. 
Ein Ersatz könnte diesen Stationen durch bestehende Züge niciit geboten werden, 
da wedor eine Verlegung der Personenzüge noch auch der fiütorziige angängig ist. 

Für die Führung neuer Züge liegt aber ein allgemeines Vekchrsbedürfnis 
nicht vor. Ich kann sohin diesem Wunsche eine Berücksichtigung nicht in Aus- 
sicht stelleu. 

Dagegen kanu ich der weiteren Anregung auf Fortsetzung des Eilzuges 06 
(derzeit AVürzburg ah 53°, Nürnberg au 766) nach München mit' Anschluss an 
den Brenner-Scbuellzug 22 entsprechen. Vom Beginne des Sommerfahrplanes 
an wird Schnellzug 104 von Nürnberg (gegenwärtig Nürnberg ab 025) um unge- 
fähr eine halbe Stunde später abgehen und derart beschleunigt, dass er mit den 
ebenfalls beschleunigten Zügen 42 HemÜDden - Wurzburg und 60 Würzburg- 
Nürnberg unter Aufrechterhaltung des Anschlusses vom preussischen Zug 90 
(liemünden an 426) folgende Verbindungen herstellt: 



Cöl ab 920 

Mainz ab 1*0 

Frankfurt I1B ab 2 10 

Hamburg ab 7 !W 

Bremen ab 8*2 

Wiirzburg an 5 CH 

Nürnberg .’ .’ .' 1 an 7*1 } Ellzu K ü6 

München . ! ! ! ! ! ! ! ! an lo| | ^ncllzug 104 



Durch die spätere Abfahit des Schnellzuges 22 nach Italien in München 
um lö£ü nachts ergibt sich ein unmittelbarer Anschluss nach der Brennerlinie 
und Italien (Verona, Florenz, Rom). 

Leider hat es sich nicht ermöglichen lassen, auch den Zug D 94 von Ostende 
(München an 1122 nachts) an den Schnellzug 22 nach Italien anzuschliessen, da 
bei der gespannten Lage des Zuges D 94 und seiner Abhängigkeit in Cöln von 
acht weiteren Schnellzugsanschtüssen die zur frühzeitigeren Anbringung in München 
erforderliche Zeit von den beteiligten Eiscnbahnveiwaltungen nicht zur Verfügung 
gestellt werden konnte. 



Digitized by Google 



Die Angelegenheit wird indes, bei ihrer Wichtigkeit fiir den Durchgangs- 
verkehr, auch ferner im Auge behalten und naohdrücklichst verfolgt weiden. 

Die Kgl. bayerische Staatseisenbabuveiwaltung war schon im vorigen Jahre 
bemüht, den von Hamburg und Bremen um 51* nachm, in Würzburg eintreffenden 
Schnellzug 86 90 pmiss. /42 bayer. durch Früherlegoug mit dem in Würzburgum 
4*s nachm, abgeheuden Schnellzug 32 Berlin- RitS' henhausen-W ürzburg-Sluttgart 
und Heidelberg zusammenzuschliessen, und dadmeh eine neue Verbindung von 
dem nordwestlichen nach dem südwestlichen Deutschland über Würzburg zu 
schaffen. Allein die beteiligten preussischen Direktionen hatten die Fruhcriegung 
der in Betracht kommenden Zügo mit der Begründung abgelehnt, dass dem an- 
gestrebten Vorteile zu erhebliche Nachteile gegonüberstündeu, da in Mainz und 
Darmstadt wichtige Anschlüsse verloren gingen und eine Fiüheilegung des Zuges 
86/90 von Hamburg und Bremen eine erhebliche Schädigung der Verbindung über 
Frankfurt a. M. nach Basel bedeuten würde. Auch die Untersuchungen und Ver- 
handlungen darüber, durch Spiitorlegung des Schnellznges 32 das angestrebte Ziel 
zu erreichen, haben zu keinem günstigen Ergebnis geführt, da hiebei wichtige 
Anschlüsse des Zuges 32 verloren gingen und oine Verschlechterung der 
Verbindung Dresden-Schweinfurt-Metz (Zug 106) in den Kauf genommen werden 
müsste. 

In der Gegenrichtung von Südwestdeutschland nach dem Norden bat sich 
die Verbindung über Würzburg seinerzeit unschwer bersteilen lassen. Im Winter 
sind hiebei allerdings auf der verhältnismässig kurzen Strecke von Würzburg bis 
Elm beschleunigte Personenzuge zu benützen. Hierin liegt jedoch keine derartige 
Verschlechterung der Verbindung, dass die Erfüllung des Wunsches nach ständiger 
Abfertigung des Schnellzuges 31 vertretbar wäre, zumal dieser im Winter nur 
sehr massig benützt werden würde. 

( her die Führung eines direkten Wagens von Breslau nach Metz in den 
Schnellzügen 106 und 107 wurde auf der letzten Wagcubeistelluiigskonferenz ver- 
handelt; derzeit ist die Verwirklichung dieser Anregung nicht möglich, da geeignete 
Anschlusszüge nach Breslau in Dtesden nicht vorhanden sind. 

Die Frage der Führung ueuer Tagesschnellzüge zwischen Würzburg und 
Heidelberg mit entsprechenden Anschlüssen war schon wiederholt Gegenstand ein- 
gehender Verhandlungen mit der badischen Verwaltung. Leider sind die Be- 
mühungen bisher erfolglos geblieben. 

Die badische Verwaltung hat erklärt, dass zwar die Teilstrecke < isterburken- 
Neckarelz bis zum 1. Mai 1906 doppelgleisig betrieben werden könne, dass jedoch 
die schwieligen BetriebsverhiiltuisRe der weiteren Teilstrecke N'eckarelz-N’eckar- 
geiniind, welche zunäohst noch eingleisig bleibt, die Aufnahme eines neuen Schnell- 
zugspaares nicht zulassen. Auch gebiete die wirtschaftliche Lage eine Zurück- 
haltung in der EinleguDg weiterer Züge. 

Immerhin glaube ich annehmen zu dürfen, dass auch diese Frag" in nicht 
zu ferner Zeit eine befriedigende Lösung finden wird. 

Schon vorher, unterm 14. Januar, ging uns folgende Mitteilung 
der Generaldirektion der Kgl. württembergischen Staatseisenbaiinen zu: 

Von dem Inhalt der uns übermittelten, au die Generaldirektion der Kgl. 
bayerischen Staatseisenbabnen in München gerichteten Eingabe um Verbesserung 
der Schnellziig8verbiiidungeu haben wir Kenntnis genommen. Wir sind gerne 
bereit, Ihre Bestrebungen — soweit sie den Verkehr mit Württemberg betreffen 
— zu unterstützen. Die Führuug der Tagesschnellzüge Stuttgart- Wiirzburg- 
Berlin als D-Züge und die Besehleunigung dieser Züge ist von uns schon früher 
wiederholt bei den beteiligten Verwaltungen beantragt worden, konnte aber ans 
verschiedenen Gründen bis jetzt nicht erreicht werden. 

Auch von der (Jrossh. Goneraldirektion der badischen Stuats- 
eisenbalmen erging am 16. Februar auf unsere Eingabe ein Bescheid, 
welcher lautet: 
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Wir sind gerne bereit, bei der Verbesserung der Schnellzugs Verbindungen 
über Würzburg nach Möglichkeit mitzuwirken, wie wir auch bisher schon unser 
Augenmerk auf tunlichste Verbesserung der Zugsanschlüsse in Würzburg gerichtet 
haben. 

Dagegen sind wir zu unserem Bedauere nicht iu der Lage, die Einlegung 
der beantragten beiden neuen Tagessclmellzüge zwischen Würzburg und Heidelberg 
schon für den nächsten Sommerfahrplan in Aussicht zu stellen, auch wenn der 
Bau des II. Gleises Osterburken-Neckarelz bis dahin beendet ist. Die Strecke 
Neckarelz-Neckargemünd verbleibt für die nächste Zeit immerhin noch eingleisig 
und gerade auf dieser dicht belegten Strecke stellen sich der Durchführung der 
gewünschten Züge recht erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Wir können daher 
die Einrichtung der neuen Schnellzüge erst iu Aussicht nehmen, wenn die ganze 
Strecke Würzburg- üeidelbcrg zweigleisig ausgebaut ist. 

Auch an dieser Stelle wollen wir nicht unterlassen, die 
Führung neuer Tageszüge zwischen Würzburg und 
Heidelberg wiederholt und dringend zu empfehlen. Die Lücke, 
die im Fahrplan der beiden jetzigen Schnellzugsverbindungen 
dieser Route besteht, betragt nicht weniger als 12 Stunden; das 
ist bei der Wichtigkeit der Route für den Durchgangsverkehr 
ein empfindlicher Mangel. Zudem liegen, was auch von den Hoteliers 
in Würzburg beklagt wird, die jetzigen Abgaugszeiten der be- 
stehenden Züge für Würzburg gar nicht günstig. Durch Ein- 
fügung einer eigentlichen Tagesschnellzugsverbindung würde dieser 
Felder einigermassen behoben; zugleich könnte aber auch der Ver- 
kehr der Strecke gewiss ganz erheblich gesteigert werden. 



ö) Güterverkehr. 

Der Wagenmangel, der im Herbst des Berichtsjahres wieder 
besonders stark auftrat, veranlasste uns zu folgender Eingabe vom 
24. September an das Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangelegen- 
heiten: 

Der seit einer Reihe von Jahren stets im Herbst wietlerkehrendo Mangel 
an Wagen hat sich heuer im verschärften Masse wieder eingestellt. Ausser den 
allgemeinen Ursachen — der Ernte und dem heuer besonders reichen obstertrag 
— kommt für unsere Gegend gegenwärtig besoudi’rs der Umstand in Betracht, 
dass ein beträchtlicher Teil der Eisenbahnwagen seit einiger Zeit für die Truppen- 
transporte verwendet wurde, und dass auch jetzt, nach Beendigung der Manöver, 
die Wagen nicht zur Vorfügung stehen. Mehrere Hundert Wagen siud, wie uns 
berichtet wird, von hier nach der Pfalz und nach den Keicbslanden zum Rück- 
transport der Truppen nach den dortigen Garnisonen verwandt worden, sind aber 
von den doitigen Stationen anscheinend für ihre eigenen Zwecke zurückgehalten 
worden. 

Bereits in der vorigen Woche sind bedeutende Mengen von Wagen für die 
Truppentransporte reserviert und dadurch dem Verkehr entzogen worden. Diese 
Kalamität hat aber bis jetzt durchaus noch nicht ihr Endo gefunden, sodass der 
allgemeine Gescbäftsvr rkehr schwer geschädigt wird. Und selbst wenn in den 
nächsten Tagen ein Teil der Wagen wieder verfügbar würde, so wird derselbe 
wahrscheinlich sofort für den drängenden Obstversand benötigt, während die 
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übrigen Geschäftssparteil gar koiue Aussicht haben, ihren Bedarf an "Wagen decken 
zu können. Die Folgen dieses Zustandes sind sehr weittragende. Tatsächlich 
müssen namentlich die Baugewerbe vielfach unfreiwillig feiern, da die Materialien 
nicht geliefert werden können. In den Güterhalleu stauen sich die Waren an, 
sodass Sendungen kaum mehr angenommen werden können. Von einem tegel- 
mässigen Vorkehr ist vorläufig keine Kode. 

Wir bitten deshalb ebenso ehrerbietig wie dringend, dass dom Übelstande 
möglichst bald abgeholfen werden möge, insbesondere dadurch, dass die zu den 
Truppentransporten verwandten Wagen baldigst wieder zurückbeordert werden. 
Weiter wiederholen wir aber auch die bereits in früheren Jahren mehrfach vor- 
gctragene Bitte, es möge der Wagenpark der Kgl. bayerischen Staatseisenbahnen 
so verstärkt werden, dass dorartigo Misstände nicht wieder eintreten. 

Der darauf ergangene IJescheid des Kg!. Staatsministcriums 
vom 16. Oktober lautot: 

Für die Zurückbeförderung der zu den Korpsmanövorn in Franken alige- 
ordneten bayerischen Truppenteile nach ihren Garnisonen in der Pfalz und in den 
Keichslanden wurden bayerische Wagen entsprechend den Bestimmungen der 
Militär-Eisenbahn-Ordnung gestellt. 

Um beschleunigte Rücksendung dieser Wageu wurden die beteiligten fremden 
Bahverwaltungen sogleich bei Abgang der Transporte ersucht. Diese Beschleu- 
nigung in der Rücksendung wurde auch ohne weiteres zugesagt und loyal ausge- 
führt. Dass die Wagen zum grössten Teil beladen zurückkehrteu, ist nach der 
Bestimmung des deutschen Vereins- Wagen -Übereinkommens zulässig und konnte 
nicht beanstandet werden. 

Der bayerische Giiterwagenpaik wurde in den Jahren 1004 uud 1 90.' um 
1207 Wagen vermehrt. Für die nächste Zeit ist. die Neubeschaffung von 1125 
Güterwagen, deren Anlieferung teils noch im Jahre 100G, teils im Laufe des 
Jahres 1007 zu erfolgen hat. in die Wege geleitet. 

Im übrigen darf auf den der Handels- und Gewerbekammer mit ministerieller 
Billigung am 26. Oktober 1004 unter Nr. 73729.11 erteilten Bescheid der Gcueral- 
direktion der Kgl. Staatseisenbahnen verwiesen werden. 

Schon vorher hatte die Staatsbahnvorwaltimg in ihrer Kalamität 
bezüglich dos Warenmangels sich zu einer Massnahme entschlossen, 
die aber gewiss nicht als richtiger Ausweg bezeichnet werden konnte, 
nämlich zu einer starken Kürzung der Ladefristen. Wir nahmen 
gegen diese Massnahme, die den Handels- und biewerbestand laut 
uns zugegangenen zahlreichen Mitteilungen teilweise recht empfindlich 
traf, mit folgender Eingabe vom !». Oktober an die Generaldirekton 
der Kgl. bayerischen Staatseisenbahnen Stellung: 

Der gegenwärtige Wagenmangel hat die Eiseuhahnverwaltuug zu einer Ver- 
fügung veranlasst, die wir leider als durchaus verfehlt bezeichnen müssen : es 
wurden die Ladefristen von 12 auf 5 Stunden herabgesetzt. 

Die Massnahme ist praktisch nicht durchführbar, ohne dass sich die Inte- 
ressenten Strafen und sonstige Unannehmlichkeiten zuziehen. Bei einer Reihe 
von Gütern ist es überhaupt ausgeschlossen, selbst einzelne Waggons in einer fünf- 
stündigen Frist zu ent- oder beladen. In anderen Fallen, wenn regelmässig mehrere 
Wagen — wie hoi bedeutenderen Firmen üblich — zur Be- oder Entladung 
kommen sollon, hindern sehr häufig die räumlichen oder persönlichen Verhältnisse 
eine so rasche Erledigung des Ladegeschäfts, wie dies jetzt von der Eisenbahn- 
verwaltung vorgesch rieben ist. Im allgemeinen müssen wir konstatieren, dass die 
Verfügung der Balmverwaltung in den Kreisen der Interessenten, die ohnehin 
durch die Schwierigkeit der Wagenboscbaffung sehr verbittert sind, als eine höchst 
rigorose Massnahme empfunden wird. 
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Zar Linderung dos gegenwärtigim Wagenmangels ist gewiss auch vooaeiten 
der Interessenten ein rücksichtsvolles Kutgogenkomraen gegenüber der Bahnver- 
walhing angezeigt, und wir glauben wohl, dass die Firmen gerne eine rechtzeitige 
Benachrichtigung von einer etwaigen früheren Erledigung der Be- oder Entladung 
(namentlich auf telephonischem Wege) übernehmen würden, so» lass im gütlichen 
Einvernehmen mit der llahnvorvvaltung tunlichst Zeit gewonnen werden könnte. 
Aber mit allzu strengen Vorschriften, deren Erfüllung ausserdem Bereich jeglichor 
Möglichkeit liegt, wird gewiss — auch bei dom jetzige») Notstand — keine Abhilfe 
und Besserung »1er Verhältnisse erzielt. Wir bitten daher um baldige Zurücknahme 
der Verfügung. 

ln ihrer Antwort vom 19. Oktober bestritt die Generaldirektion, 
dass ihre Massnahme eine verfehlte sei, mit folgenden Ausführungen 
tatsächlicher Art: 

Bei den badischen Staatsbahnen ist eine Verkürzung der Ladofristen für 
Anschlüsse auf 5 Stunden bereits seit Anfang September verfügt und im Gebiete 
der preuss.-hessiseben Staatsbahuen hat sich die Verwaltung eine Kürzung der 
Ladefristen für Anschliesser bis zu 4 Stunden Vorbehalten. 

Die getroffene Massnahme ist zweckmässig, weil sie zu einer schnelleren 
Rückkehr der Wagon in die Züge ausserordentlich beiträgt und dadurch die Um- 
laufszeit d» r Wagen zu Gunsten der Allgemeinheit wesentlich abkürzt, sie ist nicht 
unbillig, weil auch bei der gekürzten I-adefrist die Besitzer von Anschlussgleisen 
gegenüber »len Empfängern und Versendern, die auf die Freiladegleise angewiesen 
sind, sich immer noch bedeutend im Vorteil befinden. 

Die Verkehrslage gestattet eine Zurücknahme der mehrbesprochenen An- 
ordnung zur Zeit noch nicht, doch hoffen wir, noch im laufe dieses Monats eine 
Erstreckung der Ladelisten für Anschlüsse um einige Stunden eiutreten lassen zu 
können. 

Wir wurden daraufhin unterm 24. Oktober erneut bei der Kgl. 
Generaldirektion mit folgender Hingabe vorstellig: 

Die Entschliessung vom l'J. ds. Mts. gibt uns Veranlassung. Hoher Kgl. 
Generaldirektiou eine Zuschrift unsurs Bozii ksgremiums Aschaffenburg vom 8. ds. 
Mt.s. zu unterbreiten ; ähnliche Anregungen gingen uns teils mündlich teils schriftlich 
von einer Reihe anderer Interessenten zu, welche sämtlich erklären, dass es absolut 
unmöglich sei, innerhalb der überaus kurz bemessenen Frist einen Waggon zu 
entladen. Wir sind durch unsere Stellung verpflichtet, die Wünsche »les Handels- 
und Imlustriestandes nach Kräften zu vertreten, und mussten dieser Verpflichtung 
im vorliegenden Fallo um so mehr nachkommen, als sämtliche Interessenten die 
Veifügung der Staatsbalmverwaltung betr. Kürzung der Ladefristen tatsächlich als 
eine Härte und als undurchführbar bezeichnen. Eine solche Bestimmung aber, die 
gar nicht durchgeführt werd»m kann, ohne Straffolgeu nach sielt zu ziehen, kann 
doch gewiss nicht aks richtig oder zweckmässig anerkannt werden. 

Gerade unser Bezirksgremium Aschaffenburg, von dem die Anregung zu 
unserer Petition ausging, bat gewiss Gelegenheit, vergleichende Beobachtungen 
zwischen den Anordnungen auf bayerischem Gebiet umi bei den benachbarten Bahn- 
Verwaltungen zu machen und daraus zu ermessen, wie oine einseitige Massnahme 
der bayerischen Verwaltung wirkt; denn die preussisch-hossische Staatsbahn Ver- 
waltung hat bisher von dom ,, Vorbehalt" »1er Ladefristenkürzung keinen Gebrauch 
gemacht. Ausserdem gestatteu wir uns, darauf zu verweisen, »lass auch andere 
bayerische Uandels- uud Gewerbekammern unsere Ansicht teilen; so sagt die 
Kammer für die Oberpfalz in Regensburg in ihrer bezüglichen Petition an die 
Kgl. • ieneraldirektion vom fi. Oktober wörtlich, „dass auf dem eingeschlagenen Wege 
durchaus nichts erroioht werden wird und dass durch eine Änderung, wie die in 
Frago stehende, dem Handel und Verkehr keineswegs gedient ist, ihm vielmehr 
lediglich neue lasten aufgebürdet worden". 
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Im übrigen lag es uns fern, mit unserer Eingabe vom 9. ds. Mts. eine etwa 
verletzende Kritik an dem Vorgehen der Kgl. Oeneraldirektion zu üben; wir wollten 
lediglich den Wunsch der Interessenten nach Aufhebung der druckenden Massnahme 
möglichst eindringlich zur Geltung bringen. Von der Mitteilung, dass noch im 
Laufe dieses Monats eine Erstreckung der Ladefristen für Anschlüsse um einige 
Stunden eiutreten wird, haben wir mit Dank Kenntnis genommen. 



Der Wagenmnngel auf den bayerischen Staatsbahnen, die 
Hauptquelle der Misshelligkeiten, ist nun tatsächlich fast chronisch 
zu nennen. Der starke Beschäftigungsgrad der Industrie hat im 
Vorjahre zu manchen Zeiten eine wahre Not gezeitigt. Die Wagen- 
verteilungsstellen waren völlig ausserstande, den Anforderungen der 
Besteller, namentlich bei grösseren Werken der Baumaterialienbranche, 
Genüge zu leisten. Züge leerer Güterwagen, die manchmal auf 
dringendste Reklamation hin nach unserer Gegend dirigiert werden 
sollten, wurden unterwegs von den Stationsvorstehern einfach für 
ihre Bedürfnisse requiriert: dringende Lieferungsaufträge, teilweise 
sogar für inländische staatliche Baunnternehmungen, konnten von der 
bayerischen Industrie nicht ausgeführt, sondern mussten ausser- 
bayerischen Lieferanten überlassen worden. Bei solchem grossen und 
seit Jahren steigendem Mangel kann der Hinweis auf eine künftige 
Zeit mit geringerem Bedarf nicht genügen, vielmehr dürfen sich die 
Neuanschaffungen, wie ein Einzelbericht zutreffend erwähnt, nicht 
blos auf Ergänzungen des Wagenparks beschränken, sondern es 
muss eine wirklich erhebliche und dem Verkehr entsprechende Ver- 
mehrung der Wagonzahl ins Auge gefasst werden. 



Die schlimmsten Verkehrsverhältnissc herrschten gleich zu 
Beginn des Vorjahrs auf den Italienischen Eisenbahnen. Auf An- 
regung aus Spediteurskreisen wurden wir daher mit folgender Ein- 
gabe vom 5. Januar bei unserm Vorgesetzten Kgl. Staatsministerium 
wegen Abhilfe dieser Misstände vorstellig: 

Im Güterverkehr mit Italien sind io lotzter Zeit so beträchtliche Ver- 
spätungen wie noch nie vorher zu Tage getreten. Sendungen, welche zur Zurück - 
legung einer Strecke von etwa 50 Kilometern auf italienischen Bahnen sonst vier 
Tage brauchten, benötigten nunmehr 20 — 22 Tage Lieferfrist. Diese Unregel- 
mässigkeiten sind uaoh den glaubhaften Klagen sowohl deutscher Firmen wie auch 
italienischer Importeure lediglich den eklatanten Misständen im italienischen Ver- 
kehrswesen zuzuschreiben. Infolge des effektiven Wagenmangels und des au Zahl 
absolut ungenügenden Personals bei den Bahn- und Zollämtern haben die Stauungen 
im Güterverkehr ständig zugenommen; es scheint jedoch auch die l’ressmoldung 
ein® gewisse Berechtigung zu haben, wonach die Unregelmässigkeiten in der 
italienischen Güterbeförderung auf eine Art latenten XViderstauds der höheren 
Stationsbeamten zurüokzuführen seien, die dadurch gegen den Staatsbahn betrieb 
protestieren wollen. Tatsache ist jedenfalls, dass die Güterbeförderung in 
Italien stockt. 
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Die oberitalienischeu I landeiskreise, die bisher unausgesetzt bemüht waren, 
eine Besserung zu erzielen, haben anscheinend den aussichtslosen Kampf gegen 
die italienische Misswirtschaft aufgegeben. Es muss jedoch hervorgehoben werden, 
dass auch die deutscheu Geschäftskreise in hohem (irade durch diese Misstündo 
geschädigt werden. „Wegen Mangel an Waggons auf Zollager: Kosten Iure 30. — 
etc.‘‘, so lauten vielfach die Spesenrechnungen, und diese Kosten fallen regelmässig 
den deutschen Exporteuren zur Last. Gleich unangenehm wie diose unverschul- 
deten Spesen sind aber auch die Verzögerungen an und für sich, weil dadurch 
zahlreiche Differenzen mit der Kundschaft erwachsen. 

Wir bitten daher, es möge seitens der Kgl. Staatsregierung bezw. seitens 
der Reichsregierung mit der Kgl. italienischen Regierung in Verbindung getreten 
werden, damit die herrschenden unerträglichen Misstände baldtunlichst behoben 
werden. 

Das Kgl. Staatsministerium teilte uns hierauf unterm 4. Februar 
Folgendes mit: 

Das Kgl. Italienische Ministerium der öffentlichen Arbeiten hat eine 
Anzahl von Gesetzentwürfen eingebracht, die in einem „I provedimenti ferroviari 
d’urgenza -1 iiberschriebenen Artikel der „Tribuna“ vom 1. lfd. Mts. (Seite 4, 
Spalte 2) aufgezählt sind und durch die der Eisenbahnnot abgehoben werden soll. 



Die Durchführung des Frachturkundenstempels gab 
unserer Sclnvesterkammer in Augsburg Anlass, bei der General- 
direktion der Kgl. bayerischen Staatseisenbahnen bezüglich einer 
Reihe von Punkten vorstellig zu werden; wir schlossen uns diesem 
Vorgehen mit folgender Eingabe vom 30. August an: 

Mit Eingabe vom 23. Juli a. o. Nr. 615 unterbreitete die Handels- und 
i iewerbekammer für Schwaben und Neuburg Hoher Kgl. Generaldirektion eine Reihe 
von Bitten, die dahin abzielten. dass das mit der Einziehung des Frachturkunden- 
stempels betraute l’ersonal in Vervollständigung der bereits erlassenen vorläufigen 
Dienstvorschrift, betr. die Verwendung des Frachturkundenstempels, angewiesen 
werden möge: 

1. das Ladegewicht des Wagens, eventuell das angeforderte Ladegewicht 
auch dann für die Stempelberechnung massgebend zu betrachten, wenn 
eilte nach § 53 Abs. 6 der E.-V.-O. zulässige Mehrbelastung (5*/ 0 des 
Ladegewichts! vorliegt. 

2. dio Ziffer 6 des § 5 der vorläufigen Dienstvorschriften genau zu be- 
achten und die Besteller von Waggons zur Erklärung aufzufordern, 
welches Ladegewicht sic verlangen, 

3. in Fällen, in denen sich aus dem Gewicht der Ladung zweifellos ergibt, 
dass ein Wagen mit höherem als dem zum Trans|>ort der fraglichen 
Sendung benötigten Ladegewicht bereit gestellt worden ist, den Stempel 
nach dem Ladegewicht zu berechnen, das zur Versendung genügt hätte, 
auch wenn der Frachtbrief keinen Vermerk über das allgeforderte Lade- 
gewicht aufweist. 

4. Bestellungen auf 5 T-Wagen nach wie vor zuzulassen, 

5. bei Einziehung des Stempelhotrags durch Nachnahme eine Provision 
nicht in Ansatz zu bringen. 

Auf Grund der Beratung in unserer letzten Plenarsitzung unterstützen wir 
diese Anträge aufs wärmste und bitten, den Anregungen unserer Sohwesterkammer 
in Augsburg tunlichst bald stattzugeben. 

Von der Kgl. Generaldirektion erging auf die Vorstellung der 
schwäbischen Kammer folgender Bescheid vom 1. September, der 
auch uns mitgeteilt wurde: 
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Die Anweisungen, die wir unseren Dienststellen in Einzelteilen erteilt und 
neuerlich durch allgemeine Verfügung noch besonders eingeseharft haben, decken 
sich mit Ausnahme eines Punktes mit Ihren Anträgen. Dieser Punkt betrifft die 
Bestellung von 5-t-Wagen. Wir haben in Übereinstimmung mit den übrigen 
deutschen Verwaltungen die sinngemässe Anordnung getroffen, dass Bestellungen 
auf 5-t-Wagon nur angenommen werden dürfen, soweit sie ausgefuhrt werden 
können. 

Das ist nur bezüglich der Strecke Eichstätt-Rinding, die zum Teil mit 
5-t-Wagen ausgerüstet ist, der Fall. 



Vom Orossh. sächsischen Amtsgericht Weimar w urden wir um 
ein Gutachten darüber ersucht, was im kaufmännischen Verkehr 
unter der Vereinbarung „halber Fracht“ verstanden werde. Unser 
Bericht vom 13. Juni lautete: 

In Erledigung geschätzter Zuschrift vom 21. v. Mts. bemerken wir. dass 
sieb eino vollgültige Auskunft über die Krage, was unter „halber Kracht“ ver- 
standen werde, wohl nur aus den Verhältnissen des Einzelfalls heraus geben lässt, 
wovon wir jedoch keine Konntnis haben. 

Im allgemeinen versteht man jedoch unter der häufig vorkommenden Ver- 
einbarung „halber Fracht“, dass sowohl Empfänger wie Versender jeweils die 
Hälfte der eigentlichen Vorsenduogskosten eines Gutes, also regelmässig der Eis- n- 
balmfracht, tragen. Die Nebenkosten werden in der Kegel nicht in die zu halbie- 
rende Fracht eingerechnet; vielmehr trägt gewöhnlich der Versender die am Al>- 
senduugsort entstehenden Kosten (für Anfuhr des Guts zur Eisenbahn etc.), und 
ebenso übernimmt der Empfänger meist die Nebenkosten am Bestimmungsort 



Durch Entschliessung der Kgl. Gencraldirektion vom 18. August 
wurden wir zur gutachtlichen Äusserung über einen der ständigen 
Tarifkommission der deutschen Eisenbahn Verwaltungen vorliegenden 
Antrag, „frisches Fleisch hei Versendung als Stückgut in den 
Spezialtarif für bestimmte Eilgüter aufzunehmen“ aufgefordert. Nach 
dem Antrag sollte die Frachtermässigung nur für den Stückgut- 
versand gewährt, im Wagenladungsverkehr aber ausgeschlossen werden. 
Durch diese, von der bisherigen Regelung des Eilgutspezialtarifs 
abweichende Regelung der Frachtberechnung für Fleisch als Eilgut 
sollte nach Annahme der Antragstellerin erreicht werden, dass den 
Verbrauchern unmittelbar die Vorteile der Frachtermässigung durch 
Verbilligung des Fleisches zufliessen würden. In der Begründung 
des Antrages hiess cs deshalb wörtlich: 

„Bei Erleichterung des Bahnbezuges erscheint es zumal bei den hohen 
Kleischpreisen nicht ausgeschlossen, dass in Zukunft vielfach grössere Mengen als 
Stückgut bezogen werden, einmal von mehreren Familien, die sieh dazu zusammentun, 
wie es schon jetzt oft zum Bezüge vou Butter geschieht, dann von Konsum- 
vereinen, Einkaufs vereinen, Haushaltsvoreinen ete., die in allen grossen und vielen 
mittleren Städten bestehen. Schon die Möglichkeit eines solchen unmittelbaren 
Bezuges ist geeignet, auf Viehhändler und Fleischer einen gewissen Druck aus- 
zuüben, ebenso die Möglichkeit eines unmittelbaren Bezuges von Fleischer zu 
Fleischer auf die Viehhändler und Viohkommissionäre. Einen wesentlich grösseren 
Erfolg würde die Tarifmassnalime dann erzielen können, wenn die Landwirte sich 
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in grösserem Umfange zu Verkaufsgenossenschaften oder die Verbraucher zu Ein- 
kaufsvereinigungen organisieren. Voraussetzung dafür ist aber wieder die Möglich- 
keit, das ganze Jahr hindurch grössere Mengen Fleisch zu massigem Preise auch 
auf weite Entfernungen zu beziehen, von don hauptsächlichsten Produktions- 
gegenden, wo das Fleisch verhältnismässig billig zu beschaffen ist. nach den haupt- 
sächlichsten Verbrauchsgegenden, also die hier in Rede stehende Vergünstigung. 

liegen den Antrag kann weiter geltend gemacht werden, dass die Erleich- 
terung des Bezuges von frischem Fleisch in Wagenladungen in der Hauptsache 
den 0 rosschläohterei en zugute kommen, eine Ermässigung der Fleischprciso für 
die Verbraucher aber nicht zur Folge haben würde. Um diesem Bedenken 
Rechnung zu tragen, empfiehlt sich die Beschränkung der Massnahme auf Stück- 
gut. Der unmittelbare Bezug durch diu Verbraucher wird dadurch nicht be- 
einträchtigt.“ 

Wir berieten über den Gegenstand in unserer Plenarsitzung 
vom 2!). Angnst, wobei unser Gewerbekammermitglied Herr Jander 
das Referat innehatte. Unser Bericht an die Gcnoraldirektion vom 
30. August lautete: 

In Erledigung der Anfrage Hoher Kgl. Generaldirektion vom 18. ds. 
Nr. 111 G9 111 beehren wir uns auf Grund gestrigen Beschlusses unserer Plenar- 
sitzung nachstehenden Boncht zu erstatten: 

Der Antrag in der Form, wie er gestellt ist, und namentlich die beigegebene 
Begründung tragen zwar einen höchst tendenziösen Charakter, indem die Aus- 
schaltung von Handel und Gewerbe als ausdrücklicher Zweck der Massnahme be- 
zeichnet wird. 

Tatsächlich würde aber — was di” Antragstellern! freilich nicht beabsichtigte 
— dio Versetzung von Fleisch in den Spezialtarif für bestimmte Eilgüter nicht 
blos den Konsumenten, sondern auch dom Handel- und Gewerbestande, insbesondere 
dem Metzgergewerbe zugute kommen — jedoch nur unter der Voraussetzung, dass 
die Tarifvergünstigung nicht blos den Stückgutsendungen, sondern auch den Waggon- 
ladungen gewährt wird. 

In der gegenwärtigen Zeit der bedauerlichen Fleischteuerung, deren Be- 
seitigung im dringendsten Interesse unserer Bevölkerung liegt, wäre eine Massnahme 
für billigen Bezug von Fleisch im allgemeinen durchaus erwünscht: dazu kommt 
noch, dass (was in der Begründung des Antrags gar nicht beleuchtet ist) heutzutage 
ein Austausch der Fleischsortcn zwischen einzelnen Gegenden direkt notwendig ist. 
Badeorte und Sommerfrischen, die sich an Zahl ständig vermehren, brauchen 
während der Saison überwiegende Mengen von Bratenfleisch, andere Gegenden 
(z. B. gerade Bayern) haben starken Bedarf au Kuttelwaren und Material für Koch- 
wurstsorten. Ein gegenseitiger Versand der jeweils benötigten Eleischsorteu ist 
daher wirklich wichtig, und da Fleisch bekanntlich eine wenig haltbare Ware ist. 
so muss auf die Eilgutversendung reflektiert werden. Dio hauptsächlich nach 
Bayern bezogenen Kuttelwaren haben aber durchschnittlich einen so geringen 
Wort, dass sie die Eilgutfraeht nicht tragen können. Da für die Dauer der hohen 
Yiehpreise ferner eine Ergänzung durch ausländische Zufuhren unbedingt stattfiuden 
muss, so ist es für dio Allgemeinheit von grösster Wichtigkeit, dass auch der 
Wagenladungsverkehr dio Frachtvcrgünstiguuggeniesst. Es liegt das nicht lediglich 
im Interesse des Metzgergewerbes, sondern vor allem in dem der Konsumenten; 
denn dor Metzger kann eben nur dann billig verkaufen, wenn er auch billig be- 
ziehen kann. 

Schliesslich möchten wir anreger. dass die beantragte Vergünstigung nicht 
nur dem Schlachtfleisch, sondern auch dem Wildbret zugute kommen möge. 
Wildbret ist gegenwärtig im Durchschnitt nicht teuerer als Schlachtfleisch, es ist 
ferner ein gleichfalls sehr dem Verderben ausgesetzter Artikel, und endlich ist es 
nötig, die auf den Jagden anfallenden grösseren Mengen Wildes rasch zu versenden 
liezw. einen Austausch der in den verschiedenen Gegenden anfallenden Wildarten 
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vorzunehmen. Bayern ist in der Hauptsache durch seinen Wildreichtum ein 
exportierendes Land, es würde also eine derarligo Massrcgel dom einheimischen 
Wildbrethandel wirtschaftlichen Vorteil bringen. 



Eino weitero Anfrage der Kgl. Generaldirektion betraf den 
vom Ausschuss der Verkehrsinteressenten gestellten Antrag, XI alz 
aller Art in den Spezialtarif für bestimmte Stückgüter atifzunehmen. 
Unser am 1. Juni erstattetes Gutachten in dieser Frage lautete: 

In Erledigung dor Anfrage vom 4. v. Mts. Xr. 4064 III haben wir über den 
Antrag. Malz aller Art in den Spezialtarif für bestimmte Stückgüter aufzunehmen, 
nochmals eine Umfrage bei den Malzfabriken unsers Kreises und teilweise auch 
bei dou am meisten interessierten Kleinbrauereien veranstaltet. Das Resultat war 
im wesentlichen das gleiche, wie wir dies in nnsertn Bericht vom 14. Rezbr. 1901 
bereits schilderten. 

Kiue auch nur einigermassen bedeutende Wirkung auf die allgemeine 
Geschäftslage der Malzfabrikation oder Bierbrauerei würde die lieantragte Mass- 
nahme nicht haben; darin stimmen namentlich die befragten grösseren Malzfabriken 
völlig überein. Weitaus der grösste Teil des Malzversands — sicher über 99 Prozent 
— vollzieht sich als Waggonfracht; der Rest wird teils mit Spannfubrwerk ver- 
sandt, und nur ein verschwindender Teil geht als Stückgut ab. Der Nachlass an 
Stückgutfracht würde also für d'o Praxis nahezu keine Bedeutung haben. 

Als grössere bezw. mittlere Malzfabriken kommen in unserm Bezirk namentlich 
folgende Firmen in Betracht: 

A. A L. Geys in Würzburg, 

Mohr'scho Malzfabrik in Würzburg, 

Malzfabrik Schweinfurt A.-G., 

l'nterfräokische Malzfabrik S. M. Seligstein in Schweinfurt, 

Malzfabrik E. Kau in Ochsenfurt, 

Fränkische Malzfabrik A. Gärtner & Co. in Neustadt a. S., 

Malzfabrik Hermann Huttmann iu Hcidingsfcld, 

Malzfabrik Josef Ullmaun In Karlstadt, 

Malzfabrik Mellriehstadt A.-G. 

Von den Kleinbrauereien in Landstädten wird die Versetzung von Malz 
in den Spezialtarif für bestimmte Stückgüter allerdings befürwortet. Wir be- 
zweifeln aber auf Grund der Gutachten von Seite der Malzfabriken sehr, dass eine 
erhebliche Vermehrung der Malzstückgutsendungen als Folge zu erwarten ist. 

Der Preis für Braumalz beträgt hier durchschnittlich 28 Mark pro 100 Kilo. 
Für Farbmalz wird circa 32 Mark berechnet. 



Wie wir bereits im letzten Jahresbericht bemerkten, spielt sich 
in der Neuzeit ein wirtschaftlicher Kampf zwischen der Alkohol- 
essig- und Holzessigindustrie gerade auf tarifarischem Gebiete 
ab. Auf Anfordern der Generaldirektion um Gutachten über den 
Antrag, die Position ,. Holzessig“ des Spezialtarifs I der Güter- 
klassifikation des deutschen Eisonbahngütertarifs zu streichen, hatten 
wir wohl Erhebungen in unserm Kreise gepflogen und die Inte- 
ressenten beider Branchen — sowohl die Alkokolessigfabrikation wie 
die Essigessenzindustrie sind in Unterfranken stark vertreten — zur 
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Äusserung aufgefordert. Die eingelaufenon Gutachten übermittelten 
wir einfach der Kgl. Generaldirektion, ohne unserseits seiht irgend- 
welche Stellung in dor Frage zu nehmen. 



Seitens dos Ausschusses dor Verkehrsinteressenten war beantragt, 
Privatgüterwagen zur Beförderung von leeren Fässern zuzulassen. 
Auf Anfrage der Kgl. Generaldirektion erstatteten wir unterm 7. Juni 
folgendes Gutachten : 

• iemäss Anfrage vom 25. April ds. Js. Nr. 495)9 111 haben wir bezüglich 
der Zulassung von Privatgüterwagen für loere Fässer sowohl die Eassfabrikation, 
wie auch die Exportbierbrauerei und den Weingrosshandel, welche Branchen 
sämtlich in unseren Kreise mit bedeutenden Betrieben vertreten sind, zur gutacht- 
lichen Äusserung aufgefordert. Pie vingelaufenen Berichte geben teilweise ver- 
schiedene Meinungen wieder. 

Die grösste Fassfabrik unsere Bezirks, die Firma Michael Wellhöfer in 
Heidingsfeld, spricht sich dabin aus. dass Privatgüterwagen für Fassfabriken kaum 
in Betracht kommen dürfteu, denn die Fässer bedingen infolge ihrer verschiedenen 
Grössen auch verschiedene Bauarten von Wagen. Sei brauche man z. B. für Lager- 
fässer und Bottiche Wagen ohne Seitomvände, für Tr&nsportfäsaer dagegen solche 
mit Seitenwänden. Sodann benötige eine Fassfabrik auch verschiedene Grössen 
von Wagen, je nach Stückzahl und Grösse der speziell bestellten Fässer. Es sei 
somit wohl ausgeschlossen, dass eine Fassfabrik eigene Wagen ansohaffen könne. 

Pie Ilolzwarenfabrik t'äsar Fuchs k Co. in Aschaffenburg, die gleichfalls 
neue leere Fässer zum Versand bringt, teilt mit, dass sie für die grösseren Sorten 
von 90 cm Höhe aufwärts Smv-Wagen mit 20 Holzrungen benutze, weil das Ver- 
laden in diese Wagen besser als in den Kastcn-Ophm-Wagen bewerkstelligt werden 
könne, und weil sich die ereteren Wagen auch besser ausnutzen Hessen. Pie bayer. 
Bahnverwaltung gebealier in letzter Zeit wegen Mangels an genannten Smy-Wagen 
diese zu Verladungen von Fässern nicht mehr frei; falls nicht alsbald die Freigabe 
der gedachten Wagen zu Fasstrausporten erfolge, müsse die Zulassung von Privat- 
güterwagen zur Beförderung von leeren Fässern als im Interesso der bayerischen 
Fassfabrikation liegend erachtet werden. 

Pie beiden < irossbraucreien in Wiirzburg konstatieren übereinstimmend, das,-, 
zur Beförderung leerer Fässer allerdings keine Wagen von besonderer Bauart nötig 
sind. Auch oin Bedürfnis für Zulassung von Privatgüterwageu zur Beförderung 
von leeren neuen Fässern könne nicht als rorliegend bezeichnet werden. Selbst- 
verständlich haben aber die Exportbrauoroien an der Küekhefürdorung von ge- 
brauchten leeren Gebinden ia ihren Privatwaggons zu einem billigeren Tarifsatz 
das grösste Interesse. Hiezu ist noch zu bemerkon. dass der Antrag der ständigen 
Tarifkommission schliesslich auch zu anderer Auffassung Anlass geben kann, indem 
es beispielsweise nicht ausgeschlossen ist, dass eine bayorische Brauerei, die nach 
einer norddeutschen Stadt Bier liefert, eine sich eventuoil bietende Gelegenheit zum 
Ankauf neuer Fässer an dem betreffenden Platze zu ihrem Vorteil ausnutzt und 
die neuen leeren Gebinde im eigenen Wagen zu dem ermässigten Frachtsatz be- 
fördern lässt. 

Seitens des Weiugrosshandels endlich wird berichtet, dass bei dem zu ge- 
ringen Flächenraum der Wagen deren Tragfähigkeit bei Verladung leerer Fässer 
nicht ausgeuützt werden könne. Ixiere Fässer seien daher in der Tat als Güter 
zu betrachten, die wegen ihrer Eigenschaften Wagon von besonderer Bauart bezw. 
die Zulassung von Privatgüterwageu bedürfen. 

Fine weitere Tarifanfrage der Kgl. Generaldirektion betraf die 
Begriffsbestimmung dor Fourniere. Wirerstatteten in dieser Frage 
unterm 20. August folgendes Gutachten: 
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ln Erledigung der Anfrage Hoher Kgl. Generaldirektion vom 28. Juni 
Nr. 8523 III berichten wir, dass die Ansichten der Interessenten über die ge- 
stellten Fragen sehr verschieden sind. 

Der Begriff .,Fournier“ ist tatsächlich eiu recht schwankender, und darum 
ist auch ein Gutachten über die Tarifierung der einzelnen Sorten recht schwierig 
zu geben. Allgemein wird es bestätigt, dass auch die edleren Fourniere aus 
feinerem Holz vielfach bis zu zwei Millimeter Stärke hergestellt weiden. Ausser- 
dem kommen im bayerischen Wald dünne Tannenbrettchen von circa IV, bis 
6 Millimeter Stärke zur Anfertigung, die als Rückwände von Bildern und Spiegeln 
dienen, ebenso aus Buchenholz sogenannte Buchenspäne von 1 bis l 1 /, Millimeter 
Stärke für die Bürsteufabrikatiou. Zu letzterer Kategorie gehören auch sogenannte 
Blindfourniere und ferner Fourniere aus deutschem und amerikanischem Pappelholz, 
die vielfach 4 — 5 Millimeter Starke haben und zum sogenannten Absperren des 
Holzes dienon. 

Wie die drei lctzgenanuten minderwertigen Kategorien von den feineren 
Fourniercn aus Mahagonis, Nussbaum, Kirschbaum, Eiche, Ahorn, Esche u. s. w 
verkehrstechnisch zu treunen sind, ist allerdings schwer zu entscheiden. Eine von 
uns befragte Firma schlägt vor, einfach zwischen ausländischen und inländischen 
Hölzern zu unterscheiden; allein dieses Kriterium ist doch für den Wert nicht 
völlig zutreffend, denn einerseits sind auch inländische Fournierbölzer vielfach 
sehr wertvoll, anderseits ist das schon genannte amerikanische l’appelholz ein 
geringwertiger Artikel. Die meisten befragten Firmen unterscheiden nach dem 
kaufmännischen und technischen Sprachgebrauch zwischen „Edelhölzern“ und 
..Blindhölzern“, wobei die obigen Sorten entsprechend Einreihung finden. Für 
Fourniere aus Edelhölzern wird die Beibehaltung der allgemeinen Wagenladungs- 
klas.se als richtig bezeichnet; für Blindfourniere dagegen ist die Zubilligung eines 
ermiissigten Tarif* wohl angezoigt. 



Die von Interessentenseite beantragte Detarifierung von Kupfer, 
Kupferlegierung und Halbfabrikaten hieraus gab uns Anlass, folgendes 
Gutachten vom 28. August an die Kgl. Generaldirektion zu erstatten ; 

In Erledigung der Entschliessung Hoher Kgl. Generaldirektion vom 11. v. 
Mts. Nr. 9101 III berichten wir, dass die Mehrzahl der befragten Interessenten 
sich entschieden für die Detarifierung von Kupfer ausspricht; insbesondere be- 
richtet uns die grösste Maschinenfabrik uneers Bezirks, die Schnellpressenfabrik 
Koenig k Bauer, dass sie im laufe des Jahres einen beträchtlichen Bedarf an 
Kupfer und Halbfabrikaten daraus habe, sodass eine Ermiissigung der Frachtkosten 
darauf sehr erwünscht wäre. Besonders für unsere süddeutsche Industrie, die 
dieses Metalles bedarf, ist eine Detarifiorung umso wichtiger, als es sich durchweg 
um beträchtliche Entfernungen handelt. Kupfer ist ein Kohmaterial, das in Bayern 
gar nicht und im Reich nur in ganz beschränkten Mengen erzeugt wird. Der 
Proisaufschlag der letzten Zeit, der auf die Operationen amerikanischer Speku- 
lanten zurückgeführt wird, bedeutet schon eine wesentliche Erschwerung unserer 
Produktionsverhältnisse. Umso willkommener wäre es. wenn wenigstens durch 
eine günstige Klassierung im Tarif eine kleine Erleichterung geschaffen würde: 
denn das wird heutzutage doch allgemein anerkannt, dass der billige Bezug von 
Rohmaterialien gerade für unsere süddeutsche, unter wenig günstigen Bedingungen 
arbeitende Industrie eine Lebensfrage ist. 

Schliesslich ist nicht zu verkennen, dass auch tatsächlich eine Unstimmig- 
keit darin liegt, wenn Schreib- und Nähmaschinen und dpi., also im Verhältnis 
zum Gewicht ziemlich teuere Waren, zu einem billigeren Tarif befördert werden, 
als das Kupfer. 



Zu dem von der Kgl. Kisenbahndirektion Berlin gestellten 
Antrag, ungewaschene Wolle unter die Güter des Spezialtarifs II 
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und des Spezialtarifs für bestimmte Stückgüter aufzunehmen, er- 
statteten wir unterm 28. August folgendes Outachten an die Kgl. 
Generaldirektion : 

Auf die Anfrage Hoher Kgl. Generaldirektion von 22. ds. Mts. Nr. 11353111 
berichten wir Folgendes: 

Bei dem Mangel einer grösseren Textilindustrie in unserem Rezirk sind wir 
zunächst nicht in der Lage, die gestellten Fragen bezüglich der Tarifierung von 
ungewaschener Wolle vom Standpunkt der Industrie aus zu würdigen. Im Interesse 
des Handels mit Wolle und Wollwaren liegt selbstverständlich eine günstige 
Tarifierung des in letzter Zeit stark verteuerten Rohstoffs. 

Wir bemerken weiter, dass tatsächlich unsere einheimische Schafzucht den 
Bedarf an Wolle nicht decken kann. Gerade unsere fränkische Gegend hatte 
früher ganz hervorragende Schaftzucht, die aber seit Jahrzehnten ständig stark 
zurückgegnngen ist. Eine < iemeindeschäferei nach der andern wird aufgelöst, und 
auch die privaten Gutsbesitzer geben sich weniger mit der Schafzucht ab. Der 
Grund liegt teils in der bessoren Rentabilität anderer Viehzüchtungen, teils in der 
Absperrung wichtiger Absatzgebiete für Schaffleisch durch Zollmassrcgeln (Frank- 
reich), teils endlich auch in dem Schonungsbedürfnis für die wertvollen gemeind- 
lichen Waldanlagen, die erfahrungsgemäss durch Schafherden vielfach Schaden 
erleiden. Im Zusammenhang mit der niedergehenden Schafzucht ist auch der 
früher florierende Würzburger Wollmarkt vom hiesigen Stadtmagistrat aufgelöst 
worden. 

Immerhin ist die fränkische Schafzucht vorhiiltnismässig noch beträchtlich, 
und wir glauben, dass eine günstige Tarifregelung auch auf den Absatz und Ver- 
sand der selbstproduzierten Wolle günstig wirken könnte. Aus diesem Grunde 
befürworten wir auch eine billige Deckonmiete für den Wollversand. 



Der Verband nordbnyerischer Baumaterialienhiiudler wandte sielt 
in einer Zuschrift an die Kammer gegen die Bestimmung der bayer. 
Bahuverwaltung, dass Bauartikel, wie Gyps, Zement und Chamotte- 
mebl, welche Staub verursachen, nur in Umliüllungssiicken als Stückgut 
angenommen werden, ferner, dass leere Säcke von solchen Materialien 
ebenfalls verpackt sein müssen oder mit Wasser eingenetzt werden, 
wodurch sie leiden. Wir nahmen in unserer Sitzung vom 10. Mai, 
wobei unser Mitglied Herr Direktor Kahle referierte, zu der An- 
gelegenheit Stellung und richteten antragsgemäss unterm 7. Juni 
folgende Eingabe an die Kgl. Generaldirektion : 

Neuerdings wird die Staubentwicklung beim Bahuversand von leeren Säcken, 
welche Zement, Gyps, Chamottemehl u. ilgl. enthielten, dadurch zu hindern gesucht, 
das* die Säcke mit Wasser eingenetzt werden. Dieses Verfuhren ist jedoch 
durchaus unzweckmässig, da das Material bei solcher Behandlung stark leidet und 
vielfach direkt unbrauchbar wird. 

Die Staubentwicklung ist überhaupt kaum so bedeutend, dass sie besondere 
Massnahmen erfordeit. Beim eigentlichen Bahntransport findet überhaupt keine 
Staubentwicklung statt, sondern nur beim Auf- und Abladen von Sackbüudeln zeigt 
sieb momentan Staub. Trotz dieser verhältnismässig geringfügigen Staubentwicklung 
steben wir nicht an. gewissen aus sanitären Gründen erlasseuen Massnahmen zur 
Verhinderung des Staubens zusustimmon. Als solche Massregcl erkennen wir die 
Bestimmung an, dass die leeren Säcke nur in rmliüllungssäcken zur Beförderung 
aufgegeben werdeu dürfen. Damit ist jedoch unsere Erachtens den sanitären Au- 
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fordi-rungen durchaus Genüge geleistet, sodass das Einnetzen mit Wasser nicht 
erforderlich erscheint. 

Wir bitten daher, Anordnung treffen zu wollen, dass leere Säcke, in welchen 
Gyps, Zement etc. sich befand, nicht mit Wasser eingenetzt werden dürfen. 



Bier kann in Norddeutschland seit langen Jahren mit weissem 
Frachtbrief als Eilgut versandt werden, geniesst also die Vorzüge 
des Spezialtarifs für bestimmte Stückgüter (Eilgutbeförderung zur 
gewöhnlichen Frachttaxe). In Bayern, dem spezifischen Bierlande, wo 
doch gewiss aller Grund gegeben wäre, jede für die Qualitätswahrung 
des Produkts förderliche Massnahme zugunsten der Bierproduktion und 
des Bierexports zu treffen, blieb diese Vergünstigung den Versendern 
von Bier bisher versagt. In den Berichten verschiedener Interes- 
senten wird nun lebhafte Klage darüber geführt, dass das Bier 
während des langen Transports und infolge längerer ungünstiger 
Lagerung an den Übergangsstellen Schaden an seiner Qualität leide. 
Wir empfehlen daher wiederholt, dass auch in Bayern Bier als 
Eilgut zur gewöhnlichen Frachttaxe angenommen werden möge. 



Auch heuer kommen von Interessenten, und zwar nicht blos 
von Einzelkaufleuten, sondern auch von Genossenschaften lebhafte 
Klagen darüber, dass leere Fässer, ferner in Körbe gepackte Obst- 
sendungen und ähnliche empfindliche Artikel durch schlechte Be- 
handlung beim Bahntransport Schaden leiden. Wir bitten wiederholt, 
dass das Personal zu möglichst schonender Behandlung dieser Güter 
ungehalten werden möge. 



Auf Anregung von Interessenten in llcidingsfeld richteten wir 
unterm 13. Juni sowohl an die Kgl. bayerische wie an die Grossh. 
badische Generaldirektion folgende Eingabe bezüglich der Herstellung 
direkter Frachtsätze zwischen Heidingsfeld Bayer. Bahnhof und 
badischen Stationen: 

Von Firmen in lleidingsfebl wurden wir gebeten, für die Herstellung direkter 
Frachtsätze zwischen dem bayerischen Bahnhöfe Heidingsfeld und den Stationen der 
badischen Bahnlinie einzutreten. Tatsächlich scheint uns auch ein Bedürfnis hiefür 
in vollem Masse gegeben. Am badischen Bahnhof Heidingsfeld befinden sich 
bereits geeignete Weichenaulagen. um eine direkte Verbindung nach dem nur 
etwa 1 Kilometer entfernten bayorisohen Bahnhof herzustellen. Alle von badischen 
Stationen nach Heidingsfeld bayerischer Bahnhof bestimmten Ladungen werden 
jedoch nicht direkt befördert, sondern über Würzburg geleitet, und demgemäss 
wird auch die Fracht berechnet, sodass der Waggon zu lOOOÜ Kilo vom badischen 
Bahnhof nach dem bayerischen Bahnhof Heidingsfeld auf 12 Mark Fracht kommt, 
während die direkte Fracht höchstens 3 Mark betragen würde. Es werden deshalb 
gegenwärtig die Benduugen vielfach mit Fuhrwerk vom badischen Bahnhof abgeholt, 
obgleich einzelne Firmen Anschlussgleise am bayerischeu Bahnhof haben. 
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Zunächst ging uns hierauf von der Grossli. Generaldirektion 
der badischen Staatseisenbahnen unterm 20. Juni folgender Be- 
scheid zu: 

Für den Verkehr der badischen Stationen mit Heidingsfeld bayerischer 
Bahnhof sind direkte Tarifenlfernungen und Frachtsätze bereits eingerichtet Sic 
sind in dem auf 1. Juli v. J. ausgegebenen Nachtrag II zum badisch-bayerischen 
Gütertarif vom 1. Oktober 1901 enthalten und gemäss der mit deu bayerischen 
Staatscisenbahnen getroffenen Vcrbeinbarung über den für die Güterbeförderung 
in Frage kommenden kürzesten Bahnweg berechnet. In Heidingsfeld bestehen 
keine Einrichtungen, die eine unmittelbare Übeigabe oder Übernahme von Sen- 
dungen zwischen dem badischen und bayerischen Bahnhofe zuliessen. Sendungen 
aus der Richtung Lauda, die für Ueidingsfeld bayerischer Bahnhof bestimmt sind 
oder von da für diese Richtung aufkommen, müssen deshalb über Würzburg ge- 
fahren werden. Die Tarifeutfernnngen Heidiugsfeld badischer Bahnhof-Würzburg 
und Würzburg-Heidingsfeld bayerischer Bahnhof betragen je G km. Der Knt- 
forimngauntorschied zwischen beiden Bahnhöfen in Heidingsfeld betragt daher bei 
den hier in Betracht zu ziehenden Stationsverbindungen dem tatsächlichen Bahn- 
weg entsprechend im Gesamten bis zu 12 km. Daraus ergebeu sich die in der 
angeschlossenen Frachtvergleichuog entzifferten Fraelitunterschiede, die bei direkter 
Abfertigung für Wagenladungen je nach dem Frachtgegenstande im Iföchstbetrage 
sich auf 8 (Klasse A 1) bis 3 Pf. (Rohstofftarif) für 1(X) kg belaufen. Au diesen 
Verhältnissen kanu, solange iu Heidingsfeld für den Wechselverkehr ein Über- 
gabebahnhof nicht eingerichtet ist, nichts geändert werden. Das Bedürfnis zur 
Ausgestaltung der Babnhofsverhältuisse in diesem Sinne ist aber unseres Wissens 
bis jetzt bei der Bahueigentümerin, der bayerischen Staatsbahnverwaltung, nicht 
geltend gemacht worden. 

Wir bedauern bei dieser Sachlage Ihrer Anregung keine weitere Folge geben 
zu können. 

Dieser Bescheid gab uns Anlass, uns mit einer neuerlichen Vor- 
stellung unterm 7. Juli an die Kgl. bayerische Generaldirektion in 
gleichem Betreffe zu wenden: 

Mit Schreiben vom 13. v. Mts. Nr. 5Ö1 gestatteten wir uns. Hoher Kgl. 
Generaldirokliou die Bitte um Herstellung direkter Frachtsätze zwischen Statiou 
Heidiugsfeld bayerischer Bahnhof und badischen Stationen zu unterbreiten, da es 
doch völlig uuzweckmässig sei, die Güter auf der badischen Bahnstrecke nach 
Würzburg und von hier aus wieder nach Heidingsfeld zurückzufahren. Die gleiche 
Bitte richteten wir aucli au die Grossh. badische Generaldiicktion nach Karlsruhe, 
erhielten jedoch von dort eiuen abschlägigen Bescheid, weil in Heidingsfeld keine 
Cbergabeeiuriehtungon für den Wechselverkehr beständen, ein Bedürfnis hienach 
auch von der Bahueigentümerin, der bayerischen Staatsbahuveiwaltmig. noch nicht 
geltend gern cht worden sei. 

Wir gestatten uns. aus diesem Anlass nochmals die Bitte um Regelung der 
Verhältnisse iu Heidingsfeld nach der Richtung, dass eiu direkter Übergang der 
Güterwagen von dem badischen nach dem nahen bayerischen Bahnhof möglich 
wird, vorzutragen, und wir bemerken dazu noch, dass das jetzt schon bestehende 
Missverhältnis der Frachtkosten .später, nach Inbetriebnahme des neuen Uangier- 
lialinhofs Würzburg noch verstärkt wird; die Güterwagen müssten dann noeh 
weiter spazieren gefällten werden, und die Frachtkosten würden sicli dementsprechend 
wiederum erhöhen. Wir bitten daher ganz ergebenst und dringend, die direkte 
Überleitung der Güterwagen vou der badischen Bahnstrecke nach dem bayerischen 
Bahnhof in Heidingsfeld hochgeneigtest ermöglichen zu wollen. 

Die Kgl. Generaldircktion erteilte uns hierauf unterm 11. Juli 
zunächst folgenden Bescheid: 
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Für jede der beiden Stationen in lleidingsfeld bestehen bereits direkte 
Frachtsätze, insbesondere bestellen auch d i r e k t e Frachtsätze zwischen Ileiding.s- 
feld bayerische Hahn und den Stationen der badischen Staatseisenbahnen, Diese 
sind zum Teil allerdings auf grund der Entfernungen über Wiirzburg gebildet, 
weil eine zum unmittelbaren Güteraustausch zwischen lleidingsfeld bayerische 
Hahn und lleidingsfeld badische Bahn geeignete Schieneuverbindung z. Z. fehlt. 

Hie jetzige Weichenverbindung in den Doppel balingleiseti der freien Streeke- 
ist aus Rücksichten der Betriebssicherheit zu Verschubfahrten zwischen den beiden 
Bahnhöfen nicht benützbar. 

Die direkte Güterübergabe und Übernahme zwischen den baserischen und 
badischen Staatseisenbahnen in Heidiugsfeld wäre nur bei Erbauung eines beson- 
deren Gleises möglich, ein dringliches Bedürfnis hiezu ist durch die Ver- 
keil »Verhältnisse der beiden Stationen nicht begründet. 

Des weiteren erhielten wir von gleicher Stelle unterm 23. Juli 
folgende Xachtrags-Entschliessung : 

Im Nachgange zum Bescheide vom 11. Juli 1. J. Nr. 8246 III teilen wir 
mit, dass die Gleisanlagen und sonstigen Einrichtungen, ebenso die Verschub- 
gebülireu für die direkte Verbringung der Güterwagen von der badischen Station 
nach dem bayerischen Bahnhofe lleidingsfeld sich derart kostspielig stellen würden, 
dass an der bisher geübten Verbringung dieser Wagen nach Würzburg- Haupt - 
bahnbof und zurück sowie der Fraclitberechuung fur diesen Weg aus wirtschaft- 
lichen Erwägungen auch künftighin festgebalten werden muss. 

Die Inbetriebnahme des neuen Rangierbalmhofes beeinflusst oder ändert die 
derzeit bestehenden Verhältnisse nicht. 



Auf Anregung aus Würzburger Interessentenkreisen richteten 
wir bezüglich der Ortssendungen im Eisenbahnverkehr nach- 
stehende Eingabe an die Kgl. Generaldirektion: 

Durch die sich stetig liebende Schleppschiffalirt auf dem Maine wird die 
Frage der Ortssendungen im Eisenbahnverkehr, hier speziell des Verkehrs zwischen 
dem Hafen einerseits und den .verschiedenen Bahuhofladestellen , Industrie- 
aiischliissen etc. anderseits, immer mehr aktuell. Im Interesse der Mainschiffahrt 
wäre es sicherlich, wenn solche Gitssenduugen billig und in geregelter Form 
möglich sein würden: leider stehen aber gegenwärtig noeh die Höhe der Gebühren 
und auch sonstige Bedenken der häufigeren Benützung entgegen. 

Nach § 54 der Verkohrsordnung gilt ein Frachtvertrag dann als abge- 
schlossen, wenn das Gut mit dem Frachtbrief von der Versandstation zur Beför- 
derung angenommen ist; als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbriefe der 
Tagesstempel der Abfertiguiigsstello aufgedrückt. Den Ortssendungen konnte jedoch 
bisher ein Frachtbrief nicht beigegoben werden, und das der Sendung beizufügende 
Papier beschränkte sich lediglich auf Angaben, die der Gebührenrechnung zu 
Grunde gelegt wurden. Ein Frachtvertrag ist damit also nicht geschlossen, und 
somit auch nicht die Garantie gegeben, die sonst bei Auflieferung von Gütern 
gewährleistet ist. Während jeder Auswärtswohnonde seine Seudungen mit Fracht- 
brief direkt nach dem Hafen aufgeben kann, ist die Ortssendung ohne jegliche 
Sicherheit und dabei doch mit verhältnismässig hohen Gebühren belastet. 

Im Interesse der Hebung des Verkehrs, insbesondere der Schiffahrt, ge- 
statten wir uns daher, anzuregen, es möchten die Sendungen im Ortsverkehr auch 
nach Abschluss eines Frachtvertrages aufgegeben werden kleinen, und die Höbe 
der Gebühren, sowie die Art der Haftung und der Lauf der Lieferfristen diesem 
Nahverkehr angepssst und in geeigneter Weise veröffentlicht werden. 

Der darauf ergangene Bescheid der Kgl. Gencraldirektio» vom 
17. Oktober lautet: 
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Ihrem Ersuchen, die Gebühren für die Ortssemluuge» von und zum Hafen 
in Würzburg zu erxnässigen, vermögen wir leider nicht zu entsprechen, su viel uns 
darau gelegen ist, die Sehleppschiffahrt auf dem Alain zu fördern. Hie Gebühren 
sind nämlich schon jetzt nicht unerheblich niedriger als die Frachtsätze des allge- 
meinen Tarifs für Sendungen, die mit Frachtbrief zwischen zwei dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Stationen auf die gleiche Weglänge wie die hier in Frage 
kommenden zu befördern sind, obgleich gerade durch die Ortssendungen der 
Rangierbetrieb im Bahnhof Wilzburg ganz erheblich oiscbwert wird, da ihre Be- 
förderung eine Reihe umständlicher Sonderleistungen der Rangiermaschioen erfordern. 
Aus dem gleichen Grunde können wir bei den Ortssendungen auch nur nach den 
allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen haften und müssen die strenge frachtrechtlich'.' 
oder eine sonstige weitergehende Haftung ablohnen. Gegen eine Veröffentlichung 
der Gebühren und sonst gültigen Bestimmungen für die Ortssendungen haben vir 
grundsätzlich nichts einzuwenden. Wir sind jedoch der Anschauung, dass dies in 
erster Linie dem Stadtmagistrate Würzburg zukäme, da die Gleisanlagen am Hafen 
im Besitze der Stadt Würzburg sind: ausserdem halten wir aber auch den jetzigen 
Zeitpunkt für eine Veröffentlichung der erwähnten Bestimmungen nicht für geeignet, 
da mit der in einiger Zeit zu erwartenden Eröffnung des Versehubbahnhofes hei 
Zell voraussichtlich eine Änderung in der Zustellung von Wagen zum Hafen und 
damit unter Entständen auch eine Änderung der Gebühren eintreten wird. 

Von verschiedenen Plätzen an Nebenbahnen wird geklagt, dass 
die Stationen nicht mit den nötigen Einrichtungen ( Erahnen) zum 
Heben schwerer Gegenstände versehen sind. Es gilt dies namentlich 
für tlie neue Strecke Stadtprozelten — Miltenberg, die vorzugsweise 
der Steinindustrie zu dienen berufen ist, aber hinsichtlich der Erahnen 
mangelhaft ausgerüstet sein soll. Bei dem tatsächlichen Bedürfnis 
der dortigen Industrie nach geeigneten Hebevorrichtungen bitten wir 
um entsprechende Einrichtungen. 

Über die Zustände bei den Würzburger Güterhallen 
werden von hiesigen Geschäftsleuten eindringliche Elagen vor- 
gebracht. Namentlich in den Nachmittagstunden, in den sich 
naturgemäss die Anfuhr der zu expedierenden Güter häuft, treten 
vielfach Stockungen ein. Die Güterhallen sind eben räumlich durch- 
aus nicht ausreichend und bedürften dringend einer Vergrösserung. 
Auch das Personal für die Abfertigung dürfte vermehrt werden, damit 
es möglich ist, bei Güterandrang mehr Hallentore als bisher zu öffnen. 

Schliesslich berichten wir, dass gegen Schluss des Jahres auch 
der Rollfuhr-Gebührentarif in Würzburg Gegenstand längerer 
Verhandlungen in unserer Eammer bildete. Die von dem bahnamt- 
lichen Kollführer erstrebte Tariferhöhung wurde zunächst in unserer 
Sitzung vom 14. Dezember beraten, wobei unser Mitglied. Herr Eom- 
merzienrat Hellmann, das Referat erstattete. Gegen die von unserer 
Eammer aufgestellten Gegenvorschläge, insbesondere die Einräumung 
der weiteren Zone für die innere Stadt machte jedoch die Güterführer- 
Firma geltend, dass sich dadurch ihre Einnahmen vermindern 

8 
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würden. Schliesslich stimmte unsere Kammer unter der Bedingung:, 
dass die alte Zoneneinteilung beibehalten werde, der Erhöhung der 
Gebühren pro Zentner von 10 .auf 15 I’fg. in der ersten Zone und 
von 15 auf 20 Pfg. in der zweiten Zone, endlich von S auf 12 Pfg. 
für grössere Sendungen zu. 



XIV. Post, Telegraph und Telephon. 

Zu den schwersten Belastungen des Verkehrs gehört die im 
vorigen Sommer durchgeführte Erhöhung der Ortsportotaxen, ln 
Bayern war der plötzliche Übergang zu den neuen Sätzen des Orts- 
und Xachbarortsverkehrs umso empfindlicher, als bei uns früher 
billigere Sätze für den Ortsportoverkehr bestanden als in Norddeutsch- 
laud, während nunmehr gleich die erhöhten Sätze der Reicbspost 
eingeführt wurden. Besonders hoch scheint der Postkartensatz von 
5 Pfennig, der jetzt auch für den < Ortsverkehr gilt: es sollte doch 
ein Unterschied gemacht werden zwischen der Beförderung einer 
Postkartenmitteilung im Stadtbezirk lind nach weit entlegenen 
Gegenden. Ferner hat sich gezeigt, dass die überstürzte Einführung 
der neuen Verkehrssteuer recht auffällige Unstimmigkeiten zwischen 
den Portosätzen für geschlossene Briefe und für Drucksachen etc. 
hervorrief, indem letztere bei gewissen Gewichtsgrenzen teurer waren, 
als geschlossene Ortsbriefe. Alle diese Verhältnisse lassen den 
Wunsch nach einer baldigen Revision der tatsächlich übereilten Orts- 
portoregelung hervortreten: im Falle einer solchen Revision bitten 
wir aber, dass nicht wieder rein fiskalische, sondern auch Verkehis- 
riicksichteu für die Bestimmungen massgebend sein möchten. 

Gegen die Einführung der vorerwähnten Ortsporti-Erhöhungeu 
wurden wir mit folgender Eingabe vom 10. Juli bei den Kgl. 
Staatsministeriell des Kgl. Hauses und des Aussern sowie für Ver- 
kehrsangelegenheiten vorstellig: 

Nach den Mitteilungen der Presse hat der Herr Staat-uninister im Finanz- 
ausschuss der Abgeordnetenkammer erklärt, dass auch in Bayern eine Erhöhung 
der l'ortosätze für < >rtspost8endungen eintreten snlle. Wir würden es im höchst' -n 
Grade bedauern und müssten es ab schwer schädigend für den gesamten wirt- 
schaftlichen Verkehr bezeichnen, wenn Bayern trotz seines Reservatrechts dem Vor- 
gehen der Reichspostverwaltung auf dem Gebiete der Post porti- Erhöhung folgen würde. 

Zwei Gründe sind es namentlich, die uns zwingen, gegen die geplanten Er- 
höhungen der l'ostpurti Stellung zu nehmen, ln erster Pinie erscheint die Mass- 
regel ungerecht, weil sie in der Hauptsache nur die Städte belastet; auf dem Lande 
gibt es fast keinen Ortspostverketr. und in den Städten war die Anwendung der 
billigeren Tarife durch die geringeren Spesen der Post bei dem Ortsverkehr wohl 
berechtigt. Es ist auch zu berücksichtigen, dass das Postregal sich nur auf den 
Fernverkehr erstreckt; lediglich dureh die billigeren Ortssätze ist es möglich ge- 
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worden, dass die staatliche Postverwaltung einen so bedeutenden Verkehr auch 
im örtlichen Kähmen gewann. Werden die Porti nunmehr hinaufgeschraubt, so 
tritt wahrscheinlich wieder ein starker Rückschlag in der Verkehrsentwickluug ein. 
zumal der Ortspostverkehr ja nicht unersetzlich ist. Voraussichtlich werden viele 
Mitteilungen, die jetzt z. B. per Orfspostkarte erfolgen, künftig durch Privatboten 
oder durch das Telephon übermittelt. Es ist sonach durchaus nicht ausgeschlossen, 
dass die fiskalische Massnahme bei der Post keineswegs das Ziel der Einnahme- 
Erhöhung erreicht. 

Ganz besonders aber müssen wir uns gegen die neuen Verkehrsauflagen 
aussprechen, weil durch sie wiederum in erster Linie Handel. Industrie und Ge- 
werbe betroffen werden. Die Mitglieder des Geschäftsstandes sind zweifellos die 
Hauptfrei|uentauten der staatlichen Postanstalten, und auf ihre Schultern fallen 
darum auch die Hauptlasten bei Erhöhung der Ortsporti: zahllose Sendungen von 
Zirkularen etc. an die örtliche Kundschaft würden in der bedenklichsten Weise verteuert. 

Wir bitten daher dringend. Hohes Kgl. Staatsministerium wolle die geplante 
Erhöhung der Ortspostporti in Bayern nicht zur Durchführung bringen lassen. 



Wie bereits erwähnt, enthält die Neuregelung der Ortsportotaxe 
erhebliche Unstimmigkeiten für Drucksachen etc., deren Versand 
im Orts- und Nachbarortsverkehr unter Umständen teurer als das 
Porto für geschlossene Briefe ist. Auf Anregung der mittelfränkischen 
Kammer schlossen wir uns einer Vorstellung derselben mit folgender 
Eingabe vom 5. März an die Kgl. Generaldirektion der Kgl. Posten 
und Telegraphen an: 

Mit Eingabe vom lü. Dezbr. v. .Is. au Hohe Kgl. Generaldirektion machte 
unsere Schwcsterkammor für Mittelfrauken auf die Differenz aufmerksam, welche 
infolge der am 1. August 1900 in Kraft getretenen Abänderung der bayerischen 
Postoidnung zwischen dem Orts-Briefporto und dem Drucksachenporto entstand, 
indem die Gebühr für Drucksachen \on 101 — ÜÖOgr sowie für Geschäftspapiere, 
Warenproben bis zu 2ö0 er im Orts- und Nachbarortsvorkehr tatsächlich das 
Doppelte des Ortsportos für Hriofscndungen im gleichen Gewicht beträgt. 

Dieso Wirkung war gewiss nicht bezweckt; da sie aber für den geschäft- 
lichen Verkehr recht empfindlich ist, unterstützen wir gemäss Beschluss unserer 
Kammer die Bitte der mittelfräukischen Kammer: 

Es wolle für den Orts- und Nachbarortsverkehr mit Drucksachen, tleichäf ts- 
papieren, Warenproben und Vereinigungen von Stücken dieser drei Gruppen der 
vor dem 1. August 1901! in Geltung gewesene Tarif wiederle rgestellt oder doch, falls 
sich dies nicht ermöglichen lassen sollte, der jetzige Tarif durch einen solchen ersetzt 
werden, der den Bedürfnissen des geschäftlichen Lebens Rechnung trägt und die 
jetzt bestehende Benachteiligung gegenüber dem Briefverkehr beseitigt. 



Von der Generaldirektion der Kgl. baver. Posten und Tele- 
graphen bezw. dem Oberpostamte wurden uns zwei Anfragen vor- 
gelegt und zwar einerseits über den Schalterschluss um sieben 
Uhr an Werktagen und anderseits über Beschränkung des 
P'istschalterdienstes an Sonn- und Feiertagen auf die Zeit, 
von 10- -12 Uhr vormittags, Über beide Angelegenheiten referierte 
unser Mitglied Herr Leinecker in der Sitzung vom 28. Juni. Wir 
erstatteten beschlussgemäss hinsichtlich des Werktagsschalterschlusses 
unterm 29. Juni folgendes Gutachten an die Kgl. Generaldirektion: 

8 * 
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ln Erledigung der Entsehliessung Hoher Kgl. Goneraldirektion vom 30. Mai 
ds. Js. Nr. 230(30 berichten wir. dass unsere Kammer gemäss Beschluss in letzter 
Sitzung dem vorgeschlageuen Postschalterschluss au Werktagen um 7 Uhr abends 
völlig zustimmt. 

Massgebend für dieses unser (lutachten ist in erster Uriie die Kücksicht 
auf die Beamten und Bediensteten der l’ostanstalten, deren Dieust sich unter den 
gegen« artigen Verhältnissen vielfach bis in die Nacht hinein erstreckt. Wenn von 
einem Teil der Geschäftsfirmeu behauptet wird, es sei unmöglich, die Postaufgabe etc. 
bis 7 l'hr zu erledigen, so kennen wir dies im allgemeinen nicht als richtig an- 
erkennen. Die Tatsache, dass einzelne Firmen immer kurz vor Schalterschluss 
noch grössere Mengen von Postsachen, namentlich von Paketen, aufgeben, ent- 
springt meist einer üblen Gewohnheit und liesse sich bei richtiger Disposition im 
Eaufc des Tages wohl besser gestalten; im übrigen sind wir überzeugt, dass der- 
artige Firmen, wenn die Schalterdienstzeit statt verkürzt, etwa verlängert würde, 
dann eben auch kurz vor dem verlängerten Termin ihre ganzen Postsachen auf- 
liefern würden. 

Es mag ja sein, dass in Einzelfällen oder bei einzelnen Branchen zuweilen 
ein Bedürfnis hervortritt, ein Poststück noch nach 7 Uhr aufzugeben, B. wenn 
ein Juwelier eine eilige Bestellung hat oder wenn ein Gärtner zu einem Trauer- 
fall ein Gebinde aufgeben muss. Für diese Ausnahmofätle dürfto die Möglichkeit 
offen gelassen worden, dass Postsendungen noch etwa eine Stunde nach Schalter- 
schluss, während welcher Zeit die Beamten und Bediensteten doch noch anwesend 
sind, gegen eine Zusehlagsgebühr von 20 Pfennig aufgegeben worden können. Es 
ist dies bereits gegenwärtig in Würzburg bei der Postanstalt am Bahnhof möglich. 
Wenn der 7 Uhr-Schalterschluss durchgeführt wird, dürfte es sich wohl empfehlen, 
diese Möglichkeit auch bei anderen Postaustalten in der Stadt zu gewähren, und 
zwar nicht blos für Pakete und Einschreibbriefe, sondern auch für Wertpakete 
und Postanweisungen. 

Eine allgemeine Ausnahme vom 7 Uhr-Schaltorschluss ist natürlich während 
der Weihnachtszeit notwendig, da sielt namentlich in den 2 — 3 Wochen vor Weih- 
nachten die Aufträge sehr häufen. Auch bisher wurde ja seitens der Postverwal- 
tungen zu dieser Zeit ein erweiterter Dienst eingeführt, um die Menge des Ver- 
sandes zu bewältigen. 

Zu der in gleicher Sitzung behandelten Frago der Schalter- 
dienststunden an Sonn- und Feiertagen erstatteten wir ebenfalls am 
29. Juni folgendes Gutachten an das Kgl. Oberpostamt Würzburg: 

Auf die Zuschrift vom 6. Juni Nr. 27158 gestatten wir uns. bezüglich der 
von der Generahlirektion der Kgl. Posten und Telegraphen vorgeschlagenen Schalter- 
dienststunden an Sonn- und Feiertagen darauf hinzuweisen, das9 unbedingt ein 
Einklang zwischen der Sonntagsruhe bezw. den Geschäftsstunden an Sonntagen 
und deu Schalterdienststunden bestehen muss, dass also nach unseren örtlichen 
Verhältnissen sieh entschieden die Beibehaltung der Schalterzeit von 11 — 1 Uhr 
mittags statt der vorgeschlagenen Stunden von 10 — 12 Uhr empfiehlt. DieSehalter- 
stunde von 10 — 11 Uhr wäre hierorts absolut zwecklos, anderseits würde die 
weitere Stunde von 11 — 12 Uhr kaum zur Bewältigung des ganzen Verkehrs 
genügen. Man muss auch bedenken, dass viele Kontore überhaupt erst um 1 1 Uhr 
öffnen; selbst wenn nur die dringendste Korrespondenz erledigt werden soll, ist 
ein Zeitraum von mehr als einer Stunde zur Aufgabe bei der Post nötig. 

Auf die Frühschalterstunde von 8—9 Uhr wird von der Geschäftswelt 
weniger Gewicht gelegt; zur Erledigung von Geschäftssendungen etc. ist diese 
Stunde nicht nötig und auch nicht geeignet. Es muss anderen Stellen anheim- 
gestellt bleiben, zu entscheiden, ob vielleicht das allgemeine Publikum ein Interesse 
an dieser Schalterstunde hat. Von unserer Seite besteht gegen die Aufhebung 
dieser Schalterstunde keine Erinnerung. Dagegen erscheint allerdings die Abgabe an 
Schalterfachhalter und von postlagernden Sendungen in der Frühstunde sehr erwünscht. 

Hinsichtlich des Telegraphendienstes gilt natürlich auch, dass bei Ämtern 
mit nicht durchgängigem Telegraphendienst hierorts die Stunden von 11 — 1 Uhr 
statt der vorgeschlagenen von 10 — 12 Uhr als richtig erscheinen. Auf die Friih- 
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stunde von 8—9 Uhr wird hinsichtlich der Geschäftsabwicklung von uns ebenfalls 
kein Gewicht gelegt, zumal in Würzburg bei der Telegraphenanstalt am Paradeplatz 
ja kontinuierlicher Betrieb zu jeder Tag- und Nachtzeit ist und ausserdem das 
Telephon zur Aufgabe von Telegrammen jederzeit benutzt werden kann. Dass die 
Nachmittagsstunde von 5 — ti Uhr zur Aufgab*' von Telegrammen auch bei den 
übrigen hiesigen Postämtern bestehen bleibt, ist in der Entschliessung dor Kgl. 
Generaldirektion selbst ausdrücklich bestätigt. 



Behufs Neuregelung der Grundsätze für dio Bemessung der 
Telephongebühren hatte die schwäbische Kammer in Augsburg dem 
Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten eine Reihe Vor- 
schläge unterbreitet, die wir mit folgender Eingabe vom 27. Februar 
auch unsererseits befürworteten: 

Die Handels- und Gewerbekammer für Schwaben und Neuburg hat mit 
Eingabe vom 30. Januar ds. Js. Nr. 149 bezüglich Ausgestaltung des Telephon- 
verkchrs Hohem Kgl. Staatsministerium eine Reihe Vorschläge untorbreitet, über 
die auch wir in unserer letzten Plenarsitzung berieten. Unsere Kammer erkannte 
die von der Schwesterkammer in Augsburg gemachten Vorschläge, insbesondere 
die Umwandlung der Bezirkstelephonnetze in mobile, nach kilometrischen Ent- 
fernungen berechnete und abgestufte Sprecbzonen, als im Prinzip durchaus richtig 
sn, und wir gestatten uns daher, diese Anregungen wärmstens zu unterstützen. 
Auch für unser Gebiet ergibt die gegenwärtige starre Einteilung und Abgrenzung 
der Bezirkstelephonnetze gewisse Auomalien. So gehört z. B. das Ortstelephomietz 
Udenheim zum Bezirk Nürnberg, obgleich diese Stadt sowohl nach der kilome- 
trischen Entfernung wie nach der Lago der Verkehrswege und endlich auch nach 
der ganzen wirtschaftlichen Entwicklung weit mehr Beziehungen nach Würzburg 
und Unterfranken hat. Ebenso ist Hassfurt vom Bezirksnetz AVürzburg abgetrennt, 
während das benachbarte und entlegenere Hofheim wieder zum Würzburger 
Bezirksnetz gehört. 

Der Hauptmisstand bei unserm unterfränkischen Bezirkssproclnietz ist aber 
der, dass sein Umfang überhaupt verhältnismässig klein ist: es gibt mit gegen- 
wärtig 29 Ortstelephonnetzen wohl überhaupt die geringste Möglichkeit zur Aus- 
nützung des Bezirksverkehrs. Es ist dabei zu bemerken, dass ein Bezirksverkehr 
mit den benachbarten badischen, württembergischen, hessischen und preussischen 
Orten, deren Verkehr für unsere Gegend sehr wichtig ist, überhaupt ausgeschlossen 
erscheint und dass anderseits die innereu Ortsnetze (mit Ausnahme jener von 
Würzburg, Aschaffonburg und Schweinfurt) nur eine kleinere Zahl von Anschlüssen 
haben. Jedenfalls bieten z. B. die Bezirksnetze München und Nürnberg schon 
durch die i * rosse der dortigen Ortsnetze die Möglichkeit einer weit intensiveren 
Ausnutzung des Bezirks\orkehrs. 

Bei dieser Gelegenheit gestatten wir uns darauf aufmerksam zu machen, 
dass auch die Einzolgesprachstaxen im Nahverkehr uusers Bezirks auffallende 
Differenzen zeigen. So kostet z. B. ein Gespräch im Verkehr zwischen Würzburg 
einerseits und Arnsteiu, Karlstadt, Lohr, Marktbreit Ochsenfurt und Werneck 
anderseits 20 Pfennige, dagegen z. B. von Würzburg nach Dettelbach. Kitzingen, 
Volkach oder Schweinfurt trotz teilweiser geringerer kilometrischer Entfernungen 
25 Pfennig. Auch im Verkehr mit ausserbayerischen Orten ist es auffällig, dass 
z. B. ein Gespräch von Würzburg nach Wertheim 20 Pfennig, nach Grünsfeld, 
Tauberbischofsheim und Mergentheim aber 25 Pfennig kostet. 

Es liegt uns ferne, heute au diese lediglich beispielsweisen Andeutungen 
irgend welche Spozialan träge zu knüpfeu. Wir glaubten jedoch, die allgemeino 
Roformbednrftigkoit des Tclephonwesens im Nah- und Bezirksverkohr dadurch 
beleuchten zu sollen. Wir empfehlen in diesem Sinne die Vorschläge unserer 
Augsburger Schwesterkammer zur Hochgeneigten Würdigung 
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Der darauf ergangene Bescheid des Kgl. Staatsministeriums 
vom 14. September lautet: 

Die von der Handels- und Gewerbekammer gegebenen Anregungen kommen 
als Material für die Neuregel ung der Telephongebühren in Betracht, um welche 
bekanntlich die Kgl. Staatsregicrung durch Beschluss der beiden Kammern des 
lüindtags anlässlich der unlängst zu Ende geführten Beratung des Postetats er- 
sucht wurde. Es kann deshalb vorerst von einer Erörterung der Anregungen 
abgesehen werden, zumal den Handels- und Gewerbekammern seinerzeit Gelegenheit 
geboten sein wird, zu dem Entwurf eines neuen Tarif- Stellung zu nehmen. 

Dio am Schlüsse der Vorstellung besprochenen scheinbaren l'ostimmigkeiten 
in der Tarifierung des Fernverkehrs erklären sich daraus, dass nach S 7 des 
bayerischen Telephongebührentarifes und S 7 der Kernsprechgebührenordnung für 
die Bemessung der Gebühr nicht die Luftlinioneutferuung zwischen den beteiligten 
• »rten. sondern der direkte Abstand zwischen den Diagonalkreuzungspunkteu der 
Ta.viuadrate massgebend ist, in denen die Orte liegen. 



Die Verfügung der l’ost Verwaltung bezügl. des 2. Hörteie- 
plions gab uns gemiiss Beschluss in unserer Plenarsitzung vom 
10. Mai und nach «len dabei gestellten Anträgen des Referenten, 
Herrn Kommerzienrats Heitmann, Veranlassung, am 15. Mai 
folgende Vorstellung an die Generaldirektion der Kgl. bayerischen 
Posten und Telegraphen zu richten : 

Durcli Kundschreiben des Kgl. Oberpostanits wurde den Teleplional-oniieuten 
mitgeteilt, dass die bayerische Telegraphen Verwaltung den Teilnehmern künftig 
grundsätzlich nurmehr ein einziges Höltelephon zur Verfügung stellt und dass 
für das zweite Ilörtolephon bis auf weiteres ein Kostenbetrag von fünf Mark an- 
gerechnet, ferner aber auch die ausseheidbaren Kosten der l’nterhaltung erhoben 
werden. 

Dieser Erlass hat in der Allgemeinheit und namentlich im Geschäftsstande, 
der heutzutage auf das Telephon zum Geschäftsbetriebe angewiesen ist, den grössten 
l’tiwillen erregt. Nicht mit l’nrecht empfinden die Tciephonteilnehmer die Ab- 
nahme des zweiten Hörtelephons bezw. die Auferlegung einer neuen Gebühr liie- 
fiir als unbillig und unkoulaut. 

Das zweite Hertelephon ist viel häufiger, als wohl von der Postverwaltung 
angeuommeu wird, notwendig, so fast immer bei Gesprächen nach auswärtigen 
i irten, feiner hei stärkerem Geräusch, sei es in einem der beiden verbundenen 
Lokale oder durch Strassen lärm etc., endlich in dem Kalle, dass ein Gespräch noch 
von einer dritten Person mitgehört werden soll. 

Die einzige Begründung der neuen Bestimmung, nämlich dass auch b* i 
ausserbayerischen Telegraphen Verwaltungen nur ein einziges Hörtelepbon gewahrt 
werde, ist unseres Erachtens nicht stichhaltig. Mit Hecht wurde in unserer letzten 
Sitzung hervorgehoben, welch unangenehmen Eindruck es mache, dass die baye- 
rische Post- und Telegraphen Verwaltung wohl die ungünstigeren Bestimmungen 
der auswärtigen Verwaltungen übernehme, dagegen keineswegs auch die günstigen 
Einrichtungen einführe; so wird z. B. in Bayern immer noch die Zustellgebühr 
auch heim Selbstabholcn der Postpakete erhoben, was bekanntlich im Keichspost- 
gebiete nicht der Fall ist. 

Wir bitten dringend, dass die neue Massnahme, die eine wesentliche Ver- 
schlechterung des Telephonverkchrs darstellt, wieder zuriiekgenommen, dass also 
den Teilnehmern auch künftighin das zweite Hörtelephon kostenfrei belassen bezw. 
zur Verfügung gestellt wird. 

Der hierauf ergangene Bescheid lautete: 

Das Kgl. Staatsministeriam für Verkehrsangelegenheiten hat sich nach 
gründlicher Würdigung der in zahlreichen Vorstellungen niedergelegten Einwinde 
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nicht in der f.age gesehen, von der die zweiten Hörtelephone betreifemlen Neu- 
regelung abzusehen. Die Gründe, welche hiezu bestimmt haben, sind wiederholt 
in der Öffentlichkeit erörteit worden und können als allgemein bekannt gelten. 

Hinsichtlich der Telephon- Verbindungen mit der Pfalz und 
mit der Mosel brachte in unserer Sitzung vom 14. November der 
Vorsitzende unsers Bezirksgremiums Kitzingen, Herr Meuschel, 
auf Grund von Wünschen des Kitzinger Weinhandels die Anregung, 
dass 1. tlie allzusehr überlastete Verbindung mit der Kheinpfalz 
(speziell mit Neustadt a. d. Hdt.) durch Legung einer zweiten Leitung 
erleichtert und 2. die noch ganz fehlende Verbindung mit der Mosel 
geschaffen werden möge. Antragsgemäss richteten wir unterm 
4. Dezember folgende Eingabe an die Generaldirektion der Kgl. 
bayerischen Posten und Telegraphen: 

Der wichtige Weiuliandel unsers Bezirk' hat ein sehr bedeutendes Interesse 
daran, mit den bedeutenderen Produktions- und Verkeil rsstiitten der Wcinbrancho 
auch ausserhalb unseres fränkischen Gebietes, als welche ausser dem Itheingau 
und Rheinhessen namentlich das Mostdland und die Pfalz erscheinen, sich in 
rascher Weise in Verbindung setzen zu können. Namentlich in Zeiten rasch 
wechselnder Konjunkturen — wie es z. B. im letzten Sommer war. als die Preise 
(iir Wein iufolgo der verschlechterten Bruteaussichten rapid in die Höhe gingen — 
und ferner bei den grossen Versteigerungen, auf die sich ein bedeutender Teil des 
Einkaufs für tinsern Weinbandel konzentriert, ist es häufig dringend wünschens- 
wert, telephonisch disponieren zu können. Für die fränkischen Weinhandelspliitze 
(in erster Linie a'so für Würzbure und Kitzingen) existiert aber bisher überhaupt 
noch kein. Möglichkeit, zum telephonischen Verkehr mit dem Moselgebiet; in 
Betracht kättieu hiebei namentlich die Städte Trier und Berneastei, ferner aber 
auch kleinere Orte wie Traben-Trarbach, Cochem u. a. Durch KntschlieS'iing 
vom 4. Dezember 1!H)1 Nr. 45(156 wurde uns seitens Hoher Kgl. Generaldirektion 
allerdings bereits der Bescheid, dass der schon damals von uti' gewünschten 
Sprachverbindung mit Trier die im Reichstelegraphengebiete geltende Bestimmung 
entgegenstche, wonach nicht mehr als drei Vorbindungeieitungen mit höchstens 
drei Zwisehcnstellen zusammengeschaltet werden dürfen. Bei dem tatsächlichen 
Bedürfnis nach einer Tel.-phon Verbindung mit der Mosel glauben wir jedoch, unsere 
Bitte nunmehr wiederholen zu sollen; eventuell bitten wir, bei der Reichstelegraphen- 
verwaltung anregen zu wollen, dass die entgegenstehenden Hindernisse durch 
Ausbau der Linien möglichst bald beseitigt werden. 

Nach dem andern von uns cingang> genannten Gebiete, der bayerischen 
Rheinpfalz, besteht wohl schon jetzt die Möglichkeit einer Telephonverbindung. 
Die einzige Schleife, die jedoch den Pfäl/.or Verkehr zu bewältigen hat, ist derart 
überlastet, dass es sehr schwer hält, eine rasche Verbindung zu erhalten; wir 
bitten daher, es möge zur Entlastung dieser Schleife sowie zur Besserung mul 
demgemäss auch gewiss zur Hebung des Verkehrs eine zweite Verbindung mit der 
Plalz eingerichtet werden. 

Der hierauf zunächst ergangene Bescheid vom 1 7. Dezember 
lautet: 

Die Grundsätze für die Festsetzung der Sprechbereiche im Verkehre zwi- 
schen Bayern und dem Reichstelegraphengebiete haben eine Erweiterung dahin 
erfahren, dass nun zur Herstellung' einer Gesprächsverbindung 3 Leitungen mit 
4 Zwis. henanstalten zusammengeschaltet werden dürfen , ferner dass hi- zu 4 
I^itungcn zusammengeschaltet werden dürfen, wenn der Olierpostamtsbczirk. in 
welchem der eine, und der Oberpostdirektionsbezirk, in welchem der andere der 
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beiden zum Spre« liverkobre zuzulassenden orte liegt, unmittelbar aneiuander an- 
grenzen oder nur durch einen dritten Oberpostamts- oder oberpostdirektiousbezirk 
get rennt sind und wenn ausserdem die Verständigung von Teilnehmer zu Teil- 
nehmer ausreicht. Die Zahl der Zwisehenanstalten ist in diesem Falle nicht be- 
schränkt, darf aber, um Betriebsschwierigkeiten zu vermeiden, nicht zu hoch be- 
messen werden. 

Nach diesen erweiterten Grundsätzen kann, die Zustimmung der beteiligten 
< iberpostdirektionen vorausgesetzt, das Ortstelcphonnotz Wiirzburg zum Sprech- 
verkehre mit Trier, Berneastel, Traben-Trarbach und Cochem und das Ort.-tclephon - 
netz Kitzingen zuiu Sprechverkehre mit Traben-Trarbach und Cochem zugelasseu 
werden . 

Die Vereinbarung neuer Sprechboziehungen zwischen orten Bayerns und 
des Beichstelegraphengebiets obliegt den Oborpostämtern. Wir haben deshalb das 
Oberpostamt Wiirzburg beauftragt, den oben erwähnten Sprechverkehr bei den in 
Betracht kommenden oberpostdirektionou anzuregen und das Ergebnis der Ver- 
handlungen der verehrt Handels- und Gewerbekammer seinerzeit bekannt zu geben. 

Cra dio Stüdteverbiudungsleitung Wurzburg - Ludwigshafen a. Kh. zu ent- 
lasten. werden wir die Herstellung einer zweiten Verbindung vou Wiirzburg mit 
der Pfalz ins Auge fassen. 

Nachträglich wurde auch noch der Telephonverkehr zwischen 
Kitzingen und Trier zugelassen, womit einer der wesentlichsten 
Wünsche von Kitzingen erfüllt ist. 



Die Bahntelephonverbindung in Dettelbach gab uns auf 
Anregung des Vorsitzenden unsere Bezirksgremiums Dettelbach, Herrn 
Wiesengrund, in der Sitzung vom 14. Dezember Anlass zu folgender 
Eingabe vom 21. Dezember an die Kgl. Eisenbahnbetriebsdirektion 
Würzburg : 

Auf Anregung unseres Bezirksgremiums Dettelbach a. M gestatten wir uns. 
die ehrerbietigste Bitte vorzutragen, das die Station Dottelbach — Stadt wieder Tele- 
phonanschlnss erhalten möge.' 

Die genannte Station besass bereits früher Telephon Verbindung. Da die 
Betriebsleitung der I/ikalbabn ihren Sitz jedoch in Dettelbach — Bahnhof hat, so 
bemühte sieh das Haudelsgremium Dettelbach, auch Telepbonaoschluss an letztere 
Station zu erhalten. Dieser Anregung wurde auch Folge gegeben, gleichzeitig 
kam aber die Verbindung mit der Station Dettelbach— Stadt in Wegfall. So dankens- 
wert nun der Anschluss an Dettelbach— Bahnhof ist, so wirkt anderseits die Auf- 
hebung der T'dephonverbindung von Dettelbach— Stadt recht unangenehm für den 
dortigen lokalen Verkehr. 

Wir gestatten uns daher, die eingangs erbetene Wiedereinrichtuug des 
Teleponanschhisses von Dettelbach— Stadt wärmsten« zu empfehlen; eventuell 
könnte doeh wenigstens durch Einrichtung eines l'mschalters dem Bedürfnis Ge- 
nüge geschehen. 

Unser Antrag wurde jedoch durch folgende Entschließung der 
Kgl. Betriebsdirektion vom 16. Januar 1907 abschlägig bescliieden: 

Auf das unterm 21. Dezember 1906 Nr. 1219 anher gerichtete Schreiben 
teilen wir Ihnen im Auftrag unserer Generaldirektion mit. dass mit Rücksicht 
darauf, dass den Versendern und Empfängern von Gütern in Dettelbach - Stadt 
alle notwendigen Aufschlüsse von der an das Ortstelephonnetz in Dettelbach an- 
geschlossencn Bahndienststelle Dettelbach -Bahnhof auf telephonischem Wege 
erteilt werden können, kein Bedürfnis besteht, die Haltestelle Dettelbach — Stadt mit 
dem obengenannten Ortstelephonnetz zu verbinden. 
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Die Anregung eines Einzelberichterstatters aus Geichsheim 
bezüglich des Telephonverkehrs mit dem Keichsgebiet in unserm 
Jahresbericht pro 1905 wurde vom Kgl. Oberpostamt mit folgender 
Entschliessung vom 26. Juni verbeschieden: 

Die Zulassung zum Sprechverkehre mit Anstalten des Reiches richtet sich 
nach zwischen Bayern und dem Reiche aufgestellten Bestimmungen. Eine Zu- 
lassung zum Sprechverkehre mit dem ganzen Reiche, wie durch Bericht von 
Geichsheim beantragt wurde, ist nicht durchführbar, da über eine bestimmte An- 
zahl zusammeugeschaltetcr Leitungen nicht hinausgegangen worden kann, uin die 
Deutlichkeit nicht zu beeinträchtigen. Es wollen also Orte des Reiches, mit denen 
ein Bedürfnis zum Sprechen besteht, namentlich anfgefiilirt werden. 

Der Sprechverkehr wird dann vereinbart werden, soweit er den bestehenden 
Bestimmungen entspricht. 

Die Sprechbnziehung zwischen Aub und Tauberbischofsheim besteht bereits, 
jeue für G">ln, Wertheim und Mannheim ist in die Wege geleitet. 

Auf Anregung unseres Bezirksgremiums Oehsenfurt richteten 
wir hierauf unterm 7. September folgende Eingabe an das Kgl. Ober- 
postamt Würzburg: 

Auf die Entschliessung vom 26. Juni Nr. 30941 haben wir die Interessenten 
der neuen Telephonlinie im Ochsenfurter Gau zur Äusserung von Wünschen be- 
züglich Zulassung zum Sprechverkehr mit Reicbspostorten veranlasst. Ausser den 
Städten Köln, Mannheim und Wertheim, für welche nach Mitteilung des Kgl. 
Oberpostamts die Sprechbeziehung bereits in die Wege geleitet ist, wurden uus 
namentlich folgende Orte genannt: 

Berlin, Frankfurt a. M . Mainz, Darmstadt, Hanau. Worms, Kreuznach, 
Biogen. Heidelberg, Karlsruhe, Durlach, Ludwigshütte bei Kleinbiedenkopf, Eubels- 
hausen in Nassau, Biebesheim in Hessen, Kirchardt m Baden, Biebrich a. Rh., 
Strassburg i. E., Rositz in Altenburg. Warstein in Westfalen, Seelbach in Baden, 
Suhl i. Th., Magdeburg, Hamburg und Bremen. 

Weiter wird uns wiederholt von den Interessenten die Verlängerung der 
Pieuststundeu bei dem Amte Aub und die direkte Telephonverbindung von UfTen- 
heim mit Ochsenfurt uud Aub als sehr wünschenswert bezeichnet. 

Ganz besonders dringlich wäre aber nach Mitteilung unseres Bezirksgremiums 
Ochsenfurt die Herstellung einer zweiten direkten Schleife zwischen Ochsenfurt 
uod Würzburg; denn nur durch eine solche kann das oft stundenlange Warten 
auf Anschluss von Ochsenfurt nach Würzburg und darüber hinaus vermieden 
werden. Die gegenwärtige Verbindung ist eben auch über Marktbreit sehr in 
Anspruch genommen. Von Anschlussteilbabern wird manchmal dem Personal am 
Telephonamte Ochsenfurt die Schuld für die grossen Geduldsproben zugeschoben — 
gewiss mit Unrecht, da lediglich das Fehlen der zweiten direkten Schleife die 
Ursache dos lästigen Wartens ist. Wir bitten daher dringend, in diesen Bezieh- 
ungen geneigtest eine Besserung herbeiführen zu wollen, wofür wir namens 
der Interessenten der Ochsenfurter Legend zu besonderem Dank verpflichtet wären. 

Auf diese Vorstellung teilte das Oberpostamt Würzburg folgende 
Entschliessung der Kgl. Generaldirektion mit: 

Dem "Wunsche der Handels- und Gewerbekammer für Unterfranken und 
Aschaffenburg nach einer besseren telephonischen Verbindung von Aub und 
UfTenheim wird durch die Erbauung eiuer I^itung Ochsenfurt-Uffenheim Rechnung 
getragen, welche voraussichtlich noch im Laufe dieser Fiuanzperiodo wird erfolgen 
können. Auch dio Erbauung einer zweiten direkten Leitung Ochscufurt- Würzburg 
wurde vorgemerkt; doch kann diese I.inie als vordringlich nicht erachtet werden 
Nach der am 16. Juni 190(5 erfolgten Inbetriebnahme der zweiten direkten Leitung 
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Kitzingcn-Würzburg sind die ohnehin nur massig belasteten I Leitungen Ohseofurt- 
Marktbreit und Markt breit- Wurzburg fiir den telephonischen Verkehr zwischen 
Ochsenfurt und Würzburg, soweit er nicht auf der direkten Linie t ichsenfurt- 
Würzburg abgewinkelt werden kann, doch wohl aufnahmefähig, uud wird zunächst 
nbzuwarteu sein, welchen Einfluss die im Anschluss au die fmschaltestelle Aub 
zu errichtenden 10 gemeindlichen öffentlichen Telephonstellen Aufstetten, Balde rs- 
heim, Bolzhausen. Oeisslingeti, Geichsheim, Ilemersheim, Lippricbshausen. Pfahlen- 
heim, Riedenheim und Sonderhofen sowie die Herstellung der Sp-Leitung Röttingen- 
Aub auf den Fernverkehr von Aub, soweit er sich in der Richtung Ochsenfurt - 
Würzburg bewegt, ausüben wird. 

Oie allgestrebte Dienststundenverlängerung bei der l T msch altestelle Aub kann 
der sich ergebenden Konseijuenzeu wegen nicht genehmigt werden. 



Dio Bitte des Stadl Magistrats Wörth a. M. wegen Errichtung 
einer öffentlichen Tclephonstelle daselbst befürworteten wir mit 
folgender Eingabe vom 9. März an das Kgl. Oberporstamt Würzburg : 

Auf Anregung des Stadtmagistrats Worth a. M. gestatten wir uns. die Bitte 
des genannten StadUnagiatrats um Einrichtung einer öffentlichen Telephonstelle 
uebst Isoliervorrichtung im Bahnhofsgebäude Wörth wärmstens zu unterstützen 
Oer Ort Wörth ist der Wohnsitz zahlreicher Schiffsbesitzer, die bei ihrem Gewerbe 
unter den heutigen Verhältnissen den Telcpbonverkehr nicht mehr entbehren können, 
anderseits aber doch vielfach nicht in der I,age sind, einen selbständigen Privat- 
auschlus.s zu übernehmen. Oie Mitbenutzung fremder Telephonanschlüsse ist aber 
bekanntlich mit mancherlei Dnzutrüglichkeiten verbunden, so dass die Errichtung 
einer allgemein zugänglichen öffentlichen Tclephonstelle tatsächlich ein Bedürfnis 
darstellt. 

Der hierauf unterm 14. März ergangene Bescheid des Kgl. 
Oberpostamts lautet: 

Die Errichtung einer staatlichen öffentlichen Telephonstelle kann vorerst 
und zwar im Hinblick auf die sehr grosse Anzahl der bereits vorliegenden Gesuche 
nicht in Aussicht gestellt werden. 

Dagegen wird dem StadtnagLtrat anheimgegeben, eine gemeindliche 
öffentliche Telephonstelle auf Grund der anrulienden Bedingungen zu beantragen. 
Der Anschluss würde an Klingenberg erfolgen uud die jährliche Garantiesumme 
SO Mk. betragen. 



Auch heuer wird wieder in Einzelberichten speziell von Land- 
plätzen darüber Klage geführt, dass dio öffentlichen Sprechstellen 
nicht mit genügenden Isoliervorrichtungen versehen sind. Wie 
wir schon im Vorjahre betonten, bringen es die geschäftlichen Ver- 
hältnisse gerade an kleineren Plätzen mit sich, dass die diskrete 
Behandlung der Geschäftsverbindungen mehr als sonst wünschenswert 
und nötig ist. .Mancher Geschäftsmann am kleinen Platze verzichtet 
lieber, die allzu „öffentliche“ Sprechstelle zu benutzen, als dass er 
die Verbreitung seiner geschäftlichen Verhältnisse bei lokalen Kon- 
kurrenten und in sonstigen örtlichen Kreisen riskiert. 
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XV. Wasserstrassen -Verkehr. 

Die enormen Preissteigerungen der Roh- und HiilfsstolTe sowie 
das Versagen der Beförderungsmöglichkeit auf der Bahn (Wagen- 
mangel) iiessen im Vorjahre verstärkt den Wunsch nach einer 
billigen und ausgiebigen Beförderungsweise hervortreten, wie eine 
solche eben nur von der Wasserstrasse geboten werden kann. Wir 
empfehlen darum auch heuer wieder jede Massnahme zur Förderung 
unserer Mainschiffahrt. 

ln erster Linie steht hierbei die Fortsetzung der Main- 
kanalisierung über die bayerische Grenze, 'fatsächlich wurde 
unterm 21. April 1906 eine Übereinkunft zwischen den Mainufer- 
staaten wegen der Kanalisierung des Maines von Offenbach bis 
Aschaffenburg abgeschlossen, womit die wichtigste Grundlage für 
die Durchführung des Projekts gegeben wäre. Leider macht Artikel 13 
dieses Übereinkommens den Beginn der Bauarbeiten davon abhängig, 
dass die Frage der Einführung von Schiffahrtsabgaben auf dem 
Rhein und dem Main im Einverständnisse der Vertragsschliessenden 
Staaten geregelt ist. Damit wird in die Angelegenheit ein neuer 
Streitpunkt hineingetragen, der für die endgültige Erledigung von 
schwerwiegendster Bedeutung ist, der unter Umständen das ganze 
Projekt vereiteln oder doch auf unabsehbare Zeit verzögern kann. 

Wie wird es mit unserm Mainkanalprojekt, wenn die schwierige 
Frage der Schiffahrtsabgaben überhaupt nicht zur Lösung kommt ' 
Unsere Kammer selbst hat in früheren Jahren ganz entschieden 
gegen die Einführung von Schiffahrtsabgaben Stellung genommen. 
Die Wiederaufnahme solcher Verkehrssteuern entspricht ja auch 
gewiss nicht dem modernen Verkehrsgrundsatz der freien Entwicke- 
lung von Schiffahrt und Wasserstrassenbenutznng, sie widerspricht 
auch ganz sicher dem Geist unserer Reichsverfassung, aus der man 
eine andere Möglichkeit herauszudcuteln suchte. Durch das nun- 
mehrige Übereinkommen von 1906 sind uns wie den übrigen 
bayerischen Interessenten gewissermassen die Hände gebunden. Wir 
unterlassen es darum auch, an dieser .Stelle wiederum das Abgaben- 
projekt zu bekämpfen, da dies unter den nun einmal gegebenen 
Verhältnissen für uns nicht opportun erscheint. 

Wenn nun aber das Abgaben projekt aus anderen Gründen — 
es ist ja auch die Zustimmung des Auslandes, z. B. Hollands und 
Österreichs, nötig — zum Falle kommt, soll dann auch unser Main- 
kanalprojekt auf unabsehbare Zeit verschoben sein? Mit der an- 
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gegebenen Möglichkeit ist nach neueren Nachrichten tatsächlich zu 
rechnen. Wir hoffen aber doch, dass auf jeden Fall und in abseh- 
barer Zeit mit der Ausführung des wichtigen Werks begonnen 
werden kann; denn es würde der bundesfreundlichen Gesinnung 
des mächtigsten deutschen Staates gewiss nicht gut anstehen, wenn 
die Nichterfüllung der im Übereinkommen vereinbarten Vorbedingung, 
die ja nur aufschiebende Wirkung haben soll, wiederum als (irund 
für die gänzliche Verweigerung des Unternehmens angewandt 
werden sollte. 



Als weitere Mittel zur Förderung unserer Mainschiffahrt 
empfehlen wir auch heuer wieder die Fortführung der Ketten- 
schleppschiffahrt nach dem Obermain und die Anlage eines 
.Schutzhafens am Mittelmain. 

Das Projekt der Weiterführung der Kette scheint leider vor- 
läufig wieder fallen gelassen. Wir möchten demgegenüber neuer- 
dings doch wieder auf die ganz erheblichen Vorzüge Irin weisen, 
welche die Kette für die Städte Sehweinfurt, Hassfurt und Bamberg, 
sowie für das wichtige Steinindustriegebiet am Obermain hätte. 

Bezüglich des Schutzhafens am .Mittelmain schweben an- 
scheinend noch die Verhandlungen. Wir möchten zu dieser An- 
gelegenheit dem Wunsche Ausdruck geben, dass für die Wahl des 
Platzes nicht die mehr oder minder grosse Bereitwilligkeit der 
einzelnen Gemeinden zu Terrainabtretungen und sonstigen Opfern, 
sondern dass hiefür nur der technische und wirtschaftliche Vorzug 
der Lage und die besondere Eignung für Schiffahrtszwecke mass- 
gebend sein möge. Aus dieser Erwägung heraus wären wir dankbar, 
wenn auch unsere Kammer vor der Scblussentscheidung über die 
wirtschaftliche Seite der Frage einvernommen würde. 

Von der Inangriffnahme der Vorerhebungen bezüglich der Er- 
bauung eines Sicherheitshafens am Main zwischen Aschaffenburg 
und Würzburg wurde uns durch Entschliessung des Kgl. Staat-,- 
ministeriums des Innern vom 26. Juli Kenntnis gegeben. Wir 
richteten hierauf an das Kgl. Staatsministerium folgende Eingabe 
vom 3. August: 

Mit grossem Interesse haben wir von der Entschliessung des Hohen Kgl 
.Staatsministerium.' vom 26. v. Mts. Nr. 12342, wonach über die Erbauung eines 
Si' heriieitshafeus am Main zwischen AsehafTenburg und Würzburg Vorerhebungei. 
im (lange sind, Kenntnis genommen und sprechen für Hochgeneigte Inan griffnah ni 
dieser für unseren Schifferstand tatsächlich wichtigen Angelegenheit unseren ehr- 
erbietigsten Dank aus. 
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Wie wir verschiedenen an uns gerichteten Korn s|K>mienzeu entnehmen, 
interessieren sieh bereits mehrere Gemeinden für den geplanten Hafen; wir wären 
Hohem Kgl. Staatsministerium zu Dank verpachtet, wenn nach Abschluss der 
Vorerhebungen auch unserer Kammer Gelegenheit zur Einsicht des Materials und 
gutachtlichen tusserung über die Platzwahl geboten werden könnte. 



Wie alljährlich beteiligte sich die Vorstandschaft unserer Kammer 
auch im Vorjahre wieder an der Hauptversammlung des Vereins für 
Hebung der Fluss- und Kanalschiffahrt in Bayern, der im Vorjahr 
in Erlangen tagte. 
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B. Bericht 

über öie wirtschaftliche Lage. 

'(Gutachten. Ansichten und Wünsche aus Interessenten- 
kreisen.) 

Wir geben die oingelaufencn Belichte im folgenden vollständig objektiv 
wieder und haben uns bei allenfallsigen tuderungen auf das Allernot wendigste 
beschränkt, sodass in vielen Berichten auch Ansichten zur Geltung ge- 
langen, welche von der Kammer nicht geteilt werden: wir müssen 
daher die Verantwortlichkeit für diese Äusserungen und Wünsche den 
betreffenden Einsendern überlassen. — Die den Berichten vorangcstellten Ziffern 
bedeuten Tag und Monat der Einsendung int Frühjahr 11)07. 

Allgemeiner Teil. 

I. Getreide, Bäckerei. 

Bericht einer Getreidegrosshandlung in Würzburg. (22. II. 

Die Klage über geringen Geschäftsgang wegen schwacher Ernte, 
wie solche iru 1905er Berichte Ausdruck fand, muss leider auch dies- 
mal. nur noch in stärkerem Masse, wiederholt werden. 

Gerste iieferte in Unterfranken ein so geringes Erträgnis, wie 
dies seit einer langen Keilte von Jahren nicht mehr der Fall war, 
und zudem Hess auch die (Qualität recht viel zu wünschen übrig. 
Die Trockenheit im Juli verhinderte die volle Ausbildung der Körner, 
sodass ein grosser Prozentsatz dieser schwach büeb. Nachdem die 
Landwirte in überwiegender Zahl, teils aus Nachlässigkeit teils 
absichtlich, der Reinigung viel zu wenig Sorgfalt widmen, so gestaltete 
sieh die notwendige Nachputzung recht kostspielig. Eine weitere 
ungünstige Eigenschaft war die geringe Ausbeute der letzten Fexung. 
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Angesichts dieser Mangel verhielten auswärtige Interessenten, zumal 
die Preisforderungen der Produzenten von Anbeginn hochgestellt 
waren, sich völlig und dauernd ablehnend gegenüber unserer Pro- 
venienz. Wenn trotzdem das Produkt relativ leicht und zu guten 
Preisen in die letzte Hand überging, so ist dies auf den namhaften 
Lokalbedarf sowie die neuen Zollverhältnisse zurückzuführen. 

Weizen und Koggen wurden zwar in Qualität gut geerntet, 
aber auch nur in Mengen, welche leicht bei unseren M üblen Auf- 
nahme finden. 

Hafer ist der einzige Artikel, welcher ein besseres Erträgnis 
und annehmbare Qualitäten lieferte. Bei gänzlichem Mangel aller 
Vorräte trat seitens des Konsums gleich nach der Ernte rege Frage 
auf. Bieser gute Warenbegehr blieb nicht nur bestehen, sondern 
erfuhr in den Wintermonaten eine wesentliche Steigerung bei stetig 
anziehenden Preisen, verursacht durch die ungewöhnlich lange 
Schiffahrtsstörung, welche Bezüge rheinaufwiirts erschwerte, sowie 
infolge der Wahrnehmung, dass die Importländer in diesem Jahre 
weit geringere Überschüsse auf den Weltmarkt bringen können und 
in der Lage sind, sich dieser zu entschlagen, ohne ihrerseits den 
hohen, deutschen Eingangszoll ganz oder teilweise tragen zu müssen. 
Trotz solch günstiger Auspicien waren die umzusetzenden Waren- 
mengen in diesem Artikel doch bei weitem nicht belangreich genug, 
um Ersatz zu bieten für die Ausfälle in den übrigen Cerealien und 
vor Allem in Borste, was die eingangs erwähnte Klage begründet. 

Weiterer Bericht über den Getreiöegrosshanöel aus 
Ochsenfurt a. M. (1 III.) 

Zu Beginn unseres Berichtsjahres lagerte im Gau bei den 
Bauern noch ziemlich viel Gerste, die zu reduzierten Preisen suc- 
cessive Absatz fanden. Die Aussichten für die neue Ernte waren 
infolge günstigen Wetters während des Frühjahrs und der Sommer- 
monate sehr gute. Späterhin jedoch kamen die Niederschläge 
zu häufig und zu hastig, so dass die üppigen Getreidesaaten sich 
umlagerten und dadurch nicht vollkommen zur Entwicklung kamen. 
Die viel versprechende Ernte fiel zwar reich an Stroh aber arm an 
Körner aus. 

Besonders lässt sich dies von Gerste, dem Hauptartikel 
unseres Gaues, sagen. Die Körner waren flach und klein, und gab 
es bei richtiger Putzung fast ebensoviel zweite Sorte wie brauch- 
bare eiste Sorte. Trotz der geringen Qualität wurde unsere Gerste 
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zu steigenden Preisen gerne gekauft und hob sich der Preis von 
anfangs Mk. 8. — in ganz kurzer Zeit auf Mk. 9. — pro Zentner, 
zu welch annehmbarem Preis grosse Quantitäten verkauft wurden. 
Das Absatzgebiet war indessen kein ausgedehntes wie in früheren 
Jahren. Dasselbe erstreckte sich hauptsächlich auf die Malzfabriken 
und Brauereien in nächster Umgegend und war der Versand nach 
den früheren Absatzgebieten wie München, Nürnberg mit Umgebung 
und Main- und Rheinabwarts von keiner Bedeutung. Dies hatte 
seinen Grund darin, weil genannte Plätze ihren Bedarf sich vor- 
teilhafter in fremder ausländiger Gerste eindecken konnten, welche 
viel schöner in Qualität waren und dabei oft billiger im Preis wie 
die unserige. 

Unsere Händler, welche ausschliesslich nur mit Frankengerste 
handeln, können also auf kein gutes Jahr zurückblicken, denn bei 
kleinem Umsatz kann kein grosser Nutzen abfallen; dies umsomehr 
als unsere Genossenschafts- Lagerhäuser ihre Tätigkeit immer noch 
weiter ausstrecken. Zu den in unserem Bezirk bereits bestehenden 
Lagerhäusern in Hopferstadt, Geichsheim und Bütthardt wurde heuer 
noch ein neues Genossenschaftslagerhaus in Gaukönigshofen errichtet, 
wozu der Staat wieder die bekannten Burzuschüsse leistete. Wie 
schon in früheren Berichten öfters erwähnt, schaden diese Lager- 
häuser, die nicht nur mit Getreide sondern auch mit Sämereien. 
Kunstdünger und Kraft-Futtermittel handeln, dem Kaufmann ganz 
gewaltig, während sie dem Bauern, welchem sie doch Nutzen bringen 
sollen, durchaus nicht nützen. Dies kann zahlenmässig bei uns nach- 
gewiesen werden, dass die Bauern, welche ihre Gerste an Händler 
verkauften, besseren Preis erzielten, als jene Bauern, welche ihre 
Gerste an das Lagerhaus lieferten. 

Bericht über öas Bäckergewerbe aus Würzburg. (15. II.) 

Der Geschäftsgang im Bäckergewerbe war im verflossenen Jahre 
im Allgemeinen nicht besonders günstig. Vor Allem war es die am 
1. März 1906 in Kraft getretene Zollorhöhung für Getreide und 
Mehl, welche nun der Bäcker zu tragen hat: steht doch seit dieser 
Zeit jeder Sack Mehl 2 — 3 Mk. höher, und hauptsächlich das Roggen- 
mehl hat einen solch hohen Preis, wie es ihn seit dem Teuerungsjahre 
von 1893 nicht mehr erreicht hatte. 

Ferner hatte das Bäckergewerbe sehr zu leiden durch den 
neuentstandenen und sich immer mehr ausbreitenden Konsumverein, 
der durch Massencinkäufe dem Publikum billige Waren zu bieten 
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sucht. Der Konsumverein sollte mit der zulässigen Steuer von 3% 
belegt werden, da derselbe zu einem Geschäft ausgeartet, daher wie 
die Warenhäuser zu behandeln ist. 

Eine Lohnbewegung der Gehilfen, welche im Spätsommer ver- 
gangenen Jahres eingesetzt hatte, wurde infolge entgegenkommenden, 
besonnenen Auftretens sowohl der Vorstandschaft der Bäckerinnung 
als auch des Gehilfenausschusses durch Vereinbarung eines Lohn- 
tarifes erledigt: die Arbeitslöhne sind dadurch aber etwas höher 
geworden. 

Unangenehm berührt sind die Bäckereibesitzer durch die von der 
Kgl. Kreisregierung von Unterfranken und Aschaffenburg unterm 
26. Oktober 1906 erlassenen neuen Vorschriften für die 
Bäckereien. Es würde zu weit führen, dieselben hier genauer zu 
besprechen, mau setzt jedoch in die Kgl. Regierung das Vertrauen, 
dass diese Vorschriften nicht rigoros für die älteren Bäckereien so 
durchgeführt werden; denn dies würde den Ruin von fast der Hälfte 
älterer Bäckereien bedeuten. Verbesserungen, die ohne grösseren 
Aufwand gemacht werden können, sind wohl angebracht, ebenso strenge 
Durchführung der Vorschriften bei Neueinrichtungen der Bäckereien. 

Ferner wünschen die Bäckermeister, dass der § 100 i| der 
Gewerbeordnung dahin abgeändert würde, dass die Zwangsinnungs- 
versammlung über Mindestpreisfestsetzung der Waren und Leistungen 
ihrer Mitglieder bindende Beschlüsse fassen dürfe, selbstverständlich 
jedoch unter Hinzuziehung der Verwaltungsbehörde. 



II. Gärtnerei. 

Bericht des Fränkischen Gartenbauvereins Würzburg. 

(18. II.) 

Die Geschäftslage in dev Gärtnerei hat sich im Berichtsjahre 
gegenüber den Vorjahren wenig verändert. In der Gemüse- 
gärtnerei waren Nachfrage und Absatz befriedigend, trotzdem standen 
die Preise oft nicht im entsprechenden Verhältnis. Die Ursache 
hievon dürfte nicht mit Unrecht teilweise in dem Nichtzustande- 
kommen der seinerzeit beabsichtigten Gründung einer Verkaufs- 
genossenschaft der Gärtner zu suchen sein. Mehr noch als im Vor- 
jahre machten sich die durch die lange anhaltende Trockenheit 
bedingten hohen Betriebskosten bemerkbar. Mit Befriedigung kann 
konstatiert werden, dass in diesem Jahre Pflanzenkrankheiten. Parasiten 
etc. in wesentlich geringerem Umfange als früher zu beklagen waren. 

n 
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In der Blumenbinderei gestaltete sich der Absatz infolge 
der allgemeinen Teuerung geringer als in den Vorjahren; trotzdem 
waren die Betriebskosten der Blumengärtnereien, die auf die Gewächs- 
häuser angewiesen sind, durch die stetig steigenden Kohlenpreise 
unverhältnismässig hohe. Die Wirkungen des Zolltarifs machen sich 
bis jetzt insbesondere beim Bezug von Pflanzen aus Holland, wie 
Araucarien. Rhododendron u. ii. fühlbar; die Gestehungskosten für 
diese Pflanzen waren bedeutend höhere, und es kann mit Sicherheit 
angenommen werden, dass die Einfuhr solcher holländischer Pflanzen 
successive zurückgehen, wenn nicht ganz aufhören wird. 

Vom Standpunkt der sämtlichen Gärtnereibetriebe muss trotz 
des ablehnenden Verhaltens der Kgl. Staatsregierung immer wieder 
auf die Notwendigkeit einer Güterbeförderungsgelegenheit für 
den südlichen Stadteil, die Sanderau, hingewiesen werden. 



Bericht über das Baumschulengeschäft (erstattet von der Firma 

B. Müllerklein. Baumschulen, Karlstadt a. M. 10. 1.). 

Von Obsthochstämmen sind Apfel, Birnen und Steinobst 
gut bis sehr gut gefragt, von Formbäumen: Apfel-Pyramiden. 
Cordons wagrecht und senkrecht auf Paradies, Bim Formbäume, 
besonders auf Wildstamm in geeigneten Sorten. 

ln Alleebäumen, Ziersträuchern und Koniferen lässt 
der Absatz zu wünschen übrig, noch mehr in Rosen, welche Artikel 
zumeist im Frühjahr lebhafter gefragt werden. 

Beerenobst im Allgemeinen und insbesondere meine Stachel- 
und Johannisbeer- Hochstämme finden überall Anklang, und konnte 
der Absatz hierin nicht besser sein. 

Eine bevorstehende Überproduktion in reeller Ware glaube 
ich noch nicht befürchten zu müssen; wohl werden grosse Zahlen 
offeriert, allein bei näherer Beleuchtung sind stets einige Null 
x hievon zu streichen. Möglich ist ein vermehrtes Angebot in Apfel- 
Hochstämmen, resp. eine Verminderung der Anpflanzung hierin; 
allein ein Felder wäre es, wenn eine Firma sich nur mit dem einen 
Artikel befassen würde. 

Die Creditrerhältnisse sind nicht zum besten; lange Fristen 
werden gefordert und müssen leider gewährt werden, unberechtigte 
Abzüge an Porto, Skonto etc. müssen bedauerlicherweise noch bei 
vielen Abnehmern geduldet werden. 
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Die Zölle verteuern manche Bezüge vom Ausland, und der 
Absatz in das Ausland wird nachlassen. wenn man nicht durch 
Preisreduktion entgegenkommt. 



III. Brauerei. 

Statistische Angaben über die Würzburger Brauindustrie. 

Der Malzversud der Würzburger Brauereien betrug 92569 Hekto 
Malz (davon treffen auf die zwei Grossbrauereien ca. 90%). Aus- 
geführt wurden aus Würzburg 114222 Hektoliter Bier. Die Einfuhr 

— meist aus Brauereien benachbarter fränkischer Orte — betrug 
54 774 Hektoliter Bier. 

Bericht einer Exportbierbrauerei in Würzburg. (16. 1.) 

Der Geschäftsgang im verflossenen Jahre hat kein günstigeres 
Resultat gezeitigt wie in den vorhergehenden. Die Erwerbsverhältnisse 
in Würzburg sind immer noch sehr schlechte, die obendrein durch 
das Kehlen jeder Bautätigkeit noch sehr nachteilig beeinflusst werden. 
Hierdurch, sowie durch den sehr schlechten Sommer, hatte der Bier- 
konsum sehr zu leiden, und eine kleine Besserung trat erst ein. als 
gegen den Herbst zu die Witterung sich etwas günstiger gestaltete. 

Wenn es uns gelang, den Absatz des vorigen Jahres zu über- 
schreiten. so war dies nur durch Anbahnung neuer Verbindungen 
möglich. 

Sehr empfindlich wirken die in Kraft getretenen Zölle durch 
nicht unerhebliche Preissteigerung von Gerste und Hopfen. 

Dabei ist aber leider nicht zu konstatieren, dass unsere gersten- 
bauenden Landwirte ihrer Produktion und der Behandlung ihrer 
Produkte nach der Ernte eine erhöhte Sorgfalt zuwenden; im Gegen- 
teil: die ( fersten der heurigen Ernten standen in Qualität — 
namentlich auch in Bezug auf Putzung und sorgfältige Einerntung 

— wesentlich hinter jenen des Auslandes zurück, und es erscheint 
nicht ausgeschlossen, dass man im Wiederholungsfälle der — wenn 
auch etwas teureren — Auslandsgerste, welche dafür auch ungleich 
höherwertig ist. den Vorzug gibt und die einheimische Gerste ver- 
nachlässigt. 

Auch die Hopfenpreise sind bedeutend in die Höhe gegangen. 
Speziell stellt sich der Böhmische Hopfen, der zur Herstellung von 
lichten Bieren absolut notwendig ist, fast um das Doppelte teurer, 

9 * 
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wie im Jahre zuvor. Die Hopfen bayerischer Ernten, deren Qunlitiit 
— soweit es sich bis jetzt überblicken lässt — eine zufriedenstellende 
ist, sind ebenfalls bedeutend teurer geworden. 

Vom 1. April 1 007 ab tritt auch eine Verteuerung der Kohlen- 
preise ein. 

Eine sehr grosse Erschwerung hat auch das Exportgeschäft 
durch die Erhöhung des Übergangszolles erfahren, der den 
Bestimmungen der Verfassung nicht entspricht; es darf wohl die 
Hoffnung ausgesprochen werden, dass die bayerischen Mitglieder 
des Bundesrats Alles daran setzen, die Übergangsabgabe auf den 
früheren Satz von 2 Mk. pro hl zuriiekzuführen. Der Export nach 
Norddeutschland hat durch die Einführung des neuen Brausteuer- 
gesetzes an und für sich einen viel schwierigeren Stand, und es 
sollte demselben vom Staate jedwede Erleichterung geboten werden, 
um die so reich fliessende bayerische Brausteuerijuelle nicht in ihrer 
Ergiebigkeit zu schmälern. 

Bericht über die Bierbrauerei aus Kitzingen a. M. (1. III.) 

Der Gesamtmalzverbrauch der Kitzinger Brauereien ist im 
verflossenen Geschäftsjahre um ein Geringes von hl 28040 auf 
hl 28410 gestiegen, ebenso hat sich auch der Malzverbrauch der 
Brauereien unserer nächsten Umgehung, welche ebenfalls der hiesigen 
Brausteucrhebestelle zugehören, vo.n hl öl 27 pro 1905 auf hl 5358 
im verflossenen Jahr 1906 gehoben. 

Von einem weiteren Aufschwung des Geschäftes ist deswegen 
jedoch keine Rede: lediglich der dem Bierabsatz günstige Spät- 
sommer und die vollständige Missernte im Weinbau unserer Gegend 
haben ermöglicht, dass sich die Malzverbrauchsziffer auf alter Höhe 
halten bezw. um ein Geringes wachsen konnte. Die Wirkung des 
neuen Zolltarifes war in einem gegen das Vorjahr weiteren Anziehen 
der Gerstenpreise bereits zu verspüren, dieselbe kostete Mk. 8.50 bis 
Mk. 9.50 per Zentner; auch Hopfen war bedeutend teurer und 
schwankte je nach Provenienz zwischen Mk. 100 — 150 per Zentner, 
ein Mehr von ca. Mk, 30 per Zentner gegen 1905. Auch Kohlen 
sind noch teurer geworden, und es steht in diesem in Mengen be- 
nötigten Material eine weitere ausserordentliche Preissteigerung, 
ca. 5 Mk. bei Braunkohlen und ca. 15 Mk. bei Ruhrkohlen auf den 
10 t- Waggon, bevor. 

Der Bierpreis aber ist der alte geblieben, und die Renta- 
bilität der Brauereien hat durch diese Steigerung der Rohmaterialien, 
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durch neuerliche Bewilligungen zur Erhebung von Einfuhr-Akzis in 
einigen Gemeinden unseres Bezirkes — eine Belastung, über welche 
wir nun seit Jahren immer wieder Klage führen — sowie durch höhere 
Löhne und Spesen weitere Einbusse erlitten. Es werden endlich 
auch die Brauer hiesiger Gegend nach dem Vorbild anderer Industrie- 
zweige zur Wahrung ihrer immer mehr gefährdeten Interessen eine 
wirtschaftliche Schutzvereinigung bilden müssen, welche den will- 
kürlichen Preisschleuderoien ein Endziel setzen. 

Nicht unerwähnt soll hier die im Oktober 1906 hier abge- 
haltene Gerstenschau bleiben; dieselbe zeigte, dass unsere Landwirte 
bei rationeller Sortenwahl und vermehrter Sorgfalt ein für Brau- 
zwecke recht brauchbares Produkt erzielen können, dass aber auch 
immer noch viel zu wenig Fleiss und Wert auf ein richtiges Putzen 
und Sortieren der Gerste gelegt wird. 

Bericht einer Bierbrauerei in Marktsteft (7. 11.) 

Das Geschäftsjahr 1905/06 (vom 1. Oktober 1905 bis 30. Sep- 
tember 1906) ist noch nicht als ein gerade ungünstiges zu bezeichnen. 
Der Preis der Frankengerste war nicht allzu hoch: er betrug pro 
Zentner 11k. 8.50 bis 11k. 9.00 und teilweise etwas darüber. Die 
(Qualität liess jedoch gegen die im vorhergehenden Jahre zu wün- 
schen übrig, wodurch eine weniger gute Sud-Ausbeute erzielt wurde. 
Hopfen konnte man je nach Lage zu 11k. 80 bis Slk. 130 per Zentner 
kaufen; die Qualität desselben war im allgemeinen sehr gut, der 
Preis nicht zu buch. Einrichtungsansehaffungskosten, Versicherungs- 
beiträge, Löhne, Steuern, Umlagen etc. sind leider in fortwährend 
steigender Bewegung. Auch in Gerste und Hopfen werden wir 
sicher noch höhere Preise bekommen, in llalz ist die Preissteigerung 
schon eingetreten — alles in Folge der Zölle — , so dass das Brauerei- 
gewerbe keinen guten Aussichten entgegengeht. 

Sehr zu beklagen ist, dass im Sommer vorigen Jahres in ver- 
schiedenen Gemeinden ein Bieiakzis von 60 Pfennig pro Hekto- 
liter eingeführt wurde und dass die Brauereien durch Druck „von 
oben und unten" gezwungen wurden, denselben bis jetzt selbst zu 
tragen. Wenn man bedenkt, dass dieser Akzis den halben Nutzen, 
den der Bierbrauer am Hektoliter Bier hat, absorbiert, so ist es klar, 
dass die Bierbrauereien nicht mehr bestehen können, wenn es ihnen 
nicht gelingt, den Bierpreis in den Gemeinden, wo ein Akzis bestellt, 
zu erhöhen. 
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Bericht einer Bierbrauerei im nördlichen Teil von Unter- 
franken. (15. II.) 

Das verflossene Jahr ist in seiner Gesamtheit kein gutes zu 
nennen gewesen. Lähmte schon die teilweise für den Absatz von 
Bier sehr ungünstige Witterung den Konsum sehr, so machte sich 
noch mehr Ausfall geltend durch die verschiedensten Ursachen. 
Nicht als unwichtigste sind z. B. die Ausstellungen zu bezeichnen, 
die zwar in den betreffenden Städten, in denen sie abgehalten 
werden, zur Erhöhung des Absatzes beitragen, den Landbrauereien 
aber nicht unerheblich schaden. Der durch den Besuch der Aus- 
stellung entstandene Aufwand muss eben daheim eingespart werden. 
Auch sonst hat der Konsum aus den verschiedensten Gründen 
gelitten, z. B. wegen erhöhten Aufwands bei Haus- und Grund- 
stückerwerbungen, wegen Neueinrichtungen, wegen des mehr oder 
weniger grossen Ausfalls der Ernte u. s. w. 

Üben diese Faktoren einen Einfluss auf den Absatz im 
Allgemeinen aus, so haben speziell die Brauereien des nördlichen 
Bayerns noch schwerer unter den dort hestebenden Verhältnissen 
zu leiden. Fast überall ist der Schankpreis nur 20 Pfg. pro Liter. 
Ist es da ein Wunder, wenn die Wirte wenig oder gar nichts 
verdienen? Können sie unter diesen Umständen für ein an- 
gemessenes Bier den entsprechenden Preis bezahlen? Brauer und 
Wirte, zwei früher hoch geachtete Stände, gehen ihrem Kuin 
entgegen. Sinkt doch schon jetzt mancher Besitzer einer Wirtschaft 
tatsächlich zum Pächter herab. 

Im Gegensatz zu den Brauereien im Süden und Innern 
Bayerns sind jene an der Grenze in ihrem Absatz sehr ein- 
geschränkt, weil ihnen viele nah gelegene Ortschaften ganz entzogen 
sind. Wenn ja eine oder die andere ihnen zugängig ist, so sind 
doch damit sehr viele Schwierigkeiten verbunden, die durch die 
Zollabfertigung sowohl diesseits wie jenseits der Grenze entstehen, 
von der Benachteiligung ganz abgesehen, die durch die letzt 
eingeführte Erhöhung der Ubergangssteuer hinzukam. Diese, die 
in ihrer jetzigen Höhe nach dem AVortlaute der Verfassung nicht 
einmal berechtigt scheint, bedeutet z. Zt. pro hl einen nochmaligen 
Verlust von Mk. 0.75. dem jenseits der Grenze kein höherer Bier- 
preis entspricht. 

Wollen die bayerischen Grenz- Brauereien in l'nterfrauken 
ihren Bierabsatz vergrössern, indem sie Absatz nach Thüringens 
beliebten Ausflugs-, Erholungs- und Badeorten suchen, dann haben 
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sie ausser der Eilgut- und Expressbeförderung — die sehr teuer 
sind und daher nicht in Betracht kommen — nur eine einzige 
Beförderungsgelegenheit, d. i. einen gegen Mitternacht abgehenden 
Güterzug. Das Bier muss aber vor 6 Uhr abends an das Steuer- 
amt zur Abfertigung und zur Bahn zur Aufgabe gebracht werden. 
In der Güterhalle steht es dann bis gegen Mitternacht. Gegen 
3 Uhr morgens an der Übergangsstelle angekommen, wird es dort 
einfach zwischen die Schienen gelagert, um hier nach seiner 
Abfertigung zwischen 8 — 10 Ubr vormittags ev. bis wieder gegen 
Mitternacht liegen zu bleiben. Unter ungünstigen Umständen (wenn 
vielleicht ein Sonntag dazwischen) kann es Vorkommen, dass solches 
Bier bis 50 Stunden im Freien liegt. Ein so behandeltes, jeder 
Witterung ausgesetztes Bier hat, wenn es die Kundschaft erreicht 
erheblich gelitten, wenn es nicht bei Frost bezw. grosser Hitze 
überhaupt schon ganz verdorben ist. Wäre es der Eisenbahn- 
Direktion nicht möglich, hier Abhilfe zu schaffen, indem während 
des Tages — zwischen 9 Uhr vormittags und 2 Uhr nachmittags 
— die Beförderung geschehen könnte! Die Bahnverwaltung würde 
des Dankes aller Interessenten sicher sein und den ohnedies schwer 
belasteten Grenzbrauereien eine grosse Wohltat zukommen lassen 



IV. Wein und Schaumwein. 

Bericht einer Weingrosshandlung in Würzburg. (29. 1.) 

Die fast vollständige Missernte des Jahres 1906 wird, so sehr 
sie vom allgemeinen Standpunkt beklagt werden muss, für die wirt- 
schaftliche Lage in gewissem Sinne nicht ohne Nutzen bleiben. Sie 
musste kommen, die Preise mussten wieder auf eine solide Basis 
gebracht werden. So sind denn auch hauptsächlich die Konsum- 
weine ausserordentlich in die Höhe gegangen. Das wäre schon recht; 
aber es ist für den Händler begreiflicher Weise nicht leicht, die 
wesentlich höheren Preise so rasch bei der Kundschaft einzuführen, 
umsoweniger, als es Leute gibt, - die merkwürdiger Weise immer 
noch „ausnahmsweise“ zu den alten, billigen, jetzt ganz unmöglichen 
Preisen anbieteu. Solche Leute gibt es aber schliesslich in jeder 
Branche; der Weinhandel soll durch diese Bemerkung nicht dis- 
kreditiert werden. Es wird ohnehin schon genug an ihm gekritelt 
dank der vielfach an den Haaren herbeigezogenen Prozesse und 
dank der unlauteren Elemente, die ja leider nie ganz ausgerottet 
worden können, selbst wenn das idealste Weingesetz zustande käme. 
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Drum lasse man es beim Alten! Die ordentliche Kontrolle, 
auch in nicht weinbautreibenden Gegenden gehandhabt. genügt voll- 
auf. Wohin soll das führen, wenn des Weingesetzes wegen der 
reelle Weinhandol jahrelang nicht zur Kühe kommen soll! Das 
Ansehen des Einzelnen und das der ganzen Branche muss doch auch 
respektiert werden. — Es ist ohnehin kein Vergnügen. Weinhändler 
zu sein. Unsereiner wird bald zu der Klasse von Menschen gezählt 
werden, die unter Polizeiaufsicht stehen. Dazu kommt, und das ist 
noch das Schönste, dass man in jedem Weinhändler einen Millionärs- 
adspiranten sieht. Im vorigen Jahre hat uns ein Herr Kollege vor- 
gerechnet — und er dürfte mit seinem Resultat auf wenig Wider- 
spruch gestossen sein — , dass sich das Betriebskapital nur noch mit 
3'/," 0 verzinst: im laufenden Geschäftsjahr ist es bestimmt noch 
schlimmer. Die Löhne werden nicht geringer. Holz und Glas nicht 
billiger, sogar die Rollspesen sind höhere geworden. Nun — man 
lässt sich am Ende von der Notwendigkeit eines Preisaufschlags 
überzeugen und Jedermann lässt sichs schliesslich gefallen — nur 
der Weintrinker nicht! Dieser raisonniert und verlangt einfach „seinen“ 
Schoppen. Von Flaschenweinen schweige ich. Der Weintrinker 
ahnt nicht im Entferntesten den unverhältnismässig schweren geschäft- 
lichen Standpunkt des Weinhändlers: hier tut Aufklärung not wenn 
der reelle Woinlmndel heil aus der Situation hervorgehen soll. 

Bericht einer Weingrosshanölung in Kitzingen a. M. 

Es ist überflüssig zu sagen, dass das Jahr 1906 für die meisten 
deutschen Weinbaugebiete eine totale Missernte brachte, denn das 
ist genugsam in allen Blättern geschildert worden. Für den Handel 
hat es nur den Zweck, zu konstatieren, welchen Einfluss dieselbe 
auf das allgemeine Geschäft hatte, und da bann man wohl sagen, 
dass — so sehr man die Winzer, welche um den Lohn ihrer Arbeit 
gekommen, welche schwer unter der Kalamität leiden, bedauert — 
doch für das Geschäft der Vorteil kam, dass erstensmal die entsetz- 
liche Preisunterbietung ein Ende nahm und dass auch die grossen 
Lager nach und nach zu ihrem Rechte kamen. Wie die Verhältnisse 
lagen, war es früher Unsinn, grosses Lager liinzulegen. Junge 
Weine, rasch fertig gemacht, spritzig hinausgegeben — das war die 
Deviso. Die Mosel gab noch etwas Kohlensäure-Zusatz, und der 
modernen Geschmacksrichtung im allgemeinen war Rechnung ge- 
tragen, und der rasche Umsatz brachte bald Geld. Was aber unter 
diesen Verhältnissen not litt, war der alte legitime Handel, welcher 
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seine Weine eben Weine werden liess und solche nach richtiger 
Entwickelung an den Mann zu bringen suchte. 

Das Verständnis für richtige Weine war verloren gegangen, 
man trank seinen „spritzigen Mosel *, und dann, weil es Mode ist 
und nach etwas aussieht, seinen Schaumwein, möglichst bekannte 
Marken (Qualität war Nebensache, oder ist es meist noch). Dass 
dies aber anders wird, erhofft der Handel sehnlichst; man tindet 
teilweise schon eine wesentliche Änderung und so mancher, welcher 
nicht höher schwur als bei spritzigem Mosel, setzt sich jetzt zu 
einem guten Glas Wein hin und schlürft ihn mit Behagen. Aufgabe 
des Weinhandels nun wäre, jetzt den Konsumenten wieder das 
Weintrinken zu lehren, ihnen jetzt, wo die guten Jahrgänge 1903, 
und 1904 in jungen und 1893 und 1900 in alten Weinen zur Ver- 
fügung stehen, zu zeigen, worin eigentlich der Genuss des Weines 
besteht. 

Ein gmsser Fortschritt in dieser Hinsicht war die Nürnberger 
Ausstellung, und selbst der nichtbeteiligte Weinhändler musste sich 
des Erfolges freuen, allerdings eines im grossen Ganzen bescheidenen 
Erfolges; denn trotz der guten Aufnahme, welche die Frankenweine 
auf der Ausstellung fanden, musste man konstatieren, dass z. B. bei 
Gelegenheit des Rhönklubfestes in Nürnberg nicht eine einzige Marke 
Frankenwein auf der Tischkarte stand. Moselweine und Bheinweine 
von Koblenz bildeten die Hauptsache; sollte Franken mit seinen" 
guten Firmen nicht in der Lago gewesen sein, etwas zu bieten? 
Man soll nicht blos Lokalpatriotismus treiben; aber etwas schadet 
mitunter nichts. 

Auch in München im Ratskeller sind Frankenweine recht 
stiefmütterlich behandelt, und man kann wohl sagen, dass im Rats- 
keller zu Leipzig mehr Frankenweine getrunken werden als in 
München; ebenso ist es wohl in Berlin der Fall. 

Welcher Nutzen oder Schaden durch den neuen Zollsatz aut 
Verschnittweine eintritt, lässt sich bei der Missernte nicht recht 
sagen; nur soviel ist sicher, dass ein Zoll auf Trauben von 51k. 6. — 
wahrlich genügt hätte. Die Fracht auf Trauben ist dieselbe wie auf 
Wein; bezieht man aber 200 Zentner Trauben, so hat man blos eine 
Ausbeute von 63 — 70 Hekto Wein, während die 200 Zentner Wein 
doch die gleiche Fracht kosten. 200 Zenter Trauben kosten 1000 51k. 
Zoll, 200 Zentner Verschnittweine 1500 51k. Bei allerhöchstens 
70 Hekto Ausbeute aus Trauben kostet demnach der Hektoliter 
Wein mit Hefe und allen Rückständen 200 Zentner I 16% Tara = 
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232 Zentner ä Mk. 5. — Mk. 1160. — = 16,57 Zoll, bei Wein 200 
Zentner -r 16 0 /o l' ara 232 Zentner a Mk. 7,50 = 17,40 Mk.. also hat 
man für die Differenz von 80 Pfennig die Hefe und die Mehrfracht 
von 70 Zentnern zu rechnen, und das ist ein Nachteil. Die Einrede, 
dass die Traubenrückstände einen gewissen Wert haben, ist illusorisch, 
da kein Händler solche zu Weinzwecken ausnützen wird. Das tut 
höchstens der Kleinbauer, welcher sich einen Haustrunk bereitet; 
ausserdem sind sie bloa zu Brennzwecken zu verwerten, und das 
bietet kein Äquivalent für die Arbeit und Schererei. Will man also 
bei dem noch zu vereinbarenden Handelsverträge mit Spanien ein 
Entgegenkommen zeigen, so bietet sich Gelegenheit durch Ermässigung 
auf eingestampfte Trauben auf 6 höchstens 7 Mark per 100 Kilo. 

Was nun den Absatz im Allgemeinen anlangt, so ist es selbst- 
verständlich, dass der Massenabsatz den mehr begünstigten tiegenden 
Badens und des Elsasses zugut kam, und da ist eben nun die Befürch- 
tung gerechtfertigt, dass diese Landesteile in Zukunft das grosse 
Geschäft mit kleinen Weinen machen worden, umso mehr, als die 
meisten fränkischen Weinhändler sich in Acht nehmen werden, über 
das unklare Wörtchen „erheblich“ zu stolpern und lieber die Hand 
von jeder Verbesserung geringer Weine lassen. 

In Kitzin gen wurden im Jahre 1906 in (Quantitäten über 
10 Zentner von auswärts 70320 Zentner Wein per Bahn bezogen, 
die Zolleinnahme auf ausländische Weine betrug annähernd 140000 
Mark. Das Geschäft in Flaschenweinen hat bedeutend zugenommen, 
während das Geschäft in Fassweinen zurückging; die Minder- 
einnahmen an Eichgebühren von ca. 700 Mark dürfte hauptsächlich 
diesem Umstande zuzuschreiben sein. Trotz der strengen Kontrolle, 
welche Kitzingen nun einmal auszuhalten hat, haben sich grosse 
Verfehlungen gegen das Weingesetz nicht konstatieren lassen; nur 
kleinere Fälle lagen vor, welche zum Teil überhaupt nur aus falscher 
Auffassung des Gesetzes entstanden sind, aber eine Schmiererei in 
der Weise, wie sie anderwärts entdeckt wurde, nicht konstatieren 
Hessen. 

Weiterer Bericht einer Weingrosshandlung in Kitzingen a. M, 

Nicht Arbeits- sondern Arbeitermangel war die Signatur des 
Wirtschaftsjahres 1906. Industrie und Handel halten einen Auf- 
schwung zu verzeichnen, der die kühnsten Erwartungen übertroffen. 
Minimal jedoch ist der Anteil, den der Weinhandel daran hat. und 
dieser Anteil wird überdies wohl mehr im Umsatz als im Verdienst 



— 139 — 

zum Vorschein kommen. Die Kaufkraft eines grossen Teiles der 
Bevölkerung mit fest normiertem Einkommen, also der Beamten etc. 
wurde geschwächt durch die ausserordentliche Steigerung der Preise 
aller Lebensbedürfnisse, fast ohne Ausnahme. Dagegen hat sich 
zweifellos der Umsatz in Industriezentren gehoben, auch in besseren 
Flitschen weinen; den Löwenanteil hieran haben jedoch nach wie vor 
die Mosel und Saar. Die Zahlungsverbnitnisse dürften sich etwas 
gebessert haben, jedoch werden den Konsumenten von mancher 
Seite oft Ziele aufgedrängt, die solche gar nicht beanspruchen, die 
aber schliesslich zur Gewohnheit werden. 

Das .Jahr 1906 war auch sonst für den Weinhandel ein recht 
bewegtes. Nach der Blüte waren fast in allen deutschen Weinbau- 
gebieten beste Aussichten; dann aber trat die Peronospora auf und 
nahm einen Umfang an, dass es zur fast vollständigen Vernichtung 
des in Aussicht stehenden Ertrages führte. In Franken resultierte 
wie in den meisten anderen deutschen Weinbaugebieten — eine 
totale Missernte; den relativen llöchstertrag hat die Mosel mit '/,■ Ernte. 
Die direkte Folge der allgemeinen Missernte war eine rapide Steigerung 
der Preise für kleine und mittlere Weine, in Franken selbst bis 
100%. Trotz dieser relativ hohen Preise entblödete man sich hier 
nicht, in Versammlungen nach wie vor dem Weinhandel die bekannten 
Vorwürfe zu machen. 

Ungleich schwerer ist es dem Handel, Lei seinen Abnehmern 
einen der Marktlage entsprechenden Preis zu erzielen. Wenn auch 
den wüstesten Preisschleudereien ein Riegel vorgeschoben ist. so 
wird doch das Wort „Solidarität“ im Weinhandel immer noch klein 
geschrieben. Die Kundschaft ist schwer zu bewegen, einen gebesserten 
Preis zu bezahlet), trotzdem sonst fast alle Branchen Preiserhöhungen 
glatt durchsetzen konnten. 

Die verschiedenen kleineren und grösseren Beanstandungen 
und Bestrafungen im verflossenen Jahre haben wieder gezeigt, dass 
das Weingesetz vollständig ausreicht, wenn es richtig gehandhabt 
wird. Selbst wenn die Kontrolle in den übrigen Bundesstaaten etwas 
weniger rigoros ausgeübt wird als in Bayern, und selbst wenn sich 
die Sachverständigen nicht auf Zungenprobe verlassen, finden sich 
in der bisherigen Gesetzgebung Anhaltspunkte genug, um unlauteren 
Manipulationen wirksam entgegenzutreten. Der bayerische Wein- 
handel ist leider einmal «las Versuchskaninchen bei der Einführung 
gleichheitlicher Kontrolle in den übrigen Bundesstaaten. 
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Über das Weinparlament mag man denken wie man will; 
trotz seinor agrarischen Zusammensetzung hat dasselbe doch gezeigt, 
dass Weine geringer Jahrgänge und Lagen eben rationell verbessert 
werden müssen, und das ist die Hauptsache. Int Übrigen sind die 
einzelnen Punkte der Beratungen in der Tagespresse so breit 
getreten, dass es sich erübrigt, hier näher darauf einzugehen. 

Wer aber geglaubt hätte, dass dem Weinhandel die so nötige 
Kühe gelassen, befindet sich in einem grossen Irrtum. Schon 
drohen die Interpellationen der einzelnen Fraktionen im Reichstage 
zur ..Verböserung" des Weingesetzes. Reichstagsmehrheiten sind 
aber nicht Mehrheiten der Interessenten von Winzern und Wein- 
händlern, und es muss diesmal sehr frühzeitig die Trommel gerührt 
werden zur Agitation gegen die Machenschaften der Weinagrarier. 
Interessenkorporatiouen werden von den Führern der Parlamente 
zu wenig gehört. Her legale Weinhandel muss von seinen Gegnern 
das „Schreien" lernen. 

Der Spirituosenhandel krankt noch immer an hohen Sprit- 
preisen und noch mehr an den unbestimmten Auslegungen der 
Begriffe ..Kognak", ..Rum" etc 

Die Preise der Zubehörartikel wie Fässer. Flaschen etc. sind 
auch im Berichtsjahre wieder bedeutend gestiegen. 

Im Übrigen wiederhole ich meine Wünsche vom vorigen 
Jahre betreffs der Sachverständigen für Voruntersuchung, Mittel zur 
Abwendung der Frostgefahr bei Versendungen in den Winter- 
monaten etc. 

Bericht einer Weingrosshandlung in Schweinfurt. (14- II) 

Das abgelaufeue Geschäftsjahr hat sieb ziemlich in den 
gleichen Grenzen des vorgegangenen bewegt. Das allgemeine 
Misstrauen des Publikums gegen den Weinhandel hat sich nicht 
verringert und erschwert dadurch selbstverständlich den Absatz; 
dazu kommen noch die Schleuderpreise im Ausverkauf, besonders 
von einzelnen Berliner Firmen. 

Die Ernte in Deutschland ist leider recht misslich ausgefallen, 
was umsomehr zu wundern ist, als die Aussichten im Frühjahre 
und Sommeranfang recht vielversprechende waren. Infolgedessen 
sind die Preise, besonders für kleine Weine wesentlich in die 
Höhe gegangen, und der Nutzen ist auf ein Minimum reduziert. 

Frankreich, besonders die Bordeaux -Gegeud, hatte, was 
Quantität anbelangt, eine grossartige Ernte, die Qualität ist aber 
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ausserordentlich verschieden und empfiehlt sich der Einkauf nur 
mit grösster Vorsicht. 

Die Nachfrage nach Rhein- und Pfalzweinen hat sich in 
Deutschland seit meinem letzten Berichte noch nicht gebessert; 
man begehrt die dünnen, mehr oder weniger spritzigen Mosel- und 
Saar-Weine. Dieselben werden im Verhältnis zu Rhein- und 
Pfalzweinen sehr teuer bezahlt, was die Auktionen der 1904 er 
Weine deutlich gezeigt haben, und daran ist der Verdienst sehr 
minimal. Durch die grosse Nachfrage nach Moselweinen sind die 
schweren, bouquetreichen Flaschenweine aus der Pfalz, vom Rheine 
und auch aus unserem Frankenlande nur mit besonderer Mühe an 
den Mann zu bringen. Hoffentlich tritt in der Geschmacksrichtung 
einmal eine Änderung ein, damit das Publikum die wirklich vor- 
züglichen Franken-, Rhein- und Pfalzweine wieder in den Vorder- 
grund stellt. Auch im Auslande fängt man an, das Interesse den 
Moselweinen zuzuwenden und diese werden jetzt immer mehr und 
mehr verlangt. 

Neben meinen verschiedenen Wünschen will ich nur den 
einen vorzugsweise hervorheben, dass die Heizung der Güterwagen 
in der Winterzeit, mit entsprechender Frachterhöhung, vermehrt 
eingeführt wird. Sehr nachteilig gestaltet sich die infolge starken, 
anhaltenden Frostes eintretende Erschwerung des Versandes, der 
dadurch auf grössere Entfernungen nur als Eilgutfracht bewerkstelligt 
werden kann. Ferner wiederhole ich meinen Wunsch nach Frankatur- 
zwang der zu retournierenden Emballagen. 

Schliesslich möchte ich nicht unerwähnt lassen, dass beim 
hiesigen Kgl. Hauptzollamte kein geeigneter Lagerraum für Bordeaux- 
weine zur Verfügung steht. Ich habe schon versucht, eine grössere 
Anzahl Bordeauxweine beim Kgl. Hauptzollamt einzulegen, musste 
aber das Lager wieder aufgeben, da die Weine infolge des für 
Bordeauxwein ungeeigneten Raumes stark gelitten haben. Es wäre 
erwünscht, wenn darauf Rücksicht genommen werden könnte, dass 
beim hiesigen Kgl. Hauptzollamto Raum geschaffen wird, der neben 
den Südweinen auch Bordeauxweine derart aufzunehmen geeignet 
ist, dass die Weine nicht dem Verderben ausgesetzt sind. 

Weiterer Bericht aus Sulzfelö a. M. (13. II.) 

Im abgelaufenen Geschäftsjahre hat sich der Umsatz früherer 
Jahre nur mit grosser Mühe und Anstrengung aufrecht erhalten 
lassen, woran die stnttgehabten Weinprozesse und die wüste, heftige 
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und ungerechte Agitation für Verschärfung des allerdings keineswegs 
mustergiltigen Weingesetzes nicht wenig Schuld tragen. Im Interesse 
des reellen Handels und nicht minder des Winzers wäre es endlich 
einmal Zeit, dass wieder Ruhe eintrete, damit dem Publikum das 
Weintrinkeu nicht noch mehr verekelt werde. 

Durch die vollständige Missernte des Jahres 1906 sind die 
Weine älterer Jahrgänge rapid in die Höhe gegangen, wodurch 
manchem Winzer, der noch über Vorrat verfügte, die Missernte 
zum Teil ersetzt wurde. Auch wenn die zu erwartende Ernte eine 
vollständige zu nennen wäre, was aber durch das Nichtvorhandenseiu 
genügend reifen Holzes kann» zu erwarten ist, so worden die Preise 
doch auf längere Zeit hinaus für den Winzerstand sehr günstig sein, 
während der Handel die aufsteigende Konjunktur grösstenteils nicht 
benützen kann. 

Sehr wünschenswert wäre es und würde vom reisenden Publi- 
kum und der hiesigen Einwohnerschaft dankbarst begrüsst, wenn 
von Seite des Kgl. Oberpostamtes die im vorigen Jahre aufgehobene 
Personenpostverbindung zwischen Kitzingen und Sulzfeld wieder 
hergestellt würde. Das hier geübte Sparsystem hindert den Verkehr 
ganz bedeutend, da einigermassen gut gekleidete Passagiere die jetzt 
verkehrende Cariolpost aus sehr naheliegenden Gründen nicht heniitzen 
können. Eine frühere Öffnung des Schalters der hiesigen Postagentur 
sowohl vor- als nachmittags liegt sehr im Interesse der hiesigen 
Geschäftsleute. 



Weiterer Bericht aus Miltenberg. 

Die allgemeine Missernte im ganzen deutschen Weiubaugebiet 
und ihre Ursachen sind hinreichend bekannt. Das Erträgnis der 
Weinberge in unserem Bezirk ist ein kaum nennenswertes. Der 
Weinhandel selbst musste daher seinen Bedarf in weinbaureicheren 
Gebieten, in früheren Jahrgängen, zu wesentlich höheren Preisen 
(30 — 40% höher) decken. Das Geschäft ist dadurch in ganz andere 
Bahnen gelenkt und sehr erschwert, da die Abnehmer nicht die 
entsprechend hohen Preise anlegen wollen. 

Für den Weinversand auf der Strecke Miltenberg-Aschaffenburg 
zum Anschluss an die Hauptrouten macht sich während der Kälte- 
zeit das Fehlen von geheizten Güterwagen empfindlich bemerkbar 
Durch diesen Verkehrsmangel ist zur laugen Frostzeit der ganz« 
Weinversand still gelegt, was bei dem auf dieser Strecke recht 
bedeutenden Geschäftszweig einen ziemlichen Schaden bedeutet. I>io 
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Gelegenheit, zu dieser Jahreszeit ein- oder zweimal wöchentlich in 
geheizten Güterwagen zu befördern, dürfte freudig begriisst werden. 

Weiterer Bericht aus Mainstockheim. (24. 11.) 

Das Jahr 1906 ist ein denkwürdiges Jahr für den Winzer wie 
für den Weinhändler, aber nicht im guten Sinn. In der hiesigen 
Markung hat auch nicht ein einziger Weinbergsbesitzer einen Ertrag 
erzielt, der ihm das Keltern ermöglichte. Viele liessen den Ertrag 
überhaupt am Stocke hängen, andere brachten ihn in Wassereimern 
ä 10 Liter nach Hause und kelterten auf der Handpresse, um 
wenigstens zu kosten, was gewachsen ist. Die Folgen dieser Miss- 
ernte kommen den Wenigen zu gute, die ältere Weine auf Lager 
haben, deren Preise rapide in die Höhe gehen, während die mittleren 
Weinbergbesitzer sagen müssen: noch ein solches Fehljahr und wir 
sind verloren. Zum Glück war die Obsternte, besonders in Zwetschgen, 
eine solch reichliche, dass der Bauer wenigstens von dieser Seite 
etwas Geld in die Hand bekam. Diese Erfahrung wird dazu bei- 
tragen, dass der Obstbau in hiesiger Markung intensiver und rationeller 
betrieben werden wird. 

Der Weinhandel hat nur Ursache zur Klage. Die Indien Preise 
aller Lebensbedürfnisse schwächen zunächst die Kaufkraft des Mittel- 
standes und der Beamten, deren Gehälter mit der Teuerung nicht 
gleichen Schritt in die Höhe halten. Dann aber verstehen die 
Käufer sich nicht leicht zur Anlage eines höheren Preises für den 
Wein, während nicht nur diese, sondern auch die Arbeitslöhne, die 
Preise der Fässer. Flaschen und aller Keller-Utensilien in rascher 
Steigerung eine Höhe erreichen, die das Geschäft erschweren. Kein 
Beruf ist so auf Hoffnung angewiesen, wie der Weinbau und 
-Handel, und so wollen wir für das nächste Jahr das beste hoffen 
und wünschen. 

Bericht einer Sektkellerei in Würzburg. (31. 1.) 

Das Geschäft liegt nach wie vor recht schwierig für unsere 
Branche. 

Wenn auch ein kleiner Aufschwung zuni Besseren insoferne 
konstatiert werden kann, als sich das konsumierende Publikum mehr 
den besseren Marken als wie früher zuzuwenden scheint, so lasten 
doch die unverhältnismässig hohen Verkaufs- und Keklamespeson 
die aufgewendet werden müssen, um neben den grossen Reklame- 
firmen wenigstens einigermassen bestehen zu können, schwer auf der 
Rentabilität mittlerer und kleinerer Betriebe. 
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Die Woinpreise haben infolge der letzten Missernte eine Hohe 
erreicht wie nicht leicht früher; alle für Ausstattung, Verpackung 
u. s. w. benötigten Materialien und nicht zuletzt die Arbeitslöhne sind 
teuerer geworden. Trotz alledem wird aber zu alten Preisen weiter 
verkauft, so dass auch für das kommende Jahr die Aussichten nicht 
allzu rosige sind. 

Bericht eines Weinagenturgeschäfts in Würzburg. (13. 11.) 

Das Resultat des Jahres 1906 im Bereich des Weinagentur- 
geschäftes kann als ein etwas günstigeres bezüglich des Umsatzes 
bezeichnet werden, wenngleich das Gesamtergebnis desselben nicht 
günstig zu nennen ist. Leider Hess das Verlangen und. die Suche 
nach billigen Sorten auch in der vergangenen Epoche nicht nach, 
eine Tatsache, die, wie ich schon früher erwähnte, in ihren Folgen 
Unzufriedenheit und Misstimmung bewirkt. Sowohl der Bedarf und 
Absatz in Südweinen, ebenso in französischen Cognacs und Bordeaux- 
weinen. dürfte ein gesteigerter zu nennen sein, ganz besonders aber 
für erstere Sorten, für die mit Beginn des Jahres 1906 eine nicht 
unwesentliche Zollerhöhung drohto, wodurch grössere Bezüge betätigt 
und erhebliche Quantitäten glatt abgesotzt wurden. Deutsche Schaum- 
weine waren ebenfalls sehr begehrt, und dürfte auch hiefür ein 
gesteigerter Konsum zu verzeichnen sein. Dagegen hat der Bezug 
von sogenannten Coupage- oder Verschnittweinen wohl in Folge des 
erhöhten Zolles sich etwas vermindert, während der Import von 
Arrak und Rum sich auf gleicher Höhe wie im vorausgegangenen 
Jahre gehalten haben dürfte. 

Dass die Kellerkontrolle im diesseitigen Bezirk nur wenige 
und minimale Beanstandungen zu Tage förderte, sei mit Genugtuung 
meinerseits hervorgehoben, und möchte ich bei dieser Gelegenheit 
auf das im vergangenen Jahre stattgehabte „Weinparlament“ zurüek- 
komraen. Es sei mir in erster Linie die Frage gestattet, warum 
dieses Parlament so sehr die Öffentlichkeit scheute und warum man 
dem Weinhandel, der doch gewiss Interesse an der Verhandlung 
hatte und haben musste, so wenig Mitteilung über das Resultat dieser 
Verhandlung machte? — Trotz dieser Geheimhaltung scheint leider 
sicher zu sein, dass man abermals die Absicht hat. abändernd an 
das Weingesetz heranzutreten und man sich der trügerischen Hoff- 
nung hingibt, mit verschärften Massregoln den Falschem und 
Betrügern näher zu treten, ohne dabei zu berücksichtigen, dass 
man hiedurch auch den reellen Weinhandel enorm schädigt und 
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beunruhigt. Ich kann mich bei dieser Gelegenheit nicht enthalten, 
meiner Entrüstung darüber Ausdruck zu verleihen, dass man in 
gewissen Kreisen schon wiederum beabsichtigt, durch die Suche 
nach neuen Gesetzen oder 'Verschärfungen den ohnehin schon schwer 
bedrängten Weinhandel in Unruhe zu versetzen. Möchte es den 
berufenen Faktoren gelingen, derartige verfehlte Massregeln dem 
Weinhandel fern zu halten! Wahrlich, die bestehenden Gesetze 
reichen bei richtiger Handhabung und Anwendung doch dazu aus, 

Betrügern und Fälschern ihre unsauberen Manipulationen zu ver- 
treiben; gönne man doch dem reellen Weinhandel endlich einmal 
die dauernde Ruhe, ohne welche derselbe sich nimmermehr ge- 
deihlich entwickeln und fortschreiten kann ! 

Bericht eines Weinbergbesitzers in Escherndorf. (8. II.) 

Die Missernte in Wein des Jahres 1906, sowie deren Ursachen, 
Blattfallkrankheit und Sauerwurm, sind bekannt. Während im Herbst 
1905 Überfülle im Keller war, ist es 1906 das Gegenteil geworden. 
DerDurcbsciinittsertragvon 1 — l l / 4 Hektoliter pro Morgen (= l / 5 Hektar) 
reichte kaum zur Deckung der Bebauungskosten. Erhöhte Arbeitslöhne 
bei kürzerer Arbeitszeit, fortwährendes Steigen des Preises für Wein- 
bergspfähle etc. Hessen den Ausfall der Weinernte um so schärfer 
fühlen, vereint mit dem vorjährigen Steigen der Fleischpreise, da 
wenige Weinbauern mehr Fleisch im Stalle produzieren, als für den 
eigenen Haushalt gebraucht wird. Obschon nach dem voraussichtlichen 
kleinen Quantum für 1906 im Juli und August der 1905er ziemlich 
gekauft wurde, ist sowohl für Most als für Wein das Geschäft seit 
dem Oktober wieder sehr flau. Vom 1906er wurden einige Fuhren 
nach dem lterbsto verkauft, das andere liegt noch unverkauft hier, 
ebenso noch Posten vom Jahr 1905. 

Der Wunsch nach einheitlicher Kellerkontrolle im Deutschen 
Reich ist zum Schutze des reellen Weinbaues und des Weinhundeis 
wohl berechtigt. 

Nachdem die Vorarbeiten zur Erbauung der Lokalbahn Seligen- 
stadt-Volkach beendigt sind, auch die Anlage der Haltestelle Eschern- 
dorf sowohl als jener der Vogelsburg bejahend entschieden wurde, 
ist nur der Wunsch auf baldigste Übergabe zum Verkehr und späteren 
Anschlusses an die Steigerwald-Bahn Ebrach-Bamberg vorhanden. 

Dringend wünschenswert wäre, dass zum Schutze der Weiu- 
fuluen die Errichtung von Halte- und Ausweichstellen an dem Ver- 
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bindungswege Escherndorf- Köhler nicht länger verzögert würde. 
Eine im vorigen Jahre an das Kgl. Bezirksamt Gerolzhofen von 
Seiten hiesiger Weinbauern gerichtete Hingabe hatte bis jetzt keinen 
Erfolg. 

Einige schlochtgcwachsene Stöcke in hiesigen Weinbergen 
wurden resultatlos auf Reblaus untersucht; nach hiesigen Verhält- 
nissen, wo die Fechser in eigenen l’arzellen gebaut werden (sogar 
mehr als hier gebraucht werden), war das negative Ergebnis der Unter- 
suchung vorauszusehen. Möge das nächste Jahr uns im Allgemeinen 
Besseres bescheren! 



V. Spirituosen, Essig und Obstwein. 

Bericht einer Branntweinbrennerei in Würzburg. (24. II.) 

Xach den abnorm hohen Spirituspreisen des Jahres 1905 
waren die Preise des Spiritusringes fiir 1906 wohl wesentlich 
billiger, aber sie waren immerhin noch recht hoch in Anbetracht 
der guten Kartoffelernte und veranlassten infolgedessen eine Über- 
produktion. 

Der Absatz ist gegen 1905 wesentlich gestiegen, konnte aber 
die grosse Produktion nicht absorbieren, sodass sich grosse Lager- 
bestände ansammelten, die die Zentrale für Spiritus-Vercvertung 
veranlassten, ihre Brenner für das Jahr 1007 zu einer Produktions- 
einschränkung von 18% zu bewegen, um weiter die Preise ziemlich 
hoch halten zu können. Anfangs Februar 1906 fanden die vom 
Reichsamt des Innern veranlassten kontradiktorischen Verhandlungen 
der Karteien«] uete über die Verbände in der deutschen Spiritus- 
industrie statt. Die Zentrale für Spiritusverwertung bekam da 
manches Unangenehme betr. ihrer Wirksamkeit, ihrer Preis- und 
Absatzpolitik zu hören und musste zugeben, Fehler gemacht zu 
haben. Ob das Versprechen, Abhilfe zu schaffen, praktische 
Bedeutung haben wird, das wird die Zukunft lehren. 

Die Kirschenernte 1905 war sehr gering, dagegen war die 
Zwetschgenernte sehr reichlich, und konnten wir grosse Quantitäten 
zum Bronnen einlagern. Der Absatz in Obstbranntweinen war 
ein ganz guter. 

Im Gegensatz zu Deutschland, wo die Weincnite eine äusserst 
geringe war und die Preise derart stiegen, dass die Weine für 
Brenuzweeke keine Verwendung finden konnten, war die diesjährige 
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Weinernte in Frankreich sowohl quantitativ wie auch qualitativ 
eine ganz hervorragende, was uns veranlasste, auch in diesem 
Artikel sehr bedeutende Einkäufe direkt bei den Produzenten in 
der Charente zu machen. Auch in Weindestillaten ist der Absatz 
ebenso wie in Cognacs ein befriedigender zu nennen. 

Bericht über öie Essig- unö Likör-Fabrikation aus Würzburg. 

(11. II.) 

Alkoholessig-Fabrikation: Das Jahr 1906 brachte im 

Allgemeinen einen flotten Absatz. Es wurde mit verhältnismässig 
kleinem Winterlager in die Kampagne getreten und dieses Lager 
wurde bald nach und nach geräumt. Gegen Ende des Jahres griff 
ein etwas schleppenderer Geschäftsgang Platz, und es dürfte wohl 
im Allgemeinen zu erwarten sein, dass ein etwas grösserer Bestand 
auf Winterlager genommen werden musste, als dies im vergangenen 
Jahre der Fall w f ar. 

Das Verkaufsgeschäft blieb, wie bereits erwähnt, bis in den 
Herbst hinein ziemlich lebhaft. Im Verkauf an die Detailkundschaft 
konnten wohl auch, dank der sich im Grossen und Ganzen bewäh- 
renden, unter den unterfränkischen Fabrikanten in der letzten Zeit 
erzielten Verständigung, im Allgemeinen rentable Preise erzielt 
werden, obgleich ja auch, vielleicht veranlasst durch das immerhin 
nicht ganz so flotte Geschäft wie im Vorjahre, darüber geklagt 
wurde, dass auch hier in vereinzelten Fällen die Preise vollständig 
unnötigerweise herabgesetzt wurden, besonders seitens der aus- 
wärtigen Konkurrenz. Im Grosshandel, d. h. beim Verkauf an 
Grosshändler musste mit Rücksicht auf die von auswärtigen Firmen, 
die an Überproduktion zu leiden scheinen, angebotenen Mengen 
teilweise mit den Preisen etwas zurückgegangen werden, und da 
bedauerlicherweise der Spirituspreis seitens des Spiritusringes nicht 
der grossen Produktion entsprechend zurückgesetzt wurde, war das 
Geschäft teilweise unrentabel. Wie in allen Jahren seit Bestehen 
des Spiritusringes hatte die Alkoholessig-Fabrikation mit den 
unverhältnissmässig hohen Rohmaterial- Preisen zu kämpfen und 
darunter schwer zu leiden; es war dies Letztere im vergangenen 
Jahre fast noch mehr wie sonst der Fall, denn, da allgemein und 
besonders auch seitens der Kundschaft angenommen wurde, der 
Spirituspreis müsse im Laufe des Jahres herabgesetzt werden, ver- 
suchte man die Verkaufspreise des fertigen Produktes herabzudrücken. 

Alan konute Sich aber während des ganzen Jahres nur von Hand 
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zu Mund eindecken, denn, Abschlüsse in Rohware zu machen, schien 
nicht angebracht, da man berechtigterweise fortgesetzt hoffen durfte, 
die Preise würden herabgesetzt werden, was aber nicht der Fall 
war. — Das Gesamtresultat darf wohl ein bescheidene Ansprüche 
befriedigendes genannt werden. 

Betreffs der Likör-Fabrikation trifft im Grossen und Ganzen 
das Gleiche wie vorstehend ausgeführt zu. Hier war der Absatz 
ein normaler, auch waren die Verkaufspreise im Allgemeinen i in 
Vorkehr mit der Dctaillisten-Kundschaft befriedigende. Aber auch 
diese Sparte hatte sehr unter der l'ngewissheit über die fernere 
Gestaltung der Spirituspreise zu leiden, und deshalb dürfte auch 
hierin das Gesamtresultat ein nur bescheidene Ansprüche befrie- 
digendes gewesen sein. 

Bericht über öle Obstweinkelterei aus Obernburg a. M. 

(13. II.) 

Der Verschleiss von Apfelwein nimmt von Jahr zu Jahr zu. 
Leider stellt sieh aber auch hier die unlautere Schmutzkonkurrenz 
ein, welche gefälschte und minderwertige Ware zu Schleuderpreisen 
auf den Markt wirft und dadurch jeden reellen, mit reiner Ware 
arbeitenden Geschäftsmann oder Genossenschaft schädigt. Hier wäre 
ein strenges Gesetz, vielleicht das Weingesefz. da Apfelwein ein 
weinähnliches Getränke ist, anzuwenden. 

Durch das dom Reichstag vorliegende Gesetz der Zwangseiche 
durch staatliche Beamten wäre eine Schaffung neuer Eichmeister 
oder wenigstens stellvertretender Eichmeister notwendig. Für uns 
wäre das neue Gesetz eine neue Härte, indem wir alle 3 Jahre 
unsere 5000 Versandfässer nacheichen lassen müssten und neben 
den Eichkoston die Boise- und sonstigen Spesen des Eichmeisters von 
Miltenberg nach Obernburg zu tragen hätten. Ein Eichmeister oder 
dessen Stellvertreter wäre hier in < fhernburg unbedingt nötig, umso- 
mehr als hier und in Elsenfeld zwei weitere Apfel weinkeltereion vor- 
handen sind. 

Der Transport der Fässer in vollem wie leerem Zustande lasst 
bei der Eisenbahn recht viel zu wünschen übrig. Die Behandlung 
ist eine sehr schlechte zu nennen, besonders die der leeren Fässer. 
Nur zu oft kommen Fässer retour mit abgeschlagenen Köpfen, was 
einen empfindlichen Schaden für die Apfelweinproduzenten bedeutet. 
Ferner wäre wünschenswert, wenn Apfelwein im Sommer, bei Hitze, 
wie im Winter bei Kälte mit jedem Zug so rasch als möglich be- 
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fördert würde, denn Apfelwein kann weder Kälte noeh Hitze ver- 
tragen. Wird ein Fass Apfelwein, wie man oft beobachten kann, 
vom Zug heraus auf der Rampe der Güterhalle oder gar längere 
Zeit auf offenem Bahnkörper den Sonnenstrahlen ausgesetzt, so ver- 
dirbt der Apfelwein. Der Empfänger reklamiert beim Produzenten, 
das macht viel Schreibereien und Unannehmlichkeiten, und den Ver- 
lust muss schliesslich der Produzent tragen, der Kunde geht überdies 
verloren u.s. w. 

Zum Aus- und Einladen grosser Fässer hat die hiesige Güter- 
expedition keinen Kranen, auch keine geeignete Rampe. Bei der 
grossen Gefahr für Menschen und Gut dürften beide Anlagen am 
Platze sein. — Hier findet auch nur ein einmaliger Versand von Gütern 
statt, trotzdem zwei Güterzüge auf- und abwärts verkehren. Der 
eine Güterzug ist aber nur für den Verkehr von Waggonladungen; 
derselbe hat 20 Minuten Aufenthalt Dieser Aufenthalt würde voll- 
ständig genügen, um die vorhandenen Güter verladen zu können. 

Weiterer Bericht über Die Apfelweinkelterei sowie über öie 
Branntweinbrennerei vom Untermain. 

Apfelwein-Kelterei. Die Apfelernte in unseren Bezirken 
war eine recht gute zu nennen. Trotz dieser reichen Ernte forcierten 
die Verkäufer verhältnismässig zu hohe Obstpreise und zwar in einer 
Höhe, wie es bisher nur in obstarmen Jahren der Fall war. Die 
grösseren Produzenten, welche ein gutes Produkt, wie es in der 
Natur des Apfelweines liegt, billig liefern müssen, mussten ihren 
Hauptbedarf in weiter entfernten Gegenden, zum grössten Teile im 
Ausland, decken. Die Preise liiefür waren trotz hoher Transport- 
unkosten etc. immer noch bedeutend billiger als die einheimischen, 
und das Produkt selbst lässt, soweit es sich heute beurteilen lässt, 
absolut nichts zu wünschen übrig. 

Die einheimischen Preise sind denn auch durch diese Einfuhr 
von auswärtigem Obst nachträglich bedeutend gefallen, und es wäre 
sehr zu wünschen, dass in kommenden Jahren die Obstverkäufer 
nicht so widersinnig hohe Preise forderten, damit man nicht wieder 
das Ausland zu Hilfe ziehen müsste und damit das Geld in der 
Gegend bliebe. 

Branntwein-Brennerei. Für unsere Gegend kommen als 
Kolnnaterial namentlich Zwetschgen in Betracht. Die Ernte war 
durchschnittlich eine rcciit günstige und die Preise bewegten sich 
in den richtigen Verhältnissen; an Qualität dürfte allerdings die 
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vorjährige ein wenig iibertrefFen. Der Zwetschgenbranntwein ans 
Maintalzwetschgen ist ein recht gern gekaufter Artikel, und war das 
Geschäft hierin ein befriedigendes zu nennen. — ln der übrigen 
Spirituosen- Branche machen sich leider immer noch die Einflüsse 
des Spiritusringes bemerkbar, wenn auch gegen das Vorjahr eine 
kleine Besserung eingetreten ist. 



VI. Sdiokolaöe und Konserven. 

Bericht einer Schokoladen* u. Konservenfabrik in Würzburg 

(25. II.) 

Der im Vorjahre gemeldete Aufschwung in unserer Branche 
speziell die Zunahme des Absatzes in unseren Fabrikaten hat sich 
in diesem Jahre noch verstärkt. Gegen Ende des Jahros haben sich 
zwar die Verhältnisse am hiesigen Platze etwas ruhiger gestaltet, 
was wir mit auf den schlechten Ausfall der Weinlese zurückführen 
möchten, während im gauzen übrigen Deutschland der Umsatz nach 
wie vor ein sehr guter blieb. 

In der 2. Hälfte des Jahres bemächtigte sich die Spekulation 
unseres Haupt-Roh-Produktes. des Kakaos, so dass die Preise hierfür 
bis zu 75°/ 0 stiegen, welcher Tatsache durch entsprechende Erhöhung 
der Verkaufspreise im Einklang mit fast sämtlichen anderen Schokolade- 
fabriken Rechnung getragen werden konnte. Allerdings waren bis 
in die letzte Zeit immer noch Schokoladen zu Preisen, die einen 
Nutzen nicht mehr lassen konnten, am Markte, doch waren dies nur 
aus früheren billigen Abschlüssen herrührende Waren. 

Von Früchten konnten mit Ausnahme von Aprikosen, Weichsel- 
Kirschen und Himbeeren, die eine Missernte aufwiesen, die nötigen 
MeDgen zu normalen Preisen beschafft werden. Die Preise für 
Zucker und für Stärke-Sirup hielten sich infolge guter Ernten in 
einer entsprechenden Preislage. Dieser Umstand, sowie eiue sehr 
reichliche Zwetschgenernte machten es möglich, das seit einigen 
Jahren etwas znrückgegaugene Geschäft nach England wieder be- 
deutend zu heben und auch schon für das kommende Jahr feste 
Verbindungen anzuknüpfen. 

Unserailjährlich wiederkehrender Wunsch endlich, die Unter- 
führung des Bahnübergangs an der Sieboldstrasse verwirk- 
licht zu sehen, dürfte eine neue Berechtigung dadurch erhalten 
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hahen, dass im Laufe dieses Jahres ausser einer ziemlichen Anzahl 
kleinerer Störungen ein Schnellzug infolge einer durch ein Fuhrwerk 
gebrochenen Schranke beinahe zur Entgleisung gebracht worden 
wäre — ein Vorkommnis, das auch ein gerichtliches Nachspiel fand. 
Da der Bau des Taubstummen-lnstituts, sowie eines weiteren grösseren 
Instituts östlich der Bahnlinie nun definitiv geworden ist. dürfte sich 
für die Zukunft die Zahl der Passanten derartig heben, dass es gar 
keine andere Möglichkeit als eine sofortige Inangriffnahme der 
Unterführung gibt, wenn anders nicht die Bahnverwaltung sich den 
grössten Unzuträglichkeiten und Schwierigkeiten aussetzen will. 
Gleichzeitig mit dieser Unterführung dürfte dann wohl eine Ver- 
grösserung des Stationsgebäudes Wiirzburg-Sanderau Hand in Hand 
gehen, durch welche dann auch die nötigen Känmo für die längst 
gewünschte Postexpedition geschaffen werden können. Die Sunderau 
und speziell das Frauenland entwickeln sich zurzeit derart, dass die 
bisherige Vernachlässigung dieses Stadtteils wohl nicht mehr aufrecht 
erhalten werden kann. 



VII. Farben, Drogen, Chemikalien, 
Kolonial- unö Materialwaren. 

Bericht über Die Ultramarinfabrikation in Schweinfurt. 

(10. I.) 

Im Allgemeinen kann der Geschäftsgang des Jahres 1905/06 
als befriedigend bezeichnet werden. Der Verkauf ist in einigen 
Absatzgebieten etwas lebhafter gewesen. Die Preisbewegung der 
Rohmaterialien zeigte vielfach eine steigende Tendenz, während die 
Fabrikate nicht entsprechend folgen konnten. — In den Arbeiter- 
verhältnissen sind nennenswerte Veränderungen nicht vorgekoramen. 

Bericht einer Schwarz-, Kohlenstaub- unö Farben-Fabrik 

in Marktsteft. 

Mit dem Geschäftsgang im verflossenen Jahre war ich zu- 
frieden; der Nutzen hält sich in sehr bescheidenen Grenzen infolge 
der hohen Rohmaterialpreise, teueren Arbeitslöhne und Maschinen; 
obwohl ich durchschnittlich dem gewöhnlichen Arbeiter weit über 
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Mark 3.— Lohn täglich vergüte, herrscht doch Arbeitermangel: alles 
drängt der Grosstadt zu, die Arbeiter wollen dahin, wo möglichst 
viel Vergnügen mit zu machen ist. 

Seit Mai v. Js. lässt die Motorwagenbetriebsgesellschaft m. b. H. 
in Kitzingen zwei Motorwagen zwischen Kitzingen und Marktbreit 
verkehren. Diese täglich fünfmal hin- und zurücklaufenden Wagen 
haben für unsere Gegend eine recht angenehme Verkehrsverbindung 
gebracht. Dass eine gute Frequenz auf der Strecke besteht, beweisen 
die immer dichtbesetzten, oft überfüllten Autos; nachdem jetzt seit 
9 Monaten die fahrplanmässigen Fahrten ohne jede Störung durch- 
geführt wurden und auch die wechselnde Witterung im Winter, 
schlechte Strassen, Schnee und Eis keine Störung verursachten, 
glaubt man, dass das durch Privatkapital gegründete Unternehmen 
Bestand hat und auch gut rentiert. Schade ist nur, dass die Motor- 
wagen, wenn sie auch für den Personenverkehr uns eine Lokalbahn 
völlig ersetzen, keine Güterbeförderung haben. Wenn zwischen 
Kitzingen und Marktbreit Strassenbabngleise gelegt wären, was mit 
zirka Mk. 100 000 Kosten veranschlagt ist, und wenn der Kitzinger 
Bahnhof und die Mainländebahn Marktbreit angeschlossen wären, 
so könnten die kräftigen Motorwagen auf der ebenen Strecke leicht 
einen Kleinbahnverkehr bewerkstelligen. Gütertransport wäre ge- 
nügend vorhanden; für den Transport der Güter von Marktbreit 
nach Marktsteft und zurück bekäme die Gesellschaft allein pro 
Jahr zirka Mk. 8000 vergütet. Die Gummiverluste an den Autos 
wären vermieden, die Reparaturen beim Fahren auf Schienen be- 
schränkten sich auf ein Minimum, der Strassen körper würde geschont 
kurzum die für die ganze Gegend äusserst wertvolle, viel nützende 
Kleinbahn, mit verhältnismässig wenig Kosten erbaut und betrieben, 
würde sich rentieren. Vielleicht tritt die Motorwagen betriebs- 
gesellschaft Kitzingen nach einem Jahre ihres Bestehens, wenn 
bekannt ist, welchen Personenverkehr die Motorwagen hatten, und 
wenn man berechnen kann, ob die Fahrten rentabel sein könnten, 
der hier angeregten Frage näher. Und vielleicht findet das Projekt. 
Kitzingen und .Marktbreit durch eine Kleinbahn mittelst Strassen- 
hahngleise, durch Motorwagen betrieben, zu verbinden, auch die 
Unterstützung der Kgl. Staatsregierung. 

Bald nachdem Anfang Mai v. Js. der Motorwagenverbehr 
zwischen Kitzingen und Marktbreit begonnen hatte, wurden die 
Postomnibusfahrten auf der gleichen Strecke eingestellt und dafür 
eine Kariolpost Marktbreit— Marktsteft eingerichtet. Durch die nur 
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dreimal täglich von Markthreit hieher fahrende Post wurde aber 
unsere Postverbindung ganz beträchtlich verschlechtert. Es wurde 
auch von allen interessierten Seiten darauf gedrungen, um wieder 
eine bessere, wenigstens aber die frühere durchfahrende Post zu 
bekommen; endlich seit 15. Januar 1907 geht wieder ein Gepäck- 
wagen von Kitzingen nach Marktbreit und retour, und zwar nach 
den Fahrzeiten, wie früher der Postomnibus. Damit ist unseren 
wesentlichsten Wünschen entsprochen; nur hätte ich gerne gehabt, 
der letzte Wagen ginge erst ubends 7 Uhr, statt jetzt 4 Uhr 45 nach- 
mittags hier ah. damit meine Abendpost noch expediert wird. Gleich 
nachdem mir bekannt wurde, dass die Postverbindung geändert 
wird, habe ich in einem Gesuch an die Kgl. Post Verwaltung gebeten, 
man möge den letzten Wagon auf abends 7 Uhr verlegen;- dieses 
Gesuch jedoch wurde ohne Angabe von Gründen abschlägig 
beschieden. In meiner Eingabe hatte ich betont, dass mich früher, 
als im Juni v. Js. die Kariolpöstverbindung Marktbreit — Marktsteft 
eingerichtet wurde, die Kgl. Postverwaltung fragte, wann der letzte 
Wagen in Marktsteft abends abgehen solle, damit meine langjährigen 
Wünsche, abends noch eine Postgclegenheit zu haben, erfüllt würden. 
Es ist der Kgl. Postverwaltung bekannt, dass ich auch abends noch 
eine ziemlich starke Korrespondenz habe, weshalb ich immer abends 
einen Radfahrer mit meinen Poststücken nach Marktbreit senden 
musste. Man hatte darum meinen Wunsch wohl berücksichtigen 
dürfen. Es hat auch gewiss niemand Interesse daran, ob der 
Gepäckwagen um zwei Stunden früher oder später nach Kitzingen 
kommt; die hiesige Bevölkerung, die wegen Mangel einer Eisenbahn 
abseits vom Verkehr liegt, hat aber viel Interesse an einer gegen 
7 Uhr abends abgehenden Post. Die Motorwagengesellschaft wollte 
die Beförderung der Post zwischen Kitzingen und Marktbreit billiger 
besorgen, wie dies mit Pferden geschieht, wir hätten dadurch eino 
viermalige und viel schnellere Postverbindung. Jedenfalls wäre 
sehr zu wünschen, dass wir hier in Marktsteft Gelegenheit be- 
kommen, unsere Postsachen auch noch abends befördert zu sehen 
und dass die Postbeförderung den Motorwagen übertragen wird, 
die eine schnellere Verbindung gewährleisten. 

Bericht über die Gelatine-Fabrikation in Schweinfurt. (25. L) 
Der Geschäftsgang hat gegenüber dem Vorjahre eine nennens- 
werte Änderung nicht erfahren. Unser Absatz nach Russland, 
Österreich, Italien, Schweden. Schweiz ist nach wie vor kaum mehr 
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der Rede wert, und zwar infolge des hohen Eingangszolles auf 
Gelatine nach diesen Ländern. Dagegen ist die Einfuhr von Gelatine 
nach Deutschland, namentlich von Österreich, ganz bedeutend, da 
seitens Deutschland ein wesentlich geringerer Zoll auf Gelatine er- 
hoben wird, als umgekehrt. Es ist ein vollständiges Missverhältnis, 
dass seitens genannter Länder ein bedeutend höherer Zoll erhoben 
wird, als von Deutschland. Wir haben deshalb das grösste Interesse 
daran, dass diese Länder ihren Zollsatz dem deutschen Zoll anpassen. 
Deutschland erhebt Mk. 5. — , Österreich dagegen Kr. 15.— Zoll per 
100 Kilo. 

Das Angebot von Arbeitern war normal, nur mussten die 
Löhne wesentlich erhöht werden. 



Bericht der Drogen-, Chemikalien-, Material- und Farbwaren- 
Grosshandlung Ebert & Jacobi ln Würzburg. (1. 1) 

Auch die Chemikalien-, Drogen-. Material- und Farbwaren- 
Branche kann konstatieren, dass die Kaufkraft des Geldes im ver- 
flossenen .Jahre wieder kleiner geworden ist. Erfreulich war der 
sozusagen während des ganzen Jahres anhaltende lebhafte Geschäfts- 
gang. Ob sich bei den weiter gestiegenen Unkosten und dem teuren 
Gelde auch der Verdienst entsprechend gehoben hat, müssen die 
Bilanzen erst noch beweisen. 

Die Befürchtungen, iluss der durch Eintritt des neuen Zolltarifs 
am 1. Marz hervorgerufene gesteigerte Warenverkehr eine Reaktion 
herbeiführen müsse, verhinderten vielfach weiteres rechtzeitiges Zu- 
groifen. Nachdem auch politische Spannungen vorübergingen, haben 
erwartete knappe Ernten im Ausland hei einer Anzahl teils durch 
Zollerhölmng betroffener Artikel die angebahnte Haussetendenz 
verschärft. Speziell im Drogenmarkte sind zwar Preisbewegungen 
aussergewölmlicher Art nicht zu verzeichnen, der Materialwaren- 
branchc angehörige Artikel, wie Mandeln, Rosinen, Corintben. Öl- 
und andere Saaten etc. haben aber teilweise einen seit vielen Jahren 
nicht dagewesenen Stand erreicht. 

Ungewöhnlich starke Beschäftigung in allen Industriezweigen 
infolge einer oft nicht hinreichend zu befriedigenden Nachfrage brachten 
einer Anzahl wichtiger Rohstoffe auch der chemischen Industrie, 
zwar mehr der technischen als der medizinischen, wesentliche Preis- 
steigerungen. 



Digitized by Google 



155 



Es kosteten im Jahre 1906 in London: 



Niedrigster Prem Höchster Preis 
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11 


65 


Borax cryst 


1? 11 


1897 
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11 
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11 
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?' 


11 


58 
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11 


?1 
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11 
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11 


110 
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11 
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11 
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11 
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ii 11 
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11 


11 
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11 11 
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45 

ii ’ 


1? 


11 
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Die durch die Lohnbewegungen in der Arbeiterschaft der 
Hafenplätze veranlasste Verteuerung der Bezugsspesen verschärfte 
die Situation. Bas Fazit aller, dieser Umstände in Vereinigung mit 
der preiserhöhenden Wirkung des neuen Zolltarifs gibt dem Jahre 
1906 die Überschrift „Alles wird teuerer“. 

Bei solcher Geschäftslage, die nicht nur Deutschland umfasste, 
sondern international war, ist ein noch geeigneterer Zeitpunkt dafür, 
dass besonders auch der Detailhandel ruinöse Nutzensätze korrigiert, 
wohl kaum denkbar, und wenn wir in unserem vorjährigen Hück- 
blicke der Ansicht waren., es sei eine Frage kurzer Zeit, dass 
Handel und Industrie zum Wagnis der Etablierung eines niedrigsten 
resp. normalen, die Rentabilität verbürgenden Verdienstsatzes 
gezwungen werden, so kam dieser Augenblick rascher noch als 
erwartet. Kaum glaublich ist es deshalb, dass auch jetzt noch 
Gruppen existieren, die nach neuen Rabattformen auf alle 
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Artikel suchen — in 6er Hoffnung, .durch Schwächung der eigenen 
finanziellen Basis mehr zu erzielen, als durch tadellose Bedienung 
und Aufklärung des Publikums über das System gewisser Gross- 
unternehmen, Schundwaren- und Schleuder-Geschäfte mit billigen 
Lockvögeln aber auch grossen Spesen, die das Wort ., Verdienen“ 
ebenso zur Grundbedingung haben müssen. Ein Anpassungs- 
vermögen an die moderne Verkehrsrichtung bleibt natürlich dem 
Detailisten ebonsowenig erspart, wie dem Grosshandel angesichts 
der Bestrebungen zur Ausschaltung desselben, Unsere eigene 
Erfahrung bestätigt jedoch aufs neue unsere Ansicht, dass der 
Einfluss des Kaufmanns im heutigen Wirtschaftsleben in steigender 
Entwickelung begriffen ist dass der Produzent auch ferner sein 
Produkt nach Fertigstellung nicht direkt dem Konsumenten ohne 
Schädigung der Allgemeininteressen, besonders in kritischen Zeiten, 
zuführen kann, auch der Faktor der Aufbewahrung, des KreditiereDS 
etc. nicht entbehrlich wird. 

Ebenso unerlässlich sind Verständigungen zwischen Industrie. 
Gross- lind Klein-Handel zur Vereinbarung massvoller und ver- 
nünftiger Verkaufskonditionen durch Reserve etc., planmässige 
Regulierung von Produktion und Absatz, da schrankenlose Konkurrenz 
stets ruinös war und bleiben wird. 

Hinsichtlich der Kanalisation des Maines bis zum Bahnknoten- 
punkt Würzburg und der Schaffung der l'mschlagfähigkeit dieses 
Platzes sind wir überzeugt, dass dadurch unserem Bayernlande der 
Massenverkehr wieder zugeführt wird, den zu Unrecht nach und 
nach weitsichtigere Angrenzer an sich gerissen haben. Bedauerlich 
ist die Projektierung von Scliiffahrtsabgaben auf den Flüssen. — 
Der Rhein erreichte Ende Oktober 1 1*06 den niedrigsten Wasser- 
stand seit 40 Jahren. Die Einstellung der Schiffahrt zur Zeit der 
Hochsaison machte grosse pekuniäre Opfer nötig, um durch Bahn- 
bezug den Bedarf zu befriedigen. Erst anfangs Dezember kam die 
Schiffahrt wieder regulär in Gang, um am L’4. Dezember wegen 
Eisgang aufs Neue eingestellt zu werden. — Das Erdbeben auf 
Valparaiso hatte auf unsere Artikel wenig Einfluss, während die 
furchtbare Katastrophe in San Franzisko den Export Kaliforniens 
sehr beeinträchtigte und hohe Preise für kalifornische getrocknete 
Früchte brachte. 

Die Arbeiten für die Verlängerung des Spiritus-Syndikates 
über den 30. September 190S hinaus scheinen nicht ungünstig zu 
verlaufen. Eine durchgreifende Ermässigung aller Unkosten zur 
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Beseitigung der Absonderungsgelüste ist vor Allem beabsichtigt. 
Die Kartoffelernte war eine reichlich normale; die grösste Spiritus- 
produktion, die bisher in der Statistik verzeichnet ist. brachte aber 
die Kampagne 1905/06 und zwang zum Export unter Kostenpreis. 
Angesichts der fortwährend steigenden Benzinpreise scheint Spiritus 
als Betriebsmaterial für Kraftfahrzeuge da Chancen zu haben, wo 
es sich vor Allem um billigen Betrieb handelt. Auch qualitativ 
können Mischungen mit Kohlenwasserstoffen vielleicht bald den 
Wettbewerb mit Benzin im Motoren- und Kraftmaschinenbetriebe 
aufnehmen. 

Die Entwürfe zur neuen Kisenba hn- Vorkehrsord dii ng 
haben die in unserem vorjährigen Rückblick gerügten grossen Mängel 
nicht beseitigt, sie sogar teilweise noch verschlimmert. Hoffentlich 
tragen unsere Vorschläge noch dazu bei, auch praktisch, nicht nur 
theoretisch und juristisch anwendbare Paragraphen zu etablieren. 
Ebenso leidet die Verordnung betreffend den Verkehr mit Arznei- 
mitteln vom 22. Oktober 1901 auch bezüglich des Grosshandels an 
Unklarheiten, die abgestellt werden müssen, denn der Rat, dem Er- 
messen des Richters im Fall die Entscheidung zu überlassen, kann 
hoffentlich nicht ernst gemeint sein. Dahinzielende Schritte haben 
wir eingeleitet. 

Das schweizerische Patentgesetz verweigert den Schutz für 
Erfindungen von chemischen Stoffen und Veifahren zu ihrer Her- 
stellung, soweit die Stoffe zu Heil- und Nährzwecken dienen und 
gibt dadurch den schweizerischen Fabriken die Möglichkeit, den 
deutschen Fabriken unlauteren Wettbewerb zu bereiten. Gegen- 
m assregeln erscheinen dringend nötig, wenn nicht unbeschränkter 
Patentschutz für alle chemischen Verfahren erreicht werden kann. 

Von den am 1. März 1906 eingetretenen Zöllen hat das Aus- 
land den auf Ammon, carb. mit Mk. 5.— per 100 Kilo bis jetzt 
getragen. Der Zoll von Mk. 40. — auf Milchzucker kam der deutschen 
Landwirtschaft voll zu; auch die übrigen Zölle trügt, soweit unsere 
Branche in Frage kommt, fast ausschliesslich der deutsche Verbraucher, 
wenn er nicht auf den Konsum des betreffenden Artikels verzichtet. 
Im Zusammenhang mit dem überall auftretenden, auch durch die 
Verkehrsziffern bewiesenen starken Bedarf, der guten Kaufkraft der 
Landbevölkerung .infolge vorzüglicher Ernten — nur die Weinernte 
hat die Peronospora grossenteils vernichtet — und dem flotten Absatz 
der Boden-Erzeugnisse und des Viehs zu hohen Preisen wurden die 
neuen Belastungen anscheinend leicht überwunden, und der Konsum 
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hat notgedrungen, trotz der gespannten Lage des Geldmarktes, sich 
mit der veränderten Situation rasch abgefunden. 

Die fortgesetzte Verteuerung der notwendigsten Lebensmittel 
ist aber in jeder Beziehung bedenklich. Der hohe Bankdiskont hat 
auch das Warengeschäft nachteilig beeinflusst. 

Bericht einer Kaffee-Grosshandlung in Würzburg. (25. II.) 

Kaffee verkehrte im letzten Jahre unter dem Zeichen der 
Valorisation d. h. der Bestrebungen nach Festlegung eines Minimal- 
preises für Santos-Kaffee durch Eingreifen der brasilianischen 
Staaten-Regierungen Sau Paolo, Minas, die zu diesem Zwecke mehrere 
hundert Millionen Mark Anleihen machten und noch machen müssen, 
wenn die Sache zu Ende geführt werden soll. Die brasilianische 
Ernte 1 907 (Zeit vom 1. Juli 1906 bis 30. Juui 1907) ergibt mit 
aller Wahrscheinlichkeit eine 18'/, — 19 Millionensack- Ernte, — eine 
Ernte, die bis jetzt einzig dasteht in ihrer Grösse. Hiervon kauften 
die vereinigten Regierungen bis jetzt zirka 3 Millionen Säcke und 
lagerten diese Menge zum Ausgleich einer kleineren Ernte, die sie 
nach ihren Voraussetzungen nächstes Jahr - also Juli 1907 mit 
Juni 1908 — bestimmt erwarten, ein. 

Durch besagte Manipulationen erwuchs aber dem regulären 
Kaffee-Handel eine grosse Gefahr und Unsicherheit. Niemand weiss, 
wio sich die Preise für Santos. also für den grössten Konsum-Kaffee, 
in nächster Zeit gestalten werden. 

Bessere Kaffees (zentralamerikanische, Java, Neilgherry etc.) 
sind eher höher im Werte: leider hat die Nachfrage hiefiir sehr 
nachgelassen. 

Der Absatz ist schwieriger geworden, und der Detail- Handel, 
bedrängt durch das Filial-Un wesen der sog. Kaffee-Spezial-Geschäfte, 
hat schwer zu kämpfen. Der Geldeingang im Allgemeinen ist 
schleppend. 

Bericht über das Fabrikations- und Versandgeschäft von 
Kneipp’s Heil- und Toilettemittein in Würzburg. (11- H) 

Unsere Fabrikation und unser Versand befassen sich mit der 
Herstellung von Pfarrer Kneipp' sehen Heil- und Toilettemittelu, 
welche seit 17 Jahren von unserer Firma hergestellt werden. Der 
Absatz war im vergangenen Jahre ein vollkommen zufriedenstellender, 
bezüglich der Quantitäten; denn der Umsatz in unseren Artikeln 
ist wieder etwas gestiegen — der Rein verdienst daran allerdings 
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nicht, weil einerseits die Verkaufspreise unserer Artikel seit Bestehen 
des Geschäftes auf der gleichen Höhe geblieben sind und auch 
nicht gesteigert werden können, während andererseits die Löhne 
höher gesetzt werden mussten und ausserdem alle Hilfsmittel, ohne 
Ausnahme, in ganz bedeutender Steigerung begriffen sind. 
So kosteten uns die Drucksachen, Emballagen. Blechschachteln und 
grösstenteils auch die einzelnen Rohwaren und Vegetabilien sehr 
viel mehr. 

Pnsere Heilmittel werden nicht zu den sogenannten Geheim- 
mitteln gezählt: sie stehen also nicht auf der vom Bundesrat 
herausgegebenen Geheimmittelliste; dieses ist hauptsächlich auch 
der Grund, warum unsere Mittel noch einen gesteigerten Absatz 
erhalten konnten. Mitte Dezember vorigen Jahres wohnte der 
Inhaber der Firma Oberhaeusser \ Landauer, Kneipphaus-Zcntrale 
dahier, einer Sitzung des Roichsgesundheits-Amtes bei und hat leider 
den Eindruck gewonnen, als wolle man nach und nach, durch 
immerwährende Vermehrung der Mittel auf dieser Liste, den Absatz 
aller zusammengesetzten Heilmittel 1 unterbinden. Es wäre dieses 
im Interesse der gesunden Entwicklung des Geschäftes der pharma- 
ceutischen Gross-Industrie ein recht bedauerlicher Rückschritt. Es 
kann ja nicht geleugnet werden, dass eine skrupellose Reklame von 
Seiten vieler Hersteller pharmaceutischer Produkte speziell der 
sogenannten zusammengesetzten Heilmittel betätigt wird und dass 
gegen diese Auswüchse der Reklame schliesslich auch etwas getan 
werden kann oder sollte. Doch ist der eingeschlagene Weg durch 
Herausgabe solcher Goheimmittellisten zweifellos ein durchaus ver- 
kehrter. Eine derartige Bekämpfung kann nur auf dem Wege der 
allgemeinen Gesetzgebung geschehen und zwar dadurch, dass 
gesetzliche Bestimmungen herausgegeben worden, in welchen 
deutlich sichtbar ist, was geschehen darf und was zu unterlassen 
ist. Eine namentliche Aufführung der Mittel und der Hersteller 
solcher Mittel aber ist doch ein so ungeheuerlicher Eingriff, dass 
darüber ein weiteres Wort gar nicht verloren werden kann. 

Bezüglich unseres Versandes nach dem Auslande bestehen 
zurzeit noch die gleichen Verhältnisse, wio im vergangenen Jahr. 
Der Versand nach der Schweiz hat sich gehoben, weil die Zoll- 
verhältnisse für unsere Artikel, besonders für unsere Pillen, eher 
günstiger geworden sind. Im Verkehr mit Amerika aber liegt das 
< Jeschüft noch ebenso ungünstig wie im Vorigen Jahre, weil die 
Zolle ganz exorbitant hohe sind und weil andererseits stets von 
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unseren Abnehmern über sehr grosse Zollchikanen geklagt wird, 
sodass die Waren oft ein viertoljabrlang auf dem Zollamt lagern, 
bis sie die Abnehmer ausgefolgt erhalten. Es ist uns wold bekannt, 
dass zurzeit Verhandlungen mit Amerika schweben und wollen wir 
nur hoffen, dass die Verhältnisse dann günstigere werden. — Noch 
schlimmer liegt das Geschäft nach Canada. wohin wir früher ziem- 
liche Quantitäten abgesetzt haben. Unser Grosso- Abnehmer in 
Montreal schrieb uns aber vor ca. V, Jahr, dass durch die kolossalen 
Zölle und die sonstige Art der Behandlung ein Bezug unserer Waren 
fast zur Unmöglichkeit geworden sei, und ist tatsächlich das Ge- 
schäft dorthin jetzt gleich Null. — In Südamerika, speziell 
Argentinien und Brasilien, wohin wir bis jetzt einen sehr guten 
Absatz erzjelt haben, werden demnächst schärfere Vorschriften er- 
scheinen, um den Import pharmacentischer Spezialitäten zu erschweren. 
Unsere Abnehmer dort schreiben uns, dass demnächst auch Gesetze 
erscheinen werden, welche die Zusammensetzung der Heilmittel auf 
den Packungen verschreiben. Ist es schon für den Absatz im In- 
land nicht förderlich, wenn die Rezepte, welche doch ein bestimmtes 
Geschäftsgeheimnis und Geschäftsvermögen bilden, öffentlich bekannt 
gegeben sein müssen, so ist dieses im Verkehr mit dem Ausland 
zweifellos noch mehr schädigend auf den Absatz, weil der Nach- 
ahmung damit noch grösserer Vorschul) geleistet wird. — Nach 
Frankreich konnten wir noch nie zusammengesetzte Heilmittel 
ausführen, weil dieses dort gesetzlich verboten ist Es ist be- 
dauerlich. dass die deutsche Reichsregierung nicht auch deu Import von 
solchen Ländern verbietet, welche derartige Verbote gegen unseren 
Export haben. Man bat allerdings jetzt auf ausländische Geheim- 
mittel einen hohen Zoll gelegt, aber immerhin ist es den französischen 
Firmen vollkommen ermöglicht, in Deutschland ihre Waren leicht 
abzusetzeu. Aus diesen Ausführungen ergeben sich von selbst 
unsere Wünsche. 

Bericht einer Salzgrosshanölung in Würzburg. 

Die Bezugs- und Absalzverhältnisse von Salz sind auch im 
verflossenen Jahre die gleichen geblieben. 

Bericht Des Vereins zum Schutz des KolonialwarenhanÖels 
in Schweinfurt. (19. II.) 

Für den Kolonialwaren- und Drogenhandel war auch 
das verflossene Jahr wieder sehr aufregend und sorgenschwer. Die 
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fortwährenden Preissteigerungen der meist gebrauchten Waren 
forderten viel grössere Geldansprüche zu rechtzeitigen, grösseren 
Eindeckungen, um auch im laufenden Geschäftsjahre den Abnehmern 
möglichst entgegen kommen zu können. Muss ja gerade der Detailist 
jeden Tag immer wieder hören „Alles wird teuerer“ 1 , während er 
selbst unter dieser allgemeinen Teuetung am meisten mit zu leiden hat! 

Knappe Ernten im Ausland brachten bei einer grossen Anzahl 
wichtiger Artikel, welche ohnedies schon durch die in Kraft 
getretene Zollerhöhung betroffen wurden, durchwegs sehr hohe 
Preise, so für öl- und andore Saaten, für diverse Südfrüchte, hier 
besonders für Sultaninen, Rosinen, Mandeln etc. Auch die 
getrockneten, kalifornischen Früchte sind ausserordentlich teuer 
geworden; muss doch für getrocknete Aprikosen in dieser Saison 
pro Zentner Mk. 40 bis Mk. 50 mehr bezahlt werden. Lebhafte Preis- 
steigerungen erfuhren ferner Grünkern,. Linsen und Haferpräparate. 
Für Palmkornöl, Kokosöl, Talg etc. mussten sogar exorbitant hohe 
Preise bewilligt werden, so dass die Preise für Seifen eine nicht 
geahnte flöhe erreichten, ln diesem Artikel hat der Detailist einen 
sehr erschwerten Standpunkt, denn gerade „Seife 11 ist ein Lieblings- 
artikel der Hausierer, welche mit ihren „billigen Preisen“ 1 , dabei 
aber natürlich oftmals mit Schundware die Landleute irre führen. 
Meistens ist der „billige Mann“ 1 aber schon über alle Berge, wenn 
die Hausfrau zu ihrem Schrecken sieht, dass aus der gekauften, 
vielpfiindigen „Fettseifen“-Pyramide ein unscheinbarer „Wasserglas- 
hügel" herauskristallisiert ist! Hier dürfte bald Wandel geschaffen 
werdon. Übrigens sollten die Fabriken zum Schutzo ihrer reellen 
Abnehmer solchen Schund gar nicht hersteilen lassen. 

Der Ausfall der Weinernte, welche durch die Peronospora 
vernichtet wurde, nötigte unsere Weinbauern zur grössten Sparsam- 
keit und Zurückhaltung im Einkauf; insbesondere machte sich dies 
auch sehr in der Kurz- und Manufaktur-Branche geltend. 
Auch diese Brancho hat hier sehr unter dem in hiesiger Umgegend 
flott betriebenen Hausierhandel zu leiden. Gegen solchen bedürfen 
die Gesetze gewiss einer Verschärfung, denn Nutzen bringt der 
Hausierhandel den Landleuten wahrlich nicht, im Gegenteil 
empfinden solche denselben nach eigener Aussage als wirkliche 
Landplage. 

Durch die Knappheit und den Mehrkonsum in Kakau mussten 
die Schokoladenpreise sehr erhöht werden, so dass wir hier mit 
einem Aufschlag von 25% rechnen dürfen. 

11 
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Die Yegetahilienornte liess qualitativ und <|iiantitativ sehr 
zu wünschen übrig. Dadurch, dass viele frühere Kräutersanimler 
nun in den liiesigen Kugelwerken sehr lohnende, andauernde 
Arbeit gefunden haben, werden Vegetabilien immer weniger ge- 
sammelt, obwohl auch von den Händlern immer höhere Preise 
bewilligt werden. 

So bereiten die fortgesetzten Verteuerungen dem Detailisteu 
immer mehr Schwierigkeiten, denn er sieht sich oftmals bei der 
ungeheuren Schleuderei seitens mancher Geschäfte ausser Stande, 
nur annähernd einen im Verhältnis zu den hohen Einkaufspreisen 
richtigen Detailpreis zu erzielen. Möge doch die Ansicht in den 
weiten Schichten der Devülkerung Platz greifen, dass auch der 
Detailhandel die teuere Zeit ertragen und dadurch notgedrungen 
auch auf entsprechenden Detailpreisen verharren muss, denn auch 
seine Arbeit ist Lohnes wert. 



Bericht über die Seifenfabrikation in Unterfranken. 

(13. II.) 

Die Lage der Seifonindustrie in Untorfranken hat im ver- 
flossenen Jahre keine Veränderung erfahren. Auch der neue Zoll- 
tarif brachte keine Änderung in dieselbe. Fabrikation und Konsum 
hielten sicli in den seitherigen Grenzen. Die durch übergrosse 
Fabrikanlagen bei nicht entsprechendem Verbrauche erzeugte Über- 
produktion, der zur notwendigen Rentabilität forcierte Betrieb dieser 
Anlagen und die immerwährende Sucht einiger Fabrikanten, un- 
bedingt den Grossbetrieb dominieren zu sehen, lässt trotz aller ehrlich 
gemachten Anstrengungen, eine Besserung in unserer Branche herbei- 
zuführen, dieselbe nimmermehr gesunden. Der Verdienst bewegte 
sich immer an der scharfen Grenze. Die sonderbarste Blüte, die 
der Konkurrenzkampf besonders im vergangenen Jahre entfaltete, 
war das Zugabe- oder Geschenksystem. Nicht allein, dass der Kon- 
sument. bei Kinlieforung einer gewissen Anzahl Bons oder Einwickel- 
papiere Uhren (Wand- und Taschenuhren), Schirme, Rollstühle, Pelz- 
garnituren. Uhrketten und sonstige Artikel gratis zugesendet erhielt, 
auch der Händler bekam ähnliche Geschenke, damit er dem be- 
treffenden Fabrikanten erhöhtes Interesse beim Verkaufe entgegen 
bringen sollte. Dabei wurde besonders eine Seifensorte trotz der 
enormen Rohstoffpreiso zu einem Preise auf den Markt gebracht, 
der schon ohne diese doppelten Geschenke mehr als verlustbringend 
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ist. Der Fabrikant, der dieses ungesunde Treiben nicht mitmacht, 
sieht sich aus einer Position nach der anderen verdrängt, und in 
seiner Existenz erheblicli bedroht. Abschaffung dieses krankhaften 
Auswuchses, Einschränkung der Produktion, richtige auf Basis des 
Tagespreises der Rohstoffe stehende Kalkulation, Abschaffung der 
widersinnigen Baissegarantie und strikte Handhabung der Zahlungs- 
bedingungen könnten Besserung schaffen. Das Geschäftsjahr 1906, 
das infolge des immensen Verbrauches in allen Sparten bei sämt- 
lichen Branchen eine selten dagewesene Hochkonjunktur erzeugte 
und somit diesen noch nie dagewesenen Verdienst sicherte, brachte 
für die Reifenindustrie nicht den geringsten Vorteil 

Als ganz enorm sind die Preissteigerungen sämtlicher Roh- 
stoffe für Seifenfabrikation zu bezeichnen, die über 30 -40% be- 
tragen und die sich im kommenden Jahre noch wesentlich zuzu- 
spitzen scheinen. Die Fleischteuerung und did horrente Entwick- 
lung der Kokosbutterfabrikation, die der Seifenfabrikation einen 
wesentlichen Faktor, das Kokosöl, fast gänzlich entzog und für sich 
allein in Anspruch nahm, Hessen Kernöl infolge dessen als einen 
sehr gefragten und stets knappen Artikel erscheinen, der unter diesen 
Verhältnissen ständig seinen Wort erhöhen konnte, alle andern Öle 
und Fette gleichfalls im Preise trieb, und zwar zu einer Höbe, die 
kaum dagewesen sein dürfte. 

Folgende Preisaufzeichnungen dürften dies veranschaulichen: 
Palmöl stieg im Laufe des Jahres von Mk. 62. — auf Mk. 64. — 
per 100 kg cif Rotterdam. 

Palmkernöl notierte im Januar 11k. 54. — , im April Mk. 55. — , 
im Juni Mk. 56. — , im Juli Mk. 57. — , im August Mk. 59. — , 
im September Mk. 60. — , im Oktober Mk. 65.—, im No- 
vember Mk. 74. — , sank dann Mitte Dezember auf Mk. 65. — , 
um gegen Ende Dezember wieder Mk. 70. — per 100 kg 
franko Würzburg zu erreichen. 

Kokosöle. Cochin eröffnete mit L 32 im Januar, sank im Februar 
auf L 30.5, notierte im März L 33/17/6, im August L 35/10 
und stiog bis zum Dezember auf L 43: analog im Werte 
stiegen Ceylon und Cophraöle. 

Leinöl wertete im Januar Mk. 49. — , Februar Mk. 43. — , im März 
Mk. 45 . — , 44.--, 44.5, im April Mk. 4 7.5 — bis 47. — , 
im Mai Mk. 44.75, im Juui 43.5, im Juli Mk. 45. — , 
August Mk. 45. — , im Dezember Mk. 44. — bis 45. — . 

ll* 
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Kottonöl: Englisches notierte im Januar 19/3, im Marz 19 IO 1 ,. 
April 21.1 0 1 /,, Mai 21/3. Juni 20/9. Juli 22 und hielt 
diesen Wert für prompte Lieferung bis Dezember. Amerika- 
nisches notierte im Januar .41. im Februar 31. im März 32 3 ,. 
im April 38 3 „ im Mai 49'/,. im Juli 38' „ August 36 1 
und hielt diesen Wert für prompte Lieferung bis Dezember. 

Erdnussöl eröffnete im Januar mit Mk. 44.— und schloss mit 
Mk. 57.—. 

Calc. und caust. Soda wie auch Pottasche hatten keine Preis- 
schwankungen zu verzeichnen. 

Harz blieb in diesem Jahre anhaltend hoch im Werte. 

Glycerin, das zu Anfang des Jahres sehr niedrig im Preise stand, 
konnte im Laufe des Jahres etwas im Preise gewinnen. 



VIII. Vieh und Fleisch. 

Bericht über den Viehhandel aus Neustadt a. S. (15. II.) 

Die Preise für alle Viehgattungen waren im vergangenen 
Jahre so hoch, wie noch nie. Das Vieh konnte leicht abgesetzt 
werden und wurde sehr gut bezahlt, insbesondere besseres Frauken- 
vieh. Die hohen Fleischpreise waren dem Viehmangel zuzuschreiben. 
Von auswärts konnte kein Vieh beschafft werden, zumal dort eben- 
falls kein grosser Vorrat war. 

Die Abgabe von Waldstreu im vorigen Jahre kam kleinen 
Landwirten sehr zu gut und wäre auch in diesem Jahre sehr 
erwünscht. 

Bericht der Metzgerinnung Würzburg (erstattet von Josef 

J ander). (1. 11.) 

Wie in den letzten Jahren haben wir auch für 1906 auf eine 
ganz empfindliche Knappheit der Viehbestände des ganzen Deutschen 
Reiches hinzuweisen. Es war nicht nur eine erhebliche Teuerung 
aller Gattungen des Schlachtviehes, sondern auch eine gegen die 
Vorjahre verschärfte wesentliche Aufwärtsbewegung des Preise- 
für Vielt zu verzeichnen, die sich bis heute auch für Grossvieh 
guter Qualitäten erhalten hat. 

Dass nach diesen Ergebnissen alle Erwerbszweige sowie die 
gesamte konsumierende Hovölkerung unter den ungewöhnlich hohen 
Fleischpreisen schwer zu leiden hatten, ist im Laufe des ver- 
gangenen Jahres oftmals und von allen Seiten ausgeführt worden. 
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Da aber die ganze Last dieser Teuerung nicht voll den 
Konsumenten zufallen konnte, blieb ein Teil derselben auf den 
Schultern der Metzger liegen, wodurch manche Existenz vernichtet 
wurde. Bei den leitenden Stellen galt aber als unumstössliches 
Prinzip, dass die Interessen der Landwirtschaft und die Zoll- und 
Absperrungspolitik Deutschlands vom Auslande hochgehalten werden 
sollten: darum verliefen auch alle Eingaben und Vorstellungen aller 
in dieser Frage interessierten Körperschaften, völlig ergebnislos. 

Die bei den vorjährigen Schlachtviehmärkten so vielfach 
bemerkbar gewordenen Qualitätsminderungen des Viehes lassen 
in vielen Fällen ein viel zu früh erfolgtes Herausnehmen aus den 
Ställen und damit den unverhohlenen Mangel an gutem Schlacht- 
vieh nach wie vor ersehen. Die perioden weise sich zeigenden 
Rückgänge der Preise für Schweine sind kein Anhaltspunkt 
für eine bessere Beurteilung der Viehbestände im allgemeinen, 
denn alle andern Lattungen von gutem und brauchbarem Schlacht- 
vieh sind bis heute noch ausserordentlich teuer bzw. rar. 

Dass unter solch ungünstigen Verhältnissen unser gesamtes 
Gewerbe im Vorjahr wirtschaftlich schwer litt, braucht wohl nicht 
weiter ausgeführt zu werden. Jedenfalls sollte die Reichsregierung 
zur dauernden Linderung dieser misslichen Verhältnisse, die sich 
für alle Bevölkerungsklassen ernstlich bemerkbar machten, sich zu 
entsprechenden Massnahmen entschliessen. Unsere Wünsche beziehen 
sich auf eine weitere Öffnung der Grenzen und eine wenigstens 
zeitbeschränkte Auflassung der Zölle für Vieh und Futtermittel, 
die einzig wirksamen Mittel zur Verhütung einer dauernden 
Kalamität. 



IX. Pelz-, Leder- und Schuhwaren. 

Bericht über Die Glace- Lederfabrikation in Heiöingsfelö. 

(15. II.) 

Der Absatz in der Glaceloderfabrikation hat im Berichtsjahre 
einen Rückgang nicht erfahren, dagegen hat die Rentabilität infolge 
der wiederholten Preissteigerung entschieden gelitten. 

Die Preiserhöhung am Rohfellmarkte war eine derartige, 
dass sogar die politische Tagespresso von ihr. als weit über das Maass 
der Preissteigerung in anderen Branchen hinausgebend, Notiz ge- 
nommen hat. Wenn auch im allgemeinen infolge der günstigen 
Lage der Handschuhindustrie und der Industriezweige, die den 
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Artikel danieder verwenden, eine namhafte Preiserhöhung durcb- 
gesetzt werden konnte, so war es doch nicht möglich, die Preise im 
Einklang mit denen der Rohware zu bringen. 

Die Aussichten für den ferneren Geschäftsgang sind nicht un- 
günstige, da die Handschuh-Industrie weiter sehr stark beschäftigt 
ist und auch die Preise allmühlig dem derzeitigen Stand der Rohware 
angepasst werden können. 

Bericht einer Pelzwarenhandlung und Kürschnerei in 
Würzburg über die Wintersaison 1906 07. (16. IT.) 

Die verflossene Winter-Saison hat in der Pelzwaren- resp 
Kürschnerbrancho wiederum eine arge Enttäuschung hinterlassen, 
indem der Ausfall des Geschäfts bei weitem nicht den gehegten Er- 
wartungen entsprochen hat, trotzdem die Mode für das Tragen von 
speziell Pelzkollicrs die denkbar günstigste war. Hohe Preise der 
Felle, namentlich der Marder, erschwerten das Geschäft ausserordent- 
lich, und dio überaus milde Witterung bis nach Mitte Dezember 
(hatten wir doch bis tief in den November hinein noch blühende 
Rosen) verursachten ein festes Liegenbleiben speziell der besseren 
Stapelpelzwaren. 

Dazu kommt noch der Umstand, dass die meisten Konfektions- 
warenhäuser sich durch den Verkauf von Pelz waren besondere Ver- 
dienste zu versprechen scheinen und das Publikum durch scheinbar 
billige und vorteilhafte Offerten zum Kaufen veranlassen. Dass die- 
selben sich in ihren Hoffnungen, wie aus den späteren Annoncen 
„Ausverkauf von Pelzwaren zum Selbstkostenpreis etc." geschlossen 
werden darf, enttäuscht sehen, ist nur ein schwacher Trost. 

Gegen Weihnachten zu, als die Kälte endlich eintrat, setzte 
auch wirklich ein flottes Geschäft in Pelzwareu ein, das durch Ab- 
satz von besseren Stücken zu Weihnachtsgeschenken einigermassen 
wieder gut machte, was die milde Witterung den Pelzgeschäften 
in den Monaten Oktober und November geschadet hatte. Auch ver- 
anlasste der strenge Nachwinter im Januar noch den Verkauf so 
manchen Stückes, konnte aber doch nicht mehr den entstandenen 
Ausfall decken. 

So ist denn das Pelzgesclnift. in der verflossenen Saison, Alles 
in Allem genommen, nicht besser gewesen als im vorigen Jahre, 
und sind die Lager noch sehr mit Waren überfüllt. Letztere Tat- 
sache ist insoferne nicht ganz ungünstig zu bezeichnen, als laut 
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Berichten von den Londoner Fell-Auktionen fast alle besseren Fell- 
sorten eine bedeutende Preissteigerung erfahren, die den Zinsverlust 
wieder auszugleichen im Stande ist. 

Bericht über öen Lederhandel in Würzburg. 

Im Lederhandel ist im abgolaufenen Jahre 1906 ein befrie- 
digender Umsatz zu verzeichnen, der meist auf das fast den ganzen 
Sommer anhaltende Regonwetter zurtickzuführon ist. Die seit zwei 
Jahren begonnene Preissteigerung der rohen Häute und Felle hat 
mit Beginn dieses Jahres ganz energisch eingesetzt und bis zum 
August-September eine Höhe erreicht, die noch niedagewesen. Dies 
war jedoch nicht nur in Deutschland der Fall, sondern auch im 
Auslande war die gleiche Erscheinung. Der Artikel „Haut" wurde 
einfach ein Börsenartikel, und überall trat die Hausse zu Tage. 

Die Preise für die fertigen Leder folgten jedoch nicht in 
gleichem Masse der Steigerung auf dein Rohhautmarkte, und su 
konnten kapitalkräftige und weitsichtige Lederhändler, die rechtzeitig 
auf Vorrat einkauften und auch noch Abschlüsse machten, auf ein 
gutes Resultat zurückblicken, während diejenigen, die auf ein Herab- 
gehen oder Stillstehen der Preise in den Sommermonateu warteten, 
ein sehr gequältes Beschaff hatten, weil ihnen die Ware im Einkauf 
zu hoch stand, und weil die Schuhmacher nur äusserst schwer auf 
Preiserhöhungen cingeben wollen, schliesslich aber doch mussten. 
Speziell für den Herbst erwartoto man ein ganz bedeutendes Höher- 
gehen der Lederpreise, aber die trockene Witterung im Spätjahrc, 
den Hauptbedarfsmonaten, machte einen bösen Strich durch die 
Rechnung. Die drängende Nachfrage bei den Fabrikanten hörte auf: 
diese legten hierauf dem Einkauf von rohen Häuten einige Beschrän- 
kungen auf, so dass es möglich war. im November die Preise der 
rohen Häute um 10—14 Mk. per Zentner zu drücken, nachdem sie 
vorher eine so kolossale Hohe (bis 70 Pfennig per Pfund) erreicht 
hatten. Die Loderpreise aber blieben stabil. Im Monat Dezember 
trat dann wieder feuchtes Wetter ein. der Bedarf an Leder steigerte 
sich und gleich darauf griffen auch die Fabrikanten wieder in den 
Häutemarkt ein, wodurch die Rohpreise wieder allmählich in die 
Höhe gingen: die Steigerung setzte sich auch im neuen Jahre fort. 

Zieht man in Betracht, dass in Australien, Indien, Südafrika 
der Viehstand infolge schlimmer Jahre eine gewaltige Verminderung 
erfahren hat und die Schlachtungen im Deutschen Reiche überall 
sehr zurückgegangen sind, so liegt es auf der Hand, dass ein Mangel 
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an rohen Häuten und Fellen eintreten muss, zudem seit einigen 
Jahren sehr viel Leder in der Möbelbranche, ferner für die Ausrüstung 
von Schiffen, Automobilen etc. und für die Ergänzung des Schuh- 
zeuges etc. in Japan und Russland verwendet wird. An ein Billiger- 
werden von Leder und Schuhwaren ist wohl auf längere Zeit nicht 
zu denken. 

Bericht einer Schuhfabrik und Lederhandlung in Würzburg. 

(5. II.) 

Noch selten hat ein Jahr die Gemüter der Lederbranche mehr 
in Aufregung gebracht, als das heurige. Das Geschäft war ein 
sehr bewegtes und von Monat zu Monat musste mit höheren 
Einkaufspreisen gerechnet werden. Erst im November, als auf dem 
Häutemarkt ein kleiner Preisrückgang eintrat, wurde den fortgesetzten 
Preiserhöhungen ein „Halt -1 geboten, der auch einige Zeit Stand 
hielt. Die Lederfabrikanten streben von Neuem höhere Preise an 
und nur durch die ungenügenden Zollverhältnisse dem Auslande 
gegenüber sind sie gezwungen, zu bisherigen Preisen zu verkaufen. 
Das Ausland hat uns gegenüber billigere Eingangszölle und kennt 
weniger soziale Lasten, welche die Spesen erhöhen und den 
Export erschweren. 

Der Bedarf an Leder ist seit Jahren in fortwährender Steigerung 
begriffen, und viele Artikel, die sonst lediglich zur Schuhfabrikation 
Verwendung fanden, dienen heuto in Massen anderen Zwecken. 
Nicht allein dadurch hat die Schuhfabrikation einen schweren 
Standpunkt, sondern auch weil manche Ledersorten einen Aufschlag 
von 20 — 33% erfahren haben und weil die zur Fabrikation not- 
wendigen Artikel wie Garne, Drello und Eisenwaren um 5 — 15% 
teuerer geworden sind, welchen Steigerungen man bis heute in der 
Fabrikation nicht hat folgen können. 

Schliesslich komme ich noch zu dem schon im Vorjahre 
erwähnten Ausverkaufsunfug, der auch in diesem Jahr nicht nach 
gelassen hat und unter dem das reelle Geschäft sehr leidet. M'äre 
der Verdienst gleich der Arbeit gewesen, so könnte ich über den 
Verlauf dieses Jahres nicht klagen; so aber taten im Verein mit dem 
teuren Geldstand mangelhafter Geldeingang und die noch nicht 
im Verhältnis zu den Rohwaren stehenden Preise der Schuhwaren 
das ihrige, dass auch heuer „verdienen“ sehr klein geschrieben 
werden muss. 
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X. Holz und Holzwaren, Schreiner- 
Gewerbe. 

Bericht einer Holzgrosshandlung in Würzburg. (20. II.) 

Eichenholz: Dem Einkauf im Winter 1906, der zu abermals 
steigenden Preisen und bei reger Nachfrage vor sich ging, folgte, 
wie dies voraus zu sehen war. eine ehensolch rege Nachfrage seitens 
der Käufer des Xiederrhoins. Der Absatz an guten Eichen war 
das ganze Jahr hindurch bei festen Preisen ein flotter, was zur 
Folge hatte, dass die Einkaufspreise im Winter 1906/07 zu einer 
noch nie dagewesenen Höhe stiegen, sodass es heute unmöglich 
ist, gutes Eichenholz ohne erheblichen Preisaufschlag mit Verdienst 
abzusetzen. Die Nachfrage ist fiir kommendos Frühjahr eine eben- 
falls rege und hofft man für 1907 ein günstiges Geschäft. 

Buchen und Kiefern waren, wie sonst, nur stellenweise 
gefragt und konnten einen Preisaufschlag nicht erzielen. 

Fiehten-Lang- und Bauholz, das im Winter 1906/07 zu 
steigenden Preisen gekauft wurde, stieg im Herbst derart im Preise, 
wie es seit langen Jahren nicht mehr der Fall war, und behauptet 
auch für kommendes Frühjahr bei steigender Nachfrage den 
horrenten Preisaufschlag. 

• 

Bericht über die Hobelfabrikation in Ochsenfurt. 

(20. II.) 

Das verflossene Jahr gab der Werkzeugindustrie und daher 
auch unserer Branche genügend Aufträge, so dass wir ohne Unter- 
brechung gut beschäftigt waren. Während wir in früheren Jahren 
Teile unserer Produktion zu unsicheren Preisen ins Ausland ab- 
stossen mussten, hat die deutsche Konjunktur nun offene Arme für 
unsere Erzeugung geschaffen. 

Wenn dieser Zustand auch ein sehr willkommener ist. so reift 
mit ihm aber auch die bittere Frucht der Entfremdung am Welt- 
markt, was zur Folge bat, dass exotische Konkurrenten hervortreten, 
die, weil in holzreicheren Gebieten, beim Abflauen des deutschen 
Beschäftigungsgrades kaum wieder zu meistern sein werden. 

Uber die Andauer der jetzigen guten Geschäfts-Industrieperiode 
vermögen wir uns weder zu den Anschauungen der Pessimisten noch 
der Optimisten zu bekennen: die hohen Beschaffungskosten aller 
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Materialien werden die Spekulation vorsichtig und zurückhaltend 
machen, während andererseits eine fortschrittliche Bewegung nicht 
aufzuhalten sein wird. 

Unsere Holzeindockungen machen uns schwer zu schaffen. 
Einesteils der Mangel an erstklassigen Weissbuchenstämmen, 
dann die steigenden Waldtaxen und exorbitanteu Überpreise bei 
den Auktionen machen den Einkauf sein- schwierig. Unser Material 
kostet heute das Doppelte als vor 2 — 3 Jahren, und dabei fallen die 
Stämme immer geringwertiger an, so dass wir oft mehr Brenn- als 
Nutzholz ins Haus bekommen. Helfen kann uns hier nur der Import, 
der sich wenigstens mit erster Qualität beschäftigt und das Brauch- 
bare bietet, um das wir im Fränkischen oft grosse Wälder umsonst 
auslaufen. 

Das Verhältnis zu den Arbeitern können wir als normal be- 
zeichnen, und wir hoffen auch fernerhin, die gute Harmonie wahren 
zu können. 

Bericht über die Spielwarenfabrikation aus Bad Kissingen. 

(11. II.) 

Die Holz- und Rohrspielwaren- Fabrikation in Kissingen geht 
ihrem ruhigen Gang und ist nur der Übelstaud zu verzeichnen, 
dass Aspen holz bereits ganz fehlt und die Herbeischaffung aus 
weiter Ferne die Herstellung der Waren sehr verteuert. I’eddig 
und Lackrohr hielten sich so ziemlich im Preise, und sind hier 
nur Schwankungen von keiner weiteren Bedeutung zu verzeichnen. 

Bericht über das Schreinergewerbe in Würzburg. (27. II.i 

ln der Bauschreinerei war das Geschäft noch geringer als 
im Vorjahre. Es war wenig Arbeit vorhanden, daher wurde zu 
ganz niedrigen Preisen gearbeitet. Von Seite der verschiedenen 
Bauleitungen wurden die Preise auch tatsächlich stark gedrückt 
Dazu kam noch die Lohnerhöhung und die Verkürzung der Arbeits- 
zeit, sodass am Jahresschluss sich in der Bilanz ein grosses Defizit 
herausstellte. Es erübrigte nichts anderes, als dass sich die Meister 
zusammenschlossen, um sich gegenseitig zu beraten und gemeinsam 
ihre Kalkulationen zu machen. Wenn aber nun bei diesen genauen 
Kalkulationen höhere Preise heratiskommeu, so wird das von Seite 
der Bauleitungen als Preistreiberei und als „Ringbildung" angesehen. 
Der Zuschlag wird dann bei solchen Submissionen, weil meisteus 
der Kostenanschlag überschritten wird, nicht erteilt. Das kleinere 
und mittlere Handwerk geht so seinem Untergang entgegen. 
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In der Mobeischreinerei herrschen gleiche Verhältnisse 
wie bei der Bauschreinerei. Allerdings sind Ministerialerlasse 
herausgegeben, die Baubehörden und Bauämter möchten bei Ver- 
gebung von Arbeiten das kleine Handwerk und die Innungen 
berücksichtigen. Allein beim hiesigen Zollamtsneubau hat sich die 
Schreinerinnung trotz Befürwortung ihrer Wünsche durch die 
Handwerkskammer doch ohne jeden Erfolg um die Inneneinrichtungs- 
arbeiten beworben. Ebenso war es beim hiesigen Stadtbauamt 
bezüglich Vergebung der Einrichtungsarbeiten für den Theater* 
umhuii. Man liess den Innungs- Obermeister kommen und erklärte 
ihm. dass die Innung die Stühle doch nicht selbst anfertige und 
aus der Fabrik beziehe: das Bauamt wolle dies selbst bewerkstelligen. 
Später aber lieferte diese Stühle eine hiesige Möbelhandlung. Um 
aber die kleinen Meister nicht ganz leer ausgehen zu lassen, so 
hat man bei ihnen zwei Schlüsselschränkchen und einen Schreib- 
tisch bestellt. 

Öfter kommt es auch vor, dass Arbeiten nach Zeichnungen 
herzustellen sind; es werden dann Zeichnungen mit reicher Aus- 
stattung vorgelogt. Der Meister macht nach dieser Vorlage seinen Ureis, 
welcher der Zeichnung entspricht; der Preis überschreitet aber 
meistens den Kostenanschlag. Es wird dann zum Handeln über- 
gegangen und eine weniger reiche Zeichnung angefertigt. Der 
Preis wird nun allerdings niedriger und die Arbeit wird bestellt, 
der Meister aber kommt in den üblen Ruf, er sei zu teuer. 

Dass die Kleinmeister im Stande sind, etwas zu leisten, hat 
die Landesausstellung in Nürnberg 1906 bewiesen. Die Schreiner- 
innung Würzburg stellte zwei Zimmer aus; cs wurde ihr hierauf 
für sehr sauber ausgeführte Arbeiten die goldene Medaille zuerkannt. 



XI. Steine und Erden, Zement, Ton, Glas, 
Baugewerbe. 

Bericht der Deutschen Steinwerke C. Vetter A.-G. in 
Eltmann. (31. 1.) 

Während im Frühjahr und Herbst fast Mangel an Aufträgen 
vorhanden war, wozu der teuere Ueldstand wesentlich beitrug, war im 
Sommer, der Hauptbausaison, reichliche Beschäftigung zu beobachten. 

Trotzdem sich auch bei uns, wie in vielen anderen Branchen, 
die Betriebskosten beträchtlich vergrösserten, sind im allgemeinen die 
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erzielten Verkaufspreise nicht höher geworden. Ein Ausgleich für 
den Ausfall konnte aber durch Ausdehnung des Geschäftes erreicht 
werden. Unsere Jahresproduktion in fertig bearbeiteten Werksteinen 
für Fassaden betrug 12 300 cbm, wovon auf unsere 14 unterfrän- 
kischen Betriebe 7630 cbin entfallen. 

Statt der früheren Bestrebungen der staatlichen Organe, das 
Verkehrswesen zu erleichtern, erhielten wir im vergangenen Jahre 
den Frachtenstempel und die Fahrkartensteuer. Eine Grosschiff- 
fahrtsstrasse bozw. die Verlängerung der Mainkanalisation bis 
Bamberg, würde der sehr bedeutenden Steinindustrie im östlichen 
Teile Untorfrankens von grossem Vorteil sein. Das grosse Eigen- 
gewicht der Steine bringt hohe Kosten beim Bahntransport mit sich. 
Ein billigerer Transportweg würde zur weiteren Hebung der hiesigen 
Steinindustrie viel beitragen. 

Als ein Unding ist der in Bayern bestehende Unterschied 
zwischen Feiertagen ,, erster 1 und „zweiter“ Ordnung anzusehen. 
Während für einen Teil der in der Industrie Beschäftigten (für 
Fabrikbetriebe) letztere garnicht in Betracht kommen, haben die 
Bauhandwerker und verwandte Berufe den gleichen Tag als Feiertag 
zu halten. Unseres Erachtens tragen diese Halbfeiertage zur För- 
derung der Religiosität nicht boi. Wir geben die Hoffnung nicht 
auf, dass die hoho Geistlichkeit sich doch noch dazu verstehen wird, 
verschiedene katholische Feiertage auf Sonntage zu verlegen. 

Bericht über die Steinindustrie aus Miltenberg a. M. ( 10. II.) 

Wie seit einigen Jahren waren alle Arbeiter der Steinindustrie 
vollkommen beschäftigt, bis plötzlich im Kalksteingebiet Würzburg- 
Marktbroit ein mutwilliger Streik ausbrach, der sowohl zu Ungunsten 
der Arbeiter, wie auch des Geschäftes betr. Verwendung des Kalk- 
steinmaterials oudete. Das l’rodukt wurde dadurch so ausgeschaltet 
dass die Nachfrage nach demselben für öffentliche wie Urivatbauten 
sofort ganz erheblich nachliess. 

Bezüglich der Kettenschlepperei auf dem Maine bestehen 
dahin Klagen, dass für Aus- und Einladen auf den Zwischenstationen, 
wie auch für An- und Einhängen von Schiffen nicht die nötige 
Zeit und Vorsicht gebraucht wird. 

Bericht über die Steinindustrie aus Reistenhausen. 

Im ersten Halbjahr 1906 war das Geschäft lebhafter und besser 
als im Sommer und Herbst. Die allgemeine Bautätigkeit war zwar 
im grossen und ganzen keine geriuge, jedoch war die Verwendung 
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von Steinmetzarbeit, soweit wenigstens das Maintal in Frage kam, 
gegen das Vorjahr beschränkt. Im Herbste machte sich sogar ein 
ganz empfindlicher Mangel an Aufträgen bemerkbar, der heute noch 
anhält und teilweise zur Kinschränkung der Betriebe zwang. Eine 
Reihe von Konkursen grösserer und kleinerer Baufirmen schädigte 
in diesem Jahre besonders stark die Branche und brachte grosse 
Unruhe und Unsicherheit in den Verkehr. Der andauernd hohe 
Zinsfuss wirkte natürlich ebenfalls nachteilig. Die Verkaufspreise 
erreichten ein selten niedriges Niveau. — Die Aussichten für das 
Jahr 1907 sind vorerst noch recht trübe. 

Wie wir es in unserem letztjährigen Berichte bereits voraus- 
sagten, ist sowohl in den Bruchdistrikten bei Eltmann, als auch in 
dem Muschelkalkstein-Distrikte bei Würzburg je ein grössererstreik 
ausgebrochen, von dem derjenige bei Eltmann allerdings schon nach 
einigen Tagen, jener im Muschelkalkgebiet dagegen erst nach monato- 
langem Kampfe endete. Die Forderung der Arbeiter liess sich in 
beiden Fällen nicht durchsetzen. An und für sich war auch der 
Verdienst gerade in diesen beiden Gebieten ein sehr guter. 

Die Verkehrsverhältnisse auf der Bahnstrecke Aschaffenburg- 
Miltenberg-Stadtprozeltcn entsprechen in mehrfacher Hinsicht nicht 
mehr den heutigen Anforderungen und wäre es sehr wünschenswert, 
wenn den des öfteren an massgebender Stelle vorgetragenen dies- 
bezüglichen Bitten mehr Beachtung geschenkt würde. 

Für das Geschäft im bayerischen Untermaintal wäre eine 
raschere Durchführung der Bahnlinie Stadtprozelten -Wertheim von 
Bedeutung, da die seit dem vergangenen Frühjahre erüffnete Lokal- 
bahn Miltenberg-Stadtprozelten in Ermangelung des Durchgangs- 
verkehrs und infolge sonstiger lokaler Verhältnisse für die Stein- 
industrie wenig Vorteil gebracht hat. 

Weiterer Bericht über die Steinindustrie aus Reistenhausen. 

(15. II.) 

Die Lage der Steinmetzindustrie hat sich im Jahre 190G gegen 
das Vorjahr eher verschlechtert als verbessert. Wenn auch in 
der ersten Hälfte des Jahres im allgemeinen genügend Aufträge 
vorhanden waren, so war die Konjunktur in den Sommer- und 
Herbstmonaten schlecht und ungünstig zu nennen. Abgesehen von 
anderen tiefer greifenden Gründen (Überproduktion an besseren 
Wohnhäusern, die fortschreitende Entwickelung der Eisen-, Beton- 
und Kunststeinindustrie, ferner noch die ganz abnorme Geldteuerung 
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in der zweiten Hälfte des .Jahres) dürften die meist durch bezahlte 
Agitatoren und Hetzschriften hervorgerufenen Arbeiterunruhen, 
welche im Kalksteinrevier und im Sandsteingebiet des Obermains sich 
zu lokalen Streiks ausbildeten, nicht unwesentlich zu dieser ungünstigen 
Geschäftslage beigetragen haben. Es wäre eine anerkennenswerte 
Tätigkeit der berufenen Oewerboinspektionen und Verwaltungs- 
behörden, dem Treiben dieser aufrührerischen Volksredner sowie 
dem Gebahren ihrer Presse mit allen verfügbaren Mitteln Einhalt 
zu gebieten und auf diese Weise die durch jene Organe in die 
Arbeitermassen hineingetragene l’nzufriedenbeit gerade im Hinweis 
auf die ungünstige Geschäftslage nach Kräften zu beheben. 

Nicht weniger nachteilig wirken auf das Prosperieren .unserer 
Industrie die ungünstigen, vielfach sehr unzulänglichen Credit- 
verhältnisse der Bauunternehmer und der bis jetzt als sehr mangel- 
haft zu bezeichnende Schutz der Bauhandwerkorforderungen. Es ist 
daher der diesbezügliche Gesetzentwurf, wenn er auch noch nicht 
alle Misstände zu behoben geeignet ist, sehr zu begriissen und als 
ein Schritt zur Besserung zu unterstützen. 

Kerner besteht speziell in Bayern zum Schaden der Stein- 
industrie vielfach immer noch der Misstand, dass die Steiunietz- 
arbeiten nicht gesondert, sondern in der Hegel mit den Erd- und 
Maurerarbeiten in einem Los zusammen vergeben werden. Gerade 
hierdurch wird nicht selten der Hausteinlieferant von der ungünstigen 
Situation des (leneralunternehmers abhängig gemacht und gezwungen, 
zu Spottpreisen zu liefern. 

Was die Verkehrsmittel betrifft, so wäre noch ein weiterer 
Vormittagszug auf der Lokalbahn Miltenberg-Stadtprozelten wünschens- 
wert, welcher auf den um fl Uhr 45 Min. in Miltenberg via 
Aschaffenburg und Frankfurt a. M. abgehenden Zug Verbindung 
brächte. Die Benutzung der neuerbauten Lokalbahn für den Güter- 
verkehr ist ohne Mehrkosten gegenüber dem Wasserverkehr immer 
noch nicht ermöglicht, da einerseits die verfügbaren Lagerplätze 
an der Bahn abnorm teuer, andererseits aber bis heute keinerlei 
Hebevorrichtungen (Erahnen) zum Aus- und Einladen vorhanden sind. 

Der am hiesigen Platz schon seit Jahren bestehende Wunsch 
nach einer öffentlichen Telephunstelle gestaltet sich nachgerade zu 
einem immer dringender werdenden Bedürfnisse. Obwohl alle Vor- 
bedingungen für diese Verkehrseinrichtung erfüllt sind, lässt deren 
Einrichtung immer noch auf sich warton. Wenn Spessartorte mit 
einem kaum nennenswerten oder doch sicherlich weit geringeren 



Verkehr schon seit Jahren an das öffentliche Telephonnetz ange- 
seblossen sind, so kann inan nur schwer verstehen, warum die 
verkehrsreiche untere Maingegend an der neuen Lokalbahn dieses 
Verkehrsmittels andauernd entbehren soll. 

Bericht der Portlanö-Zement-Fabrik Karlstadt a. M. (28. II.) 

Durch die zielbewusste, segensreiche Tätigkeit der in Frage 
kommenden Verbände und Syndikate gelang es auch im ver- 
flossenen Jahr, die immer noch bestehende erhebliche Überproduktion 
in Schach zu halten und die Preise wieder so zu gestalten, dass die 
Zement-Industrie im Grossen-Ganzen auf ein befriedigendes Geschäfts- 
jahr zurückblicken kann. 

Leider hat sich durch die unglücklichen Zoll Verhältnisse, 
wonach das gesamte Ausland den Zement zollfrei nach Deutschland 
einführen kann, während deutscher Zement fast überall hohen Zoll- 
schranken begegnet, die Einfuhr fremden Zementes in dem ver- 
flossenen Jahr wieder bedeutend vergrössert. 

Ganz erheblichen Schaden aber erlitten die Fabriken während 
eines grossen Teiles des Jahres durch den ungewöhnlich grossen 
Wagenmangel, der in dem verflossenen Jahr so stark aufgetreten 
ist, wie nie zuvor. Viele Bauten mussten zeitweise aus Mangel an 
Zement eingestellt werden, unzählige Arbeiter waren genötigt zu 
feiern, und vielfach griff man zu dem äussersten Mittel, den Zement 
von ausserbayerischen Fabriken zu beziehen, um die dringendste 
.Not zu beheben, t'nseres Erachtens bedarf es hier einer gründlichen 
Abhilfe. 

Bericht Der Portlanö-Zement-Werke Wetterau in 
Lengfurt a. M. (13. 11.) 

Das abgelaufene Jahr hat für unsere Zement-Industrie Vorteile 
gebracht, die in der Hauptsache ihren Grund in der allgemeinen 
Hochkonjunktur haben, ebenso gelang es, eine kleine Preiserhöhung 
«lurchzusetzen. In den vollen Genuss dieser Vorteile sind wir 
indessen nicht gekommen, denn es war infolge zeitweiligen Arbeiter- 
mangels und infolge fast gänzlichen Versagens der Staatseisenbahn- 
verwaltung während der Herbstmonate uns nicht möglich, die 
Quantitäten zur Ablieferung zu briugen, die uns abgefordert wurden. 
Namentlich der Wagenmangel war derart intensiv und andauernd, 
wie er seit Jahren nicht in diesem Masse beobachtet ist, und es 
erleiden durch ihn sowohl die Industrie, wie namentlich auch die 
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auf unsere Industrie angewiesenen Gewerbe einen unberechenbaren 
Schaden. Eine Änderung dieses Zustandes ist nur denkbar auf 
Grund einor wirklich grosszügigen Politik des Verkehrsrainisteriuins, 
die sich nicht damit behilft, einige hundert neue Güterwagen iu 
Bestellung zu geben, sondern einer solchen, die von der Landes- 
vertretung die Mittel fordert, einige Jahre lang so viele neue 
Güterwagen einzustellen, als die betreffenden Fabriken nur herstelleii 
können. Alle andern Mittel fruchten nichts. Es wird eben viel 
zu wenig berücksichtigt, dass sich in den letzten Jahren in Bayern 
Grossindustrieen entwickelt haben, die neuen Bedarf an Wagenraum 
stellen; es genügt daher nicht, dass nur der natürliche Abgang 
au Wagen ersetzt wird, sondern es bedarf einer erheblichen 
Vergrösserung des Wagenparks an sich, und wenn es sein muss, 
auch Erweiterungen von Bahnanlagen etc. Gelingt hier nicht eine 
durchgreifende Verbesserung, so bleibt unsere bayerische Zement- 
industrie stets im Nachteil gegenüber den andern süddeutschen 
Staaten, und das wird sich sehr fühlbar machen, sobald die gegen- 
wärtige Hausse nachlässt. 

Die von den vereinigten Zementfabriken durehgesetze Preis- 
erhöhung wurde fast voll absorbiert von der allgemeinen Preis- 
steigerung, namentlich auf Kohlen, Maschinenteile und Säcke; auch 
machten sich allgemein Lohnaufbesserungen notwendig. 

Als sehr störend und für uns recht schädigend zeigen sich 
die Nadelwehren im Main. Bei Anlage derselben ist ein grosser 
Fehler begangen worden, indem man nicht Rücksicht genommen 
hat auf die. Zeit, während welcher die Wehren infolge Reparatur, 
Frostwetter etc. niedergelegt sind. Während dieser Perioden sind 
die Wehren nur bei ausgesprochenem Hochwasser zu passieren, 
während ein an und für sich gutes Wasser nicht von den Schiffen 
ausgenutzt werden kann, wenn die Wehren liegen, und das ist in 
den Wintermonaten sehr häufig der Fall. Dem wäre abzuhelfen, 
wenn an einer bestimmten Durchfahrtsstelle die .Stausohle ent- 
sprechend tiefer gelegt würde; dann könnten die Nadeln so geschont 
werden, wie es im Belieben der sehr vorsichtigen Verwaltung steht. 
Es wäre dann aber den Schiffen ein Weg offen, und nicht wie 
jetzt wegen eines minimalen Frostes die ganze Obermainschiffahrt 
auf Wochen gesperrt. 

An besonderen Wünschen möchten wir noch in Erinnerung 
bringen, dass es sich immer noch störend bemerkbar macht, dass 
unsere Versandstation „Trennfeld“ heisst. Die Station liegt naher 



nach Lengfurt als nach Trennfeld und erhält von ersterein Ort den 
weitaus überwiegenden Teil ihrer Fahrgäste. Namentlich aber sieht 
es mehr als kleinlich aus. den alten Namen beizubehalten, nachdem 
wir der Bahn im Jahre gegen 4000 beladene Doppelwaggons zur 
Beförderung übergeben und einige hundert beladene Waggons emp- 
fangen, während der Ort Trennfeld vielleicht ein Dutzend Waggons 
im Jahr braucht. (Ins entsteht hieraus eine Menge Belästigung, 
und wäre es doch wahrhaftig unbedenklich, die Station umzutaufen 
in „Lengfurt-Trennfeld“, womit unseren Wünschen ja genügt wäre. 

Eine 'ernste Sache ist auch die schlechte Personenzug- 
Verbindung auf der Strecke Lohr- Wertheim. Es mutet etwas sehr 
altväterlich an, wenn man hört, dass der letzte Zug von Wertheim 
in der Richtung nach Lohr schon um 5.15 Uhr abführt; bisher hat 
die Eisenbahnverwaltung sich zu einer Änderung noch nicht ent- 
schliesseu können, trotz warmer Fürsprache von verschiedenen Seiten. 
Die Einlegung eines neuen Zugpaares auf dieser Strecke ist aber 
mit der Zeit nicht zu entbehren. 

Endlich ist für den hiesigen Ort die Anlage des vom Staat 
geplanten Schutzhafens wichtig. Aus den bisherigen Verhandlungen 
verlautet, dass Lengfurt keine Aussicht habe, diesen Hafen, der halb- 
wegs zwischen Aschaffenburg und Wiirzburg gedacht ist, zu bekommen. 
Ein Blick in die Zusammenstellungen der staatlichen Kettenschlepp- 
schiffahrt zeigt aber, dass gerade Lengfurt den grössten Teil der 
über Aschaffenburg hinausgehenden Güter aufnimmt, und da ist es 
doch eigentlich natürlich, den Hafen dort anzulegen, wo er noch 
der Mehrzahl der Schiffe etwas nützen kann. Gerade in den wasser- 
reichen Herbst- und Wintermonaten wird ein grosser Teil unseres 
Kohlenbedarfs per Schiff heran gebracht, und für diese Transporte 
ist ein Schutzhafen sehr am Platze. Unsere Kohlenanfuhr per Schiff 
allein beträgt etwa 22000 bis 25000 Tonnen jährlich, ist also ziemlich 
erlieblich. 

Bericht öer Toninöustrie Klingenberg, Albertwerke 
G. m. b. H. (1. II.) 

Unsere Fabrikate erfreuten sich im Berichtsjahre einer ausser- 
ordentlich regen Nachfrage und finden in stets steigendem Maasse 
für öffentliche Bauten, wie Bahnhöfe, Schulen. Kasernen u.s.w. Ver- 
wendung, sodass wir andauernd stark beschäftigt waren. Auch die 
sonst übliche Abflauung des Geschäftes zu Beginn des Winters blieb 
aus, was auf eine starke Anspannung der Konjunktur hinweist. Mit 
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Erfolg wurden auch im Ausland neue Absatzgebiete gesucht. Nament- 
lich nach der Schweiz entwickelte sich ein recht lebhafter Verkehr, 
und wurden durch belangreiche Lieferungen dahin die Grundlagen 
für dauernde Verbindungen geschaffen. 

Leider konnte trotz der starken Nachfrage an eine Erhöhung 
der Verkaufspreise nicht gedacht werden, während die Produktions- 
kosten allgemein steigende Tendenz zeigten, sndass nur durch inten- 
sivste Ausnutzung der vorhandenen Betriebseinrichtungen die höheren 
Gestehungskosten einigerraassen ausgeglichen werden konnten. 

Hoffentlich finden die von allen Interessenvertretungs-Korpo- 
rationen des Maintales, namentlich den Handelsgremien von Aschaffen- 
burg und Miltenberg, wiederholt unternommenen Schritte, bezüglich 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse bei den einschlägigen Behör- 
den endlich einmal eingehende Berücksichtigung, und hoffentlich 
werden auch zur Abstellung oder Verminderung des sich zeitweise 
in sehr empfindlicher Weise geltend machenden Waggonmangels 
andere Massnahmen getroffen, als die Herabsetzung der Ladefristen, 
welche durch die damit im Zusammenhang stehenden unvermeidlichen 
Wagenstandsgelder eine weitere Belastung der Industrie bilden, ohne 
dom Übel abzuhelfen. 

Bericht der Spessarter Hohlglaswerke, G. m. b. H. in 

Lohr a. M. 

Wahrscheinlich veranlasst durch den Abschluss der neuen 
Handelsverträge und das Ende des russisch-japanischen Krieges 
war für industrielle Unternehmungen wieder mehr Vertrauen 
hervorgerufen worden, wodurch Viele ihre Tätigkeit und ihr Kapital 
der Industrie zuwendeten. Die Folge war die Neugründung 
industrieller Unternehmungen, sowie die Ausdehnung bestehender 
Werke. Gerade durch den Bedarf dieser Neugründungen und 
Vcrgrösscrungen entstand in vielen Branche grosse Nachfrage und 
folglich ein industrieller Aufschwung. Diese gesteigerte Nachfrage, 
welcher vielfach kaum gonügt werden konnte, führte naturgemäss 
zu Preiserhöhungen, und diese, verbunden mit den gestiegenen 
Preisen der Lebensmittel, gaben Anlass zum Teuerwerden vieler 
zur Lebenshaltung nötigen Erfordernisse. Die Folge dieser Sachlage 
war die Notwendigkeit von Lohnerhöhungen für industrielle Arbeiter, 
und dies, vereint mit den gestiegenen Preisen der Rohmaterialien 
und Brennstoffe, wurde wiederum Ursache bedeutender Preis- 
zuschläge für fast alle industriellen Erzeugnisse und so not- 
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gedrungen auch für die Fabrikate der Glasfabriken. In der 
Glasbranche wurde die Preissteigerung aber noch weiter dadurch 
hervorgerufen, dass seit 1. Juli d. J. gesetzliche Vorschriften die 
früheren hauptsächlich in Norddeutschland ausgiebig benützten 
Ausnahmebestimmungen für Sonntagsarbeit einschränken und hie- 
durch einen Produktionsausfall veranlassten. 

Zur Regelung der Preisfragen bildeten die Fabrikanten der 
einzelnen Zweige der Glasindustrie besondere Vereinigungen. 
Viele Besitzer kleiner oder neu gegründeter Glasfabriken schlossen 
sich jedoch häufig diesen Vereinen nicht an, sondern suchten 
durch Untergebot der von denselben festgesetzten Notierungen 
Kundschaft zu gewinnen, was nicht solten zu schweren Schädigungen 
der seitherigen Lieferanten führte. 

Die Nachfrage für Export war eine rege; doch tritt immer 
mehr hervor, dass auch die ausländischen Glasfabriken sich jetzt 
energischer mit am Wettbewerb beteiligen und nicht nur die 
deutsche Einfuhr zu verhindern suchen, sondern auch selbst erhöhte 
Exporttätigkeit entfalten. Die deutsche Glasindustrie darf sich 
daher sehr wehren, um das seither innegehabte Arbeitsfeld künftig 
zu behaupten, zumal Länder konkurrieren, welche über billigere 
Produktionsverhältnisse verfügen und die Lasten der sozialen 
Gesetzgebung nicht kennen. Dem regen Geschäftsgang und den 
erhöhten Verkaufspreisen stehen daher viele Verhältnisse gegen- 
über, welche ausgleichend wirken. 

Die Teilung der Glasfabrikation in einzelne Spezialfächer 
wird immer mehr durchgeführt: das hiesige Werk befasst sich z. B. 
ausschliesslich nur noch mit Herstellung von Versandgläsern für 
chemische und pharmazeutische Spezialitäten und für Nahrungsmittel. 

Bericht einer Baumaterialien- Handlung in Würzburg. 

Unser vorjähriger Bericht über die Lage des Baumaterialien- 
Handels hat in Fachkreisen überraschende Aufmerksamkeit gefunden; 
er wurde in der Rundschau für Erzeugung, Vertrieb und Verarbeitung 
von Baumaterialien aller Art, vom „Baumuterialien-Markt“ wörtlich 
abgedruckt und dazu bemerkt, dass dieser Bericht präzis die Lage 
der Bauartikelbranche in ganz Deutschland zum Ausdruck bringe. 
Wir haben diesem vorjährigen Bericht nichts wesentliches anzufügen; 
das darin Gesagte ist auch für das vergangene Jahr zutreffend. 

Die Syndizierung der einzelnen Artikel unserer Branche hat 
weitere Fortschritte gemacht, insbesondere sind neuerdings Falzziegel 
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und Dachplatten syndiziert worden. Über die Wirkung beim ßau- 
materialienhaudel kann erst der nächstjährige Bericht sich äussern. 

Die ziemlich bedeutende Einfuhr ausländischer Portland-Zemente 
macht sich auch in unserer Gegend sehr unliebsam für den Handel 
bemerkbar. Den Preisunterbietungen dieser ausländischen Marken 
kann der den Syndikats-Zement führende Handel nicht begegnen 
und muss deshalb mit dem Verlust einer Anzahl nach Billigkeit 
und nicht nach Qualität einkaufenden Kunden rechnen. 

Die Bautätigkeit verspricht in unserem Bezirke infolge grosser 
staatlicher und kommunaler Projekte in diesem Jahre eine sehr rege 
und hoffentlich auch für den Handel nutzbringende zu werden. 

Bericht eines Baugeschäftes in Würzburg. (27. II.) 

Die wirtschaftliche Lage des Baugeschäftes ist für das ver- 
gangene Jahr am hiesigen Orte als eine schlechte zu bezeichnen. 
Die allgemeine Bautätigkeit war eine sehr geringe, sodass die hiesigen 
Baufirmen nur ungenügend und da nur unter ganz gedrückten Preisen 
Beschäftigung finden konnten. 

Zu alledem entstand während der Sommermonate ein Maurer- 
streik, welcher 9 Wochen dauerte. Von den Arbeitgebern wurde 
vor Beginn des Streikes den Arbeitnehmern ein Vergleichsvorschlag 
nahe gelegt, wonach für das begonnene Jahr eine Stundenlohnzulage 
von H Pfennig, dann für das Jahr 1907 eine weitere Stundenlobn- 
zulnge von 2 Pfennig geboten wurde. Von der Arbeitervereinigung 
wurde das Anerbieten abgelehnt. Nach Beendigung des Streikes 
aber wurde dieser Vorschlag angenommen. 

Abgesehen davon, dass dieser Streik dem ganzen Baugewerbe 
einen enormen Schaden brachte, tragen die unserer Branche auf- 
gebiirdeten hohen Beträge der sozialen Gesetze und die daraus 
resultierenden Unfallvorschriften dazu bei, dass bei den gedrückten 
Preisen kaum von einem Verdienst gesprochen werden konnte. 

Die Muschelkalkindustrie, die sich noch im Jahre 190ö gut 
entwickelte, gab auch für das Jahr 1906 zu den besten Aussichten 
Veranlassung, und es fehlte nicht an Aufträgen. Ijeider setzte auch 
liier ein Streik ein, der von Seiten der Streikenden mit den ver- 
werflichsten Mitteln gegen Arbeitswillige geführt wurde. Die Streik- 
dauer betrug auch hier sehr lange Zeit und brachte den betreffenden 
Firmeninhabern grosse Verluste. Der Streik hatte ferner zur Folge, 
dass sieh die Behörden, Architekten und Bauherrn, besonders von 
Nord- und Westdeutschland, nach einem anderen passenden Paraden- 
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steinmaterial umsahen und solches zum Teil auch fanden, so dass 
gegen Ende des Jahres zum empfindlichen Schaden der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer die Aufträge mangelten und diese Industrie als 
sehr darniederliegond zu bezeichnen ist. Die Folge davon ist, dass 
auch hier die lohnenden Preise stark im Rückgang bogriffen sind. 

Bericht eines Zimmer- und Baugeschäfts in Würzburg. 

(15. II.) 

Das Jahr 1906 war für die allgemeine Bautätigkeit etwas 
lebhafter, wie das vergangene; doch ist es nur für einzelne Hand- 
werksmeister wirklich verdienstreicher gewesen. 

Dem Steinmetzgeschäft in Muschelkalkstein ist durch den 
Steinhauerstreik ein grosser Schaden erwachsen, indem jetzt, dieser 
sonst viel verlangte und geschätzte Stein — weil wegen des Streiks 
überhaupt nicht erhältlich — durch andere gute Steinsorten, meistens 
aus Schlesien, ersetzt wurde, wodurch die Verwendung des Muschel- 
kalksteines vielleicht auf Jahre hinaus ausgeschaltet bleiben wird. 
Den grössten Schaden haben sich also die Steinhauer selbst zugefügt: 
denn es wurden nicht nur alle grösseren alten Aufträge zurück- 
gezogen, und neue sind gar nicht in Aussicht, so dass die grösseren 

Kalksteinbrüche ihren Betrieb auf ein Minimum reduzieren mussten, 
(lerne würden die Arbeiter zu den alten Bedingungen wieder an- 
gefangen haben, aber jetzt fehlen die Aufträge. Die Materialprcise 
sind durch diese Vorkommnisse in dem Artikel nicht mehr auf 
der Höhe. 

Der fast gleichzeitige Maurerstreik ist auch nicht nach dem 
Wunsche der Arbeiter ausgefallen, und wird mancher seine alte 

gute Stelle vermissen, um die er sich selbst gehracht hat. Die 

Maurermeister sind durch diesen Streik (der Not gehorchend, nicht 
dem eigenen Triebe) sich gegenseitig etwas näher getreten; ob auf 
die Dauer ein kollegialer Verkehr erhalten wird, hängt ganz vom 
gegenseitigen aufrichtigen und wohlwollenden Zusammenarbeiten ab. 

Die Preise für Ziegelsteine, Kalk und Zement haben sich, der 
Kohlenpreise wegen, erhöht. Bauholz- und Bretterproise sind eben- 
falls bedeutend in die Höhe gegangen, und die Vorräte aus dem 
Vorjahre sind fast alle aufgebraucht, sodass eine Verbilligung nicht 
anzunehmen ist. 

Leider haben sicii die Voraussetzungen des vorjährigen Be- 
richtes an dieser Stelle nicht erfüllt Trotz einheitlicher V erarbeiten, 
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welche für einen Preistnrif gemeinsam festgelegt und von sämtlichen 
Zimmermeistern unterzeichnet wurden, konnte es ein Bruchteil 
(Vt) der Beteiligten doch nicht über sich gewinnen, treu sein Ver- 
sprechen zu halten. Es musste der Ehrlichkeit der anderen Kollegen 
ein Schnippchen geschlagen werden, was natürlich ein weiteres ge- 
meinsames Zusammenarbeiten ausschliesst oder doch in weite Ferne 
riickt. Solches Verhalten, das leider überall vorkommt, kann nicht 
gebilligt werden. Auch unsere Behörden wünschen sicher nicht, 
dass sich die Handwerksmeister bis aufs Ausserste bekämpfen, und 
werden jederzeit Vereinigungen mit soliden Grundsätzen und Preisen 
möglichst entgegenkommen. 

Bericht über die Lage im Tüncher-, Maier- und Lackierer- 
Gewerbe. (15. II.) 

Trotz des allenthalben gemeldeten Aufschwunges der Industrie 
im vergangenen Jahre kann doch eine günstige Beeinflussung 
unseres Geschäftes wie des gesamten Bauhandwerkes am hiesigen 
Platze nicht gemeldet werden. Fühlbar machte sich zunächst 
immer noch die in früheren Jahren erzeugte Überproduktion 
Hiezu kommt aber noch eine Reihe weiterer ungünstiger Momente, 
die einen flotteren Gang des Baugeschäftes hemmten. Teuere Bau- 
gelder gehen mit erhöhten Materialpreisen und Arbeitslöhnen Hand 
in Hand. Eine ungerechte Hausbesteuerung, unnötige und teuere 
Anforderungen und Auflagen seitens des Stadtmagistrates, endlich 
die ständigen Beunruhigungen durch Arbeiterbewegungen drängen 
den Kapitalisten immer mehr und mehr zu ruhigeren und besseren 
Kapitalanlagen. Durch diesen ständigen Rückgang kapitalkräftiger 
Bauherren leidet das gesamto Bauhandwerk, und dadurch wird 
natürlich auch das Tüncher-, Maler- und Lackierergewerbe in 
Mitleidenschaft gezogen. 

Im Jahre 1906 war für unser Gewerbe von besonderer 
Bedeutung eine Lohnbewegung, die erst nach neunwöchentlichem 
Streike ihr Ende fand. Von Seiten der Gehilfenschaft wurde eine 
Lohnerhöhung erzielt, während die übrigen, in der anmassendsten 
Weise gestellten Arbeitsbedingungen eine Abweisung erfuhren. 
Zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern kam ein Tarifvertrag 
zum Abschlüsse, der die Verhältnisse zwischen Meister und Gehilfen 
auf drei Jahre regelt. Gleichzeitig brachte diese Lohnbewegung 
den Arbeitgebern aber auch eine Organisation, für die schon laugst 
ein fühlbares Bedürfnis bestand. 
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Die eingetretenen Lohnerhöhungen, sowie die Preiserhöhungen 
für unsere wichtigsten Materialien, die ständig steigenden Ausgaben 
für Kranken- und Unfallversicherung etc. zwangen die Arbeitgeber 
zur Erhöhung der schon läugst unzeitgemässen, , niederen Arbeits- 
preise. Zum erstenmale nahm die Organisation der Tüncher-, Maler- 
und Lackierernieister, der fast sämtliche Handwerksmeister dieses 
Berufs angehören, Veranlassung, diese Preiserhöhungen in Form 
eines Preisverzeichnisses zu fassen und festzulegen. Von den 
staatlichen Baubehörden wurde in anerkennenswerter Weise dieses 
Preisverzeichnis angenommen und den neuzuvergebenden Arbeiten 
zu Grunde gelegt. Die städtische Baubehörde bezw. der Magistrat 
konnte sich leider nicht so rasch in die veränderten Verhältnisse 
linden und suchte einen Druck auf uns auszuüben. So wurde 
eine städtische Arbeit zum zweiten Male zur Submission aus- 
geschrieben mit dem Zusätze, dass auch auswärtige Bewerber 
Berücksichtigung fänden. Praktisch vorgenommene Kalkulations- 
proben überzeugten aber auch die städtische Baubehörde, dass die 
Preise unseres Verzeichnisses durchaus angemessene sind, und so ist 
nun auch hier unser Preisverzeichnis zur Anerkennung gekommen. 
Bei dieser Gelegenheit zeigte sich so recht der praktische Wert 
oiner strammen Berufsorganisation. Ein wichtiges Mittel in der 
Selbsthilfe, auf die wir immer mehr hingedrängt werden! 

Schwer lasten auf unserem Beruf, wie überhaupt auf dem 
gesamten Handwerk die sozialen Arbeiterversicherungen. Eine 
unserem Beruf drohende Umlagenerhöhung für die Baugewerks- 
Bcrufsgenossenschaft wird sich besonders fühlbar machen, 
zumal die Beitragssätze durch die übermässige Beitragsquote zum 
Reservefond schon jetzt unerschwinglich hohe genannt werden müssen. 

In besonders drückender Weise üussert sich auch auf die 
Mehrzahl unserer Berufsgenossen die Höhe der Haussteuer-Sätze. 
Durch seinen Beruf ist fast jeder Tünchermeister gezwungen, ein 
eigenes Anwesen zu besitzen. Hier nun für seine Schulden, seine 
eventuell leer stehenden Mietwohnungen noch Steuern in solcher 
Hoho zahlen zu müssen, ist tatsächlich eine schwere Belastung. 

Anlässlich des letzten Streiks hat sich für die Arbeitgeber 
besonders fühlbar erwiesen, dass die den Arbeitern gewährte 
Koalitionsfreiheit zu Auswüchsen geführt hat. Sicher ein Drittel 
aller bei dem letzten Streik in unserem Berufe Beteiligten waren 
eigentlich Arbeitswillige, die aber durch Einschüchterungen und 
Belästigungen, durch Streikpostenstehen und Beschimpfungen derart 
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in ihrer persönlichen Freiheit behindert wurden, dass ihnen eben 
nichts anderes übrig blieb, als auch mitzustreiken. 

Mit Besorgnis sieht der Handwerkerstand auch den durch die 
drohende Erweiterung der sozialpolitischen Gesetzgebung zu er- 
wartenden Neubelastungen für die Witwen-, Waisen- und Arbeits- 
losen- Versicherung entgegen. Die Gesetzgebungsmaschine dürfte 
nach dieser Richtung wohl etwas langsamer arbeiten. 



XII. Eisen und Stahl, Maschinen und 
Metallwaren, Elektrotechnik. 

Bericht der Firma Koenig & Bauer, G. m. b. H., Würzburg, 
über die Schnellpressenfabrikation. (18. 11.) 

Das Jahr 1906 brachte uns ausgiebige und lohnende Beschäf- 
tigung. Zu gewissen Zeiten lagen in unserer Branche so viele Auf- 
träge vor, dass für grössere Maschinen mit Lieferzeiten von 9 imd 
10 Monaten gerechnet werden musste. Indessen fluktuiert leider die 
Nachfrage erheblich; besonders der Bedarf an grossen Zeitungs- 
rotationsmaschinen, deren Bau wir als Spezialität betreiben, ist nach 
der Natur der Sache immer ein beschränkter, sodass wir das leb- 
hafteste Interesse daran haben, dass durch den Export ein gewisser 
Ausgleich erfolgt. Leider sind uns die Vereinigten Staaten und 
Österreich bereits durch die enormen Zölle, die dort erhoben werden, 
als Absatzgebiete verschlossen, während die Vereinigten Staaten, von 
dem niedrigen deutschen Zollsatz auf Maschinen Nutzen ziehend, 
bereits einige Spezialitäten in Schnellpressen nach Deutschland ein- 
führen. Das russische Geschäft hat sehr nachgelassen. Es dürfte 
dies ausschliesslich auf die hohen Zollsätze und die damit ver- 
bundene Verteuerung der Maschinen zurückzuführen sein: denn 
selbst während des russisch -japanischen Krieges und während der 
folgenden unruhigen Zeiten liefen von dort mehr Anfragen und Auf- 
träge ein als heute. Eine weitere Verschlechterung der Absatzver- 
hältnisse scheint uns der neue spanische Tarif mit seinen extremen 
schutzzöllnerischen Tendenzen bringen zu sollen. Hier wäre es sehr 
zu wünschen, dass für die Maschinen der Druckgewerbe eine be- 
sondere Position mit niedrigeren Zollsätzen von Spanien zugestanden 
würde. Es dürfte dies umso eher möglich sein, als diese Industrie 
in Spanien noch nicht vertreten ist. 
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Als ein ungünstiges Moment im Geschäftsgang des letzten 
Jahres muss die enorme Steigerung der Rohmaterialien bezeichnet 
werden. Der Preis der Kohle erhöhte sich um mehr als 3% und 
weitere Steigerung steht in Aussicht; die für uns wichtigste Eisen- 
sorte stieg im Laufe des Jahres von 74.10 11k. auf 89.10 Mk. per 
Tonne, also um mehr als 20%, Kupfer von 170.50 31k. auf 
222. — 31k. und Zinn von 342. — 31k. auf 376.— 31k. Dieser rapiden 
Preissteigerung vermochte angesichts der scharfen Konkurrenz der 
Preis der Maschinen nicht zu folgen. Während Kupfer und Zinn 
nur durch die Spekulation des Auslandes verteuert werden, von der 
wir hoffentlich einmal durch Ausbeutung der Bodenschätze unserer 
eigenen Kolonien befreit werden, wird uns das Eisen, bei dem wir 
von der ausländischen Spekulation frei wären, durch unsere eigene 
Zollpolitik verteuert. 3Iöchte die deutsche Koheisenproduktion sich 
bald stark genug fühlen, auf diesen die Maschinenindustric schwer 
belastenden Zollschutz verzichten zu können. 

Im Verkehr empfinden wir nach wie vor den Mangel günstiger, 
vormittägiger Schnellzugsverbindungen mit dem Süden und Süd- 
western Württemberg, Baden, Elsassund der Schweiz äusserst lästig. 
Wiirzburg ist infolge dor Bahnverhältnisse von diesem ihm so nahe 
liegenden wichtigen Gebiete so gut wie abgoscbnitten. Für den 
lokalen Verkehr haben wir den dringenden Wunsch, dass die Station 
Würzburg-Zell möglichst bald mit einer vollständigen Güterexpedition 
und den entsprechenden Ladevorrichtungen ausgestattet werden möge. 
Auch sollte bei Zeiten für eine entsprechende Ausgestaltung des 
Personen- Lokal Verkehrs gesorgt werden. Um und in der Nachbar- 
schaft dieser Station zwischen dem 31ain und der Strasse nach 
Veitshöchheim kann sich ein industrielles 3Viirzburg mit günstigen 
3 T orbedingungen entwickeln. Ein wirklich leistungsfähiger Vororts- 
verkehr wenigstens zwischen Würzburg-Zell, Veitshöchheim und 
Thüngersheim als der Arbeitsstätten und Wohnplätzen der Arbeiter 
darf aber dann nicht fehlen. 

Bericht über die Maschinenfabrikation aus Schweinfurt. 

Das abgelaufene Geschäftsjahr unterschied sich von dem vor- 
hergegangenen nur dadurch, dass es das, was letzteres auszeichnete, 
noch in verstärktem Masse für sich in Anspruch nahm. Aufträge 
und dadurch Arbeit gab es in 3Ienge; leider ist es aber ganz un- 
möglich, die Verkaufspreise mit den so sehr gestiegenen und immer 
noch weiter steigenden Rohmaterialienpreisen einigermassen in Ein- 
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klang zu bringen, so dass die viele Arbeit nicht den angemessenen 
und berechtigten Nutzen findet, wenigstens was den Gescliäftsgewinn 
anlangt. Die Verdienste der Arbeiter dagegen bewegten sich in 
aufsteigender Linie trotz der geringeren Arbeitszeit. Durch die 
Verminderung der Arbeitszeit, die von den Arbeitern verlangt und 
von uns bewilligt wurde, wurden allerdings auch die werkstattlichen 
Dispositionen und dadurch die oft verlangte schnelle Fertigstellung 
gewisser Arbeitsstücke recht erschwert. 

Noben der allgemeinen stetigen Preissteigerung der hauptsäch- 
lichst zu verarbeitenden Materialien, wie Roheisen, Stahl etc., waren 
es Kupfer und noch einige andere Nebenartikel, die einen ganz 
horrenden Aufschlag verzeichneten. Kupfer stieg während des 
letzten Jahres ungefähr 30% und während der letzten 3 Jahre um 
gut 100%. Bei Zinn herrschten .ähnliche Verhältnisse. Kleine 
Einholungen durch diesen vermehrten Aufwand mussten wir uns 
bei unserer Kundschaft erst erkämpfen. Die sogenannte Hochkon- 
junktur. in der wir uns jetzt befinden sollen, gestaltet sich dadurch 
ziemlich kostspielig. 

Mit unserem ausländischen Geschäft durften wir zufrieden 
sein: wir hatten mit allen für uns in Betracht kommenden fremden 
Ländern zu tun, mit Ausnahme von Russland, wohin das Geschäft 
für uns noch brach liegt. Trotz unserer zahlreichen Beziehungen 
dorthin war es unmöglich, herauszufühlen, wie lange dieser Zustand 
noch andauern dürfte. 

Nach der Gewerbeordnung dürfen junge Leute (Lehrlinge etc.) 
unter 14 Jahren nicht länger als 6 Stunden täglich beschäftigt 
werden: da aber bei uns in Bayern die Volksschüler fast allgemein 
bereits mit dem 13. Jahre die Schule verlassen, so entstehen dadurch 
bei Eingehung von Lehrverhältnissen Misshelligkeiten: Lehrlinge unter 
14 Jahren werden daher in Anbetracht dessen, dass sie doch nur 
6 Stunden verwendet werden dürfen, überhaupt nicht gern genommen. 
Dadurch müssen die jungen Leute ein Jahr lang vor ihrer Lehrzeit 
anderweitig beschäftigt werden — ein Umstand, der für die dabei 
Beteiligten allerhand Unannehmlichkeiten zur Folge haben muss. 
Anders ist cs in Norddeutschland, woselbst Schulzwang bis zum 
14. Jahre besteht: nach den dortigen Verhältnissen sind auch die 
bezüglichen Paragraphen der Gewerbeordnung zugeschnitten. Abhülfe 
ist natürlich nur möglich, wenn auch bei uns in Bayern der Schul- 
zwang bis zum 14. Jahre (also eine 8. Volksschulklasse) eingeführt wird. 
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Als ein Misstand wird es empfunden, dass man hier in Sehwein- 
furt während der Nachtzeit, d. h. im Sommer bis früh 7 Uhr und 
im Winter bis früh 8 Uhr keine Telegramme aufgeben kann. Für 
unsere aufstrebende Industrie- und Handelsstadt dürfte wohl in Er- 
wägung zu ziehen sein, eine Nach tan nah m es teil e für Tele gram me 
zu errichten. 

Die Klagen über Waggonmangel sind zwar allgemein, so dass 
es eigentlich nicht nötig wäre, hier auch noch einmal darauf hinzu- 
weisen; aber da doch diese Berichte die Bestimmung haben, um 
begründete Misstände höheren Orts vorzubringen, können wir es 
nicht unterlassen, hier diese Angelegenheit speziell zu erwähnen. 

Ob die projektierte „Betriebsmittelgemeinschaft“, aus der aber bis 
jetzt nichts geworden ist, dem Übelstand abzuhelfen in der Lage ist, 
wagen wir nicht zu entscheiden; was aber fest steht, das ist, dass 
durch den zeitweisen Waggonmangei, also auch zu langes Warten- 
müssen auf bestellte und benötigte Waggons, die geschäftlichen Dis- 
positionen in empfindlichster Weise beeinflusst und geschädigt werden. ' 

Schliesslich möchten wir noch Vorbringen, dass auf dem 
Schweinfurter Stadtgüterbah uhof immer noch kein Ladekran 
für mindestens 200 Zentner Tragfähigkeit aufgestellt ist Dieser 
Mangel wurde schon etliche Mal von uns unangenehm empfunden. 
Man wolle doch berücksichtigen, dass zwei Maschinenfabriken, ab- 
gesehen von den vielen anderen Oeschäften, ihre Verladungen auf 
dem Stadtbahnhof vornehmen, ferner dass der Verkehr und Umsatz 
auf unserem Lokalbahnhof doch gehoben werden soll und nicht ver- 
nachlässigt, umsomehr als die Vorteile, die der Hauptgüterbahnhof 
bieten könnte, durch seine Entfernung vom östlichen Teil der Stadt 
zum grossen Teile aufgehoben werden. 

Bericht des Eisenwerks Weilbach. (4. II.) 

Die allgemeine Lage in der Eisenindustrie gestaltete sich im 
verflossenen Jahre günstiger, als im Jahre 1905. Insbesondere 
waren Aufträge in genügender Menge zu haben. Die Preise der 
für uns nötigen Rohmaterialien, hauptsächlich Eisen und Koks, 
w-urden aber durch die den Markt beherrschenden Syndikate fort- 
während in die Höhe gesetzt, währenddem es schwer war, für 
unsere Erzeugnisse die entsprechenden Preiserhöhungen zu erreichen. 
Auch die Arbeitslöhne mussten in Folge der teuren Lebenshaltung 
in die Höhe gesetzt werden. 
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Durch dicso Umstände wurde das Endergebnis ungünstig be- 
einflusst, war aber doch immerhin besser, als iin Jahre 1905. 

Bericht einer Eisen- und Metallwarenhandlung in Würzburg. 

(15. II.) 

Die Hochkonjunktur im verflossenen Jahr konnte von den Detail- 
geschüften nicht recht ausgenutzt werden, da viele Geschäfte, wahr- 
scheinlich auf ältere Abschlüsse sündigend, ihre Preise nicht immer 
dem Tagespreis anpassten; es gingen daher die Detailpreise uur 
langsam in die Höhe. Auch sorgte die Konkurrenz von auswärts 
dafür, dass die Preise in massiger Höhe bliebeu. 

Sehr deprimierend auf die Kauflust wirkte die schlechte Wein- 
ernte ein, und ist dies auch jetzt noch zu spüren, in sofern als die 
Zahlungen aus den Weinorten fast gänzlich ausbleiben. 

Im allgemeinen aber war das Jahr gut, und das neue verspricht 
gleichfalls so zu werden. 

Bericht einer Eisenwarenhandlung in Würzburg. (10. II.) 

Für die Eisenwarenbranche war das Jahr 1906 sehr bedeutsam. 
Nicht etwa, weil in diesem .fahre ein Goldregen über die Eisen- 
warenhändler herniederging — nein, sondern weil nach langen 
Jahren schwächerer Konjunktur nunmehr die Industrie ihre Hoch- 
konjunktur ausbeutete. Gründungen von Aktiengesellschaften. 
Hildung von Syndikaten etc. gaben dem Jahre 1906 sein Gepräge. 

Schon Ende 1905 hatten bereits die Aufschläge begonnen, 
was mit erhöhten Rohmaterialien und hohen Löhnen begründet 
wurde und auch begründet war. Zu Beginn des neuen Jahres 
aber regte es sich an allen Ecken und Endeu. Lose und feste 
Vereinigungen bildeten sich, um Preise festzusetzen bezw zu 
diktieren. Die Preiserhöhungen ermunterten nun die Händler im 
Lande zu Käufen und Abschlüssen. Der Einlauf dieser manchmal 
gegen früher erhöhten Aufträge liess die Fabrikanten einen grösseres 
Bedarf vermuten und voranlasste sie, mit weiteren Aufschlägen zu 
kommen. 

Der Detaillist hat hier nun einen schweren Stand. Die 
Kundschaft will Aufschläge nicht begreifen, nicht anerkennen. Oft 
wird auch von Seite der Händler auf das alte Lager gesündigt 
und geht mancher wohlverdiente Nutzen der Konjunktur verloren, 
bezw. in fremde Taschen. Nachdem aber im Laufe des Jahres auch 
in allen anderen Branchen Preiserhöhungen sich einstellten, und st 
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neben den erhöhten Lebensmittelpreisen alle Gebrauchsgegenstände 
teurer wurden, konnte auch der Kisen Warenhändler mit der neuen 
Situation rechnen. So kann man im Eisenwarenhandel auf ein, 
wenn nicht gerade glänzendes, so doch befriedigendes Geschäftsjahr 
zurückblicken. 

Die Bautätigkeit war im Allgemeinen nicht gross, und blieb 
der Verbrauch der Baubeschläge in den früheren Grenzen. Die 
baupolizeilichen Bestimmungen, teure Bauplätze und Materialien, 
hoher Zinsfuss und Mangel fremden Zuzugs hemmen hier die 
private Bautätigkeit. Anfangs des Jahres hat sogar ein mehr- 
wöchentlicher Maurer- und Tüncherstreik die ganze Bautätigkeit 
lahmgelegt. 

ln Haushaltungsgogenständen ist immer Bedarf, wenn 
vielleicht auch die allgemeine Teuerung zu sparen mahnt. Viele, 
leider nicht nur sog. kleine Leute kaufen gar zu gerne recht billige, 
nahezu Schundware in Bazaren und auf der Messe, was entschieden 
einen nachteiligen Einfluss auf den Umsatz der sesshaften Geschäfte hat. 

Das Geschäft in landwirtschaftlichen Artikeln war wohl 
ebenfalls in seinem Kähmen geblieben. Was das gute Frühjahr 
versprach, hat der ganz schlechte Herbst wieder verdorben. Der 
gänzliche Ausfall einer Weinernte liess manchen Kauf ausfallen. 

Das Werkzeuggeschäft bewegte sich bei dem Mangel 
grösserer Industrie im alten Kähmen. Erfreulich ist, dass nicht 
mehr, wie früher, sich die Arbeiter auf ein namentlich fremdes 
Fabrikzeichen kaprizieren, sondern gerne ein deutsches Fabrikat 
nehmen, wenn es nur gut ist. Auch die Ausnützung der gewährten 
Garantie ist nicht allzu auffallend. Ein Aufschlag von 5—7 1 /*% 
ist auch in fast allen Werkzeugen erfolgt. 

Immer umfangreicher wurde der Umsatz in verzinktem 
Draht und Drahtgeflechten. Die Preise sind ganz wesentlich 
in die Höhe gegangen, doch lässt die Konkurrenz einen grossen 
Nutzen nicht erzielen. 

Öfen und Herde gingen nicht verstärkt ab, was die oben 
geschilderte flaue Baulust nicht anders erwarten liess. 

Die eingetretenen Preiserhöhungen Hessen dem Lager einen 
kleinen Nutzen wohl zukommen. Saisonartikel, wie Garten- 
möbel, Eisschränke gingen wohl flott ab, Hessen aber nur einen 
kleinen Verdienst, da jeder Händler diese Sachen billig kalkuliert, 
um nichts am Lager zu behalten. Eine kleine Freude wurde den 
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Eisenwarenhäudlern noch zum Jahresschluss zu teil. Es kam vor 
den Weihnachtsfeiertagen Schnee und Eis. Die Schlittschuhe und 
Schlitten kamen zu Ehren, und wurde namentlich das Schlitteulager 
geräumt. 

An unangenehmen Überraschungen war das Jahr reich genug; 
so kamen im Vorjahr die verkehrswidrige Fahrkarteusteuer, Fracht- 
briefstempel, Portoerhö liung für Stadtbriefe, Erhöhung der Speditions- 
gebühren und höherer Bankdiskont. Die Spesen des Kaufmanns 
sind sowieso ganz enorm, dass alle Erhöhungen derselben durch 
solche Nebenbelastungen allmählich die Grenzen des Möglichen 
erreichen. 

Die Verkehrsverbältnisse auf dem Wasser sind immer noch 
für den Stückgutbezug nicht geeignet, trotz der verschiedenen 
rührigen Speditionsfirmen. Es bleiben die Sendungen wochenlang 
unterwegs; erhält man sie in schlechtem Zustande, so lehnt der 
Spediteur die Verantwortung ab. Es mag einerseits die Konkurrenz 
der Schiffspediteure gut sein, andererseits wird der Verkehr ver- 
zettelt und verlangsamt. Abhilfe tut not. 

Ein weiterer Klagepunkt ist das Borgsystem. Namentlich 
Privatleute, die doch in Warenhäusern bar bezahlen müssen, sollten 
diesen Modus auch sonst beibehalten. Auch Handwerker sollten 
das Ziel nicht so hinausziehen. Es gehen dadurch grosse Summen 
an Zinsen verloren; an geeigneter Stelle sollte immer und immer 
wieder darauf hingewiesen werden. 

Zum Schlüsse noch einige besonders in die Wagschale fallende 
Aufzeichnungen von Preiserhöhungen: Die Giessereien erhöhten den 
Preis im laufenden Jahre um Mk. 5. — per 100 Kilo, verzinkte 
Drähte sind Mk. 2.— bis 2.50 teuerer per 100 Kilo, Springfedern 
Mk. 2.50. Die Aufschläge betragen ferner: 
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verzinkten Eimern per Stück . 


7—10 Pfg. 


?! 


eis. Holzschrauben 


20% 


?? 


mess. dito 


30% 
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Möbel beschlagen 


30% 


?? 


Tür- und Möbelschloss in Eisen 


10% 


>? 


dito in Verbindung mit Messing 


20 % 




eiserne Nieten 


20—25% 


!? 


Schloss- u. Maschinenschraubeu 


15 — 20% 


?! 


Fensterbascules 


10—15% 


J? 


Bänder 


10-12'/,% 
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Bericht der Kassen- und Waagenfabrik P. Sirch G c Sohn 

in Würzburg. 

Die (ioschüftslage war besonders in der zweiten Jahreshälfte 
recht befriedigend, nur etwas getrübt durch die bedeutenden Auf- 
schläge für Rohmaterial und Arbeit. Dabei war für Verkaufspreise 
nur sehr schwierig oder gar nicht eine diesen Aufschlägen nur teil- 
weise entsprechende Erhöhung einzuführen. Dass aber die hohen 
Konjunkturen nicht auf schlechten Geschäftsstand zurückzuführen 
sind, beweisen die ausserordentlich langen Lieferzeiten, die von den 
Materiallieferanten beansprucht werden. 

Zu begriissen ist, dass viele Behörden zur Ansicht gelangen, 
das, was am Platze oder im Kreise erhältlich ist, nicht von Aussen 
einzufübren. Es ist nur zu wünschen, dass diese Meinung auch 
fernerhin erhalten bleibt und um sich greift, besondere wenn das 
in der Nähe Gebotene dem Fremden in nichts nachsteht. 

Bei dieser Gelegenheit möge erwähnt sein, dass bedauerlicher- 
weise Darlehenskassonvereino beim Ankauf von Geldschränken 
von ihrer Zentralstelle an ausserbayerische Firmen ver- 
wiesen werden — ein Verfahren, dessen Nachteil bei vorkommenden 
Reparaturfällen zu Tage tritt. 

Bericht eines Spenglermeisters in Mellrichstadt. 

Im allgemeinen war der Geschäftsgang pro 1906 für sämtliche 
Gewerbetreibende ein ungünstiger zu nennen. Die Ursache dürfte 
wohl daran liegen, dass die Laudleute nicht mehr in die Stadt zu 
gehen brauchen, sondern auf dem Dorfe selbst ihren Bedarf meistens 
decken können. Nur noch in aussergewöhnlichen Fällen kommt der 
Landmann in die Stadt, wenn ihn die Pflicht oder Notwendigkeit 
treibt, z. B. zum Notar, Gericht oder Arzt zu gehen. Auch die Jahr- 
und Viehmärkte kann der Landmann leicht entbehren, da ja, falls 
er etwas zu verkaufen hat, es ihm am Platze selbst abgenommen 
wird. Hat er ja noch Getreide im Überfluss, so fährt er es wohl 
zum hiesigen Lagerhaus, das aber ausserhalb der Stadt, am Bahnhof, 
liegt: auch seinen Bedarf in Mehl, Dünger u.s. w. nimmt er dort 
mit nach Hause, ohne überhaupt die Stadt im Innern berührt zu 
haben. Diese ungünstige Wirkung der genossenschaftlichen Lager- 
häuser auf die Gewerbe und Detailgeschäfte der kleineren Städte 
muss sicherlich auch bei der nächsten Steuereinschätzung durch 
Reduzierung der Gewerbesteuer zur Geltung kommen, da ja tatsächlich 
der Umsatz von Waren von Jahr zu Jahr abnimmt. 
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Andererseits floriert der Hausierhandel in unserem ländlichen 
Bezirke sehr stark in allen Branchen. Es werden freilich fast nur 
Ausschusswaren, leichte Emaill- und Blechwarenerzeugnisse zu sehr 
nutzbringenden Preisen in Mengen altgesetzt. 

Der Konkurrenz der Zuchthaus- und Gefängnisarbeiten sowie 
der staatlichen Anstalten, in denen der billige Ramsch gefertigt wird, 
sollte Einhalt getan werden; die Gefangenen könnten besser zu Erd- 
oder Kulturarbeiten Verwendung finden. Das würde gewiss von 
vielen Gewerbetreibenden begriisst werden, um das tüchtige Handwerk 
wieder in die Höhe zu bringen. 

Mit dem Lehrlingswesen geht es ja etwas besser, nur sollte 
der Lehrling, der seine Gesellenprüfung nicht bestanden hat, oder 
solche überhaupt nicht macht, niemals selbständig werden dürfen. 

Bericht des Städtischen Elektrizitätswerkes Würzburg. 

(28. II.) 

Das verflossene Geschäftsjahr ist für die Entwickelung des 
Elektrizitätswerkes, soweit es das Dichtwerk für Stromlieferung za 
Beleuchtuugs- und Kraftzwecken anbetrifft, recht günstig gewesen. 
Die Stromlieforung für den Betrieb der Strassenbnhn ist dagegen 
nochmals um ein Geringes zurückgegangen. 

Der Installationswert der sämtlichen an das Dichtwerk ange- 
schlossenen Lampen. Motoren und Apparate hat sich im Laufe des 
Jahres von 1343 Kilowatt auf 159(1 Kilowatt, also um 253 Kilowatt 
oder 19% erhöht, und erfreulicher Weise haben sich die Einnahmen 
fast in demselben Masse vermehrt. 

Die Zunahme der Zahl der angeschlossenen Lampen und 
Motore ist in der Hauptsache auf die Vermehrung der Anschlüsse 
an das vorhandene Leitungsnetz und auf die Erweiterungen älterer 
Installationen, zum Teil aber auch auf die Verlegung von neuen 
Leitungen mit einer Gesamtlänge von 2170 in zurückzuführen. 

Um den erhöhten Anforderungen an die Stromlieferung Hech- 
nung zu tragen, wurde die Stromerzeugungsanlage um 2 Kessel von 
je 185 qm Hoizfläche und eine öOOpfordige Dampfdynamo vergrössert 
sodass das Elektrizitätswerk zur Zeit über eine Dainpfmaschineu- 
leistung von 1500 Pferdestärken und eine Akkumulatorenleistung 
von 40Ü Kilowatt verfügt. 
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XIII. Kohlen. 

Bericht über Öen Kohlenhandel aus Würzburg. (25. V.) 

Im ganzen Vorjahr ging die Förderung der Ruhrzechen, mit 
Ausnahme im März, wo für Hausbrand das Geschäft abflaute, durch- 
weg glatt ab. Dio Eisenindustrie absorbierte alles, was zu haben 
war. — So ging es das ganze Jahr hindurch; es war immer knapp 
an Kohlen, wozu der leidige 'Wagenmangel, der auch im Sommer 
nicht aufhörte (im Winter waren es öfter 4000 Wagen, die täglich 
fehlten), sein gut Teil beitrug. Die rege Nachfrage hielt in allen 
Sorten an; sonst sammelten sich im Hochsommer Vorräte auf den 
Zechen und Magazinen der Hafenplätze, in diesem Sommer aber ist 
es anders, nirgends sind entsprechende Lager. 

Zu diesen Misstiinden treten noch die höheren Lohnforderungen 
der Arbeiter. Die jungen Leute (Schlepper etc.) sind dio ersten mit 
den Forderungen, während die älteren Leute bezw. Verbände von 
den Zechenverwaltungen auf Grund der Lohnstatistiken Lohn- 
erhöhungen verlangen. Bei anhaltender Konjunktur würden dio 
Löhne naturgemäss noch höher werden. Wünschenswert ist immer 
eine Verständigung zwischen Zechenverwaltungen und Verbänden, da 
bei einem Streik beide Teile schwer geschädigt werden und schliesslich 
doch nur die Kohlenverbraucher die Kosten zahlen. 

Die Wagengestellung bezw. der Versand an der Ruhr betrug 
arbeitstäglich 21000 — 23 000 Wagen, und der Gesamtabsatz pro 1906 
betrug: 

64969 Tausend Tonnen Kohlen gegen 55630 Tausend Tonnen pro 1905 
14294 „ ,, Koks „ 11404 „ „ „ „ 

2532 „ „ Briketts „ 2137 „ „ „ ,, 

Die Preise stellten sich für: 

Nusskohlen I., II., 111., IV. auf . . . 120. — Mk. bis 135. — Mk. 
Brech-, Knabbel- und Kleinkoks auf 130. — „ „ 198. — 

Das Kohlendetailgeschäft ist durch das Kohlenkontor in 
geregeltere Bahnen geleitet. Preisunterbietungen werden doch nicht 
mehr so häufig gemacht, und es bieten dio jetzigen Preise dem Klein- 
händler doch auskömmlichen Verdienst, was früher oft nicht der 
Fall war. Vom Kohlenkontor wurden die abgeschlossenen Mengen 
bis auf geringe Rückstände geliefert. Dies ist auch ein Vorteil, der 
dem jetzt mit dem Kohlenkontor direkt arbeitenden Kleinhändler zu 
gute kommt. 

13 
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Von allgemeiner Bedeutung ist noch die Krisis im Kohlen- 
syndikat, hervorgerufen durch die reichsgerichtliche Entscheidung in 
der sogenannten Hüttenzechen-Frage. Die Hüttenzechen haben durch 
die Entscheidung das liecht und damit auch einen scharfen Anreiz 
zu Erweiterungen nach zwei Richtungen hin erhalten. Einmal 
können sie zu ihren alten Hütten neue hinzu erwerben, deren Selbst- 
verbrauch an Kohlen und Koks sie nuumehr ohne Umlagen, ohne 
Anrechnung auf die Syndikatsbeteiligung und mit Frachtersparnis 
fördern dürfen; sie können also die Förderung ihrer Zechen um die 
Höhe dieses neuen Selbstverbrauchs durch intensiveren Abbau oder 
durch neue Schächte erhöhen, während der Absatz der reinen Zechen 
um das gleiche durch das Syndikat bezogene Quantum vermindert 
wird. Zweitens aber können die Hüttenzechen — und das ist noch 
das viel schwerwiegendere — nicht nur reine Hütten, sondern auch 
reine Zechen angliedern, die damit die gleichen Vorrechte wie sie 
selbst erhalten. Dieser Konzorn darf dann zur Erhöhung seines 
Selbstverbrauchs wieder reine Hütten ankaufen und so kann es 
weiter gehen. 

Aus diesem Grunde hat die Harpener Gesellschaft als reine 
Zeche Anfochtungserklärung gegen den jetzigen Syndikatsvertrag 
erhoben. Es wird sich eine Änderung des jetzigen Syndikats- 
vertrags als unumgänglich notwendig erweisen; denn zu einem 
vollen Bruch werden es die llüttenzechen nicht kommen lassen 
Sie mögen ihre Sonderstellung wohl ausnutzen, zu einer Vernichtung 
des Syndikats, dem sie viele V orteile zu verdanken haben (wie deu 
Absatz ihrer Produkte, der ihren Solbstverbrauch übersteigt), werden 
sie es aber nicht kommen lassen. Es wird also diesmal, sei es durch 
Kontingentierung des Selbstverbrauchs oder auf anderm Wege, 
wohl zum Ausgleich der reinen Zechen und Hüttenzechen kommen 

Bemerkenswert ist endlich eine Pressmitteilung vom April 
dieses Jahres, wonach der bayerischen Staatsregiorung An- 
erbietungen gemacht wurden zum Ankauf von Kohlen-Zechen 
und die bayerische Staatsregierung sich prinzipiell nicht ablehnend 
verhalte, vorausgesetzt, dass die Kaufsbedingungen annehmbare sind 
und die Erwerbung dem Staate den Vorteil böte, der hilligerweise 
erwartet werden müsste. Alle bisherigen Angebote erstreckten sich 
jedoch auf eine mehr oder minder zweifelhafte Kapitalanlage, die 
zudem aus Anlehen dotiert werden müsste. Dazu kommt noch, 
dass die Rentabilität einer staatlichen Zeche ohne Zweifel ganr 
bedeutend sinken würde, schon mit Rücksicht darauf, dass da- 
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Arbeiter zu den seitherigen Lohnsätzen wohl kaum fortarbeiten. 
Aus diesen Gründen kann zurzeit von der Verwirklichung der 
Eingangs erwähnten Absicht kaum die Rede sein. Die bayerische 
Staatsregierung wird zur Zeit der Hochkonjunktur wohl nicht ernst- 
lich an Zechenerwerbungen denken, da die Forderungen der Zeit 
entsprechend hoch sind. — Könnten aber nicht Grubenfelder er- 
worben werden und die Schächte selbst abgetäuft werden? Bei 
Erwerbung von Zechen oder Grubenfelder könnte eventuell auch 
der Modus plategreifen, der seinerzeit bei Errichtung der Reichs- 
bank gewählt wurde, also die Form einer Aktiengesellschaft unter 
Führung des Staates. Wir geben ja zu, dass der Staat nicht so 
billig wie der Privatzeche arbeitet, aber Sicherung des eigenen 
staatlichen Kohlenbedarfs wäre für Bayern tatsächlich etwas wert. 



XIV. Textilindustrie. 

Bericht der mech. Bautnwoll-Spinnerei & Weberei Bamberg 
mit einer Webereifiliale in Zeii a. M. (4. III.) 

Für die deutsche Baumwollindustrie ist das Berichtjahr, 
vorzugsweise in der zweiten Hälfte, ein günstiges gewesen; der 
geschäftliche Aufschwung kam besonders dort zur Geltung, wo dio 
ziemlich stark wechselnden Preisbewegungen auf dem Baumwollmarkt 
mit Vorteil benützt wurden, denn im richtigen Erfassen der Stimmung 
lag für das Jahr 1906 im Allgemeinen der Erfolg. Ganz unabhängig 
vom Baumwollmarkt gingen die Erzeugnisse von Spinnerei und 
Weberei ihren eigenen Weg und verfolgten beinahe ununterbrochen 
vom Frühjahr an eine zuerst langsam, dann rasch steigende Richtung 
bis Ende Dezember, wogegen für den Rohstoff zwei nicht unbe- 
deutende Perioden hoher und niedriger Preise zu verzeichnen sind. 

Dank dieser Bewegung hat sich die Baumwollindustrie des 
Deutschen Reiches in diesem Jahr in erfreulichem Masse entwickelt, 
nachdem einmal die Sorge vor den Gefahren oder dem ungünstigen 
Einfluss der zu Anfang März in Wirksamkeit getretenen Handels- 
und Zollvorträge überwunden war. Das Vertrauen der Geschäfts- 
welt in die neugeschaffeue handelspolitische Lage gewann rasch an 
Hoden und brachte einen vollständigen Umschwung der öffentlichen 
Meinung, dio seit Jahr und Tag trübe in die Zukunft gesehen und 
überall Zurückhaltung im wirtschaftlichen Leben gepredigt hatte. 
Di e von Monat zu Monat lebhafter gewordene inländische Xach- 

13* 
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frage nach Fabrikaten der Textilindustrie ist aber wohl in allererster 
Linie dem Einfluss der aussergewöhnlich flotten Beschäftigung der 
englischen Spinnerei und Weberei für den asiatischen Osten zu 
verdanken, der seit Beendigung des russisch-japanischen Krieges 
Riesenauftrüge nach Manchester gelegt hat und noch immer gibt. 
Nicht ohne Einwirkung blieb natürlich auch die gebesserte Lage 
der Landwirtschaft, deren Kaufkraft durch zwei reiche Ernten 
und gute Aussichten wesentlich gehoben wurde. 

Was uns betrifft, können wir mit Vertrauen die weitere 
Gestaltung des vaterländischen Marktes beobachten und dürfen dies 
umsomehr, als es uns auf Grund vorteilhafter Eindeckung unseres 
Rohstoffbedarfes gelungen ist, unsere Produktion in Spinnerei und 
Weberei auf 12 Monate mit gutem Gewinn vorauszuverkaufen; 
wenn sich also nichts Aussergewöhnliches im Laufe dieses Jahres 
ereignet, kann auch im nächsten Bericht ein gutes Erträgnis bekannt 
gegeben werden. 

Der Betrieb in unserer Fabrik war während des ganzen Jahres 
ein nahezu ungestörter, die Spinnerei xvar voll im Gang und in 
der Weberei konnten wir eine grössere Anzahl Stühle mehr laufen 
lassen als im Jahre vorher. Die Produktion der Spinnerei hielt 
sich auf der vollen Höhe, doch wurde wegen der etwas feineren 
Durchschnittsnummer entsprechend weniger Baumwolle verbraucht 
als 1905. Der Bedarf foinerer Garne scheint ein allgemeiner zu 
sein und dürfte von der jetzigen Kattunmode beeinflusst werden: 
wir finden das in der eigenen Weberei bestätigt, die im Durch- 
schnitt feinere Garne zur Verwendung zu bringen hat als sonst. 

Die Produktion der Weberei war ungefähr zehn Prozent grösser 
als im Vorjahre, was uns angesichts der guten Konjunktur doppelt 
zu statteu kam, nachdem die finanziellen Erfolge der Weberei in 
den letzten Jahren manches zu wünschen übrig Hessen. 

Die allseitig drohende Vermehrung von Spindeln und Web- 
stiihlon steht uns in der Hauptsache noch bevor, da die Maschinen- 
fabriken wegen Überhäufung mit Aufträgen ausserordentlich langsam 
liefern; es ist das im allgemeinen Interesse aufs wärmste zu 
bogrüssen, weil auf diese Weise die mit Recht gefürchtete spätere 
Überproduktion auf einige Zeit hinausgeschoben und eine Art 1 
Übergang ermöglicht werden kann, der begünstigt wird durch I 
teilweise Einschränkung der Arbeitszeit in einigen schwäbischen 
Industriebezirken. Wir selbst, gleich den anderen oberfränkischen 
und den meisten württembcrgischen und badischen Spinnereien 
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haben die bisherige Arbeitszeit im Einverständnis mit unseren 
Arbeitern einstweilen beibehalten and neben umfangreicher Lohn- 
anfbesserung der im Tagluhn Arbeitenden eine allgemeine Teuerungs- 
zulage für 1906 im Betrage von einigen Vierzigtausend Mark ge- 
währt. Für das laufende Jahr haben wir den Arbeitern diese 
Teuerungszulage abermals und zwar in der Höhe von etwa Siebzig- 
tausend Mark in Aussicht gestellt. 



Bericht einer Kunstwollfabrik in Würzburg. (6. II) 

t'bcr den Geschäftsgang in 1906 haben wir zu berichten, dass 
sich derselbe gegen das Vorjahr wohl lebhafter gestaltete, aber 
durchaus nicht rentabler wurde, da in Folge einer unerhörten Hausse 
der Rohlumpen kleine, erreichbare Steigerungen der Verkaufspreise 
im Voraus völlig absorbiert waren. 



Bericht über die Kitzinger Rosshaar-Industrie. (24. I.) 

Das Jahr 1906 hat sich in meinem Betrieb besser angelassen, 
als es die Konstellation beim Eintritt in dasselbe erwarten liess, 
nachdem doch in diesem Jahre die neuen, für die Rosshaar-Industrie 
so ausserordentlich ungünstigen Handelsverträge in Kraft zu treten 
hatten. Zur Veranschaulichung der Lage dieser verhältnismässig 
jungen und wohl einer staatlichen Förderung würdigen Industrie, 
die zum grössten Teile auf den Export angewiesen ist, mache ich 
wiederholt darauf aufmerksam, dass bisher das ausländische 
Fabrikat absolut zollfrei in Deutschland eingeführt werden konnte 
und infolge dieser Begünstigung sich daselbst auch in sehr fühlbarer 
Weise festgesetzt hat, besonders das amerikanische, italienische und 
schweizerische. — Demgegenüber zahlte das deutsche Fabrikat in 



Nordamerika (Ver. Staaten) . . . 
Holland .......... 

Schweden 20 Kronen gleich 
Norwegen 15 „ „ 

Italien 17 Lire „ 

Frankreich 15 Francs „ 
Schweiz 10 „ „ 



10% ad valorem 
5% ad valorem 
22.50 Mk. per 100 kg 

16.87 „ „ ,. ,, 

13.80 „ „ „ 

12.20 „ „ „ „ 

8-10 ., „ „ „ 



Zoll, während dasselbo die ganzen Jahre über in Österreich zollfrei 
eingegangon und in Russland nur mit einem ganz geringen Zoll belegt 
war. Mit dem 1. Januar 1906 erhöhto sich nuirauch der Zoll in der 



Digitized by Google 



198 



Schweiz auf 20 Francs .... gleich 1020 Mk. per 100 kg 

Russland auf 60 Kopeken pro Pud „ 8. — „ ,, 100 „ 

Österreich belegte den Artikel ab 1. März 1906 mit einem Zoll von 
15 Kronen .... gleich 12.75 Mk. per 100 kg 
sodass das ganze konsumkräftige Ausland mit Schutzzöllen für 
seine einheimische Rosshaar-Industrie ausgerüstet ist. 

Der deutscherseits neu eingeführte Zoll von 5 Mk. per 100 kg 
kann angesichts solcher Sätze gewiss als Schutzzoll nicht betrachtet 
werden und hat auch in der Tat der Überschwemmung dos deutschen 
Marktes mit ausländischem Krollhaar keinen Einhalt getan. Die 
deutsche Rosshaar-Industrie ist mithin vollständig auf ihre eigene 
Kraft angewiesen. 

"Wenn nun mein Betrieb trotzdem im Jahre 1906 einen sehr 
flotten Geschäftsgang entfaltet hat, so hängt dies teilweise mit dem 
allgemeinen Hochstand der industriellen Unternehmungen und der 
regeren Kauflust zusammen; hauptsächlich aber ist die Steigerung 
meines Versandes dem Umstande zuzuschreiben, dass ich in den 
ersten zwei Monaten des Jahres, d. h. vor Inkrafttreten des Zolles, 
grosse Posten Ware nach Österreich legte, und ungewöhnliche, mit 
grossen Opfern verknüpfte und auf die Dauer nicht durchführbare 
Anstrengungen machte, meine Beziehungen zu den für mich ganz 
besonders wichtigen Konsumlündcrn Schweiz, Österreich und Russ- 
land ungeschwächt aufrecht zu erhalten und weiter zu entwickeln. 
Gerade aber infolge dieser Opfer ist leider der Nutzen mit dem 
flotten Geschäftsgang nicht in Einklang zu bringen gewesen, zumal 
wie ein roter Faden die anhaltende Hausse der Rohmaterialien 
auch den in Frage stehenden Zeitraum wieder durchzog und kenn- 
zcichnete und die Abnehmer sich der neuen Marktlage nicht an- 
bequemen, sondern jeder Preiserhöhung gegenüber sich auf die 
Anerbieten des Auslandes berufen, denen günstigere Einkaufs- 
bedingungen, billigere Arbeitslöhne und der Wegfall der hohen Kosten 
für Arbeiter-Versicherungen, Desinfektion u. s. w. zugrunde liegen. 

Von den Annehmlichkeiten, welche die Kettenschleppschiffahrt 
auf dem Main für andere Industrieen im Gefolge hat, fällt für meinen 
Betrieb nichts ab, indem sowohl meine Rohmaterialien als mein 
Fabrikat zu jenen Artikeln gehören, die rasch und pünktlich zur 
Stelle sein müssen, sodass für beide der Wassertransport gar nicht 
in Frage gezogen werden kann und ich ausschliesslich auf die 
erheblich teuereren Bahntransporte angewiesen bin. Hierin wenigstens 
in inere Beziehung eine Milderung zu erzielen, habe ich seit Jahr 
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und Tag angestrebt, und nachdem alle schwerer wiegenden Wünsche, 
die Zölle betreffend, mit den neuen Handelsverträgen hinfällig 
geworden sind, schliesse ich meinon Bericht auch diesmal wieder 
damit, dass ich bitte, es möge der Frachtsatz für rohe Pferde- 
iiaare in W agenladungen jenem für Tierhaare gleichgestellt 
werden, zu dem rohe Ochsenhaare, die obigen an Wert ziemlich 
gleich kommen, schon hingst rangieren. 

Bericht einer Tuchfabrik in Amorbach. 

Für das Wollwarengeschäft hat das Jahr 1906 zu den ziemlich 
guten Jahren gezählt. Mit Militärtuchlieferungen war unser Betrieb 
wieder hinreichend beschäftigt: auch war die Nachfrage nach guter 
Mittelware, besonders glatten Tuchen, grösser als im Vorjahr. 

Infolge der ziemlich hohen Wollpreise zum Jahresende 1905 
waren Industrie und Spekulation ohne nennenswerten Vorrat an 
Beständen in das neue Jahr eingetreten. Da sich die Industrie 
auch weiterhin gut beschäftigt sah. musste sie bald zu Deckungs- 
käufen schreiten, wodurch die Preise der verschiedenen Wollgattungen 
weiter in die Höhe gingen. Auch sämtliche andere zur Textil- 
industrie gehörigen Rohprodukte, ferner auch Kohlen, tragen das 
Zeichen einer steten Aufwärtsbewegung des Preises. 

Bezüglich unseres vor 4 Jahren errichteten Elektrizitäts- 
werkes können wir nicht unterlassen, zu bemerken, dass der von 
den Teilnehmern in der Stadt bezahlte Strompreis von 40 Pfennig 
für die Kilowattstunde in keinem Verhältnis mehr steht zu den 
fortgesetzt steigenden Preisen aller mit der Erzeugung der Elektrizität 
in Verbindung stehenden Rohmaterialien. Infolge dieses billigen, 
an den meisten Plätzen bedeutend höheren Tarifes kann von einer 
Rentabilität des Werkes keine Rede mehr sein. 

Bericht eines Wäsche- und Ausstattungsgeschäfts in 
Würzburg. (19. II.) 

Die auch im Jahre 1906 andauernde Preissteigerungen aller 
Artikel meiner Branche sowie der vielfach bemerkbare tatsächliche 
Warenmangel machen das Geschäft für den Detailisten immer 
schwieriger. Die Teuerung zwang zur Erhöhung der Verkaufspreise, 
wodurch das ohnehin nicht flotte Geschäft sehr erschwert wurde. Da 
die Fabrikanten zurzeit fast kein Lager haben, muss mit langen Liefer- 
fristen gerechnet werden, und man ist daher genötigt, selbst grösseres 
Lager zu halten, um die Kundschaft prompt bedienen zu können. 
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Das Ausverkaufsunwesen nimmt auch hier immer mehr 
überhand. Einzelne Firmen haben beinahe das ganze Jahr Aus- 
verkauf und wollen das Publikum unter irgend einem Vorwand 
glauben machen, dass sie in der Lage seien, ganz besondere 
Vorteile bieten zu können. Dass es gegenwärtig geradezu un- 
möglich ist, reguläre Ware unter Preis abzugeben, ist genügend 
bekannt. 

Es dürfte sich sehr empfehlen, die Postschalter am letzten 
Sonntag vor Weihnachten von 11 — 7 Uhr offen zu halten. Im 
vergangenen Jahre war es höchst unangenehm, dass die Schalter 
am 23. Dezember von 1 Uhr ab geschlossen waren. 

Bericht über das Kurz- und Wollwarengeschäft aus 
Kitzingen a. M. (26. II.) 

Die wirtschaftliche Lage des Kleinhandels im Allgemeinen, 
sowie der Kurz- und Woll warenbranche im besonderen zeigt hier 
am Platze gegenüber der des Vorjahres keine wesentliche Änderung. 
Die auf der Strecke Würzburg— Kitzingen verkehrenden, einerseits 
als billige Verkehrsgelegenheit ganz angenehmen Vorortszüge haben 
die Konkurrenz der benachbarten Kreishauptstadt in einer Weise 
verschärft, dass die hiesigen Geschäftsleute gezwungen sind, durch 
billigere, möglichst niedrig kalkulierte Verkaufspreise die Konsumenten 
zu veranlassen, wenigstens soweit es der augenscheinliche Vorteil 
gebietet, ihren Bedarf hier zu decken. Die Kaufkraft der Land- 
bevölkerung ist auf Grund des im Grossen und Ganzen befriedigenden 
Ernteausfalles und der angemessenen Preise für landwirtschaftliche 
Produkte durchschnittlich gleichgebliebon. Einige Plätze der Um- 
gegend haben durch reiche Obsternte, insbesondere an Zwetschgen, 
die von hier aus massenhaft in Waggon lad ungen zum Versand 
kamen, gute Einnahmen erzielt. Dagegen hat ein solches Äquivalent 
gegenüber dem Total- Ausfall der Weinernte bei manchen Weinbau 
treibenden Gemeinden vollständig gefehlt, wodurch die Kaufkraft 
der für Kitzingen als gute Abnehmer in Betracht kommenden 
Winzer lahm gelegt wurde. 

Die fortdauernde A uf wärtsbe wegung der Preise, wobei 
ein Aufschlag dem andern folgte, hat das Geschäft zoitenweise ziemlich 
beunruhigt. Einerseits ist cs im Detail nicht immer leicht, den 
Preiserhöhungen gleich zu folgen , andererseits trat (als Masstab 
für den Beschäftigungsgrad der Industrie) die Erscheinung zutage, 
dass selbst bei sechs Monate vorausgegebenen Lieferungsaufträgen 
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die Fabrikanten keine verbindlichen Liefertermine eingehen wollten 
und bisweilen, z. B. in der Chemnitzer Stoffhandschuh -Fabrikation, 
wo Amerika als „Käufer zu höchsten Preisen“ auftrat, in ver- 
schiedenen Sorten überhaupt keine Ware zu bekommen war. 

Von den wichtigsten Produkten notierten: 

1 . Baumwolle: 

a) Rohmaterial 

(Loko-Xotierungen der Bremer Börse für Upland middling) 

27. Juni 12. Juli 25. Juli 10. Okt. 11. Okt. 15. Okt. 
57 7* 57 */ 2 56 3 /7 5!) 60 65 

b) Baumwollgarne 

(Notierungen in M.-Gladbach) Trossei water L 20r extra la 
22. Aug. 18. SepL 11. Okt. 31. Okt. 12. Dez. 24. Dez. 

77 78 84 86 86 85^p.Pfd. engl. 

2. Wolle: 

(Preise für verschiedene Qualitäten Kammgarn-Strickwollen) 
am 1. Januar 1906 4.10 4.40 5. — 5.70 6. — 6.80 per Kilo 
„ 15. Dezbr. „ 4.40 4.60 5.40 6.10 6.40 7.20 „ „ 

Während nun in Industriebezirken die Detailgeschäfte direkt 
an dem industriellen Aufschwung partizipieren, machen sich der- 
artige Erscheinungen in unserer Gegend nur in sehr geringem 
Masse geltend. 

In Bezug auf den wirtschaftlichen Effekt des Jahres 1906 
ist folgendes zu bemerken: Aus der Hausse selbst, auf Grund vor- 
handenen Lagers oder billiger Abschlüsse Vorteile zu ziehen, ist 
dem hiesigen Detailisten so gut wie unmöglich gemacht, indem er 
bei dem scharfen Wettbewerb genötigt ist, etwaige Vorteile seiner 
Kundschaft zugute kommen zu lassen; ja mitunter tritt sogar das 
Gegenteil ein, dass er (wie es auch heuer verschiedentlich der 
Fall war) trotz wiederholt erhöhter Einkaufspreise seine Verkaufs- 
preise nicht in gleichem Masse erhöhen kann. Der Ertrag des 
Jahres 1906 war, analog dem Vorjahre, in der Hauptsache durch 
die eingangs aufgeführte Tatsache der schwierigen auswärtigen 
Konkurrenz ungünstig beeinflusst und wurde durch die Verteuerung 
der Lebensmittel und der Löhne noch weiter reduziert 

Die anfangs gehegten Befürchtungen, dass der seit März 1906 
in Kraft getretene Zolltarif eine hemmende Wirkung auf Handel 
und Industrio ausüben werde, haben sich nicht bestätigt. 
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Bezüglich der Sonntagsruhe wäre zu wünschen, da=s für 
alle Plätze, wo an Sonn- und Feiertagen erst nachmittags 4 Uhr 
geschlossen wird, geeignete Anregungen gegeben würden, die 
Geschäfte nachmittags 2 Uhr zu schliessen. Hiezu wäre es aller- 
dings von Vorteil, wenn der Hausierhandel noch weitere Ein- 
schränkungen erfahren konnte. 

Die Einkaufsverbände und Genossenschaften sind im 
ständigen Wachsen begriffen, ebenso aber auch die Gegen- 
bestrebungen der Grossisten zum Schutze des sehr gefährdeten 
Zwischenhandels. Die Ringbildung der Fabrikanten, besonders der 
Krefelder Seiden- und Krawatten-Fabriken, der Bergischen Band- 
webereien, der Sächsischen und Berliner Wäschefabrikanten hat 
gieichalis weitere Fortschritte gemacht. 

Der lokale Verkehr wurde durch ein mit grossen Opfern ins Leben 
gerufenes Privatunternehmen, die Motorwagenbetriebs-Gcsellschaft 
Kitzingen-Marktbreit, etwas gefördert. — Im Eisenbahnverkehr 
wäre die Einlegung eines vierten Zuges auf der Linie Gernlzhofen- 
Kitzingen wirklich eine Notwendigkeit, da die Aufenthaltszeiten ent- 
weder viel zu kurz bis zum nächsten, oder viel zu lang bis zum 
übernächsten Zuge sind und man sich oft scheut, gleich einen halben 
oder ganzen Tag zu opfern. — Der Ausbau der wiederholt petitionierten 
EiseubahnverbindungslinieSchlüsselfeld-Wiesentheid. der für Kitzingen 
nutzbringend sein würde, bleibt immer wieder ein offener Wunsch 
der hiesigen Geschäftswelt. 

Bericht eines Manufakturwarengeschifts in Miltenberg. 

Das abgelaufene Jahr war für die Manufakturwaren-Branche 
besser als das vorhergegaugone. Durch die sehr bedeutende Preis- 
steigerung aller in die Branche einschlagenden Artikel war vorher 
der Verbrauch eingeschränkt worden. Der grosse Bedarf liess sich 
indess nicht mehr zurückdrängen und musste gedeckt werden, wa? 
zur Hebung des Geschäftes wesentlich beigetrugen hat. Die Preis- 
steigerung, veranlasst durch die hohen Notierungen der Rohprodukt* 
im Verein mit höheren Arbeitslöhnen und der ganzen teueren 
r>ebensführung, dauert an und wird wohl im Jahre 1907 nicht 
zurückgehen. 
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XV. Papierindustrie und Buchdruckerei. 

Aus dem Bericht der Aktien -Gesellschaft für Maschinen- 
papier- (Zellstoff-) Fabrikation Aschaffenburg. 

ln unseren Zellstoff-Fabriken 
(inklusive Memel) wurde Sulfit- 



cellulose hergestellt im Werte 


1906: 




1905: 


von 


Mk. 12 0S6 813.66 


Mk. 


9 457 219.22 








(ohne Memel) 


die Papiererzeugung betrug . 


„ 1214 915.46 




1 193 735.26 




Mk. 13 301 729.12 


Mk.10 650 954.48 


Es wurde folgender Botriebs- 
überschuss erzielt: 
an Sulfitcellulose 


Mk. 2 548 203.72 


Mk. 


1 826 897.75 


„ Papier 

hiezu kommen: 
Effektenzins, Pachtein- 


„ 200 526.73 


?) 


185 014.11 


nähme und Vortrag 


„ 101 321.44 


JJ 


8 648.13 




Mk. 2 850 051.89 


Mk. 


2 020 559.99 


Die Spesen, Lasten und Ver- 
zinsungen erforderten eine Aus- 








gäbe von 


,, 1 173 830.24 




820 457.96 


sodass als reiner Betriebsüber- 








schuss . • 


Mk.' 1 1 676 221.65 


Mk. 


1 200 102.03 



verbleiben. 

Das Ergebnis des Geschäftsjahres 1906 gestattet uns, eine 
Dividende von 10% auszuschütten. Die Absatzverhältnisse waren 
befriedigende, sodass unsere Werke in flottem Betriebe bleiben 
konnten und trotz des weiteren Steigens aller Materialien eine 
Erhöhung der Fabrikationsgewinne erzielten. Die Ausgestaltung der 
Zellstoff-Fabrik Memel bildete unsere vernehmlichste Aufgabe. 
Die von uns erwartete Produktionsmenge ist im II. Semester 1906 
erreicht worden. Die Erweiterungsbauten in Memel werden im 
Laufe dieses Frühjahres betriebsfertig. Alsdann wird die Anlage 
unter unseren Werken die leistungsfähigste sein. 

Die grosse Produktion unserer Fabriken erfordert ein gegen 
frühere Zeiten teilweise geändertes Verfahren beim Einkäufe des 
Holzes. Die Holzbeschaffung ist eine wesentliche Grundlage des 
geschäftlichen Erfolges in unserer Industrie und muss von den 



Digitized by Google 



204 



vielen Zufälligkeiten, welche namentlich der Bezug ausländischen 
Holzes mit sich bringt, möglichst unabhängig gestaltet werden. Die 
Entwickelung der inländischen Holzpreise hat uns ausserdem genötigt, 
auch für unsere bayerischen Werke mehr Holz einzuführen. Die 
Ansammlung entsprechender Bestände auf den Fabriken und der 
rechtzeitige Einkauf der benötigten Quantitäten erfordert die dauernde 
Investierung grösserer Summen. Daraus folgt die Notwendigkeit, I 
unser Aktienkapital zu erhöhen und dem vergrösserten Betriebe 
anzupassen. Das Aktienkapital wird durch Ausgabe von 2 600 000 Mk. 
neuer Aktien auf 9 000 000 Mk. gebracht. 

Die Beschäftigung unserer Fabriken ist recht zufriedenstellend, 
unsere Produktion für das laufende Jahr ist vergeben. Wir hoffen 
daher, wieder ein angemessenes Resultat zu erzielen. 



Aus dem Bericht der Aktien-Gesellschaft für Buntpapier* 
und Leim- Fabrikation Aschaffenburg. 

Obgleich wir infolge der nunmehr in Kraft getretenen neuen 
Zolltarife einige Länder als Absatzgebiet ganz oder teilweise verloren 
haben, ist das Resultat des abgelaufenen Geschäftsjahres als ein 
günstiges zu bezeichnen. Der erzielte Bruttogewinn von 
718 040.72 11k. gegen 708 966.53 11k. im Vorjahre ist wesentlich 
beeinflusst durch die höheren Arbeitslöhne, die wir bei annähernd 
gleicher Arbeiterzahl, den unabweisbaren Bedürfnissen entsprechend, 
gewähren mussten. Diese Faktoren und die wesentliche Verteuerung 
verschiedener Rohmaterialien, besonders der Kohlen, müssen 
auch für das laufende Geschäftsjahr ins Auge gefasst werden und 
es wird aller Anstrengung bedürfen, wenn wir mit Absatz und 
Gewinn auf gleicher Höhe bleiben wollen. 

Die Aussperrung, welche im ganzen deutschen Reiche übet 
die Lithographen und Steindrucker verhängt wurde, traf uns volle 
1 1 Wochen und beeinflusste natürlich auch den Absatz unserer 
lithographischen besonders der keramischen Abteilung. 

Die Spesen über Gewinn- und Verlustkonto erscheinen um 
desswillen gegenüber dem Vorjahre höher, weil Steuern, Assekuranzen 
und Gehälter beträchtliche Mehrausgaben erforderten. Trotz des 
teueren Geldstandes erfolgten die Zahlungen unserer Kunden im 
Grossen und Ganzen abmachungsgeraäss, und es war uns dadurch 
möglich, bei unseren Banken fast während des ganzen Jahres Gut- 
haben zu halten. 
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Zu dem Bruttogewinn von 718040.72 Mk. kommen noch 
878.50 Mk. Mietertrag der Arbeiterwohnungen und 26 982.77 Mk. 
Vortrag aus dem Jahre 1005, sodass 745 901.91» Mk. zur Verfügung 
stehen. Nach Abzug von 264 411.19 Mk. für Spesen, Lasten und 
Verzinsungen verbleiben 481 490.80 Mk. als reiner Betriebsüberschuss. 
Auf das Aktienkapital von 1500000 Mk. kommen wie im Vorjahr 
10% Dividende zur Ausschüttung. 

Bericht über die Leöerpappen- und Graupappen- Industrie 
aus Partenstein. (17. II.) 

Auch das Jahr 1906 hat die ersehnte Besserung nicht gebracht. 
Obgleich die Nachfrage eine stärkere war, so dass die Fabriken 
im allgemeinen gut beschäftigt waren, liess sich doch ein Preis- 
aufschlag nicht durchsetzen: die Verhältnisse sind nach wie 
vor derart, dass von einem nennenswerten Verdienst keine Hede 
sein kann. 

Bericht einer Buchdruckerei in Schweinfurt. 

Der Geschäftsgang war im allgemeinen der gleich gute wie 
im Vorjahre, aber die Klagen über gedrückte Preise sowohl im 
Verkdruck wie bei Akzidenzarbeiten und im Zeitungswesen waren 
auch in diesem Jahre wieder lebhafter als je, so dass die Buch- 
druckereien Unterfrankens sieb genötigt sahen, sich zu einem Kreis- 
verein zusammcnzuschliessen, um durch einheitliches Vorgehen 
gesunde Zustände zu schaffen. Das Submissionswesen, das nicht 
nur bei den Behörden (trotz der Weisung, nur bei tariftreuen Firmen 
arbeiten zu lassen), sondern auch bei der privaten Kundschaft ein 
beliebtes Mittel ist, um möglichst billige Drucksachen zu erhalten, 
war bis in die letzte Zeit noch im Schwünge, wird aber durch die 
Vereinigung der Buchdruckereien hoffentlich ein Ziel gesetzt er- 
halten. Dadurch ist schon einmal dem Misstand gesteuert, dass 
selbst bei ganz minimalen Aufträgen bei einer Reihe von Buch- 
druckereien Preisanschläge eingeholt, ja sogar Probearbeiten verlangt 
werden, wodurch den Druckereien nur zeitraubende Kalkulationen 
und sonstige Auslagen entstehen, die selbst bei Erhalt der Arbeit 
in keinem Verhältnis zu dem oft ganz minimalen Verdienst stehen. 
Wohl sind im abgelaufenen Jahre durch Erneuerung des Buch- 
druckertarifes Ausstände verhütet worden, doch bedeutet die den 
Gehilfen zugestandene Lohnerhöhung (in Unterfranken 10 — 12 1 /» 
Prozent) wiederum eine bedeutende Belastung, welche die mit 
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Neujahr notwendig gewordene Erhöhung der Druckpreise um 
10 Prozeut, sowie der Inseraten- und Abonnementspreise vollauf 
rechtfertigt, zumal neben den Löhnen auch alle sonstigen Materialien 
bedeutend im Preise gestiegen sind und eine Erhöhung der Papier- 
preise wiederholt zu erwarten ist. Ein vereinbarter Minimaldruck- 
preistarif, den sämtliche Druckereifirmen Unterfrankens einzuhalten 
sich verpflichteten, sowie die zeitweilige Veröffentlichung der Preis- 



scbleuderer wird 
führen. 



wohl eine Gesundung der Verhältnisse herbei- 



XVI. Geld-, Kredit- und Bankwesen. 

Reichsbankstelle Würzburg. 

Die Reichsbankstelle Wiirzburg, welcher die Anstalten in 
Aschaffenburg, Kitzingen, Lohr, Ochsenfurt, Schweinfurt und 
Wertheim unterstellt sind, hatte im Jahre 1906 folgende Geschäfts- 
umsätze {in Klammern die Ziffern von 1905): Giro- und An- 
weisungsverkehr 432162800 Mk. (355991400 Mk.), gesamter 
Wechsel verkehr 93640900 Mk. (78510900 Mk.), Lombard verkehr 
827 600 Mk. (742000 Mk.), angekaufte und eingezogene Wert- 
papiere 7 600 Mk. (4100 Mk.), zusammen 526638900 Mk. gegen 
435 249300 Mk. im Vorjahre. Das Jahr 1906 brachte also eine 
Umsatzsteigerung von über 91 Millionen Mark. 

Von den Einzelkonti wies das Girokonto am 1. Januar 1906 
einen Bestand von 1 146195.37 Mk. auf; dazu wurden vereinnahmt 
durch a) Barzahlungen 8433 Posten mit 60612066.07 Mk., b) Ver- 
rechnung mit Kontoinhabern 5810 Pusten mit 43 902 575 Mk.. 
c) Platzübertragungen 1915 Posten mit 11429868.77 Mk., d) Über- 
tragungen von anderen Bankanstalten 17620 Posten init 93990692.77 
Mark, zusammen 209935 202.61 Mk. Hingegen wurden verausgab: 
durch a) Barzahlungen 6753 Posten mit 85229544.90 Mk., h) Ver- 
rechnung mit Kontoinhabern 2967 Posten mit 27806439.25 Mk- 
c) Platzübertragungen 2064 Posten mit 11429868.77 Mk., d 
Übertragungen an andere Bankanstalten 25884 Posten mit 
85655458.99 Mk., zusammen also 210121311.91 Mk. Somit verblieb 
am 31. Dezember 1906 ein Bestand von 960086.07 Mk. Von 
Behörden und Personen, welche kein Girokonto haben, wurden für 
Konten- Inhaber 6317 Posten mit 12106323.34 Mk. eingezahlt. 
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An Platzwechseln war am 1. Januar 1906 vorhanden ein 
Bestand von 2525 Stück mit 4125613.44 51k., der Zugang betrug 
12707 Stück mit 20604030.35 Mk., der Abgang 12887 Stück mit 
20668314.78 51k., somit Bestand bei Jahresschluss 2345 Stück mit 
4061329.01 51k. Als Gewinn resultierte 187997.81 51k. Die 
Durchschnittsgrösse der Wechsel war 1621 Mk., die durch- 
schnittliche Verfallzeit 64 Tage. Die höchste Anlage war am 
15. Oktober mit 4519000 51k., die niedrigste am 7. Mai mit 
3139000 Mk.; durchschnittlich betrug die Anlage 3 784000 51k. 
An Versandwechselu wurden 26386 Stück mit 23065897.62 51k. 
angekauft, wobei der Gewinn 130655.54 Mb. betrug; die durch- 
schnittliche Grösse dieser 5Vechsel war 874 Mk., die durchschnitt- 
liche Verfallzeit 41 Tage. An Einzugs wechseln war am 
1. Januar 1906 vorhanden ein Bestand von 2334 Stück mit 
1699888.80 51k., der Zugang betrug 25 664 Stück mit 28401430 
51ark 43 Pfg., der Abgang 25 742 Stück mit 28628674.33 51k., 
somit Bestand bei Jahresschluss 2256 Stück mit 1472644.90 Mk. 
Die höchste Anlage war hier am 15. Oktober mit 1975000 51k., 
die niedrigste am 7. Juni mit 898000 Mk. ; die Durchschnittsaulage 
betrug 1326000 51k. 



Bayerische Notenbank. 

rmsatzziffern der im Kreis Unterfranken und Aschaffenburg 
gelegenen Bayerischen Notenbank Filiale Würzburg mit 
den 9 Agenturen: Aschaffenburg, Hassfurt, Kitzingen, 

Lohra. 51., 5Iarkt breit, Miltenberg, Neustadt a. S., Ochsenfurt, 
Sch weinfurt, 

Incasso-5'erkehr: Discont-\ r crk ehr: Giro-5 T erkeh r: 

Mk. 28438450.— Mk. 37 107 690.— Mk. 89382020.- 

Bayerische Boöencreöit- Anstalt Würzburg. 

Die Nachfrage des Publikums nach Pfandbriefen war im ver- 
flossenen Jahre 1906 eine ganz befriedigende. Dem gegenüber war 
auch an Beleihungsmaterial nie 51angel: vielfach war das Angebot 
überreichlich. Hierbei konnte wiederum die Wahrnehmung gemacht 
werden, dass reine Zinsdarlehen den Annuitüton-Hypotheken vor- 
gezugen werden und gerade an der Bedingung der Amortisation sehr 
häufig die Geschäfte scheiterten. Selbst in ländlichen Kreisen macht 
sich mehr und mehr Abneigung gegen die Amortisations-Hypothek 
geltend. 
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An Hypotheken waren am 31. Dezember 1905 

vorhanden 137 831 738.8811t. 

Im Laufe des Geschäftsjahres ergab sich eine 

Mehrung von 6 904198.07 r 

somit Ende 1906 144 735 936.95 Mt 
Die Gesamtsumme an Hypotheken verteilt sich auf 2626 Posten und 
zerfällt in 31 361 730.05 Mk. Annuitüten-Kapitalien und 

1 13 374 206.90 „ kündbare Darlehen, welch' letztere ent- 
weder auf Seiten der Gläubigerin und des Schuldners für länget ? 
Zeit unkündbar oder zu einem bestimmten Termin rückzahlbar sind. 
Die sämtlichen vorstehend aufgeführten Hypotheken sind in das 



Hypothekenregister eingetragen. 

Auf landwirtschaftlichen Besitz entfallen . 5 511 587.11 llk 

— Hiebei kommt als Beleihungsgebiet nur Bayern 
in Betracht. — 

Auf andere Grundstücke sind eingetragen . . 136 437 249.84 , 

Auf Bauplätze sind gegeben 280 000.— - 

Auf Grundstücken mit Neubauten, die der Vol- 
lendung nahe sind, haben wir zu verzeichnen 2 507 100.— - 



144 735 936.95 Ml 

Bei der Verteilung auf die Hauptgebiete des Deutschen Reick* 
ergibt sich folgender Bestand: 

Königreich Bayern : 

Unterfranken 11 339 346.03 Mk. 

Mittelfranken 17 480 074.17 „ 

Oberfranken . 2 969 700.57 „ 

Oberbayern . 26 670 022.98 „ 

Niederbayern 2 397 035.67 „ 

Oberpfalz . . 2 467 586.23 „ 

Schwaben . . 2 824 133.32 „ 

Rheinpfalz . 287 618.96 „ 66 435 517.93 Mk. 



Königreich Preussen : 

Brandenburg 44 963 503.79 Mk. 

Hannover . . 2 809 000. — •„ 

Westfalen . . 2 575 405.24 „ 

Rheinprovinz 17 098 758.64 „ 

Hessen-Nassau 6 249 402.12 ,, 

Provinz Sachsen 143 000. — „ 

Pommern. . . 266 271.75 ,, 74 105 341.54 Mk. 
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Transport 140 540 859.47 Mk. 



Königreich Württemberg 126 000. — „ 

Grossherzogtum Baden 197 600. — „ 

„ Hessen ....... 1 794 977.48 „ 

„ Mecklenburg-Schwerin 597 000. — „ 

Herzogtum Braunschweig 1 149 500. — „ 

Elsass-Lothringen 330 000. — „ 



144 735 936.95 Mk. 

Von den zahlreich eingebrachten Anträgen konnten mehr als 
2000 nicht berücksichtigt werden, während 164 mit 13451919.52 Mk. 
Beleihungssumme Genehmigung fanden. 

Von diesen Darlehen waren am Schlüsse 
des Jahres 1906 noch nicht zu Abhebung gelangt 

und gehen ab 3 005 292.93 „ 

10 440 626.59 Mk. 

Im Laufe des Geschäftsjahres wurden von 
den im Bericht von 1905 erwähnten noch nicht 

ausbezahlten 3111 164.50 Mk. 

und den dort weiter aufgeführten 1 209311. — ,, 

abgehoben und haben in Zugang zu kommen . 2 533 868.39 ,, 

Ferner wurden während des Jahres die durch 

Ablauf der Vertragsdauer fällig gewordenen 

Hypotheken im Betrage von 3 058 368.96 „ 

auf Ansuchen unserer Schuldner auf eine Reihe 
von Jahren zu neuen Bedingungen wiederum 
festgeschrieben. 16 038 863.94 Mk. 

Am 31. Dezember 1905 bezifferte sich der 
Hypothekenbestand auf . . . 137 831 738.88 Mk. 

Derselbe verminderte sich im 
Laufe des Jahres 1906 durch 
Zurückzahlungen 

um 5 836493.66 Mk. 

und durch 

Amortisationen um 239 803.25 „ 

Die wie oben er- 
wähnt fällig ge- 
wordenen Hypo- 
theken 

betragen . . ■ 3058368.96 „ 9 134 665.87,, 128697 073.01 „ 

Der Hypothekenbestand per 31. Dezember 1906 

ergibt somit 144 735 936.95 Mk. 

Der Zinseneingang war wiederum ein befriedigender. 

14 
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Der Pfandbriefumlaufper 31. Dezember 1905betrugl32 054 800 — Mk. 
Im Jahre 1900 wurden begeben per Saldo . . 8 643 200. — 

somit Ende 1900 141 298 000. — Mk. 

In der am 20. Februar 1900 anberaumten Generalversammlung 
war die Ausschüttung einer 8%igen Dividende beantragt. 

Würzburger Volksbank A.-G. 

Das . abgelaufene Geschäftsjahr stand im Zeichen einer 
industriellen Hochkonjunktur, die dem gesamten Wirtschaftsleben 
seine Signatur gab und eine empfindliche Anspannung des Geld- 
marktes als Folge zeigte. Der Diskontsatz der Deutschen Reichsbank 
erreichte Ende des Jahres 1900 die exorbitante Höhe von 7% und 
der Durchschnitt für 1900 stellt sich auf 5,149% gegen 3,S 1 7 in 
1905 und 4,222 in 1904. Wir haben diesen veränderten Ver- 
hältnissen im Conto-Korrent- und Depositenverkehr Rechnung 
getragen, konnten uns aber auch im Berichtsjahre nicht dazu 
verstehen für Depositengelder einen höheren Zinssatz als 4% zu 
vergüten, wenn auch andere Stellen bis 4‘/*% bei halb- bezw. 
ganzjähriger Kündigung bewilligten. Wir sind nach wie vor der 
Ansicht, dass die Hereinnahme von Depositengeldern zu solch 
hohen Sätzen und die Festlegung derselben auf lange Fristen in 
Zeiten einer sicherlich wiedereintretenden Geldabuudauz eiue 
schwere Belastung sein wird. Trotz der geübten Zurückhaltung 
haben die uns anvertrauten Gelder sich von Mk. 3,004 Millionen 
auf 3,200 Millionen also um zirka Mk. 200000 erhöht — Gegen- 
über diesen Einlagen haben wir auch im Berichtsjahre stets eineu 
grösseren Betrug von Prima Bankdisconlen im Portefeuille gehalten. 



Unsere Umsätze erreichen die Höhe von Mk. 09115568.05 
und zeigen somit gegen das Vorjahr mit ... „ 65365791.22 

eine Erhöhung von Mk. 3749770.83 



Die Auflösung des Reichstages hat die Beratung über den 
Entwurf zur Abänderung des Börsengesetzes vereitelt. Nach wie 
vor besteht in den serieusen Bankkreisen der Wunsch, dass dieses 
verfehlte Gesetz, welches das Gegenteil von dem bewirkt hat, was 
es bezwecken sollte, in zweckmässiger Form zum Vorteil des 
gesamten deutschen Wirtschaftslebens geändert werde. 

Eiue Lücke in unserer Gesetzgebung ist der Mangel eines 
brauchbaren, den Interessen der Gesamtheit dienenden Scheck- 
gesetzes. Allerdings besteht die Befürchtung, dass bei der zurzeit 
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herrschenden Strömung ein solches Gesetz Erschwerungen bringen 
könnte, doch es mag die Frage offen gelassen werden, ob nicht 
ein geordneter, gesetzraässiger Zustand dem jetzigen recht- und ge- 
setzlosen vorzuziehen sei. Sicherlich dürfte ein zweckmässiges 
Scheckgesetz, welches den Scheckverkehr in verkehrsfreundlichem 
Sinne regelt, die Geschäftswelt sowohl, als auch das grosse Publikum 
weit mehr als seither veranlassen, den Scheckverkehr zu pflegen 
und überflüssige und müssig liegende Gelder Banken anzuvertrauen. 
Es dürfte auch ohne Zweifel der Goldbestand der Deutschen Reichs- 
bank günstig beeinflusst werden, sicherlich mehr als durch den 
Versuch, anstatt des Goldes kleine Noten wieder in den Verkehr 
zu bringen. 

Bericht eines Bankiers in Würzburg. (9. II.) 

I)io Umsätze in Wertpapieren und im Conto- Korrent sind 
nicht kleiner geworden. Der Verdienst dagegen ist zurückgegangen, 
und zwar durch die Konkurrenz der Niederlassungen grosser Banken. 
Manche von diesen betrachten es als ihre Aufgabe, die Kunden 
der alteingesessenen Bankgeschäfte durch Unterbietung der Provision 
und durch Gewährung von durch nichts zu rechtfertigenden Blanko- 
crediten an sich zu ziehen. Bei mir war es von jeher feststehend, 
dass Arbeit nicht „gekauft“, sondern bezahlt werden soll. Danach 
ist es auch leicht begreiflich, weshalb die alten Geschäfte, dieses 
Treibens müde, sich nach und nach von den Banken aufkuufen 
lassen. Wie sollte es auch anders sein? So wird ihnen jetzt das 
bischen Würzburger Conto- Korrentgeschiift abgeruugen, nachdem 
der reelle Effektenhandel — ehemals die Grundlage für den Betrieb 
des soliden Bankgeschäfts — vom Staate selbst durch die König- 
liche Filialbank besorgt wird und durch den Übergang der Verwaltung 
der Vormundschnftspapiere an die Königliche Bank und durch 
Verwaltung von offenen und geschlossenen Depots mehr und mehr 
an sich gezogen wird. 

Die Befreiung vom Schlusscheinstempel beim Umsatz der 
Deutschen Staatspapiere hat nicht auf die Hebung des Kurses 
genannter Papiere eingewirkt, was bei einem Lombardsatz von 
7 bis 8% nicht zu verwundern ist. Das anlagesuchende Publikum 
kauft immer noch mit Vorliebe Industriepapiere und Bankaktien 
sowie höher als zu 3'/,% verzinsliche Effekten. 

Geradezu unwürdig erachte ich die Zustände, die im Wechsel- 
diskontgeschäft herrschen. Man geht um Diskonten „hausieren“ 
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und nimmt Domizilwechsel unter Mk. 1000.— und nicht einmal 
vier Wochen laufend, zum Privatsatz herein. — Dass sonach unser 
mächtiges Institut, die Reichsbank, auf Restriktionen sann und sinnt 
und die Barguthaben ihrer Girokunden bedeutend erhöhte, ist nicht 
zu verwundern. Zu bedauern ist nur, dass der Unschuldige mit 
dem Schuldigen leiden muss. 

Erwünscht wäre, dass die Post auch Abschnitte auf Xeben- 
plütze, die den Betrag von Mk. 800. — übersteigen, zum Einzug 
annehmon würden. Es wäre damit für den Handelsstand grössere 
Erleichterung geschaffen. 

Bericht des Spar- und Vorschuss- Vereins Kitzingen 
e. G. m. b. H. 

Das Jahr 1900 war in seinem Verlaufe abnorm. Die Höhe 
des Zinsfusses bewirkte, dass die Geldnachfrage eine ganz bedeutende 
wurde. Es wurde uns deren Befriedigung durch das Entgegen- 
kommen unserer Genossenschaftsabteilung bei der Dresdner Bank 
bedeutend erleichtert. Während die Hoffnung auf einen guteu 
Herbst durch die Erkrankung des Weinstocks total vernichtet wurde, 
so dass viele Einlagen entnommen und wenig neue gemacht wurden, 
war die gute Getreide- und Obsternte nicht imstande, einen voll- 
ständigen Ausgleich zu schaffen. 

Bericht eines Bankiers in Kitzingen a. M. (11. II.) 

Zu Anfang des verflossenen Geschäftsjahres wirkten die 
unsichere politische Lage sowie die fortwährenden Unruhen in Russ- 
land hemmend auf das Effektengeschäft, während dio Umsätze des letzten 
Vierteljahres durch den überaus hohen Zinssatz beeinträchtigt wurden. 

Dank der vorzüglichen Obst- bezw. Zwetschgenernte und der 
guten Getreideernte gab es in landwirtschaflstreibenden Gegenden 
ziemlich flüssige Mittel: dieselben wurden jedoch durch die voll- 
ständige Missernte des Weinstockes teilweise kompensiert. Die 
Umsätze haben sicli im verflossenen Jahre etwas vergrössert, die 
Gewinne infolge der scharfen Konkurrenz verringert. 

Wie in meinen früheren Berichten, so muss ich auch heuer 
wieder auf die sogenannten Banktage, geiegentlicli welcher die ver- 
mögenderen Leute der Gegend besucht werden, hinweisen: da durch 
diese Manipulationen der Hausierhandel mit Effekten lediglich einen 
andern Namen erhält, wäre es endlich Zeit, wenn dieser Krebs- 
schaden beseitigt würde. 
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Zn wünschen wäre ferner, wenn eine Besserung in der Zug- 
verbindung von und nach Gerolzhofen eintreten würde. Der uni 
11 Uhr 36 ankommendc Zug fahrt bereits um 12 Uhr 50, der um 
6 Uhr 25 eintreffende um 7 Uhr 55 ab; das Publikum hat also kaum 
eine Stunde ohne Berücksichtigung der nahezu regelmässigen Ver- 
spätung der Züge Zeit, seine Geschäfte zu besorgen. Abhilfe wäre 
hier im Interesse der ganzen Gegend dringend erwünscht. Es 
erscheint mir auffällig, dass die Bewegung bei nahezu sämtlichen 
Branchen, sich durch gewisse Vereinigungen oder Verbände bessere 
Bezugs- oder Absatzbedingungen zu schaffen, an den Provinzbank- 
geschäften spurlos vorübergeht. Es besteht zwar der Verein Deutscher 
Banken und Bankiers, dieser nimmt jedoch meiner Meinung nach 
lediglich die Interessen der Grossbanken wahr. Eine Anregung zu 
einer diesbezüglichen Stellungnahme würde ich mit Freuden begriissen. 



Bericht des Vereins Creöitreform Würzburg e. V. (28. II.) 

Die allgemeine Geschäftslage ist bei uns seit einiger Zeit ausser- 
ordentlich ungünstig. Zwar hört und liest man überall, dass in 
Deutschland Handel und Industrie blühen wie selten zuvor, dass 
letztere mit lohnenden Aufträgen überhäuft sei, aber in Bayern, 
speziell in Unterfranken, ist von diesem Segen nichts zu spüren. 
Die Geschäftsleute haben als Dreingabe noch unter dem hohen Bank- 
diskont zu leiden, den sie dem flotten Geschäftsgang im übrigen 
Deutschland verdanken. Als Ursache der geschäftlichen Depression 
hiesiger Gegend werden angenommen die allgemeine Lebensmittel- 
verteuerung, welche den Mittel- und Kleinbürgerstand, Beamte ein- 
geschlossen, nötigt, sich bei seinen Einkäufen auf das durchaus 
Notwendige zu beschränken, und der fast gänzliche Ausfall der 
Weinernte, der in seinen Folgen selbstverständlich nicht nur den 
Häcker trifft. So war zu beobachten, dass nach der naturgemiiss 
stilleren Sommerzeit das Geschäft sich gar nicht beleben wollte und 
die Stille des Sommers sich in den Winter fortsetzte, auch bis jetzt, 
Ende Februar 1907, noch keine Besserung zu verzeichnen ist, weil 
ja die Ursachen noch nicht behoben sind. Anderswo werden die 
envähnten Folgen der Lebensmittelverteuerung teilweise aufgewogen 
durch reichlicheren Verdienst der Arbeiter, der beinahe restlos wieder 
für Lebensbedürfnisse ausgegeben wird; bei uns ist das ausgeschlossen, 
weil wir zu wenig Industrie haben. Bleibt uns nur die Hoffnung, 
dass es bald besser werden möge. 
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Der stockende Warenabsatz machte sich auch in einer ge- 
ringeren Inanspruchnahme unseres Vereinsbureaus hinsichtlich An- 
fragen über die Creditwürdigkeit von Bestellern bemerkbar, was 
bezüglich der schriftlichen Auskünfte in nachstehenden Ziffern zum 
Ausdruck kommt. Im übrigen war auch zu bemerken, dass weniger 
Geschäftsreisende unsere Stadt besuchten, weil sie hier schlechte 
Geschäfte machten. 1905 frequentierten 1208 reisende Mitglieder 
unser Vereinsbureau, im Jahre 1900 waren es nur 1051, obwohl 
nach der steigenden Mitgliederzahl unseres Verbandes eine Mehrung 
der Frequenz zu erwarten gewesen wäre. Das Minus kommt vor- 
nehmlich auf Rechnung der letzten Monate im Jahre. 

Über den Stand und die Wirksamkeit unseres Vereins geben 
die folgenden Ziffern Aufschluss: 

Mitgliederzahl Ende 1906: 744 (Ende 1905: 719): Zugang 1906: 
71, Abgang 46, reiner Zuwachs 44. 

Schriftliche Auskünfte wurden erteilt: 1906: 10861 (1905: 
11 887). Die unserem Verein unterstellten Filialen in Kitzingen, 
Lohr, Marktbreit, Neustadt a. S., Rothenburg o. T. und Wertheim 
erteilten zusammen 1559 schriftliche Auskünfte (1905: 1529). 

Mündliche Auskünfte erteilten wir kostenlos mindestens eben- 
soviele wie schriftliche. 

Legitimationskarten für Mitglieder oder deren Reisende zur 
Einholung kostenloser mündlicher Informationen bei allen ca. 750 
Bureaus unseres Verbandes verausgabten wir 1906: 447 (1905: 451). 

Zum Mahnverfahren (provisionsfreie, aussergerichtlicheSchulden- 
beitreibung) wurden angemeldet: 

1906: 1742 Posten im Betrage von 112 489.10 Mk. 
(1905:1687 „ „ „ „ 108 648.16 „) 

Von diesen schieden aus, weil unbestellbar, bestritten oder 
anderen .naher gelegenen Vereinen zur Behandlung überwiesen: 
1906: 693 Posten im Betrage von 57 481.31 Mk. 

(1905: 691 „ „ „ „ 61 268.08 „ ) 

Folglich verblieben zur Behandlung seitens unseres Vereins: 
1906: 1049 Posten im Betrage von 55 007.79 Mk. 

(1905: 996 „ „ „ „ 47 380.08 „) 

Von diesen wurden durch Zahlung oder Stundung geordnet: 
1906: 699 Posten im Betrage von 32 343.93 Mk. 

(1905: 639 „ „ „ „ 28 191.76 „ ) 

Das sind 67°/« (1905: 64°/ 0 ) der durch unseren Verein 
behandelten Posten und 68% (1905: 59%) der durch unseren 
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Verein behandelten Schuldbeträge. Hierbei ist aber zu beobachten, 
dass von denjenigen Forderungen, welche wir anderen Vereinen 
Creditreform zur Behandlung überwiesen haben, weil der Schuldner 
in deren Stadt oder Bezirk domiziliert, auch noch eine grosse Anzahl, 
durchschnittlich die Hälfte, geordnet wurden, so dass sich das Ge- 
samtresultat der durch unsere Vermittlung geretteten zweifelhaften 
Schuldposten noch wesentlich günstiger gestaltet. 

Wir waren immer bemüht und bleiben fortgesetzt bestrebt, 
unseren Mitgliedern durch unsere Einrichtungen auf dem Gebiete 
der Crediterkundigung, des Mahnverfahrens, wie überhaupt in allen 
das Gebiet unserer Vereinstüligkeit berührenden Angelegenheiten 
das Beste zu bieten und braucht unser Verein in Punkto Leistungs- 
fähigkeit den Vergleich mit keinem erstklassigen Institut zu scheuen. 
Leider ist die Entlohnung eine mehr als bescheidene. Für den 
geringfügigen Jahresbeitrag wird verhältnismässig Ausserordentliches 
geleistet. Neben demselben werden dem Verein nur die Auslagen 
für Ausführung der Aufträge der Mitglieder vergütet und für Be- 
sorgung dor schriftlichen Auskünfte die minimale Gebühr von 
80 Pfg. pro Auskunft. Im Rahmen dieser Vergütung könnten 
eigentlich Auskünfte, die den gestellten Anforderungen entsprechen, 
gar nicht geliefert werden, und unsere Abteilung „Auskunfterteilung“ 
arbeitet deshalb beständig mit erheblicher Unterbilanz, die aus den 
Jahresbeiträgen der Mitglieder gedeckt werden muss. Einerseits 
sind die Anforderungen, welche die Geschäftswelt an die kaufmännische 
Crediterkundigung stellt, in den letzten 10 — 15 Jahren erheblich 
gewachsen, andererseits auch im selben Zeitraum die Preise für die 
Materialien und vornehmlich die Löhne sehr fühlbar gestiegen, so 
dass bei gewissenhafter Arbeit die Selbstkosten einer Auskunft 
an Gebühren, Porti und Regiespesen durchschnittlich höher sind als 
die empfangene Vergütung. Das bat uns niemals abgohalten, ohne 
Rücksicht auf die erwachsenden Kosten, jeden Erkundigungsauftrag 
sorgfältig und gewissenhaft auszuführen, zumal unser Verein keine 
Erwerbsgemeinscbaft ist, sondern sämtliche Einnahmen und Aus- 
gaben zu Gunsten und zu Lasten des Geschäftsführers des Vereins 
gehen. Aber gerade deshalb wäre es billig, Leistung und Gegen- 
leistung einigermassen in Einklang zu bringen, da ein solches Miss- 
verhältnis, wie es zur Zeit leider noch besteht, gewiss nicht geeignet 
ist, die Arbeitsfreudigkeit der Betroffenen zu erhöhen. Es ist 
bestimmt zu erwarten, dass der diesjährige Verbandstag dor Veroine 
Creditreform, welcher in Görlitz tagt, endlich die Erhöhung der 
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■Auskunftsgebühr auf 1 Mk. beschliessen wird, womit dann wenigstens 
die durchschnittlichen Selbstkosten des Vercinsbureaus gedeckt 
werden. Nicht Hegehrlichkeit, sondern die zwingende Notwendigkeit 
wäre die Triebfeder solchen Beschlusses, und wir hoffen, dass sich 
unsere Mitglieder dieser Einsicht nicht verschliessen werden. Wir 
haben dann auch die Möglichkeit, unsere Organisation immer weiter 
zu vervollkommnen, und dass hieran wacker gearbeitet wird, sei an 
dieser Stelle allen versichert, die mit unseren Vereinsbestrebungen 
sympathisieren. 



XVII. Bäder, Hotelwesen, Wirtsgewerbe. 

Bericht öer Verwaltung des Kgl. Mineralbades Brückenau. 

(15. I.) 

Die Freiiuenzziffer des Bades Brückenau pro 1906 ist mit 
der des Vorjahres auf der gleichen, zufriedenstellenden Höhe 
geblieben, indem dieselbe auch heuer wieder über drei ein halb 
Tausend Kurgäste zu verzeichnen hatte. 

Das Gleiche ist bezüglich der Zahl der verabreichten Bäder 
zu berichten. 

Bezüglich dos Wasservorsandes ist wieder eine namhafte 
Steigerung zu bemerken gewesen, so dass in Bälde ein Versand 
von 4 OG 000 Flaschen Wernarzer Wasser zu erwarten ist. 

Die bereits in unseren früheren Berichten bestehenden Klagen 
über den Mangel des Schutzes von Mineralwassersendungen bei 
Eisenbahntransport zu Zeiten der Frostwitterung sind noch immer 
nicht behoben, und wäre es sehr zu begrüssen, wenn fortgesetzt auf 
die Beseitigung dieser empfindlichen Schädigung des Mineral wasser- 
haudels während der strengen Wintermonate durch die bereits früher 
schon empfohlene Ausdehnung des lleizwagenverkehrs, oder durch 
Gewährung des einfachen Frachtsatzes bei Eilgut-Beförderung von 
medizinischen Mineralwässern hingcarbeitet würde. 

Da im Personenverkehr der Lokalbahn Jossa- Brückenau wesent- 
liche Verbesserungen noch nicht erfolgt sind, geben wir uns noch 
immer der Hoffnung hin, dass nach Ausführung der bereits für das 
heurige Jahr in Aussicht gestellten staatlichen Automobilverbindung 
zwischen Bad Brückenau und Bad Kissingon auch die äusserst not- 
wendig mit Motorwagen zu betreibende Linie Jossa- Bad Brückenau 
eingerichtet wird. Hierdurch könnten am besten die zur Zeit sich 
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sehr unangenehm geltend machenden langen Aufenthalte in Jossa, 
die von den Kranken sehr unangenehm empfunden werden, sowie 
die für die kurze Strecke unverhältnismässig langen Fahrzeiten 
beseitigt werden. 



Bericht eines Industriellen aus BaÖ Kissingen. (11. I.) 

In der geschäftlichen Entwickelung ist der Fortschritt während 
des Jahres 1906 unverkennbar. Hat doch die Zahl der Kurgäste 
eine Höhe erreicht, wie nie zuvor. Hie Frequenz des Kurortes 
Bad Kissingen ist im Jahre 1906 folgende: 

a) Kurgäste 27101 

b) Passanten 10310 

37411 

Nach den Nationalitäten eingeteilt stammen von den 



Frequentanten aus: 

Deutschland 19923 

Russland 4016 

Grossbritannien 927 

Österreich-Ungarn 592 

Frankreich 311 

Niederlande 229 

Schweiz 97 

Belgien 97 

Schweden und Norwegen 87 

Rumänien . 86 

Dänemark 52 

Italien 37 

Griechenland 17 

Luxemburg 16 

Spanien 14 

Serbien 14 

Türkei . . • 11 

Portugal 11 

Amerika 447 

Afrika 79 

Asien 27 

Australien 11 

27101 
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Die Kurhalterei ist naturgcmass das hauptsächlichste Gewerbe 
der Kissinger Bewohner, und hängt alles Wohl und Wehe von 
diesem Geschäftsgang ab. Wenn nun auch, wie dies Jahr zu 
konstatieren ist, die Zahl der Kurgäste um Tausende in die Höhe 
ging, so wurde aber im Allgemeinen gar bald mit Bedauern die 
Wahrnehmung gemacht, dass das Geschäft nicht im gleichen Masse 
Schritt mit der Steigerung der Frequenz hielt. Unter den Tausenden 
von den Kurgästen befinden sich viele, die nur mit ganz geringen 
Mitteln die Heilquellen Kissingens aufsuchen und die nur zur Not 
die allernotwendigsten Kosten zu decken im Stande sind; dass da 
für den Geschäftsmann nichts übrig bleiben kann, ist doch wohl 
ganz klar. Doch keine Regel ohne Ausnahme, es gibt auch hierin 
viele Lichtblicke. Manche Gäste decken ihren Bedarf gerne und 
mit Vorliebe in Kissingen, die auch in der angenehmen, glücklichen 
und beneidenswerten Lage sind, „ungezähltes“ Geld ausgeben zu 
können. 

Der rührige Kurverein hat auch in diesem Jahre wieder seine 
sich gestellten Aufgabon voll uud glänzend gelöst; ist ihm doch 
der Aufschwung des Bades mit in erster Linie zu verdanken! 
Derselbe wird auch fernerhin sich Mühe geben, seinen gestellten 
Aufgaben gerecht zu werden und das Werk weiter zu Nutz und 
Frommen des Kurortes zu fördern, trotz der Gegner, die dem Verein 
noch immer fern bleiben. 

Auch die Neuverpachtung des Bades hat bereits gute Früchte 
getragen und sind solche auch weiter zu erhoffen. Der neue 
Pächter hat in den letzten ti Jahren unendlich viel Schönes und 
Gutes geschaffen, und auch die Verhältnisse zwischen Bürger und 
Pächter sind gut und zufriedenstellend, was eine Hauptbedingung 
zur ferneren Entwickelung des Bades bleiben wird. Der Wunsch, 
dass der Pächter seinen Hauptwohnsitz in Kissingen (repräsentieren 
doch die Pachtobjekte immense Summen) aufschlagen möge, bleibt 
nach wie vor bestehen. 

Wenn aber nur der eine, schon so oft ausgesprochene Wunsch 
in Erfüllung ginge, dass dem kleinen Landstädtchen Kissingen, das 
mit Umlagen sehr beglückt ist, ein entsprechendes Äquivalent von 
Seiten des Staates in barer Münze gewährt würde! Die Opfer, die 
von Seiten der Stadt schon gebracht sind und noch gebracht werden 
müssen, sind entschieden zu enorm, ln verschiedenen Jahres- 
berichten habe ich schon oft darauf hingewiesen, dass die von 
auswärts kommenden Saisonverkäufer dem Kissinger Haus- und 
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Gewerbesteuer zahlenden Geschäftsmann viel zu viel Schaden 
zufügen und zwar aus dom einfachen Grunde, weil die Sommer- 
verkäufer bei Beginn der Saison kommen, um den Rahm im 
Geschäft abzuschöpfen, und, sobald nichts mehr zu holen, ihre Wege 
weiter ziehen, während der Kissinger für die übrigen sieben Monate, 
wo absoluter Stillstand im Geschäft eintritt, seine hohe Steuer weiter 
zu zahlen hat. Hier wäre eine gebühronde Abgabo an den Stadt- 
säckel von Seiten der fremden Verkäufer sehr wohl angebracht. 
In rastloser Arbeit und mit Freudigkeit bringen Kissingens Bürger 
alle Opfer, um das gesteckte Ziel zu erreichen; doch dürfen die 
Kosten, dem Gewinne gegenüber, nicht zu sehr überwiegen. 

Das Geschäft hatte im Laufe des Sommers eine guto Fahrt. 
Das Wetter war günstig, viele sonnige, wenig drückend heisse Tage 
gaben dem Kurfremden Gelegenheit, unser Kissingcn mit seiner schönen 
prächtigen Umgegend voll und ganz würdigen zu können. Die Neu- 
anlagen eines Kurgartens, rechts der Saale, versprechen grossartig 
zu werden, und ist auch in dieser Beziehung einem wirklichen 
Bedürfnisse abgeholfcn, da der alte Kurgarten die Massen nicht 
mehr aufnehmen konnte. 

Ein grosser Übelstnnd ist für den Kissinger Geschäftsmann der, 
dass die meisten Gebrauchsartikel und selbst Luxuswaren von aus- 
wärts zugeführt werden, trotzdem die Geschäfte in Kissingen mehr 
zu bieten im Stande sind, als viele auswärtige Geschäfte in grösseren, 
ja sogar grossen Städten. Aber alles Bitten und Ermahnen durch 
die Presse „Kauft am Platze“ ist vergebens. Diosor Krebsschaden 
erbittert die Gemüter am meisten. 

Betreff des Verkehrs wurde noch immer nicht geuug Wandel 
geschaffen. Es wird, sobald nicht eine Vollbahn Gemünden- 
Kissingen nach dem Kordon hergestellt wird, immer eine traurige 
Verbindung bleiben und mit dem Prädikat „Internationales Weltbad“ 
wird es bis dahin noch sein Bewenden haben müssen. Wenn man 
bedenkt, welche Reiselust seit einer langen Reihe von Jahren fast 
jeden besser situierten Menschen überkam, so lässt sich mit Leichtig- 
keit berechnen, was für Millionen von Mark verloren gegangen und 
noch gehen werden — und nur dadurch, dass Täler und Gegenden, 
wie das von der Natur aus so begünstigte Saaletal, so lange unauf- 
geschlossen bleiben. 

Ebenso wäre die Einführung von Motor-Kraftwagen „Kissingen- 
Euerdorf-Hammelburg, ferner Kissingen -Klaus hof-Wald- 
f en ster-Geroda-Brückenau und Kissingen-Ascbach-Bocklet eventuell 
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Schmalwasser-Sandberg äussorst erwünscht und kann es ja doch 
nur eine Frage der Zeit sein; deshalb wäre baldigste Einführung 
sichor ein grosser Gewinn für Kissingen. 

Der sich von Saison zu Saison steigernde Andrang bei den 
Kgl. Güterschaltern gibt Anlass zu der wohl angebrachten Bitte. I 
es möchten vom 1. April bis 31. Oktober jeden Jahres 1 bis 2 
Schalter für ankommende und abgehendo Güter mehr offen gehalten 
werden, damit sich eine raschere Abfertigung ermöglichen lässt. 
Hieran anschliessend wäre ein Entgegenkommen von Seiten des 
Kgl. Postamtes sehr erwünscht, und zwar, dass am Einzahlungs- 
schalter für Postanweisungen auch auszuzahlende Postanweisungen 
zur Verrechnung kämen. 

Ferner bleibt das höfliche Ersuchen nach wie vor bestehen, 
dass an Sonn- und Feiertagen wenigstens von 6 — 7 Uhr abends 
einige Schalter offen gehalten würden, damit man die pressantesten 
Sachen, die absolut keinen Aufschub vertragen, erledigen könnte 

ln Anbetracht der kurzen Verdienstzeit, die die Kissinger 
Bürger haben, wäre es wohl am Platze und jedenfalls aiich kein 
unhöfliches Ersuchen, dass die Feiertage, die während der Saison 
auf Wochentage fallen, auf die Sonntage verlegt würden. 

In den grösseren Etablissements, als Wagenfabriken, Schreinereien 
in grösserem Umfange, kann der Geschäftsgang als gut bezeichnen 
werden, doch ist die Lage eine sehr schwere, da die Holzpreis-' 
immer mehr in die Höhe gehen, wie überhaupt alle Rohmaterialien 
eine nicht geringe Steigerung erfahren haben. Beim Konsumenten 
ist aber eine Preissteigerung schwer zu erzielen. 

Bericht eines Hotelbesitzers in Würzburg. 

Das Jahr 1006 kann für das Hotelgewerbe in Würzburg ai? 
ein besonders günstiges nicht bezeichnet werden, denn der Verdiene 
steht in keinem Verhältnis zu der gesteigerten Frequenz. Der Grun-i 
liegt in der allgemeinen Teuerung aller Löhne, Lebensmittel uni 
Gebrauchsartikel, sowie neuerdings auch des Weines. Dem gegenüb-, r 
ist ein Ausgleich durch Erhöhung der Hotelpreise infolge der über- j 
aus scharfen Konkurrenz so gut wie ausgeschlossen, obgleich di* 
Ansprüche des Publikums an Bequemlichkeit und Luxus stets 
wachsen. 

Eine grosse Belastung für das Hotelgewerbe bildet die bekannt« 
am grünen Tisch geborene Ruhezeitverordnung, die zu gar.» 
bedeutender Personalsvermehrung gezwungen hat. Leider beste q 
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wenig Aussicht auf eine Änderung derselben unter Rücksichtnahme 
auf die in keinem anderen Gewerbe so ungleich gestalteten ver- 
schiedenen Betriebsformen. Es kann aber gar nicht rechtzeitig und 
energisch genug Front gemacht werden gegen die Verwirklichung 
einer vom verflossenen Reichstag dem Reichskanzler als Material 
überwiesenen Petition sozialdemokratischer Gehilfenverbiinde. Diese 
Petition bezweckt, den Gastwirtsangestellten eine wöchentlich wieder- 
kehrende, ununterbrochene Ruhepause von sechsunddreissig Stunden 
zu gewährleisten, die noch dazu in der Regel auf einen Sonntag 
fallen soll. Es würde also dann der Gewerbegehülfe im Hotel- und 
Wirtschaftsbetrieb besser gestellt sein als der kaufmännische An- 
gestellte, der doch auch am Sonntag einige Stunden tätig ist. Auch 
wäre der nächste Schritt, dass der Bahnbetrieb nach englischem 
Mustor am Sonntag auf ein Minimum reduziert würde; denn jeder 
ankommende Hotelgast verlangt am Sonntag genau dieselbe gute 
Bedienung wie an einem anderen Tage, um gar nicht vom grossen 
Publikum zu sprechen, das am Feiertag mehr wie sonst die Restau- 
rationen und Wirtschaften frequentiert. Der ganze Gedanke einer 
fast vollkommenen Sonntagsruhe im Hotelgewerbe ist eben einfach 
absurd. 

Die Verkehrsverhältnisse und Zugverbindungen von und nach 
Würzburg sind auch im Jahre 1906 so schlecht wie bisher geblieben. 

Bericht öer Gastwirt-Innung Würzburg. 

Die missliche Lage des Wirtsgewerbes ist im abgelaufenen Jahre 
nicht nur die gleiche geblieben, sondern hat sich noch im hohen 
Grade verschärft; dafür treffende Beweise zu liefern, ist uns leider 
nur zu leicht. Vor allem die stete Zunahme der Subhastatiouen, 
der noch häufigere Wechsel der Pächter und Schenker etc. etc., dio 
Ausdehnung der Konsumvereinsbetriebe (um mindestens das 3— 4fache), 
die Vermehrung der Korps- und Vereinshäuser, sowie der Kantinen 
(hier speziell der Baukantinen) und zuletzt das stetige Anwachsen 
der Flaschenbierhandlungen gegen die Vorjahre bringen es mit sich, 
dass das Wirtsgewerbe allmählich zu Grunde gerichtet wird. Den 
besten Beweis, dass die Einführung der Bedürfnisfrage eino 
absolute Notwendigkeit ist, liefert die Tatsache, dass verschiedene 
Brauereien aus eigenem Antrieb wegen Unrentabilität bezw. infolge 
der grossen Anzahl von Wirtschaften einige ihrer Wirtschaftslokale 
geschlossen bezw. zu Wohnungen und kleineren Läden umgebaut 
haben. Dagegen herrscht Mangel an tüchtigen Wirten, weil der Ver- 
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dienst derselben kaum dem ortsüblichen Taglohn entspricht. Da 
auch in finanzieller Hinsicht leistungsfähige Pächter und Schenker 
nicht mehr aufzutreiben sind, müssen im Notfälle die Wirtschaften 
von Familienangehörigen der Angestellten der Brauereien verwaltet 
werden. 

Selbst Frauen, Töchter und Söhne von Staatsbediensteten 
erhalten (entgegen den gesetzlichen Bestimmungen) Konzessionen zum 
Betriebe von Wirtschaften, und fügen durch die dienstliche Stellung 
ihrer Familienoberhäupter den Wirtskollegen grossen Schaden zu; 
diesem Misstando konnte trotz tatkräftigem Kntgegenarbeiten bis jetzt 
nicht abgeholfen werden. Wenn man in den gesetzgebenden Körper- 
schaften mit Recht bestrebt ist, die Lage der Beamten und Be- 
diensteten zu verbessern, so muss cs der Gewerbestand peinlich 
empfinden, wenn er gerade von diesen Leuten in seinen Verdiensten 
geschmälert wird. Und zwar wird dem Gewerbestand durch die 
Bediensteten und ihre Angehörigen nicht nur in offenen Geschäften 
Konkurrenz gemacht, sondern es beziehen nachweislich (ausser den 
Offizierskasinos, den Korps- und Vereinshäusern) auch der grösste 
Teil des mittleren und höheren Beamtentums seiuo Weine, Spirituosen. 
Zigarren etc. von auswärtigen Grossfirmen. 

Die vorjährigen hohen Fleischpreise brachten es mit sich, dass 
der Verdienst durch Abgabe von Speisen gleich Null ist; trotzdem 
ist die Konkurrenz durch Vermehrung der Privatkosthäuser in 
stetem Wachstum begriffen. Es dürfte nun von Seite der Gesundheits- 
polizei auf diese Kosthäuser die grösste Aufmerksamkeit und scharfe 
Kontrolle bezüglich der verwendeten Materialien zu richten sein 
Ferner wäre auch zu konstatieren, ob denn diese Betriebe auch alle 
der Polizeiinspektiou bekannt sind; denn es darf angenommen werden, 
dass kaum der dritte Teil angemeldet ist. 

Der trübste Punkt im Wirtsgewerbe ist und bleibt das Animier- 
kneipenwesen. Wie gerechtfertigt unsere Anregungen bezüglich 
der Animierkneipen im vorigen Jahre gewesen sind, beweisen die 
allbekannten Vorfälle in einzelnen solcher Wirtschaften. Es muss 
dabei anerkannt werden, dass die zuständige Polizeibehörde dem 
Bestreben der Innung auf Hebung des Wirtsgewerbes in moralischer 
Hinsicht die bestmöglichste Unterstützung zuteil werden liess, und 
hoffen wir von deren weiterem Vorgehen die günstigsten Erfolge in 
dieser kritischen Frage. 

Als ein richtiger Krebsschaden im Wirtsgewerbe muss die 
Stellenvermittlung bezeichnet werden. Statt dass sich da* 
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Dienstpersonal dem städtischen Arbeitsamt«) zuwendet, sucht es 
durch Privatstellenvermittler und Vermittlerinnen die Stellen zu 
erlangen, wobei die Arbeitsuchenden teuere Gebühren erlegen 
müssen; dort sind dann die Wirte genötigt, ihr Personal ebenfalls 
gegen sehr hohe Gebühren zu entnehmen. Regelmässig dauert es 
aber nicht lange, so werden die Dienstboten aus der Stellung unter 
der falschen Vorspiegelung, sie würden eine bessere Stelle erhalten, 
wieder weggelockt. Es scheint demnach wirklich geboten, diesem 
modernen Menschenhandel durch eine Rechtsbestimmung, wonach 
jedo Stellenvermittlung gegen Entgeh! verboten wird, Einhalt zu 
tun. Denn nur durch eine solche Verordnung kann eine Aus- 
beutung der Dienstboten und Geschäftsinhaber verhütet werden. 
Alle Opfer, welche sich die städtischen Arbeitsämter in dieser 
Beziehung auferlegt haben, sind solange als verloren zu betrachten, 
als diese privaten Stellenvermittelungsbureaus nicht radikal ans- 
gerottet sind. Zu dieser Sache sei noch erwähnt, dass die Gast- 
wirtsinnung sich bereits an das städtische Arbeitsamt um aus- 
schliessliche Vermittlung des Dienstbotenpersonals im Wirtsgewerbe 
gewendet bat, jedoch ohne Erfolg. 

Wir fassen schliesslich unsere hauptsächlichsten Wünsche, 
wodurch unsere missliche Lage tatsächlich gebessert werden könnte, 
in folgenden Punkten zusammen: 

1. Wiedereinführung der Bedürfnisfrage bei Wirtschaften 
und gesetzliche Festlegung der Realrechte, sowie Ver- 
weigerung der Konzession für Frauen und Familien- 
angehörige, deren Familienhäupter infolge ihres Leumunds 
dieselbe nicht bekommen konnten, da durch die Konzessions- 
erteilung an solcho Leute jeder einzelne Wirt und auch 
das ganze hiesige Wirtsgewerbe an Ansehen verliert; 

2. Konzessionierung des Flaschenbierhandels gleich dem Wirts- 
gewerbe; 

3. vollständige Beseitigung der Animierkneipen; 

4. als dringender Wunsch der Hoteliers: eine Schnellzugs- 
verbindung zwischen 9 und 10 Uhr vormittags in der 
Richtung Heidelberg — Stuttgart, da die gegenwärtigen 
Schnellzüge A 34 Uhr vormittags und 4* 3 Uhr nachmittags 
nur Durchgangszüge sind und die Fremden nicht zum 
Aufenthalt in Wiirzburg anregen. 
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XVIII. Schifferei. 

Bericht des Schiffer- und Fischer-Vereins Wörth a. M. (21. II.) 

Für die Schiffahrtstreibenden auf dem Maine hat sich im ver- 
flossenen Jahr eine besondere Änderung nicht ergeben. Trotz des 
andauernd günstigen Wasserstandes auf dem Main, der im Vor- 
jahre bestand, ist nur eine schlechte Rentabilität aufzuweisen, was 
die Folge der allzuniedrigen Frachtsätze ist. 

Ein Schreckengespenst für die Schiffahrtstreibenden sind die 
drohenden Schiffahrtsabgahen auf freien Strömen; hauptsächlich 
der Mainschiffahrt, die ohnehin noch gewissormassen im Entstehen 
ist und noch mit so Vielem zu kämpfen hat, würde dadurch ge- 
schadet. 

Die Durchführung der Kettenschleppschiffahrt nach Schweinfurt 
und Bamberg würde von den Schiffahrtstreibenden mit Freuden 
begrüsst 

Im übrigen müssen wir auf unsere Wünsche in den Berichten 
von 1904 und 1905 verweisen und zwar bezüglich der Schlepplolin- 
Ermässigung für Rohmaterialien, ferner bezüglich der Einführung 
von Umschlag-Tarifen für die bayerischen Mainumschlagplätze und 
endlich bezüglich der Anlage eines Winterhafens auf der Strecke 
zwischen Würzburg und Aschaffenburg. 



Spezieller oder lokaler Teil. 

I. Berichte der Bezirksgremien. 

(Das Bezirksg remium Aschaffenburg erstattet besonderen Bericht; die Bezirks- 
gremien Kitzingen und Lohr sehen für heuer von Berichten ab, vorweisen 
jedoch auf di« von ihnen übermittelten Einzelberichte von Firmen ihrer Bezirke. I 

Bericht öes Bezirksgremiums für Handel unö Gewerbe in 

Schweinfurt. 

Das Jahr 190(3 war für Handel, Industrie und Gewerbe ein 
rocht lebhaftes und bewegtes. Die Fabriken waren vollauf be- 
schäftigt. stärker noch als im Jahre 1905; leider steht aber der 
erzielte Nutzen durchaus nicht im richtigen Verhältnis zu der er- 
höhten Tätigkeit. 

Nachteilig wirkte aber vor allem die im letzten Jahre besonders 
starke Preissteigerung der meisten Rohmaterialien und Hilfsstoffe, 
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■wie der Metalle, Chemikalien etc.; hierdurch wurden die Produktions- 
kosten bedeutend erhöht, während eine entsprechende Preissteigerung 
der Fabrikate nicht zu erreichen war. 

Ein weiterer Nachteil war die grosse Geldknappheit und 
der dadurch verursachte hohe Pankdiskont, ferner die durch 
Preissteigerung der Lebensmittel notwendiggewordene Loh nerhöhung 
der Arbeiter. Auch bei Mandel und Ocworbe zeigten sich ganz 
ähnliche. Verhältnisse. 

Die Lebhaftigkeit des Verkehrs in unserem Bezirke zeigt sich 
erst am besten aus folgenden Angaben unserer Reichsbank-Neben- 
stello, es wurden von derselben im Jahre 1006 

Wechsel angekauft im Betrage von 51k. 4.00k. .'128, 81 
,, eingezogen „ „ 51k. 4.570.783,90 

Tm Giroverkehr betrugen 

die Einnahmen 51k. 18.655.973,33 
die Ausgaben 51k. 18.872.460,80 

Unsere Viehmärkte konnten ungehindert abgehalten werden 
und waren stark betrieben. Die Ernte in unserem Bezirk war gut 
was Getreide, Gemüse, 01>st und Heu anbetrifft. Die 5Veinernto 
dagegen fiel ganz schlecht aus, da die Peronospora sehr stark anftrat. 

Unser neues städtisches Elektrizitätswerk entwickelt sich sehr 
gut. Vor etwa l 1 /, Jahren mit Ausnützung der Hälfte der vor- 
handenen AVasserkraft des Mains ins Leben getreten, musste es 
schon jetzt zum weiteren Ausbau schreiten, um den Rest de£ 5Vasser- 
kraft auszunützen. 

Unserem Gewerbeverein ist es endlich gelungen, einen schon 
seit langer Zeit gehegten Wunsch verwirklicht zu sehen, nämlich 
eine schöne, praktische und zweckentsprechende Gewerbehalle zu 
besitzen. Die seither zu diesem Zwecke benutzten Räume, in enger, 
wenig begangener Strasse gelegen, hatten sich als ganz ungeeignet 
erwieseu. Nach der Erbauung eines neuen Kgl. Rentamts wurde 
das alte Rentamtsgebäude vom Gewerbeverein angekauft und mit 
grossen Opfern durch einen praktischen, sehr gelungenen Umbau 
in eine schöne geräumige Gewerbehalle umgewandelt. An freier, 
verkehrsreicher Strasse gelegen, wird diese neue Gewerbehalle gewiss 
von grossem Nutzen für die hiesigen Gewerbetreibenden werden. 

Von besonderen Wünschen hätten wir vorzubringen: vor allem 
den schon so oft vergeblich ausgesprochenen 5Vunsch der end- 
lichen Weiterführung der Mainkettenschleppschiffahrt bis 
Schweinfurt und Bamberg: ferner die Ermässigung des Portos 

15 
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im Ortsverkehr für Postkarten, Drucksachen und Briefe, deren 
Taxen ja leider im vorigen Jahre so sehr erhöht wurden; weiter die 
Abstellung des so empfindlich sich fühlbar machenden Wagen- 
mangels zur Beförderung der Güter auf den Eisenbahnen: sodann 
Verbesserung des Personenverkehrs auf der Lokalbahn Schwoin- 
furt-Gerolzhofen-Kitzingen, namentlich mit den hinter Gerolz- 
hofen gelegenen Stationen, wie Frankenwinheim, Priehsenstadt etc,. 
die jetzt von hier aus kaum au einem Tage mit längerem Aufenthalt 
dort besucht werden können, und von wo aus ebenso der Besuch 
von Schweinfurt durch die Bewohner jener Orte sehr erschwert ist: 
endlich Herstellung eines Doppelgleises auf der Bahnstrecke 
Sch wei nfnrt- Kitschen hausen. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Gewerbe in 

Ochsenfurt a. M. 

Zu Beginn des Berichtsjahres war nach nicht zu strengem 
Winter ein guter Stand der Saaten und auch des Weinstockes zu 
beobachten. Gedeihliche Frühjahrwittening berechtigte zu der 
Hoffnung auf eine gute Ernte, bis im Vorsommer allzu reichliche 
Niederschlage die üppig aufgeschossenen Halmfrüchte zum lagern 
und den Kartoffeln den vernichtenden Pilz phytopbtora brachten. 
Die sämtlichen Halmfrüchte brachten aus vorgenannter Ursache 
durchweg sehr reduzierte Erträge, ebenso die Kartoffeln. Die Wein- 
stöcke wurden in kaum gekannter Verbreitung und Nachhaltigkeit 
von der Peronospora befallen, so dass eine vollständige Missernte 
in Wein die betrübende Folge war. Die Mindereinnahmen unserer 
Landwirte und Winzer beziffern sich nach Hunderttausenden und 
machen sich leider auch im ganzen Handels- und Gewerbewesen 
sehr nachteilig geltend. 

Die industriellen Betriebe unseres Bezirkes -r Malzfabrik. 
Brauereien, Sagwerko, Werkzeugfabrik (letztere gibt einen Spezial- 
bericht) — hatten regelmassiges, ja vielfach lebhaftes Geschäft bei 
angemessenem Verdienst. Dio Steinindustrie, welche neuerliche 
Verbreitung gefunden, musste dagegen durch lang andauernden 
Streik grosse Verluste erleiden. Unseren Handelsmühlen blieb der 
schon lang andauernde, ungleiche Kampf mit den in bekannter 
Weise begünstigten Riesenmehlfabriken an den Grossw'asserstrassen. 
deren es immer mehr worden, nicht erspart; sie waren aber trotz- 
dem wieder fast die einzigen Käufer für das im Bezirk geerntete 
Brotgetreide, welches für den Bedarf nicht ansreichte. 

i _ , 
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Über das Geschäft in der Hauptfruclit Braugerste verweisen 
wir auf besonderen Bericht einer Grosshandlung. 

Ein neuer Geschäftszweig, Fabrikation von künstlichen, farbigen 
und marmorierten Steinplatten zu Wandverkleidungen und Möbel- 
belagen hat sich in Ochsenfurt niedergelassen; er ist noch im Anfangs- 
stadium, scheint aber in den beteiligten Kreisen Beachtung zu finden. 

Der Personen- und Güterverkehr der Eisenbahnstation 
Ochsenfurt ist bei lebhaftem Langholzumschlag zum Maine und Ver- 
frachtung von Muschelkalkhausteinen ziemlich der gleiche geblieben 
wie im Vorjahr. Durch das Entgegenkommen der Generaid ircktion 
der Kgl. bayerischen Eisenbahnen konnten auf der Lokalbahn 
Ochsenfurt-Röttingen, je nach dem Fortschreiten des Oberbaues, mit 
den Bauzügen seit Ende Oktober bereits Wagenladungen an die 
Adressaten befördert werden, schliesslich wurden sogar besondere 
Güterzüge eingelegt. Von der beteiligten Bevölkerung wurde diese 
Annehmlichkeit hochgeschätzt, und wir gestatten uns, der Kgl. Be- 
hörde an dieser Stelle geziemenden Dank dafür zum Ausdruck zu 
bringen. Leider ist bei der Lokalbahuaugelegenheit auch ein Misston 
durchgeklungen; zu den ohnehin bedeutenden Grunderwerbungs- 
kosten der Strecke selbst sollen nämlich die Stadt Ochsenfurt und 
die Gemeinde Tückeihausen noch die Grunderwerbungskosten für 
die ohnehin nötige B ahnhofserweiterung in Ochsenfurt 
tragen, während nach unserer Anschauung der Bahnärar selbst 
oder mindestens alle an der Strecko Ochsenfurt-Röttingen interes- 
sierten Gemeinden dafür aufzukommen hätten. 

Bericht des Handelsgremiums Marktbreit. 

Das Jahr 1906 stand im Deutschen Reich unter dem Zeichen 
der Hochkonjunktur; es dürfte kaum einen Artikel geben, der 
nicht bedeutend im Preise gestiegen ist; aber in unserm Bezirk 
haben wir in der Hauptsache die Schattenseiten kennen gelernt und 
zwar durch teures Material und teures Geld. 

Wenn auch das Jahr 1906 in der Landwirtschaft in Bezug 
auf die Ernteerträgnisse, besonders Zwetschgen, ein gutes zu nennen 
war, so war auf der andern Seite, besonders in hiesiger Gegend, 
in Wein eine vollständige Missernte zu verzeichnen, deren Erträgnis 
gleich Null war. Der grosse Einnahme-Ausfall machte sich daher 
in allen Geschäften sehr fühlbar. Die Detail-Geschäfte hatten zu 
klagen, zumal der Hausier-Handel denselben Schaden zufügt. 

ir>* 
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Bei Schilderung der verschiedenen Branchen kommen wir zu- 
erst auf den Weinhandel, der hier stark vertreten ist. Der Wein- 
handel wurde durch die Missernte völlig überrascht; bis zum Juli 
waren noch günstige Aussichten und dabei noch aus früheren Jahr- 
gängen grosse Vorräte zu billigen Preisen zu haben. Von da ab 
änderte sich das Bild. Infolge der bevorstehenden Missernte setzte 
eine nachhaltige Hausse ein. welche sich allerdings nur auf billigere 
Qualitäten erstreckte. Dieser Preisabschlag konnte nicht sofort auf 
dio Kundschaft übertragen werden, da Wein immer noch ein Luxus- 
artikel ist und dio Kunden für notwendige Lebensmittel erhöhte 
Ausgaben hatten. Der Weinhandel hatte sich ausserdem auf erhöhte 
Zölle einzurichten; ferner brachte das Jahr erhöhte Arbeitslöhne, 
teuere Preise für Fässer, Flaschen, Kapseln und sonstige Bedarfs- 
artikel; dann lastet auf dem Weinhandel, der sein Geschäft meistens 
nur im Reisebetrieb machen kann, die uns bescheerte Fahrkartensteuer. 

Dio im Weingesetz vorhandenen Unklarheiten sind zwar noch nicht 
gehoben, doch werden sie nach und nach durch die Gerichtspraxis 
beseitigt, wobei leider Härten für den Kinzelnen unvermeidlich sind 
Für den Eisenhandel hat das Jahr 1 006 in seinem Verlauf 
eine Konjunktur gebracht. w r ie eine solche nach den Verhältnissen 1 
boi Jahresbeginn nicht im entferntesten zu erwarten war. Mit 
ziemlich gedrückten Preisen bei massigen Umsätzen und lustlosem 
Verkehr fing dasselbe an, und die Ungewissheit über die Wirkung 
dos neuen Zolltarifs lag lähmend auf dem ganzen Geschäft Eine 
merkliche Besserung brachten erst die Frühjahrs-Monate, und diese 
machte so stetige Fortschritte, dass bei Beginn des 3. Vierteljahres 
mit Beeilt von dom Einsetzen einer Hochkonjunktur gesprochen 
werden konnte. Erfreulicherweise wurden von den Verbänden die 
Werkpreise meistens im richtigen Verhältnis zu der Nachfrage ge- 
halten, scharfe Preiserhöhungen vermieden, so dass die allgemeine 
Geschäftslage als gesund bezeichnet werden konnte und Überspan- 
nungen vermieden worden sind. — Allmählich haben die verschiedenen, 
wenn auch im einzelnen bescheidenen Preiserhöhungen ganz stattliche 
Zahlen ergeben, und es betragen die Differenzen zwischen de« 
Minimal- und Maximalpreisen pro 1906 

ca. 35®'o Walzeisen (Werkpreise) minim. 105 bis 110 per Tonne 

„ maxim. 140 „ 145 „ „ 

„ 33 ’L # (0 ,. Eisenblechen (Werkpreise) minim. 12Ö „ 125 „ „ 

,, maxim. 160 ,. 170 ,, 

doch sind dio Schlussnotierungen noch derart, dass sie von den 
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Verbrauchern getragen werden können, ohne besonders lästig emp- 
funden zu werden. Es drückt sicli dies auch in der fortgesetzt 
regen Nachfrage aus, und im Interesse eines stetigen Geschäftsganges 
ist es zu wünschen, dass die grossen Verbände in Bezug auf Preis- 
stellung mässigend wirken und unmotivierte Erhöhungsgelüste Ein- 
zelner eindämmen. Im Eisengeschäft ist die gefürchtete Wirkung des 
neuen Zolltarifs ausgeblieben, doch ist nicht ausser Acht zu lassen, 
dass die Einführung der neuen Zollsätze zeitlich mit dem Einsetzen 
einer Weltkonjunktur zusammenficl und gerade um die Jahreswende 
1905 190(1 von allen Seiten mit dem Decken des Bedarfs aus Furcht 
vor Preisrückgängen ängstlich zurück-gehalten worden war. Der 
Mangel an Eindeckungen, die im Frühjahr stärkere Nachfrage in 
Folge dieses Umstandes und die Besorgnis vor weiteren Preis- 
erhöhungen. verbunden mit einem tatsächlich vorhandenen Bedarf 
infolge der Weltkonjunktur und einer durchschnittlich sehr guten 
Ernte, haben eine nachhaltende Besserung des Eisengeschäftes gezeitigt, 
der nur oiu recht langer Bestand zu wünschen ist. Die grossen 
Verbände und wirtschaftlichen Zusammenschlüsse haben 
gut funktioniert, von einzelnen Übertreibungen abgesehen. Die 
Kraftprobe wird aber erst zu bestehen sein wenn es gilt, ein Abflauen 
der Konjunktur nicht in eine Panik ausarten zu lassen. Bei dem 
kolossalen Wettbewerb der Produzenten und dem Massenangebot im 
Fidle eines Nachlassens des Bedarfs müssen die Verbände den Markt 
stützen und erst, wenn dies einmal geschehen, lässt sich ein Urteil 
über die Daseinsberechtigung fällen. 

Dio Verkehrsverluiltnisse für den hiesigen Platz haben 
sich nicht gebessert, und es scheint sogar eine wesentliche Ver- 
schlechterung derselben bevorzustehen, wenn der in Aussicht 
gestellte Ausfall zweier Nacht-Schnellzüge und das Nichtanhalten 
eines Tagosschnellzugs Tatsachen werden sollten. Hoffentlich 
bewahrheiten sich diese Gerüchte nicht und bleibt Marktbreit diese 
unverdiente Zurücksetzung erspart. 

Dio Drehscheibe im hiesigen Bahnhof gestattet nicht das 
Drehen von Waggons von mehr als 5 '/, Meter Kadstand und 
bedeutet direkt ein Geschäftshindernis, da Waggons für Langeisen 
und Baumaterial von über 10—12 Meter Länge nicht überführt 
werden können. Eingaben an hohe Stelle um Abhilfe hatten leider 
keinen Erfolg, und so müssen sich die Gewerbetreibenden damit 
trösten und vertrösten lassen, dass in hoffendlich nicht zu ferner 
Zeit der Bahnhof-Umbau die ersehnte Besserung bringt. 
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Der seit Jahren regelmässig wiederkehrende, sich immer 
stärker fühlbar machende Mangel an Güterwagen hat in den 
Herbstmonateu die Massregel gezeitigt, dass die Ladefrist für den 
Waggon — ohne Rücksicht auf Belastung — auf 5 Stunden herab- 
gesetzt worden ist Da es Fälle gibt, bei denen diese kurze Frist 
überhaupt nicht eingehalten werden kann, wenn die Belastung 
15 Tonnen beträgt, so ist von . verschiedenen Gewerbetreibenden 
angeordnet worden, dass nur Sendungen von 10 — 10'/, Tonnen 
abgefertigt werden dürfen und die Folge war — ■ wohl ganz gegen 
die Absicht der Eisenbahn -Verwaltung — , dass eine Menge Waggons 
für 15 Tonnen Tragfähigkeit mit nur 10 Tonnen Ladegewicht im 
Verkehr standen. Mancher hat monatelang der drückenden Lade- 
vorschrift wegen nur Waggons mit 10 Tonnen Belastung bezogen 
und. verschickt, anstatt der sonst üblichen 15 Tonnen-Sendungen. 
und es kann bahnseitig wohl leicht festgestellt werden, dass die 
Bestimmungen bezüglich der kurzen Ladefrifst eine rationelle 
Ausnützung des Güterwagen-Materials direkt hintangehalten hat. 

Über Post, Telephon und Telegraph gibt es keine 
besondere Erinnerung, es sei denn das Bedauern über Erhöhung 
des Briefportos für Ortsbriefe und Drucksachen und die langwierigen 
Anschlüsse im Fernsprechverkehr. 

Bezüglich der Muschelkalkstein-Industrie in Markt- 
breit, Ochsenfurt und Heidingsfeld (Randersacker) konnte 
die Nachfrage nach Hausteinen nur im ersten Halbjahr als günstig 
bezeichnet werden. Der Ende Mai ausgebrochene Streik erschwerte 
die übernommenen Bauten fertig zu stellen, und waren diese mit 
grosser Mühe vollendet, so war auch jede weitere Nachfrage nach 
Muschelkalk abgeschnitten. Die Arbeitswilligen konnten nur schwer 
den ganzen Winter hindurch beschäftigt, die mittlerweile wieder 
Arbeitaufnehmenden konnten nur zum Teil wieder eingestellt werden. 
Von Seiten der Kgl. Bezirksämter als auch vom Gewerbegericht, 
wo eine friedliche Lösung noch vor dem Streik versucht wurde, 
wurde eine weitaus grössere Unterstützung der Arbeitgeber erwartet 
Die Nachfrage nach Pflastersteinen, Schotter u. dgl. war während 
des ganzen Jahres günstig und es ist zu erwarten, dass die Nach- 
frage nach Muschelkalk-Schotter von Seiten der Kgl. Eisenbahn- 
verwaltung zur Beschotterung von Seitenbahnen eine noch grössere 
wird. Der Wagenmangei war auch für diese Branche sehr 
bedeutend und sehr schädigend. Die Reduzierung der Be- und 
Endladungszoit auf fünf und später auf acht Stunden war. wie schon 
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vielfach beschrieben, unmöglich einzuhalten, besonders unmöglich 
auf einem Privatgleise, wo im Sommer während des Tages 2 mal 
Waggons hinterstellt werden, im Winter nur 1 mal. Die Be- 
stimmung vom September 190b, die Waggons jeder Zeit auf ihr 
volles Gewicht auszuladen, läuft der fünf- und achtstündigen Be- 
und Entladezeit zuwider. Waggons mit 300 Zentnern konnten in 
dieser Zeit nur auf 200 Zentner beladen werden und, die Empfänger 
waren niemals bereit, Waggons mit 300 Zentnern anzunehmen, da 
auch sie diese nicht entladen konnten. Die strenge Durchführung 
der reduzierten Beladezeit ging sogar so weit, dass ein Waggon, 
der an einem katholischen Feiertag Mittag eingestellt wurde, eben- 
falls Abend leer sein musste. Der Wagen stand natürlich dann 
noch bis andern Tag Mittag leer an der A-usladestelle, da Privat- 
gleise nur 2 mal resp. 1 mal befahren werden. Da wäre schon 
dringend zu wünschen, die Vorschriften doch nur dort durch- 
zuführen, wo sie durchführbar sind und die Industrie niemals 
durch übertriebene Gewissenhaftigkeit gefährdet werden kann. Als 
äusserst ungenügend muss die Verladerampe in Heidingsfeld (bayer. 
Bahnhof) bezeichnet werden und wird die Steinindustrie durch diesen 
Misstand bedeutend geschädigt. Ist der Wagenmangel dort schon 
sehr gross und die Aufgabe der Waggons oft erschwert, so ist ein 
gleichzeitiges Laden von 5 Waggons sehr schwierig, bei 6 Waggons 
direkt ausgeschlossen und hier dringende Abhilfe geboten. Schliesslich 
ist noch die schon in früheren Jahren angeführte Beseitigung der 
Lohnzahlungsbücher zu erwähnen, die nichts anderes als eine zweck- 
lose Belästigung des Geworbestandes bildet. 

Für den Verkehr mit Langholz ist es, wie schon im vorigen 
Jahre berichtet wurde, dringend nötig, die Einpollerplätze zu ver- 
mehren. Die Durchführung dieses Wunsches ist hier um so leichter, 
als von Natur aus Wasserbauten sich aneinander reihen und mit 
wenig Kosten zu Einpollerplätzen umgewandelt werden können. 
Ohne allen Zweifel würde sich dadurch die Frequenz bedeutend 
heben, und es wäre sehr zu wünschen, wenn auch für Marktbreit 
einmal die dazu nötigen Geldmittel bewilligt würden. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Industrie in 

Miltenberg. 

Die allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse im Bezirk waren 
nicht günstig. Infolge der andauernden Teuerung aller Lebensmittel 
und vieler Gebrauchsartikel musste sich das kaufende Publikum 
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Einschränkungen auferlegen und dies umsomehr, als die erwarteten 
Einnahmen aus Wein und Obst ausgeblieben sind. 

Wir hatten in Wein eine vollständige Missernte und dürfte 
der dadurch entstandene Ausfall mit 150,000 Mk. nicht zu hoch 
gegriffen sein. Der Weinhandel befand sich unter den geschilderten 
Umstanden in einer schwierigen Lage. Die Preise der Ivonsuraweine 
wurden von den Winzern riesig in die Höhe gesetzt, und es trat 
infolgedessen ein weiterer Rückgang im Verbrauch ein, der sich 
ohnedies schon durch die Antialkoholbewegung Tsehr vermindert 
hatte. Die Apfelernte war nur strichweise eine gute; die Preise 
wurden hoch gehalten, weshalb sich unsere Apfelweinproduzenten 
genötigt sahen, ihren Bedarf grösstenteils im Auslande zu decken. 
Für Getreide lösten unsere Landwirte, nachdem die ausländische 
Konkurrenz durch die eingetretenen Zollerhöhungen herabgemindert 
wurde, gute Preise. Aus dem gleichem Grunde vermochte auch der 
Getreidehandel befriedigende Resultate zu erzielen. Tabak erntete 
unsere Nachbargemeinde Burgstädt ungefähr 350 Zentner, die zum 
Preise von 27—29 Mk. pro Zentner Käufer fanden. 

Ein bedeutender Aufschlag war im Holzgeschäft zu ver- 
zeichnen; namentlich Nutzhölzer gingen 25—30% über Forsttaxe ab. 
Dieser Umstand erschwerte aber den eigentlichen Holzhandel, 
welcher bei einer derartigen Steigerung seine Rechnung nicht mehr 
finden kann. 

In der Steinindustrie war in der zweiten Hälfte des Jahres 
ein erheblicher Rückgang zu konstatieren, so dass manche Firmen 
ihren Betrieb einschränken und Arbeiter entlassen mussten. Als 
Ursache dieser unerfreulichen Erscheinung darf wohl der ausser- 
gewölmlich teuere Geldstand, durch welchen die Bautätigkeit lahm- 
gelegt wurde, angesehen werden. 

Das Weilbacher Eisenwerk bekam anhaltend reichlich 
Aufträge und hatte daher gegen das Vorjahr bessere Resultate zu 
verzeichnen, obgleich die Preiserhöhungen, welche von den Syn- 
dikaten für Rohmaterialien durcbgesetzt wurden, in den Verkaufs- 
notierungen nicht genügend zum Ausdruck -gebracht werden konnten. 

Die Tonindustrie Klingenberg. Albertwerke G. in. b. H.. 
waren in der Borichtsperiode stark beschäftigt, und es erfreuten sich ihre 
Fabrikate einer ausserordentlich regen Nachfrage; es gelangen solche 
immermehr für öffentliche Bauten, wie Bahnhöfe, Schulen, Kasernen 
u. s.w. zur Verwendung. Iu hiesiger Stadt wird die Industrie insofern 
eine Mehrung erfahren, als auf dem rechten Mainufer mit der Er- 






richtung einer Fabrik iiegonnon wurde, welche sich mit der Her- 
stellung von schmiedeeisernen Herden' befassen will. Eine eigene 
Schleiferei und Polieranstalt, sowie eine Vernickelungsanstalt sollen 
dem Betrieb ungegliedert werden. — — 

Der Schiffahrt war das ganze Jahr hindurch Gelegenheit 
geboten, Transporte bei lohnenden Frachtsätzen übernehmen zu 
können. Angesichts dieser günstigen Konjunktur liefen fortgesetzt 
Bestellungen auf grössere, eiserne Fahrzeuge bei den Schiffbauwerften 
in Wörth ein. — Auch die rege Beteiligung an unserer Schiffer- 
schule, die von 17 Schülern von hier und auswärts besucht wurde, 
kann als ein gutes Zeichen für den ideellen und materiellen Auf- 
schwung des Mainschifferstandes betrnchtct werden. — — 

Im Anschluss an obigen Bericht des Bezirksgremiums Miltenberg 
bringt ein dortiger Industrieller noch Wünsche bezüglich besserer 
Eisenbahnverbindungen von Miltenberg einerseits nach Aschaffenburg, 
andererseits nach Seckach-Osterburkcn vor. Als unzeitgemäss wird 
namentlich betont, dass man von Miltenberg nach Aschaffenburg 
ausschliesslich Personenzüge hat, die 12 mal anhalten, so dass sie 
die nur 37 km lange Strecke nicht unter 1 1 / 4 Stunde zurücklegen. 
Eine Besserung könnte vielleicht erfolgen durch Einstellung eines 
etwa 30 — 40 Personen fassenden Motorwagens, der mit stündlicher 
oder zweistündlicher Unterbrechung zwischen Miltenberg und 
Aschaffenburg hin und zurückführe und die dazwischenliegenden 
Stationen nur in der Art berücksichtigte, dass jeweils etwa die Hälfte 
oder ein Drittel angelaufen würde, Miltenberg aber einen ständig 
guten Kontakt mit Aschaffenburg erhielte. 

Beschwerde wird ferner geführt über die minderwertigen 
II. Klasse- Wagen der Strecke Miltenberg- Aschaffenburg, die auch 
vielfach einen unangenehmen Abortgeruch (herrührend eben von 
den ganz veralteten Einrichtungen) besitzen. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel zu Dettelbach. 

Die geschäftliche Entwickelung des Jahres 1906 vollzog sich 
unter einer stetig zunehmonden Verteuerung des Geldstandes. 
Handel und Industrie stellten an don Geldmarkt fortgesetzt ausser- 
gewöhnlich hohe Anforderungen, die eine namentlich in der zweiten 
Hälfte des Jahres sich fühlbar machende Geldknappheit zur Folge 
hatten. Die Geldteuerung schmälerte naturgemiiss den Gewinn des 
Handels und der Industrie in ganz erheblichem Masse. In jenen 
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Kreisen, die den öffentlichen Credit stark in Anspruch nehmen 
müssen, erhofft man mit Zuversicht recht bald eine Discont- 
ermässigung. 

Weinbau und Weinhandel. Der verflossene Herbst hat 
für den Weinbau beispiellose Verluste gebracht. Der schlechte 
Sommer mit seinen fortgesetzten Regenfällen hat auf die Weinernte 
so verhängnisvoll gewirkt, dass der 1906er Weinertrag der niedrigste 
seit vielen Jahrzehnten ist. Die Ursache dieses beklagenswerten 
Resultats ist das furchtbare Umsichgreifen der Peronospora, speziell 
der 1/ederbeerenkrankheit. Auch im Jahre 1906 konnte man die 
Beobachtung machen, dass besonders die feuchteren Niederungslagen 
unter der Peronospora zu leiden hatten, während die höheren und 
trockenen laugen nicht in gleichem Masse litten. Die erzielte 
Qualität hat im grossen ganzen befriedigt, jedoch kann man 1906 
nur als einen eben reif gewordenen Jahrgang bezeichnen, welcher 
bei der durch sehr hohe Mostpreise bedingten Bewertung — von 
den verschwindend kleinen Vorräten abgesehen — demHandel nicht 
viel Interesse abzugewinnen vermögen wird. Vielmehr werden die 
demgegenüber mit anerkannten Vorzügen ausgestatteten und ursprüng- 
lich in kleinen und Mittellagen zu niedrigen Preisen erworbenen 
vorherigen Jahrgänge 1904 und 1905 das fast ausschliessliche Kon- 
tingent für die Friibjahrsankäufe beanspruchen. Die durch den 
Mangel kleiner Weine für diese eingetretene abnorme Preissteigerung 
beträgt gegen voriges Frühjahr nahezu 70 n /oi worauf begreiflicher- 
weise weder Händler noch Konsument vorbereitet waren, sodass 
trotz günstiger Absatzverhältnisse der Geschäftsgang sehr erschwert 
ist. Nichtsdestoweniger kann vorerst nicht mit einem Rückgang 
der Preise gerechnet werden, ja sogar eine weitere Steigerung ist 
nicht ausgeschlossen, da die Bestände in bedenklicher Weise zu- 
sammengeschmolzen sind und keineswegs günstige Ernteaussichten 
infolge des nicht ausgereiften Holzes für dieses Jahr bestehen. Eine 
wesentliche Steigerung haben in diesem Jahre die l’reiso für 
Flaschen und Kapseln der syndizierten Fabriken wiederum erfahren, 
während die ringfreien Fabriken wohl zu billigeren Preisen abzugeben 
sich bemühten, aber bei Deckung des gewaltigen Bedarfs infolge 
ihrer minimalen Produktionsfähigkeit ernstlich nicht in Frage kommen 
können. 

Bankwesen. Auch in diesem Jahre sieht der „Creditverein 
Dettelbach, Aktiengesellschaft ‘ auf ein sehr zufriedenstellendes Resultat 
zurück und konnte nach reichlichen Rückstellungen bei einem Gesamt- 
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Umsatz von 4 697 000. — Mk. (im Vorjahre 4 045 000. — Mk.) und 
einem Reingewinn von 10 240.64 Mk. (im Vorjahre 9 870.68 Mk.) 
eine Dividende von 7% (im Vorjahre 6%) verteilen. Dem Reserve- 
fonds wurden 2500 Mk. (im Vorjahre 2000 Mk.) iiberwieson, an 
Tantiemen und Gratifikationen 1200 Mk. (im Vorjahre 1450 Mk.) 
bezahlt und auf neue Rechnung 3040.64 Mk. (im Vorjahre 3420.68 Mk.) 
vorge'rageu. Das Institut blieb von Verlusten gleich dem Vorjahre 
bei äusserst lebhaftem Geschäftsgänge verschont. 

Sternbräu Dettelbach, A.-G. Das Geschäftsjahr war, obwohl 
die Preise für Rohprodukte gegen das Vorjahr sich abermals erhöht 
haben, ein zufriedenstellendes, und konnte nach reichlichen Ab- 
schreibungen wiederum eine Dividende von 5% verteilt werden. 
Der Bierumsatz ist infolge von Gewinnung oiniger neuen Kunden 
um rund 500 Hektoliter gestiegen. Was die Rohprodukte des Jahres 
1906 anbetrifft, so war die Hopfenernte mittelmässig zu nennen. 
Die Preise erfuhren infolge der grossen Vorräte, die von den 
meisten Brauereien mit ins Jahr 1906 hinübergenommen wurden, 
keine wesentliche Steigerung. Dieselben bewegten sich für prima 
bayerischen Hopfen zwischen 120 und 150 Mk. per Zentner. Die 
Gersten-Ernte versprach im Betriebsjahre 1906 eine sehr gute zu 
werden, hat aber die Erwartungen, die man auf sie setzte, vielfach 
getäuscht. Bei Beginn des Drusches zeigte sich, dass die Gerste 
viel Stroh, aber verhältnismässig wenig Römer gezeitigt hatte; die 
Gerste hat übrigens noch kurz vor der Reife infolge länger anhalten- 
den Regenwetters ziemlich gelitten. Die Ähren begannen infolge 
erwähnter ungünstigerWitterungsverhältnisse, sich frühzeitigzu legen, 
wodurch die Körner zum grossen Teil flach geblieben sind. Die 
Brauereien hatten deshalb auch im Jahre 1906 wieder mit mindestens 
10°/ o zweiter Sorte zu rechnen, was bei unserem Verbrauch von 
10 000 Zentner Gerste einen Mindererlös von ca. 4000 Mk. bedeutet. 
Die Keimfähigkeit sowie die Extraktausbeuten des aus 1906er Gerste 
gewonnenen Malzes sind als sehr gut zu bezeichnen, erstere beträgt 
98 — 99% gegen 95% im Vorjahre. Die Preise für Frankengerste 
betrugen 9 — 9.50 Mk. per Zentner. 

Was die örtlichen Verhältnisse anbelangt, so dürfte, abgesehen 
vou der dringend bestehenden Notwendigkeit der Wiedererrichtung 
einer Telephonsprechstolle in der Station Dettelbach Stadt, von Seite 
des Kgl. Oberpostamtes Würzburg viel mehr darauf Bedacht ge- 
nommen werden, dass bei vorkommenden Telephonstörungen diese 
rascher beseitigt würden. Es ist vorgekommen, dass trotz mehr- 
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maliger Beschwerde an das Kgl. Oberpostamt nahezu acht Tage 
vergingen, bis eine im Monat Januar 1907 eingetretene Störung 
unseres Telephonapparates behoben wurde. 

Dettelbacher Dampfsägewerk und Zimmergeschäft von 
Franz Spannheimer. Der Geschäftsgang während der ab- 
gelaufenen Berichtsperiode war ein äusserst lebhafter, namentlich 
brachte der Sommer grössere Aufträge, die das Werk in Stand 
setzten, auch während der Wintermonate den Betrieb in vollem 
'Umfange aufrecht zu erhalten. Die stetige Steigerung der Roh- 
materialien iu Verbindung mit den immerwährenden Lohnerhöhungen 
beeinflussten den ohnehin bescheidenen Gewinn ungünstig, daher 
waren die Einkaufspreise mit den Verkaufswerten nicht recht in 
Einklang zu bringen. 

Lokale Wünsche. Die schon im Vorjahre dringend erbett-ne 
Verlegung der Telephonsprechstelle der Station Dettelbach Bahn- 
hof nach Station Dettelbach Stadt harrt immer noch ihrer Verwirk- 
lichung. Immer fühlbarer macht sich in hiesigen Handelskreisen das 
Bedürfnis einer ununterbrochenen Sprechzeit zwischen 12 und 2 Uhr 
geltend, namentlich im Wechsel verkehr mit den norddeutschen 
Grosstädten. Erhebliche Kosten würden durch die Zulassung zum 
ununterbrochenen Sprechverkehr zwischen 8 Uhr morgens und 
7 Uhr abends der Dostverwaltung nicht erwachsen, da das Kgl. 
Oberpostamt Würzburg in dankenswerter Weise eine weitere Post- 
gehilfenstelle geschaffen hat. 

Aber mit ganz besonderer Freude und als segensreiche 
Verkebrserleichterung würde man es in den beteiligten Kreisen 
begriissen, wenn die Kgl. Eisenbahnbetriebsdirektion Würzburg sich 
herbeiliesse, den um 10 15 abends von Station Dettebach Bahnhof 
abgehenden Zug so zu verlegen, dass er Anschluss an den um 
ll 20 abends von Wiirzburg abgehenden Vorortszug hätte. 



II. Berichte von Gemeindebehörden, 
Vereinen und Einzelpersonen. 

Bericht eines gemischten Warengeschäftes in Amorbach. 

Das Jahr 1906 brachte in allen Abteilungen ein flottes Geschäft. 
Die Arbeiterschaft verdiente reichlich; deshalb war der Konsum auch 
ein grösserer. Leider war der Verdienst aber nicht entsprechend, 
denn ausser vielen Kolonialwaren, wie Rosinen. Mandeln etc. sind 
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sämtliche Kurzwaren ganz bedeutend im Preise gestiegen, ebenso 
Manufakturwaren "Was nicht durch die Festsetzungen der Syndikate 
oder Zölle in die Höhe ging, wurde direkt in Folge der hohen 
Arbeitslöhne teurer. Es ist nun sehr schwer, die Verkaufspreise den 
Einkaufspreisen entsprechend zu erhöben, besonders in Stapelartikeln, 
da gerade diese von den Warenhäusern ohne Nutzen verschleudert 
werden. Die Vereinigung der Markenartikel-Fabrikanten ist deshalb 
mit Freuden zu begrüssen, denn diese sichert doch einen bestimmten 
Nutzen den Detaillisten laut ihrem Reverse. 

Bezüglich der Zugvermehrung nimmt die Amorbacher Be- 
völkerung, speziell der „Gemeinnützige Verein“, dankend Kenntnis 
von der Einlegung eines neuen Zuges von und nach Aschaffenburg 
im Sommerfahrplan 1907. 

Dagegen konstatieren wir wiederholt, dass die Güterhalle 
zu klein ist: es ist doch ein unhaltbarer Zustand, dass die ankommen- 
den Güter auf die abgehenden geworfen werden und umgekehrt, 
sodass der Güterführer manchmal seine Kolli gar nicht finden kann. 

Der Weg zur Güterballe, der zugleich für die untere 
Stadt dem Personenverkehr dient, befindet sich im schlechtesten Zu- 
stand, ein Waldweg ist besser als diese Strasse. Besserung tut 
dringend not. Ferner wünschen wir eine Verlängerung der 
Rampe zum Einladen. Es wird hier ausser Holz und Brettern auch 
viel Sand verladen: dieser muss nun, weil die Rampe zu kurz ist, 
erst vom Fuhrwerk auf den Boden geworfen und von da wieder 
in den Eisenbahnwagen geschaufelt werden, statt vom Fuhrwerk 
direkt in den Wagen. 

Die Telephonzelle ist trotz der vielen Klagen immer noch 
an der alten Stelle, wo jeder Mann hört, was der gerade 
Telephonierende spricht; man könnte die Zelle wohl ganz gut auch 
in den hinteren Räumen des Postgebäudes anbringen. Ausserdem 
wäre recht erwünscht, dass das Telephon während der ganzen Tages- 
zeit von morgens 8 Uhr bis abends 8 Uhr benutzbar wäre. Der 
Beamte ist doch im Bureau: warum könnte da nicht auch die Post 
geöffnet sein, für Jedermann, nicht bl<>s für Abonnenten? Auch 
die Telephonverbindung nach Aschaffenburg — Frankfurt lässt viel 
zu wünschen übrig: speziell wünschen wir eine direkte Verbindung 
mit Aschaffenburg, nachdem das Hauptkontor unseres grössten 
hiesigen Holzgeschäftes in Aschaffenburg ist und ausserdem diese 
Strecke auch anderseits sehr stark benützt wird. 
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Bericht eines Kaufmanns in Aub. (18. II.) 

Die Warengeschäfte am hiesigen Platze leiden mehr denn je 
unter dem schädlichen Einflüsse des Hausierunwesens und des 
Detailreisens. Zur Bekämpfung dieses schädlichen Auswuchses der 
Gewerbefreiheit wäre vielleicht eine Besteuerung zu Gunsten der 
Kommunen am Platze. 

Das Bankgeschäft war hier im verflossenen Jahre unter dem 
Drucke des ungewöhnlich grossen Geldmangels sehr unbefriedigend. 
Zu der grossen Knappheit des Geldmarktes im allgemeinen gesellte 
sich noch ein nicht unerheblicher allgemeiner Gewinnausfall durch 
mittelmässige Ernte in der hiesigen, sonst so guten Gegend. Gerste 
und Kartoffeln, die Hauptprodukte unserer Landwirte, Hessen sowohl 
in Quantität als auch in Qualität sehr viel zu wünschen übrig. 
Da diese Früchte die Haupteinnahmequellen unserer Landwirte 
bilden, machte sich dieser Ausfall in recht empfindlicher Weise 
fühlbar. Die relativ hohen Viehpreise konnten den Ausfall an der 
Fruchtproduktion nicht ausgleichen; infolgedessen war die Geld- 
entnahme weit grösser, als das sonst nicht unbedeutende Anlage- 
bedürfnis. Auch die Distriktssparkasse dahier musste dieselbe 
Wahrnehmung machen. 

Bericht der Stadtverwaltung Ebern. (18. II.) 

Das verflossene Jahr war für das Geschäft kein besonders gutes 
zu nennen. Die Sucht, in den grösseren Städten zu kaufen, nimmt 
bei der Landbevölkerung ohne jede Begründung eventueller pekuniärer 
Ersparnisse immer mehr zu. Die grössten Klagen seitens des stehen- 
den Geschäftes werden aber laut über das in unserer Gegend zur 
Landplage gewordene Detailreisen und den Hausierhandel, über die 
Konsumvereine und Versandgeschäfto jeglicher Art, über die Waren- 
häuser und das unlautere Ausverkaufswesen. 

Nachdem sich die Landwirtschaft durch die letzten guten Jahre 
in unserem Bezirke wesentlich gehoben hat, so wäre nur dringend 
zu wünschen, dass die Landwirtschaft treibende Bevölkerung auch 
einen Teil ihrer Einnahmen bei Ankauf von Bedarfsartikeln zum 
Haus- und sonstigen Gebrauche den ortsansässigen Geschäftsleuten 
zukommen Hesse, die doch auch Abnehmer der landwirtschaftlichen 
Produkte ihrer Mitbürger sind und nicht jenen Hausierern und 
Detailreisenden, die allenthalben von Örtchen zu Örtchen ziehen, 
ihre „Waren“ in der verschiedensten Weise zum Verkauf feilbieten 
und nichts weiter als Gegenleistung hinterlassen als eine „saftige 
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Rechnung“, durch die der Besteller erst dann an eine Begleichung 
erinnert wird, wenn gewöhnlich in bäuerlichen Betrieben in der 
Kassa Ebbe ist. Dies ist dann der richtige Moment, wo auf Grund 
neuerlicher aufgenötigter Bestellung von „guter Ware“ das Conto 
des betreffenden Bauersmannes so belastet wird, dass Zahlungs- und 
Vollstreckungsbefehle die natürliche Folge werden — ein Beweis, 
dass das Detailreisen nicht allein für den sesshaften Geschäftsmann, 
sondern auch für den durch derlei Aufdringlinge belästigten Land- 
mann der grösste Krebsschaden ist. 

Dass die geschaffenen und bestehenden Zustände in dieser 
Richtung nicht von kurzer Hand beseitigt und sozusagen aus der 
Welt geschafft werden können, darüber sind sich die ortsansässigen 
Geschäftsleute vollständig klar. Dass aber Reichsregiernng und 
Parlament sich zu einer nationalen Arbeit, nämlich zur Verhütung 
des völligen Unterganges des in bedenklichem Rückgänge sich be- 
findenden gewerblichen Mittelstandes durch einschneidende Änderung 
der Reichsgewerbeordnung zusammenfinden müssen, das gebietet die 
ausgleichende Gerechtigkeit gegenüber einem grossen Teil des 
Bürgertums. 



Bericht eines Geschäftsmannes in Frammersbach. 

Bei Anfang des Jahres 1906 hatten alle hiesigen Branchen 
mit hohen Rohmaterialienpreisen zu rechnen, die im Laufe des 
Jahres noch bedeutend stiegen. Besonders Senfsamen, der hier in 
ganz bedeutenden Quantitäten verarbeitet wird, erreichte einen nie 
dagewesenen Preis, er kostet 1 00 °/ 0 mehr, wie vor zwei Jahren. 
Die Senffabriken, welche mit dem Preis des Fabrikates nicht 
verhältnismässig in die Höhe gehen konnten, dürften ohne Nutzen 
gearbeitet haben. — Den neuen Zolltarif spürten die Schreibwaren- 
händler am Aufschlag aller englischen Stahlfedern. — Holz jeder 
Gattung fand bei guten Preisen Absatz. — Die Konfektions- 
schneidereien hatten voll Arbeit. — Die Bautätigkeit war äusserst 
rege. Gute Baugründe sind seit zehn Jahren um 400 — 500% im 
Preis gestiegen. 

Hier ist eine grosse Rührigkeit unter der Bevölkerung be- 
merkbar; wäre der Ort nicht so ungünstig weit von der Bahn, 
würde er aufblühen, besonders wenn der Staat behilflich wäre. 
Da fehlt es an guten Verbindungswegen durch die Staatswaldungen 
nach den benachbarten Ortschaften, an einer Postverbindung nach 
den preussischen Orten Kempfenbrunn und Lohrhaupten, um welche 
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die Gemeinden schon öfters vergeblich naclisuchten. Eine, Lokal- 
bahn nach Partenstein würde den Verkehr der umliegenden 
preussischen Ortschaften mit zirka 3000 Einwohnern nach hier 
ziehen und da tüchtige Arbeitskräfte hier überzählig sind, auch 
sicher Fabrikanlagen fördern, in denen ein grosser Teil jener 
hiesigen Arbeiter, die in der Ferne sich Verdienste suchen müssen, 
zu Hause bei ihrer Familie Auskommen finden könnten. Leider 
ist dieses Bahnprojekt seinerzeit auf Antrag der Regierungs- 
vertrctung in der Abgeordnetenkammer abgelehnt worden, doch 
kommt es in nächster Zeit wieder zur Vorlage, wo es hoffentlich 
wohlwollender behandelt wird. 

Bericht des Stadtmagistrates Klingenberg. 

Die in unserem vorjährigen Beriehto konstatierte Besserung 
der allgemeinen Geschäftslage hat auch im Jahre 1006 angelialten. 
und waren die meisten der in Klingenberg in Betracht kommenden 
Unternehmungen ziemlich gut beschäftigt. Leider wurde der an 
sich geringe Verdienst durch dio Preissteigerung der Rohmaterialien, 
sowie durch Auferlegung neuer Steuern und Abgaben noch mehr 
beeinträchtigt, sodass er faktisch in keinem Verhältnis zu dem Be- 
triebskapital, zu dem übernommenen Risiko und zur Mühe und 
Arbeit des Unternehmers steht. Hiezu kommt noch, dass die 
Zahlung immer mehr durch langfristige Wechsel geschieht, was bei 
dem heuer besonders hohen Banksatz sich auch noch unangenehm 
fühlbar macht. 

Das von der Stadt betriebene Tonbergwerk erfreute sich 
eines lebhaften Absatzes nicht nur nach Deutschland, sondern auch nach 
England und Amerika, das in diesem Jahre der Hauptabnehmer war. 
Die oben vorgebrachten Klagen treffen aber auch hier zu. 

Die Weinernte war minimal und infolge dessen das Most- 
geschäft flau. 

Durch die im Berichtsjahre weiter höher gewordenen Fleisch- 
preise schränkte sich der Konsum noch mehr ein. Trotz der He- 
völkerungszunabme gingen die Schlachtungen von Gross- und 
Kleinvieh zurück. 

Unsere in den Vorjahron schon geäusserten Wünsche mit den 
dort angeführten Gründen bezüglich der Mainkanalisation , sowie 
einer zeitgemässen Abänderung des Distriktsratsgeselzes wiederholen 
wir auch heuer. Notwendig wäre eine Verlängerung der beiden 
Bahnsteige und der Anschluss der Betriebsgebäude, Güterhalle und 
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Aborte an die nahe dabei liegende Wasserleitung der Gemeinde 
Trennfurt; ferner die Einstellung eines Frühzuges in der 
Richtung Aschaffenburg, damit dort der Anschluss an die Schnellzüge 
Hanau und Darmstadt erreicht werden könnte. 

Hei der bedeutenden Ausfuhr von Hier und Wein, und unter 
Berücksichtigung dervielen in nächster Nähe befindlichen Brennereien 
ist die Errichtung eines Steuoramtes hier als Bedürfnis zu er- 
achten, umso mehr, als ja auch die Einhebungen eines Teiles der 
neuen Keichssteuern diesen Behörden übertragen wurden. 

Bericht eines Geschäftsmanns in Marktheidenfeld. 

Die wirtschaftliche und geschäftliche Lage lässt sich meines 
Erachtens als gut bezeichnen. Wer heutzutage auf seinem Posten 
seine Schuldigkeit tut, muss bestehen können. Die Krisis der 
allgemeinen Teuerung sämtlicher Lebensmittel wurde verhältnis- 
mässig gut überwunden, weil namentlich bei den Landwirten bessere 
Preise der Erzeugnisse die Teuerung wieder ausgeglichen haben. 

Was den Warenumsatz in den hiesigen Geschäften anbelangt, 
so glaube ich getrost behaupten zu dürfen, dass derselbe in allen 
Branchen zugenommen hat, ob aber der Reingewinn, das ist billig 
zu bezweifeln. 

An Industrie ist hier wenig zu verzeichnen. In der nahe- 
gelegenen Zementfabrik Lengfurt haben manche hiesige Arbeiter 
dauerndo Beschäftigung gefunden. Am hiesigen Platze bestand bis 
Ende der 80er und Mitte der 90er Jahre eine blühend zu nennende 
Steinindustrie, welche heute als erloschen betrachtet werden muss. 
Es bedeutet dieses einen grossen Verdienstausfall für die hiesige 
arbeitende Bevölkerung. Ferner bestanden früher hier mehrere 
Gerbereien und Seifensiedereien, die aber alle, teils aus Mangel an 
Unternehmungsgeist, teils wegen der Konkurrenz der auswärtigen 
grosskapitalistischcn Unternehmungen eingehen mussten Die Folge 
davon war eine Abwanderung der überschiessenden Bevölkerung 
in die Städto. Marktheidenfeld müsste eine grosse Stadt sein in 
Anbetracht seines Alters, aber das wurde verhindert durch die 
vorgeschilderten Umstände. 

Eine Besserung . der Arbeitsverhältnisse kann erhofft werden, 
wenn die im vorigen Jahre erbauten Tonwerke ihren Betrieb in 
vollem Umfange aufnehmen und für ihre Fabrikate (gewöhnliche 
Ziegel. Falzziegel und Backsteine) genügend Absatz finden. 
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Ein I’ mschlaghafen war von der Kgl. Regierung für den 
hiesigen Platz projektiert, und waren durch eine Bürgerversammlung 
die Mittel zu einer Grunderwerbung hiefür bewilligt Ein solcher 
Hafen hätte sicherlich viel, wenn auch nicht sofort, zur Hebung 
der Verkehrs- und Geschäftsverhältnisse beigetragen. Leider scheint 
ein anderer Mainplatz den Vorzug vor Marktheidenfeld erhalten 
zu sollen. 

Der letzte Herbst brachte einen seit vielen Jahren nicht 
dagewesenen niederen Wasserstand des Rheines, so dass die Schiff- 
fahrten eingestellt und viele Waren per Bahn bezogen werden mussten. 
Die dadurch erwachsenen Mehrkosten mussten die Kaufleute aus 
ihrer Tasche bestreiten. Die Kettenschlepp- Schiffahrt erweist sich 
als eine Wohltat, die gewiss kein Interessent mehr missen möchte. 
Aber im höchsten Grade unangenehm ist es, wenn so ein Schleppzug 
au Sonn- und Feiertagen ankommt und ausladet Was dies bedeutet, 
namentlich bei schlechtem Wetter, kann nur ein Beteiligter beurteilen. 
Das Beste wäre, wenn auch bei den Schiffern die volle Sonntags- 
ruhe Gesetz würde. Im allgemeinen kann man bei den Schiffern 
dasselbe beobachten, wie bei den Kleinbrauereien, Kleinmüllern etc. 
Die Grossbetriebe verdrängen die Kleinbetriebe. 

Bezüglich der Sonntagsruhe soll eines Misstandes Erwähnung 
geschehen, welcher wohl auch anderwärts besteht. Hier existieren 
Konditoreien, Bäckereien und Rasierstuben, welche im Gescbäfts- 
lokalo (wo Backwaren verkauft bezw. Kunden rasiert werden) auch 
Kolonialwaren und Zigarren verkaufen, und zwar auch nach der 
Zeit, wo dio Kautleute schliessen müssen. Auch verkaufen die Wirte 
nach gemachten Beobachtungen nach Geschäftsschluss fast mehr 
Zigarren, wie die Kaufleute vor 4 Uhr. Berichterstatter war selbst 
Augenzeuge, dass ein Wirt 50 Stück (l Kistchen) abends nach 
6 Uhr verkauft hat; ich wünschte liier Abhilfe, allein einen 
Denunzianten möchte ich doch nicht spielen. Für erstgenannte 
Geschäfte würde sich Trennung der Artikel (Schluss des einen Lokals 
zur Schlusszeit) und für Alle eine richtige Kontrolle empfehlen. 

Was wir Kleinhändler noch beklagen müssen, ist die 
Konkurrenz der Warenhäuser und Filialhäuser, welche ihre Zweig- 
geschäfte bis in die kleinsten Städte mit Erfolg zu verlegen bestrebt 
sind, dann die der Versandgeschäfte, welche .mit ihren luxuriösen 
Katalogen alle, auch die kleinsten Orte, und da namentlich die 
kaufkräftigsten Kreise überschwommen, weiter die Detailreisenden 
und Hausierer in .Manufakturwaren, Wäsche, Kolonialwaren, Ölen 
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und sogar Schuhschmiere, Wagenfett und Seife, wobei es vielleicht 
auch gut wäre, wenn die dazu Berufenen derartige Reisende betreffs 
ihrer Papiere besser kontrollieren würden. 

Ausserdem wird die Konkurrenz noch dadurch verschärft, 
dass Grossisten in allen Dörfern immer mehr Spezereilmudlungen 
einrichten, um ihren Waren neue Absatzstellen zu schaffen. Ebenso 
haben Schneider und Näherinnen Buckskin- bezw. Kleiderstoffnnister 
in Menge da liegen und verkaufen nach diesen ihren Kunden die 
Stoffe. Ob diese auch Steuer davon bezahlen? 

Alle genannten Umstände sind geeignet, dem Kleinkaufmann 
das Dasein so schwer als möglich zu machen. Das Geschäft machen 
vielfach auswärtige Firmen, aber die Steuern, namentlich die 
Gerueindeumlagen. die auf den kleinen Plätzen auch eine beträchtliche 
Höhe erreicht haben, muss der ansässige Geschäftsmann, der nicht 
reisen lassen kann odor will, tragen. Ein wichtiger Faktor ist auch 
das Borgwesen, weil viele Geschäfte einen grossen Teil ihres 
Kapitals im Buche unverzinst festlegcn müssen. Noch eines 
Auswuchses im Geschäftsleben will ich gedenken. Es ist dies das 
nichts weniger als reelle Rabatt- und Zugabeunwesen, welches von 
allen, dem soliden Geschäft gut gesinnten Angehörigen des Handels- 
standes mit allen zu Gebote stehenden Mitteln als durchaus ver- 
werflich bekämpft werden müsste. Wie von allen Verständigen 
zugegeben werden muss, kann Niemand etwas auf diese Weise 
verschenken, alle Geschäftsunkosten sollen einfach in den Preis der 
Ware hineinkalkuliert und von den Kunden mitbezahlt werden. 
Die jetzige Unsitte nützt auch dem betreffenden Geschäftsmann 
nichts, da er ja bald von einem findigeren Konkurrenten mit einem 
andern „System“ überflügelt sein wird. 

Eine von der Behörde angeregte Errichtung eines Ortstelephon- 
netzes hier konnte wegen ungenügender Beteiligung nicht zur 
Ausführung kommen. Wünschenswert wäre, wenn die Telephon- 
verbindung nach Würzburg sich rascher und glatter abwickeln 
würde, man muss oft sehr lange warten, bis man sprechen kann, 
weil das Telephon immer belegt ist. 

Bericht des „Vereins zum Schutze für Handel und Gewerbe 
e. V.“ in Würzburg. (14. II.) 

Das Jahr 1906 hat leider die Erwartungen, die man von dem- 
selben gehegt, nicht erfüllt. Zunächst war die Aussicht auf ein 
gutes Weinjahr eine vorzügliche, die Rebstöcke hatten eine gute 
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Blüte hinter sich, hatten reichlich angesetzt und versprachen somit 
ein gutes Erträgnis. Leider wurden diese guten Aussichten durch 
die verschiedenen Krankheiten, die noch nie in solch intensiver Art 
an dem Weinstocke auftraten, in einigen Tagen zu nichte gemacht 
und der Ertrag an Wein war gleich Kuli. Dieser Ausfall, welcher 
für Unterfranken wohl auf einige Millionen Mark sich beziffern 
dürfte, macht sich in hiesigen Geschäften sehr fühlbar infolge durch- 
gehends eingetretener Flaue. Von Mitte November an war speziell 
in der Lebensmittelbranche ein sehr ruhiges Geschäft eingetreten, 
das selbst im Monat Dezember nicht die Lebhaftigkeit erhielt, wie 
solches in anderen Jahren der Fall war. 

Vereint mit dieser Missernte sind nahezu alle Nahrungsmittel 
ganz bedeutend in die Höhe gegangen, Südfrüchte, wie z. B. Rosinen. 
Sultaninen u.s. w., die seit 1. Marz mit einem Mehrzoll von 16 Mk. 
per 100 kg belegt wurden, hatten nebenbei auch noch einen grossen 
Ernteausfall, sodass die Preise 50 — 70% höher waren. Auch andere 
Artikel, die zum Lebensunterhalt so notwendig sind wie das tägliche 
Brot, speziell Hülsenfrüchte (eines der grössten Volksnahrungsmittel) 
sind erheblich teuerer geworden, des weiteren Kohlen, Schuhwaren, 
Eisenwaren, Bekleidungsgegenstäude u. s. w.; alles dies zwingt die 
Hausfrau zur Sparsamkeit, da in den meisten Fällen die Einnahme- 
quelle nicht in dem Maasse gestiegen ist, als die Teuerung in allen 
Sparten zugenommen hat. 

Ein Hauptfaktor hei der ganzen Geschäftsstille ist natürlich 
der hohe Reichsbank-Discontsatz, der im Monat Dezember die enorme 
Höhe von 7% erreichte, was den geschäftlichen Unternehmungsgeist 
vollständig lahm legte, denn die Geschäftsunlust hat sich zu Anfang des 
neuen Jahres nur noch verstärkt, und gehen wir allem Anscheine 
nach keiner besonders rosigen Zukunft entgegen. 

Zu allem diesen hat uns das verflossene Jahr die verschiedensten 
Steuern gebracht; darunter besonders hervorzuheben sind: die Fahr- 
kartensteuer und die Erhöhung des Postportos im Orts- und Nachbar- 
ortsverkehr. Diese Steuern sind direkt verkehrsfeindlich und treffen 
in der Hauptsache eine bestimmte Klasse von Staatsbürgern, nämlich 
den gewerblichen Mittelstand. Das Porto für die Postkarten im 
Ortsverkehr ist mit 5 Pfennig entschieden zu hoch und wäre solches 
mit 3 Pfennig, wie dasselhe vor dem 2-Pfennig-Tarif bestanden hat, 
allein das zweckmässigste, worauf hoffentlich auch von Seiten der 
Gesetzgebung in absehbarer Zeit wieder zurückgegriffen wird, da — 
wie es sich schon gezeigt hat — der Ausfall im Ortsverkehr eiu 
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merklicher ist, obwohl die Erhöhung des Portos doch erst einige 
Monate besteht. 

Was die Manufaktur- und Modewaren-Branehe anlangt, so kann 
das Geschäft am hiesigen Platze gerade nicht ein befriedigendes 
genannt werden. Nur unter Anwendung aller zu Gebote stehenden 
Hilfsmittel war es möglich, das Geschäft auf gleicher Höhe zu er- 
halten: von der Hochkonjunktur in der Industrie ist am hiesigen 
Platze wenig zu merken, vielmehr hat die Kundschaft hier grössere 
Ausgaben durch Verteuerung sämtlicher Lebens- und Bedarfsartikel, 
denen keine grösseren Einnahmen gegenüber stehen, wie wir solches 
eingangs bereits schon bemerkt haben. 

Am meisten jedoch krankt das hiesige Detailgeschäft an den . 
bis zum Unfug ausgearteten Ausverkäufen. Dieselben finden kaum 
im Laufe des Jahres eine Unterbrechung. Noch mehr aber schädigen 
das Geschäft sowohl als das Ansehen des gesamten Kaufmanns- 
standes die dabei offerierten Prozente, sodass das Publikum bald 
denjenigen Kaufmann, der diesen Manipulationen sich nicht anschliesst, 
als unreell hält. Wenn auch das Geschäftsleben durch Ausnahme- 
gesetze eher leidet wie gewinnt, so dürfte doch, nachdem nun ein- 
mal das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb besteht, dasselbe 
erweitert werden, um erfolgreich gegenüber unlauteren Geschäfts- 
gebahren auftreten zu können. Vor allem ist es hinderlich, dass 
die Vorfehlungen dem Pressgesetze unterliegen, welche nur vor dem 
Schwurgericht behandelt werden können. Sämtliche Verfehlungen 
wegen unlauteren Wettbewerbs müssten vor die Strafkammer der 
Landgerichte kommen, wo die Abwickelung eine viel schnellere ist, 
wie beim grossen Schwurgerichts-Apparat. Auch müsste das Wett- 
bewerbs-Gesetz betreffs Warennachschub bei Ausverkäufen und 
hauptsächlich bei Geschäftsliquidation unbedingt eine Änderung er- 
fahren. 

Ein weiterer unhaltbarer Zustand für den hiesigen Handel sind 
die Zustände an den hiesigen Güterexpeditionen; es ist den 
Spediteuren häufig absolut nicht möglich, eingetrofl'ene Sendungen 
in Empfang nehmen zu können, indem die Raumverhältnisse solch 
ungenügende sind, dass eine übersichtliche Ordnung der Güter aus- 
geschlossen ist. 

Ferner dürfte es an der Zeit sein, dass grösseren Geschäften 
mit zahlreichen Postsendungsempfängen Gelegenheit geboten wird, 
diese ihre Postsendungen selbst abholen zu können, wodurch den- 
selben eine raschere Empfangnahme ermöglicht werden würde. 
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Unser Verein, der früher „Verein zum Schutze des Detail- 
handels“ hiess, hat in seiner letzten Generalversammlung beschlossen, 
seine Firmieruug zu ändern und zwar in „Verein zum Schutze für 
Handel und Gewerbe“ (eingetragener Verein), und wird er sieh haupt- 
sächlich noch mehr als jetzt der Aufgabe der Bekämpfung des un- 
lauteren Wettbewerbs widmen, nachdem aus der Manufaktur- und 
Kurzwarenbranche ein grösserer Zugang von Mitgliedern in Aussicht 
steht, weil — wie aus obiger Ausführung zu ersehen ist — sie 
sich, der Not gehorchend, uns anschliessen müssen, wenn diese Zu- 
stände gemindert und ihr Interesse vertreten sein soll. 

Ausserdem soll neben unserer Hauptaufgabe „die Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes“ auch die Aufgabe durchgeführt 
werden, in die Behandlung wichtiger wirtschaftlicher Fragen, ins- 
besondere durch Eingaben und Gutachten au Behörden und Körper- 
schaften, sowie Kundgebungen bei beabsichtigten gesetzgeberischen 
Massnahmen, welche Handel und Gewerbe betreffen, einzutreten. 
Wir bitten deshalb in gegebenen Fällen, Gutachten von uns ein- 
fnrdern zu wollen. 

Zum Schlüsse sei noch bemerkt, dass sich am 3, September 1Ö06 
eine Vereinigung gegründet hat, die den Namen „Bayerischer Ver- 
band der Vereine zum Schutze für Handel und Gewerbe, eingetragener 
Verein“ führt, ihren Sitz in Nürnberg hat; unser Verein ist diesem 
Verband als Mitglied beigetreten. 
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An das 



Kgl. Staatsministerium des Kgl. Hauses 
und des Äussern 

München. 



In Erfüllung der uns durch Allerhöchste Verordnung vom 
25. Oktober 1889 § 2 Abs. 4 auferlegten Verpflichtung bringen wir 
nachstehend unseren Bericht für das Jahr 1907 in Vorlage. 

Die Handels- und Gewerbekammer für Unterfranken 
und Asehaffenburg. 

Der Vorstand: 

Hilcken, 

Kgl. Kommerzienrat. 

Der Syndikus: 

Dr. Kittel. 
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Überblick über die allgemeine Lage. 



Das Jahr 1907 brachte den Wendepunkt einer wirt- 
schaftlichen Periode. ln seinem ersten Halbjahr und zum Teil 
bis zum Herbst herrschte noch die Hochkonjunktur der letzten 
Jahre und wies ihre charakteristischen Eigenschaften auf : starke 
Inanspruchnahme der Betriebe und flotte Absatzgclegenheit , aber 
auch Preissteigerung der Rohprodukte, Erhöhung der Löhne, unge- 
nügende Spannung zwischen den Ein- und Verkaufspreisen bezw. 
zwischen den Preisen für Rohprodukte und Fabrikate, ausserordent- 
lich hohen Geldstand, Einwirkung der Ringe und Syndikate, rücksichts- 
lose Konkurrenz durch Genossenschaften und Konsumvereine usw. 
Gegen den Herbst zeigte sich die absteigende Linie der Konjunktur, 
die sich durch flaues Geschäft bemerkbar machte, so dass teilweise 
sogar Betriebseinschränkungen vorgenommen werden mussten. 

Beim Rückgang der Konjunktur kamen eigentlich erst die 
Wirkungen des vor zwei Jahren geschaffenen Zolltarifs und der 
Handelsverträge zur Geltung. Unsere Exportindustrie, z. B. 
die wichtige Maschinenfabrikation, muss infolge der hohen 
Auslandszölle leider den Verlust mancher Exportverbindungen ver- 
zeichnen, wofür im Inland während der flauen Geschäftsperiode kein 
Ersatz zu finden ist. Aber auch der Bezug ausländischen Materials 
für unsern Handel und unsere Industrie war durch die erhöhten 
deutschen Zölle erschwert. So hatten der Getreidehandel und 
die Brauindustrie mit stark hinaufgesetzten Gerstepreisen zu 
rechnen. Die vor Inkrafttreten des neuen Zolltarifs angesammelten 
Bestände an Getreide waren überhaupt aufgeräumt ; hierdurch sowie 
durch das Hinzutreffen schlechter Ernten im Auslande stiegen die 
Preise für das einheimische Getreide, das allerdings sehr gut geraten 
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war, in ungewöhnlicher Weise. Das Ergebnis der Landwirtschaft 
war überhaupt ein recht günstiges, mit Ausnahme des Weinbaues, 
der leider wieder eine Missernte zu verzeichnen hat. Das dadurch 
bewirkte Hinaufschnellen der Preise für Konsumweine schädigte 
auch unseren Weinhandel schwer, der zudem unter der Beun- 
ruhigung hinsichtlich des kommenden Weingesetzes zu leiden hatte. 
Auch heute noch bestehen die Sorgen bezüglich der Einschränkung 
des Geschäfts und namentlich wegen der beabsichtigten Vernichtung 
alter, unbeanstandbarer Handelsbräuche fort; denn der nun publizierte 
Weingesetzentwurf enthält eine Reihe von Bestimmungen, die den 
Wcinhandel und den mit ihm vielfach ganz gleich interessierten 
Kleinwinzerstand in ihren vitalsten Interessen treffen. — Die geringe 
Weinernte lähmte auch die Kaufkraft der Winzerbevölkerung, was 
zum Teil seine Rückwirkung auf den Detailhandel speziell in den 
Weingegenden ausübte. 

Der Holzhandel hatte wohl lebhafte Nachfrage zu ver- 
zeichnen, aber die Holzpreise, namentlich die für Eichenstammholz, 
erreichten eine exorbitante Höhe. — Unsere ausgebreitete fränkische 
Steinindustrie stand schon unter der Hochkonjunktur teilweise 
unter recht schwierigen Verhältnissen hinsichtlich des Absatzes und 
der Preisgestaltung; dies verschärfte sich noch im abgelaufenen 
Jahre und zwar teils durch die Verteuerung des Geldes, teils durch 
Modeverhältnisse in der Auswahl der Steinsorten, ferner durch den 
grossen Bauarbeiterstreik in Berlin und endlich auch durch eine 
lokale Krise, die in Würzburg gegen Jahresschluss im Bau- 
geschäft eintrat. 

Endlich sei erwähnt, daß die Konzentrationsbestrebungen im 
Bankwesen auch im vorigen Jahre weiter fortgeschritten sind. 

Die schwierigen Verhältnisse, unter denen Handel, Industrie 
und Gewerbe heute stehen, lassen die Wünsche dieser Erwerbs- 
gruppen wohl um so berechtigter erscheinen. Diese Wünsche be- 
ziehen sich vor allem auf erleichterten und verbilligten Verkehr. 
Mit freudiger Erwartung hat es uns erfüllt, dass das alte, hochwichtige 
Bahnprojekt Würzburg — Wertheim (zur Verbindung mit 
Miltenberg und event. Worms— Kaiserslautem) die erste freundliche 
Würdigung von seiten der Kgl. Staatsregierung erfahren hat ; möge die 
Erfüllung dieses Bahnwunsches recht bald erfolgen! Auch andere Teile 
unseres Kreises, so die Rhön, der Spessart und der Steigerwald, bedürfen 
des Ausbaues ihres Bahnnetzes bezw. der Angliederung an die unter- 
fränkischen Hauptbahnen. Die Bahnbenutzung hat leider noch immer 



Digitized by Google 



IX 



unter den Verkehrssteuern zu leiden; die dabei gemachten 
Erfahrungen berechtigen uns wohl, vor einer ähnlichen Verkehrs- 
belastung, nämlich der beabsichtigten, erheblichen Verteuerung 
der Telephonbenutzung, dringend zu warnen. Hinsichtlich der 
Wasserstrassenverhältnisse, deren Besserung uns ja stets 
am Herzen lag, können wir mit Genugtuung die Genehmigung der 
Weiterführung der Kettenschleppschiffahrt nach Schweinfurt und 
Bamberg konstatieren; diese neue Verkehrsmöglichkeit wird nament- 
lich den gewerbereichen Städten und der regen Steinindustrie am 
Obermain zugute kommen: Dagegen steht die Fortsetzung der 
Mainkanalisierung immer noch aus. Mit der Frage der Schi ff- 
fahrtsabgaben, die freilich den Verkehr, auch wenn sie noch 
so gering festgesetzt werden, recht belasten, mussten wir uns ab- 
finden; wir bitten nun aber auch um recht baldige Inangriffnahme 
des wichtigen Werkes , auf welches nicht nur die zunächst inter- 
essierte Stadt Aschaffenburg, sondern auch — in Erwartung der so- 
fortigen Weiterführung — die Städte mainaufwärts grosse Hoffnungen 
setzen. Schliesslich bitten wir, dass das Projekt eines Nothafens, 
der für den Schiffahrtsbetricb am Mittelmain notwendig ist, dessen 
Genehmigung aber an lokalen Differenzen scheiterte, tunlichst bald 
wieder aufgegriffen werde, und daß weiter auch das alte, wirtschaftlich 
hochbedeutsame Projekt eines Handelshafens in Würzburg seitens 
der k. Staatsregierung eine neuerliche wohlwollende Würdigung finden 
möge. 
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A. Tätigkeitsbericht. 

(Gutachten, Ansichten und Wünsche der Kammer.) 



I. Innere Angelegenheiten der Kammer. 

I. Personalstand der Kammer. 

Am 31. Dezember 1907 war der Personalstand der Kammer 
folgender : 

1. Mitglieder in Würzburg. 

a) Handclsabteilung. 

Herr I li Icke n, Wilhelm, Kommerzienrat, Bankdirektor, Vorsitzender. 
,, Kahle, Max, Direktor der Portland-Zementfabrik Karlstadt a. M., 
Kassier. 

„ Bock, Heinrich, Kommerzienrat, Direktor des Brauhauses 
Würzburg. 

,, Eck, Theodor, Getreidegrosshändler. 

„ Eckert, Franz, Holzgrosshändler und Sägewerksbesitzer. 

„ Krug, Karl, Kolonialwaarenhändler. 

„ Lang, Fritz, Kommerzienrat, Baumaterialiengrosshändler. 

,, Leinecker, Artur, Kolonialwarengrosshändler. 

„ Pfister, Friedrich, Drogist. 

(Zwei Stellen sind z. Zt. unbesetzt). 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Wolf, Franz, Maler-, Tüncher- und Lackierermeister, 

,, Vorsitzender. 

1 
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Herr Hetterich, Stephan, Schuhmachermeister, Stellvertreter des 
Vorsitzenden. 

Bub, Friedrich, Zimmermeister. 

„ Hase Ibrunner, Michael, Vergoldermeister. 

,, Jan der, Joseph, Metzgermeister. 

,, Lutz, Stephan, Schreinermeister. 

,, Schmidt, Johann, Sattlermeister. 

,, Strauss, Johann, Privatier, früher Gastwirt. 

„ Stock, Andreas, Bäckermeister. 

„ Viering, Georg, Glasermeister. 

,, Voll, Fritz, Drechslcrmeister. 



2. Vertreter der Bezirksgremien. 
i. Bezirksgremium Aschaffenburg. 

a) Handelsabteilung. 

Herr St enger, Valentin, Kommerzienrat, Fabrikdirektor, Vorsitzender. 
,, Dessaucr, Franz, Fabrikdirektor, zweites stimmberechtigtes 
Mitglied. 

„ Desch, Johann, Kommerzienrat, Fabrikant, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Hock, Konrad, Privatier, vorm. Tünchermeister, Vorsitzender. 
„ Schmelzer, Franz, Privatier, vorm. Metzgermeister, 
Stellvertreter. 



2. Bezirksgremium Dettelbach. 

1 lerr W i e s e n g r u n d , Moritz, Weinhändler, Vorsitzender. 

„ Stahl, Franz, Weinhändler, Stellvertreter. 

3. Bezirksgremium Hassfurt. 

Herr Vetter, Hans, Direktor der „Deutschen Steinwerke“ in Elt- 
mann, Vorsitzender. 

„ Mülter, Nikolaus, Fabrikant, Stellvertreter. 

4. Bezirksgremium Kitzingen. 

Herr Mcuschel. Wilhelm, Weingrosshändler, Vorsitzender. 

„ R amold, Heinrich, Kaufmann, Stellvertreter. 
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5. Bezirksgremium Lohr a. M. 

Herr Brand, S. G., Fabrikant, Vorsitzender. 

„ Crämer, August, Fabrikant, Stellvertreter. 

6. Bezirksgremium Marktbreit. 

Herr Schmid, Richard, Bankier, Vorsitzender. 

„ Lang, Adam, Kaufmann, Stellvertreter. 

7. Bezirksgremium Miltenberg. 

Herr Schwa ab, Eduard, Kommerzienrat, Kaufmann, Vorsitzender. 
(Posten des Stellvertreters vakant). 

8. Bezirksgremium Ochsenfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Dress, Heinrich, Kunstmühlcnbesitzer in Tiickclhausen, 
Vorsitzender. 

„ Ulrich, Bernhard, Getrcidehändler, Stellvertreter. 

b) Gewerbeabteilung. 

Herr Rapport, Adolf, Buchdruckereibesitzer, Vorsitzender. 

„ Oechsner, Martin, Bäckermeister, Stellvertreter. 



9. Bezirksgremium Schweinfurt. 

a) Handelsabteilung. 

Herr Hurtzig, Dr. Leopold, Kommerzienrat, Fabrikant, Vorsitzender. 
„ von Berg, Alfred, Kommerzienrat, Fabrikant, Stellvertreter. 



• b) Gewerbe abteil ung. 

Herr Bechert, Friedrich, Spcnglermeister, Vorsitzender. 

,, Krackhardt, Karl, Privatier, vorm. Brauereibesitzer, 
Stellvertreter. 



3. Sekretariat. 

Syndikus: Dr. J. B. Kittel. 

Amtsgehilfe: Michael Diener. 

Bureau und Sitzungssaal: Wiirzburg, Domerschulstrasse 6 
(Franziskanerplatz). 



1 * 
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Wie aus der obigen übersieht des Personalstands unserer 
Würzburger Mitglieder ersichtlich ist, erledigten sich im letzten 
Jahre zwei Mitgliederstellen. Am 20. September verstarb der stell- 
vertretende Vorsitzende unserer Handelsabteilung, Herr Kommerzien- 
rat Bernhard Hellmann. Er gehörte der Kammer seit dem Jahre 
1890 an und war ihr ältestes Mitglied; seit 1893 bekleidete er die 
Stelle eines 2. Vorsitzenden der Handelsabteilung. Mit ihm verlor 
der Handelsstand in Würzburg überhaupt eines seiner angesehensten 
und tätigsten Mitglieder. In unserer Kammer vertrat Herr Kom- 
merzienrat Hellmann namentlich die wichtige W'einhandelsbranche, 
deren Wünsche er noch bei dem letzten ,, Weinparlament“ als Dele- 
gierter zur Geltung brachte ; aber auch in zahlreichen anderen 
Fragen, so namentlich in Angelegenheiten der Zollgesetzgebung, der 
Steuerreform , des kaufmännischen Unterrichtswesens, sowie bei 
vielen lokalen Verkehrs- und Handelseinrichtungen leistete er mit 
seiner reichen Erfahrung und seinem kundigen Rat die wichtigsten 
Dienste. Auch an dieser Stelle sei darum seiner langjährigen und 
fruchtbaren Mithilfe dankbar gedacht. — Zum Jahresschluss trat 
ferner Herr Direktor H. St. Ach wegen Niederlegung seines Amtes 
als Bankvorstand aus unserer Kammer aus. — Im Hinblick auf die 
bevorstehende Neuorganisation der Interessenvertretung des Handels 
sah unsere Kammer von einer Kooptation neuer Mitglieder für die 
erledigten Stellen ab ; auch wurde aus gleichem Grunde die Stelle 
des 2. Vorsitzenden der Handelsabteilung nicht wieder besetzt. 

Im Personalstand unserer Gremien ergab sich insofern eine 
Änderung, als durch Wahl des Handelsgremiums Hassfurt Herr 
Direktor Hans Vetter in Eltmann zum I . Vorsitzenden dieses Gre- 
miums bestellt wurde, während der bisherige Inhaber dieser Stelle, 
Herr Fabrikant Nikolaus M ölt er von Hassfurt den Posten des 
stellvertretenden Vorsitzenden übernahm. — Im Berichtsjahr fanden 
noch die Ergänzungswahlen für das Handelsgremium Dettelbach 
statt, die jedoch im Pcrsonalstand dieses Gremiums keine Änderung 
hervorriefen ; als Vorsitzender des Gremiums Dettelbach und somit 
als Vertreter in unserer Kammer wurde wieder Herr Moritz Wiesen- 
grund gewählt. 
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Die „Zentralstelle für Industrie, Gewerbe und Handel“ trat 
im Berichtsjahre in Wirksamkeit. Durch Entschliessung des Kgl. 
Staatsministeriums vom 12. Januar wurden wir zur Wahl eines Mit- 
gliedes bczw. Stellvertreters beauftragt. Der Wahlakt fand in der 
Plenarsitzung vom 21. Februar statt; gewählt wurden einstimmig: 

1. als Mitglied der Zentralstelle der I. Vorsitzende der Kammer, 
Herr Kommerzienrat Wilhelm Hilcken, 

2. als dessen Ersatzmann der damalige stellvertretende Vor- 
sitzende der Handelsabteilung, Herr Kommerzienrat Bern- 
hard Hellmann, beide in Würzburg. 

Unser Kammervorstand, I Ierr Kommerzienrat Hilcken, nahm 
an den sämtlichen Sitzungen der Zentralstelle, bezw. deren ersten 
Abteilung während des Berichtsjahres teil. 



Einen hochwichtigen Gegenstand für den Bestand und die 
künftige Einrichtung unserer Kammer bildete die im Berichtsjahr 
behandelte Frage der Reorganisation der Handels- und Ge- 
werbekammern im Sinne der Bildung reiner Handelskammern. 
Durch Entschliessung des Kgl. Staatsministeriums vom 15. Mai ging 
uns der Entwurf einer Kgl. Allerh. Verordnung betr. die Handels- 
kammern und die Handelsgremien zu. Wir gaben sofort auch 
unsern Gremien von der Vorlage durch Übersendung einer Anzahl 
von Abdrücken des Entwurfs Kenntnis. Da ferner von den übrigen 
bayerischen Kammern eine gegenseitige Fühlungnahme und ge- 
meinsame Stellung bezüglich des Entwurfs angeregt wurde, be- 
teiligten wir uns auch an einer gemeinschaftlichen Beratung des 
Entwurfs, die in einer Konferenz sämtlicher Vorsitzenden und Sekre- 
täre der bayerischen Kammern in Nürnberg am 26. Juni stattfand 
und zu einer Übereinstimmung der Ansichten in einer Reihe von 
Punkten führte. 

In unserer Kammer kam der Entwurf sodann in der Plenar- 
sitzung vom 1 1 . Juli zur Beratung und Beschlussfassung. Das Referat 
erstattete unser 1 . Vorstand, Herr Kommerzienrat Hilcken; das 
Ergebnis der Beratung ist aus folgendem Bericht an das Kgl. Staats- 
ministerium vom 27. Juli ersichtlich : 

Den mit Entschliessung vom 15. Mai lf. Js. Nr. 8175 II uns zugegangenen Ent 
wurf einer Kgl. Allerh. Verordnung betr. die Handelskammern und die Handclsgrcmicn 
haben wir unseren sämtlichen Mitgliedern und allen Bezirksgremien unseres Kreises, 
letzteren durch Übersendung einer jeweils der Mitglicderzahl entsprechenden Anzahl 
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von Abdrücken, sofort nach Krlialt mitgctcilt. Entsprechend der weiteren Entschlics* 
sung vom 6. v. Mts. Nr. 13602 II haben wir sodann nochmals unsere Gremien ver- 
ständigt und znr Übermittlung von Gutachten aufgefordert ; cs ist uns jedoch bis heute 
kein solches zugegangen. Allenfalls nachfolgende Äusserungen der Gremien werden 
wir nachträglich noch in Vorlage bringen. Von unseren neun Gremien waren übrigens 
sechs in unserer letzten Sitzung vertreten. Die Beschlüsse unserer Kammer erfolgten 
auch, wie wir vorausschickend bemerken, einstimmig mit Ausnahme eines von unserem 
Gremium Aschaffenburg beantragten Zusatzes des Wortes „mindestens* in § 1 Absatz 2, 
dessen Bestimmung dann lauten würde „für jeden Regierungsbezirk hat mindestens 
eine Handelskammer zu bestehen“. Dieser Antrag wurde von unserer Kammer mit 
überwiegender Majorität abgelehnt. 

Im übrigen beehren wir uns, über unsere Stellungnahme zu dem Entwürfe 
folgenden ehrerbietigsten Bericht zu erstatten : 

I. 

Die Abtrennung und Auflösung der alten Gewerbekammern, die 
llauptncuerung des Entwurfs, wird von unserer Kammer entschieden gutgeheissen. 
Nachdem die meisten Kleingewerbe — wie wir schon des öftern hervorhoben — 
durch Bildung der Handwerkskammern eine Doppelvcrtrctung erhielten , war für die 
alten Gewerbekammern keine Existenzberechtigung mehr vorhanden. Tatsächlich be- 
hinderten sie nur die Handelskammern in ihrer freien Entschlicssung und Bewegung, 
ohne doch selbst noch eine Bedeutung erringen zu können. Wir begrüssen daher 
den Beschluss, den alten Dualismus der Handels- und Gewerbekammern zu beseitigen 
und reine Handelskammern zur Vertretung von Handel und Industrie zu schaffen. 

Dass den Handelskammern künftig auch die Interessen des Bergbaues zur 
Vertretung überlassen werden sollen, entspricht durchaus unseren Anschauungen, zu- 
mal cs sich hierbei mehrfach um Grossbetriebe handelt, die der Industrie nahe ver- 
wandt sind. 

II. 

Die Einteilung und Abgrenzung der Handclskammcrbezirkc im Anschluss an 
die allgemeine Verwaltungsorganisation der Regierungsbezirke (Kreise) entspricht 
gleichfalls unseren Wünschen. Wir betonen dies ausdrücklich, da — wie schon ein- 
gangs angedeutet — eine Strömung dahin zielt, kleinere Handclskammerbczirkc inner- 
halb der einzelnen Kreise zu organisieren. Die erwähnte Strömung geht namentlich 
von einzelnen (durchaus nicht allen) Bezirksgremien aus, die eine Erhebung zu selb- 
ständigen Handelskammern wünschen. Diese Gremien versuchen, ihren Bestrebungen 
durch den bereits erwähnten Antrag, bei § 1 Absatz 2 das Wort „mindestens“ ein- 
zufügen, eine Basis zu verschaffen. Würde diesem Antrag stattgegeben, so wäre die 
sofortige Folge, dass diese Gremien die Konstituierung eigener Kammern für ihre 
Gegenden beantragen würden , und damit wäre die ganze jetzige Organisation , insbe- 
sondere die Einrichtung der Gremien, sehr bald in ihren Grundzügen verschoben, wenn 
nicht überhaupt zerstört. 

Zwei Gründe sind cs, die uns hauptsächlich veranlassen, gegen die Zersplitte- 
rung der Kreise Stellung zu nehmen. Einerseits ist cs klar, dass bei einer Aufteilung 
des Kreises in mehrere Handelskammerbezirke die Bedeutung der einzelnen Handels- 
kammern und ihr Einfluss stark schwinden müssten. Und andererseits wäre die Stel- 
lung der zahlreichen kleineren Gremien eine recht prekäre; gegenwärtig sind sie 
Mitglieder eines grösseren, den ganzen Kreis umfassenden Gesamtorganismus, künftig 
aber würden sie genötigt sein , entweder sich einer kleineren Kammer unterzuordnen 
oder ihre selbständige Existenz überhaupt aufzugeben. Wir betonen hierbei, dass die 
Interessen solcher kleiner benachbarter Gremien sich vielfach stark widerstreiten und 
dass da lokale Differenzen zur Geltung kommen würden , die gegenwärtig in dem 
grösseren Organismus der Kreis-Kammer keine Bedeutung gewinnen können. 

Selbstverständlich würde durch die Zersplitterung der Kreise in kleinere Kam- 
mern der Verkehr der Behörden mit den Kammern in vielen Fällen komplizierter und 
langwieriger. Aus letzterem Grunde ist jedenfalls auch bei Organisation der Hand- 
werkskammern die Kreiseinteilung für die Bezirke massgebend gewesen, und wir be- 
fürworten die Beibehaltung dieses Prinzips daher auch für die Handelskammern. 
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ui. 

Die Einrichtung der Gremien ist in dem Entwürfe bcibehaltcn worden , wo- 
mit wir durchaus einverstanden sind. Die bayerische Organisation unterscheidet sich 
dadurch zwar wesentlich von der Hnndelskammergcsetzgcbung anderer Staaten, allein 
die Einrichtung hat sich in Bayern historisch eingclebt und sic dient den Interessen 
der kleineren Plätze, deren wir in Bayern sehr viele haben, recht gut. 

Unser Wunsch wäre allerdings gewesen, dass die Gremialorganisation aus einer 
fakultativen Einrichtung zu einer obligatorischen erhoben würde, dass also der ganze 
Kreis in Gremien cingctcilt würde. Dieser Wunsch ist gewiss auch begründet, da 
mit der fortschreitenden gewerblichen Entwickelung wohl kaum ein Bezirk in Bayern 
existiert, der nicht den Wunsch nach Vertretung seiner Interessen besitzt. 

Nachdem jedoch in dem Entwürfe die Gremienbitdung zunächst wieder als 
fakultative Einrichtung eingesetzt ist, erklären wir uns auch damit einverstanden; 
jedoch dürfte der künftigen allgemeinen Organisation des ganzen Bezirks vorgearbeitet 
werden, indem — worauf wir noch zu sprechen kommen — wenigstens für die Wahl- 
bezirke schon jetzt eine gewisse Organisation vorgenommen wird. 

• 

IV. 

Als „Wä h 1 erg rupp c II 41 sind in dem Entwurf auch jene Kleingewerbe- 
treibenden, welche nicht zur Handwerkskammer wahlfähig sind , also die nichtfirmen* 
berechtigten Kaufleute (Krämer), Gastwirte, Fuhrleute, Schiffer, I’rödler, Gärtner, 
Dienstmänner etc., der künftigen Handelskammer zugetcilt. Gegen die Einbeziehung 
dieser „Wählergruppe II“ richtet sich nun unser Hauptbedenken. 

Mit Aufnahme dieser Gruppe wird von der alten Gewerbekammer, deren Auf- 
lösung doch den Hauptzweck des Entwurfs bildet , wieder ein Stück in die neue 
Organisation hinübergeschlcppt und dadurch deren einheitliche Struktur empfindlich 
geschädigt. Während die Wählergruppe I unseren Anschauungen und Wünschen für 
die künftige Organisation (abgesehen von Kleinigkeiten) durchaus entspricht, brächte 
die Wählergruppc II unseres Erachtens die heterogensten Elemente in das Kammer- 
pienum, wodurch dessen Entschliessungcn nur erschwert und behindert würden. 

Der einzige Grund, warum diese Wählergruppc II dem Entwurf cingcfügt ist, 
liegt wohl nur darin, dass diese Kleingewerbe nach der Reichsgewerbeordnung nicht 
als Handwerk gelten und daher auch nicht in den Bereich der Handwerkskammer 
fallen. Aber noch viel weniger gehören sic doch zur Handelskammer, welche zur 
Vertretung der Interessen von Handel und Industrie berufen ist und für die cs daher 
wohl auch kaum eine bessere Abgrenzung gibt als den Eintrag ins Handels- 
register. Mit letzterem Kriterium ist auch eine Handhabe für die leichte Durch- 
führung der Wahlen geschaffen, wie sic kaum besser gefunden werden kann. 

Der Eintrag ins Handelsregister scheidet die kaufmännisch gebildeten Elemente 
der Gewerbe ab, die sich nach unserer Anschauung zur Aufnahme in die Kompetenz- 
Sphäre der Handelskammer eignen. Selbstverständlich haben die ins Handelsregister 
eingetragenen Mitglieder der betreffenden Branchen aber regelmässig doch noch das 
gleiche gewerbliche Interesse wie die nichtfirmenberechtigten Mitglieder. Es wird 
dadurch auch der Einwand hinfällig, dass die Interessen der betreffenden Kleinge- 
werbe überhaupt nicht vertreten würden. Die ins Handelsregister eingetragenen 
Detailkauflcute vertreten sicherlich die gleichen Interessen, wie die nichtfirmenberech- 
tigten Detaillisten. Ebenso verhält es sich mit den Gärtnereien , grösseren Gastwirt- 
schaften, Fuhrwcrksuntemchmcrn etc., die wegen ihrer kaufmännischen Ausgestaltung 
ins Handelsregister eingetragen sind; ihre gewerblichen Interessen bleiben, ungeachtet 
des Eintrags ins Handelsregister , die gleichen , wie die ihrer nichtfirmcnbercchtigten 
Fachgenossen. 

Die vom Entwurf in der „Wählergruppe II“ gesammelten Kleingewerbe würden 
in der künftigen Handelskammer auch kaum eine beneidenswerte Stellung haben. 
Schon der Zahl nach würde — ganz abgesehen davon , dass wir selbst die im Ent- 
wurf cingeräumtc Anzahl von ein Viertel der Gcsamtmitgjiedcr viel zu hoch erachten 
— diese Gruppe in der absoluten Minorität sein, und auch persönlich dürfte (bei aller 
Achtung vor den Angehörigen jener Gcwerbszweige) ein überwiegender Einfluss der 
Mitglieder der Wählergruppc 1 .stattfinden, so dass die von der Wählergruppc II ent- 
sandten Kammcrmitgliedcr zur Bedeutungslosigkeit verurteilt wären. 
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Wir machen dabei darauf aufmerksam, dass, abgesehen von den Gastwirten, 
kaum eines der bezüglichen Kleingewerbe bisher schon in den Gewerbekammern ver- 
treten war. In den Handelsabtcilungen befanden sich ja wohl regelmässig »bei uns 
seit Jahren zwei) Vertreter des firmenberechtigten Detailhandels, die naturgemass 
auch die Interessen ihrer nichtfirmenberechtigten Kollegen vertraten. Hingegen ist 
uns nicht bekannt, dass in der Gewerbcabteilung jemals Krämer mit reinem Klein- 
handelsgeschäft (also ohne Verbindung mit Handwerksbetrieben) Sitz und Stimme 
hatten. Ebenso befanden sich in den Handelsabteilungen mehrfach Inhaber von Spe- 
ditionsgeschäften, während unseres Wissens niemals ein Fuhrmann in die Gewerbe- 
abteilung gewählt wurde. Die Gärtner suchten und fanden ihre Vertretung meist in 
den landwirtschaftlichen Korporationen. Von den übrigen in Betracht kommenden 
Gewerben, wie den Trödlern, Dienstmännern, Tanz- oder Sprachlehrern ist sicherlich 
niemals ein Vertreter in eine gewerbliche Korporation entsandt worden. 

Unseres Erachtens ist also die Wählergruppe II durchaus überflüssig Wenn 
jenen Kleingewerben doch einmal eine Vertretung gesichert werden soll, so haben 
wir nichts dagegen einzuwenden, wenn für sie eigene Korporationen errichtet werden, 
etwa unter der Bezeichnung „Detaillistenkammcr“ oder sonstwie. Aber wir bitten 
dringend, die künftigen Handelskammern, zu denen die Gruppe durchaus nicht passt, 
davon zu befreien. Nach unseren ganzen Erfahrungen ist kein Zusammenarbeiten der 
Handelskammer mit einem solchen Anhänge möglich ; es ist überhaupt im Rahmen 
der Handelskammern kein Boden für jene Gewerbe, die durch eine allzu theoretische 
Bestimmung der Gewerbeordnung von den ihnen am meisten verwandten Handwerks- 
betrieben getrennt wurden. Diese leider nun einmal bestehende Anomalie der Gesetz- 
gebung darf aber doch nicht dazu dienen, dass die von der Handwerkskammer aus- 
geschlossenen Kleingewerbe nunmehr der Handelskammer überbürdet werden sollen, 
zu der sie sachlich gewiss nicht gehören. 



V. 

Die Wahlen sollen nach dem Entwurf im ganzen Kreise direkt erfolgen. So 
sehr wir gewiss die direkte Wahl als jenen Modus, welcher den neuzeitlichen An- 
schauungen am meisten entspricht , erachten , so haben wir doch gewisse Bedenken 
bezüglich des künftigen Verhältnisses zu den Gremien. Gegenwärtig ist der Vor- 
sitzende jedes Gremiums eo ipso Mitglied der Kammer, künftig wird es von reinen 
Zufälligkeiten abhängen, ob dieses natürliche Verhältnis aufrecht erhalten werden kann. 
Nach dem Entwurf besteht der einzige persönliche Zusammenhang zwischen der 
Kammer und den Gremien darin, dass die zur Kammer gewählten auswärtigen Mit- 
glieder ohne weiteres auch ihrem lokalen Gremium angehören. Wenn nun in einem 
Wahlbezirke mehrere örtlich naheliegende Gremien bestehen — wir verweisen z. B. 
auf unsere ganz benachbarten Gremien Kitzingen, Dettelbach, Marktbreit und Ochsen- 
furt — , so ist es sehr wahrscheinlich, dass verschiedene Gremien überhaupt keine 
persönlichen Beziehungen mehr zur Kammer haben; es fehlt dann eben ein Vertreter 
des betreffenden Gremiums im Kammerplcnum. Das ist nach unseren Erfahrungen 
nicht zweckmässig, vielmehr wünschen wir, dass die einzelnen Plätze auch eine per- 
sönliche Vertretung in unserem Plenum haben sollen und dass die Beziehungen zwischen 
Kammer und Gremien durch öftere Zusammenkunft der Vertreter auch eine persön- 
liche Basis besitzen. 

Unser Vorschlag ginge dahin , dass die nichtorganisierten Teile der Kreise je 
nach ihren wirtschaftlichen Interessen und ihrer geographischen Lage entweder dem 
Kammersitz oder einem Gremium zugetcilt würden. Am Kammersitz würde direkt 
zur Handelskammer, in den Gremialbczirken direkt zum Gremium gewählt, und die 
einzelnen Gremien entsenden je nach ihrer Bedeutung eine entsprechende Anzahl Ver- 
treter in das Kammerplenum. 

Die künftige Handelskammer würde also nach unserem Vorschläge bestehen 

I. aus den am Kammersitz gewählten Vertretern, 

a. aus den Vertretern der Gremien. 

Wir bemerken hierzu noch, dass cs uns aus praktischen Gründen unerlässlich 
erscheint, dass am Kammersitz eine gewisse grössere Anzahl von Mitgliedern wohnen 
müsste, da dies zur raschen kommissioncllcn Erledigung von dringenden Berat ungv 
gegenständen sowohl , als auch zur sicheren Beschlussfähigkeit der Plenarvcrsamcr 
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hingen oft recht wünschenswert ist. Nach dem Entwurf müssen nur der Vorsitzende 
und dessen Stellvertreter am Kammersitzc wohnen. Ein gewisses Korrektiv bietet 
allerdings § io des Entwurfs, wonach die Zahl der in jedem Wahlkreise zu wählenden 
Kammermitglieder durch die Kgl. Krcisregicrung festgesetzt wird. Wir sehen daher 
davon ab, in dieser Beziehung einen bestimmten Antrag zu stellen, bitten jedoch schon 
jetzt, dass bei der Aufstellung der Wahlordnungen auf die tatsächlichen Verhältnisse 
und auf die wünschenswerte Präsenz einer Anzahl von Mitgliedern am Kammersitz 
Rücksicht genommen werden möge. 

VI. 

Die für die Wahl vorgesehene Einteilung nach Berufsgruppen (also 
gewissermassen eine Kurien-Wahl) erscheint uns, wenn die Anordnung auch nur eine 
fakultative ist, als eine Belastung des Wahlgeschftfts, das dadurch ziemlich schwer- 
fällig werden kann. Ohne einen besonderen Antrag hierbei stellen zu wollen, möchten 
wir jedoch schon jetzt bemerken, dass die Einteilung für unsere Verhältnisse nicht 
notwendig erscheint. In unserer Handelsabtcilung ist seit Jahren der Detailhandel 
nach den eigenen Wünschen der Dctaillistcn Vereinigung durch zwei Mitglieder ver- 
treten. Ebenso befinden sich in unserer Handelsabtcilung, soweit sich dies bei der 
gegenwärtigen Beschränkung der Mitglicdcrzahl ermöglichen licss, gleichfalls Ver- 
tretungen der Industrie und des Grosshandels und Bankgeschäfts. Nach unseren Er- 
fahrungen ordnen sich die Interessen der einzelnen Berufsstände in der Kammer ganz 
von selbst bei den Vorbereitungen der Wahlen bezw. bei Zuwahlcn , so dass eine 
eigene Wahlordnungsbestimmung, welche das Wahlgcschäft nur kompliziciter macht, 
unseres Erachtens nicht nötig ist. 

VII. 

Die Kosten der Kammer werden nach dem Entwurf durch den ganzen Kreis 
aufgebracht. Das entspricht gewiss der richtigen Erwägung, dass die Kammer für 
den ganzen Kreis Arbeit leistet und daher auch einen Kostenbeitrag der auswärtigen 
Bezirke beanspruchen kann. 

Schwierigkeiten entstehen nur bezüglich des Verhältnisses zwischen der Kosten- 
erhebung für die Kammer und jener für die Gremien. Aus geschäftlichen Gründen 
ist cs wünschenswert, dass die Erhebung nach einheitlichen Grundsätzen und gleich- 
zeitig erfolgt. Unser Vorschlag ginge daher dahin , dass zunächst ein einheitlicher 
Satz für den ganzen Kreis festgesetzt wird, dass aber der Kammer erlaubt wird, am 
Kammersitz eventuell einen Zuschlag zu diesem Satze zu erheben, und dass ebenso 
den Gremien gestattet wird, für ihren Bezirk und bezw. für ihre Bedürfnisse einen 
Zuschlag zu dem Einheitssatz zu erheben. 

Bei diesem Vorschlag gehen wir davon aus, dass die Einhebung der Kammer- 
beiträge durch die Kgl. Rentämter als Zuschlag zur Gewerbesteuer erfolgt. Es ist 
dies unseres Erachtens der einzig mögliche Weg zur richtigen Einziehung der Kammer- 
beiträge , weshalb wir bitten, diese Mithilfe der Kgl. Rentämter gleich direkt in die 
Verordnung mitaufnehmen zu wollen. 

Hierbei wäre weiter nötig, dass Stcuerrückstände für die Kammer gleich den 
Steuerrückständen für den Staat und die Gemeinde zwangsweise durch die K. Rent- 
ämter beigetrieben würden. Gegenwärtig ist dies bei den Verträgen mit den K. Rent- 
ämtern nicht aufgenoinmen, und es ist daher möglich, dass eine böswillige Verweige- 
rung der Beiträge zur Kammer oder zu den Gremien erfolgen kann, ohne dass eigent- 
lich Mittel zur zwangsweisen Beitreibung zu Gebote stehen. Der Fall kam erst 
kürzlich bei einem unserer Gremien vor. 



VIII. 

Die Zuerkennung der Rechte einer juristischen Person an die Kammern ent- 
spricht einem von uns mehrfach geäusserten Wunsche und wird daher unsererseits 
dankbar begrüsst. 

Wir bitten lediglich, dass dieses Benefiz nicht nur der Kammer, sondern auch 
den Gremien gewährt wird. Denn es ist unseres Erachtens kein Grund vorhanden, 
warum den Gremien diese Rechte vorenthalten bleiben sollen. Andererseits hat es 
sich als dringend wünschenswert erwiesen, dass auch die Gremien das Recht gericht- 
licher Vertretung besitzen. Wie wir bereits oben erwähnten, kam in einem unserer 
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Gremialbezirke kürzlich der Kall einer Beitragsverweigerung vor. Es wäre nichts 
übrig geblieben, als den Klageweg zu bcschrciten; allein das Gremium besitzt ein 
solches Klagerccht eigentlich nicht. 

IX. 

Abgesehen von den bisher behandelten prinzipiellen Punkten gestatten wir uns 
noch, folgende kleinere Anregungen vorzutragen: 

Bei § i des Entwurfs wäre wünschenswert, dass für die Bildung von Gremien 
auch die Begutachtung durch die Kammer selbst aufgenommen würde ; die Kamme: 
wird ja schon jetzt bei bezüglichen Anträgen regelmässig gehört , so dass die Auf- 
nahme der Bestimmung in den Entwurf nur formale Bedeutung hätte. 

Zu dem in § a umgrenzten Gcschflftskrcis der Kammern dürfte noch die Be- 
rechtigung aufzunehmen sein, beeidigte Bücherrevisoren und Dispacheure zu bestellen, 
wie dies auch den ausserbayerischen Kammern eingeräumt ist. 

Bei § 3 wäre allenfalls eine Neuregelung der Vorschriften über das Kammer- 
siege! wünschenswert, da die Ausstattung mit dem geflügelten Merkur recht veraltet 
erscheint. Am geeignetsten dürfte erscheinen, dass das Kanmcrsiegel das kgl. bayr 

Wappen mit der Umschrift ,, Bayer. Handelskammer von zu ** 

enthält. 

Bei § 4 wäre unseres Erachtens die aktive Wahlfähigkeit sämtlicher Vor- 
standsmitglieder von Aktiengesellschaften bezw. Geschäftsführer von Gesellschaften 
m. b. H. und Genossenschaften wieder hcrzustcllen , wie dies auch bisher schon der 
Fall war. Die Aktiengesellschaften und sonstigen firmenbercchtigten Gesellschaften 
repräsentieren in den meisten Fällen so bedeutende Geschäfte und tragen daher aueb 
so wesentlich zu den Kammerkosten bei , dass cs gewiss billig erscheint , den samt 
liehen Vorstandsmitgliedern und Geschäftsführern das Wahlrecht cinzuräumcn, zumal 
ja bei offenen Handelsgesellschaften auch die verschiedenen Inhaber einer und der- 
selben Firma sämtlich Wahlrecht besitzen. 

Zu § 17 wäre eine Änderung erwünscht, dass die Kammer nicht alle sech.' 
Jahre vollständig neugewählt wird, sondern dass, wie bisher, alle drei Jahre eine Er 
gänzungswahl für die Hälfte der Mitglieder stattfindet. Es empfiehlt sich dieser Mode? 
wegen der Kontinuität der Geschäfte. 

Zu § 20 wäre erwünscht, dass für den Vorsitzenden ein erster und dann noch 
ein zweiter Stellvertreter bestimmt wird, da es wohl Vorkommen kann, dass der Vor- 
sitzende und sein erster Stellvertreter gleichzeitig an der Führung der Geschäfte ver- 
hindert sind. Zu der im gleichen Paragraphen behandelten Anstellung eines facb- 
wisscnschaftlichcn Sekretärs und des erforderlichen Hilfspersonals dürfte sich cök 
etwas genauere Regelung der Dienst- und Anstcllungsverhältnissc empfehlen. Primir 
werden ja wohl die Anstcllungsvcrträgc als massgebend in Betracht kommen; sub- 
sidiär aber dürfte sich vielleicht empfehlen, die analoge Anwendung der Bestimmungen 
der Gemeindcordnung anzuordnen. 

In dem vorstehenden Bericht sind bereits die Bestrebungen ein- : 
zelncr (durchaus nicht aller) Gremien erwähnt, welche auf Zersplitterung ) 
der bayerischen Kreise in kleinere Handelskammerbezirke abzielcn. 
um damit die Erhebung einzelner Gremien zu selbständigen Handels- 
kammern herbeizuführen. Aus unserem Bezirk beteiligte sich nament- 
lich das Gremium Aschaffenburg an dieser Agitation, die zunächst 
danach strebte, in £ 1 des Entwurfs das Wörtchen „mindestens“ 
einzuschieben und damit das Prinzip der Kammereinheit für jeden 
Regierungsbezirk zu durchbrechen. Dieses Bestreben kam in einer 
von mehreren Gremien (darunter auch von Aschaffcnburg) an das 
Kgl. Staatsministerium gerichteten gemeinsamen Eingabe vom 
8. August zum Ausdruck. Diese Eingabe kam nicht zu unserer 
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Kenntnis; ihr Wortlaut ist uns bis heute unbekannt geblieben. 
Ausserdem richtete das Bezirksgremium Aschaffenburg unterm 
9. November eine eigene Eingabe in gleicher Angelegenheit an das 
Kgl. Staatsministcrium. Auch von dieser Vorstellung ward uns — 
entgegen der Vorschrift im 4 ; 16 Abs. 4 der Kgl. Allerhöchsten 
Verordnung — keinerlei Mitteilung; das Gremium Aschaffenburg 
weigerte sich vielmehr auf unser Ersuchen, uns eine Abschrift der 
Eingabe zu übermitteln, und erst auf direkte Anordnung der Kgl. 
Regierung erhielten wir am 21. April 1908 die gewünschte Aus- 
fertigung und damit wenigstens Kenntnis von dem Schritte unseres 
Bezirksgremiums Aschaffenburg. Sachlich bemerken wir zu den 
Ausführungen in der erwähnten Aschaffcnburger Eingabe, dass darin 
die Verhältnisse keineswegs richtig dargestellt sind; vielmehr be- 
kunden die Darlegungen eine auffallende Unkenntnis der örtlichen 
Verhältnisse. Insbesondere müssen wir den in der Aschaffcnburger 
Eingabe unternommenen Versuch, die geschäftliche Bedeutung von 
Würzburg herabzusetzen, entschieden missbilligen. So sagt die 
Aschaffcnburger Eingabe gleich in der Einleitung: 

„Der Unterschied beider Plätze (Würzburg und Aschaffcnburg) lässt sich kurz 
dahin präzisieren: Die Bevölkerung Würzburgs und seiner Umgebung findet ihren 
Unterhalt im wesentlichen im Ackerbau, Obst* und Weinbau, Aschaffenburg dagegen 
ist ein durchaus industrieller Platz.“ 

Eine derartige „Präzisierung“ ist denn doch eine total schiefe. 
Der Platz Würzburg verleugnet gewiss nicht sein hohes Interesse 
an einer blühenden landwirtschaftlichen Umgebung; aber deswegen 
ist die Würzburger Bevölkerung doch gewiss nicht vorwiegend 
„ackerbautreibend“, sondern ihr Erwerbsleben konzentriert sich — 
abgesehen von den wichtigen wissenschaftlichen Instituten (Uni- 
versität) — in Handel, Industrie und Gewerbe. Der Ver- 
fasser der Aschaffcnburger Eingabe scheint unseren wichtigen und 
entwickelten Würzburger Handel mit Wein, Getreide, Drogen und 
Kolonialwaren, Holz, Baumaterialien, Eisen usw. gar nicht zu kennen, 
ebenso geht er auch, sei es mit oder ohne Vorwissen, über die Tat- 
sache hinweg, dass Würzburg der Sitz zahlreicher bedeutender i n - 
dustrieller Werke (Exportbraucrei, Maschinenfabrikation, Zement- 
nnd Steinindustrie, Tabakfabrikation, Buchdruckerei, Tabakindustrie, 
Möbelfabrikation u. a. m.) ist. Wir sind weit entfernt davon, etwa 
die geschäftliche Bedeutung von Aschaffenburg herunterzusetzen ; im 
Gegenteil, wir haben stets nach besten Kräften die gewerbliche 
Entwickelung aller unserer Kreisplätze zur Geltung und Anerkennung 
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zu bringen gesucht. Andererseits müssen wir aber natürlich auch 
jedem Versuch, unsere grösste und wichtigste Kreisstadt, Würzburg, 
herunter zu würdigen, entschieden entgegentreten. 

Ebenso anfechtbar sind auch verschiedene andere Deduktionen 
der Aschaffenburger Eingabe; so namentlich der Versuch, mit 
Gruppierungen statistischer Ziffern die Bedeutung Aschaffenburgs 
zuungunsten von Würzburg hervorzuheben, ferner die Tendenz, einen 
verkehrspolitischen Gegensatz zwischen Aschaffenburg und Würzburg 
zu konstruieren, obgleich doch beide Städte an der gleichen Ver- 
kehrsroute liegen und obgleich — wie jeder Kenner der Verhält- 
nisse weiss — die geschäftlichen Beziehungen Würzburgs genau 
wie die Aschaffenburgs in überwiegendem Masse nach dem Rhein- 
gebiet und nach Norddeutschland gravitieren. Mit aller Entschieden- 
heit aber müssen wir vor allem unsere Kammer gegen den auch m 
der Aschaffenburger Eingabe enthaltenen Vorwurf verwahren, dass 
unsere Kammer in wirtschaftlichen Fragen nur die Interessen am 
Kammersitze vertrete und die Aussenbezirke majorisiere. Gerade 
das Gegenteil ist wahr. Wir haben mit wirklich ehrlichem Willen 
stets danach gestrebt, die Interessen des ganzen Kreises nach besten 
Kräften zu vertreten, und wir haben in den unseres Wissens mir 
sehr seltenen Fällen, wo allenfalls irgend welche Interessengegen- 
sätze bei Beurteilung wirtschaftlicher Fragen hervorgetreten sind, 
stets in konziliantester Weise eine Vereinigung der Wünsche her- 
beizuführen gesucht, wie wir überhaupt den Gremialvertretern stet- 
in loyalster und freundlichster Weise entgegenzukommen trachteten 
Wenn daher das Aschaffenburger Gremium seine Sonderwünsche 
hinter dem Rücken unserer Kammer vertreten will, so sollte es sich 
doch anderer Mittel bedienen, als der in der erwähnten Eingabe 
gebrauchten Methode! 

Unsere Anschauung, dass bei Aufnahme des Wörtchens , .min- 
destens“ in § I der Kgl. Verordnung sofort die Bestrebungen aul 
Gründung weiterer, kleinerer Kammern und auf Zersplitterung der 
Kreisorganisation hervortreten würden, hat sich bereits bewahrheitet 
Die Kgl. Allerh. Verordnung vom 25. Februar 1908 besagt in § 1 
„Für jeden Regierungsbezirk hat mindestens eine Handelskammer 
zu bestehen“. Kaum war diese Verordnung publiziert, so wandtt 
sich das Gremium Aschaffenburg mit Eingabe vom 1 1 . März aber- 
mals an das Kgl. Staatsministerium mit der Bitte, die Errichtutu 
einer Handelskammer in Aschaffenburg verfügen zu wollen. Auch 
von dieser Eingabe erhielten wir seitens des Gremiums Aschaffen- 
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bürg keinerlei Kenntnis; vielmehr erfuhren wir davon erst auf An- 
ordnung der Kgl. Regierung. — 

Abgesehen von der erwähnten Bestimmung in § I bringt die Kgl. 
Allerhöchste Verordnung vom 25. Februar 1908 eine Neuordnung 
des Handelskammerwesens, das in den wesentlichen Punkten unseren 
Wünschen entspricht, so insbesondere die Aufhebung der Gewerbe- 
abteilung, die obligatorische Organisation des ganzen Kreises, die 
Wahl im ganzen Kreis mit Beibehaltung der Gremien, die gleich- 
massige Kostenverteilung, die Verleihung der Rechte der juristischen 
Person an die Kammer u, a. m. Eine überraschende Neuerung in 
der Kgl. Verordnung bildete die Einrichtung eines Ausschusses für 
die Handelsgehilfen und technischen Angestellten; wie sich dieser 
Ausschuss und ebenso der Ausschuss für die nicht zum Handwerk 
gehörigen Kleingewerbetreibenden bewähren, kann sich erst in der 
Praxis zeigen. — ln Unterfranken sind dank der raschen und rich- 
tigen Anordnung der Kgl. Regierung die Vorarbeiten für die Kammer- 
wahlen bereits betätigt, so dass die künftige Handelskammer 
bereits mit Beginn des 2. Halbjahres 1908 ihre Konstituierung be- 
werkstelligen und ihre Tätigkeit aufnehmen könnte. 



Vom Kgl. Staatsministerium ging uns folgende auf die Praxis 
der geprüften Rechtspraktikanten bei Industrie- und 
Handelsfirmen bezügliche Entschliessung vom 4. Mai zu: 

Durch § 2 der Allerh. Verordnung vom 4. Januar 1901 , die Praxis der Be- 
werber um Anstellung im höheren Justizstaatsdienste betreffend (Ges. u. 
V.-Bl. ä. 31) ist den geprüften Rechtspraktikanten die Möglichkeit eröffnet, durch Be* 
schäftigung bei grösseren kommerziellen und industriellen Unternehmungen und An- 
stalten einen Einblick in das praktische Erwerbsleben und Verständnis für dessen 
Bedürfnisse zu gewinnen Die Erwartungen, welche sich an die Durchführung dieser 
Bestimmung knüpften, haben sich aber nur in geringem Umfange erfüllt. Es haben 
zwar eine Reihe von Rechtspraktikanten bei Banken Beschäftigung genommen, aber 
in der Absicht, dort dauernd ihr Unterkommen zu finden. Auch haben einige Rechts- 
praktikanten die Stelle eines Sekretärs bei Handels- und Gewerbekammern über- 
nommen, aber zunächst nicht zum Zwecke ihrer Fortbildung, sondern um auf längere 
Zeit Verdienst zu haben. Fälle, in denen Rechtspraktikanten nur zum Zwecke der 
Fortbildung bei kommerziellen und industriellen Unternehmungen und Anstalten einge- 
treten wären, sind der Kgl. Staatsregierung nicht bekannt geworden. Der Grund hier- 
für wird wohl in erster Linie darin zu suchen sein, dass die jungen Leute sich scheuen, 
sich auf die Gefahr hin, abgewiesen zu werden, an Unternehmungen und Anstalten 
der bezeichneten Art zu wenden und um Aufnahme zum Zwecke ihrer Fortbildung 
zu bitten. Das Kgl. Staatsministerium der Justiz hat nun in Anregung gebracht, es 
möchten die Handels- und Gewerbekammern veranlasst werden, für die einzelnen 
Handelskammerbezirke festzustellen und zu berichten, welche Institute, An- 
stalten. Unternehmungen, Geschäfte usw. für die Fortbildung der 
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Rechtspraktikanten in Betracht kommen können, und ob sie zur Auf- 
nahme von Rechtspraktikanten bereit sind. Sehr erwünscht wäre cs hier- 
bei , wenn namentlich die grossen Banken für die Mitwirkung zu dem bezeichnelcn 
Zwecke gewonnen werden könnten. Bemerkt wird, dass auch in Preusscn der Vor- 
schlag gemacht worden ist, die Gerichtsassessoren sich zunächst ein Jahr lang in 
einem kaufmännischen oder industriellen Betriebe beschäftigen zu lassen , der ihnen 
von den Handelskammern zugewiesen werden soll. 

Wir forderten gemäss dieser Ministerialentschliessunjj jene 
Industrie- und Handelsfirmen, welche sich zur Aufnahme geprüfter 
Rechtspraktikanten bereit erklären würden, zur Anmeldung auf, wo- 
bei wir darauf hinwiesen, dass die von den Handels- und Gewerbe- 
kammern als für die Fortbildung der Rechtspraktikanten geeignet 
und bereit bczeichneten Stellen im Justizministerialblatte und Finanz- 
ministerialblatte veröffentlicht würden; die Veröffentlichungen würden 
nach Einvernahme der Handels- und Gewerbekammem über etwaige 
Veränderungen in periodischen Zwischenräumen wiederholt werden 
Die darauf erfolgten Anmeldungen legten wir mit Bericht vom 1 3. Juni 
dem Kgl. Staatsministerium vor. 

Zur gleichen Frage erging weiter folgende Entschliessung des 
Kgl. Staatsministeriums vom 24. November, worin auch die Auf- 
nahme geprüfter Rechtspraktikanten zur Praxis bei der Kammer 
selbst angeregt wurde: 

Auf Grund der cingelaut'encn Berichte der Handels- und Gewerbekammern hat 
das K. Staatsministerium der Justiz mit Bekanntmachung vom 5. ds. Mts. Nr. 39793 
(J.-M.-Bl. S. 393fr.) ein Verzeichnis der Institute, Anstalten, Unternehmungen und 
Firmen veröffentlicht, die zur Aufnahme von geprüften Rechtspraktikanten bereit sind. 

In dem Verzeichnisse sind u. a. auch die Handels- und Gewerbekammem vor. 
Oberbayern und von Mittelfranken angeführt, da sich diese beiden Handelskammern 
bei der Umfrage vom 4. Mai 1 . Js. zur Beschäftigung geprüfter Rechtspraktikanten 
besonders bereit erklärt hatten; die übrigen Handels- und Gewerbekammem haben 
bisher zu dieser Frage keine Stellung genommen. Mit Rücksicht darauf, dass sich 
die Handels- und Gewerbekammern in erster Linie zur weiteren Ausbildung von ge- 
prüften Rechtspraktikanten eignen, wird die Handels- und Gewerbekammer veranlasst, 
sich ebenfalls zu erklären , ob sie zur Aufnahme von geprüften Rechtspraktikanten 
bereit Ut. 

Die Handels- und Gewerbekammer würde bejahenden Falles bei der in Aus- 
sicht genommenen F.rgänzung des Verzeichnisses zugleich mit den Firmen etc., welche 
sich nachträglich noch zur Aufnahme von Rechtspraktikanten bereit erklärt haben, 
angeführt werden. 

Das Verzeichnis soll, wie bereits in der Entschliessung vom 4. Mai I. Js. be- 
merkt wurde, in periodischen Zwischenräumen veröffentlicht werden. 

Die Handels- und Gewerbekammer wird daher veranlasst, jährlich bis 1. Ok- 
tober zu berichten, welche Firmen etc. des Kammerbezirks aus dem Verzeichnis xu 
streichen beziehungsweise neu in dasselbe aufzunehmen sind. 

Inzwischen hatten wir bereits selbst Veranlassung genommen, 
die Anstellung eines Praktikanten, die auch zur Unterstützung unseres 
Syndikus angezeigt schien, vorzubereiten ; wir schlossen demgemäss 
mit dem geprüften Rechtspraktikanten, Dr. Valentin Steinert, eine 
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Vereinbarung bezüglich Eintritts bei unserer Kammer ab. Unser 
Bericht an das Kgl. Staatsministerium, den wir am I. Januar 1908 
erstatteten, lautete daher: 

Die Handels- und Gewerbekammer von Unterfranken und AschafTenburg erklärt 
sich bereit, geprüfte Rechtspraktikanten zur weiteren Ausbildung aufzunehmen. 

Mit Rücksicht auf die Bekanntmachung des Staatsministeriums der Justiz vom 
5. November 1907 Nr. 3979a ist bereits der geprüfte Rechtspraktikant Dr. Valentin 
Stein er t aus Königshofen im Grabfeld zur weiteren Praxis bei der unterfertigten 
Handelskammer vom 1. Januar 1908 ab aufgenommen worden. 

Im Interesse einer durchgreifenden Ausbildung der geprüften Rechtspraktikanten 
in volkswirtschaftlicher Hinsicht einerseits, im Interesse stabiler Verhältnisse bei der 
Handelskammer andererseits erscheint es wünschenswert , dass sich die geprüften 
Rechtspraktikanten verpflichten, mindestens für ein Jahr bei der unterfertigten Handels- 
kammer zu praktizieren. Demgemäss wurde auch mit dem obengenannten geprüften 
Rechtspraktikanten , vorbehaltlich der Genehmigung hohen Kgl. Staatsministeriums, 
bereits Vereinbarung über eine einjährige Dienstzeit (vom 1. Januar bis 31. Dezember 
1908} getroffen. 

Dieser Bericht fällt ja bereits über die Berichtsperiode hinaus. 
Der vollständigen Darlegung der Angelegenheit wegen, glaubten wir, 
ihn aber bereits heuer erwähnen zu sollen. Ebenso berichten wir, 
dass wir auch auf eine Entschliessung des Kgl. Staatsministeriums 
des Innern vom 17. Januar 1908 uns bereit erklärten, geprüfte Prakti- 
kanten, welche die Anstellung im Staatsdienst der inneren Ver- 
waltung anstreben, bei unserer Kammer aufzunehmen. Unser be- 
züglicher Bericht vom 24. Januar 1908 lautete: 

In Erledigung der Entschliessung vom 17. ds. Nr. 37773 erklären wir uns bereit, 
auch solche geprüfte Rechtspraktikanten, welche die Anstellung im Staatsdienste der 
inneren Verwaltung anstreben, behufs Ausbildung in wirtschaftlichen Fragen aufzu* 
nehmen. Aus Gründen des Dienstes und auch in Rücksicht auf die genügende Aus- 
bildung der Praktikanten müssen wir jedoch eine dauernde Praxis von mindestens 
einem Jahre ausbedingen, wie wir dies auch mit dem seit 1. Januar ds. Js. bei uns 
beschäftigten geprüften Rechtspraktikanten, Herrn Dr. Valentin St e inert, vereinbart 
haben. Mehr als einen Rechtspraktikanten können wir vorläufig nicht aufnehmen. 



Wie in den Vorjahren erfolgten seitens der Kammer die 
regelmässigen Wahlen zu verschiedenen bürgerlichen Ehrenämtern. 

Zu Kgl. Handelsrichtern am Kgl. Landgericht Wiirzburg 
wurden gemäss unseren Vorschlägen Fabrikdirektor Dr. Friedrich 
F' i c k , Bankdirektor Oskar H u t h , Schaumweinfabrikant Kommerzien- 
rat Franz Josef Lang, Fabrikant Hermann Reiss und Kaufmann 
Hermann Rückoldt ernannt. 

Zur Gewerbesteuer-Berufungskommission benannten wir im 
Wege der Ersatzwahl 
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I. als Mitglieder die Herren Karl Stadelmann, Fabrikbesitzer 
in Aschaffenburg, Georg Geiger, Kaufmann und kgl. 
Handelsrichter in Würzburg und Georg Brehm, kgl. Hof- 
lieferant in Würzburg; 

1 . als Ersatzmänner die Herren Gustav Kornacher, Kauf- 
mann in Schweinfurt, Friedrich Pfister, Kaufmann in 
Wiirzburg und Louis Faulhaber, Kaufmann in Miltenberg 



Ein Überblick über die während des Berichtsjahres ab- 
gehaltenen Sitzungen ergibt sechs Plenarsitzungen. Mit vier 
dieser Sitzungen waren geheime Sitzungen verbunden, in welchen 
insbesondere die Personalfragen, sowie einige als vertraulich bezeichnete 
Gegenstände zur Verhandlung kamen. Daneben fand eine grössere 
Anzahl von Vorstands- und Kommissionsberatungen statt, insbesondere 
jeweils über Etats-, Rechnungs- und Jahresberichtsangelegenheiten 
ln der Hauptsache dienten sie zur Vorberatung der Gegenstände 
in den Plenarsitzungen , in verschiedenen Fällen aber auch zur 
sofortigen Beschlussfassung ; es geschah dies insbesondere bei 
dringenden Angelegenheiten, welche keinen Aufschub erleiden durften 
in welchen jedoch die Vorstandschaft erst den Rat dieser Mitglieder 
einholen wollte, ferner in Fragen, deren Natur die öffentliche Ver- 
handlung nicht zuliess. 

ln den Einlauf der Kammer kamen während des Berichtsjahre- 
rund 6000 Schriftstücke, wobei zu bemerken ist, dass die auf einen 
Betreff bezüglichen Einläufe , z. B. die Antwortschreiben auf Zu- 
stimmungsgesuchc oder die Eingänge auf eine veranstaltete Enquete 
ferner die von den Distriktspolizeibehörden quartaliter eingesandten 
Gewerbeanmeldungslisten für die Berichtigung und Vervollständigunv 
der Handelsregister stets nur einfach gezählt wurden, sowie dass in 
der Aufzählung die kurzhändig erledigten Sachen, insbesondere die 
zahlreichen Anfragen der Registergerichte, Geschäftsbriefe 
Erkundigungen, überhaupt kleinere Korrespondenzen, sowie endlich 
auch sämtliche Beiträge zum Jahresberichte nicht einbegriffen sind 
Von obiger Zahl der Einläufe gaben über 2000 Anlass zu Antwort- 
schreiben, Eingaben etc. 

Im Auslaufjournal sind über 2200 Nummern aufgeführt 
Doch sind auch hier einerseits die auf einen Betreff bezüglicher 
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Gegenstände (Rundschreiben, namentlich über Eisenbahn-Tarifierungs- 
fragen, ferner Drucksachen etc.) zu einer Nummer zusammengefasst, 
andererseits kleinere Korrespondenzen, wie Erledigungen von kurzer 
Hand, die sehr zahlreichen kleineren Gutachten an die Register- 
gerichte, Zustimmungs- und Dankesschreiben, Auskünfte an Private 
etc., die stets in grosser Anzahl Vorkommen, nicht eigens aufgezählt. 
Ebenso ist die Ausstellung von Ursprungszeugnissen sowie die 
Enquete für den Jahresbericht nicht mit einbegriffen. 

Unter den Korrespondenzen, die meistens direkt durch das 
Bureau erledigt wurden, erwähnen wir namentlich die sehr zahl- 
reichen Auskünfte und Benennungen von Adressen für Behörden 
wie für Private, ferner Gratulations- und Kondolat ionsschreiben aus 
persönlichen Anlässen, weiter die Benennung von Prozessachver- 
ständigen für die Gerichte, Gutachten über Tarifmassnahmen und 
Registergerichtsfragen, Rechtsgutachten über Handelsbräuche etc. etc. 
Bei der vertraulichen Natur vieler dieser Korrespondenzen, oder weil 
sie nur für die zuständigen Behörden und Privatpersonen von Inter- 
esse sind, nehmen wir von einer ausführlichen Berichterstattung 
hierüber Umgang. 



Mit der Ausgabe unserer „Mitteilungen“, welche den Kammer- 
mitgliedern, den Gremien, sonstigen Interessenten, namentlich zahl- 
reichen Firmen, endlich auch der Presse kostenlos zugestellt werden, 
wurde fortgefahren. Den Hauptinhalt dieser Mitteilungen bilden die 
Sitzungsprotokolle der Kammer; dazu kommen regelmässig aber 
auch noch sonstige wissenswerte und für die Geschäftswelt inter- 
essante Angaben, insbesondere wichtigere Ministeral- und Regierungs- 
Entschliessungen, Verkehrsmitteilungen, statistische Notizen etc. 

Ausserdem wurden der Tages- und Fachpresse zahlreiche 
Artikel und Notizen durch unser Bureau zur Verfügung gestellt und 
von den Redaktionen durchweg in dankenswerter Weise verwertet. 
Im Berichtsjahre sind wir auch dazu übergegangen, einzelne Be- 
kanntmachungen, deren periodische Wiederkehr in der Presse 
■wünschenswert erschien, z. B. Hinweise auf die Patentschriften- 
Auslagestelle, in Form von Inseraten zu veröffentlichen. 
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il. Auswärtiger Handel, Zollwesen und Zollein’ 
richtungen. 

Der auswärtige Handel hängt naturgemäss in der Hauptsache 
von der Zollpolitik ab. War es zu Ende des Berichtsjahres 1906 
noch nicht möglich, die Wirkungen des erst am I. März 1906 in j 
Kraft getretenen Zolltarifs zu überschauen, so lassen sich zu Ende 
des Berichtsjahres 1907 die Begleiterscheinungen des Zolltarifs kurz 
skizzieren. Zwei Umstände haben vor allem dazu beigetragen, dass 
der Einfluss unserer Schutzzollpolitik in der gesamten Volkswirt 
Schaft zum Ausdruck kam. Einmal sind die vor Inkrafttreten des 
Zolltarifs aufgehäuften Vorräte aufgebraucht. Dies machte sich 
namentlich im Getreidehandel bemerkbar. Solange noch Getreide, 
dem die Vorteile des alten Tarifs zugute gekommen w r aren, ver- 
fügbar war, waren die Wirkungen der agrarischen Schutzzölle kaum 
zu verspüren, während sie sich im verflossenen Jahre, da die In- 
landsvorräte erschöpft waren, in ihrer vollen Schärfe zeigen konnten 
Dazu kam, dass die Getreideeinfuhr nach Deutschland infolge aus- 
ländischer Missernten bedeutend zurückging, so dass die Getreide- 
preise im Inland eine ungeahnte Höhe erreichten. Dann liess auch 
die gegen Ende des Berichtsjahres einsetzende sinkende Konjunktur 
erkennen, in welchem Masse die Zölle den auswärtigen Handel be- 
einflussten. Die Hochkonjunktur spannt alle Kräfte für den Absatz 
im Inland an, während die Industrie bei der absteigenden Linie der 
Hochkonjunktur für günstige Absatzgelegenheit im Ausland sorgen 
muss. Hier zeigte sich, dass der Export bedeutend erschwert wurde 
Namentlich hatte die Maschinenindustrie unter den hohen Zöllen 
schwer zu leiden. Die hohen Schutzzölle Hessen die dortige heimi- 
sche Industrie erstarken und konkurrenzfähig werden, so dass die 
inländische Industrie grossen Ausfall im Export, wenn nicht über- 
haupt in manchen Ländern einen Verlust des Absatzgebietes zu 
verzeichnen hatte. 



Die bisherige mangelnde Beteiligung süddeutscher Firmen an 
den Lieferungen für das Kolonialamt einerseits, der nicht zu unter- 
schätzende Bedarf unserer Kolonien an Inlandserzcugnissen anderer - 
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seits hat uns veranlasst, beim Rcichskolonialamt mit der Bitte vor- 
stellig zu werden, dass auch bayerische Firmen bei den Lieferungen 
für das Kolonialamt tunlichst berücksichtigt würden. Auf unsere 
Vorstellung erhielten wir vom Reichskolonialamt folgende Antwort 
vom 7. Nov. : 

Die öffentlichen Ausschreibungen des Reichskolonialamts erfolgen in sechs 
deutschen Submissionsanzcigern, unter denen sich auch das Blatt «Süddeutsche Bau- 
hütte, München“ befindet. Ausserdem werden die Verdingungsunterlagen den Handels- 
kammern der grösseren Städte Deutschlands zum Aushängen bezw. Auslegen zugesandt. 
Firmen, welche sich für die Lieferungen im Bereiche der Kolonialverwaltung interes- 
sieren, können die gütigen Vorschriften gegen Erstattung von 0,20 Mk. für das Stück 
vom Reichs-Kolonialamt beziehen. Den Firmen, die sich an der Bewerbung um Liefe- 
rungen beteiligen wollen, die in engerem Kreise ausgeschrieben werden, oder die auf 
freihändige Auftragerteilungen rechnen wollen, wird empfohlen, dem Reichs-Kolonialamt 
neben der Aufgabe ihrer Adresse Kataloge, Preislisten, Offerten usw. einzusenden. Sie 
werden in das Lieferantenverzeichnis aufgenommen. Auf besonderen Antrag werden 
den Firmen gegen jedesmalige Erstattung der Selbstkosten alle Ausschreibungen ohne 
weiteres zugestellt. Da die Schutzgebietsverwaltungen angewiesen sind , soweit es 
ihnen möglich ist , ihren Bedarf durch unmittelbar ohne Zuhilfenahme des Reichs- 
Kolonialamts zu bewirkende Beschaffungen zu decken, ist den Firmen die gleiche 
Eingabe, wie an das Reichs-Kolonialamt, an die einzelnen Gouverments in Daressalam, 
Windhuk, Buea, Herbertshöhe, Lome und Apia sehr zu empfehlen. 

Es gab auch Anzeichen für Anknüpfung von direkten Handels- 
beziehungen zwischen den einzelnen Gouvernements und bayerischen 
Firmen. So hat sich der Kaiserliche Gouverneur von Deutsch-Neu- 
Guinea wegen Einreichung von Angeboten für eine Druckerei-Ein- 
richtung an uns gewendet. Wir haben die Anfrage an die in Be- 
tracht kommenden hiesigen Fabriken zur Einreichung von Offerten 
weiter gegeben. 



Die überaus schwierige Lage des auswärtigen Handels hat eine 
Anzahl bayerischer Exporteure veranlasst, die Exportfirmen Bayerns, 
die* nicht gleichzeitig Fabrikanten sind, zur besseren Wahrung ge- 
meinsamer Interessen in eine Vereinigung zusammenzuschliessen. 
Auf Ersuchen der Vereinigung bayerischer Exportfirmen haben wir 
eine Anzahl von Handelsfirmen unseres Kammerbezirkes namhaft 
gemacht, deren Absatzgebiet ganz oder teilweise im Auslande ge- 
legen ist. 



Der Handelsvertrag zwischen Deutschland und Spanien ist auch 
im verflossenen Jahre nicht zum Abschluss gekommen. Wie wir 
im Berichtsjahre 1906 uns bemühten, die für unsere Maschinen- 

9 * 
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industrie sehr gefährlichen Bestimmungen des Vertrages zu beseitigen 
oder wenigstens zu mildern, so haben wir auch im Jahre 1907 nicht 
verfehlt, auf eine bessere Position unserer Maschinenindustrie be- 
sonders der Schnellpressenindustrie im Handelsvertrag hinzuwirken. 
Der Vorstand unserer Kammer hat gelegentlich einer Vorstellung 
bei Seiner Exzellenz dem Herrn Ministerpräsidenten von Podewils 
Anlass genommen, den Wunsch der Würzburger Schnellpressen- 
industrie nach einer eigenen ermässigten Zolltarifposition im Handels- 
vertrag mit Spanien nachdrücklichst mündlich zu befürworten. Seine 
Exzellenz interessierte sich offensichtlich für diese Frage und teilte 
bei der später stattfindenden Sitzung der Zentralstelle mit, dass die 
Bayerische Staatsregierung sofort bei der Reichsregierung in dieser 
Angelegenheit nochmals vorstellig geworden sei. 



Die Absicht der Reichsregicrung, von dem in Deutsch-Süd- 
westafrika eingeführten Biere vom 1. März 1907 einen Eingangszoll 
von 15 Pfennig für das Kilo Bruttogewicht zu erheben, hat bes 
den Bayerischen Exportbrauereien, die an der Bierausfuhr nach 
Dcutsch-Südwestafrika stark beteiligt sind, grosse Beunruhigung 
hervorgerufen. Der Bayerische Brauerbund hat in einer Eingabe an 
den Bundesrat gebeten, es möge einer solchen Zollbehandlung 
deutschen Bieres die Zustimmung versagt werden; wir haben das 
Gesuch des Bayerischen Brauerbundes durch folgende Vorstellung 
an das Kgl. Staatsministerium vom 13. März unterstützt: 

Der „Bayerische Braucrbund" hat mit Hingabe vom 28. v. Mts. an den Bundesrat 
des Deutschen Reiches die Bitte gerichtet, dass 

*. fflr die Einfuhr deutschen Bieres in Deutsch-Südwestafrika Zollfreiheit zugestandrn 
wird wie bisher, 

2. falls dies nicht zu machen ist, für Fassbier doch nur das Bier selbst mit dem 
Zoll belegt wird (also Nettoverzollung), nicht aber das ganze Bruttogewicht 
ihm verfällt. Deshalb wird beantragt, jedenfalls für die Fassumhüllungcn die 
Rückvergütung des fflr sie gezahlten Zolles bei Rücksendung der leeren Fässer 
zuzulassen. 

3. Ingleichen wird für Flaschenbiersendungen in erster Linie Zollfreiheit beantragt 
oder doch lediglich ein Ncttozoli vom Gewicht des Bieres selbst. 

Nach dem Gutachten der hiesigen, am Export beteiligten Brauindustrie ent- 
sprechen diese Anträge sowie die Begründung derselben durchaus den Tatsachen. 
Die Wiedereinführung eines Zolles, noch dazu in der beabsichtigten Höhe von 1 5 Ffg. 
pro Kilo Bruttogewicht, in Deutsch-Südwest-Afrika würde für die deutschen Brauereien 
eine beträchtliche Schädigung ihres Absatzes und eine Minderung ihrer Ausfuhr, die 
z. Zt. in erfreulichem Aufschwung begriffen ist, bewirken. Gegen den BruttoxoH 
spricht weiter das un verhältnismässig hohe Gewicht der Emballagen (eiserne Fässer, 
bezw. Haschen und Kisten), wodurch sich der Zoll fflr das Bier auf 21—25 P%* pfo 
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Liter Fassbier und auf 25 Pfg. pro Flasche zu 60 — 70 Zentiliter Inhalt (Ale-Flaschen; 
berechnen würde. Die höhere Belastung des deutschen Bieres würde die Wett- 
bewerbsfähigkeit gegenüber dem als Konkurrent hauptsächlich in Betracht kommenden 
englischen Biere empfindlich beeinträchtigen. 

Wir bitten daher, die Kgl. Bayer. Staatsregicrung wolle im Bundesrate des 
Deutschen Reiches Hochgeneigtest für die Anträge des Bayerischen Brauerbundes 
cintreten. 

Das Kgl. Staatsministerium erteilte in dieser Sache unterm 
11. Mai folgenden Bescheid: 

Auf die Eingabe vom 1. März 1. Js. (B. Nr. 68) wird nach Benehmen mit dem 
Staatsministcrium der Finanzen erwidert, dass die unter Ziffer 2 und 3 der an den 
Bundesrat gerichteten Eingabe vorgebrachten Wünsche des Bayerischen Brauerbundes 
dem Auswärtigen Amte, Kolonialabteilung, zur tunlichsten Berücksichtigung bei einer 
künftigen Änderung des Zolltarifs für das südwestafrikanische Schutzgebiet wärmstens 
empfohlen worden sind. Eine einseitige Gewährung der erbetenen Zollvergünstigungen 
für deutsches Bier würde die Kgl. Bayerische Regierung aus allgemeinen handels- 
politischen Erwägungen für bedenklich erachten. 

Unsere Vorstellung betreffend die Verzollung von Bier in 
Brasilien vom 16. Oktober 1906 (vgl. Jahresbericht 1906 S. 24) 
fand durch folgende Entschliessung des Kgl. Staatsministeriums vom 
4. Mai 1907 ihre Erledigung: 

Auf den Bericht vom 16. Oktober vor. Js. Nr. 1024 wird nach Benehmen mit 
dem Kgl. Staatsministerium der Finanzen erwidert, dass gegen die etwaige unter- 
schiedliche Behandlung des Bieres deutscher Herkunft und des Bieres englischer 
Herkunft in Brasilien Einwendungen mit Erfolg nicht geltend gemacht werden können, 
da zurzeit zwischen dem Deutschen Reiche und Brasilien einschlägige vertragliche 
Abmachungen nicht bestehen. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, dass nach einem Artikel auf Seite 1 der 
„Frankfurter Zeitung* Nr. 354 vom 23. Dezember vor. Js. die in Frage stehende 
Zollerhöhung auf Bier mit Ausnahme des Schwarzbieres Marke „Guiness“ englischer 
Herkunft — auf Betreiben brasilianischer, seinerzeit mit deutschem Kapital gegründeten 
und von deutschen Technikern geleiteten Brauereien erfolgt sein soll. 

Von Erfolg war dagegen unsere Eingabe an das Kgl. Staats- 
ministerium betreffend die Ausfuhr von getrockneten Kälbermagen 
nach den Niederlanden vom 19. September 1906 (vgl. Jahresbericht 
1906 S. 25) begleitet. Wir erhielten vom Kgl. Staatsministerium 
unterm 12. November 1907 folgenden Bescheid: 

Anruhend folgt die Übersetzung einer im niederländischen Ministerium für 
Landwirtschaft, Industrie und Handel bearbeiteten Notiz, welche dem Kaiserlich 
Deutschen Gesandten im Haag zur Verfügung gestellt worden ist. 

Hiernach ist die Vorlage von Gesundheitszeugnissen für die von Deutschland 
nach den Niederlanden cingcführten getrockneten Kälbermagen nicht erforderlich. 

Die betreffende Firma ist hiervon zu verständigen; auch wird der Handels- und 
Gewerbekammer anheimgegeben, nach einiger Zeit über die Entwickelung des Exports 
in getrockneten Kälbermagen nach den Niederlanden zu berichten. 

Die im Bescheid angeführte Notiz lautet in deutscher Über- 
setzung: 

Die Einfuhr von Kälbermagen ist in den Niederlanden aul Grund des König- 
lichen Beschlusses vom 8. Dezember 1870 (Staatsblatt Nr. 194) verboten. 

Die Kommissare der Königin sind infolge ministerieller Verfügung vom 11. März 
1 885 durchgehends ermächtigt, von diesem Verbot Ausnahmen unter gewissen Be- 
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dingungcn zu gestatten, worunter auch die: dass bei der Einfuhr eine Bescheinigung 
vorgelegt werde, aus der zur Genüge hervorgeht, dass die einzufQhrcnden Artikel aus 
einem von Viehseuchen nicht heimgesuchten Orte stammen. 

Ausserdem werden in der Regel die Kommissare der Königin diesseits speziell 
ermächtigt, im günstigen Sinne zu verfügen auf Gesuche um Erlaubnis zur Einfuhr von 
Artikeln, die von Vieh herstammen und die nicht von der obenerwähnten Beschäm 
gung begleitet sind, vorausgesetzt, dass diese Artikel bei der Einfuhr von einem gt 
prüften Tierarzt untersucht werden. 

Aus vorstehendem geht hervor, dass die Vorlage einer Bescheinigung Qber 
Herkunft aus unverseuchten Orten nicht notwendig ist. 

Von der Fassfabrik Mich. Wellhöfer in Heidingsfeld wurden 
wir auf eine ungerechtfertigte Verzollung von rohen Fässern in 
Österreich-Ungarn aufmerksam gemacht und gebeten, wegen Be 
seitigung dieses Missstandes bei den zuständigen Stellen vorstellig 
zu werden. Wir richteten am 6. Februar folgendes Gesuch an das 
Kgl. Staatsministerium: 

Von der Fassfabrik Mich. Wellhöfer in Heidingsfeld bei Würzburg, der 
grössten Industriebetriebe der Branche in Bayern und sicherlich einem der grösste 
in Deutschland überhaupt, ging uns eine Beschwerde über die ungerechtfertigte Ver- 
zollung von rohen Fässern in Österreich-Ungarn zu, und da wir diese Beschwer'« 
tatsächlich gerechtfertigt finden, bitten wir H. K. Staatsministerium um Hochgenuß: 
Vertretung bei der K. K. Österreichischen Zollverwaltung, damit der seither zunt 
erhobene Zollbetrag zurückvergütet wird und bei künftigen Versendungen, die seboe 
in den nächsten Tagen erfolgen sollen, der richtige niedrige Zollsatz von 7,20 Kr 
in Anwendung komme. 

Nach dem deutsch-österreichischen Handelsvertrag werden in Österreich-Ungtr: 
als Eingangszoll erhoben 

Pos. 356 a 2) für Böttcherwaren (einschliesslich der Fässer) aus hartem 

Holze, roh, nicht in Verbindung mit anderen Materialien 3,60 Kr 
Pos. 356 b 2a) für Böttcherwaren (einschliesslich der Fässer) aus hartem 
Holz, roh, mit Beschlägen oder sonst in Verbindung mit 
Eisen oder anderen unedlen Metallen 7,20 Kr. 

Die genannte Fabrik versandte nunmehr nach Österreich Fässer, roh bearbeitet 
und mit Eisenreifen gebunden, so dass also der Zollsatz von 7,20 Kr. hätte Anwen- 
dung finden müssen. Statt dessen wurde jedoch in Österreich der Zoll nach Tarn 
257 a a zu 18.— Kr. pro 100 Kilo berechnet, wodurch das zwei* bis dreifache de- 
Fabrikationsgewinnes aufgezehrt wurde. Eine direkte Reklamation beim österreichischer; 
Zollamt hatte keinen Erfolg. 

Wir bemerken hierzu nach den Angaben der Heidingsfelder Fabrik noch folgendes 
Der Absatz von Fässern im deutschen Inland hat in den letzten Jahren stark nach 
gelassen; den Anfang hierfür brachte das Weingesetz von 1901, das eine ganz wesent- 
liche Einschränkung des Fassbedarfes zur Folge hatte, weitere Faktoren waren mehrere 
Missernten im Weinbau (1902 und 1906), und neuerdings auch der „Bierkrieg* m 
Norddeutschland, der auch auf die Fassfabrikation seinen Rückschlag übte. 

Die Industrie suchte daher nach Ersatz der Aufträge im Ausland und tatsich 
lieh gelang es, in Holland, Italien, Spanien etc. neue Absatzgebiete zu erschließen, 
da in diesen Ländern die Eingangszölle verhältnismässig günstig waren. Nach Oster 
reich-Ungarn bot sich erst in der allerletzten Zeit Gelegenheit zum Versand, obwohl 
dort eine hochentwickelte Brauindustrie mit grossem Fassbedarf existiert; es gab 
jedoch in Ungarn, Slavonicn, Galizien etc. selbst so reichlich Holz, woraus man billige 
Fässer fabrizieren konnte, dass die Konkurrenz der deutschen Industriellen ziemlich 
ausgeschlossen war. Nun sind aber auch in Österreich*Ungarn andere Verhältnisse 
cingctrctcn, da das dortige Holz in letzter Zeit ganz enorm im Preise stieg; infolge 
dessen könnte die deutsche Fassindustrie bei Verwendung amerikanischen Holzes wohl 
konkurrieren, wenngleich der Eingangszoll von 7,20 Kr. für roh gearbeitete Fässer 
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durchaus nicht als niedrig bezeichnet werden kann. Ein Zoll von 18 Kr. macht aber 
auf jeden Fall die Einfuhr unmöglich. In Anbetracht dieser Verhältnisse bitten wir 
um Berücksichtigung der oben angeführten Bitten. 

Wir erhielten hierauf vom Herrn Staatssekretär des Innern 
unterm 27. Juli folgenden Bescheid: 

Die Zollbehandlung eichener Fässer hat seit längerer Zeit den Gegenstand von 
Verhandlungen mit der österreichisch-ungarischen Regierung gebildet. Diese hat nun- 
mehr entsprechend unserem Anträge entschieden, dass auf solche Fässer die Ver- 
tragssätze der Nr. 356 des österreichischen Tarifs anzuwenden sind. Damit ist auch 
den Wünschen der Firma Wellhöf er, deren gefällige Benachrichtigung ich ergebenst 
anheimstclle, Rechnung getragen. 



Auf Anregung von Kolonialwaren-Agenten in Würzburg, die 
sich wegen der Verzollung der als Mustersendungen mit der Post 
einlaufenden Kaffeemuster beschwert fühlten, richteten wir am 
14. August folgende Eingabe an die Generaldirektion der Zölle und 
indirekten Steuern: 

Seit einigen Tagen wird, wie von nahezu sämtlichen hiesigen Kolonial- 
waren-Agenten in übereinstimmender und eindringlicher W T eise geklagt wird, hier die 
Verzollung der als Mustersendungen mit der Post einlaufendcn Kaffeemuster (Muster 
ohne Wert) verlangt, während dieselben bisher ohne weiteres den Adressaten aus- 
gehändigt wurden. Durch die Neuerung entstehen den Kaffeeagenten grosse Schwierig- 
keiten und Unannehmlichkeiten ; denn erstens muss der Zoll für die an sich höchst 
unbedeutenden Mengen an Kaffee, die gar nicht zum Konsum, sondern nur zur Be- 
musterung dienen, bezahlt werden, und sodann verursacht die Vorschrift der Ver- 
zollung beim Hauptzollamt eine nicht unerhebliche Arbeitsleistung und namentlich 
einen empfindlichen Zeitverlust. Bis die mit der Morgenpost einlaufenden Muster 
verzollt sind, vergeht eine für den Verkauf wichtige Zeit; der Vormittag ist für den 
Besuch der Kunden und den Verkauf so gut wie verloren. In den meisten Fällen 
ist alsdann die von den Kaffeefirmen im Auslände angcstelltc Ware schon anderweitig 
verkauft, so dass die hiesigen Grosshämller sowohl, als auch die Agenten empfindlich 
geschädigt sind. 

Diese Klagen der Kaffee-Agenten, deren Berechtigung wir anerkennen müssen, 
veranlassen uns zu der ergebensten und zugleich dringenden Bitte, Hohe General- 
dircktion wolle geneigtest anordnen, dafi von einer zollamtlichen Behandlung der Kaffee- 
Mustersendungen, wie früher, Umgang genommen werden möge. 

Die Generaldirektion der Zölle und indirekten Steuern hat durch 
folgende Entschliessung vom 29. August die Abstellung des Ver- 
fahrens beim Hauptzollamt Würzburg angeordnet: 

Auf die geschätzte Eingabe vom 14. ds- Mts. beehren wir uns zu erwidern, 
dass die in der jüngsten Zeit in einigen Fällen erfolgte Verzollung von Kaffeemuster- 
Sendungen der in Rede stehenden Art lediglich auf die unrichtige Auslegung der 
einschlägigen Vorschriften seitens eines Beamten des dortigen Hauptzollamtes zurück- 
zu führen ist. 

Das Hauptzollamt Würzburg wurde von der Eingabe alsbald in Kenntnis 
gesetzt und hat hierauf die sofortige Abstellung des bemängelten Verfahrens zugesagt. 
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Unsere Kammer hatte auf Anregung des Bezirksgremiums 
Aschaffenburg, wie wir bereits im Jahresbericht pro 1906 (S. 75) 
mitteilten, gegen das ungleichmässige Verfahren bei der Kreditierung 
der Steuern und Zollgefälle mit einer Eingabe vom 1 1 . Juni Stellung 
genommen und die Aufhebung der Vorschrift, dass jedes Jahr die 
Einräumung des Kredits erneut zu beantragen ist, für wünschens- 
wert erachtet. 

Die Generaldirektion der Zölle und indirekten Steuern Hess 
uns am 10. April 1907 folgenden Bescheid zugehen: 

Auf die Zuschriften vom n. Juni vor. Js. Nr. 426 und vom 5. Februar ds. Js. 
Nr. 165 beehren wir uns Ihnen mitzuteilen, dass nach einer bereits im Jahre 1904 
ergangenen Anordnung des Kgl. Staatsministeriums der Finanzen die für Zuckerstcucr 
gewährten Stundungen bis zur Zurücknahme in Kraft bleiben. Ob die gleiche Mass- 
nahme künftig auch bei gestundeten Zöllen und Salzstcuern Platz zu greifen habe, 
wird in den in Aussicht stehenden Vollzugsvorschriften zur Zoll*Stundungsordnung 
bestimmt werden. Ein Bedürfnis, den in § 3 dieser Ordnung auf 50 Mk. festgesetzten 
Mindestbetrag für Stundungsanerkenntnisse allgemein herabzusetzen, hat sich nach den 
inzwischen ermittelten Erhebungen in Bayern nicht ergeben. 



Auch im vergangenen Jahre haben wir über zahlreiche Anträge, 
die sich auf den aktiven oder passiven Veredelungsverkehr bezogen, 
an das Kgl. Staatsministerium und das Hauptzollamt Würzburg 
Gutachten erstattet. Aus den Gutachten über die Anträge, welche 
die Interessen des Kammerbezirkes in besonderem Masse berührten, 
heben wir kurz hervor: Wir haben uns in einem ausführlichen Be- 
richt an das Kgl. Staatsministerium gegen den beantragten Ver- 
edelungsverkehr für roh vorgerichtete ausländische Garnspulen aus 
Birkenholz zur Herstellung fertiger Garnspulen ausgesprochen, da 
bei dem Vorhandensein genügender inländischer Holzmengen zur 
Fabrikation der Bezug des Halbfabrikates vom Auslande unnötig 
ist. Ebenso haben wir das Bedürfnis eines Veredelungsverkehrs 
für denaturiertes Baumwollsamenöl zur Herstellung von Seife in 
Abrede gestellt, weil durch diesen Veredelungsverkehr eine einzelne 
Fabrik einseitig begünstigt würde. Ferner haben wir den V^redelungs- 
verkchr mit „Angelus-Apparaten“ nicht befürwortet, da Einbau- 
Apparate in Pianos zur mechanischen Wiedergabe von Tonstücken 
auch im deutschen Zollgebiet hergestellt werden. Dagegen war 
gegen den Veredelungsverkehr mit Baumwollsamenöl in Fässern 
nichts einzuwenden, weil dadurch für unsere Baumwollindustrie keine 
Änderung herbeigeführt wird. 
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Das vollständige Erscheinen der „Systematischen Zusammen- 
stellung der Zolltarife des In- und Auslandes“ hat unsere Zollaus- 
kunftsstelle in die Lage versetzt, den Interessenten in vollem Um- 
fang über Zollsätze Auskunft zu geben. Die Inanspruchnahme hat 
sich denn auch im vergangenen Jahre wieder in erheblichem Masse 
gesteigert. 



Ausser der Mitwirkung bei Feststellung der Durchschnittswerte 
für die Warenpreisstatistik bezog sich unsere Tätigkeit für den aus- 
wärtigen Handel namentlich auf die Ausstellung von Ursprungszeug- 
nissen; wie im Vorjahre wurden Ursprungszeugnisse hauptsächlich 
für den Export von Schnellpressen, Maschinen und Maschinenteilen, 
Wein, Spirituosen, Silberwaren, Antiquitäten und Feuerwerk aus- 
gestellt. 



Was die Zolleinrichtungen anlangt, so konnten wir schon im 
Berichte 1906 unserer Genugtuung über die Fertigstellung des 
Hauptzollamtsgebäudes in Würzburg Ausdruck geben. Auf 
die liebenswürdige Einladung des Vorstandes des Hauptzollamtes 
hin besichtigte am 18. Februar ein grosser Teil unserer Kammer- 
mitglicder die Verwaltungs- und Wohngebäude sowie die Nicder- 
lagehallen. 

Wegen einer Gleisanlage am Hauptzollamt haben wir am 
19. Februar folgende Eingabe an die Gencraldirektion der Kgl. Staats- 
Eisenbahnen in München gerichtet: 

Das neue Hauptzollamt Wflrzburg nebst den damit verbundenen grossen Zoll- 
niederlage-Räumlichkeiten wird in wenigen Wochen dem Betriebe Obergeben. Der 
Hauptvorzug des neuen Hauptzollamts liegt in dessen günstiger Situation zwischen 
der Wasserstrasse und der Eisenbahn am Staatshafen, welch letzterer bereits Gleise- 
Verbindung hat. Es sind jedoch bis jetzt noch keinerlei Vorkehrungen getroffen, diese 
Gleise zu verlängern, so dass gleichzeitig mit der Inbetriebnahme des Hauptzollamts* 
Neubaues die absolut nötige Bahnverbindung bewerkstelligt ist ; vielmehr fehlt hierzu 
die unerhebliche Verlängerung der Gleisanlagen noch vollständig. Das neue Haupt- 
zollamt ist ohne die dazu gehörge Bahnverbindung eine ganz unvollständige Einrich- 
tung, und die Inbetriebnahme des Zolldienstes ohne gleichzeitige ausreichende Mit- 
wirkung der Eisenbahn würde für unsem Würzburger Handel und Verkehr grosse 
Unannehmlichkeiten bewirken, die als weitere Folge eine tiefe Missstimmung im 
Handels* und Gewerbcstande gegen die neue Einrichtung herbeiführen könnte, um so mehr 
als die ganze erforderliche Gleisanlage sich auf eine kleine Strecke beschränkt. 

Wir bitten daher dringend, die zur Inbetriebnahme des Hauptzollamtes nötige 
Gleisanlage im Staatshafengebiet von Würzburg möglichst bald, am besten sofort, 
jedenfalls aber vor der Eröffnung desselben, hcrstellen lassen zu wollen. 
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Unserer Anregung wurde mit folgendem Bescheide der Kgl. 
Eisenbahndirektion Folge gegeben: 

Namens und im Aufträge der Generaldircktion der K. B. S.-E.-B. wird andurch 
eröffnet, dass die Herstellung ncbcnbczeichnetcn Gleisanschlusses mit Entschließung 
vom 35. ds. Mts. Nr. 2579 V genehmigt wurde und bereits Auftrag zu sofortigem 
Angriff und beschleunigter Ausführung der Gleisanlage ergangen ist. 

Des weiteren wurden wir unterm 5- März mit folgender Vor- 
stellung bei der Kgl. Eisenbahndirektion wegen Herstellung von 
Gleiseinrichtungen für die Bierabfertigung beim neuen Hauptzollamt 
vorstellig : 

Von der Entschliessung Hoher Kgl. Eisenbahndirektion vom 28. v. Mts. Nr. 4701, 
wodurch wir von der beschleunigten Ausführung der Gleisanlage zum Hauptzollamts- 
Neubau im Staatshafenterrain verständigt wurden, haben wir mit verbindlichstem Danke 
Kenntnis genommen. Wir werden nun darauf aufmerksam gemacht, dass es sich 
dringend empfehlen würde, auch Gleiseinrichtungen für die Bierabfertigung beim neuen 
Hauptzollamt sofort hcrzustellen, wodurch die bezüglichen Einrichtungen bei der jetzigen 
Zollexpositur am Bahnhof ersetzt würden. 

Wir bitten, auch nach dieser Richtung hin geneigteste Anordnung zur mög- 
lichsten beschleunigten Ausführung ergehen lassen zu wollen. 

Der Erfolg war jedoch, wie sich aus nachfolgendem Bescheid 
der Kgl. Eisenbahndirektion ergibt, ein negativer. 

Man beehrt sich mitzutcilcn , dass die Herstellung von Zollgleisen für die 
Bicrabfertigung beim neuen Zollgebäudc wegen Platzmangel niemals in Aussicht 
genommen wurde. 

Diese Abfertigung muss nach wie vor am Hauptbahnhofe hier geschehen. 

Endlich beteiligten wir uns noch an der Inbetriebnahme der 
Zollwerfthalle am Hauptzollamtsneubau, und zwar speziell hinsicht- 
lich der Gebührenfestsetzung. Unterm 7. Februar erhielten wir in 
dieser Hinsicht folgende Zuschrift des Stadtmagistrats Würzburg. 

Den gesamten Lade- und Manipulationsdienst in der Wcrfthalle und den Nieder* 
lagsräumen des neuen Zollamtsgcbäudes hat nach einem zwischen der Kgl. Zollver- 
waltung und dem Stadtrnagistrat abgeschlossenen Vertrage die Stadt bezw. das städti- 
sche Lagerhaus zu betätigen. 

Da in den nächsten Tagen in einer Ausschusssitzung Beratung über die für 
genannten Betrieb zu erhebenden Gebühren gepflogen werden soll und bei dieser 
Beratung wohl auch eine Vertretung der Handclsinteresscnten angezeigt erscheint, 
ersuchen wir ergebenst um baldgefälligc Benennung eines oder mehrerer Mitglieder 
vcrchrlicher Handelskammer, damit wir solche zur Teilnahme an erwähnter Beratung 
cinladcn können. 

Wir benannten hierauf unterm 9. Februar unsere Kammer- 
mitglieder, die Herren Eck und Leinecker, welche sich auch an 
der bezüglichen Konferenz beteiligten. 
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III. Gesetzgebung und Einrichtungen für Handel 
und Gewerbe. 



Die durch Ministerialbekanntmachung vom 27. Dezember 1900 
uns zugewiesene Aufgabe der Mitwirkung bei der Berichtigung und 
Vervollständigung der H an d el sr egi s t e r nimmt andauernd unsere 
Mitarbeit in Anspruch. Diese Arbeit betrifft, wie wir bereits im 
Vorjahr darlegten, hauptsächlich folgende Punkte: 

I. die quartalweise Durchsicht der von den Distriktspolizei- 
behörden aufgestellten Gewerbeanmeldungslisten und Begutachtung 
der einzelnen Betriebe hinsichtlich ihrer Eintragspflicht; 2. die Auf- 
stellung von Vertrauensmännern für die einzelnen Amtsgerichtsbe- 
zirke zur Revision der Handelsregister; 3. die Erstattung von Gut- 
achten über Einzelfragen bei der Eintragung ins Handelsregister; 
4 . Vorschlag der Publikationsorgane für die Veröffentlichungen der 
Registergerichte. — Insbesondere bietet die unter I. und 2. ge- 
nannte gutachtliche Tätigkeit infolge der zweifelhaften Sachlage 
bei zahlreichen Einzelfällen ziemlich schwierige Aufgaben. Wir er- 
wähnen nur, dass es sich, wie in den Vorjahren, vielfach darum 
handelte, über die Eintragspflicht einzelner Firmen, die auf der 
Grenze zwischen Kleinbetrieben und wirklichen kaufmännischen 
Geschäften schweben, zu entscheiden. Im allgemeinen hielten wir 
dabei an den schon früher normierten Grundsätzen fest, d. h. wir 
nahmen im grossen und ganzen folgende Kriterien für die Eintrags- 
pflicht einer Firma an: kaufmännische Vorbildung und persönliche 
Qualität der Inhaber, eventuell bei kleineren Betrieben Vorhanden- 
sein kaufmännischer Buchführung, Beschäftigung einer grösseren 
Anzahl der Gehilfen oder Besitz einer entsprechenden maschinellen 
Einrichtung, endlich ein Minde^tumsatz von ca. 20000 Mk. Da es 
sich in der Regel aber um Angelegenheiten handelte, die lediglich 
einzelne Geschäfte und deren Pcrsonalverhältnisse betrafen, sehen 
wir von einer Veröffentlichung der zahlreichen Gutachten, die ohne- 
hin meist kurzhändige Erledigung fanden, ab. 

Eine Einzelfrage des Firmenrechts von prinzipieller Bedeutung 
wurde durch eine Zuschrift des Internationalen Hotclbcsitzervereins 
(Sitz Köln a. Rh.) bezüglich der Firmenbezeichnung für 
Gasthöfe in Anregung gebracht. Wir berieten hierüber in unserer 
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Plenarsitzung vom 21. Februar, wobei unser Gewerbekammer-Mit- 
glied Herr Strauss das Referat erstattete. Gemäss seinem An- 
träge richteten wir unterm 28. Februar an das Kgl. Staatsministerium 
folgende Eingabe: 

Der „Internationale Hotel bcsitzervercin 11 in Köln a. Rh. richtete an Sc. Durch- 
laucht den Herrn Reichskanzler die Bitte, cs möge in § 30 des H.G.B. zwischen den 
jetzigen Absätzen 3 und 4 ein neuer Absatz mit etwa folgender Bestimmung cingcfögt 
werden : 

„Solche Zusätze zu einer Firma, die nach der Verkchrsauffassung 
das charakteristische und unterscheidende Merkmal der Firma bilden , ins- 
besondere die Bezeichnungen für Hotels, Restaurants, Gast- und Schank- 
wirtschaften und Apotheken, müssen sich von Zusätzen eines gleichartigen 
oder ähnlichen an demselben Orte oder in derselben Gemeinde in das 
Handelsregister eingetragenen Unternehmens der angegebenen Art deutlich 
unterscheiden 1 *. * 

Dass eine derartige Ergänzung der Bestimmungen über die Firmenbezeichnung 
recht wünschenswert sei, ist von unserer Kammer in unserer letzten Sitzung ein- 
stimmig anerkannt worden. Am Sitze unserer Kammer, in Würzburg, sind tatsächlich 
auch bereits mehrere Fälle gleichartiger bezw. ähnlicher Bezeichnungen von Gastwirt- 
schaften zur gerichtlichen Entscheidung auf Grund von § 8 des Gesetzes zur Be- 
kämpfung des unlautem Wettbewerbs gekommen. Wenn cs sich hierbei auch zunächst 
nicht um firmenbercchtigte Betriebe handelte, so muss cs doch um so notwendiger 
erscheinen, dass ähnliche Differenzen bei grösseren Gastwirtschaftsbetricbcn (Hotels) 
möglichst von vornehercin durch eine gesetzliche Vorschrift ausgeschlossen werden. 
Im allgemeinen Verkehr des Publikums wird eben der bürgerliche Name eines Hotel- 
besitzers meist weit weniger beachtet, als die Phantasicbezcichnung des Hauses. Wir 
bitten deshalb, die Kgl. Staatsregicrung wolle der angeregten Ergänzung des § 30 
H G.B. zustimmen. 



Über Aussonderungsrechte für Gebinde bei Kon- 
kursen und Zwangsversteigerungen erstattete in unserer 
Sitzung vom 28. November der Vertreter unseres Gremiums Dettel- 
bach, Herr Wiesengrund, folgendes Referat: 

Der Verein bayerischer Branntwein- und Likörfabrikanten sowie der Verband 
bayerischer Alkoholcssigfabrikanten vertreten in einer Eingabe, die auch unserer 
Kammer zum Anschluss zuging, folgende Wünsche: 

„Bei der zwangswcicen Versteigerung von Spirituosen und Essig darf 
nur der Inhalt der Gefässe, nicht aber die Gcfässc selbst, versteigert werden. 
Der Anstcigcrer hat den Wert der Gefässc dem Gerichtsvollzieher resp. 
Konkursverwalter extra zu entrichten, und dieser hat den Erlös den Eigen- 
tümern unter Abzug allenfallsigcr Spesen einzusenden. 

Sofern sich bei Zwangsversteigerungen oder beim Konkursverfahren 
leere Fässer und Korbflaschen vorfinden, welche vom Lieferanten leih- 
weise überlassen wurden, so sind diese Gcfässc vom Gerichtsvollzieher oder 
Konkursverwalter auszusondern und im Original an den Lieferanten zurück- 
zusenden oder dem Lieferanten zur Verfügung zu stellen. Die dadurch ent- 
stehenden Spesen gehen zu Lasten des Lieferanten.“ 

Referent hält ein Vorgehen in der von dem Verbände gewünschten Weise 
unter allen Umständen für aussichtslos. 

Was zunächst die Reklamation gegenüber der Zwangsvollstreckung 
durch den Gerichtsvollzieher anlangt, so ist bereits in § 77 1 der Zivil-Prozess- 
Ordnung das Mittel zur Reklamation gegeben, nämlich die sogenannte Intervcn- 
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tionsklagc mit vorausgehender Einstellung der Zwangsvollstreckung. Auf diesen 
Weg ist jeder angewiesen, der sein Eigentum andern zu irgendwelchem Zwecke 
vorübergehend oder dauernd Überlässt, z. B. zur Leihe oder Miete. Es ist dies genau 
derselbe Fall, wenn man Kommissionswaren reklamieren muss, oder wenn ein Ver- 
käufer den Eigentumsvorbehalt geltend macht. Eine bessere Stellung der Essig- 
fabrikanten lässt sich um so weniger rechtfertigen, als sich den Fässern und Flaschen 
das fremde Eigentumsrecht nicht ansehen lässt, vielmehr, wenn der Reklamant mit 
seiner Eigentumsbehauptung nicht ohne weiteres Glauben findet, das Recht nur durch 
den Prozess festgestellt werden kann. Ausscrliche Kennzeichen allein, z. B. An- 
bringung des Fabrikanten-Namens oder irgendwelcher Stempel und Zeichen, machen 
das Eigentumsrecht des Fabrikanten zwar glaubhaft, beweisen es aber noch lange nicht. 
Der Verband spricht allgemein von Zwangsversteigerungen und hat offenbar, weil er 
die Gerichtsvollzieher erwähnt, an die Mobiliarpfändung gedacht. Man könnte nun 
auch an die Versteigerung eines Grundstückes denken. In diesem Falle kommen die 
Fässer und Flaschen unter Umständen als Zubehör in Frage. Auch hier würde der 
Eigentümer von Fässern und Flaschen lediglich auf die Reklamation gegenüber den 
betreibenden Gläubigem angewiesen sein, und er würde noch vor dem Zwangsver- 
steigerungstermin die Einstellung der Versteigerung hinsichtlich der von ihm als sein 
Eigentum beanspruchten Gegenstände zu beantragen haben , dafern nicht die be- 
treibenden Gläubiger sie freigeben. 

Was die Konkursvcrwaltung anlangt, so ist auch dieser Fall bereits in § 43 der 
K.O. vorgesehen. Der Eigentümer ist auch hier, wenn der Konkursverwalter die 
Herausgabe ablchnt, auf den Weg der Eigentumsklagc verwiesen, und unter Um- 
ständen muss er eine einstweilige Verfügung ausbringen, die dem Konkursverwalter 
die Verfügung über den Gegenstand verbietet. Um an einem praktischen Falle zu 
beweisen, dass die Verbandseingabc zu keinem Resultate führen kann, führt Referent 
folgendes an : 

Es kann Vorkommen, dass ein Essigfabrikant Konkurs macht. Ein anderer 
kauft nun die Fässer etc. etc. auf und verwendet sie in seinem Geschäfte, ohne die 
früheren Namenszeichen zu entfernen. Werden nun jetzt solche Fässer gepfändet, 
so wäre nach der Logik der Verbandeingabe doch der frühere Eigentümer — also 
der Namcnsträgcr zur Forderung der Freigabe bezw. der Nichtpfändung legitimiert. 
Der Gerichtsvollzieher oder Konkursverwalter müsste also den jetzigen Eigentümer 
ab weisen. 

Die einzige Möglichkeit, eine Erleichterung zu schaffen, ist die, dass man im 
Wege der Justizministerialverordnung die Gerichtsvollzieher anweisen lässt, die Frage 
des Eigentumsrechtes besonders sorgfältig zu prüfen und dem Gerichtsvollzieher an- 
heimzugeben, es auf eine Erinnerung des Gläubigers gegen die Art und Weise 
der Zwangsvollstreckung nach § 766 C.Pr.O. ankommen zu lassen, falls sich der 
Gerichtsvollzieher für die vorläufige Nichtpfändung entscheidet. In dieser Beziehung 
kann vielleicht eine Verordnung des Sächsischen Justizministerialblattes vom 1. Juni 
1906 vorbildlich sein, welche folgcndermasscn lautet: 

„Bei Pfändung von Bierfässern und Flaschenkisten, die mit der Firma 
einer Brauerei versehen sind, ist die Frage besonders sorgfältig zu prüfen, 
ob der S c h ul dne r Eigentümer der Bierfässer und der Flaschenkästcn sei, 
es sei auch, wenn tunlich, von der Pfändung alsbald der beteiligten Brauerei 
Nachricht zu geben." 

Die Verordnung spricht allerdings lediglich von Bierfässern und Flaschenkästen, 
das könnte aber auch auf Essigfässcr und Korbflaschen ausgedehnt werden. 

Unsere Kammer Beschloss im Sinne der vorstehenden Aus- 
führungen. Dem geäusserten Wunsche entsprach auch eine vom 
Präsidium des Kgl. Oberlandesgcrichts Bamberg an die Land- und 
Aintsgerichtsvorstände ergangene Entschliessung vom 20. Dezember 
folgenden Inhalts: 

Mehrere Handels- und Gewerbekammern haben Klagen darüber geführt, dass 
die Lieferanten von Wein, Essig, Spirituosen, Öl u. dgl. bei Zwangsvollstreckungen 
gegen ihre Abnehmer öfter dadurch zu Schaden kommen, dass Fässer und Flaschen, 
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die ihnen gehören, mitgepfändet und mitversteigert werden. Sie weisen darauf hin. 
dass nach allgemeiner Übung im Handel mit Wein, Essig, Spirituosen, Öl u. dgl. nur 
die gewöhnlichen, kleineren Flaschen den Kleinhändlern mitverkauft, alle grösseren 
Gebinde aber, die oft teuerer sind als der Inhalt, den Kunden nur leihweise gegen 
Rackgabe nach dem Weiterverkäufe der gelieferten Ware überlassen werden. Die 
Gebinde sind auch in der Regel mit dem Zeichen der liefernden Firma versehen. 
Gemäss höchster Entschließung des Kgl. Staatsministeriums der Justiz vom 17. d. Mts. 
Nr. 49458 wollen Sie die Gerichtsvollzieher bei den Amtsgerichten Ihres Landgerichts- 
bezirks hierauf aufmerksam machen und ihnen empfehlen, bei Vollstreckungen dieser 
Art die Eigentumsverhältnisse besonders sorgfältig zu prüfen. 



Die Handels- und Gewerbekaminer für Mittelfranken in Nürn- 
berg richtete an den Deutschen Reichstag eine Petition bezüglich 
des Bleigehaltes der Krücken und Scharniere an Bierkrugdeckeln. 
Auch in unserer Kammer, und zwar in der Plenarsitzung vom 
2X. Februar ward der Gegenstand behandelt, wobei der Vorsitzende 
der Gewerbekammer unseres Gremiums Schweinfurt, Herr Bec hert, 
folgendes Referat erstattete: 

Das Reichsgesetz, betreffend den Verkehr mit blei« und zinkhaltigen Gegen- 
ständen vom 25. Juni 1887 hat gewiss im allgemeinen seine Berechtigung, namentlich 
gegenüber den minderwertigen Artikeln, die früher für Warenhäuser, Bazare etc. ao- 
gefertigt wurden. Nach dem Gesetz ist jedoch auch der Zinngiesser gehalten, für die 
Zinndeckcl von Trinkgefässen eine Legierung mit mindestens 90 °/o Zinn zu ver- 
wenden. Es brachte dies Verlangen für die Geschäftsleute schon manche Unannehm- 
lichkeiten, denn diese vorgeschricbene Legierung ist wohl gut für Deckel, doch absolut 
nicht für Scharniere und Krücken. Die Haltbarkeit ist hier eine geringere und wäre 
ein Bleizusatz von 30 — 40 °/o nötig. Die Legierung mit 90 % Zinn für Scharniere 
und Krücken bewirkt, dass sich dieselben in kurzer Zeit nicht mehr drehen, sondern 
abbrechen. Viele Brauereien und Gastwirte können dies bestätigen. Schon mancher 
gewissenhafte Zinngiesser verlor durch solche vorschriftsmässige Ausführung seine 
Kundschaft; verschiedene mussten infolge des strengen oder einseitigen Vorgehens in 
Bayern ihr Geschäft überhaupt ganz aufgeben und einen anderen Beruf suchen. 

Die mittelfränkische Handels- und Gewerbekammer richtete in Anbetracht dieser 
technischen Verhältnisse und mit Rücksicht darauf, dass bei den Krücken und Schar- 
nieren hygienische Bedenken kaum in Frage kommen können, an den Reichstag eine 
eingehende motivierte Petition mit der Bitte, baldmöglichst eine Abänderung des Ge- 
setzes, betreffend den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen Gegenständen vom 25. Juni 
1887, in der Richtung herbeizuführen, dass die Verwendung einer bis zu 40°'© Blei 
enthaltenden Zinnlegierung bei der Herstellung von Krücken und Scharnieren für 
Bierkrflge und Biergläser gestattet wird. Diese Eingabe ist durchaus unterstützungswert. 

Gemäss dem Antrag des Herrn Referenten schloss sich unsere 
Kammer dem Vorgehen der mittelfränkischen Kammer an. 



Vom Kgl. Staatsministerium wurde unserer Kammer der Ent- 
wurf eines bayerischen Fischereigesetzes zur Begutachtung 
überwiesen. Wir behandelten den Entwurf in unserer Plenarsitzung 
vom n. Juli, wobei der Vertreter unseres Aschaffenburgcr Gremiums, 
Herr Direktor Dessauer, das Referat, der Vorsitzende unseres 
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Gemiums Ochsenfurt, Herr Dress, ein Korreferat erstattete. Wir 
berichteten hierauf unterm 12. Juli an das Kgl. Staatsministerium: 

Unsere Kammer erkennt die Zweckmässigkeit der gesetzlichen Regelung für 
die Fischerciverhältnisse an und erachtet auch den vorliegenden Entwurf im allge- 
meinen als eine geeignete Lösung der einschlägigen Fragen. 

Allerdings sind gerade die für Gewerbe und Industrie wichtigsten Punkte der 
Entscheidung der Verwaltungsbehörden anheimgestellt. Wir haben jedoch das Ver- 
trauen auf die Verwaltungsbehörden, dass bei ihrer Durchführung des Gesetzes der in 
den Motiven ausgesprochene Grundsatz zur Geltung gelangt, wonach es nicht in Frage 
kommen kann, „zugunsten der Fischerei wichtige öffentliche Massnahmen für die 
Landeskultur oder für die Gesundheitspflege zu verhindern oder eine hochentwickelte 
Industrie schwer zu schädigen.“ 

Bedenken bestehen jedoch im speziellen bezüglich der Behandlung der Trieb- 
werke und Wasserwerke in Artikel 51 und 54 des Entwurfs. Die fortgeschrittene 
Technik im Wassermotorenbau hat an Stelle des alten Wasserrades nunmehr Turbinen 
und ähnliche Maschinen treten lassen. Diese letzteren Vorrichtungen sind ja unleug- 
bar für den Fischbestand gefährlich ; aber bei Abwägung der Interessen muss doch 
betont werden, dass die zum Schutz des Fischbestandes angeordneten Schutzgitter 
und Rechen dem Triebwerksbesitzer verhältnismässig viel schwerere Nachteile als dem 
Fischereiberechtigten entsprechenden Nutzen bringen, da die Offenhaltung und 
Reinigung dieser Gitter ganz bedeutende Belästigungen, Betriebsstörungen und Kosten 
verursachen. Letztere Schäden treten namentlich dann ein, wenn etwa — wie in 
Preusscn — eine Stabentfemung von nur 2 Zentimetern bei den Rechen und Schutz- 
gittern vorgeschricben wird. Wir bitten daher einen Zusatz zu Artikel 51 in das 
Gesetz aufnehmen zu wollen, wodurch einerseits grössere Durchgangsöffnungen statuiert 
werden und anderseits ein Ersatz des dem Wasserwerksbesitzer erwachsenden Schadens 
durch den Fischereiberechtigten — analog wie bei dem in Art. 50 behandelten Fisch- 
weg — vorgesehen wird. 

Die gleichen Bedenken bestehen bezüglich der in Art. 54 genannten Gitter an 
den Aus- und Einmündungen von kleinen Wasserläufcn. Diese Gitter sind in kurzer 
Zeit durch Laub, Schmutz und andere vom Wasser mitgeführte Bestandteile verstopft, 
so dass das Wasser zurückgestaut und folglich die Triebkraft verringert wird. Im 
Interesse der Triebwerksbesitzer sollte die Reinhaltung der Gitter den Fischerei- 
berechtigten zur Auflage gemacht werden. 

Endlich möchten wir eine Milderung der teilweise sehr scharfen und leicht 
verletzbaren Strafbestimmungen sowie der Bestimmungen über Verweigerung der 
Fischerkarten und Ausweise empfehlen. Bei den vielfach sehr einschneidenden neuen 
Bestimmungen ist es ja sehr leicht möglich, dass ein Interessent sich mehr oder 
minder geringfügiger Übertretungen schuldig macht. Nach Art. 4a kann die Fischerei- 
karte aber Personen, die wegen Übertretung fischereipolizeilichcr Vorschriften inner- 
halb drei Jahren zweimal bestraft sind, verweigert werden, ebenso auch Personen, 
die wegen unberechtigten Fischens, Krebscns, Jagens oder wegen Forstfrevel, vor- 
sätzlicher Beschädigung von Wasserbauten, Fischerei-Anstalten und -Vorrichtungen 
innerhalb der letzten fünf Jahre verurteilt sind. Diese Bestimmungen können unter 
Umständen zu recht empfindlichen Härten führen und wir möchten daher eine 
Milderung empfehlen. 



Die beabsichtigte reichsgcsetzlichc Regelung des Apotheken- 
wesens schneidet zweifellos auch in die Interessen des Handels- 
standes ein. Auf Veranlassung des Kgl. Staatsministeriums be- 
schäftigte sich unsere Kammer in der Sitzung vom 28. Mai mit dem 
bezüglichen Entwurf; unser Mitglied Herr Pfister erstattete das 
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Referat, auf Grund dessen wir unterm 13. Juni folgendes Gutachten 
an die Kgl. Regierung abgaben: 

In Erledigung des Auftrags vom 2. v. Mts. Nr. 11528 gestatten wir uns, auf 
Grund der Beschlussfassung unserer Kammer in letzter Plenarsitzung folgendes Gut- 
achten in Vorlage zu bringen : 

Die hauptsächlichsten Bedenken richten sich gegen § 11 des Entwurfs. Wir 
bitten, denselben ganz zu streichen und dafür folgende Fassung aufzunehmen : 

»Wird die Erlaubnis an Stelle einer nach Massgabe dieses Gesetzes 
erlassenen oder entzogenen Konzession erteilt, so muss dem Bewerber die 
Verpflichtung auferlegt werden, die vorhandene Apotheke nebst Haus zu 
einem von beiden Kontrahenten gebilligten Preise zu übernehmen.* 

Die Gründe, die uns zu diesem Vorschlag bewegen, sind seitens der Apotheken- 
besitzer so vielfach vorgetragen, dass wir uns kurz darauf beschränken können, zu 
konstatieren, dass auch seitens des Handels, namentlich soweit er Lieferant für Apo- 
theken ist, sehr gewichtige Bedenken gegen die nach dem Entwurf zu fürchtende 
Entwertung der Apotheken bestehen. Sollte bei der Regelung etwas weiter als von 
Inkrafttretung des Gesetzes an zurückgegriffen werden müssen, so wäre es doch ge- 
recht, um ein möglichst einheitliches deutsches Keichs-Apothekengesetz zu schaffen, 
wenn — wie es in Preussen gehandhabt wird — alle bis zum Jahre 1900 bestandenen 
Personalkonzessionen frei verkäuflich wären und alle von da ab neu errichteten als 
unveräusserlich behandelt würden. Wird dies in Bayern nicht durchgeführt, so sind 
eben die bayerischen Apotheken gegenüber ihren preussischen Kollegen ganz bedeu 
tend im Nachteil. Vielleicht wäre auch noch der eine Weg gangbar, dass z. B. von 
Inkrafttreten des Gesetzes an, die verkäuflichen Konzessionen mindestens noch 50 - 
60 Jahre verkäuflich bleiben, von da ab aber dem Staate anheimfallen, welcher das 
Haus mit Einrichtung etc. etc. gegen einen abzuschätzenden Wert zu übernehmen hätte. 
Sollte die Apotheke jedoch vom Inkrafttreten des Gesetzes an noch nach dem 50. 
oder 60. Jahre im Besitze des zweiten oder dritten Käufers sein, so wäre die Über- 
nahme vom Staate solange zurückzustellen, bis sich dieselbe durch Tod oder sonstige 
Ereignisse erledigen würde. In dieser Zeit könnten sich die Preise der Apotheken 
derart regeln, dass die Entwertungen nicht auf einmal eintreten, sondern sich auf ver- 
schiedene Schultern verteilen. 

Was etwaige sonstige Änderungen anlangt, so könnten wohl die Worte : »für 
den Fall der Bedürftigkeit* wegen der Dehnbarkeit und Unklarheit dieser Bestimmung 
gestrichen werden, zumal doch von Gesetzeswegen alle gleich behandelt werden sollen. 

Bei § 35, Absatz 1, Zeile 3, wären die Worte: »die Bücher vorzulegen*, zu 
streichen. Die Begründung hierfür ergibt sich aus folgendem : Die Visitation hat doch 
nur den Zweck, sanitätspolizeilich festzustellen, dass Waren und Einrichtung vor- 
schriftsmässig sind. Die Einsicht der Bücher greift in den kaufmännischen Te«! des 
Geschäfts über und brächte nur die Möglichkeit von Missbräueben. 



Bereits im Vorjahre (Vgl. Jahresbericht pro 1906 S. 35/36) 
hatte sich unsere Kammer mit der schwierigen Frage des Kigen- 
tumvorbehalts an Maschinen befasst, wobei stark divergierende An- 
sichten der Interessentengruppen hervorgetreten waren. Im Berichts- 
jahr erfolgte vom Kgl. Staatsministerium der Auftrag zur gutacht- 
lichen Äusserung. Wir veranstalteten zunächst unter Zugrundelegung 
eines im Reichsjustizamt ausgearbeiteten Fragebogens eine Umfrage 
bei den hauptsächlichen Beteiligten und zwar sowohl bei Ma- 
schinenfabriken als auch bei solchen Instituten und Firmen, die be- 



Digitized by Google 




33 



sonderes Interesse am Realkredit nehmen. In unserer Plenarsitzung 
vom II. Juli berichteten hierauf unser Kammersyndikus als Referent 
und unser Gewerbekammermitglied Herr Bub als Korreferent über 
das Ergebnis dieser Enquüte und über die gesamte Frage. Unsere 
Stellungnahme geht aus folgendem, unterm 13. Juli an das Kgl. Staats- 
ministerium erstatteten Gutachten hervor: 

In Erledigung des Auftrags vom 17. Mai d. J. Nr. 1150a haben wir eine 
Anzahl von Finnen unsere Bezirks, bei denen wir ein Interesse an der Frage des 
Eigentumsvorbchalts an Maschinen voraussetzen konnten, zur Äusserung veranlasst. 
Wir beehren uns, in den Anlagen die eingelaufenen Berichte in den Originalen vor* 
zulegen ; sie stammen von folgenden Finnen : 

x. Koenig & Bauer, Schnellpressenfabrik, Würzburg. 

а. Bohn & Herber, „ „ 

3. Aktiengesellschaft für landw. Maschinen, vorm. Gebr. Buxbaum, Würzburg. 

4. Portland-Zementfabrik Karlstadt a. M., A.-G., Würzburg. 

5. C. Joachim & Sohn, Maschinenfabrik, Schweinfurt. 

б. Maschinenfabrik Schweinfurt. 

7. Eisenwerk Laufach A.*G. 

8. Eisenwerk Weilbach, G. m. b. H. 

9. Bayerische Bodenkredit- Anstalt, Würzburg. 

10. Würzburger Hofbräu, A -G., Würzburg. 

In den Gutachten treten die Gegensätze der Interessen, die in dieser Frage 
bestehen, sehr scharf hervor. Dennoch scheinen uns diese Gegensätze nicht unüber- 
brückbar. Dass die Rechtsprechung des Reichsgerichts eine allzu extensive Inter- 
pretation der §§ 93, 94 des B.G.B. zur Grundlage genommen hat, scheint uns ja un- 
zweifelhaft, so dass im Interesse der allgemeinen Kreditverhällnisse eine Änderung 
der Rechtsverhältnisse wohl angebracht erscheint. Wir verweisen in dieser Beziehung 
namentlich auf das Gutachten der Schnellpresscnfabrik Koenig & Bauer, worin die 
tatsächlich eingetretenen Schäden eingehend und klar dargclegt sind. Anderseits ist 
freilich auch darauf Rücksicht zu nehmen, dass manches Fabrikgebäude, namentlich 
auf dem Lande, ohne die zugehörige maschinelle Einrichtung fast wertlos wäre ; doch 
sind auch wieder die kleingewerblichen Interessen zu berücksichtigen, für welche eine 
Erschwerung der Lieferungsbedingungen von Hilfsmaschinen — wie dies aus dem 
Fortfall des Eigentumsvorbehalts sich ergeben würde — recht empfindlichen Schaden 
brächte. 

Bei Abwägung aller dieser Interessen erachtet unsere Kammer die Eigenschaft 
einer Maschine als eines .wesentlichen Bestandteils* von Gebäuden allerdings dann 
gegeben, wenn eine tatsächliche feste Verbindung mit dem Gebäude besteht und 
wenn durch Lösung dieser Verbindung überhaupt eine völlige Änderung der Natur 
des Gebäudes bedingt würde; abgesehen hievon aber erscheint cs als richtig und für 
die allgemeinen Kreditverhältnisse notwendig, dass eine Maschine den Gegenstand 
selbständiger Rechte, also insbesondere auch eines Eigentumsvorbehalts, 
bilden kann. Zur Klärung der gegenwärtigen Meinungsdiflferenzen über diese Frage 
wäre eine den obigen Anschauungen entsprechende gesetzliche Ergänzung der Vor- 
schriften des B.G.B. erwünscht. 



Die wichtige Frage der Kohlenversorgung war von seiten 
des Kgl. Staatsministeriums den Handels- und Gewerbekammern zur 
Begutachtung überwiesen worden. Wir veranstalteten auftragsgemäss 
zunächst eine Umfrage bei den Interessenten über die bestehenden 

S 



Digitized by Google 




34 



Klagen und Wünsche ; als Resultat dieser Umfrage konnten wir dem 
Kgl. Staatsministerium unterm 26. Oktober die Berichte folgender 
Firmen in Vorlage bringen: 

A. Von den Industrie werken : 

1. Städtische Gas- und Wasserwerke Würzburg, 

а. Städtisches Elektizitätswerk Würzburg, 

3. Koenig & Bauer, Maschinenfabrik, Kloster Oberzell bei Würzburg, 

4. Bohn & Herber, Schnellpressenfabrik, Würzburg, 

5. Georg Noell & Co., Maschinenfabrik, Würzburg, 

б. Brauhaus Würzburg A.-G., Würzburg, 

7. Bürgerbräu Würzburg, Kinzinger & d’Hengelifere, Würzburg, 

,7. Deutsche Steinwerke C. Vetter, A.-G., Würzburg, 

9. Portland-Zementfabrik Karlstadt a. M., A.-G., 

10. Portiand-Zemcntwerke .Wetterau“, Lengfurt a. M., 

11. Kalkwerke Aktiengesellschaft vorm. Hein & Stenger, Aschaffenburg, 

ia. Eisenwerk Laufach, A-G.» 

13. Aktiengesellschaft für Maschinenpapier-Fabrikation, Aschaffenburg, 

14. Aktiengesellschaft für Buntpapier- und Lcimfabrikation, Aschaffenburg, 

15. Alois Dessaucr, Buntpapierfabrik, Aschaffenburg, 

16. Franz Dahlem & Co., Buntpapierfabrik, Aschaffenburg, 

17. A. Nees & Co., Buntpapierfabrik, Aschaffenburg, 

18. C. Heckmann, bayer. Kupfer- und Messingwerke, Aschaffenburg, 

19. Alig & Baumgärtcl, Werkzeugfabrik, Aschaffenburg, 

ao. Sautter & Messner, Werkzeugfabrik, Aschaffenburg. 

B. Von Kohlenhandlungen: 

1. Edgar Tschörtner, Würzburg, 

а. Fritz Schmitt „ 

3. Carl Christ. Schmitt „ 

4. Otto Ebert & Co- ,, 

5. Kohlen Handelsgesellschaft Miltenberg m. b. H. 

б. Sebastian Lenz, Kitzingen a. M. 

Des weiteren stellten wir die Frage in unserer Plenarsitzung 
vom 28. Nov. zur Beratung, wobei von dem Vorsitzenden unseres 
Gremiums Aschaffenburg, Herrn Kommerzienrat Stenger, folgendes 
Referat erstattet wurde : 

Auf die Rundfrage, die im Verfolg dieser Angelegenheit von der Handels- und 
Gewerbekammer direkt und unter Vermittelung der Gremien veranstaltet wurde, ist 
eine Reihe von Antworten eingegangen, die man mit Rücksicht auf die Bezirke, aus 
denen sie eingegangen sind, in eine Aschaffcnburger und Würzburger Gruppe teilen 
kann. Denn ausserhalb dieser Gruppen stehen nur drei Antworten zur Verfügung, 
nämlich je i aus Miltenberg, Lengfurt und Kitzingen. Aus der Aschaffenburger Gruppe 
lauten die Antworten grosser Kohlenvcrbraucher überwiegend dahin, dass dieselben 
unter einem Kohlenmangel bisher nicht zu leiden gehabt haben. Eine Anzahl von 
Betrieben, die über Schwierigkeiten in der Kohlenversorgung nicht zu klagen haben, 
berichtet auch, dass sie sich stets einen grösseren Kohlenvorrat halten, auf den sie 
im Falle der Kohlenknapphcit zurückgreifen können, mag eine solche nun infolge unge- 
nügender Kohlenförderung, mangelnder Wagenstellung, Behinderung der Schiffahrt, 
Streik oder Aussperrung eintreten. Andere Interessenten klagen freilich sehr darüber, 
dass sic trotz rechtzeitiger Bestellung Kohlcnmengen, die ihnen nach den Abschlüssen 
hätten geliefert werden müssen, nicht haben erhalten können und infolgedessen noch 
teurere englische Kohlen haben beziehen müssen. So oft aber von den Interessenten 
des Bezuges englischer Kohlen Erwähnung getan wird, so oft wird auch berichtet. 
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dass nur äusserst minderwertige englische Kohlen geliefert worden sind. In der 
Würzburger Gruppe wird nur vereinzelt über einen „Mangel“ an Kohlen Klagen ge- 
führt, doch wird aus den Kreisen der Kohlenhändler verschiedentlich berichtet, dass 
eine „Knappheit“ an Kohlen herrsche. Klage über ungenügende Kohlenlieferungen 
führten von den grösseren Verbrauchern das Portland-Zementwerk Karlstadt und das 
Würzburger Gas- und Wasserwerk; war es in dem einen Falle das Kohlensyndikat 
bezw. das Kohlenkontor, so waren es in dem anderen die fiskalischen Saargruben, die 
mit ihren Lieferangsverpflichtungen im Rückstände blieben. Als Ergebnis der Rund- 
frage ist festzustellen, dass über einen „Mangel“ an Kohlen nur vereinzelt Klage ge- 
führt wird, dass dagegen vielfach eine „Knappheit“ an Kohlen sich bemerkbar ge- 
macht hat. 

Oben war bereits erwähnt, dass die Interessenten sich verschiedentlich einen 
entsprechenden Vorrat an Kohlen halten, um gegen Lieferungsschwankungen gesichert 
zu sein. Von diesem Mittel scheint jedoch noch nicht genügend Gebrauch gemacht 
zu werden. So wird namentlich den Kleinhändlern der Vorwurf gemacht, dass sie 
es vielfach unterlassen haben, sich rechtzeitig in Kohlen zu decken. Dieser Pflicht 
der Selbsthilfe dürfen sich die Interessenten, soweit man ihr nur irgend nachkommen 
kann nicht entschlagen. Der Pflicht der Selbsthilfe zu genügen, mag unter Umständen 
seine Schwierigkeiten haben , so namentlich dann , wenn es an den nötigen Lager- 
plätzen fehlt, ein Umstand, der gerade von seiten Würzburger Interessenten für ihren 
Platz geltend gemacht wird. Doch soll nicht verkannt werden, dass es sich bei der 
Kohlenknappheit auch um Schwierigkeiten handelt, die nicht auf teilweise Mitschuld 
der Interessenten oder auf den Mangel an genügenden Lagerplätzen am Empfangsorte 
zurückzuführen sind, sondern um Schwierigkeiten, die in bestimmten Fällen lediglich 
in ungenügender Kohlenlieferung ihren Grund haben. So wird von den Beteiligten 
darüber Klage geführt, dass der preussische Bergfiskus an der Ruhr trotz rechtzeitigen 
Jahresabschlusses nicht in der Lage war, die verkauften Kohlcnmengen zu liefern, die 
Verbraucher deshalb gezwungen waren, sich englische Kohlen zu wesentlich teureren 
Preisen in belangreichen Mengen zu beschaffen. Ist von der Selbsthilfe nicht überall 
in wünschenswertem Masse Gebrauch gemacht , der Kohlcnknappheit beizeiten zu 
steuern, so sind doch für die Kohlenknappheit hauptsächlich Umstände verantwortlich 
zu machen, die ausserhalb der Einwirkung der Interessenten liegen In erster Linie 
musste der über aller Erwartung gestiegene Bedarf der heimischen Industrie eine 
Knappheit an Kohlen herbeiführen, verschärfend trat hinzu der passive Widerstand 
der Kohlenbergleute, Überschichten zu fahren, und schliesslich taten der langdauernde, 
Überaus günstige Rhein wasserstand und der Wagenmangel im Herbst ihr übriges. 

Um die Kohlenknappheit zu beheben bezw. zu mildem, werden von den Inter- 
essenten mancherlei Vorschläge gemacht; zum Teil gehen sie auf Massnahmen gegen 
das Kohlensyndikat hinaus, während doch selbst von solchen Interessenten, die über 
einen Mangel an Kohlen klagen, anerkannt wird, dass das Syndikat im grossen und 
ganzen eine verständige Wirtschaftspolitik beobachtet hat, dass cs sogar bemüht war, 
den Anforderungen der Industrie durch Lieferung englischer Kohlen nach Möglichkeit 
entgegenzukommen. Ein Ausfuhrzoll auf Kohlen ist nicht zu empfehlen, denn in dem 
Kohlen produzierenden Ausland herrscht gleichfalls eine Knappheit und Preissteigerung 
der Kohlen. Es liegt also nahe, dass im Falle der Anwendung eines Kohlenausfuhr- 
zolles das Ausland denselben Schritt tun wird. Dazu kommt , dass die Menge der 
ins Ausland gehenden deutschen Kohle gegenüber der Gesamtförderung doch eine im 
Verhältnis nur geringe Rolle spielt. Dem Inland ist auch wenig gedient, wenn noch 
die Kohleneinfuhr auf die;e Weise verloren gehen sollte. Ausserdem ist das Kohlen- 
syndikat auf das Auslandsgeschäft angewiesen, damit es im Falle des Abflauens der 
Konjunktur ein Reservegebiet zur Verfügung hat. Geschäftliche Beziehungen aber 
aufzugeben, um sic später wieder aufzunehmen, heisst soviel, wie sie verlieren, das 
weiss jeder Geschäftsmann, der den Export zu pflegen hat. Einer Erschwerung der 
Ausfuhr durch Aufhebung der Kohlenausfuhrtarife ist ebenfalls das Wort nicht zu 
reden, denn unsere Kohlenzechen arbeiten bei ihrer entfernten Lage von der Küste 
unter erheblich ungünstigeren Verhältnissen als die englischen Gruben. Dagegen 
empfiehlt cs sich, dafür einzutreten, dass zwecks Erleichterung der Einfuhr ausländischer 
Kohlen die Einfuhrtarife ermässigt werden. 

Die Kammer wolle sich dahin erklären: In Unterfranken hat sich bisher ein 
t .Mangel“ an Kohlen noch nicht gezeigt. Der zutage getretenen „Knappheit“ an 
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Kohlen sollte man versuchen durch Erm ässigung der Einfuhrtarife für Kohlen 
und Kohlenerzeugnisse zu begegnen. 

Zum gleichen Gegenstände erstattete in derselben Sitzung unser 
Mitglied, Herr Direktor Kahle, ein Korreferat folgenden Inhalts: 

Die Versorgung der Industrie mit Steinkohlen hat in neuerer Zeit viel Veran- 
lassung zu Klagen gegeben. Es ist zeitweise eine Kohlenknappheit in solchem Masse 
eingetreten, dass die Erhaltung vieler Betriebe direkt gefährdet erschien und nur 
durch grosse Geldopfer ermöglicht werden konnte. Vielfach mussten Notkäufe in aus- 
ländischen Steinkohlen vorgenommen werden, die sich bei meist geringerer Qualität 
ganz erheblich teuerer stellten als die einheimischen Kohlen. Die Statistik des Reichs- 
amts des Innern ergibt für die Förderung, Einfuhr und Ausfuhr von Steinkohlen in 
den letzten fünf Jahren folgende Zahlen in Tonnen zu 1000 kg: 

190a 1903 1904 1905 1906 

Förderung: 107473933 116637765 120815503 121187715 136479885 

Einfuhr: 6425658 6766512 7299041 9399693 933 * 37 » 

Zusammen: 113899 59 * 123404277 128114544 130587408 145811257 

Ab Ausfuhr: 16101141 *7389934 17996726 18156998 19554343 

97798450 106014343 110117818 112430410 126256914 

im Inland verfügbar. 

In diesen fünf Jahren ist also in Deutschland die Steinkohlenförderung, die Ein- 
fuhr und die Ausfuhr, endlich auch die im Inland verfügbare Menge ganz erheblich 
gestiegen. Für das laufende Jahr 1907 liegen die amtlichen Zahlen für die Zeit vom 
Januar bis einschliesslich August vor. Es betrug für diesen Zeitraum von acht Monaten 
in Tonnen zu 1000 kg: 

1902 1903 1904 1905 1906 1907 

dieFörderung: 69320465 759*7577 79178911 78383052 90892206 95012415 

die Einfuhr: 4069277 4362301 4469082 6319220 5756829 8631967 

Zusammen: 7338974» 80279878 83647993 84602272 96649035 103644382 

Ab Ausfuhr: 99579°3 ***99947 11487691 11314804 12853514 13021410 

63 43*839 69079931 72160302 7328746O 83795521 9062297a 

bleiben im Inland verfügbar. 

Angesichts dieser Zahlen, insbesondere der erheblichen Steigerung der Förderung 
von 78 Million t im Jahre 1905 auf 91 Million t pro 1906 und auf 95 Million t pro 

1907 , ferner angesichts einer so starken Zunahme der Stcinkohleneinfuhr von 

5,7 Million t im Jahre 1906 auf 8,6 Million t im Jahre 1907, also 52,2 °,o, während 
die Ausfuhr sich von nur 12,8 auf 13 Million, also um 13 °/o vergrösserte, müssen 
wir uns über die Ursachen klar werden, die zu der Kohlenknapphcit führen konnten, 
trotzdem dass das dem inländischen Verbrauch zur Verfügung gestellte Kohlenquantum 
sich von 73 Million t im Jahre 1905 auf 83 Million t im Jahre 1906 und auf 90 Million t 
im Jahre 1907 erhöht hat. Die Ursache für diese Erscheinung liegt — ich schliesse 
mich da den Ausführungen der Handelskammer Oppeln wörtlich an — im wesentlichen 
in dem ungeahnten wirtschaftlichen Aufschwung Deutschlands und der gewaltigen Aus- 
dehnung der gesamten industriellen Tätigkeit. Genau so wie dieser wirtschaftliche 
Aufschwung die grosse Geldknappheit, unter der wir seit längerer Zeit leiden, herbei- 
führte, wie er die Verteuerung zahlreicher Lebensmittel und anderer Produkte des 
allgemeinen Verbrauchs bewirkte, hat er die jetzt beklagte Kohlenknappheit heran- 
gerufen. Es sind also innere wirtschaftliche Gründe, die die Kohlenknappheit und 
natürlich auch die Kohlenverteucrung herbeigeführt haben, keineswegs aber künstliche 
Machenschaften der Kohlenproduzenten und ihrer Verbände. An sich wäre nun der 
deutsche Kohlenbergbau mit seinen hervorragenden technischen Einrichtungen sicher- 
lich imstande gewesen, durch weitere Verstärkung der Förderung der vorhandenen 
Kohlcnknappheit zu begegnen, allein infolge des letzten grossen Arbeiterausstandes im 
Ruhrrevier im Jahre 1905 und der gleichzeitigen vorsorglichen Ansammlung ungeheuerer 
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Kohlenvorräte seitens der Eisenbahnen gingen die Zechen mit leeren Magazinen in 
die Zeit der Hochkonjunktur hinein. Die Belegschaft des Ruhrreviers konnte von 
359000 Mann im Jahre 1905 noch auf 289000 Mann im Jahre 1907 gesteigert werden, 
eine weitere Steigerung war aber nicht mehr möglich, obwohl die Löhne pro Mann 
und Schicht von M 4,03 im Jahre 1906 auf ./(f 4,8a im Jahre 1907 gestiegen waren. 
Der Arbeitermangel wurde noch dadurch verstärkt, dass infolge der Agitation für 
Arbeiterorganisation die Durchschnittsleistung des einzelnen Arbeiters zurQckging. Zu 
dem kam weiterhin der chronische Wagenmangel, der zeitweise so gross war, 
dass in einzelnen Monaten den Zechen bis zu 70000 Wagen zu wenig gestellt wurden, 
so dass notgedrungen Feierschichten eingelegt werden mussten. Sehr erschwerend 
für die allgemeine Kohlenversorgung war ferner die Berechtigung der sogenannten 
Hüttenzechen, den Selbstverbrauch an Kohlen vorwegzunchmen und die dement- 
sprechenden Mengen dem Syndikat vorzuenthalten. Hier muss es Aufgabe der Leitung 
des Kohlensyndikats sein, dass diese auf die Dauer unhaltbare Sonderstellung der 
Hüttenzechen im Syndikat so rasch wie möglich beseitigt wird. 

Es liegt nun angesichts der misslichen Lage nahe, dass der durch die Kohlennot 
beunruhigte und geschädigte inländische Kohlenverbraucher von einer Verminderung 
der Steinkohlenausfuhr bei gleichzeitiger Vermehrung der Einfuhr Hilfe erhofft. Es 
muss ihm widersinnig erscheinen, dass bei der vorhandenen grossen Kohlenknappheit 
im eigenen Lande ein erheblicher Teil der einheimischen Förderung vermittelst 
niedriger Ausfuhrtarife dem Auslande zugeführt wird, während der inländische Ver- 
braucher genötigt ist, minderwertige ausländische Kohle zu höheren Preisen und 
Frachten zu beziehen. Aus diesen und anderen Gründen wird deshalb von vielen 
Seiten ein Eingreifen des Staates durch Frachttarif- und womöglich auch durch Zoll- 
massregeln verlangt. Gegenüber so tief einschneidenden Mitteln müssen aber auch die 
dauernden volkswirtschaftlichen Wirkungen geprüft werden. Nun kann dem Kohlen- 
syndikat nicht vorgeworfen werden, dass es die Förderung etwa künstlich zurück- 
gehalten hat. Die Förderung seiner Zechen ist sogar in etwas stärkerem Verhältnis 
als die gesamte deutsche Kohlenförderung gestiegen. Auch seine Kohlenausfuhr hat 
in den letzten 3 Jahren nur 12,4, 11,8 und 12,03°^ seiner Förderung betragen, während 
die gesamte deutsche Kohlenausfuhr in derselben Zeit 14,8, 14,9 und i4,3°;o der 
gesamten deutschen Kohlenförderung ausmachte, ein Beweis, dass von anderen deutschen 
Kohlenbezirken verhältnismässig weit mehr Kohlen zur Ausfuhr gebracht worden sind 
als durch das Syndikat. Eine Erschwerung der Kohlenausfuhr würde aber den inländi- 
schen Kohlenverbrauchem auf die Dauer voraussichtlich mehr Schaden wie Nutzen 
bringen. Der inländische Stcinkohlenverbrauch ist stets erheblich hinter der Förderung 
zurückgeblieben ; Deutschland ist daher im allgemeinen auf die Kohlenausfuhr ange- 
wiesen, welche einen notwendigen Regulator für den Kohlenmarkt bildet, da durch 
sie dem Kohlenbergbau ein einigermassen geregelter Betrieb gesichert werden kann. 
Es würde ja gewiss nicht schwer sein, eine künstliche Einschränkung der Ausfuhr 
zu erreichen, aber diese würde den inländischen Verbrauchern nie zugute kommen, da 
das Kohlensyndikat infolge seiner Monopolstellung die Frachtverteucrung durch einen 
hohen Ausfuhrtarif auf die inländischen Konsumenten abzuwälzen suchen würde. Einen 
Vorteil hätte m. E. von der Ausfuhrerschwerung nur das Ausland, indem Deutschland 
dann weite, heiss umstrittene Absatzgebiete durch das Ausland mit Erfolg streitig 
gemacht und solche Absatzgebiete, wenn einmal verloren, nur schwer zurückerobert 
werden könnten. 

Auch die Einführung eines Ausfuhrzolles müsste ich als einen schweren politi- 
schen Fehler bezeichnen, den wir in Bayern besonders zu bereuen hätten. Bei uns 
werden bekanntlich grosse Mengen böhmischer Kohlen verwendet. Es ist nun nicht 
im geringsten zweifelhaft, dass die österreichische Regierung, da die Kohlenknappheit 
dort viel grösser ist, als bei uns, geradezu gezwungen wäre, mit gleichen Massregeln 
zu antworten. Gerade diesen Standpunkt hat der preussische Handelsministcr Delbrück 
im Reichstag auch unumwunden zum Ausdruck gebracht, indem er sagte : .Industrie- 
gebiete in Eisass und Bayern würden unter einem Ausfuhrverbot direkt leiden. Sic 
würden die Zeche zu bezahlen haben.“ Die bayerischen Käufer österreichischer Kohlen 
würden dann also mit verteuerten Heizmaterialen und einer erschwerten Kohlen- 
versorgung zu kalkulieren haben. Die Handelskammer Oppeln, welche inmitten eines 
bedeutenden Kohlen- und Industriegebietes arbeitet, glaubt in bezug auf die Kohlennot 
sogar ohne jede Hilfe auskommen zu können. 
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Ich gehe nun nicht so weit und wünsche vielmehr, dass der Kohlenknappheit, 
diesem die gesamte Industrie beunruhigenden Gespenst, doch in irgend einer Weise 
begegnet wird. Dazu erscheint mir aber ausschliesslich (und ich befinde mich da in 
erfreulicher Übereinstimmung mit den Herren Referenten), eine Einfuhrerleichte- 
rung der fremdländischen Kohle geeignet Sobald der ausländischen Kohle, welche 
jetzt nach Spezialtarif III verfrachtet wird, eine entsprechende Einfuhrerleichterung 
zuteil und ihr dadurch ein grösseres Gebiet als seither in Deutschland erschlossen 
wird, ist jede Furcht vor einer grösseren Kohlennot hinfällig. Dass durch eine der- 
artige Tarifänderung etwa die deutsche Kohle durch die fremdländische verdrängt 
werden wird, das kann das Syndikat durch eine vernünftige Preispolitik verhindern. 
Der preussische Landeseisenbahnrat wird sich in seiner bevorstehenden Sitzung gut- 
achtlich darüber zu äussern haben, »ob es den wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Landes entspricht, die für die Ausfuhr von Steinkohlen, Steinkohlenbriketts und Stein- 
kohlenkoks bestehenden Ausnahmetarife aufzuheben oder zu beschränken' und ferner, 
»ob ein wirtschaftliches Bedürfnis anzuerkennen ist, den Rohstofftarif für Steinkohlen 
einschliesslich Briketts und Koks a) beim Versand von den Seehäfen und binnen- 
ländischen Umschlagsplätzen oder b) auch in allen anderen Fällen zu gewähren, und 
ob diese Tariferleichterungen dauernd oder nur vorübergehend (und zwar auf welchen 
Zeitraum?) einzuräumen sind.* Der Ausschuss jenes Landeseisenbahnrates hat die 
Beibehaltung ermässigter Ausnahmetarife für die Ausfuhr von Steinkohlen usw. bereits 
mit 3 gegen i Stimme befürwortet und war weiter einstimmig der Ansicht, die Ein- 
führung des Rohstofftarifs für die Einfuhr ausländischer Kohle vorläufig versuchsweise 
auf ein Jahr zu empfehlen. Ich stehe, wie ich schon ausgeführt, auf demselben 
Standpunkte und beantrage, entsprechend zu beschliessen und diese Massregel als zur 
Beseitigung der Kohlennot geeignet dem Ministerium empfehlend zu unterbreiten. Die 
Aufgabe der Eisenbahnverwaltung bleibt es aber dann noch, ihre Betriebsmittel in 
Einklang zu bringen mit den im Laufe der Jahre infolge der grossartigen wirtschaft- 
lichen Entwickelung Deutschlands so ausserordentlich gestiegenen Anforderungen des 
Güterverkehrs, sonst werden wir auch in Zukunft bei jedem neuen Aufschwung immer 
wieder wie diesmal in dieselbe Not geraten, die auch in anderen Industrieen schwer 
empfunden wurde und zeitweilig schier untrügliche Zustände gezeitigt hat. Die Ent- 
wickelung Deutschlands zu einem Welt-Industrie-Staat wird auch fernerhin von Jahr 
zu Jahr in weit stärkerem Masse wie früher steigende Ansprüche hinsichtlich der 
Gütertransporte durch die Eisenbahn stellen und dazu gehört natürlich, dass die Ver- 
mehrung und Ausnutzung der Betriebsmittel hiermit gleichen Schritt hält. 

Dem in den Referaten hauptsächlich geäusserten Wunsche der 
Ermässigung der Einfuhrtarife wurde seitens der Deutschen Eisen- 
bahnverwaltungen stattgegeben, wie sich aus folgender Mitteilung des 
Kgl. Staatsministeriums vom 24. Dezember ergibt: 

Nach einer Mitteilung des k. preussischen Ministeriums der öffentlichen Arbeiten 
und des Reichsamtes für die Verwaltung der Reichseisenbahnen wird im eigenen und 
im gegenseitigen Verkehr der preussisch-hessischen Staatsbahnen und der Reichseisen- 
bahnen in Elsass-Lothringen für 

Steinkohlen, S t e i n k o h I e n-Br ik e 1 1 s und Stein kohlen-Koks 

vom 1. Januar 1908 ab bis auf weiteres, mindestens aber für die 
Dauer von zwei Jahren, der Rohstofftarif, der bisher auf den Versand von den 
inländischen Produktionsstätten beschränkt war, im Interesse des erleichterten Bezuges 
der genannten Brennstoffe allgemein angewendet. 

Im Anschlüsse an dieses Vorgehen hat das k. Staatsministerium für Verkebrs- 
angelegenheiten das Tarifamt der Staatseisenbahnverwaltung beauftragt, im inner- 
bayerischen Verkehr mit besonderem Ausnahmetarif für Transporte von Steinkohlen 
einschliesslich Stcinkohlen-Briketts und Steinkohlen-Koks die billigeren Frachtsätze des 
Rohstofftarifes an Stelle derjenigen des Spezialtarifs III ebenfalls allgemein einzu- 
räumen und wegen des gleichen Zugeständnisses im direkten Verkehre mit der preus- 
sisch-hessischen Eisenbahngemcinschaft, den Reichsbahnen und den weiter in Betracht 
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kommenden Staats- und Privatbahnverwaltungen das Erforderliche mit aller Be- 
schleunigung zu veranlassen. 

Die Direktion der Pfälzischen Eisenbahnen und die Lokalbahn-Aktiengesellschaft 
in Mönchen sind aufgefordert worden, der Tarifmassnahme gleichfalls beizutreten. 



Im Vollzüge einer Ministeralentschliessung über die gewerbs- 
mässigen Vermittelungsagenten für Immobilienverträge 
forderte uns die Kgl. Regierung zu gutachtlichem Bericht auf, ob 
die bezüglichen Vorschriften (wie dies in einer Eingabe der Ober- 
bayerischen Handels- und Gewerbekammer gewünscht wurde) als 
nicht anwendbar für Bankiers und sonstige Vollkaufleute, die sich 
mit Hypothekenvermittelung befassen, erklärt werden sollen. Wir 
berichteten hierauf unterm 6. August: 

Bankiers und sonstige Vollkaufleute sind in der Regel keine eigentlichen »ge- 
werbsmässigen* Vermittlungsagenten für Immobilienverträge. Infolge ihrer Verbindungen 
mit Hypothekenbanken und sonstigen Immobiliarkredit-Instituten kommt es naturgemäss 
von Zeit zu Zeit vor, dass sie für ihre Kunden auch gelegentlich die Vermittlung von 
Immobiliardarlehen übernehmen. Selbstverständlich beziehen sie von diesen Geschäften 
auch ihre Provisionen. Aber es sind das meist doch nur Gelegenheitsgeschäfte, so 
dass man von einem gewerbsmässigen Betrieb kaum sprechen kann. Unseres Wissens 
hat die bayer. Ministerialbekanntmachung vom 18. Dezember 1883 auch bisher noch 
keine Anwendung auf die bezüglichen Geschäfte von Bankiers und Vollkau fleuten 
gefunden. Es wäre wohl auch recht unangenehm, wenn die Bestimmungen über die 
Immobiliaragenten auch auf Bankiers übertragen würden, wenn also z. B. gemäss 
Ziff 7 der bayer. Bekanntmachung eine vollständige Polizeikontrolle in den Bank- 
kontors eingeführt würde. 



Eine Eingabe der Handelskammer Hanau an den Deutschen 
Reichstag zum Entwurf eines Reichsgesetzes betr. Herstellung von 
Zigarren in der Hausindustrie bezweckte hauptsächlich Ab- 
änderungen des Entwurfes bezüglich § i Ziffer i, ferner des § 3 
Ziffer 2 und der §§ 9 und 10; die Handelskammer Hanau ersucht 
unsere Kammer, sich dem Gesuche derselben anzuschliessen. 

In unserer Sitzung vom 11. Juli erstattete hierzu der Vorsitzende 
der Gewerbeabteilung unseres Gremiums Aschaffenburg, Herr Hock, 
folgendes Referat : 

Nach eingezogenen Erkundigungen über die Hausindustrie (Heimarbeit) in der 
Zigarrenfabrikation bestehen in den bayer. Bezirken von Unterfranken, besonders im 
Kahlgrund, die gieichgelagerten Verhältnisse wie in der Umgebung von Hanau. 
Es wäre zu befürchten, dass durch Einführung dieses Entwurfes als Gesetz die Heim- 
arbeit sehr erschwert, ja sozusagen brach gelegt würde. Es ist deshalb angezeigt, 
dass unsere Kammer dem Wunsche der Handelskammer in Hanau entspricht und die 
von derselben an den deutschen Reichstag gerichtete Eingabe unterstützt. 

Gemäss dem Anträge des Herrn Referenten stimmten wir somit 
dem Antrag der Handelskammer Hanau zu. 
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Wiederum hatten wir uns in verschiedenen Fällen über die 
Leistungsfähigkeit einzelner Firmen unseres Bezirks für Lieferungen 
an Reichs- und Staatsbehörden zu äussern. Die bezüglichen Berichte 
eignen sich naturgemäss nicht für die Öffentlichkeit ; wir können 
lediglich bemerken, dass wir in sämtlichen Fällen die volle Leistungs- 
fähigkeit der betreffenden Firmen bestätigen und ihre Inanspruch- 
nahme zu Lieferungen für öffentliche Zwecke und Stellen wärmstens 
empfehlen konnten. 



Die Frage der Verminderung der Überzahl von F eier- 
tagen wurde im Berichtsjahre von der Kgl. Staatsregierung gemäss 
Mitteilung in einer Sitzung der Zentralstelle für Industrie, Gewerbe 
und Handel in abschlägigem Sinne verbeschieden, da die bayerischen 
Ordinariate sich gegen die Massnahme erklärten. Trotz dieses Be- 
scheides möchten wir doch die Frage nicht als beruhend erklär! 
wünschen, da tatsächlich sehr bedeutende wirtschaftliche Interessen 
in Bayern dadurch in Mitleidenschaft gezogen sind. Es ist, wie wir 
wiederholt betonen, gar kein Zweifel darüber, dass die Häufigkeit 
der Feiertage in unseren katholischen Gegenden die Leistungsfähig- 
keit der heimischen Industrie und des heimischen Gewerbes schwer 
beeinträchtigt, ebenso aber dem Handel und gewiss auch der Land- 
wirtschaft Schwierigkeiten und Unannehmlichkeiten der mannig- 
fachsten Art verursacht. Speziell unsere Industrie ist bei Lieferungen 
nach auswärts in ihren Arbeiten durch die unterbrechenden Feiertage 
sehr behindert ; man begreift in Norddeutschland und auch in 
einzelnen bayerischen Landesteilen absolut nicht, warum eine 
Lieferung zu bestimmten Zeiten von unserer Gegend aus nicht 
prompt möglich ist. Um nur ein Beispiel anzuführen, ist die sehr 
bedeutende Steinindustrie unseres Maintales bei Arbeiten für aus- 
wärtige Bauten durch die Feiertage oft in recht misslicher Lage, 
die Steinmetzarbeiten müssen mit dem Fortschreiten des Baues 
gleichen Schritt halten, und wenn sich die Steinliefcrungen auch nur 
um Tage verzögern, so ist dadurch auch der Bau gehindert und 
Reklamationen und Unannehmlichkeiten aller Art sind die Folge 
von solchen Verzögerungen. In weiterer Folge wird unsere Industrie 
nicht mehr als leistungsfähig betrachtet und verliert ihre Kund- 
schaften. Es wurde uns mitgeteilt, dass schon des Öfteren belang- I 
reiche, aber kurz befristete Aufträge von Norddeutschland hier nicht 
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angenommen werden konnten, weil einige Feiertage die Arbeitszeit 
verkürzten. Das sind Verhältnisse, die natürlich auch die Arbeiter- 
schaft in Mitleidenschaft ziehen, so dass tatsächlich von einem 
sozialen Nachteil für weitere Kreise der Industriebevölkerung ge- 
sprochen werden muss. 

Selbstverständlich liegt es uns ferne, den religiösen Charakter 
der kirchlichen Feste in irgend einer Weise beeinträchtigen oder 
überhaupt irgendwelchen Einfluss auf die kirchlichen Verhältnisse 
ausüben zu wollen. Aber wir glauben, dass bei einer Verlegung 
einzelner Feiertage auf die nächstliegenden Sonntage der spezifische 
kirchliche Charakter dieser Feste nicht leiden wird. 

Das Jahr 1908 hat für die Diözese Würzburg, trotzdem ver- 
schiedene Feiertage mit Sonntagen zusammenfallen, noch 16 be- 
sondere Feiertage; im Monat Juni allein sind 8 Sonn- und Feiertage, 
im März und Dezember deren je 7, im Januar und Mai je 6. Nach 
unserer Ansicht könnten von den hierzulande bestehenden Feier- 
tagen deren 8, die jetzt schon als Feiertage 2. Ordnung gelten, auf 
die entsprechenden Sonntage verlegt werden. 



Die Vertretung der Interessen von Industrie, Gewerbe und 
Handel in den Kreis- und Distrikts-Korporationen lässt bekanntlich 
viel, oder eigentlich alles zu wünschen übrig, wie überhaupt die nun 
über ein halbes Jahrhundert bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
über die Landräte und Distriktsräte völlig veraltet erscheinen und 
dringend einer Revision bedürfen. In diesen Körperschaften kommen 
häufig Fragen von hoher Wichtigkeit für Handel und Gewerbe zur 
Beratung und Beschlussfassung, so namentlich Anträge zur Ver- 
besserung von Verkehrswegen (Distriktsstrassen, Lokalbahnen etc.) 
oder betreffs Förderung des gewerblichen und kaufmännischen Fach- 
unterrichts usw. Die häufig mit den höchsten Steuern veranlagten 
Handels- und Gewerbetreibenden können aber bei der Zusammen- 
setzung der Landräte bezw. Distriktsräte ihre Interessen durchaus 
nicht in entsprechender Weise vertreten; wir bitten daher wieder- 
holt, dass baldigst eine Reorganisation dieser Vertretungen einge- 
leitet und dabei dem Handel, der Industrie und dem Gewerbe eine 
gebührende Einflussnahme gewährt werde. 
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Unvermindert sind auch heuer wieder die Klagen der Kauf- 
leute, namentlich solcher in ländlichen Distrikten und kleineren 
Kreisstädten, über die scharfe und rücksichtslose Konkurrenz der 
landwirtschaftlichen Genossenschaften, die vom Staat auf 
jede Weise unterstützt und protegiert werden. Die Handelskreise 
auf dem Lande, denen ein Artikel nach dem anderen durch die 
Genossenschaften entwunden wird, sind tatsächlich in ihrem Erwerb 
schwer geschädigt und über das Gebahren der Genossenschaften 
höchst erbittert. Aber auch der Grosshandel in Getreide, landwirt- 
schaftlichen und verschiedenen sonstigen Artikeln wird vielfach rem 
ausgeschaltet. Man sollte doch bedenken, dass in ernsten Zeiten 
der durch die genossenschaftliche Konkurrenz geschwächte Handel 
schliesslich für die Versorgung des Inlandes nicht mehr das leisten 
kann, was ein starker Handel leicht zu leisten in der Lage ist. 



Von den Distriktsverwaltungsbehörden (Bezirksämtern) wird 
— wie uns namentlich aus Kreisen der Landbrauereien geklagt 
wird — noch immer die Einführung des Lokalm alzaufschlages 
in ländlichen Gemeinden zur Deckung gemeindlicher Ausgaben 
(z. B. für Schulhausbauten usw.) begünstigt bezw. direkt empfohlen, 
wobei jedoch zuweilen zur ausdrücklichen Bedingung gemacht wird 
dass der Bierpreis in den Wirtschaften nicht erhöht werden dürfe 
Die Wirte können die neue Auflage natürlich nicht tragen und 
wälzen sie also auf ihre Bier-Lieferanten ab. So tragen also eigent- 
lich die Brauereien allein die Kosten von Schulhausbauten u. dgl 
Das ist zweifellos eine ungerechte Belastung eines einzelnen Ge 
werbes. Die Landbrauereien, die ohnehin nicht in günstigen Er- 
werbsverhältnissen sich befinden, beschweren sich daher wohl mit 
Recht über diese Art der Kostendeckung kommunaler Projekte und 
bitten, dass den Bezirksämtern von der höheren Verwaltungsbehörde 
abgeraten werde, diesen Modus weiter zu verfolgen. 
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IV. Sonntagsruhe und sonstige soziale Angelegen- 
heiten. 



Der Wunsch der Handlungsgehilfenverbände nach möglichst 
ausgedehnter Einführung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 
bildet nunmehr ein ständiges Kapitel im Jahresbericht. Auch im 
verflossenen Jahre hatte sich die Kammer mehrfach mit dieser Frage 
zu beschäftigen. 

Die Handelskammer Halle a. S. hat uns um gutachtliche 
Äusserung ersucht, ob in unserem Kammerbezirk ortsstatutarische 
Bestimmungen über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe, welche 
die Verkaufszeit an Sonntagen auf weniger als die in der Gewerbe- 
ordnung zugelassenen 5 Stunden beschränken, in Kraft sind, und 
ob in unserem Bezirke gleiche Bestrebungen der Handlungsgehilfen 
bezüglich der Sonntagsruhe bestehen. Unser Gutachten an die 
Handelskammer Halle a. S. lautete: 

Auf Zuschrift vom ai. März teilen wir ergebenst mit, dass in Würzburg nach 
Ortsstatut die offenen Verkaufsstellen an den regulären Sonn- und Feiertagen von 
7—9 früh und ix — i Uhr mittags geöffnet sein dürfen, Bis zum vorigen Jahre war 
das Offenhalten der Läden bis a Uhr nachmittags gestattet; auf eine Agitation hin, 
die aus Detailhandclskreisen selbst hervorging, wurde der Ladenschluss auf i Uhr 
festgesetzt. Die Verkürzung der Verkaufszeit scheint sich glatt durchgeführt zu 
haben; wenigstens wurden bisher keine ernsteren Klagen laut. 

Wir bemerken noch, dass die Stunden von 7 — 9 Uhr früh nach unseren Wahr- 
nehmungen eigentlich nur von den Geschäften der Nahrungsmittelbranche benutzt 
werden; die übrigen Läden, sowie die Engros - Geschäfte beginnen ihre Tätigkeit 
meist erst um 11 Uhr. Die Bankgeschäfte haben nach freier Übereinkunft an Sonn- 
und Feiertagen vollständig geschlossen. 

Seitens der Gehilfenschaft wurden allerdings zuweilen Wünsche auf vollständige 
Sonntagsruhe laut, wie solche tatsächlich auch in einzelnen Nachbarstädten (z. B. 
Nürnberg) seit langem eingeführt ist. Bei unseren örtlichen Verhältnissen und nament- 
lich auch in Rücksicht auf die an Sonn- und Feiertagen hierherkommende Landbe- 
völkerung dürfte sich aber ein vollständiger und allgemeiner Geschäftsschluss hierorts 
vorläufig nicht ermöglichen lassen. 

Was nun speziell die Wünsche der Handlungsgehilfen in unserem 
Kammerbezirk anlangt, so hat der deutschnationale Handlungs- 
gehilfenverband Ortsgruppe Würzburg beim Stadtmagistrat Würz- 
burg den Antrag gestellt, es möge die Einführung der vollstän- 
digen Sonntagsruhe im Handelsgewerbe für die Monate Juni, Juli und 
August in die Wege geleitet werden. Unser Gutachten, das wir in 
dieser Angelegenheit unterm 12. Juni auf Ersuchen an den Stadt- 
magistrat Würzburg erstatteten, beruht auf dem Bericht unseres 
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Mitgliedes, des Herrn Leinecker, in der Sitzung vom 28. Mai 
und hat folgenden Wortlaut: 

Auf Anfrage vom 2. v. Mts. Reg.-Nr. 16624 beehren wir uns, folgendes Gut- 
achten zu erstatten: 

Unsere Kammer behält gegenüber dem vom Deutschnationalen Handlungsge- 
hilfenverband wiederholt gestellten Antrag, die Einführung der vollständigen 
Sonntagsruhe im Handelsgcwcrbe für die Monate Juni, Juli und August in 
die Wege zu leiten, die frühere Stellungnahme bei. Demgemäss bitten wir unter 
Bezugnahme auf den Beschluss der Kammer vom 28. Juni 1906, worin die hauptsäch- 
lichsten Gründe gegen den Antrag, nämlich die Häufigkeit der Feiertage, die Kiliani- 
messe, die Konkurrenz der kleineren Nachbarstädtc etc. ausführlich behandelt sind, 
diesen Antrag abzulehnen; denn solange die vollständige Sonntagsruhe nicht reichs- 
gesetzlich geregelt ist, dürfte eine allseitig befriedigende Lösung dieser Frage nicht 
zu erwarten sein. 

Wenn wir uns angesichts der lokalen Verhältnisse gegen den Antrag auf Ein- 
führung vollkommener Sonntagsruhe in den Sommermonaten vorläufig ablehnend ver- 
halten, so soll damit durchaus nicht gesagt sein, dass wir einem weiteren Ausbau der 
Sonntagsruhe allgemein widerstreben. Wir erachten es nur unter den hiesigen Ver- 
hältnissen für bedenklich, einen Zwang für den gesamten Handel oder auch nur für 
den Grosshandcl zu statuieren. Dagegen begrüssen wir cs, dass durch freie Verein- 
barungen Abkommen über vollständige Sonntagsruhe entstehen, wie dies z. B. schon 
vor längerer Zeit von den Banken und Privat-Bankiers mit Erfolg geschehen ist, und 
solche neuerdings von den Würzburger Buchhändlern getroffen wurden. Es dürfte 
auch im Grosshandel die Möglichkeit bestehen, für die Gehilfen vorerst insofeme Er- 
leichterungen eintreten zu lassen, dass an den Sonntagen nur die dringenden laufendes 
Geschäfte erledigt werden, was wohl in den meisten Fällen mit der Hälfte des Personals 
Geschehen könnte, so dass also die Hälfte der Gehilfen abwechselnd einen vollständig 
freien Sonntag hätte. Dieser Modus wird schon jetzt verschiedentlich beim hiesigen 
grosshandcl angewendet und hat sich gut bewährt, so dass wir in unserer letzten 
Sitzung Veranlassung nahmen, eine weitere Verbreitung desselben zu empfehlen. 



Von der Kgl. Staatsregierung wurde es für angezeigt gehalten, 
die Ausnahmetage gemäss §§ I39d und I39e der Gewerbeordnung 
tunlichst zu beschränken. Bei der Prüfung der Frage, ob nicht eine 
teilweise Aufhebung der Ausnahmetage Platz greifen könnte, haben 
wir der Anregung des Stadtmagistrats Würzburg zugestimmt, dass 
von den jetzt gültigen Ausnahmetagen, an welchen Handlungsgehilfen 
die elfstündige Ruhezeit nicht gewährt werden muss, die Wochen- 
tage der Karwoche und der Woche vor Pfingsten, jeweils den 
Samstag ausgenommen, wegfallen. Demgemäss wurden durch Be- 
kanntmachung des Stadtmagistrats Würzburg vom 28. Dezember 
als Ausnahmetogc festgesetzt : 

1. der Samstag vor Ostern, 

2. der Samstag vor Pfingsten, 

3. die sämtlichen Werktage zwischen dem Feste Mariä 
Empfängnis (8. Dezember) und dem Neujahrsfeste. 
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Härten- und Missstände, die sich mit der Anwendung der Be- 
stimmungen des Handelsgesetzbuchs über die Konkurrenzklausel 
ergaben, haben das Bedürfnis nach Abänderung der einschlägigen 
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs, §§ 74, 75,76 Abs. I, erkennen 
lassen. Vom Kgl. Staatsministerium wurden wir zu näheren Aus- 
führungen darüber aufgefordert, in welchem Umfange Konkurrenz- 
klauseln der Handlungsgehilfen gegenüber üblich sind und ob sie 
auch bei den Handlungslehrlingen Vorkommen, ferner darüber, in- 
wieweit und aus welchen Gründen die Konkurrenzverbote für not- 
wendig erachtet werden. Wir haben uns zu diesen Fragen auf 
Grund eines Berichts des verstorbenen Herrn Kommerzienrats Hell- 
mann in einem Bericht an das Kgl. Staatsministerium vom 3. Oktober 
folgendermassen geäussert : 

In Erledigung des Auftrages vom 5. Juli ds. Jrs. Nr. 14 836 H berichten wir, 
dass unsere Kammer sich in letzter Plenarsitzung mit der Frage der Konkurrenzklausel 
eingehend beschäftigte. Wir haben ferner das Kaufmannsgericht in Würzburg um 
dessen gutachtliche Äusserung ersucht und bringen in der Anlage Abdruck einer Ein- 
gabe des Kaufmannsgerichts Würzburg, worin dessen Meinung zur Sache nebst Be- 
gründung niedergelcgt ist, in Vorlage. 

Unsere Kammer selbst gestattet sich, ihr Gutachten dahin zu präzisieren, dass 

1. einer bedingungslosen Beseitigung der Konkurrenzklausel das Wort nicht 
geredet werden kann, 

2. dass aber eine Einschränkung der Konkurrenzklausel hinsichtlich der 
Dauer und hinsichtlich der Konventionalstrafe platzgrcifen könne, und 

3. dass eine Konkurrenzklausel mit Lehrlingen überhaupt auszuschliessen sei. 

Es ist das im wesentlichen auch der Standpunkt des Würzburger Kaufmanns- 
gerichts, mit dem wir auch in der Begründung fast ganz einig gehen. Die Konkurrenz- 
klausel ist bei manchen Geschäften, z. B. in dem hier stark vertretenen Weinhandel, 
in Fabriken etc. vielfach üblich und zum Schutz des Prinzipals auch notwendig. Der 
Handlungsgehilfe, sei er nun im Bureau, im Lager oder als Reisender beschäftigt 
(ganz besonders in letzterem Falle), erwirbt sich die Kenntnisse des Geschäfts und 
insbesondere die der Kundschaft tatsächlich auf Kosten des Prinzipals, nämlich durch 
die für Rechnung des letzteren aufgewendete Zeit und Spesen. In allen Fällen, in 
welchen der Prinzipal dem Angestellten einen Kundenkreis zur Bearbeitung zuweist 
wäre es sicherlich ungerecht, wenn die Kenntnis dieser oft durch langwierige und 
schwierige Arbeit erworbenen Kundschaft dem Reisenden oder dem nachfolgenden 
Prinzipal ganz bedingungs- und kostenlos ausgefolgt würde. Es ist gewiss gerecht- 
fertigt, wenn dem Angestellten vertragsmässig untersagt wird, sich der so erworbenen 
Kenntnisse zu jeder Zeit und in vollem Umfange für sich oder andere zu bedienen. 
Ebenso ist es auch sicherlich gerecht, den Angestellten zu untersagen, erworbene 
Geschäftsgeheimnisse (Fabrikationsarten usw.) sofort dem künftigen Prinzipal zur Ver- 
fügung zu stellen; denn unter Umständen würde der Angestellte tatsächlich den Ver- 
rat von Erfahrungen aus den früheren Geschäften, wofür der frühere Arbeitgeber 
Arbeit, Geist und Kosten aufgewandt, in Form von Gehalt oder sonstigen Zuwendungen 
bezahlt erhalten. 

Wenn nun auch ein vollständiges Verbot der Konkurrenzklausel ungerechtfertigt 
ist, so verkennen wir nicht, dass für eine Einschränkung der Klausel wohl genug 
Grund vorliegt und zwar in der Richtung, dass die Klausel das Fortkommen des An- 
gestellten nicht unmöglich machen und auch nicht ungebührlich einschränken darf. 
Von diesem Gesichtspunkte aus stimmen wir auch der weiteren Einschränkung der 
Konkurrenzklausel zu. 
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Vollkommen ausgeschlossen kann die Klausel bei Lehrlingen werden, wobei 
sie jetzt schon nicht Qblich ist; selbstverständlich kann immer eine Vereinbarung für 
den Fall des Vorrückens der Lehrlinge in bezahlte Stellungen Vorbehalten bleiben. 

Zwar kein Ausschluss, aber eine Einschränkung der Klausel kann auch platz- 
greifen bei allen Stellungen, die mit weniger als 1500 Ji per Jahr bezahlt sind. Hier 
sind die Interessen der kleineren Gewerbetreibenden ins Auge zu fassen, die ignoriert 
wären, wenn erst ein Gehalt von 3000 oder gar 5000 Ji als Grenze betrachtet 
würde. Der Fall, dass ein Gehalt von 1500 pro Jahr schon ein gewisses Entgelt 
für die Einhaltung der vereinbarten Konkurrenzklausel in sich schliesst, wird gar nicht 
selten sein. Der Umstand, dass § 343 des B.-G.-B. dem Richter die weitestgehende 
Befugnis zur Herabsetzung der vereinbarten Konventionalstrafe einräumt, bietet im 
weiteren ja Gewähr, dass die Interessen der Angestellten berücksichtigt werden. 

Ebenso steht es dem Richter frei, die bisherige Frist von drei Jahren nach 
freiem Ermessen zu kürzen. Wir stimmen aber auch dem Vorschläge zu, die gesetz- 
liche Maximalfrist der Klausel herabzusetzen. Allerdings scheint uns — und in diesem 
Punkte sind wir mit der Anschauung des hiesigen Kaufmannsgerichts nicht einver- 
standen — die Herabsetzung auf ein Jahr doch zu scharf. Mag die einjährige Frist 
manchmal auch weitgehend genug sein, so wird es doch eine ganze Reihe von Fällen 
geben, in denen sie als zu knapp gegriffen erscheint. Dagegen erklären wir uns mit 
einer Beschränkung auf zwei Jahre einverstanden. 



Dass die Bundesratsverordnung vom 23. Januar 1902 betr. die 
Ruhepausen der Gastwirtsgehilfen sehr revisionsbedürftig 
ist, weil ihre Bestimmungen mit den Anforderungen des praktischen 
Lebens nicht in Einklang zu bringen sind, wurde schon im Jahres- 
berichte 1906 S. 63 hervorgehoben. Durch die Verordnung werden 
namentlich die Saisonbetriebe der Bade- und Kurorte am schwersten 
getroffen, so dass bezüglich dieser Betriebe die Zulassung von weit- 
gehenden Ausnahmen gerechtfertigt erscheint. In Berücksichtigung 
dieser Umstände haben wir eine Eingabe der Vereinigung der Hote- 
liers und Restaurateure deutscher Bade- und Kurorte mit dem Sitze 
Bad-Kissingen auch unserseits unterstützt. 

Bei der Generalversammlung genannter Vereinigung im vorigen 
Herbst zu Bad-Kissingen beteiligte sich namens der Kammer unser 
Syndikus, welcher hierbei wiederholt den Standpunkt unserer Kammer 
betonte. 



Von Interessenten wird darüber geklagt, dass bei sozialen 
Auflagen zuweilen keine gleichheitliche Behandlung stattfinde; so 
seien auf Anordnung oder Anregung der Gewerbeinspektionen die 
Etablissements in unserem Kreise oder Lande zu gewissen hygieni- 
schen oder technischen Anlagen und Einrichtungen gezwungen, 
während in anderen Gebieten keine derartige Verpflichtung bestehe. 
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Selbstverständlich bilden solche Einrichtungen eine Belastung der 
einheimischen Geschäftsinhaber, die dafür nicht unbeträchtliche mate- 
rielle Opfer bringen. Wird den Konkurrenten in andern Gebieten 
nicht die gleiche Auflage gemacht, so bedeutet das eine indirekte 
Schädigung des einheimischen Gewerbes. 



V. Gewerbliche Missstände, unlauterer Wettbewerb, 
Ausverkäufe, Wanderlager etc. 



Bei der heutigen starken Konkurrenz sind unlautere Machen- 
schaften, die dem reellen Geschäftsmann in bezug auf Ansehen und 
Gewinn Schaden bringen, nicht ganz zu unterdrücken. So nahm auch im 
verflossenen Jahre unsere Kammer Veranlassung, in mehreren Fällen, 
die sich auf Veranstaltung eines Wanderlagers und auf Waren- 
nachschübe bei Ausverkäufen bezogen, beim Kgl. Stadtrent- 
amt Würzburg vorstellig zu werden bezw. bei den betreffenden Firmen 
selbst Einspruch zu erheben. Wir sehen mit Rücksicht auf den 
rein persönlichen Charakter dieser Angelegenheiten davon ab, die 
diesbezüglichen Verhandlungen an dieser Stelle bekannt zu geben. 

In den Sitzungen vom u. April und 28. Mai wurden von Mit- 
gliedern der Kammer Auswüchse des Erwerbslebens zur Sprache 
gebracht. So beanstandete der Vorsitzende des Gremiums Lohr, Herr 
Brand die Kataloge und Prospekte eines sogen. „Deutschen Waren- 
Einkaufsvereins Berlin“, der nach dem System mit „Lockvögeln“ 
arbeitet. Ebenso erstattete Herr P fi s t e r über eine Schwindeloflerte 
folgenden Bericht, den unsere Kammer zur Kenntnis nahm: 

Bereits in letzter Sitzung brachte Herr Brand das in einem Katalog des 
,, Deutschen Wareneinkaufsvereins“ in Berlin enthaltene Offert, das für den Fachmann 
zweifellos einen schwindelhaften Charakter wegen des darin geübten Lockmittelsystems 
hat, zur Sprache. Die zu abnorm billigen Preisen angebotenen Artikel können aber 
nur in Verbindung mit anderen Waren zusammen bezogen werden. Wie eine Probe- 
bestellung ergab, holt die Firma bei den zugepackten Artikeln: Kaffee, Tee, Schoko- 
lade, Nudeln etc. mit reichlichem Nutzen wieder ein, was sie bei den Lockartikeln: 
Zucker, Salz, Schwedenzündhölzern anscheinend herschenkt. Eine Anzeige bei der 
hiesigen Staatsanwaltschaft wegen unlauteren Wettbewerbs hatte zwar nicht den ge- 
wünschten Erfolg, da ein schwurgerichtliches Verfahren, wie es in Bayern für durch 
die Presse begangene Delikte vorgcschricben ist, zur Durchführung der Sache nicht 
geeignet erscheint. Dagegen hat sich der Verlag des „Würzburger General-Anzeigers“ 
in dankenswerter Weise bereit erklärt, die Aufnahme von Annoncen der Berliner 
Firma zu verweigern. Dieses Verhalten der Presse verdient Nachahmung; dann würde 
fOr solche Schwindelofferten kein Erfolg mehr möglich sein. 
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VI. Weinverkehr. 

Infolge Hinschcidens unseres verdienten Referenten für die 
Weinbranche sind die Ausführungen in dem ständigen Kapitel unseres 
Jahresberichts über den ,. Weinverkehr“ heuer zum ersten Male nach 
langen Jahren von anderer Seite verfasst. Im wesentlichen kann 
aber auch heuer, angesichts einer hochwichtigen und einschneidenden 
Neuregelung der Weingesetzgebung, nur wiederholt werden , was in 
früheren Jahren hier so oft in sachkundigster und eindringlichster 
Weise betont wurde: Weinbau und Weinhandel bedürfen 
eben mehr denn je der Ruhe! Wenn diese Ruhe durch neue, 
strengere Gesetzesbestimmungen endgültig und andauernd gebracht 
werden könnte, würden wir gerne solchen Neuerungen zustimmen. 
Allein der bisherige Verlauf der Weinfrage lässt uns in dieser Be- 
ziehung nur sehr pessimistisch in die Zukunft blicken. 

Im Herbste des Berichtsjahres wurde zunächst ein vorläufiger 
Weingesetzentwurf bekannt, der in der Fachwelt ausserordentliche 
Überraschung, ja Bestürzung hervorrief, da sich der Entwurf nicht 
nur auf die eigentliche Weingesetzgebung beschränkte, sondern in 
andere Gebiete , insbesondere in das Warenzeichenrecht Übergriff 
und hier geradezu eine Umwälzung des bisherigen Rechtszustandes 
herbeizuführen drohte. Zu Ostern 1908 folgte die offizielle Ver- 
öffentlichung des Entwurfs, dessen Fassung sich leider von der 
ersten Vorlage nur wenig unterscheidet, vielmehr wieder eine Reihe 
teils sehr unklarer, teils tief einschneidender und höchst bedenklicher 
Bestimmungen enthält. 

Allerdings muss zugegeben werden, dass die Weingesetzgebung 
überhaupt zu den schwierigsten und heikelsten Gesetzesmaterien 
gehört, wobei eine allseits befriedigende Lösung wohl kaum zu er- 
warten ist. Von diesem Gesichtspunkte aus wären eventuell auch 
einzelne Vorschläge und Bestimmungen in dem Entwürfe, wie z. B. 
die räumliche und zeitliche Beschränkung der Zuckerung, im Prinzip 
diskutabel, selbst wenn vom Standpunkte des Handels schliesslich 
keine Besserung der Verhältnisse davon erwartet werden kann. Hin- 
gegen erregt der Entwurf wohl allseitig in den Richtungen Be- 
denken, dass er: 

I. die dringend wünschenswerte Einheitlichkeit in der 
Rechtslage sowie in der Durchführung nicht gewährleistet, 
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2. in den Einzelbcstimmungen keine klaren und unzwei- 
deutigen, sondern im Gegenteil höchst dehnbare Fassungen 
gewählt hat, 

3. ausserordentlich zahlreiche und dabei sehr wichtige 
Ergänzungs Vorschriften dem Bundesrat, den Landesregierungen 
oder den Verwaltungsbehörden überweist, über deren Entschliessung 
natürlich noch völlige Unklarheit herrscht, 

4. endlich scharf einschneidende Neuerungen und Über- 
griffe in andere Rechtsgebiete, namentlich ins Warenzeichen- 
recht, bringt, wobei gewissermassen mit einem Federstrich uralte 
und unbeanstandbare Handelsgebräuche zerstört werden 
sollen. 

Aus diesen Mängeln des Entwurfs ist es zu erklären, dass er 
eigentlich nirgends völlige Zustimmung, seitens des weitaus grösseren 
Teiles der Interessenten aber scharfe Kritik gefunden hat, und zwar 
ebensowohl aus Kreisen des Weinbaues wie des Weinhandels. 

Die Einheitlichkeit ist namentlich hinsichtlich der Kon- 
trolle dringend nötig. Es muss für die Beteiligten den Eindruck 
einer schroffen Ungerechtigkeit machen, wenn in einigen Teilen des 
deutschen Reiches — insbesondere bei uns in Bayern — Beamte 
im Hauptberuf die strengste und peinlichste Kontrolle ausüben, 
während in anderen deutschen Gebieten die Kontrolle nicht in gleich 
intensiver Weise eingerichtet ist. Dass auch der neue Entwurf im 
§ 19 die Einheitlichkeit der Kontrolle nicht zur Richtschnur erhebt, 
ist ein Grundfehler des Entwurfs. Trotz der überaus scharfen Kon- 
trolle in unserem Kreise sind — wie wir hierbei mit Genugtuung 
konstatieren — auch im Vorjahre bei uns nur ganz wenige Ver- 
fehlungen gegen das Weingesetz festzustellen gewesen, jedenfalls im 
Verhältnis wesentlich weniger zahlreiche und meist auch wesentlich 
weniger bedeutende als in einzelnen anderen deutschen Weingegenden. 

An Unklarheit und Dehnbarkeit der Fassung leidet nament- 
lich der § 3 des Entwurfs, der die Vorschläge zur Einschränkung 
des Zuckerwasserzusatzes enthält. Gewiss wäre es wünschenswert, 
statt der unbestimmten Fassung des jetzigen Gesetzes bezüglich 
der „erheblichen“ Vermehrung und statt des durchaus nicht einwand- 
freien Systems der Grenzzahlen, eine bestimmte zahlenmässige Be- 
grenzung des Zuckerlösungszusatzes zu erhalten, wie sich dies übrigens 
in der Praxis der Gerichte bereits herauszubilden begann. Der neue 
Entwurf fügt aber eine Reihe ganz unklarer und höchst dehnbarer 
Vorschriften über die „Zweckbestimmung“ der Zuckerung hinzu, 

4 
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wodurch die Unsicherheit in der Rechtsprechung und dadurch die 
Unsicherheit in Handel und Verkehr nicht beseitigt, sondern nur 
noch verstärkt und vermehrt würde. 

Die zahlreichen und weitgehenden Blankovollmachten, 
welche der Entwurf für Ausführungsbestimmungen des Bundesrats, 
der Landesregierungen und Verwaltungsbehörden eröffnet , geben 
gleichfalls zu recht erheblichen Bedenken Anlass. Nicht weniger 
als 15 Stellen des Entwurfs sehen solche Ergänzungsverordnungen 
vor; und hierbei sind ausserordentlich wichtige Fragen zu lösen, so 
insbesondere die Aufstellung von Lagerbuch f orm ularen (§ 17) 
und die Einteilung in Weinbaugebiete. Die bisher bekannt ge- 
wordenen Entwürfe für die Buchkontrolle sind nach wohl einstimmiger 
Anschauung aller Interessenten viel zu kompliziert und unnötig be- 
lästigend für die Buchführungspflichtigen. Derartige drückende Auf- 
lagen an Arbeit und Kosten würden sehr bald einen Sturm der Ent- 
rüstung bei den Beteiligten hervorrufen. Wenn die Verpflichtung zu 
Buchführung auferlegt werden soll , so muss es möglich sein , die 
Buchführung ganz einfach auf Ein- und Ausgang zu beschränken, 
und man muss sie dem Einzelbetrieb anpassen können. Die Ein- 
teilung in Weinbaugebiete würde unser exponiertes fränkisches Gebiet 
durch völlige Isolierung sowohl seines Weinbaues wie seines Handels 
schwer schädigen. 

Am bedenklichsten erscheinen aber die beabsichtigten Vor- 
schriften über die Bezeichnung und Etikettierung des Weines 
in dem neuen Entwurf, wodurch der jetzige Handelsverkehr einfach 
vernichtet und eine dem bisherigen Rechtsverhältnisse vollständig 
gegensätzliche Rechtsgrundlage für die Etikettenfrage geschaffen würde 
Nun hat sich aber das Warenzeichengesetz von 1894, dessen § 16 Abs. 2 
ausdrücklich und hauptsächlich für die gewohnheitsrechtlichen Ver- 
hältnisse im Weinverkehr geschaffen wurde, im allgemeinen durchaus 
bewährt, und es ist gar kein Grund vorhanden, zugunsten einiger 
weniger Besitzer von Qualitäts- und Grossweingütern die grosse 
Menge Weinbautreibender mit weniger renommierten Lagen und 
den gesamten Handel in solcher Weise zu schädigen, wie es 
der Entwurf in den §§ 5 und 6 durch haarspalterische und aus- 
geklügelte Vorschriften über die Bezeichnung von Weinen beab- 
sichtigt. Warum soll ein Wein , der einen vielleicht nur geringen 
Zuckerzusatz zur wirklichen Verbesserung nötig hatte, das Recht 
verlieren, seine wirkliche Herkunftslage, seinen tatsächlichen Jahr- 
gang und seine Traubensorte, aus der er stammt, im Etikett oder 
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in der Faktura führen zu dürfen? Warum soll der tatsächliche 
Produzent seinen Namen nicht mehr auf die Etikette schreiben 
dürfen, nur weil er dem Wein eine wirklich nötige Verbesserung 
angedeihen liess? Warum soll dies auch bei einem Verschnitt, der 
wirtschaftlich so und so oft nötig ist, verboten sein? Und warum 
soll man nicht mehr die als Gattungsbegriff dem Konsumenten ganz 
geläufigen Markungs- und Lagenamen für die herkömmlichen Quali- 
täten im Weinverkehr gebrauchen dürfen ? Die kleinen Konzessionen, 
die der neue Entwurf gegenüber seinem Vorgänger zu gewähren 
scheint, sind eben nur Scheinkonzessionen ; denn diese Bestimmungen 
sind so verklausuliert und dabei zugleich so unbestimmt, dass sich 
der Handel wohl hüten wird, sich etwa darauf zu stützen. Der 
Handel muss vor allem auf seinen guten Ruf bedacht sein und er 
ist, was wir nicht zu betonen verfehlen wollen, weit gewissenhafter 
und vorsichtiger, als er in der Denkschrift zu dem Entwurf in ein- 
seitig-odioser Weise geschildert wird. Man unternehme daher nicht 
Experimente gefährlichster Natur, die jeglichen Handelsbrauch, die 
ganze seitherige Entwickelung im Verkehr und die ganze jetzige 
Rechtslage einfach Umstürzen. Solch einschneidende und umkehrende 
Massnahmen sind nirgends und niemals, auch im Reichstag nicht, 
verlangt worden; sie gehören überhaupt nicht ins Weingesetz, das 
kein Spezialgesetz des immateriellen Güterrechtes sondern ein Glied 
der eigentlichen Nahrungs- und Genussmittelgesetzgebung ist und 
auch aus letzterer Rechtssparte historisch hervorging. 

Nach allem Vorhergesagten würde es vollkommen genügen, 
wenn das bisherige Gesetz in einigen Punkten eine Änderung er- 
führe, im übrigen aber belassen würde. Jedenfalls aber bedarf der 
veröffentlichte Weingesetzentwurf dringend der genauesten Prüfung 
und der vielfältigen Abänderung seiner Härten und Schärfen. Von 
diesem Gesichtspunkte aus nahm auch unsere Kammer im Frühjahr 
1908 zu dem Entwürfe Stellung. Wenn diese Stellungnahme auch 
bereits über den Rahmen des Berichtsjahres hinausfällt, wollen wir 
doch schon heuer zur Vervollständigung des Gegenstandes unsere 
bezügliche Entschliessung im folgenden veröffentlichen: 

Eine so grundsätzliche Änderung des Weingesetzes mit den vorgeschlagenen 
sehr zweifelhaften und dehnbaren Einzel-Bestimmungen und den schädlichen Eingriffen 
in alte, unbeanstandbare Handelsbräuche erscheint an sich weder notwendig noch 
zweckmässig. Es würde wohl vollkommen genügen, wenn 

1. eine einheitliche Kontrolle im Hauptberuf für das ganze deutsche Reich ein- 
gerichtet würde, und 

a. die unbestimmte Fassung des jetzigen Gesetzes § a, Ziff. 4 „ohne seine 
Menge erheblich zu vermehren“ durch eine bestimmte, zahlenmässige Be- 
grenzung des Zuckerlösungszusatzes ersetzt würde. 

4 * 
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Sollte trotz dieser prinzipiellen Auffassung doch der vorliegende Entwurf einem 
künftigen Weingesetz zugrunde gelegt werden, so wären wenigstens folgende haupt- 
sächliche Abänderungen dringend zu empfehlen: 

§ 3 sollte lauten : 

Abs. x. „Dem Traubenmost, dem Wein, bei Herstellung von Rotwein auch 
der vollen oder entrappten Traubenmaische darf Zucker, auch in wässeriger Lösung, 

jedoch in keinem Falle mehr als bis zu ein tcl der betreffenden Gesamtmenge 

zugesetzt werden“. (Ob ein Viertel, ein Fünftel oder ein Sechstel als Zusatzgrenze 
bestimmt wird, ist für den Handel nicht von erheblicher Bedeutung, wenn nur eine 
einheitliche, zahlenmässige Bestimmung getroffen wird.)» 

Abs. a. Die Zuckerung darf nur innerhalb des Gebietes, welches die haupt- 
sächlich nm Weinbau beteiligten deutschen Gegenden umfasst, vorgenommen werden, 
und zwar nur von Beginn der Weinlese bis zum 31. Januar des folgenden Jahres*'. 
§ 5 sollte lauten : 

,,Es ist verboten, gezuckerten Most, Traubenmaische oder Wein unter einer 
Bezeichnung feilzuhaltcn oder zu verkaufen, die auf Naturreinheit des Weines oder 
auf besondere Sorgfalt bei der Gewinnung der Trauben deutet. 

Wer Wein, Maische oder Most verkauft, ist verpflichtet, vor Abschluss des Ver- 
kaufes dem Käufer auf Verlangen mitzuteilen, ob der Wein gezuckert ist, und sich 
beim Erwerb von Wein die zur Erteilung dieser Auskunft erforderliche Kenntnis 
zu sichern.“ 

§ 6 wäre am besten vollkommen zu streichen, weil der darin behandelte 
Gegenstand gar nicht in das Weingesetz, sondern in das Warenzeichenrecht gehört, 
und weil das geltende Warenzeichengesetz von 1894 gerade unter Berücksichtigung 
der Wünsche des Weinfaches die Bezcichnungsfragc in durchaus zweckmässiger Weise 
löst und auch den Gerichten eine vollkommen genügende Handhabe gibt, um Miss- 
brauchen entgegenzutreten. 

Bei § 9 wäre eine Bestimmung einzuschalten, wonach künstliche Mittel zur 
Herstellung von Wein oder weinähnlichen Getränken (sogen. Moststoffe) auch für den 
Haustrunk nicht feilgehalten oder verkauft werden dürfen. 

In § 1 1 sollte eine Bestimmung folgenden Inhalts eingeschoben werden : 

,, Ausländische Weine, welche einen Zusatz von Alkohol (auch von Kognak) er- 
halten haben, dürfen nicht unter einer Bezeichnung feilgehalten oder verkauft werden . 
die auf Reinheit des Weines schliessen lässt.“ 

Zu § 14 wäre im Interesse der Schaumweinindustrie die Deklarationspflicht f&r 
solche brausende Weine zu verlangen, die nicht nach- der Methode der Flaschen- 
gärung, sondern durch Einpumpen von Kohlensäure hergestellt sind. 

In § 16 wäre Abs. 3 zu streichen. 

§ 17 sollte lauten: „Wer Wein herstellt, oder mit Trauben zur Weinbereitung, 
Traubenmaische, Traubenmost oder Wein Handel treibt, ist verpflichtet, Bücher zt: 
führen, aus denen die Ein- und Ausgänge an Trauben, Most, Maische oder Wein er- 
sichtlich sind.“ 

§ 19 sollte lauten: „Die Beobachtung der Vorschriften dieses Gesetzes ist im 
ganzen Reich durch Sachverständige im Hauptamte zu überwachen.“ 

§ 23 sollte lauten: „Der Vollzug dieses Gesetzes liegt den Landesregierungen 
nach den vom Bundesrat aufzustellenden einheitlichen Grundsätzen ob. Die Grund- 
sätze, durch welche die einheitliche Handhabung des Gesetzes im ganzen Reiche 
sichergestellt wird, haben sich insbesondere auf die Bestellung geeigneter Sachver- 
ständiger und die Gewährleistung ihrer Unabhängigkeit zu erstrecken.“ 

§ 29. Abs. 2 sollte lauten: „Der Verkehr mit Getränken, die bei der Verkün- 
dung dieses Gesetzes bereits hergestellt waren und bei den zuständigen Behörden an- 
gemeldet worden sind, ist nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen zu beur- 
teilen.“ (Der übrige Text des Entwurfs für diesen Absatz soll wegfallen.) 

Schliesslich ist als dringender Wunsch zu betonen, dass das Gesetz klar und 
unzweideutig gefasst werden und keine so unbestimmten und dehnbaren Begriffe ent- 
halten möge, wie sie der Entwurf vielfach in sich birgt, damit der Weinfachmann 
nicht verschiedenartigen Auslegungen durch die Rechtsprechung und durch gericht- 
liche Sachverständige unterliegt. Die Kgl. Bayer. Staatsregicrung sowie der Reichs- 
tag sind zu bitten, gegen das ganze Gesetz zu stimmen, wenn seine Vorschriften nicht 
einheitlich für das ganze deutsche Reich bindend und gleichmässig sind. 
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In dieser Entschliessung ist bereits zu § 14 ein Wunsch vor- 
getragen, den wir im Interesse unserer Würzburger Schaumwein- 
Industrie vertraten , nämlich die Deklarationspflicht des durch Ein- 
pumpens von Kohlensäure hergestelltcn Schaumweines im Gegensatz 
zum Flaschengärungssekt. Auf Anregung einer Würzburger Sekt- 
kellerei richteten wir in diesem Betreff unterm 19. Dezember 1907 
eine besondere Eingabe an das Kgl. Staatsministerium mit folgendem 
Wortlaute : 

Aus Kreisen der Würzburger Schaumweinindustrie wird uns zur Revision des 
Weingesetzes der Wunsch vorgetrngen, dass bei dieser Gelegenheit die schon lang 
angestrebte Unterscheidung des nach französischer Methode durch Flaschengärung er- 
zeugten Sektes von dem bloss durch Imprägnierung mit Kohlensäure hergestellten 
Schaumweine vorgeschrieben werden möge. Die Unterscheidung der beiden Her- 
stellungsarten ist tatsächlich für den Konsumenten eine sehr wichtige; denn die 
Flaschengärungssekte stellen ein hochwertiges Erzeugnis dar, während die impräg- 
nierten Weine nur als geringe Imitationen zu erachten sind. Der Wertunterschied 
tritt geschäftlich dadurch hervor, dass der Flaschengärungssekt eine jahrelange Pflege 
und somit grössere Aufwendung von Kosten, Zinsen etc., ferner wesentlich bessere 
Materialien, insbesondere gute Wein-Cuvees, stets neue Flaschen, doppelte Korken usw. 
erfordert, während der imprägnierte Schaumwein in kürzester Zeit und mit billigsten 
Materialien einfach durch Einpumpen von Kohlensäure hergestellt wird. Geschmack- 
lich äussert sich der Unterschied namentlich dadurch, dass im Flaschengärungssekt 
die Kohlensäure in natürlicher Weise gebunden ist und darum beim Konsum nach- 
haltig erfrischend und belebend wirkt (was insbesondere auch für Medizmalzwecke 
von Wichtigkeit ist), wogegen beim imprägnierten Weine die eingepumpte Kohlen- 
säure nach Öffnung der Flasche verbraust und sich bald verflüchtigt, überhaupt eine 
richtige Verbindung von Wein und Kohlensäure nicht vorliegt. 

Auch in Frankreich, der ursprünglichen Heimat des Schaumweins, ist durch 
das neue französische Weingesetz vom 5. September 1907 eine Deklarationspflicht für 
den imprägnierten Mousseux vorgeschrieben. Artikel 5 des zit. Gesetzes sagt 
nämlich u. a.: 

„Wein darf unter der alleinigen Bezeichnung „Schaumwein“ nur 
dann zum Zwecke des Verkaufs gehalten, zum Verkaufe gestellt oder ver- 
kauft werden, wenn bei ihm das Aufbrausen von einer zweiten alkoholischen 
Gährung auf Flaschen herrflhrt, die entweder von selbst erfolgt oder durch 
die Champagne-Methode hervorgerufen ist. 

Beruht das Aul brausen eines Weines auch nur teilweise auf dem 
Zusatze von Kohlensäure, so ist es nicht untersagt, in seiner Benennung 
das Wort „Schaumwein“ zu gebrauchen, jedoch unter der Bedingung, dass 
die Bezeichnung „Phantasie" oder ein adjektivisches Begriffswort hinzu- 
gefügt wird, das den Unterschied zwischen diesem und dem im vorigen 
Absatz erwähnten Weine so hervorhebt, dass bei dem Käufer über die 
angewendete Herstellungsart, die Eigenschaften und den Ursprung des Er- 
zeugnisses kein Irrtum möglich ist. 

In den auf den Umschliessungen stehenden Aufschriften und Bezeich- 
nungen müssen das Wort „Schaumwein" sowie das etwa zugefügte adjek- 
tivische Begriffswort oder die Bezeichnung „Phantasie" in gleichen Schrift- 
zeichen angebracht sein.“ 

In ähnlicher Weise dürfte sich auch die Aufnahme einer Vorschrift über die 
Deklarationspflicht für imprägnierte Schaumweine in das neue deutsche Weingesetz 
empfehlen, um sowohl den mit der Fabrikationsart nicht so bewanderten Konsumenten 
wie auch die unter der Konkurrenz der Imitationen leidende Flaschengärungs-Sckt* 
kellerei zu schützen. Der Entwurf eines neuen deutschen Weingesetzes, der uns 
allerdings nicht amtlich zugewiesen wurde, sondern uns nur aus Mitteilungen der 
Tagespresse bekannt ist, soll eine Reihe der schärfsten Bestimmungen über die 
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Etikettierung von Wein und Schaumwein enthalten — Bestimmungen, die namentlich 
hinsichtlich der Bezeichnung von Verschnitten und des Gebrauchs von altherkömm- 
lichen Gattungsbegriffen durchaus nicht den wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechen. 
Viel richtiger als derartige einschneidende und schädliche Vorschriften Ober die 
geographischen Bezeichnungen wäre eine Bestimmung zur technischen Unterscheidung 
der Schaumweinfabrikate, wie wir sie oben dargelegt haben. Wir bitten daher, dass 
die Kgl. Bayer. Staatsregierung im Bundesrat des Deutschen Reiches für eine Vorschrift 
über die Deklarationspflicht von imprägnierten Schaumweinen eintreten wolle. 



VII. Schulwesen. 



Die Fragen der Ausbildung der Handelslehramtskandidaten und 
der Gestaltung des kaufmännischen Unterrichts an den Mittelschulen 
waren im Berichtsjahre wegen der Errichtung von Oberreal- 
schulen in Bayern besonders wichtig. Unsere Kammer nahm zuerst 
gelegentlich einer Eingabe des Verbandes bayerischer Lehrer für 
Handelswissenschaften an technischen Unterrichtsanstalten und der 
oberbayerischen Handwerkskammer zu diesen Fragen Stellung 
Herr Kommerzienrat Hell mann erstattete in der Sitzung vorn 
II. April über diese Eingaben folgenden Bericht: 

Von dem Verband bayerischer Lehrer für Handelswissenschaftcn an technische: 
Unterrichtsanstalten wurde die Befürwortung der Kammer für eine Vorstellung an das 
Kgl. Staatsministerium erbeten, dass die Stundenzahl für Handelsfächcr im neuer 
• Lehrplan der Realschulen nicht geschmälert werde, vielmehr die Pflege der Handds- 
wissenschaften nach Tunlichkeit eine Fortsetzung an den Oberrealschulen erfahren 
möge. Des weitern ersuchte die oberbayerische Handwerkskammer die Befürwortust 
ihrer Bitte beim Kgl. Kultusministerium, dass im Interesse des Gewerbestandes aaefc 
der Zeichenunterricht bei der kommenden Realschulreform bestehen bleiben und auch 
in den Oberrealschulklassen eine den Bedürfnissen der Industrie entsprechende Be- 
rücksichtigung finden möge. 

Beide Wünsche sind unterstützungswert; denn die Oberrcalschulc kann toi 
soll die bisherige Wirkung der Realschule nicht beeinträchtigen dürfen. Die Rcalschdc 
aber hat gegenwärtig vor allem den praktischen Zweck, eine Vorbildung für den 
Kaufmanns« bezw. Gewerbestand zu geben, und zu diesem Zwecke ist die Beibehaltung 
des Unterrichts in den Handelsfächem bezw. im Zeichnen notwendig. 

Es erübrigte sich, die beiden vorgenannten Wünsche an mass- 
gebender Stelle in einer eigenen Eingabe zu vertreten; denn schor. j 
am 22. April wurden wir vom Kgl. Staatsministerium des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten ersucht, zu einer Reihe vor 
Punkten, die den kaufmännischen Unterricht betrafen, Stellung zo ( 
nehmen und hatten so Gelegenheit, den Standpunkt unserer Kamme: ( 
in der kaufmännischen Unterrichtsfrage überhaupt darzulegen. Io j 
der Sitzung vom 28. Mai erstattete der Kammersyndikus über dk 
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handelswissenschaftliche Ausbildung ein ausführliches Referat, auf 
dem der folgende Bericht an das Kultusministerium beruht: 

In Erledigung der Zuschrift vom aa. April Nr. 814a beehren wir uns auf Grund 
Beschlussfassung unserer Kammer in letzter Sitzung, zu den von hohem Kgl. Staats- 
ministerium gestellten drei Fragen folgendes Gutachten zu erstatten: 

Die erste Frage 

„Ist es wünschenswert, die an 3a sechsklassigen Realschulen be- 
stehenden Handelsabteilungen zu erhalten und ihren Unterricht nach 
„der kaufmännisch -technischen Seite zu erweitern, und welche Unterrichts- 
».gegenstände kämen in Betracht?“ 

können wir unbedenklich bejahen. Die Erhaltung der Handelsabteilungen ist sogar 
als wirkliches Bedürfnis zu bezeichnen; denn die Realschule hat gegenwärtig vor allem 
den praktischen Zweck, eine Vorbildung für den Kaufmanns- bezw. Gewerbestand zu 
geben, und zu diesem Zweck ist die Beibehaltung des Unterrichts in den Handelsfächern 
notwendig. Die künftige Oberrealschule darf — das muss in erster Linie betont 
werden — die bisherige Wirkung der sechskursigen Realschule nicht beeinträchtigen. 

Bedauerlich wäre jedoch, wenn nicht auch die Oberrealscbule Handelsabteilungen 
erhielte, oder wenn nicht wenigstens den Absolventen der Handclsabteilungen an der 
Realschule auch das Vorrücken in die Oberrealschule ohne Weiterungen erlaubt würde. 

Wenn den Schülern der Handelsabteilungen künftig die Berechtigung genommen 
oder nur durch eine Zwischenprüfung ermöglicht wird, dass sie die Obcrrealschulkurse 
besuchen, so werden die Handelsabteilungen zweifellos veröden. Während gegenwärtig 
in richtiger Würdigung der praktischen Lehrzwecke ein sehr grosser Teil der Real- 
schüler nicht die allgemeine Abteilung, sondern die Handelsabteilung besucht, werden 
künftig, lediglich um der Berechtigung zum Aufrücken in die Oberrealschule willen, 
wohl die meisten Schüler auf das Studium der Handelswissenschaften verzichten und 
die allgemeine Abteilung frequentieren. 

Als einziger Grund nun, warum die Schüler der Handelsabteilungen kein Recht 
zum Aufrücken in die Oherrealschulen erhalten sollen, ist angegeben, dass die Ober- 
realschulen „allgemein bildende“ Anstalten sein sollen. Der Unterricht in den beiden 
Abteilungen der Realschule unterscheidet sich aber nur dadurch voneinander, dass in 
der allgemeinen Abteilung das Zeichnen und die darstellende Geometrie gelehrt wird, 
während in der Handelsabteilung an Stelle dieser Fächer die Handelswissenschaften, 
also Handelskunde und Handelsarithmetik treten. Bei aller Hochschätzung des Bildungs- 
werts durch den Unterricht im Zeichnen und in der darstellenden Geometrie muss 
doch mindestens der gleiche allgemeine Bildungswert auch den Handelswissenschaften 
zuerkannt werden. Unser Wunsch geht daher zunächst dahin, dass auch der erfolg- 
reiche Besuch der Handelsabteilung die Berechtigung zum Übertritt in die Oberreal- 
schulkurse ohne weiteres gibt. Des weitern wäre aber auch höchst wünschenswert, 
wenn der Unterricht der Realschul -Handclsabteilungen auch in der Oberrealschulc 
eine Fortsetzung durch eigene Abteilungskursc fände; zu diesem Zweck könnten 
einzelne Spezialfächer, wie z. B höhere Algebra und darstellende Geometrie gewiss 
ohne Bedenken bezüglich des allgemeinen Bildungswerts wegfallen und dafür ein 
gründlicher Unterricht in den Handelswissenschaften treten. Gerade für die „allgemeine 
Bildung“ hätte es nach richtiger Meinung wohl recht viel Wert, wenn die Schüler 
eine Einführung in die Wirtschaftskunde und in die Handels- und wechselrechtlichen 
Grundbestimmungen und ferner eine gründlichere Vorbildung in der Buchführung und 
im kaufmännischen Rechnen sowie in der Korrespondenz erhielten. Auch die Geographie, 
und speziell die Wirtschafts-Geographie "sollte an der Obcrrealschule weiter gepflegt 
werden, was gewiss auch der Allgemeinbildung zugute käme. Unsere Wünsche zielen 
also im allgemeinen auf völlige Gleichstellung der Handclswissenschaftcn mit den 
übrigen Lehrgegenständen sowohl an der Real- wie an der Oberrealschule ab. 

Die zweite Frage 

„Ist es wünschenswert, jungen Kaufleuten an dem künftigen Technikum 
„in Nürnberg in kürzeren Kursen die Gelegenheit zum Erwerbe spezieller 
„technischer und kommerzieller, insbesondere auch praktischer Kenntnisse, 
„welche sie in bestimmten Berufsarten bedürfen, zu bieten?“ 
veranlasst uns zu folgenden Bemerkungen : 
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Mit diesem Projekt scheint bei dem künftigen Technikum eine Verquickung von 
technischen und kommerziellen Aufgaben beabsichtigt zu sein, die nicht bedenkfrei ist. 
Wenn lediglich kurze technische Kurse beabsichtigt wären (Ähnlich w. z- B. die 
Meisterkurse beim bayerischen Gewerbemuseum für das Handwerk), so wäre wohl kaum 
etwas dagegen zu erinnern. Die Bemerkung, dass ein Übergriff in die Sphäre der 
Hochschulen auszuschliesscn wäre, lässt aber doch vermuten, dass es sich um eine 
ständige Einrichtung, also um eine Art Handelsabteilung handeln soll. Die Erfahrungen 
mit der bisherigen Handelsabteilung an der Kgl. Industrieschule in München sind nun 
durchaus nicht ermunternd; jedenfalls ist die Einrichtung solcher kommerzieller Kuise 
bei dem Nürnberger Technikum durchaus nicht vordringlich. 

Zur dritten Frage endlich 

„Ist es wünschenswert, von den Lehramtskandidaten der Handels- 
„Wissenschaften für die Handelsabteilungen der sechsklassigen Realschulen 
„die Absolvierung der neunklassigen Oberrealschule, ein mehrjähriges Hoch- 
schulstudium und praktische Tätigkeit in Handel und Gewerbe zu fordern, 
„oder welcher sonstige Bildungsgang wäre zu empfehlen?“ 
gestatten wir uns folgende Vorschläge zu unterbreiten: 

Die zunächst als Bedingung vorgeschlagene Absolvierung der neunklassigen 
Oberrealschule hätte nur dann eine richtige Bedeutung, wenn die Real- bezw. Ober- 
realschuten Handelsabteilungen erhalten; denn, wie soll ein Handelslehrer eine richtige 
Vorbildung erhalten, wenn er nicht einmal selbst die Schulen besucht hat, für die er 
vielleicht zu lehren berufen wird? Wenn die Oberrealschulen Handelsabteilungen 
erhalten, dann wäre allerdings das Absolutorium der neunklassigen Oberrealschule und 
und ihrer Handelsabteilung zu fordern. Wenn jedoch lediglich der 5. und 6 Real- 
schulkurs ihre Handelsabteilungen behalten und die Oberrealschulcn keine Fortsetzung 
hierfür bieten, dann wäre es wohl besser, lediglich das Absolutorium einer sechskursigcn 
Realschule nebst Handelsabteilungen und dann eine mehrjährige Praxis in kaufmännischen 
Geschäften zu verlangen. Auch für den Oberrealschul- Absolventen ist eine solche 
Praxis in einem Handelsbetrieb, womöglich zum Teil im Ausland, recht wünschenswert. 
Und endlich wäre auf jeden Fall von den Lehramtskandidaten der Handelswissen- 
schäften wie von den Kandidaten der sonstigen RcalienlehrfÄcher ein mehrjähriges 
(mindestens zweijähriges! Hochschulstudium zu fordern. Dabei darf wohl auch dem 
Wunsche Ausdruck gegeben werden, dass den Handelswissenschaften im Lehrplaa 
der drei bayerischen Landesuniversitäten die gebührende Beachtung geschenkt wird. 
In Norddeutschland erfolgt die Ausbildung der Handelsfachlchrer vorwiegend in sogen. 
Handelshochschulen. Das ist durchaus nicht nötig, wenn die Universitäten auch die 
Handelswissenschaften in richtiger Weise in ihren Bereich aufnehmen, zumal ja durch 
die Lehrfächer für Nationalökonomie, Finanz-, Handels- und Wechselrecht, Geographie etc. 
bereits jetzt die Hauptfächer vertreten sind. Es bedürfte wirklich nur einer Anpassung 
für den speziellen Lehrzweck und vielleicht der Etablierung eines oder des andern 
Lehrstuhls, um vollkommen zweckentsprechende Einrichtungen zu haben. 

Wir bitten um geneigteste Berücksichtigung unserer Wünsche und Vorschläge. 



Die Beibehaltung und der w«itere Ausbau der Handels- 
abteilung an der Kgl. Kreisoberrealschule ist dringend zu 
wünschen. Erfreulicherweise setzt der Handclsunterricht nach dem 
gegenwärtigen Lehrplan der Oberrealschule Würzburg bereits in der 
IV. Klasse ein, so dass jene Schüler, die nach vierjährigem Besuch 
der Realschule in die Geschäfte als Lehrlinge cintreten, bereits ein 
gewisses Mass theoretischer Kenntnisse in den Handelsfächem be- 
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sitzen. Die Absolventen der VI. Klasse, die sich die Einjährig- 
Freiwilligen-Berechtigung erworben haben, sind in drei Jahreskursen 
der Handelsfächer ausgebildet, wobei der Lehrplan die für den ge- 
schäftlichen Gebrauch geeignete Vorbildung in der deutschen und 
in den neueren Sprachen, in der Handelskunde, Mathematik und 
Geographie umfasst. Noch nicht durchgeführt, aber in hohem Grade 
wünschenswert ist die weitere Pflege der Handelsfächer auch in den 
drei obersten Klassen der Kgl. Oberrealschule, also die Fortsetzung 
der Handelsabteilung bis zum Absolutorium der IX. Klasse, damit 
die Besucher der vollständigen Oberrealschule ausser der Allgemein- 
bildung auch eine intensive Kenntnis jener Fächer sich aneignen, 
die speziell zur Führung höherer und leitender Stellen in Handels- 
betrieben, ferner zum eventuellen Besuch von Handelshochschulen 
oder endlich zur Weiterbildung als Handelsfachlehrer nötig erscheinen. 
Für diese drei obersten Klassen der Handelsabteilung, die der Ober- 
realschule noch angegliedert werden sollten, empfiehlt sich nament- 
lich der Unterricht im Handels- und Wechselrccht nebst Gewerbe- 
ordnung, weiter in den Grundzügen der Volkswirtschaftslehre, im 
Münz- und Bankwesen, in der sozialen Gesetzgebung, der Wirtschafts- 
geographie, im Verkehrswesen, Kenntnis der wichtigsten Roh- und 
Ililfsstofle der Industrie usw. Wir bitten dringend, diese Wünsche 
zu berücksichtigen, also insbesondere zunächst die bestehende Handcls- 
abteilung, die ja auch recht gut frequentiert ist, beizubehalten, aber 
auch auf deren Ausbau in den drei Oberklassen Bedacht zu nehmen. 



Einem Ersuchen des Stadtmagistrats Würzburg um gutacht- 
liche Äusserung über die Erlassung eines Ortsstatuts zwecks Er- 
höhung des fortbildungsschulpflichtigen Alters sind wir durch folgen- 
den Bericht, dessen Grundlagen ein Referat des Herrn Pfister in 
der Sitzung vom 27. September bildete, nachgekommen: 

Auf Anfrage vom ia. vor. Mts. Reg. Nr. 31054 beehren wir uns zu bcrichteu, 
dass unsere Kammer nach Beschluss in letzter Plenarsitzung sich den Anträgen der 
kaufmännischen Vereine und Gesellschaften auf Ausdehnung der Fortbildungsschulpflicht 
für die Handelslehrlingc bis zum 17. Lebensjahr anschliesst. Wir erkennen in der Er- 
weiterung der Fortbildungsschulpflicht um ein Jahr ein geeignetes Mittel, um dem 
kaufmännischen Nachwuchs eine bessere und planmässige Fortbildung zu gewähren. Nach 
dem Vorschlag würden die aus der Volksschule hervorgegangenen Handelslehrlinge in 
der Regel drei Jahre die kaufmännische Fortbildungsschule besuchen müssen. Der 
dreijährige Besuch der Fortbildungsschule deckt sich mir der in kaufmännischen Geschäften 
hier üblichen Lehrzeit, die in der Regel auch drei Jahre oder darüber beträgt. Nur in 
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Bankgeschäften ist meist eine zweijährige Lehrzeit Oblich; der letztere Fall bringt aber 
kaum Schwierigkeiten, da in Bankgeschäften regelmässig nur solche junge Leute als 
Lehrlinge angenommen werden, welche die Berechtigung zum Einjährig-Freiwilligendienst 
besitzen, also ohnehin nicht fortbildungsschulpflichtig sind. 



Dem Polytechnischen Zentralverein wurde auch im verflossenen 
Jahre der Betrag von 50 Mk. als Geschenke in 5 Teilbeträgen von 
je 10 Mk. zur Verteilung an 5 würdige und dürftige Schüler und 
zwar an 2 Handelslehrlingsschüler und 3 Schüler der gewerblichen 
Fortbildungsschule und der höheren Zeichen- und Modellierschule 
überwiesen. 



VIII. Steuern, Gebühren etc. 



Eine Entscheidung des Reichsgerichts, inhaltlich deren in 
Preussen alle Verträge über Lieferung und Leistungen von nicht in 
Preussen erzeugten Gegenständen mit 1 /s °/o des Wertes gebühren- 
pflichtig sein sollen, veranlasste den Kammersyndikus, in der Sitzung 
vom 28. Mai auf die grosse Bedeutung dieser Entscheidung für 
unseren bayerischen Handel und Verkehr aufmerksam zu machen 
und im Interesse unseres Geschäftsverkehrs eine diesbezügliche 
Vorstellung bei der Kgl. Staatsregierung anzuregen. Unsere an das 
Kgl. Staatsministerium gerichtete Eingabe lautet: 

Das prcussische Stempelsteuergesctz , Tarif-Nr. 32, lässt alle Verträge über 
Lieferungen und Leistungen von im „Inland“ erzeugten Gegenständen gebührenfrei; 
andere Lieferungen sind mit 1 s°fo des Werts belastet. Der prcussische Ministe*“ für 
öffentliche Arbeiten hat früher angenommen, dass „Inland“ nicht bloss Preussen, 
sondern das ganze Reich sei — was gewiss anzuerkennen war. Durch Entscheidung 
des Reichsgerichts vorn 1. Mai 1906 (vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilsachen, neue Folge, Bd. XIII. S. 260 ff.) wurde jedoch entschieden, dass als „In- 
land“ im Sinne des Gesetzes nur Preussen anzusehen sei. Demgemäss hat auch der 
prcussische Minister im Vorjahr seine Auffassung geändert; nichtpreussische Lieferungen 
sind jetzt gebührenpflichtig und zwar für alle Behörden, die in Preussen ihren Sitz 
haben, also auch für Reichsbehörden. Die Leistungsfähigkeit nichtpreussischer 
Bewerber ist dadurch beeinträchtigt. 

Wir bitten, hohes Kgl. Staatsministcrium wolle im Interesse bayerischer Liefe- 
ranten bei der Kgl. preuss. Staatsregierung dahin wirken, dass das preussische StempeJ- 
steuergesetz oder dessen Anwendung eine entsprechende Änderung erfährt, wodurch 
die gleichmässige Behandlung des deutschen, aber nicht preussischen Lieferanten mit 
dem preussischen Konkurrenten gewährleistet wird. 
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Auf ein Gesuch der Gemeinde Sandberg um Ermässigung 
der besonderen Abgabe für Wandergewerbescheine, worüber in 
unserer Kammer der Vorsitzende der Gewerbeabteilung unseres 
Gremiums Schweinfurt, Herr Bechert, referierte, erstatteten wir 
unterm 3. Oktober an die Kgl. Regierung folgenden Bericht: 

Unter Rückgabe der mit Randschreiben vom n. vor. Mts. Nr. 24379 über- 
lassenen Akten berichten wir, dass unsere Kammer ihre Zustimmung zur Ermässigung 
der Wandergewerbegebühr der Hausierer von Sandberg nur für deren Handel mit 
selbstbereiteten Produkten und mit Schnitzwaren geben kann. 

Zu dieser Stellungnahme veranlasst uns die Erwägung, dass das Hausieren mit 
verschiedenen Handelswaren heutzutage durchaus kein Bedürfnis für die Bevölkerung 
bildet, da fast in jedem einigermassen ansehnlichen Orte sich Kaufmannsgeschäfte zur 
Lieferung der von den Hausierern geführten Artikel befinden. - Diese sesshaften 
Kaufgeschäfte bieten dem Käufer sicherlich auch mehr Gewähr für preiswerte Ware 
als die Hausierer. Die Waren, welche von letzteren verschleisst werden, sind — 
wie uns bei einzelnen Artikeln, wie Salatöl, angeblich Wachholdersaft, Baumwoll* 
waren usw. bekannt ist — durchaus nicht eigenes Erzeugnis der Hausierer, sondern 
diese kaufen die Artikel bei einem Kaufmann ein und verschleissen sie wieder zu 
höherem Preis unter zugkräftigen Namen, wie z. B. Buchelöl, Wacholderbeersaft, 
Hausmacher-Zeugstoffe usw. Sowohl im Interesse des Publikums wie in dem der 
sesshaften Kaufleute können wir daher eine Ermässigung der Steuer für einen solchen 
Hausierhandel nicht befürworten. Eine direkte Notwendigkeit des Hausierhandels für 
die Hausierer selbst zu deren Lebensunterhalt, ausser vielleicht für ältere und 
kränkelnde Leute, können wir auch nicht als gegeben erachten; denn bei dem oft 
betonten Mangel an Hilfskräften in der Landwirtschaft dürften die Leute wohl einen 
passenden Verdienst hierbei finden. 

Sollten sich die Hausierer auf den Vertrieb von tatsächlich selbstbereiteten 
Produkten beschränken, so besteht unsrerseits keine Erinnerung gegen die Ermässigung 
der Wandergewerbegebfthr; ebenso begutachten wir die Steuerermässigung für den 
hausiermässigen Verschleiss von Schnitzereiarbeiten, da dies ein spezieller Zweig der 
Rhönindustrie ist, dessen Förderung wir auf jede Weise befürworten. 



IX. Münz-, Bank- und Börsenwesen. 



Das wichtigste Ereignis auf diesem Gebiete war die Veröffent- 
lichung eine#^ Schcckgesetz-Entwurfes, wodurch unser schon 
früher ausgesprochener Wunsch nach Vereinfachung des Zahlungs- 
verkehrs verwirklicht wurde. Unsere Kammer nahm in ihrer 
Sitzung vom 27. September zum Entwurf Stellung. Unser Vor- 
sitzender, Herr Kommerzienrat Hilcken, erstattete folgendes Referat, 
das die einmütige Zustimmung der Kammer fand und dessen An- 
träge dem Kgl. Staatsministerium und dem Reichsschatzamt in 
Berlin übermittelt wurden : 
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In unserem Jahresbericht pro 1906 schrieben wir: „Es ist an der Zeit, durch 
Schaffung eines liberalen Scheck-Gesetzes, das vollste Rücksichtnahme auf die Be* 
dQrfnisse des Verkehrs nimmt, eine Änderung in unseren Zahlungsgevvohnheiten ber- 
beizufQhren. Wir geben der Hoffnung Ausdruck, dass ein solches Gesetz in tun- 
lichster Bälde die massgebenden Faktoren beschäftigen und den berechtigten Wünschen 
nach Erleichterung des Verkehrs Rechnung tragen wird.' 1 

Wir haben damals kaum gedacht, dass unsere Hoffnung sobald sich verwirk- 
lichen sollte. Im Reichsanzeiger vom 13. Juli a. c. ist die Veröffentlichung eines 
Scheck-Gesetz-Entwurfes erfolgt, der der Kritik unterstellt und in der nächsten Session 
dem deutschen Reichstag vorgelegt wird. Dass im Zahlungsverkehr in Deutschland 
noch viel zu viel die Regulierung in effektivem baren Gelde erfolgt, ist eine unbe- 
strittene und bekannte Tatsache, wie dies auch ein kürzlich erlassenes Rundschreiben 
der hiesigen Reichsbankstelle bestätigt. Die Gewohnheit der Barzahlung im deutschen 
Wirtschaftsleben bringt cs mit sich, dass einesteils beträchtliche bare Mittel in den 
Kassen vom grossen Bankinstitut bis herunter zum kleinen Gewerbetreibenden und 
Privaten gehalten werden, dass andemteils ebenso beträchtliche Summen fortwährend 
von Hand zu Hand gehen. Durch Regulierung per Scheck, durch Gutschrift und 
Belastung auf dem Bankkonto würden diese baren Mittel entbehrlich werden; sie 
würden zum grössten Teil unserem Zcntral-Geld-Institut, der Reichsbank, zufliessen 
und hier die Knappheit des Geldes und damit den für das gesamte Wirtschaftsleben 
so unerwünschten und nachteiligen hohen Zinsfuss zum Teil beseitigen. 

Schon zurzeit ist es in einer Reihe von Betrieben gebräuchlich geworden, 
sich des Schecks zu bedienen, allein der Mangel einer gesetzlichen Grundlage für den 
Scheck hat die allgemeine Verwendung desselben stark beeinträchtigt. Dem soll ein 
deutsches Scheck-Gesetz jetzt abhclfen. An ein Scheck-Gesetz sind folgende An- 
forderungen Zu stellen: 

1. der Scheck ist bei Sicht zahlbar, 

a. die Präsentationsfrist ist kurz zu bemessen, 

3. dem Scheck ist wechselrechtlicher Regress zu eigen, 

4. der Scheck ist unwiderruflich, 

5. der Scheck geniesst Stempelfreiheit. 

Sehen wir nun, wie der Gesetz-Entwurf diesen Anforderungen gerecht wird: 
Art. 1 des Entwurfes stellt folgende wesentliche Erfordernisse auf : 

i. der Scheck muss im Text die Bezeichnung als „Scheck“ enthalten, 
a. die an eine Person oder Firma gerichtete Aufforderung des Ausstellers, 
aus seinem Guthaben eine bestimmte Geldsumme zu zahlen, 

3. die Bezeichnung des Zahlungsempfängers, 

4. die Unterschrift des Ausstellers, 

5. die Angabe des Ortes, des Monatstages und des Jahres der Ausstellung. 
Es ist also nach dem Vorbild der deutschen Wechselordnung wie für 

den Wechsel, genau bestimmt, welche wesentlichen Erfordernisse der Scheck 
tragen muss. 

Art. a regelt die Frage, auf wen Schecks ausgeschrieben werden. 

Art. 6 bestimmt, dass der Scheck bei Sicht zahlbar ist ; die Angabe einer anderen 
Zahlungszeit macht den Scheck als solchen ungültig. 

Art. 7 bestimmt, dass der Scheck durch Indossement (Giro) übertragbar ist, falls dies 
im Text nicht ausdrücklich untersagt ist 
Art. 8 untersagt die Akzeptation des Schecks. 

Art. 9 enthält die wichtige Bestimmung, dass der Scheck innerhalb 7 Tagen dem 
Bezogenen zur Zahlung vorzulegen ist. Für im Ausland ausgestellte Schecks 
wird diese Frist insofern erweitert, als der Zeitraum nicht angcrcchnet werden 
soll, welcher erforderlich ist, um den Scheck vom Ausstellungsort zum 
Zahlungsort mit den gewöhnlichen Transportmitteln zu senden. 

Art. 1 1 stellt die Haftung des Bezogenen gegenüber dem Inhaber fest und bestimmt, 
dass ein Widerruf des Schecks nur nach Ablauf der Vorzcigungsfrist wider- 
rufen werden kann. 

Art. ia stellt Grundsätze über den Verrechnungs-Scheck auf. Durch einen auf der 
Vorderseite des Schecks beigefügten Zusatz „Nur zur Verrechnung“ wird Bar- 
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Zahlung des Schecks verhindert, und der Bezogene darf denselben nur zur Gut- 
schrift bringen. 

Art. 14 spricht die Haftung des Ausstellers und des Indossanten gegenüber dem In- 
haber aus. 

Art. 15 bis ai regeln die Regressansprüche des Scheckinhabers und zwar ähnlich wie 
die des Wechselinhabers nach dem Wechselrecht. 

Art. aa bis a8 behandeln die Verjährung, Fälschung, Amortissationsverfahren des 
Schecks. 

Die Anforderungen, welche ich an ein Scheckgesetz gestellt habe, sind also 
durchaus erfüllt: 

1. der Scheck ist bei Sicht zahlbar, 

a. die Präsentationsfrist ist kurz, d. h. auf 7 Tage bemessen. Hierbei ist 
zu bemerken, dass diese Frist wohl in der Regel und zwar für Schecks, 
welche am Platze bleiben, vollständig ausreichend ist. Dagegen ist sie 
lür Schecks, welche zur Versendung gelangen, wohl etwas knapp. 
Nehmen wir an, dass ein Scheck von der nördlichsten Spitze des 
Reiches nach der südwestlichen Grenze versandt wird, so ist er zwei 
Tage auf dem Hinweg, zwei Tage auf dem Herweg. Der Empfänger 
wird denselben wohl auch nicht sofort und direkt wieder zurücksenden, 
sondern an seine Bank geben, welche zur Verminderung der Spesen 
immer eine grössere Anzahl von Schecks sammeln und versenden wird — 
so dass die 7 tägige Frist wohl auf zehn Tage erhöht werden dürfte. 

3. der wechselrechtliche Regress ist dem Scheck durchaus gewahrt. 

4. der Scheck ist unwiderruflich, d. h. er kann nach Art. 11 nur nach 
Ablauf der Vorlegungsfrist widerrufen werden. 

5. der Scheck ist nach dem Entwurf nicht stempelpflichtig. 

Es ist demnach dem Gesetz-Entwurf im grossen ganzen zuzustimmen. Zu 
wünschen wäre noch, dass vordatierte Schecks unwirksam sind, damit dem Unfug, 
der heute schon hier und da geübt wird, dass z. B. Schecks, die am 1. eines Monats 
ausgestellt werden, vom 10. datiert werden, gesteuert wird. 

Im Art. 3 ist bestimmt: Die Angabe eines anderen Zahlungsortes — ausser 
dem als Wohnort des Bezogenen angegebenen Orts — macht den Scheck als solchen 
ungültig. Da nach Art. 2 als Bezogene aber auch eingetragene Genossenschaften be- 
zeichnet werden dürfen, so dass auch kleinere Plätze, die nicht Bankplätze sind, in 
den Scheck -Verkehr einbezogen werden, so dürfte die Zahlbarstellung an einem 
Bankplatz durch Aufdruck der Bankverbindung, wie dies heute schon geschieht, wohl 
in Erwägung zu ziehen sein. Jedenfalls aber muss ausgesprochen werden, dass die 
heute geübte Sitte, auf der Rückseite, in einzelnen Fällen auch auf der Vorderseite, 
eine Anzahl von Firmen und Plätzen zu bezeichnen, bei welchen Schecks zur Zahlung 
cingereicht werden können, nicht als „Angabe eines anderen Zahlungsortes“ im Sinne 
des Gesetzes zu betrachten ist. — 

Falls der Entwurf in dieser Form Gesetzeskraft erlangt, ist er ganz ohne 
Zweifel geeignet, auf unsere Zahlungsverhältnisse und unsere Volkswirtschaft wohl- 
tätig einzuwirken und den gewollten Erfolg, eine verminderte Inanspruchnahme baren 
Geldes herbeizuführen und damit eine Verbilligung des Zinsfusscs zu bringen, zu er 
reichen. 

Soll aber der Scheck -Verkehr sich in der wünschenswerten Weise cinführen, 
so sind unverständige oder sagen wir missbräuchliche Verwendungen von Schecks zu 
vermeiden, so insbesondere der längere Umlauf durch Gehen von Hand zu Hand. 
Das soll durchaus nicht das Wesen des Schecks sein, und gerade die kurze Vor* 
Jegungsfrist ist ja in dem Entwurf bestimmt, um den Scheck nicht zu einem Surrogat 
für Noten zu machen. 

Man muss sich den Verkehr folgcndcrmassen gestaltet denken : Jeder Geschäfts- 
mann, jede Firma, jeder potente Private unterhält ein Scheckkonto bei seiner Bank, 
bei welcher er seine Gelder einzahlt, sein Depot hinterlegt. Diese seine Bankverbin- 
dung macht er durch Aufdruck auf seinen Briefbögen, Fakturen, Rechnungen kennt- 
lich ; auf diese Bank schreibt er seine Schecks aus. Der Empfänger eines Schecks 
gibt denselben nicht etwa weiter in Zahlung, sondern er reicht ihn ebenfalls seiner 
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Bank zur Gutschrift ein, welche ihrerseits den Scheck direkt mit der bezogenen Bank 
zur Verrechnung bringt. Hat ein Kontoinhaber eine Zahlung nach auswärts zu leisten, 
so wird er von der Versendung eines Schecks absehen und seine Bank beauftragen, 
an die Bank seines Gläubigers den Betrag durch Giro*Oberweisung zu vergüten. 

Sache der Geschäftshäuser und des Publikums wird es nach Erlass des Ge- 
setzes sein, durch Eingehen von Bankverbindungen, und Sache dieser muss es sein, 
durch sinngemässe Behandlung des Verkehrs diesen so auszubilden, dass er sich rasch 
einbürgert und dann für unser Wirtschaftsleben die Wohltaten bringt, die man er- 
wartet und deren sich andere Nationen schon erfreuen. 



Auf eine Anfrage der Reichsbankstelle Würzburg, ob nach 
unseren Wahrnehmungen ein dringendes Bedürfnis nach Einführung 
eines Fünfundzwanzigpfennigstückes vorliege, erstatteten 
wir folgendes Gutachten: 

Auf Anfrage vom 28. ds. Mts. berichten wir, dass nach unserer Ansicht, sowie 
nach unseren Erhebungen für die Einführung eines 25 Pf.-Stückes durchaus kein 
dringendes Bedürfnis vorliegt. Auch unser Kammerplenum, dem wir gelegentlich 
gestriger Versammlung die Frage in geheimer Sitzung vorlegten, ist einmütig der 
Anschauung, dass die Einführung eines 25 Pf.-Stückes im Scheideroünzverkehr nicht 
nur überflüssig ist, sondern auch recht gewichtige Bedenken gegen sich hat. Zo- 
nächst sind Zahlungen mit 10 Pf-Stücken bei genügendem Vorrat leicht zu betätigen; 
die Einschiebung einer neuen Scheidemünzsorte zwischen dem jetzigen 10- und 50 Pf - 
Stück würde kaum wesentliche Erleichterungen bringen. Ausserdem aber würde 
durch ein 25 Pf.-Stück das durchgehende Dezimalsystem unseres Scheidemünzverkehrs 
durchbrochen. Und endlich würde — was in wirtschaftlicher Beziehung gar nicht 
unbedenklich erscheint — die Einführung eines 25 Pf.-Stückes für zahlreiche Leistungen 
eine Verteuerung mit sich bringen; alles, was heute 20—24 Pf- kostet, würde künftig 
wohl sich auf 25 Pf. stellen. Wir sind daher nicht in der Lage, die angeregte Ein- 
führung eines 25 Pf.-Stückcs zu befürworten. 



Das Reichsschatzamt regte zur Gewinnung eines Urteils über 
den Geldumlauf im Berichtsjahre eine genaue Ermittelung der 
Beträge an, die am 31. Oktober 1907 bei den öffentlichen Kassen 
und bedeutenderen Privatinstituten an Reichsgoldmünzen, Reichs- 
silbermünzen, Reichsnickelmünzen, Reichskupfermünzen, Reichs- 
kassenscheinen und Banknoten vorhanden sind. Unserer Kammer 
fiel die Aufgabe zu, die in unserem Bezirk bestehenden grösseren 
Privatinstitute um Angabe ihres am 31. Oktober vorhandenen Kassen- 
bestandes zu ersuchen. Wir haben die betreffenden Zahlen der 
grösseren Privatinstitute zusammengestellt und die Zusammenstellung 
dem Kgl. Staatsministerium vorgelegt. 
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Eine Aktiengesellschaft unseres Bezirkes reichte bei der Kgl. 
Staatsregierung ein Gesuch ein, worin um die Genehmigung zur 
Ausgabe von Schuldverschreibungen auf den Inhaber gebeten wurde. 
Wir haben beim Kgl. Staatsministerium die Zulässigkeit der Ausgabe 
von Schuldverschreibungen in vollem Masse begutachtet, sehen je- 
doch aus begreiflichen Gründen von der Bekanntgabe des Gut- 
achtens ab. 



X. Patent- und Warenzeichen-Wesen. 



Was zunächst die Benutzung der Patentschriften, die uns vom 
Kaiserl. Patentamt zur Verfügung gestellt und von uns wieder nach 
Übereinkunft mit dem Polytechnischen Zentralverein zur Auslage in 
dessen Lokalen überlassen werden, anlangt, so ist eine grössere 
Inanspruchnahme der Patentauskunftsgtelle zu verzeichnen. Wir 
haben nach den Mitteilungen des Polytechnischen Zentralvereins 
hierüber folgenden Bericht für das Jahr 1906 dem Kaiserl. Patent- 
amt übermittelt: 

Für das Jahr 1906 kann eine gesteigerte Inanspruchnahme der Patentauslagestelle 
konstatiert werden. Bei dem gewaltigen Umfang mancher Klassen, z. B. Klasse 21, 
dauerte die eingehende Durchsicht durch einzelne Interessenten oftmals tagelang. 

Die meisten Einsichtnahmen fallen auf die Monate März, April, Mai, Juni und 
September mit durchschnittlich 16 Einsichtnehmem. Ausserdem kamen fast täglich 
Anfragen allgemeiner Art über Patentsachen vor und wurden an Hand der „die das 
Patent-, Gebrauchsmuster* und Warenzeichenrecht regelnden Gesetze und Ausführungs- 
vorschriften“ erledigt. 



Wir haben schon im Vorjahre des Näheren von dem Verfahren 
berichtet, durch monatliche Inserate in allen Würzburger Zeitungen 
auf die Patentauslagestelle hinzuweisen, ein Verfahren, dessen Zweck- 
mässigkeit durch eine gesteigerte Inanspruchnahme der Patent- 
auslegestelle im Jahre 1907 erwiesen wurde. Der erhöhten Frequenz 
genügen jedoch die Räumlichkeiten, in denen die Patentschriften 
untergebracht sind, in keiner Weise. Wir haben deshalb am 
29. Mai in dieser Angelegenheit folgende Vorstellung an die Kgl. 
Regierung gerichtet: 

Seitens des Kaiserl. Patentamts werden uns periodisch die Patentschriften 
(Beschreibungen der erteilten Patente nebst erläuternden Zeichnungen) überwiesen, um 
sie den Interessenten unserer Stadt und unseres Kreises in geeigneter Weise zugfingig 
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zu machen Durch ein seit langen Jahren bestehendes Übereinkommen mit dem 
Polytechnischen Zentralverein dahier ist die Einrichtung getroffen, dass die Patent 
Schriften auf dem Bureau des Polytechnischen Zentralvereins zur Einsicht des Publikums, 
und zwar auch für Nichtmitglieder, unentgeltlich aufliegen. Wir haben auf dieses 
Verhältnis und auf die Auslagestelle Oberhaupt alljährlich mehrmals in periodischer 
Bekanntmachungen hingewiesen ; seit dem Anfang dieses Jahres haben wir durch fort 
laufendes Jahresabonnement bei den fünf hiesigen Tageszeitungen dafür Vorsorge 
getroffen, dass eine bezügliche Bekanntmachung allmonatlich in der gesamten Tage* 
presse als amtliches Inserat erscheint. Diese vermehrte Art der Publikation hat nach 
Mitteilung des Polytechnischen Zcntralvereins auch sofort eine Hebung der Freqoesu 
bei der Patcntauslagestelle herbeigeführt. 

Die Patcntauslagestelle ist für Stadt und Kreis von recht grosser Wichtigkeit, 
und die Interessenten sind nach der Statistik über die Frequenz sehr zahlreich. B« 
dem ständigen Anwachsen des Materials ist jedoch für den richtigen Gebrauch de 
Patcntauslagestelle ein grösserer Registraturraum unbedingt vonnöten. Gegenwärtig 
ist unsere Patentschriftensammlung nun in einer Art Verschlag am Ende eines Ganses 
neben dem Sekretariat des Polytechnischen Zentralvereins in der Maxschule unter 
gebracht; in dieser Korridor-Abteilung liegen die Patentschriften in Pappekästen, rueb 
Klassen geordnet, aufgeschichtet. 

Diese Art der Aufbewahrung ist einerseits ungenügend, anderseits auch de: 
Bedeutung der Auslagestelle unwürdig; für die Auslagestclle sollte vielmehr ein eigener 
grösserer Zimmerraum verwendet werden können. Da nun wohl mit Übersied rlunr 
des Kgl. Realgymnasiums in den Neubau am Rennwegerring verschiedene Räume is 
der Maxschulc frei werden, dürfte es sich wohl ermöglichen lassen, ein geeignete 
Lokal für die Patentauslagcstellc zu reservieren. Wir bitten daher Hohe Kgl. Regierung, 
die Überlassung eines passenden Raumes in der Maxschule für die Zwecke der Patent 
auslagestclle beim Kgl. Staatsministcrium des Innern für Kirchen- und Schulangclceeo- 
heilen, dem unsers Wissens das Verfügungsrecht über die Räume der Maxschule zustefe 
geneigtest befürworten zu wollen. 

Auf diese Eingabe erhielten wir von der Kgl. Regierung folgen- 
den Bescheid: 

„Die Kgl. Kreisregierung hat sich wegen anderweitiger Unterbringung der Paten: 
auslagestclle, deren dcrmaligcr Raum als ungenügend und unwürdig anerkannt werdet 
muss, mit dem Polytechnischen Zentralverein ins Benehmen gesetzt und die Angelegenheit 
auch in der Kuratoriumssitzung in Gegenwart der Vertreter der Kgl. Staatsministenr: 
zur Sprache gebracht. 

Leider können von den seitherigen Räumen des Kgl. Realgymnasiums de® 
Polytechnischen Zentralverein nur drei Zimmer abgetreten werden, da alle weiter« 
Räume der Oberrealschule verbleiben müssen. 

Diese drei Lokale benötigt aber der Verein dringend für Schulzwecke. D 
kann daher zur Zeit eine Änderung bezüglich des Lokals für die Patentschriften in 
Maxschulgcbäudc noch nicht in Aussicht gestellt werden. Wohl aber kann hierfür in 
ausreichender Weise gesorgt werden, sobald einmal die Oberrealschule mit ihren 
Nebenanstalten den projektierten Neubau bezieht und das Maxschulgebäude dann voll- 
ständig dem Polytechnischen Verein zur Verfügung steht.“ 



Die Inanspruchnahme des Warenzeichenblattes, das im Bureau 
der Kammer zur Einsicht aufliegt, ist auch im Berichtsjahre wieder 
gestiegen. Soferne die Interessenten über die Nummern der ein- 
zusehenden Zeichen unterrichtet sind, ist es ihnen nicht allzuschwer, 
sich im Warenzeichenblatt zurechtzufinden. Dagegen ist es nicht 
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möglich, ohne nähere Angaben vom Warenzeichenblatt Aufschluss 
zu erhalten. Unser Wunsch, es möchte wenigstens für die „Wort- 
zeichen“ eine amtliche Zusammenstellung gefertigt werden, besteht 
daher noch fort und sei auch in diesem Berichtsjahre wiederholt 
ausgesprochen. Im übrigen ist unser Bureau nach Möglichkeit be- 
strebt, den Interessenten bei der Einsichtnahme des Warenzeichen- 
blattes behilflich zu sein. 



Das Kaiserl. Patentamt sowohl wie andere Behörden haben in 
einer Reihe von Fällen unsere Kammer um gutachtliche Äusserung 
in Warenzeichenangelegenheiten ersucht. Wir sehen mit Rücksicht 
auf die Spezialverhältnisse dieser Berichte von der Bekanntgabe der 
meisten Gutachten ab. Vielmehr beschränken wir uns darauf, 
lediglich die wichtigsten dieser Gutachten bezw. jener von allge- 
meinerem Interesse hier zu veröffentlichen. So berichteten wir 
unterm 28. Februar an das Patentamt über das Wortzeichen 
„Bürgerbräu“: 

Auf Anfrage vom 23. Januar — Aktenzeichen B. 14182/16 a Wz. 250/06 — 
berichten wir, dass unsere Kammer gegenüber den Anmeldungen des Warenzeichens 
„Bürgerbräu“ seitens des Bürgerlichen Brauhauses in Hamburg unter Verbindung des 
genannten Warenzeichens mit einer ganzen Reihe von Städtenamen, ohne dass Anmelderin 
in den benannten Städten einen Brauereibetrieb besitzt, folgenden Standpunkt einnimmt: 

Es ist bei dem entschiedenen Widerspruch der angemeldeten Warenzeichen zu 
den tatsächlichen Verhältnissen und bei der effektiven Gefahr einer Täuschung unsers 
Erachtens nicht angängig, dass eine Brauerei für ihre Erzeugnisse eine Anzahl Bezeich- 
nungen unter Benutzung beliebiger, zu dem Produkt in keinerlei Beziehung stehender 
Ortsnamen gesetzlich geschützt erhält. Der Verkehr erblickt in Ortsnamen, die einem 
Brauereiprodukt beigefügt werden, durchweg Herkunftsbezcichnungen, so dass 
die unwahre Führung solcher Ortsbenennungen zweifellos auf eine Irreführung des 
Publikums hinausläuft. 

Weiter erstatteten wir über das Wortzeichen „Bock“ ein aus- 
führliches Gutachten. In dieser Frage war uns folgende Anfrage 
des Kaiserl. Patentamtes vom 31. Mai zugegangen: 

Bei Entscheidung darüber, ob das Wortzeichen ,,Bock“ für gewisse zur Bicr- 
bereitung dienende Rohstoffe und Halbfabrikate bezw. für gewisse andere aus diesen 
liergestellte Waren eintragbar oder als Beschaffenheits- oder Bestimmungsangabe 
im Sinne des § 4 Ziffer z des Gesetzes zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 
19. Mai 1894 zu versagen ist, wird um sehr gefällige Beantwortung der Frage er- 
gebenst ersucht, ob zur Herstellung des sogenannten Bockbieres die in Betracht 
kommenden Rohstoffe und Halbfabrikate eine besondere oder bessere Beschaffenheit 
besitzen müssen als zur Herstellung anderer guter Biere, oder ob die besondere 
Stärke, die dunkle Farbe und der süsse Geschmack des Bockbieres lediglich durch 
ein besonderes Einsudverfahren erzeugt wird. 

Insbesondere interessiert die Beantwortung nachstehender Fragen: 

1. Ist cs richtig, dass viele Brauereien zumal grosse und bekannte ausser dem 
eigentlichen Braugewerbe auch die Gewinnung von Hcfercinkulturen und 
die Mälzerei betreiben? 

5 
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а. Ist es richtig, dass sie daher vielfach nicht nur Bier als ihre Ware in den 
Handel bringen, sondern auch Hefe, Hcfeabfall, Gerste, Gerstenkeime, Ab- 
putzgerste, Malz, Karamelmalz, Farbmalz, Färbebier, Malzkeime, Hopfen und 
Treber? 

3. Ist es richtig, dass infolgedessen, wenn diese Waren mit der Firma oder 
dem Warenzeichen einer Brauerei, besonders einer berühmten, versehen in 
den Handel kommen, die Annahme erweckt wird, als stammten diese 
Waren aus der betreffenden Brauerei? 

4. Ist es richtig, dass zum Brauen von Bier andere, bessere, reinere, teurere 
Gerstensorten benutzt werden als zur Viehfütterung, Brau- oder Biergerste 
im Gegensätze zur Futtergerstc? 

5. Ist es richtig, dass das sogenannte Bockbier von anderen Biersorten sich 
durch höheren Extraktgehalt und dunkele Farbe unterscheidet? 

б. Ist es richtig, dass wenigstens in Berlin für die Herstellung dunkler Biere 
andere Hopfen- und Gerstensorten bevorzugt werden als für die Gewinnung 
der nach Pilsner Art gebrauten lichten Biere, insofern bei diesen Mährische 
Gerste und Saazer Hopfen bevorzugt werden, für jene dagegen Bayerische 
oder Märkische Gerste und Bayerischer Hopfen? 

7. Ist es richtig, dass zur Gewinnung dunkler Biere, zu denen das Bockbier 
gehört, die Gerste einer anderen Mälz weise unterworfen wird als zur Her- 
stellung heller Biere, dass sie insbesondere dort bei höherer Temperatur 
und geringerer Luftzufuhr in kürzerer Zeit gedarrt wird als hier, dass sie 
infolgedessen dort dunkler wird als hier? 

8. Ist es richtig, dass dem Malze je nach der Art des Darrens eine längere 
oder kürzere Lagerzeit zur Erholung der Diastasc gegeben wird? 

9. Ist es richtig, dass nach alledem das fertige, für Bockbier oder andere 
dunkele Biere bestimmte Malz andere Eigenschaften, dunklere Farbe, anderen 
Geschmack usw. aufweist als das für helle Biere bestimmte? und gilt dies 
auch von den anderen genannten Waren ? 

10. Ist es richtig, dass die Hefe nicht beliebig immer wieder verwendet werder. 
kann, sondern nach etwa 10 bis 12 maliger Verwendung den sogenannten 
Hausgeschmack bekommt, und wird eine bestimmte Hefe diese 10 bis 12 
Male immer zur Gewinnung einer und derselben Biersorte gebraucht oder 
bald zu dieser, bald zu jener? 

' Unser Bericht hierauf vom 25. Juni lautet: 

Auf Zuschrift vom 31. v. Mts. Aktenzeichen M 9932 4? Wz. 184 06 bringer. 
wir das ausführliche Gutachten unseres grössten Brauerei-Etablissements in Unter- 
franken, des „Würzburger Hofbräu“, anbei in Vorlage. Wir schliessen uns den darin 
enthaltenen Darlegungen vollinhaltlich an. Insbesondere möchten wir dringend davon 
abraten, das Wort „Bock“ in irgend einer Beziehung zur Brauindustrie als eintrag- 
fähig zur Warenzeichenliste zu erklären. Das Wort „Bock“ ist nach unserer sicher- 
lich begründeten Überzeugung vielmehr als reines Freizeichen für den gesamten 
Brauereibetrieb und für alle damit in Zusammenhang stehende Artikel zu erachten. 
Wir bitten daher, jeglichen Antrag, der auf Eintragung des Wortzeichens „Bock** für 
die Bierbrauerei, Mälzerei oder den Verkehr mit verwandten Artikeln hinzielt, ab- 
weiser. zu wollen. 



Gutachten zur Anfrage des Kaiser!. Patentamtes vom 31. Mai 1907. 

Zur Einleitung. 

Unseres Erachtens ist das Wortzeichen „Bock“ als Freizeichen anzusehen, wes- 
halb es im Sinne des § 4 Ziffer 1 des Gesetzes vom 12. Mai 1894 für Warenbe- 
zeichnung von Rohstoffen und Halbfabrikaten der Bierbereitung oder als Beschaffen- 
heits- resp. Bestimmungsangabe überhaupt nicht in Frage kommen kann. 

„Bock“ kann als empfehlenswertes Prädikat nur für besonders gut eingebrautes 
Bier dienen, wie es allenthalben üblicherweise geschieht. 
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Zur Herstellung des sog. Bockbieres verwendet man allerdings die edelsten 
Rohprodukte; die besondere Stärke und die damit Hand in Hand gehende dunkle 
Farbe, sowie der süsse Geschmack wird durch besonders gutes Einbrauen erzeugt. 

Zur Frage i. 

a) Handel mit Hefe. 

Die Hefe ist als Gärungserreger, der den in der Bierwürze enthaltenen Zucker 
grösstenteils in Alkohol und Kohlensäure umwandclt, ein unbedingtes Zubehör zur 
Bierbereitung. Sie ist also in allen Brauereien nötig. Früher hatte der Brauer ein 
wenig wachsames Auge hierfür; man begnügte sich einfach mit gewissen Gärungs- 
erschcinungen und arbeitete ohne Kontrolle auf gut Glück. Erst durch die epoche- 
machenden Forschungen Hansens kam die Praxis zur Überzeugung, von welch 
weittragender Bedeutung in bezug auf Betriebssicherheit und Geschmacksreinheit eine 
Auswahl der Hefenarten, von denen es ja unzählige gibt, für das Bier ist. Die 
Wissenschaft gab auch die entsprechend praktische Anleitung, die diese Unterscheidung 
und Sortenisolierung ermöglicht. Es wird nämlich mit Hilfe des Mikroskopes eine 
Hefezelle, welche bei eiförmiger Gestalt einen Durchmesser von nur 8 — io Mikro- 
millimetem besitzt, aus einem bewährten Hefestamm isoliert. Unter günstigen Lebens« 
bedingungen wächst aus der einen Zelle zunächst eine zweite, dann mehrere, und 
alsbald ist eine so grosse Vermehrung cingetrctcn, dass sie fürs unbewaffnete Auge 
sichtbar wird und bereits kleine Quantitäten Würze zur Vergärung bringen kann. 
Mit der erhaltenen Hefe werden immer grössere Mengen Bierwürze zur Vergärung 
gebracht, und alsbald erhält man soviel Hefe, dass sie im Gärkeller in grossen 
Bottichen ihre Tätigkeit aufnehmen kann. 

Dieses Verfahren wird also Hcfereinzucht genannt, und es ist damit dem Brauer 
die Garantie gegeben, wenn auch sonst im Betrieb alles in Ordnung ist, namentlich 
wenn es nicht an Reinlichkeit fehlt, gesunde Gärungen ohne wilde Hefe oder Bak- 
terien mit ihren Nachteilen, also ein reines Bier zu bekommen. 

Nun stellt aber die Hefereinzucht mit ihren Anschaffungskosten, mit ihrem 
Betrieb und mit der Überwachung so grosse Anforderungen an ihren Besitzer, dass 
solche Anlagen nur für die grossen Brauereien in Frage kommen. Wie gesagt sind 
aber die Vorteile der Hefereinzucht für ein konkurrenzfähiges Produkt heutzutage zur 
Unumgänglichkeit geworden, und hiermit gibt sich von selbst die Gewohnheit, dass die 
kleineren Brauereien ihre Hefenstämme von den grösseren beziehen, womit der Hefe- 
handel also seine Erklärung findet. 

b) Handel mit Malz. 

Wenn eine Brauerei Malz verkauft, so wird sie es in der Regel nur dann tun, 
wenn ihre Mälzereianlagc grösser ist, als es der eigene Bedarf erfordert. 

Zur Frage a. 

Hefenabfall, Abputzgerstc, Malzkeime und Trebern sind Nebenprodukte und 
werden als solche verwertet bezw. verkauft. 

Der Verkauf von Gerste, Hopfen, Malz, Karamelmalz, Farbmalz und Färbebier 
gehört nicht zur Sparte des Brauereibetriebes. 

Zur Frage 3. 

Erledigt sich durch Frage a. 

Zur Frage 4. 

Braugerste und Futtergerste unterscheiden sich durch die geringere Qualität 
der letzteren, wodurch ihre Nichtverwendbarkeit zum Brauen bedingt ist. 

Zur Frage 5. 

Bockbier unterscheidet sich von den anderen Biersorten durch höheren Extrakt- 
gehalt und durch seine typisch kastanienbraune Farbe. 

Zur Frage 6. 

Zur Herstellung der nach Pilsener Art gebrauten lichten Biere bevorzugt man 
Malz aus hellfarbigen mährischen Gersten, ebenso den Saazer Hopfen. Hiermit soll 
aber nicht gesagt sein, dass man aus bayerischen und märkischen Gersten und aus 
bayerischem Hopfen nicht auch sehr gute helle Biere erzeugen kann. 

5 ’ 
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Zur F rage 7. 

Es ist richtig, dass der Typenunterschied dunkler und heller Biere ausschliess- 
lich durch das Malz bedingt wird, und es ist daher selbstverständlich, dass die Her- 
stellungsweise der Malze für helles und dunkles Bier verschieden ist. 

Namentlich tritt der Unterschied beim Darrprozess deutlich zum Vorschein. 

Das helle Malz wird eigentlich nur bei bestimmten Temperaturen getrocknet, die 
Dörrung des dunklen Malzes wird aber durch gesteigerte Hitze bis zu dessen Röstung 
getrieben. 

Zur Frage 8. 

Die Lagerzeit des Malzes wird bestimmt durch die Art des Aufbewahrungs- 
ortes. Man wird vorteilhafterweise das Malz zuerst in einem trockenen Raum aus- 
kahlen lassen und vor einer wenigstens vierwöchentlichen Lagerung nicht verarbeiten. 

Zur Frage 9. 

Es ist richtig, dass das zu Bockbier und anderen dunklen Bieren bestimme 
Malz dunklere Farbe und süsseren aromatischen Geschmack hat als das für helle 
Biere bestimmte. Im allgemeinen gilt die Regel, dass zur Erzeugung edler Bier? 
auch die besten Rohmaterialien verwendet werden. 

Zur Frage 10. 

Die Dauer der Verwendbarkeit der Hefe ist bedingt durch die Arbeitsweise 
der Brauerei. Wird sehr sorgfältig gearbeitet, kann die Hefe ohne Bedenken öfter 
benützt werden, als wenn solche Bedingungen nicht gegeben sind. Eine Hefe, 
welche in hellem Bier gegangen ist, wird sich für ein dunkles Bier nicht mehr so 
gut eignen, wie dies umgekehrt der Fall ist. 

Ferner erstatteten wir über die Freizeicheneigenschaft de 
Wortes „Quodlibet" für Schokoladewaren nachstehendes Gutachten 
vom 29. August: 

Auf das Rundschreiben in den Mitteilungen des deutschen Handelstags (Akten- 
zeichen T. 3700/36 d. Wz. 5 07 L.) bringen wir anruhend eine Preisliste Nr. 60 de: 
Firma W. F. Wucherer & Co. in Würzburg in Vorlage Diese Preisliste ist laut 
Vermerk am Fusse des Titelblatts im Juli 190a („J. oa") herausgegeben. Auf Seite 8 
ist auch die Marke „Quodlibet" aufgeführt. Nach unsern Erhebungen ist das Wort 
„Quodlibet" für Schokoladewaren tatsächlich seit längerer Zeit im allgemeinen Gebrauch 
und ist deshalb als Freizeichen für die Branche zu betrachten. 



XI. Ausstellungen. 



Das Ausstcllungswesen hat im Berichtsjahre die Mitarbeit 
unserer Kammer in nicht unerheblichem Masse beansprucht. 

Was zunächst die Veranstaltung von Ausstellungen im lokalen 
Kreise betrifft, so hat der Fränkische Gartenbau -Verein Würzburg 
gelegentlich der Feier seines fünfzigjährigen Bestehens eine in allen 
Teilen wohlgelungene Gartenbau-Ausstellung veranstaltet. Unsere 
Kammer hat sich in der Weise an der Ausstellung beteiligt, dass 
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unser Vorsitzender, Herr Kommerzienrat Hilcken, dem Ehren- 
Ausschuss beitrat, dass wir ferner gemäss Beschluss unserer Kammer 
dem Gartenbau-Verein einen Beitrag von ioo Mk. zu den Kosten 
der Feier übermittelten, und dass der Kammersyndikus als Mitglied 
des Hauptausschusses die Presseagitation betätigte. 

Die Heimarbeit-Ausstellung, die im Frühjahr 1908 in 
Frankfurt a. Main stattfand und deren Arbeitsgebiet sich auch über 
unsere Heimarbeit-Bezirke im Spessart, Kahlgrund und in der Rhön 
erstreckte, wurde im Berichtsjahr vorbereitet. Dem Hauptausschuss 
für die Ausstellung gehörten sowohl der Herr Vorsitzende wie der 
Syndikus unserer Kammer an. 

Im Mai des Berichtsjahres tauchte der Plan auf, im Jahre 1913 
eine Weltausstellung in Berlin zu veranstalten. Um sich zu orien- 
tieren, ob die Gesamtheit von Deutschlands Industrie und Handel 
zur Teilnahme an einer Weltausstellung geneigt sei, hat die ständige 
Ausstellungskommission für die deutsche Industrie beschlossen, 
hierüber eine Enqußte zu veranstalten. Wir haben den in Betracht 
kommenden Firmen unseres Bezirkes folgende Fragen vorgelegt: 

1. Sind Sie der Ansicht, dass die Veranstaltung einer Weltausstellung in Berlin 
im Jahre 1913 oder in einem anderen Jahre des kommenden Dezenniums 
im Interesse von Deutschlands Industrie und Handel liegt? 

a. Halten Sie es für durchführbar, eine künftige Weltausstellung, abweichend 
von dem bisherigen System, durch sorgfältige Auswahl und lokalisierte 
Zusammenfassung gleichartiger Erzeugnisse so zu gestalten, dass sie als 
organisierte internationale Fachausstellung sämtlicher Industriezweige erscheint, 
und würden Sie sich für eine derartige Ausstellung aussprechen? 

3. Sind Sie der Ansicht, dass aus den durch Sie vertretenen Kreisen eine 
aktive und opferwillige Beteiligung zu erwarten sei? 

Alle Firmen haben sich gegen eine Weltausstellung in Berlin 
ausgesprochen und dabei betont, dass der Nutzen einer Welt- 
ausstellung für Deutschlands Handel und Verkehr wohl in keinem 
Verhältnis zu dem dadurch verursachten Kostenaufwand stehen 
würde. Im allgemeinen kam bei dieser Umfrage zum Ausdruck, 
dass sich bei den Beteiligten eine solche Übersättigung in der Ver- 
anstaltung von grossen Ausstellungen zu bemerken ist, dass sich 
die Firmen schwer dazu entschliessen, immer neue Opfer für die 
Ausstellungen zu bringen. 

Auf eine Reihe weiterer Ausstellungen haben wir die Inter- 
essenten teils direkt, teils durch unsere „Mitteilungen“ aufmerksam 
gemacht. Die Mitteilungen bezogen sich auf die Armee-, Marine- 
und Kolonial-Ausstellung in Berlin, die Grosse japanische Aus- 
stellung in Tokio 1912, die Ausstellung der bäuerlichen Industrie 
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in Petersburg, die internationale Ausstellung für Unfallverhütung 
usw. in Budapest, die internationale Kunstgewerbliche Ausstellung 
in St. Petersburg 1908, die Weltausstellung in Brüssel 1910, die 
internationale Industrie -Ausstellung in Shanghai, die internationale 
Ausstellung moderner Beleuchtungs- und Wärme- Apparate in St. 
Petersburg, die Ausstellung über Hygiene der Frau in St. Peters- 
burg, die internationale Ausstellung der Bäckereigewerbe in Buda- 
pest, endlich die allgemeine Ausstellung für Erziehung in Wien. 



Vom K. Staatsministerium sind wir zum gutachtlichen Bericht 
darüber aufgefordert worden, ob und welche Beobachtungen bezüg- 
lich der Missstände im Ausstellungswesen gemacht wurden und 
welche Vorschläge in dieser Richtung veranlasst sind. Über diese 
Fragen erstattete unser Gewerbekammermitglied Herr Schmidt in 
der Sitzung vom II. Juli Bericht, auf Grund dessen wir folgendes 
Gutachten an das K. Staatsministerium übersandten : 

Dem durch Entschliessung vom 16. Juni a. c. Nr. 14355 D uns erteilten Aufträge 
kommen wir durch folgendes Gutachten nach, welches wir gemäss Beschluss in unserer 
letzten Plenarsitzung erstatten: 

Während wir im Jahre 1901 auf die damalige Minist.- Entschl. vom 6. Apnj 
Nr. 7178 unterm 18. April noch berichten konnten, dass damals ein Bedürfnis zur 
Beschränkung von Ausstellungen in unserm Kreise nicht zu konstatieren sei, haben 
sich die Verhältnisse und demgemäss auch unsere Ansichten in dieser Frage inzwischen 
geändert. Noch im gleichen Jahre 1901 fand in Würzburg eine Ausstellung für 
Kochkunst, Nahrungs- und Genussmittel etc. statt, als deren Leitung offiziell die hiesige 
Gastwirts-Innung figurierte, die aber tatsächlich von einem auswärtigen gewerbsmässigen 
Unternehmer veranstaltet wurde. Wir hatten, nachdem die Gastwirts- Innung das 
Unternehmen formell leitete, keine direkte Veranlassung, gegen das Unternehmen auf- 
zutreten, hören aber, dass die schliesslichen Erfahrungen der Gastwirts • Innung roß 
dem von ihr protegierten Unternehmer keine sonderlich guten gewesen sein sollen. 
Jedenfalls hat es seine Bedenken, dass mit Medaillen und sonstigen Auszeichnungen 
von solchen Ausstellungen, die eigentlich nur von einem einzelnen Unternehmer zu 
Erwerbszwecken veranstaltet werden, in der Öffentlichkeit Reklame gemacht wird. 
Wir stehen daher heute auf dem Standpunkt, dass die Missstände im Ausstellungswesen 
wohl auch auf gesetzlichem Wege bekämpft werden sollen. 

Wir verkennen allerdings durchaus nicht, dass es sehr schwierig sein wird, die 
richtigen Mittel und Wege zur Beschränkung von Missständen im Ausstellung swesen, 
zumal im Verhältnis zum Ausland, zu finden. Als richtigste Methode wird wohl doch 
die Beschränkung des Rechts, Medaillen und Auszeichnungen zu verleihen und zu 
verwerten, erscheinen, wofür der neue französische Gesetzentwurf zur Bekämpfung 
des Medaillenunwesens sehr beachtenswerte und vorbildliche Bestimmungen bietet. 
Wir würden einem Gesetzentwurf, der auch für Deutschland ähnliche Bestimmungen 
brächte, voraussichtlich zustimmen können. 
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XII. Eisenbahnen. 



a) Bahnprojekte und Bahnbauten. 

Im Vordergrund des Interesses steht für unsem Kreis das 
Bahnprojekt Würzburg — Wertheim mit seinen Fortsetzungsstrecken 
über Stadtprozelten — Miltenberg nach Worms — Kaiserslautern. Im 
Berichtsjahr hat sich unsere Kammer die Agitation für dieses Projekt 
in hohem Grade angelegen sein lassen. Um eine Aktionsstelle für 
die Betreibung der Arbeit zu errichten, da das frühere Komitee durch 
Tod, Wegzug usw. aufgelöst erschien, ergriff unsere Kammer die 
Initiative und berief auf den 3. Oktober eine Versammlung von 
Vertretern der in Betracht kommenden Behörden und Stellen, sowie 
von sonstigen Interessenten in Würzburg ein. Auf dieser Versamm- 
lung wurde zunächst ein Komitee gebildet; als 1. Vorsitzender wurde 
der Vorstand unserer Kammer, Herr Kommerzienrat Hilcken, als 
Schriftführer der Kammersyndikus gewählt. Sodann wurde in der 
gleichen Versammlung ein Arbeitsprogramm des Komitees mit folgen- 
den Punkten angenommen: 

1. Konstitution eines Agitationskomitees in Würzburg; 

2 . Ausschreiben an die sämtlichen interessierten Gemeinden mit der Auf- 
forderung, bindende Beschlüsse über ihre Bereitwilligkeit zu finanzieller Beteiligung 
an den Kosten der Projektierung und der Grundabtretungen zu fassen, soweit dies 
nicht schon früher geschehen; 

3. Einberufung einer dcmnfichstigen Versammlung zur Entgegennahme dieser 
Erklärungen ; 

4. auf Grund dieser Vorbereitungen Antragstellung bei der Kgl. Staatseisen- 
kahnverwaltung zur Vornahme der generellen Projektierung und Einleitung der Grund- 
abtretungsverhandlungen ; endlich 

5. Eingaben an den Landtag mit wirtschaftlicher Begründung des Projekts. 

Alle diese Punkte wie überhaupt die gesamten Arbeiten des 
Komitees wurden durch das Sekretariat unserer Kammer betätigt. 
Wir erwähnen zunächst, dass unterm 24. November eine weitere Ver- 
sammlung unter Leitung unseres Herrn Vorsitzenden stattfand, in 
welcher die beteiligten Gemeinden ihre Erklärungen über Bewilligungen 
zu den Projektierungskosten bezw. über Grundabtretungen abgaben. 
Die weitere Tätigkeit in dieser Frage fällt bereits über das Berichts- 
jahr hinaus. Wir bemerken jedoch zur Vervollständigung des Berichts 
über die Angelegenheit, dass unserm Herrn Vorsitzenden des Komitees 
unterm 2. Januar 1908 folgende Entschliessung Seiner Exzellenz des 
Herrn Kgl. Staatsministers für Verkehrsangelegenheiten zuging: 
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.Ich habe die Kgl. Eisenbahndirektion Würzburg beauftragt, wirtschaftliche 
Untersuchungen für eine Bahnverbindung Würzburg — Wertheim durchzuführen. Sollten 
diese Untersuchungen ein günstiges Ergebnis liefern, so werde ich die Bearbeitung 
eines allgemeinen Bahnentwurfs auf Kosten der Interessenten anordnen. 

Weitere Mitteilung darüber bleibt Vorbehalten." 

Ferner erwähnen wir, dass wir zur Unterstützung dieses von 
uns dankbar anerkannten Vorgehens der Kgl. Staatsregierung mittelst 
ausführlicher Fragebögen Erhebungen bei den in Betracht kommen- 
den Gemeinden der Strecke Würzburg — Wertheim über die wirt- 
schaftlicheWirkung eines Bahnbaues gepflogen haben ; zugleich 
aber haben wir auch Umfrage über die Bereitwilligkeit der Gemeinden 
zur Bestreitung der Projektierungskosten und zur Übernahme 
der Grunderwerbung gehalten. Das in den Fragebögen über 
die wirtschaftliche Bedeutung der Bahn niedergelegte Material haben 
wir der Kgl. Eisenbahndirektion Würzburg mit der Bitte um Ver- 
wertung bei den angeordneten wirtschaftlichen Untersuchungen 
überreicht. 

Endlich haben wir unterm 21 . Februar 1908 den beiden Kammern 
des Landtags eine ausführliche Denkschrift über das Bahnprojekt 
unterbreitet und gebeten, es wolle das Bedürfnis zu dem Bahnbau 
Würzburg — Wertheim geneigtest anerkannt, unser auf diesen Bahn- 
bau gerichtetes Bestreben befürwortet und demgemäss die vorliegende 
Petition der Kgl. Staatsregierung zur Berücksichtigung überwiesen 
werden. 

Im Landtag, bezw. im Lokalbahnausschuss wurde das Projekt 
von verschiedenen Seiten aufs wärmste befürwortet, was wir dankbar 
anerkennen. Leider konnte, da die Voraussetzungen für die Auf- 
nahme in einen Lokalbahngesetzentwurf nicht vollständig erfüllt 
waren, nur Hinübergabe der Petition an die Kgl. Staatsregierung 
zur Kenntnisnahme beschlossen werden. Es wird nunmehr Aufgabe 
des Komitees und unserer Kammer sein, die Erfüllung der Be- 
dingungen für das Bahnprojekt seitens der beteiligten Gemeinden 
und Interessenten zu erwirken. Dringend notwendig hierfür ist. dass 
eine bestimmte Trace der Bahnlinie von Würzburg nach Wertheim 
festgelegt wird , wofür jedoch nicht bloss wirtschaftliche , sondern 
namentlich auch technische Untersuchungen notwendig sind. Solange 
diese Voraussetzung nicht gegeben ist, wird die Förderung des 
Projekts an der Uneinigkeit der Interessentengruppen über die Linien- 
führung scheitern, zumal — wie gerade die Erfahrungen des letzten 
Jahres bewiesen — immer wieder neue Vorschläge auftauchen, deren 
Vertreter sich gegenseitig bekämpfen und die wirksame Förderung 
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des Gesamtprojekts benachteiligen. Wir haben von Anfang an den 
Gesichtspunkt als massgebend angenommen , dass eine tunlichst 
direkte und dabei auch möglichst leistungsfähige Trace für die Linie 
gewählt werden solle; dies hängt eben von der technischen Unter- 
suchung in erster Linie ab. Wir bitten daher auch an dieser Stelle, 
dass seitens der Kgl. Staatsbahnverwaltung baldigst eine technische 
Bearbeitung des Bahnentwurfes vorgenommen werden wolle. 



Von den übrigen in unserem Kreis bestehenden Eisenbahn- 
projekten empfehlen wir wiederum insbesondere folgende Strecken 
zur Verwirklichung: 

1. Ausbau des Rhönbahnnetzes durch die Anschlussstrecken 
von Bischofsheim einerseits nach Gersfeld, anderseits nach 
Wildflecken ; 

2. eine Verbindung zwischen Kitzingen und Marktbreit; 

3. Durchquerungen des S t e i ge r wal ds , und zwar sowohl als 
Fortsetzung von Ebrach nach Volkach — Seligenstadt, wie 
auch von Schlüsselfeld über Castell nach Kleinlangheim — 
Kitzingen ; 

4. Fortsetzung der genehmigten Hauptbahn Gemünden — Bad 
Kissingen nach Neustadt a. d. Saale; 

5. Erbauung einer Lokalbahn Partenstein— Frammersbach. 



Speziell das letztgenannte Projekt der Erbauung einer Lokal- 
bahn von Partenstein nach Frammersbach beschäftigte unsere Kammer 
in der Sitzung vom 28. November, wobei unser Mitglied, Herr 
Kommerzienrat Lang, das Referat erstattete. Gemäss seinen An- 
trägen und den ergänzenden Ausführungen unseres Gremialvertreters 
für Lohr, Herrn Brand, richteten wir unterm 7. Januar 1908 folgende 
Eingabe an die Kammer der Abgeordneten: 

Die Gemeinde und da3 Eisenbahnkomitee Frammersbach haben die Hohe Kammer 
der Abgeordneten um Bewilligung einer Lokalbahn von Partenstein nach Frammers- 
bach gebeten und die Handels- und Gewerbekammer von Unterfranken und Aschaffen- 
burg um Unterstützung ihrer Petition ersucht. 

Die unterfertigte Handelskammer empfiehlt das Gesuch der Gemeinde und des 
Eisenbahnkomitees Frammersbach aufs wärmste zur Berücksichtigung und gestattet 
sich hierzu folgende Bemerkungen : 



Digitized by Google 




74 



Die wirtschaftliche Erschliessung des Spessart erweist sich im Interesse einer 
gedeihlichen Wirtschaft und des sozialen Fortschrittes seiner Bewohner mehr und 
mehr als ein Gebot der Notwendigkeit. Die durch den Mangel an Verkehrsmitteln 
hervorgerufene Abgeschlossenheit des Spessartgebietes von Handel und Industrie hat 
nach verschiedenen Richtungen hin wirtschaftliche Schäden gezeitigt. Vor allem hat 
mangelnde Arbeitsgelegenheit bewirkt, dass die Bevölkerung sich auf die Wander- 
arbeit verlegen muss; es fehlt an einer eigentlichen bodenständigen Bevölkerung ixn 
Spessart. Die Petition der Gemeinde Frammersbach hebt hervor, dass der grösste 
Teil der Bevölkerung in auswärtigen Betrieben zu arbeiten gezwungen ist, die männ- 
liche Bevölkerung als Daubholzhauer, als Fabrikarbeiter, als Arbeiter bei Hoch- und 
Tiefbauten, die weiblichen Arbeitskräfte sich als Dienstboten verdingen müssen. 

Diesem wirtschaftlichen Missstand abzuhelfen, ist die Erschliessung des Gebietes 
durch die Eisenbahn geeignet. Die gewerbliche Wanderarbeit wird unnötig, wo ent- 
sprechende Verkehrsmittel es möglich machen, die Arbeiter in ihrer Heimat zu be- 
schäftigen. Dieser Satz wird durch die Entwickelung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Spessart im Laufe der drei vergangenen Jahrzehnte bestätigt. So hatte die Eröffnung 
der Bahnstrecke Aschaffenburg — Lohr zur Folge, dass sich längs der Bahnlinie eine Reihe 
von Unternehmungen, wie z. B. ein Eisenwerk, eine chemische Fabrik, ein Kalkwerk, 
einige Grossziegelcien und Sägewerke, eine Holzstoffabrik usw., ansiedelten und so 
die bisher brach liegende oder auswärts verwendete Arbeitskraft nutzbar machten. 
Ebenso bewirkte die Erschliessung des Kahlgrundes durch eine Bahn, dass in weniger 
als vier Jahren in dem der Industrie neu erworbenen Gebiet 21 Zigarrenfabriken mit 
über 850 Arbeitern und Arbeiterinnen in Betrieb gesetzt wurden. 

Es sprechen gewichtige Momente dafür, dass durch die Erbauung einer Lokal- 
bahn von Partenstein nach Frammersbach auch in der Gegend von Frammersbach 
der gewerbliche Wanderarbeiter verschwindet und durch den Arbeiter, der auf heimat- 
licher Scholle Beschäftigung findet, ersetzt wird. 

Ist eine Absatzgelegenheit geschaffen, so mangelt es in Frammersbach auch 
nicht an Arbeitsgelegenheit Eis bedarf nicht einmal der künstlichen Verpflanzung von 
Industrien, wie dies im Kahlgrund geschah, in die Gegend ; die Ausnützung der vorhan- 
denen Bodenwerte allein würde schon dem grösseren Teile der gewerblichen Wander- 
arbeiter ausreichende Beschäftigung bringen. So wäre die Möglichkeit gegeben, die 
in der Frammersbacher Markung vorhandenen Rot* und Weissandsteinbrüche in 
grösserem Massstabe auszubeuten, ebenso den häufig vorkommenden Schwerspat, der 
bis jetzt wegen der mangelnden Absatzgelegenheit noch wenig beachtet wird, in 
grösserer Menge zu graben. 

Die vorhandenen Wasserkräfte der Lohr und der Holzreichtum des Spessarts 
lassen bestimmt erwarten, dass sich die Industrie die günstigen Produktionsbedingungen 
zu Nutzen machen wird. 

Es lag der unterfertigten Handelskammer vor allem daran, auf die wenig erfreu- 
liche Wanderarbeit, die für einen grossen Teil des Spessartgebietes typisch ist, und 
auf die Mittel und Wege, dieselbe zu verhindern, hinzuweisen. Es ist dies ein volks- 
wirtschaftliches Problem, das nur durch die Erschliessung des Spessart für die 
Industrie gelöst werden kann. 

An der Rentabilität der Lokalbahn Partenstein — Frammersbach ist im Hinblick 
auf das vom Eisenbahnkomitee Frammersbach beigebrachte Zahlenmaterial wohl nicht 
zu zweifeln. Wir heben lediglich hervor, dass das Holz aus den grossen WaJd- 
beständen, die Frammersbach umgeben, besseren Absatz fände und daher der Trans- 
port durch die Bahn viel benützt würde. Der künftigen Bahn wird noch der Umstand 
sehr zu statten kommen, dass die in der Nähe von Frammersbach von der Firma 
Krupp in Essen geförderten Eisenerze und der von sonstigen Unternehmern gewonnene 
Schwerspat nach dem kurzen Landwege von Frammersbach nach Lohr — 20 km — 
schon in Lohr dem Wassertransport übergeben werden können, während jetzt z. B. 
das Eisenerz der Firma Krupp in jährlicher Menge von 48000 t mit einer Feldbahn 
nach Gelnhausen, von da mit der preuss. Bahn nach Frankfurt — das ist ein Land- 
weg von 62 km — transportiert werden muss; erst in Frankfurt kann der Wasser- 
transport erfolgen. 
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Die dargclegten Momente veranlassen die unterfertigte Handelskammer, die 
Petition der Gemeinde und des Eiscnbahnkomitccs Frammersbach im Interesse der 
wirtschaftlichen Wohlfahrt der Bewohner von Frammersbach und Umgebung wärmstens 
zu befürworten. 

Die Eingabe wurde vom Landtag der Kgl. Staatsregierung zur 
Würdigung hinübergegeben. 



Auf Anregung aus Interessentenkreisen richteten wir an das 
Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten und an die 
Kgl. Eisenbahndirektion Würzburg betreffs des schienengleichen 
Bahnüberganges bei der Station Würzburg-Sanderau folgende Ein- 
gabe vom io. Mai: 

Von den schienengleichen Bahnübergängen, welche noch an verschiedenen 
Stellen die um unsere Stadt ziehende Bahnlinie kreuzen, ist jener in der Sicbold- 
strassc — ganz nahe der Station „Würzburg-Sanderau“ — zweifellos einer der ge- 
fährlichsten. Die Sieboldstrasse ist durchweg sehr steil; besonders stark aber ist das 
Gcfäll von der oberen Sieboldstrasse nach dem Bahngleis. Da die Bahnlinie gerade 
dort eine Kurve beschreibt und da ferner der letzte, stark abschüssige Teil der oberen 
Sieboldstrasse in einem Einschnitt liegt, können die Passanten das Nahen eines Zuges 
in den meisten Fällen gar nicht bemerken. Noch verschärft wird die Gefahr durch 
die starke Frequenz der Strasse einerseits und durch den gleichfalls sehr bedeutenden 
Verkehr der Station Sanderau anderseits; speziell der Milchkannentransport, der sich 
an der Station hauptsächlich abwickelt, verursacht längere Aufenthalte der Züge mit 
Sperre des Übergangs, wobei jedoch das gesamte Stationspcrsonal derart beschäftigt 
ist, dass auf die doch so notwendige Bewachung des Strassenübcrgangcs mit dem 
besten Willen nicht genügend geachtet werden kann. Unter diesen Umständen ist es 
geradezu als ein Glück anzusehen, dass an der höchst gefährlichen Stelle des Bahn- 
übergangs noch kein eigentlicher grösserer Unfall vorkam. Es dürfte jedoch ein 
dringendes Gebot der Vorsicht sein, für diese unhaltbaren Zustände Abhillc zu schaffen. 

Wie wir vernehmen, beabsichtigt die Babnverwaltung auch tatsächlich, eine 
gewisse Sicherung defc Verkehrs zu treffen, jedoch nur in Form eines eisernen Fuss- 
gflngerstegs. Wir halten dieses Mittel jedoch weder für genügend, noch überhaupt 
für geeignet, um gründliche Abhilfe zu bieten. Der Fussgänger-Vcrkchr drängt sich 
an der Sieboldstrasse jeweils auf bestimmte Momente zusammen (Schulbeginn bezw. 
-Schluss, Fabriken-Schluss, Ankunftszeiten der Züge an der Station usw.); für diesen 
plötzlichen Verkehr von Passanten brächte ein Steg kaum einen genügenden Verkehrs- 
weg. Die Hauptgefahr der schienengleichen Strasscnkrcuzung besteht aber überhaupt 
für den Fuhrwerksverkehr, für welchen der geplante Steg naturgemäss gar keine 
Abhilfe brächte. Gerade für die Fuhrwerke gilt ja in erster Linie, was wir bezüglich 
der Steilheit der Strasse und der daraus resultierenden Gefahr sagten. In der Tat 
ist es, wie wir uns selbst überzeugten, oft nur mit grösster Mühe möglich, die Fuhr- 
werke, darunter schwere Lastwägen und Stammholzi uhren , noch knapp vor den 
Schranken zum Stehen zu bringen. 

In Anbetracht dieser Verhältnisse bitten wir daher, das Projekt eines Fuss- 
gängerstegs, das ja doch keine richtige Abhilfe bringen wird, fallen zu lassen und 
statt dessen eine wirkliche und gründliche Lösung der Frage durch Herstellung einer 
Strassenuntcrführung bezw. -Überführung, sei cs im Zuge der Sicbold- oder Goethe- 
Strasse oder auf sonstige Weise ins Auge fassen und durchführen zu wollen. 

Unterm 3. Oktober ging uns hierauf seitens der Kgl. Eisen- 
>ahndirektion Würzburg die Mitteilung zu, dass ein für die Unter- 
ührung der Sieboldstrasse im Aufträge des Verkehrsministeriums 



Digitized by Google 




76 



bearbeiteter Entwurf der höchsten Stelle zur Einsichtnahme und 
Prüfung unterbreitet werde. Die Kgl. Eisenbahndirektion bemerkte 
jedoch hiezu noch folgendes: 

„Was die Verwirklichung dieses Projektes anbelangt, so ist dieselbe nicht nur 
von der Stellungnahme des Ministeriums zu demselben, sondern auch davon abhängig, 
ob und in welchem Masse sich sowohl der Stadtmagistrat als auch die speziell hier 
in Betracht kommenden Interessenten an den für die Unterführung aufzuwendenden, sehr 
bedeutenden Kosten beteiligen werden“. 

Wir wollen nicht verfehlen, auch hier wiederum die Notwendig- 
keit der Beseitigung der schienengleichen Bahnübergänge 
um Würzburg hervorzuheben und um tunlichste Beseitigung dieser 
gefährlichen und verkehrshindemden Stellen durch Unterführungen 
zu bitten; insbesondere ist dies, wie wir ja in unserer obigen Ein- 
gabe ausführten, für die Verhältnisse am Sanderauer Bahnhof nötig, 
um so mehr als neuerdings grössere Schulen und Institute (Taub- 
stummenanstalt, bis.chöfl. Knabenseminar) im Gelände jenseits der 
Bahnlinie erbaut wurden. 



Sehr nötig wäre auch die Errichtung einer Güterabfertigungs- 
stelle für den Stadtteil Sanderau. Die Sanderau hat sich seit Jahr- 
zehnten ständig weiter entwickelt; sie besitzt zahlreiche Fabriken, 
sonstige Gewerbebetriebe und Geschäfte , ferner sehr viele Gärt- 
nereien mit lebhaftem Versand, endlich grössere Schulen, Institute 
und Internate. Allseits wird bei der weiten Entfernung zum Haupt- 
bahnhof eine eigene Güterabfertigung für den südlichen Stadteil 
dringend gewünscht. 



ln gleicher Weise besteht der Wunsch, dass die Bahnstation 
Zell a. M. zur Station mit vollständiger Güterabfertigung erhoben 
werde. Wir halten auch diesen Wunsch angesichts der Verhältnisse 
für sehr berechtigt und bitten um Genehmigung. 



b) Personenverkehr. 

Im Eisenbahnrate betätigten sich, wie in den Vorjahren, wiederum 
unsere bewährten Delegierten, die Herren Kommerzienrat Dr. Hurt zig 
und Kommerzienrat Fritz Lang in eifrigster Weise. Ihrer Ver- 
tretung verdanken wir eine ganze Reihe von Verbesserungen, wie 
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dies die Protokolle der Eisenbahnratssitzungen bezw. die Fahrpläne 
ausweisen. Unser Verkehrsreferent, Herr Kommerzienrat Lang, 
gab auch die Anregung zu einer Anzahl wichtiger Eingaben wegen 
Neuherstellung von Zugsverbindungen. In erster Linie erwähnen wir 
hierbei unsere Tätigkeit behufs Herstellung neuer Schnei lzugverbin- 
dungen zwischen Würzburg — Heidelberg — Mannheim — Saarbrücken. 

Wir richteten unterm n. November folgende Eingabe an die 
beteiligten Eisenbahnverwaltungen : 

Seit Jahren bemQht sich die unterfertigte Kammer, eine Besserung des Schnell- 
zugsverkehrs zwischen WOrzburg und Heidelberg zu erzielen, leider bisher ohne Erfolg. 
Die Verkehrsbeziehungen zwischen Würzburg mit seinen östlichen und nördlichen 
Relationen einerseits und Heidelberg mit Südwestdeutschland andererseits entwickeln 
und vermehren sich aber, wie auch die Zunahme des Personenverkehrs auf der 
Gh. Badischen Bahnlinie Würzburg — Heidelberg erweist, von Jahr zu Jahr. 

Dieser Entwickelung folgte jedoch nicht die entsprechende Vermehrung der 
Verkehrsbedingungen, insbesondere der Schnellzugsverbindungen. Die Zahl der 
für den weiteren Verkehr zur Verfügung stehenden Züge ist stationär geblieben, trotz 
des von allen Seiten befürworteten und gewiss auch gerechtfertigten Wunsches, ein 
neues Schnellzugspaar zu erhalten. 

In der Richtung von Würzburg nach Heidelberg verkehren gegenwärtig nur 
zwei Schnellzüge, von denen der eine früh um 4 Sft Uhr, der andere abends um 5 Uhr 
von Würzburg abgeht; dazwischen bestehen noch 3 Personenzüge, die aber für die 
160 Kilometer lange Strecke mit 36 Stationen 5 Stunden Fahrzeit erfordern. Die 
Benutzung des Frühschnellzuges ist infolge seiner allzu frühen Abfahrtszeit für 
Würzburg zudem recht ungünstig. Wer von Würzburg nach Heidelberg und Baden, 
der Pfalz und Elsass-Lothringen reisen will, wird vielmehr gegenwärtig bequemer über 
Aschaffenburg — Darmstadt fahren. 

In der Gegenrichtung Heidelberg — Würzburg ist für den Vormittagsverkehr 
wohl besser gesorgt; man kann zweimal, um 6 38 und 10 03 Uhr von Heidelberg nach 
Würzburg abfahren. Aber dann folgt eine übermässig lange Pause, da der nächste 
Schnellzug auf dieser Strecke erst um 9 345 abends in Heidelberg abgeht. Iii der 
Zwischenzeit kann man mit drei Schnellzügen über Darmstadt nach Würzburg gelangen. 

Um den Verkehr auf der direkten Linie abzuwickeln und die Umwegfahrten zu 
ersparen, ist eine Vermehrung der Schnellzugsverbindungen dringend nötig. Erwünscht 
ist ein gegen 9V1 Uhr vormittags von Würzburg abgehender Schnell- 
zug, der die Anschlüsse um 

9 03 Uhr von Breslau — Dresden — Hof — Bamberg, 

9 08 Uhr von Regensburg — Nürnberg, 

9 08 und 9 14 Uhr von Hamburg — Bremen — Bebra, 
sowie von Aschaffenburg aufnehmen würde und in Heidelberg Anschluss nach Karls- 
ruhe — Basel — Strassburg fände. 

In der Gegenrichtung würde ein von Heidelberg in Würzburg gegen 
7 Uhr abends eintreffender Schnellzug sehr passend erscheinen, da er An- 
schlüsse um 

7 30 Uhr nach Bamberg — Hof— Dresden — Breslau, 

7 13 Uhr nach Nürnberg — Passau — Wien, 

7 04 Uhr nach München 

finden würde. 

In Osterburken müssten passende Anschlüsse von und nach Stuttgart 
vorgesehen werden. 

Es darf mit Sicherheit angenommen werden, dass diese neuen Züge auch 
einen Teil des derzeitig über Thüringen gehenden Nachtverkehrs zwischen Schlesien 
bezw. Sachsen und Südwestdcutschland an sich ziehen würden. 

Die Einlage der von uns gewünschten Züge wurde von der Gh. Badischen 
Staatseiscnbahnverwaltung bisher mit der Begründung abgclehnt, dass die Durchführung 
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zwischen Neckarelz und Neckargemünd wegen des eingleisigen Charakters dieser Streckt 
unmöglich sei. Inzwischen ist aber das zweite Gleis zwischen Ncckarclz und Eberbach 
fertiggestellt worden, und es darf wohl angenommen werden, dass das SchneUzujev 
paar auf der noch eingleisigen kurzen Strecke Eberbach — Neckargemünd geführt 
werden kann. 

Wir bitten daher, die von uns vorgeschlagenen Schnellzüge bei der Aufstellung 
des Sommerfahrplans 1908 einrichten zu wollen. 

In gleicher Angelegenheit und in teilweiser Ergänzung bezw 
Berichtigung der vorstehenden Eingabe wurden wir mit folgender 
Petition vom 30. November bei der Generaldirektion der Grösst 
Badischen Staatseisenbahnen vorstellig: 

Unter neuerlicher Vorlage der diesseitigen Eingabe vom xi. November a c. betr. 
Einstellung eines neuen Schnellzugpaares auf der Strecke Würzburg — Heidelberg er- 
suchen wir wiederholt, dieser Bitte entsprechen zu wcdlen. Berichtigend bemerket 
wir, dass nach den gemachten Wahrnehmungen das Doppelgleis auf der Strecke 
Ncckarelz — Eberbach allerdings noch im Rückstände ist und nur die Strecke Neckar- 
gemünd — Hirschhorn Aussicht hat, bis zum i. Mai 1908 fertig zu werden. 

Gleichzeitig erhielten wir aber durch unsere auf der Strecke eingeholten 1> 
formationen die Bestätigung, dass cs möglich w&re und zunächst ausreichen würde, 
wenn von den zurzeit verkehrenden Personenzügen der Zug P 348 
(jetzt ab Würzburg io 07 vorm.) auf 9 */* Uhr früher gelegt und de: 
Zug P 357 (jetzt ab Heidelberg 2 30 nachm.) auf ca. 3*/* Uhr später 
gelegt und beide Züge in Eil- oder Schnellzüge umgeändert würdest, 
da auf der Strecke ausser diesen beiden eine für den Verkehr zunächst genügen^ 
Anzahl anderer Personenzüge mit passenden Verkehrszeiten besteht. 

Für das neue Schnellzugs- oder Eilzugs-Paar wären passende Anschlüsse 
vorzusehen : 

einerseits von Heidelberg nach Strassburg und Basel, 

anderseits von Heidelberg über Mannheim und Ludwigshafen nach Saar 
brücken und Metz, event. von Neustadt a. d. H. über Weissenburg nach 
Basel. 

In der Richtung Heidelberg — Basel —Strassburg dürfte eine Verlegne? 
des E 8 , z. Zt. Heidelberg ab ia 0# , Offcnburg an a 50 , mit Fortsetzung bis Basel 
dem Bedürfnis entsprechen. 

Auf den pfälzischen Strecken sollte in Neustadt a. H. D 108 — i ö «i 
nach Strassburg — und D 163 — 1 81 ab Neustadt nach Hochspcier — a 
erreichen sein, und wäre ein Anschlusszug über Saarbrücken nach Metz einzuleger 
welcher zwischen die allzuweit auseinander liegenden und daher dem Verkehrsbedürin^ 
durchaus nicht genügenden S a8 (Mannheim ab 8 2 * vorm.) und S 24 (Mannheim 
81fi abends) sehr passend zu liegen kommen würde. 

Zu dem Gegenzug Heidelberg — Würzburg wären passende Anschlüsse zu suchen 

1. mit E 11 von Basel, in Heidelberg 3 02 nachmittags ankommend, 

3. durch Einlegung eines neuen Zuges Metz — Saarbrücken — Mannheia 
im Anschluss an E 47 und D 108 H o c h spey c r— Ne u s t a 3 t a. H- z 
Mannheim 2 54 cintreffend. 

Gleichwie in der ost-westlichen Richtung Mannheim — Metz, so liegt in der 
Richtung West- Ost zwischen Metz — Saarbrücken und Mannheim (cintreffend 9** Vorm- 
und 9 abends) eine allzulange Pause. Es scheint daher die Einlage eines in Ar 1 
Tagesmitte verkehrenden Eil- oder Schnellzuges durchaus gerechtfertigt. 

Es sei hier nochmals auf die besonders günstigen Anschlüsse, welche die fce 
antragten Verbindungen in Würzburg finden würden, hingewiesen, und es darf tf* 
Überzeugung ausgesprochen werden, dass diese neue Zugscinrichtungcn, wie sie des 
Bedürfnisse entsprechen, auch eine durchaus günstige Frequenz finden werden, zms- 
hicr ein sehr grosses Verkchrsgebiet in Frage kommt. 

Unsere Eingaben erhielten von allen beteiligten Korporationen 
und Stadtverwaltungen, denen wir Abdrücke zugehen liessen, wärmst« 
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Befürwortung. Insbesondere verwandten sich die Handelskammern 
in Mannheim und Ludwigshafen sehr lebhaft und auch erfolgreich 
für unsere Bemühungen. Allerdings schien es lange, als ob unsere 
Bestrebungen auch diesmal %vicder eine Ablehnung oder wenigstens 
Verzögerung erfahren müssten. Unterm 27. Dezember ging uns näm- 
lich folgender Bescheid der Grossh. Badischen Generaldirektion zu: 

Auf das gefällige Schreiben vom 30. v. Mts. teilen wir ergebenst mit, dass wir 
von der Einlegung des beantragten weiteren Schnellzugpaares auf der Strecke Würz- 
burg — Heidelberg mit Genehmigung unseres Vorgesetzten Ministeriums für den kommen* 
den Sommerdienst absehen. Auch dem weiteren Wunsche, die angestrebte Verbin- 
dung durch Umwandlung der Personenzflge 348 und 357 in Eil- oder Schnellzüge 
herzustellen, kann zu unserem Bedauern nicht entsprochen werden, weil durch die 
Auflassung der Halte auf den Unterwegsstationen und der hierdurch entstehenden 
Zugpausen von 4V* — 6*/* Stunden viele Interessen verletzt würden, was zahlreiche 
und berechtigte Beschwerden zur Folge hätte. Nach Entschliessung unserer Aufsichts- 
behörde soll aber für den Sommerdienst 1909 in eine erneute Prüfung der Frage wegen 
Führung des neuen Schnellzugpaares eingetreten werden. 

Gleichzeitig erhielten wir von der Direktion der k. b. pfälzischen 
Eisenbahnen eine ausführliche Zuschrift, d. d. 26. Dezember, die wir 
zur Darstellung des Verlaufes der Angelegenheit im nachstehenden 
mitteilen: 

Mit Zuschrift vom 14. und 16. Oktober ds. Js. stellten die Handelskammern 
von Mannheim und Saarbrücken den Antrag, zwischen den Städten Mannheim und 
Saarbrücken ab 1. Mai 1908 ein neues Schnellzugspaar einzulegen und damit zwischen 
den heute bestehenden Schnellzugspaaren am Vormittag und Abend eine weitere 
rasche Zugverbindung am Mittag zu schaffen. 

Da für die gewünschten neuen Züge, wenn sie auf den Verkehr zwischen 
Mannheim und Saarbrücken allein beschränkt bleiben, kaum eine entsprechende 
Frequenz zu erwarten ist, haben wir uns an die Grossh. Badische Staatscisenbahn, die 
Kgl. Bayer. Staatseisenbahnverwaltung, die Generaldirektion Stuttgart und die Kgl. 
Eisenbahndirektion Saarbrücken gewendet und uns bereit erklärt, dem Anträge der 
oben genannten beiden Handelskammern durch Einlegung eines neuen Schnellzugs* 
paares zwischen Mannheim und Saarbrücken Folge zu geben, wenn die Grossh. 
Badische Staatseisenbahn ihrerseits bereit sein sollte, diese neuen Züge zwischen 
Mannheim und Würzburg im Anschluss an bestehende Züge zwischen Würzburg und 

Hof — Dresden , .... . 

fortzusetzen, wodurch dem immer mehr wachsenden Bedürfnisse nach 

Nürnberg 

einer guten Tagesverbindung zwischen Nordbayern, Mannheim, der Pfalz und dem 
Saargcbict Rechnung getragen werden würde. Gleichzeitig beantragten wir, die An- 
gelegenheit auf der Europäischen Fahrplankonferenz zu beraten und luden die be- 
teiligten Verwaltungen zu einer Vorbesprechung ein. 

Unser Vorschlag deckte sich sonach mit dem Inhalt Ihres Schreibens vom 
11. November ds. Js. und ferner, da wir im diesseitigen Fahrplancntwurf für die 
neuen Züge Anschlüsse an die Züge 108 und 163 in Neustadt und nach Trier und 
eventuell Metz in Saarbrücken bereits vorgesehen hatten, auch mit Ihren Anträgen im 
Schreiben an die Gencraldirektion Karlsruhe vom 30. November er. 

Bei der in Würzburg am 23. November stattgehabten Vorbesprechung erklärte 
der Vertreter der Gencraldirektion Karlsruhe, dass schon vor Eingang unseres An- 
trages bei seiner Verwaltung und dem ihr Vorgesetzten Ministerium eine Eingabe der 
Handelskammer in Saarbrücken um Einlegung eines Schnellzugspaares zwischen Saar- 
brücken und Mannheim eingclaufen sei, und habe er — der Vertreter — hieraus Ver- 
anlassung genommen, sich zu Verhandlungen mit den beteiligten Verwaltungen wegen 
Aufstellung eines Fahrplanes ermächtigen zu lassen. 
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Er sei ermächtigt, bei Aufstellung eines Fahrplanes auch für den weitergehen- 
den Antrag der Pfälzischen Bahnen mitzuwirken, müsse aber wegen der Schwierig- 
keit, die der Durchführung des neuen Schnellzugpaares vor Beendigung des zweiten 
Gleises auf der Strecke Neckargemünd— Neckarelz entgegenstehe, ausdrücklich den 
Vorbehalt machen, dass die Einführung des neuen Zugpaares erst nach Inbetriebnahme 
dieses zweiten Gleises in Aussicht genommen werden könne. 

Im weiteren Verlauf wurde folgender Fahrplan aufgestellt: 



I. Würzburg— Saarbrücken: 



Im Anschluss an die entsprechend zu verlegenden Züge E 116 von Hof und 
Schnellzug 51 von Nürnberg 



Würzburg ab 9 

Osterburken an 10 



Osterburken ab 10 
Heidelberg an 12 
Mannheim an 12 
Ludwigshafen an 12 
Neustadt a H. an 1 
Kaiserslautern an 2 
Saarbrücken an 3 



Uhr 07 vorm. 

» 38 >■ 

Osterburken ab 10 Uhr 45 vorm. 
Stuttgart an 12 „ 41 nachm. 

»» 43 m 

,, 10, ab 12 Uhr 19 nachm, 

t. 37» » 13 » 40 rt 

»f 48. ff *3 f» 5» >» 

11 30, „ I t/ 22 1, 

„ Ol, „ 2 „ 03 „ 

,, ix nachm. 



Anschluss an Zug 209 nach Trier, Saarbrücken ab 3 Uhr 21, eventuell — die 
Reichseisenbahnen waren verhindert, sich in Würzburg vertreten zu lassen — auch 
an den späterzulegenden Zug 1037 nach Metz. 



II. Saarbrücken— Würzburg: 



Saarbrücken 


ab 


1 


Uhr 


*4 


nachm. 
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im Anschluss an die Züge E 115 Würzburg — Hof und Schnellzug 52 Würzburg — 
Nürnberg. 

Dieser Fahrplan erschien auch auf der eingleisigen Strecke Ncckargeraünd — 
Ncckarclz durchführbar. 

Endlich wurde in Aussicht genommen, die neuen Züge als Eilzüge zu fahren. 

Obiger Fahrplan wurde der Beratung auf der Europäischen Fahrplankonferenz 
in Wien am zi. 12. ds. Mts. zu Grunde gelegt und erfuhr nur insofern eine Ab- 
änderung, als die Ankunft des Zuges von Würzburg in Saarbrücken auf 3 Uhr 08 
statt 3 Uhr 11 festgesetzt wurde, um den Rcichseisenbahnen die Verlegung des Zuges 
1037 nach Metz zu ermöglichen, wozu sich ihr Vertreter, das Einverständnis der 
Handelskammer Metz vorausgesetzt, bereit erklärte. 

Obwohl unser Antrag zur Europäischen Fahrplankonferenz rechtzeitig gestellt 
war, teilten die Vertreter der Grossh. Badischen Staatseisenbahnen in Wien mit, dass 
ihr vorgesetztes Ministerium noch keine Entscheidung darüber getroffen habe, ob die 
neuen Zöge zwischen Würzburg und Mannheim schon ab 1. Mai 1908 zur Ausführung 
kommen sollten, oder ob sie bis nach Ausbau des zweiten Gleises der Strecke Neckar- 
gemünd — Neckarelz zurückzustellen seien. 
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Dessen ungeachtet glaubten wir auf einen günstigen Entscheid rechnen zu dürfen, 
da auch in Wien die Durchführbarkeit des vereinbarten Fahrplanes von keiner Seite 
beanstandet worden war, erhielten aber am 23. ds. Mts. folgendes Zugtelegramm der 
Generaldirektion Karlsruhe : 

„Die Ausführung der von der Pfalzbahn beantragten neuen Eilzüge Würzburg — 
Mannheim — Saarbrücken im Sommerdienste 1908 wurde von unserem Vorgesetzten 
Ministerium nicht genehmigt.“ 

Gründe für die Nichtgenehmigung waren nicht beigefügt und sind uns bis heute 
auch auf anderem Wege nicht mitgcteilt worden. 

Bei dieser Stellungnahme des Grossh. Badischen Ministeriums müssen wir das 
von uns vertretene Projekt zu unserem Bedauern als gescheitert betrachten. 

Den Handelskammern in Mannheim, Ludwigshafen und Saarbrücken geben wir 
Abschrift. 

Wir setzten uns daraufhin mit dem Kgl. Bayer. Staatsministerium 
für Verkehrsangelegenheiten und dem Grossh. Badischen Ministerium 
des Grossh. Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten wiederholt 
in Verbindung. Diese Tätigkeit fällt zwar bereits über den Rahmen 
des Berichtsjahres hinaus; zur Darstellung der ganzen Frage teilen 
wir jedoch unsere bezügliche Tätigkeit bereits jetzt mit. Unsere 
Eingabe an das Kgl. Bayer. Verkehrsministerium vom 21. Januar 1908 
lautete: 

Die Handelskammern von Würzburg, Mannheim und Saarbrücken streben für 
den Sommerdienst 1908 die Einlegung eines neuen Schncllzugpaarcs auf der Strecke 
Würzburg — Saarbrücken an, um dadurch zwischen den schon bestehenden Schnellzug* 
Verbindungen am Vormittag und Abend eine weitere rasche Verbindung am Mittag zu 
schaffen. Diesen Bestrebungen kam die Direktion der Kgl. Bayer. Pfälz. Eisenbahnen 
entgegen, indem sie sich bereit erklärte, ein neues Schnellzugpaar auf der Linie 
Mannheim — Saarbrücken zu führen. Da aber die neuen Züge Mannheim — Saarbrücken 
nur dann auf eine entsprechende Frequenz rechnen könnten, wenn sie auf der Linie 
Mannheim — Würzburg fortgesetzt würden, stellte die Pfalzbahn die Bedingung, dass 
auch die Grossh. Bad. Staatseisenbahn diese Mittagschnellzüge auf der Linie Mannheim — 
Würzburg im Anschluss an bestehende Züge zwischen Würzburg und Hof— Dresden 
einerseits, Würzburg und Nürnberg andererseits fortführe. 

Am 23. November 1907 kamen die beteiligten Verwaltungen in Würzburg zu 
einer Vorbesprechung über dieses Projekt zusammen. Es wurde hierbei der Fahr- 
plan aufgestellt (folgt Fahrplan-Entwurf). 

Obwohl der Vertreter der Bad. Eisenbahnen zu Beginn der Verhandlungen den 
Vorbehalt gemacht hatte, dass die Einführung des neuen Zugpaares erst nach In- 
betriebnahme des zweiten Gleises Ncckargcmünd — Ncckarelz erfolgen könne, bestand 
doch darin Übereinstimmung, dass dieser Fahrplan auch auf der eingleisigen Strecke 
Neckargemünd — Neckarelz durchgeführt werden könne. 

Auf rechtzeitig gestellten Antrag der Pfalzbahn hin sollte der in Würzburg ver- 
einbarte Fahrplan auf der Europäischen Fahrplankonfcrcnz in Wien beraten werden. 
Indessen teilten die Vertreter der Grossh. Bad. Staatseisenbahnen mit, dass ihr vor* 
gesetztes Ministerium noch keine Entscheidung darüber getroffen habe, ob die neuen 
Züge zwischen Würzburg und Mannheim schon ab 1. Mai 1908 zur Ausführung 
kommen sollten , oder ob sie bis nach Ausbau des zweiten Gleises der Strecke 
Neckargemünd - Ncckarelz zurückzustellcn seien. Da aber auch in Wien die Durch- 
führbarkeit des in Würzburg aufgestellten Fahrplanes auf der eingleisigen Strecke 
Neckargemünd — Neckarelz nicht beanstandet wurde, so erschien cs möglich, dass sich 
die Bad. Eiscnbahnverwaltung auf das Projekt noch cinliess. Allein mit Schreiben 
der Grossh. Direktion der Bad. Staatseisenbahnen vom 27. Dezember 1907 wurde der 
jnterfertigten Kammer mitgeteilt, dass die Generaldirektion von der Einlegung des 
beantragten weiteren Schncllzugpaarcs Würzburg — Heidelberg mit Genehmigung ihres 

6 
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Vorgesetzten Ministeriums für den kommenden Sommerdienst absehe; dagegen soll 
nach Entschlicssung des Ministeriums für den Sommerdienst 1909 in eine erneute 
Prüfung der Frage wegen Führung des neuen Schnellzugpaares eingetreten werden. 

Gründe für die Ablehnung der. beantragten Schnellzugverbindung hat die Grossh. 
Gcneraldirektion nicht angegeben. Da die Führung des neuen Schncllzugpaarcs auch 
auf der eingleisigen Strecke Neckargemünd —Neckarelz möglich ist, so dürfte nach 
Ansicht der unterfertigten Kammer wohl kaum ein Hindernis bestehen, die beabsich- 
tigte Zugverbindung schon im Sommerfahrplan 1908 hcrzustellcn. 

Mit Rücksicht darauf, dass einerseits die Schaffung einer guten Tagesverbindung 
zwischen Nordbayern, Mannheim, der Pfalz und dem Saargebiet eine verkehrspolitische 
Notwendigkeit ist, dass andererseits die sämtlichen Anträge auf Einlegung eines neuen 
Schnellzugpaares auf der Strecke Würzburg — Mannheim bei der Grossh. Bad. Staats- 
eisenbahnvcrwaltung auf unfruchtbaren Boden fielen, stellt die unterfertigte Kammer 
die ergebenste Bitte, das Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangclegenheiten möge 
bei dem Grossh. Bad. Ministerium des Grossh. Hauses und der auswärtigen Angelegen- 
heiten dahin wirken, dass schon im Sommcrfahrplan 1908 die beiden Schnellzüge auf 
der Strecke Würzburg - Heidelberg von der Grossh. Bad. Eisenbahn Verwaltung ein. 
geführt werden. 

Unterm 22. Januar 1908 richteten wir ferner an das Grossh. 
Badische Ministerium des Grossh. Hauses und der auswärtigen An- 
gelegenheiten folgende Vorstellung: 

Die unterfertigte Kammer hat in zwei Eingaben vom n. und 30. November 1907 
die Generaldircktion der Grossh. Bad. Staatseisenbahnen um Einstellung eines neuen 
Schnellzugpaares auf der Strecke Würz bürg — Heidelberg für den Somraerdienst 
1908 gebeten. Die diesbezüglichen Anträge wurden für den Sommerfahrplan 1908 
abgclehnt, doch wurde in Aussicht gestellt, dass für den Sommerdienst 1909 die Frage 
wegen Führung des neuen Schnellzugpaares erneut geprüft werde. 

Wir glauben nunmehr keine Fehlbitte zu tun, wenn wir schon ftlr den Sommer- 
fahrplan 1908 um Einführung der neuen Schnellzüge wiederholt ersuchen. 

Dass der stets wachsende Verkehr zwischen Nordbayern, Mannheim, der Pfalz 
und dem Saargebict eine Vermehrung der Schnellzugvcrbindungen, insbesondere die 
Schaffung einer guten Tagesverbindung verlangt, haben wir in unserer Eingabe vom 
11. November 1907 ausgeführt. Die Einlegung des beantragten Schnellzugpaares ist 
aber auch auf der Strecke Würz bürg — Heidelberg durchführbar. In dieser 
Beziehung sei hervorgehoben, dass bei der Vorbesprechung, die am 23. November 1907 
in Würzburg stattfand, die sämtlichen Vertreter der beteiligten Eisenbahnverwaltungen 
darin einig waren, dass der in Würzburg bezüglich der neuen Züge aufgestellte Fahr- 
plan auch auf der eingleisigen Strecke Neckargemünd — Neckarelz durchführbar 
sei. Auch auf der Europäischen Fahrplankonferenz in Wien wurde die Durchführkeit 
des vereinbarten Fahrplanes von den Bad. Vertretern nicht beanstandet. 

Wir wiederholten daher die Bitte, es möge unser Antrag auf Führung eines 
neuen Schnellzugpaares auf der Strecke Würzburg — Heidelberg schon bei Auf- 
stellung des Sommerfahrplanes 1908 berücksichtigt werden. 

Alle diese Eingaben und Vorstellungen schienen zunächst wir- 
kungslos zu bleiben. Schliesslich kam jedoch, kurz vor endgültiger 
Zusammenstellung des Sommerfahrplans, noch ein wirlich erfreulicher 
Erfolg zustande, indem die erstrebte Schnellzugverbindungcn tatsäch- 
lich im Sommerfahrplan 1908 in Kraft traten. Wir sind den be- 
teiligten Eisenbahnverwaltungen, und zwar auch der Grossh. Badischen 
Generaldirektion, die ja auf ihrer Strecke mit nicht unerheblichen 
fahrtechnischen Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, für dieses Ent- 
gegenkommen zu Dank verpflichtet; wir sind aber auch überzeugt, 
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dass die neuen Schnellzugverbindungen, die ja zunächst nur probe- 
weise zur Einfi'irung gelangten, sich bald einleben werden und für 
den Verkehr zwischen den Reichslanden, der Pfalz, Baden, Württem- 
berg, Bayern, Sachsen usw. sich als unentbehrlich erweisen. Aller- 
dings ist hierzu noch der bisher fehlende Anschluss der württem- 
bergischen Bahnlinie in Osterburken nötig. Gleich den beiden 
früheren Schnellzugpaaren zwischen Heidelberg und Würzburg sollte 
auch die neue Verbindung Anschluss von und nach Stuttgart erhalten. 
Erst hiermit wird den neuen Schnellzügen eine richtige Bedeutung 
für Südwestdeutschland und eine vollkommene Frequenz gesichert. 



Gleichfalls auf Veranlassung unseres Verkehrsreferenten, Herrn 
Kommerzienrat Lang, wandten wir uns unterm 30. November an 
das Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten mit einer 
Eingabe betreffend Führung von Eilzügen zwischen Aschaffenburg — 
Würzburg — München. Die Eingabe, in welcher wir auch unsere An- 
sichten über die Personentarifreform, ihre Folgen und ihre 
wünschenswerte Ausgestaltung äusserten, lautet : 

Die am i. Mai a. c. erfolgte Einführung des deutschen Einheitstarifs 
für Personen- und Gepäckbeförderung hat eine in Norddeutschland besonders kräftige 
Kritik ausgelöst, welche aber auch vielfach von der bayerischen Presse übernommen 
wurde, trotzdem für die Personentarife, wie Rückfahrkarten, Schnellzugszuschläge, 
Freigepäck- und Gepäcktarife die Verhältnisse in Bayern vor der Tarifreform wesent- 
lich anders gelagert waren. 

Für die einfache Fahrt in Bayern betrug vor der Tarifreform der Fahrpreis 
pro Kilometer in der II. und III. Klasse 5 Pfg. und 3,4 Pfg., in Preussen dagegen 
6 und 4 Pfg., was durch das Freigepäck von 25 Klgr. begründet war. Der Schnellzugszuschlag 
betrug in Bayern 1,1 Pfg. pro Klm. in allen Klassen, in Preussen für die II. und III. Klasse 
nur 0,67 Pfg. Auch für die Rückfahrkarten waren die Bestimmungen grundverschieden; 
ebenso differierten auch die Gepäcktarife. Die Abschaffung der Rückfahrkarten hatte 
nicht eine einfache Halbiening derselben zufolge, da eine neue kilometrische Grundtaxe 
für die Tarife angenommen wurde. Bei Personenzügen trat eine Ermässigung des 
Tarifes für die II. und III. Klasse, in Bayern besonders durch Hinzukommen der 
Klasse III b zu 2 Pfg., (Preussen IV. Klasse), desgleichen eine freiere Bewegung für 
alle Reisende ein, die — entweder grössere Strecken durchfahrend, oder von Platz zu 
Platz reisend — Rückfahrkarten nicht benützen können. 

Die Frage, ob Bayern nicht doch besser die IV. Klasse eingeführt hätte, soll 
angesichts der beinahe totalen Abwanderung von der 4,5 Pfg. kostenden II. Klasse in 
die nur 2 Pfg. kostende Klasse III b auf allen Personenzügen der Haupt- und Neben- 
linien nur gestreift werden; bei Einführung von Wagen IV. neben III. und II. Klasse 
Für diese Züge wäre sicher ein grosser Teil der Reisenden in der III. Klasse zu 3 Pfg. 
pro Kilometer verblieben. Der Unterschied von 2 5 Pfg. zwischen II Klasse und 
ICIasse III b ist zu gross, wozu noch kommt, dass Klasse III b auch von der Fahr- 
kartensteuer befreit ist. 

Bei der Bc- oder richtiger Verurteilung des neuen Tarifsystems durch Publikum 
^der Presse wird sehr oft die Fahrkartensteuer übersehen; wo nicht, so ist 
~n an einmütig in deren absoluter Verurteilung als eines verkchrsfeindlichen Experiments. 

6 * 
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Ihr finanzieller Misserfolg wird noch erhöht durch die freilich noch nicht bekannten, 
sicher aber recht bedeutenden Kosten der Abrechnung für die Bahnen, besonders 
aber durch die Abwanderung aus der I. zur II. und der II. zur III. Klasse : kann man 
doch jetzt D-Züge mit leeren Abteilen der I. Klasse fahren sehen! 

Der von der diesseitigen Handelskammer vor Jahren in Vorschlag gebrachte 
Reformtarif mit nur 3 Klassen — 6 Pfg für I., 4 Pfg. für II., 2 Pfg für III. Klasse 
und gleichtnässig 1 Pfg. pro Kilometer Schnellzugszuschlag, unter Aufhebung aller 
zuschlagsfreien Eilzüge und scharfer Auseinanderhaltung von Schnell- und Postzügen — 
würde diese Abwanderung nach unten nicht nur vermieden, sondern sicher eine bessere 
Ausnützung der I. und II. Klasse, ferner eine wesentliche Vereinfachung des Fahr- 
kartenwesens und einen rationelleren, wirtschaftlichen Schnelligkeitszuschlag zur Folge 
gehabt haben. An Anträge nach dieser Richtung kann aber zurzeit nicht gedacht 
werden. 

Durch den neuen Gepäktarif werden ganz erhebliche Frachtvorteile geboter, 
besonders wenn das Gepäck von den Reisenden nach und nach mehr nach den 
Gewichtsstufen eingerichtet wird, was die Reisekofferfabrikanten beachten sollten. 
Bei Vorlage von zwei und mehr Fahrkarten kann zudem eine nochmalige wesentliche 
Ermässigung der Gepäckfracht erzielt werden. 

Für die D-Züge wurde die Platzkartengebühr aufgehoben, und über deren bis- 
herige Höhe gehen die neuen Schnellzugszuschläge nicht hinaus. Diese sind wesent- 
lich geringer geworden, da deren höchste Beträge von 150 Klm. an nur noch a ME 
in der I. und II. Klasse, sowie 1 Mk. in der III. Klasse betragen. Diese Zuschläge 
erscheinen gerechtfertigt, zwar nicht für höhere Kosten solcher Züge, sondern für 
die bessere Ausstattung des Wagenmaterials und die grösseren Bequemlichkeiten für 
die Reisenden. Allein hier kann die Kritik in Bayern mit Berechtigung einsetzen, 
der Schnellzugzuschlag sollte auf Luxus- und D-Zügc beschränkt 
bleiben, die Bezeichnung gewisser Züge als Schnellzüge mit Zü- 
sch lagspflicht in Wegfall kommen, zuschlagspflichtige D-Züge mit 
Durchgangs wagen und zuschlagsfreic Eilzüge mit Abteilwagen ge- 
fahren werden, w i e auch die Fahrzeiten für diese beiden Zugsgat- 
tungen unterschiedlich auszugestalten wären, während zurzeit Zuschlags- 
pflichtige Schnellzüge und zuschlagsfreie Eilzüge in bunter Mischung mit Durchgangs- 
und Abteilwagen laufen, sowie Eilzüge oft schneller gefahren werden, als SchncUzfigc. 
Allerdings wird für die Beschaffung des Wageninaterials eine Übergangszeit gewährt 
werden müssen. 

Zur Beseitigung gewisser Missstände, besonders bei dem Übergang in höhere 
Zugsgattungen und um den Reisenden die in Aussicht gestellten Vorteile der Tarif- 
reform tatsächlich zukommen zu lassen, wird cs notwendig sein, einheitlichere 
Systeme von schncllfahrcndcn, dem internationalen Verkehr dienen- 
den zuschlagspflichtigen D-Zügen und von zuschlagsfreien, dem in- 
ternen Verkehr mehr entgegenkommenden Eilzügen auszubilden, in dem 
Sinne, dass auf den Hauptlinicn bei Nacht und bei Tag in jeder Rich- 
tung zum a 1 1 e rm i n d cst e n ein Eilzug zur Verfügung stände. 

Dieser Forderung entspricht die derzeitige Zugseinteilung auf den Strecken 
Aschaffenburg - Würzburg - Ansbach oder Nürnberg-Augsburg - (Lindau-» 
München nicht. 

Auf der Strecke Würzburg- Ansbach -Trcuchtlingen verkehrt kein Eilzug; die 
Eilzüge 89 und 90, sowie 4a 66 104 und 105 gehen über Nürnberg, und der letztere 
läuft in der Strecke Nümberg-Würzburg-Aschaflcnburg als D 95, während der Gcgco- 
zug in südlicher Richtung als S 96 über Ansbach geht und in Trcuchtlingen an E 90 
nach München anschlicsst. Die Strecke Aschaffcnburg* Ansbach-Trcuchtlingen ist also 
zuschlagspflichtig, zuschlagsfrei ist die Strecke Treuchtlingen-München; ersteres kann 
niemand als gerechtfertigt einsehen. 

Zwischen Altona-Bremen und München laufende direkte D -Wagen gehen nach 
München mit den Eilzügen 42 66/104 von Würzburg ab über Nürnberg, aber 
in der Gegenrichtung mit D 91 über Ansbach -Würzburg, also südlich zuschlagsfrei, 
nördlich zuschlagspflichtig, für welche Unterscheidung ein Grund nicht einzusehen ist. 

Ähnlich verhält es sich mit den Zügen E 105 München • Nürnberg und D 95 
Nürnberg- Würzburg- Aschaffcnburg, welche zum Teil mit preussischen und holländischen 
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Abteilwagen gefahren werden, so dass bei der gleichen Schnelligkeit und für das gleiche 
Wagenmaterial für die Strecke Nürnberg- Aschaffenburg Zuschlagspflicht besteht, wofür 
ein Grund gleichfalls nicht einzusehen ist. 

Zwischen München und Aschaffenburg kursieren zurzeit u. a. folgende Eilzüge 
und Eil-Schnell- und D-Züge: 
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Um nun einen durchlaufenden Eilzug Aschaffenburg* Ansbach - München zu ge- 
winnen, bitten wir, den S 96 bis Treuchtlingen als Eilzug zu fahren; ferner 
bitten wir, D 95 zwischen Nürnberg und Aschaffenburg als Eilzug zu 
fahren. 

Mit den Eilzügen 42 66/104 besteht eine befriedigende Eilzugverbindung von 
Aschaffenburg nach München mit Berührung der Hauptplätze Würzburg, Nürnberg, 
Augsburg und im direkten Anschluss vom Rhein wie von Hamburg und Bremen, von 
wo direkte Wagen nach München in diese drei zusammengeschlosscnen Eilzüge ein- 
gestellt sind. In umgekehrter (nördlicher) Richtung fehlt diese Tages-Eilzugver- 
bin düng, und sie ist unschwer zu erreichen, indem zwischen E 119 München- 
Nürnberg und D 31 Würzburg-Gemünden im Anschluss an P 405 Gemünden-Aschaffen- 
burg ein schon längst zum Bedürfnis gewordener neuer Zug von Nürnberg nach 
Würz bürg eingelegt wird. Die direkten Wagen München-Hamburg-Bremen würden 
dann auch in nördlicher Fahrt über Augsburg und Nürnberg laufen können und der 
D 91 über Ansbach davon entlastet werden. Sehr wünschenswert wäre dann hier 
eine unwesentliche Früherlegung des S 89 zwischen Gemünden und Elm, um letzteren 
Orts auch den D 5 nach Eisenach -Gotha -Erfurt- Berlin zu erreichen. Es ergäbe sich 
folgende Zugslage: 
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Die Weiterführung dieses zusammengcschlossenen Eilzuges bis Frankfurt a. M. 
wäre anzustreben, und wir bitten hiermit, diese Verbindungen bis zum 
1. Mai 1908 einzuführen. 

Ferner gestatten wir uns noch, auf die vielfach cintretenden oft sehr grossen 
Verspätungen hinzuweisen, sie sich auch in Würzburg unerquicklich fühlbar machen, 
insbesondere auf der Strecke Frankfurt a. M.- München. Allerdings muss konstatiert 
werden, dass diese Verspätungen zumeist in Frankfurt a. M. übernommen werden, aber 
auch die Führung allzuvieler direkter Wagen belastet die Züge enorm und verursacht 
zeitraubende Umstellungen. Ohne die Annehmlichkeit solcher direkter Wagenvcrbin- 
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düngen zn verkennen, gestatten wir uns doch, anzuregen, dass namentlich durch 
Nachkontrolle der Frequenz eine Revision bewerkstelligt werde, um allenfalls über- 
flüssige Zugsbelastungen zugunsten der richtigen, verspätungslosen Führung der Züge 
abzustellen. 

Endlich bemerken wir, dass wir von unserm Standpunkt aus die Führung 
gewisser Züge über Augsburg nicht vermissen möchten; über Ansbach besteht keine 
Streckendifferenz, und die 24 Klm. Mehrlänge über Nürnberg kann wohl mit der Zeit 
durch schnelleres Fahren ausgeglichen werden. 

Mit den Personenzugverbindungen zwischen Würzburg und 
Karlstadt, sowie zwischen Aschaffenburg und Gemünden beschäftigten 
wir uns ferner in einer Eingabe vom 21. Dezember an das Verkehrs- 
amt der Kgl. Bayer. Staatsbahnverwaltung. Die Eingabe lautet: 

Im Gebiete der Maintalstrecke zwischen Würzburg und Lohr besteht eine allgemeine 
tiefgehende Unzufriedenheit über die Bahnverbindungen im Lokalverkehr nach und 
von Würzburg, insbesondere am Vormittag Die Nah -Züge 5417 (Würzburg ab 3 1 ») 
und 5418 (Würzburg an 4 . 12 ) liegen im Sommer wie im Winter viel zu früh, so dass 
sie nur bei unabweisbarem Zwange der Verhältnisse benützt werden. Von den nächsten 
verkehrenden Zügen liegt P 411 (Würzburg ab 4.2^1 zwar auch sehr früh, wird in- 
dessen weniger beanstandet, während P 415 (Würzburg ab 7. 46 ), sowie P 446 (Würz- 
burg an 7- 1 *) vollkommen entsprechen. Allein bis zu P 450 (Würzburg an i. 4 *) liegt 
eine allzulange Pause, weil die Beförderung mit dem Güterzuge 1890 (Würzburg 
an welcher ausserdem täglich mit halb- bis ganzstündiger Verspätung eintritft, 

doch nur im Notfälle von Station zu Station in Frage kommen kann. Aber selbst 
dieser Notbehelf dürfte nach Inbetriebnahme der Ablaufanlage in Oberzell in Wegfall 
kommen, da anzunehmen ist, dass dieser Güterzug alsdann in Oberzell endigen uni 
Maschine wie Personal dortsclbst verbleiben werden. Die für den Nachmittag zur 
Verfügung stehenden Personcnzflge von und nach Würzburg nehmen wenig Rücksicht 
auf die Anschlussverbindungcn in Würzburg und weisen sehr lange Pausen auf. Es 
würde aber doch damit auszukommen sein, wenn man Würzburg am Vormittag recht- 
zeitig zur Erledigung der Geschäfte und zu Anschlüssen darüber hinaus ohne mehr- 
stündiges Stillager zu erreichen vermöchte. 

Es soll hierbei auch zugestanden werden, dass einer etwa dem Lokalverkeh" 
von München entsprechenden, die grossen Pausen verhindernden Einfügung von 
Personenzügen in den gegebenen Rahmen der grossen Zahl von Schnell- und Güter- 
zügen grosse Schwierigkeiten entgegenstchen. Hingegen dürfte wohl Abhilfe geboten 
werden, wo dies durchführbar ist. In allererster Linie sind notwendig: 

1. ein entsprechender Frühzug von Würzburg nach Karlstadt und 
zurück ; 

2. eine Verbesserung in der Lage billiger Vormittags-Züge 
zwischen Aschaffenburg und Würzburg, insoweit dies bei der 
Belegung der Strecke möglich ist. 

Der Nahzug 429 (Würzburg ab 5.I&) müsste bis Karlstadt geführt und von da 
vor den D-Zügen 88 56 und 60 wieder nach Würzburg gebracht werden, damit von 
den Zwischenstationen aus die vormittags in Würzburg abgehenden Schnellzüge erreicht 
oder die Geschäfte in Würzburg bis Mittag erledigt werden können. 

Eine Verbesserung im Lokal verkehr zwischen Aschaffenburg und Geroündec 
ist nicht minder nötig, damit nicht die Nachtruhe geopfert werden muss, um vormittags 
Würzburg zu erreichen, nachdem die Schnellzüge an den betreffenden Stationen natur- 
gemäss durchfahren. Ferner wünscht man, mit Personenzügen in Gemünden 
Anschluss zu und von den Schnellzügen zu erreichen, um die Vorteile der rascheren 
Beförderung zum Teil wenigstens gemessen zu können. Auch diesen sehr berechtigten 
Wünschen kann entsprochen werden, indem: 

1. P 496 (ab Aschaffenburg 6. ft5 ) nicht nur bis Lohr, sondern bis GemQnder. 
(an ca. 8.* 3 ) geführt wird, dort die D-Züge 88 56 und 60 passieren lässt 
und alsdann 
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a. von GemOnden ca. 10 Uhr nach der Durchfahrt von S 51 wieder nach 
Aschafienburg (an ca. 11. 30 ) zurückkehrt, wenn möglich zum Anschluss an 
P 368 nach Hanau-Frankfurt a. M. 

Es würden also bei ganz unbedeutenden Zugsverlegungen und Mehrleistungen 
wesentliche Besserungen erreicht werden bei folgender Zugsgestaltung: 
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Hierdurch würden alle Zwischenstationen der Strecke Aschaffenhurg — Würzburg 
passende Verbindungen mit den durchfahrenden Vormittags -Schnellzügen erhalten. 
Auch von Wemfeld kann mit*P 531 (von Schweinfurtj in Gemünden der Anschluss 
nach Würzburg mit D 56 erreicht werden, zu welchem Zwecke P 531 vielleicht 
i—a Minuten früher nach Gemünden gebracht werden könnte. 

Wir bitten, unsere obigen Vorschläge bei Aufstellung der Sommerfahrordnung 
1908 berücksichtigen zu wollen. 

Endlich richteten wir auf Veranlassung unseres Herrn Verkehrs- 
referenten noch unterm 30. Dezember uns mit folgender Eingabe 
an das Verkehrsamt, worin wir hauptsächlich eine neue Eilzug- 
verbindung zwischen Würzburg und München, ferner eine Verlegung 
des böhmischen Bäderzugs D 6 r vorschlugen : 

Wie in jedem Jahre in stets wachsendem Umfange in den Sommermonaten auf 
allen Hauptbahnen nach München ein Touristenstrom sich ergiesst, so wird in dem 
kommenden Jahre aus Anlass der in München stattfindenden Ausstellung ein be- 
sonders starker Reiseverkehr von und nach München cintreten Es wird nicht nur 
der internationale Durchgangsverkehr eine wesentliche Zunahme erfahren, sondern 
auch der innerbayerische ; und es wird ohne jede Überschätzung angenommen werden 
können, dass die derzeit zwischen Würzburg und München bestehenden Zugverbin- 
dungen dem Verkehrsumfange nicht entsprechen, und dass besonders in den Haupt- 
reisemonaten Juli mit September eine unerträgliche Ü b e r f ü 1 1 u n g der Tageszüge 
eintreten wird. Schon im vergangenen Sommer hat in dieser Zeit eine Überfüllung, 
sowohl der nach München fahrenden Züge 

D 88 (Würzburg ab 9.**) und D 92 (Würzburg ab 3.*®), 
als auch der von München kommenden Züge, 

D 90 (München ab 8. 10 ) und D 87 (München ab 4.**), 
zu lebhaften Klagen begründete Veranlassung gegeben. 

Ausser den Schnellzügen von und nach München über Ansbach stehen über 
Nürnberg gute Vormittags-Verbindungen zur Verfügung: E 103 München — Nürnberg 
und D 61 Nürnberg— Würzburg ; in der Gegenrichtung: D 60 Würzburg — Nürnberg 
und D 220 Nürnberg— München, jedoch mit Schnellzugszuschlag für die Strecke 
Würzburg — Nürnberg, während die Strecke Würzburg — Ansbach— Treuchtlingen mit 
einem zuschlagsfreien Eilzuge nicht ausgestattet ist. 

Hierzu kommt, dass sich schon längst das Bedürfnis geltend gemacht hat, von 
Würzburg nach München eine schnellere Frühverbindung zur Verfügung zu 
haben, wie solche vor einigen Jahren tatsächlich über Ansbach bestanden hat. Diese 
Frühverbindung würde sich durch Einlegung eines von Würzburg früh 6 Uhr über Ans- 
bach bis Treuchtlingen verkehrenden Eilzugcs mit Anhalt in Ochscnfurt, Marktbreit, 
UfFenheim, Steinach (Rothenburg o. T.), Ansbach und Günzenhausen zum Anschluss 
an E 102 über Augsburg (in München an xi. w ) erreichen lassen, ln der Gegen- 
richtung wäre im Anschluss an E 103 (München ab I2. ai ) über Ingolstadt ein Eilzug 
Treuchtlingen— Ansbach — Würzburg (an ca. 5.*°; einzulegen, welcher in Würzburg 
Anschluss an D 61 nach Aschalfenburg finden würde. Diese beiden Züge würden 
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den zwischen Würzburg — Ansbach — Treuchtlingen liegenden Orten ebenso bequeme 
wie billige Verbindung von und nach München sichern, worauf dieselben ebenso 
gerechtfertigten Anspruch erheben können als andere Landesteile, und die auf dieser 
Strecke verkehrenden Tages- Schnellzüge würden von dem internen Verkehr in 
wünschenswerter Weise entlastet werden, wodurch vorkommende Verspätungen ver- 
mindert und teilweise auch eingeholt zu werden vermöchten. 

Wir bitten daher, diese zwei Eilzüge in den nächsten Sommer-Fahrplan cin- 
zufügen, zum mindesten für die Haupt-Reisezeit Juli mit September vorzusehen. 

Bei diesem Anlass sei ferner eines in jüngster Zeit wiederholt hervorgetretenen 
Wunsches gedacht, in dessen Vertretung wir befürworten, dass der sog. böhmische 
Bäderzug D 61 Karlsbad — Marienbad — Eger — Nürnberg — Würzburg — Frankfurt um eine 
Stunde früher gelegt werden möchte, um in Würzburg den Anschluss an D 53 
(Würzburg ab 5. 0 *) nach Heidelberg und der Pfalz usw. zu erreichen. 

Wenn dieser Anregung eine Folge gegeben zu werden vermöchte, würde sich 
eine Frühcrlegung des vorerwähnten E 103 (München ab 12.**/ für den Anschluss an 
D 61 in Nürnberg oder Würzburg empfehlen. 

Alle unsere in diesem Abschnitt vorstehend mitgeteilten Ein- 
gaben haben wir im Druck vervielfältigt und den beteiligten Inter- 
essenten mitgeteilt ; wir hatten dabei die Genugtuung , dass unsere 
Vorschläge nahezu allseits (mit nur ganz geringfügigen Ausnahmen i 
die Zustimmung der beteiligten Korporationen und Stadtverwaltungen 
fanden. 



Auf Veranlassung einer Firma in Lohr beschäftigte uns in der 
Sitzung vom u. April ein Vorschlag zur Ausgestaltung des Fahr- 
plans auf der Strecke Wertheim — Lohr. Nach einem Referate unseres 
Mitgliedes Herrn Kommerzienrat Lang richteten wir an das Ver- 
kehrsamt der Kgl. Bayer. Staatseisenbahnen unterm 7. Mai folgende 
Eingabe : 

Seitens der Firma „Spessarter Hohlglaswerke“ in Lohr wurde uns der Wunsch 
vorgetragen, es möchte die Einlegung eines Personenzugs von Lohr in der Richtung 
nach Rothcnfcls etwa um 6*/i Uhr abends empfohlen werden. Gegenwärtig können 
Arbeiter aus dieser Gegend erst um 9. 3A Uhr von Lohr aus heimwärts fahren, sind 
also bei Arbeitsschluss um 6 Uhr gezwungen, sich 3*/* Stunden unbeschäftigt herum- 
treiben zu müssen. In Rothcnlels kommen solche Arbeiter erst um io. 1Ä Uhr nachts 
an, was als viel zu spät bezeichnet werden muss, da die Leute schon früh um 5. 0 * Uhr 
wieder zur Arbeit hereinfahren müssen. Gerade aus dieser Gegend könnten aber ffcr 
Lohr die mangelnden Arbeitskräfte am besten herangezogen werden, da in den Rieb 
tungen der Hauptbahnlinie einerseits die Zementfabrik Karlstadt und die Stadt Würz- 
burg, andererseits die Industrieplätze Aschaffenburg, Hanau, Offenbach und Frankfurt 
die verfügbaren Arbeitskräfte beanspruchen. 

Unsere Kammer erkennt die Begründung des Fahrplan Wunsches gewiss als be- 
rechtigt an. Um jedoch nicht die Einlegung eines ganz neuen Zugpaarcs auf der 
Strecke Lohr — Wertheim vorschlagen zu müssen, was ja bekanntlich auf Schwierig- 
keiten stösst, glauben wir, uns auf die Bitte beschränken zu sollen, dass ein Güterzug 
der Strecke möglichst die gewünschte Fahrplanlage erhält, und dass durch Beigabe 
eines Personenwagens III. Klasse die erstrebte Personenverbindung für die Arbeiter- 
schaft ermöglicht wird. 

Der Bescheid des Kgl. Verkehrsamtes, der unterm 30. Mai 
erging, lautete : 
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Dem Wunsche, es möchte für die Arbeiter eine Abendfahrgelegenheit von 
Lohr a. M. nach Rothenfels i. Ufr. eingerichtet werden, kann leider nicht entsprochen 
werden. 

Ein Güterzug, der zu gedachtem Zwecke nutzbar gemacht werden könnte, ist 
nicht vorhanden, und die Führung eines besonderen Zuges wäre nicht vertretbar, 
zumal nach den Erhebungen nur eine ganz geringe Anzahl von Arbeitern in Betracht 
kommt. 

Der Firma „Spessarter Hohlglaswerke“ in Lohr ist auf eine Eingabe an die 
Eisenbahndirektion Würzburg von dieser unterm 6. April lf. Js. bereits Bescheid im 
gleichen Sinne erteilt worden. 



In unserer Sitzung vom II. Juli wurden von verschiedenen 
Vertretern unserer Gremien Fahrplanwünsche für die Ausgestaltung 
der Winterfahrordnung vorgebracht. Wir vertraten diese Wünsche 
mit folgender Eingabe vom 3. August an das Verkehrsamt der 
Kgl. Bayer. Staatseisenbahnverwaltung: 

Von verschiedenen Interessenten unseres Bezirks wurden uns Fahrplanwünscbe 
zur Vertretung übermittelt. Wir gestatten uns. diese hiermit vorzutragen und bitten 
um geneigte wohlwollende Würdigung und tunliche Erfüllung der Wünsche: 

I. Die Aufhebung bezw. Verlegung des Vormittags-Personenzugs Würzburg — 
Nürnberg (früher ab Würzburg 7. 45 Uhr vormittags) hat namentlich für die Städte 
Kitzingen und Dettelbach eine Verschlechterung des Fahrplans gebracht. Früher 
konnten Kaufleute, Reisende, Agenten, ferner auch Rechtsanwälte und sonstige be- 
hördliche Personen aus Würzburg, die in Kitzingen oder Dettelbach zu tun hatten, 
bequem und so zeitig (um ‘ *9 bezw. s / 4 9 Uhr) dort ankommen, dass die Geschäfte 
bei dortigen Firmen, bei den Gerichten usw. noch am Vormittag erledigt und meistens 
schon mit dem Mittagszug die Rückfahrten betätigt werden konnten. Das ist jetzt 
nicht mehr möglich, denn der um g . 31 Uhr vormittags in Würzburg abgehende D-Zug 
hat, abgesehen von der Verteuerung der Fahrt, eine Ankunftszeit in Kitzingen erst 
nach 10 Uhr und der Personenzug ab Würzburg 9 31 Uhr, der für Dettelbach über- 
haupt nur in Betracht kommt, gelangt nach Kitzingcn erst um io. s * Uhr, nach Dettel- 
bach-Stadt um io.®° Uhr, so dass die Zeit zur Abwickelung der Geschäfte am Vormittag 
viel zu knapp ist. Der Personenzug früh um 5.** Uhr ab Würzburg liegt anderseits zu 
früh. Wir bitten nun, durch Verlegung des jetzt um 9. 87 Uhr abgehenden Personen- 
zugs auf die frühere Abgangszcit um 7 3 ' 4 Uhr vorm, eine Besserung hcrstellen zu 
wollen. 

3. Der im jetzigen Sommerfahrplan zwischen Nürnberg und Würzburg geführte 
Filzug 89 (ab Nürnberg a Uhr, an Würzburg 3- 4Ä Uhr früh) hält auf der ganzen 
Strecke nur in Fürth. Von Kitzinger Interessenten wird nun auch ein Anhalten in 
Kitzingen erbeten, da hierdurch namentlich auch ein günstiger Anschluss an den Früh- 
schnellzug Würzburg - Aschaffcnburg (Würzburg ab 3. 50 Uhr) erzielt würde. In An- 
betracht des lebhaften Reiseverkehrs der Kitzinger Geschäftsleute möchten wir diesen 
Wunsch aufs wärmste empfehlen. Der Eilzug 89 hat allerdings eine sehr knappe 
Fahrzeit; cs wäre aber vielleicht doch ein Anhalten in Kitzingen möglich. Will gegen- 
wärtig jemand mit dem Frühschnellzug nach Frankfurt und dem Rhein reisen, so muss 
er nachts um 1 .12 Uhr von Kitzingen wegfahren und hat dann von 1 *i bis **4 Uhr 
in Würzburg Aufenthalt; das wäre durch Anhalten des Eilzugs zu vermeiden. 

3. Der geplante Wegfall des Eilzugs Nr. 202 Nürnberg — München (ab Nürnberg 
6 Uhr, an München 9. 80 vorm.) hat auch für uns in Würzburg Bedeutung, da hier- 
durch eine Fahrtmöglichkeit nach München, die gegenwärtig durch den Anschluss- 
Schnellzug 96 (ab Würzburg 3. 01 Uhr, an Nürnberg 5. 35 Uhr früh) gegeben ist, 
Wegfällen würde. Unsere Schwesterkammer in Nürnberg hat bereits gebeten, von 
Aufhebung des Eilzuges 202 Umgang zu nehmen; wir schliessen uns dieser Bitte 
ohrerbictigst an. 
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4. Eine alte Klage der Bevölkerung im südöstlichen Teil unseres Kreises be- 
zieht sich auf die Zugverbindungen der zweiteiligen Lokalbahnstrecke Kitzingen — 
Gerolzhofen— Schweinfurt. Die Bewohner der südlich von Gerolzhofen liegenden Orte 
haben bei der Fahrt nach Schweinfurt einen unverhältnismässig langen Aufenthalt in 
Gerolzhofen. D$r gegenwärtige Vormittagszug kommt in der Richtung von Kitzingeo 
her um 8. ,l ‘ Uhr in Gerolzhofen an und fährt erst um 9. 0 Uhr in der Richtung nach 
Schweinfurt weiter. Würde der Zug sofort Anschluss haben, so könnten die Passagiere 
nach Schweinfurt statt um io. 34 Uhr schon eine Stunde früher gelangen, was ent- 
schieden von Vorteil wäre. Für die Rückfahrt fehlt, abgesehen von einem Frühzug. 
der auch über eine halbe Stunde Aufenthalt in Gerolzhofen hat, fast jede Möglichkeit 
zur Fahrt über Gerolzhofen hinaus. Es ist das speziell für die Orte zwischen Kitzingec 
und Gerolzhofen recht misslich. Um nur ein Beispiel berauszugreifen, sei erwähnt, 
dass die Bewohner von Kleinlangheim, Wiesentbcid, Prichsenstadt usw., die grosses 
Interesse an den Schweinfurter Grossviehmärkten haben, meist den Umweg über 
Kitzingen, Rottendorf bezw Wflrzburg machen müssen. Wie wir hören, soll ja eine 
Umgestaltung des ganzen Fahrplans der Lokalbahnstrecke Kitzingen — Schweinfurt ge- 
plant sein. Wir bitten, hierbei auf diese Verhältnisse Rücksicht nehmen und nament- 
lich das ermöglichen zu wollen, dass für die Anwohner der Strecke Hin- und Rückfahrt 
an einem Tage mit genügender Zwischenzeit zur Geschäftserledigung möglich ist. 

5. Endlich geht uns von Interessenten aus dem Spessart der Wunsch zu, es 
möchte eine für sie passende Abendverbindung von Würzburg her ermöglicht werden. 
Tatsächlich besteht für die Orte jenseits von Lohr (Partenstein, Wiestal usw.) zwischen 
den Personenzügen ab Würzburg 5. ai Uhr nachmittags und i.** Uhr nachts keine 
Fahrtmöglichkeit. Am wünschenswertesten wäre die Einstellung eines weiteren 
Personenzuges, der in Würzburg wegen der dortigen Anschlüsse um 8*/* Uhr ab- 
ginge. Eventuell wäre auch der bestehende D-Zug bis Lohr verwendbar, wenn er 
dort für die weiteren Zwischenstationen nach Aschaffenburg Personenzuganschluss 
(allenfalls auch mit Benutzung eines Güterzuges) erhielte. 

Wir bitten, alle diese Anregungen und Wünsche geneigtest zu prüfen und, 
wenn möglich, vielleicht schon im Winterfahrplan zu berücksichtigen. 

Der unterm 21. Oktober erteilte Bescheid des Kgl. Verkehrs- 
amtes lautete: 

Ihrem Wunsche, es möchte eine Fahrgelegenheit von Wflrzburg nach Dettel- 
bach und Kitzingen zwischen 7 und 8 Uhr vormittags geschaffen werden, wird da- 
durch entsprochen, dass vom 1. November lfd. Js. an zwischen Würzburg und Kitzingtn 
ein weiteres Nahzugpaar mit unmittelbarem Anschluss nach und von Dettelbach-Stadt 
im nachstehenden Fahrplan durchgeführt wird: 

Würzburg ab 7. 40 
(Dettelbach-Stadt an 8. M ) 

Kitzingen an 8. 18 und 
„ ab 9.” 

(Dettelbach-Stadt ab 9- 3w ) 

Wflrzburg an io.* 4 . 

Dagegen ist das weiter gewünschte Anhalten des Eilzugcs 89 in Kitzingen aus- 
geschlossen. Abgesehen davon, dass die hierfür benötigte Zeit bei dem Zuge mch: 
zur Verfügung steht, wäre die Einschaltung des Aufenthaltes auch aus dem Grunde 
nicht angängig, weil sonst andere Städte von ähnlicher Verkehrsbedcutung wie Kitzinges 
mit den gleichen Ansprüchen hervortreten würden, bei deren Berücksichtigung die 
gebotene rasche Durchführung des Eilzuges unmöglich wäre. 

Ihre Annahme, die Stadt Würzburg werde durch den im heurigen Winter- 
fahrplane erfolgten Wegfall des Eilzuges aoa Nürnberg — München geschädigt, ist nicht 
zutreffend ; denn neben der um fast eine Stunde abgekürzten Verbindung von Würz- 
burg über Ansbach mit Zug 96 ist jene über Nürnberg nicht nur dadurch gewahrt 
geblieben, dass der Eilzug 90 von Holland — Köln— Frankfurt nunmehr über Nürnberg 
nach München geführt wird, sondern sie hat auch eine ganz wesentliche Verbesserung 
insofern erfahren, als der Eilzug 90 in Nürnberg den Anschluss zu dem in München 
schon um 7. 14 vorm, cintreffenden D-Zug 50 erreicht. 
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Was den Fahrplan der Lokalbahn Kitzingen — Gerolzhofen— Schweinfurt anbe- 
trifft, so ist derselbe so aufgestellt, dass die verschiedenartigen Interessen und Ver- 
kchrsbezichungen der beiden Teilstrecken Kitzingen — Gerolzhofen und Gerolzhofen — 
Schweinfurt nach Möglichkeit berücksichtigt sind. In allen Fällen durchgehende Ver- 
bindungen zwischen Kitzingcn und Schweinfurt über Gerolzhofen hcrzustellcn, liesse 
sich mit Rücksicht auf die beiderseitigen Hauptbahnanschlüsse ohne ganz erhebliche 
Vermehrung der Züge nicht ermöglichen. Eine Verschlechterung dieser Anschlüsse 
hätte zur Folge, dass die Züge den Bedürfnissen des einen oder anderen Verkehrs- 
gebietes nicht mehr entsprächen. 

Zur Ermöglichung einer späteren Abendfahrgelegenheit von Würzburg nach den 
über Lohr hinausgelegenen Spessartstationen besondere Personenzüge von Würzburg 
oder von Lohr aus zu führen, wäre wirtschaftlich nicht vertretbar, weil bei dem 
Mangel eines allgemeinen Bedürfnisses eine ausreichende Benützung solcher Züge nicht 
zu erwarten stünde. 

Da auch ein entsprechender Güterzug, der zur Personenbeförderung heran- 
gezogen werden könnte, nicht vorhanden ist, kann leider dermalen diesem Wunsche 
nicht Rechnung getragen werden. 

Auf Anregung des Bezirksgremiums Kitzingen befürworteten 
wir eine Eingabe dieses Gremiums bezüglich Anhalten des EilzugsF89 
in Kitzingen nochmals mit Eingabe vom 4. Januar 1908; diese Ein- 
gabe lautete: 

Das Bczirksgremium für Handel und Gewerbe in Kitzingen strebt seit längerer 
Zeit eine Verbesserung der Verkehrs -Verhältnisse in Kitzingen dahin an, dass der 
Eilzug F 89 eine Minute in Kitzingen halten solle. 

Die unterfertigte Handelskammer unterstützt diese Bestrebungen und gestattet 
sich, zum Gesuch des Bezirksgremiums Kitzingen folgendes auszuführen : 

Kitzingen ist der Sitz einer Reihe grosser Handelsgeschäfte, insbesondere der 
Weinbranche. Als Handelsplatz von nicht zu unterschätzender Bedeutung hat Kitzingen 
ein grosses Interesse daran, dass der Eilzug F 89 in Kitzingen anhält. Denn einmal 
ist es für die in München um 10. 10 oder io.*°, in Augsburg um n. 34 , in Nürnberg um 
a Uhr wegfahrenden Reisenden wertvoll, schon um 3.* 0 früh in Kitzingen zu sein, wo 
sie dann schon sehr bald mit der Abwickelung ihrer Geschäfte beginnen können. 
Dann aber — dies ist für die Besserung der Verkehrsverhältnisse in Kitzingcn von 
wesentlichster Bedeutung — haben die von Kitzingcn Abreisenden die Möglichkeit, 
die Zugverbindung nach dem Rhein um 3< &u und nach der Pfalz um 4. 35 noch zu er- 
reichen, während der in Würzburg um 4. 30 ankommende Vorortszug für beide Ver- 
bindungen zu spät eintrifft. Können die Züge nach Frankfurt um 3. 50 , nach Ludwigs- 
hafen um 4.” noch benützt werden, so sind namentlich die Wcinhändler in der Lage, 
den Wein Versteigerungen am Rhein und in der Pfalz am selben Tage beizuwohnen 
und am gleichen Tage wieder nach Kitzingen zurückzukommen. Diese günstige Ver- 
bindung käme auch den übrigen Fabriken und Geschäften sehr zu statten. 

Dass auch die Orte Marktbibart und Neustadt a. d. A. mit dem gleichen Rechte 
wie Kitzingen das Anhalten des Eilzuges F 89 verlangen können, dürfte erheblichen 
Zweifeln unterliegen. Denn Kitzingen nimmt auf der Strecke Nürnberg — Würzburg 
(abgesehen von Fürth, wo der Zug bereits jetzt hält! als Handels- und Verkehrsort 
wohl die erste Stelle ein. 

Aus diesen Gründen gestatten wir uns, das Gesuch des Bezirks-Gremiums für 
Handel und Gewerbe in Kitzingcn, den Eilzug F 89 eine Minute in Kitzingen halten 
zu lassen, zur tunlichsten Berücksichtigung zu empfehlen. 

In der Tat wurde im Sommer-Fahrplan 1908 das Anhalten des 
Eilzugs in Kitzingen zugelassen, jedoch unter Bedingungen, welche 
die Vergünstigung als ungenügend erscheinen lassen. Wir bitten, in 
den künftigen Fahrplänen den kurzen Halt in der verkehrsreichen 
Station Kitzingen bedingungslos zu gewähren. 
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Auf Anregung einer Würzburger Handelsfirma richteten wir 
bezüglich der Gepäck- und Expressgut-Taxe unterm 19. Dezember 
folgende Eingabe an das Kgl. Staatsministerium für Verkehrsange- 
legenheiten : 

Aus Interessentenkreisen wurden uns einige Wünsche über die derzeitiger 
Gepäcktarife, die Gepäckträger- und Expressgut-Taxen vorgetragen ; wir gestatten uas, 
diese Anregungen hiemit Hohem Kgl. Staatsministerium zu unterbreiten : 

1. Bei Reisen mit Gepäck machen sich, wenn gebrochene Gepäckabfertigungo 
von Haupt- und Lokalbahnen benutzt werden müssen, gewisse „Unstimmigkeiten“ be- 
merkbar, die naturgemäss bei den Reisenden Anstoss erregen. Wenn z- B. ein Ge- 
schäftsreisender mit einem Musterkoffer von 80 kg von Würzburg nach Hofheim bc 
Hassfurt fährt, so beträgt die Gepäckfracht a Mk. Auf der Rückreise aber berechnst 
sich die Gebühr auf 2,80 Mk., da auf der Lokalbahn das Gepäck uneingeschnetxa 
mitgeführt und hierfür die eigene Taxe für Nahzone angesetzt wird, von Hassfurt aber 
wieder besondere Berechnung für die Beförderung auf der Hauptbahnstrecke bas 
Würzburg (Taxe 2 für 67,6 km = 2 Mk.) erfolgt. Soviel uns bekannt, bildet die 
Frage, wie dieser Inkonsequenz abzuhelfen sei, bereits den Gegenstand amtlicher Ver- 
handlungen. Wir wollen jedoch nicht versäumen, auch unsererseits dem Wunsch 
nach gleichheitlicher Regelung der Gepäcktaxen Ausdruck zu geben ; die richtige Er- 
ledigung der Frage könnte entweder dadurch erfolgen, dass die Schaffner der Lokal- 
bahn das Einschreiben des Gepäcks bis zur Endstation der Reise übernehmen würde», 
oder (wenn dies unmöglich erscheinen sollte) dadurch, dass die Anschlussstation de 
Lokalbahn an die Hauptbahnstrecke (im obigen Beispiel also Hassfurt) die Anrechnung 
des auf der Lokalbahn schon gezahlten Betrags bei der endgültigen Abfertigung des 
Gepäcks vornimmt. 

2. Eine weitere Klage bezieht sich auf die Höhe der Gepäckträger- Gebühren. 
Bei Gepäck (z. B. Musterkoffem) mit einem Gewicht über 50 kg beträgt die Taxe 
40 Pfg., obgleich die Strecke der Beförderung oft nur wenige Schritte beträgt. Die 
Taxe erscheint ja an sich nicht sonderlich hoch, beläuft sich aber bei mehrmalig« 
Wechsel des Zugs doch ziemlich hoch. Wer z. B. mit solchem Musterkoffer von 
Würzburg nach Bad Kissingen reist und dann noch einen Abstecher nach Neustadt a. 5 . 
macht — eine Tagestour mit Rückkehr abends nach Würzburg — , der zahlt an diesen 
Tage nicht weniger als 2,40 Mk. lediglich für das Verbringen des Musterkoffers von 
Gepäckbureau zum Wagen und umgekehrt. 

3. Ebenfalls sehr hoch erscheinen die Gebühren für das Austragen von Express- 
gut, die in Bayern per Stück 20 Pfg , bei schwereren Stücken 40 Pfg. betrage»:, 
während in unseren süddeutschen Nachbarländern Württemberg und Baden nur 10 
bezw. 20 Pfg. hierfür in Anrechnung gebracht werden. 

Wir wissen wohl, dass die unter 2. und 3. vorgebrachten Gebührenermässigungc^ 
nur im Wege der Änderung der gültigen Bestimmungen evtl, der Vereinbarung out 
anderen Eisenbahnverwaltungen möglich sind ; wir möchten aber doch nicht versäum« 
diese Wünsche der Geschäftsreisenden wegen ihrer sachlichen Berechtigung zu ver- 
treten und bei Revision der einschlägigen Vorschriften zur hochgencigten Berücksich- 
tigung zu empfehlen. 



c) Güterverkehr. 

Die hochgespannte wirtschaftliche Konjunktur, die in der ersten 
Hälfte des Berichtsjahres und teilweise bis in den Herbst hinein 
herrschte, äusserte sich auch im Verkehrswesen; eine Hauptfolge 
war namentlich der Wagenmangel, der bereits im Frühjahr ein- 
setzte und im Hochsommer nochmals störend hervortrat. Im Februar 



Digitized by Google 




93 



gingen uns von verschiedenen Seiten Klagen über zu geringe Wagen- 
stellung zu. Gleichzeitig erhielten wir durch eine Zuschrift von 
Obsthändlern in Marktsteft Mitteilung über ungeeignete Behand- 
lung von Obstsendungen; und endlich beschwerten sich Inter- 
essenten bei uns über die Unzulänglichkeit der Würzburger 
Güterhallen. Wir sahen uns daher veranlasst, diese sämtlichen 
Klagen in folgender Eingabe vom 26. Februar der vormaligen General- 
direktion der Kgl. Bayer. Staatscisenbahnen mitzuteilen : 

In unserer kürzlichen Plenarsitzung wurden einige sowohl von verschiedenen 
Mitgliedern unserer Kammer wie von auswärtigen Interessenten vorgetragenc Klagen 
über Verhältnisse im Eisenbahnverkehr eingehend behandelt; wir gestatten uns, auf 
Grund dieser Beratungen nachstehende Anregungen und Wünsche ehrerbietigst zu 
unterbreiten. 

In erster Linie ist es der Wagenmangcl, der sich bereits jetzt wieder ganz 
empfindlich geltend macht. Es wird uns von einzelnen Interessenten berichtet, dass 
an manchen Tagen kaum io Prozent der gewünschten Wagen bereit gestellt werden 
konnten ; die Wagenvcrteilungsstclle habe dazu erklärt, dass kaum die Stückgüter 
prompt befördert werden könnten. Durch Entschlicssung des Kgl. Staatsministcriums 
für Verkehrsangelcgenheiten vom 16. Oktober v. Js. wurde uns mitgeteilt, dass 1125 
neue Güterwagen beschafft würden, deren Anlieferung teils noch im Jahre 1906, teils 
im Laufe des Jahres 1907 zu erfolgen habe. Wir bitten zunächst, dass die Einstellung 
dieser neuen Wagen, soweit dies nicht schon bisher geschehen, recht bald erfolgen 
wolle, und dass auch auf weitere Verstärkung des Wagenparks der Kgl. Bayer. 
Staatseisenbahnen Bedacht genommen werden möge, damit die jetzt bestehenden 
Kalamitäten möglichst bald behoben und dem künftig drohenden verstärkten Wagen- 
mangel vorgebeugt werde; denn, wenn schon jetzt, im Februar, ein solcher Mangel 
an Güterwagen sich zeigt, wie würde dieser Wagenmangel erst noch in den Herbst- 
monaten, wenn die Ernte zu befördern ist und wenn die Haupt-Bausaison herrscht, 
ganz empfindlich und schwer schädigend hervortreten ! Wir wissen nicht, ob vielleicht 
noch andere Gründe ausser der Unzulänglichkeit des Wagenparks an dem tatsächlichen 
Wagenmangel Schuld sind, etwa die unrichtige Disposition bei der Wagenverteilung 
oder die Vermietung bayer. Wagen an andere Bahnvcrwaltungcn. Auf jeden Fall 
bitten wir ehrerbietigst, dass seitens der Kgl. Eisenbahnverwaltung tunlichst Bedacht 
genommen werde, um die Wünsche des Handels und der Industrie durch rechtzeitige 
und ausreichende Bereitstellung der benötigten Wagen zu erfüllen. 

Mit den Klagen über den Wagenmangel hängt sachlich auch eine Vorstellung 
zusammen, die uns von einer grösseren Anzahl Obsthändler und Obstbautreibender in 
Marktsteft bezüglich des Versands von Obst zuging und deren Inhalt uns auch 
von anderer Seite bestätigt wurde. Darnach kam es während der letzten Saison mehr- 
fach vor, dass das Obst wegen Wagenmangcl tagelangc Verspätungen im Versand 
erfuhr. Da es sich namentlich um Wcichseln, Kirschen und Zwetschgen, also um 
lcichtvcrderbliche Sorten handelte, so verlor das Obst durch die Verspätung an Güte 
und Ansehen und musste als minderwertig verkauft werden. Noch empfindlicher 
waren — wie uns berichtet wird — die Schäden, welche bei diesen Obstsorten durch 
ungeeignete Behandlung auf der Bahn entstanden. Die genannten Obstgattungen vertragen 
durchaus keinen Druck; trotzdem wurden die Körbeln den Eisenbahnwagen vielfach 
aufeinander gestellt und übereinander geworfen, so dass das Obst am Bestimmungsorte 
in einem Zustande ankam, in welchem es gar nicht mehr verkäuflich war. Nach 
Mitteilung der erwähnten Marktstefter Händler kam dies im vergangenen Jahre nament- 
lich auf der Strecke Marktbreit — München vor. Wir wissen wohl, dass bei der 
enormen Obsternte des Vorjahres, besonders in Zwetschgen, der Staatsbahn grosse 
und schwere Aufgaben erwuchsen. Im Hinblick jedoch auf die wichtige und immer 
noch steigende Bedeutung, welche dem Obstverkehr in der Neuzeit zukommt, bitten 
wir dringend, dass für die Zukunft Vorsorge getroffen werden möge, um Qualitäts- 
Schädigungen tunlichst zu vermeiden. 
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Der dritte Wunsch, der in unserer letzten Sitzung ausgesprochen wurde, be- 
zieht sich auf unsere lokalen Verhältnisse, nämlich auf die Unzulänglichkeit der Wörx- 
burger Güterhallcn. Nach Angabe unserer sachverständigen Mitglieder reichen <fce 
Güterhallen zur Bewältigung des Verkehrs in keiner Weise aus, wobei auch noch der 
tatsächliche Mangel an Personal mitwirken mag, um die prompte Abwickelung des 
Verkehrs zu erschweren. Aufgegebene und ankommende Kolli sollen oft längere Zeit 
in den Güterhallen herumstehen, ohne befördert werden zu können, wodurch natürlich 
die Kalamität noch verstärkt wird. Die Verwaltung der Güterhallen soll sich nach; 
zuverlässiger Mitteilung sogar geweigert haben , dem Wunsche nach vermehrter 
Öffnung von Hallentoren zu entsprechen, weil dann der Verkehrsausweg noch stärker 
würde und keine Möglichkeit bestehe, denselben zu bewältigen. Wir bitten, einerseits 
das Personal nach Bedarf zu vermehren, andererseits aber auch auf die wirklich not- 
wendig werdende Erweiterung der Güterhallen Bedacht zu nehmen. 

Unterm 14. April ging uns hierauf von der Kgl. Eisenbahn- 
direktion Würzburg folgender Bescheid zu: 

Die Eiscnbahnvcrwaltung ist selbstverständlich jederzeit darauf bedacht. St 
Wünsche des Handels und der Industrie durch rechtzeitige und ausreichende Bereu 
Stellung der benötigten Wagen nach Tunlichkeit zu erfüllen. Von seiten der beteiligten 
Dienstesstellen wird alles aufgeboten, den bei allen Eisenbahnen zeitweise auftreterdes 
unvermeidlichen Wagenmangcl durch zweckmässige Verfügungen möglichst zu lindern; 
die Massnahmen der Verteilungsstellen werden genau überwacht und geprüft, eine 
unrichtige Disposition bei der Wagenverteilung wird daher kaum als Ursache des 
Wagenmangels angenommen werden können. Die Verteilung erfolgt stets sofort nach 
Massgabe des verfügbaren Bestandes; an andere Verwaltungen sind Wagen nick: 
vermietet. 

Die neuzubeschaffenden Güterwagen befinden sich bereits in Anlieferung, von 
den 500 vergebenen Glm und Glum Wagen ist schon eine grössere Anzahl im Betrieb 

Tagelange Verspätungen im Versand von Obst aus Marktsteft dürften im ver- 
flossenen Sommer und Herbste wohl nicht vorgekommen sein. Wie die Bahnstation 
Marktbreit berichtet, kamen allerdings mehrfach Verzögerungen vor, die sich indessea 
immerhin auf 12 — 14 Stunden beschränkten. Wenn solche Verzögerungen auch sehr 
bedauerlich sind, so waren sie doch nicht zu vermeiden, weil die Leistungsfähigkeit 
des zum Transport bestimmten Personenzuges eine beschränkte ist und die einge- 
stellten Eilgutwagen schon auf den Vorstationen vollständig ausgenutzt waren. Die 
meisten Verzögerungen traten einige Tage vor den Truppentransporten, während uc 4 
nach denselben ein, weil diese ganz aussergewöhnliche Anforderungen an den Wagen- 
park stellen. 

Für die Obsttransporte werden alljährlich Wagen in grösserer Anzahl mit Ge- 
stellen ausgerüstet, die eine zweckmässige Verladung der Körbe ermöglichen. Wenn 
diese Wagen ausgenützt sind, müssen allerdings auch solche ohne Einrichtung ar 
Obstverladung hcrangezogen und dann müssen die Obstkörbe mitunter auch aufeinander 
gestellt werden; dies geschieht jedoch in der Weise, dass ein Druck auf das Obst 
nicht stnttfindct. Geworfen dürfen die Körbe natürlich nicht werden; das Personal 
wird auch in dieser Hinsicht von den Stationsbeamten jederzeit angewiesen und über- 
wacht. Im übrigen werden die Obsthändler auf solche Umstände einigermassen za 
rücksichtigen haben. 

Was die Klagen über die Verhältnisse in der hiesigen Güterhalle betrifft, so 
ist in erster Linie zu bemerken, dass ein Personalmangel keineswegs vorliegt. Das 
ständig vorhandene reichlich bemessene Personal wird zu den Zeiten stärkeren Ver- 
kehrs regelmässig vermehrt; die Verzögerungen in der Entladung und Verladung vor. 
Gütern, die im vorigen Herbste leider zu beklagen waren, sind nicht auf Personal- 
mangel, sondern auf die bereits oben erwähnte durch die Herbstwaffenübungen her- 
vorgerufene Wagennot zurückzuführen. 

Eine notwendige Erweiterung der Güterhallräume steht unmittelbar bevor, in- 
dem die bisherige Zollhalle als Eiiguthallc in Verwendung genommen werden wird. 
Ausserdem sind bauliche Änderungen der Gleisanlage an der Güterhalle geplant, 
welche ebenfalls eine Verbesserung der Verhältnisse erwarten lassen. Dagegen würde 
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die angeregte Öffnung weiterer Tore in den Stunden der stärkeren Aufgabe schwer- 
lich Vorteile, dagegen sicher Nachteile zur Folge haben, weil hierdurch der Raum 
zur Lagerung der Güter noch mehr beschränkt werden würde. 

Der Wagenmangel, der im Hochsommer und Herbst abermals 
sich geltend machte, veranlasste uns, unterm 25. September noch- 
mals bei dem Verkehrsamt der Kgl. Bayer. Staatseisenbahnen mit 
folgender Eingabe vorstellig zu werden : 

Wiederum wird uns von industrieller Seite lebhafte Klage über den gegen- 
wärtig hei rechenden Wagenmangel bei den Kgl. Bayer. Staatseisenbahnen vorgetragen — 
eine Klage, die ja allmählich chronisch zu werden droht. In früheren Jahren trat 
der Wagenmangel meist nur im Herbst, zur Zeit der grossen Emtevereendungen, zu- 
tage; heuer aber war die Wagenstcllung schon im Frühjahr eine sehr knappe, und 
der Mangel tritt jetzt, im Herbst, schärfer wie je hervor. 

Am meisten leidet unter den Verhältnissen unsere Zementindustrie, deren 
bedeutendster bayer. Betrieb in Karlstadt seinen Sitz hat. Zement ist ein Artikel, 
der sowohl in Hinsicht auf die Qualität wie die Quantität eine grössere Lagerung 
nicht verträgt, der vielmehr am besten stets frisch zur Baustelle gebracht wird. Die 
Bautätigkeit, die jetzt ihre Hochsaison hat, ist auf die rechtzeitige und ständige 
Lieferung von Zement zur Fortsetzung der Arbeiten angewiesen; allein der Wagen- 
mangcl bringt hierfür höchst unangenehme Störungen. 

Wir erkennen ja an, dass es für die Eisenbahnverwaltung schwer ist, im 
Herbste alle Wünsche nach Wagenstellung richtig und rechtzeitig zu befriedigen, und 
namentlich die Eisenbahndirektion Würzburg scheint in der misslichen Lage zu sein, 
dass ihr verhältnismässig weniger Wagen zur Verfügung stehen, als in anderen, na- 
mentlich südbayer. Bezirken. Ferner scheinen einzelne Fälle besondere berücksichtigt 
werden zu müssen; so waren z. B. heute für den Viehmarkt in Karlstadt 30 Wagen 
reserviert, während für die Zementfabrik nur 4 offene bayer Wagen und 4 preussische 
Wagen gestellt wurden. Eine Ausnutzung fremder Wagen, wie dies in Preussen 
durch Umleitung über Bedarfsplätze erfolgt, ist in Bayern nicht möglich ; so werden 
nach unsem Informationen z B zahlreiche österreichische Wagen, die nach Nürnberg 
oder Fürth liefen, auf direktem Wege wieder zurückbefördert, während sie zum 
Versand aus der Maingegend nach Südbayern oft recht willkommen wären. Eine 
derartige Umleitung und Ausnützung der Wagen dürfte vielleicht den formalen Vor- 
schriften nicht ganz entsprechen, geschieht aber tatsächlich auch in andern Verwaltungs- 
bezirken. 

Wir bitten auf jeden Fall, der Frage der ausreichenden Wagenstellung für 
unsere Industrie und unseren Versand geneigtest dauernde Aufmerksamkeit und 
wohlwollende Fürsorge schenken zu wollen; denn der wirtschaftliche Verlust, der 
durch den Wagenmangel entsteht, ist tatsächlich ein sehr empfindlicher und auch auf 
die Eisenbahn rückwirkend. 

Von dem Vorstande der Kgl. Eisenbahndirektion München 
ging uns hierauf unterm 18. Oktober folgende Entschliessung zu: 

Ich verkenne nicht, dass der gegenwärtig zur Verfügung stehende Wagenpark 
den ausserordentlichen Anforderungen des grossen Herbstverkehre nicht voll entspricht. 
Hierbei darf jedoch nicht ausser acht gelassen werden, dass der Verkehr und hiermit 
auch der Wagenbedarf selbst fortwährenden Schwankungen innerhalb kürzerer oder 
längerer Zeitabschnitte unterliegt und dass daher die Grösse des vorzuhaltenden 
Wagenparks, der allen Anforderungen jederzeit genügen würde, niemals bestimmt 
werden kann. 

Selbstverständlich kann bei Beobachtung einer wirtschaftlichen Gebarung der 
Bestand an Wagenmaterial nicht nach dem äusserstenfalls möglichen Höchstbedarf 
bemessen werden. Bei dem Wagenmangel kommen, abgesehen von der zeitweilig 
ungenügenden Zahl des Wagenmaterials noch andere Momente (Umschlag und Meldung 
der Wagen, Ent- und Beladung, Desinfektion, Reparatur, Revision, Sonntagsruhe, 
Bedarf für Dienstgutsendungen usw.) in Betracht, deren Berücksichtigung die 
richtige Verteilung des zur Verfügung stehenden Wagenmatcrials mitunter sehr erschwert 
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Ihre Annahme, dass die Verhältnisse im Direktionsbezirk Würzburg besonder 
schlimm seien, trifft nicht zu. 

Der Warenmangel tritt um die Zeit des Herbstverkehres bei allen Eisenbahn- 
Verwaltungen gleichmässig in die Erscheinung, so dass auch alle Versender gleichmäss^ 
betroffen werden. Vorzugsweise Deckung findet aus naheliegenden Gründen nur der 
Bedarf fQr die GQterhallen, wenn deren Überfüllung droht, dann der Bedarf für 
Leichen- und Viehtransporte oder wo sonst öffentliche Interessen in Frage kommen. 

Das fremde Wagenmaterial wird jederzeit auf das peinlichste ausgcnC.tr. 
Jedoch sind auch hier wieder gewisse Schranken gezogen, die nicht lediglich ict 
formalen Vorschriften basieren und die beachtet werden müssen. 

Dass die Eisenbahnverwaltung mit allen Kräften bestrebt ist, die bestehenden, 
misslichen Verhältnisse nach Möglichkeit zu bessern, brauche ich wohl nicht erst 
ausdrücklich zu versichern. 

Ich habe insbesondere auch Anordnung getroffen, dass zeitweilig aus den süd- 
lichen Bezirken ohne Rücksicht auf ihren eigenen Bedarf Wagen nach dem Direktion- 
bezirk Würzburg geleitet werden, bis wieder regelmässige Deckung erfolgen kann. 

Der YVagenmangel dürfte in den Zeiten rückgängiger Kon- 
junktur, wie sie jetzt wieder hereingebrochen sind, zw r ar nicht so 
empfindlich sich geltend machen, wie in der verflossenen Periode 
wirtschaftlicher Hochkonjunktur. Dennoch bringt alljährlich der 
Herbstversand vielfach Schwierigkeiten für die Industrie und den 
Handel. Ferner ist ja nicht vorauszusehen, ob nicht bald wieder 
ein erfreulicher Aufschwung in der Produktion einsetzt, für den sich 
auch Verkehrsanstalten rüsten müssen. Wir wollen daher nicht ver- 
fehlen, auch heuer wieder der Kgl. Staatseisenbahnverwaltung die 
Bitte um tunlichste Vermehrung des Wagenparkes hiermit vorzutrager.. 
Die Unmöglichkeit des Versands infolge Wagenmangel ist im ge- 
gebenen Fall ein so schwerer und empfindlicher geschäftlicher Schaden, 
dass es dringendst wünschenswert erscheint, bei Zeiten Vorkehrungen 
gegen Wiederholung solcher Kalamitäten zu treffen. 



Der Versand frischen Obstes nimmt in der Neuzeit mehr 
und mehr zu, und es ist bei der Produktionsfähigkeit unseres frän- 
kischen Gebietes recht wünschenswert, diesen Verkehr nach Kräften 
zu fördern. Von beteiligter Seite wird uns jedoch geklagt, dass 
die gute Behandlung von Obstsendungen auf der Bahn zu wünschen 
übrig lässt. Obst ist ein äusserst empfindlicher Artikel , dessen 
Güte und Marktwert durch nachlässige Behandlung in hohem Grade 
leidet. Wir bitten daher, dass den Stationsbehörden wiederholt die 
recht schonende Behandlung von Obstsendungen empfohlen werden 
wolle. 

In gleicher Weise wird uns geklagt, dass auch ein wichtiges 
Produkt des Obstbaues , der Apfelwein, durch unsachgemässe 
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Behandlung beim Transport öfters leide. Der Konsum und der 
Versand an Apfelwein hat — teils wegen der ungenügenden Wein- 
ernten der letzten Jahre, teils wegen der Moderichtung und Neigung 
weiter Konsumentenkreise für .schwachalkoholische Getränke — in 
den letzten Jahren stark zugenommen. Der Obstwein ist aber, eben 
wegen seines schwächeren Alkoholgehalts , sehr empfindlich für 
Witterungseinflüsse. Wenn ein Fass Apfelwein in der sommerlichen 
Hauptkonsumperiode auf dem Bahnkörper längere Zeit der Sonnen- 
hitze ausgesetzt lagert, so schadet dies meist der Qualität des 
Produkts, ja es kann der Verderb der Ware dadurch eintreten. 
Wir bitten darum, dass den Eisenbahnbediensteten auch in dieser 
Hinsicht eine gewisse aufmerksame Behandlung der Ware anemp- 
fohlen werden wolle. 



Die von uns seit langen Jahren betätigte Fürsorge für den 
Versand frostempfindlicher Güter setzten wir auch im Berichtsjahre 
dadurch fort, dass wir unterm 22. Januar an die vormalige General- 
direktion der Kgl. Bayer. Staatscisenbahnen eine Eingabe richteten, 
welche sich hauptsächlich mit dem Schutz eines besonders frost- 
empfindlichen Artikels, Mineralwasser, beschäftigte. Die Eingabe 
hat folgenden Wortlaut : 

Der heurige Winter, der nach ausserordentlich milden Perioden plötzlich wieder 
scharfe Frostlage brachte, hat die Frage des Versands frostempfindlicher Güter akut 
gemacht. Es ist eine ganze Reihe von Waren, welche unter diesen Witterungsein* 
flössen beim Versande leiden, so Gemüse, Obst, Südfrüchte, Milch und namentlich 
Wein, Schaumwein und Mineralwasser. 

Wenn wir heute besonders den letzten Artikel, Mineralwasser, hervorheben, 
so geschieht dies, weil hierbei tatsächlich aussergewöhnliche Schädigungen Vorkommen. 
Der Verbrauch von Mineralwasser hat in der Neuzeit überaus stark zugenommen, 
wobei noch zu bedenken ist, dass eine grosse Anzahl Brunnen ausschliesslich zu Medizinal* 
zwecken dienen. Letzteres trifft namentlich bei den Versand wässern der Kgl. Bayer. 
Mineralbäder Brückenau und Kissingen zu ; die Versandwässer der Wemarzcr und 
Sinntaler Quelle in Bad Brückenau sowie des Racoczy-Brunnens in Bad Kissingen — 
diese Quellenprodukte kommen für unsem Bezirk hauptsächlich in Betracht — werden 
in überwiegender Mehrzahl der Versandmengen für Kranke benötigt. Dabei ist schon 
aus Qualitätsrücksichten auf möglichst frische Füllung Bedacht zu nehmen. 

Jede schärfere Frostperiode bringt jedoch höchst unangenehme Störungen in 
den Versand, wodurch sowohl für die Verwaltungen der Mineralbäder wie für Wieder* 
Verkäufer, Händler und Apotheker, und endlich auch für die Konsumstcllcn, darunter 
viele bedeutende staatliche und städtische Krankenhäuser, Kliniken etc., grosse Un- 
annehmlichkeiten entstehen. 

Von den Mitteln, die zur Abhilfe teilweise eingerichtet (Heizwagen), teils vor- 
geschlagen sind, empfiehlt sich immer noch am meisten die möglichste Beschleunigung 
des Versandes, also die Eilgutbeförderung. Mineralwasser ist jedoch durchaus keine 
hochwertige Ware, und der medizinale Zweck lässt auch eine Verteuerung des 
Transports recht unerwünscht erscheinen, so dass die Eilgutbeförderung zur gewöhn* 
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liehen Frachttaxe wohl gerechtfertigt sein dürfte. Wir wissen wohl, dass die Eisec- 
bahnverwaltungen aus Betriebsgründen und der Konsequenzen wegen bei Erweiterurc 
des Spezialtarifs für bestimmte Stückgüter sehr zurückhaltend sind ; wir glauben aber 
doch, für Mineralwasser auf eine günstige Verbeschcidung unserer Bitte in Anbetracht 
der besonderen Verhältnisse dieses Artikels rechnen zu dürfen. 

Unterm io. April ging uns hierauf folgender Bescheid des 
Tarifamtes zu: 

Die Ständige Tarifkommission hat in ihrer Sitzung vom 8. '9. Februar 190' 
einen Antrag der Kgl Eisenbahndirektion Frankfurt a. M.: „Mineralwasser, wie in 
Spezialtarif I genannt, in das Verzeichnis der zur Beförderung in Privatgüter 
wagen zugelassenen Güter aufzunehmen“ in dringlicher Behandlung angenommen. 
Sofemc ein wirksamer Widerspruch nicht erfolgt, wird der Beschluss noch im Laufe 
des heuriges Jahres, voraussichtlich zum i. Juli *907, in den Tarifen durchgeführ: 
werden. Der Antrag erfolgte auf Anregung der Pächter der K. Mineralbrunnen i» 
Fachingen und Niedersclters und besagte u. a. : „Die Privatwagen sollen zur Vermei- 
dung der Bruchgefahr mit besonders guter Federung ausgestattet werden und eia« 
aus feststehenden Holzgestellen bestehende Inneneinrichtung erhalten, die ein geges- 
seitiges Berühren der Flaschen und Krüge ausschlicsst und jede weitere Verpackung 
entbehrlich macht. Dreifache Wände und Decken, doppelter Boden und Ausfüllung 
der Zwischenräume mit geeignetem, die Wärme schlecht leitendem Isoliennateru! 
und möglichst dichter Verschluss der Wagentüren sollen den Zutritt der Ausaer- 
temperatur abhalten.“ 

Durch Verwendung solcher Privatwagen für den Versand von Mineralwasser 
ist also auch die Möglichkeit gegeben, der von Ihnen beklagten Frostgefahr zu be- 
gegnen- Wir geben deshalb den beteiligten bayerischen Brunnenvcrwaltungen anhern, 
von gleichen Einrichtungen und den im § 35 der Allgemeinen Tarifvorschriften fftr 
die Beförderung von Gütern in Privatgüterwagen vorgesehenen Vergünstigungen 
Gebrauch zu machen. 

Ihre Anregung, Mineralwasser in den Spezialtarif für bestimmte Eilgüter «n- 
zubeziehen, bedauern wir wegen der Aussichtslosigkeit eines derartigen Antrages be 
der Ständigen Tarifkummission nicht vertreten zu können. 

Auch heuer wollen wir nicht verfehlen, den notwendigen Schutz 
frostempfindlicher Güter, namentlich der für unsere Gegend wichtigen 
Getränke Wein, Bier und Mineralwasser, sowie der Gärtnereiprodukte 
hervorzuheben. Die beste Lösung wäre nach unserer Überzeugung 
die Einreihung all dieser Güter, insbesondere auch der Getränke, in 
den Spezialtarif für bestimmte Eilgüter, also der Versand als 
Eilgut zur Frachtguttaxe. Wir verkennen nicht, dass die Bahn- 
verwaltung eine stärkere Belastung des Eilgutversands nur mit ge- 
wissen Schwierigkeiten durchführen kann. Es stehen aber doch so 
grosse und wichtige Interessen auf dem Spiele, dass eine Hilfe in 
dieser Richtung wirklich dankbar begrüsst würde. 

Die Kgl. Bayer. Staatsbahn Verwaltung hat sich ja bereits seit 
längeren Jahren zu einer gewiss sehr anerkennenswerten Fürsorge 
für den Versand frostempfindlicher Güter entschlossen, indem auf 
bestimmten Strecken der Bayer. Staatseisenbahnen während der 
Wintermonate Heizwagen verkehren. Allein die Benützung dieser 
geheizten Güterwagen ist eben doch nur in Bayern möglich, während 
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der Hauptversand nach Norddeutschland geht. Wir gestatten uns 
daher, den weiteren Antrag zu stellen, die Kgl. Bayer. Staatseisen- 
bahnverwaltung wolle im Verein deutscher Eisenbahnen die Aus- 
dehnung des Heizwagenverkehrs auf norddeutsche Linien befür- 
worten. 



Wiederum beschäftigte uns im Berichtsjahr eine grössere Zahl 
von Tarifierungsfragen, von denen wir in folgendem lediglich die 
wichtigsten und allgemeiner interessierenden hervorheben. 

Auf Anregung des bayerischen Industriellenverbands berieten 
wir in unserer Sitzung vom 21. Februar die für Bayerns Maschinen- 
industrie wichtige Frage der Roheisen-Tarifierung, wobei unser Mit- 
glied, Herr Kommerzienrat Lang, das Referat erstattete. Es handelte 
sich namentlich um eine Frachtermässigung für Giesscreiroheisen 
und schwere Formstücke aus Eisen und Stahl. Wir befürworteten 
den Antrag des bayer. Industriellenverbandcs mit folgender Eingabe 
vom 28. Februar an die vormalige Generaldirektion der Kgl. Bayer. 
Staatseisenbahnen : 

Seitens des „Bayerischen Industriellen -Verbandes" wurde mit Eingabe vom 
23. Januar d. J. auf Anregung der Vereinigten Maschinenfakrik Augsburg und 
Maschinenbaugesellschaft Nürnberg A.-G. an Hohe Kgl. Generaldircktion die Bitte um 
Ermässigung der Fracht für Giesscreiroheisen und schwere FormstQcke aus Eisen und 
Stahl gerichtet. Zur Begründung wurde namentlich auf die ungünstige geographische 
Lage der bayer. Werke für den Rohstoffbezug sowie auf die tarifarische Begünstigung 
der norddeutschen Werke durch die Tarifpolitik der preussisch - hessischen Staats- 
eisenbahn hingewiesen. 

Auf Grund unserer Beratungen in letzter Plenarsitzung unserer Kammer emp- 
fehlen wir das Gesuch des Bayerischen Industriellen- Verbandes zur geneigtesten Be- 
rücksichtigung. Allerdings wurde in unserm Plenum von einer Seite geltend gemacht, 
dass es bei Einführung der Frachtermässigung wohl nötig sei, den Begriff „Schwere 
Form stücke“ so zu begrenzen und festzulegen, dass nur die aus Hochöfen stammenden 
grossen Formstückc die billige Fracht geniessen, nicht auch die kleineren Gussprodukte 
aus Kuppelöfen, worin auch die bayer. Eisengiesserci leistungsfähig sei. Im übrigen 
erkennen wir aber die Notwendigkeit eines ermässigten Roheisentarifs durchaus 
an, da unsere im Binnenland liegende Eisenindustrie dringend des billigen Rohstoff- 
bezugs bedarf, um gegen die in den norddeutschen Industricbezirken liegenden Werke 
konkurrenzfähig zu bleiben. 

Der hierauf erteilte Bescheid vom 30. März lautet : 

Auf die neuerliche Vorstellung der Vereinigten Maschinenfabrik Augsburg und 
Maschinenbaugesellschaft Nürnberg (A.-G.) hin, sind wir wegen der Ausnahmetarifierung 
für Giesserei - Roheisen von Rheinland • Westfalen und Lothringen nach Bayern mit 
der Preussisch - Hessischen Staatseisenbahnverwaltung nochmals ins Benehmen getreten. 
Zu unserem Bedauern ist auch dieser Schritt, wie die früheren Verhandlungen, ohne 
den gewünschten Erfolg geblieben. Nach der uns zugegangenen Erklärung der preus* 
sischcn Staatseisenbahnverwaltung sei eine Änderung der seitherigen Sachlage nicht 
eingetreten, weshalb für sie kein Anlass vorliege, von ihrer bisherigen ablehnenden 
Haltung gegenüber der von uns beantragten Frachtermässigung für Giesserei-Roheisen 
abzugehen. 

7 * 
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Da es sich um einen Staffeltarif handelt und deshalb ein einseitiges Vorgeheo 
der bayerischen Verwaltung ohne Mitwirkung Preussens nahezu nutzlos wäre, seha: 
wir uns zurzeit ausserstandc, eine Bezugserleichterung für Roheisen herbeizufQhrer.. 

Für schwere Formstöcke aus Eisen und Stahl über 4000 kg, für 
welche von der Preussisch-Hessischen Eisenbahnverwaltung ebenfalls jegliche Fracht 
herabsetzung auf ihren Strecken verweigert wird, ist die Gewährung einer Ennässigunz 
auf den bayerischen Strecken in Aussicht genommen. Nachdem sich der 
bayerische Eisenbahnrat in seiner letzten Sitzung för eine solche ausgesprochen und 
das Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten seine Genehmigung hierzu er 
teilt hat, wird mit der Durchführung der Ausnahmetarifierung demnächst vorgegangen 
werden. 

Nochmals beschäftigte uns auf Anregung unserer Schwester- 
kammer in Augsburg die Frage einer Frachtermässigung für Roh- 
eisen in unserer Sitzung vom 27. September, wobei der Vorsitzende 
unseres Gremiums Schweinfurt, Herr Kommerzienrat Hurtzig, das 
Referat erstattete. Wir richteten hierauf unterm 7. Oktober folgende 
Eingabe an das Kgl. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten 

Die Handels- und Gewerbekammer in Augsburg übersandte unserer Kammer 
eine Vorstellung vom 19. Juli a. c. an das Kgl. Staatsministerium für Verkehrs- 
angelcgenheiten betr. Gewährung eines Ausnahmetarifs für den Versand von Roheises 
von den oberrheinischen und Mainhafenstationen nach den bayerischen Verbrauchs»- 
orten. Veranlasst wurde diese Vorstellung durch eine ausführliche Eingabe der Ver- 
einigten Maschinenfabrik Augsburg und Maschinenbaugesellschaft Nürnberg vom 3. Mj 
ds. Js. Die Begründung der Eingaben ist eine so eingehende, dass denselben wohl 
nur wenig hinzuzufügen ist. Erwiesen ist dadurch , dass die bayerischen Eise> 
giessereien und Maschinenfabriken durch ihre Lage und dadurch bedingte ungünstig 
Frachtverhältnisse gegenüber der norddeutschen Konkurrenz benachteiligt sind. Eine 
Frage wäre nur zu erwägen, ob durch eine Frachtbegünstigung nicht andere bayerische 
Industriezweige benachteiligt werden Hier kommen nur die bayerischen Hüttenwerke 
in Frage, die bei Gewährung einer Frachtermässigung wohl genötigt sein würden, die 
Preise ihres Roheisens dementsprechend zu ermässigen. Allein das von den baye- 
rischen Hütten produzierte Roheisen langt bei weitem nicht hin, den Bedarf der 
Giessereien und Maschinenfabriken an Roheisen zu decken. Letztere sind daher ge- 
zwungen, rheinisches oder westfälisches Roheisen zu beziehen und zwar den grösstes 
Teil ihres Bedarfs. Der kleine Nachteil, der den bayerischen Hüttenwerken aus der 
Frachtermässigung entstünde, ist aber gewiss gegen die Vorteile, die unseren Maschinen 
fabriken und Eisengiessereien daraus erwachsen würden, zu gering, um in Betracht 
gezogen werden zu können. Unsere Kammer beschloss daher, die Vorstellung der 
Handels- und Gewerbekammer in Augsburg aufs wärmste zu unterstützen. 

Der uns vom Tarifamt hierauf unterm 21. Januar 1908 zu- 
gegangene Bescheid lautet: 

Wie schon früher mitgeteilt, ist die Preussisch-Hessische Staatsbahnverwaltunz 
zur Gewährung einer Frachtermässigung für Giessereiroheisen nach Bayern nicht ra 
bewegen. Auch die Generaldirektion der Badischen Staatseisenbahnen in Karlsruhe 
und im Anschluss hieran die Gcneraldirektion der Württembergischen Staatseisen 
bahnen in Stuttgart haben die Gewährung einer Frachtermässigung für Giesserei 
roheisen von Mannheim und Ludwigshafen nach Bayern auf ihren Strecken mit Rück- 
sicht auf die dadurch cintretenden Folgewirkungen abgelehnt. 

Die Beschränkung der Ermässigung auf die bayerischen Tran sport st recken 
würde, da es sich um einen Staffeltarif handelt und nur verhältnismässig kurze baye- 
rische Linien in Betracht kommen, eine wirksame Verbilligung der bestehenden Ge- 
samtsätzc des direkten Bahnweges nicht ermöglichen. 

Wir sehen uns daher ausserstandc, eine Frachtherabsetzung für Giesserei-Rob- 
eisen im Verkehre nach Bayern herbeizuführen. 
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Über die Frage der Tarifierung von Mehl und Kleie verhan- 
delten wir auf Anlass von Rundschreiben der Generaldirektion der 
Badischen Staatseisenbahnen und der Direktion Kattowitz (als 
Referentin bei der Ständigen Tarifkommission) in unserer Sitzung 
vom n. April, wobei unser Mitglied, Herr Eck, das Referat er- 
stattete. Nach seinen Anträgen legten wir den genannten beiden 
Direktionen unterm 7. Mai folgendes Gutachten vor: 

Die durch Rundschreiben des Deutschen Handelstages angeregte Frage der 
Kleie-Tarifierung wurde auch von der unterfertigten Handels- und Gewerbekammer 
in letzter Sitzung behandelt. Wir gestatten uns, zu den einzelnen Fragepunkten fol- 
gende gutachtliche Bemerkungen mit der Bitte um geneigte Berücksichtigung bei Ihrem 
Referate in der Ständigen Tarif kommission vorzutragen: 

ad 1. Die Versetzung der Kleie aus Spezialtarif III in Spezialtarif I ist unter 
keinen Umständen angängig. 

Diese Massnahme würde die heimische Mühlenindustrie schwer schädigen. Für 
sie ist Kleie ein bei der Mehlbereitung gewonnenes Nebenprodukt, dessen Bahnver- 
frachtung in der billigen Klasse des Spezialtarifes III in dem Minderwerte gegenüber 
dem Rohstoffe (Getreide) volle Begründung findet. 

Da alle Futterstoffe in dieser Tarif klasse befördert werden, speziell auch alle 
diejenigen, welche bei Verarbeitung ausländischer Rohstoffe anfallen (Kakaoschalen, 
Ölkuchen usw.), so ist eine gleiche Behandlung um so mehr als billig zu erachten, weil 
Kleie einem Rohprodukte entstammt, welches überwiegend von unseren eigenen 
Landwirten erzeugt und geliefert wird, während gleichzeitig wiederum die Landwirt- 
schaft die ausschliessliche Verbraucherin der Kleie ist. Die Landwirtschaft wäre es 
mithin, welche durch eine Frachterhöhung doppelt geschädigt würde und jedenfalls in 
noch weit höherem Grade wie die Mühlenindustrie. 

ad a. Eine Differenzierung der Frachtsätze für „grobe“ und „feine“ Kleie geht 
nicht an und wäre überhaupt ein Unding. 

„Grobe“ Kleie ist kein im Umfange des gesamten Deutschen Reiches gleich- 
mässig technisch und handelsmässig feststehender Begriff. Die Aufstellung bezüglicher 
Normativen wäre wohl denkbar; sie würden aber dem ins Auge gefassten Zwecke 
nicht dienen. 

Der Begriff „grob“ und „rein“ deckt sich bei Kleie keineswegs. Die „grobe“ 
Kleie ist „rein“, wenn sie keine fremdartigen Bestandteile und, von geringen Prozent- 
sätzen abgesehen, keine frei untermischten Mehlteile enthält. Darum haften ihr aber 
trotzdem noch Mehlteile festgebunden an und zwar in der Regel in höherem 
Prozentsätze wie der „feinen“ Kleie, weil bei der feineren Vermahlung eine intensivere 
Loslösung und Absonderung der der Getreidekornhülse zunächst liegenden Mehlteile 
tunlich ist. 

Der Unterschied zwischen „grober“ und „feiner“ Kleie besteht lediglich in der 
Feinheit der Mahlung; je nach der Art des Mahlverfahrens wird mehr von der einen 
oder anderen Sorte gewonnen. — „Grobe Kleie“ lässt sich fein mahlen und kann 
dann meist noch etwas frei werdendes Mehl herausgezogen werden. „Grobe Kleie“ 
wird aus den besagten Gründen in der Regel um ca. 25 Pfg. pro 100 kg höher be- 
wertet wie „feine Kleie“. 

Die ausländische Kleie ist in ihrer Beschaffenheit sehr verschieden. Gegenüber 
der inländischen weist sic vielfach einen verhältnismässig hohen Mehlgehalt auf. Eine 
natürliche Erklärung hierfür ist darin zu finden, dass die Mühlen der betr. Produktions- 
länder teilweise mangelhaft in technischer Hinsicht eingerichtet sind und ferner, auch 
wenn dies nicht zutrifft, die intensive Ausmahlung angesichts des niedrigeren Preis- 
standes des Rohproduktes meist nicht lohnt. — Ein Missbrauch der Zoll- und Eisen- 
bahn-Frachtvergünstigung für Futterstoffe ist hier indes leicht zu verhindern, nachdem 
die Einfuhr in der Hauptsache nur über einige Seehäfen erfolgt und dort die Zoll- 
behörde die Kontrolle durch speziell geschultes Personal betätigen kann. Die schon 
jetzt übliche Denaturierung von als „Kleie“ deklarierten Futterstoffen bietet bei 
Zweifeln über die Verwendbarkeit sicher das einzige und unbedingte Gewähr bietende 
Mittel. 
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Einer Ausdehnung dieses Verfahrens auf den inländischen Verkehr ist indes 
nachdrOcklichst zu widerraten. Es würde dies zu schweren Belästigungen aller Be- 
teiligten führen, namhafte Kosten verursachen und die kleineren, ohnehin schwer um 
ihre Existenz ringenden Mühlen könnten bei einer nur auf Grund der Denaturierung 
zu gewährenden Vergünstigung dieser nicht teilhaftig werden. 

ad 3. Ein Unterscheidungsmittel zwischen Mehl und „Kleie 11 gibt die Fixierung 
des Aschegehaltes der Trockensubstanz und das Volumengewicht. Insofern die Zahlea- 
grenzen hierfür in liberaler Weise aufgestcllt werden, also unter Freihaltung eines 
Spielraums im Hinblick auf Verschiedenheit der Getreidearten nach Provenienz, Jahr- 
gang und Trockenheit (bezw. Wassergehalt), so dürften einerseits Hemmungen des 
Verkehrs nicht zu befürchten und anderseits die Möglichkeit gegeben sein, groben 
Missbräuchen zu begegnen. 

In Fällen von Meinungsverschiedenheit könnte eine aus Branchekundigen 
(Müllern und Händlern) gebildete Kommission entscheiden. 

ad 4. Eine Unterscheidung nach dem Mehlgehalte lässt sich treffen, ist aber 
praktisch schwer durchführbar. Mittelst Sieben durch Gaze lässt der Mehlgehalt sich: 
nicht feststellen, weil hierbei nur der Gehalt an freien Mehlteilcn zu bestimmen 
ist. Die Unterscheidung nach dem Volumengewicht bietet sichere Anhaltspunkte. 

Das Mehlausbeutevcrhältnis genügt nicht zur Unterscheidung, weil dieses, je 
nach Beschaffenheit des Rohproduktes und der technischen Einrichtung der Mühlen, zu 
sehr schwankt. 



Gemäss einer Anfrage der Direktion der Kgl. Bayer. Staats- 
Eisenbahnen berieten wie in unserer Sitzung vom 21. Februar die 
Grundsätze für die Frachtberechnung von Vieh, wobei unser Mitglied. 
Herr Kommerzienrat Lang, auf Grund zweier Gutachten, des unter- 
fränkischen Viehhändlervereins in Schweinfurt sowie einer Viehgross- 
handlung in Würzburg, folgcndermassen referierte : 

Der Ausschuss der Verkehrsinteressenten hat auf Anregung der Osnabrücker 
Handelskammer bei der ständigen Tarif kommission beantragt, dem § 8 Abs. i der 
Allgemeinen Tarifvorschriften für die Beförderung von lebenden Tieren folgende 
Fassung zu geben: 

„Bei Stellung eines Wagens von grösserer Ladefläche, als in der Bestellung 
verlangt war, wird die Fracht nach der Ladefläche des bestellten Wagens be- 
rechnet.“ 

In einem Rundschreiben an die bayerischen Handelskammern gibt die Kgl. Bayer 
Generaldirektion zu, dass vielfach — in Bayern allerdings wegen des grösseren Be- 
standes an kleinen Wagen weniger als in Norddcutschland — grössere Wagen ah 
bestellt geliefert würden, wodurch den Verfrachtern unnötige Mehrausgaben erwachsen. 
Die Kgl. Generaldirektion legt nun die einzelnen Vorschläge für eine andere Fracht- 
berechnung beim Viehtransport vor und ersucht um gutachtliche Äusserung hierüber. 
Unser Kammerburcau hat verschiedene Gutachten von Interessenten eingeholt, von 
denen zwei Berichte sachliches Material liefern, aber zu nicht unwesentlich differieren- 
den Schlüssen kommen. Eine Viehgrosshandlung in Würzburg erblickt den richtigsten 
Weg in einer Frachtberechnung nach dem wirklichen oder wenigstens berechtigt fest- 
gesetzten Normal-Gewicht. Das andere, von dem unterfränkischen Vieh-, Schaf- und 
Schweinchändler-Verein, Sitz in Schweinfurt, erstattete Gutachten spricht sich jedoch 
entschieden gegen die Frachtberechnung nach dem Gewichte aus, empfiehlt vielmehr 
den von der Osnabrücker Handelskammer gestellten Antrag. Referent schlicsst sich 
gleichfalls diesem letzteren Antrag an und beantragt, demgemäss an die Kgl. GeneraJ- 
direktion zu berichten, jedoch beide Gutachten als Material in Vorlage zu bringen. 

Wir berichteten demgemäss unterm 27. Februar an die General- 
Direktion der Kgl. Bayer. Staatseisenbahnen. 
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Eine sehr wichtige Frage, speziell für unser unterfränkisches 
Gebiet, betraf die Neufassung der Position , .Steine“ der Spezial- 
tarife II und III. Auf Veranlassung des Tarifamts der Kgl. Bayer. 
Staatseisenbahnverwaltung veranstalteten wir eine grössere Enquete, 
sowohl bei den Interessenten des Muschelkalksteingebietes um Würz- 
burg und der Sandsteingebiete am Ober- und Untermain, wie auch 
bei den bedeutenderen Firmen der Rhönbasaltproduktion , endlich 
auch bei Kunststeinfabriken. Die eingelaufenen Gutachten legten 
wir mit Bericht vom 27. Mai dem Tarifamt vor. 

Von der Kgl. Eisenbahndirektion Frankfurt a. M. erhielten wir 
unterm 11. Oktober eine Aufforderung zur gutachtlichen Äusserung 
bezüglich einer Frachtermässigung für Steinbruch-Erzeugnisse und 
speziell über die Frage, ob es zutrifft, dass die einheimischen Stein- 
brüche sich in einer wirtschaftlich ungünstigen Lage befinden. Wir 
veranstalteten zu diesem Zwecke wiederum eine Enquöte bei den 
Kalk-, Sand- und Hartstein-Interessenten unseres Kreises und legten 
das Ergebnis der Umfrage, das die wirtschaftliche Notlage der Stein- 
gewinnung leider durchaus bestätigte, der Kgl. Eisenbahndirektion 
Frankfurt a. M. mit Bericht vom 6. November vor. 



Auf eine Anfrage des Tarifamts der Kgl. Bayer. Staatseisen- 
bahnen bezüglich der Tarifierung von Holzkohlenbriketts erstatteten 
wir unterm 29. August folgenden Bericht : 



TA 49/157 

Auf Entschliessung vom 16. vor. Mts. Aktenzeichen berichten wir. 

TO 50 

dass in unserem Bezirke als Interessent hauptsächlich die Schwarz-Kohlenstaub- und 
Farbenfabrik Georg Lucas in Marktsteft in Betracht kommt, welche einen Glüh- 
stoff und eine Bügelkohle in Brikettform unter der Marke „Lucia“ erzeugt und in den 
Verkehr bringt. Diese Fabrik berichtet uns, dass die hohe Fracht nach Spezialtarif II 
schon längst als Last empfunden wurde, da der Artikel den hohen Frachtsatz nicht 
wert sei. 

Nach den weiteren Angaben des genannten Fabrikanten fabriziert derselbe täg- 
lich cn. 100 Zentner (= 5000 Kilo) solcher Holzkohlenbriketts. Die Verpackung ge- 
schieht in Kisten oder Säcken. Um jedoch Fracht zu sparen, wurde die Ware bisher 
oft lose in offene Waggons verladen und mit wasserdichten Decken überspannt; die 
Empfänger solcher in offenen Waggons lose geladenen Ware empfinden jedoch die 
Arbeit bei der Ausladung und der Einfüllung in Säcken, sowie die dabei unvermeid- 
liche Entwickelung von Staub und Grus als höchst lästig. Eine Anzahl von Grossisten 
hat nur wegen des leidigen Ausladens, zu welch schmutziger Arbeit namentlich in 
grösseren Städten keine Arbeiter zu bekommen sind, den Verkauf des Fabrikats über- 
haupt fallen gelassen. Anderseits aber kommt der Bezug in Säcken wegen des hohen 
Frachtsatzes zu teuer. Der Frachtsatz für 10000 Kilo nach Berlin bei Verpackung in 
Säcken beträgt nach Spezialtarif II 187 Mk., dagegen bei loser Verladung nur 105 Mk., 
so dass also eine Ersparnis von 8a Mk. herauskäme. In Berlin findet man aber jetzt 
keinerlei Arbeiter, um den staubigen Artikel in Säcke zu füllen. Ausserdem entsteht 
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durch das Ausladen und Umfüllen der Briketts viel Grus; die Folge davon s ad 
häufige Reklamationen der Empfänger, und es wird Oberhaupt beiden Teilen durch 
die Qualitätsverminderung das Geschäft verleidet. 

Der Verkaufspreis betrug früher ro Mk. pro 100 Kilo; infolge der höhere 
Rohmaterial- und sonstigen Gestehungskosten musste jedoch der Preis auf 12 ML ?rc 
100 Kilo erhöht werden. Waggonladungen des Artikels gingen bisher nach folgende 
Plätzen : Berlin, Stassfurt, Halle, Magdeburg, Dresden, Leipzig, Schönebeck, Fjfnrt 
Königsberg i. Ostpr., München, Stuttgart, Köln, Hannover, Kassel, Frankfurt a. )L 
Gemünden, Hamburg, Bremen, Nürnberg, Augsburg, Konstanz, Burg bei Magdetm 
Wien, Zürich, Kopenhagen und Christiania. 



Eine Anfrage des Verkehrsamts der Kgl. Bayer. Staatseiscr 
bahnverwaltung betr. Tarifierung von Chrompapieren überwiesen wir 
unserm Bezirksgremium Aschaffenburg zur Einvernahme der dortigec 
Interessenten. Zwei seitens des genannten Gremiums uns zugesandte 
Gutachten der Aktiengesellschaft für Buntpapier- und Leimfabrikati« 
und der Bunt- und Chromopapierfabrik Alois Dessauer legten wir 
mit Bericht vom 29. August dem Verkehrsamte vor. 



Für die im Berichtsjahre behandelte Frage einer Änderung der 
Position „Tierhaare“ des Spezialtarifs II und III benannten wir des 
Tarifamt der Kgl. Bayer. Staatseisenbahnverwaltung als hauptsäch- 
liche Interessenten und wohl überhaupt als wichtigste örtliche Gruppe 
der Branche die Rosshaarspinnereien in Kitzingen a. M. von Ant. Abt, 
F. S. Feh rer und Ed. Im ml er. 



Hinsichtlich der Aufnahme von rohen Kakaobohnen in den 
Ausnahmetarif des deutschen Seehafenverkehrs mit Süddeutsch!*»! 
legten wir dem Tarifamt der Kgl. Bayer. Staatseisenbahnverwaltuni 
mit Bericht vom 24. Oktober folgendes Gutachten der Schokoladen- 
fabrik W. F. Wucherer & Co. in Würzburg vor: 

Wir schliessen uns dem württembergischen Anträge, die rohen KaJcaobofcr^ 
in das Warenverzeichnis des Ausnahmetarifs einzureihen, vollständig an. Eine Vcr 
billigung der Fracht für Kakaobohnen ist nicht nur wünschenswert, sondern geradem 
erforderlich, 

1. weil der Kakao bezw. die Schokolade schon längst aufgehört btf 
ein Genussmittel zu sein, sondern infolge des grossen Nährwertes mit » 
den wichtigsten Nahrungsmitteln gehört, was wohl auch durch die £*2- 
ricsig gestiegene Einfuhr in Deutschland, ca. 34000000 kg im Jahre 19Ä 
am besten bewiesen wird, und 

2. weil es infolge des hohen Frachtsatzes der süddeutschen, besonder? 
bayerischen Kakao-Industrie nicht möglich war, einesteils erfolgreich 
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den norddeutschen Schokoladenfabriken zu konkurrieren und andemtcils die 
Schokolade und den entölten Kakao, diese, wie oben erwähnten so vorzüg- 
lichen Nahrungsmittel, zu entsprechenden Preisen den breiten Volksschichten 
zugänglich zu machen. 

Dass die Schokoladen-Industrie vom volkswirtschaftlichem Standpunkte äusserst 
wichtig ist, sowohl durch den hohen Nährwert ihrer Produkte, als auch durch den 
gleichzeitig bedingten enormen Zuckerkonsum, hat ja auch die Staats regierung schon 
dadurch anerkannt, dass sie im neuen Zolltarif den Kakao-Eingangszoll von 35 Mk. auf 
20 Mk. ermässigte. Es kann deshalb nur von bedeutendem Vorteil und zwar ganz 
besonders für unsere bayerische Industrie sein, wenn auch die Fracht hierfür ganz 
wesentlich ermässigt wird. 

Der rohe Kakao wird zurzeit, der grossen Hauptsache nach, von uns sogar 
fast ausschliesslich von Hamburg, welches der grösste Weltmarkt für Kakao ist, be- 
zogen. Wir verarbeiten pro Jahr ca. 60000 kg rohe Kakaobohnen, von welchen ca. 
55000 kg direkt in Wagenladungen oder Sammelwagen von Hamburg nach hier ver- 
laden werden, während ca. 5000 kg per Wasser von London oder Amsterdam über 
Mainz hier eingehen. 

Der derzeitige Handelswert für Kakaobohnen ist im Durchschnitt aio Mk. pro 
100 kg, wozu jedoch zu bemerken ist, dass zurzeit eine Hausse in Kakao herrscht, 
wie sie noch nie zu verzeichnen war. Vor einem Jahre ca. betrug der Durchschnitts- 
wert für Kakaobohnen höchstens 120 Mk. pro 100 kg, alles unverzollt in Hamburg. 



Auf Anregung der Handels- und Gewerbekammer in Regens- 
burg berieten wir in unserer Sitzung vom 21. Februar eine Ver- 
besserung der Entladevorrichtungen der Langholzwagen, wobei unser 
Mitglied, Herr Eckert, referierte. Gemäss seinem Anträge unter- 
stützten wir das Vorgehen unserer oberpfälzischen Schwesterkammer 
mit folgendem Bericht vom 5. März : 

Mit Eingabe vom ia. Januar ds. Js. regte unsere Schwesterkammer in Regens* 
bürg bei Hoher Kgl. Generaldirektion die Anbringung von umlegbaren Kipfstangen 
bei den Langbolzwagen an, wie solche bei den österreichischen und württembergischen 
Wagen eingeführt sind. Nach den Ausführungen unseres sachkundigen Referenten 
in unserer letzten Plenarsitzung ist diese Anregung gegenüber der jetzigen unprak- 
tischen und direkt lebensgefährlichen Einrichtung der bayer. Langholzwagen H und 
Hlm dringend empfehlenswert. Wir bitten daher gleich unserer oberpfälz. Schwester- 
kammer, dass diese vorteilhafte Einrichtung, die nicht viel Kosten verursacht, auch an 
den bayer. Wagen eingeführt werde. 

Desgleichen unterstützen wir die weitere Anregung der oberpfälz. Kammer, 
dass die Schemel an den Langholzwagen erhöht werden möchten, da lange und 
schwache Hölzer beim Durchbiegen zuweilen infolge der niedrigen bayer. Schemel 
den Wagenboden berühren. 



Die Kgl. Eisenbahndirektion Würzburg Hess uns unterm 24. Dezbr. 
folgende Anfrage hinsichtlich der Stückgüter-Abfuhr zugehen: 

Nach den Bestimmungen der Eisenbahnverkehrsordnung (§ 685) können die 
Empfänger von Stückgütern, welche ihre Sendungen nicht selbst abholen, ihre Güter 
auch durch andere als von der Eisenbahn bestellte Fuhrunternehmer abholen lassen. 
Von dieser Befugnis haben zurzeit in Würzburg 379 Geschäfte und Private Gebrauch 
gemacht und bei der hiesigen Güterstation für insgesamt 10 private Fuhrunternehmer 
die vorgeschriebenen Vollmachten hinterlegt. 
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Ist nun schon die hierdurch nötig werdende verschiedenartige Avisierung der 
angekommenen Güter einer raschen und richtigen Abfertigung der angekommener. 
Stückgüter nicht förderlich, so werden diese Schwierigkeiten noch dadurch vermehrt, 
dass eine nicht unbedeutende Anzahl von Empfängern mit den bestellten Fuhrunter- 
nehmern des öfteren nachholt, d. h. die Vollmachten nach verhältnismässig kurzer Zeit 
auf andere Unternehmer überträgt. 

Aus dienstlichen Erwägungen hat daher die Eisenbahnverwaltung für grössere 
Güterstationen von dem ihr nach der Verkehrsordnung zustehenden Rechte der ze:t 
liehen Beschränkung der in Rede stehenden Vollmachten Gebrauch gemacht und bei- 
spielsweise für Nürnberg bereits im Jahre 189a Anordnungen folgenden Inhalte; 
getroffen : 

Die Gültigkeit der Erklärungen und Vollmachten ist künftig auf ein Kalender 
jahr beschränkt; dieselben müssen daher für die folgenden Jahre erneuert werden. 
Die Erklärungen und Vollmachten können während des Kalendeijahres jederzeit zurück 
gezogen werden. Geschieht dies, oder werden die Erklärungen und Vollmachten nicht 
rechtzeitig erneuert, so greift die Zustellung durch die bahnseitige Rollfuhrunternehmer 
Platz. Jede sonstige Änderung dieser Erklärungen und Vollmachten kann nur aus- 
nahmsweise im Falle nachgewiesener Dringlichkeit und nach zuvoriger Prüfung der 
im Besonderen vorliegenden Verhältnisse durch die Eisenbahndirektion zugelasser 
werden. Neu entstehende Firmen können auch im Laufe des Kalenderjahres Erklärung 
und Vollmachten abgeben; dagegen begründet das Entstehen einer neuen Firma k cizr. 
Berechtigung, derselben im Laufe des Kalenderjahres eine Vollmacht zur Stückgüter- 
abfuhr zu erteilen. 

Auch für Würzburg macht sich seit einiger Zeit das Bedürfnis für ähnliche 
Ausnahmebestimmungen geltend und ist deren Einführung in Aussicht genommen. 
Zunächst ersuche ich jedoch um gefällige Äusserung, ob gegen die fragliche Neuerung, 
die nach meiner Kenntnis in Nürnberg sich vollständig bewährt hat, vom Standpunkte 
der Würzburger Handelswelt etwa Bedenken bestehen. 

Wir konnten der geplanten Massnahme nicht zustimmen, wie 
aus folgendem Bericht an die Kgl. Eisenbahndirektion vom 2 1 . Januar 
1908 hervorgeht: 

ln hiessigen Handelskrisen stösst die Beschränkung der Giltigkeit der VoC- 
macht für die Fuhrunternehmer auf Widerspruch. Der LTmstand, dass die Erklärunge* 
und Vollmachten jeweils am Jahresschluss für das folgende Jahr erneuert werde* 
müssen, trägt nicht gerade zur Erleichterung des Geschäftsverkehrs bei. Denn be- 
kanntlich häufen sich gerade beim Jahreswechsel die Geschäfte derartig, dass die Er- 
neuerung der Vollmacht leicht übersehen werden kann. Daraus können sich aber 
unliebsame Konsequenzen ergeben sowohl für den, der die Vollmacht versehentlich 
nicht erneuerte, als auch für den, der der. Schaden von der Nichtemeucrung der Voll- 
macht hat. Ersterer kann ein bestimmtes Interesse daran haben, dass gerade der 
Fuhrunternehmer, dem er Vollmacht erteilt hat, seine Stückgüter befördert; letzterer 
wird durch die Bestimmung, dass die Zustellung durch den von der Eisenbahn be- 
stellten Unternehmer ausgeführt wird, wenn die Vollmacht nicht erneuert wird, iä 
seinem Geschäftsbetrieb bedeutend geschädigt. Ebenso hat die Vorschrift, dass iss 
Falle der Kündigung der Vollmacht der von der Eisenbahn bestellte Unternehmer die 
Zustellung der Stückgüter während des übrigen Teiles des Jahres besorgen solle, cox 
Schädigung der übrigen Fuhrunternehmer zur Folge. 

Aus diesen Gründen glauben wir uns für die Beibehaltung der bestehender 
Vorschriften über die Zustellung der Stückgüter aussprechen zu müssen. 



Von der Kgl. Bayer. Staatseiscnbahnverwaltung sind an ver- 
schiedenen Orten Baumschulen angelegt worden, die das Pflanzen- 
material für den Eisenbahnbedarf, also für die Bepflanzung von 
Grundstücken des Bahnärars, von Bahndämmen etc. liefern sollen. 
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Zu den öffentlichen Baumschulen , die von Gemeinden und 
Vereinen angelegt wurden, treten nun also auch staatliche Unter- 
nehmungen, die natürlich den Privatbaumschulen gleichfalls Aufträge 
entziehen. Im Interesse der gewerblichen Baumschulbesitzer bitten 
wir zunächst, dass — was allerdings unseres Wissens bisher auch 
noch nicht geschehen — keinerlei Abgabe von Pflanzenmaterial aus 
den Eisenbahnbaumschulen an Private, auch nicht an Beamte, er- 
folgen möge. Wir sind aber auch der Meinung, dass die Staats- 
bahnverwaltung die benötigten Bäume und sonstigen Pflanzen von 
den fachmännisch geleiteten Privatbaumschulen in guter Qualität 
und vielleicht billiger wie aus dem Regiebetrieb beziehen kann. 
W'ir bitten daher, auch die privaten Baumschulbetriebe wie früher 
mit Aufträgen zu bedenken, keinesfalls aber eine weitere Vermeh- 
rung oder Vergrösserung der Eisenbahnbaumschulen vorzunehmen. 



Gegen Ende des Jahres 1908 dürfte der neue Verschubbahn- 
hof unterhalb Würzburg dem Betriebe übergeben werden. Damit 
ist wohl eine Entlastung des W’ürzburger Bahnhofs verbunden. Keine 
Änderung dürfte aber damit im Betrieb der Würzburger Güterhallen 
eintreten, da diese ja dem Lokalverkehr dienen. Wir bitten, nun- 
mehr auch auf Verbesserung in dieser Hinsicht Bedacht zu nehmen. 
Die Güterhallen sind räumlich nicht ausreichend für den Verkehr 
und bedürfen, wie wir verschiedenen Klagen von Würzburger Ge- 
schäftsleuten entnehmen, der Vergrösserung. 



XIII. Post, Telegraph und Telephon. 



Die schweren Lasten und mannigfachen Unannehmlichkeiten, 
die der Geschäftswelt durch die Verkehrssteuern bereitet wurden, 
sollen nun leider auch noch durch eine grundsätzliche Änderung 
und Verteuerung der Tel e phon be n u t z un g vermehrt und 
verschärft werden. Die Erfahrungen mit den Verkehrssteuern sind, 
-wie allgemein anerkannt, auch für die Staatsverwaltung keine durch- 
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aus günstigen gewesen. Um so vorsichtiger sollte man im Telephon- 
wesen Vorgehen, da ja der Telephonverkehr, als die jüngste Verkehr.- 
gattung, immer noch in der Entwickelung begriffen ist und darum 
einen fiskalischen Eingriff schwer empfinden muss. Insbesondere 
möchten wir davor warnen, von den bewährten Systemen der Pausch- 
gebühr und des Bezirksverkehrs abzugehen, da ersteres System die 
Vorbedingung für die finanziell wichtige Ausbreitung des Telephoa- 
verkehrs in den grösseren Städten bildete, letztere Verkehrsart 
aber die allmähliche Einbürgerung des Fernsprechers auf dem Lande 
begünstigt. Verlässt man diese beiden erprobten Wege, so ist unter 
Umständen die weitere Entwickelung des Telephonverkehrs recht 
fraglich, ja es dürfte — namentlich bei dem allgemeinen Übergang 
zu den Gesprächszählern — vielleicht ein direkter Rückgang in 
Sprechverkehr und auch in den Einnahmen sich ergeben. 



Auf eine Anfrage des Kgl. Staatsministeriums des Kgl. Hause 
und des Äussern bezüglich des Wetter n ac hr i c ht end i enste. ; 
hauptsächlich in der Winterszeit erstatteten wir unterm 8. Mai fc 
gendes Gutachten : 

In Erledigung der Entschliessung Hohen Kgl. Staatsministeriums vom 7. & 
Nr. 10899 beehren wir uns, folgenden Bericht zu erstatten: 

Die Wcttemachrichten haben nach unseren Erfahrungen auch im Winter Sr 
folgende Fälle Bedeutung: 

1. Für die Ausübung des Wintersports, der ja neuerdings gerade r 
Bayern so ausserordentliche Bedeutung gewonnen hat und der auch c 
unserm Bezirk, speziell in der Rhön, und im Vorspessart durch auswärts:* 
Besucher (aus Frankfurt, Fulda etc.) eifrig gepflegt wird; 

2. für den Versand von Flüssigkeiten, wie Wein, Bier, Miaeralvtar 
Milch etc., die unter der Kälte leiden und für die deshalb bei plöfclv" 
eintretendem Frost Vorsorge — sei es durch bessere Verpackung, se: s 
durch Zurückhaltung des Versandes — getroffen werden müsste ; 

3. für den Sc hifffahrts verkehr und alle damit in Verbindung stebec^ 
Handelszweige, für die es unter Umständen sehr wichtig ist, mit 
Gewissheit zu erfahren, ob die Schiffahrt offen ist oder ob der Eiseob-LV 
transport gewählt werden muss. 

Wir bemerken hierzu, dass der Handelsstand bei seinen Dispositionen »IWr 
weit mehr noch als die amtlichen Wetterprognosen die regelmässigen Mitteilung*' 
der Presse berücksichtigt. So ist für die bedeutenderen Firmen unsers Bezirks - 
Wetterbericht der Frankfurter Zeitung im jeweiligen Abendblatt, das hier bereit* ~ 
Abend des gleichen Tages zugestellt wird, im allgemeinen massgebend. 

Auf Anregung des bedeutenden Weinhandels unserer Stadt haben wir feste 
bereits seit Jahren unsere verbreitestc hiesige Zeitung, den ,,Wzb. Generalanrcii 
veranlasst, in den Wintermonaten tägliche Wetterberichte mit Mitteilungen über * 
mutmassliche Wetter sowie über die tatsächlichen Temperaturen in München 
Berlin (teilweise auch in Breslau) nach täglichen telephonischen Nachrichten zu 
öffentlichen. Wir legen zur geneigtesten Kenntnisnahme eine Nummer des 
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mit bezüglichen Mitteilungen aus der Winterzeit bei. Wie daraus zu ersehen, schliessen 
sich den meteorologischen Nachrichten auch Mitteilungen über den Mainwasserstand 
und die Wasserstrassenverhältnisse an. 

Wie uns aus verschiedenen Anlässen bekannt wurde, legen die Interessenten 
auf derartige Veröffentlichungen Wert; wir möchten daher auch davon abraten, die 
amtlichen Wetterberichte bei den Post- und Telegraphenanstalten einzuschränken. 



Auf Anregung des Verbandes reisender Kaufleute Deutschlands 
verhandelten wir in unserer Sitzung vom II. April über die Ein- 
führung eines Einkilopakets, worüber Herr Pfister das Referat 
erstattete. Wir unterstützten gemäss dem Antrag unseres Referenten 
den Vorschlag mit folgendem Bericht an das Kgl. Staatsministerium 
für Verkehrsangelegenheiten : 

Der Verband reisender Kaufleute Deutschlands hat in einer Eingabe an das 
Reichspostamt die Einführung eines i Kilo-Pakets mit dem Gebührensatz von 30 Pfg. 
durch alle Zonen und ohne Begleitadresse in Vorschlag gebracht. 

Auch unsere Kammer befasste sich in letzter Sitzung mit dem Vorschlag, den 
wir in der Tat als praktisch erachten würden. Von der neuen Versendungsart würde 
namentlich der Verschleiss jener Artikel Nutzen ziehen, die im einzelnen Stück nur 
geringen Wert haben, aber zum Versand als Warenproben entweder nicht zugelassen 
sind oder wegen der nötigen besseren Verpackung sich hierzu nicht eignen. Be- 
sonders wertvoll wäre der billige und mit geringen Formalitäten verbundene Versand 
solcher kleiner Pakete für die Bemusterung mit Proben. 

Wir bitten daher, den Vorschlag hochgeneigtest in Erwägung zu ziehen und 
womöglich zur Durchführung zu bringen. 

Auf Anregung der Handels- und Gewerbekammer für Mittel- 
franken berieten wir in der Sitzung vom 21 . Februar nach einem 
Referat des Herrn Kommerzienrat H e 1 1 m a n n über das Drucksachen- 
porto im Ortsverkehr. Das Referat lautete: 

Zu den im Vorjahr Über Hals und Kopf beschlossenen Verkehrssteuern gehört 
auch die am I. August 1906 in Kraft getretene Abänderung der Postordnung, die 
u. a. die Aufhebung der Vorzugstarife für Drucksachen, Geschäftspapiere und Waren- 
proben im Orts- und Nachbarverkchr brachte ; das Porto für Briefe im Ortsbereich 
wurde zwar ebenfalls erhöht, aber doch nur auf 5 Pfg. für Sendungen im Gewicht bis 
350 Gramm. Unsere Schwesterkammer in Nürnberg macht nun auf die Unstimmig- 
keit aufmerksam, dass nunmehr das Ortsporto der Drucksachen von 10 1 bis 350 Gramm 
und der Geschäftspapiere, Warenproben und Vereinigungen der drei Gruppen bis zu 
350 Gramm das Doppelte des Portos von Briefsendungen beträgt. Da dieser Effekt 
sicher nicht gewollt ist, richtete die mittelfränkische Kammer an die Generaldirektion 
der Kgl. Bayer. Posten und Telegraphen die Bitte, es wolle für den Orts- und Nach- 
barortsverkchr mit Drucksachen, Geschäftspapieren, Warenproben und Vereinigungen 
dieser drei Gruppen der vor dem 1. August 1906 in Geltung gewesene Tarif wieder- 
hergestellt oder doch, falls sich dies nicht ermöglichen lassen sollte, der jetzige Tarif 
durch einen solchen ersetzt werden, der den Bedürfnissen des geschäftlichen Lebens 
Rechnung trägt und die jetzt bestehende Benachteiligung gegenüber dem Briefverkehr 
beseitigt. Die oberbayerische Kammer, die sich gleichfalls mit der Frage beschäftigt 
hat, beschränkte sich auf den Antrag, dass künftig im Ortsverkehr Warenproben, 
Geschäftspapiere, Drucksachen und zusammengepackte Gegenstände bis zur Gewichts- 
grenze von 350 Gramm nur mit 5 Pfg. Porto belegt werden, sofern sich für solche 
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Sammlungen nach dem jetzt geltenden Tarif ein höherer als der für Ortsbriefe fes- 
gesetzte Portobetrag von 5 Pfg. ergibt. Referent hält jedoch den Nürnberger Antrag 
für durchaus gerechtfertigt und empfiehlt dessen Unterstützung. 

Unterm 24. April ging uns hierauf folgender Bescheid des 
Kgl. Verkehrsministeriums zu: 

Mit der Aufhebung der Ausnahmetarife, die früher im Orts- und Nachbarort*- 
verkehr für die offen einzuliefernden Briefpostgegenstände bestanden haben, ist 3 
diesem Verkehr zwischen dem Briefporto einerseits und den Taxen für Drucksache 
ein Gewicht von mehr als roo bis 250 g, Warenproben, Geschäftspapierc und zusansm«- 
gepackte Gegenstände (Bayer. Postordnung § 15) im Gewicht bis zu 250 g anderse^ 
eine Unstimmigkeit eingetreten. Diese hätte, da von der weiteren Beibehaltung de 
erwähnten Ausnahmetarife abgesehen werden musste, nur durch Anglcichung de 
Taxe für die Orts- und Nachbarortsbriefe an die Fernverkehrsbrieftaxe vermiede: 
werden können. Die Angleichung wäre in der Art vorzunehmen gewesen, dass, cat- 
sprechend dem Fernverkehrsporto von 10 Pfg. für Briefe bis zu 20 g, und von 30 Pfe 
für Briefe über ao bis 250 g, im Orts- und Nachbarortsverkehr Brieftaxen von 5 Pe 
(bis 20 g) und von 10 Pfg. (über 20 bis 250 g) zur Einführung gekommen wäre. 
Das Publikum hätte aber damit eine empfindliche Belastung getroffen. Dagegen ist es be 
dem geltenden Tarif in der Lage, nicht nur schwere Briefe, sondern auch Drcd- 
Sachen im Gewicht mehr als 100 bis 250 g, Warenproben, Geschäftspapierc etc. ba 
250 g in der für den Absender wie für den Empfänger wegen der Sicherung d« 
Inhalts wertvollen verschlossenen Form zu niedriger Taxe zu versenden. Die Falz, 
in denen bei Warenproben bis zum Gewicht von 250 g eine verschlossene Verpacker 
unmöglich ist, dürften wohl selten sein. 

Das Verschlicssen der Sendungen wird in der Regel weder besonderer MSb? 
noch nennenswerte Mehrkosten verursachen. Es ist dies auch die Anschauung der 
Reichspostvcrwaltung, in deren Gebiet die nunmehr auch in Bayern dneefikm 
Taxen viele Jahre vorher bestanden haben, ohne dass die fragliche Unstimimgzr 
jemals als Übclstand empfunden worden wäre. 

Ich gebe indes zu, dass sich die neuen Versendungsbedingungen in Bayer 
noch immer nicht vollständig eingelebt haben und dass die Anwendung der verseht 
senen Verpackung, insbesondere bei Massenauflieferungen, öfter versehentlich ezser 
bleibt. 

Zur Vermeidung von Härten werde ich für den bayerischen Orts- m: 
Nachbarortsverkchr anordnen, dass bei solchen Sendungen, wenn sie zur Briefe 
frankiert sind, die offene Verpackung etc. bis auf-weiteres nicht beanstandet werden s-ol 



Die Kgl. Oberpostdirektion Würzburg gab uns unterm 24. Ap~ 
folgende Mitteilung über die beabsichtigte Änderung im Briefzuste 
dienst von Würzburg: 

Infolge der veränderten Zugslage bei Einführung des Sommer fahrplan es werde 
für die zweite Briefzustellung in Würzburg (ab Bahnhof 9,00 V ) nur sehr we=r 
Briefschaften vorliegen, so dass dieser Zustellgang zwecklos wird. 

Die Post aus der Richtung von Bamberg wird erst nach 9 Uhr hier eingeb^- 
die Züge aus der Richtung Nürnberg und München können nur wenige Postsacb? 
mitbringen, da der vorausgehende Münchener Schnellzug 89, welcher über Nflnbr; 
geleitet wird, die Korrespondenzen bereits zur ersten Zustellung abweist. Eis köcr*" 
sonach für jeden Bezirk höchstens 4 — 6 Briefpostgegenstände vorliegen. 

Um dagegen die jetzige dritte Zustellung zu beschleunigen, ist beabsiebt, 
diesen Gang durch je 2 Bedienstete in jedem Bezirk ausführen zu lassen. 

Die Nachmittagszustellgänge bleiben unverändert. 

Nach den vorliegenden Verhältnissen der Zugsverbinduni ' 
konnten wir den Abänderungsvorschlägen zustimmen, wie aus folge' 
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dem Bericht unserer Kammer an die Kgl. Oberpostdirektion Würz- 
burg vom 29. April hervorgeht : 

In Erledigung der Zuschrift vom 24. ds. Nr. 521 beehren wir uns, im allgemeinen 
unsere Zu3timmung zu den geplanten Massnahmen bezüglich des Briefzustclldienstes aus- 
zusprechen. 

Nach den Darlegungen über die kommenden Zugsverbindungen ist der zweite 
Bestellgang in der Tat kaum von Wichtigkeit, so dass derselbe ohne sonderlichen 
Schaden entfallen könnte; der 2. Bestcllgang hat übrigens auch schon bisher ver- 
hältnismässig wenig Geschäfts • Briefpoststückc gebracht. 

Sehr begrüssenswert wäre die in Aussicht genommene Beschleunigung des 
3. Bestellgangs. Die Briefträger bringen, namentlich in den vom Bahnhof entfernteren 
Stadtteilen, die Briefpostgegenstände gegenwärtig erst nach 12 Uhr zu den Adressaten, 
also zu einer Zeit, wo schon die meisten Bureaus geschlossen bezw. die Angestellten 
zur Mittagspause entlassen sind. Es wäre recht wünschenswert, wenn der jetzige 
3. Bestellgang etwa bis Vs 12 Uhr durchgeführt werden könnte. 



Einer Anregung aus gewerblichen Kreisen entsprechend rich- 
teten wir an die Kgl. Oberpostdirektion Würzburg folgende Eingabe 
vom 6. August bezüglich Herstellung einer geeigneten Briefeinwurf- 
Einrichtung an der Bahnhofspost : 

Aus gewerblichen Kreisen wird uns der Wunsch übermittelt, dass am Postgebäude 
am Bahnhof ein Briefkasten oder eine Briefeinwurf- Einrichtung angebracht würde, in 
welchen man nach Postschluss noch grössere Drucksachen, Muster, Geschäftspapiere 
oder Doppelbriefe aufgeben kann. 

In der Schalterhalle des Postgebäudes am Bahnhof ist an den Schreibpulten 
allerdings eine solche Einwurfstclle mit weiterer Öffnung angebracht; die Schalterhalle 
wird jedoch abends um 8 Uhr geschlossen. Der Briefkasten am westlichen Flügel 
des Bahnhof- Hauptgebäudes, der die ganze Nacht über in kurzen Zwischenzeiten 
geleert wird, sowie der Briefkasten im innem Perron des Bahnhofs sind nur gewöhn- 
liche Briefkästen, in welche man keine grösseren Postsendungen einlegen kann. 

Es ist nun für die Bewohner der nördlichen Stadtteile (Hauger- und Pleicher- 
Ring und -Glacisstrasse, Kaiserstrasse und Juliuspromenade etc.) wirklich von Wert, 
auch nach Postschluss noch Mustersendungen, Drucksachen, Geschältspapiere etc. in 
einen Nachtbriefkasten behufs schleuniger Beförderung aufgeben zu können, zumal 
seit Aufhebung der Schönbornstrassen - Post die dortigen Einwurfstcllcn fehlen. Wir 
bitten daher, eine entsprechende Einrichtung an der Bahnhofspost oder am Bahnhofs- 
Hauptgebäude anordnen zu wollen. 

Der am io. August von dem Vorstande der Kgl. Oberpost- 
direktion erteilte Bescheid lautet: 

Die Anbringung eines Briefeinwurfes der gewünschten Art stösst auf eine 
Reihe von Schwierigkeiten. Auch die Aufstellung eines Briefkastens mit einem 
grösseren Briefeinwürfe ist nicht vorteilhaft, weil bei einem solchen die Möglichkeit 
der Entnahme der eingelegten Sendungen durch Unbefugte nicht ausgeschlossen ist. 

Demnächst werde ich aber einen Briefkasten neuester Konstruktion links vom 
Schaltereingange zum Bahnhofpostgebäude anbringen lassen, welcher kurze Zeit vor 
Abgang der Züge mit Postbeförderung entleert werden wird. 

Dieser Briefkasten dürfte dem angeregten Bedürfnisse um so mehr entsprechen, 
als nur m geringen Ausnahmefällcn nach Schalterschluss umfangreichere Briefpost- 
sendungen aufgeliefert werden und ausserdem noch die Möglichkeit besteht, dass solche 
Sendungen an dem beim Zugänge zum Briefpostabfertigungsraume — nordöstlicher 
Eingang — vorhandenen Schalter, woselbst die Auflieferung von ausserhalb der 
Schalterdienstzeiten aufzugebenden Postsendungen erfolgt, jederzeit abgegeben werden 
können. 
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XIV. Wasserstrassenverkehr. 



Als wichtigstes Ziel der bayerischen Wasserst rassenpoli’- 
muss immer und immer wieder der Anschluss unseres Landes a t 
die Rheinschiffahrtsstrasse durch Fortsetzung der Mainkana- 
lisierung bezeichnet werden. In dieser Richtung harrt der Staats- 
vertrag vom 21. April 1906 noch seiner Erledigung. Die im Priiur 
dadurch genehmigte Fortsetzung der Mainkanalisierung von Offes- 
bach über die Landesgrenze bis Aschaffenburg ist bekanntlich durct 
§ 13 des Übereinkommens von der Einf ü hrung von Schiffahrt?- 
abgaben abhängig gemacht. Wann diese Schiffahrtsabgaben ir 
Kraft treten und wie hoch sie zu bemessen sind, das zu bestimme: 
wird die nächste Aufgabe für die an dem Vertrage beteiligtes > 
Staaten sein. In Würdigung der realen Verhältnisse kann unserer- 
seits selbstverständlich nicht mehr gegen die prinzipiell beschlossene 
Abgabenerhebung Widerspruch erhoben werden; im Gegenteil,*! 
müssen nunmehr unser Streben darnach richten, dass die Abgabe:- 
frage in ihren Einzelheiten tunlichst bald geregelt werden möge 
damit die Fortsetzung des Kanalbaues sich nicht zum Schadet 
unseres Kreises noch weiter verzögert. Hoffentlich führen die Ver- 
handlungen zwischen den Uferstaaten baldigst zu diesem Ziele 
Hingegen glauben wir, dem dringenden Wunsche Ausdruck gebet 
zu dürfen, dass die Abgaben speziell für unsere Mainschiffahrt tun- 
lichst niedrig bemessen werden mögen. Unsere Mainschiffahrt sot 
sich ja erst noch zur vollen Lebensfähigkeit entwickeln, und da iS 
es gewiss nicht angängig, dieser Entwickelung durch fiskalische Ge 
bühren schwere Lasten aufzuerlegen. Für den lokalen Schiffsverkehr 
auf dem Maine und überhaupt für die kleineren Schiffe , die rer. 
der Kanalisation ja keinen direkten Vorteil haben, sollte überhaupt 
Abgabenfreiheit zugestanden werden. Und auch auf unsere wichtig« 
Mainflösserei, die in ihrem jetzigen Betrieb gleichfalls keinen Vortt 
durch die Mainkanalisation empfängt, muss gleichfalls gebühret': 
Rücksicht genommen werden, damit sie lebens- und entwickelung? 
fähig bleibt. Überhaupt darf bei Regelung der Abgabensätze de 
fiskalische Gedanke keineswegs so in den Vordergrund treten, das 
damit unser natürliches Recht auf den Anschluss an die Ehem- 
schiffahrt gewissermassen vereitelt wird. Wir hoffen vielmehr, das 
die Abgabenerhebung lediglich dem wirtschaftlichen Zweck eise 
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Zuschusses zu den staatlichen Meliorationsaufgaben in bezug auf die 
Herstellung einer grossschiffahrtsfähigen Wasserstrasse dienen soll. 
Von diesem Gesichtspunkte aus bitten wir, dass gleich bei Inangriff- 
nahme der Mainkanalisierung über die bayerische Grenze auch die 
Fortsetzung der Kanalisation nach dem Obermain in das zuerst zu 
erledigende Bauprogramm aufgenommen werde. 

Die Fortsetzung der Grossschiffahrtsstrasse in Bayern ist nach 
den natürlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen nur in der Main- 
linie denkbar. Bayern ist, wie dies auch von kompetenter technischer 
Seite bereits ausgesprochen, nicht das Land, wo die Kanäle gewisser- 
massen mit dem Lineal gezogen werden können ; vielmehr ist bei 
der Projektierung auf die topographische Gestaltung und namentlich 
auch auf die wirtschaftliche Entwickelung des Landstrichs Rücksicht 
zu nehmen. Beide Erwägungen weisen unbedingt auf das Maintal 
mit seinen grösseren an den Schiffsverkehr bereits gewohnten 
Plätzen als die richtige Führungslinie der künftigen Grossschiffahrts- 
strasse hin. 



Erfreulicherweise nahm die Kgl. Staatsregierung das Projekt 
der Weiterführung der Kettenschleppschiffahrt nach dem Obermaine 
bis Bamberg wieder auf ; die bezügliche Vorlage hat auch bereits 
die Genehmigung des Landtags erfahren. Wir sprechen den be- 
teiligten Faktoren, sowohl der Kgl. Staatsregierung wie dem Landtag, 
für diesen Entschluss unsern Dank aus und fügen die Bitte an die 
beteiligten staatlichen Stellen bei , es wolle die Verwirklichung des 
Projektes tunlichst gefördert werden, damit die Obermainstädte 
sowie die wichtige Steinindustrie am Obermain sich recht bald des 
Genusses dieses Verkehrsmittels erfreuen könne. 



Ein weiteres Projekt zur Förderung der Mainschiffahrt, die 
Errichtung eines Schutzhafens am Mittelmain ist infolge von Diffe- 
renzen über die Frage, wo dieser Schutzhafen anzulegen sei, un- 
erledigt geblieben. Zunächst kommen nun Projektierungen für die 
in Betracht kommenden Plätze in Frage. Für diese Vorarbeiten 
sollen nach unserer Anschauung vor allem wirtschaftliche Fragen 
in Betracht kommen ; der Schutzhafen soll da angelegt werden, w-o 
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er für den Schiffsverkehr die meisten Vorteile und den möglichst 
geeigneten Schutz gegen Witterungseinflüsse bietet. Wir bitten 
aber ferner auch, dass die technischen Vorarbeiten so beschleunigt 
werden, um eine baldige Wiedervorlage des Projekts an den Landtag 
in nächster Session zu ermöglichen. 



Während für den Mittelmain ein Schutzhafen notwendig er- 
scheint, ist für Würzburg die Anlage eines Handels- und 
Industriehafens als dringend wünschenswert zu bezeichnen. 
Bereits vor mehr als anderthalb Jahrzehnten war für Würzburg eint 
solche Hafenanlage geplant, die zunächst dem Lang- und Schnitt- 
holzverkehr dienen sollte. Die Vorlage fand leider damals keine 
Genehmigung, sondern es wurde zu dem Aushilfsmittel der Einpoller- 
plätze gegriffen. Diese Holzumschlagstellen haben gewiss ihre Auf- 
gabe, dem Langholzverkehr nach der Mainwasserstrasse zu dienen, 
erfüllt. Aber das Bedürfnis nach einer grösseren Hafenanlage in 
Würzburg ist darum durchaus nicht verschwunden. Durch den 
Betrieb der Kettenschleppschiffahrt, die sich ja erfreulicherweise 
recht gut entwickelt hat , ist vielmehr der Wunsch nach einer ge- 
eigneten Hafenanlage erst recht verstärkt worden. Würzburg ist 
durch seine Lage im Herzen des Maingebiets und als Knotenpunkt 
zahlreicher Eisenbahnlinien geradezu prädestiniert, ein Haupthandels- 
platz am Main zu sein. Der Handel , der in Würzburg zahlreiche 
Grossbetriebe in den verschiedensten Artikeln hat, würde von einer 
Hafenanlage gewiss grossen Vorteil ziehen können. Unterhalb der 
Stadt, in der Nähe des künftigen Verschubbahnhofs, steht ein Ge- 
lände zur Verfügung, das schon früher für den Holzhafen in Aus- 
sicht genommen war und das sich auch für einen allgemeinen 
Handelshafen eignen würde. Bei günstigen Hafenverhältnissen würde 
sich auf diesem Gelände — im Anschluss an bereits dort befindliche 
grosse Industriebetriebe — eine Industrie nutzbringend ansiedeln 
können. Wir bitten die Kgl. Staatsregierung, das Projekt eines 
Handels- und Industriehafens bei Würzburg wieder aufzunehmen 
und die technischen Vorarbeiten für dieses Hafenprojekt durch- 
zuführen , um dem Landtage eine bezügliche Vorlage zugehen 
zu lassen. 
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Im Berichtsjahre ging uns aus Kreisen der Mainschiffahrt Klage 
über den Zustand der Wehren im kanalisierten Untermain zu. Unser 
Kammersyndikus berichtete hierüber in der Sitzung vom X I . April 
und wir wandten uns demgemäss mit folgender Vorstellung vom 
7. Mai an das Kgl. Staatsministerium des Kgl. Hauses und des 
Äussern : 

Sowohl aus Schifferkreisen wie aus dem Handelsstande wurden uns Klagen 
darüber vorgebracht, dass die Umlegung der Wehre im kanalisierten Main unterhalb 
Ottenbach für die Mainschiffahrt eine vollständige Einstellung des Betriebs herbeiführt. 
Der Grund hierfür liegt in den technischen Mängeln dieser Wehre, da beladene 
Schiffe über die umgelcgtcn Wchrböcke nicht fahren können, ohne dass Gefahr der 
Beschädigung sowohl für die Wehrvorrichtungen wie für die Schiffe besteht. Beispiels- 
weise im vorigen Winter hätte der Wasserstand des Maines wochenlang das Befahren 
noch ermöglicht; durch die geschilderten Mängel der Wehre konnte man aber nicht 
nach Frankfurt oder umgekehrt von dort nach Bayern kommen; Handel und Verkehr 
waren dadurch über zwei Monate lang unterbunden, die dringend benötigten Güter 
lagen in Frankfurt und konnten nicht heraufgeschafft werden, und umgekehrt waren 
Lieferungen von der bayerischen Mainstrecke nach dem Untermain und Rhein nicht 
möglich. 

Als besonders hinderlich wird uns namentlich die Schleuse bei Kostheim be- 
zeichnet; wenn dort das Wehr umgclcgt ist, soll ein Passieren der Schleuse laut 
Berichten der Schiffer nahezu unmöglich sein. Auch bei der alten Mainbrückc in 
Frankfurt ist nach den uns vorgetragenen Schilderungen eine missliche Stelle für die 
Schiffahrt: bei umgelegtem Nadelwehr fällt der Wasserspiegel dort so stark, dass es 
selbst kleineren Schiffen kaum möglich sei, an die Kais heranzukommen. 

Wir bitten Hohes Kgl.' Staatsministcrium, mit den Regierungen oder zuständigen 
Behörden der beteiligten Uferstaaten ins Benehmen treten zu wollen, damit diese 
technischen Mängel möglichst behoben werden. 

Im weitem bitten wir auch, dass für den Fall der Fortführung der Main- 
kanalisierung Vorsorge getroffen werden möge, damit sich die technischen Mängel nicht 
auch bei den neu zu erbauenden Wehren wiederholen. 

Auf Ersuchen des Kgl. Strassen- und Flussbauamts Aschaffen- 
burg vom 13. September sammelten wir ferner Material über die 
einzelnen Fälle und über die bestimmten Tage, an welchen die 
Schiffahrt durch den mangelhaften Zustand der Wehren geschädigt 
war. Das Material legten wir dem Kgl. Strassen- und Flussbau- 
amte Aschaffenburg vor. 

Eine weitere Beschwerde von Schiffern und Holzhändlem aus 
Knetzgau bezüglich der Sperrung der Mainschiflahrt bei Bischbcrg, 
wodurch diesen Gewerbetreibenden bei ihrem Holzversand nach 
Bamberg empfindlicher Schaden erwuchs, überwiesen wir der Kgl. 
Kreisregierung in Würzburg mit der Bitte um tunlichste Berück- 
sichtigung der Schiffahrtsinteressen , insbesondere durch möglichste 
Beschleunigung der störenden Umbauten. 



8 * 
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Vom Kgl. Staatsministcrium wurden wir zur gutachtlichen 
Äusserung über einen an die Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt gerichteten Antrag auf Abänderung der Flösserei Vorschriften 
aufgefordert. Gemäss einer Umfrage bei den Interessenten erstatteten 
wir unterm 12. September folgenden Bericht an das Kgl. Staats- 
ministerium : 

Unter Rückgabe der mit Entschließung vom 19 Juni ds. Js. Nr. 1493a cm 
übermittelten Druckschrift mit Anträgen der Rheinflössereien berichten wir, dass wr 
uns auftragsgemäß mit den Interessenten und zwar teils mit Holzhändlern, teils «et 
Flossmeisteni ins Benehmen gesetzt haben- Übereinstimmend bekundeten die Befragtes, 
dass last sämtliche Anträge der Rhcinflößercien für unsere Verhältniße auf dem min- 
ieren und oberen Main belanglos seien, weil hier ganz andere, wesentlich geringere 
Dimensionen der Flösse in Betracht kommen. Die normalen Mainflöße sind 100 be 
iao Meter lang und 9 Meter breit. Dazu gehören bei nornalem Wasserstand a Mitj 
Bedienung, bei verändertem Wasserstand dagegen mehr. Übereinstimmend mit de* 
bayer. Verhältnissen ist der vorgcschlagcne § 3a Absatz 1, wonach jedes Floß atf 
je 500 Q Meter seines Flächeninhalts mit 1 Mann Bedienung versehen sein soll, Flösse 
aus hartem Holz aber mit doppelter Bemannung- Ein Wahrschauer fährt bei 3 be 
6 Flössen mit; bei geringerer Anzahl ist dies nicht üblich. Auf dem Main gehen meis: 
Partien von sechs Flössen ab. 

Bei Gelegenheit der Erhebungen beklagten sich die Flösscrei- Interessenten noch 
darüber, dass auf der ausserbayer. Fahrstrecke unterhalb Aschaflenburg an Sonct&r 
Vormittagen nicht gefahren werden dürfe. Ferner beschwerten sich die Flossmets*r 
über die angeblich zu enge und den Verkehr hemmende Brücke bei Freudenbert 
am Main. 



Wie alljährlich beteiligte sich die Vorstandschaft unserer Kammer 
auch im Vorjahre wieder an der Hauptversammlung des Vereins für 
Hebung der Fluss- und Kanalschiffahrt in Bayern , der im Vorjahr 
in Lindau tagte. 



Digitized by Google 




B. Berieht über die wirtsehaftliehe Lage. 

(Gutachten, Ansichten und Wünsche aus Interessenten- 
kreisen.) 



Wir geben die eingelaufenen Berichte im folgenden vollständig objektiv wieder 
und haben uns bei allenfallsigcn 'Änderungen auf das Allernotwendigste beschränkt, 
so dass in vielen Berichten auch Ansichten zur Geltung gelangen, welche 
von der Kammer nicht geteilt werden; wir müssen daher die Verantwort- 
lichkeit für diese Äusserungen und Wünsche den betreffenden Einsendern über- 
lassen. — Die den Berichten vorangestelltcn Ziffern bedeuten Tag und Monat der 
Einsendung im Frühjahr 1908. 



Allgemeiner Teil. 

I. Getreide, Mühlen. 



Bericht einer Getreidegrosshandlung in Würzburg. (21. II.) 

Während im Jahre 1906 die Folgen der Zollcrhöhung für land- 
wirtschaftliche Produkte, trotz schwächerer Inlandsernte, sich nur 
teilweise in der Preisbildung und Geschäftsentwickelung wider- 
spiegelten, weil die alten, vor Inkrafttreten der jetzigen Zollsätze, 
angesammelten Bestände dem noch entgegenwirkten, traten im 
Berichtsjahre die neuen Verhältnisse nun schon ziemlich unverhüllt 
in die Erscheinung. 

Schon zu Jahresbeginn waren die Inlandvorräte in Mahlfrucht 
nur noch schwach und in Hafer fehlten solche fast gänzlich. Der 
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Bedarf konnte daher nur im Auslande gedeckt werden, dessen Preis- 
forderungen, die ständig stiegen, wir uns anpassen mussten. Speziell 
in Hafer spitzte schliesslich die Situation sich derart zu, dass nur 
ganz untergeordnete Qualitäten zuletzt noch beschaffbar waren und 
Preise bedangen, wie früher man nur zu Kriegszeiten sie kannte 
Die neue Ernte fiel in Körnerfrucht, wie in Süd-Deutschland über- 
haupt, so in Franken ganz besonders, recht befriedigend aus und 
zwar sowohl in Menge wie Beschaffenheit. Die feuchte, kühle 
Witterung der ersten Sommermonate war dem Wachstum und der 
Körnerentwickelung äusserst förderlich, während Reife und Em- 
heimsung durch trockene Witterung in seltener Weise begünstig 
waren. Trotz verspäteter Erntearbeiten war infolgedessen unser 
heimisches Produkt früher verbrauchsfähig wie sonst und fand darum 
und angesichts jeglichen Mangels alter Ware einen in höchstem Grade 
aufnahmefähigen Markt. 

Gerste profitierte hiervon in erster Linie. Sie lieferte quanti- 
tativ vollauf befriedigenden Ertrag, während die Qualität nicht allem 
als gut, sondern zum grössten Teil als vorzüglich und hohen An- 
forderungen genügend bezeichnet werden darf. Die frühere Ver- 
wendbarkeit kam dieser Frucht um so mehr zugute, als Ungargerstc 
weniger befriedigte und ihre Zufuhr, wegen Niederwasser auf de: 
Donau, beträchtliche Verzögerung erfuhr. Die Ware ging deshait 
ungeahnt rasch und zu hohen Preisen, welche in der Hauptsache 
sich zwischen Mk. io— io 1 /* bewegten, in die zweite Hand. Von 
da erfolgte der Absatz ebenso schlank, so dass mit Jahresende sehet 
dieser als nahezu beendigt zu betrachten war. Nicht unerwähnt soll 
hier bleiben, dass beim zweiten Drusch in einer Anzahl Ortschaften 
des Schweinfurter Gaues Gerste zum Vorschein kam , welche trott 
der prächtigen Erntewitterung hinsichtlich Farbe und Geruch Mängel 
aufwies, die nur auf Unachtsamkeit der Landwirte beim Einheimser, 
zurückgeführt werden können. — Auch die schlechte Putzung bot 
wiederum zu Klagen vielfach Anlass und zeigte, wie sehr es in diese 
Hinsicht noch an Verständnis und Sorgfalt mangelt. 

Roggen wurde qualitativ tadellos, und Weizen gleichfalls 
gut geerntet; letzterer weist jedoch ziemlich häufig Beschädigung 
durch Brand auf. Quantitativ war das Erträgnis beider vorzüglich. 
Ein grosser Teil des, nach Berücksichtigung des Lokalbedarfes, ver- 
bleibenden Überschusses konnte gleich zu Beginn derHerbst-Kampagn« 
zu guten Preisen Absatz finden und zwar hauptsächlich nach dem 
Rheine, wo rege Nachfrage gerade nach Landware bestand, infolge 
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Ausbleibens fremder Zufuhren, verursacht durch Niederwasser der 
Binnenflüsse und Arbeiterstreike an den Seehäfen. 

Hafer war die einzige Fruchtgattung, welche beim Einbringen 
etwas Regen bekam und hierdurch mitunter in der Farbe litt. Der ein-, 
gangs betonte Mangel an alter Ware bewirkte aber frühe und lebhafte 
Nachfrage, welche durch das starke Deckungsbedürfnis der Militär- 
verwaltung weiterhin noch vermehrt wurde. — Wenn bei letzterer 
Transaktion dem Handel nur schwächere Beteiligung noch einge- 
räumt wird, so scheint wenigstens von seite des Kriegsministeriums 
man doch nicht mehr an dessen völlige Ausschaltung zu denken, 
wohl im Hinblick auf die unangenehmen Erfahrungen, welche das- 
selbe mit den Produzenten machte. 

Gegen Jahresschluss trat, hervorgerufen durch die amerikanische 
Krise, ein lebhaftes Abflauen der Konjunktur ein, von dem nur Gerste 
unberührt blieb. 

In geradezu unerträglicher Weise und mehr wie je hatten im 
letzten Herbste alle am Warenversand interessierten Kreise unter 
dem Wagenmangel der Bahnen zu leiden. Mag es auch richtig sein, 
dass ausserordentliche Umstände, wie ungewöhnlicher Warenbegehr 
und Schiffahrtshemmung dazu beitrugen, so lässt die alljährige 
Wiederkehr dieser Misere doch wohl den Schluss zu, dass noch 
andere Ursachen hier mitspielen. Verschiedenerlei Wahrnehmungen 
sprechen dafür, dass eine dieser Ursachen zu finden ist in der allzu 
rechtzeitigen Bereitstellung von Rollmaterial für Truppentransporte 
zu den Manövergeländen und weiters die Zurückhaltung der Wägen 
daselbst bis nach Beendigung der Waffenübung. Bei vollster Würdi- 
gung der Bedeutung dieser militärischen Übungen für die gesamte 
Bevölkerung ist doch der Wunsch wohl nicht unberechtigt, dass bei 
alldem weitgehendere Rücksicht auch auf den Warenverkehr ge- 
nommen und Vorkehrungen getroffen werden zur Verhütung solch 
tiefgreifender und nachteiliger Störungen. 

Bericht über das Müllereigewerbe aus Würzburg. (3. II.) 

Das Geschäft war im allgemeinen vom Frühjahr bis zum Sommer 
1907 sehr schleppend; die erzielten Preise deckten kaum die Selbst- 
kosten. Erst durch die Ernte bekam das Geschäft neues Leben, 
da im Herbst schon alle Lager geräumt waren. Es begann eine 
allgemeine Preistreiberei mit Roggen, der nach allen Richtungen 
verschickt wurde. Weizen folgte in noch schärferem Tempo, was 
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bewirkte, dass die Preise beider Getreidearten bis Mitte Oktober 
rapid in die Höhe schnellten; hierauf kam ein kleiner Stillstand, 
durch den hohen Zinsfuss bedingt, der die Ware langsam zurück- 
, gehen liess. 

Seitens der in den letzten Jahren neugebauten Grossmühles 
am Rhein ist das hiesige Gebiet derartig mit Mehl überschwemm:, 
dass der Verkauf hier erzeugten Mehles fast durchweg nicht über 
den Selbstkostenpreis betätigt werden konnte. Es ist dies leicht 
dadurch zu begründen, dass zur Herstellung eines konkurrenzfähigen 
Mehles ein grosser Prozentsatz überseeischen Getreides verarbeitet 
und für dieses oft stark mit Besatz behaftete Getreide, das nur 
ca. /O°,o Mehl liefert, der gleiche Frachtsatz gezahlt werden muss, 
wie für das veredelte Produkt (ioo°/o Mehl) der Riesenmühlen. 

Dann kommt noch die Kontrolle der Stadt wegen des städti- 
schen Akzises sehr stark in Betracht ; alles Getreide, das zur Mühle 
geht und nicht mit dem Schiff kommt, muss nämlich auf das städtische 
Akzisamt per Achse vorgefahren werden, desgleichen alles Mehl, das 
zur Ausfuhr kommt. Erschwert wird dieses Verfahren besonders in 
den Wintermonaten dadurch, dass Mehl nur in der Zeit von früh 
8 Uhr bis abends 5 Uhr zur Rückvergütung angenommen ' wird 
Daher kommt .es, dass eigentlich das ganze Lager mit Akzis belastet 
ist, was einem ganz namhaften Betrag gleich kommt, den man der 
Stadt ohne jede Zinsvergütung das ganze Jahr überlassen muss. 
Hinsichtlich der Akzisrückvergiitung entstehen mangels Fachkunde 
der Beamten ständig Differenzen; zur Förderung des einheimischen 
Mühlengewerbes wäre grösseres Entgegenkommen der Stadtverwaltung 
Würzburg wünschenswert. 

Die Arbeitslöhne steigen wie überall so auch im Mühlenbetrieb 
fortwährend. Zum Schlüsse sei noch bemerkt, dass der Ketten- 
schleppverkehr resp. der Schiffahrtsbetrieb einer gründlichen Ver- 
besserung bedarf; es gehört nicht zu den Seltenheiten, dass Mare 
von Mannheim nach Würzburg drei Wochen und noch darüber unter- 
wegs ist. 

Korn kostete pro 1 

Jan. April 1907 
Mai /Juni „ 

Juli/Okt. ,, 

Nov. Dez. ,, 



00 kg durchschnittlich: 

Mk. 17.00 — 18.50. 

„ 18.75—19.50. 

„ 20.00 — 21.00. 

„ 20.75—19.75. 
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Weizen kostete pro ioo kg durchschnittlich: 
Jan. 'April 1907 Mk. 18.25 — 19.00. 

Maijuni „ „ 19.75 — 21.00. 

Juli/Okt. ,. „ 21.00 — 24.00. 

Nov.Dez. „ „ 23.50 — 21.50. 



II. Gärtnerei. 

Bericht des Fränkischen Gartenbau Vereins Würzburg. 

(12. II.) 

Obwohl während der ersten Monate des Berichtsjahres namentlich 
die Gemüsegärtnerei infolge der andauernd kalten Witterung beträcht- 
lich zurückblieb, gestaltete das Geschäft sich späterhin doch in ziemlich 
zufriedensteiler Weise. Insbesondere die Blumengärtnerei und Binderei 
hat gegenüber den Vorjahren eine erwünschte Verbesserung erfahren. 
Die Zeit der Gartenbauausstellung im Monat April brachte eine 
ziemlich lebhafte Bewegung in die Blumengärtnerei , und man wird 
die beobachtete Besserung wohl zum grössten Teil auf genannte 
Ausstellung zurückführen dürfen. Die Preise für die Erzeugnisse der 
Blumen- und Gemüsekultur gingen nicht über das Niveau der Vor- 
jahre hinaus. 

Hand in Hand mit dem besseren Geschäftsgang bewegten sich 
aber auch die Betriebsausgaben aufwärts. Die Preise für Steinkohlen, 
Bretter und sonstige Betriebsbedürfnisse stiegen ebenso wie die 
Arbeitslöhne. Die Kosten und Zeitverluste beim Transport der 
Erzeugnisse zum weit entlegenen Hauptbahnhof mehren sich um so 
bedeutender, je länger der Mangel einer neuen, in der Nähe der 
Sanderau zu errichtenden Güterverladestelle empfunden 
werden muss. 

Nicht unbemerkt seien hier die Klagen aus dem -Kreise der 
Blumengärtnerei über die schädliche, mitunter ungewöhnlich lange 
Inanspruchnahme des Kredits seitens der solventen Käufer. 

Erwähnt sei ferner noch, dass infolge Einführung des 8. Schul- 
jahres die entsprechende Anzahl von Lehrlingen nicht oder zum Teil 
nur sehr schwer gewonnen werden konnte. 
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Bericht über das Baumschulengeschäft (erstattet von der Firm 

B. Müllerklein, Baumschulen Karlstadt a. M. 12. I.) 

Das Geschäft kann im allgemeinen als zufriedenstellend be- 
zeichnet werden, wenngleich der Herbstversand durch die Trocke 
heit im September — Oktober etwas ungünstig beeinflusst wuri 
Der Absatz der einzelnen Artikel ist ohne wesentliche Andere 
gegenüber dem des Vorjahres, jedoch scheint wider Erwarten eaz 
geringere Kauflust in Obst-, speziell Apfel-Hochstämmen Platz c 
greifen. 

Die Schutzzölle machten sich wiederholt für hiesige Verhii: j 
nisse als nachteilig geltend, der Versand ins Ausland speziell na 
Österreich, Schweiz ist erschwert, und der Beztfg aus Ländern, d- 
kliinatisch für die Anzucht gewissen Pflanzenmaterials günstige 
liegen, ist durch den Deutschen Schutzzoll stark belastet. 

Die Kredit Verhältnisse haben sich nicht zum bessere 
geneigt; auch der hohe Diskontosatz gegen Ende des Jahres 190; 
hatte nachteiligen Einfluss. 

Ein nicht zu unterschätzender Nachteil sind die sogenannte 
Eisenbahnbaumschulen, welche die Bayerische Staatseisenbar 
an verschiedenen Orten anlegte. Wenn auch ein direkter Verkaufe 
Private noch nicht stattfindet, so sollen diese Baumschulen das be- 
nötigte Pflanzenmaterial für den Eisenbahnbedarf liefern, was frühe 
aus Privatbaumschulen gekauft wurde. Hierdurch entsteht de 
bayerischen Baumschulen ein grosser Ausfall. Die bayerische 
Baumschulen sind in der Lage, die benötigten Bäume etc. in gute 
Ware zu liefern und vielleicht billiger, als solche in den staatliche 
Betrieben herangezogen werden. Wohin soll es führen , wenn 
staatlichen Behörden ihr Pflanzenmaterial selbst hcranziehen, um s 
mehr als durch Vereins- und Gemeindcbaumschulen dem zur Gewerbe- 
steuer herangezogenen Baumschulenbesitzer bereits ziemlich ge- 
schadet wird. 

Bezüglich des Transportwesens wurde seitens der Eisenbai: 
direktion seit 1. April 1906 zugestanden, dass alle Bahnsendung«: 
w'enn sie 3,5 m Länge nicht überschreiten, als Eilgut zu Frachtgc 
Sätzen befördert werden. Es ist diese Vergünstigung mit Dar-- , 
begriisst worden, allein, wenn sie wirklich von allgemeinem Nutze 
sein soll, dann w-äre es wünschenswert, wenn die Länge auf 4 evef 
4,5 m hinaufgesetzt würde. 
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Wie bereits schon früher erwähnt, war das neue Reichsreblaus- 
gesetz von grossem Schaden für die Baumschulen. Aus allen Gegenden 
des eigenen Vaterlandes kommen die Nachfragen nach Weinreben, 
allein der Versand ist durch das Gesetz den einheimischen Baum- 
schulen unmöglich gemacht, während norddeutsche Baumschulen, 
die zufällig in keinem Weinbaubezirk liegen und über welche Bayern 
gar keine Kontrolle hat, unbeanstandet Weinreben und damit auch 
andere Pflanzen nach Bayern senden dürfen. Wenn auch dem Wunsche, 
das ganze Reblausgesetz, soweit es den Handel mit Reben betrifft, 
ganz aufzuheben, zurzeit noch nicht stattgegeben werden kann, so 
wäre es doch sehr wünschenswert, wenn der Rebenversand in jene 
Gegenden, die keinem Weinbaubezirk angehören, freigegeben würde. 

Bericht des Vereins selbständiger Gärtner in Wtirzburg. 

Der Geschäftsgang der Gärtnerei war infolge des kalten Früh- 
jahrs 1907 und des folgenden kühlen Sommers ein sehr flauer; denn 
je langsamer die Pflanze wächst, desto länger muss dieselbe ge- 
pflegt werden, wodurch sich die Produktionskosten steigern, der 
Erlös aber der gleiche bleibt. 

Die Konkurrenz der Branche ist eine sehr vielseitige und 
drückende. Die Hofgärten, Klöster, Spitäler, Pfründen etc. mit ihren 
vielen und billigen Arbeitskräften, ja selbst jeder Privatmann, der 
einen Garten besitzt, kann seine Produkte besser verkaufen, da 
hierfür keine Steuern zu entrichten sind, während der Gärtner zur 
Gewerbesteuer herangezogen wird. In weiterer Linie kommt das 
Ausland, welches infolge des günstigen Klimas viel billiger produziert 
und unser Land mit seinen gärtnerischen Produkten, da diese meisten- 
teils zollfrei sind, überschwemmt. 

Die Wünsche der Gärtner gehen nun dahin, die Branche eng 
an die Landwirtschaft anzugliedcrn , ihr eine feste Vertretung im 
Wege der Gesetzgebung zu schaffen und der drückenden Konkurrenz 
soweit wie möglich Einhalt zu gebieten. Die Gewerbesteuer wäre 
den Gärtnern zu erlassen, da sie zur Landwirtschaft gezählt werden 
und dazu gezählt werden wollen. 

Die Sonntagsruhe w'urde im Gärtnereibetrieb sehr schwer 
empfunden, weil derselbe stets von der Witterung abhängig ist und 
das ganze Jahr hindurch, gleichviel ob Sonn- oder Werktags, mit 
dem Wetter zu kämpfen hat; man muss eben ständig eines Ge- 
witters oder sonstigen Elementarereignisses gewärtig sein. 
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Zu den gärtnerischen Fach- und Fortbi ldungssc hulr 
sollten nur durchaus praktisch gebildete und fachkundige Lehr? 
beigezogen werden. 

Unsere Arbeiter und Gehilfen wenden sich, gleichwie über- 
haupt die landwirtschaftlichen Arbeiter, immer mehr der Industrie a 
Was die Rohstoffe betrifft, so muss in erster Linie der Pferde 
dung erwähnt werden, welcher in einem Zeitraum von io Jahra 
um das Doppelte im Preise gestiegen ist. Die Militärverwaltung^, 
speziell jene in Würzburg, schrauben den Preis des Pferdedunge 
dieses so notwendigen Bedarfsartikels der Frühbeetgärtnerei, so »er 
wie möglich in die Höhe; genügt eine Submission hierzu nicht,* 
werden zwei, eventuell auch drei angesetzt, um möglichst hohe Pre.' 
zu erzielen. Vor ca. io Jahren war der Preis des anfallenden Dünge- 
eines Pferdes pro Tag 4 — 5 Pfg. , während derselbe jetzt auf 9 bi.- 
IO Pfg. steht. 



III. Brauerei und Malzfabrikation. 



Bericht einer Exportbierbrauerei in Würzburg. (17. Li 

Der Geschäftsgang war in Stadt und Land sowohl, wie in 
Export ein sehr wenig zufriedenstellender, was wohl in der Haupt- 
sache dem vorjährigen überaus strengen Winter und dem späte 
folgenden, überall glcichermassen kühlen und unfreundlichen Somme 
zuzuschreiben ist, welche beiden Jahreszeiten man wohl zu den alkr- 
ungünstigsten ihrer Art zählen darf. Dass der dadurch verursachte 
Ausfall im Bierverkauf sich nicht noch erheblicher gestaltete, st 
lediglich auf die Erweiterung unseres Absatzgebietes zurückzuführtt 

Schlimmer noch wirkte die Preisgestaltung der Rot 
materialien auf die Brauindustrie ein. Schon in unserem vor- 
jährigen Bericht haben wir über die allgemeine Verteuerung de 
Rohprodukte geklagt, zu der sich noch seit Anfang 1907 wesentlich 
Lohnerhöhungen gesellten. Namentlich ist die Gerste infolge Eir.- 
fiihrung der neuen Zölle bedeutend teurer geworden. Nach de 
diesjährigen Ernte haben sich die Preise der Gerste aber zu eicc 
Höhe entwickelt, die trotz allem wohl niemand erwartet hatte, ur 



Digitized by Google 




125 



die geeignet ist, kleinere und weniger gut fundierte Brauereien ernst- 
lich zu gefährden. 

Die Qualität der Gerste hat sich dagegen im Vergleich zu 
der vorjährigen wesentlich gebessert; sie lässt sich gut verarbeiten 
und entspricht in bezug auf Ergiebigkeit allen Anforderungen. 
Immerhin ist aber dadurch nicht im entferntesten ein Ausgleich 
für die hinaufgetriebenen Preise geschaffen. 

Die Hopfenernte war eine günstigere wie die im Vorjahre, 
jedoch vermögen die Ersparnisse, die sich für die Brauereien aus 
derselben ergeben haben, nur einen sehr geringen Teil der Mehr- 
kosten zu decken, die ihnen auf anderen Gebieten erwachsen sind. 
Diese vermehrten Lasten hat das Braugewerbe in den letzten Jahren 
alle auf sich selbst genommen; eine erspriessliche Weiterentwickelung 
ist dabei natürlich nicht möglich. 

Die per I. April 1908 zugestandene Ermässigung des Einfuhr- 
zolles in das norddeutsche Brausteuergebiet von Mk. 2.75 
auf Mk. 2.50 dürfte kaum einen merkbaren Einfluss auf die baye- 
rische Brauindustrie haben. Die geringe Höhe dieser Ermässigung 
sowie das Hinausschieben auf den späten Zeitpunkt hat den be- 
rechtigten Erwartungen der beteiligten Kreise nicht entsprochen. 



Bericht einer Bierbrauerei in Marktsteft. (21. I.) 

Das Geschäftsjahr 1906—07 muss leider als ein ungünstiges 
bezeichnet werden. Die im Vorjahr geäusserten Befürchtungen wegen 
weiterer Steigerung der Preise für Rohmaterialien haben sich bewahr- 
heitet. Gerste kostete im Mittel Mk.9. — und darüber, Hopfen je nach 
Lage Mk. 100 — 150. Auch die Preise für Kohlen, Pech etc. be- 
wegten sich in steigender Richtung. Für Löhne mussten bedeutende 
Erhöhungen bewilligt werden. Ein höherer Bierpreis konnte dagegen 
nicht erzielt werden, obwohl sich die meisten Brauereien der Gegend 
zu einer Vereinigung zusammenschlossen. 

Eine grosse Schädigung des Brauereigewerbes bedeutet das 
Verhalten der Verwaltungsbehörden in der Akzisfrage. Selbst in 
den kleinsten Landgemeinden wird jetzt nach und nach — auf Ver- 
anlassung der Vorgesetzten Behörde jedoch unter gleichzeitiger Ein- 
wirkung gegen eine Bierpreiserhöhung — ein Bieraufschlag in der 
Höhe von 60 Pfg. pro Hektoliter erhoben, den natürlich der Brauer 
tragen muss. Von einem Verdienst kann unter diesen Verhältnissen 
keine Rede sein. Es wäre dringend zu wünschen, dass das ge- 
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schilderte Verfahren seitens der Verwaltungsbehörden nicht weite 
durchgeführt wird. 

Für das kommende Geschäftsjahr haben wir mit Gerstepreisen 
von Mk. 10.50 — II zu rechnen. Der Hinweis auf die billigerer 
Hopfenpreise ist absolut unangebracht, denn für den erhöhten Konsum 
heller Biere kommen nur feinste Hopfen in Betracht, und die- 
haben immer einen beträchtlichen Preis. 

Bei den trüben Aussichten auf die Zukunft ist es sicher nicb: 
unangebracht, die Bitte an die Kgl. Staatsregierung zu richten, die 
um ihre Existenz kämpfenden mittleren und kleineren Brauerei-.-' 
zu schützen und zu unterstützen, nicht aber durch neue Steuern und 
Auflagen noch mehr zu drücken. 

Bericht einer Bierbrauerei in Neustadt a. S. (18. I.) 

Der Absatz im Jahre 1907 liess infolge der schlechten Witterungs- 
Verhältnisse viel zu wünschen übrig. Der Verdienst wird von Jahr 
zu Jahr geringer, nicht nur infolge der erhöhten Löhne und der Prei« 
für Malz, Futterartikel etc., sondern auch dadurch, dass in unser« 
Gegend wohl mit die schlechtesten Bierpreise in Bayern herrschen 
In der ganzen Gegend wird das Bier an die Wirte mit Mk. 15.— pro 
Hektoliter verkauft ; es gibt aber auch einige Brauereien, die es mit 
Mk. 14. — tun; dabei verlangen die Wirte noch Trebern, diverse Fuhren 
und sonstige Dienste seitens der Brauereien. Gegen Ende des 
Jahres wurde der Versuch gemacht, durch Einberufung einer Brauer- 
versammlung, der ziemlich Folge geleistet wurde, eine Einigkeit 
herzustellen, um die Bierpreise zu erhöhen; doch sdheiterte dies 
dadurch, dass sich doch noch viele abseits hielten, um bei ihren 
Abnehmern lieb Kind zu bleiben, und ferner glauben, dass sie bei 
einer Preiserhöhung einmal einen Teil ihrer Kundschaft verlieren 
und das andere Mal auswärtigen Brauereien den Boden ebnen würden. 



Bericht über die Malzindustrie, erstattet von der Mohr scher. 

Malzfabrik Adler & Blum in Würzburg. (22. I.) 

Im letzten Jahre machte sich in der Malzindustrie zum ersten 
Male der neue Zolltarif bemerkbar ; indes verhinderten grosse Vor- 
räte zunächst noch eine genauere Übersicht über die Wirkung des 
neuen Zolles auf Gerste. Die Gerste war in Franken teilweise nicht 
zum besten geraten, sie war zuweilen zu leicht im Gewicht und 
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ungleich in der Farbe. Der Preis aber, der von den Produzenten 
für diese Gerste verlangt wurde, war jedenfalls viel zu hoch. Die 
Preise für Frankenmalz andererseits waren sehr gedrückt. Der 
Verkauf des Malzes war insbesondere dadurch erschwert, dass die 
Brauer des norddeutschen .Brausteuergebietes eine Mehrbelastung 
durch neue Steuern erfuhren , unter der naturgemäss auch der 
Lieferant wieder zu leiden hatte. 

Schlechtes Sommerwetter, wesentlich höhere Löhne, höhere 
Kohlenpreise und die enorme Anspannung des Geldes waren Begleit- 
erscheinungen, die nicht wenig dazu beitrugen, dass die Mälzereien 
im allgemeinen auf kein besonders günstiges Jahr zurückblicken 
können. 

Die neue Kampagne hat mit Gerstenpreisen eingesetzt, die die 
schlimmen Befürchtungen, die man hinsichtlich der schädlichen Wir- 
kung des neuen Zolltarifes hegte, noch um ein Bedeutendes über- 
trafen. Wohin das führen soll, wenn die Preise des Rohmaterials 
sich andauernd auf solcher Höhe halten sollten, das lässt sich heute 
gar nicht vorausahnen. 

Ein gutes Absatzgebiet — die Schweiz — darf heute schon 
für die süddeutsche Malzindustrie als verloren angesehen werden. 
Durch Frachtermässigungen uncl sonstige ihr stillschweigend von 
ihren Regierungen gewährte Vergünstigungen ist die östejreich- 
ungarische, böhmische und mährische Konkurrenz in die Lage ver- 
setzt, in der Schweiz Malz zu einem Preise anzubieten, der für uns 
ausgeschlossen ist. In neuester Zeit tritt dortselbst auch die franzö- 
sische Konkurrenz in den Kampf und sucht durch ganz ausser- 
gewöhnlich niedrige Preise dieses bedeutende Absatzgebiet für ihre 
Produkte zu erobern. Und das müssen die süddeutschen Malz- 
fabrikanten einfach stillschweigend über sich ergehen lassen. Aufgabe 
unserer deutschen Regierung wäre es, hier helfend einzugreifen; aber 
angesichts der Haltung gegenüber der Brau- und Malzindustrie ist 
leider hierauf wenig zu hoffen. 

Wenn es uns auch gelungen ist, für das Jahr 1908 den Absatz 
bedeutend zu heben, so ist dies lediglich auf eine grössere Aus- 
dehnung des Absatzgebietes zurückzuführen. 

Der hohe Stand des Geldes und die allgemeine Belastung des 
ganzen Gewerbes sorgen dafür, dass die Malzfabrikanten gerade 
nicht auf Rosen gebettet sind; es bleibt nur zu wünschen, dass die 
deutsche Brauindustrie durch Erlangung höherer Bierpreise in die 
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Lage versetzt wird, die gerechten Forderungen von seiten ihre 
Lieferanten zu erfüllen. Denn wie überall, so heisst es auch hier 
„Ein Keil treibt den andern“. 



IV. Wein und Schaumwein. 



Bericht der Vereinigten Weingüter, G. m. b. HL, 
in Würzburg. (20. II.) 

Das vergangene Geschäftsjahr w'ar für den Weinhandel t 
mehrfacher Hinsicht kein günstiges. 

Veranlasst durch zwei aufeinanderfolgende Missernten stiege: 
die Forderungen der Winzer zunächst für kleine , dann auch rx 
mittlere Weine, so dass die Preise eine unerwartete Höhe im Ein- 
kauf erreichten. Im Verkauf sind die Preise allerdings auch gestiegen 
doch nicht in dem Masse wie im Einkauf, so dass tatsächlich vc: 
einem Verdienste an diesen Weinen keine Rede sein kann, besonder; 
wenn man berücksichtigt, dass die Abnehmer von Konsumweinr 
grosse 'Spesen und langes Ziel beanspruchen. 

Im Qualitätsweingeschäft hat sich noch immer keine Besserr. 
gezeigt. Nach wie vor werden unsere Frankenweine nicht gebühren: 
geschätzt. Wenn auch in letzter Zeit die Boxbeutel- Weine an Be 
liebtheit zunehmen, so kann man doch nicht sagen, dass der Absa- 
ein derartiger war, wie ihn diese Edelwcine verdienen. 

Zu all diesen Schwierigkeiten kommt noch die Beunruhigur: 
die der neue WeingeSetzentwurf gebracht hat. Mit bangen Sorge: 
sieht der reelle Handel der Zukunft entgegen. Mag auch zugegeb 
werden, dass sich Auswüchse gezeigt haben, so ist man doch ir 
Ansicht, dass denselben mit dem bestehenden Gesetz hätte er: 
gegengearbeitet werden können. Die Erfolge, die dieses Gesetz c 
Vereine mit hauptamtlicher Kellerkontrolle erzielte, sprechen dafr 
Die im Entwurf enthaltene Regelung der E t i k et t c n f r a g e enthi: 
Undurchführbares, ebenso sind die bisher veröffentlichten Pormuk: 
für das Kellerlagerbuch für Handel und Winzer unbrauebf* 
so dass bei Annahme des Entwurfes anzunehmen ist , dass ic 
allen Interessensciten sofort eine neue Agitation gegen dasselbe fr 
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ginnen wird. Die einer gedeihlichen Entwickelung unserer Branche 
so nötige Ruhe dürfte also für die nächsten Jahre fehlen. 

Diese grossen, einschneidenden Fragen sollen unsere Alltags- 
sorgen nicht vergessen machen. Eine hauptsächliche, immer wieder- 
kehrendc betrifft die unfrankierte Annahme von retourgehen- 
den Emballagen von Seite der Bahnen. Möge man sich am 
gegebenen Orte nicht länger diesem Ersuchen, das nicht nur von 
seite der Weinbranche geäussert wird, verschliessen und die strikte 
Verfügung treffen, dass retourgesandte leere Emballagen frankiert 
sein müssen. 

Als Mangel wird es weiter empfunden , dass die in Bayern 
verkehrenden Heiz wagen noch nicht in Norddeutschland ein- 
geführt sind. 

Schliesslich sei noch der Antialkoholbewegung gedacht, 
die durch fortgesetzte einseitige Agitation auch dem vernünftigen 
Genuss von Wein entgegenarbeitet und dabei teilweise Unterstützung 
von Behörden, Ärzten etc. geniesst. 

Bericht einer Weingrosshandlung in Würzburg. (22. I.) 

Der Weinhandel in Unterfranken litt, wie auch anderswo, im 
verflossenen Jahre an dem schon seit dem Jahre 1906 infolge Miss- 
ernten hervorgetretenen Mangel an inländischem Wein, der sich, da 
auch die 1907 er Lese quantitativ sehr gering ausfiel, beim Einkauf 
immer fühlbarer machte. Hauptsächlich waren es kleine Konsum- 
weine, die überall begehrt und zu den höchsten Preisen, etwa um 
lOO°/o teurer als im Herbst 1905, bereitwilligst Abnehmer fanden. 
Bei Mittelweinen, die beim Winzer etwas leichter zu finden waren, 
war der Preisaufschlag geringer, doch mussten feine Lagen- und 
Domänenweine bei den Versteigerungen wieder sehr hoch bezahlt 
werden. 

Das Verkaufsgeschäft mit kleineren Händlern, Wirten und 
Privaten war ein reges zu nennen; doch kamen hierbei, soweit es 
inländische Weine betraf, hauptsächlich die kleinen Konsumweine 
in Betracht, wofür nur in den seltensten Fällen wesentlich höhere 
Preise als früher zu erzielen waren. Auch mittelfeine Lagen- und 
Domänenweine mussten grösstenteils noch ohne Aufschlag geliefert 
werden, was natürlicherweise nur so lange geschehen kann, als die 
alten, noch zu billigeren Preisen erstandenen Vorräte reichen. So- 
weit ist denn auch das Geschäft in diesen Weinen noch erspriesslich 
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gewesen ; doch muss schon jetzt für das laufende Jahr mit einen 
Ausfall hierin gerechnet werden. 

Befriedigt hat auch das Geschäft in ausländischen Weinen 
dessen sich der unterfränkische Weinhandel immer mehr annehmc 
muss und worin zu mässigen Preisen schon recht gute Qualitäten 
geliefert wurden. 

Auch in Kognak und sonstigen Spirituosen, wie auch in Schaum- 
weinen war das Geschäft recht lebhaft. 

Wenn nun auch der teuere Geldstand dem Weinhandel im 
allgemeinen nachteilig gewesen ist, da namentlich Zahlungen unrege 
mäs.sig erfolgten, so kann doch das Berichtsjahr als ein befriedigen- 
des angesehen werden. 

Bedauerlich ist, dass der deutsche Weinhandel schon wieder 
durch die Ankündigung nicht bloss einer Verschärfung des bestehen- 
den Weingesetzes, sondern überhaupt eines ganz neuen Gesetzes 
beunruhigt wird. Unser jetziges Gesetz, richtig gehandhabt, reicht 
vollkommen aus, um den Winzer vor der Konkurrenz unreeller 
Weine, wie auch den Konsumenten vor Übervorteilung seitens des 
Händlers zu schützen, wie ja die häufigen Weinprozesse und die 
jetzige Weinteuerung zur Genüge beweisen. Hoffen wir, dass ma." 
das an den hierfür in Betracht kommenden Stellen einsehen und 
eine Gesetzesvorlage verhindern wird, durch deren Annahme höchstem 
der Produzent bekannter feinerer Lagenweine gewinnen könnte, die 
übrigen Winzer dagegen aber nur geschädigt und der Weinhand^' 
schliesslich gar unmöglich gemacht würde. 



Bericht eines Weinagenturgeschäfts in Wiirzburg. (5. II 

Das Jahr 1907 ist im Bereich des Weinagenturgeschäftes als 
ein sehr ungünstiges zu bezeichnen. Geringer Ernteausfall , teuere 
und knappe Geldverhältnisse und leider wiederholte, grosse Beun- 
ruhigung , die der Entwurf eines neuen Weingesetzes dem Hände 
brachte, waren die Faktoren , welche das Resultat der genannter. 
Epoche überaus ungünstig beeinflussten. Nicht minder aber hat der 
Weinhandel durch die fortgesetzten, ungerechtfertigten Angriffe von 
verschiedenen Seiten , die teilweise zu einer systematischen Hetze 
ausarteten, zu leiden. Alle diese überaus beklagenswerten Einwir- 
kungen haben es dazu gebracht, dass das Geschäft sich nur sehr 
mühsam und wenig nutzbringend entfalten konnte. 
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Der Bezug von Süd- und Dessertweinen hat sich nicht un- 
bedeutend vermindert, was ganz besonders für spanische und portu- 
giesische Süssweinsorten, deren Einfuhr durch die erhöhten Zölle sehr 
erschwert ist, gelten mag; recht angezeigt wäre es, dass man ge- 
nannten Sorten, gleich dem Marsalawein, zum Vorzugszollsatz wieder 
wie früher Eingang verschaffte. 

Erfreulicherweise ist ein vermehrter Konsum von deutschen 
Schaumweinen zu konstatieren, während der Bezug von Bordeaux- 
weinen und französischem Kognak sich auf gleicher Höhe wie im 
vergangenen Jahre bewegt hat, wogegen eine nicht unbedeutende 
Verminderung des Verbrauchs von sogenannten Verschnitt weinen 
sich ergab. 

Wiederholt und mit grosser Genugtuung möchte ich bei dieser 
Gelegenheit hervorheben, dass auch im vergangenen Jahre die Keller- 
kontrolle im heimatlichen Bezirk keine erheblichen Beanstandungen 
zutage brachte. Es sei mir an dieser Stelle gestattet, meine frühere 
Darlegung zu wiederholen , nämlich , dass bei richtiger Anwendung 
und Ausführung die Vorschriften des seither bestehenden Wein- 
gesetzes wohl ausreichen, um die unlauteren Elemente und gewissen- 
lose Fälscher (die es ja leider überall gibt) zur Verantwortung zu 
ziehen und unschädlich zu machen. Möchte man doch an berufener 
Stelle sich nicht der Ansicht verschliessen, dass nur eine fortdauernde 
Ruhe und weitgehender Schutz gegen ungerechtfertigte Angriffe es 
dem Weinhandel ermöglichen können, sich gedeihlich zu entfalten. 
Die fortwährende Suche nach neuen Gesetzen und Vorschriften 
kann die Weiterentwickelung des Weinhandels unmöglich fördern. 
Wenn der neue Wein-Gesetzentwurf in der veröffentlichten Form 
Gesetzeskraft erlangen würde, so wäre damit dem Wcinhandel eine 
Fessel auferlegt, die für ihn die Möglichkeit einer gedeihlichen 
Weiterentwickelung ausschliesst ; ja es würde dies sogar für Ge- 
schäfte kleineren und mittleren Umfanges den Ruin bedeuten. 
Hoffentlich gelingt es den hierzu berufenen Vertretern, diese dem 
Weinhandel schwer drohende Gefahr abzuwenden, um jene Ruhe 
herbeizuführen, ohne welche der Handel sich nimmermehr zu ent- 
wickeln vermag. Möchte dann recht bald jene Zeit herbeikommen, 
welche es dem Weinhandel ermöglicht, auf dem Gebiete des Erwerbs- 
lebens sich wieder jene Wertschätzung zu verschaffen und diejenige 
achtunggebietende Stellung einzunehmen, die ihm von Rechts wegen 
voll und ganz gebührt ! 

9 * 
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Bericht einer Weingrosshandlung in Schweinfurt. 

(28. L) 

Obschon der Verkauf in der Weinbranche immer schwieriger 
wird, hat sich das Geschäft des abgelaufenen Jahres 1907, bis gegen 
Schluss des Jahres, wo sich Anzeichen einer abflauenden Konjunktur 
bemerkbar machten, in regulären Bahnen bewegt. 

Es gibt wohl keine Branche mehr, die so, wie die Weinbranche, 
durch fortdauernde Agitation und erschwerende Gesetze zu leiden 
hat ; wenn da die Schaffensfreude erlahmt, ist es gewiss kein Wunder. 
Man sollte dem Weinhandel doch endlich einmal Ruhe lassen ! Diese 
Agitation erhöht nur ungerechtfertigterweise das Misstrauen gegen 
den Weinhandel, der doch sicher auf mindestens ebenso reeller Basis 
beruht, wie jeder andere Handelszweig; ohnehin erschwert schon die 
Konkurrenz der Kasinos und sonstiger sogenannter Liquidations- 
und Konkursverkäufe das Geschäft ganz bedeutend. 

In keinem Lande erscheinen fortwährend so viele neue Gesetze 
auf der Bildfläche wie in Deutschland ; anstatt den Handel, der doch 
gewiss hohe Abgaben an Staat und Stadt entrichtet , zu stützen, 
resp. zu fördern, sucht man ihm das Leben so sauer wie möglich 
zu machen. Im Interesse des gesamten Handels wäre es zu erwarten, 
wenn der neue Gesetzentwurf von den gesetzgebenden Körperschaften 
abgelehnt werden würde; allerdings sind die Aussichten hierzu nicht 
derart, um grosse Hoffnungen hegen zu können. Das Weingesetz 
in seiner seitherigen Fassung genügt vollkommen, um Unreellitäten 
vorzubeugen. Für die fränkischen Weinbauern wäre das neue Wein- 
gesetz von besonders einschneidender Bedeutung, denn unverschnitten 
würde der Wein den Konsumenten grösstenteils, speziell in Nord- 
deutschland, nicht schmecken. Frankenweine, ausgenommen ganz 
renommierte Lagen, wie Stein, Leisten etc., sind in diesen Gegenden 
an und für sich schwer verkäuflich. 

Die Ernte pro 1907 ist im Durchschnitt quantitativ mittel- 
mässig bis gering ausgefallen, dagegen verspricht die Qualität recht 
brauchbar zu werden. Durch die geringen Ernten 1906 und 1907 
sind die kleinen Weine, nach denen die Nachfrage am grössten ist. 
ganz bedeutend gestiegen, und auch Mittelweine haben im Preise 
angezogen. Die Nachfrage nach Moselweinen und leichten Weinen 
verdrängt nach wie vor den Absatz in feinen Flaschenweinen; an 
Stelle der letzteren werden , zum Schaden des Handels , mehr und 
mehr die moussierenden Weine genommen ; im Auslande sind die 
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besseren Flaschenweine noch eher verkäuflich, wenn man zwar auch 
dort anfängt, den Moselweinen den Vorzug zu geben. 

Zum Schluss sei der Wunsch wiederholt, die Bahnverwaltung 
möge den unfrankiert zurückgehenden Emballagen die Annahme 
verweigern. 

Weiterer Bericht aus Sulzfeld a. M. 

Die Lage des Weinhandels hat sich seit vorjährigem Berichte 
keinesfalls gebessert, denn die schon im vorigen Geschäftsjahre ge- 
habten hohen Preise haben sich im abgelaufenen Jahre stetig erhöht, 
so dass die heutigen Einkaufspreise in gar keinem Verhältnis zu 
den Verkaufspreisen stehen. Die Schuld hieran liegt einesteils an 
der im vorjährigen Berichte schon befürchteten und leider auch ein- 
getroffenen abermaligen Missernte und andemteils an einer immer 
noch gerne „vielverkaufenden“ Konkurrenz. 

Der hiesige Ort hat zwar im Verhältnis zu anderen gleich- 
bedeutenden Weinorten in bezug auf das Ernteergebnis recht gut 
abgeschnitten , da der Lohn für fleissige und richtige Bespritzung 
der Weinberge auch in diesem Jahre nicht ausblieb. Die hiesigen 
Winzer konnten mit einigen Ausnahmen quantitativ und auch mit 
den Preisen (ca. Mk. 50.— pro 100 Liter) sehr zufrieden sein. Der 
Handel des hiesigen Platzes , welcher als sehr tätig bekannt, dürfte 
auch trotz der ungünstigen Konjunktur eine Steigerung des Umsatzes, 
aber bei geringerer Rentabilität, zu verzeichnen haben. 

Die Einkaufspreise werden sich künftig im allgemeinen für 
alle Weinbaugebiete, auch wenn Volljahre eintreten werden, für die 
Winzer sehr günstig gestalten, weshalb es nicht recht begreiflich 
erscheint, dass gerade in diesem Jahre die Hetze gegen den Wein- 
handel und die Agitation für ein neues Weingesetz so sehr einsetzte. 
Der ruhig denkende Winzer ist aber auch der Ansicht, dass das 
alte Weingesetz bei richtiger, gleichmässiger Handhabung vollständig 
ausreicht, um die Übertretungen zu fassen und zu strafen. Wenn 
der neue Weingesetzentwurf mit der darin angeschnittenen Etiketten- 
frage Gesetz würde , so dürften sich die fränkischen Weinbauern 
mit Ausnahme einzelner bevorzugter Weinorte und einiger bekannter 
grosser Dominalgüter mit der Ausrottung ihrer Weinberge vertraut 
machen, denn die im Entwurf vorgesehene Einteilung in Weinbau- 
jebiete mit den dazu einschlägigen Paragraphen trifft den fränkischen 
Weinbau am meisten. Damit wäre aber auch dem sehr rührigen 
ränkischen Weinhandel so ziemlich der Garaus gemacht. Man will 
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diese Befürchtung von agrarischer Seite nicht einsehen , aber leider 
würde sie nur zu wahr werden; hoffen und wünschen wir, dass kein 
einseitiges Weingesetz zustande kommt , sondern ein Gesetz , mit 
dem Weinhandel und Weinbau zufrieden sein können! 

Sehr zu wünschen wäre es, wenn die Kgl. Eisenbahn Verwaltung 
dem in der kalten Jahreszeit zu versendenden Wein mehr Aufmerk- 
samkeit zuwenden und den Absendern ein grösseres Entgegenkommen 
zeigen würde, entweder durch Einstellung von geheizten Güterwagen 
auch auf Nebenlinien, oder durch raschere Beförderung, ähnlich 
dem „frischen Obst“, mit einer kleinen Frachterhöhung. 

Zu unserem Bedauern wurde eine Eingabe unserer Gemeinde 
an das Kgl. Oberpostamt mit dem bescheidenen Wunsche einer 
dritten Postverbindung (Botenpost) abschlägig beschieden. Der hiesige 
Handel erleidet durch spätes Eintreffen der Post entschieden einet 
grossen Nachteil. Wenn eine Mittagsbotenpost eingeführt würde, 
könnte die Morgenpost anstatt erst um 9 Uhr schon um 7 Uhr hier 
eintreffen. Der hiesige Ort mit seinem nicht unbedeutenden Hände 
ist doch absolut nicht mit einer gleichgrossen Gemeinde, in der nur 
Landwirtschaft betrieben wird, zu vergleichen, weshalb ein Ent- 
gegenkommen von seiten der Kgl. Oberpostdirektion sehr zu wün- 
schen wäre. 

Bericht eines Weinbergbesitzers aus Eschemdorf. (30. 1 

Das Jahr 1907 war nicht befriedigend. Allerdings ergab die 
Weinernte mehr wie 1906; auch machten einzelne, die im Vorjahre 
unablässig gegen die Peronospora ankämpften, auch dieses Jahr 
Erträgnisse von 8—10 Hektoliter per Morgen (*/ 5 Hektar). Die 
Mehrzahl der Besitzer dagegen , auch solche , die schon vor dem 
Spritzzwang die Krankheit bekämpften, erzielten nur 3—4 Hekto- 
liter per Morgen, also eine ungenügende Menge. 

Weil die Menge fehlte, brachten auch die im Herbste für den 
neuen Wfein angelegten Preise von 50 — 80 Mk. per Hektoliter keiner, 
vollständigen finanziellen Ersatz, keine Verzinsung des in den Grund- 
stücken angelegten Wertes, und nur sehr schwache Löhnung der 
mühseligen Arbeiten des Jahres. Ebenso ging es unbefriedigend 
mit dem Verkauf von vergohrenem Most nach Weihnachten. deT 
Geschäftsgang war äusserst flau. 

Was soll werden, wenn in solchen halben und fast ganzen 
Missjahren der Absatz stockt, weil in nächster Nähe des Weinbau- 
gebietes jeder Weintrinker mit zudringlichen Angeboten von zweifel- 
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hafter Ware belästigt wird? Das führt den Ruin des ehrlichen 
Weinhandels und des Gesamtweinbaues herbei. Wiederholt muss 
daher auf die Notwendigkeit einheitlicher Weinkontrolle im 
deutschen Reiche nach bayerischem Muster hingewiesen werden. 
W as hilft ein zweites Weingesetz, wenn es, wie das erste, nur inner- 
halb der bayerischen Grcnzpfähle zur Geltung kommt ? 

Eine Verbesserung der Verfrachtung auf dem Maine, wodurch 
der Handelsverkehr der Städte Kitzingen und Schweinfurt mit hie- 
sigen und anderen am Maine liegenden Ortschaften gefördert wird, 
ist durch das Kettenschiffahrtsprojekt endlich genehmigt worden. 
Möge die Schiffahrt bald in Betrieb gesetzt werden; möge ferner 
die Fortsetzung der Lokalbahn Seligenstadt-Volkach nach Ebrach- 
Bamberg genehmigt werden, was namentlich zur Minderung der 
Kosten für Weinbergspfähle und Brennholz , eine der drückendsten 
Ausgaben im. Haushalt des Weinbauers, beitragen würde! 

Bericht einer Sektkellerei in Würzburg. (25. I.) 

Die im vergangenen Jahre an dieser Stelle geschilderte schwie- 
rige Lage kleiner und mittlerer Betriebe unserer Branche besteht 
weiter und hat sich noch mehr verschärft infolge der in diesem 
Jahre noch höheren Weinpreise. 

Das Bedürfnis des Deklarationszwanges von mit künst- 
licher Kohlensäure imprägnierten Schaumweinen als 
solcher wird von den echten Schaumwein nach französischer Methode 
mittelst Flaschengährung herstellenden Fabrikanten immer dringender 
empfunden; wir können nur wünschen, dass unsere diesbezügliche 
Eingabe, welche durch die Handelskammer an das Reichsamt des 
Innern weitergeleitet wurde, von Erfolg gekrönt sein möge. 



V. Spirituosen, Essig und Obstwein. 

Bericht einer Branntweinbrennerei in Würzburg. (3. II.) 

Der Bericht, den wir für das abgelaufene Jahr geben können, 
ist ein sehr unerfreulicher. Handel und Verkehr der Branche haben 
sich durch die Schwierigkeiten, welche in dem Artikel selbst liegen, 
in letzten Jahre recht ungünstig entwickelt. 
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Eine Häufung von Umständen verhindert ein Aufwärtsstreber. 
Konsumrückgänge, Abhängigkeit von einem Syndikat, Verteuerung 
aller in Betracht kommenden Rohmaterialien, schleppendes Ziel und 
teures Geld; alles dies vereinigte sich, um ein unerfreuliches Bild 
zu geben und man sollte denken, eine so schwer kämpfende In- 
dustrie würde eher den Schutz der Gesetzgebung geniessen, als dass 
ihr fortwährend neue Schwierigkeiten entgegengestellt werden. 

Zunächst brachte das Frühjahr nach einer äusserst lebhaft ge- 
führten Agitation wieder die Erneuerung des Syndikates auf eine 
Reihe von Jahren und machte die Hoffnung auf eine freie Kon- 
kurrenz zunichten. 

Das Jahr 1907 begann mit einem Spritpreis von Mk. 53. — 



am 24. September war derselbe ,, 58. — 

am 15 - Oktober wurde er auf ,, 62. — 

am 15. November auf ,, 65. — 

am 19. November auf „ 68. — erhöht 



Diese Erhöhungen wurden vom Spiritusring mit der schlechten 
Kartoffelernte begründet, in der Hauptsache aber war es eine Aus- 
nützung der Konjunktur, die durch die Spiritusmonopolgerüchti 
geschaffen war. 

Das Spiritusmonopol-Projekt hat unter den Interessenten der 
gesamten deutschen Spiritus-Branche die grösste Beunruhigung her- 
vorgerufen. Ein Reichsbranntweinmonopol, wie es bisher erörtert 
wurde, würde für eine Anzahl der Destillationsbetriebe den Ruin, für 
die Reichsfinanzen aber ein höchst bedenkliches Risiko bedeuten. 
Der unvermeidliche Konsumrückgang würde die auf das Monopol 
gesetzten Hoffnungen auf erhebliche Mehreinnahmen zunichte 
machen. Höhere Einnahmen aus dem Branntwein können geschaffen 
werden durch eine rationelle Reform der Branntweinsteuergesetz- 
gebung, insbesondere durch Abschaffung der Kontingentsvergünstigung 
für die grossen Brennereien. 

Statt der seitherigen Einzelsteuern müsste eine einheitliche 
Fabriksteuer erhoben werden; dadurch würden der Reichskasse 
höhere, vor allem aber auch sicherere Erträge zugeführt werden, wie 
sie bei einem Monopol niemals zu erwarten sind. Durch eine 
solche Besteuerung würde die bisherige Beschränkung der Gewerbe- 
freiheit vollständig beseitigt werden und den Spiritus produzierender 
und verarbeitenden Gewerben eine gleichmässige wirtschaftliche 
Gerechtigkeit widerfahren. 
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Bericht über die Essig- und Spirituosenfabrikation 
aus Würzburg. (16. I.) 

Die Notlage in der Alkoholessig-Fabrikation wird durch den 
Umstand charakterisiert, dass Bayerns grösste Alkoholessig -Fabrik 
gezwungen war, wegen Unrentabilität die Fabrikation von Gärungs- 
essig einzuschränken und die Essig-Fabrikation vollständig aufzu- 
geben. Auch in Heilbronn, der Hochburg der Alkoholessig-Fabri- 
kation, haben einige Fabriken den Betrieb ganz eingestellt, andere 
denselben erheblich eingeschränkt. Ursache dieser Notlage ist die 
unglückselige Preispolitik des Spiritusringes. 

Die Vergünstigung, welche dem Gärungsessiggewerbe von den 
verbündeten Regierungen durch Rückvergütung der Brennsteuer und 
Maischraumsteuer zugedacht war, ist durch die willkürliche und 
enorme Rohsprit -Preiserhöhung seitens der Spirituszentrale unwirk- 
sam geworden. Halten sich die vom Spiritusring festgesetzten Preise 
auf ihrer jetzigen Höhe, so verfällt das Gärungsessiggewerbe dem 
sicheren Ruin. Es ist sehr bedauerlich, dass sich die massgebenden 
Stellen gegenüber dem Treiben des Spiritusringes, der durch seine 
Preispolitik einen Fabrikationszweig nach dem andern schwer schädigt 
und kalt stellt, untätig verhalten. 

Die nämliche Klage besteht bei der Preisfestsetzung für den 
gereinigten Spiritus zu Genusszwecken. Rücksichtslos beutet der 
Spiritusring die ihm durch die bestehende Branntweinsteuergesetz- 
gebung eingeräumte Macht, die einem Privatmonopol gleichkommt, 
zum Nachteil der ganzen Destillateurbranche und der Konsumenten 
aus. Einschränkung der Produktion, Ausfuhr grosser Mengen Spiri- 
tus zu billigem Preise nach dem Auslande, hohe Preise für die 
Brenner und aussergewöhnlich hohe Preise für die Verbraucher, 
charakterisieren die Preispolitik des Spiritusringes; es besteht der 
dringendste Wunsch nach schleunigster Einführung eines Kartell- 
gesetzes, das die amtliche Preisfestsetzung vorschreibt und so die 
durch die Kartellenquete besonders beim Spiritusring aufgedeckten 
zahlreichen Missstände beseitigt. Die Kartellgesetzgcbung wäre noch 
in der Lage, der für das Destillationsgewerbe und die Gärungsessig- 
fabrikation so verhängnisvollen Preispolitik des Spiritusringes Einhalt 
zu gebieten. 
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Bericht über die Obstweinkelterei aus Obemburg a. M. (3 II 

Das Jahr 1907 stand unter dem Drucke des einzig dastehender 
hohen Zinsfusses und einer Geldnot, wie sie -seit langen Jahren nicfc: 
dagewesen ist. Zu gleicher Zeit, vielleicht auch eine Folge der- 
selben, bestand eine Teuerung. Die Haupt Volksnahrungsmittel, wk 
B rot und Fleisch, hatten enorm hohe Preise. Unter diesem Druckt 
mussten alle Geschäfte, am meisten aber die Apfelwein- und Sckt- 
branche leiden. Brot, Fleisch und die notwendigsten Kleider müsscr. 
eingekauft werden, aber Wein und Sekt nur im alleräussersten Falk: 
Die Folge dieser Teuerung und der Geldnot war, dass der Umsatz 190; 
gegen die Vorjahre im Rückstände geblieben ist. Die Arbeitslohn? 
wurden höher, ebenso das Rohprodukt, dagegen konnte ein Steiget 
des Preises für unsere Erzeugnisse nicht wahrgenommen werden 

Sehr wünschenswert, ja dringend notwendig wäre endlich na;': 
jahrelangem Ersuchen, dass die Zufuhrstrasse nach dem Ab- 
ladeplatz auf dem Bahnhof Obemburg gepflastert bezw. gerollt würde 
Bei Regenwetter ist ein Morast, dass die Wagen stecken bleibcr 
Auch wäre eine Rampe mit Kranen, an welche angefahren werdet 
kann, notwendig. 

Durch die neue Gewichts- und Massordnung dürfte bei jeden 
Bezirksamt ein Eichmeister oder Eichmeisterstellvertreter am Platze 
sein. 

Die Behandlung der Körbe mit frischen Obst lass: 
von seite der Bahnbeamten viel zu wünschen übrig. Nur bei sorg- 
fältiger Behandlung beim Ein- und Ausladen kommt Obst unversehrt 
an. Ganz besonders ist ein Aufeinanderstellen der Körbe zu ver- 
meiden, ebenso andere Güter auf die Körbe mit Obst zu stellen 
oder zu legen. 

Fässern mit Wein oder Apfelwein droht auf dem Transport 
mit der Bahn dadurch Verderben, dass dieselben im Somme 
stundenlang den direkten Sonnenstrahlen oder im Winter des 
strengen Frost im Freien ausgesetzt werden und so ganz oder tek 
weise zugrunde gehen. Da die Bahn in solchen Fällen nicht ha;: 
bar gemacht werden kann, so sollte die Direktion diese Vorkomm- 
nisse soweit als möglich abstellen. 



Digitized by Google 1 



VI. Schokolade und Konserven. 



Bericht der Konserven- und Schokoladenfabrik 
W. F. Wucherer & Co. in Würzburg. (14. II.) 

Die im Vorjahre bereits gemeldete enorme Steigerung der 
Rohkakao -Preise setzte sich weiter fort, so zwar, dass für manche 
Sorten der Aufschlag sich bis auf 1200 0 belief; erst gegen Ende 
des Jahres trat eine kleine Rückwärtsbewegung ein. Es lässt sich 
jedoch heute schon mit aller Bestimmtheit behaupten, dass die nie- 
deren Preise für Kakao vom Jahre 1906 wohl nie mehr erreicht 
werden. 

Als unausbleibliche Folge der enorm hohen Kakaopreise zeigte 
es sich, dass es nicht mehr möglich war, die inzwischen zu einem 
Volksnahrungsmittel gewordenen billigen Haushaltschokoladen zu 
Preisen herzustellen, die sie ihre Stellung als Nahrungsmittel be- 
haupten Hessen, und es ging deshalb der Konsum darin ziemlich 
bedeutend zurück. Diesem Umstand, sowie dem hohen Geldstand 
ist es wohl in erster Linie' mit zuzuschreiben, dass die Spekulation 
die hohen Preise nicht mehr halten konnte, sondern, wie schon oben 
bemerkt, gegen Ende des Jahres etwas nachgeben musste. 

Ein vernünftiges Zusammenhalten der Schokoladefabrikanten, 
verbunden mit genauen, allgemein gültigen Preis-Kalkulationen und 
strengen Vorschriften für die Güte und Reinheit der Schokoladen 
trug dazu bei, dass die Verkaufspreise und die Qualitäten diesen 
Verhältnissen angepasst werden konnten und die Fabrikation nicht 
verlustbringend wurde, wenigstens nicht für solche Fabriken, die, 
wie wir, sich mit der Herstellung vorwiegend besserer Fabrikate 
befassten und die billigen Haushalt -Schokoladen nur soweit fabri- 
zierten, als dies zur Ausnützung der Maschinen nötig war. Man 
könnte deshalb ganz mit Recht die Behauptung aufstellen, dass 
diese an und für sich recht beklagenswerte Teuerung des Rohkakaos 
doch auf der anderen Seite einen veredelnden Einfluss auf die 
Schokoladenfabrikation bezw. Schokoladenfabrikate ausübte. 

Die Obsternte Hess in diesem Jahr in vielen Sorten manches 
zu wünschen übrig und besonders Zwetschgen, die Hauptfrucht 
unseres Frankenlandes, waren recht schlecht ausgefallen, so dass sie 
mehr als das Doppelte wie im Vorjahre kosteten. 
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Zucker- und Stärkesirup -Preise bewegten sich in angenehme: 
unserer Fabrikation günstiger Höhe, bewirkten aber, dass billigt 
Obstmarmeladen, besonders von rheinischen Fabriken, hier zu gam 
unglaublich niedrigen Preisen in den Handel gebracht wurden. Alle 
dings war deren Qualität auch entsprechend. 

Im grossen und ganzen können wir konstatieren, dass siet 
der Absatz in unseren Fabrikaten, sowohl in Schokoladen als auch c 
Früchten, auch in diesem Jahre wieder recht erfreulich gehoben hat 
besonders in Schokoladen hat sich die Absatzvergrösserung haup' 
sächlich auf feinere Qualitäten erstreckt, während aus den eingaru. 
erwähnten Gründen billige Sorten eine Mehrung nicht aufwetset 
konnten. 

Eine Postexpedition am Bahnhofe Würzburg -Sanders, 
sahen wir auch in diesem Jahre noch wieder nicht errichtet und dn 
noch vordringlichere Unterführung der Si e bold s t r a s se ebec 
daselbst ist auch noch nicht in Angriff genommen worden. Yoc 
Seite der Betriebs - Direktion sind allerdings schon vorbereitende 
Schritte geschehen und es wäre jetzt nur Sache der verehrl. Stadt- 
verwaltung und der Angrenzer — an uns selbst würde es nicht 
fehlen — , auch ein entsprechendes Entgegenkommen zu zeigen 
Wir sind fest überzeugt, dass dann endlich diese, seit nunmelr 
17 Jahren bestehenden Wünsche einmal ihrer Verwirklichung na» 
sind. 



VII. Tabakindustrie. 

Bericht einer Tabakfabrik in Würzburg. (12. II.) 

Die Hochkonjunktur des Berichtsjahres brachte auch der 
Zigarrenindustrie einen lebhaften Aufschwung, der Aufnahme 
neuer Arbeiter ermöglichte. 

Während es fast allen Branchen möglich war, die Fabrikatpreise 
mit den höheren Gestehungskosten und der Verteuerung der Roh- 
materialien in Einklang zu bringen, war dies in der Zigarrenindustne 
nur in sehr beschränktem Masse möglich. Die Ursache davon liegt 
in der Hauptsache in der durch die wieder einmal geplante Er- 
höhung der steuerlichen Belastung geschaffenen unruhigen und un- 
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klaren Situation, welche jeden Fabrikanten zurückhalten muss, 
grössere Preiserhöhungen, wenn sie auch noch so notwendig sind, 
vorzunehmen, bis wieder Ruhe eingetreten ist. 

Ähnlich liegt es bei den Artikeln Rauch- und Schnupftabak. 
Es haben sich in diesen Branchen unter den grösseren Firmen er- 
freuliche Ansätze einer gemeinschaftlichen Preisbildung gezeigt, doch 
zwingt auch hier die ungeklärte Situation zum Verharren in sehr 
unerfreulicher und ungesunder geschäftlicher Lage. 

Es wäre dringend zu wünschen, dass die Reichs-Regierung für 
die Folge von weiten Tabaksteuerprojekten absehen möge, da die 
beständig wiederkehrende Beunruhigung schliesslich allein genügt, 
die für die deutsche Volkswirtschaft so wichtige Tabak- und Zigarren- 
industrie in ihren Grundfesten dauernd zu erschüttern und zu 
schädigen. 



VIII. Farben, Drogen, Chemikalien, Material- und 

Kolonialwaren. 

Bericht über die Ultramarinfabrikation in Schweinfurt. (13. 1 .) 

Die Nachfrage nach unseren Fabrikaten war auch im ver- 
flossenen Geschäftsjahre im allgemeinen eine ziemlich lebhafte. 

Der Export war jedoch nicht in allen Ländern ein gleich- 
mässig guter, es waren im Gegenteil manche Ausfälle zu ver- 
zeichnen. 

Die Preise der Rohstoffe hielten sich im allgemeinen auf 
gleicher Höhe, doch waren auch einzelne erhebliche Preissteigerungen 
eingetreten. 

Die Arbeiterverhältnisse sind im grossen und ganzen normale 
gewesen. 

Bericht einer Kitzinger Farbenfabrik. (16. I.) 

Das Jahr 1907 könnte als ein sehr günstiges bezeichnet werden 
— der Absatz war ein recht guter — , wenn nicht die durch Ring- 
bildung sehr hochgeschraubten Einstandspreise der wichtigsten 
Rohmaterialien, wie Leinöl, Bleiweiss, Zinkweiss. Terpentinöl, Schel- 
lack, Spiritus etc. das finanzielle Ergebnis sehr beeinträchtigt 
hätten, denn es war nicht möglich die Verkaufspreise anzupassen. 
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Während des letzten Quartals flaute das Geschäft merklich 
ab, und ist ein weiterer Rückgang der Hochkonjunktur zu befürchten, 
was bei den noch teuer eingekauften Rohstoffeu eine wenig günstig 
Aussicht für das kommende Jahr bietet. 

Bericht einer Schwarz-, Kohlenstaub- und Farbenfabrik ia 
Marktsteft a. Main. (3. II.) 

Der Geschäftsgang im verflossenen Jahre war normal. Dy 
Betriebsspesen werden aber von Jahr zu Jahr höher ; auch fr 
Arbeiterfürsorge müssen grosse Summen aufgewendet werden, 
so dass diese Ausgaben das Geschäftsresultat ganz beträchtlich 
schmälern. 

Die seit Mai 1906 zwischen Kitzingen und Marktbreit be- 
stehende Motorwagen-Verbindung will sich nicht rentieren. Mer 
hat besonders in Marktsteft darauf gerechnet, dass die Post- 
beförderung dem Motorwagen übertragen wird. Dies ist aber leide 
nicht geschehen; es läuft hinter den zwischen den beiden Bahr- 
stationen durch Marktsteft verkehrenden Motorwagen noch c» 
Kariolpost. Würde die Post mit den seit Bestehen der Gesellscha ' 
stets präzis und sicher fahrenden Autos befördert, so hätten «r 
hier eine viel bessere und öftere Postverbindung, und die vielleicht 
2500 Mark kostende Kariolpostausgabe würde der Motorwager- 
Betriebsgesellschaft zugute kommen, die dann in der Lage wäre, 
den sich als Notwendigkeit erweisenden lebhaften Verkehr aufrech: 
zu erhalten. So mussten die Städte und Distrikte Kitzingen ur.i 
Marktbreit, sowie die Handels- und Gewerbetreibenden von Kitzinger 
um Zuschüsse ersucht werden, damit sich das Unternehmen haltet 
kann. Wer sieht, wie hinter dem modernen Verkehrsmittel, dern 
Kraftwagen, die alte Postkutsche langsam einherläuft, der rnuv- 
sich eigentlich darüber wundern, wie bei unserer rastlos vorwärts 
strebenden Zeit etwas derartiges möglich ist. Wir haben keine 
Bahnverbindung hier ; daher sollte man uns wenigstens eine gua 
Postverbindung geben. Um */* 5 Uhr nachmittags geht der letzte 
Postwagen hier weg; die nächste Verbindung ist erst nächsten Tag> 
7 Uhr morgens. Damit meine Abendpost noch mit den Nachtzügen be- 
fördert wird, habe ich die Kgl. Postvcrwaltung gefragt, ob ich 
abends 7 Uhr meine Postsachen mit dem Motorwagen nach Kitzinger 
oder Marktbreit senden darf. Dies hat die Postbehörde, als dem 
Postgesetze zuwider laufend, abgeschlagen. Deshalb muss ich 
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meine Abendpost jeden Tag extra nach Kitzingen oder Marktbreit 
senden. 

Es wäre im Interesse des hiesigen Platzes mit seinem aus- 
gedehnten Handel und seinem beträchtlichen Obstbau gelegen, dass 
sich die Kgl. Postverwaltung bald entschliesst, die Postbeförderung 
zwischen Kitzingen und Markbreit der Motorwagenlinie zu übertragen, 



Bericht der Drogen-, Chemikalien-, Material- und Farb- 
waren-Grosshandlung Ebert & Jacobi in Würzburg. (i. I.) 

Wie leicht vorauszusagen war, bedeutete der Dezember 1906 
noch nichtdas Ende der Aufwärtsbewegung, die naturgemässeFolge der 
Teuerung war vielmehr, dass noch eine ganze Reihe von Industrien 
bei flott bleibendem Geschäftsgänge zu Preiserhöhungen auch für 
technische und pharmazeutische Chemikalien gezwungen wurde. In 
diesen Tatsachen liegt auch der Grund, warum nur einzelne Volks- 
schichten von der Hochkonjunktur profitierten, im allgemeinen waren 
bei gestiegenen Umsätzen nur die Bruttogewinne gute, während der 
anhaltend hohe Diskontosatz, die fortwährende Erhöhung aller Be- 
triebskosten, Lebensbedürfnisse, Arbeitslöhne etc. die Rentabilität 
und den Reinverdienst in keinem Verhältnisse zur Konjunktur 
steigerten, so dass manche Industrien, wie z. B. die Paraffin-Montan- 
industrie, die nur einen mässigen Preisaufschlag erreichte, über- 
haupt Vorteile nicht dadurch erzielten. 

Lokal begünstigte die Eröffnung der Flussschiffahrt auf dem 
Rhein und dem Main zu Beginn des Jahres den Verkehr; erst Ende 
Januar setzte Kälte ein. 

Aus so natürlichen Gründen wie obige Teuerungsaufschläge, 
wie die Hausse im Ölsaatenmarkte infolge von Fehlernten in 
den meisten Produktionsländem, erfolgten freilich nicht alle Kon- 
junkturen. Man fragte sich schon im Frühjahr, ob von manchem 
Artikel im Produktionsgebiete nicht vielleicht Vorräte künstlich zu- 
rückgehalten werden, und panikartige Erscheinungen besonders an der 
New-Yorker, aber auch an der Londoner und Berliner Fonds- Börse 
Hessen zunächst leise die Befürchtungen auftreten, dass z. B. viel- 
leicht die Leiter des Kupfertrusts in der Sucht nach leichtem 
Börsengewinn eine täuschende Politik inszeniert haben. Erst im 
Herbste ging aber der Anstoss zur allgemeinen Krisis vom Kupfer- 
markte aus. 
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Bei gespannt bleibenden Geldverhältnissen erzwang die Zur je 
haltung der Banken eine internationale Einschränkung spekulativ- 
Unternehmungen, nur das Bedarfsgeschäft blieb ein flottes, Übe 
treibungen kamen in unserer Branche ohnehin nur vereinzelt xu 
Das Ausbleiben der Aufträge Amerikas, die Verkleinerung fc 
Lagerbestände in Europa zur Erreichung eines flüssigen Geldstar.:: 
waren die Ursache, dass im Hochsommer auch von der chemisch: 
Industrie bereits häufiger Aufträge ohne Bedingung von Lieferfrist;: 
gesucht wurden. 

So bereitete sich ein allgemeiner Niedergang in der Indusr 
vor, der schliesslich im Oktober, noch aus anderen Ursachen in c: 
Vereinigten Staaten zur Deroute und ins amerikanisch Riesenbau: , 
wachsend, zu absolutem Mangel an barem Gelde führte. 

Uns erübrigt nur zu konstatieren, dass Amerika mit seiner 
enormen Konsum ein eminent wichtiger Faktor für die Preisbildir." 
sehr vieler Artikel unserer Branche geworden ist. Auch das Ai- 
flauen der grossen Hausse im Opiummarkte ist zum Teil darar 
zurückzuführen. Trotzdem brachte selbst der Spätherbst noch 
manche Preiserhöhung. Die erfreulicherweise im Durchschrrr 
guten Ernten bei uns und die weniger erfreulichen sehr hohen Ge- 
treidepreise steigerten die Kaufkraft der Landwirtschaft und ver- 
stärkten die Ansicht, dass das landwirtschaftliche Gewerbe aucr 
ohne sogenannte Liebesgaben in verschiedenen Formen aus dr 
Tasche anderer Erwerbszweige und des Reiches sein gutes Aus- 
kommen doch findet, obwohl natürlich auch von dieser Seite cz- 
Klagelied über die hohen Preise der Verbrauchsgegenstände «: 
erfolgt. In der Hauptsache ist allerdings die ausserordentlich; 
Teuerung der Lebensmittel, soweit nicht Zölle, die vom Konscn 
jetzt voll getragen werden müssen, in Frage kommen, durch schlechte 
und um 4 — 6 Wochen verspätete Ernten im Ausland hervorgerufei 
worden. 

Der niedere Wasserstand besonders des Rheines rief seb«: 
von September an wie im Vorjahre gerade in der lebhaftesten Ge- 
schäftszeit des Jahres grosse Kalamitäten hervor, berechtigte di; 
Schiffahrtsgesellschaften, von ihren Frachtverträgen zurückzutrete: 
und Zuschläge zu erheben, die zusammen mit den Lohnerhöhung;: 
empfindliche Beeinträchtigungen des den Verkäufen zugrunde ge 
legten Nutzansatzes verursachten, teure Bahnbezüge auch infolge 
der grossen Verspätung aller Ernten ausserdem notwendig machten 
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auch die Schiffahrt auf der Donau wurde bereits am 7. November 
auf längere Zeit eingestellt. Verschärft wurde die Situation durch 
Streiks in Rotterdam, Hamburg, Triest. Nach Abwickelung des 
Herbstgeschäftes und bei Eintritt flaueren Geschäftsganges wurde 
die Rheinschiffahrt Mitte Dezember auf kurze Zeit wieder eröffnet, 
während die Mainschiffahrt infolge grösserer Reparaturen an den 
Kunstbauten im kanalisierten Maine im Frühjahr 1908 längere Zeit 
geschlossen ist. 

Die Fortsetzung der Mainkanalisierung wird leider anscheinend 
durch die Frage der Einführung der Schiffahrtsabgaben verzögert, 
obwohl neue Konkurrenz durch Kanalverbindungen in drohender 
Nähe steht. 

Aus den Behinderungen der Schiffahrt und dem lebhaften Be- 
darfsgeschäft erklärt sich die weitere Vermehrung des Güterverkehrs, 
wie sie aus den Betriebsergebnissen der deutschen Eisenbahnen sich 
ersehen lässt. 

Die neue Eisenbahnverkehrsordnung wird erfreulicherweise, wie 
man hört, die Vorschriften über die bedingungsweise zur Beförderung 
zugelassenen Gegenstände erleichtern. Eindringlich genug glauben 
wir auch dafür eingetreten zu sein, dass dem Kleinverkehr das Zu- 
sammenpacken von leicht brennbaren und giftigen Stoffen und 
anderen Gegenständen ermöglicht wird. 

Die Neigung zur Konzentration im Wirtschaftsleben hat sich 
im verflossenen Jahre weiter entwickelt. Die angebrochenen ernsten 
Zeiten haben auch deutlicher auf die Gefahren hingewiesen, die in 
der Verwaltung von Riesenbetrieben durch nur einen oder mehrere 
Leiter liegen, auch darauf, wie sehr manche Kartelle die klare Über- 
sicht über Produktion und Preisgestaltung erschweren. Die Zentrale 
für Spiritusverwertung hat die Vereinigung des Gewerbes für fernere 
IO Jahre fertig gebracht, durch die Minderung der Produktion die 
übergrossen Spiritusvorräte bis zur Knappheit reduziert. Bedeutende 
Preiserhöhungen für Trinkbranntwein brachten dem landwirtschaft- 
lichen Betriebe reichen Ertrag, ermöglichten dadurch auch die Fort- 
dauer der billigen Preise für denaturierten Branntwein, der Gross- 
handel ist aber nach wie vor dazu verdammt, der Zentrale den un- 
besoldeten Handlanger zu machen, da der kleine Nutzen, der ihm 
gelassen wird, durch Zinsverlust, Manko, Kreditrisiko, Fastage- 
abnützung weit aufgezehrt wird, so dass der Grosshandel dem Pro- 
jekt eines Branntweinmonopols ohne Tränen gegenübersteht und der 
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Reichsregierung die nötige Einnahmequelle, die schon aus dem Weg 
fall der 40 Millioneo-Liebesgabe resultieren würde, gerne gönnt. 

Die Diskontosätze zeigen am besten, wie die abnorme Spannen; 
von Ende Oktober an zunahm. Durch die verspäteten Ernte: 
drängten sich alle Anforderungen an den Geldmarkt auf Oktober 
und November zusammen, und Betriebe, die nur mit Kredit arbeite', 
konnten, wie in Kriegszeiten, Geld überhaupt nicht mehr beschaffe 
so dass nur die Beruhigung blieb, dass nicht noch mehr Zusammen 
brüche erfolgten. Wo aber der Hauptgrund der intemationicT 
Geldklemme zu suchen und wie das Hilfsmittel dagegen lautet bat 
man doch wohl noch nicht vollständig entdeckt. Etwas gutes habe 
die gespannten Geldverhältnisse vielleicht gezeitigt, nämlich die Er- 
kenntnis von der Unvollkommenheit unseres Zahlungsverkehrs, v 
sie in der zwecklosen Wanderung riesiger Beträge gemünzten Golde 
und Silbers von einem Empfänger zum andern zum Ausdruck ge 
langt und damit den Erlass eines Scheckgesetzes, dem vielleicht 
auch noch der Postscheckverkehr folgt, beschleunigt. Möge aller- 
dings der Scheck selbst zunächst nur dem grösseren resp. nicht r. 
kleinen Geschäftsverkehre dienen, besonders aber sollte dies beim 
Wechsel der Fall sein, und eine Beschränkung der Wechselfähigket 
wäre nur zu begriissen. 

Wir bringen es nicht übers Herz, gerade jetzt bei nieder 
gehender Konjunktur wiederholt unserer Ansicht Ausdruck zu ver- 
leihen, dass besonders der Detailhandel den Schein vermeiden sollt: 
als ob der Handel noch viel mehr Steuern vertragen kann. Wenig- 
stens müssen die Rabatte, die er anbietet, diese Ansicht erweck«, 
während wir doch im Geschäftsbetriebe herausfühlen, dass be 
reeller Handhabung des Rabattsystems häufig ganz ohne Nutzen ge- 
arbeitet, oder mit dem Rabatt ein grosser Teil des jährlichen Reut 
Verdienstes weggegeben wird. Die Versuche, den Lieferanten ert- 
sprechend zu drücken, müssen ebenso scheitern, wie sich die Über- 
zeugung Bahn brechen u’ird, dass die Gesundung des Kleinhandei 
nur durch Aufklärung des Publikums, das schon längst misstrauisch 
gegen Rabatte geworden ist oder an übergrosse Verdienst«!? 
glaubend weiter drückt, erfolgen kann. Etablierung korrekte: 
normaler Verdienstsätze, tadellose Bedienung, möglichste Erzielung 
der Barzahlung werden allein dauernden Erfolg versprechen. 

Der Grosshandel ist allerdings auch nicht ganz frei von der- 
artigen Auswüchsen; wir selbst müssen darauf verzichten mitzutun. 
sind wir uns ja bewusst, den grösstmöglichsten Rabatt dadurch zu 
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'eben, dass wir jeden einzelnen Artikel so billig als es irgendwie 
;eht und so gut als möglich liefern ; was darüber hinausgeht, gehört 
nehr oder weniger in den Bereich der Kunststücke. 

Anbei noch einige Proben aus den Preisfluktuationen des ver- 
gangenen Jahres, die jedem, der die Artikel handelt, Verluste 
brachten. 

Es notierten in Hamburg transito Ende Dezember die IOO Kilo: 
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Mangel an Vertrauen und Ungewissheit war das Bild bei Be- 
ginn des Jahres. Die grossen Geldbedürfnisse für neue Anleihen 
aller Art lassen wenig Hoffnung auf wesentliche Erleichterung des 
Geldmarktes; nur die vorsichtige Entlastung der Lager und die 
Zurückhaltung gibt eine gewisse Garantie, dass die Ruhe nicht von 
langer Dauer sein und ein flottes gesundes Bedarfsgeschäft sich ent- 
wickeln wird. Für eine neue Hochkonjunktur ist aber keine Basis 
da, die Preise der Rohstoffe sind auch noch nicht billig genug. 

Bericht über das Fabrikations- und Versandgeschäft von 
Kneipp’s Heil- und Toilettenmitteln in Würzburg. (io. II.) 

Das Jahr 1907 war für unser Geschäft ein weniger angenehmes 
und gewinnbringendes wie die früheren Jahre, veranlasst durch die 
höheren Preise aller Rohmaterialien und sonstige unser Geschäft 
berührende Verhältnisse. Es gibt kaum einen Artikel, den wir in 
unserem Geschäft gebraucht haben, der im vergangenen Jahr nicht 
eine ganz wesentliche Erhöhung erfahren hätte. So sind es nament- 
lich die Kartonnagen, die Gläser und Blechemballagen; ausserdem 
die verschiedenen Vegetabilien , die wir in unserem Betrieb in 
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grösseren Quantitäten gebrauchen. Bei allen Artikeln ist durch- 
schnittlich eine 20°/oige Erhöhung eingetreten. Leider können wir 
nun, trotz der erhöhten Rohpreise, nicht den geringsten Aufschlag 
in dem Verkauf unserer Artikel eintreten lassen! Die Preise unserer 
Waren sind seit ca. 20 Jahren immer die gleichen und lässt sich 
an denselben leider nichts ändern; denn unser Geschäft hängt er. 
mit den Apotheken- und Drogisten-Verhältnissen zusammen. 

Zurzeit liegt ein neuer Gesetzentwurf über den Verkehr m:; 
Heilmitteln zur Begutachtung weiteren Kreisen vor. Nach dem 
Wortlaut dieses Entwurfes ist wenigstens das eine zu begrüssen 
dass man vorhat, die Materie für ganz Deutschland gleichheithci 
zu ordnen; denn die bisherigen vielen Verordnungen in den ver- 
schiedenen Staaten Deutschlands haben unserem Geschäft sehr ge 
schadet. Man wusste nicht, wo und wie man annoncieren konnte 
was nun durch die neue Gesetzesvorlage geändert werden soll. 1 e 
dem Entwurf wäre hauptsächlich wünschenswert, dass etwas klarer 
ausgedrückt würde, was entweder erlaubt oder nicht erlaubt ist 
denn der Entwurf lässt sehr vermissen, nach welchen Prinzipien das 
Verbot oder Nichtverbot zum Ankündigen sich richten wird. Wir 
vermissen sehr, dass der deutsche Handel nicht besser über Gesetz 
vorher unterrichtet wird, welche im Ausland zum Gesetz gegen dn 
deutschen Handel erhoben werden. So wurde z. B. in den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika im Juni 1906 ein Gesetz ange- 
nommen, durch welches die Einfuhr von Nahrungsmitteln und Drogen 
und allen alkoholhaltigen Flüssigkeiten sehr stark beeinträchtigt wird 
Alle unsere Bemühungen, irgendwo eine deutsche Übersetzung dieses 
weitläufigen Gesetzes zu erlangen, waren vollkommen vergeblich, so 
dass wir selbst gezwungen sind, uns auf unsere eigenen Kosten eine 
genaue Übersetzung machen zu lassen. 

Ausserdem erscheinen hierzu von Zeit zu Zeit Entscheidung« 
welche oft sehr wichtige Urteile enthalten. Aber von all diesen er- 
fährt der deutsche Handel nichts, bis er durch eigenen Schaden klug 
gemacht wird. 

So haben wir im November 1907 eine grössere Sendung vt>c 
Heil- und Toilettenmitttein nach New-York (Nordamerika) geschickt 
welche, weil sie nicht genau den Bestimmungen des Gesetzes vom 
Juni 1906, welches am I. Oktober 1907 in Kraft getreten ist, ent- 
sprochen haben, in diesen Tagen wieder an uns zurückkamen. Trotz- 
dem nur einige der Artikel diesen neuen Bestimmungen nicht ent- 
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sprochen haben, wurde doch die ganze Sendung zurückgewiesen. 
Alles dies hätte sich vermeiden lassen, wenn unsere deutschen Reichs- 
behörden dafür sorgen würden, dass Übersetzungen solcher Gesetze 
rechtzeitig in den Besitz der deutschen Industrie gelangen ; aber wie 
gesagt, bis heute ist in dieser Sache gar nichts geschehen. Dieses 
Gesetz ist so eminent einschneidend, dass viele deutsche Geschäfte 
eine riesige Arbeit haben, um alles das zu erfüllen, was dieses Gesetz 
verlangt. Unser Importeur schreibt uns, dass dieses Gesetz wie 
immer mit der grössten Rigorosität 'ausgeübt wird. 

Bekanntlich müssen nach diesem Gesetz auf alle Packungen 
die genauen Vorschriften in englischer Sprache aufgedruckt 
sein; auch muss die Bezeichnung, Gebrauchsanweisung, etc. alles in 
englischer Sprache ausgeführt sein. Sogar über die Grösse des 
Druckes sind Vorschriften gemacht. Ausserdem muss auf jeder 
Packung der Alkoholgehalt in volumetrischem Verhältnis angegeben 
sein. Alle diese Bestimmungen sind nur dazu da, unsere Ausfuhr 
zu erschweren. 

Ein ähnliches Gesetz soll in Argentinien herausgekommen 
sein. Aber auch über dieses haben wir bis jetzt nichts Näheres 
erfahren können. 

Neuerdings hat England eine Änderung an seinem Patent- 
gesetz vorgenommen , welches der deutschen Industrie zweifellos 
einen grossen Schaden verursacht; denn für alle Patente, selbst die 
schon laufenden, ist der Ausführungszwang derselben in England 
selbst nötig , da sonst das gelöste Patent keinerlei Schutz dort 
geniesst. 

Gegenüber* allen diesen Erschwerungen unseres Handels tut 
Deutschland nahezu gar nichts. Wir haben schon früher darauf 
hingewiesen, dass vor allem das amerikanische Zollsystem der Wert- 
besteuerung die grösste Erschwerung für unseren Handel bildet. 
Hiergegen hilft nur Retorsion mit gleichen Mitteln. Wie wir hören, 
soll in unserem neuen Handelsvertrag mit den Vereinigten Staaten 
eine derartige Klausel sich befinden, dass Deutschland eventuell er- 
mächtigt ist, einen Wertzoll einzuführen. Alle Staaten, auch die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, können nur dann zur Einsicht 
gebracht werden, wenn man diesen gegenüber die gleichen Re- 
pressalien anwendet, wie diese es unserem Handel gegenüber tun. 
Man sollte daher auch in unseren diesbezüglichen Gesetzen stets 
die gleichen Mittel anwenden. Dieses allein wird die betreffenden 
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Staaten davon abhalten , uns weitere Erschwerungen zu machen. 
Auch bei unserem Warenzeichengesetz sollte immer der Grundsatz 
gelten, dass man jedem Staate nur diejenigen Rechte einräumt, 
welche dieser auch uns einräumt. 

So ist es geradezu schmählich , wenn man sieht , wie wir oft 
von den kleinsten Staaten geschädigt werden! So hatten wir erst 
Ende vorigen Jahres eine Klage wegen Warenzeichen-Verletzung in 
der Schweiz. Unser Warenzeichen ist in der Schweiz eingetragen; 
aber nach dem schweizerischen Warenzeichenrecht müssen wir bei 
einer solchen Klage erst nachweisen, dass wir dieses Warenzeichen 
schon früher gebraucht haben, als eventuell der Beklagte dort. 
Da nun der betreffende Kläger die Behauptung aufstellte, dass er 
schon vor unserer Eintragung und bevor wir das betreffende Waren- 
zeichen in Deutschland angewendet hätten, dieses schon in der 
Schweiz gebraucht habe, so waren uns ungeheuer schwierige Beweise 
auferlegt, da sich diese bis auf 20 Jahre vorher bezogen haben, 
bis wir endlich zu unserem Rechte kommen konnten, während in 
Deutschland jeder Ausländer durch die einfache Eintragung ge- 
schützt ist und keinerlei Priorität in der Anwendung nachzuweisen 
hat. Auch über die beabsichtigten Änderungen in unserem Waren- 
zeichengesetz wurde der deutsche Handel so weit er sich nicht 
durch eigene Fachblätter oder durch Beteiligung bei einer Vereinigung 
Aufschluss geben lassen konnte, offiziell bisher in keiner Weise be- 
nachrichtigt. 



Bericht einer Salzgrosshandlung in Würzburg. (n. I.) 

Zu Beginn des Berichtsjahres haben sich die Preise für Salz 
etwas erhöht. Sonst ist im Bezug und Absatz keine Veränderung 
im Vergleiche zum Vorjahre eingetreten. 



Bericht einer Seifenfabrik in Würzburg. (20. I.) 

Was die wirtschaftliche Lage in meiner Branche betrifft, kann 
ich leider vom Berichtsjahr nichts Gutes sagen. Die Preissteigerung 
der Rohmaterialien begann schon im Jahre 1906 und erreichte im 
verflossenen Berichtsjahre eine ungeahnte Höhe. 

Es kosteten z. B. hierher gelegt : 
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Von da ab bröckelten infolge der allgemeinen Geldkrisis die 
Preise allmählich ab; der Preisabschlag erreichte teilweise die Höhe 
von ca. 25%. 

Während nun die Seifenpreise bei der aufsteigenden Kon- 
junktur nie ganz den erhöhten Preisen für die Fettwaren folgen 
konnten, trat der Abschlag unserer Fabrikate mit den ermässigten 
Fettpreisen sofort in die Erscheinung, so dass dort wie hier grosse 
Verluste für viele Fabriken unvermeidlich waren. 

Man bemühte sich — besonders zu Anfang des Besichtsjahres 
— Verbände der Seifenfabrikanten zusammen zu bringen, um ge- 
meinsam die missliche Lage zu besprechen, um nur einigermassen 
Preise zu erzielen, die mit den erhöhten Fett- und Ölpreisen in 
Einklang ständen. Dies Bemühen war jedoch zum allergrössten 
Teile vergeblich, da es sich immer und immer wieder zeigte, dass 
insbesondere grosse Fabriken, die notorisch darauf ausgehen, die 
mittleren und kleineren Betriebe zu vernichten, aus den getätigten 
Absprachen zwar Nutzen zogen, dieselben aber nicht einhielten — 
da ja sonst ihr Aufsaugungsbestreben ausgeschaltet worden wäre. 

Die soziale Gesetzgebung, die ich im Interesse der Arbeiter 
für segensreich halte, belastet mittlere und kleinere Betriebe in bezug 
auf Versicherungsbeiträge um oft mehr als das Doppelte, da die 
grossen Betriebe infolge ihrer Dampf- und anderer maschinellen Ein- 
richtungen eben im Verhältnisse zu ihrer Produktion um soviel 
weniger Arbeiter beschäftigen. Ebenso verhält es sich mit den An- 
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forderungen, die die Berufsgenossenschaften in bezug auf Geschäfts- 
einrichtung stellen. Ich gestatte mir, hier nur einen Punkt 
herauszugreifen: Fahrstühle und Aufzüge. In grossen Fabriken 
wird diese Einrichtung mit mechanischer Kraft betrieben. Der 
Fahrstuhl saust in einem Tage mehr als IOO mal auf und ab, um den- 
selben herum hantieren eine grosse Anzahl Menschen; im mittleren und 
kleinen Betrieb dagegen wird von den sämtlichen in dem betreffenden 
Raume beschäftigten Personen (2 — 4) der Fahrstuhl mit „Handbe- 
trieb“ auf- und abbewegt — in dem Raume ist in der Regel sonst 
niemand beschäftigt — die Zahl der Hube beziffert sich auf 5—6 
pro Tag, oft weniger. Aber die Vorschriften gehen nach dem 
gleichem Schema; obgleich die Gefahr im kleinen Betriebe schon 
nach den wenigen Darlegungen auf ein Minimum reduziert erschein: 
(selbstverständlich bei einem sonst solide ausgeführten Hebezeuge), 
werden Änderungen dekretiert, die nicht Hunderte, sondern oft 
Tausende von Mark kosten — eben nach bestimmtem Schema. Be- 
sondere Beurteilung der Verhältnisse gibt es nicht. 

Nun könnte man scheinbar mit Recht sagen: Diese Vorschriften 
machen ja die Ausschüsse der Berufsgenossenschaften selbst, es 
sind ja selbstgegebene Gesetze usw., hierauf kann ich einfach mit 
der Gegenfrage antworten: Wer sind die Herren, die in den betr 
Ausschüssen sitzen? Wer kann Zeit und Geld für die General- 
Versammlungen der Berufs-Genossenschaften in Berlin opfern ? Ant- 
wort: Einzig und allein die Vertreter der Grossbetriebe, für welche 
derartige Aufwendungen bei dem Umfange ihrer Geschäfte so viel 
wie nichts bedeuten, die, gelinde gesagt, vielleicht gar nicht daran 
denken, dass solche sogenannte „Verbesserungen“ im Klein- und 
Mittelbetriebe unnötig und eine empfindliche grosse Last bedeuten 

Ein anderes Bild, wie sich in unserer Branche die Gross-In- 
dustrie teilweise betätigt, ist die Art und Weise, wie sie ihren 
Fabrikaten grösseren Absatz zu verschaffen und andere zu verdrängen 
sucht. Es soll nichts dagegen eingewendet werden, wenn eine Firma 
überlaut in bombastischen Annoncen und Plakaten ihre Haushaltseifen 
dem Publikum als die „Besten“, die „Besten der Welt“ etc. etc 
anpreist, obwohl mit dieser Anpreisung eine direkte Unwahrheit 
ausgesprochen wird. Es wird aber dem Publikum des weiteren ver- 
sprochen , dass bei Abnahme von so und so vielen „Stücken“ der 
Käufer Geschenke: „Regen- und Sonnenschirme, Pelzgamiturea 
Uhren“, „Ruhesessel“ etc., dann „Bücher, Albums“ etc. „ge- 
schenkt“ erhält. 
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Für den oberflächlichen Beschauer ist dies ja alles recht , 
schön ; es erscheinen diese Fabrikanten sozusagen als uneigennützige 
Wohltäter der Menschheit. Die „Kehrseite der Medaille“ dürfte 
jedoch etwas anders aussehen. 

1. Bei dem knappen Verdienste in unserer Branche, der oft 
keine 4°/o beträgt, ist es ausgeschlossen, dass eine Fabrik pro Ztr. 
Seife noch i 1 /* — 2.— „an Geschenken“ opfern kann; die Seife 
muss eben von vornherein um so viel teurer verkauft werden, und 
das Publikum bekommt dann ein von ihm „vorher bezahltes Geschenk.“ 

2. Das Publikum, angelockt durch pomphafte Reklame, kauft 
die Ware und fängt das Sammeln der Wickelpapiere als Gutscheine 
an; die Geschenke erhält es aber erst, wenn es eine „bestimmte“ 
Anzahl Zettel gesammelt hat. Ist das Geschäft flott im Gang, 
dann besteht die Möglichkeit, gerade bei dem Artikel „Seife“ 
die Qualität zu verringern, oder die „Stücke“ zu verkleinern; will 
sich nun der Sammler von diesem Fabrikat abwenden, so verliert 
er für die nicht zum „Geschenk“ ausreichenden Zettel seine tatsäch- 
lich gemachten Einlagen. 

3. Es ist diese Art des Seifenvertriebs wiederum eine grosse 
Schädigung der mittleren und kleineren Seifenbetriebe: 

a) abgesehen davon, dass es eben gen. Betrieben nicht möglich 
ist, die grossen Aufwendungen für Zeitungsreklame, Pla- 
kate etc. (die in kleiner Auflage viel teuerer) mitzumachen, 
sind 

b) auch diese Betriebe nicht in der Lage, die sogen. Geschenke 
zum gleichen Preis einkaufen zu können , weil auch hier 
Grossabnahme billiger ist; der Kleine müsste also eine 
höhere Geldaufwendung verschenken als der Grosse. 

4. Es stellt sich diese Art Vertrieb auch als eine grosse Schä- 
digung des sesshaften Gewerbe- und Handelsstandes dar, da der 
Verdienst an den vom Publikum „geschenkt“ erhaltenen, aber vor- 
her tatsächlich von ihm bezahlten Sachen den genannten Erwerbs- 
zweigen entgeht. 

Diese Art „Warenvertrieb“ gehört meines Erachtens zum 
unlauteren Wettbewerb, ist undeutsch, schädigt das konsumierende 
Publikum und insbesondere die mittelständischen Betriebe, hilft sie 
vernichten. Solche Art von Warenvertrieb gehört verboten ; zum 
allermindesten müssten die resp. Fabriken verpflichtet sein, eine 
vorher zu bestimmende und entsprechende Summe für jeden Gut- 
schein, auch bei kleinerer Anzahl, dem vorlegenden Konsumenten 
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zu vergüten, damit er jederzeit von dem betr. Fabrikat ohne Verlust 
unabhängig ist. Sind diese „scheinbaren Prämien“, „Geschenke“ und 
ähnliches wie oben angeführt, erlaubt, so wird es ein müssiges Be- 
ginnen sein, das Publikum in Gegen-Annoncen aufzuklären, denn der 
Kampf wäre ein sehr ungleicher, da ja die betr. Firmen durch ihr 
Versprechen Geld verdienen, die Gegenreklame, die Aufklärung viel 
Geld kosten würde, und der Erfolg ein sehr zweifelhafter wäre. Der 
mittlere und kleinere Seifenfabrikant würde vom Publikum als Partei 
und zwar als wirtschaftlich schwächere Partei angesehen. Die vieles 
Tausende von Mark, die so manche Grossfirmen für Erreichung ihres 
„grossen Zieles“ zum Opfer bringen, können leider von den mittel- 
ständischen Betrieben zu gedachter Abwehr nicht aufgebracht werden 

Ich erkenne voll und ganz den hohen Wert der Gross-Industru 
für unser dentsches Vaterland an; ist sie es doch, die den Export 
nach ausserdeutschen Ländern in grossartiger Weise betätigt, wo- 
durch Tausende fleissiger Arbeiter ihrer Heimat sich erhalten, daselbst 
Arbeit und Verdienst finden; aber ich werfe die Frage auf: Ist 
dies auch bei der Hausseifen-Industrie zutreffend? Hier muss die 
Antwort lauten: Nein! Denn die hohen Eingangszölle auf Fettwarec 
sowie die hohen Auslandszölle auf Seifen machen einen nennenswerten 
Export überhaupt unmöglich. Es besteht sonach keinerlei Interesse 
für die Gesamtheit, die Gross-Industrie in unserer Branche in irgend 
einer Weise zu begünstigen, vielmehr sollte die Kgl. Staatsregieruni 
alle jene ihr zu Gebote stehenden Massnahmen treffen, die es er- 
möglichen, den Mittelstand der Branche, der speziell in unserem baye- 
rischen Vaterland noch von Bedeutung — zählt er doch im deutscher 
Reiche noch über 4000 Betriebe — zu fördern und zu erhalten. 

Noch eine weitere wichtige Frage möchte ich aufwerfen: Hs: 
das Publikum vom Standpunkte des Konsumenten aus ein Interesse 
an der Erhaltung der mittleren und kleineren Fabrikationsbetriebe 
Die Antwort des Nichteingeweihten wird kurzer Hand „Nein 
lauten, denn er wird sagen: „Der Grossbetrieb ist in jeder Hinsic.V 
leistungsfähiger, er kauft billiger ein und produziert rationeller“ et: 
etc. (In meiner Branche jedoch sind angeführte Behauptungen nki 
im vollen Umfange zutreffend, sonst wären schon noch weit mek 
Existenzen vernichtet.) 

Meine Überzeugung diktiert mir aber noch eine andere Antwort 
Wie ich eingangs dieses Berichts bereits ausführte, hatten Bespre- 
chungen der Seifen-Industriellen deshalb keinen Erfolg, weil die mittler^ 
und kleineren Betriebe der aufsaugenden Tendenz so manche 
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„Grossen“ im Wege standen ; sind die mittelständigen Betriebe erst 
verschwunden, dann steht dem wirklichen Ring, dem Syndikat nichts 
mehr im Wege, dann erst beginnen die guten Tage der Gross- 
fabrikanten. Den Kaufleuten werden die Bedingungen diktiert, das 
konsumierende Publikum zahlt die Preise. 

Beispiele hierfür sind ja schon zur Genüge vorhanden. 

Mache man mir nicht den Vorwurf, „ich rufe nach der Polizei“, 
ich wolle unsere Branche in „das Geschäft beengende Banden 
schlagen“; was ich verlange, das ist der Schutz der mittelständischen 
Betriebe vor dem „unlauteren Wettbewerb“ so mancher Grossfirmen, 
die durch Irreführung des konsumierenden Publikums das ganze Ge- 
schäft an sich zu reissen bestrebt sind. — 

Mit Recht wird ferner, insbesondere von den auf dem Lande 
ansässigen Handel- und Gewerbetreibenden, über die Beeinträchtigung 
ihres „Erwerbes“ durch die „Hausierer“ geklagt, und es geht auch 
offensichtlich das Bestreben der Kgl. Staatsregierung dahin, den 
Hausierhandel möglichst einzuschränken. 

Nun tritt aber seit einigen Jahren eine neue Erscheinung des 
Hausierwesens zutage, die in noch weit erhöhtem Masse nicht nur 
oben benannte Handel- und Gewerbetreibende, sondern auch die in 
regelrechtem Geschäftsbetriebe arbeitenden Fabrikanten schädigt. 
Es sind dies — z. B. in meiner Branche — ausserbayerische Firmen, 
die ihre sogenannten Detailreisenden von einem Orte zum anderen 
senden, und ihre Seifen in 15, 20, 25 etc. Pfund-Partien an „Private“ 
verkaufen, und zwar, der hohen Verkaufsspesen wegen, fast zum 
gleichen Preise wie die ansässigen Kaufleute. Gewöhnlich geht der 
Polizei- bezw. Gemeindediener mit dem Reisenden im Orte herum, 
und wird dann auch an denselben, oder eine andere Vertrauens- 
person , die Seife — in einzelnen Paketen verpackt — zusammen 
versandt, der sie dann an die resp. Besteller verteilt. Wie gesagt; 
,, Einen Vorteil haben die Konsumenten dabei in keiner Weise“, 
aber — sie bekommen die Ware auf Borg. 

Eis ist schon vorgekommen, dass, als der betreffende Reisende 
dann kam, um die fälligen Gelder zu kassieren, die Kunden zum 
ansässigen Kaufmann gingen, um sich von ihm das Geld zu leihen, 
damit sein Konkurrent bezw. der Reisende bezahlt werden konnte. 

Es nimmt diese Art „Seifen vertrieb“ in neuerer Zeit einen nicht 
unbedenklichen Umfang an; so wurde mir z. B. von einem Ort in 
der Rhön berichtet , dass der „Seifen-Detailreisende“ von den dort 
ansässigen 48 Haushaltungen bei deren 46 je eine Bestellung er- 
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halten habe. Dagegen ist der Schaden, den „herumziehende Has- 
sierer“ verursachen, doch das reine Kinderspiel. Was wird die 
weitere Folge sein, wenn dieses „Detailreisen“ auch für die Folgt 
in unbeschränkter Weise erlaubt ist? Es wird den anderen Fabriket 
nichts anderes übrig bleiben, als ebenfalls diese Art Warenvertnt: 
aufzunehmen. Auch viele andere Branchen (zum Teil ist es ja sehe 
der Fall) werden diesem Beispiel folgen, das Geschäft kommt u 
noch ungesundere Bahnen — zum Nachteil der Konsumenten uac 
insbesondere der ansässigen Geschäftsleute, deren Existenz das: 
in Frage gestellt wird. Das ist ein weiterer Schritt zum Ruin de; 
Mittelstandes ! 

Bericht einer Kaffeegrosshandlung in Würzburg. (i. n 

Auch im Jahre 1907 stand der Artikel Kaffee unter der 
Drucke des bekannten brasilianischen Valorisationsgesetzes, wovor 
in unserem Berichte von 1906 die Rede war. Die brasilianisch; 
Regierung hat es mit Unterstützung von Grossbanken in der Tar 
fertig gebracht, aus der in ihrem Lande im Jahre 1906 hervor 
gegangenen Riesenernte von ca. 19 Millionen Säcken 8 Millionc 
der besten Santos-Kaffees aufzukaufen und festzulegen, um sie br 
günstiger Marktlage wieder dem Handel zur Verfügung zu steH«. 
Diese 8 Millionen Säcke gaben das ganze Jahr hindurch den Anlass 
zu einer grossen Unsicherheit im Kaffeehandel; der Gedanke, dass 
dieselben über kurz oder lang auf den Markt geworfen werde 
könnten, unterband jede Unternehmungslust im Gross- wie auch ix 
Kleinhandel. Der künstlich gehaltene Preis für Santos, Type gooc 
average, bewegte sich stets um 30 Pfennige herum und jede kleine 
Besserung ging unter dem Drucke der eingelagerten Valorisatwn; 
Kaffees bald wieder verloren. 

In den besseren, sogenannten gewaschenen Kaffees zogen d* 
Preise infolge kleiner Ernten um ca. 12—15 % an > doch hatte de 
Zwischenhändler infolge der übergrossen Konkurrenz und des erheb- 
lich zurückgegangenen Verbrauchs in diesen Sorten wenig Nutzer 
von dieser Preisbesserung. 

Geradezu in auffallender Weise hat sich im abgelaufenen Jahr; 
das konsumierende Publikum immer mehr den billigeren , also ge- 
ringeren Kaffees zugewandt. Diese Geschmacksverirrung scher 
einesteils ihren Grund in den im allgemeinen misslichen Wirtschaft 
liehen Verhältnissen zu haben, andernteils werden die Konsument;' 
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von den fortgesetzt zahlreicher werdenden Versand- und Spezial- 
geschäften durch Anpreisungen immer mehr auf die geringeren und 
billigeren Qualitäten hingewiesen. Unsere Abnehmer, die ortsein- 
gesessenen Detailhändler, kämpfen gegen diese sogenannten Kaffee- 
Spezialgeschäfte mit ihren Filialen — an manchen Plätzen hat eine 
und dieselbe Firma gleich so und so viele — einen schweren Kampf 
und trotz aller Mühe , die sie sich geben , sehen sie ihren Kaffee- 
verbrauch immer weniger werden. Die Rückwirkung dieser Ver- 
schiebungen auf den Zwischenhandel in Kaffee bedarf keiner weiteren 
Erläuterung. 

Rechnet man zu all dem Angeführten noch die Zinsverluste 
durch den schlechten Eingang der Aussenstände , so können wir 
nicht anders sagen als: „Im Jahre 1907 war der Kaffeegrosshandel 
wenig erfreulich“. 

Bericht der Firma Hugo Genser, 

Drogerie, Kolonialwaren- und Samenhandlung in Arnstein. 

Als eine unangenehme Aufgabe muss es bezeichnet werden, 
wenn man, den Tatsachen entsprechend, über den Geschäftsgang 
des abgelaufenen Jahres ein besonders erfreuliches Bild nicht ent- 
rollen kann. Im voraus muss das Jahr 1907 als in mancher Hinsicht 
besser bezeichnet werden , so unwahrscheinlich dies auch im ersten 
Moment erscheinen mag. Es trifft dies wenigstens für unseren 
hiesigen Geschäftsbereich, der, jeder Industrie entbehrend, ausschliess- 
lich die landwirtschaftliche Bevölkerung der Umgebung zum Ab- 
nehmer hat, zu. 

Der allgemeine Geschäftsgang war ein gedrückter, ein weniger 
lebhafterer als 1906. Die enorme Verteuerung der allerwichtigsten 
Nahrungsmittel wirkte auf das Publikum des mittleren Standes ein- 
schränkend. Der Absatz beschränkte sich oft auch bei den kauf- 
kräftigen Klassen auf das Notwendigste, und die Klage des Arbeiter- 
standes über unerschwingliche Ausgaben war eine tägliche. 

Für den Detailhandel werden die Aussichten in absehbarer 
Zeit für unser Städtchen keine besseren werden, da der hiesige Platz, 
wie schon gesagt, weder eine Industrie hat, noch über einen nennens- 
werten Durchgangsverkehr verfügt. Die Geschäftswelt ist also ledig- 
lich auf den örtlichen Bedarf und den der Landbevölkerung ange- 
wiesen. Die letztere hat ja tatsächlich in den vergangenen Jahren 
unter nicht ungünstigen Verhältnissen gewirtschaftet ; es wäre jedoch 
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ein Trugschluss, wenn man behaupten wollte, der Handels- und 
Gewerbestand hätte daran auch in auffallender Weise profitiert 
Gegen Ende des abgelaufenen Jahres wurde des öfteren von Darlehens- 
kassen und Kreditgenossenschaften die Behauptung aufgestellt, dass 
die Ziclfristen und Rückstände in wünschenswerter Weise eingehen. 
weit besser, als in Vorjahren; davon haben wir Kaufleute, und dies 
ist allgemeine Ansicht, nicht reden können. Es scheint vielmehr, 
dass in erster Linie die Zielfristen, dann die Steuern, Umlagen etc. 
Begleichung fanden, so dass für den Geschäftsmann wenig oder doch 
nicht viel übrig blieb; er ist ja ohnehin immer der letzte, wenn er 
an die Reihe kommt, oder er muss sich leider nur zu häufig auf 
die kommende Getreideernte vertrösten lassen. Gerade die lang- 
fristige Kreditgebung ist einer unserer krankhaftesten Zustände, der 
die Handeltreibenden schädigt. Rechnen wir dazu noch den abnorm 
hohen Geldstand der letzten Zeit, dann wird es nicht wundemehmen, 
wenn berechtigterweise von völlig verdienstlosen, ja zuweilen verlust- 
bringenden Geschäften die Rede sein wird. 

Eine empfindliche Erschwerung verursachen dem ansässigen 
Handelsstand dann noch die Konsumvereine, Genossen- 
schaften etc., insbesondere die bäuerlichen Genossenschaften; alle 
möglichen landwirtschaftlichen Bedarfsartikel beschaffen sie ihren 
Angehörigen, selbst Nichtmitgliedern, zu Preisen, die der Kaufmann 
trotz günstigen Einkaufes in Anbetracht aufzurechnender Spesen, 
Steuern, Mieten nicht einzuräumen in der Lage ist. Freilich ge- 
messen die Genossenschaften auch Vorteile, die der Einzelkaufmann 
nicht erreichen kann ; sie zahlen keine Steuern, betreiben aber gleich- 
wohl flotten Handel mit grossem Umsatz, sie erhalten Zuschüsse 
vom Staat, Vergünstigungen aller Art und ruinieren so den Handel 
in absehbarer Zeit völlig. Der Mittelstand, der Zwischenhandel ist 
es, auf dessen Beseitigung sie es absehen ; dass der Zwischenhandel 
eine der besten Steuerklassen repräsentiert, darnach fragen sie nicht. 
Dieser wichtigen Erscheinung auf dem Gebiete des sozialen Wett- 
bewerbes widmen die Behörden eine nur untergeordnete Beachtung, 
und gerade Unterfranken, die Hochburg des Genossenschaftswesens, 
sollte auch bahnbrechend gegen die schadhaften Auswüchse der 
Genossenschaften vergehen. 

Nicht minder hemmend ist das Hausierwesen bezw. -Unwesen 
in unserem Bezirke geworden, ja es ist die reinste Landplage. Nicht 
allein fremde Hausierer sind es, die den Landmann mit einer beispiel- 
losen Dreistigkeit bis in den Stall verfolgen und ihre ausnahmslos 
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geringwertigen Waren demselben aufhalsen, sondern einheimische 
Wildbret-, Geflügel- und Eier- bezw. Viktualienhändler treten mit 
den fremden Hausierern den Wettbewerb an. Es ist in unserer 
Umgebung völlig Sitte geworden, dass diese Händler für die er- 
standenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse Kolonialwaren, Sämereien, 
technische Artikel abgeben. Ein reines Trucksystem hat sich ein- 
gebürgert ; diese Hausierer sind durch ihre Zudringlichkeit , sowie 
durch die persönliche Bekanntschaft in jedem Hause den ansässigen 
Handeltreibenden weit überlegen. Eine ebenso notwendige, wie 
dankenswerte Aufgabe wäre es für Behörden und Körperschaften, 
diesem jahrein jahraus gerügten Missstand des Hausierens Einhalt 
zu gebieten. Die bereits angeregte Einführung der Bedürfnisfrage 
mag eine Beschränkung des Unfuges, eine kleine Besserung bringen, 
an der Wurzel aber fasst sie das Übel nicht. 

Was nun die Interessen des Kaufmannes in bezug auf den 
Einkauf betrifft, so sind es namentlich die Ringe, die Syndikate und 
ähnliche Auswüchse des Grosskapitals, die immer mehr ihren be- 
schwerenden Einfluss üben. In rigoroser, einseitiger Weise sorgen 
diese für wucherhafte Dividenden und Tantiemen, ohne auch oft 
nur ein Geringes für den Zwischenhandel übrig zu haben, dem allein 
sie doch nur den flotten Absatz ihrer Fabrikate und Produkte ver- 
danken. Dieser krasse Unfug erheischt dringend eines Einhaltes; 
gerade Amerika, die Heimat der Trusts grössten Massstabes, hat 
bereits in Erkennung des wirtschaftlichen Schadens den Kampf gegen 
dieselben begonnen. 

Unsere „lokalen“ Wünsche richten sich zuerst auf das Tele- 
phon, diese zwar praktische, für uns aber zu teuere Einrichtung. 
Wir bitten um eine Ausdehnung der Sprechzeit; insbesondere 
die Mittagsstunden von 12 — 2 Uhr sind es, deren wir notwendig 
bedürfen, ausserdem eine Verlängerung des Abends bis 8 Uhr. In 
der Zeit von 1 1 — 12 Uhr vormittags kann man oft nach halbstündigem 
Warten noch nicht zu einer Verbindung kommen. 

Die Verlängerun g der Entladefrist für Wagenladungen 
gehört , wie alljährlich , auch heuer wieder zu unseren unerfüllten 
Wünschen ; die Frist von 9 Uhr vormittags bis abends 6 Uhr ist 
entschieden zu kurz; eine Ausdehnung in den Sommermonaten bis 
8 Uhr, im Winter bis 7 Uhr ist kein übergrosses Verlangen, dessen 
Einführung einem dringenden Wunsche der Allgemeinheit entspricht. 
Da kein geeignetes Entladegleis vorhanden ist , muss man sich es 
olt gefallen lassen, wenn ein zu entladender Waggon vor und während 
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des Entladens (beinahe regelmässig) so und so oft verschoben wird, 
dabei gehen ganze Stunden verloren, ohne dass jemals einer Be- 
schwerde dieserhalb stattgegeben wird. Im übrigen ist das Beamten- 
und Arbeiterpersonal des Bahnhofes gewiss durchaus bestrebt, den 
Wünschen des Publikums in weitgehender Weise gerecht zu werden 
Das reisende Publikum beklagt sich seit langem über einen 
Missstand, dessen Beseitigung ohne Kosten und besondere Mühe 
vorgenommen werden könnte. Bei Ankunft der Züge hat stets der 
eine der drei Stationsdiener Dienst ; sobald nun der Zug eingefahren 
ist, hat er die Entladung des Eilgutes vorzunehmen, das Passagier- 
gepäck abzufertigen , die Coupües zu verschliessen etc. , kurz , eint 
Menge kleiner Dienste zu verrichten ; während der Vornahme dieser 
Leistungen steht das angekommene Publikum vielfach in Wind unc 
Wetter an der Perronsperre und muss ruhig abwarten, bis der dienst- 
habende Stationsdiener mit all den vorerwähnten Arbeiten fertig 
ist; dann erst öffnet er die Türe und nimmt die Fahrkarten in 
Empfang. Die Reisenden werden ob des oft langen Wartens un- 
geduldig und sehen sich veranlasst, ihrem Unwillen laut Ausdruck 
zu geben. Hier könnte die Eisenbahnverwaltung doch durch Be- 
orderung eines Aushilfswärters die Fahrkartenkontrolle leicht vor- 
nehmen lassen, so dass man nicht auf den beim Zug beschäftigten 
Wärter warten muss. 



IX. Vieh, Fleisch, tierische Produkte, Milch, 
Molkereiprodukte. 

Bericht der Vorstandschaft des unterfränkischen Vieh-, 
Schaf- und Schweinehändlerverbandes. (26. I.) 

Die Lage des Viehhandels im Jahre 1907 muss als ungünstig 
bezeichnet werden. Infolge des Sinkens der Fettviehpreise war der 
Handel sehr eingeschränkt und wenig rentierlich. Die Bauern, die 
das Vieh zu relativ hohen Preisen angekauft haben, entschlossen 
sich nur schwer, zu den Preisen abzugeben, zu denen der Händler 
überhaupt aufkaufen konnte, ohne beim Wiederverkäufe zu ver- 
i n ; und um überhaupt kaufen zu können, mussten Preise ange- 
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legt werden, die zu den Preisen der massgebenden Märkte nicht im 
entsprechenden Verhältnisse standen. Der Gewinn der Händler 
wurde ausserdem durch die schlechte Futterernte, im Zusammenhang 
hiermit durch die hohen Futterpreise und vor allem auch durch den 
abnorm hohen Zinsfuss sehr eingeschränkt. Der Händler, der Vieh 
verkauft, muss oft lange auf sein Geld warten, ohne Zins, geschweige 
einen dem Bankzinsfuss entsprechenden Zins zu erhalten, während 
er selbst das Geld zu hohem Zinsfuss verzinsen muss. Alles dies 
hat auch den Umsatz stark reduziert. 

Der kleine Händler wird unter diesen ungünstigen Verhältnissen 
natürlich ganz besonders betroffen, seine Lage ist ohnehin eine viel 
schlechtere, als in der Allgemeinheit bekannt ist; es kann ruhig 
behauptet werden, dass ein grosser, w'enn nicht der grösste Teil der 
kleinen Händler auf dem Lande in einer wirtschaftlich höchst be- 
drängten Lage sich befindet. Wesentlich haben die Seuchen- 
gesetzgebung und die Bestimmungen über Gewerbebetrieb 
im Um h e r z i e h e n , aber auch die Bestimmungen über Vi e h g e - 
währschaft, welche schwierige und langwierige Prozesse ge- 
zeitigt haben, zur Schaffung dieser ungünstigen Verhältnisse beige- 
tragen. 

Auch im verflossenen Jahr wurde im Viehhandel als besonders 
drückende Last empfunden, dass beim Eisenbahntransport grössere 
Ladeflächen als die bestellten bezahlt werden müssen; wieder- 
holte Gesuche, diese Ungerechtigkeit zu beseitigen und dem ohne- 
dies darnicderliegenden Handel in dieser Richtung entgegenzukom- 
men, waren erfolglos. 



Weiterer Bericht über das Viehgeschäft aus Neustadt a. S. 

Der Absatz im Jähe 1907 ist als flau zu verzeichnen. Die 
Preise gingen, hauptsächlich in den Monaten August und September, 
von Markt zu Markt zurück; nur erstklassiges Franken -Zuchtvieh 
wurde stets zu guten Preisen bezahlt und verlangt. 

Zu beklagen ist, dass man auf den Bahnen Neustadt - Königs- 
hofen sowie Neustadt-Bischofsheim eine kleine Stückzahl Vieh nicht 
ohne Begleiter verladen kann, während dies auf allen andern Bahnen 
I3ayerns und Deutschlands der Fall ist; für Regelung in dieser Hin- 
sicht wäre man sehr dankbar. 



H 
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Bericht der Metzger - Innung Würzburg, 

erstattet von Josef Jander. (17. II.) 

Wieder ist ein Geschäftsjahr vorüber, das für das Fleiscber- 
gewerbe von ziemlicher Bedeutung gewesen. Die Vie h p r e i s e sine 
allmählich etwas zurückgegangen, die Schweinepreise ganz erheblich, 
so dass wieder normale Verhältnisse eingetreten sind; hoffen wf. 
dass diese Verhältnisse auf längere Zeit stabil bleiben. 

Während der Teuerung wurde fast in allen deutschen Städter 
von seite des Publikums wenig. Verständnis für die Lage do 
Fleischergewerbes gezeigt; man hatte den Fleischern und Händlern 
Vorwürfe gemacht und sie als Fleischwucherer hingestellt. De; 
Preisregulator für den Einkauf ist aber das Angebot und die Nach- 
frage und im Verkauf die Konkurrenz; alles andere ist von keine: 
Bedeutung. 

Die Lage auf dem Häute markte war bis zum Spätsommer 
sehr günstig; die Auktionen brachten vorzügliche Preise. Plötzlich 
aber setzte in der zweiten Hälfte des Jahres ein scharfer L'mschwun.; 
ein. Die Hauptgründe hierfür waren die rückgängige Konjunktur de> 
gesamten Geschäftslebens und der teuere Geldstand. 

Im allgemeinen war das Jahr 1907 aber besser für unsc' 
Gew’erbe als die Vorjahre. 

Bericht einer Häute-, Fell* und Darmhandlung 
in Würzburg. (31. I.) 

Der Artikel „Därme“ erfreute sich eines ungemein starken 
Zuspruches und zwar hauptsächlich infolge der billigeren Fleisch- 
preise. Speziell in dem Artikel „Kälbermagen“ lagen derart^ 
umfangreiche Aufträge vor, dass nicht alle, mangels Vorrat, erledigt 
werden konnten. 

Felle und Häute werden, soweit Rindshäute und Kalbfelle 
in Betracht kommen, hier zum grössten Teil von der hiesigen Häute- 
Verkaufsgenossenschaft (deren Geschäftsführer ich bin) in eigene; 
Regie aufgenommen und verkauft. (Anlieferung ca. 10 000 Häutt 
und 8000 Kalbfelle pro 1907.) Schon im Frühjahr machte sich ec 
Abflauen der Preise bemerkbar, dem im Herbst ein kolossaler Prei- 
sturz, namentlich in Häuten, in Höhe von ca. 30 — 40° 0 folgte 
Diejenigen Fellhändler, die nicht vorsichtig im Einkauf waren, hat* 
grosse Verluste zu verzeichnen. I11 gleicher Weise herrscht eint 
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starke Flauheit in allen Fellartikeln. Ungesunde Auswüchse in den 
Fellgeschäften sind nach wie vor, hier wie anderwärts, zu beobachten, 
indem die kleineren Sammler ohne jede Berechnung, aufs Gerade- 
wohl oder sogenannte Spekulation Preise anlegen , die oft einen 
sicheren Verlust bedingen. Der Fellhandel wird auch von sehr vielen 
Leuten betrieben, die weder Fellhändler sind, noch als solche sich 
angemeldet haben. 

Bericht über den Milchhandel in Würzburg. (29. I.) 

Das letzte Geschäftsjahr verdient mit vollen Rechte das Attribut: 
„sehr ungünstig.“ 

Obwohl unbestreitbar die Preissteigerung aller Produkte haupt- 
sächlich den agrarischen Betrieben zugute kommt, notierten die 
Milchproduzenten mit der allgemeinen Teuerung den horrenden Preis- 
aufschlag bis zu 25 0 0 für gelieferte Milch. Der ohnehin schwer 

belastete Konsument war nur in wenigen Fällen zu bewegen, 
IO — 150 0 des vom Produzenten -Milchringes diktierten Mehrpreises 
zu tragen, so dass für den Händler die Spannung zwischen Einkaufs- 
und Verkaufspreis so minimal ist, dass man nur bei grösster Be- 
scheidenheit von einem geringen Verdienst reden kann. 

Der Konsument befolgt den Grundsatz „Sparen“ zuerst leider 
in bezug auf die Qualität seiner Ernährung, was zu dem im Hinblick 
auf die Bedeutung der Milch als Nahrungsmittel und ihre Unent- 
behrlichkeit bei heranwachscndcn Kindern wahrhaft erschreckenden 
Resultat führt, dass in Würzburg auf den Kopf ein Jahreskonsum 
von nur 135 Liter trifft; dabei muss noch eine fortwährende Abnahme 
konstatiert werden. 

Eine Besserung all dieser misslichen Verhältnisse herbeizuführen 
und zugleich eine soziale Tat ersten Ranges leisten könnte die 
Eisenbahnverwaltung durch bessere Anschlüsse der Lokal- 
bahnen an die Hauptlinien; bezüglich der Linie Gerolzhofen- 
Kitzingen herrscht direkt ein Notstand. Durch günstigen Anschluss 
für den Versand würde auch entlegeneren Gütern der Übergang von 
der Mastvieh- und Butterproduktion zur rentableren Milchwirtschaft 
ermöglicht; diese Konkurrenz würde das unverhüllte Bestreben der 
organisierten Gutsbesitzer nach noch weitergehender Preiserhöhung 
unmöglich machen, auch zur Wiederherstellung der früheren Preise 
(für Wiirzburg mindestens 200 OOO Mk. jährliche Ersparnis) beitragen. 
Die moderne Hygiene muss ferner rascheste Bahnbeförderung 

11 * 
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(mit Schnellzügen) besonders in den heissen Monaten, dazu unbedingt 
die Möglichkeit, auch von den Lokalbahnen aus täglich mindestens 
zweimal nach Würzburg liefern zu können, endlich praktische Spezial- 
wagen und prompteste Auslieferung auf dem Milchbahnhofe ver- 
langen; gerade bezüglich der letztaufgeführten Forderungen lasser, 
die Verhältnisse im hiesigen Direktionsbezirk sehr viel zu wünschen 
übrig. 



Bericht einer Käse-, Butter- und Margarine-Grosshandlung 
in Neustadt a. S. (4. II.) 

Das Geschäft in LimburgerKäse war im Berichtsjahre 190; 
keinen so starken Schwankungen unterworfen wie im vorhergehenden: 
es hielten sich auch die Preise vom Januar bis Juli so ziemlich 
gleichmässig. Wie fast alljährlich zogen sie dann an, hielten sich 
auch einige Mionate hoch, um im November derart stark zurück- 
zugehen, dass sie im Dezember den niedrigsten Stand des ganzen 
Jahres hatten. Dabei waren im Jahre 1907 die Milchpreise im All- 
gäu durchweg sehr hoch, so dass bei der Käsefabrikation Geld ver- 
loren wurde; aber nachdem jetzt die Wintermilchen zu billigerem 
Preis abgeschlossen wurden, hofft man, dass die Differenz zwischen 
dem Preis des Rohmaterials und dem des fertigen Produkts nicht 
mehr so gering werden wird. 

Der Konsum in Limburger Käse war während des ganzen 
Jahres ziemlich gleichmässig, nur ist leider die Unsitte des Ver- 
kaufens auf wesentlich spätere Termine, zu festen Preisen, noch 
nicht behoben, trotzdem solche fast jedem, der sich dazu hergibt. 
Schaden bringt. Durch die seit einigen Jahren veränderte Fabn- 
kationsart ist der Käse leider nicht mehr so haltbar, so dass man 
sich als Deckung kein so grosses Lager hinlegen kann, weil er sonst 
überreif und weich würde; bei unerwartetem Preisrückgang ver- 
langen die Kunden trotz festem Abschluss die Berechnung der 
billigsten Tagespreise. 

In Schweizerkäse war durch die Ungunst der Witterung 
zumal durch den nassen, kalten Sommer, der Verbrauch viel kleiner 
als im vorhergehenden Jahr; dadurch sind auch die Preise zurück- 
gegangen. Momentan ist der Konsum wieder normal, aber im 
Winter ist er ja ohnedies nicht gross. 

Auch in Naturbutter blieben sich die Preise während des 
ganzen Jahres ziemlich gleich und ging der Artikel normal ab. 
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Gegen Jahresschluss trat Knappheit und starke Preiserhöhung ein 
und hält beides sogar heute noch stand. 

In allen Sorten Margarine wurden im Laufe des Jahres die 
Preise nicht unwesentlich erhöht, weil sämtliche aus Amerika 
kommenden Rohprodukte viel teurer als sonst waren und auch das 
zur Fabrikation gesetzlich vorgeschriebene Sesamöl sehr gestiegen 
ist. Die Abnehmer der Margarine sind derselben trotz Teuerung 
doch treu geblieben, aber der Zwischenhandel durch Grossisten hört 
in diesem Artikel fast gänzlich auf, da viele Fabrikanten jeden 
zahlungskräftigen Kaufmann und Bäcker in Dorf und Stadt direkt 
besuchen lassen und zu Preisen verkaufen, dass der reelle Zwischen- 
handel nicht mehr lohnt. 

Das Inkasso liess während des ganzen Jahres zu wünschen 
übrig, die Ziclüberschreitungen nahmen sehr' zu, auch machte sich 
der hohe Bankdiskont sehr unangenehm fühlbar. 

Was die Verkehrsverhältnisse hier anlangt, so sind solche 
trotz wiederholter Anregungen noch nicht besser geworden. In der 
Richtung nach Schweinfurt geht der erste Personenzug schon 5 1 a Uhr 
vormittags; was im Winter für den Lokalverkehr viel zu bald ist 
und wenn man um 6 Uhr 50 nach Schweinfurt kommt, hat man 
in der Richtung nach Würzburg 78 Minuten und in der Richtung 
nach Bamberg 34 Minuten Wartezeit. Einen Anschluss an den 
Vormittag gegen 1 1 Uhr in Schweinfurt abgehenden und nach allen 
Richtungen, sowohl nach Nürnberg — München wie nach Hof, die 
besten Verbindungen habenden Schnellzug besitzen wir überhaupt 
nicht; leicht könnte der Vormittag 9V4 Uhr in Meiningen abgehende 
Personenzug etwas früher abgefertigt und beschleunigt werden, so 
dass er schon vor 1 1 Uhr in Schweinfurt einträfe. Auch das An- 
halten der Nachtschnellzüge von beiden Richtungen wäre eine 
sehr grosse Annehmlichkeit. Unsere Verbindungen, zumal nach dem 
Süden, sind sehr mangelhaft und reformbedürftig, und brauchen wir 
hoffentlich mit der Verbesserung nicht zu warten, bis das für die 
Strecke Schweinfurt — Ritschenhausen genehmigte zweite Gleise 
fertig gestellt ist. 

Zu wünschen wäre ja gewesen, wenn die ebenfalls genehmigte 
Vollbahn Gemünden— Bad Kissingen gleich durch das Saaletal bis 
Neustadt a. Saale weitergebaut worden wäre, aber hoffentlich ver- 
wirklicht sich dieses Projekt, wie in Aussicht gestellt, recht bald. 

Der Bau der vom ganzen Rhönbezirk ersehnten und voraus- 
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sichtlich auch ganz rentablen Verbindung Bischofsheim — Gersfeld 
wolle ebenfalls baldigst Berücksichtigung finden. 

Die Zahl der Telephonteilnehmer ist zwar in erfreulichem 
Wachsen begriffen, doch würden bald noch mehr Abonnenten dan 
kommen, wenn die Anschlussgebühr an kleinen Orten von So Mk 
auf etwa 50 Mk. unter Beibehaltung der seitherigen Benutzungs- 
bestimmungen ermässigt würde. 

Dem ganzen Verkehr in den kleineren Städten droht durch 
die projektierte Kürzung der Verkaufszeit in den Laden- 
geschäften an Sonn- und Feiertagen ein schwerer unüberwind- 
licher Schlag und wäre es nur zu wünschen, dass die dieserhalb 
eingereichten Petitionen, die Verkaufszeit in den Läden an Sonn- 
und Feiertagen wie bisher (bis Nachmittag 4 Uhr) zu belassen, Er- 
folg haben. 



X. Pelz-, Leder- und Schuhwaren. 



Bericht über die Glacd-Lederfabrikation in Heidingsfeld. 

(5- H.) 

Das verflossene Jahr hat sich für die Glacdleder-Industrie im 
allgemeinen nicht besonders günstig gestaltet. Im ersten Vierte! 
des Jahres hielt der gute Geschäftsgang wohl noch an, nach Osten; 
aber trat ein Umschwung, sowohl in den Preisen der Rohfelle, als 
auch im Geschäftsgänge im allgemeinen ein. Der stille Geschäfts- 
gang hielt den ganzen Sommer über an, und erst im Herbste be- 
gann sich das Geschäft wieder zu beleben, ohne aber an die Höhe 
der gleichen Monate in den Vorjahren heranzukommen. 

Die Mode war dem Glaceleder- Handschuh, da derselbe ausser- 
ordentlich teuer geworden ist, nicht günstig. Ehe die zurzeit noch 
herrschende Mode der kurzen Blusen- und Kleider-Ärmel nicht ver- 
schwindet, dürfte ein Aufschwung in der Glacehandschuh-Industrie, 
dem bedeutendsten Abnehmer des Artikels Glaceleder, wohl nicb' 
zu erwarten sein, da zurzeit der Stoffhandschuh, des billigeren Preise 
wegen, allgemein vorgezogen wird. 

Die amerikanische Krisis beeinflusste schliesslich auch 
Geschäft in meinen Artikeln, die für drüben stark in Betracht 
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kommen; man erwartet aber von der Besserung der amerikanischen 
Verhältnisse eine Neubelebung des Exportes. Da die Preise der 
Rohware nun auch wieder auf einer vernünftigen Basis angelangt 
sind, macht sich in den übrigen Absatzgebieten der Glacölcder- 
fabrikation verstärkte Nachfrage bemerkbar. 

Bericht einer Pelzwarenhandlung und Kürschnerei in Würz- 
burg über die Wintersaison 1907/08, (14. II.) 

Leider kann man über das Pelzgeschäft in der verflossenen 
Saison im Vergleich zur vorjährigen nichts neues und zum mindesten 
nichts besseres berichten, da in dieser Saison der Eintritt kälterer 
Witterung vor dem Weihnachtsfeste vollständig ausblieb und infolge- 
dessen grössere und feinere Stücke zu Weihnachtsgeschenken nur 
in geringerer Anzahl gekauft wurden. 

Wohl begünstigt die Mode auch in Zukunft das Pelztragen, 
doch ist dieser Umstand allein nicht genügend, um die in den ver- 
flossenen Wintern in den Pelzgeschäften gehabten grossen Ausfälle 
auszugleichen. 

P/in Sinken der Preise in ausländischen Pelzen ist nach bis 
jetzt erhaltenen Berichten nicht zu erwarten, doch dürften einheimische 
Marder eine kleine Abschwächung erfahren. 

Bericht über den Lederhandel in Würzburg. (27. 1.) 

Das verflossene Jahr 1907 war für den Lederhandel in den 
ersten sechs Monaten zufriedenstellend. Die Preise für fertige Leder 
behaupteten sich im allgemeinen, gingen sogar noch etwas höher, 
auch der Verkauf war ein normaler. 

Gegen den Hochsommer hin fing jedoch das Geschäft an, 
ruhiger zu werden, auch das Spätjahr brachte infolge seiner Trocken- 
heit nicht die erhoffte Besserung, im Gegenteile, es wurde immer 
ruhiger von Monat zu Monat. Im Hinblick auf das im November 
beginnende starke Sinken der Rohhaut preise hielten die Kunden 
sehr im Einkauf zurück, weil sie immer auf ein Herabgehen der 
Lederpreise rechneten. Dies war aber gar nicht möglich, w’eil Gerber 
und Fabrikanten die teuersten Rohhäutc, die es je gab, zu der Zeit 
in den Gruben und in der Fabrikation hatten und noch haben. 
Trotzdem bröckelten im Dezember die Preise für fertige Leder 
etwas ab, weil der Umsatz zu klein war. Die Gerber hatten nun 
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Gelegenheit, den Verlust, den sie an ihrer fertigen Ware erlitten, 
wieder etwas einzubringen; sie konnten im Dezember, wo die Roh- 
häute mehr als 20 — 25°/o gesunken waren, ihren Bedarf und darüber 
in Rohhäuten decken, welche bereits Mitte Januar 1908 wieder in 
die Höhe gingen. 

Die Schwierigkeit der Situation ist in erster Linie auf das 
Konto eines Teiles der Lederhändler zu setzen, die sich von alten 
Praktiken nicht losmachen können, die nicht verstehen, welche Rolle 
der Verdienst im Geschäftsleben spielt. Es ist Zeit, dass dies wieder 
einmal klar betont wird. Mit Geschäftsprinzipien, wie sie heutzutage 
an manchen Stellen im Lederhandel anzutreffen sind, geht schliesslich 
die glänzendste Konjunktur spurlos an der Kasse des Händlerstandes 
vorüber; denn viele können nicht sehen, dass der andere auch ein 
Geschäft macht. 

Um eben nur ein Geschäft zu machen, offerieren solche Leute 
ein Ziel von 12 Monaten. Und so wie hier geht es auch ander- 
wärts. Der Monat Dezember brachte denn auch manche Über- 
raschungen durch Insolvenzen grösserer und kleinerer Firmen in der 
Lederbranche in ganz Deutschland, wozu der hohe Diskontsatz wesent- 
lich beigetragen hat. Wer überhaupt in dem verflossenen Jahre mit 
Bankkredit zu arbeiten gezwungen war, wird in diesem Jahre da-. 
Wort „Verdienen“ sehr klein schreiben müssen und darf froh sein, 
wenn er nicht zurückgekommen ist. 



Bericht einer Schuhfabrik und Lederhandlung in Würzburg. 

(4. II.) 

Das Jahr 1907 war für die Leder- und Schuhbranche durch 
tief eingreifende Momente in seinen Erträgnissen sehr beeinträchtigt. 
Im ersten Halbjahr kann das Ledergeschäft als regulär bezeichnet 
werden; im Herbst verdaute es aber zufolge ungünstiger Witterung 
und recht geringer Weinernte. 

Der Schuhhandel wird von Jahr zu Jahr schwieriger und un- 
lohnender; die Handlungsunkosten steigen, die Ansprüche werden 
in bezug auf Formen und Auswahl grösser, und grösser wird auch 
der Unfug der unlauteren Preisanbietungen , denen leider bis heute 
noch keine festen Schranken gesetzt werden konnten. Die Preis- 
steigerung aller zur Fabrikation notwendigen Ledersorten und anderer 
dazugehörigen Materialien erschwerte das Geschäft; der ungewöhn- 
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lieh hohe Geldstand bedingte lange Ziele und schleppenden Geld- 
eingang. 

Die vielen Feiertage wirken für die bayerische Industrie 
gegenüber der Konkurrenz fast aller anderen deutschen Landesteile 
schädigend. Mit Freuden würde die Verlegung der Feiertage, mit 
Ausnahme der ersten und höchsten, auf die entsprechenden Sonntage 
begrüsst werden. 

Der Umsatz des letzten Jahres ist nicht zurückgeblieben, was 
aber nur auf die höhere Bewertung fast sämtlicher Waren zurück- 
geführt werden darf. Die Aussichten für das kommende Jahr sind 
weniger günstig, weil in vielen anderen Betrieben das Geschäft rück- 
gängig ist, die Kundschaft von billigeren Preisen träumt, ein Schaden, 
den der Fabrikant tragen müsste, wenn sich die Träume verwirk- 
lichen sollten. 

Mitteilungen aus Würzburg über Erwerbsverhältnisse der 
Kleinproduktion und des Kleinhandels in der Schuhbranche. 

Das verflossene Geschäftsjahr stand unter dem allgemeinen 
Zeichen der Haussebewegung, sowohl der Produzent, als auch der 
Händler in der Schuhwarenbranche musste dies in der empfindlichsten 
Weise gewahr werden. Nahezu die sämtlichen Rohmaterialien, ins- 
besondere aber Oberleder, Sohlleder und Futterleder hielten sich 
auf einer Höhe, die kaum je zuvor zu verzeichnen war. An und 
für sich hätte dieses ja garnichts geschadet, weil bei hohen Material- 
preisen die Schleudereien nicht so stark auftreten. Allein die 
Preise der fertigen Produkte konnten keineswegs mit denen der 
Rohmaterialien in Einklang gebracht werden, und es war daher schon 
im vornherein für die kleineren Schuhmachereibetriebe gänzlich 
ausgeschlossen, dass sie einen höheren Gewinn wie in den Vorjahren 
erzielen konnten. Dass die kleinen Schuhmachereibetriebe nicht 
auf Rosen gebettet sind und dass dieselben für den grossen Konsum 
lange nicht mehr ausschlaggebend sind, ist ja längst bekannt. Je- 
doch haben die allgemeinen misslichen, wirtschaftlichen Verhältnisse, 
die sehr hohen Lebensmittelpreise, die verhältnismässig hohen 
Arbeitslöhne noch dazu beigetragen, den Kleinschuhmachem die 
Existenz noch mehr zu erschweren. Sehr ins Gewicht fällt auch 
der Mangel an tüchtigen Gesellen, es wenden sich eben tatsächlich 
von Jahr zu Jahr weniger Lehrlinge dem Schuhmacherhandwerke zu; 
und so macht sich der Mangel an Gehilfen immer stärker fühlbar. 
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Ich habe schon in einer Reihe von Berichten die Misere :m 
Schuhmacher-Handwerk klar gelegt und will dies nicht wiederholen 
Indessen kann ich nicht unterlassen, auf die bisher immer noch 
ziemlich lohnende Beschäftigung mit Reparaturen hinzuweisen. Die 
Schuhmacher sind in diesem Zweige neuerdings sehr bedroht durch 
die Reparaturwerkstätten. 

Wie überall in grösseren Städten sich Schnellreparatur-Werl:- 
Stätten etablierten, die mit Durchnähmaschinen, Doppel-Stanz- unc 
Ausputzmaschinen etc. ausgerüstet sind, und die schön aussehende, 
anscheinend billige Arbeitsleistungen aufweisen, so scheinen sich 
auch in unserem Kammerbezirk solche einzunisten. Wenn diese 
Reparatur-Werkstätten nun aufhören, wie dies bisweilen geschehet 
ist, Pfuschwerkstätten zu sein, wenn sie gut geleitet werden, darr 
können sie für die Kleinschuhmachereien sehr gefährlich werden 
Das Publikum, welches rasch und billig bedient sein will, wird sich 
in grösserem Masse wie dies schon bisher der Fall gewesen i>: 
den Schnellreparatur- Werkstätten zuwenden. Es ist daher höchste 
Zeit, dass die Kleinschuhmacher die „Zeichen der Zeit“ erfassen, 
und sich mit allen zu Gebote stehenden Mitteln der drohenden 
Konkurrenz zu erwehren suchen, ehe es zu spät für sie ist. 

Was nun den Detailhandel betrifft, so muss das Berichtsjahr auch 
im allgemeinen als wenig erfreulich bezeichnet werden. Der red- 
nerische Sommer hat auf die Hauptgeschäftszeit Ostern und Pfingsten 
sehr ungünstig gewirkt, und auch die Aussicht auf ein flotte> 
Wintergeschäft wurde durch die ungewöhnliche Wärme, die bis zc 
Weihnachten anhielt, sehr verdorben. Die verlängerte Verkauftet 
vor Weihnachten erwies sich als vollständig überflüssig. Der Ver- 
kehr war zwar in den Strassen ein starker, allein in den Läden 
war wenig davon zu merken. Die Missernte in den unseren Platz 
umgebenden Weinorten mag auch ihr gut Teil an dem Ausfall der 
sonst zahlreichen Landkundschaft beigetragen haben. 

Die ausserordentlich hohen Preissteigerungen der Schuhwarer, 
konnten im Handel nicht hereingebracht werden. Die Befürchtun. 
weiterer Preissteigerungen hat die Warenlager allenthalben über 
füllen lassen, und deren mangelhafter Absatz besonders in Herbst 
und Winterwaren wird sehr schwer empfunden, und die zwangs- 
weisen Versteigerungen von Schuhwaren sind beredte Beweise vor 
den Folgen der ziemlich schwierigen Lage im Schuhwaren - Deta: 
handel. Diese Lage wird noch verschlimmert durch eine übergroßst 
Konkurrenz, speziell am hiesigen Platze. Die unreellen Ausverkäufe 
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gegen die mit nur geringem Erfolge seitens der Vereinigung der 
Schuhwarenhändler gekämpft werden musste, die Partiewarengeschäfte, 
die notorischen Schreier und Schleuderer erheben immer frecher 
ihr Haupt. 

Alles böse Zeichen der Zeit. Wir sehnen uns nach einer 
strafferen Handhabe des Gesetzes w'ider den unlauteren Wettbewerb ; 
ob wohl die in Aussicht stehende Abänderung des Gesetzes eine 
Besserung bringen wird? Der gesamte solide Kaufmanns- und Hand- 
werkerstand sehnt sich darnach ! 



XI. Holz- und Holzwaren, Zimmer- und Schreiner- 
gewerbe, Wagenfabrikation. 

Bericht einer Holzhandlung in Eltmann a. M. (15. II.) 

I. Langholz. Der grössere Bedarf in den Absatzgebieten 
des Rheinlandes und von Westfalen, den das Herbstgeschäft 1906 
brachte, hat ein langsames Steigen auf dem Aschaffenburger Markt, 
sowie auf den rheinischen Märkten zur Folge gehabt, sodass be- 
gründete Aussicht vorhanden zu sein schien, dass im Frühjahr 1907 
mit gewinnbringenden Erlösen gerechnet werden könne. 

Diese Tatsache war die Veranlassung, dass der neue Einkauf 
rapid in die Höhe ging und den Verkäufern Erlöse in die Tasche 
jagte. Die angelegten Preise konnten von den ruhig Denkenden 
nur mit zuwartender Haltung beobachtet werden. Trotzdem fanden 
die ausgebotenen Holzmengen flotten Absatz und gegen Frühjahr 
1907 wurden Preise bewilligt, wie sie bisher im Stammholzgeschäft 
kaum für möglich gehalten wurden. 

Aus diesen Verhältnissen wurden die gewiss berechtigten Hoff- 
nungen abgeleitet, dass die in den Häfen, sowie den Pollerplätzen 
am Main überwinterten Hölzer im Frühjahr recht lohnenden Ab- 
satz finden müssten. Mit voller Zuversicht traten w r ir auch in das 
Verbrauchsjahr 1907 ein. Die ersten Verkäufe an den Märkten 
wurden denn auch zu entsprechend hohen Preisen betätigt. Unsere 
Erwartungen erfuhren aber nur zu bald Enttäuschungen. An den 
Geldmarkt wurden grosse Anforderungen gestellt, der Zinsfuss 
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wurde erhöht. Die Zufuhren an Material geschahen hauptsächlich 
auf russisches Rundholz in unerwartetem Masse, und das dadurc' 
vcranlasste, vermehrte Angebot in Verbindung mit dem teuerer. 
Geld brachte die feste Haltung des Händlers aus den Fugen. 

Der ungewöhnlich hohe Geldstand gerade in der Hauptver- 
brauchszeit liess die Nachfrage an den Märkten erlahmen, und die 
Käufer beschränkten sich nur auf das absolut Notwendige, da auch 
die prvate, spekulative Bautätigkeit unterblieb. Die dabei erzielter, 
Erlöse konnten die Erstehungskosten des abgesetzten Materials bei 
weitem nicht erreichen, und so wurde tatsächlich, da sich auch io 
Sommer hindurch bis zum Spätherbste keine Besserung einstellte, 
im Jahre 1907 mit recht empfindlichen Verlusten gearbeitet. Wi; 
es nicht anders zu erwarten war, hat sich auch bei den für da- 
Jahr 1908 bis jetzt abgehaltenen Verkäufen etwas Zurückhaitun; 
gezeigt; wir wollen nun hoffen, dass es gelingen wird, von den letzt- 
jährigen nicht geringen Verlusten wieder etwas herein zubekommer. 

2. Eichenholz. Die Einkaufspreise im Winter 1906190; 
waren, was sich nur zu bald herausstellte, ebenfalls viel zu hoch 
Wenn nun auch gute Ware Absatz fand, so kann doch den hohe. 
Einkaufspreisen gegenüber absolut kein Nutzen erzielt werden. 

Mit Eichenlangstämmen zu Schiffbau in Holland sowohl ab 
auch zu Waggonbauzwecken wird es mit jedem Jahr wenige 
Wenn auch hierin rege Nachfrage herrscht, so können solche Lan„- 
stämme schwer beschafft werden, was dem Umstande zuzuschreiber. 
ist, dass die Holzverkäufer von der oftmals widerlegten Ansicht 
ausgehen, dass ein höherer Erlös erzielt würde, wenn lange Stämme 
zu mehreren Stücken, Sägeklötzen, verschnitten werden. Erwiesen«- 
massen hat sich aber sehr oft das Gegenteil gezeigt. Wenn auch 
für das untere, astreine, gute Ende ein entsprechend höherer Ezfe 
erzielt wird, so ergibt sich, da die oberen sogen. Gipfelstücke iu 
billigen Preisen abgegeben werden müssen, doch das Resultat, das 
durch das Verschneiden der Langstämme absolut kein höherer Erlös 
herauskommt als bei Verkauf der Stämme in ihrer ursprüngliche;: 
Länge. Es besteht daher der berechtigte Wunsch bei den Hoiz- 
käufern, dass die Verkäufer etwas mehr Rücksicht auf Angebo 
von Langstämmen nehmen möchten, dass sie auch dadurch dem 
Käufer Gelegenheit geben, solche Stämme besser und gebrauch.-- 
cntsprechender ausnutzen zu können. 

Bezüglich der La nghol z wag en wäre zu wünschen, dass die 
Bahnverwaltung bei Anschaffung des Wagenmaterials auf das württem- 
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bergische oder österreichische System überginge ; die Wagen dieser 
Systeme sind leichter zu entladen und Unglücksfälle werden dadurch 
besser hintangehalten. 

Am Flosshafen Aschaffenburg macht sich mit jedem 
Spätjahre eine wiederkehrende Kalamität hinsichtlich der Über- 
winterung der nicht verkauften Hölzer der Obermainfiösscr bemerkbar, 
da die Hafenfläche, soweit solche nicht von den Sägewerken am 
Platze und dem Schiffverkehr beansprucht w’ird, zum grossen Teil 
von fremden, ausserbayerischen Firmen, die das Ausschleifen des 
Holzes aus dem Strome sparen wollen, belegt wird. Es wäre an- 
gezeigt, diesem Missstand dadurch abzuhelfcn, dass die Hafen- 
verwaltung für alle verkauften Hölzer eine entsprechende Lagerungs- 
gebühr einführen würde. 

Bericht einer Fassfabrik aus Kitzingen a. M. (i. 1.) 

Auch im vorigen Jahre ist in unserer Branche keine Besserung 
eingetreten, da sich die Brauereien durch ihre erhöhten Auflagen nur 
das Allernotdürftigste zulegten, der Weinhandel aber ganz ausliess, da 
der Ausfall der Weinernte und der Entwurf eines neuen Weingesetzes 
vernichtend wirkten. Unter diesen Umständen ist auch in diesem 
Jahr auf nichts Erfreuliches zu rechnen. 

Bericht über den Geschäftsgang im Wagenbau in 
Bad Kissingen. 

Nimmt man Rückblick auf das vergangene Geschäftsjahr, so 
muss man zugestehen, dass es besser war, als die Aussichten es 
boten. Der hohe Geldstand und das sichtbare Bemühen des kauf- 
kräftigen Publikums, so wenig wie möglich Luxusausgaben zu 
machen, hatten zu Ende 1906 und auch Anfang des Jahres 1907 
eine fühlbare Geschäfts-Ruhe eintreten lassen; hierzu kamen noch 
die bis zu 20% erhöhten Preise für Beschläge in allen Metallen, 
ferner die Monopolstellung des die gesamte deutsche Achsen- und 
Federfabrikation umfassenden Verbandes mit seiner einzigen Verkaufs- 
stelle, weiter ungewöhnlich hohe Lederpreise, endlich' die durch 
teuere Lebensverhältnisse an sich berechtigten Lohnerhöhungen, so 
dass manchem Wagenfabrikanten der Mut und die Lust zur weiterer 
Arbeit vergangen ist. Doch mit dem Frühjahr 1907 kamen auch 
bessere Lieferungsabschlüssc ; das Interesse des feineren Publikums, 
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das seit zwei Jahren nur noch dem Automobilsport huldigte, wandte 
sich wieder in grösserem Masse der Epuipagenhaltung zu, fahr- 
sportlich schön gebaute Wagen fanden gute Abnehmer, und s 
konnte man schliesslich im Herbste bei geräumtem Magazin zu- 
frieden in die Zukunft schauen. Selbstredend trägt hierzu in unserer; 
Weltbade die grosse Anzahl der hier zur Kur weilenden Herrschaften 
(meist selbst Equipagenbesitzer) bei, die es nicht versäumen, sich 
die Fabrikation der Wagen an Ort und Stelle anzusehen, wodurdi 
mancher Verkauf zustande kommt. Die grösste Gefahr für d:t 
Existenz der mittleren Wagenfabriken, der Automobilbau, schein 
seinen 1 löhepunkt überschritten zu haben ; die fortwährenden hoher. 
Reparaturkosten, die neue Steuer, die zahlreichen Unfälle und zun 
Schlüsse die neue Haftpflichtgesetzgebung haben hier einschränkend 
gewirkt. 

Die Verlegung unserer vielen Feiertage auf die Sonntage warf 
ein Werk von hervorragender sozialer Bedeutung ; man bedenke 
nur den Ausfall eines Tagelohnes für einen mit Familie bedachte: 
Arbeiters bei den heutigen Lebensmittelpreisen. Auch die Ein- 
führung des 8. Schuljahres, wie in Wiirzburg, wäre recht nötig 
Die jungen Leute kämen dann erst mit dem 14. Jahre in die Lehre, 
wären theoretisch besser ausgebildet und würden tüchtigeres Per- 
sonal für später abgeben; auch den körperlichen Anstrengungen 
wären dieselben mit 14 Jahren besser gewachsen. 

Bericht über das Bau- und Zimmergeschäft in Würzburg 

(i4- II.) 

Das abgelaufene Jahr kann für die Bau- und Zimmergeschälte 
am hiesigen Platze kein gutes genannt werden. Zu den ohnch;r 
schon misslichen Verhältnissen kam auch noch eine aussergewöta- 
liche Geldteuerung, welche sich erst gegen Ende des Jahres etwas 
besserte. Der Baudiskontosatz war aber im Frühjahr 190S immer 
noch so hoch, dass er die private Bautätigkeit völlig lahm legte 
Die Folgen davon waren für verschiedene Bauunternehmer sehr nach- 
teilig, und werden die Nachwirkungen noch lange zu verspüren sen 
Die Aussichten für die Zukunft sind sehr trübe und der Geschäfts- 
mann wird froh sein müssen, sich glatt durchzubringen. 

Die soziale Gesetzgebung wirkt von Jahr zu Jahr durch die 
stetigen Erhöhungen der Steuern und Abgaben sowie Sicherung 
ansprüche etc. überaus nachteilig für das Bauhandwerk. Die Material- 
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preise sind — trotz der geringeren Nachfrage — auf der Höhe 
geblieben und einzelne Sorten sogar noch teurer geworden, was der 
Baulust auch nicht förderlich ist. 

Die gegenwärtigen Verhältnisse werden das bisherige Zuviel 
an Privatbauten von selbst verbieten und so vielleicht gesunde Zu- 
stände schaffen helfen. 

Bericht über das Schreinergewerbe in Würzburg. (4. II.) 

Im vergangenen Jahre waren ziemlich Bauarbeiten vorhanden, 
jedoch wurden die verlangten, genau kalkulierten Preise nicht be- 
willigt. Die Meister mussten aber höhere Preise stellen, da dies 
durch die gegenwärtigen hohen Rohmaterialienpreise und Arbeits- 
löhne bedingt ist. Die Leiter der städtischen und staatlichen Bau- 
amtsstellen wollen immer noch nicht einschen, dass zu den Preisen 
wie in den vergangenen Jahren jetzt nicht mehr gearbeitet werden 
kann und schieben die Mehrforderung, die durch die hohen Holz- 
preise und Arbeitslöhne gewiss gerechtfertigt ist, einer Ringbildung 
zu. Letzteres ist jedoch absolut nicht der Fall. Das gleiche gilt 
auch für die Herren Privatarchitekten, die immer noch nicht zu- 
gestehen wollen, dass zu den früheren Preisen nicht mehr gearbeitet 
werden kann. Alle Beamten petitionieren um höhere Gehälter und 
alle Arbeiter verlangen höhere Löhne; nur der Handwerker soll sich 
noch mit den früheren Preisen begnügen. 

Schon seit Jahren wünschen die Handwerker eine Regelung 
des Submissionswesens, und es wäre doch gewiss gerechtfertigt, wenn 
man bei Submissionen nicht dem niedrigsten, sondern dem mittleren 
Angebot den Zuschlag erteilen würde. Hierdurch würden die un- 
geheuren Unterbietungen fortfallen; die betreffenden Behörden könnten 
dann aber auch verlangen , dass zu den mittleren Angeboten eine 
wirklich gute Arbeit geliefert wird. 

In der Möbelschreinerei war der Geschäftsgang etwas 
besser; das Publikum und auch die Bauämter berücksichtigen jetzt 
mehr die ortsansässigen Meister. Das Möbclmagazin der Schreiner- 
innung, das Anfangs Januar 1908 in eine Genossenschaft umgcwandelt 
wurde, stellt gute und solide Arbeiten her und hatte im verflossenen 
Jahre einen zufriedenstellenden Umsatz erzielt. Wünschenswert wäre, 
dass auch fernerhin dem Magazin der Schreinergenossenschaft gute 
Abnehmer zugeführt werden , und dass sowohl der Staat wie die 
Kommune ihm Lieferungen zuweisen mögen. 
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XII. Steine und Erden, Zement, Ton, Glas. 

Bericht der Portland-Zement*Fabrik Karlstadt a. M. (8. I! 

Durch die in den ersten Jahren des laufenden Jahrhunderts ir, 
Deutschland stattgehabten vielen Neugründungen von Zementfabnka 
entstand eine Überproduktion und in deren Folge eine Preisschleuderci, 
dass die Existenz der ganzen deutschen Zementindustrie aufs höchste 
gefährdet wurde. Rettung war nur durch eine weitgehende Ein- 
schränkung der Produktion möglich. Letztere musste im Interesse 
einer Wiedergesundung der Verhältnisse wenigstens einigermassn 
in Einklang mit der Nachfrage gebracht werden. Dies durchzuführen 
war natürlich für die einzelnen Werke eine unmögliche Aufgabe 
Hier konnte nur ein verständiges, gemeinsames, opferwilliges Vor- 
gehen zum Ziele führen, damit die notwendigen Betriebseinschrän- 
kungen in gerechter Weise auf die einzelnen Werke verteilt wurden. 
So entstanden unter dem Drucke der Not nach den Geboten des 
Selbsterhaltungstriebes die verschiedenen Zementsyndikate und Ver- 
bände. Es ist eine durchaus falsche Ansicht, dieselben als Ringe 
zur Erzwingung möglichst hoher Verkaufspreise zu betrachten. Zur 
Zeit ihrer Bildung betrug der Zementkonsum Deutschlands noch 
nicht 4O °/ 0 seiner Produktionsfähigkeit. Die Verbände und zumal 
die „Süddeutsche Cementverkaufsstelle G. m. b. H.“, die ihren Sitz 
in Heidelberg hat, sich auch über Bayern erstreckt und u. a. eine 
Verkaufsstelle in Würzburg besitzt, haben sich streng an ihre Auf- 
gabe gehalten, die Produktion dem Verbrauch anzupassen und den 
Verkaufspreis in einer nach soliden wirtschaftlichen Grundsätzen 
berechtigten und den Herstellungskosten angemessenen Höhe zu 
erhalten. Die S. C. V. hat seither zur Zufriedenheit des weitaus 
grössten Teiles ihrer Abnehmer gearbeitet. 

Dass in den letzten 2 Jahren in der Zementindustrie grössere 
Jahresgewinne erzielt wurden, hat seinen Grund nicht, wie hier und 
da angenommen wird, darin, dass die Verbände und Syndikate ihre 
Macht missbraucht hätten, sondern in der fast beispiellosen Hoch- 
konjunktur der Industrie Deutschlands und der ganzen Welt. Solche 
Hochkonjunkturen sind aber bekanntlich vorübergehende Erschei- 
nungen und sie haben erfahrungsmässig auch immer einen meist 
länger andauernden Niedergang im Gefolge. Es ist nicht richtig. 
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in Zeiten solcher Hochkonjunkturen in überstürzter Weise mit Neu- 
gründungen vorzugehen. Das ist aber leider auch diesmal wieder 
geschehen, obwohl die bereits vorhandenen Zementfabriken auch 
heute noch nur Absatz für etwa 60 — 70% ihrer Produktionsfähig- 
keit haben. 

Der gesamte Zementverbrauch Bayerns beträgt jährlich etwa 
25000 Wagen ä 10 t; die bayerischen Zementfabriken allein aber 
sind bereits imstande, etwa 30000 Wagen im Jahre herzustellen; 
ausserdem liegen in der Nähe der bayerischen Grenze noch eine 
ganze Anzahl deutscher Zementfabriken , die in der Lage sind, un- 
gefähr 35000 Wagen Zement ä IO t jährlich zu erzeugen und die 
mit einem grossen Teile ihres Absatzes ebenfalls auf Bayern an- 
gewiesen sind. 

Unter diesen Umständen ist die bayerische Portlandzement- 
industric genötigt, einen ganz erheblichen Teil ihrer Erzeugung auf 
dem Weltmärkte unterzubringen. Hier hat ihr aber die Zollgesetz- 
gebung grosse Schwierigkeiten bereitet. Die meisten Nachbarländer 
und überseeischen Staaten erheben hohe Zölle auf Zement, während 
die Grenzen Deutschlands für das ausländische, z. T. minderwertige 
Erzeugnis offen stehen. Dazu kommt noch, dass die deutsche Zement- 
industrie im Gegensatz zur ausländischen mit den durch unsere 
soziale Gesetzgebung bedingten Arbeiterversicherungsbeiträgen be- 
lastet ist. Allein unter diesem Gesichtspunkte wäre schon ein 
Zollschutz für das deutsche Fabrikat berechtigt gewesen. 

Der Kampf der deutschen Zementindustrie auf dem Weltmärkte 
ist zu ihrem Nachteil ein Kampf mit ungleichen Waffen. 

Ein weiterer grosser Missstand darf hier nicht unerwähnt bleiben: 
es ist der in jedem Jahre zu derselben Zeit regelmässig wieder- 
kehrende Wagenmangel. Von Jahr zu Jahr wächst derselbe in 
immer besorgniserregenderer Weise und er war im Herbste 1907 
geradezu zu einer Kalamität geworden. Hier muss das in der Be- 
schaffung von rollendem Material seither Versäumte so rasch wie 
nur irgend möglich nachgeholt und dem wirtschaftlichen in fort- 
währendem Wachsen begriffenen Bedürfnis in weitgehendem Masse 
regelmässig Rechnung getragen werden. 

Bericht der Portland-Zement-Werke „Wetterau“ 
in Lengfurt a. M. (n. II.) 

Das Wirtschaftsjahr 1907 hat in unserer Industrie wenig Ver- 
änderungen gegen das Vorjahr gezeigt. Wenn sich auch gegen das 

12 
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Ende des Jahres die allgemeine Abschwächung der Konjunktur uik 
namentlich die abnorme Höhe des Geldmarktes störend bemerkt« 
machten, so wurde doch unsere Industrie von heftigen Schwankung^ 
verschont ; in erster Linie danken wir das der vernünftigen und 
ruhigen Politik unserer Vereinigungen und Kartelle, die damit enwr 
bewiesen haben, welch’ ein hoher wirtschaftlicher Wert ihnei 
innewohnt. 

Gegenüber unseren vorjährigen Klagen über schlechte Wag« 
Stellung können wir zu unserer Freude im heutigen Bericht kc« 
statieren , dass hierin eine wesentliche Besserung eingetreten ist 
zwar sind wir noch weit davon entfernt, hierin zufriedengestellt n 
sein, aber wir haben wenigstens das Bewusstsein gewonnen, das.- 
von der Eisenbahnverwaltung alle im Augenblick denkbaren Schrtn- 
getan sind, um der Not zu steuern. Die Folge davon war, das 
wenigstens während des grössten Teiles des Jahres die WagensteDun. 
befriedigend erfolgen konnte, und dass sich die eigentliche Wag«- 
not auf die Herbstmonate beschränkte , in welcher Zeit sie daa 
allerdings in der seit Jahren gewohnten äusserst einschneidend* i 
Härte auftrat. Hoffentlich wird es gelingen, auch hier noch mildert: 
einzugreifen. 

Unsere schon im Vorjahre geäusserten Wünsche nach eine 
Abendverbindung der Personenzüge auf der Strecke Lohr-Werther 
sind noch nicht berücksichtigt worden, wir haben eine diesbezüglich 
Eingabe im Aufträge weiter Interessentenkreise an das Verkehrs- 
ministerium eingcreicht und hoffen auf einen wenigstens teilweise 
Erfolg. 

Für unsere bayerische Zementindustrie sind im verflossene' 
Jahr zwei einschneidende Punkte in die Öffentlichkeit getreten, der* 
Durchführung uns enorm schädigen kann. Zunächst handelt essid 
um die Einrichtung einer staatlichen Schlackenzementfabrik inAmberg 
die von unserer Seite nicht gehindert werden konnte. Dann abe 
müssen wir uns energisch gegen das zweite Projekt wenden, das * 
der in der Kammer der Abgeordneten angeregte Bau einer staac 
liehen Porlandzementfabrik. Wenn man für das Amberger Proji" i 
allenfalls noch Gründe aus den schon bestehenden staatlichen Eise: I 
werken herleiten kann , so fehlen für den zweiten Vorschlag tat- 1 
sächlich alle Voraussetzungen , die einen so schweren Einbruch c 
die Rechte der Steuerzahler rechtfertigen könnten. Bei den bisherig 
Verhandlungen über diesen Punkt ist noch nicht der ungehema* 
Opfer gedacht , welche die bestehende private Zement industrie bl 
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heute hat bringen müssen, und es ist noch nicht der Aufopferung 
gedacht, die nötig war, um den heute bestehenden Zusammenschluss 
zu ermöglichen. Es steht zu hoffen, dass die staatsmännische Ein- 
sicht der massgebenden Faktoren einem Plan die Zustimmung ver- 
sagt, der infolge unrichtiger Voraussetzungen einem grossen Teil der 
Abgeordneten ein vollständig unzutreffendes Bild von der wirklichen 
Eage der Zementindusrie und speziell der bayerischen gegeben hat. 



Bericht der Tonindustrie Klingenberg, Albertwerke, 

G. m. b. H., Klingenberg a. M. (15. II.) 

Unsere im letzten Bericht ausgesprochene Erwartung für die 
Entwickelung eines recht lebhaften Geschäftsganges wurde erfüllt. 
Das abgelaufene Jahr stand im Zeichen der Hochkonjuktur und 
brachte zeitweise eine so lebhafte Nachfrage nach unserem Fabrikat 
mit sich, dass wir kaum imstande w'aren, alle Aufträge zu bewälti- 
gen. Gegen Ende dieses Jahres zeigte sich allerdings ein starkes 
Abflauen der Privatbautätigkeit, doch blieb unser Absatz infolge 
umfangreicher Lieferungen für industrielle und behördliche Bauten 
gleich befriedigend. Auch der Auslandsverkehr entwickelt sich recht 
gut und nimmt ständig zu. 

Zeitweilig brachte ein empfindlicher Waggonmangel viel 
Störung mit sich, und muss sehr bedauert werden, dass die Ver- 
handlungen bezüglich einer Betriebsmittelgemeinschaft, welche am 
ehesten geeignet erscheint, diesen stets wiederkehrenden Missstand 
zu beheben, bisher zu keinen Resultaten führten. 

Die Aufhebung der Ausnahmepreise für Saarkohlen, 
welche von der Königlichen Grubendirektion bisher den bayerischen 
Abnehmern zugestanden waren, bildet eine erhebliche Mehrbelastung 
unserer Industrie. 

Der Umstand, dass im Frühjahr 1908 die meisten im Bauge- 
werbe bestehenden Tarifverträge ablaufen, und der zu Anfang des 
Jahres noch hohe Geldstand haben in letzter Zeit eine kritische 
Lage im Baugewerbe geschaffen, welche nicht ohne Rückwirkung 
auf die für das Baugewerbe liefernde Industrie bleiben wird. 

Dringend nötig ist es, dass die staatlichen Behörden bei grös- 
seren Arbeiten in erster Linie unbedingt die heimische Industrie 
berücksichtigen. 



12 * 
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Bericht der Deutschen Steinwerke C. Vetter A.-G., 
in Eltmann a. M. (7. III.) 

Wir arbeiteten unter den gleichen Verhältnissen wie im Vor- 
jahre: Ziemlicher Umsatz, aber bescheidener Nutzen, 
letzterer infolge der regen Konkurrenz, die gedrückte Preise im 
Gefolge hatte. 

Die unangenehmen Begleiterscheinungen der anhaltenden Geld- 
krisis waren auch in unserer Branche und nicht zum wenigsten in 
unserem eigenen Unternehmen sehr fühlbar. Recht unliebsam für 
uns war der monatelange Bauarbeiterstreik in Berlin, der uns in 
einigen unterfränkischen Betrieben eine teilweise Stockung brachte 

Die genehmigte Fortsetzung der Kette bis Bamberg begrüsser. 
wir mit Freuden und erhoffen uns durch Einrichtung günstiger 
Vcrlade-Verhältnisse bei Eltmann und Zeil eine erleichterte Absatz- 
möglichkeit mainabwärts. 

Bericht über die Steinindustrie aus Reistenhausen. (28. II 1 

Früher noch als in anderen Geschäftszweigen kam in unserer 
Branche eine grosse Krise zum Ausbruch. In unseren Abnehmer- 
kreisen folgte eine Zeitlang Konkurs auf Konkurs, und die Zahl 
der Subhastationen von Häusern und Grundstücken erreichte eine 
unheimlich grosse, wahrscheinlich noch nie dagewesene Höhe. 

Diese traurigen Verhältnisse, sowie ferner der teuere Zinsfuss 
riefen einen fast vollständigen Stillstand der privaten Bautätigkeit 
hervor, wodurch unser Geschäftszweig einen erschreckenden Preis- 
sturz erlitt. Arbeiter-Entlassungen und die Stillegung der Betriebe — 
hauptsächlich in den Bruchdistrikten — waren die unvermeidlichen 
Folgen. 

Das Resultat des Geschäftsjahres 1907 muss infolgedessen — 
insbesondere durch die grossen Kapitalverluste — als ein sein- 
schlechtes bezeichnet werden. Eine Besserung der bestehenden Ver- 
hältnisse ist vorerst nicht zu erwarten. 

Weiterer Bericht über die Steinindustrie in Reistenhausen. 

(12. II.) 

Das wirtschaftliche Ergebnis des abgelaufenen Geschäftsjahres 
war in der Steinindustrie — beeinflusst durch die anormale Geld- 
teuerung, und die dadurch verursachte geringe Bautätigkeit — ausser- 
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ordentlich ungünstig. Der Umsatz blieb hinter dem der gleichfalls 
ungünstigen beiden Vorjahre wesentlich zurück. 

Der wünschenswerten Erweiterung der Absatzgebiete wäre 
durch eine durchgreifende Verbesserung des öffentlichen Submissions- 
wesens nach folgenden Gesichtspunkten ein wesentlicher Vorschub 
geleistet. 

In erster Linie müsste durchgängig schon bei einigermassen 
nennenswerten Objekten von dem für die Behörden vielleicht be- 
quemeren System der Vergebung an eine Generalunternehmung 
Abstand genommen werden, um so mehr als dieses Vergebungssystem 
am allerwenigsten eine Vermindernng der gesamten Baukosten be- 
deutet. Es müsste jedem Handwerksmeister Gelegenheit geboten 
werden, sich mit direkter Offerte an den Arbeitsvergebungen zu 
beteiligen. Der Generalunternehmer hat durchweg günstige Zahlungs- 
bedingungen, nimmt aber nicht selten bei seinen Lieferanten einen 
derartigen Kredit in Anspruch, dass häufig der bei Übernahme 
in zweite Hand an und für sich sehr bescheidene Nutzen bei den 
teueren Gelderhältnissen vollständig absorbiert wird. Mitunter greift 
in solchen Fällen zum Schaden der Unterlieferanten eine solche Preis- 
drückerei Platz, dass der Generalunternehmer einen abnorm hohen 
Reinüberschuss erzielt. Diese Preisdrückerci muss naturgemäss eine 
Verringerung der Arbeitslöhne zur Folge haben. Ein drastiges Beispiel 
hierfür bietet die Vergebung der Steinmetzarbeiten zur Brücke in 
Freudenberg. Hierbei blieb in den Händen der ausserbayerischen 
Unternehmerfirma ein sehr respektabler Profit, während die einhei- 
mischen Unterlieferanten nur Preise erzielten, mit denen kaum die 
Selbstkosten gedeckt werden konnten. 

Sodann sollten den Submissionsunterlagen die erforderlichen 
Zeichnungen oder wenigstens die zu einer genauen Kalkulation un- 
bedingt nötigen Angaben, in jedem Falle die erforderlichen Dimen- 
sionen, ebenso die ungefähre Entfernung der Baustelle von der 
Bahnstation beigegeben sein. Unter allen Umständen sollte für den 
Submittenten gegen Ersatz der Selbstkosten der Bezug der Unter- 
lagen ermöglicht werden. Nebenarbeiten, die ihrer Natur nach zu 
den Leistungen fremder Handwerker gehören (z. B. das Abladen der 
Hausteine an der Baustelle, die Mitlieferung der zur Befestigung der 
Hausteine erforderlichen Eisendollen, Dübel, Anker und Schlaudern), 
sollten billigerweise in die Vertragsleistungen der betreffenden Hand- 
werker direkt aufgenommen werden. 
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Die schon im Handelskammerbericht pro 1903 beklagte 
numerisch unzulängliche Vertretung des Gewerbes im Distrikts- und 
Land rat dauert heute noch an, und müssen daher die bezügliches 
Wünsche wiederholt werden. Was die Normierung der Steuern m 
allgemeinen anlangt, so dürfte in Anbetracht der durch die andauernd 
ungünstige Konjunktur bedingten geringeren Verdienstverhältnisse 
der seither gültige Steuersatz von Mk. 3.60 pro Gehilfe entschiedet 
zu hoch erscheinen, dies hauptsächlich bei Steinbruchsarbeitem 
welche in der Regel nur Taglöhner sind. Ebenso ist bei der Durd- 
schnittsberechnung der Gehilfenanzahl aus der Gesamtsumme der 
anfallenden Arbeitstage der Divisor mit 250 Arbeitstagen für die 
Steinhauer entschieden als zu gering bemessen, da die Loht- 
nachweisung für ständige Arbeiter bis zu 290 Arbeitstage notiert 
und wäre daher eine Erhöhung der Beschäftigungsdauer für die 
Steinmetzen von 2 ÖO auf 275 durchaus gerechtfertigt. 

Des Weiteren stellt sich die verfrühte Steuereinhebung 
auf dem Lande für die in Betracht kommenden Gewerbetreibender, 
als eine Beeinträchtigung gegenüber den städtischen Betrieben dar 
Es würde sich hier eine ratenweise Einhebung empfehlen, wie sie 
beispielsweise in Baden Brauch ist. 

Eine sehr berechtigter allgemeiner Wunsch geht ferner auf eine 
einmalige (summarische) Einhebung aller an die Staatskasse gescha- 
deten kleineren Beträge, wie Anerkenntnisgebühren etc. 

Schliesslich sind es immer wieder die Verkehrseinrichtungf" 
welche eine Reihe wohlberechtigter Wünsche bedingen. 

Was die Bahnverhältnisse anlangt, so zielt der dringlichste 
Wunsch unseres untermainischen Industriebezirkes auf einen möglichst 
baldigen Ausbau der Bahnlinie Stadtprozelten — Wertheim 

Sodann entpricht die Haltestelle Reistenhausen - Fechenbaci 
räumlich durchaus nicht dem sich dorten abwickelnden Verkefc 
seitens der beiden Orte mit zusammen ca. 1500 Einwohnern. E® 
einziger Warteraum von kaum 15 qm Bodenfläche kann erwiesene 
massen unmöglich den sämtlichen Reisenden Unterkunft bietet; 
— ein Mangel, welcher sich bei ungünstiger Witterung und besonder 
im Winter recht unangenehm fühlbar macht. Es -wäre hier durd 
eine ensprechende bauliche Erweiterung, am besten durch Anla. : 
eines zweiten Warteraumes, etwa für Nichtraucher, entsprechend 
Abhilfe nötig. Wir können ferner nicht umhin, noch eines Mi- 
Standes auf der Bahnstrecke Miltenberg-Aschaffenburg Erwähnung fl 
tun ; es ist nämlich für die Berufsreisenden eine ausserordentlich 
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lästige Notwendigkeit, in der Regel die Coupöes mit den schwerbe- 
ladenen Konfektionsschneidern teilen, ja sich nicht selten zwischen 
deren umfangreichen Paketstücken wohl oder übel ein notdürftiges 
Plätzchen erobern zu müssen. Die gebotene billige Rücksichtnahme 
auf die Berufsreisenden würde am besten erfüllt durch Einstellung 
eines oder einiger Wagen IV. Klasse oder aber durch die ausdrück- 
liche Anweisung bestimmter Wagen für die Konfektionsschneider, 
die in grosser Anzahl, oft bis zu ioo und mehr, die Züge benützen. 

Ein dringendes Bedürfnis für das Gewerbe wäre ferner ein 
einigermassen bestimmtes Reglement für die Kettenschlepp- 
schiffahrt; insbesondere wären für Zwischenladungen und Lö- 
schungen bestimmte Aufenthaltsfristen vorzusehen, damit nicht ein 
Fahrzeug, welches unterwegs eine kleine Zuladung aufzunehmen 
angewiesen ist, Gefahr läuft, wegen eines geringfügigen Aufenhaltes 
abgeworfen zu werden und tagelang auf den nächsten Schleppzug 
warten zu müssen. Vielleicht empfiehlt sich neben den durch- 
gehenden Booten die Einreihung von Sammclzügen. 

Eine Beschwernis für den gewerblichen Verkehr bedeutet ausser- 
dem die in verschiedenen Gemeinden immer noch übliche Pflaster- 
zollerhebung; es wäre eine baldmögliche Ablösung dieser Abgaben 
sehr zu begrüssen. 

Eine ausgiebigere Ausnutzung des Eisenbahnärars der verschie- 
denen Stationen erschweren die teueren Platzpachten (35 Pfg. 
pro qm und Jahr), es sollte in dieser Beziehung zwischen städtischen 
und ländlichen Stationen ein Unterschied getroffen werden, jedenfalls 
aber sollten die Platzpachten dem Grundstückswerte einigermassen 
angepasst sein. Ebenso sollte der Eisenbahnfiskus wenigstens an 
Industrieplätzen das Gewerbe durch Erstellung geeigneter Kranen- 
anlagen zu unterstützen suchen, ohne welche die Bahnlagerplätze 
speziell für die Steinindustrie häufig wertlos sind. 

Durch die Erbauung der Freudenberger Brücke ist der strassen- 
mässige Ausbau des zurzeit bestehenden Feldwegs zwischen Kirsch- 
furt — Freudenberg und Reistenhausen als Fortsetzung der rechts- 
mainischen Distriktsstrasse bis zu der Brücke in Freudenberg zu 
einer akuten Tagesfrage geworden. Wie die Verhältnisse bis heute 
liegen, bedeutet der bayerische Staatszuschuss zu genanntem Brücken- 
bau eine teure Fürsorge lediglich für badische Interessen und ist es 
daher wohl eine nur zu berechtigte Billigkeitsforderung, die Freuden- 
berger Brücke durch einen recht baldigen Weiterbau der genannten 
Distriktsstrasse dem untermainischen Teile des Distriktes Markt- 
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heidenfeld nutzbar zu machen. Es lässt sich nicht verkennen, 
dass sich bei einer ökonomischeren Vergebungsweise der Lieferungen 
zu genannter Brücke in Freudenberg, speziell bei einer direktes 
Verdingung der Steinlieferungen an die einheimischen Unternehmer 
besonders bei der derzeitigen Konjunktur eine sehr wesentliche 
Ersparnis zugunsten des erwähnten Strassen-Projektes hätte zurück- 
steilen lassen. 

Schliesslich würde es Industrie und Gewerbe sehr begrüssen, 
wenn diesen alljährlichen Handelskammerberichten von den ein- 
schlägigen Behörden eine möglichste Wertschätzung nach der prak- 
tischen Seite entgegengebracht würde. 

Bericht über die Steinindustrie in Randersacker. (5. 11 

Das Jahr 1907 hat sich in bezug auf die Muschelkalkstein- 
Industrie nicht so gut angelassen, wie die Jahre 1904 und 190; 
Der Streik der Steinarbeiter im Jahre 1906 hat seine nachteiliger. 
Folgen sowohl für Arbeiter als Arbeitgeber dadurch gezeigt, dass 
die Aufträge nur spärlich einliefen. Infolge dieses Streiks wandte 
sich der Steinbedarf anderen Gesteinsarten zu; den Nachteil hatten 
nicht nur die Arbeitgeber, sondern auch die Arbeiter, welche viel- 
fach arbeitslos wurden und sich mit landwirtschaftlichen Arbeiten etc. 
etwas zu verdienen suchen mussten. Auch die Preise sind infolge- 
dessen gesunken. Nur langsam wird sich die Muschelkalkstein- 
Industrie von diesem schweren Stoss erholen können. 

Der Terrorismus der Streiker gegenüber ihren arbeitswilligen 
Kollegen grenzte ans äusserste und zeitigte die schlimmsten Früchte, 
wie dies die in Würzburg stattgehabten Schwurgerichtsverhandlungen 
zeigten. Die Regierung sollte mit der ganzen Strenge des Gesetzes 
auch gegen jeden Versuch, bei Streiks die Arbeitswilligen im gering- 
sten zu belästigen, einschreiten. 

Schwer leidet die Stein-Industrie unter den hohen Frachtsätzen, 
weil das Eigengewicht der Steine ein sehr bedeutendes ist. Der 
Frachtenstempel ist auch eine grosse Last. Dasselbe gilt von der 
Fahrkartensteuer. 

Der Wagenmangel hat sich auch heuer wieder in der empfind- 
lichsten Weise bemerkbar gemacht ; es dürfte doch endlich an der 
Zeit sein, diesem Übel, das alljährlich wiederkehrt, zu steuern. 

Hinderlich für das Gedeihen der Stein-Industrie ist auch der 
Umstand, dass die Steinmetzarbeiten sehr oft nicht getrennt von 
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den Erd- und Maurerarbeiten vergeben werden, so dass der Hau- 
steinlieferant vom Hauptakkordanten abhängig ist. Es ist zwar in 
dieser Beziehung staatlicherseits schon eine teilweise Änderung ein- 
getreten, aber auch die Gemeindebehörden sollten diesem Beispiele 
folgen. 

Das Fehlen eines Verbindungsgleises zwischen dem bayerischen 
und badischen Bahnhofe Heidingsfeld hat sich schon sehr oft fühl- 
bar gemacht. Denn die nach Baden laufenden Steine müssen, wenn 
sie auf der uns nächsten Bahnstation Heidingsfeld bayer. B. geladen 
werden, alle über Würzburg laufen. 

Weiters ist auch der Weg zu unserer Verladestation Heidings- 
feld, bayer. B. in der denkbar ungünstigsten Lage. Denn I. müssen 
die Fuhrwerke die Mainfähre zum Übergang über den Main be- 
nützen und 2. hat der Stadtmagistrat Heidingsfeld den Steinfuhr- 
werken noch ein Weggeld für die Benützung des Weges von der 
Fähre zum Bahnhof auferlegt. 

Die Benützung der Mainfähre hat viele Nachteile für sich. 
Einmal müssen die Fuhrwerke aufeinander warten. Ferner ist die 
Fähre bei Hochwasser (Frühjahr und Herbst) nicht benutzbar; ebenso 
nicht bei Eisgang, und, wie es in diesem Winter der Fall war, beim 
Zufrieren des Maines. Bei niedrigem Wasserstand ist das Ausfahren 
aus der Fähre mit richtig belasteten Wagen nicht möglich, was den 
Fuhrwerksbesitzem und Steinmetzmeistern grossen Schaden bringt; 
natürlich ist dies in erhöhtem Masse der Fall, wenn die Fähre so 
und so lange nicht benützt werden kann und die ganze Industrie 
hierdurch lahmgelegt wird. All diesem wäre nur mit dem Bau 
einer Mainbrücke abzuhelfen. 

Die Last des Weggeldes, welches nur die Steinfuhrwerke 
trifft, nicht aber auch die vielen Holz- und anderen schweren Fuhr- 
werke, könnte von der hiesigen Stein-Industrie abgewendet werden 
durch Üb er nähme der betreffenden Wegstrecke auf den Distrikt. 

Unbedingt notwendig wäre hier eine Zustellung der um ’/sgUhr 
früh hier ankommenden Postsachen um 1 1 Uhr vormittags. Denn 
diese Briefe etc. bleiben bis zum Abendpostgang um 5 Uhr liegen, 
was schon oft unliebsame Verzögerungen hervorgerufen hat. Diesem 
Missstande wäre leicht abzuhelfen, indem der hier wohnende Hilfs- 
briefbote die Postsachen um 1 1 Uhr vormittags den Adressaten zu- 
stellen könnte. 
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Bericht über das Baumaterialiengeschäft, 

erstattet von Wilhelm Sauer, Amstein. (20. I.) 

Über die Lage des Baumatcrialiengeschäfts sowie dessen Be- 
lebung im Jahre 1907 ist wenig Besserung zu berichten. 

Diejenigen Händler, die in der Hauptsache mehr mit Land- 
kunden zu verkehren hatten, mussten besonders unter dem Drucke 
der sog. Grosshändler leiden , indem diese gewissermassen mit des 
Artikeln hausieren; es werden die kleinsten Plätze abgesucht, und 
Leute, denen jede Sachkenntnis und jedes Verständnis für diese 
Artikel fehlt, einfach unter Inaussichtstellung grösseren Verdienst« 
zu Händlern angeworben. Es kommt vor, dass auch der Schuhmacher 
nicht verschmäht wird. Der Kampf beginnt, Partien werden ver- 
kauft ohne jede Kalkulation, Unkosten, Steuern, Lasten aller An 
werden überhaupt nicht in Betracht gezogen , eine Zeitlang lebt es 
sich so ganz gut, doch das Unglück schreitet schnell, er bricht 
unter dem Drucke der Schulden zusammen, der eingesessene Händler 
hat zwar den Kampf überstanden, selbst aber auch nichts verdien: 

Auf dem Lande fallen die Gelder langsam an; wenn schon der 
Landwirt im allgemeinen mit dem Jahre zufrieden ist, so waren die 
Rückstände aus den Vorjahren zu gross , um alles nachzuholen 
Im allgemeinen wirkten erschwerend auf den Handel die von den 
Vereinigungen, Syndikaten etc. diktierten festen Preise mit teilweise 
gerechten und teilweise auch ohne Grund hochgetriebenen Preises 
Hier sei nicht unerwähnt, dass die Genossenschaften, besonders die 
bäuerlichen, dem Mittelstände , also gerade dem Hauptsteuerahte 
ganz wesentlichen Schaden bringen, insbesondere auch durch die 
immer mehr um sich greifende Ausschaltung des Zwischenhandels 
Die Genossenschaften sind eben steuerfrei, erhalten Vergünstigungen 
aller Art durch Staat und Gemeinde etc. etc. 

Ein grosses Bedürfnis ist es, und der Wunsch der Allgemeinheit 
die Sprechzeit am Telephon auch auf 12 — 2 Uhr auszudehnen, man 
muss sehr oft übermässig lange warten auf Anschlüsse, weil keifc 
direkte oder Doppelleitung mit Würzburg besteht. Eine Verbilligung 
auf dem Lande ist nötig und besonders da, wo die Teilnehmer»- 
eine zu minimale ist. 

Ein weiterer Wunsch wäre, die Entladefrist für Waggons is 
Sommer und Winter mindestens eine Stunde zu erweitern , da <üt 
festgesetzte Zeit, 9 Stunden, zu kurz ist, da in dieser Zeit mehrte 
durch Rangieren, Verschieben der Waggons etc. grösserer Zeitverb ; 
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entsteht. Es wird ferner von Baumaterialienhändlern sehr hart emp- 
funden, dass man im Sommer, also ohne Rücksicht auf die Jahres- 
zeit, den hinteren Güterbahnhof abschliesst und zwar schon abends 
6 Uhr; würde dies in den Sommermonaten um 8 Uhr abends ge- 
schehen, wäre einem grossen Ubelstande abgeholfen. Am meisten 
wird dies empfunden von Händlern, die im Güterbahnhofe Lager- 
plätze haben müssen bezw. haben. 

Bericht über das Tüncher-, Maler- und Lackierer-Geschäft 
in Würzburg. (14. II.) 

Dass unter den Verhältnissen des Jahres 1907 auch das Tün- 
cher-, Maler- und Lackiergeschäft nicht auf Rosen gebettet war und 
wie alle Gewerbe zu leiden hatte, dürfte ausser allem Zweifel stehen. 
Einmal war die Preissteigerung der Rohstoffe ein Moment, das die 
Selbstkosten erheblich verteuerte. Dabei schwankten die Preise stark, 
weshalb man mit Abschlüssen auf spätere Lieferungen zurückhaltend 
war, wodurch man eventuelle Vorteile verlor; oder, wenn Abschluss- 
lieferungen gemacht wurden , hatte man durch die im Herbste 
erfolgte Baissebewegung späterhin Schaden. 

Auch die momentane Mode des Publikums, alles weiss streichen 
zu lassen, hat dem Malergewerbe schwer geschadet ; sicherlich werden 
durch diese Geschmacksrichtung Malergehilfen künftig weit schwerer 
Unterkunft finden. 

Neben den hohen Materialpreisen und Arbeitslöhnen, welch 
letztere durch eine weitere Lohnerhöhung, sogar für die Taglöhner 
noch einen Zuschlag erfuhr, lastete auf unserm Gewerbe weiter noch 
besonders die Verteuerung des Geldes und die Erschwerung des 
Kredits. Das ganze Jahr hindurch hatte man mit den Schwierig- 
keiten des Geldmarktes zu kämpfen ; am schlimmsten war es gegen 
Jahresschluss. 

Auch dass die Kunden die Zahlungen hinausschieben, ohne 
Verzugszinsen zu zahlen, während die Lieferanten auf die häufig 
gebräuchliche Zahlungsweise nicht die geringste Rücksicht nehmen, 
ist ein weiterer wunder Punkt in unserem Gewerbestand. 

Dass unser Beruf seit 1906 einen Zusammenschluss gefunden, 
kann als erfreulich betrachtet werden, da die Kollegialität doch schon 
mehr sich eingewurzelt hat ; diese Einigkeit trug gewiss zur Hebung 
unseres Berufes bei, wenngleich einige Kollegen sich noch fern hielten. 
Die Uneinigkeit tritt insbesondere bei Submissionen durch Unter- 
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bietungen hervor, die unbedingt fehlerhaft sind. Offenbar haben 
diese Submittenten ihre Kalkulationen rein aus der Luft gemacht und 
weder von den Plänen noch von den Bedingungen vorher Einsicht 
genommen. Die Folgen sind meist jammervoll. Übrigens wird durch 
die Bauaufsichtsorgane solchen leichtfertigen Submittenten gegenüber 
zu wenig strenge Aufsicht geübt ; die reellen Meister werden durch 
dieses verwerfliche Gebaren geschädigt, das grosse Publikum aber 
beim Lesen der Angebote in der Tagespresse irregeführfr, wodurch 
abermals den soliden Geschäften nicht zu übersehende Schäden und 
Unannehmlichkeiten verursacht werden, 

Bei den Submissionen dürfte auch der schon längst gehegte 
Wunsch der Einführung der Streikklausel genehmigt werden, mr, 
die Akkordanten vor eventuellem Schaden zu bewahren. 

Im grossen ganzen wäre man mit dem Jahre 1907, abgesehen 
dem Voraufgeführten, zufrieden. An Arbeiten fehlte es nicht, zunui 
in diesem Jahre das Land-, Stadt- und Gamisons-Bauamt durch Auf- 
führung von Neubauten das Wesentliche dazu beitrugen. Die Privat- 
bautätigkeit war allerdings nahezu völlig erlahmt, was allerdings an- 
gesichts der Erfahrungen mit gewissen „Baumeistern“, die ihre Häuser 
zu Dutzenden aus den Boden schicssen Hessen, nicht zu bedauere 
ist. Über verschiedene dieser Elemente ist nun der Konkurs her- 
eingebrochen. 

Es wäre wirklich zu begrüssen, wenn ein Gesetz zur Sicherung 
der Bauforderungen endlich die Baugewerbetreibenden vor so 
empfindlichem Schaden, wie wir dies hier erfahren mussten, bewahre", 
und dem unlauteren Geschäftsgebaren zum Wohle der übrigen 
Mitmenschen das Handwerk gründlich legen würde. 

Bericht der Glaserinnung Würzburg. (10. II.) 

Das vergangene Jahr hat für unser Gewerbe wenig Erfreuliches ge- 
bracht. Die Privat-Bautätigkeit war während des ganzen Jahres sehr ge- 
ring; doch konnten durch die Aufführung grösserer Staats- und Komme- 
nalbauten die Bauhandwerker anhaltend beschäftigt werden. Schwer 
drückten auf die Gewerbetreibenden die horrende Geldteuerung und 
die ausserordentliche Steigerung der Preise fast aller Rohmaterialer., 
billige Hölzer sind überhaupt nicht zu haben. Die Fabrikanten der 
Rohmaterialien haben die grosse Nachfrage mit Hilfe eines beinahe 
die ganze Rohproduktion beherrschenden Kartellsystems rücksichts- 
los ausgenützt. 
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Durch engeren Zusammenschluss der verschiedenen Berufe 
gelang es nur zum kleinsten Teil, den in die Höhe getriebenen 
Preisen für die Rohmaterialen entsprechende Verkaufspreise ent- 
gegenzusetzen; vielfach aber musste mit Verlust gearbeitet werden. 
Zur Steigerung der Rohmaterialen kam noch eine Erhöhung der 
Arbeitslöhne, die natürlich mehr den Handwerker als den maschi- 
nellen Grossbetrieb betroffen hat. 

Den Arbeitern für die Verteuerung der Lebensbedürfnisse eine 
angemessene Entschädigung zu gewähren, wurde gebilligt; darüber 
hinaus aber benutzten die Gehilfen die günstige Geschäftslage, um 
noch weitere Vorteile zu erzielen. Der Handwerksmeister, welcher 
ebenso schwer die Verteuerung der Lebensmittel empfindet, kann 
fast gar nicht oder nur sehr schwer einen entsprechenden Ersatz 
erzielen. Eine Verbesserung seiner Lage ist nur durch Zusammen- 
schluss möglich, die jedoch dem Handwerker als Ringbildung aus- 
gelegt, und von mancher Aufsichtsbehörde bei Submissionen rück- 
sichtslos behandelt wird, obschon seitens der Kgl. Staatsregierung 
erneut Verfügungen ergingen, wonach Innungen und Korporationen 
bevorzugt werden sollen. 

Statt der Berücksichtigung der Innungen erfolgt aber doch 
noch vielfach der Zuschlag bei Submissionen an Unterbietende, 
obgleich die Preiskalkulationen der letzteren vom Standpunkt des 
reellen Handwerks aus ganz unerklärlich erscheinen. 

Schon wiederholt wurde durch Petitionen die Staatsregierung 
gebeten, jene Submittenten, die oft unsinnig billige Angebote stellen, 
zurückzuweisen. Staat und Kommune müssen doch ein Interesse 
daran haben, zu prüfen, aus welchen Gründen die ungeheueren Preis- 
unterbietungen entstehen. Entweder doch nur desshalb, weil der 
Submittent direkt falsch kalkuliert oder weil er sich schon am Ab- 
grund befindet und den offenen wirtschaftlichen Zusammenbruch durch 
Übernahme einiger grösserer Arbeiten, wenngleich unter Selbst- 
kostenpreis, nach Möglichkeit hinauszuschieben sucht. Derartige 
Schiebungen können einen solch unfähigen Unternehmer niemals 
von dem Untergang retten; es werden dadurch nur seine Lieferanten 
schwer geschädigt. 

Die einzig richtige Lösung wäre die Zuweisung von öffentlichen 
und beschränkten Submissionen an Innungen oder Korporationen. 
Dies würde den engeren Zusammenschluss der verschiedenen Be- 
rufsstände fördern, und auch das Standes-Bewusstsein würde wieder 
aufblühen. 
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Ferner wird trotz aller Proteste aus Handwerkerkreisen be 
den Vergebungen städtischer und staatlicher Bauten und Lieferung«? 
immer noch das Mindest-Preisverfahren bevorzugt, wobei das reeC« 
Handwerk, das auf angemessene Preise sehen muss, ausfällt. 

Für die Ausbildung der Lehrlinge, die nur dem Handwerke 
obliegt, wäre dahin zu wirken, dass auch die Grossindustrie zu des 
Wohlfahrtseinrichtungen der Innungen und Handwerkskammern 
soweit dieselben das Gesellen- und Lehrlingswesen betreffen, mr 
Beiträgen hcrangezogen würde und gleich dem Handwerker zu zahlen 
hätte; dies um so mehr, als die Grossindustrie doch den Vorteil der 
Berufsbildung hat, andererseits aber dem Handwerk Konkurrenz bietet 
Durch die Konkurse verschiedener Bauunternehmer wurde da 
Glaserhandwerk nicht unbedeutend in Mitleidenschaft gezogen; e? 
wäre daher dringend erwünscht, dass die Bauforderungen die lang 
erstrebte Sicherheit durch Gesetz erhielten. 



XIII. Eisen und Stahl, Maschinen und Metallwaren. 

Elektrotechnik. 



Bericht der Firma König & Bauer, G. m. b. H., Würzburg, 
über die Schnellpressenfabrikation. (6. II.) 

Das vergangene Jahr brachte einen schroffen Wechsel in der: 
Absatzverhältnissen unserer Branche. Im ersten Semester drängt er 
sich die Aufträge, so dass sie kaum zu bewältigen waren; in. 
zweiten Semester aber Hess die Nachfrage plötzlich nach, und selbst 
von dem Impuls des Weihnachtsgeschäftes, das sonst die Druckereier 
auf Lücken in ihrem Maschinenpark aufmerksam macht, war dies- 
mal nichts zu verspüren. Auch die Nachfrage aus dem Auslaut! 
war nicht ganz so lebhaft wie sonst, wenngleich das Abflauen des 
ausländischen Nachfrage nicht so markiert war und ausländisch« 
Aufträge in erster Linie eine annähernd gleichmässige Beschäftigung 
der Fabrik sicherten. Nur das russische Geschäft blieb beträcht- 
lich hinter dem der Vorjahre zurück, was einerseits auf die noch 
unsicheren Verhältnisse, andererseits auf die enorme Zollerhöhung 
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zurückzuführen ist, durch die eine unerschwingliche Verteuerung 
der Pressen für den russischen Drucker bedingt wird. 

Der hohe Geldstand brachte es mit sich, dass an den Lieferanten 
häufige und weitgehende Ansprüche auf Kreditgewährung ge- 
stellt wurden. Aus diesem Grunde wurde besonders die Recht- 
sprechung des Reichsgerichtes, die die Sicherung des Guthabens 
durch den Eigentumsvorbehalt illusorisch zu machen droht, 
als ein lästiges Hemmnis des Geschäftsverkehrs empfunden. 

Leider fanden wir für die schlechten Absatzverhältnisse im 
allgemeinen keinen Ausgleich in billigeren Herstellungskosten. Eine 
Ermässigung der Löhne ist bei der durch die Zölle auf Lebens- 
mittel verteuerten Lebenshaltung der Arbeiter kaum möglich und 
gewiss nicht wünschenswert; die wichtigsten Rohstoffe aber sind 
mit Ausnahme des Kupfers, das als reines Spekulationsobjekt vom 
I. Januar 1907 bis I. Januar 1908 von Mk. 222. — auf Mk. 142. — 
fiel, kaum heruntergegangen. Im Gegenteil zahlten wir am 1. Januar 
1908 noch Mk. — .55 mehr für die Tonne Kohlen und Mk. 2.34 
mehr für die Tonne Roheisen als im Vorjahre, was wohl in erster 
Linie der besonders für den bayerischen Konsumenten so ungünstigen 
Politik des Kohlensyndikats zur Last zu legen ist. 

Diese Nachteile, denen wir infolge unserer geographischen 
Lage immer ausgesetzt sein werden, könnten uns durch eine wirk- 
liche verkehrsfreundliche Politik einigermassen wettgemacht werden. 
Für unser Etablissement käme hier zunächst die Erhebung des 
Bahnhofs Zell zu einer Station mit vollständiger Güterabfertigung 
in Betracht. Dass ein beträchtlicher Güterverkehr bei dieser Station 
zu erwarten ist, steht ausser Frage. Auch an dem Bahnprojekt 
Würzburg-Wertheim ist die Würzburger Industrie lebhaft interessiert. 

Die Verbindung mit Frankfurt a. M., welche bei uns be- 
sonders rege ist, weist eine empfindliche Lücke auf, insofern als 
ein Schnellzug zwischen 7 und 8 Uhr morgens fehlt, der es er- 
möglichen würde, noch am Vormittag zur Geschäftszeit in Frankfurt 
einzutreffen. Trotz der zahlreichen Schnellzüge lassen sich von hier 
aus geschäftliche Besuche in Frankfurt meist nicht an einem Tage 
erledigen. Die chronische Verspätung vieler Züge gerade auf dieser 
Strecke ist sehr unangenehm, und es wird von dieser besonders 
unser Beamtenpersonal, das den Zug 436 benötigt, sehr betroffen. 
Eine Späterlegung dieses Zuges um 20 Minuten bis 30 Minuten 
wäre für unser Etablissement und promte Erledigung der Geschäfte 
von grossem Vorteil und von Wichtigkeit. 



Digitized by Google 




192 



Die Einführung der Gesprächszählung im Telephonverkehr be- 
deutet eine grosse Benachteiligung der ausserhalb der Städte ;• 
legenen Fabriken, die wie wir in erster Linie auf den Fernsprech • 
angewiesen sind. 

Bericht der Aktiengesellschaft für landwirtschaftliche 
Maschinen vorm. Gebrüder Buxbaum in Würzburg. (23 . 1 

Der Absatz in unseren Fabrikaten hat sich infolge der günstigcT. 
Ernteresultate wiederum erhöht. Wir sind mit Aufträgen fur 
das laufende Jahr reichlich versehen; durch die Neuaufnahme der 
Fabrikation von Patent-Glattstrohpressen, die überall regstes Inter- 
esse erregen, hoffen wir nunmehr mit dem gesamten Ausland — 
bisher exportierten wir nur nach Frankreich, Italien, Rumänien 
Schweden, Norwegen, Dänemark und England — in Verbindur., 
zu kommen; hier liegen auch diesbezüglich schon reichliche Auf- 
träge vor. 



Bericht der Firma C. Joachim & Sohn, Maschinenfabrik 
in Schweinfurt. 

Ein Rückblick auf das Jahr 1907 zeigt auf allen Arbeitsstätten 
der Metallindustrie einen hohen Grad der Beschäftigung, für dir 
das finanzielle Resultat, speziell bei den weiterverarbeitenden Industne- 
zweigen und besonders im Werkzeugmaschinenbau, ein sehr günstiges 
gewesen wäre, wenn nicht die hohen Preise der Materialien und 
die gesteigerten Ansprüche der Arbeiter die Selbstkosten in ge- 
waltigem Masse erhöht hätten. 

Die Wirkung der Handelsverträge ist heute bei dem kurzen 
Bestehen derselben und infolge des internationalen Wettbewerbs 
noch nicht zu übersehen, doch ist es nicht zweifelhaft, dass be; 
grösserem Abflauen des Geschäfts nicht allein die Aufträge vom 
Ausland infolge seines hohen Zollschutzes geringer, sondern dass 
auch namentlich von Amerika bedeutende Mengen von Maschinen 
in Konkurrenz, nicht allein auf dem deutschen Markt, sondern auch 
in fühlbarem Wettbewerb mit deutschen Fabrikaten im übrigen 
Ausland treten werden. 

Wir brauchten eigentlich nicht zu erwähnen, wie lähmend die 
Geldknappheit in Gemeinschaft mit dem nun chronisch hohen 
Bankdiskont wirkt. Sehr bezweifeln wir, dass das neue Scheckgesetr 
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darin eine Änderung, wie man von manchen Seiten hofft, hervor- 
rufen ird. Unseres Erachtens hat dies Gesetz keine so einschneidende 
Wirkung auf die misslichen Kreditverhältnisse. Nach unserem Er- 
messen liegt eine grosse Schuld an letzteren in dem verhältnismässig 
zu niedrigen Notenkontingent der Reichsbank resp. an dem damit in 
Zusammenhang stehenden steuerfreien Notenumlauf. Seit Festlegung 
des Notenkontingents hat sich aber unser gesamter Handelverkehr 
und die industrielle Entwickelung in ungeahntem und in ganz be- 
deutendem Masse gehoben, während die Privilegien der tonangebenden 
Zettelbank, der Reichsbank nicht erweitert worden sind. Die Reichs- 
bank kann also mit dem erweiterten Kreditbedürfnisse unseres 
mächtigen Industriestaates nicht mehr nachkommen. Ein Vergleich 
mit den Privilegien der Zettelbanken einiger Nachbarländer resp. 
ein Vergleich mit den Diskontosätzen dieser Banken bestätigt, dies. 

Mit dem Exportgeschäft waren wir recht zufrieden; der Um- 
satz verteilte sich gleichmässig; nur mit Russland will sichs immer 
noch nicht machen. 

Als einen Missstand in unserer Branche müssen wir es 
bezeichnen, dass anfragende Firmen sich nicht scheuen, sich die 
kompliziertesten, viel Arbeit verursachenden Projekte, Zeichnungen, 
und Skizzen ausarbeiten zu lassen, ohne daran zu denken, hierfür 
eine Vergütung zu gewähren. Schutz dagegen ist schwer, denn es 
ist unmöglich, immer eine entsprechende Bezahlung zu verlangen. 

Immer wieder müssen wir die Unannehmlichkeiten rügen, 
welche Wechsel mit sehr kleinen Beträgen verursachen. Hier 
müsste von Gesetzes wegen Wandel geschaffen werden. 

Mancherlei Missstände bestehen auf unserem Stadtgüterbahnhof. 
Zwischen 4 und 7 * 6 Uhr abends, während der stärkste Andrang 
stattfindet, ist die wenigste Bedienung da, weil die Leute ander- 
wärts beim Eildienst beschäftigt werden. Statt dass durch vermehrte 
Bedienung während dieser Stunden auf schleunigere Abfertigung 
gesehen wirdt, ist es umgekehrt ; infolgedessen entwickeln sich recht 
missliche Zustände. 

Ferner wird es unangenehm empfunden, dass die Annahmezeit 
für Eilgutsundengen nicht, wie es in vielen anderen Städten schon 
längst der Fall ist, bis 7 Uhr abends ausgedehnt wird. Dieser 
Misstand existiert auf den beiden hiesigen Bahnhöfen gleichmässig. 
Schweinfurt ist nicht mehr die Stadt wie vor 25 Jahren; Industrie 
und Handel haben sich mächtig gehoben, und diesen Umständen 
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sollte auch von seiten der Verkehrsbehörden die nötige Beachte-, 
geschenkt werden. 

Endlich wäre die Einbeziehung der Stadt Hassfurt zu unserer 
Bezirks-Telephonnetz wünschenswert und auch gerechtfertigt. Der- 
Hassfurt liegt in Unterfranken und die Zugehörigkeit nach Barn 
berg sollte nicht auf r echt erhalten bleiben ; gehören doch auö 
Orte wie z. B. Hofheim zu unserem Bezirkstelephonnetz, trotzde; 
dieses Städtchen noch weiter ab liegt und der Verbindungsdrat 
wahrscheinlich sogar über Hassfurt führt. 

Bericht der landwirtschaftlichen Maschinenfabrik Wagner 
Söhne in Hofheim. (17. II.) 

.Das abgelaufene Jahr 1907 war im Anfänge der Landwirtschr 
sehr günstig und versprach eine allgemeine gute Ernte. Jedoch <fc 
langanhaltende Trockenheit in den Sommermonaten, sowie die hier- 
durch sehr begünstigte Mäuseplage gaben zum Schlüsse der Ern:« 
mitunter oft grosse Mindererträgnisse. Infolgedessen war der Urasan 
in Dresch- und Getreidemähmaschinen ein kleinerer als man erhoffte 

Ganz besonders war von sehr nachteiligem Einflüsse der übe 
mässig hohe Zinsfuss. Grösseren Schaden noch verursachten die 
Syndikate, welche die Konjunkturen auszunützen verstehen. Be 
hohe Eisenpreis, der ca. Mk. 1 50. — pro 10 Tonnenwaggon in 
Spätherbste plötzlich bedeutend zurückging, verursachte der eiser- 
verarbeitenden Industrie durch den mit Syndikaten zu machender 
Abschluss grossen Schaden. Durch die sehr hohen Kohlenprcr-c 
entstand sowohl in der Maschinenfabrikation als auch in der Giessere 
und Ziegelei ein bedeutender Minderverdienst; es wäre zu be- 
grüssen, wenn bezüglich der Kohlenausfuhrprämien eine Änderur.. 
eintreten würde. Zur Verbilligung der Frachtverhältnisse auf Kob 
und Roheisen würde auch eine Wasserfracht bis Hassfurt für 
von grossem Vorteil sein. 

Schwer empfunden wird das Auftreten sozialistischer Agitators 
die auch bei den auf dem Lande wohnenden Fabrik- und Giessere 
arbeitern Unzufriedenheiten säen, wodurch Arbeitseinstellung 
drohungen alltäglich werden. — Die eingeführten Fortbildungs- iz* 
Fachschulen erwiesen sich sehr nutzbringend. 

Die Zugverbindungen lassen ja viel zu wünschen übrig, jedre 
dürfte man vielleicht auf baldigste Einführung von Motorwagc 
hoffen. Die Stationseinrichtungen hier bedürfen jedoch einer Vc 
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besserung insofern, als die Güterhalle den Anforderungen nicht ent- 
spricht und ein Ausladekran, welchen man sehr oft benötigen 
würde, gänzlich fehlt. 

Bericht über den Handel mit landwirtschaftlichen 
Maschinen und Geräten aus Stadtlauringen, (io. 11.) 

Der im Frühjahre 1907 vorhanden gewesene günstige Saaten- 
stand, sowie die guten Futteraussichten wirkten zu Beginn der Saison 
für landwirtschaftliche Maschinen und Geräte etwas belebend auf 
den Geschäftsgang in den einschlägigen Artikeln; durch die im 
Sommer eingetretene Trockenheit jedoch und dadurch verursachte 
schlechte Ernte im zweiten Futter und Herbstfutter, sowie ferner 
durch die im Bezirke hervorgetretene grosse Mäuseplage, welche an 
allen Feldbeständen grossen Schaden anrichtete, flaute die Kauflust 
rasch ab. Dazu trug auch der auf alle Artikel eingetretene Teuerungs- 
aufschlag bei, so dass das wirtschaftliche Resultat des Jahres 1907 
als nicht gerade günstig bezeichnet werden kann. 

Von ganz besonders nachteiligem Einfluss war und ist die 
Konkurrenz, welche den Gewerbetreibenden durch die Ein- und 
Verkaufsgenossenschaft, Zentralstelle in Regensburg, geboten wird. 

Zur Hebung der wirtschaftlichen Lage der hiesigen Gegend 
würde das Vorhandensein einer Bahn entschieden beitragen und 
böte sich dazu Gelegenheit, wenn die von Koburg nach Schweinfurt 
geplante Bahn über Königshofen i. Gr., Oberlauringen nach Schwein- 
furt gebaut würde. 

Bericht einer Eisenwarenhandlung in Würzburg. (8. II.) 

Das Jahr 1907 hat leider gar nicht gehalten, was es im Anfang 
versprochen. Die bereits im Jahre 1906 begonnenen Aufschläge 
setzten sich fort. Manche Fabrikanten schraubten ihre Ansprüche 
so hoch, dass man bald einsehen musste, so könne es nicht weiter 
gehen. Für einige Artikel waren die Preise durch Vereinbarungen 
festgelegt, obwohl man bald merkte, dass einzelne Mitglieder der 
Vereinigungen schon Mitte des Jahres anfingen, unter den Syndikats- 
bestimmungen zu leiden. Bei jeder Konjunktur ist etwas Pessimis- 
mus am Platze ; die Pessimisten haben leider recht bekommen. Kaum 
konnte man anfangen, im Detailgeschäft die Preise zu erhöhen, da 
doch manche Artikel zu alten Preisen nicht mehr am Lager waren, 
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so wurde schon eine Unsicherheit bemerkbar. Engherzige Kon- 
kurrenz Hess wirklich notwendige Preisvereinbarungen nicht zu, unc 
so ging die, wenn man sagen will „schöne Konjunktur“ chne nennen- 
werten Nutzen am Detaillisten vorüber. Die Bauartikel lagen lam- 
still , denn durch den immer höher werdenden Geldstand und de 
teueren Materialien (Holz, Stein, Eisen) wurde die Bautätigkeit sec 
eingeschränkt. Namentlich fiel die geringe Bautätigkeit auf den 
Lande auf. In der Stadt selbst wurden einige Baufirmen faliit, un; 
mancher Eisenhändler und dessen Kunden (Bauhandwerker) erlittr- 
Einbussen. Etwas Gutes haben aber auch solche Fälle: sie klär« 
die Lage. 

Haushaltungsgegcnstände bieten in ihrer Mannigfaltige:: 
immer noch ein Feld des Umsatzes und Verdienstes. Mit gute* 
Ware und angemessenen Preisen findet man trotz Messe und Warn, 
häusern seine Abnehmer. Hat auch die allgemeine Teuerung die 
Kauflust etwas eingeschränkt, so konnte man dies kaum, vielleicht 
nur an grösseren Artikeln, wie Haushaltungsmaschinen, merken. 

Der Aufschlag in Werkzeugen war nur unbedeutend und hat 
sicher keinen Einfluss auf das Mehr oder Weniger des L'msatze 
gehabt. 

Drahtstifte konnten aus der steigenden Konjunktur keiner. 
Nutzen ziehen. Seit der vor Jahren erfolgten Auflösung des Drah:- 
stiftensyndikates Hessen die Fabrikanten durch Unterbietungen keine 
Stabilität, keinen Nutzen mehr aufkommen. Es ist unausbleiblich, 
dass diese Unsicherheit ins Detailgeschäft übergreift. Was am Lager 
beim Steigen verdient werden konnte, ging rasch wieder darauf. 

Bronze-, Messing- und Kupferwaren hatten einen abnorm hohen 
Stand erreicht. Die Fabrikanten schienen mit Arbeit überhäuft ru 
sein. Plötzlich aber brach die Hausse in diesen Artikeln infolge der 
amerikanischen Krisis zusammen. Es mag da viel Geld verlöret 
gegangen sein. 

Drahtgeflechte, verzinkte Drähte, die im Frühjahr stets begehrte 
Artikel sind, hatten schön angezogen, doch lässt die Konkurrent 
auf alte Abschlüsse pochend, keinen grossen Nutzen zu. Im Laute 
des Jahres, wo alles noch stieg, fielen die Preise für Geflechte 
Gegen Ende des Jahres w'ar die Lage des Geflechtmarktes naher- 
trostlos. Wenn die Zustände so bleiben, ist an ein erfolgreiches 
Geschäft künftighin gar nicht mehr zu denken. 

Einige Saisonartikel, wie Eisschränke und Gartenmöbel, littet 
unter dem abnorm kalten Frühjahr und kühlen Sommer. Die Sachet 
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werden mit nicht sehr grossem Nutzen umgesetzt und sollen nicht 
lange lagern. Es war daraus ein nennenswerter Nutzen nicht zu 
erzielen. Rückgängige Preise dürften einen Schaden an den Lager- 
beständen herbeiführen. 

Im letzten Viertel des Jahres trat die Baissestimmung schon 
deutlich hervor. Ein längere Zeit bestandener Verband von Bau- 
beschlägefabrikanten löste sich auf, und wurden einige Baubeschläge 
stark geworfen. Auffallend ist der Rückgang in Tapezierartikeln. 
Polstermöbel werden jetzt mit den anderen Möbeln allzuviel in den 
Möbelhandlungen mitgekauft und leider meist von auswärts bezogen. 
Es hat das ansässige Gewerbe darunter sehr gelitten. Zubehöre für 
Vorhänge etc. werden auch viel in Warenhäusern und den Geschäften 
gekauft, die die Stoffe führen. 

Ein wunder Punkt ist und bleibt die langsame Zahlungsweise 
und die Unsitte, dass selbst kleine Geschäftsleute für kleine Beträge 
Wechsel geben. Für den Detailhandel ist und bleibt die rollende 
Münze das belebende Element. 

Durch Nachlass der Hochkonjunktur wurden die Verkehrs- 
verhältnisse auf den Bahnen etwas besser und die Lieferfristen etwas 
kürzer als am Anfang des Jahres. 

Die Verkehrsmittel auf dem Maine sind nach wie vor nur für 
einzelne Artikel in Anspruch zu nehmen , denn die Reisedauer ist 
viel, viel zu lange; auch leiden manche Artikel teilweise durch die 
lange Lieferzeit, teilweise durch nicht sachgemässe Behandlung. Es 
mag wohl noch viel Wasser den Maine hinunterfliessen, bis es 
besser wird. 

Hoffentlich wird durch die Ermässigung des Zinsfusses der 
Reichsbank das Geschäft in einzelnen Sachen belebter. Möge das 
Reich nicht durch neue Steuern Handel und Gewerbe belasten und 
mögen politische Konstellationen die Marktlage nicht ungünstig be- 
einflussen! Dann wird auch der auf solider Giundlage ruhende 
Handel trotz Übergang von Hausse zu Baisse gedeihliche Erfolge 
erzielen können. 

Bericht des Städtischen Elektrizitätswerkes Würzburg. 

(17. H-) 

Das Geschäftsjahr 1907 ist ebenso wie das Vorjahr für die 
Entwickelung des Elektrizitätswerkes recht günstig gewesen. 
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Es hat dem Werke 59 Hausanschlüsse, 105 Stromabnehme- 
2697 Glühlampen, 157 Bogenlampen, 70 Motoren und 13 Apparat: 
neu zugeführt, wodurch der Installationswert der sämtlichen elek- 
trischen Anschlüsse von 1596 Kilowatt auf 1925 Kilowatt, also uc 
329 Kilowatt oder 20,6 °/o, gestiegen ist. Diese Mehrung ist rar 
grössten Teile auf neue Anschlüsse an bereits vorhandene Leitung 
und auf Erweiterungen älterer Installationen zurückzuführen. Dod 
haben auch die Kabelnetzerweiterungen des Jahres 1907 im Umfass 
von 1423 m Verteilungsleitungen nicht unwesentlich dazu beigetraga 

Infolge dieser Entwickelung des Werkes sind auch die Eo- 
nahmen in erfreulicher Weise in die Höhe gegangen, so dass treu 
der höheren Kohlenpreise ein grösserer Reingewinn als im Voijafr. 
erzielt worden ist. 

Die hauptsächlichsten Einnahmen sind wie in den Vorjahre! 
immer noch auf die Stromlieferung für Licht- und Bahnbetrieb ent- 
fallen. Jedoch führt sich der Elektromotorenbetrieb in den ver- 
schiedenen Gewerben allmählich mehr und mehr ein, so dass aud 
die Stromlieferung hierfür bald eine wichtige Rolle spielen wird 



XIV. Kohlen. 



Bericht über den Kohlenhandel in Würzburg. (22. II 

Im ganzen Jahr hatte man mit der Kohlenknappheit ß 
tun. Das Kohlenkontor verkaufte dem Handel nur Kohlen in der 
vorjährigen Quantitäten. Geforderte Zusatzmengen wurden stet- 
unter Hinweis, dass die Zechen nicht mehr förderten, abgelehs 
Ob nun seitens des Syndikates wirklich zu grosse Mengen nach der 
Auslande verkauft wurden, oder ob die Eisenindustrie die gefördertß 
Mehrmengen für sich gebraucht, können wir von hier aus nicht be- 
urteilen. Das Geschäft konnte mangels Kohlen nur im seitheriger 
Umfang betrieben werden, da die Händler mit den knapp bemessen 
Zuteilungen zu tun hatten, ihren seitherigen Kundenkreis zu bedienes 
Die Hüttenzechenfrage ist noch nicht erledigt. Die Hüttea 
die im Besitz von Zechen sind, glauben sich berechtigt, zuerst sieb 
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ihren eigenen Bedarf zu decken, auch bei solchen Zechen, die erst 
von ihnen nach dem Abschluss des Syndikatsvertrages erworben 
wurden. Dadurch wurde der Kohlenhandel, der von solchen Zechen 
Bezüge macht, oft recht geschädigt, da von dieser Seite oft nur 
30 — 40°/o des abgeschlossenen Quantums geliefert wurden. Es wird 
gehofft, dass- die Hüttenzechen sich mit ihrem Selbstverbrauch kon- 
tingentieren lassen und für die Dauer des gegenwärtigen Syndikats- 
vertrages auf die Hüttcnzechen-Eigenschaft für neu zu erwerbende 
reine Zechen und für neu anzugliedernde Hüttenwerke verzichten. 
Nur dadurch wird es möglich sein, zu bemessen, welche Mengen 
für den Handel frei bleiben. 

Auch kleinere Ausstände auf Ruhrzechen, sowie der im Mai 
stattgefundene Ausstand auf Zeche Maximilian, dem bayerischen 
Hüttenwerke „Maxhütte“ gehörig, beweisen, dass auch der letzte 
Generalstreik hätte vermieden werden können, wenn man schon 
damals zu Verhandlungen mit den Arbeitern bereit gewesen wäre. 

Abgesehen von diesen Störungen hat der fast das ganze Jahr 
angehaltene Wagenmangel, besonders zur Zeit der Rüben- und 
Kartoffelernte, sich zu einer wahren Kalamität ausgewachsen. Es 
fehlten im Oktober und November oft 1000 — 4600 Wagen arbeits- 
täglich, so dass oft nur 17000 Wagen statt der geforderten 23000 
gestellt wurden. Die rheinischen Plätze halfen sich durch Bezug 
englischer Kohlen; wir Streckenhändler, die vom Kohlenkontor ab- 
hängig sind, sind vertragsmässig bei einer bedeutenden Konventional- 
strafe gebunden, nur mit Erlaubnis aussersyndikatliche Kohlen zu 
verkaufen. Auf ministerielle Anfrage bei den Handelskammern 
wurde Umfrage nach der Versorgung mit Kohlen, insbesondere bei 
der Industrie gehalten, wie der bestehende Kohlenmangel beseitigt 
werden könne und welche Massnahmen für zweckmässig erachtet 
werden. Es wurde bei dieser Umfrage kein Kohldnmangel, wohl 
aber eine Knappheit in Kohlen konstatiert. Frachtermässigungen 
würden ja vielleicht helfen, aber ein Kohlenausfuhrverbot, das sicher 
vom Ausland auch sofort erlassen werden würde, möchten wir nicht 
raten, da böhmische Industrielle auch schon solche Forderungen 
stellten. Wenn vielleicht Unterfranken weniger darunter zu leiden 
hätte, so dürfte doch das östliche und südliche Bayern sehr hart 
durch ein solches Ausfuhrverbot betroffen werden. 

Die Anlegung von Lagerplätzen an den grösseren Bahnhöfen 
sowie am Main, soweit die Kette geht, und die dem Handel zu 
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überlassen wären, dürften einem eintretenden Kohlenmangel der 
Vorbeugen. 

Im Dezember machte sich in der Eisenindustrie eine Flaute- 
bemerkbar, insbesondere bei Abnahme von Koks ; es wird dies sr 
der Zeit zweifelsohne auch rückwirkend auf das Kohlengeschäft ser. 
Vorerst braucht der Hausbrand noch viel Kohlen und da es nod 
bedeutende Rückstände gibt und die Lager noch sozusagen if- 
sind, so kann die Förderung auch ungestört weitergehen. 

Das durchschnittliche tägliche Förderquantum betrug in Tonfc* 
im : 



Januar . . 


237000 


Juli . . 


268000 


Februar 


265000 


August 


266000 


März . . 


267000 


September 


262000 


April . . 


267000 


Oktober . 


265000 


Mai . . . 


262000 


November 


279000 


Juni . . 


269000 


Dezember 


275000 


e Preise betrugen für die Tonne: 




Nusskohlen 


I II III 


Mk. 14. — bis 


Mk. 15.20 


Brechkoks 


I II III 


Mk. j 8. — bis 


Mk. 22.70 


Anthrazit 


II 


Mk. 24. — bis 


Mk. 27.- 



je nach Quantum, Qualität und Lieferzeit. 

Soviel uns bekannt, sind die Richtpreise für 1908 9 die gleicher 
wie im Vorjahr und würden wir bedauern , wenn eine weitere Er- 
höhung — bei Saarkohlen ist sie allerdings für das I. Semester 19® 
bereits eingetreten — der Preise stattfinden würde, da sich doa 
im allgemeinen Geschäftsleben Anzeichen ergeben , dass die Ho® 
konjunktur überschritten ist. 

Trotz aller Knappheit dürften die Abschlussmengen vom Kool® 
kontor alle geliefert worden sein ; wenig Rückstände wird es En* 
Dezember gegeben haben, die nicht im Januar nachgeliefert wurdet 
es ist dies eine Lichtseite des Kohlenkontors, die wir der Gerecht- 
keit wegen nicht unerwähnt lassen wollen. Früher war es oft ande- 
bei Hochkonjunkturen; da hat man sehr oft mit Abstrichen wegs 
Wagen- und Arbeitermangel rechnen müssen. 

Das Kohlendetailgeschäft litt wie der Grosshandel das ga® 
Jahr hindurch an Kohlenknappheit ; doch war es fast immer mögfe. 
die Kundschaft, wenn auch nicht ganz prompt, zu bedienen. Lai" 
Vorräte waren am Schluss des Jahres fast nirgends vorhanden P 
Witterung in den Monaten Januar bis März war für das Detailgesch» 
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günstig, auch im Herbst belebte sich das Geschäft, nur im November 
und Anfang Dezember war der Detailverkauf ruhiger, infolge des 
gelinden Winters. Die Verkaufspreise sind in diesem Jahre ent- 
sprechend dem Aufschlag höher und lassen dem Kleinhändler einen 
auskömmlichen Nutzen. 



XV. Textilwarenindustrie, 

Wolle- und Hadernhandel, Tuch-, Mode- und 
Weisswarengeschäft, Wäscherei. 



Bericht der mech. Baumwoll-Spinnerei u. Weberei Bamberg 
mit einer Weberfiliale in Zeil a. M. 

Das Jahr 1907 brachte das bisher beste Reinerträgnis seit dem 
Bestehen der Fabrik. Die seit ein paar Jahren in fast in allen 
Kulturstaaten herrschende Hochkonjunktur kam in hervorragendem 
Masse in der Baumwollindustrie zur Geltung und ermöglichte die 
erfreuliche Entwickelung. 

Im Gegensätze zur vorigen Saison, in der sich die Baumwollpreise 
ziemlich innerhalb normaler Grenzen bewegten, nur wenig und für 
kurze Zeit über sechs Pence und nicht unter fünf Pence gingen, 
erlebten wir im Berichtjahr trotz der zur Ablieferung gekommenen 
ausserordentlich reichen Ernte in den Vereinigten Staaten und den 
grössten je dagewesenen Ernten in Indien und Ägypten überraschend 
starke Preissteigerungen innerhalb der ersten neun Monate. Von 
5,81 Pence zu Anfang des Jahres 1907 ging die Notierung für ver- 
fügbares Middling zuerst langsam, dann von Ende März an in ziem- 
lich lebhaften Sprüngen bis Juni in die Höhe und blieb mit kurzen 
Unterbrechungen bis Ende August in der Nähe von 7 1 2 Pence, um 
dann während der Monate September und Oktober fast den ganzen 
Aufschlag wieder zu verlieren. Nach kurzer Erholung im Dezember 
bis 6,42 schloss das Kalenderjahr mit der Preisnotiz von 6,18 Pence. 
Begründet wurde die Marktbewegung während der Sommermonate 
mit der Besorgnis einer zu kleinen kommenden Baumwollernte; in- 
folge ungeeigneter Witterung im Frühjahr geschah die Anpflanzung 
verspätet und die Aussichten wurden von allen Seiten als sehr trübe 
geschildert ; man sprach allgemein von sicherem Mangel an Baum- 
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wolle gegen Ende der Saison. In der Tat gehen jetzt die Schätzung- 
für die neue Ernte nicht über 12 Millionen Ballen gegen 13 1 ', Million« 
in der letzten Saison, aber das Bekanntwerden der starken Vcnii; 
an Rohmaterial in den Spinnereien übte in den letzten Monat*' 
einen ziemlichen Druck auf die Stimmung der Märkte aus und verhin- 
derte die wiederholte spekulative Aufwärtsbewegung, wie sie von ca 
amerikanischen Farmern angestrebt wird. 

Der bis zum Herbst feste Ton des Baumwollmarktes übertr.; 
sich rasch auf das Gebiet der Baumwollindustrie ; selbst von Laue- 
shire, wo bisher die Spinner gewohnt waren, nur eine bescheidene 
Rente aus ihren Betrieben zu ziehen, wurden glänzende Jahresgewur.; 
berichtet. Nicht minder günstig gestalteten sich die Dinge in un- 
serem Vaterlande. Von der seit Jahr und Tag bestehenden gesch- 
lichen Hochflut, die nahezu allen Sparten des Grossverkehrs zug® ; 
kam, konnte ganz besonders die Baumwollindustrie Nutzen ziehet 
Unterstützt von lebhaften Baumwollmärkten und von der Emschräi- 
kung des sonst so gefährlichen englischen Wettbewerbs auf deutscher 
Gebiete, zogen die Preise für Garne und Gewebe lebhaft an ©: 
eiltem zum Teil der Werterhöhung des Rohstoffes voraus. Dk | 
Nachfrage blieb bis zum Herbst ausserordentlich rege und die Industr* 
befand sich dadurch in der Situation, unter dem Einfluss der ai- 
gemein guten Stimmung des Konsums und der erhöhten Käufer 
der Landwirtschaft, sowie getragen von der Zuversicht in die Fon- 
dauer der brillanten Lage, ihre Produktion bis zum Herbst 190''.’» 
sehr lohnenden Preisen im voraus zu verkaufen. Es ist aber nicht 
zu verkennen, dass die überraschend gekommenen erschreckend' 
wirtschaftlichen Erscheinungen der letzten Monate in Amerika ir 
die beispiellose Erhöhung des Reichsbankdiskonts auf 7*/,° 1® 
gewisse Ängstlichkeit der Käufer hervorgerufen haben; es schl- 
auch, dass man auf die Rückkehr der Politik weitsichtiger Lnter- 
nehmungen vorerst nicht rechnen darf und sich auf eine Verfem® 
des Geschäftslebens mehr oder minder vorbereiten muss, so gesus- 
auch bei uns die wirtschaftlichen Verhältnisse geblieben sind. 

Der Geschäftgang in unserer Fabrik Hess während des Bend’ 
jahres nichts zu wünschen übrig; wir waren am Schluss dessdfe 
mit Aufträgen in Garnen auf reichlich acht Monate, in Gewefe 
bis Anfangs Oktober 1908 versehen und sind mit Baumwolle s; 
weit hinaus gedeckt. Um die grossen Vorräte darin unterzubring* 
waren wir gezwungen, im letzten Herbst ein neues grosses Lage 
haus zu bauen. 
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Der Betrieb in Spinnerei und Weberei erlitt glücklicherweise 
keinerlei Störung, und es war uns möglich, trotz des sich noch immer 
störend bemerkbar machenden Arbeitermangels mehr Maschinen als 
1906 in Gang zu halten. Die Produktion an Gespinsten und Geweben 
konnte dadurch nicht unbedeutend erhöht werden. Unsere Fabrikate 
erfreuten sich auch im letzten Jahre des besten Absatzes und des 
gewohnten guten Rufes; unseren Lieferungsverpflichtungen sind wir 
pünktlich, aber nur mit Mühe nachgekommen. 

Unseren Arbeitern gewähren wir im Berichtjahre eine sechs- 
prozentige Teuerungszulage und eine Weihnachtsgabe von 25000 Mk. 
Für das Jahr 1908 haben wir mit Rücksicht auf die hochgebliebenen 
notwendigsten Lehensmittel die Teuerungszulage auf zehn Prozent 
erhöht. 

Bericht einer Kunstwollfabrik in Würzburg. (n.I.) 

Die ersten Monate des Jahres 1907 brachten uns ein lebhafteres 
Geschäft, aber auch — gegen 1906 — eine weitere, ganz bedeutende 
Steigerung der Preise für das Rohmaterial, mit welcher die Verkaufs- 
preise in keiner Weise Schritt halten konnten. Die enorme Hausse 
der Rohware war veranlasst durch einen grossen Export von Lumpen 
nach dem Auslande, und hat sich die Ablehnung des im Jahre 1906 
im Reichstage vorgeschlagenen „Ausfuhrzolles auf Lumpen“ bitter 
fühlbar gemacht. Die beregte Ablehnung hat unsere Textil- und 
Papier- Industrie viele Millionen gekostet, während ein Ausfuhrzoll 
sie vor Knappheit in Rohware geschützt hätte. 

Auf der anderen Seite waren die Konsumenten vön Kunstwollen 
infolge der erhöhten Forderungen und des „teueren Geldes“ sehr 
zurückhaltend im Ankauf, und langfristige Verträge waren nicht zu 
effektuieren. Der zweifelhafte Sommer und ganz besonders der für 
die Wollen - Industrie geradezu ruinöse warme Herbst brachte dann 
eine plötzliche Abflauung und die letzten Monate von 1907 eine 
völlige Stagnation des Verkaufsgeschäfts, während die Preise der 
Rohware auch heute noch nicht der völlig veränderten Lage willig 
folgen wollen. Das Jahr 1907 schloss daher mit einem sehr trüben 
Ausblick. 

Bericht einer Tuch- und Buxkinfabrik in Amorbach. (30. 1 .) 

Im verflossenen Geschäftsjahre 1907 war unser Betrieb mit 
Militärtuchen vollständig beschäftigt. Von einschneidender Bedeutung 
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für die bayerische Militärtuchfabrikation war die Einführung 
neuen feldyrauen Infanterieuniform an Stelle der bisherigen bei 
blauen. Wie verlautet sollen allmählich sämtliche Truppenteile de 
grüngraue Farbe erhalten. Die Herstellung derselben ist mit einig 
Schwierigkeiten verbunden. 

Wenn auch der Umsatz im Geschäft eine befriedigende K r 
erreichte, so wurde doch das Gesamtresultat durch die hohen Prr- 
sämtlicher Rohmaterialien nachteilig beeinflusst. Namentlich i 
Wollpreise stiegen rapid, als die Herbstauktion in London mit tor 
bedeutenden Hausse einsetzte. Auch die Preise der Wollschmc: 
artikel zeigten fortgesetzt steigende Tendenz. Eine grosse Kalam:-' 
bildete ferner die bedenkliche Teuerung der Kohlen, welche :c 
weise zu einer wahren Kohlennot ausartete. Schwer litten aac 
sämtliche Geschäfte unter dem ungewöhnlich teueren Geldstar 
Ein Diskontsatz von 7 1 s°/o. den die Reichsbank längere Zeit t? 
durch aufrecht erhalten musste, wird hoffentlich für die Zukar 
vermieden werden können. 

I linsichtlich unseres Elektrizitätswerkes verweisen wir auf unser' 
vorjährigen Bericht. Das Endergebnis gestaltete sich hier infcv 
der Kohlenteuerung und des fortwährend sehr niedrigen Wa* 3 
Standes noch ungünstiger als im Vorjahr. 

Bericht über die Kitzinger Rosshaar-Industrie. 1.24 1 

über das Jahr 1907 ist wenig von Interesse zu berichten, iß- 
cs gilt im allgemeinen für die abgelaufene Periode das gleiche. «■' 
in meinem vorjährigen Bericht ausführlich gesagt worden ist. 

Die Beschäftigung war anhaltend gut , weil eben unter An- 
bietung aller Energie und mit grossen Opfern andere Absatzgd’ 1 
erschlossen wurden an Stelle der infolge der hohen Zölle so f 
wie verloren gegangenen Hauptkonsumländer Österreich - 
Schweiz. 

War schon aus diesen Gründen nur mit einem ganz besch- 
denen Nutzen zu rechnen, so wurde dieser im zweiten Halbjahr gat- 
hinfällig, indem die Preise der Rohmaterialien, der Tierhaare so»" 
als der Pflanzenfasern, die schon seit einigen Jahren beständig . 
stiegen waren, eine geradezu enorme Höhe erreichten, wozu 
erheblich verteueuerte Kohlenpreise und Packungsspesen gesellte 

Pferdehaare, Ochsenhaare und Pflanzenfasern musste 
im Laure des Jahres 1907 1 5 °/° — 20°/o, Ruhrkohlen durchschn 
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ich io°/o, Jutesäcke, für mich ein Gegenstand, der nicht berechnet 
wird, aber sehr ins Geld geht, 15% höher bezahlt werden als im 
fahre 1906, während in den Verkaufspreisen sich in keiner Weise 
auch nur ein annähernder Ausgleich erzielen liess, da in unserer 
Industrie kein Kartell oder Ring besteht und die in vielfacher Be- 
ziehung unter günstigeren Vorbedingungen arbeitende ausländische 
Konkurrenz jeden Versuch von Preiserhöhungen sofort zu Schanden 
wercjpn lässt. 

Zu guter Letzt kam dann noch die allgemeine Geldknappheit 
heit und der enorme Diskontsatz von 7 1 /* 0 / 0 dazu mit ihren emp- 
findlichen direkten und indirekten Einwirkungen, so dass hinsichtlich 
Rentabilität das verflossene Jahr direkt als Missjahr bezeichnet werden 
kann. 

Die Wünsche der Rosshaar-Industrie zielen, nachdem jene 
betreffs Einsetzung eines höheren Zolles auf ausländisches Fabrikat 
unberücksichtigt geblieben sind, nunmehr nur noch auf eine wohl- 
begründete Ermässigung der Frachtsätze auf Rohhaare, da die 
deutschen Fabriken alle im Binnenlande liegen, und es würde des- 
halb dankbar anerkannt werden, wenn 

1. Kuh- und Kälberhaare (Hauthaare) einheitlich 
und zwar nach Spezialtarif III verfrachtet 
würden und 

2. der schon wiederholt verlangten Versetzung 
der rohen Rosshaare aus der allgemeinen Wagen- 
klasse unter den Spezialtarif II, eventuell 
wenigstens Spezialtarif I stattgegeben würde. 

Bericht der Rohwolle-Engros-Firma J. Adler, Hassfurt a/M. 

In rohen Schafwollen blieb auch im Jahre 1907 die Konjunktur 
für feinere Qualitäten auf der Basis der schon im Vorjahre hohen 
Preise stehen, während gröbere Wollen schon bei der Schur ca. io°/o 
im Preise zurückgingen. Letztere erfuhren zum Schlüsse des Jahres 
— teils durch grosse überseeische Ernten, teils auch durch ein über- 
gehen der Mode auf feinere Qualitäten und schliesslich durch die 
teueren und knappen Geldverhältnisse — auf dem Weltmärkte in 
London einen weiteren Preisrückgang bis zu 20°/'o, dem in gleicher 
Höhe unsere deutschen Wollen nachgeben mussten. 

Die Qualität unserer bayerischen Wollen dürfte speziell bei 
uns im kommenden Jahre durch den Mangel an Futter für die Schafe 
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auf den Winterweiden stark beeinflusst werden, und wäre den Schäferc- 
besitzern eine reellere Behandlung sowohl bei der Wäsche als richtige 
Trocknung und ein sorgfältiges Zusammenbinden, frei von Klunkern 
sehr zu empfehlen, um die durch Ausserachtlassung dieser Umständ- 
in Fabrikantenkreisen zurückgegangene gute Meinung für bayerisch 
Wollen wieder zu befestigen. 



Bericht der Firma N. Mölter & Co., Sortieranstalten in 
Hadern, Hassfurt a. Main. 

Der Anfang des Jahres 1907 stand unter dem Zeichen de 
1 lochkonjunktur. Die stark beschäftigte inländische und ausländisch? 
Textilindustrie konsumierte wollene Lumpen als Rohstoffe in grosser 
Mengen und es war ein sehr lebhaftes Geschäft in diesen Sorte: 
zu verzeichnen. Daneben fand in den zur Papierfabrikation dienende 
Hadern ein starker Export nach Amerika statt, wodurch auch diese 
Marken bedeutende Nachfrage erfuhren. 

Es machte sich infolgedessen eine gewaltige Preissteigenax. 
und eine ziemliche Knappheit an Material geltend. Der Einkar 
war so schwer wie noch nie, und die Sortierung wurde nicht mer 
lohnend. Die erzielten Avanzen im Verkauf gingen durch er. 
teuren Bezug wieder verloren und oft waren ältere Abschlüsse n 
erledigen, die direkten Verlust brachten. Man hörte allgemein klagc- 
dass trotz der hohen Konjunktur nichts verdient wurde. 

In der 2. Hälfte des Jahres kam der Rückschlag in der Kon- 
junktur. Die Fabrikanten waren inzwischen so reichlich verscC 
mit Rohmaterial, dass sie trotz ihrer, auf lange Zeit hinausreichendc 
Aufträge nichts mehr aufnehmen konnten. Die Wollauktionen a 
London, Antwerpen, Roubaix etc. brachten rasch hintereinanc:.' I 
mehrmals 5 — 8 °/o tige Preisreduktionen, besonders in den gröber« 
Wollen mit denen die Wolllumpen am meisten zu konkurieren haben 
das drückte den Wolllumpenmarkt, und mit einem Ruck war c ; 
Situation stark nach unten verschoben. Es trat eine panikartig 
Stockung ein, die Fabrikanten kauften selbst zu reduzierten Preis« 
nichts, in der Erwartung alsbald noch billiger kaufen zu könnet, 
und der Handel war für eine Zeitlang sistiert. Die Preise fiel« 
immer mehr und waren am Schlüsse des Jahres noch im Weich 
begriffen. Das Ende der Rückwärtsbewegung ist noch gar n . I 
abzusehen. 



Digitized by Googj 




207 



Zu gleicher Zeit wurde der Papierhadernmarkt durch die ameri- 
kanische Krisis ins Wanken gebracht. Die amerikanischen Papier- 
fabriken waren durch die schlechten Geldverhältnisse Amerikas ge- 
zwungen, die Betriebe einzuschränken, viele schlossen ganz und gar, 
viele fallierten, und der Export der deutschen Papierhadern für 
Amerika war ausgcschaltet. Ein riesiges Überschwemmen des in- 
ländischen Marktes, der den Anfall an deutschen Papierhadern über- 
haupt nur zum Teil zu konsumieren vermag, war die nächste Folge. 
Es wurden in wenigen Monaten Preisstürze bis auf die Hälfte der 
vorherigen Notierungen erlebt . Selbst der routinierteste und erfahrenste 
Geschäftsmann konnte sich aus diesen gewaltigen und rapid herein- 
brechenden Kursveränderungen nicht ohne Schaden durcharbeiten. 
Trotzdem war der Einkauf immer noch so schwierig wie zuvor. 
Obwohl sortierte Hadern keine Abnahme , selbst zu reduzierten 
Preisen, fanden, war unsortierte Ware bis in den Winter hinein knapp. 

Bei der Lumpensortiererei musste früher in der Regel auf Lager 
gearbeitet wedcn, denn nicht alle Sorten waren verkäuflich, und das 
war insofern ganz gut, weil dadurch eine Überproduktion verhindert 
wurde. Anders kam es in den Jahren 1906/07; die riesige Konjunk- 
tur ergriff alle Artikel und warf den letzten Ballen, der viele Jahre 
lagerte, auf den Markt. Es konnte alles verkauft werden, und damit 
begann sofort eine Vergrösserung und Vermehrung der Betriebe, die 
mit dem Verschwinden der Konjunktur nicht auch zu gleicher Zeit 
aufhörten, sondern ihren Bedarf an unsortierte Ware nach wie vor 
geltend machten. Infolgedessen konnte der Preisabschlag der sor- 
tierten Ware nicht vollständig auf die unsortierte übertragen werden, 
und das wird erst eintreten, sobald die Lagerräume der Sortierereien 
voll sind und sich das Weiterarbeiten bei Manchem von selbst verbietet. 

Ein Übelstand, den vielleicht keine zweite Branche im ganzen 
deutschen Reiche aufweisen wird, ist insbesondere am Schlüsse 
unseres Berichtes hervorzuheben : die Ungleichheit in der Erteilung 
von gewerblichen Auflagen. Die Sortierung von Hadern hat den Nach- 
teil der Staubcntwickelung, und es ist jedem Einsichtigen klar, dass 
der Unternehmer im Interesse der Gesundheit der Arbeiter auf die 
Beseitigung des Staubes hinzuwirken hat. Wir sind aus eigenem 
Antriebe schon seit Jahren daran gegangen, eine Staubabsaugungs- 
anlage einzurichten, und die kgl. Fabrikinspektion liess es sich sehr 
angelegen sein, auch den übrigen Betrieben unseres Kreises diese 
Auflage zu machen. Nun ist eine solche Auflage keine kleine Sache. 
Sie ist mit ganz bedeutenden Kosten verknüpft. Schon die An- 
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Schaffung für sich erfordert ein hübsches Kapital und die jährlichen 
Betriebskosten sind eine ganz hervorragende Belastung des Unkosten- 
kontos. Man kann ruhig behaupten, dass auf I Ztr. der verarbeiteten 
Hadern 10—15 Pfg- Spesen für die Staubabsaugung kommen und das 
will in Anbetracht dessen, dass oft Sortierergebnisse mit kaum 30 Ptg. 
Nutzen am Ztr. herauskommen, sehr viel heissen. Man sollte nun 
meinen, dass diese Belastung allen Lumpensortieranstalten in gleicher 
Weise zuteil würde. Leider ist dem nicht so. Während d k 
unter- und oberfränkische Fabrikinspektion in dieser Hinsicht strenge 
vorgeht, müssen wir leider konstatieren, dass in den übrigen baye- 
rischen Kreisen und den uns benachbarten Konkurrenzbetrieben in 
Thüringen, Sachsen, Württemberg, Westfalen, Hessen etc. keinerlei 
derartige Auflagen gemacht werden, so dass diese Betriebe einen 
wesentlichen wirtschaftlichen Vorsprung vor uns haben und uns da- 
durch im Einkäufe überlegen sind. Hier wäre beizeiten eine Ände- 
rung im Vorgehen der Fabrikinspektion sehr am Platze. 

Sonst hat die Hadernbranche die trüben Erscheinungen des 
Jahres 1907 ebenfalls so reichlich erlitten wie die übrigen Geschäfts- 
zweige, die Kalamität des hohen Geldstandes, die infolge der Über- 
spannung der Hochkonjunktur eingetretenen Fallissemente u. dergL 
Hoffentlich wird das Jahr 1908 in ruhigeren und gesünderen 
Bahnen verlaufen. 

Bericht einer Engros-Tuchhandlung in Würzburg. (16. I.) 

Die Geschäftslage im Jahre 1907 war, soweit es sich um 
die erzielten Umsätze handelte, nicht ungünstig, während der Nutzen 
durch die andauernd steigenden Preise geschmälert wurde. Weit 
besser hätte sich jedoch das Geschäft entwickelt, wenn unsere Ab- 
nehmer, die Detail- und Konfektionsgeschäfte, nicht so sehr unter 
der Ungunst der Witterung in den Sommermonaten, als auch durch 
den schlechten Geschäftsgang in den Monaten Oktober und Novemb« 
zu leiden gehabt hätten. Gerade nach ausgesprochenen Winterartikeln, 
besonders Loden, wurde viel weniger als in den Vorjahren gefragt, 
und auch das Paletot-Geschäft liess, soweit hierbei die Konfektion 
als Abnehmerin in Betracht kommt, zu wünschen übrig. Aus diesen 
Gründen war auch in den letzten Monaten der Geldeingang viel 
schleppender und weit schlechter als in den gleichen Monaten des 
vorhergegangenen Jahres. Wir haben öfters konstatieren müssen, 
dass Kunden, die sonst in barer Kasse regulierten, in diesem Jäter 
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zu möglichst langsichtigen Akzepten Zuflucht genommen haben, ein 
Umstand, der bei dem hohen Bankdiskont sehr störend und empfind- 
lich wirkte. 

Aber nicht allein dieser Punkt ist es, der gerade unsere Branche 
sehr erschwert, sondern es kommt vor allem die scharfe Konkurrenz 
der Tuch- Versandgeschäfte in Betracht. Jeder, selbst der kleinste 
und vermögensloseste Schneider auf dem Lande hat heute eine 
Versandkollektion und macht das Anfertigen der Anzüge davon 
abhängig, dass er den Stoff selbst liefern darf. Er ist bei diesem Ver- 
kauf gegen jeden Detaillisten im Vorteil, da er hierfür keine Steuern 
zu entrichten hat. 

Die Konjunktur ist in unserer Branche momentan noch fest, 
obwohl Wolle auf der letzten Londoner Auktion um io°/o niederer 
gegen die September- Auktion , die noch einen weiteren Aufschlag 
von io — 12% gebracht hatte, eingesetzt hat. Es liegt infolgedessen 
auch noch kein Anlass vor, von einer Baisse-Bewegung zu reden ; 
auch wird dieselbe nur sehr langsam einsetzen, da die Spinnereien 
noch auf Monate hinaus mit Ordres gedeckt sind und nicht eher 
mit neuen niedrigen Preisen hervortreten, bis ihre alten Abschlüsse 
bezogen sind. Aber selbst das heftigere Einsetzen einer Baisse- 
Bewegung wird auf fertige Ware nicht den Einfluss haben, wie in 
früheren Baissezeiten, denn alle anderen zur Fabrikation nötigen 
Produkte und insbesondere die Arbeitslöhne sind so hoch, dass dies 
bei einer Preisreduktion sehr stark mitsprechen würde. 

Bezüglich des Verkehrswesens gestatte ich mir, anzuregen, 
ob nicht eine Späterlegung der letzten Züge der unterfränkischen 
Lokalbahnen wie z. B. auf den Strecken Hassfurt-Hofheim , Neu- 
stadt-Bischofsheim , Neustadt-Königshofen etc. zur Erreichung des 
Anschlusses an den um 7 ao Uhr hier abgehenden Eilzug zu er- 
möglichen wäre. 

Das Detailreisen, welches für unsere Kunden in sehr hohem 
Masse in Betracht kommt, soll nach dem neuesten Gesetzentwürfe 
weiter verschärft werden. Wir können uns dieser Massnahme ab- 
solut nicht anschliessen ; nach unserer Meinung gibt es nur zwei 
Dinge; entweder das vollständige Verbieten der Detailreise, wodurch 
die Platzgeschäfte und die Geldverhäldnisse sehr gesunden würden, 
oder die Freigabe ohne besondere Klauseln bei den denkbar höchsten 
Steuern. Ich finde vor allem die Altersgrenze von 25 Jahren nicht 
angebracht, denn hierdurch wird das Detailreisen nicht eingeschränkt, 
sondern dieser Paragraph wird meist übertreten, da es heute fast 
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keine jungen Leute mehr gibt, die nach ihrem zurückgelegter 
25. Lebensjahre noch von kleineren Plätzen aus Detailkunden be- 
suchen wollen. Wie oft kommt es vor, dass in einer Firma, d 
auf das Reisegeschäft angewiesen ist, der Inhaber leidend wird uad 
seinen noch nicht 25 Jahre alten Sohn für sich auf die Reise sendet 
will; hier stösst er jedoch auf den Widerstand des Gesetzes und 
die Existenz des Geschäftes wird untergraben, denn die Bezirksämtr 
geben in diesem Falle nicht die Erlaubnis, obwohl ihnen die Ge- 
nehmigung im Ausnahmefall gestattet ist. So liessen sich vice 
Fälle aufzählen, bei welchen junge Leute durch die festgesetzte 
Altersgrenze an der Übernahme der elterlichen Geschäfte gehinder 
werden. 

Ähnlich liegt es mit der Sonntagsruhe. Auch hier ist nach 
meiner Meinung nur eine durch Reichsgesetz festgelegte, vollständig? 
Sonntagsruhe durchführbar, während ich das ewige Einschränke 
der Geschäftsstunden am Sonntag für die Detailgeschäfte in de: 
Stadt, und insbondere für Würzburg, wo man sehr viel mit Lanc- 
kundschaft zu rechnen hat, sehr schädlich erachte, um so mehr. wenr. 
die umliegenden kleinen Geschäftsplätze längere Geschäftsstunder. 
haben. Dagegen hielte ich heute schon den vollständigen Sonntags- 
Ladenschluss für die Engros-Geschäfte leicht durchführbar, und 
dürfte es nach meiner Meinung nur einer Anregung bei den in Frag 1 
kommenden Firmen bedürfen. 

Und nun noch zu der neuen Telephon-Gebühren-Ordnung: ich 
bin der Meinung, dass man gar nicht genug gegen diese neue Be 
lastung des Handelsstandes opponieren kann. Statt dass man durch 
die Verbilligung der Sätze das Telefon der Allgemeinheit zuführ, 
und auf diese Weise den event. Minderertrag zu decken sucht, ml 
man diese Anlage durch ganz bedeutende Verteuerung — jedes 
Telefongespräch kommt nach dem neuen Tarif auf durchschnittlich 
8 Pfennig — dem Geschäftsverkehr entziehen ; der Staat wird hier- 
bei ähnliche Erfahrungen wie mit der Fahrkartensteuer macher, 
Derartige Einführungen bedeuten keinen Fort- sondern einen Rück- 
schritt. 

Bericht einer Kurz-, Weiss- undWollwarenhandlung en gros 
in Würzburg. (15. II.) 

Das verflossene Geschäftsjahr 1907 stand unter dem Zeichen 
intensiver Tätigkeit der gesamten Fabrikation und höchster Preis. 
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sämtlicher Rohmaterialien auf der einen Seite, andererseits der 
grössten Anspannung der Betriebsmittel seitens der Grossisten, die 
erschwert wurde durch teures Geld und durch beständigen Geld- 
mangel bei den Detailleuren, speziell auf dem Lande. 

Die für meine Branche hauptsächlich in Betracht kommenden 
Rohmaterialien wie Wolle und Baumwolle zeigten zu Beginn des 
Jahres gleich den Metallen Preise, wie sie seit Jahrzehnten nicht be- 
kannt waren und entgegen der allgemein sich herausgebildeten 
Meinung, dass es nach oben unmöglich weiter gehen könne, brachte 
die Mitte des Jahres weitere Steigerungen. Dagegen war es trotz 
aller Anstrengungen dem Grossisten nicht möglich, die Verkaufs- 
preise in Einklang mit dem Einkauf zu bringen. 

Von diesem Zeitpunkt an datiert der Rückgang im Konsum, 
während sich trotz alledem die Preise weiter nach oben bewegten. 
Erst im letzten Viertel des Jahres zeigte sich auch auf Seiten der 
Fabrikation eine Abnahme der Beschäftigung; trotzdem ist eine 
tiefer gehende Verbilligung der Fabrikate noch nicht zu konstatieren. 
Die gute Lage der Fabrikation zeitigte in den verschiedenen 
Branchen allgemein Kartelle und Konventionen. Es gibt keinen 
ausgedehnten Fabrikationszweig, in dem nicht die Fabrikanten den 
Versuch machen, durch Konventionen unter sich ihre Abnehmer 
mehr oder weniger in die Hand zu bekommen und diese durch 
alle möglichen Einschränkungen in der Betätigung der Freiheit ihres 
Willens zu majorisieren. 

Der Grossist meiner Branche, der vom Detailleur mit Unrecht 
lind in vollständiger Verkennung der Situation oft als überflüssig 
erachtet wird und den man am liebsten von der Bildfläche ver- 
schwinden sehen möchte, kann nur noch durch enorme Anstrengungen 
beim Einkauf, durch grosses Sortiment und durch eine gewisse 
Coulance in Bezug auf Zahlungsbedingungen sein Geschäft zu einem 
einigermassen rentablen Resultat führen, da er auf der einen Seite 
gegen die Konkurrenz der kleinen Fabrikanten, die das Geschäft 
direkt mit dem Detailleur zu machen bestrebt sind, und auf der 
anderen Seite gegen die immer mehr entstandenen Einkaufsver- 
einigungen, denen sich viele Detailleure anschliessen, zu kämpfen 
hat. Bei genauerem Studium dieser Vereinigungen und deren Organi- 
sation wird man aber oft die Beobachtung machen können, dass 
auch dort nur das Mitglied mit sehr grossem Bedarf einen greif- 
baren Vorteil erzielen wird. Der sogenannte mittlere und der kleine 
Mann wird in vielen Fällen sich bei der Verbindung mit einem 
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leistungsfähigen Grossisten besser stellen, der das immerhin nict 
geringe Risiko in Bezug auf Konjunktur und Mode auf seine Schulte 
nimmt. 

Gegenwärtig wird in der Seidenbranche ein interessanter Kam 
zwischen Grossisten und Detailleuren ausgefochten, der unter U 
ständen nicht nur ausschlaggebend für die fernere Stellung de 
Grossisten im Seidenwarenhandel sein, sondern auch dem gesamtes 
Grossistentum in meiner Branche manche Lehre für die Zukur!:: 
erteilen dürfte. 

Von Verbesserungen, die ich im Interesse meiner Branche fix 
wünschenswert halte, nenne ich zunächst ausser den in frühes 
Berichten ausgeführten : bessere Zugverbindungen, besonders in ce 
Richtung Bamberg-Würzburg, sodann Verbilligung der Gepäcktank. 
speziell für Musterkoffer. Die jetzige Tarifierung von Gepäck übe 
200 kg fordert die Kritik geradezu heraus. Der Reisende mit 
grossen und schweren Koffern ist dadurch sehr oft gezwungen, die- 
selben als Eilgut zu expedieren, da die Gepäckfracht nicht in Er- 
klang mit dem geschäftlichen Nutzen zu bringen ist. Durch diese 
Art von Expedition sind ihm Zeitversäumnis und Unannehmlich- 
keiten bei der Auslieferung unausbleiblich, und es erweckt gerades, 
den Anschein, als ob der Reisende mit grossem Gepäck, der de 
Bahn doch die rheisten Einnahmen zuführt, dafür gestraft werdet 
soll. Jedenfalls ist die jetzige Tarifierung ein Beweis dafür, dass 
die Bahnverwaltung die Bedürfnisse der Geschäftsreisenden nicht 
kennt oder nicht kennen will. Beifügen möchte ich allerdings, da« 
ich wenig Hoffnung habe, dass diese Wünsche ihrer Erfüllung ent- 
gegen gehen, da die bisherige Behandlung derartiger Wünsche 
sehr summarische gewesen ist, d. h. über die meisten hat man sic 
einfach hinweggesetzt. 

Insbesondere dürfte es aber angebracht sein, dass Ge> ( 
entwürfe, die in das kaufmännische Leben so tief eingreifen. » ; 
z. B. die der Privatbeamtenversicherung, Massnahmen geg en ' 
lauteren Wettbewerb und andere, sowie Entwürfe über Tan-- 
änderungen, wie z. B. Fahrkartensteuer, Portotarife und Telepbo° 
gebühren, viel zeitiger als jetzt von ihrer Stipulierung der gesamt 
Kaufmannschaft, d. h. deren Vertretungen zur Begutachtung und k 
A ussprache herausgegeben würden. Jetzt hört man wohl die Kaufmann 
schaft, wie es heisst, wohlwollend an, aber erst, nachdem die & 
gierung die Entwürfe fertig in der Mappe liegen hat, so dass cs 
Kaufmannschaft und deren Vertretungen sehr oft mit aller 
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nur gelingt, das Schlimmste hintan zu halten und zu verbessern, 
was noch möglich ist, während umgekehrt voraussichtlich manche 
Anregung aus dem Kaufmannsstande für die erspriessliche und prak- 
tische Ausgestaltung solcher Gesetze und Änderungen gegeben 
werden könnte, siehe z. B. Telephontarifreform. Dahin gehört auch 
die beabsichtigte Einschränkung der Postschalterstunden an Vor- 
abenden von Sonn- und Feiertagen. Ich halte eine solche Änderung, 
bevor die Regelung der Sonntagsruhe reichsgesetzlich durchgeführt 
ist, für total verkehrt. Dieselbe bewegt sich aber ganz in der 
Richtung der übrigen sogenannten Verbesserungen, die dem Kauf- 
mannsstande in den letzten Jahren bescheert worden sind, die man 
ihm aufgezwungen hat, ohne zu fragen, ob er damit einverstanden 
ist oder nicht. 

Bericht eines Manufaktur- und Modewarengeschäftes 
in Würzburg. 

Das Dctailgeschäft in der Manufaktur-, Konfektions- und Mode- 
warenbranche war im abgelaufenen Jahre nur im allgeme.ijven zufrieden- 
stellend gewesen; denn die wirtschaftliche Hochkonjunktur brachte 
für eine Stadt wie Würzburg eher Nachteile als Vorteile. Die In- 
dustrie und die Industriearbeiter, welche den Nutzen von den höheren 
Preisen haben, sind hier leider nicht bedeutend; vielmehr hat der 
Bürger und der Beamte grössere Ausgaben durch die erhöhten Preise 
aller Lebens- und Bedarfsartikel , denen keine höheren Einnahmen 
gegenüberstehen; es war daher auch nur unter Aufbietung aller 
Kräfte möglich, den Umsatz auf gleicher Basis zu erhalten. 

Das spezielle Landgeschäft hat vom Herbst ab und zwar leider 
nur durch die getreidebauende Landbevölkerung einen unverkenn- 
baren Aufschwung genommen , namentlich dadurch , dass sichtlich 
zu erkennen war, dass die Leute Geld in Händen hatten und sich 
grössere Anschaffungen leisten konnten als in den Vorjahren; die 
weinbautreibende Bevölkerung hingegen hat infolge der jahrelangen 
Missernten keine grössere Kaufkraft entwickelt, so dass das Geschäft 
mit diesen Ortschaften sehr zu wünschen übrig liess. 

Bericht eines Manufakturwarengeschäftes in Miltenberg. 

Das abgelaufene Jahr 1907 war für das Detailgeschäft der 
Manufaktur-, Modewaren- und Wäschebranche nicht gut zu nennen. 
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Die allgemeine Teuerung in allen zum Leben nötigen Artikeln macht 
sich ungemein fühlbar. Der hohe Diskontosatz , das teuere Geld 
hatte die Einstellung der Bautätigkeit zur Folge. Die für unsere 
Gegend so sehr in Betracht kommende Steinindustrie lag ganz brach 
und mit ihr manch eng verbundenes Gewerbe. Der Verdienst »ar 
und ist ein sehr geringer, die Kaufkraft sehr geschwächt. Aber 
auch der Beamtenstand ist durch die gesteigerten Anforderungen 
welche der Lebensunterhalt kostet, gezwungen, sich einzuschränke". 
und vermeidet jede nur einigermassen zu umgehende Ausgabe. Die 
Aussichten für das Jahr 1908 sind gleichfalls keine guten. 

Den Bestrebungen auf weitere Ausdehnung der Sonntagsruhe 
im Handelsgewerbe muss von seiten der Detaillisten an den klein« 
Plätzen mit aller Entschiedenheit entgegengetreten werden. Nur 
an Sonntagen kommt die Landbevölkerung in die Stadt , um ihre 
Einkäufe zu machen. Wenn ihr die Möglichkeit genommen ist 
dieses in den ersten Nachmittagsstunden des Sonntags und Feier- 
tages zu betätigen, dann wird sie überhaupt nicht kommen. Den 
Schaden können nur jene ermessen, welche mit der Landkundschaft 
im direkten Verkehr stehen. Man schreibt sehr gerne vom Schutz 
des Mittelstandes. Hier ist Gelegenheit gegeben, den Mittelstand 
zu schützen, und er braucht den Schutz, soll ihm seine Steuerkraft, 
auf die der Staat rechnet, erhalten bleiben. 

Bericht eines Wäsche* und Ausstattungsgeschäftes 
in Würzburg. (14. II.) 

Die vorzüglich ausgefallene Getreideernte und die erzielten 
guten Preise sicherten den Landleuten gute Einnahmen. Der Ertrag 
der Weinberge ist dagegen auch heuer unbefriedigend gewesen. 
Die fortgesetzte Preissteigerung aller Lebensmittel und Gebrauch- 
gegenstände, mit denen grösstenteils die Erhöhung der Einnahmen 
nicht gleichen Schritt gehalten, hat ebenfalls ungünstig auf den 
Geschäftsgang eingewirkt. 

Im allgemeinen kann man aber mit dem Ergebnis des Jahres 
1907 zufrieden sein. 

Das Ausverkaufswesen wurde im Frühjahr durch ein Überein- 
kommen aller hiesigen Firmen der Manufakturbranche geregelt. 
Leider war die Sache nur von kurzer Dauer, und zur Weihnachtszeit 
begann, weil eine Firma sich den Beschlüssen über die Winteraus- 
verkäufe nicht anschliessen wollte, das Ausverkaufsunwesen toller 
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als jemals zuvor. Dabei wurde leider nur zu oft gegen das Gesetz 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes verstossen. Wer die 
Sache beobachtet hat, wird bedauern müssen, dass sich diese un- 
würdige Marktschreierei hier so breit macht. Es gibt hier Firmen, 
die das ganze Jahr über bald aus diesem , bald aus jenem Grund 
mit hohen Rabattsätzen ,, ausverkaufen“. Das ist ja keine Kunst 
und durch ein einfaches Rechenexempel zu erledigen. Allein es 
wird doch dabei dem Publikum ein besonders vorteilhaftes Angebot 
vorgetäuscht. In der Modewaren- und Konfektionsbranche wird man 
ja ohne Räumungsverkäufe nicht auskommen, doch dürfen diese nicl^t 
das ganze Jahr über andauern. 

Die jetzt vielfach besprochene Einführung einer vollständigen 
Sonntagsruhe halte ich für höchst schädigend für das Detailgeschäft 
oder doch wenigstens für diejenigen Geschäfte, die mit der Land- 
kundschaft zu rechnen haben. Ist es den Landleuten nicht mehr 
möglich, ihre Einkäufe an Sonntagen zu machen, so werden eben 
viele von ihnen gezwungen sein, ihren Bedarf bei Detailreisenden 
und Hausierern zu decken, weil es den Leuten vielfach an Wochen- 
tagen an Zeit fehlt , um in die Stadt gehen zu können. Dagegen 
würde es für das Geschäft keinen nennenswerten Ausfall bringen, 
wenn an Sonn- und Feiertagen auch in den Stunden von 7 — 9 Uhr 
geschlossen sein müsste. 

Bericht einer Dampf- Waschanstalt in Würzburg. (10. II.) 

Für diejenigen, welche sich bei Beginn des Jahres 1907 etwa 
eine anhaltende Besserung der Konjunktur in der Branche der 
Wäschereien erhofften, dürfte das Berichtsjahr eigentlich eine Ent- 
täuschung gebracht haben. Die Preise der für die einschlägigen 
Betriebe erforderlichen Rohprodukte (Kohle, 01 , Soda, Seife etc.) 
blieben hartnäckig auf der bis zum Ende des Jahres 1906 hinauf- 
geschnellten Höhe, und wie in den vorhergegangenen Jahren waren 
auch im Berichtsjahre 1907 durch Vereinigungen, Verbände und 
Syndikate jeglicher Art die Rohmaterialpreise unentwegt festgelegt. 
Die fortwährende Bewegung in den Arbeiterkreisen , deren Bestre- 
bungen nach höheren Löhnen und kürzerer Arbeitszeit müssen selbst- 
redend dazu beitragen, die Aufrechterhaltung eines regulären Betriebes 
fortgesetzt zu erschweren, indessen bekanntlich die Anforderungen, 
welche an alle Unternehmer und so auch an die Wäschereien seitens 
deren Kundenkreise gestellt werden, immer in ansteigender Linie 
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begriffen sind. Dabei bringt es aber die Fürsorge für das Arber- 
personal auf sozialem Gebiete seitens der einschlägigen Behör 
bezw. deren Aufsichtsorgane mit sich, dass eine gewisse Arbeitsir 
bei dem weiblichen Personal nicht überschritten wird, eine Verto- 
nung, die an und für sich löblich ist und wogegen nichts einzuwenir 
wäre, wenn es ohne direkte Schädigung des Betriebsuntemehmir- 
und ohne demselben geradezu die Kraft zu unterbinden , moghe: 
wäre. So schwer es dem Betriebsunternehmer oft wird, unter pekv 
niären Opfern einen arbeitswilligen Personalbestand heranzuziebe: 
90 rücksichtslos wird von den Organen der Aufsichtsbehörde Geleger- 
heit genommen, schon bei kurzer Überschreitung der Arbeitszeit zt 
Samstagen durch weibliches Personal gegen den Betriebsuntemehmf 
strafend einzuschrciten — ohne Rücksicht darauf, dass es schon s 
der Natur der Sache liegt, dass an Samstagen nicht mit dem Glocker- 
schlag ein Wäschereibetrieb stehen bleiben kann, wie man andr 
Betriebe in Ruhe setzt oder, wenn die Stunde gekommen, eines 
Kaufladen schliesst. Die von den Aufsichtsorganen beliebte Auf- 
forderung des Personals zur Angabe über Beschäftigungsdauer, denr 
Vernehmung über Betriebsverhältnisse im Etablissement etc. er- 
scheinen wohl nicht geeignet, das Ansehen des Arbeitgebers gegeo- 
über dem Arbeitnehmer zu heben, und dass bei diesem Verfahre; 
eine Abschwächung der Gegensätze zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer nicht zu erhoffen ist, dürfte leicht erklärlich sein. 

Eine derartige Übung der Kontrollpflicht einer Behörde - di? 
ist die Schlussfolgerung — zwingt die Unternehmer, mehr und meir 
von der Hilfskraft durch weibliches Arbeitspersonal abzusehen unc 
diese durch maschinelle Einrichtungen zu ersetzen, wobei selbst- 
redend mancher ortsansässigen, bedürftigen Familie ein Ausfall au 
Verdienst entsteht, indessen die Geldbeträge für die Hilfsmaschinffi 
in die Kassa auswärtiger Lieferanten fliessen. Es besteht der Wunsch, 
dass unbeschadet der bestehenden Verordnungen und gesetzliche 
Bestimmungen die Interessen der Betriebsunternehmer nicht zu sar 
unberücksichtigt bleiben, so lange seitens des Unternehmers dü 
Absicht besteht, im Einverständnisse mit seinem Personal diesem zun 
Verdienst die Hand und Gelegenheit zu bieten. 
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XVI. Papierindustrie und Buchdruckerei. 



Aus dem Bericht der Aktien-Gesellschaft für Maschinen- 
papier-(Zellstoff-)Fabrikation Aschaffenburg. 

In unseren Anlagen wurden hergestellt 



Jahr 1907: Jahr 1906: 



Sulfit-Zellulose im Werte von 
Papier im Werte von . . . 


Mk. 13 142010.77 
„ 1234197.22 


Mk. 

1» 


12086813.66 
1 214915.46 




Mk. 14376207.99 


Mk. 


13 301 729. 12 


Als Betriebsüberschuss 
ergibt sich 

bei Sulfit-Zellulose .... 


Mk. 3046980.31 


Mk. 


2548203.72 


bei Papier 


„ 24053518 


n 


200526.73 


hierzu treten Effektenzinsen 
Pachteinnahme und Vortrag 


„ 108689.67 


♦1 


101 321.44 


Zusammen 


Mk. 3396205.16 


Mk. 


2850051.89 


Auf Gewinn- und Verlustkonto 
gelangten zur Verrechnung für 
Spesen, Lasten, Unterhaltung 
der Anlagen und Zinsen . . 


„ 1812827.82 


t) 


1 173830.24 


so dass als reiner Betriebs- 
überschuss 


Mk. I 583 377-34 


Mk. 


1676221.65 



verbleiben. 

Die Preisgestaltung der Rohmaterialien besonders des Papier- 
holzes im vergangenen Jahre war derartig, dass die steigenden 
Produktionskosten in Aschaffenburg und Stockstadt durch die Mehr- 
erlöse der Fertig -Fabrikate nicht ausgeglichen werden konnten. 
Demgemäss haben diese Fabriken einen Minderertrag aufzuweisen. 
Dagegen arbeitete Walsum mit steigendem Gewinn , da die Holz- 
beschaffung für dieses Werk infolge unserer Einkaufsorganisation 
grösseren Schwankungen der Gestehungspreise nicht unterworfen ist. 
Die Vorteile, welche das Memeler Werk hinsichtlich der Produktions- 
kosten uns bietet, sind im vergangenen Jahre noch nicht in dem 
Ertrage erkennbar geworden, weil ganz unerwarteterweise die Inbetrieb- 
setzung der Erweiterungsbauten sich infolge verspäteter Lieferungen 
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von Monat zu Monat verzögerte, so dass wir endlich im Herbst mit 
voller Kraft produzieren konnten. Vorher lastete der für den grössere: 
Betrieb zugeschnittene Apparat auf der kleineren Produktion. Diese - 
Stadium ist nunmehr vollkommen überwunden. Wir erwarten für 
dieses Jahr ein wesentlich besseres Ergebnis der Fabrik. Auch x. 
Aschaffenburg ist es uns gelungen, die Produktionskosten ungeachte: 
der hohen Holzpreise herabzusetzen, so dass kein weiterer Rückgar, 
im Erträgnis in Aussicht steht. 

Die Einwirkung der allgemeinen Geschäftslage auf unser Unter- 
nehmen ist zurzeit nur mit Vorbehalt zu beurteilen. Unser ganzes 
Bestreben geht systematisch darauf hinaus, das Zelluloseholz in au>- 
reichendem Masse uns dergestalt zu sichern, dass eine grössere 
Stabilität im Gestehungspreise gewährleistet ist. Dies ist nunmehr 
soweit erreicht, dass wir auch für unsere bayerischen Werke über 
einen bestimmten Preis in den alten Einkaufsgebieten nicht zu gehen 
brauchen, weil alsdann die Zufuhr aus anderen Gebieten sich ermög- 
• licht. Wir dürfen daher erwarten, dass eine weitere Verteuerung 
dieses Rohmateriales zunächst nicht bevorsteht. Es kommt hinzu, 
dass die überaus konservative Waldwirtschaft des bayerischen Staaten 
endlich einer zeitgemässen Umgestaltung unterworfen wird. Der 
dahinzielende Antrag des R.-R. Grafen Törring wirkt wie eine 
Erlösung für die Holzindustriellen, wenn man erfährt, dass mehr 
als 50000000 fm Altholzvorräte an Fichten und Tannen, die über 
100 Jahre alt sind, in den bayerischen Staatswaldungen sich befinden, 
deren Nutzung erfolgen muss und im Laufe der nächsten Jahrzehnte 
hunderte Millionen Mark für einzuführendes Holz erspart. Infolge 
der herabgesetzten Umtriebszeiten fällt auch künftig mehr für unsere 
Zwecke geeignetes Holz an , das seinen sicheren Absatz in unserer 
Industrie findet. 

Unsere Werke in Walsum und Memel werden ausschliesslich 
mit ausländischem Holz versorgt. Da Russland zurzeit der Holz- 
lieferant fast für die ganze europäische Papier- und Zellstoffindustrie 
— ausser Skandinavien — geworden ist, findet der Einkauf dort 
unter grösseren Schwierigkeiten wie früher statt. Wir haben uns 
die Nutzung eines Waldareals im Umfang von 17800 Dessjatinen 
= 78500 preussischen Morgen gesichert, welches uns einen Teil des 
Bedarfes auf eine Reihe von Jahren liefern kann. 

Wir erblicken einen besonderen Vorteil unserer Unternehmung 
darin, dass unsere Werke verteilt liegen und bezüglich des Holz- 
einkaufes nicht auf einen Punkt angewiesen sind. Walsum und 
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Memel haben getrennte Einkaufsgebiete, von denen aus im Notfälle 
unsere bayerischen Fabriken versorgt werden können, die sich aber 
naturgemäss nach Möglichkeit im Inlande decken. Bei der Anhäufung 
riesiger Zellstoffwerke im Gebiete des Memelstromes kann bezüglich 
der Holzbeschaffung aus dem russischen Nachbargebiete eine Über- 
spannung eintreten. Es ist daher die Warnung durchaus begründet, 
mit der Neugründung solcher Werke in dortiger Gegend vorsichtig 
zu sein. Die gegenwärtigen wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutsch- 
land sind auch nicht dazu angetan, neue Unternehmungen ins Leben 
zu rufen. Die deutsche Zellstoffindustrie ist jetzt vollkommen in 
der Lage, den einheimischen Bedarf zu decken, und muss sogar 
ziemlich starken Export pflegen. Die naturgemässe Zurückhaltung 
bei Investierung neuen Kapitals in Bauten und Vergrösserungen, 
welche die vorhandenen Werke zurzeit üben, sollte auch für die 
geplanten Neugründungen ein Fingerzeig sein, denn nur die Werke 
unserer Branche, welche auf einer breiten finanziellen Basis ruhen, 
vermögen den richtigen Weg zu gehen bei Beschaffung des Roh- 
materiales wie bei dem Betrieb der betreffenden Unternehmung. 

Da wir auch in Zeiten starken inländischen Verbrauches unsere 
Beziehungen zur ausländischen Kundschaft nicht aufgeben, so glauben 
wir hinsichtlich des Warenabsatzes im laufenden Jahre keine Schwierig- 
keiten zu bekommen, selbst wenn die unzweifelhaft in Deutschland 
vorhandene geschäftliche Depression auch ihre Wirkung auf den 
Papiermarkt in noch stärkerem Masse ausüben sollte. 

Bislang war der Absatz flott; wir erwarten, dass sich dies auch 
weiterhin so verhält, da die Produktionsfähigkeit der Werke durch 
die getätigten Kontrakte voll gedeckt ist. Es besteht daher Aus- 
sicht — den ungestörten Vollbetrieb der Werke vorausgesetzt — 
für dieses Jahr ein zufriedenstellendes Ergebnis zu erzielen. 

Bericht über die Lederpappen- und Graupappenindustrie 
in Partenstein. (3. II.) 

Die Lage der Lederpappen- und Graupappenindustrie war durch 
den aussergewöhnlich kleinen Wasserstand im vorigen Jahre eine 
ganz ungünstige, so dass die Betriebskosten gegenüber der Produk- 
tion bedeutend erhöht wurden. Infolge Wassermangels bis Ende 
Dezember war der Schleifstoff rar und gingen Altpapier und Pappen- 
abfälle bedeutend höher, so dass, wenn auch ab und zu etwas bessere 
Preise erzielt werden konnten, dies doch in keinem Verhältnis zu 
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den höheren Rohmaterialpreisen stand; so stiegen z. B. braune Pappe 
abfälle bis zu Mk. 3. — pro IOO kg höher, während für Lederpappe 
50 Pfg. bis Mk. I.— pro 100 kg ab und zu mehr gelöst werde 
konnten. 

Trotz der ungünstigen Lage der Pappenindustrie ist eine Er 
gung unter den deutschen Pappenfabrikanten aller Voraussctzur 
nach kaum zu erwarten, und dazu erhöhen sich Steuern und sonst. 
Abgaben von Jahr zu Jahr. 

Zu wünschen wäre, dass die seit Jahren besprochene Eisenbahr- 
verbindung über Frammersbach nach Preussen in der Richtung nzc: 
Gelnhausen zur Ausführung käme, damit eine P'rachtersparnis nac: 
der Richtung Giessen erzielt werden könnte. 



Bericht einer Buchdruckerei in Schweinfurt. (30. I ) 

Das verflossene Jahr hat die Hoffnungen, die man bei seinen 
Anfänge hegen durfte, nicht erfüllt, denn die günstige wirtschaftliche 
Konjunktur, mit der es begann, ist unzweifelhaft auf absteigende 
Linie, und zwar in der ganzen Welt. Besonders verschärft wurde 
die Krisis durch die Geldteuerung, welche in erster Linie die Indt- 
strie lähmte und dadurch auch die graphischen Gewerbe, die ja zur 
guten Teil auf die Aufträge der Industrie angewiesen sind, in Mit 
leidenschaft gezogen hat. Vorteile aus dem zu Beginn des Jahres 
herrschenden regen Geschäftsgang hatten eigentlich nur die Gehilfen, 
denn diesen brachte dies grössere Stetigkeit im Arbeitsverhältnis he 
gewährleisteten guten Löhnen. Den Buchdruckereibesitzern hingegen 
wurde der aus der Mehrarbeit zu erwarten gewesene Mehrverdienst 
durch mancherlei Umstände verkümmert. Zunächst sind die Roh- 
materialien und die Arbeitsmittel des Buchdruckers ganz erheblich 
im Preise gestiegen. Papier, Farbe, Schriften, Maschinen, Heu- 
material etc., alles ist teurer geworden. Die Arbeitslöhne sind eben- 
falls ganz erheblich in die Höhe gegangen (hier betrug die mit dem 
1. Januar des Vorjahres eingetretene Lohnerhöhung 12 7 * Prozent 

Wenn nun auch versucht worden ist, diese Preissteigerung durcf 
eine mässige Erhöhung der Druckpreise auszugleichen, so ist diese 
Versuch nur zum kleinsten Teil gelungen. Hieran trägt einesteils 
ein grosser Teil der Auftraggeber die Schuld, die zwar selbst herz- 
lich gern den durch die Zeitverhältnisse bedingten höheren Verdienst 
cinstecken, dem Buchdrucker aber, der — nach ihrer Meinung - 
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für sie nur unproduktive Dinge liefert, hiervon das ihm Gebührende 
nur ungern oder gezwungen zukommcn lassen. Andernteils lastet 
ein grosser Teil des Verschuldens auf den Buchdruckereibesitzern 
selbst, beziehungsweise auf den ungesunden Wettbewerbsverhältnissen, 
die im Gewerbe leider immer noch vorhanden sind und in Zeit- 
läufen geschäftlichen Aufschwunges sogar noch eine Steigerung zu 
erfahren pflegen, ln solchen Zeiten huldigt gar mancher dem 
Aberglauben, bei reichlich zufliessenden Aufträgen brauche man es 
mit dem Rechnen nicht so genau zu nehmen. Dazu kommt noch 
der oft demütigende Erfolg der Organisationsbestrebungen. Es wäre 
wünschenswert, dass der traurige Mangel an Solidarität endlich ver- 
schwände. 

Eine geringe Erhöhung der Preise für die Erzeugnisse des 
Druckgewerbes konnte namentlich den Behörden und Korporationen 
gegenüber nur sehr schwer durchgesetzt werden. Der Ministerial- 
erlass, welcher die Behörden anweist, nur bei tariftreuen Druckereien 
arbeiten zu lassen, nimmt sich ja auf dem Papier recht gut aus; 
da aber das den Behörden für ihren Drucksachenbedarf zur Ver- 
fügung stehende Aversum nicht gleichzeitig erhöht wurde, so sind 
die Behörden nach wie vor bemüht, billige Arbeitsstätten aufzusuchen, 
und daraus resultiert auch die traurige Tatsache, dass eine ganze 
Anzahl von staatlichen und Gemeindebehörden bei Buchbindern 
drucken lässt. Es bedeutet die Tätigkeit der Buchbinder in Her- 
stellung von Drucksachen — zu unglaublichen Preisen und in oft 
noch unglaublicherer Ausführung — eine schwere Schädigung des 
Buchdruckgewerbes. 

Auch die Gepflogenheit einzelner Firmen, bei Vergebung mini- 
maler Druckaufträge erst bei einer Reihe von Druckereien Umfrage 
zu halten, schädigt das Gewerbe ungemein. Der zur Einführung 
gelangte allgemeine Preistarif macht den Druckerein, welche ihrem 
Personal eine tarifmässige, d. h. auskömmliche Bezahlung bieten, 
ein Unterbieten unmöglich, und es erhält die Arbeit meist ein Preis- 
schleudcrer, da bei solch allgemeiner Konkurrenz lediglich das nied- 
rigste Angebot resp. Untergebot, nicht die Qualität den Aus- 
schlag gibt. 

Das Buchdruckgewerbe wird die ihm in letzter Zeit auferlegten 
Opfer nur tragen können, wenn alle Druckereien den vom Deutschen 
Buchdruckerverein geschaffenen Preistarif zur Grundlage ihrer Be- 
rechnung machen. Nichts wäre verkehrter, als die gedrückte Lage 



Digitized by Google 




222 



der allgemeinen Industrie als Vorwand zu benutzen , um die U? 
des Buchdruckgewerbes, die wahrhaftig bisher nichts weniger a- 
glänzend war, durch kurzsichtige Preisschleuderei noch weiter sda- 
digen zu wollen. 



XVII. Geld-, Kredit- und Bankwesen. 



Reichsbankstelle Würzburg. 

Im Geschäftsjahr 1907 ist zu den bereits bestehenden Inter 
anstalten der Reichsbankstelle Würzburg: AschafTenburg, Kitzinger. 
Lohr, Ochsenfurt, Schweinfurt, Wertheim eine weitere, nämlich 
Miltenberg, hinzugekommen. Der Geschäftsumsatz der Reichs- 
bankstelle Würzburg betrug im Jahre 1907 (die Zahlen von 19 ® 
sind eingeklammert): Giro- und Anweisungsverkehr 444 192 500® 
(432162800 Mk.), gesamter Wechselverkehr 1004114 00 ® 
(93640900 Mk.), Lombardverkehr 258200 Mk. (827 600 Mk.), ange- 
kaufte und eingezogene Wertpapiere 20700 Mk. (7600 Mk.), im 
ganzen 544882800 Mk. (526638900 Mk.). 

Im einzelnen bezifferte sich der Bestand im Giroverkehr am 
I. Januar 1907 auf 960086.07 Mk.; auf Girokonto wurden verein- 
nahmt durch a) Barzahlungen 9325 Stück mit 60 126683.93 Mk., b)\o* 
rechnung mit den Kontoinhabern 5924 Stück mit 41665106.31®' 
c) Platzübertragungen 2105 Stück mit 13753898.15 Mk., d) Über- 
tragungen von anderen Bankanstalten 19325 Stück mit 
Mk., zusammen 216197504 Mk. Verausgabt wurden auf Girokonto 
durch a) Barzahlungen 6928 Stück mit 83702166.29 Mk., b) Ver- 
rechnung mit den Kontoinhabern 3551 Stück mit 32894522.03®' 
c) Platzübertragungen 2218 Stück mit 13753898.15 Mk., d) Cbef 
tragungen nach anderen Bankanstalten 29 102 Stück mit 85 729629’' 
Mk., zusammen 216080216.20 Mk. Der Bestand am 3 1 . Dezember > 9 °’ 
betrug 1077373.87 Mk., die Zahl der Kontoinhaber 188 gegen ij6 
des Vorjahres. Was den Umfang der Giroübertragungen anlangt, so 
bezifferte sich der Zugang durch Übertragungen zwischen Girokunden 
an verschiedenen Orten auf 85729629.73 Mark, durch Zahlungen 
von Behörden und Personen, welche kein Girokonto haben, 3U ' 
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7091 Stück mit 11 914779.20 Mk., zusammen auf 97644408.93 Mk., 
der Abgang durch Übertragungen auf Girokonten dagegen auf 
100651815.61 Mk. 

An Platzwechseln waren am 1. Januar 1907 2345 Stück mit 
einem Betrag von 4061 329.01 Mk. vorhanden. Während des Jahres 
betrug der Zugang 11378 Stück mit 20337376.12 Mk., der 
Abgang 12027 Stück mit 20841 181.80 Mk., sodass am 31. Dezem- 
ber 1907 ein Bestand von 1696 Stück mit 3 5 57 5 2 3-33 Mk. verblieb. 
Der mit den Platzwechseln gemachte Gewinn belief sich auf 
1 95 299 73 Mk. Die durchschnittliche Grösse der Wechsel war 
1 787 Mk., die durchschnittliche Verfallzeit betrug 59 Tage. Der 
15. Juni hatte die höchste Anlage mit 3831000 Mk., der 15. März 
die niedrigste Anlage mit 2861000 Mk. aufzuweisen; als durchschnitt- 
liche Anlage ergab sich ein Betrag von 3362000 Mk. Versand- 
wechsel wurden 26508 Stück mit 22620773.75 Mk. angekauft, 
wobei sich der Gewinn auf 145244.29 Mk. belief. Die Wechsel 
hatten eine durchschnittliche Grösse von 853 Mk. und eine durch- 
schnittliche Verfallzeit von 39 Tagen. An Einzugs wechseln 
waren am I. Januar 1907 2256 Stück mit 1 472644.90 Mk. vorhanden, 
der Zugang betrug 27442 Stück mit 36461031.13 Mk., der Abgang 
27 564 Stück mit 36062979.38 Mk., der Bestand am Jahresschluss 
2134 Stück mit 1870696.65 Mk. Die höchste Anlage war am 
31. Oktober mit 2 169000 Mk., die niedrigste am 28. Februar mit 
1 070000 Mk., die durchschnittliche Anlage bezifferte sich auf 
I 547000 Mk. 

Bayerische Notenbank. 

Umsatzziffern der im Kreis Unterfranken und Aschaffenburg 
gelegenen Bayerischen Notenbank Filiale Würzburg mit 
den 10 Agenturen: As c h a ff e n b u r g , Hassfurt, Kitzingen, 
Lohr, Marktbreit, Mellrichstadt, Miltenberg, Neustadt a.S. 
Ochsenfurt und Schweinfurt. 

Inkasso-Verkehr Diskont-Verkehr Giro-Verkehr 
Mk. 29822720 Mk. 39139760 Mk. 89502390 

Bayerische Bodenkredit- Anstalt Würzburg, A.-G. 

Das Jahr 1907 kann im Hinblick auf die bei uns obwaltenden 
ganz besonderen Umstände nicht als ein normales bezeichnet werden. 
Nachdem das Pfandbriefgeschäft sowohl wie das Hypothekengeschäft 
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in den ersten beiden Monaten gut eingesetzt hatten, sahen wir c- 
unterm 21. März 1907 gezwungen, die Notiz streichen zu lassen, da 
Pfandbriefgeschäft ganz zu sistieren und [das Hypothekengesdnr 
nur insoweit zu betreiben, als es sich um die Abwickelung bere' 
eingegangener Engagements handelte. 

Wir müssen uns deshalb auf die tatsächlichen Angaben unser- 
Geschäftsberichtes beschränken und bemerken dazu das Folgen-i 

Am 31. Dezember 1906 bezifferte sich der 
Hypothekenstand auf 148929116.53^ 

Derselbe minderte sich im 
Laufe des Berichtsjahres 
durch Amortisation um . 
und durch Zurückzahlungen 

um 

Ausserdem wurden noch 
fällig Hypotheken in der 
Gesamthöhe von . . . 

In Wegfall kommen schliess- 
lich infolge Einsteigerung 
eines mit diesem Betrage 
beliehenen Anwesens . . 

10700999.53 Mk. 



272478.98 Mk. 
7654665.22 „ 

2 723 855 33 
50000. — „ 



Der Zugang des Jahres 
1907 stellt sich durch 

Neuausleihungen von 7710143.18 Mk. 
und Prolongierung der 
oben erwähnten fällig 
gewordenen Hypo- 
theken zu . . . . 2723855.35 „ 

auf 10433998.51 Mk. 



Es ergab sonach im Geschäftsjahr eine Minde- 
rung um 267 001. 02 Mk 

so dass sich per 31. Dezember 1901 ein Hypo- 
thekenstand von 148662115.51 Mk 

ergibt. 
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Hiervon sind 141 877067.27 Mk. zur Pfandbriefdeckung bestimmt 
ind in das Hypothekenregister eingetragen; der Restbetrag von 
»785048.24 Mk. trifft auf freie Hypotheken. 

Die Deckungshypotheken mit 2387 Posten zerfallen in 
3 1 358978.42 Mk. Annuitäten-Darlehen und 
110518088.85 ,, reine Zinsdarlehen 

and ruhen mit 

4846205.66 „ auf landwirtschaftl. Besitz und 
137030861.61 „ auf andern Objekten. 

Die beliehenen, landwirtschaftlichen Zwecken dienenden An- 
wesen liegen ausschliesslich in Bayern. 

Nach den Hauptgebieten des Deutschen Reiches verteilen sich 
dieselben wie folgt: 

Königreich Bayern: 



Unterfranken . . 


. 10908044.32 Mk. 




Mittelfranken . . 


• 1 5 9/8 339-68 „ 




Oberfranken . . 


2876556.99 „ 




Oberbayem . . . 


• 25 755 506.05 „ 




Niederbayern . . 


. 2367483.22 „ 




Oberpfalz . . . 


. 2341064.49 „ 




Schwaben . . . 


• 2850753.95 „ 




Rheinpfalz . . . 


284631.77 „ 


63 362 380.47 Mk 


Königreich Preussen: 


Brandenburg . . 


. 44238910.01 Mk. 




Hannover . . . 


4609000. — ,, 




Westfalen . . . 


. 2531198.44 „ 




Rheinprovinz . . 


16788191.66 „ 




Hessen-Nassau 


. 5783088.51 „ 




Provinz Sachsen . 


143000.— „ 




Pommern . . . 


263093.61 „ 


74357202.23 Mk 



Königreich Württemberg 

Grossherzogtum Baden 

„ Hessen 

„ Mecklenburg-Schwerin 

Herzogtum Braunschweig 

Elsass-Lothringen 



126000. — „ 
184700.— „ 
1776888.59 „ 
590795.98 „ 

1 149 100.— „ 
330000.— „ 

141 877067.27 Mk. 
15 
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Der Zinseneingang war auch in diesem Jahre befriedigend 
Am 31. Dezember 1906 waren 51 332000 Mk. 3 V**/oige 

und 89966000 ,, 4°/oige 

zusammen 141 298000 Mk. 



Pfandbriefe im Umlauf, welche Summe sich 

bis zum 21. Februar 1907 auf 143450600.— ML 

erhöht hatte. 

Von diesem Tage an wurden per Saldo 

zurückgekauft 5 803 700.— . 

so dass der Betrag der per 31. Dezember 

1907 begebenen Pfandbriefe sich auf . . 137646900.— „ 

stellt. 



Mit Rücksicht auf die bereits eingangs dieses erwähnten Um- 
stände kam die Dividende pro 1906 bisher nicht zur Auszahhnv 
In der Generalversammlung vom 8. April 1908 wurde für das Gt- 
schäftsjahr 1906 eine Dividende von 6°/o und für 1907 eine solche 
von 7 °/o zur Ausschüttung beantragt. 

Würzburger Volksbank A.-G. (11. II.) 

Das abgelaufene Geschäftsjahr zeichnete sich durch einen ex- 
orbitant hohen Geldstand aus; die Reichsbank, welche mit ein«!’. 
Diskontosatz von 7 u /o in das Jahr 1907 cintrat, ermässigte denselben 
am 27 . Januar 1907 auf 6°/o, am 23. April weiter auf 5V* 9 /« und 
hielt diesen Satz bis zum 29. Oktober fest, um an diesem Tag au! 
6 Vs°/°. am 8. November auf zu steigen. Der noch am Jahre- 

schluss in Kraft befindliche Satz von 7V*°/o Wechseldiskont und 
8'/* 0 /o Lombard-Zinsfuss sind die höchsten Sätze, welche seit Besteh« 
der Reichsbank da waren. 

Das Bankgeschäft musste sich diesem Zinsfusse anpassen und 
die Zinsvergütung für Depositengelder und Guthaben ebenfalls ent- 
sprechend erhöhen. 

Der teuere Geldstand sowohl , als auch eine am Platze ein- 
getretene Krisis im Bangewerbe wirkten allgemein störend auf che 
geschäftlichen Verhältnisse ein, und es bleibt zu hoffen, dass nach 
teilige Folgen möglichst ausgeglichen werden. 

Unsere Umsätze haben eine Steigerung aufzuweisen und da.- 
Ergebnis ist ein befriedigendes. 
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Der durch die allgemeine Lage des Bankgeschäftes ausgelösten 
Konzentrationsbewegung haben auch wir im Berichtsjahre Rechnung 
getragen, indem wir mit der Bayerischen Vereinsbank in München 
einen Fusionsvertrag abschlossen, nach welchem unser Institut im 
laufenden Jahre an diese Bank übergeht und mit deren bereits am 
Platze bestehenden Filiale vereinigt wird. 



Bayerische Diskonto- und Wechsel-Bank A.-G., Filiale 

Würzburg. 

Dem Geschäftsjahr 1907 gab der abnorm hohe Geldstand das 
Gepräge, dessen durchschnittlicher Prozentsatz sich auf die Rekord- 
ziffer von 6,03 # /o stellte. Zu dem hierdurch verursachten Druck auf 
alle Erwerbszweige gesellten sich schwere politische Befürchtungen 
im Anfang und die wirtschaftlichen Katastrophen in Amerika 
am Schlüsse des Jahres — , Gründe genug, um eine günstige 
Stimmung im allgemeinen nicht aufkommen zu lassen, um so weniger 
als deutliche Symptome darauf hinwiesen, dass der Höhepunkt der 
industriellen Konjunktur auch in Deutschland überschritten ist. 

Was unser spezielles Geschäftsgebiet anbelangt, so waren hier 
die wirtschaftlichen Verhältnisse nicht einheitlich gelagert. Eine 
sehr günstige Fruchternte, deren Erträgnisse zu aussergewöhnlich 
hohen Preisen umgesetzt werden konnten, brachte den ackerbau- 
treibenden Gegenden reichlichen Gewinn. Anderseits hatten aber 
die weinproduzierenden Gebiete auch in diesem Jahre wieder bei 
mässiger Qualität einen mehr oder minder grossen Ausfall, teilweise 
sogar eine völlige Missernte zu beklagen. Die wirtschaftliche Er- 
starkung der ländlichen Bevölkerung im grossen und ganzen, für 
welche der Effektenverkehr in gewissem Masse als Gradmesser dienen 
kann, konnte infolge dieser beiden sich aufhebenden Ergebnisse das 
Niveau eines Durchschnittsjahres nicht übersteigen. 

Handel und Industrie hier und in der Umgebung haben nach 
unseren Beobachtungen die schwere Belastung, welche die abnormen 
Geldverhältnisse ihnen auferlegten, ohne Schwierigkeiten überstanden, 
wenn auch begreiflicherweise der Wunsch nach dauernder Er- 
leichterung des Geldstandes überall auf das lebhafteste rege ge- 
worden ist. Unser Institut hat sich der Bestrebungen, welche zu 
diesem Ziele führen sollen, eifrig angenommen, und wir können mit 
Befriedigung konstatieren, dass die Erkenntnis der gemeinnützigen 

15 » 
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Folgen geeigneter Massregeln in immer weitere kaufmännische ur„ 
private Kreise eindringt. 

In der zweiten Hälfte des Jahres schien die seit längerer Ze: 
latente Baukrisis am hiesigen Platze eine drohendere Gestalturc 
annehmen zu wollen. Wenn auch die entstandenen Schwierigkeit«; 
eine verhältnismässig leichte Form beibehielten und eine tiefer eir 
schneidende Schädigung des Bauhandwerkes nicht gerade konstatier 
werden konnte, so bleibt doch im Interesse guter Kreditverhältnisse 
in unserer Stadt der Wunsch übrig, dass bei den Bauarbeiten künftig 
mehr als bisher die finanzielle Leistungsfähigkeit in Berücksichtige 
gezogen werden möge. 

Die hiesige Handelskammer hat eine Bewegung in das Leber, 
gerufen, zugunsten der Verlängerung des Privilegs der Bayerisch«; 
Notenbank. Wir können uns dieser Anregung in Rücksicht auf che 
Förderung, welche zahlreiche kleinere Plätze Bayerns durch das 
weitverzweigte Notenbanknetz erfahren, nur anschliessen. 

Sehr bedenklich erscheint die geplante Erhöhung der Telephoc- 
gebühr unter gänzlicher Beseitigung des Bezirksabonnements. Wir 
hoffen, dass es gelingen wird, diese neuerlich Belastung eines dos 
Handel unentbehrlich gewordenen Hilfsmittel hintanzuhalten. Sollte 
dies jedoch nicht möglich sein, dann wäre wenigstens anzustreben 
dass mit der Verteuerung nicht zugleich eine Erschwerung des Ver 
kehrs verbunden ist. 



Bericht des Vereins Creditreform Würzburg e. V. 

Wenn wir im vorjährigen Berichte erwähnten, dass die allge- 
meine Geschäftslage bei uns seit einiger Zeit eine ausserordentlich 
ungünstige sei, so müssen wir leider konstatieren, dass sie sich im 
Berichtsjahre nach unserer Erfahrung nicht gebessert hat. Nach wie 
vor ist unter den Kaufleuten und Handwerkern die Klage allgemein, 
dass die Geschäfte schlecht gehen und die Kunden schlecht be- 
zahlen. Obwohl unsere Bauern im letzten Jahre sehr gute Erträg- 
nisse an Körnern und anderen landwirtschaftlichen Produkten hatten 
und Preise in einer Höhe genossen, wie sie seit langen Jahren nicht 
zu verzeichnen waren, so gehen die Zahlungen aus Gewohnheit doch 
langsam ein. Im Getreidehandel war grosse Lebhaftigkeit und 
flotter Absatz. Dagegen war von erheblichem Einflüsse die schlechte 
Lage des Weinhandels, eines Geschäftszweigs, dessen Bedeutung 
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für Würzburg als Mittelpunkt des fränkischen Weinbaugebietes all- 
gemein bekannt ist. Die Missernten der letzten Jahre haben die 
Preise auf eine seltene Höhe getrieben und kann die Preissteigerung 
nicht im ganzen Umfange auf die Konsumenten abgewälzt werden, 
sodass die Weinhändler einen merklichen Verdienstausfall erleiden. 
Da die Weinhändler einen grossen Prozentsatz des Mitgliederstandes 
unseres Vereins ausmachen, so bleibt die gedrückte Lage dieser 
Branche auch nicht ohne Einfluss auf das Arbeitspensum unserer 
Geschäftsstelle. Verschärft wurde die ungünstige Geschäftslage 
hiesigen Platzes noch durch die Krisis im "Baugewerbe, welcher 
mehrere grössere Baugeschäfte zum Opfer fielen. Beschleunigt 
wurde deren Zusammenbruch durch .den hohen Bankdiskontsatz, der 
offiziell bis zu 7'/*% stieg, für die stark geldbedürftigen Baumeister 
aber noch viel höher war. Da die meisten Häuser in Würzburg 
gar nicht glänzend rentieren, und nicht einmal brutto soviel Prozente 
abwerfen wie Lombardzinsfuss und Wechseldiskont betrugen, mussten 
die Betroffenen zugrunde gehen, weil es auf die Dauer niemand 
aushalten kann, mehr Geld für Interessen aufzubringen als er ein- 
nimmt. Einige Firmen gerieten in Konkurs, andere hatten mit 
Zahlungsschwierigkeiten zu kämpfen. Auch in anderen Branchen 
gab es Konkurse und stille Arrangements. Die Folge ist ein all- 
gemeines Misstrauen, das leider zum Teil sehr berechtigt ist ; denn 
man ist keinen Augenblick vor Überraschungen sicher. Wir malen 
durchaus nicht zu schwarz; die Kreditverhältnisse liegen wirklich 
sehr im argen. 

Von wohltätiger Wirkung war die im Berichtsjahre durch- 
geführte Erhöhung der Gebühr für schriftliche Auskünfte von 80 
Pfennig auf I Mark. Ist diese Vergütung auch immer noch nicht 
hervorragend, so deckt sie doch wenigstens die durchschnittlichen 
Selbstkosten einer Auskunft und zwingt den Geschäftsführer nicht 
zu so bedeutenden Zuschüssen aus den Einnahmen an Jahresbei- 
trägen, wie es vordem der Fall war. Die erhöhte Gebühr setzt uns in 
den Stand, zum Teil die Entlohnung unserer Berichterstatter etwas 
zu verbessern, zum Teil bei der Auskunftsbeschaffung uns nicht 
nur auf den direkten Verkehr mit den Berichterstattern (Kor- 
respondenten) an kleinen Plätzen zu beschränken, sondern auch die 
Mithilfe der nächstgelegenen Brudervereine mehr als bisher in An- 
spruch zu nehmen, wovon wir uns eine Verbessemng der Auskünfte 
speziell im Sinne grösstmöglichster Zuverlässigkeit und eine Förderung 
der freiwiligen Nachtragserteilung versprechen. 
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Nachstehend lassen wir einige statistische Angaben folg« 
Mitgliederzahl Ende 1507: 756 (1906: 744), Zugang 1907: 70. Ab- 
gang 58, reiner Zuwachs 12. 

Schriftliche Auskünfte wurden erteilt: 11437 (1906: 1086 
Die unserem Verein unterstellten Filialen in Kitzingen a. Main, Lob 
Marktbreit, Neustadt a. S., Rothenburg o. T. und Wertheim erteüte 
zusammen 1631 schriftliche Auskünfte (1906: 1559). 

Mündliche Auskünfte erteilten wir kostenlos mindestens ebo- 
soviele wie schriftliche, teils an unsere eigenen Mitglieder, teils 2: 
reisende Mitglieder von Brudervereinen, von denen 1097 (1906: io- 
unser Bureau frequentierten. 

Legitimationskarten für Mitglieder oder deren Reisende zu 
Einholung kostenloser mündlicher Informationen bei allen ca. 
Burcaux unseres Verbandes verausgabten wir 407 (1906: 447). 

Zum Mahnverfahren (provisionsfreie aussergerichtliche Schulde 
beitreibung) wurden angemeldet : 

1907: 1569 Posten im Betrage von Mk. 111290.14 

(1906: 1742 „ „ „ „ „ 112489.10) 

Von diesen schieden aus, weil unbestellbar, bestritten oder 
anderen nähergelegenen Vereinen zur Behandlung überwiesen: 

1907: 464 Posten im Betrage von Mk. 45 121.17 

(1906: 693 „ „ „ „ „ 57481.31). 

Folglich verblieben zur Behandlung seitens unseres Vereins 
1907: 1105 Posten im Betrage von Mk. 66168.97 
(1906: I049 „ „ „ „ „ 55007.79). 

Von diesen wurden durch Zahlung oder Stundung geordnet 
1907: 695 Posten im Betrage von Mk. 39927.11 

(1906:699 „ „ „ „ „ 32 343 93). 

Das sind 63°/o (1906; Ö7 0 /o) der durch unseren Verein be- 
handelten Posten und 6o°/o (1906: 68°/o) der durch unseren Verein 
behandelten Schuldbeträge. Hierbei ist aber zu beachten, dass von 
denjenigen Forderungen, w’elche wir anderen Vereinen Creditrefon® 
zur Behandlung überwiesen haben, weil der Schuldner in dar. 
Stadt oder Bezirk domiziliert, auch noch eine grosse Anzahl, et« 
der gleiche Prozentsatz wie bei den von uns selbst behandeltr 
Forderungen, geordnet wurden, so dass sich das Gesamtresultat de 
durch unsere Vermittlung geretteten zweifelhaften Schuldpostr 
noch wesentlich günstiger gestaltet. 
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Bericht der Städtischen Sparkasse Kitzingen. 

(24. I.) 

Die überall empfundene ungünstige Geldmarktlage des Jahres 
1907 hat sich auch an unserer Kasse bemerkbar gemacht und ist 
namentlich dadurch zum Ausdruck gekommen, dass die sonst vor- 
kommenden grösseren Einlagebeträge zum grössten Teile ausge- 
blieben sind. Allerdings darf nicht unerwähnt bleiben, dass hieran 
auch die schlechten Weinerntejahre 1906 und 1907 Ursache mit 
waren. 

Nur die infolge unserer getroffenen Einrichtungen alljährlich 
bemerkte und so auch im Jahre 1907 stattgefundene Steigerung 
sowohl der Spareinleger, als auch der Zahl der Spareinlagen er- 
möglichte uns die gleichen bezw. noch etwas höhere UmsatzzilTem 
als im Vorjahre. 

Unsere jahrelangen Beobachtungen haben ergeben, dass den 
gemeindlichen Sparkassen bei richtiger allgemeiner Organisation eine 
ganz bedeutende soziale Aufgabe zugewiesen werden kann. Dies 
bestätigt wiederum insbesondere die anhaltende ungünstige Geld- 
marktlage. Bei allgemeiner Beteiligung an Sparkassen wird es selbst 
durch die kleinsten Einlagebeträge möglich, Ersparnisse und Rücklagen 
zu machen, während andererseits diese Kassen sowohl Handel und 
Industrie als auch Landwirtschaft insofern ziemlich nützen können, 
als sie diesen Kreisen bei mässiger Verzinsung ganz bedeutende 
Beträge an Hypothekkapitalien zuführen können, wobei wiederum 
die bei Banken unvermeidlichen Spesen und Kosten in Wegfall 
kommen. 

Es wäre zunächst wünschenswert, dass der vom Kgl. Bayer. 
Staatsministerium gegebenen Anregung der Gründung eines baye- 
rischen gemeindlichen Sparkassaverbandes bezw. der Gliederung 
in Kreisverbände möglichst bald nachgekommen würde. Erfreulicher- 
weise sind bereits in mehreren bayerischen Regierungsbezirken der- 
artige Verbände mit gutem Erfolge gegründet. 

Wir haben mehrfache Verbesserungen an den Satzungen unserer 
Anstalt im Auge und warten nur damit, bis der seitens unserer 
nnterfränkischen Kreisregierung projektierte Verband gegründet 
sein wird. 
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Bericht des Spar- und Vorschuss -Vereins Kitzingen. 
e. G. m. b. H. 

Die grosse Geldspannung des Jahres 1907 einerseits und d» 
Herbst-Missernte andererseits hat unsere liquiden Mittel vollständig 
in Anspruch genommen. Doch war cs uns trotzdem möglich, unser: 
Mitglieder, wie bisher, billig zu bedienen und sind wir überzeug 
gerade dadurch manchem kleineren Landwirt und Gewerbetreibende: 
über die kritische Zeit hinübergeholfen zu haben. 



XVIII. Bäder, Hotelwesen, Wirtsgewerbe. 



Bericht der Vereinigung der Hoteliers und Restaurateure 
deutscher Bade- und Kurorte e. V., Sitz Bad Kissingen. (22.1 

Das Geschäftsjahr 1907 kann für die Hotel und Restaurant- 
betricbe in den Bade- und Kurorten nicht als günstig bezeichnet 
werden. Wenn auch die Frequenz in einzelnen Badeorten die gleiche 
geblieben ist oder die seitherige Besuchsziffer sogar überschritten 
wurde, so liegen trotzdem aus den meisten Orten recht betrübende 
Berichte vor. Das ungünstige Wetter, welches fast die ganze Saison 
hindurch herrschte, hat namentlich den Seebädern und Luftkurorten 
die gewohnte Besucherzahl nicht gebracht und haben gerade diese 
Plätze, in welchen das Geschäft ohnehin nur 6 — 8 Wochen anhält, 
ganz empfindliche Einnahmen- Verluste zu verzeichnen. 

Die Lebensmittel, die schon seit 2 Jahren ständig im Preise 
steigen, haben in dieser Saison eine Höhe wie noch nie zuvor erreicht, 
sogar für das Gemüse mussten in diesem Jahre ganz enorm hohe 
Preise gezahlt werden. Am empfindlichsten macht sich die Preis- 
steigerung jedoch an Fleisch und Geflügel bemerkbar; die Preise, 
die in den Hotels und Restaurants für die Speisen bezahlt werden, 
stehen in keinem Verhältnis zu den Einkaufspreisen, und ist es fast 
selbstverständlich, dass der Hotelier und Restaurateur an seiner Küche 
garnichts verdient; in vielen Fällen wird sogar in der Küche Geld zuge- 
setzt. In früheren Jahren konnte man diesen Barverlust resp. den 
Aufwand an unbezahlter oder unrentabler Arbeitskraft aus dem Wein 
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und Getränkeverschank decken. Es macht sich jedoch die Anti- 
Alkoholbewegung in unseren Betrieben derart bemerkbar, dass fast 
alle Hotels und Restaurants einen enormen Rückgang im Getränke- 
ausschank zu verzeichnen haben. Seit i V* Jahren sind nun noch 
die Weinpreise konstant im Steigen begriffen, ohne dass bis jetzt 
in unserer Branche höhere Preise für den Wein vom Publikum erzielt 
werden konnten. 

Die Angestellten, welche sich fortwährend zu grösseren Ver- 
bänden zusamtnenschliessen, erzielen durch diese Organisationen 
höhere Gehälter; bekanntlich müssen ja in den Bade- und Kurorten 
die höchsten Salaire für das Personal gezahlt werden. 

Alle Bedarfsartikel wie Wäsche, Porzellan, Glas, Silber, Tafel- 
gerätc usw. haben einen Aufschlag von io bis 30 Prozent erfahren. 
Ebenso verhält es sich bei den Arbeiten der Handwerker. Es müssen 
für Reparaturen und Renovationen, die es in den Hotels und Re- 
staurants jedes Jahr gibt, bedeutend höhere Preise gezahlt werden 
wie früher. Die einzelnen Geschäfte sind durch enorme Konkurrenz 
gezwungen, grosse Summen für Reklame auszugeben. Wieder andere 
sind genötigt, um den Anforderungen des reisenden Publikums 
Genüge zu leisten, Neuanschaffungen in Möbel und dergleichen zu 
machen, und dies alles in einer Zeit, wo sämtliche Artikel bedeutend 
teurer sind. 

Nun kam im verflossenen Jahre noch der hohe Bankdiskont 
hinzu, der gerade auf unseren Betrieben am schwersten lastet. Nicht 
jeder Hotelier oder Restaurateur ist in der glücklichen Lage, mit 
eigenen Mitteln arbeiten zu können; der grössere Teil wird fremde 
Gelder zu seinem Betriebe benötigen; das Geld, welches früher 
4 — 5 Prozent kostete, benötigte im Berichtjahr 9 — IO Prozent. 
Durch den hohen Diskont war es auch nicht mehr möglich, eine 
cventl. günstige Konjunktur auszunützen und billige Einkäufe im voraus 
zu machen. Auch hierdurch wurde der Nutzen bedeutend eingeengt. 

Die seit 1902 eingeführte Ruhepausen- Verordnung für 
die Angestellten ist trotz der verschiedenen Eingaben an den Bundesrat 
noch nicht abgeändert. Wir müssen immer wieder betonen, dass 
die Verordnung in ihrer jetzigen Fassung in den Bade- und Kurorten 
sehr schwer, in vielen Fällen gar nicht durchführbar ist. Wenn die 
Verordnung in einzelnen Betrieben dennoch strikte durchgeführt 
werden kann, so sind eben mehr Angestellte in den Betrieben gleich 
von Anfang der Saison an eingestellt, was natürlich eine bedeutende 
Erhöhung der Betriebsspesen zur Folge hat. 
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Wenn man nun all diese Punkte zusammenfasst, so. ergibt sich 
klar und deutlich, dass der Hotelier und Restaurateur mit bedeutend 
höheren Spesen arbeitet wie früher und dass von einem Verdienen 
nur in sehr seltenen Fällen die Rede sein kann. Der überwiegende 
Teil ist froh, wenn er seinen Lebensunterhalt aus dem Geschäfte 
herauswirtschaften kann. Es wird uns nun des öfteren gesagt : „Ja. 
warum erhöht ihr denn eure Preise nicht? Das Publikum weiss, dass 
alles teurer geworden ist und wird in den Hotels und Restaurationen 
gerade so gut mehr zahlen, wie es dasselbe in anderen Branchen 
auch tun muss.“ 

Bis jetzt konnten sich die Hoteliers und Restaurateure allerdings 
nur zu einem ganz minimalen Aufschläge entschliessen. Die Gründe 
für dieses vorsichtige, man möchte sagen ängstliche Vorgehen dürfte 
aus den nachstehenden Ausführungen zu entnehmen sein. 

In den letzten Jahren ist dem Hotelier und Restaurateur in der 
Bade- und Kurorten, ausser der fast schon erdrückenden Konkurrent 
im eigenen Lager, eine neue und sehr gefährliche erstanden ; gefährlich 
deshalb, weil es uns unmöglich ist mit dieser Konkurrenz in Wett- 
bewerb zu treten. Es ist dies das Privat-Pensions-Wesen. 
Es verabreichen die Besitzer der Privatvillen, Kur- und Logierhäuser 
fast alle Speisen und Getränke, ohne hierfür eine Erlaubnis (Konzession 
zu haben. Die Preise, die diese Leute verlangen, sind grösstenteils 
billiger als die in den Hotels und Restaurationen. Es ist dieses sehr 
leicht erklärlich. Diese Häuser suchen eben nie um Konzession nach 
und üben unerlaubt das Gast- und Schankwirtschaftsgewerbe aus, 
infolgedessen haben sie keiner der erschwerenden Auflagen nachzu- 
kommen, während dem Hotelier und Restaurateur diese Auflagen 
schon Summen Geldes kosten, ehe er sein Geschäft nur eröffnet. 
Es sind dies Bedingungen, die einesteils zum Schutze des Publikums, 
andernteils zum Schutze der Angestellten auferlegt werden. Eis ist 
uns nur nicht begreiflich, dass die Behörden so einseitig Vorgehen. 
Während der Hotelier und Restaurateur von Zeit zu Zeit von allen 
möglichen Aufsichtsorganen kontrolliert wird, ob auch alles nach 
Vorschrift noch eingehalten wird, gehen diese Privathäuser, die tat- 
sächlich das gleiche Gewerbe wie wir auch ausüben, völlig unbehellig 
durch. Da diese Vorschriften sich fast von Jahr zu Jahr vermehren, 
so ist der Hotelier und Restaurateur zu Ausgaben gezwungen, die 
den Privathäusern erspart bleiben. Die Privathäuser haben infolge- 
dessen einen grossen Vorteil und uns ist jede Möglichkeit genommen, 
mit diesen Häusern zu konkurieren. 
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Die Vereinigung der Hoteliers und Restaurateure Deutscher 
Bade- und Kurorte hat im Frühjahr 1907 in einer Eingabe die 
massgebenden Stellen von diesem Übelstande unterrichtet. Sowohl 
das Bayerische als auch das Badische Staatsministcrium haben in 
einem Erlass die unteren Behörden auf den § 33 R. G. O. aufmerksam 
gemacht und angeordnet, denselben durchzuführen. Nichtsdesto- 
weniger schiessen diese Privatwirtschaften wie Pilze auf und drohen 
die Existenz der Hotels und Restaurants vollständig zu untergraben. 

Nur um diesen Privathäusern die Gäste nicht gerade zuzutreiben, 
ist der Hotelier und Restaurateure genötigt, seine alten Preise ein- 
zuhalten. Es wäre erfreulich, wenn endlich einmal den Benachteiligten 
geholfen wird, denn es ist unmöglich, dass gleiche Betriebe vor dem 
Gesetz zweierlei Behandlung erfahren. 

Bericht der Verwaltung des Kgl. Mineralbades Brückenau. 

(26. I.) 

Die Frequenzziffer des Bades Brückenau hatte in der dies- 
jährigen Saison eine wesentliche Steigerung zu verzeichnen, indem 
dieselbe die Zahl von 4000 Kurgästen überschritt. 

Auch die Zahl der abgegebenen Bäder ist gestiegen. 

Der Wasserversand ist nunmehr auf einer Höhe von über 
400000 Flaschen angelangt. 

Unsere Wünsche nach günstigeren Zugsverbindungen von Jossa 
ab bestehen nach wie vor fort, da die Frequenz des Bades unter 
diesem Umstand entschieden zu leiden hat. 

Bericht eines Industriellen aus Bad Kissingen. (24. I.) 

Die Frequenz der Kurorte Bad Kissingen und Bad Bocklet 
ist laut Kurliste von 1907 gestiegen und sind folgende Zahlen zu 
verzeichnen. 

I. Bad K issin gen: 



a) Kurgäste 28 171 

b) Passanten 12951 

41 122 

11 . Bocklet: 

a) Kurgäste 118 

b) Passanten 7000 

71 18 



in Summa 48 240 
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nach Nationalitäten cingctcilt stellt sich die Beteiligung wie folg: 



Deutschland 20 190 

Russland 4355 

Grossbritannien 973 

Österreich-Ungarn 653 

Frankreich 331 

Niederlande 241 

Belgien 1 1 3 

Schweiz 102 

Rumänien 98 

Schweden und Norwegen 97 

Dänemark 73 

Italien 61 

Spanien 21 

Griechenland 19 

Serbien 19 

Luxemburg 18 

Portugal 15 

Türkei 13 

aus Europa 27 392 

,, Afrika 97 

„ Amerika 610 

,, Asien 47 

,, Australien 25 

28171 

II. Bad Bocklet: 

aus Deutschland 106 

„ Österreich-Ungarn 5 

„ Russland 3 

„ Frankreich 2 

„ Niederlande 2 



Summa 1 1 8 

Der Besuch des Bades Kissingen hat wiederum gegen die 
Frequenz 1906 zugenommen, und trotzdem ist der Warenverkehr 
in allen Branchen im allgemeinen bedeutend zurückgegangen. Diesen 
schwerwiegenden Rückgang im Warenverkehr zu motivieren, bin 
ch leider nicht in der Lage. Besondere Verhältnisse politischer 
wie wirtschaftlicher Natur lagen nicht vor, auch die Geldverhältnisse 
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waren im Laufe der Saison noch immerhin geordnete, und konnte 
man in dieser Beziehung ruhig der Zukunft entgegensehen; allein 
das Geschäft wollte in keiner Weise afiziehen, und so ging es bis 
zum Schlüsse der Kur. 

Was die Kur-Industrie speziell anbelangt, so sind die Klagen 
im grossen und ganzen nicht so sehr angebracht; arbeiten doch 
die Sanatorien, die Hotels und Villenbesitzer mit gutem 
Erfolg. Allerdings die kleinen Anwesenbesitzer, die kein anderes 
Geschäft daneben haben, und besonders die, welche in der Stadt 
wohnen , wo so viel Unruhe durch die nicht zu umgehenden 
harten Strassenpflasterungen verursacht wird, haben mit 
vieler Not und Mühe zu kämpfen, um Oberwasser zu behalten. 

Für dieses Jahr sind vor allem zwei grosse Errungenschaften 
zu berichten: die Unmittelbarkeit der Stadt und der längst er- 
wünschte und jetzt der Vollendung entgegengehende Ausbau der 
Saaletalbahn. 

Es ist vielleicht dem Magistrat der unmittelbaren Stadt Bad 
Kissingen eher möglich, die von mir seit einer langen Reihe von 
Jahren vorgebrachten Wünsche einem guten Ende entgegenzuführen. 
Zunächst ist es: 

1. Eine ständige Bade-Einrichtung sowohl für die Kissinger 
Bewohner als besonders auch für fremde Besucher; sind doch in 
diesem Jahre Kurfremde bis nach Mitte Dezember ortsanwesend 
gewesen. 

2. Der Verkehr von Motor-Kraftwagen und zwar 

a) Kissingen — Euerdorf — Hammelburg bis zur Fertig- 
stellung der neuen Vollbahn. 

b) Kissingen— Geroda — Brückenau, 

c) Kissingen — Aschac h — Bock 1 et, 

Steinach — Schmalwasser — Sandberg, 

um den prächtigen „Kreuzberg“ schnell und mit wenigen Kosten 
erreichen zu können; es würde dies zur Erschliessung der schönen 
Rhön viel beitragen, und ein pekuniärer Gewinn kann nicht ausbleiben. 

3. Die Anstellung von weiteren Beamten an den Güter- 
sch altern des Bahnhofs Kissingen bleiben wir ebenfalls noch 
erwartend. 

4. Das Kgl. Postamt wolle auch einen Beamten an den Ein- 
und Auszahlungsschaltern mehr einstellen, damit eine raschere Er- 
ledigung der Geschäfte ermöglicht wird; ebenso bleibt 
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5. Der Wunsch bestehen, dass an Sonn- und Feiertagen 
nur eine Stunde wenigstens abends von 5—6 oder 6 — 7 Uhr 
einige Post-Schalter offen gehalten würden, um nur die allerdringendsten 
Sachen erledigen zu können. 

6. Wie ich erst im vergangenen Jahre berichtete, sollten in 
Anbetracht der kurzen Verdienstzeit der Kissinger Geschäftsleute 
die auf einen Wochentag fallenden Feiertage auf den jeweils 
folgenden Sonntag verlegt werden. 

Das wären so die dringendsten Wünsche. 

Im allgemeinen gehen die Geschäfte in den grösseren Etablis- 
sements, als Wagenfabriken, Schreinereien usw., befriedigend, trotz- 
dem die Konkurrenz von aussen her eine ganz gewaltige zu nennen ist 

Bezüglich der Kissinger Spiel waren-Erzeugnisse ist 
zu berichten, dass sich dieselbe einer starken Nachfrage zu erfreuen 
haben, auch der Exporthandel liess nicht viel zu wünchen übrig, bis 
die amerikanische Geldkalamität dem Geschäfte ein jähes Ende 
bereitete. 

Wenn auch der deutsche Handel durch den hohen Diskont 
und den enormen Zinsfuss von Barmitteln sehr zu leiden hatte, 
so waren im grossen und ganzen die gefürchteten Verluste gegen 
die Vorjahre nicht als aussergewöhnlich bedeutend zu bezeichnen 

Bericht der Gastwirt-Innung Bad Kissingen. (30. I.) 

Die Zahl der Kurgäste betrug im Jahre 1905 „25 132“, im 
Jahre 1906 „27 101“, und ist im Jahre 1907 auf „28171“ Personen 
gestiegen, so dass man wohl sagen kann, dass die Frequenzziffer 
sich in einer aufsteigenden Linie befindet. Es kann jedoch nicht 
berichtet werden, dass die Geschäftslage im allgemeinen und ganz 
besonders das Gastwirtsgewerbe einen gleichen Aufschwung genom- 
men hätte. Die Gründe hierfür sind verschiedener Art. Die Kur- 
gäste beschränkten, veranlasst zum Teil durch die allgemeine wirt- 
schaftliche Depression und Geldknappheit , sowie den hohen 
Bankdiskont ihre Ausgaben auf das Äusserste. 

Die seit einigen Jahren immer aufs neue entstehenden Sanatorien 
und Privatpensionen haben einen solchen Umfang angenommen, 
dass dem Gastwirtsgewerbe in Bad Kissingen eine ausserordentlich 
schwer schädigende Konkurrenz entstanden ist. Es werden in den 
Privatpensionen nicht nur Wohnungen mit voller Pension abgegeben, 
sondern auch Speisen und Getränke, genau wie in einem Restaurant 
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zu Mittag oder Abends, und zwar auch an ausserhalb des 
Haus es wohnende Kurgäste verabreicht, ohne dass die Inhaber 
dieser Häuser bisher eine Konzession hatten. Erst auf wiederholte 
Hingaben an die Behörden wurden einige Kurhausbesitzer veranlasst, 
um Konzession nachzusuchen. Es wurde denselben auch die Kon- 
zession erteilt. Gleich an dieser Stelle sei gesagt, dass cs sehr 
wünschenswert wäre, wenn bei Prüfung derartiger Konzessionen betreff 
der Bedürfnisfrage die massgebenden Korporationen einvemommen 
würden. 

Die Hotelbesitzer sind infolge der Überhandnahme der Privat- 
pensionen gezwungen, wo nur immer möglich, volle Pensionsarrange- 
ments zu treffen, so dass die Fremden genötigt sind, ihre sämtlichen 
Mahlzeiten im Hotel zu nehmen, sehr zum Schaden der Restaurants 
und Weinstuben in der Stadt. 

Die Einhaltung der Bundesratsverordnung betreff Ruhepausen 
für Angestellte des Gastwirtgewerbes zeitigte besonders in mittleren 
und kleineren Betrieben die grössten Schwierigkeiten, und erhoffen 
wir uns von den dem Reichstag vorliegenden Petitionen wohlbe- 
rcchtigte Abschlüsse. 

Die Aufschnittgeschäfte haben sich in den letzten Jahren 
wieder vermehrt, und zwar geben dieselben ausser kalten und zum Teil 
warmen Speisen auch Weine in jedem Quantum zum Genuss auf 
der Stelle ab, was gewiss nicht zur Hebung des Gastwirtgewerbes 
dient. Eine immer grössere Anzahl von Kurgästen suchte durch 
den Einkauf in diesen Geschäften ihren Kuraufenthalt zu verbilligen, 
während das kaufkräftigere Kurpublikum zum grossen Teil in den 
Sanatorien wohnt, wo dasselbe, wie schon obeiT bei Privatpensionen 
angeführt, für die übrigen Restaurationen verloren ist. Wir erkennen 
an, dass es den Kurhausbesitzem nicht verboten werden kann, an 
kranke, im Hause wohnende Fremden Speisen und Getränke abzu- 
geben; jedoch sollte die Konzession für Privatpensionen nur in bezug 
auf im Hause wohnende Fremden erteilt werden und den Hausbesitzern 
die gleichen hygienischen und baupolizeilichen Auflagen gemacht, 
sowie die Bedürfnisfrage in Erwägung gezogen werden, da sich diese 
(wie man wohl sagen kann) Privatwirtschaften in ihren Betrieben 
und Betriebsmerkmalen durch nichts von den Gastwirtschaften 
unterscheiden. 

Die hiesigen Hotels und Restaurants sind gezwungen, bezüg- 
lich ihrer Ausstattung und der Art des Betriebes den immer grösser 
werdenden Ansprüchen des reisenden Publikums Rechnung zu tragen, 
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wodurch der Verdienst sich immer mehr reduziert. Sämtliche Ge 
brauchsgegenstände, Wäsche, Porzellan etc. etc. sind auch dies« 
Jahr wieder in die Höhe gegangen. Geflügel, Wild, Fleisch, Genius: I 
und Butter stehen so hoch im Preise wie seit Jahren nicht. So- | 
genanntes kleines Personal, als Küchen- und Spülmädchen, Kupfer- 1 
putzer, 2. Hausdiener, Wäscherinnen waren schwer zu beschaffen 
bei Lohnansprüchen, die man als übertrieben bezeichnen muss. Ar 
Zimmermädchen, Kellnerinnen und i. Hausdienern hingegen war 
kein Mangel. 

Das unbeständige, und anfangs der Saison kalte Wetter wirkte 
ungünstig auf Gartenrestaurants und Cafes. Auch der öffentliche 
Fuhrwerksverkehr litt darunter. 

Bessere Zugverbindungen und Einstellungen einer grösserer 
Anzahl direkter Wagen sind erfreulicherweise zur Tatsache ge 
worden. Doch lässt die Verbindung nach München und Nürnberg 
während der Wintermonate noch zu wünschen übrig, da nach und 
von diesen Plätzen fast nur einmal eine gute Verbindung besteht 
Eine besondere Verbesserung wäre gerade nach dieser Richtung 
möglich, wenn der Zug Nr. 336 auch für die Wintermonate be- 
lassen würde. 

Als ein Missstand darf wohl bezeichnet werden, dass der Zug 
Nr. 318, der in früheren Jahren um 16 Uhr 20 abends hier von 
Meiningen — Berlin eintraf, aufgelassen wurde, da hierdurch ein 
grosser Teil Reisender, welche beabsichtigen nach Bad Kissingen 
zu fahren, in Ebenhausen die unangenehme Mitteilung bekommen, 
entweder in Ebenhausen zu nächtigen oder schleunigst wieder in 
den Zug zu steigen um Schweinfurt noch zu erreichen. Weit emp- 
findlicher ist es für noch weiter vom Norden hierherreisende Kur- 
fremde, und kann es passieren, dass Fremde, die den ganzen Tag 
gereist sind, einige Kilometer vor ihrem Ziele nochmals übernachten 
müssen; derartige Fälle sind des öfteren vorgekommen. Diese 
Gründe berechtigen zu dem Wunsche, einen Anschluss des Zuges 
Nr. 318 nach Bad Kissingen ab 15. April zu erhalten. 

Im Sommerfahrplan ist die Zugverbindung gut und den Be- 
dürfnissen des Verkehrs angepasst. Durch die neugenchmigte Bahn 
Gemünden — Hammelburg — Bad Kissingen dürfte der Fremdenverkehr 
eine nicht unbedeutende Zunahme erfahren, doch wäre eine sofortige 
Weiterführung der Linie nach Neustadt a. S. zu wünschen. 
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Bericht eines Hotelbesitzers in Würzburg. (12. II.) 

Die Lage des Hotelgewerbes hat sich im verflossenen Jahre 
nicht wesentlich geändert oder gebessert. Trotz verschiedener Kon- 
gresse, von denen der Katholikentag der bedeutendste war, ist die 
Gesamtzahl der angekommenen Fremden kleiner wie im Jahre 1906. 
Viel Schuld trug daran das schlechte Wetter im Mai und besonders 
an Pfingsten, ferner auch die allgemeine wirtschaftliche Depression, 
die die Geschäftsreisenden vom Besuch der für sie nicht sehr 
rentablen Plätze abhält. Dagegen sind alle Bedarfsartikel, in diesem 
Jahre, vor allem Brot, Mehl und Wein, ferner Leinen und Baumwoll- 
waren, teurer geworden. 

Unter diesen Umständen bleibt es unverständlich, dass im 
Hotelgeschäft in der Weise mit den Preisen geschleudert werden 
kann, wie es vielfach geschieht. Leider ist das Publikum schon 
ganz daran gewöhnt, dass der Wirt am Essen nichts verdient; aber 
das sollte doch nicht Vorkommen, dass z. B. bei Festessen am 
Kuvert mehr wie Mk. f. — pro Person darauf gelegt wird, nur um 
das Geschäft überhaupt zu machen. 

Ein grosser Missstand ist es ferner, dass immer noch Hotels 
den von der Bahn angestellten Gepäckträgern Prämien für jeden 
Gast zahlen, den sie ins Hotel bringen. Zwar besteht eine Ver- 
ordnung der Bahnverwaltung, die den Gepäckträgern das Verlassen 
des Bahnhofes mit Gepäck verbietet, aber sie dürfte dem Personal 
neuerdings wieder eingeschärft werden. 

Erfreulich war die Wiedereinlegung des Frühzuges nach 
Kitzingen um 7®°. — Dringend zu wünschen wäre noch eine bessere 
Morgenverbindung mit Schweinfurt. Der Zug dorthin fährt um 
6" Uhr hier ab, was zumal im Winter vielen Reisenden zu zeitig 
ist; der nächste aber erst vier Stunden später, um io°* Uhr. In- 
folgedessen sind viele Reisende gezwungen, schon am Abend vorher 
weiterzufahren und können nicht in Würzburg übernachten. Viel- 
leicht wäre es mit der Zeit möglich, den 6 U Uhr-Zug später zu legen. 

Bericht der Gastwirt-Innung Würzburg. 

Das Berichtsjahr 1907 schliesst sich in jeder Weise seinen 
Vorgängern an, so dass wir es als überflüssig erachten müssen, 
immer wieder dieselben Missständc vorzubringen. Die Krebsschäden, 
wie Konzessionsfreiheit, Konsumvereine etc. müssen den allmählichen 
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Ruin des Gastwirtgewerbes herbeiführen; auch die Flaschenbier | 
frage harrt leider noch ihrer Erledigung. Was die alljährlich *r < 
Schlüsse des Berichtsjahres vorgebrachten Wünsche und Antra: 
betrifft, so können wir auch hier nicht konstatieren, dass dieselbe: 
in irgend einer Weise berücksichtigt worden seien. Wir wollen die- 
selben auch heuer wieder aufrecht erhalten. 



Spezieller oder lokaler Teil. 

I. Berichte der Bezirksgremien. 

(Das Bezirksgremium Aschaffenburg erstattet besonderen Bericht; die Grcrnsc 
Dettelbach, Lohr und Ochsenfurt verweisen auf frühere Berichte bezw. ist 
die von ihnen übermittelten Einzelgutachten von Firmen ihrer Bezirke.) 



Bericht des Bezirksgremiums Schweinfurt. 

Die allgemeine Geschäftslage des verflossenen Jahres war gegen 
das Vorjahr wenig verändert, aber noch bewegter und unruhiger 
Die Industrie war vollauf beschäftigt, auch die Handelsgeschäfte 
gingen recht lebhaft. 

Im ersten Halbjahre waren die Preise der meisten Rohmaterialien 
noch fortwährend steigend, die Preise der Fabrikate dagegen standen 
in keinem richtigen Verhältnis zu denen der Rohstoffe; es hielt sehr 
schwer, bei den Abnehmern mit den entsprechenden Preisen durch- 
zukommen. Kaum hatten sich endlich letztere etwas williger ge- 
zeigt, höhere Preise anzulegen, da kam der plötzliche Umschlag, di< 
Rohmaterialien fielen infolge des amerikanischen Krachs ganz plötz- 
lich bedeutend im Preise, und sofort verlangten auch die Kunden 
eine grosse Preisermässigung. Es steht deshalb der erzielte Nutzen 
durchaus nicht im Verhältnis zu dem starken Umsatz. 

Auch der ungewöhnlich hohe Bankdiskont wirkte auf das 
Geschäftsergebnis ungünstig ein. Barzahlungen erhielt man selten, 
Überschreitungen des bedungenen Zieles und trotzdem Skontoabzuj; 
kamen häufig vor. Vielfach hat man auch durch die Unsitte zu 
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leiden, kleinere Beträge von ioo— 150 Mark mit einer Anzahl von 
Wechseln in der Höhe von 20—30 Mark auf kleine Nebenplätze, 
2 bis 3 Tage vor Verfall derselben zur Ausgleichung zu erhalten. 
Häufig bekommt man auch noch 10 — 15 Mark in Reichsbriefmarken, 
für welche wir leider in Bayern keine Verwendung haben. Die 
Möglichkeit des Umtausches derselben bei den bayerischen Post- 
anstaltcn wäre sehr wünschenswert. 

Unsere Viehmärkte waren lebhaft betrieben und zeigten 
starken Absatz namentlich nach Norddcutschland. 

Gewerbe und Handwerk konnte mit dem Ergebnis des Jahres 
wohl zufrieden sein. Die Bautätigkeit in der Stadt war eine ziem- 
lich rege. 

Das Erträgnis der Weinberge war sehr gering, ergab aber einen 
brauchbaren Mittelwein. 

Verkehr der Reichsbankncbenstclle Schweinfurt im Jahre 1907: 
Wechsel wurden angekauft 4868 Stück mit 3 897 600 Mark 

» » eingezogen 4527 „ „ 5511061 p 

Giroverkehr Einnahmen 6319 „ „ 22608 1 1 8 „ 

„ Ausgaben 6486 „ „ 22 575 639 „ 

Von Nichtkontoinhabern wurden zu Überweisungen eingezahlt 1061 
Stück mit 1 847 606 Mark. 

Beim hiesigen Kaufmannsgericht waren im ganzen Jahre nur 
5 Klagen anhängig. Es ergibt sich hieraus, wie richtig bei Ein- 
richtung der Kaufmannsgerichte die Ansicht des Gremiums war, es 
sei hier kein Bedürfnis dafür vorhanden. 

Unser seit langen Jahren ausgesprochener Wunsch nach Weiter- 
legung der Mainkette bis Bamberg geht ja jetzt, nachdem die 
Mittel dazu durch den Landtag genehmigt wurden, seiner endlichen 
Erfüllung entgegen. Eine weitere für unsere Stadt wichtige Frage, 
die Erhebung des Flosszolles im Maine, ist jetzt auch durch 
Ablösung dieses städtischen Rechts seitens des Staates gewiss zur 
Zufriedenheit aller Beteiligten erledigt. 

Bahnverbindungen: Über die Fahrordnung auf der Strecke 
Schweinfurt-Gerolzhofen-Kitzingen werden noch immer die 
alten Klagen laut. Es fehlt an den passenden Verbindungen mit 
den hinter Gerolzhofen liegenden Ortschaften wie Prichsenstadt, 
Wiesentheid etc., welche jetzt nur auf dem Umwege über Rotten- 
dorf-Kitzingen erreicht werden können. Namentlich wäre ein Früh- 
zug direkt von Kitzingen hierher sehr erwünscht, damit unsere 
Märkte von jenen Ortschaften aus besucht werden könnten. Sollten 

16 * 
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die Kosten für die Durchführung dieser Züge zu hoch kommet, 
so wäre doch eine Motorwagenverbindung sehr angezeigt. Ist docr 
diese Sekundärbahn schon jetzt eine der bestrentierenden. 

Ein weiterer Wunsch wäre die bessere Ausnutzung der Bäht 
strecke Schweinfurt-Gemünden, die für Schweinfurt ud. 
Bambcrg eine kürzere, schnellere Verbindung mit Aschaffenburi 
Frankfurt und dem Rheine bringen könnte. Jetzt bringt diese Strecke 
nur eine billigere, aber keine raschere Verbindung. Ein einzige- 
Zug hatte auch den letzteren Vorzug. Es ist dies D-Zug 95 ab 
Aschaffcnburg 1“, Gemünden an 2 SS , Postzug Gemünden 554 v 
3 Uhr, Schweinfurt an 4. 3S , Bamberg an 6. i0 Sonderbarerweise 
wartet nun der Postzug 534 nicht auf den D-Zug 95, wenn derselbe 
Verspätung hat, was ja leider sehr häufig der Fall ist. Man t>: 
dann gezwungen, die Fahrt über Würzburg zu machen, und kommt 
dann im Winter erst 8iü in Schweinfurt und 9^ in Bamberg an, itn 
Sommer eine Stunde früher. 

Für den Neu- und Umbau der Strecke Bad Kissingen-Gemünder 
sind vom Landtag über 8 Millionen Mark genehmigt, die Herricb 
tung der Strecke Gemünden-Schweinfurt hätte nicht die Hälfte 
dieser Summe gekostet, und wäre die Strecke Gemünden-Schwein- 
furt-Kissingen nur ungefähr 25 Kilometer länger geworden. 

Die seit mehreren Jahren projektierte Bahnlinie Schwein- 
furt - Wii 1 fersha usen befand sich leider nicht in dem diesjährigen 
dem Landtag vorgelegten Gesetzentwurf über die Lokalbahnen 
Hoffentlich findet sie in dem nächsten Entwurf eine Stelle. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Industrie 
Kitzingen a. Main. 

Freudig und hoffnungsvoll trat Kitzingen in das Jahr 1907011; 
sollte doch ein sehnlicher Wunsch, die 2. Unterfränkische Kreis- 
irrenanstalt nach Kitzingen zu bekommen, in Erfüllung gehen. Di« 
durch den Konkurs der Ehemannbräu so schwer geschädigten Hand- 
werker hofften bei den Arbeiten zum Bau der Anstalt sich einiger- 
massen erholen zu können, Bauplätze zogen im Werte an und aller- 
seits sah man froh in die Zukunft. Leider ist das Projekt zwar 
nicht ins Wasser, aber doch durch das Wasser gefallen — insbe 
sondere für die Bauhandwerker Kitzingens eine recht bittere Ent- 
täuschung : Denn das Baugewerbe findet und fand nicht vollauf Be 
schäftigung; da die wenigen Neubauten, meist einfache Wohnhäuser. 
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rasch fertiggestellt waren, mussten auswärtige Arbeiten angenommen 
werden. Auch für 1908 sind die Aussichten recht trübe; es wird 
ja vielfach auf Spekulation gebaut, die Wohnungen werden auch 
bald vermietet, allein es fehlt eben der rechte Zug, und von Lohn 
und Verdienst ist keine Rede. 

Dagegen hat das Schreinergewerbe einen kleinen Erfolg zu 
verzeichnen, denn in neuerer Zeit haben sich einige grössere 
Schreinereien mit gutem Resultat auf die Herstellung besserer Möbel 
geworfen; namentlich in kunstgewerblich ausgeführten Schreibtischen, 
Bücherschränken etc. wurde Hervorragendes geleistet, so dass diese 
Kleinmeister imstande sind, gegen jede grossstädtische Konkurrenz 
anzukommen. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird der Bezug besserer 
Möbel von auswärts dadurch wesentlich beschränkt und wird viel- 
mehr das hiesige Gewerbe gerade nach auswärts immer mehr Absatz 
finden. 

Die einzelnen grossen Fabriken haben zum Teil recht schwere 
Arbeit bekommen. Vor allem sind die Polsterhaarfabriken 
durch die neuen Handelsverträge ausserordentlich geschädigt. 
Während sich die Einfuhr insbesondere aus Italien infolge der dort 
herrschenden billigen Arbeitsverhältnisse mehr und mehr steigert, 
ist die Ausfuhr nach ausserdeutschen Ländern mit Ausnahme von 
Skandinavien und Finnland fast unmöglich geworden. Auch Liefe- 
rungen an ausserbayerische Anstalten sind kaum mehr zu bekommen. 
Die Fabriken sind daher gezwungen, nicht nur mit einem ganz 
niedrigen Nutzen zu arbeiten, sondern auch einen bedeutenden 
Mehraufwand an Reisespesen in ihren Etat aufzunehmen, wodurch 
der geringe Nutzen noch mehr geschmälert wird. Die Sohlen- 
fabriken dagegen hatten ungemein rege Nachfrage, da man immer 
mehr zur Erkenntnis kommt, dass die gute Ware, welche geliefert 
wird, vom sanitären Standpunkt aus zu empfehlen ist. 

Die Farbenfabriken waren vom Anfang des Jahres bis 
zum Herbst flott beschäftigt ; dann Hessen die Bestellungen etwas 
nach. Leider konnte die Farbenbranche nicht mit dem erhofften 
Nutzen abschliessen, da die Rohmaterialen zu hoch im Preise waren 
und höhere Verkaufspreise nicht erzielt werden konnten. Die 
Fabriken arbeiten meist in den besseren Emailfarben ; ihre Produkte 
sind als besonders haltbar allgemein anerkannt. 

Die Holz w arenf ab r iken machen recht erfreuliche Fort- 
schritte und konnten die Zahl ihrer Arbeiter und Maschinen be- 
deutend vermehren. Das Buchenholz des Steigerwaldes bietet ein 
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wertvolles Material, da solches langsam gewachsen, hart, ziemlich 
astfrei und sehr zäh ist. Besonders rheinische Firmen geben be- 
deutende Aufträge; auch der Export wird in neuerer Zeit aufge- 
nommen und sind schon sehr erfreuliche Probeaufträge eingelaufen 

Diejenigen Fassfabriken, welche hauptsächlich für den 
Weinhandel arbeiteten, hatten naturgemäss sehr wenig Aufträge zu 
erwarten und wurden gezwungen, sich mehr Abnehmer in der Likör- 
branche zu suchen; dagegen war der Absatz der mit der Anfertigung 
von Bierfässern sich befassenden Fabrik infolge bedeutender 
Abschlüsse mit Grossbrauereien recht befriedigend. Besonders nach 
dem Norden wurden belangreiche Geschäfte in Lager- und Versand- 
fass abgeschlossen. Notleidend ist das Klcinbüttnergewerbe. Infolge 
der schlechten Weinernten wurde der Versand in kleinen Fässern 
immer geringer und ist auf ein Minimum zurückgegangen. Die er- 
höhten Preise konnten den Ausfall nicht ausgleichen, da Holz und 
Eisen ausserordentlich im Preise gestiegen waren. So mancher 
Kleinmeister sieht der Zukunft trostlos entgegen. 

Die Flaschenhandlungen konnten auf grossen Absatz 
blicken, da in neuerer Zeit viele Weinhandlungen den Verkauf von 
ausländischen Dessert- und Blutweinen sowie von Spirituosen betreiben, 
um ihre Existenz fristen zu können. Der Umsatz in Flaschen hier 
dürfte nach sachverständigem Urteil ungefähr 2 1 /* Millionen betragen. 

Die Maschinenfabrik, welche besonders Maschinen für 
Brauereien herstellt, war während des ganzen Jahres sehr gut be- 
schäftigt und dürfte einer erfreulichen Zukunft entgegensehen, da 
die gelieferten Arbeiten allerorts hochbefriedigen. 

Die lithographischen Anstalten hatten reichlich zu tun. Ihr 
Absatz, hauptsächlich in Etiketten und ähnlichen Artikeln, geht weit 
über die Grenzen Bayerns hinaus. 

Die Zu c k er waren f abri k konnte bei voller Beschäftigung ihren 
Umsatz bedeutend erhöhen. Sowohl im Inland als auch nach dem 
Ausland entwickelte sich der Absatz immer mehr. Insbesondere 
hat der Export nach dem Orient, Indien und anderen englischen 
Kolonien, China, Mandschurei, Russland, Skandinavien und Österreich- 
Ungarn zugenommen. Als bedeutende Konkurrenz auf dem Welt- 
märkte kommt hier nur die englische in Frage. Diese hat aller- 
dings infolge der früheren für Deutschland sehr ungünstigen, für 
England dagegen äusserst vorteilhaften Zuckersteuergesetzgebung 
den Weltmarkt mit billigen Fabrikaten gewonnen und überschwemmt. 
Trotzdem nun die Preise von hier aus nochmal so hoch sind, wächst 
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der Export von Jahr zu Jahr, da die hiesigen Marken als Qualitäts- 
marken anerkannt sind und die Haltbarkeit eine ganz andere ist, 
als die jeder Konkurrenz. 

Ein recht gutes Jahr wies die Fischerei auf. Seit langen 
Jahren wurden nicht soviel feine Fische gefangen wie im Jahre 1907, 
besonders Hechte, Aale, Mainkarpfen etc. kamen in ziemlichen 
Mengen ins Netz. Der I lauptabsatz geht nach Nürnberg, ein kleinerer 
'I'eil nach Würzburg. Das Einsetzen von Karpfen- und Aalbrut hat 
sich glänzend bewährt. 

Das Getreidegeschäft liegt nur mehr in wenig Händen; 
der Umsatz war sehr gross, sowohl für Getreide, das auf der Bahn, 
als auch für solches, das auf dem Wasser verfrachtet wurde. Die 
Grossbrauereien lassen aber durch Kommissionäre direkt auf dem 
Eande aufkaufen; der Zwischenhandel wird dadurch nahezu ausgc- 
schaltet. Dasselbe ist im Viehhandel der Fall, nur noch wenige 
Händler befassen sich damit. Die Seuchengesetze erschweren den 
Import ausserordentlich und der Handel mit Gangvieh spielt sich 
immer mehr auf Märkten ab. Fettvieh war irr grösseren Mengen 
schwer abzusetzen; der Preisunterschied zwischen Fett- und Mager- 
vieh war meist so gering, dass auch die Mäster keinerlei Rente 
erzielen konnten. 

Das Treiben von Frühgemüsen hat in Etwashausen bedeutend 
zugenommen und tausende von Treibfenstern sind angeschafft. Trotz 
der Konkurrenz von Italien ist der Frühbetrieb sehr rentabel, weil 
zu der Zeit, da die hiesigen Frühgemüse auf den Markt kommen, 
Italien meist seine Ernte verkauft hat. Spargelbeete werden eben- 
falls immer mehr angelegt; wollte sich in Kitzingen eine Konserven- 
fabrik für Gemüse auftuen, so könnte ihr sicher eine gute Existenz 
in Aussicht gestellt werden. Besonders Bohnen und vor allem die 
so beliebten kleinen Erbsen, welche ja nie in genügender Menge 
zu beschaffen sind, dürften in den oberhalb Kitzingens am Main 
gelegenen Orten Mainsondheim, Hörblach vorzüglich gedeihen. 

Die Obsternte war in bezug auf Äpfel nicht befriedigend, 

. Birnen gab es mehr; auch mit dem Ertrag von Zwetschgen konnte 
man zufrieden sein, wenn auch im Verhältnis zum reichen Zwetschgen- 
jahr 1906 ein beträchtlicher Ausfall zu verzeichnen ist. Immerhin 
war der Absatz ziemlich lebhaft. Dagegen wird das früher so 
blühende Geschäft in Brünellen durch die Konkurrenz Italiens und 
Serbiens immer weniger. Die Ortschaften, welche früher das 
Schälen und Trocknen besorgten, verlegen sich mehr und mehr auf 
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Gemüsebau. In neuerer Zeit wird aber auch dem feinen Tafelöl« 
mehr Aufmerksamkeit geschenkt, und dies mit ausgezeichneter 
Resultat, da namentlich feine Tafeläpfel im Frühjahr hohe Preise 
erzielen; in dieser Hinsicht ist noch viel zu tun und wird sichjed 
Arbeit glänzend lohnen. Bedeutende Handelsgärtnereien, welch 
Kitzingen aufweist, und die verschiedenen Obstbaumschulen habe: 
Erfahrungen genug, das best zu empfehlende Material zu liefen: 
Wesentlich mehr Lust und Liebe zur Anpflanzung von Obstbäumc 
würden die Leute bekommen, wenn der Felddiebstahl nicht gar s. 
arg wäre; namentlich die ander Strasse von Kitzingen nach Repper: 
dorf gelegenen Obstbäume werden alljährlich ihres Ertrages beraube 
ehe nur einigermassen an eine Reife gedacht werden kann. Wem 
hier schärfere Bestimmungen, ähnlich wie in Württemberg, eilige 
führt und gehandhabt würden, würde dies nur zum Segen der Laci 
wirtschaft gereichen. 

Die Delikatess- und Drogenhandlungen sind als in jeder Hur 
sicht leistungsfähig zu bezeichnen : sie haben es erreicht , dass de 
grösste Teil der Einwohner seinen Bedarf am Platze deckt ; dagege 
klagen die Konfektions- und Modewarengeschäfte sehr über qk 
K onkurrenz von Würzburg; einen kleinen Ersatz bieten ihnen dk 
Gegenden, deren Bewohner durch den Automobilverkehr Kitzingen— 
Marktbreit bequem hierher kommen können. 

Die Automobilgesellschaft hatte mit ihrem Unternehme: 
finanziell wenig Glück. Zu häufige Fahrten und infolgedessen r„ 
starke Abnützung des Materials brachten eine starke Unterbibiu 
Als man die Fehler einsah und Remcdur geschaffen wurde, konnte 
man das Unternehmen nur mit privater und städtischer Unterstützung 
weiterführen. Die Frequenz weist ja nach, dass die Verbindung eine 
unbedingte Notwendigkeit ist, denn im Jahre 1907 wurden 22500 
Personen befördert. Wenn die Gesellschaft die Postbeförderung 
bekommen hätte und zwar drei Beförderungen per Tag zu dem- 
selben Preis, welchen jetzt die zweimalige Beförderung kostet, wäre 
das Unternehmen gesichert. Allein leider waren alle Bitten und Ver- 
stellungen bis jetzt erfolglos. Doch hofft man, dass das Wohlwollen 
welches dem Unternehmen von hochgeschätzter Seite entgegen- 
gebracht wird, noch Früchte trägt. 

Grosse Hoffnung setzt man auf die im Jahre 1908 zu eröffnende 
Mainländeflügelbahn, welche einen direkten Umschlag vom 
Schiff in die Eisenbahnwaggons gestattet. Kitzingen ist dadurch 
Umschlagplatz für die kürzeste Verbindung zwischen der Donau und 
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lern Main (Regensburg — Kitzingen). Die Hafenanlagen Kitzingens 
ind nach Aussage Sachverständiger die schönsten und günstigsten, 
velche man sich denken kann. Mögen sich wenigstens in dieser 
Einsicht die Hoffnungen auf die Zukunft erfüllen! Die Verflössung 
ron Langholz hat im letzten Jahr eine Kleinigkeit abgenommen, 
loch liegt der Ausfall lediglich an Überfüllung des rheinischen 1 lolz- 
narktes, und dürfte per 1908 wieder eine Steigerung eintreten. Die 
.^ändeplätze werden dementsprechend vergrössert und wird noch 
nanche Firma für die Verladung in Kitzingen geworben werden. 

Das Schmerzenskind für den Berichterstatter ist der We in- 
lande 1 : Zwei fast totale Missjahre in Franken ist zuviel, um ein 
gedeihliches Wirken zu gestatten. Wenn auch einzelne Orte und 
Lagen im Jahre 1907 etwas begünstigt waren, so ist dies doch nur 
ein Tropfen auf den heissen Stein. Gleich nach der Ernte 1907 
wurde alles was verkäuflich war, zu hohen Preisen aufgenommen, 
allein es mussten doch von allen Seiten Bezüge gemacht werden, 
uin nur Ware zu haben, und da befremdete das ungeheuer scharfe 
Vorgehen in Bayern gegen diejenigen Händler, welche von Frankreich 
Naturweine bezogen haben, allgemein. Als Frankreichs Produktion 
infolge der Verwüstung der Reblaus, der Peronospora, des Oidiums, 
des Blackrood etc. in den 80er Jahren von ca. 80 Millionen Hekto- 
liter auf ca. 15 Millionen zurückgegangen war, wurden dort Tür und 
Tor geöffnet, um den Handel lebensfähig zu halten; Dalmatien und 
Algier, die Türkei, Italien, Griechenland, vor allem Spanien lieferten 
Unmassen von Wein nach Frankreich. Auch unsere 1885er kleinen 
deutschen Weine, welche infolge der guten Jahre 1883/84 und infolge 
geringer Qualität fast wertlos gewesen wären, gingen zum grössten 
Teil nach Frankreich; ja man gestattete sogar ohne Einrede, dass 
diese Weine stark spritisiert wurden, um solche zum Brennen von 
Kognak verwenden zu können. Die Folge war denn auch, dass die 
1885 er einen annehmbaren Preis bekamen und die Produzenten ihr 
Produkt absetzen konnten. Wäre damals nicht dieser Umstand dem 
deutschen Weinbau zu statten gekommen, dann hätte man die 1 886er 
überhaupt kaum unterbringen können, denn schon wie zu Pharaos 
Zeiten wechseln eben immer noch gute Jahre mit schlechten, und 
wer in den alten Chroniken herumstöbert, findet in dieser Hinsicht 
interessante Zahlen. Man sollte deshalb den Verhältnissen Rechnung 
tragen und nicht in schlechten Jahren den Handel unmöglich machen; 
es kommen doch wieder Jahre , wo man denselben zum Absatz 
notwendig braucht und wo man allzu scharfe Gesetze bitter ber 
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reuen wird. Der Handel kann sich, wenn er gezwungen wr: 
anderen Geschäften zuwenden, der Winzer aber ist an die Sch' 
gebunden und kann den Handel nicht entbehren. Man sieht ja & 
Folgen der schlechten Jahre jetzt schon im Norden. Der Konsc 
von Bordeauxweinen hat auf allen Seiten sehr zugenommen. IX 
Interesse für die teueren kleinen Weissweine des Inlands ist natr 
gemäss verloren gegangen; dagegen scheint es, dass man hier cK 
da wieder etwas mehr bessere Flaschenweine als Champagner trink 
Aber das ist noch so wenig, dass man eben nur in der Hoffnur. 
auf eine mögliche Besserung lebt. Tatsache ist es ja, dass an 6 a 
kleineren Orten der Weinhandel immer mehr verschwindet ; wer noc: 
zurückdenken kann, was früher in Abtswind, Grosslangheim, Wies«- 
bronn, Sommerach für Weinhandlungen waren, der wird wohl reck 
geben, dass der Handel immer mehr dezimiert wird. In Kitzinga 
sind wohl ca. 100 Firmen mit teilweise bedeutendem Umsatz, aller 
während vor ca. io Jahren kaum ein Mietskeller zu pachten war. 
stehen solche jetzt zu Dutzenden leer, und die Annahme, dass d» 
in besseren Weinjahren wesentlich anders wird, beruht jedenfalls ar 
einer Täuschung über die wahre Lage. 

Die Einwohnerzahl Kitzingens betrug Ende 1907 8896 Personer 
es bestanden im gleichen Zeitpunkt 28 Fabriken, 94 Weinhandlungc 
1 12 Gemüsegärtnereien und 3 Kunstgärtnereien, von welchen die eir 
ganz bedeutenden Versand in feinen Blumen und Palmen etc. hat 
486 Gewerbelegitimationen wurden 1907 gelöst; der Umsatz der städr 
sehen Sparkasse betrug an Einlagen 317992. — Mk., Rückzahlungen 
252600. — Mk., Reservefond 86 300. — Mk. Der Spar- und Vorschuss- 
verein hatte einen Umsatz von 6020000. — Mk. Von den vier grossen 
Bankinstituten: Rcichsbank , Bayerische Diskonto- und Wechsel- 
Bank , Bayerische Vereinsbank und Notenbank konnte solcher so 
wenig hergeholt werden wie von den beiden Privatbankiers, doch 
ist solcher ganz enorm. Die Einnahmen an Post- und Telegraphcn- 
gebühren betrugen 1906 155 174. — Mk., Postanweisungsauszahlunger 
4478572. — Mk., Einzahlungen 4143120. — Mk. Im Postverkehr 
steht Kitzingcn an 34. Stelle. Der Fahrkartenumsatz betrug 190; 
178135 Stück mit 149200. — Mk. Plinnahmen. Der Güterverkehr 
weist einen Versand von 32400 Tons gleich 648000 Zentner auf 
und einen Empfang von 4 1200 Tons gleich 824000 Zentner exk! 
Langholzumschlag, welcher 1 3 600 Langholzwagen zuführte. 140»: 
Stück Frachtbriefe wurden verrechnet, auf abgehende Güter 13270c 
Stück. Einnahmen im Güterverkehr 1901 160. — Mk. Der Güter- 
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•erkchr weist eine Zunahme von 25% im Versand und von 30°/o 
m Empfang auf. Die Zolleinnahme betrug ca. 135000.— Mk. für 
Wein, was einem Bezüge von ca. 13500 Zentner entspricht. Der 
'oll auf Zucker, 10000. — Mk., würde fast ausschliesslich von der 
liesigen Zuckerwarenfabrik bezahlt. Langholz zahlte 1 1 370. — Mk. 
Zoll ; dieser geringe Betrag im Verhältnis zum grossen Umschlag 
rührt daher, dass Langholz meist an der Grenze verzollt wird. Ver- 
sotten wurden im Jahre 1907 35 180 Hektoliter Gerstenmalz, welche 
eine Einnahme von 190591. — Mk. erbrachten und aus welchem 
ca. 87000 Hektoliter Bier hergestellt wurden. Die Repperndorfer 
Brauerei ist hier mit inbegriffen. 

Bericht des Handelsgremiutns Marktbreit. 

Die Hochkonjunktur, welche die Industrie im vergangenen Jahre 
hatte, erreichte im Herbst dieses Jahres ihren Höhepunkt, um dann 
einer rückläufigen Bewegung Platz zu machen. Doch hatte diese 
für fertige Produkte ihre Grenzen, da die Preise für Rohprodukte, 
Kohlen und Arbeitslöhne ihre Höhe innehielten und die Industrie 
lieber ihre Produktion verringerte, als mit Schaden zu arbeiten. 

Das Jahr 1907 zeichnete sich durch grosse Anspannung des 
Kapitalmarktes, wie sie nur selten in Erscheinung tritt, aus. Eine 
Steigerung des Zinsfusses, eine intensive Geldknappheit und ein 
fortwährender Rückgang festverzinslicher Papiere waren die Folge. 
Der Diskontosatz der Reichsbank stieg bis auf 7'/*% und dement- 
sprechend auch der Zinsfuss im Konto-Korrent. Dies war eine 
schwere Zeit für gcldbediirftige Geschäftsleute, und bei manchem 
dürfte der Nutzen in keinem rechten Verhältnis zu dem hohen Zinsfuss 
gestanden haben, den er bei Geldbedarf zahlen musste. 

Für die Landwirtschaft war das Jahr 1907 im allgemeinen ein 
gutes zu nennen, es gab zufriedenstellend Getreide und Futter; 
namentlich Gerste geriet ausgezeichnet, sowohl an Farbe wie an 
zartem Geschmack, und der Preis von IO — lo'/t Mk. pro Zentner 
brachte für die Landwirtschaft eine schöne Einnahme. Um so 
trauriger stand es mit der Weinernte; das vorjährige starke Auf- 
treten der Peronospora hatte auch für das nächste Jahr seine schlimme 
Nachwirkung, mangelhafte Holzbildung und infolgedessen geringen 
Blütenansatz, so dass der Herbst eine ganz geringe Ernte ergab — 
ein harter Schlag für den Winzer, der seit zwei Jahren soviel wie 
nichts erntete, aber Arbeit und Kosten genug hatte. Der Preis ging 
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infolge dieser Missjahre bedeutend in die Höhe; leider hatten unserr 
Winzer nicht viel Nutzen davon , denn sie hatten eben nichts m 
verkaufen. Im Konsum machte sich dagegen die Teuerung bemerk- 
bar, indem man sich mehr dem Biergenuss zuwendet. Von de 
hiesigen Weinhandlungen wird auch über erschwerten Absatz geklagt, 
da die Kunden sich schwer entschliessen , einen höheren Preis an- 
zulegen. 

Unser Wintcrfahrplan war durch die Ausschaltung der Schnell- 
züge schlechter geworden , die Führung der meisten Schnellzüge 
über Nürnberg — München hat sich nicht bewährt. Die Folge davon 
war Oberfüllung der Züge, dadurch herbeigeführte Belästigung des 
reisenden Publikums und eine stetige Verspätung der Züge. 

Wünschenswert wäre, dass der Nah-Personen-Zug Würburg ab 
12 10 Uhr nachmittags, der nur bis Ochsenfurt fährt, bis Marktbrer. 
verkehren würde, oder wenn dies nicht tunlich, der Güterzug ab 
Marktbreit 2 (,ä nachmittags, der bis Ochsenfurt Personenbeförderung 
hat, dieselbe bis Würzburg resp. Sanderau ausdehnen würde. 

Wegen einer Bahnverbindung Iphofen — Marktbreit ging eine 
Eingabe an den bayerischen Landtag, hauptsächlich im Interesse 
des Langholzverkehrs. Letzterer war zum Flosshafen ein reger. 
zur Vergrösserung der Lagerplätze wurden von der Stadt ziemliche 
Mittel bewilligt, in der Voraussetzung, dass auch von Seite des Staate 
die so notwendig gewordene Vergrösserung der Einpoller-Plätze in 
Angriff genommen wird. 

Bericht des Bezirksgremiums für Handel und Industrie 
in Miltenberg. 

Die rückläufige Konjunktur, welche im vergangenen Jahre wohl 
überall bemerkbar gewesen sein dürfte, hat sich auch in unserem 
Bezirk in recht empfindlicher Weise fühlbar gemacht. Besonder; 
lag die für die ganze Gegend so wichtige Steinindustrie voll- 
ständig darnieder, und es besteht vorerst wenig Aussicht, dass die 
Verhältnisse sich bald bessern werden. Als Hauptursache dieser 
unerfreulichen Erscheinung kann ohne Zweifel der ungewöhnlich 
hohe Geldstand angesehen werden, weil dadurch die Bautätigkeit - 
namentlich in den grösseren Städten — total brach gelegt wurde 
Es ist aber auch unserem wegen seiner hohen Druckfestigkeit früher 
so gesuchten Steinmaterial durch Einführung des Betons und Eisen- 
betons, sowie durch die derzeitige Bevorzugung von Muschelkalk- 
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und hellfarbigen Steinen aus anderen Gegenden eine starke Kon- 
kurrenz erwachsen. Unter den geschilderten Umständen mussten 
umfangreiche Arbeiterentlassungen, Betriebsreduktionen und Betriebs- 
einstellungen erfolgen, welche Vorkommnisse naturgemäss nachtei- 
ligen Einfluss auf den allgemeinen Geschäftsgang ausübten. 

Die Konsumkraft der Bevölkerung wurde dadurch weiter 
geschwächt, dass die eingetretene enorme Verteuerung aller Lebens- 
mittel und sonstigen Bedürfnisse ohnehin schon zu Einschränkungen 
aller Art geführt hatte. 

Für das Weilbacher Eisenwerk war Arbeit in Hülle und 
Fülle vorhanden; die Ergebnisse wurden jedoch infolge der neuer- 
lichen Erhöhung der Rohmaterialpreise und Arbeitslöhne wesentlich 
beeinträchtigt. 

Letzteres kann auch von der Tuchfabrik der Herren Ge- 
brüder Kessler in Amorbach gesagt werden, obgleich dieses Unter- 
nehmen ebenfalls das ganze Jahr hindurch mit der Anfertigung von 
Militärtuchen stark beschäftigt war. 

Das Ton b erg werk der Stadt Klingenberg hatte für seine 
Produkte im ersten Halbjahr flotten Absatz; in der zweiten Hälfte 
des Jahres liefen die Aufträge aus Amerika wegen der Zustände 
auf dem dortigen Stahlmarkte spärlicher ein. Erfreulicherweise 
scheint sich die deutsche Industrie auf den Export von Schmclz- 
tiegeln zu verlegen, denn ihr Bedarf in feuerfestem Ton nimmt 
immer grössere Ausdehnung an. 

Der Weinhandel hatte darunter zu leiden, dass infolge der 
vorjährigen Missernte die alten Weinbestände teuer bezahlt werden 
mussten, während sich beim Verkaufe eine entsprechende Erhöhung 
nicht erzielen liess, nachdem der Konsum des Artikels ohnehin sehr 
zurückgegangen ist. In einer ähnlichen Lage befand sich der 
Getreidehandel. Obgleich die Ernte quantitativ und qualitiv 
eine vorzügliche war, mussten für die verschiedenen Produkte abnorm 
hohe Preise angelegt werden. Der später eingetretene Abschlag 
verursachte schwere Verluste. Vom Holzhandel ist das gleiche 
zu berichten ; die teuer eingekauften Holzsorten konnten bei schleppen- 
dem Geschäftsgang nur mit Schaden verwertet werden und es gilt 
dies insbesondere von Brenn- und Bauholz, während Grubenholz 
nach wie vor gesucht war. 

Sehr rentabel gestaltete sich der Tabakbau in unserer Nachbar- 
gemeinde Bürgstadt, indem ca. 450 Zentner zum Preise von 28 Mk. 
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pro Ztr. zur Ablieferung gelangen konnten ; die Ware wurde nau I 
Mannheim abgesetzt. 

Auch unsere Schiffereibesitzer konnten mit den erziehe j 
Resultaten zufrieden sein, denn es fehlte ihnen zu keiner Zeit a 1 
Ladung; hauptsächlich wurden: Zement, Holz, Zucker und Kohkr 
verfrachtet. 

Die hiesige Handelsschule erhielt im verflossenen Jahre 6 
Berechtigung zur Ausstellung des Reifezeugnisses für den einjätoy 
freiwilligen Dienst. Es hat sich infolgedessen die Frequenz dr 
Anstalt bedeutend gehoben und beträgt die Schülerzahl gege 
wärtig ioö. 

Am 3. Oktober v. J. wurde in unserer Stadt eine Reich: 
bankneben. stelle mit Kassen -Einrichtung und Giroverkehrs 
öffnet, was für die Handelswelt unseres Bezirks, die hauptsächfc' 
mit Frankfurt a. Main, Darmstadt, Mainz und Norddeutschland ki- 
hafte Beziehungen unterhält, sicherlich von grossem Vorteile str , 
dürfte. 

Nachdem es uns anheim gegeben ist, auch an dieser Stel 
Wünsche und Anträge vorzubringen, wollen wir dem Wunsche Au; 
druck verleihen, es möge Hohe Kgl. Staatsregierung wegen Erbauu". 
der schon so lange angestrebten Bahnlinie Würzburg — Wertheim- 
Mi 1 ten borg — Worms mit den beteiligten Bundestaaten Verhaut , 1 
lnngen anknüpfen und für das baldige Zustandekommen des Projekte- 
geneigtest eintreten. 

In Übereinstimmung mit zahlreichen anderen Korporationen 
sprechen wir uns gegen die geplante Erhöhung der Telephon- 
gebüren aus und protestieren mit aller Entschiedenheit gegen die 
in Aussicht genommene Erweiterung der Sonntagsruhe. De« 11 
Einführung würde geradezu den Ruin der kleineren Städte beziehungs- 
weise der darin ansässigen Handel- und Gewerbetreibenden herbe- 
führen; denn die Landleute, welche unter der Woche zu Hau« 
beschäftigt sind, benutzen vorzugsweise den Sonntag-Nachmittag ic 
ihren Einkäufen in der Stadt. Würde ihnen diese Gelegenheit ent- 
zogen, so wären sie gezwungen, ausschliesslich vom Hausierer & 
kaufen, und würde dann dieses zur Landplage gewordene Gewerk 
wieder neuen Boden gewinnen. 

Bericht des Handelsgremiums Hassfurt. 

Das Jahr 1907 war für die Landwirtschaft im Bezirke Hassftft 
ein günstiges zu nennen, da die Getreide- und insbesondere efe 
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Futteremte eine selten gute und die Preise aller Produkte der 
Landwirtschaft lohnende waren. Die Lage der Landwirtschaft hat 
sich ganz entschieden und sehr erheblich gebessert, wenn auch die 
Obst- und Weinernte einen nahezu vollständigen Fehlertrag ergab. 

Die erhöhten Preise der landwirtschaftlichen Produkte, die in 
hohen Brot- und Fleischpreisen sich äusserten, hatten natürlich für 
die nicht Landwirtschaft treibende Bevölkerung Nachteile, welche 
die Arbeiter durch erhöhte Lohnforderungen ausgleichen konnten. 
Dem Stande der hohen und niederen Staats-, Gemeinde- und 
Privatbeamten sind teilweise schon Aufbesserungen der Ein- 
kommen zuteil geworden oder stehen doch in greifbarer Nähe in 
Aussicht, während die Industrie nur schwer ihre Preise den erhöhten 
Herstellungskosten anpassen konnte, da die hohen Preise des Geld- 
marktes auch ihrerseits die Produktionskosten erhöhten, während 
sie die Kaufkraft und die Lust zu Neuanschaffungen und insbeson- 
dere die Baulust einschränkten. 

Die Zurückhaltung im Baugeschäfte beeinflusste insbesondere 
die Steinindustrie und den Holzhandel ungünstig, welche 
beide im Bezirke hervorragend vertreten sind und eine grosse Anzahl 
von Arbeitern beschäftigen. Alle Mittel dürften angewendet und 
alle Hindernisse sollten beseitigt werden, um eine Wiederkehr der 
Geldknappheit, wie wir sie leider im 2. Halbjahre des verflossenen 
Jahres zu beklagen hatten, hintanzuhalten. Eine mässige Erhöhung 
der Silberausprägung in Verbindung mit den schon ausgegebenen 
kleinen Noten dürfte die Schonung des Goldvorrates der Banken 
einigermassen bewirken, ohne dass unsere Goldwährung dadurch 
geschädigt wird. 

Die Kosten der sozialen Gesetze für Arbeiterschutz und 
-fürsorge belasten die deutsche Industrie schwer, wenn dieselbe auch 
diese Lasten im Bewusstsein ihrer Pflichten gerne trägt. Weitere 
Schritte dürften aber zunächst nur mit Vorsicht zu unternehmen sein. 
Die K on t rol 1 organ e dürften bei den Besuchen der Betriebe nicht 
nur die Arbeiter wie billig hören, sondern auch mit den Arbeitgebern 
und deren Vertretern mehr sich benehmen, um deren Gründe und 
Anschauungen kennen zu lernen. 

Von der in Aussicht stehenden Vollendung der Mainkette 
bis zur Einmündung des Donau-Main-Kanals in die Regnitz bei 
Bamberg erhofft der Bezirk eine Hebung seiner Verkehrverhältnisse 
und eine günstige Einwirkung auf seine fernere Entwickelung. Die 
Beschleunigung des Ausbaues erhoffen wir von den beteiligten Fak- 
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toren. Für Hassfurt, Zeil und Eltmann erbitten wir Sicherheits- un 
Einladehäfen und hoffen, dass wir gegen Ochsenfurt, Marktbrei: 
Lohr etc. nicht zurückstehen, sondern ähnliche Berücksichtigung fü 
unseren Holzhandel und unsere Industrie zum Bezug der Rohprodukt 
und zum Transport der Erzeugnisse finden. Wenn wir hier zc 
nächst nur von Hassfurt, Zeil und Eltmann sprechen, so haben w 
diese Mainstädtchen nur an erster Stelle genannt. Es versteht sid 
wohl von selbst, dass wir auch für die übrigen Mainorte alle Be 
günstigungen wünschen, die billigerweise verlangt und gegeben werde 
können. Die Fortführung der Mainkette und die eventuelle, wem 
auch in grösserer Feme stehende Kanalisierung des Maines ist fü 
die Steinindustrie von allergrösster Wichtigkeit. Die Bahnfrachtei 
sind im Vergleich mit dem Preise des erzielten Produktes zu hoch 
während die Konkurrenz des Materiales aus dem Eifel- und Ruhr 
kohlcnsandsteingebiet, sowie von Württemberg und der Rheinpfalz 
welche mit günstigen Bruchlagerungs- und Transportverhältnissei 
arbeiten, ein Hinaufsetzen der Preise nicht gestattet, ja in Verbindun. 
mit der geminderten Baulust sogar einen Rückgang der Prei« 
bedingt. 

Von seiten unserer Volksvertretung findet die Industrie nicht 
die gebührende Förderung. Insbesondere ist man nur allzusehr ge- 
neigt, dieselbe mit Steuern zu überlasten, welche Neigung seitens 
der Finanzbehörden im fiskalischen Interesse unterstützt wird. Da- 
durch, dass nach der hohen Steuer auch die Gemeinde- etc. Umlagen 
erhoben werden , wird der Belastungszustand ein fast unleidlicher. 
Leider ist zu fürchten, dass bei der Steuerneuorganisation wieder 
das Bestreben sich geltend machen wird, alle Lasten auf die Indu- 
strie abzuwälzen. 

Unsere Bitte um Anhalten des Schnellzugpaares No. 109/110 
in Ebelsbach-Eltmann fand leider bis jetzt kein Gehör und können 
wir dieselbe nur wiederholen, bis sie endlich doch ihre Erfüllung 
findet. — Hassfurt wünscht das Anhalten des Schnellzuges No. 106. 
— Ebern beklagt sich über die ungünstige Verbindung mit Bamberg, 
da nachmittags von t — 8 Uhr gar kein Zug dahin geht. Es wird 
die Einlegung eines Zuges in der Zwischenzeit erbeten. — Hofheini 
möchte bessere und häufigere Verbindungen mit Hassfurt. Für den 
Personenverkehr würde die Einrichtung einer Motorwagenverbindung 
dem Bedürfnisse abhelfen. 

Die Geschäftsleute erheben bewegliche Klagen über die Kon- 
kurrenz, die ihnen durch die Lagerhäuser der landwirtschaftlichen 
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jenossenschaften bereitet wird, die geradezu geeignet seien, den 
^uin der sesshaften Gewerbsleute herbeizuführen. Ebenso sprechen 
lieh dieselben gegen weitere Ausdehnung der Beschränkung des 
Laden Verkehres an den Sonntagen aus, da die Möglichkeit des 
Einkaufes ihrer Bedürfnisse durch die Landkundschaften geradezu 
line Existenzfrage für die Geschäftsleute der Landstädtchen ist. Die 
Ladeninhaber bedienen mit ihren Familienangehörigen in den weitaus 
neisten Fällen ihre Kunden selbst, und sind Beschränkungen im 
interessc der Bediensteten schon deswegen gar nicht geboten. 



II. Berichte von Behörden, Vereinen und Einzel- 
firmen. 

Bericht eines gemischten Warengeschäftes in Amorbach. 

Das Jahr 1907 brachte zwar in fast allen Artikeln einen grös- 
seren Umsatz,, aber einen kleineren Nutzen. Es ist ganz unmöglich, 
den fortgesetzten Aufschlägen der Fabrikanten im Detailhandel durch 
Erhöhung der Preise zu folgen. Auch die Verbände, welche wie 
Pilze aus der Erde wachsen, machen den Dctaillisten das Leben 
sauer, indem sie ihre Konditionen immer mehr verschärfen. Ausser- 
dem rücken die Warenhäuser jetzt auch auf die mittleren Städte 
wie Aschaffenburg vor und drücken von da auf die Preise am kleinen 
Platze, indem sic in den Lokalblättern marktschreierische Annoncen 
erlassen und so das Geschäft an sich reissen. 

Der hohe Zinsfuss bewirkte eine Flauheit im Baugewerbe , so 
dass bereits im Herbste die Steinhauer ohne Arbeit waren und zwei 
Steinhauerplätze hier deshalb aufgelöst wurden, was den Konsum 
in Lebensmitteln reduzierte. 

Gegen die Erweiterung der So nn t a g sr uh e muss entschieden 
protestiert werden ; denn wenn die Bauersleute ihren Bedarf am 
Sonntag in den stehenden Geschäften nicht mehr decken können, 
so werden die Detailreisenden und Hausierer an den Werktagen das 
Geschäft in den Wohnungen der Bauersleute um so leichter machen. 

Unsere hiesige Güterhalle ist jetzt vergrössert ; dagegen ist die 
Laderampe immer noch zu klein und zu steil; wir bitten dringend 

17 



Digitized by Google 




258 



um Abhilfe resp. um Verlängerung derselben, denn es ist zunc 
die grösste Tierquälerei beim Befahren derselben. Auch der VY. 
zur Güterhalle ist immer noch in sehr schlechtem Zustande; tüi 
hier ist Abhilfe dringend notwendig. 

Die Telephonzelle ist verbessert, aber die gewünschten direkte 
Verbindungen sind immer noch nicht hcrgestcllt; wir bitten dringtr- 
doch wenigstens die direkte Verbindung mit Aschaffenburg hc- 
zustellen. 



Bericht eines Kaufmannes in Aub. (10. II.) 

Bezüglich der Warengeschäfte am hiesigen Platze verweise 
auf Seite 238 des vorjährigen Jahresberichtes und konstatiere, 
eine Änderung zum Besseren inzwischen leider nicht bemerk 
geworden ist. 

Die Bankbranche hatte im verflossenen Jahre unter dem lähir. 
den Einfluss der stetigen hohen Zinssätze und der konstant ab«, 
sich bewegenden Kurse sehr zu leiden. Wenn auch durch die kt 
Zinssätze im Lombard- und Wechselgeschäft etwas höhere Cbc 
schüsse als sonst erzielt wurden, so wurde dieser Gewinn dir 
Kursverluste im Effektengeschäfte mehr als absorbiert. 

Die Verkehrsverhältnisse lassen hier noch recht viel zu wünst 
übrig. Während wir früher beim Klange des Posthornes umc 
Frühpost zwischen 9 und IO Uhr erhielten, bringt sie uns das Dam; 
ross jetzt erst zwischen II und 12 Uhr, also volle 2 Stunden spitäJ 
Diesem Übelstande würde leicht dadurch abgeholfen, wenn man ca 
ersten Zug in Ochsenfurt statt wie seither um 8 4S um 7 15 Llr ab- 
gehen Hesse. Dieser Zug hätte dann Anschluss an den um T 1 
Ochsenfurt von Würzburg eintreffenden Nahpersonenzug und kuß* 
auch von der Gaubevölkerung für Termine am hiesigen Amtsgerrf 
benutzt werden, was bisher in den meisten Fällen nicht möglich » 
Auch für Röttingen wäre diese Änderung sowohl für amtlich'. ■ 
auch für geschäftliche Erledigungen sehr praktisch, da man ■ ■ 
alsdann reichlich eine Stunde in Röttingen auf halten könnte. ' - 1 
dem derzeitigen Fahrplan kommt der erste Zug, abgesehen von 
regelmässigen Verspätungen, um */* 1 1 Uhr nach Röttingen undfJ 
von da um 1 1 Uhr wieder weg. 

Ausserdem wäre die Einlage eines vierten Zugpaares ein drin; J 
des Bedürfnis. Von den derzeitigen drei Zugpaaren hat nicht * 
Zug günstigen Anschluss nach oder von Ansbach-München. 
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praktisch würde sich ein Zug empfehlen, der zu dem von Würzburg 
in Ochsenfurt um io äö Uhr eintreffenden Postzug nach Ansbach- 
Miinchen etc. günstigen Anschluss hätte und etwa um i Uhr in 
Ochsenfurt wieder abgelassen würde, so dass zu diesem Zug der 
von München in Ochsenfurt um 12 4 * Uhr eintreffende D-Zug und 
der um 12 53 Uhr von Würzburg kommende Nahpersonenzug günstigen 
Anschluss hätten. Der überaus starke Verkehr auf der Gaubahn 
würde diese vorgeschlagene Verkehrsverbesserung auch vom Stand- 
punkte der Rentabilität aus rechtfertigen. 

Unsere Telephonschmerzen sind auch noch nicht ganz beseitigt. 
Verbindungen mit Würzburg müssen oft eine volle Stunde und dar- 
über auf Anschluss warten. Dies kommt daher, weil wir mit Würz- 
burg nur durch Ochsenfurt verbunden werden können. Auf dieser 
Leitung Ochsenfurt-Würzburg laufen die Gespräche vom Telephon- 
netz Ochsenfurt mit über 50 Privatanschlüssen und 15 — 20 öffent- 
lichen Sprechstellen, Aub mit 20 Privatanschlüssen und 13 öffent- 
lichen Sprechstellen , dann die an Aub direkt angeschlossenen 
Telephonnetze Rüttingen mit 5 öffentlichen und Creglingen mit 7 
öffentlichen Sprechstellen. Ausserdem werden die Verbindungen von 
Rothenburg, Schillingsfürst, Uffenheim und Windsheim mit Würzburg 
auch über Ochsenfurt geleitet. Die Verbindung Ochsenfurt-Würz- 
burg ist dadurch so überlastet, dass wir cs nur der geübten und 
fleissigen Tätigkeit des Bedienungspersonales zu danken haben, dass 
die Verbindungen nicht noch grössere Verzögerungen erleiden müssen. 
Da insbesondere das Ortstelephonnetz Aub, mit seinen bereits oben 
bezeichneten unmittelbaren Verbindungen mit Röttingen und Creg- 
lingen, die Leitung Ochsenfurt-Würzburg ganz bedeutend in Anspruch 
nimmt, wäre ziir Entlastung dieser Leitung und des damit sehr ge- 
plagten Postpersonales, sowie auch insbesondere zur Erlangung einer 
zeitgemässen prompteren Verbindung mit Würzburg eine direkte 
Verbindung Aub-Würzburg ein dringendes Bedürfnis. 

Bericht der Stadtverwaltung Ebern. (14. II.) 

Die bereits seit Jahren geführten Klagen seitens der ortsan- 
sässigen Geschäftsleute über das in unserer Gegend zur Landplage 
gewordene Detailreisen und den Hausierhandel, über die Konsum- 
vereine und Versandgeschäfte jeglicher Art, über die Warenhäuser 
und das unlautere Ausverkaufswesen bestehen so lange fort und 
werden nimmer verstummen, bis von den gesetzgebenden Faktoren 
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der richtige Weg gefunden ist, der den gewerblichen Mittelstand 
nicht dem Untergang ausliefert. In dieser Hinsicht beziehen wr 
uns auf unseren vorjährigen Bericht. 

Die Einlegung eines weiteren Zuges auf der Lokalbahnstrecke 
Breitcngüssbach — Maroldsweisach von Ebern nach Bamberg in der 
Zeit von i bis 8 Uhr nachmittags erscheint als dringendes Be- 
dürfnis. Diese Forderung ist um so mehr berechtigt, als bekannt- 
lich diese Bahn eine der bestrentierendsten Lokalbahnen des König- 
reichs Bayern ist und dass deshalb der Personenverkehr zum 
Nachteil des reisenden Publikums nicht 7 Stunden lang unter- 
brochen werden darf. 

Bericht einer Einzelfirma in Ebern. (12. II.) 

Das Jahr 1907, das in fast allen Sparten im Zeichen einer 
enormen Hochkonjunktur stand, war trotz der guten Ernteverhält- 
nisse, der hohen Fleisch- und Getreidepreise, die der Landwirtschaft 
eine gewiss grosse Einnahme verschafften, kein besonders günstiges 
zu nennen, da der sesshafte Geschäftsmann jeder Branche unter 
dem in höchster Blüte stehenden und in unserer Gegend nun zur 
Landplage gewordenen Hausierhandel und dem Detailreisen sehr zu 
leiden hatte. Nicht allein dass durch obige Auswüchse der Gewerbe- 
freiheit der kaufkräftige Landmann dem sesshaften, reellen Ge- 
schäftsmann ganz entfremdet wird, helfen sowohl Schneider und 
Näherinnen unter Umgehung jeglicher Steuer durch Verkauf von 
Stoffen allerlei Art auf den ihnen von Versandhäusern reichlich zur 
Verfügung gestellten Musterkarten als auch ganz besonders die 
steuerfreien landwirtschaftlichen Konsumvereine durch Verschleiss 
aller landwirtschaftlichen Bedarfsartikel dazu, das Geschäft recht zu 
erschweren und zu vernichten. 

Den vollständigen Ruin des sesshaften Kaufmanns brächte aber 
sicherlich der von dem Reichsamt des Innern den deutschen Bundes- 
regierungen zurzeit übermittelte Entwurf einer Gewerbeordnungs- 
novelle über die Sonntagsruhe im Handelsgewcrbe, der, wenn 
er zum Gesetz erhoben werden würde, unberechenbare Folgen nach 
sich ziehen und sehr viele Existenzen in den Landstädten aufs 
schwerste gefährden, ja sogar vollständig zugrunde richten würde. 
Es ist daher Pflicht eines jeden Geschäftsmanns, gegen eine solch 
verderbliche Sozialpolitik energisch Front zu machen, da der Teil 
des kaufenden Publikums auf dem Lande, der an Sonn- und Feier- 
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tagen doch noch Einkäufe zu besorgen pflegt, dem Hausierhandel 
und Detailreisen dadurch auch vollständig ausgeliefert wäre. 

Um nicht den im bedeutenden Rückgang befindlichen und 
durch die bis dato stiefmütterliche Behandlungsweise zur Un- 
zufriedenheit gezwungenen Mittelstand, d. i. Mittel- und Kleinhandel, 
Gewerbe und Handwerk, einem vollständigen Ruin auszusetzen, so 
wäre es jetzt eine ehrenvolle Pflicht der Reichsregierung, aus volks- 
wirtschaftlichen Gründen den als berechtigt anerkannten Forderungen 
dieses bisher staatsfreundlichen und staatserhaltenden Teiles des 
Bürgertums durch entsprechende Gesetzesänderung gerecht zu werden 
und zwar ganz besonders durch Verschärfung der Bestimmungen 
über Hausierhandel, Detailreisen, Warenlager usw. resp. durch voll- 
ständiges Verbot dieser Auswüchse der Gewerbefreiheit, um jede 
Möglichkeit der Umgehung des Gesetzes durch eine Hintertür voll- 
ständig auszuschliessen. 

Bericht der Stadtverwaltung Eltmann. (i. II.) 

Ein Rückblick auf das Jahr 1907 zeigt uns, dass zwar das 
Geschäftslebcn an hiesigem Platze nach den eben bestehenden Ver- 
hältnissen im allgemeinen ein gutes war, besonders zeigte sich die 
Steinindustrie in ihrem besten Gange; es fehlt aber hier immer 
noch der notwendige Aufschwung in der Holzindustrie. Die einzige 
Besserung in dieser Richtung ergibt sich erst dann, wenn bei der 
beabsichtigten Durchführung der Mainkette bis Bamberg auch 
an hiesigem Platze eine Verladestelle errichtet wird. Dies ist 
unumgänglich notwendig; durch Verladung des massenhaft aus dem 
angrenzenden Steigerwald dahier ankommenden Holzes würde dann 
erst eine Hebung des wirtschaftlichen Verkehrs eintreten, während 
dies bisher ohne Bedeutung war und zur Weiterbeförderung des 
Holzes die Bahn benützt werden musste. 

Im Laufe der Zeit hat sich immer mehr gezeigt, dass die Er- 
richtung eines Kgl. Rentamts bezw. die Verlegung desselben von 
Zeil nach Eltmann ein notwendiges Bedürfnis ist. Nicht nur die 
Einwohnerschaft von hier sondern hauptsächlich jene von den sehr 
weit entlegenen Ortschaften des Steigerwaldes empfinden es als 
sehr hart, den weiten Weg nach Zeil machen zu müssen; und wenn 
teilweise auch von der Bahnstation Ebelsbach-Eltmann aus die Reise 
nach Zeil unternommen wird, so ist doch diese Reise mit vielen 
Auslagen und tagelangen Zeitversäumnissen verknüpft, weshalb die 
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Errichtung eines Rentamts in Eltmann nur zu begrüssen wäre. A-_- 
gleichcm Grunde wäre die Errichtung eines Bezirksamts in EU: 
mann sehr am Platze, da der Amtsgerichtsbezirk Kitmann aller 
35 Gemeinden umfasst und Eltmann selbst den Mittelpunkt büd:' 
wie eine Abtrennung des Bezirksamtssitzes von der ebenfalls & 
die umliegenden Ortschaften weit entfernten Stadt Hassfurt ns 
wendig wäre. Die Kgl. Messungsbehörde Schweinfurt ist derart an 
Arbeit überhäuft, dass die Vermessungen dahier erst nach geraume 
Zeit vorgenommen werden können, was empfindliche Nachteile 
deutet, und da Eltmann den Mittelpunkt des Bezirkes bildet, s 
ergibt sich auch dahier als Notwendigkeit die Errichtung ebe 
Messungsbehörde. 

Was den Personenverkehr auf der Bahnstation Ebelsba. 
Eltmann betrifft, so ist es ein grosser Nachteil für das reiserl 
Publikum, dass der Schnellzug 109 und 1 10, welcher vormitt:- 
*/2 12 Uhr und nachmittags *,'47 Uhr die Station passiert, einfsc: 
gar nicht anhält, während gerade das Anhalten dieser Schnellr- 
in der Station für die vielen Reisenden bei dem günstigen Anschluß 
an den Hauptstationen Bamberg und Schweinfurt von unschätzbar;' 
Vorteile ist. Es wäre also auch hier eine alsbaldige Abhilfe nur s 
wünschen. 



Bericht eines Kaufmanns in Escherndorf. 

Das Jahr 1907 war ein ziemlich befriedigendes Weinjahr. P* 
Trauben hatten im Anfang eine gute Entwickelung; die Blüte verte 
allerdings sehr ungleichmässig; sodann trat die Peronospora fecit- 
bar stark auf, und konnte diese Krankheit nur durch 4 — 5 maliges 
Bespritzen mit Kupfervitriollösung in Schach gehalten werden. 

Handel und Wandel waren im Jahr über sehr flau, da & 
Leute durch die Missernte 1906 in finanzieller Beziehung sehr r;- 
rückgeworfen wurden, und sich daher nur das Allernötigste kauften 
Erst der Herbst brachte etwas mehr Leben. Die Weinlese fiel 
grossen Zufriedenheit aus. Die Qualität ist vorzüglich und 
Preise sind hier auch nicht viel höher als anderwärts; trotzdem :• 
die Kauflust keine sonderlich grosse zu nennen. Die Preise be- 
wegten sich von 45 — 55 und von 60 — 80 Mk. pro Hl. 

Im späteren Geschäftsgänge gab es dann leidlichen Verkeir 
Das Wintergeschäft war befriedigend, das Hausieren ist aber nac. 
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wie vor eine reine Landplage und verdirbt die Preise, trotzdem die 
Leute meist übervorteilt werden. 

Als allgemeine Wünsche bestehen: Erhöhung der Hausiersteuer 
oder Verschärfung der Bestimmungen über das Hausierwesen, gleich- 
massige und noch strengere Handhabung des Weingesetzes, um der 
Panscherei das Handwerk zu legen. 

Der Bahnbau Volkach — Seligenstadt sieht voraussichtlich noch 
in diesem Jahre seiner Vollendung entgegen. 

Bericht der Gemeindeverwaltung Fladungen. 

Unserer Gegend fehlt leider jede Industrie, während sich der 
Handel lediglich auf Detailgeschäfte der Viktualien-, Kolonial-, 
Färb- und Eisenwaren- Branche beschränkt. Wie sich in den ein- 
zelnen Branchen die Konjunkturen geltend gemacht haben, ist in 
unseren Geschäften kaum zu ermitteln, um so mehr in unserer jetzigen 
Zeit der Detaillist durch Syndikate zumeist vom Grossisten absolut 
abhängig ist. Was den Hausierhandel anlangt, so ist solcher durch 
die neuen Gesetze zwar abgeschwächt, doch leiden die Geschäfts- 
treibenden auf dem Lande noch sehr unter dessen Einwirkung. 

Bericht einer Firma in Frammersbach. (22. I.) 

Das Jahr 1907 begann mit flottem Geschäftsgang in allen 
Branchen. Die Arbeiter hatten bei guten Löhnen volle Beschäftigung, 
was den Geschäftsleuten einen höheren Umsatz brachte. Obwohl 
auch die Lebensmittel teurer waren, sind doch grosse Ersparnisse 
angelegt worden, denn eine Bevölkerung, die wie die hiesige als 
Nebenbeschäftigung Landwirtschaft treibt, spürt die Teuerung der 
Lebensmittel nicht so sehr. 

Die Betriebe, wie Brauerei, Senffabriken, hatten mit hohen 
Rohmaterialpreisen und Mehrforderungen der Arbeiter zu rechnen. 
Das Ilolzgeschäft und damit verwandte Gewerbe dürften mit Nutzen 
abgeschlossen haben. Die Konfektionsschneidereien hatten bis An- 
fang August sehr flott zu tun, Hessen sich dann aber in einen Streik 
ein, der zu ihrem Nachteil endete; in den letzten Monaten des 
Jahres spürten sie auch Arbeitsmangel. 

Um unsere schönen Sandsteine zu verwerten, die Schwerspat- 
lager nutzbar zu machen und den vielen hundert Arbeitern, die in 
aller Welt, fern von der Familie, Verdienst suchen müssen, zu 
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Hause Arbeitsgelegenheit zu geben, bedürfen wir unbedingt eine 
Bahnverbindung nach Partenstein. Eine Postomnibusverbindung nac 
dem 6 Kilometer entfernten Lohrhaupten mit Soo und 4 Kilometr 
entfernten Kempfenbrunn mit 7c» Einwohnern würde ebenso not- 
wendig sein, wie der Ausbau eines guten Verbindungsweges nad 
dem Sinngrund und nach Wiesthal. 

Bericht einer Einzelfirma in Karlstadt a. M. (12. L) 

Was zunächst die Platzverhältnisse anlangt, so ist zu konstatiere 
dass z. B. in der Kolonialwarcnbranche eine GeschäftsübersetziE, 
stattgefunden hat. Es befinden sich z. B. hier bei 3000 Einwohixr 
32 Geschäfte, welche den Artikel führen. Durch die geringe Kapiiä- 1 
anlage, welche die Kolonialwarenbranche erfordert, fängt jedeT er j 
derartiges Geschäftchen an, zum Schaden der gelernten Kaufleun 1 
welche leider noch im Gegensatz zum Handwerk eine Gehilfen- ur. 
Chefprüfung vermissen. Bei einer derartigen Geschäftsübersetzur., 
wird natürlich auch mit geringen Preisen gearbeitet, und so werde 
die Hauptkonsumartikel Zucker, Mehl, Petroleum ohne Nutzen <k- 
tailliert, obgleich ohnedies alle Artikel im Ankäufe viel höher ge- 
worden sind. 

Sind es im Konsumgeschäft die Kleinen, welche sich be- 
kämpfen, so sind es in unserer Hauptbranche, der Kurz- und WcH- 
warenbranche, die Warenhäuser, welche das Geschäft bedeuten: 
schädigen. Durch eine Reklame, welche hauptsächlich bekannte 
Artikel enthält, weniger aber deren Verkauf als die VemichtuEC 
der allgemein üblichen Preissätze bezweckt, w'ird das Publikum as- 
gelockt: schliesslich werden demselben aber ganz andere Artikel 
verkauft. Eine staffelmässige Umsatzsteuer aller dieser Geschäht 
dürfte nach unserer Meinung manchen Ausgleich zwischen „Gro^ 
und Klein“ herbeiführen. Einen weiteren grossen Schaden bringe: 
auch noch neben den Hausierern und Detailreisenden die Versand- 
häuser. So sitzen z. B. fast in jedem Dörfchen Schneider ode 
Schneiderinnen, welche Musterkollektionen oder Kataloge von Ver- 
sandhäusern in Händen haben und dadurch Kleiderstoffe, Kurz- ua. 1 
Modewaren etc., also nicht allein Artikel, welche sie zum Verar 
beiten brauchen, kommen lassen und an Private weiter verkaufet. I 
Ausser den Geschäften des betr. Platzes wird dadurch auch der 
Staat geschädigt, weil aus diesen Verkäufen kein Pfennig Steuer 
entrichtet wird. 
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Betreff der Sonntagsruhe stehen wir auf dem Standpunkt, dass 
solche auf kleinen Plätzen nur schwer aufgehoben werden kann, da 
gerade der Sonntag der einzige Tag ist, an welchem die Land- 
städtchen noch von Landleuten zwecks Einkauf und zwar haupt- 
sächlich im Sommer besucht werden. Der Hauptzweck der Sonn- 
tagsruhe wird dadurch auch nicht gefährdet, da die meisten Geschäfte 
der kleinen Plätze kein Personal haben und mit Freuden jede 
Gelegenheit ergreifen, ihre wenigen Kunden zu bedienen. Ebenso 
hat der 8 Uhr-Ladenschluss für den kleinen Platz keinen Zweck, weil 
gerade abends und zwar ebenfalls in der Erntezeit die meisten Ein- 
käufe gemacht werden. 

Schwere Umwälzungen im Geschäftsleben haben dem De- 
tailisten auch die -Verbände der Fabrikanten und Grossisten gebracht, 
welch alle Lasten, welche sie teilweise früher trugen, z. B. Frachten, 
Emballagen, Einschränkungen des Zieles, auferlegen. Der Detaillist 
kann seinen Kunden keine ähnlichen Konditionen machen, so dass 
in Wirklichkeit der Kleinkaufmann fast alle Folgen des teuren Geld- 
und Warenmarktes tragen musste. 

Die Fortbildungsschule unseres Bezirks resp. Platzes ist mehr 
auf die Ausbildung für die Handwerkskreise zugeschnitten, weil die 
kaufmännische Beteiligung zu klein ist. 

Bericht der Gemeindeverwaltung Kleinlangheim. 

Wirtschaftlich können wir mit Befriedigung auf das Jahr 1907 
zurückblicken. Die Ernte war sehr gut mit Ausnahme der Wein- 
ernte. Die Preise waren durchweg befriedigend. 

Bezüglich unserer Verkehrsverhältnisse sind wir aber immer 
noch im alten Geleise; und dies konstatieren zu müssen, ist wieder 
das Unangenehme im ganzen Bericht. Schon seit Jahren baten wir, 
um eine praktische und bequemere Verbindung zu bekommen, um 
Einlegung eines 4. Zuges auf der Lokalbahn Kitzingen — Gerolzhofen 
unter Berücksichtigung passender Anschlüsse an die Lokalbahn 
Gerolzhofen — Schweinfurt. Allein unsere Wünsche blieben stets 
unberücksichtigt; die Folge war, dass sich der Personenverkehr immer 
noch nicht so entwickelte, wie man von dieser eine wohlhabende 
Gegend berührenden Bahn erwarten sollte. Mit Beginn des Sommer- 
fahrplanes 1907 wurde nun ein 4. Zug eingelegt, aber nur ein Güter- 
zug, ohne Personenbeförderung. Dieser läuft nun einem Personenzug 
direkt hintennach. Dadurch sind wir nur schlechter daran als früher; 
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denn der Personenverkehr bleibt nach wie vor mangelhaft und der 
Güterverkehr ist erst recht verschlechtert. Die Güter laufen grössten- 
teils zu einer Zeit in Kitzingen oder Schweinfurt ein, wo uns« 
Güterzug die Hauptstation schon verlassen hat. Einzelgüter erfahren 
hierdurch eine Verspätung von 24 Stunden, Wagenladungen oft eine 
solche von 2 Tagen. Die Ladungen, welche nachmittags 5 Ehr m 
Kitzingen cintreffcn, kommen den anderen Tag nachmittags gegen 
3—4 Uhr erst an die Station. Dies sind für viele Geschäfte ganz 
missliche Verhältnisse. Hätte man doch anstatt eines reinen Güter- 
zuges, der doch kaum weniger als ein anderer Zug kostet, einfach 
einen 4. Personenzug eingestellt und zwei von den Personenzügen 
zur Güterbeförderung bestimmt und zwar so, dass je ein Vormittags- 
und Nachmittagszug die Güter befördert, so wäre bei gutem Anschluss 
in Kitzingen und Gerolzhofen in jeder Hinsicht den Wünschen des 
Publikums Rechnung getragen. Wir bitten daher wieder um Ein- 
richtung der Züge in diesem Sinne. 

Unsere Telephoneinrichtung ist auch noch nicht praktisch 
durchgeführt. Mit Ausnahme von bayerischen Plätzen ist die \ er- 
bindung sehr beschränkt und für ein Geschäft, das mit ausserbaye- 
rischen Plätzen zu verkehren hat, nahezu wertlos. Daraus erklären 
sich auch die minimalen Privatanschlüsse. Die Abstellung dies« 
Mängel dürfte ohne jeden Kostenaufwand für die Verkehrsanstalten 
leicht zu bewerkstelligen sein. 

Bericht eines Kaufmannes in Marktheidenfeld. 

Die wirtschaftliche und geschäftliche Lage ist im Vergleich 
zum Vorjahre dieselbe geblieben. Die hohen Lebensmittelpreise, ®>t 
Ausnahmen des Fleisches, halten an nnd haben sich eher noch ver- 
schärft. Holz- und Kohlenpreise haben eine empfindliche Höhe 
erreicht, und wird der hohe Preis der Kohlen wohl nicht mit Unrecht 
den Kohlensyndikaten in die Schuhe geschoben. Die Getreideernte 
in hiesiger Gegend war durchweg gut ; trotzdem aber sind die Preise 
für Mehl, Brot und andere Backwaren gestiegen, was wohl aut den 
Getreidemangel in anderen Ländern zurückzuführen ist. Der Ertrag 
des hiesigen nicht unbedeutenden Weinbaues darf Vs bis Vs genannt 
werden. Die Qualität war gut. Da der Ausfall der Weinernte fas* 
überall minimal war, trat auch eine ziemliche Breiserhöhung für <i' e 
kleineren Konsumweine ein. Gute Preise und eine volle Ernte 
wären einmal den schon oft enttäuschten Winzern gewiss zu gönnen 
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Die bei dem hiesigen Tonwerke, welches sich anscheinend gut 
linführt, erhoffte Arbeitsgelegenheit wird ausbleibcn, da dasselbe 
iingeschulte Arbeiter (Italiener) einstellte. Einer scheinbar ver- 
schwindenden Industrie, wenn ich so sagen darf, will ich noch ge- 
denken. Es existiert hier noch eine Gipsmühle mit bescheidenem 
Betrieb, welche früher sehr gut florierte, so dass ehedem im Frühling 
grosse Reihen von Fuhrwerken lange warten mussten, bis sie den 
gemahlenen Gips zum Bestreuen der Wiesen erhalten konnten. 
Fleute scheint Thomasmehl etc. auch dieses Düngemittel verdrängen 
zu sollen. Mit der Gipsmühle war früher auch eine Ölmühle ver- 
bunden, welche aber eingegangen ist. 

Hier befindet sich auch eine Tongrube, aus welcher die hiesigen 
Hafner, allerdings unter schwerer Konkurrenz der Porzellan- und 
Steingutindustrie, seit Menschengedenken ihren Ton für ihr Hand- 
werk graben. Vielleicht würde sich ein städtischer Betrieb, ähnlich 
wie in Klingenburg, rentieren. 

Was den im vorigen Jahre erwähnten, für den hiesigen Platz 
projektierten Hafen anbelangt, so hat die Regierung das Postulat 
auf 2 Jahre zurückgestellt; es wurde deshalb im Gemeinderat und 
in einer Bürgerversammlung beschlossen, die Grunderwerbung nur 
dann und zwar auf Gemeindekosten zu übernehmen, wenn ein Um- 
schlaghafen mit Gleisanschluss hergestellt wird. Aussichten, dass 
der Hafen hierher kommt, sind vorhanden. 

Ein Telephonnetz für Marktheidenfeld kam inzwischen zustande 
mit 5 amtlichen und 1 7 privaten Anschlüssen. 

Eine Belästigung der Lehrlinge beschäftigenden Meister und 
Prinzipale bildet die Bestimmung, dass die Fortbildungsschule an 
Werktagen von 1 — 3 Uhr nachmittags, statt in Abendkursen abge- 
halten wird. 

Die Regelung der Entschädigungsansprüche bei beschädigten 
Waren durch die ßahnverwaltung gibt zu Klagen Anlass. Das 
Bahnpersonal ist laut Dienstvorschrift angewiesen, die Adressaten 
beschädigter Sendungen zu veranlassen, dieselben anzunehmen unter 
Vorbehalt ihrer Ausprüche, damit für die Bahn nicht (etwa durch 
Auslaufen) noch grösserer Schaden entstehe. Wenn nun der 
Empfänger in entgegenkommender Weise solche Sendungen annimmt 
und nachher seine Ansprüche geltend macht, so riskiert er Ab- 
weisung. In zwei mir bekannten Fällen ist dies hier geschehen. 
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Bericht eines Geschäftsmannes in Mellrichstadt. 

Die wirtschaftliche Lage des Jahres 1907 hat sich gegenüber 
den Vorjahren merklich gebessert, und zwar aus dem Grunde, wt\ 
jetzt alle 14 Tage hier Schweine- und Viehmärkte abgehalten werden 
wodurch dem Landwirte Gelegenheit gegeben wird, schneller abza- 
setzen; hier und in der Umgegend wurde dies mit Freuden begrusst 

Im allgemeinen hat man es hier und in der Umgegend mek 
mit der Landwirtschaft und der Viehzucht zu tun, die in erfreu- 
licher Weise bedeutende Fortschritte macht; die fortschrittlick 
Entwickelung dürfte dem grossen Anbau von Getreide, sow'ie d« 
Vergrösscrungen der Viehbestände und den verschiedenen Vortrages 
des landwirtschaftlichen Vereins, dem Verkauf von Getreide sowie 
dem Ankauf von Kunstdünger und Futter-Artikeln von seiten der 
Darlehenskasse und des Lagerhauses, das einen jährlichen Umsatz 
von 428000 Mark zu verzeichnen hatte, zuzuschreiben sein. 

Auch in der Bautätigkeit wurde im vergangenen Jahre nicht 
zurückgehalten; hier wie in der Umgegend wurden verschiedet» 
Neubauten aufgeführt. 

Eine erfreuliche Initiative und Tätigkeit entwickelte unsere 
Stadtverwaltung durch Inangriffnahme der Kanalisation, die bis Ende 
Oktober vollendet sein wird. Ausserdem sind auch die erforder- 
lichen Vorverhandlungen bezüglich einer elektrischen Lichtanlage 
gepflogen, so dass auch dies bis zur kommenden Saison fertig- 
gestellt sein wird. 

Bericht eines Geschäftsmannes in Stadtlauringen. (15. fl. 

Viele Geschäftsleute des hiesigen Bezirks haben den Wunsch, 
dass der Ladenschluss an Sonn- und Feiertagen wie bisher 
beibehalten wird. Die Geschäfte sind jetzt vormittags von 8 — 9 Uhi 
und nachmittags von 12 — 4 Uhr offen; dieses ist auch unbedingt 
erforderlich, weil die Kaufleute auf den Landstädten an den Werk- 
tagen ohnehin keine Einnahmen haben und auf den Sonntag ange- 
wiesen sind, da die Bewohner auf dem Lande an Sonn- und Feier- 
tagen die Einkäufe machen. 

Im Eisenbahnwesen besteht der allgemeine Wunsch, dass 
der Zug Nr. 4, welcher I 15 Uhr hier abfährt, verlegt w'ird, und 
zwar sollte dieser Zug schon vormittags io 80 Uhr hier abfahren. 
In Rottershausen sollte dieser Zug wieder um II 45 abgehen, und 
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hier um 12 45 eintrcffen. Wie die Zugsverhältnisse jetzt bestehen, 
wird dem hiesigen Platz der ganze Verkehr weggenommen, und hat 
besonders die Geschäftswelt am hiesigen Platz schwer darunter zu 
leiden. 

Der Frachtsatz für Stückgut von Schweinfurt nach Stadt- 
lauringen ist viel zu hoch; mit Fuhrwerk kann Stückgut viel rascher 
und billiger befördert werden, nämlich pro 1000 kg zu Mk. 6. — , 
während es per Bahn Mk. 7. — kostet. Es wird deshalb heute noch 
viel Stückgut per Fuhrwerk in Schweinfurt abgeholt. Würde der 
Satz für Stückgut pro 1000 kg auf Mk. 6. — gestellt werden, so 
würde sich ein bedeutend grösserer Stückgutverkehr bemerkbar 
machen. 

Die Bauernvereine und Darlehenskassenvereine, 
welche mit Kunstdünger, Futtermittel, Baumaterialien usw. Handel 
treiben, sollten auch in die Besteuerung mit eingezogen werden, da 
gerade diese Vereine dem Kaufmann auf dem Lande viel schaden. 

Für den Steuerausschuss sollte von jedem Bezirk je ein 
Mitglied des Bezirksgremiums aufgestellt sein, behufs Vertretung 
der Steuerpflichtigen aus Handel und Industrie, da in letzter Zeit 
Handel und Industrie mit Steuern viel zu stark belastet werden; oft 
mangelt im Steuerausschuss auch die nötige Branchekenntnis für 
derartige Unternehmen, so dass zu hohe Einschätzungen sich ergeben. 

Die Telephongebühr auf dem Land ist viel zu hoch gegen- 
über jener in der Stadt, da doch die Abonnenten auf dem Land die 
Gelegenheit zum Telephonieren weit weniger haben; daher möge 
die Gebühr bedeutend ermässigt werden, vielleicht auf Mk. 60. — 
pro Jahr. Es wäre dann dem kleinen Geschäftsmann eher möglich, 
Telephonanschluss zu nehmen; der jetzige Satz ist dem kleinen 
Geschäftsmann zu teuer. 

Die Holzindustrie gestaltete sich im Frühjahr und Sommer 
ziemlich günstig. Obgleich der Einkauf des Rohmaterials sehr hoch 
kam, konnten in Anbetracht der grossen Baulust auf dem Lande 
entsprechende Preise erzielt werden; dagegen nahm das Geschäft 
gegen Herbst und Winter eine sehr ungünstige Wendung, was 
lediglich auf den teueren Geldmarkt zurückzuführen war. Trotz 
billigeren Angebots konnten keine Abschlüsse mehr zustande 
kommen. Daher war die Bautätigkeit im Herbst und Winter ziem- 
lich ruhig; dies wirkte auch auf die Sägeindustrie ungünstig ein. 
Auch für 1908 scheint bis heute noch wenig Aussicht auf grosse 
Baulust vorhanden zu sein, was sich bei den neuen Holzeinkäufen 
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ziemlich bemerkbar machte; nur Ia Eichen finden regen Absatz 
Mittelware hat wenig Nachfrage. 

Das Submissionswesen bei den staatlichen Holzverkäufet 
sollte speziell in Unterfranken vollständig aufgehoben werden, da 
das Nadelholz, welches in den Forstämtern in Unterfranken anfülz 
auch vollständig in Unterfranken gebraucht wird; der Lokalbcdan 
ist ein sehr grosser, besonders auf dem Land, sodann sind mehre« 
bedeutende Sägewerke in Unterfranken , welche grosse Masse® 
Hölzer verarbeiten, und diesen fällt es oft schwer, ihren Bedarf n 
decken. Sie sind deshalb gezwungen, das Holz, welches dem öffra- 
liehen Verkauf unterstellt wird, teuer zu kaufen. Die Folge ist. 
dass auch der Handwerksmann und Landwirt seinen Bedarf teure 
kaufen muss. In den meisten Fällen wird das Holz, welches i® 
Submission vergeben wird, von Händlern aufgekauft und an der 
Niederrhein geschafft, wodurch viel Holz dem Lande entzogen wird 

Bericht aus Wörth a. M, (io. II.) 

Das Jahr 1907 war für die Landwirtschaft im grossen ganzes 
ein gutes zu nennen. Die Ernte fiel sowohl in Quantität wie Quafc 
bei Getreide und Kartoffeln sehr gut aus, wo hingegen die Futter- 
gewächse und Dickwurz nur eine knappe Mittelernte ergaben. Die 
erhöhten Einnahmen aus dem Getreide wurden jedoch in den milch- 
produzierenden Wirtschaften fast ausgeglichen durch die erhöhtet 
Forderungen für Kraftfutter und die gesunkenen Preise für Fett rieh 
(Kühe und Rinder, sowie Schweine), während gute Milchkühe noch 
so ziemlich ihren alten Preis hielten ; während in den letzten m« 
Jahren pro Stück Kuh nur 100 Mk. vcrmolken wurden, erhöhte ach 
dieses Jahr die Differenz auf 130 Mk. 

Die hohen Diskontsätze kommen dann auch noch sehr für die 
belasteten Betriebe in Betracht. Aus umstehendem letzten Grunde 
wäre es sehr erwünscht, wenn die ländlichen Spar- und Darlehen?- 
kassen ihre Geschäftsführung soweit vergrössern würden , dass sic 
Genossen im Konto-Kurrentverkehr annähmen, was bei der jetziger 
Verwaltung ausgeschlossen ist. Es ist immer mit Umständen ver- 
knüpft, von grösseren Plätzen Geld schnell zur Hand zu haben. 

Sehr erwünscht und gerne begrüsst wäre die Einlegung eine? 
Frühzuges nach Aschaffenburg. Der erste Zug erreicht auf de-' 
Strecke Miltenberg-Aschaffenburg letztere Station erst um l /* 8 Uh' 
morgens. Die Verbindungen nach Frankfurt und Darmstadt gehe® 
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wieder erst eine Stunde später ab, so dass man vor */t IO Uhr in 
keiner der beiden Städte ankommen kann. 

Bericht des Vereins zum Schutze für Handel und Gewerbe 

(E. V.) Würzburg. 

Das Jahr 1907 ist gegenüber seiner Vorgängerin wohl mit 
einer etwas besseren Note zu zensieren, doch sind noch eine ganze 
Masse Wünsche unerfüllt geblieben, von denen man wohl hoffen 
darf, dass das neue Jahr die erhoffte Besserung bringen wird. 

Infolge der guten Ernte in fast allen Produkten, die unsere 
heimische Scholle hervorbringt, und der hohen Preise, die für Getreide 
und nahezu alle Artikel, die der Landmann produziert, bezahlt 
werden müssen, haben die Kaufkraft desselben gestärkt, was allent- 
halben im Geschäftsleben zu bemerken war. Die Wein- und Obst- 
ernte liess auch in diesem Jahre wieder viel zu wünschen übrig. 
Besonders was erstere betrifft, sind die Häckersleute, die haupt- 
sächlich darauf angewiesen sind, wieder schlecht w’eggekommen, da 
auch diesmal eine schlechte Ernte zu verzeichnen und es den Leuten 
vielfach nicht möglich war, ihren Verpflichtungen, die sie durch das 
volle Missjahr 1906 auferlegt erhielten, nachzukommen. Gerade die 
Kaufkraft dieser Leute mangelt uns ; denn haben dieselben gute 
Einkünfte, so geben sie das Geld viel leichter aus, um schon lange 
bestehende Bedürfnisse zu befriedigen und Neuanschaffungen zu 
machen, die teils für die Familie, teils für die Landwirtschaft Ver- 
wendung finden. 

Anders ist es in der Stadt gelagert. Hier macht sich die 
Teuerung fast aller Lebensmittel und der Artikel, die zum Lebens- 
unterhalt unumgänglich notwendig sind, sehr bemerkbar, denn dies 
zwingt die Hausfrau, deren Einnahmequelle nicht im Verhältnis zu 
der Teuerung steht, zu äusserster Sparsamkeit, was sich in vielen 
Fällen bei den Einkäufen der verschiedenen Gebrauchsgegenstände 
bemerkbar macht. Sehr einschneidend und fühlbar ist die Krisis, 
die das hiesige Bauhandwerk heimgesucht hat, welche allerdings 
durch sinnlose Spekulation hervorgerufen wurde, wozu vielfach über- 
mässige Beleihungen an 1. Stelle mit die Schuld tragen, und wurde 
dadurch das Privatkapital herausgefordert, zu hohe Hypotheken an 
II. und III. Stelle zu geben, die nun teilweise gefährdet sind. Einen 
grossen Teil an all diesem Unglück trägt allerdings der ausser- 
ordentlich hohe Reichsbank-Diskontsatz von j l /i u !o, der wohl der 
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höchste seit Bestehen der Reichsbank und noch ein , /*°/o höher ist, 
als der schon sehr hohe im Vorjahre. Die Geschäftsleute und Bau- 
handwerker sind durch die Fallissements der verschiedenen Bau- 
meister schwer geschädigt, da solche in vielen Fällen Tausende von 
Mark für gelieferte Waren oder Arbeit verlieren, und wird es bei 
manchem aller Anstrengung bedürfen, sich über Wasser zu halten. 
All dies drückt wie ein Alp auf Handel und Wandel, und wäre es 
nur ein Akt der Billigkeit, wenn die Grossbanken, die den Fehler 
der zu hohen Beleihung begangen haben, jetzt zurzeit des Nieder- 
ganges die Hypotheken halten würden, um weiteres Unglück zu ver- 
hüten, das vielfach dadurch verursacht wird, dass jetzt, wenn eine 
Hypothek ausläuft, der Zinsfuss stark erhöht und die Höhe des 
Kapitals vermindert wird, wodurch die nachfolgenden Hypotheken- 
gläubiger oft gezwungen werden, einzuspringen, wollen sie nicht ihr 
Kapital gefährden. 

Dadurch, dass diesmal die Hochkonjunktur internationalen 
Charakter trug und die Geldanspannung ebenfalls international ist, 
hält es nicht nur viel schwerer, aus der Kalamität herauszukommen, 
sondern es droht jetzt die Überspannung und, ihr folgend, der Rück- 
schlag, gleichfalls international zu werden. Es wäre sehr zu wünschen, 
wenn in absehbarer Zeit die Reichsbank ihren Diskont soweit zurück- 
führen könnte, dass der Handel wieder zu neuem Leben erwacht 
und in die soliden alten Bahnen zurückkehren könnte, in denen er 
sich bei uns in Deutschland stets bewegt hat. 

Der seither bestandene Verein „zum Schutze des Detailhandels", 
führt seit dem 2. April 1907 den Namen „Verein zum Schutze für 
Handel und Gewerbe*“, wurde in das Vercinsrcgister eingetragen und 
ist dem bayerischen Verbände der Vereine zum Schutze für Handel 
und Gewerbe mit dem Sitze in Nürnberg angeschlossen. Derselbe 
hat den Zweck, den kaufmännischen und gewerblichen Mittelstand 
zu erhalten und zu kräftigen, die Auswüchse des Erwerbslebens zu 
bekämpfen und solchen Bestrebungen entgegenzutreten, welche 
Handel und Gewerbe schädigen. Der Verein hat durch Zusammen- 
schluss der meisten Handelstreibenden im Berichtsjahre seine Mit- 
gliederzahl bedeutend vergrössert und erstreckt sich die Tätigkeit 
des Vereins auf alle den Handel und das wirtschaftliche Leben be- 
rührende Fragen der Gesetzgebung sowie auf Eingaben und An- 
regungen bei den Behörden und Regierungen. Derselbe hat Ver- 
anlassung, in drei Fällen seinen Mitgliedern in betreff des „un- 
lauteren Wettbewerbes“ schützend beizustehen. Es w r arcn 
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dies zwei Fälle aus der Kolonialwaren- und ein Fall aus der Kon- 
f ektionsbranche. 

In betreff der Lagerei-Berufs ge nossenschaft war unser 
Verband in hervorragender Weise tätig und ist das von demselben 
Erreichte für sämtliche Detailbetriebe von grösster Wichtigkeit. Es 
waren zwei Herren des Verbandes in Berlin anlässlich der General- 
versammlung der Lagerei-Berufsgenossenschaft anwesend und haben 
bei dem Vorsitzenden derselben das weitgehendste Entgegenkommen 
gefunden. Ein Mitglied unseres Verbandes ist als ständiges Aus- 
schussmitglied in den Vorstand der Lagerei-Berufsgenossenschaft 
gewählt worden. Es dürfte nur noch fernerhin zu erstreben sein, 
dass nicht einseitig sämtliche Angestellte unbedingt zu versichern 
sind, während nur ein Teil ihrer Arbeit versicherungspflichtig ist, 
was stets zu grösseren Unannehmlichkeiten führte und wird der 
Verband weiter darauf hinwirken, dass sämtliche Unfälle im Detail- 
betriebe versicherungspflichtig werden. 

In betreff des neuen Gesetzentwurfes gegen den unlauteren 
Wettbewerb ist es vor allem notwendig, dass jene Bestimmungen 
des bayer. Ausführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze, 
wonach bei Erhebung der öffentlichen Klage wegen Vergehens des 
unlauteren Wettbewerbes durch die Presse in Bayern die Schwur- 
gerichte zuständig sind, als den heutigen Verhältnissen keineswegs 
mehr entsprechend beseitigt werden, indem das Ausführungsgesetz 
dahin abgeändert wird, dass derartige Vergehen durch das Land- 
gericht abgeurteilt werden. 

In betreff des §63 des Handelsgesetzbuches hat der 
Verein auf dem Verbandstage in München dahin Stellung genommen, 
dass wohl der Handelsgehilfe das Salair auf die Dauer von sechs 
Wochen fortbezieht, der Prinzipal dagegen berechtigt ist, die Beiträge 
der Krankenunterstützung vom Salair in Abzug zu bringen. Leider 
zeigt die jetzige Zusammensetzung des Reichstages wieder, dass der 
Mittel- sowohl als der Kaufmannsstand fast keine Vertretung besitzt 
und die Abgeordneten ohne Würdigung der Interessen des kauf- 
männischen Mittelstandes Gesetze machen, welche schwer einschneiden 
in die geschäftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse. 

In betreff der Konkurrenzklausel steht der Verein auf 
dem Standpunkte, dass die Konkurrenzklausel als solche bestehen 
bleibt und dass in bezug auf die Dauer und hinsichtlich des fest- 
zusetzenden Betrages der Konventionalstrafen eine Beschränkung 
eintreten kann und dass mit Lehrlingen überhaupt keine Verein- 
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barung getroffen werden dürfe, welche ein Konkurrenzverbot zum 
Gegenstände haben. 

Weiter hat der Verein auf dem Verbandstage in betreff der 
geplanten „Privatbeamten-Versicherung“ insoferne Stellung 
genommen, als er den Verband veranlasste, dahin seine Tätigkeit 
zu richten, dass die Angestellten als derjenige Teil, welchem die 
Vorteile allein zukommen, auch die grösseren Lasten zu tragen 
haben, so dass also — wie bei den seitherigen sozialen Fürsorge- 
gesetzen — der Hauptanteil auf die Arbeitnehmer und der mindere 
Teil zu Lasten der Arbeitgeber fällt. 

Gegen das Vereinigungsrecht der Prinzipale hat der Deutsch- 
Nationale Handlungsgehilfen-Verband einen Ansturm unternommen, 
indem derselbe verlangt, es sei den Kaufleuten zu untersagen. 
Angestellte wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer Vereinigung um ihre 
Stellung zu bringen, oder sie aus diesen oder anderen Gründen an 
der Erlangung einer Stellung zu hindern. In Abwehr dieses, das 
Vereinigungsrecht der selbständigen Kaufleute verbietenden Gesetzes, 
hat der Verein an den bayerischen Verband das Ersuchen gerichtet, 
er möge an das Reichsamt des Innern eine Eingabe gelangen lassen, 
dass diesem Ansinnen unbedingt nicht Folge gegeben werde, denn 
cs dürfen nicht einseitig Angestellte in ihrem Recht gestärkt, den 
Prinzipalen aber das Recht entzogen werden, ihre Interessen nach 
eigenem Ermessen zu wahren. 

Ferner ist der Verein auf dem Verbandstage dafür eingetreten, 
dass es gestattet sein soll, die Poststücke persönlich und unter 
Fortfall der Zustellgebühren abzuholen resp. abholen zu lassen 
In den daraufhin über diesen Gegenstand im Landtage geflogenen 
Verhandlungen ist dieser Wunsch leider unerfüllt geblieben, jedoch 
dürfte sich eine wiederholte Agitation in diesem Sinne unbedingt 
empfehlen. 

Ein grosser Missstand für den hiesigen Handel besteht bei der 
Güterexpedition der ankommenden und abgehenden Güter dahier. Die 
Räumlichkeiten als auch das zur Verfügung stehende Personal ist 
vollständig unzulänglich und obgleich die Missstände der Vorgesetzten 
Behörde längst bekannt sind, so ist bis jetzt eine Abhilfe irgend 
welcher Art nicht geschaffen worden. Nur unter den grössten 
Schwierigkeiten können oftmals angekommene Güter gefunden und 
dem Spediteur oder dem Adressaten ausgehändigt werden. 

In Sachen des Polytechnischen Zentralvereins hat sich der 
Verein mit dem Direktor und Vorstande desselben ins Benehmen 
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gesetzt betreffs einer besseren Ausbildung der Kaufmannslehrlinge 
und hat gemeinschaftlich mit dem Direktor als auch in einer Ver- 
sammlung der kaufmännischen Vereine einen dreijährigen Lehrplan 
festgesetzt, welcher allen Anforderungen in bezug auf Erlangung 
eines umfassenden kaufmännischen Wissens entsprechen dürfte. 
Ferner hat der Verein beim Polyt. Zentralverein beantragt, dass — 
analog dem Gewerbe-Ausschuss — ein Ausschuss für Handel und 
Industrie bei vorgenanntem Verein gegründet werde, welcher nicht 
nur in den Unterrichtsangelegenheiten der Lehrlinge zu beraten 
hätte, sondern auch hauptsächlich sich der Förderung aller geschäft- 
lichen und industriellen Angelegenheiten der Stadt und des Kreises 
annimmt. 

Aus Anlass der stattgehabten Wahlen der Beisitzer der 
Arbeitgeber zu den Kaufmannsgerichten hat der Verein in 
Gemeinschaft mit dem Handelsverein eine Liste aufgestellt, auf welcher 
sämtliche Branchen der Arbeitgeber vertreten waren und ist auch 
diese Liste als alleinige zur Wahl gelangt. — Nachdem bei der jetzigen 
Zusammensetzung der Handelskammer der Detailhandel in 
ganz ungenügender Weise vertreten ist, so hat es der Verein als eine 
Hauptaufgabe betrachtet, bei der Neuorganisation der Handelskammer, 
im Interesse der von ihm vertretenen Detaillisten tätig zu sein, damit 
solche eine genügende und entsprechende Vertretung in den Handels- 
kammern erhalten. 

Hinsichtlich der Abänderung der Sonntagsruheordnung 
sprechen wir den Wunsch aus und bezeichnen es als eine Not- 
wendigkeit, dass die Ausnahmetage mindestens auf 7 — 8 Sonn- und 
Festtage erhöht werden, denn je nach den örtlichen Verhältnissen 
ist diese Zahl notwendig. Wir hier in Würzburg brauchen 7 Aus- 
nahmetage, 6 für Messonntage, einen für den ersten Sonntag im 
Oktober (Rosenkranzfest) und eventl. noch einen weiteren für den 
Kilianstag, falls solcher auf einen Sonntag fällt. Mit den 3 Stunden 
für die übrigen Sonntage wäre wohl auszukommen, wenn eine 
Stunde auf die Zeit von 8 — 9 Uhr früh und die zwei weiteren 
Stunden von 11 — 1 Uhr gelegt würden. 
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Wünsche der Kammer. 

Seile 

1. Ausbau des unterfränkischen Bahnnetzes . VIII und 71 — 73 

2. Förderung des Wasserstrassenverkehrs . IX „ 112 — 114 

3. Abstandnahme von der Verteuerung der 

* Telephonbenützung IX „ 10S 

4. Beibehaltung einer einheitlichen Handelskammer in Unter- 
franken ioff 

5. Günstiger Handelsvertrag mit Spanien » 

6. Verminderung der Überzahl von Feiertagen 4 ° 

7. Revision der gesetzlichen Bestimmungen über die Distrikts- 
und Landräte 4 ' 

8. Massnahmen gegen Auswüchse des landwirtschaftlichen 

Genossenschaftswesens 4 - 

9. Einschränkung der Bewilligung von Lokalmalzaufschlägen 4 : 

10. Revision der Ruhepausen-Vcrordnung für das Gastwirts- 
gewerbe 46 

1 1 . Gleichheitliche Gestaltung sozialer Auflagen 46 

12. Zweckmässige Gestaltung der Weingesetzgebung in ein- 

heitlicher Form ohne Unklarheiten und ohne Beschränkung 
der berechtigten Warenzeichenbräuche 48” 

13. Beibehaltung und weiterer Ausbau der Handelsabteilung 

an der Kgl. Kreisoberrealschule 5 ^ 

14. Amtliche Zusammenstellung der Warenzeichen .... 65 

15. Bahnbauten: 

a) Würzburg — Wertheim — Worms — Kaiserslautern . . . 71Ü 

b) Bischofsheim — Gersfeld bezw. Wildflecken 73 
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c) Kitzingen — Marktbreit 22 

d) Steigerwald-Querbahnen 22 

e) Bad Kissingen — Neustadt a. S 22 

f) Partenstein — Frammersbach 22 

16. Strassenunterführung beim Bahnhofe Sanderau .... 76 

1 7. Güterabfertigungsstellen für 

a) Sanderau 2 ^ 

b) Zell a. M 2 $ 

iFL. Beibehaltung der neuen Schnellzugsverbindungen zwischen 

Würzburg — Heidelberg — Mannheim — Saarbrücken und 

neue Anschlüsse Osterburken — Stuttgart 82/83 

IQ. Wünsche zur Personentarifreform 83 ff. 

20. Massnahmen gegen den Wagenmangel 36 

21. Schonende Behandlung der Obst- und Obstweinsendungen 

auf der Bahn 96/97 

22. Massnahmen für frostempfindliche Güter und Ausdehnung 

des Heizwagenverkehrs 98/99 

Einschränkung der Neuanlage von Eisenbahn-Baumschulen 106/7 

Vergrösserung der Würzburger Güterhallen 102 

Baldige Fortsetzung der Mainkanalisierung LL2 

Massige Bemessung der Schiffahrtsabgaben unter Frei- 
lassung der Kleinschififerei und Flösserei von Abgaben . LL2 
Führung des Projekts für die Grossschiffahrtsstrasse im 

Maintale • uj 

Tunlichste Beschleunigung der Kettenlegung im Obermain 1 13 

Errichtung eines Schutzhafens am Mittelmain .... nj 

Anlage eines Handels- und Industriehafens in 



Würzburg IX und 
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